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Vo  rwort. 


Die  Wirthschaftsgeschichte  der  österreichischen  Länder  ist 
©n  noch  vielfach  ungekanntes  Gebiet.  Gleichwohl  bietet  die 
eigenartige  Entwicklung  und  selbst  der  Niedergane:  der  öster- 
reichischen Volks  wir  thschaft  im  17.  und  18.  J;ilirhundert  viel 
Interesse  und  es  öciieint  wahrhaftig  der  Mühe  werth,  die  jetzt 
noch  spärlich  fliessenden  Quellen  dieser  Geschichte  zu  erschliessen. 

Der  Verfasiier,  der  schon  früher  im  Seminare  Professor 
Schmoller's  in  Berlin  sich  mit  Studien  über  österreichische  Ge- 
wcrbegeaduchte  befiwst  hatte,  folgte  gerne  der  Anregnng  und 
Anfimmterung  seinM  hochgeflchätEteii  liehrera,  sich  noch  an- 
gehender mit  der  Wirduchansgeschichte  OesterraidbB  vertnuit  zu 
mMlien  und  die  Resultate  seiner  Studien  zu  publiciren.  In 
emsiger  Arbeit  in  den  Bibliotheken  und  Archiven  AMens  hof!le 
er  seine  Studien  soweit  vollenden  unä  hinreichendes  Material 
sammeln  zu  können ;  um  eine  unitassendere  Dirstcllunp!^  der 
Gewerb^eschichte  der  Österreich! Milien  Länder,  zunächst  tür  das 
17.  Jahrhundert,  publiziren  zu  können.  Leider  gelang  es  nicht, 
diese?«  ersehnte  Ziel  zu  erreichen;  einereeits  war  das  gefundene 
Alaterial  ui  manchen  Theileu  unzureichend  und  eine  Ergänzung 
desaelben  sehr  ecbwer  dnrdisiifiüirenf  tmdereneits  bewogen 
fttueore  VerbllltDiMe  den  Yerfiunery  Wien  asu  verlassen  und  damit 
nodigedmngen  die  weitere  Materiidsammlung  aufeugeben.  Den* 
noch  war  es  zu  dieser  Zeit  schon  gelungen,  manche  nicht  un- 
bedeatsame  Partie  des  Ganaen  zu  einem  ziemlich  befriedigenden 
Ahachhuse  au  bringen;  eine  derselben  ist  die  vorliegende  Ge- 
schichte des  Ma  n  ufakturhauses  in  Wien.  War  es  nicht 
möglich,  (insOimze  zu  vollenden,  so  mag  doch  diese  Detailarbeit,  die 
(licrch\\  eg  auf  aktenmilssigem  Materiale  der  Wiener  Archive  und 
der  k.  k.  Hutl)ibliothek  in  Wien  aufgebaut  ist,  vor  die  Oeflfent- 
hchkeit  treten,  als  ein  schwacher  Versuch,  zu  der  grossen  Arbeit 
der  Durchforschung  der  österreichischen  Wirthschaftsgeschichte 
einen  kleinen  Beitrag  zu  liefern.  Als  das  und  als  nichts  Anderes 
soU  die  kleine  Studie  angesehen  werden. 
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Der  Verfasser  erMlt  endlich  eine  angenehme  Pflicht ,  indem 
er  an  dieser  Stelle  einem  Manne,  der  in  liebenswtlrdigpter  Weise 
ihn  bei  seinen  Studien  unterstützte,  Ihm  den  Zugsaiß  zu  allen 

Archiven  rr^ffrirte  und  auch  bei  der  Durchtiihrnn^  der  Arbeit 
mit  manchem  vortrefflichen  Käthe  zur  Seite  stand,  Hen*n  Hof- 
rath Professor  Dr.  v.  Inama-Stfrne^e:  in  Wien ,  seinem 
hochverehrten  Lehrer,  für  diese  Förderung  den  wärmsten  und 
tiefstempluritienen  Dank  ausspricht. 

Keichenbergy  im  August  1885. 

Der  Verfasser. 
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I. 


fiewerbliehe  Zustände  und  Gewerbegesetzgebung  der 
Ssterreiehisehen  Erblande  im  17.  Jahrhundert. 


Die  wirthschaftÜche  Lage  Oesterreichs  war  im  17.  Jahr- 
biiidert,  wenn  man  etwa  von  dm  IdxteQ  Jahren  vor  Beginn  des 
I)Ttinu;jflhrigen  Krieges  ahnehi^  eine  flberaoB  traute.  Wie  mganz 
DootM^lAndy  so  waren  uniBOmehr  hier,  wo  der  Handel  nie  eine 
so  hohe  Ekitwicklungastufe  erreicht  hatte^  —  wie  beispielsweise 
in  den  Hansestädten  und  den  grossen  Messstädten  für  den 
Binnenhandel)  —  Handel  und  Gewerbe  unter  dem  Druck  der 
misslichen  nus^eron  Vrr1ii|]tina8e  und  einer  innoron  Politik,  die 
alles,  auch  fln<  wirthschuitü*  ho  Wolil  rle'^  Lruides,  einem  starren 
Glaubenszelutismuö  opleile,  tiei  gesunken,  bchon  im  16.  Jahr- 
hundert war  der  eine  llauptstroin  des  Welthandels,  der  bisher 
von  KonstiintiDOpel  längs  der  Donau,  und  von  den  italienisclien 
Sliidten  (vornehmlich  Venedig,  Genua,  Pisa)  über  die  Alpen  und 
weiter  Aber  Wien,  Regensburg ,  Augsburg  sich  nach  dem  mitt- 
leren und  nördlichen  Deutschland  bewegt  hatte,  fost  voUstSndig 
a))gelenkt  worden').  Mit  der  Entdeckung  Amerika's,  mit  der 
Auffindung  des  neuen  Seeweges  nach  Ostindien  ward  der  grosse 
Handelsweg  hinaus  verlegt  auf  den  Ocean,  die  KUstenstHdte  des 
südlichen  und  westlichen  Europas  am  Atlantischen  Meere  wurden 
die  hauptsächlichsten  Tvn  ^*  des  Welthandels  und  der  Handel 
der  österreieliisrhen  Krblandc  sank  mit  di<'sem  V^erfalle  des  ge- 
Minraten  HinMenlinndelN.  Dass  mit  diesem  Sinken  deö  Handels  in 
l'esteiTeich ,  wie  in  pmz  Deutsehland,  das  jetzt  von  Portu^^al, 
Spanien,  besonders  alter  von  den  Niederlanden  und  später  von 
Eiigland  in  Handel  und  SchiflGahrt  weitaus  überflügelt  wurde,  auch 

')  Vfijl.  in  Kurz.  Oesterreich's  Handel  in  älteren  Zeilen.  Iö22,  den 
Vtrgleich  der  österreichischen  Erblande  in  dieser  Hinsicht  mit  den  Keichs* 
und  UaneestAdten.    S.  345  ff. 

')  Falke,  Geschichte  des  deutprhm  Handels.  11,  8.  '6  ff.  Bisder* 
mann,  Deutschland  im  lö.  Jahrbtudert.   I,  274  If. 
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der  Niedergang  des  Gewerbes  untrennbar  verbuudeu  war,  scheint 
leicht  begreiflich,  wenn  man  bedenkt,  dass  in  früheren  Jahr- 
hunderten die  EraeogiÜBse  deataehen  QewerbfleiflseB  —  za  denen 
ja  auch  die  OstarreictiiwheD  firblande  manch  echttnes  StUck  bei* 
getragen  —  den  Weltmarkt  beherrscht  hatten,  während  sie  jelast 
meiBt  auf  den  Abaatzs  im  Inlande  beschränkt  und  auch  da  von  den 
Waaren  der  neuen  Handelsmächte  zum  Theile  verdrängt  wurden. 

Und  jetzt  kommt  noch  im  17.  Jahrhundert  hiezu  der  schreck- 
liche Dreissigiährif^'o  Krieir.  der  dris  irnnze,  früher  reicliste  und 
mnc'liti^^ste  Volk  Kuropus  zu  einem  aniion  und  plenfl»  n  in.irhtf'  ), 
und  daä  Wuthen  der  Gegenreformation  in  den  ostermcbischeo 
Erblanden. 

Diu  besten  und  krailigsten  Männer  aus  dem  Gewerbestande  wer- 
den hinwe^^enommen,  ganze  Landstriche  durch  den  andauernden 
^^neg  entvölkert,  die  Verkehrs-  und  AbsatzFerfalUtnisse  gestört, 
oft  dauernd  -vernichtet  Und  was  der  Krieg  venchonto»  bekämpfte 
und  tilgte  naefaaichtslos  die  erst  im  17.  Jahrhundert  zu  Ende  ge- 
brachte Gegenreformation,  welche  die  tüchtigsten  und  eiftigs^ 
Grewerbsleute  theils  ganz  yemichtete,  theils  zur  Auswanderung 
zwang;  wiederholt  liest  man  in  den  Zunftbüchem  jener  Zeit, 
dass  der  oder  jener  seines  evangelisehen  Bekenntnisses  wegen 
nach  Hungam,  Polen,  ^Niederlandenwärts''  oder  an  den  Kiiein 
gezogen  sei  2). 

Zu  diesen  grossen  äusseren  Urej^chen  treten  noc)i  innere 
►Schäden  im  Gewerbestande  selbst,  vor  allem  der  Verfall  der  zu 
seiner  Blüthezeit  so  segensreichen  Organisation  des  Zunft- 
wesens, der  sich  in  den  fortdauernd  zunehmenden  „Zunft- 
missbräuchen'^  dokumentirte  und  mit  dem  ungenügenden  AbsatEe 
in  Folge  der  mangelhaften,  besUindig  durdi  Krieg  und  innere  Un- 
ruhen unterbrochenen  Handelsverbindungen  eine  Hauptursache 
der  immer  mehr  und  mehr  sinkenden  Leistungsfkhigkeit  des 
Gewerbes  war.  Genaue  statistische  Daten,  die  den  kläglichen 
Zustind  des  Oewerbf's  in  jener  Zeit,  insbesondere  die  rapid  ab- 
nehmende Zahl  <Kij*  ( i ewerbsleute  aufzeigen,  fehlen  uns  fast 
gänzlich ;  doch  smd  wenigstens  einzelne  lokale  Zahlen  erhalten  ^ j : 

V)  Falke  t.  a.  0.  15S  if.  — Hanser,  Deutschlaod  nach  dem  80jih- 
rigen  Kriege.  8. 225.  ^Die  Hansa,  wie  lange  nicht  ein  Ruhm  und  Stolz  des 
deatschcn  Namens,  lag  nach  dem  A!i!;mt'  der  zwanziger  Jahre  gänzlich 
vernichtet  am  Boden;  aia  das  we&tubaiische  Friedeuewerk  to  die  Welt 
trmt,  hatten  andere  Hinde  sich  ihres  nsndetaiden  Tagewerkes  angenommen. 
Nicht  anders  stand  es  mit  dem  übrigen  deutschen  Ilandc),  vornehmlich  um 
den  in  Süddeutschland.  Zwar  hatten  ihm  schon  das  Auttinden  einer  neuen 
Seestrasse  nach  üsüiniieQ  und  die  ucuentdeckte  Welt  harten  Verzicht  auf» 
erlegt,  aber  doch  hatten  die  augsburgischen  Fugger,  die  Ulmer  und  Nfirn- 
berger  Herren  ihren  alten  Stola  noch  nie  so  empfindlich  beugen  müssen 
als  jetzt." 

'-')  Rc schauer,  Geschichte  des  Kampfes  der  Haudwerkszünft^  und 
der  Kauimannsgremien  mit  der  österreichischen  Hureaukratie.   S.  5  ff. 

'i  Zunächst  entnommen  einem  „Referate  !>r  .).  J.  Bechor's,  Kays. 
Commercialrathes,  wie  die  Commercieo,  auch  gemeiner  Handel  und  Wandel 
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■0  waren  in  Prag,  einer  früher  sehr  gewerberachen  St&dt,  im 
Jahre  1674  nur  noch  855  Handwerker;  die  BUi^ei^chaft  in  Iglau 
war  1674  auf  300  gesunken,  während  vor  dem  Kriege  die  An- 
gehörigen des  Tuchmachergewerbes  allein  7  -  8000  Personen 
zählten  M;  in  Löwonbcrg  in  Schlesien,  wo  1620  noch  700  Tuch- 
macher gewesen  waren,  betrug  die  Zahl  derselben  im  Jahre  1674 
nur  nnch  250,  wahrend  Reichenbach,  das  zu  Anfan«^  des  Jahr- 
hundei-ts  über  4n0  Barchentweber  ge/Jihlt  hatte,  1674  im  Ganzen 
nicht  150  Gewerböleute  ziihlte.  Khigcidurt  iiattc  in  demselben 
Jahre  kaum  200  Handwerksmeister,  Judenborg,  eine  früher  an- 
8ehn]i<die  Stadt  in  Steiermark,  nur  noch  68-  Wien  eelbet  slihlte 
m  jener  Zdt  nur  1679  Handwerksmeister,  eine  Zahl,  die  zu 
der  Bev^lktfrungy  die  damals  auf  fast  100000  Seelen  geschätzt 
werden  kann-),  in  keinem  Verhältnisse  steht  Genauera  sta- 
tistische Angabini  fehlen,  wie  schon  erwähnt^  fbr  diese  Zeit,  doch 
sehen  wir  aus  einem  uns  noch  erhaltenen  „Verzaichnusz  deren 
h\fT  in  Wien  befindliclien  Handtwerchs,  Gewerb  und  Professionen 
etc."  aus  dem  Jalire  17t)2^).  dass  selbst  in  dieser  spateren  Zeit 
die  Zahl  der  Gewerbbleute ,  die  mit  ca.  3700  beziflert  wird, 
nr»cli  iinuier  eine  geringe  zu  nennen  ist.  Hiebei  ist  in  Betracht 
zu  ziehen,  dasü  die  letztere  Zahl  nicht  ganz  verlässlich,  vielmehr 
jedenfalls  zu  hoch  ist,  da  sie  als  Beleg  iur  ein  Gewerbesteuer- 

Srojekt  herbeigeBOgeii  wird.  Man  darf  annehmen,  dass  die  Zahl 
er  Gewerbetreihenden  in  Wi^  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhun- 
derts kaum  mehr  als  höchstens  2000  betragen  hat^),  und  dass 
diese  Z  ilil  in  den  Jahren  1670 — 1680  auf  1600.  ja  noch  weniger 
herabsank.  War  ja  doch  in  Pkag  in  der  Mitte  des  Jahrhunderts  - 
die  Zahl  noch  die  dreifache  gewesen  (ca.  1200)  als  im  Jahre 
1674.  "V^''e^tere  Angaben,  frpiÜch  ohne  ziffermfls.^ige  Belege,  sind 
in  den  Schilderungen  der  zeitgenössischen  Schriftsteller  entluilt^'n  "'). 
Das,  was  wir  aus  diesen  Darstellungeii  entnehmen,  derc^n  Kich- 
ti^keit  auch  einigermassen  durch  Zusammenhalten  mit  der  (jcsetz- 
p»'lmng  jener  Zeit  kontrohrt  werden  kann,  sind  überaus  ü*aurige 
Ergebnisse. 


Kcgenwlkrtig  in  Ihro  Kays.  Maj.  Erblanden  beschalfai  sden^,  ele.  ans  dem 
Jabre  1674.   MS.  der  kais.  Hofbibliothek  in  Wien. 

1)  Werner,  Geschichte  der  Iglauer  Tuchmacbcrzunfl,  1861. 

-)  VrI.  hierüber  Weiss,  Oesch.  der  Stadt  Wien.  II,  22ß.  —  Aeltere 
Schriftsteller,  wie  der  Jesuit  Reit'enstuel  geben  an,  dass  Wicu  unter  Fer- 
dinaDil  II.  .SO 000  Einwohuer  zftbite.  MsD  berechnete  im  Jahra  1710  die 
Volkszahl  mit  ll^bOO  Seelen. 

*)  MmuBcript  der  Mttncheiier  K.  Kbliofhek. 

*)  Während  andererseitB  aadi  Bechens  Aogalie  die  Zahl  der  Bettel- 
ieote  UDfrefäbr  8000  betrug. 

^)  losbesondere:  P.  W.  ?.  Uörnigk,  Oesterreich  Uber  allet,  wann  es 
mir  wül;  ment  ervebienen  1684.  J.  J.  Becher,  Politiecher  Diskon  Yon 
deu  Ursachen  des  Auf-  und  Abnehmens  der  Stftdte.  1668.  W.  Sehr 5* 
der,  FfknÜ.  Schatz-  und  Hentkammer.  1685. 
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VI.  1 


Trotz  des  ReiditiiuiiiB  an  Urprodukten,  der  ja  noeh  immer 

vorhanden  war,  txistirtf  fast  keine  Manufaktur  in  den  öster- 
reichischen Krblanden.  Walle,  Flachs^  Leinen^  Häute,  Kupf^, 
Zinn,  Quecksilber  giengen  ausser  Land,  um  als  Fabiikate  wieder 
hereinzukommen*).  Die  Bloehschneideref  und  Porzellanmanu- 
faktur hatte  sich  in  Fol^e  des  Krief::cs  von  Böhmen  nach  Meissen 
verl(';t!:t  Der  Rückgang  m  r  TucbmaelK  roi  war  ein  so  bedeutender, 
dass  die  Städte,  wo  dieselbe  hauptsaciiiieh  geblüht,  frtiher  2  bis 
3  mal  mehr  bevölkert  gewesen  waren,  wie  wir  dies  an  den 
Beispielen  von  Iglau,  Löwenberg  und  Reichenbach  gesehen  haben. 
Schlesien  und  Oberösterreich,  die  firUher  40  000  Webstühle  besessen 
hatten  (nach  J.  J.  Bedber),  waren  „bei  Brot  und  Wasser  Spinner 
der  Augsburger,  Ulmer  und  Holländer^  geworden').  Derganse 
Ertrag  der  Ausfuhr  von  Rohprodukten  gieng  überdies  durch  den 
Import  der  theueren  „firanzösischen^  und  anderen  ausländischen 
Waaren  (Seidenwaaren  u.  dgl.,  ^Sdiieckereyen^,  d.  h.  Deli- 
katessen aller  Art)  verloren.  Die  gesammten  Manufakturen 
Oesterreichs  kamen  —  wie  dies  Hörnigk  in  einem  rgleich  mit 
der  Stadt  Leyden  berechnet  —  nicht  denen  einer  einzigen 
hollandischen  SUidt  gleich.  An  Grossbetiieben,  d.  h.  umfang- 
reicheren, mit  gr()ss('reni  K.ipit^d  ausgestatteten  und  enic  grosse 
Arbeiterzahl  beschäftigenden  Betrieben  fehlte  es  in  jener  und  in 
noch  viel  späterer  Zeit  selbst  in  Wien  fast  gänzlich^).  Das 
Kleingewerbe  litt  an  den  äusseren  misslicfaen  VerhShniasen,  wie 
an  vielen  inneren  Schäden.  Becher  nennt  als  diese  nebst  den 
Kriegsunruhen  ^Bedrückung**  von  Seite  der  Herrschaften,  der 
Rathsherren  in  äea  Städten,  der  Kaufleute  und  Krämer,  ,,die  sie 
pressen  und  aussaugen,  indem  sie  ihnen  niur  zu  geringstem  Preise 
oder  gar  nichts  abkaufen",  ferner  die  vielen  „Stöhrer",  deren 
Zahl  er  in  Wien  mit  i(X)0,  in  d^  n  j^'osammt^Mi  Erbländern  mit 
50000  beziffert,  endlich  die  Jahrmärkte,  aut  denen  fremde 
Händler  den  einheimischen  Gewerbsmann  namhatt  schädigen  .  . 
„auch^,  meint  er,  „wäre  eine  reilexion  auf  ihre  Zunfft  zu  machen, 
welche  vieler  Orten  in  iiässliche  raonopolia  degeneriren".  Hienn 
liegt  auch  eigentlich  der  schwerwiegendste  Gruud;  das  Ueber- 

^)  HörniL'k  a.  n.  0.  pag.  7n-  J)ie  Ausländer  si  hicken  uns  die  darrius 
tabricirten  Tücher,  Zeugh,  Strüiupt,  Hüte,  Leinwand,  bpitzen,  Leder,  iyQ- 
ecbirr,  Farben  uod  nncUiug  andere  Dinge,  die  alle  in  den  Erblaoden  so 
wohl  und  besser  als  draussen  eich  verfertigen  lassen,  wieder  zurQck,  ziehen 
dagegen  das  Geld .  so  sie  uns  für  die  rohe  Ware  gleichsam  nur  frelieben, 
3,  6,  nach  Unterschied  10,  wohl  auch,  wie  bei  den  Spitzen,  100 lach  her- 
m."  —  Vgl.  Qberdies  Falke  a.  a.  0.   II,  213  ff. 

-)  Ein  charakteristischer  Ausspruch  J.  J.  Becher*B  im  .PoKtiscben 
Discurs".    IV.  Theil.  2.  Aufl.  S  475. 

So  äussert  sieb  auch  der  ReKieruugsrath  Taube,  einer  der  mnss- 
gebendsten  Beamten  unter  Maria  Theresia  (Büschin g,  Neue  Erdbe- 
schreibung). Kinf,  vielleicht  die  einzige  Ausnahme,  bildet  die  in  der  Mitte 
des  17.  Jahrhunderte  gegründete,  im  Codex  Austriacus  mehrfach  erwähnte 
Cronmcbfabnk  in  Linx. 
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wneheni  der  ZunftmiiBbittticlie;  das  hier  in  gldcher  Wdae  zu 
Tuge  trat  wie  in  ganz  Deutschland^  hatte  jedes  Anfiraffen  des 
Gevrerbestandes  zur  UnmOgUehkeit  und  Handwerkerstand, 
der  ^iher  hocfa|;eacbtet  und  geschätzt  war,  zu  dnem  miss- 
achteten  und  genng  geschätzten  gemaclit'). 

So  zeigt  ^\vh  uns  in  allen  diesen  Erscheinungen  auf  dem 
(Tebi»^t^  des  Handels  und  der  Gewerbe  ein  desolater  Zustand, 
<ler  iüiiiier  \veit*'r  andaiu  rn,  Ja  noch  zunehmen  musste,  da  nie- 
mand da  wai ,  um  ihm  ein  Ende  zu  machen  und  die  trauripren 
\  erhaltuisse  etwas  zu  bessern.  Der  Landesherr  —  der  ja  damals 
den  6tiukt  bedeutet  —  war  viel  zu  ohnmächtig,  um  kräftige, 
amreicliende  liaasregeln  trefifon  za  können,  daza  das  Land  nnd 
Volk  durch  Krieg  und  Notb  aller  Art  ausgesogen,  dee  Eaiflers 
Kaaae  achon  lange  leer.  DiÄer  s^en  wir  auch  in  der  Gesetz- 
gebung jener  Periode  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbes  fast  keine 
Spur  yon  eigentlich  wirthschaftspoUtischen  Schutz*  und  Hül£s- 
maasr^ela,  vielmehr  meist  abstrakte  Formulirungen,  die  dem 
Geiste  der  römischrechtlichen,  absolntistisehen  Staatsanschauung 
zum  Dtirchbruch  verlielfen  solltpn.  Schon  frühzeitig:  nahm  in 
Ck'stcn'eich  die  Gewerbpirest  tzp^ebimg  diesen  „alisohitistisclion" 
Cliarakter  an  und  zu  einer  Zeit,  wo  in  den  anderen  deutschen 
Staaten  noch  wenig  Spuren  hiervon  vorhanden  waren,  finden 
sich  hier  schon  Bestimmungen,  die  ihre  Spitze  gegen  die  Auto- 
nomie der  Zünfte  und  die  monopolistischen  Tendenzen  derselben 
kehren. 

Im  Jahre  1518  beklagen  sich  die  Stände  der  österreichischen 
LKnder  su  Innsbruck  ;,der  vermainten  Frdheiten  halber,  nach- 
dem  einige  geistliche  und  weltliche  Stände,  auch  Adelige  und 
andere  Personen,  Sttdte,  Märkte,  Zünfte,  Zechen  und  Hand  t- 
werker  zum  Abbruche  und  Nachtheile  der  von  Kaiser,  König 
und  Fürsten  erlangten  Landesfreiheiten  erschlichen  haben  etc.  , 
des^deiolun  «wep^en  der  Unordnungen,  so  in  Kayserlicher  Ma- 
jeätiit  Krbl.iTidpTi  mit  Flantwerch  und  in  ander  weg  erwachsen 
ist'*  und  des  Weiteren:  dass  dit  e  ilm  Bestfttigungsbriefe  und 
neuen  Privilegien  hinter  dem  Hiiekt  u  der  Stände  erlangt  hfittcn. 
Dem  wird  mm  auch  Abhilfe  geschaffen.  Feixlinand  I.  liebt  1527 
die  Zünfte  und  Zechen  „mit  ihren  selbstgemachten  Satzungen, 
Ordnungen  und  darübor  erhaltenen  Bestätigungen'^  auf.  Diee 


M  Schröder  a.  a.  0.  S.  801.   .,Die  zweyte  Uraach,  warum  bishero 

io  Teutschland  die  maDufacUira  L'ant^  darnieder  gelegen,  ist  die  Verachtung 
der  Handwerksleut,  dasz  jeder  Tintenlecker  eiiiem  rprl)r«(  hafifenen  Mann 
und  KüDSller  vorgezogen  wird .  daher  es  komuieu  ibt,  daaz  die  Elieiu  nur 
die  duDmesten  ingenia  auff  die  Handwerckh  scbielren,  wo  sie  aber  ein  wenig 
pute  naturalia  bei  einem  Kinde  merkhen,  da  ninss  es  studiren  und  soll  ein 
I>octor  oder  Magister  aus  ihme  werden.  „Kr  nennt  auch  an  einer  anderen 
Stalle  ^die  vermaledeyten  und  als  ärgste  Pestb  von  gantz  Deutschland  ver- 
flochten zünnfft"  die  Uisache  des  Nichtauf kommens  der  Manufakturen. 

-)  Zeibig,  der  Innsbrucker  Ausschusslandtag  der  Osterreichiscbeii 
LrbUnde  X51S  (im  Archiv  f.  österr.  Gesch.  13), 


Digitized  by  Google 


8 


VL  1 


klinget  allerdings  so,  als  ob  nun  das  letzte  StUndlein  der  Zunft 
geschla^QQ  hätte,  aber  davon  konnte  begreiflkberweise  damals 
nicht  die  Bede  sein.  Nach  dem  Wordante  der  «neuen  Polizey 
und  Ordnung  dm  Handtverches  und  Dienstrolck  der  nieder- 
(JsterrelcbiBcfaen  Lttnder"  ^)  erscheinen  allerdings  die  Zimfte  auf- 
^hoben  und  haben  weiterhin  keinen  reohlliohen  Bestand;  allein 
in  dieaer  Hinsicht  iat  die  Polizeiordnung  nur  auf  dem  Papiere 
stehen  güblieben  und  wir  hab('n  gleich  aus  den  nächsten  Jahren 
Beweise  i^f^nug,  dass  die  Zünfte  nach  wie  vor  cxistirten  und  — 
ftmktiomrten.  Auch  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  unter  dieser 
», Aufhebuni^",  wie  di^  auch  anderwärts  der  Fall  war,  nur  die 
Autln  i)uag  der  Autonomie  der  Zünfte,  soweit  eine 
solche  iioeii  bestand,  zu  verstehen  ist.  Fast  gleichzeitig  mit 
dieser  Zunftaufhebung  gibt  Ferdinand  1528  den  Zünften  eine 
Ofdnung  —  betitelt:  Pcmoejordnung  fUr  die  Handtweroker^)  — 
die,  wenn  sie  auch  die  inneren  korporativen  Gestaltongen  und 
YerBammlungen  der  Handwerker  ohne  besondere  Enaubni« 
▼erbietet,  doch  sich  im  grossen  Gamsen  an  das  bisherige  Zunft- 
recht  anlehnt: 

Jedes  Handwerk  soll  swei  geschworene  Meister  und  Gesellen 
wHhlen,  durch  die  alles,  was  das  Handwerk  vorzubringen  hat, 
an  Pfirgermeister  und  Rath  -m  gelangen  habe;  dieselben  Ge- 
schworenen haben  auch  mit  zwei  A^erordnetc^n  des  Raths  „Be- 
schau zu  halten^.  „Streitigkeiten  und  Zwiste  zu  schUchten",  ins- 
besondere auch  „in  Lohnstritten  zu  entsciieiden'*;  nur  im  Falle 
getheilter  Meinung  entscheidet  endgültig  Bürgermeister  oder 
Kichter.  Wer  Meister  werden  will,  muss  sich  einer  Meister- 
prüfung vor  den  G^eschworenen  unterziehen  u.  s.  w.,  un^ewöbn- 
Hohe  und  besonders  besohweriiche  Meisterstttcke  solten  ab- 
geschafft mn,  desgleidien  die  unnützen  Bewirthungen  und  „Coi- 
lationen''.  Besondere  Bestimmungen  finden  sich  nodi  Ober  das 
Schmähen  und  Unehrlichmachen,  über  die  „Störer^,  die  reisenden 
Gesellen ,  das  Schenken,  die  Feiertage,  über  Almosen,  Lehr- 
jungen,  Gottesdienst,  die  Handwerk^ade  und  ähnUche  Dinge, 
flie  im  grossen  Ganzen  jenen  Bestimmungen  entsprech<»n ,  nie 
wir  sie  in  den  nici'^ti'n  „prllistupmacliten  und  bestätigten^  Zimlt- 
ordnungen  des  16.  .fahi  hundorts  rinden,  niu*  mit  dem  T^nter- 
schiede,  dass  der  Standpunkt  der  Kontrole  und  Ueberwachung 
durch  die  Behörde,  der  steten  Unterordnung  des  Handwerkes 
unter  die  -Pülicey"  hier  vielleicht  noch  schärfer  hervortritt 
Die  beBprocbene  Polizeiordnung  enthält  aber  ausserdem  einen 
besonderen  Theil,  der  darum  ycm  hohem  Interesse  ist,  weil  er 
manchen  Einblick  in  die  damalise  Gewerbsteclmik  gewährt;  es 
werden  nfimlich  Uber  70  der  bedeutendsten  OewerM  angefilhrt 


1)  In  der  Universitätsbibliothek  zu  Wien. 

1  Vgl.  hioraber  BachhoUs,  Gesduchte  Ferdinanas  I.  VIII.  Bd. 

S.  265  ff. 
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und  die  Grenzen  ihrer  Gewerbsberechtigung  festgestellt,  auch 
fiür  einzelne  besondere  pohVf'i liehe  Vorschriften  erlassen. 

Dies  die  Handwerksorduung  Ferdinand  I.  Es  folgen  nun 
in  dt-r  von  ihm  eingeschlagenen  Uuhn  der  absolutistischen  Ge- 
werbt^poLtik  eine  Reihe  von  Verordnungen  der  folgenden  Re- 
genten bis  auf  Leopold  I.;  der  Haupttneil  dieser  gesetzlichen 
Bertimmuogen  benent  sich  auf  die  Organisation  des  Gewerbes, 
—  wenn  man  diesen  Ausdruck  luer  anwenden  kann  —  d.  h.  auf 
die  Stellung  der  Ztinfte,  dann  auf  das  Recht  Zürn  Gewerbe- 
betrieb, enddich  vornehmlich  auf  die  Abstellung  der  „Handwerks- 
missbräuche^.  Eine  weitere  Beihe  von  Verordnungen  behandelt 
die  im  Interesse  des  Oemeinwofds  fiu-  nöthig  erachteten  Preis- 
test und  LolmsatzuTigen ,  die  Hrflnung  der  Rpclit»-  der  nicht 
im  Zirnftvcrbaiide  stehenden  Handwerker  (der  Hofbpfrfiten, 
FniiUi-iöicr).  enthält  sodann  Normen  von  theilweise  liaudels- 
ptilitiiicher  Natur,  wie  Ein-  und  Ausfuhrverbote.  X'orkchrungen 
zur  Hebung  der  sogenannten  Manufakturen  u.  dgl.  Die  Ver- 
ordnungen der  ersten  Art  gehen  weit  in  das  16.  Jahrhundert 
mrttck,  die  der  zweiten  geboren  meist  erst  der  Zeit  Leopold  I. 
an.  Das  Geltungsgebiet  aller  dieser  Bestimmungen  ist  meist 
nur  ein  provinzielles,  oft  nur  ein  lokales  (für  einzelne  Sttfdte 
und  Mimte  erlassene  Verordnungen).  Die  beste  Quelle  dieser 
Verordnungen  und  j,Gesetze"  (wenn  man  im  a1)r*olut<»n  Staat 
von  solchen  sprechen  kann)  ist  wohl  der  „Codex  Austriacus** 
niemusjT:.  von  Guariont  17<)4)  ftir  dir  bolden  Oesterreich,  den 
auch  die  meisten  Öchnitstelier  als  (Quelle  fUr  diese  Periode 
benutzen. 

Nun  zum  wichtigsten  Detail  dieser  \'erordnungen.  Dieselben 
bieten  nicht  sowohl  iluer  Bedeutung  und  Geltung  wegen  viel 
Interesse  —  denn  Tielfoch  goneth  die  eine  oder  andere  ganz 
und  gar  in  Vergessenheit^  ein  Ding,  das  sich  freilich  zum  Theil 
ans  der  damals  so  mangdhaften  Fublikation  und  Verbreitang 
der  Gesetze  erklärt')  —  als  vielmehr  weil  sie  einen  Einblick 
gestatten,  einmal  in  den  Zustand  des  Gewerbes  zu  jener  Zeit 
ond  dann  in  die  wirthschaftliche  Auffassung  des  Zeitalters ,  die 
bei  aller  Inkonsequenz  und  Unklarheit  im  Einzelnen,  dennoch 
im  n.m^en  in  diesen  Bestimmungen  klar  und  konsequent 
htrvortritt. 

Die  das  ZunftwescMi  und  Zunftrecht  regelnden 
Verordnungen  können  eingetheilt  werden  in; 


^)  Man  kann  dies  auch  aus  den  oftmalisen  „neuerlichen  Einschärf 
biogen"  eotnebineQ.  Ein  ioteressautes  BelBpiel  bietet  die  Yerorduung 
Leopold  1.  voiD  17.  Jnni  1661  (im  Codex  anter  ^Taglobns-SatsDDg"),  wo 
es  beisst:  .obzwar  noch  hierv(»r  1040  uml  l'  "'"  TOD  Unserem  Vater 
Ferdinand  III.  eine  hr}lsr\m  Satz-  und  Ürduiinj:  ....  peraacht  und 
publicirt  worden,  60  bnugt  doch  die  t4<:Iicbe  Ertahruug  mit  äich,  dass  bis- 
bero  dieser  schoorstracki  entgegen  gebandelt  und  gelebet  iirord«n  .  . 
Und  «adi  diese  YerordDoog  musste  1673  wiederholt  werden. 
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L  Bestimmungen  über  die  Einrichtung,  rechtliche 
Existenz  und  Stellung  der  Zttnfte  zur  Obrigkeit: 
so  die  Verordnung  von  Mathias  (1617)»  wonach  die  „Aus- 
richtung von  Zünften  ohne  allergntidigsten  Oonsens  und  Ver* 
willigung  hinftlro  verboten  sein  solle",  dann  die  Verordnung 
Leopold  I.  wonach  ohne  Vernehinrn  der  Obrigkeit  keine 
neuen  Privilegien  ertheilt  werden  sollen  und  zugleich  die  Ge- 
richtsbarkeit der  Zünfte  dahin  gt  oi  lnet  wird:  wenn  eine  Sache 
„pure  et  simpliciter'  das  Handwerk  und  dessen  Ordnung  be- 
treffe, man  dasselbe  „wie  bishero  also  auch  fiirohiii  als  prima m 
instantiam  zulassen,  andere  Händel  aber  .  .  .  vor  denjenigen 
Magistrat  oder  Obrigkeit|  wo  die  Zeche  ausgerichtet  Ist,  gehörig 
sein  solle  .  .  .  wie  denn  auch  denen  Zechen  allen  Börnstes  an- 
befohlen  wird,  sich  nicht  seihst  der  Ezecution  anzumaszen  .  . 
Trotz  dieser  scheinbaren  Jurisdiktionsbewilligung  ist  hier  der 
Standpunkt  der  absoluten  staatlichen  Hoheit  nicht  minder  fest- 
gehalten; die  Rechte  der  Zunft  erscheinen  eben  als  staatliche 
OTivUepa.  Daher  aucl»  oino  Reihe  von  Vcrordnungon ,  dir  den 
Glewerbebetrieb  der  Zunt  tan  gehörigen  gegen  unbefugte  Ötörer 
(Bönhasen,  Pfuscher)  sciiützen,  so  für  aUe  Gewerbe  von  I^o- 
^old,  169.{,  bezüglich  der  Schneider  sclion  1569  und  160(^,  der 
Tischler  etc 

2.  Eine  Unzahl  von  Bestimmungen  über  die  Hand  werk s - 
missbräuche.  Die  wichtiffsten  ( 1 3  gravamina)  sind  zusammen- 
gefasst  in  der  erwtthnten  Verordnung  Leopold's,  überdies  sind 
vereinzelte  Verordnungen  schon  seit  miherer  Zeit  (Verordnungen 
Maximilian  U.  Ton  1507  und  1571 ,  Ferdinand  III.  von  1655 
etc.)  für  das  gesammte  Gewerbe  erlassen  worden  —  später  dann 
auch  einzelne  Handwerker  (Becken,  Schneider)  betreffend.  Die 
liriisten  Missbrftuchc  betrafen:  a)  Erschwornng  der  Aufiiahmc  in 
die  Zunft  überhaupt,  einmal  schon  durch  Er^elnverung  der 
Niederlassung,  dann  durch  Ausschliessung  pmzer  Gesellschafts- 
klasäen,  theils  ihrer  Beschättiguiig  wegen,  thcik  aus  anderen 
Gründen  des  Vorurtheils,  hinter  dem  sich  oft  nur  der  krasse 
Zunftegoismus  und  habsüchtige  Monopolsucht  verbarg;  es  waren 
dies  die  sogenannten  ^nemrKchen*' ^)  (Leineweber,  Barbiere, 
Schifler,  MtllTer,  Zöllner«  Pfeiffer,  Gerichtsdiener,  IVompetert  Bader 
—  natürlich  seit  jeher  Abdecker  und  Scharfrichter),  b)  Er- 
schwerung des  Meisterwerdens  insbesondere,  worauf  ja  schliesslich 
auch  die  früheren  Bestrebungc^n  hinausgiengen  durch  Forderung 
langer  Lehrjahre,  langer  Wanderjahre,  durch  die  orderung, 
diiss  der  Geselle  eine  bestimmte,  nicht  geringe  Zeit,  2  bis  5^ 
Jahre,  in  demselben  Orte  gearbeitet  haben  musste,  (hireh  über- 
mässige und  unnütze  Taxen  und  Kosten  beim  Meisterwerden, 


M  Cod.  Austr.  S.  459  ff.»  aberfaanpt  die  aasmbrUcbste  der  hier 
behandelten  Verordnungen. 

Genaue  Details  bei  0.  Beneke,  Von  unehrlicbeu  Leuten. 
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durch  Auteriegung  eiiuö  theueren  und  imzweckmässigen ,  d.  h. 
(ufMiter)  iinverkanflichen  Meisterstückes,  endlich  durch  Ausschluss 
dieses  oder  jenes  Ge4>ellen  von  der  Meisterschaft ,  hier  der  un- 
▼ariietratheten,  dort  der  yerhei'ratheten,  mindestens  jener ,  die 
dcfiorirte  Penooen  geheiratfaet  hatten,  c)  Die  tthermltsaige 
VoÜerei  und  Schlemmerei  bei  jeder  erdenklichen  Glelegenheity 
iDtbeaondere  bei  der  Loszählung  der  Lehrburschen,  beim  Meister- 
werden,  beim  Eintreffen  fremder  Gesellen  (Flandwerksconationeni 
Abend-  und  Ausschenken),  ferner  die  schrecklichen  Unaitten 
des  „Scheltens",  d.  h.  Unehrlich-Erklftrens  aus  einem  oft  ganz 
thörichtcn  Grunde  (  wege  n  Tö'lten  eines  Thienes),  des  Aufstehens  der 
Geiiellen,  d.  h.  der  ei-stcn  i  onn  eines  Strike,  des  Auftreibens 
d  Tl.  Vertoigun;^  eines  „Gescholtenen'^  bei  allen  anderen  Zünften, 
iju  .v«  it  eine  Verbindung  mit  ihnen  bestand.  endUch  das  lächer- 
lich übertriebene  Cereraoniell,  die  „lappischen  Redensarten  *, 
die  bei  testhcheu  Gelegenheiten  oder  bei  Ankunft  und  Abreise 
gesprochen  werden  muaeten'),  den  bekannten  „blauen  Montag^ 
o.  dgl.  d)  Coalitionen,  Verabredungen  der  Gewerbaleute  wegen 
FeetBteliang  von  Preisminimis»  Verwe^erungen  Ton  Reparaturen, 
Fortsetzung  von  anderen  begonnenen  Arbeiten. 

Gegen  alle  diese  Missstände  hatten  sich  schon  groaaentheils 
die  Reichspolizeiordnungen  des  IG.  Jahrhunderts  gewendet 
die  Landesgesetzgebung  Oesterreich 's  folgte  nach,  indem  sie  diese 
Mi.S!^brruiche  theils  ganz  verltot,  theils  so  viel  als  m^5glic^l  ein- 
schränkte —  freilich  kamn  mit  grossem  Erfolg;  dies  sehen  wir 
daraus,  da.ss  trotz  der  vielen  und  oft  wi« '.der holten  X  eroHnungen 
der  Regenten  bis  Karl  VI.  doch  in  der  all^jenieineii  liandwerks- 
ordnuntr  derselben  neuerdinp^s  die  Abstellung  dieser  Dinge  u.  z. 
im  Detail  fast  idler  dieser  Punkte  angeordnet  werden  musste. 

3«  Bestimmungen  darüber,  ob  und  inwieweit  die 
Zünfte  das  Recht  der  Geschlossenheit  hätten  und 
weitere  Bestimmungen  über  die  vom  Zunftswang  befreiten  Hand- 
werker, die  Hofbeh^ite  (Freimeister)  genannt  wurden,  und  denen 
sich  am  Schluss  dieser  Periode  noch  eine  zweite  unten  näher  zu 
erwähnende  Gruppe  in  den  mit  j,Schutzbefngnis8en"  Versehenen 
(spilter  „Decreter'^  genannt)  anschliesst.  In  ersterer  Rücksicht, 
bezüglich  der  „Geschlossenheit",  ist  insbesondere  ausgesprochen 
Hl  der  ol>en erwähnten  Handwerksordnung  Leopolds  von  \C)>^9 
(Codex  Aust  2.  unter:  Handwerker-  und  Kimstler-Misshriuclj- 
Alistellung)  zu  dem  gravamen  17,  „dass  theik  Zc«  hen  und  Hand- 
werke in  ihren  pnvilegiis  haben,  es  auch  zum  'i  Keil  noch  prae- 
tcndiren,  dass  deren  eine  gewisze  Anzahl  äeyn  und  auszer  der- 
selben keine  weiteren  zugelassen  werden  sollten  ....  obwohlen 
bei  etsUcfaen  Handwerkern,  deren  man  nicht  so  viel  oder  so  oft 
yomKHfaen  . . .  bisweilen  gut  ist,  dass  die  Anzahl  restringirt  und 

')  Ueber  alle  diese  Missbräuche  vgl.  Mas  eher,  Das  deutsche  Ue- 
«erbewesen  1866.  S.  338,  343  fif. 

')6erBtlaeher,  Teotsche  Reiebsgesetse.  Bd.  IX. 
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dahin  gesehen  werde,  die  Städte  mit  anderen,  dem  gemeinen 
Weaen  nützlicheren  Leuten  su  erfüllen,  salches  all  er  zeit  in 
arbitrio  eines  j  eden  Magistrates  und  Obrigkeit  ver- 
blei ben  solle,  nach  denen  veränderliehen  Zeiten  und  Umb- 
ständen  die  Anzahl  zu  vermehren  oder  zu  mindern,  damit 
denen  monopoliis  kein  Platz  eingeraumbt  wird*^ 

Man  sieht  aus  dieser  mehr  unklar  klingenden  mIs  wirklich 
schwankenden  l']nt8cheidung ,  die  es  in  kluger  V'orsiclit,  um  ja 
kein  Präjudiz  zu  schaffen ,  den  Obrigkeiten ,  also  den  Organen 
der  absoluten  Staatsgewalt  überlüsst,  von  Fall  zu  Fall  zu  ent- 
scheiden ,  dass  man  keineswegs  der  Zunft  zu  viel  Recht  ein- 
räumen wollte.  Ihr  Privileg  wurde  mÖgHchst  einscluänkend 
interpretirt  und  tiberdies  wendete  sich  absolute  Staat,  seiner 
nierkantilistisdien  Staatspraxis  eemäss,  stets  gegen  das  Monopol- 
bestreben  der  Einzelnen  oder  der  KOrperscfaafien. 

Was  nun  die  Hofbefreiten  betrifft,  so  waren  dies  Hand- 
werker, die  durch  besonderes  Privileg  von  dem  Zunft  verband, 
in  der  Regel  auch  von  den  (Steuer-)  Leistungen  der  übrigen 
Handwerker  befreit  waren;  im  übrigen  waren  sie  gleichgestellt: 
sie  hatten  das  Recht  zur  Aufnahme  von  Lehrjunir  'n  und  Ge- 
sellen, /,ur  Ausübung  des  (iewerbes  ohne  Firwerhvnig  des  Hiirger- 
rechtes,  blos  gegen  Kntrichtung  eines  jährliclien  Schutzgeldes 
Auf  diese  Weise  wurden  in  der  spilteren  Zeit  Akatlioliken ,  die 
ja  nicht  in  die  Zünfte  uufgenumnien  werden  konnten^  zum 
Gewerbebetriebe  zugössen.  Betreflb  dar  Hofbefireiten  exMttrod 
▼eracfaiedene  Bestimmungen,  insbesondere  nach  der  Verordnung 
▼on  1660  für  Wien  (wiederholt  16l)l),  u.  z.  wird  zunächst  der 
Grundsatz  aufgestellt,  dass  die  Hofbefreiung  mit  dem  Tode  des 
Monarchen  erlösche;  dann  sollen  keine  neuen  Hofbcfreiungeu 
ertheilt  werden,  weil  natürlich  die  zünftigen  Handwerker  viel 
Klagen  und  Beseli werden  erhoben  hatten;  in  einzelnen  Oe- 
>>erbf'n  ((iewandychneidern  und  Eysalern)  werden  sogar  die  be- 
stehenden Hotifreiheiten  kassirt,  jednch  der  lieclitsstandpunkt  mit 
dem  Zusatz  gewahrt:  .  .  .  wobei  j(xlocli  Ihre  Kais.  Majestät  Ihro 
gleichwül  freie  und  offene  Hand  in  alhveg  vorbehalten  haben 
wollen,  einen  oder  anderen  vorkommenden  sonderbaren  Künstler 
oder  auch  andere  dero  getreue  Bediente  und  emeritirte  Personen 
mit  Hoff-  und  landesftirstlichen  Freiheiten  nach  Beschaffieoheit 


^)  Als  ersten  Fall  einer  Hofbefreiung  erwähnt  Gigl«  Gcscliiibte  der 
\Viei)er  Marktor(lrMiT!L'on  —  ein  von  Elisabetb,  Kaiser  Max  11.  Tochter, 
eüiem  gewissen  Domeui^o  Barcbiuo  im  Jahre  1503  ertlieiiteb  Privileg.  — 
Wenn  oies  eine  eigenthche  Hofbefreiung  war,  so  stind  dies  Recht  aoch 
Mitgliedern  der  Familie  der  Monarchen  au;  später  erfolgten  die  Hof- 
befreiungeu  auch  durch  die  Hofkanzlei. 

Die  Haudwerksjuristeu  des  17.  Jahrhunderts  ^Ötruve,  Beier)  vindicirten 
von  ihrem  Standpunkte  dem  Landeshenrn  immer  das  Recht  nFreimeister*'  an* 
zustellen,  ausser  wenn  dies  ausdrücklich  iu  dem  der  Zunft  gejrebenen  Privi- 
legium ausgeschlosson  würc.  -  Vgl.  über  die  Hofbefreiten  auch  Kopets, 
Allgemeine  österreichische  (iewerbegesetzkunde  lä2U.   1,  99. 


Digitized  by  Google 


VI.  L 


13 


der  Sachen  zu  begnadigen".  Fenier  will  seine  Majestät  „denen 
von  Wien'*  aufgetragen  haben,  den  entlassenen  HoibctVeiten  das 
Uürgerrecht  zu  ertheilen  und  sie  in  die  Züntte  autzunehmen, 
ohne  daBB  ue  .mit  beschwerlichen  und  Bchttdlichen  Gonditionen 

Swvti  werden^.  Alle  Hofbefineite  mOseen  im  Aufkragsfall  dem 
ofe,  wenn  er  Wien  verlässt,  folgen;  die  von  dem  Kaiser  selbst 
Frivilegirien  können  ihr  Gewerbe  in  Wien  inzwischen  weiter 
betreiben  lassen,  die  blos  durch  die  Hoflsanzlei  mit  Freiheiten 
Versehenen  müssen  ihren  Laden  in  Wien  bis  zur  Rückkehr  des 
Hofes  sperren.  Femer  sollen  HofW»freite  nicht  zugleich  Bürger 
s^in.  wirkliche  Hof-  und  Kaiiiiiierbedientr  kimnen  ihr  (bewerbe 
auch  ohne  Hofl)efreiung  treiben.  Endlich  lieLsst  es:  Hoili eiheiten 
,,expiriren  durch  den  Tod  und  extendiren  nicht  auf  die  Elrben". 

Die  Verleihung  von  ,,lIüliVreiheiten'*,  wenn  sich  dieselbe 
aucb  nur  auf  Wien  erstreckte,  war  der  erste  Durchbruch  der 
Ztmftrechte;  m  zweiter  geschah  später,  zu  Betgina  des  18.  Jahrhun- 
dert, durch  die  den  damals  in  Oesterreich  aufkommenden  Fabriken 
ertheihen  Befugnisse  ganz  spezieller  Privile^en,  den  sogenannten 
„Privativa'',  durchweiche  die  Fabriken  vom  Handwerke  und 
der  Zuni%ver£Ei8sung  möglichst  unabhltng^  gemacht  werden 
sollten^).  Die  Fabrikanten  erhielten  nun  unter  Joseph  I.  (seit 
1705)  und  Reinen  Nachfolj^'-em  grosso  Privilegien:  Steuerfreiheit 
de?«  Unternehmens,  Militürl'reiheit  der  Arbeiter  und  I^ehrlinge, 
S  hutz  ihr«'8  Glaubensbekenntnisses  (sie  waren  meist  protestiin tisch) 
in  jeder  Hinsicht,  selbst  Staatsvorschüsse  .  .  .  kurz:  man  that  in 
dieser  spateren  Epoche  Alles,  um  die  Fabrikation  in  Flor  zu  bringen. 

Die  zweite  Reihe  von  Verordnungen  umfasst  jene  Bestim- 
mmmit  die  mcb  nicht  auf  Zunftwesen  und  Zunftrecht  beziehen. 
Sie  können  eingetheilt  werden  in 

1.  Bestimmungen  über  die  im  Interesse  des  Oemeinwohls 
ftr  nOtfaig  erachteten  Preistaxen  und  Lohnsatzungen, 
erstere  zunächst  iUr  Lebensmittel  und  unumgänglichste  Bedarfs- 
artikel. Solche  Preistaxen  giebt  es  eine  Unznhl;  Leopold  fasste 
^ie  in  einer  Taxordnung  zusammen,  die  einr  grosse  Reihe 

von  Waaren  aufzählt.  Sie  waren  wohl  oft  hervorgerutien  durcli 
Klagen  iilx-r  unmässige  Preise  der  Zunftmeister,  die  ihr  Monopol 
nach  Möglichkeit  auszunutzen  suchten  Die  Taglohnsatzungen 
wurden  meist  veranlasst  durch  tiberspannte  Lohnansprliche  der 
Gesellen,  sobald  Mangel  an  Arbeitskräften  war.  Alle  diese  Be- 
sjonmiiDgen  wurden  natürlich  Tidiiich  umgangen  und  missachte^ 
lie  eHangten  nie  gro-sse  Etedeutnng^). 


>)  Reich aner  a.  a.  O.  S.  5  enrSlmt  als  das  ente  Bdipiel  der  Oe- 

^äLniiif:  solcber  privativa  die  Errichtang  der  Fabrik  eines  gewissen  Adam 
«Ipiau  ff  öder  im  Jahre  1709;  diesell^  befasste  sich  damit,  Oel  aus 
Traobenkernen  zu  pressen. 

*)  Eideodich  werden  sie  nur  als  Notbroittel  betrachtet,  daher  es  vor* 

VoLimt .  (Inss  mit  Feststellung  solclirr  Taxpn  eedrobt  wird:  (Verordniin^r 
heopolds  von  lt>78)  „.  .  .  Handwerker  unU  Uandelaleut'  sollen  ihre  Wa&reo 


14 


VI.  1. 


2.  Die  Bestimmungen  über  die  ausser  dem  Zunft- 

verbando  steh^nrleii  Handwerker.  Di^e  wurden  im 
Anschlüsse  an  die  -Zunt'tgeschlossenheit"  bereita  l^prochen. 

3.  Bestimmungen  rücksicbtlich  Verbote,  den  Import 
von  Waaren,  Export  von  Rohprodukten  betref- 
fend; sie  gehören  der  Handelspulitik  an,  haben  jedoch  hier  und 
da  einen  innigen  Zusamuienhang  mit  der  beabsichtig  teu  Hebung 
eines  besonderen  Gewerbes. 

Die  letzteren  BeBttmmungen,  so  unklar  und  inkonsequent 
aie  im  Einednen  sind,  so  wenig  sie  im  Gänsen  durchgeltthrt 
wurden  und  durchsefUhrt  werden  konnten,  sind  der  Anfang 
einer  merkantilistischen  Zollpolitik.    V^on  Bedeutung  enscheint 
insbesondere  schon  das  Edikt  vom  27.  Januar  1659  für  das 
Reich,  das  untpr  dem  9.  (Jezember  1673,  20.  September  1674 
für  Oesterreich  repetirt,  endhch  als  Reichs- Edikt '  )  vom  7  Mai 
1(376  „w^en  Verbiet-  und  Abschaffung  der  französischen  Waa- 
ren" publizirt  wurde    Dasselbe  verbietet  die  „HereiiituhiTin':: 
aller  und  jeder  franzudischen  \\'aaren  und  Manufactureu  und 
zwar  in  specie  des  Brocat  und  sonst  allerhand  Sorten  Zeugh, 
geblümt,  gestreift  oder  glatt^':  es  folgen  nun  eine  grosse  Zahl 
▼on  Sto£Gui  und  Luxuurtikein  aller  Art,  deren  fiinfiihr  und 
Verkanf  durchwegs  und  ausnahmslos  untersagt  wird.    Die  bis* 
herigen  Vorrttthe  sollen  noch  verkauft  werden  dürfen,  wozu  den 
Einheimischen  eine  Jahresfrist,  den  Fremden  nur  die  Frist  von 
2  Monaten  verstattet  wird,  nach  Ablauf  dieser  Frist  aoU  gegen 
jeden  T'^obertreter  „mit  würklicher  Confiscation  verfahren  werden". 
Zum  »Schluss  "  folgen  noch  eini*]:e  N'orschriiten  über  die  Behand- 
lung der  Wa,'ircn  an  der  Grenze  und  die  \'er;iussernng  der  kon- 
fiscirten  Stücke.     Roscher-)    behauptet  zwar,    diese«  Verbot 
habe  mehr  einen  kriegerischen  als  volkswirthschaftlichen  Zweck 
gehabt  und  beruft  sich  dabei  auf  Laspeyres,  der  denselben  Satz 
bezüglich  eines  ähnlichen  Einfuhrverbotes  der  Niederlande  auf- 
stellt. Allein  es  wäre  doch  schwer  zu  erweisen,  daas  diese  zahl- 
reichen Verbote,  die  zum  TbeU  auch  zur  Zeit  tie&ten  Friedens 
erfolgten,  nur  den  Kriegszweck  im  Auge  gehabt  haben ;  vielmehr 
lässt  sich  eben  darin  auch  schon  der  beginnende  MerkantiUsmus 
erkennen,  und,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  ist  es  schon 
im  17.  Jahrhundert,  insbesondere  gegen  Ende  desselben,  einer 
der  Hauptpunkte  der  n.ition nlökonnmischen  Theorie,  die  Einfuhr 
des  Austandes  nux^üchst  einzudämmen,  um  dadui-ch  die  inlän- 
dische Produktion  zu  ermöglichen  und  zu  ibrdern. 

iiiid  ihre  Haadarbeit  nicht  flberBchfttsen,  damit  Wir  auch  ihnen  eise 
gewisse  Taxe  su  geben  und  die  allzugrosze  Ueberschätzung  ex  officio  ab- 
zustellen, keine  Ursach  haben".  (Codox  Austr:  Taglohnsatzung.  2.  Abs.) 

')  Vgl.  Gerstlacher,  Handbuch  der  teutschen  Heicbsgesetze.  Bd.  9, 
png.  1404.  Cod.  Austr.  II.  S74  unter  .FraBzösiseher  Waaren-Abstelloag"* 

*)  In  Hildebrand's  Jahrbüchern.  II,  S.  86. 
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II. 

Die  Massregeln  znr  Hebnns:  der  Gewerbe  am  Ende 

des  17.  Jahrhunderts. 


Wir  sind  mit  der  knap|>en  Sofnldonmg  der  Oewerbp^osetz- 
p-biing  jener  Zeit  in  Oesterreich  zu  Eudo.  S{p  bietet  Im  All- 
gemeinen wenigstens  bis  zur  zweiten  Hallte  des  17,  Jahrhiiiif1ei"ts 
iluivLaus  nicht  das  Bild  einer  energischen,  ret*orniatr)i isulicn 
Gesetzgebung;  wenn  auch  einzelne  Punkte  daraut  hinweisen, 
d&88  ein  Bestreben,  dem  dUsteren  Zustande  des  Handels  und 
der  Gewerbe,  wie  er  nun  scben  seit  Tiekn  Jalmehnten  hemcfate, 
nun  Theil  seit  dem  Beginn  des  16.  Jahrhanderts,  abzabelfen,  zu 
Grunde  liegt,  so  zeigt  das  Ganze  nicht  jenen  so  nothwendig 
kraftvollen  Znsfy  der,  das  Alte,  Morsche  niedeneiBsend,  dem 
VolkswohJstande  neue  Wege  bahnt 

Aber  nun  tritt  —  etwa  mit  den  sechziger  Jahren  des 
17.  Jahrhunderts  -  bnlrl  naeli  dem  Regü  rinigsantritte  Leopold  I., 
(ine  neue  Erscheinung  zu  Ta^e:  Mau  wird  sich  immer  klarer 
(icä  elenden  Zustandes  der  X'olkswirthschaft  bewusst,  man  sucht 
und  ringt  nach  Mitteln  der  Abhilfe,  die  zunilchst  in  den  Theo- 
rien des  von  Frankreich  ausgehenden,  jetzt  sich  auch  in 
Deutschland  Durchbruch  verschaffenden  Merkantilismus  erblickt 
werden*). 

Der  erste  Schritt  geschieht  durch  Errichtung  eines  Com- 
mercieacollegiums  in  Wien  Ende  1665  oder  An&ng  10(>6. 
Die  „vornehmste  Verrichtung"  dieses  CoUegii  soll  sein,  .,dasz 
sie  sieh  des  Zustandts  und  der  Beschaffenheit  Handels  und  Wan- 
«Icb  roher  Wahren  und  Manufakturen,  so  hinein  als  hinausz 
gcli^nrl,  in  den  kays.  Er])landen  erkündigen,  die  Ursaclion  derer 
Autt  und  Abnehmen  gründHch  erforschen,  den  Lautf  imd  \  er- 
änderung  des  Preisses  und  der  Consuraption  der  Giiter  auff- 
mercken  und  auff  alle  und  jede  so  Inn  als  ausländisch  Handela- 

' )  Vffi.  iQaina-.Sternogg,  Ueber  Philipp  Wilhelm  ?.  liomigk  in 
Conrads  Jahrbachem,  ü.  Bd.   S.  194  flf. 
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und  Handwercksleute  der  Compafi;nicn  und  Zünnüien  ein 
wachendes  Aupe  haben,  und  inquiriron ,  damit  die  schädh'chen 
Monopolia,  Polypülia  und  Fropolia  abgcöchafft  und  die  Commer- 
cien  Ljind  und  Leuthen  zum  besten  in  be.sscren  Standt  und  Flor 
gesetzt  und  darinnen  erhalten  werden"  Als  besondere  Aul- 
gabe lie^t  dem  Kollegium  noch  ob:  zu  achten,  daas  das  Geld 
im  Lande  bleibe,  die  fremden  Maaufiikturen  im  Lande  yer- 
arbeitet  werden,  die  rohen  Waaren  nicht  atia  dem  Lande  gehen, 
dan  Waaren,  die  aas  dem  Auslande  nothwendi^erwesse  herein- 
gebracht werden  mtlssen,  möglichst  wohlfeil  und  nicht  erst  «ua 
dritter  und  vierter  Hand  den  Unterthanen  verschafft  werden; 
dasa  die  Rohwaaren  aus  der  Fremde  möglichst  gegen  heimische 
eingetnuscht  werden;  desgleicfien  soll  auf  den  Zustand  der  Kom- 
merzion in  anderen  Ländern  und  <  )it(^n  Acht  gegeben,  intbr- 
niation  mit  vorn«  liinen  Handelsleuten  gepflegt  werden  (sozusagen 
Einrichtung  von  Konsulaten),  die  Kaufhäuser  und  Niederlagen 
gefördert.  Banken  und  Werkhftuser  enichtet,  endlich  auf  Ein- 
richtung und  Privilegirung  von  Kompagnien  zur  Beförderung  des 
Handels  und  der  Manu&kturen  hingewirkt  werden;  in  Bezug 
auf  den  letzten  Punkt  werden  noch  besondere  Instruktionen 
gegeben.  Dies  sind  im  Wesentlichen  die  projektirten  Funk- 
tionen  des  Kommerzienkollegiums.  Dass  der  eanze  Plan  dm* 
selben  aus  der  Initiative  des  Kaisers  oder  der  leitenden  Staats- 
männer hervorgieng,  ist  nicht  anzunehmen;  es  kann  im  Glmn- 
theile  aus  einzelnen  Stellen  der  Instruktion  entnommen  werden, 
dass  er  üher  Rath  und  Einfluss  eines  Mannes  erfolgte,  der 
damals  in  Angelegenheiten  der  IVivilegirung  einer  bayriß^hpn 
Seidenkompagnie  in  Wien  w<  ihc  i,  und  nach  Annahme  seines 
Vorschlages  in  da«  KommerzieukoU^um  als  Rath  berufen 
wurde,  eines  Mannes,  der,  von  genialer  Anlnpc,  den  Kopf  voll 
wunderhcher,  verschrobener  Projekte,  aber  aiicii  voll  tief  bedeut- 
samer wirthschafUicher  Ideen,  der  österreichischen  Wirthschafls- 
Politik  für  die  nächste  Zmi  ihr  besondms  Gepräge  sab. 

Dieser  Mann  ist  Johannes  Joachim  Becher«  Sein 
Lebenslauf')  ist  interessant  genug,  dabei  von  Wichtigkeit  iUr 
die  gansse  Charakteristik  dieses  Mannes,  wie  insbesondere  &ir 
das  Unternehmen  y  mit  dem  sich  die  gegenwärtige  Abhandlung 
beschäftigt,  dass  wir  an  dieser  Stelle  £in^;es  hierüber  mittbeUen 


^)  Inctrnktion  für  das  Kommprzienkollegiujii  vom  22.  Februar  1666, 
abgedruckt  lo  J.J.  Bechers  poUiiscbem  Discurs.  Der  Text  d&rfte  authen- 
tisch leiii,  da  dieses  AJrtonstfiek  in  der  dem  Kther  gewidmeten  Avigabe 
abgedruckt  wurde. 

*)  Vgl.  die  folgende  Darstellung  über  J.  J.  Bechers  LebeosBcbicksale. 

3)  Die  Notixea  über  seinen  Lebensiauf  sind  vor  allem  seiner  Bio- 
graphie: Urban  Gottfried  B  och  er,  Das  Leben  eines  nütslieben  Ge- 
lehrten in  der  Person  des  Dr.  Job.  Joach.  Becher,  1722,  dann  Roth- 
Scboltz,  Vorrede  zu  Bechers  „Cbymischen  Kosengarten**,  Witte 's  I»ia- 
rium  biographicum,  endlich  einzelnen  Bemerkaogen  Becber's  eigener  Bücher 
nnd  Manoscripte  entnommen. 
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zu  dürfen  glauben.  Er  war  vermuthlich  1625  zu  Speyer  ge- 
boreD,  wiewohl  et  dch  vMst  für  jünger  ausgab ,  so  zwar,  dass 
WOB  Oeboitojafar  erat  1635  gewesen  wttro^).  Sein  Vater,  ein 
selehrler  protestantischer  Geistlicher,  scheint  gleichzeitig  eine 
Lelirstdle  an  einer  Knabenschule  innegehabt  zu  hahen.  Er  starb 
im  S7.  Leben^ahre^  als  Becher  noch  in  frühester  Kindheit  stand 
und  liess  denselben  ohne  Vermögen,  dagegen  in  den  traurigsten 
FamilienvtThältnissen  zui-üclv.  die  sich  noch  schlimmer  gestalteten, 
aL*  sich  Beelirrs  Mutt<^r  mit  einem  wüsten,  in  keiner  Hinsicht 
zur  Erziehung  der  liinterbliehenen  Kinder  sich  eignenden  Manne 
neuerdings  vermählte.  Da  dieser  aucli  in  wenigen  Jahren  starb, 
war  der  junge  Becher  schon  im  13.  Lebensjahre  genöthigt,  nicht 
nttr  fUr  sich,  sondern  auch  filr  seine  Familie  zu  sorgen.  Er  that 
dies  mit  An%ebot  aller  Kittflie  durch  Ertheüong  Ton  Unterrichta- 
stnnden,  ohne  darom  seine  Studien,  die  sich  fast  auf  aDe  Wissens- 
aweige,  insbesondere  Mathematik,  Physik,  Medizin,  sodann 
aber  auch  auf  Theologie,  Linguistik,  Jurisprudenz,  Kameralistik, 
eratieckten,  zu  vemachlftssigen.  Seine  ersten  „Ehrenchai^gen** 
waren  der  Grad  eines  Doktors  der  Medizin,  den  er  in  Mainz  er- 
warb, und  die  Stelle  eines  Leibmedikus  des  Kurfürsten  Joh. 
Pb.  von  Schön born  und  eine.s  Professoris  institutionum  niedi- 
cinae  an  der  Mainzer  Universität.  Diese  Stellung,  wie  auch 
ine  Heirath  mit  der  Tochter  des  kurraainziachen  Hofrath^ 
Ludwig  V.  Hömigk,  de6  Vatert»  dos  nachmaU  bekannten  Kame- 
raHsten  (vgl.  Seite  5,  Anm.  5)  scheint  ihn  in  Verbindung  mit  meh- 
renn  deutschen  Fttrsten  gebracht  zu  haben,  denen  er  später  wirth* 
schaftspolitische  VonchUige  unterbreitete.  Während  er  Mk 
Iw»  zu  den  sechziger  Jahren  fiist  aosschliessend  literarisch  mit 
Physik ,  Chemie  und  Linguistik  beschäftigt  —  1 654  gibt  er 
,jSohni  Selzthal  Regiomontani  de  Lapide  Trismegisto",  16(30—63 
die  ,3fet"illurgia*',  den  ,,Oedipus  Chymicus'*,  dann  die  ,,Aj)ho- 
ri-rai  »*x  institutiunibus  Medicinae*',  den  „ParTiassns  medicinalis 
iii  listrat  Iis"  und  den  „Character  pro  notitia  linguarum  universali" 
nelxst  einer  irros^ien  Zahl  kleinerer  Schriften  heraus  —  bcheint 
KT  sich  sodann  mehr  staatswirthsehaftlichen  oder,  wie  der  damalige 
lermiaus  lautet,  kamerahstischen  Studien  zugewendet  zu  haben. 

Seine  erste  praktische  wirtfaschaflspolttische  Thätigkeit,  die 
uns  aktenmä&sig  erwiesen  ist,  fidlt  in  das  Jahr  1664.  fii  diesem 
Jahre  zieht  ihn  der  KurBlrst  von  der  Pfiilz  Karl  Ludwig  zu 
Rathe  wegen  Einriehtung  von  Manufakturen  und  Be- 
schämung fremder  Handwerker  für  die  Stadt  Mannheim;  es 


M  In  der  Vorrede  zu  seiner  „Methodus  didactica''  (1667),  in  der  er 
versichert,  er  sei  er8t82 Jahre  alt  —  Witte,  Diarium  biographicum.  tom.  II. 
bebjuiptet,  er  sei  1685  im  Alter  von  tiO  Jahren  gestorben;  ein  gewisser 
Friedrich  Hey m,  tichs^-gotbaiseh.  Ober-Berginspektor,  der  ihn  in  teinea 

letzten  Lebensjahren  k  mnte  und  seine  Biographie  schreiben  wnlltr  ,  tbeilt 
10  ein'-in  Hrietc  an  den  Herausgeber  des  „(  hymischen  Kosengarten*'  £U>th- 
Scholu  uut,  Becher  sei  16ö2,  gegen  00  Jahre  ait,  gestorben, 
f^itehvnsen  (24)  VI.  1.  —  fiBteM.  2 
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kommt  ein  Vertrag  fddo.  26.  Miirz)  zu  Staude,  wonach  sich 
lUcher  anheischig  macht ,  zur  Errichtung  einer  Gla>{hütte  einen 
„guten  ^Ickäter*',  ferner  einen  Wollenwirker,  Seiden-  und  Leinen- 
weber herzuscbaffeiii  eine  „Lederbereiterey"  einzurichten^  einen 
PapiermUlier  kommeo  zu  UuBen,  eine  Hammer-,  Schleif-,  Polier-, 
Seeg-  und  Walckmtthle  su  bauen,  MauibeerlÄttme  su  pflamsen 
und  Seidenzucht  zu  betreiben,  wogegen  sich  der  Kurrarst  ver- 
pflichtet, alles,  was  Becher  für  niitziicii  und  rathsam  erachten 
würde,  genehm  zu  halten  und  ihm  überdies  fiir  die  Durch- 
fiihnmg  jed&s  einzelnen  Werkes  eine  entsprechende  ziflfermässig 
festgesetzte  Entlohnung  zusagt.  Das  T"^ntemehmen  krnn  nicht 
zu  Stande,  da  Becher  wenige  Monate  s|):tt<  i-  die  Piklz  veilMsst 
und  am  kurbayrischen  Hofe  in  MünohtMi  t  rschemt  —  wie  er  be- 
liauptet,  als  Leibarzt  hinberuteu  —  um  dort  fi^leichfalls  Vor 
Schläge  zur  Hebung  der  Volks wirthschaft  zu  maciien.  Sein  Gönner 
soll  der  bayrische  Geheimrath  und  Obersthofmeister  Egon  von 
Fürstenix  i  g  gewesen  sein.  Am  18.  Juni  1664  Überreicht  er  ein 
,,unvorgreiffliches  Bedenken  wegen  Auffnehmen  der  Commerden- 
Sachen*',  in  welchem  er  zum  ersten  Male  em  ziemlich  vollstän- 
diges wirthschaMiches  Programm  aufstellt. 

Dasselbe  enthält  im  wesentlichen  folgende  Punkte:  Das 
Geld  sei  möglichst  im  Lande  zu  behalten,  die  Auflagen  (Tm- 
posten)  mehr  auf  aus  dem  Lande  gehende  als  hineinkommcrifl«^ 
Waaren  zu  legen,  dabei  stets  mehr  auf  Rohwa^ire  als  auf  ver- 
arbeitet«'; die  Waaren  seien  uuiglichst  ohne  IJnterkäufer  und 
Makl*  r  eur/Aikaufen,  dabei  mUbäto  seitens  der  einheimischen  P>e- 
voikerung  immer  den  inländischen  Waai*en  der  V^oi*zug  vor  den 
fremden  gegeben  werden;  man  solle  die  Konsumption  steu  im 
Auge  behalten,  daher  „IJebersetzung''  bei  Handelsleuten,  aUzu- 
grosse  Ponulirung  einer  Stadt  meiden,  darum  auch  sollen  dieZttnfte 
erhalten  bleiben,  doch  entsprechend  reformirt,  die  Missbräuche 
abgeschafit  werden;  endlich  solle  man  sich  mit  dem  geringsten 
Gewinn  b^nügen  und  ,,da.s  publicum  Interesse  immer  dem  pri- 
vato  vorziehen'^  Als  spezielle  Maasregein  führt  er  sodann  an: 
Re^ulirung  und  Reform  des  MUnzwesens  durcU  Gleichartigkeit, 
Vollwichtigkeit  der  Münze  (befürwortet  jedoch  einen  5'^*  oigen 
Schlagschatz  zur  Verhütung  der  Ausfuhr  des  Geldes),  Auf- 
richtung einer  Landes  -  Wechsclbank  zum  Umtausch  des  in- 
und  ausländischen  Geldes  und  zur  Regelung  des  gesamraten 
Münzwesens;  sodann  Errichtung  eines  Kaufiiauses  zur  mög- 
lichst reichlichen  direkten  und  billigen  ßeschafiung  von  Roh- 
stoffen, die  im  Inlande  Terarbeitet  wmen  sollen,  eines  Werk- 
haus  es,  in  dem  die  Bettelleute  und  Vagabunden  zur  Arbeit 
angehalten  und  in  neu  einzurichtenden  Manufakturen  verwendet 
werden  sollen ;  endlich  Fundirung  eines  Kommorzien-Rathes 
als  beaufsichtigende  und  leitende  Behörde,  deren  Deputirten  die 
Leitung  der  einzelnen  obengenannten  Institute  obläge. 

Der  Kurfürst,  dem  Bechers  Vorsclüäge,  insbesondere  die 
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Fjnrichtiiner  eines  Kaui'haiisos  und  dudurcl»  Eintuhrun<r  zalü- 
reicher  Manutaktinvn  gut  f^etielon .  wollte  dieselben  alsbald  in 
Auülulirun^  bringcu  lassen  ^  er  veranstaltete  aber  vorher  noch 
eine  Art  Enquete  unter  den  heimischen  Eaufieuten,  die  sich 
jfdoch  sehr  aolefanend  gegen  das  Projekt  verhielten.  Da  Becher 
«her  die  dadurch  err^;ten  Bedenken  durch  den  Hinwds  auf  die 
DOfthgedrungen  Darteüsche  Haltung  der  Kaufleute,  deren  Interesse 
zum  Theü  geschadigt  werde,  zu  beseitigen  wussto,  beschloss  der 
Kurfürst  mit  Hilfe  fremder,  insbeeondere  hoUäadiflcher  und  bra- 
bantischer  Kaufleiito,  die  Sache  ins  Werk  zu  setzen  und  vorerst 
Hne  ..bayrisrlio  X»  L'otien-Com})ani<'''  zu  begründen,  die  mit  der 
I  »un  lituliriuig  betraut  und  entsprechend  privileprt  werden  sollte. 
r>'t.her  reiste  nach  den  Niederlanden  und  J Trabant,  konterirte 
iiiii  mehreren  reichen  und  massgebenden  Kaut'horren  in  Anister- 
d;4m  und  ^Viitwerpen,  von  denen  einer,  Martin  Kiers,  das  Ganze 
Qbemehmen  und  einrichte  zu  wollen  erkiflrte.  Die  Sache  gedieh 
jedoch  nur  aowdt,  dass  ein  Statut  Air  die  Kompagnie  ausge- 
arbeitet wurde,  das  der  Kurfilrst  auch  bestätigte;  dann  gerieth 
das  Werk  jedoch  ins  Stocken,  wie  Becher  selbst  berichtet^  ..»da 
diese  Privilegia  vor  einen  Anfang  gar  zu  universal  und  zu 
schwehr  ins  Werk  zu  richten'*.  Er  nahm  daher  zunächst  nur 
die  Seideiiinrmuniktur  in  dio  ]\nn(\ ,  brachte  einen  tüchtigen 
Sf-iden weher  /ur  KinrichTun^  von  Antwerpen  nach  München  und 
koQstituirte  eine  Seidenkompa<i;nic,  die  alsbald  privilegirt  wurde 
und  ihn  nach  Wien  entsendete  (10.  Januar  1H66),  um  die 
nöthigen  Verbindungen  mit  den  kaiserlichen  Erblanden  des  zu 
hoffenden  Konsumes  wegen  anzuknüpfen. 

So  kam  Bechor  im  Januar  16615  nach  Wien.  Ausser  dem 
erwfthnten  Auftr^e  hatte  er  aber  noch  eine  stweite  Mtssioni 
nämlich  UDterhandlungen  wegen  Errichtung  einer  „Orien- 
tal  •  Compagnie'*  zu  pflegen  und  sollte  zu  diesem  Behafe 
mit  dem  Pater  Rochas  (Rojas),  Bischof  zu  Stephanien  und  dem 
kaisarUchen  Hofkammerpräsidenten  in  Verbindung  treten.  Rojas, 
ein  spanischer  Fr  iiiziskaner.  hatte  schon  vor  einigten  Jahren  das 
i'rojekt  deutscher  Kolonien  in  Indien  propagirt  und  dessentwep^en 
(ob  vielleicht  in  kircldiclicm  Aut'tra<^'e,  bleibt  dahingestellt)  lieiüen 
an  vej.svhiedene  deutsche  Höfe  und  auch  nach  Spanien  unter- 
nommen;') die  Siiche  war  aber  immer  noch  nicht  in  rechten 
Gang  gekommen  und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  an 
seinen  Pinnen  hartnackig  festhaltende  Bischof,  der  wohl  als 
Gesandter  am  bayrischen  Hofe  Becher  kennen  gelernt  und  in 
ihm  einen  eifrigen  t'Jrojektenmacher  erkannt  hatte,  diesen  nach  Wien 
und  in  das  Kommerzienkollegium  brachte,  um  ihn  dann  f\ir 
seine  Pläne  zu  gewinnen  und  zu  benutzen.  Thatsache  ist  das 
Ebe,  dass  Becher  nach  wenigen  Wochen  —  unter  dem  2±  Fe- 

*)  Vgl.  Inama  a.  a.  O.  S.  19ti.  —  Commercien- Iractat,  S.  911  flf.  Uojas 
«V  anr  Bischof  in  partibns  and  hatte  als  Beicht?ater  am  katserlichea 
Hofs  Min  stiodigfli  Domisil  io  Wien. 
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bruar  —  in  das  KommerzienkoUegiiim  als  Rath  berufen  wird, 
daa  erst  nach  sdoea,  Becbera,  Anjgaben  und  Ratfaschliigen  neu 
lundirt  werden  8oUt&  dessen  Amtsinstruktion,  die  wir  oben  mit- 
cetheilt  haben  y  wam  BuyernchtUch  Becher  ^  wie  er  anch  selbst 
behauptet^  aufgearbeitet  haben  dürfte. 

Interessant  ist,  dass,  wie  sich  aus  all  den  vorliegenden,  von 
Becher  in  seinem  „Commercientractat"  abgedruckten  Doku- 
menten entnehmen  lässt,  diese  Ernennung  ohne  \'orwissen  des 
bayrischen  Kurtiirsten  p-'^schehen  sein  muss;  denn  auch  nach 
dem  Tage  seiner  Ernennung  wird  l>«  t'her  in  Briefen  des  Kol 
legiunispräsidenten ,  wie  in  kaiserlichen  Handschreiben  noch 
iiiinier  bay  rischer  Koiainerzienrath  genannt M.  Becher  scheint 
damals  gauz.  vuu  iiojas  und  dem  österreichischen  Hofe  gewonnen 
zu  sein,  er  lässt  daher  aach  den  Plan,  zu  dessen  Durchführung 
er  nach  Wien  gekommen  war  —  nämlich  FHvilegien  ftr  die 
neogegrttndete  bayrische  Sadenkompagnie  zu  erUuigen  —  fidlen, 
giebt  seine  Rathschläge  den  Oesterreicliem  und  ist  plötzlich  — 
schon  im  Februar  YoUauf  beschäftigt,  eine  österreichische 
Seidenkompagnie  zu  gründen,  deren  Interesse  pro  forma 
mit  dem  der  bayrischen  in  Einklang  gebracht  werden  sollte. 
Der  Kaiser  schickt  Becher  daher,  der  eine  vermittelnde  Instruk- 
tion vom  Bischof  Rojas  erhalten  hatte,  nach  Baw  rn ,  um  ilie 
Sache  zum  Austrag  zu  bringen  und  ertheilt  ihm  üheniies  den 
Auftrag,  wie  einem  Schreiben  des  Kui-tiirsten  von  Bayern  an 
Becher  zu  entnehmen  ist,  mit  der  ostiudischen  Kompagnie  in 
Holland  -  ofienbar  wegen  der  Kolonialfrage  —  Unterhandlungen 
anBuknflpfen. 

So  reist  denn  Becher  am  1.  März  nach  München  surück 
und  erstattet  der  bayrischen  Seidenkompagnie  eine  sehr  nichts- 
sagende Relation,  aus  der  man  in  München  gleich  entnahm,  dase 
Becher  eigentlich  sehr  wenig  oder  nichts  ftlr  die  bayrische  Sache 
gethan,  vielmehr  nur  für  Fundirung  und  Forderung  einer  öster- 
reichischen Konkurrenzkompagnie  tnHtip:  gewesen  war.  Begreif- 
lieherweise war  man  hierüber  sehr  enrrüstet,  bedrohte  ihn,  ver- 
folgte ihn  sogar,  indem  man  seine  ►"->eidcnhandmühle  naciitlicher 
Weile  zerschlug,  u?ul  verlaugte  vom  Kurlursten,  er  möge  nicht 
fi'tiher  weprgelasseii  werden,  bis  er  das  Interesse  der  bayrischen 
Kompagnie  besser  gewahrt  und  derselben  einen  Antheil  au  dem 
Oeterreicbischen  Unternehmen  gesichert  hätte.  Wie  sich  Becher 
mit  der  bayrischen  Kompagnie  abgefunden  hat,  ist  nicht  &at* 
zustellen ;  sicher  ist  aber  —  und  das  geht  aus  seinen  Bdationen 
an  das  Kommerzienkolleginm  henror  —  dass  er  sich  die  ihm  in 
Wien  ertheilten  Aufträge  angelegen  sein  liess  und  insbesondere 
der  ^ylnoaminimng^'  der  Seidenmanu&ktur  wegen  eine  Reihe 

*)  Selbst  in  einem  Schreiben  des  bayrischen  OberBthofmeisters  Fürsten 
von  Füretenberg  vom  l").  ^^ept.  ItjSl  heisst  es  noch:  „Ihro  Churfurstl.  Ourch- 
laueht  werdet!  sich  ertreuen,  wann  einige  erspriessUche  Dienste  durch 
einen  der  Ihrigen  Ihro  Kais.  Miy.  geletttet  werden''. 
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kundiger  Personen,  so  insbesondere  zwei  Italiener,  JoanelH  und 
Bcrtalotti,  engagirte,  die  schon  im  Juni  VorachUige  wegen  „Auf- 
richtung** der  Kompagnie  erstatten;  dass  er  femer  einen  tUch- 
tigen  Seidenzwimer  ans  den  Niederlanden,  einen  Färber  aus 
Venedig,  dann  das  nöthige  Hiilfspei-sonal  ftlr  beide,  im  Oaiizen 
9  Personen  aufnahm  und  dieselben  bei  neiner  walirscheinlich 
im  Juni  ertblL'ten  Rückkehr  nach  Oesterreich,  nach  Wal[>ersdorf, 
einem  Gute  lU.-,  KoromerzkoUegiums-  und  Hotkammerprasidt nun 
Grafen  feinzendorl^  brachte,  woselbst  der  erste  N'ersuch  der  liAix- 
liditiuig  einer  aokhen  Manu&ktiur  gemaeht  werden  sollte  und 
m  der  Tliat  im  Juli  deoBelben  Janree  auch  gemacht  wurde. 
Damals  entstanden  die  eisten  Miasbelligkeiten  swischen  Becher 
und  dem  Grafen  Sinsendorf,  die  jedoch  bald  beigelegt  wurden: 
die  Einleitung  der  ganzen  Seidenmanufakturangelegenheit  und 
der  erste  Betrieb  derselben  scheint  in  Wien  Zufriedenheit  ge- 
funden zu  haben,  da  Becher  im  September  ein  „Reoompens- 
Yewprechen*'  erliÄlt. 

Von  diesem  Zeitpunkt  an  findet  sich  jedoch  lange  kein 
Akt«  nstuck,  Becher  selbst  betreflend,  wiewohl  zwei  Jahre  später, 
T>ezember  1668,  die  „seydenc  Fabrica  und  Manufactur'*  des 
Grai'en  Sinzendorf  privilt^rt,  un<l  noch  später,  Mai  1GG9,  ein 
neues  Patent  betreffend  die  Seidenkompagnie  und  die  Betheiligung 
an  derselben  ei^gdit  Offenbar  waren  wieder  Streitigkeitai  ent> 
standen,  die  Becher  nt^thigten.  deb  zurlicksusiehen  oder  gar 
Wien  auf  eine  Zeit  zu  Terlasaen*  Im  Jahre  1668  aber  war 
Bechers  nationalökonomiBches  Hauptwerk  erschienen  ,  der  „poU- 


nehmens  der  Städte,  Länder  und  Republiken,  in  specie  wie  ein 
Land  volckreich  und  nahrhaft  zu  machen  und  in  eine  reelitc  Socie- 
titem  civilf  in  zu  bringen'^,  od<»r  wie  es  später  häutig  genannt  wird, 
der  'ommercientractat*^  Wiewohl  Becher  das  Werk  dem 
Giukn  Sinzendorf  widmet  und  dieser  die  Widmung  in  einem 
fipeundlichen  Schreiben  (Juli  1668)  entgegennimmt,  scheinen  doch 
bald  wieder  die  alteu  Zwistigkeiten  beo^onnen  zu  haben,  und 
Becher  dürfte  nun  zuTerricbCucb  Wkn  irerian«!  haben,  aumal 
Too  seinen  Projekten  bisher  noch  nichts  ordentüch  dur(»igeftlbrt 
wotden  war  und  auch  das  KommerzienkoUegium,  die  ersten 
Monate  vieDeioht  aufgenommen,  nicht  funktionirt  hatte. 

Wohin  er  von  Wien  danials  gieng,  ob  er  einem  Rufe  ins 
Auskmd  folgte  oder  blos  fluchtete,  ist  schwer  festzustellen;  aus 
der  zweiten  Aufla<:^e  des  Politischen  Discurses  (1672),  die  alle 
bf-ziiglicheu  bayrischen  und  österreichischen ,  wie  auch  manche 
andere  int'^r<*s.sante  und  fiir  die  d;iTnali<re  Wirthschattsgeschichte 
Wichtige  Aktenstücke  enthält,  geht  nur  hervor,  dass  er  im  Juni 
bis  zum  Ausist  oder  September  1G69  im  Auftrage  des  Grafen 
Ton  Hanau  thatig  war,  tlir  denselben  eine  Reise  nach  Holland 
unternahm,  um  daselbst  mit  der  westindischen  Kompagnie  wegen 
Evwerbnng einer  „hochteutschen''Koionie  in  West« 


itßchen  Ursachen  des  Auf-  und  Ab- 
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indien  zu  unterhandeln.  Diese  Idee  war,  ^vie  w  oben  er- 
örtert haben,  keine  neue;  schon  IHtiö  und  tniher  hatte  l>echer 
—  damals  im  kurh-iyrisehen  Auttratre  —  ähnlichö  Unterhand- 
lungen mit  der  ostindischen  Kompagnie  eingeleitet.  M-m  kam 
aber  damals  so  wenig  wie  jetzt  zu  einem  praktischea  Lrlul^es, 
wiewohl  ein  förmlicher  Vertrag  zwischen  der  priviJegirten  west- 
mdischen  Kompagnie  der  Kammer  Amsterdam  und  fViedrich 
Casimir  von  Hanau  eu  Stande  kam,  in  welchem  letzterer  von 
der  Kompagnie  in  dem  Namen  der  Generalstaaten  einen  Ötrieh 
Landes  in  Südamerika  zwischen  dem  Orinoeo  imd  dem  Amazonen- 
Strom,  dreissig  holländische  Meilen  längst  des  Meeres  und  hundert 
Meilen  landwärts  nach  beliebiger  Auswahl  unter  der  Bedingung 
des  Anbaues  dieses  Landes  binnen  12  Jahren  als  Lehen  über- 
nahm, volles  Hoheitsrecht  und  Recht,  rnterlehen  zu  vergeben 
nebst  der  Versicherung  des  Schutzes  erhielt,  hmgegen  sich  ver- 
pflichtete, von  einer  „Oeneralauflag*^  von  12^2  Prozent  des  Er- 
trages der  Kolonien  o  der  Kompagnie  abzugeben.  Auch  i^eclier 
erluilt  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Unterlehen,  die  Herrschaft 
AperwBcke,  3  Meilen  längst  des  Strandes  und  6  Meilen  bis 
zum  Oebifee  Comairo,  4^9  Grad  nördlich  vom  Aeauator;  der 
Graf  von  mnau  aber  tritt  die  von  der  westindischen  Kompagnie 
erworbenen  Rechte  an  eine  y^hochteutsche  westindische  Comr 
pagnie*',  deren  Fundirung  sofort  in  Angriff  genommen  wurde, 
ab  und  sucht  bei  dem  Kaiser  um  die  iVivileginmg  dieser  Kom- 
pagnie an,  was  aber,  wie  Becher  erzählt,  von  den  Feindf^n  «les 
Grafen  hintertrieben  wurde.  Hecher  In  te  nun  vermutlüich 
nocli  16(30  nach  München  zurück,  wo  er  nehen  verschie- 
denen gelehrten  Arbeiten  —  er  schrieb  damals  sein  hervor- 
ragendstes naturwissenschaftliches  Werk,  die  „i'hysiea  subter- 
ranea**  —  die  Kolonialangelegenheiten  weiter  verlolgte,  u.  a. 
einen  Aufruf  an  Alle,  die  sich  in  der  neuzu^rUndenden  Kolonie 
niederlassen  wdlten,  ergehen  Hess,  mit  Emigen,  so  auch  mit 
einem  gewissen  Grafen  Bertucy  bezügliche  VerbÜge  abschloss 
(April  1670).  Wenige  Monate  später  aber  nimmt  er  wieder  das 
alte  Projekt  der  Introduzirung  neuer  Manufakturen,  insbesondere 
der  Seidenindustrie,  auf. 

]m  August  iüTo  ist  J^echer  auf  Einladung  des  Hof  kannner- 
Präsidenten,  der  ihm  die  Versich«  iinig  gab,  dass  die  t'riiheren 
Differenzen  völli^^  l>eigelegt  seien,  wieder  in  ^Men,  nimmt  eolort 
wieder  seine  Funktion  als  Kommerzienrath  auf  und  referirt  an 
das  Kollegium  über  Aufnahme  der  Manufakturen,  ins- 
besondere des  Seidengeschäftesy  durch  eine  Osterreiehische 
Kompagnie ,  die  ttberaU  auf  den  Märkten  ihre  Niederlagen  und 
Vertreter  haben,  über  entsprechendes  Kapital  verfügen  und  mit 
fremden  Negotianten  in  Verbindung  treten  müsste.  Den  Direk- 
toren der  noch  ezistirenden  kaiserlichen  priviiegirten  beiden- 
kompagnie  werden  die  Fragen  vorgelegt:  1.  Ob  sie  noch  Ka- 
pitalien annehmen  und  sicher  stellen  und  verzinsen  wollen? 
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2.  Ob  jeder  In-  und  Ausländer  zur  Scidenmaiuifaktur  berechtigt 
cem  Äoilte,   wenn  er  sich  der  KoiDpciu£nie  inkorporiren  Hesse? 

3.  Wm  die  Kompagnie  geseowärtig  an  Waauren  henrtelley  und  ob 
M  ach  getraue,  jährlich  100000  bis  200000  Thaler  Waaren 
wa  liefern;  ob  me  sich  deshalb  mit  fremden  K^tianten  dnlassen 
woDe?  r  Ob  die  Direktoren  snr  Effektnining  und  Beschaffung 
der  Verleger,  der  Gelder  und  der  Konsumption  Jemand  bevoll- 
mächtigen wollten?  Die  Direktoren  ßarthelotty  und  Mittermayer 
äoBsem  sich  nicht  gerade  ablehnend,  weisen  auf  ilire  Privilegien 
hin,  erbieten  sich  jedoch,  Kapitalein  leger  aufzunehmen  und  die 
benöthi^'te  Seide  zu  liefern.  Ks  sollte  nun  das  ganze  Projekt 
siüiimt  den  Outachkii  dem  Kommei-zieiikollegium  vorgelegt 
werden;  allein  wir  entnthiuen  keiner  Mittheilung  Bechers  oder 
keinem  sonstigen  Aktenstücke,  da:^8  dies  wirklich  geschehen  sei; 
fennuthlich  trat  das  Kollegium,  das  nach  einer  späteren  Klage 
Bechen  überhaupt  so  selten  einberufen  wurde,  gerade  In  der 
nüchäten  Zeit  nicht  mehr  zusammen,  und  die  Sache  gerieih  da- 
durch n  Vergessenheit 

Becher  wandte  sich  aber  jetzt  einem  neuen  Projekte  zu, 
<^er  Errichtung  einer  Kompagnie  zum  Handel  nach 
Holland,  insbesondere  mit  Weinni,  I^>ranntw(in  und  verschie- 
denen anderen  Rohprodukten.    In  einem  Referat  an  den  Hof- 
kammerprasidenten  vom  18.  November  1()70  setzt  er  die  Wahr- 
schciuliciikcit  eines  giiten  Erfolges  bei  diesem  Handel  auseinander 
und  erbietet  sich,  nacli  Holland  10  ODO  Stück  Branntwein,  das  Stück 
zu  100  fl.,  fiir  500000  fl.  österreichische  und  ungarisebe  Weine, 
fHr  aOOOOO  fl.  Eisen,  Stahl,  Messing  uod  andere  Metalle,  fbr 
200000  fl.  Leder,  Häute,  Wolle  und  Leinwand,  im  Ganzen  also  fllr 
2<XK)000  fl.  Waaien  dahin  zu  verkaufen.  April  1671  wird  auch 
in  der  That  Becher  nach  Holland  geschickt,  um  „das  gantze 
Negotium  SU  incaminiren".    Becher  reiste  auch  im  Mai  nach 
Holland ,   naehdem  er  noch  vorher  mit  dem  P)iscIiof  Kollonitz 
wegen  Kn*iehtung  eines  Zucht-  und  Arbeitshauses  iür  vagabun- 
«lirendc  Personen,  und  Einrichtung  von  Manufakturen  in  dem- 
fcrlU-n  einen  X'ertrag  abgetjciilossen;  in  München  versicherte  er 
sich  zuvor,  d.iss  ihm  nicht  neue  Feindseligkeiten  drohen,  wurde 
weh  daselbst  „gut  tnictiret".    Bei  seiner  Rückkehr  relationirte 
er  (September  1671):  die  Weine,  die  auf  dem  Landw^e  nach 
HolUnd  gesendet  worden  waren  (50  Eimer),  seien  zieml 
Tenehrt  angekommen  und  hätten  nach  einiger  Zeit,  nachdem 
sie  sich  gdklftrt,  vortrefflich  gemundet;  der  Absatz  grösserer 
Partfaien  sei  sehr  wahrscheinlich,  überhaupt  die  Nachfrage  eine 
«ehr  grosse  u.  z,  um  so  mehr,  als  gegen  die  französischen  Weine 
ein  SjK^rrverbot  erlassen  worden  nei.  Zugleich  macht  fr  fiin  l'rn- 
position  im  Namen  holländischer  Kaufleute,  die  »ine  Kompaguie 
zum  Zwecke  des  Seehandels  in  den  österreichischen  Hiifen  an 
der  Adria  (insbesondere  ^St.  Veit  am  Flamm)')  gründen  wollten. 

1)  Favam  Bt  Vitt  ad  flm&eD,  die  Hafenstadt  Fiime. 
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(iieichzeitig  relationirt  er  auch  üb*  r  eine  andere  Angele^j^enheit, 
deren  Ordnung  ihm  auch  aufgetragen  worden  wai  :  die  Auf- 
nahme eines  Anlehens  für  den  Kaiser  in  der  nach  damaligen 
Begriffen  gewiss  bedeutenden  Höhe  von  einer  MiUion  Reichsthaler, 
daa  er  in  Hollaad  liatte  aufbriaffea  sollen. 

Aus  jener  Zeit  Btammt  audi  ein  Prmekt  Uber  HerBtellung 
einer  Wasaerstrasse  aach  Hollaad  durch  Vereinigung  der  Wer- 
nitz und  Tauber,  somit  der  Donau  mit  dem  Rhein,  von  Donau- 
wörth nach  dem  unteren  Main,  das  jedenfalls  sehr  interessant 
und  beachtenswerth  fiir  die  Pinne  Bechers  erscheint.  Und  ausser 
allen  seinen  Geschäften  fiir  Oesterreich  betrieb  er  aber  noch 
Unterhandbin i>-en  im  Aiiftrai^^e  des  spanischen  Gesandten  in  Wien 
mit  Holland,  betreffend  die  spanische  Wolle  und  FundiruDg  des 
Wollhandels  und  verschiedener  WoUindustrien. 

So  zeigt  sich,  dass  Becher  wirklich  vielseitig  im 
Interesse  des  ,,Aul"iiehmens'*  des  österreichischen  Han- 
dels und  der  österreichischen  Manufaktur  thätig 
gewesen,  dass  er  eine  nicht  geringe  Zahl  von  Projekten  aller 
Art  entmurfen  und  vorgelegt  hat ;  gleichwohl  ist  keines  von  allen 
diesen  ssu  Stande  gekommen  nnd  wenn  auch  hie  und  da  ein 
Anlauf  genommen  wurde,  um  zur  Eealisirung  des  einen  oder 
anderen  zu  schreiten,  so  traten  bald  hindernde  Umstände  aller 
Art  dazwischen  und  das  kaum  B^nnene  wurde  wieder  fallen 
gelassen.  Ende  1671  klagt  Becher  in  einem  an  den  Hofkammcr- 

{)rä8idcnten  goriehteten  Schreiben,  dass  man  ihn  bezüglich  seiner 
etzten  Relationen  ^nz  ohne  Besc^heid  lasse,  dass  hierüber  die 
J.Zeit  und  die  gegenwärtige  Gelegenheit  verlaufe'^  die  hollän- 
dischen Kaufleute  ungeduldig  werden  u.  a.;  ebenso  dass  das 
Kommcrzienkollegiuni  gar  nicht  zusammentrete  und  berathe,  dass 
dadnrch  die  Kommemenangelegenheiten  liegen  bleOien  u.  a*  w. 
Der  Beschdd  auf  dieeea  Säreu>en  ist  nicht  bekannt,  allein  au 
vermulhen  ist  so  viel,  dass  trotz  Bechers  eindringlicher  Mahnung 
die  Sache  doch  nicht  in  Gang  kam,  so  dass  er  sich  dann  wahr- 
scheinlich zurllckzog  und  sich,  privaten  Studien  widmend,  die 
zweite  Auflage  seines  Kommerzieatraktates  vollendete,  die  alle 
die  interessanten  Akten,  von  denen  auch  hier  tlieilweisc  Gebrauch 
gemacht  wurde,  ent!i;i!t;  das  Buch,  das  im  September  ]<i7"2  er- 
schien, widmete  er  dem  Kaiser,  wohl  nielit  ohne  dem  Gedanken, 
dass  vielleicht  nunm<dir  von  Seite  des  Kaisers  und  des  Hotes 
seine  Pläne  mehr  Förderung  erfahren  würden. 

Die  beiden  folgenden  Jahre  dürfte  Becher  zuversichtlich 
noch  weiter  in  Wien  zugebracht  haben,  wenn  auch  keine  genauen 
und  veritofichen  Daten  (Iber  seine  Tlriltigkeit  in  dieser  Ztnt  vor- 
ie^ea.  Das  «nte  bedeutsame  SchiiftstQdk,  das  sich  nach  dieser 
Zeit  (vei.  Seite  4,  Anm.  3)  vorfindet,  ist  das  erwähnte  von  ihm 
selbst  (Mai  1674)  erstattete  „Referat,  wie  die  Commcrcien,  auch 
gemeiner  Handel  und  Wandel  gegenwärtig  in  Ihro  Ka^s.  Mixest 
Krblaaden  beschaffen,  auch  wie  solchem  durch  Bestabiiitimng  daee 
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Cominercien-Collegii  könnte  geholfen  werden,  dass  sie  denen 
Kays.  Erblanden  zu  Ehr  und  Nutzen  besser  ^lorirte^'^  In  dem- 
selben^ zielt  er  vornehmlicli  wieder  auf  Errichtung  oder  "Wieder- 
aufriehtung  des  KommerzkoUegiums ,  dessen  Aufgaben  er  bis 
ins  Detail  pritzisirt;  die  wirtlischaftHelien  Prinzipien  dieses  Refe- 
rates sind  die^i  Ibi  II  merkantilistischen ,  die  ilin  auch  früher  lei- 
teten: Erhebung  der  Kommerzien  und  Negotien  in  den  Erb- 
landen,  damit  die  im  Lande  erzielten  Güter  in  die  Fremde  ver- 
huidett  und  bo  das  GM  aus  fremden  Lütideni  in  die  Erblande 
gezog^  werde. 

In  der  folgenden  Zeit  (1674  nnd  Anfimg  1675)  widmete  er  eich 
mm  vor  AUem  einem  Projekte,  seinem  bedeutsam- 
sten, das  auch  insofern  über  die  anderen  hinausragt,  als  es  in 

«einer  Realisirung  am  weitesten  gedieh:  jenem  Projekte,  mit 
dpm  di^  ge*T«^nwrirtige  Abhandlung  sieh  zu  befisscn  hat,  dem 
Manuta  k  t  u  1  iiau.se  oder  kayserlichem  Kunst-  und 
Werckhauöe.  Dieses  Projekt  fasst  sozusagen  die  meisten 
der  Yorhergehenden  zusammen,  es  beabsichtigt  nichts  weniger  als 
die  Errichtung  eines,  womöglich  rasch  wachsenden 
staatlichen  Gewerbsunternehmens,  das  zugleich 
als  Musteranstalt  und  zum  Theil  auch  als  prak- 
tische Lehranstalt  gedadit  ist;  es  beschrttnkt  sich  nicht 
sof  einen  Industriesweig,  sondern  vereint  eine  Zahl  theib  neuer, 
tlieOs  damiederliegender  und  wenig  geübter  Gewerbe.  Seine 
ganze  Bedeutung  und  Geschichte  wird  die  fokende  Darstellung 
eriklem,  der  hier  nicht  vorgegriffen  werden  soH. 

Dies  zur  Einieitunfr  ircirf^nw artiger  Abhandlung.  Wenn  in 
derselben  nicht  die  ganzen  wirtlischaftliehen  Verhältnisse  dtjr 
Österreichischen  Erblande  mit  jener  Präzision  und  unwider- 
leglichen Begründung  durch  ein  authentiselies ,  ausreichendes, 
statistisches  Material  dargestellt  werden  konnten,  die  zur  Ent- 
wer^g  eines  klaren,  festbestimmten,  wirfbschafUichen  Bildes 
crfofderlich  ist,  so  mag  dies  der  Thatsache  zu  Oute  gehalten 
woden,  dass  Uber  jene  Periode  österreichischer  Wirthschafts- 
gOBcfaichte  die  Qudlen  tlberaus  spfirlich  und  trübe  fliessen.  Wenn 
aber  weiter  zu  viel  Elrörterung  und  Detailbesprechung  eineni 
Manne  gewidmet  erscheint,  ohne  dass  überdies  diese  Detail- 
erörterung Anspmch  machen  könnte,  gleicl^zeitig  eine  vollRt'indige 
Biographie  desselben  wiederzugeben,  so  mag  dies  dem  Umstände 
ziigeschrieben  werden,  dass  in  der  That  dieser  Mann  —  Johannes 
Joachim  Becher  —  der  bedeutendste  für  die  österreichische 
Wirthschaftsgeschichte  jener  Zeit  gewesen  ist,  dass  seiner  Ini- 
tiative Idee  und  erste  Ausführung  des  Manu&kturhausea  ent- 
sprang und  dass  ein  Mona  Eindringen  in  das  Weseu  und  die 
GoBchiehte  dieses  interessanten  Unternehmens  bediitf;t  ist  durch 
die  Kenntniss  der  voiheigehenden  Plftne  und  Ideen  seines 
Schöpfen, 
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Idee  und  erste  Auslührang  dieses  Lnterneliiiieus. 


Die  klee  des  Manu  t'a  k  t  u  r  h  ;i  uses  oder,  wie  ea  ursprting- 
b'ch  stets  genannt  wurde,  ^des  Kunst-  und  Werckiiauscä'*  kommt 
zuerst  vor  in  Referaten  und  Propositionen,  die  Becher  nodi  im 
Jaiur«  1674  oder  An&Dg  1675  dem  Grafen  Albrecht  Zinsea- 
Mf  damaligem  Obenmofmeister  des  KaiBera,  erstattete.  Diese 
Referate  selbst  nnd  uns  nicht  mehr  erhalten,  wohl  aber  der  auf 
Grund  derselben  nach  Apprabadon  des  Fh)jekteB  zwischen  Becher 
und  dem  Grafen  abgeschlossene  ^Accord  wegen  Erbauung  des 
Kunst-  und  Werckhauses'^  Gleicli  in  der  Einleitung  desselben 
beisst  es:  ^es  liabe  D.  Becher  dem  Grafen  proponirt  und  deraon- 
strirt,  welchergestalt  es  absonderHch  zu  Ihrer  Kayserl.  Majestät 
Recreation  und  Curiosität,  auch  Nutzen  dienen  und  gereichen 
Wirde,  wenn  Ihre  Kayserliche  Majestät  den  Engländern  und 
1  raüizosen  gleich  eine  curiosc  Academy,  Kunstbaus,  Correspon- 
dratz  mit  allerhand  ingeniösen  Arbeiten,  Experientz  von  vieler- 
hand  cnrioaen,  mathematiBcfaen,  chimiachen  Sach^  und  Manu- 
fiictoien  aufeteUen  Besäen,  wie  aus  gedachter  Schrift  mit  mehrerem 
tu  ersehen  ist.**  —  Dem  Grafen  handelte  es  sich  sodann,  wie 
108  den  folgenden  EinleitungssätBen  des  Akkords  hervoigdit, 
tanächst  um  Beschaffung  eines  dazu  nöthigen  Fundus,  ohne  ^bei 
diesen  schwiihren  Zelten  die  hochbenötigten  Geltmittel  aus  der 
Kayserlichen  Cammercassa  dahin  anzuwenden."  Da  nun  Becher 
in  einem  zweiten  Anfsat/.e  darthiit,  dass  schon  durch  Eintiihrung 
der  Faj'beiiiiianutaktur,  für  welchen  Artikel  jährlich  auf  die 
1<H)000  Kei(  liäthaler  in«  Ausland  gtengen,  überdies  aber  durcii 
Einführung  unterschiedhcher  anderer  Manufakturen  sowohl  in 
ebmiischen  Sachen  als  in  mechanids,  nilmlich  „Bereitung  der 
Msiolic,  Venrtllrkan|r  der  Wdne»  Zeitigun^  der  Metallen ,  Yor- 
teOhafter  QM-  und  Suberscheidungen,  Wäkmnnerei  und  Weberey 
b  Zeugen,  die  bisher  im  Lande  noch  nicht  nekannt  seyen**,  ohne 


^)  In  Beilage  I  abgedruckt.  Pas  Dokument  ist,  ^ic       meisten  auf 
die  Errirbtting  des  Hauses  durch  IJecher  bezüglichen  Urkunden,  einem  Ms. 
difUütbibiiudiek  „Dt.  Job.  Joacb.  Bechers,  röm.  Kays.  Miy.  Canuner-liathes 
Hif^t  wegen  das  kaTserUcheD  Kunst-  und  Wercluiaases''  (ddo.  19.  Mftts 
flotaommen. 
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Jemandes  Präjudiz  und  Schaden  ein  sehr  bedeutender  Ertrag 
erzielt  werden  müsse,  der  in  kurzer  Zeit  einen  genügsamen  Fundus 
schallen  wiii'de,  ao  war  as  nunmehr  blot>  uiu  den  (gleichsam  vor- 
zuschlessenden)  ersten  Fundus  sur  Introducirung  und  Stabüisirung 
des  Hauptfondus,  nttmlich  der  erwähnten  Mano&ktoren  za  tkam* 
Der  Vertrag  koinmt  endlich  zu  Stande  ^  ab  Becher  in  einem 
dritten  Au&atze  sich  erbietet,  wenn  der  Kaiser  einmal  vor  alle- 
mal SBU  diesem  ersten  fundo  4000  Reichsthaler  herschiessen  und 
ümii  Becher,  die  Anwendung  derselben  zur  Introduzirung  der 
besagten  Manufakturen  anvertrauen  wolle,  hiefÜr  die  Einrichtung 
des  fi;a.r]7A'n  Werkes  soweit  ^renu^^sam  durchzuRlhren ,  dass  e« 
dann  nur  der  Rontinuation  und  eines  grösseren  Verlages  boduT-fV'n 
werde,  um  reichlichen  Ertrag  zu  erzielen.  Der  auf  Grund  dieser 
Proposition  am  21.  Mai  1675  zu  Stande  gekommene  Akkord 
entliiilt  folgende  Hauptpunkte: 

1 .  Dr.  Becher  erhält  zur  blossen  Einrichtung  einen  Verlag  von 
4000  Rthl.  in  Monatmten  von  1000  Rthl.  ohne  Verzinsong;  was 
darüber  jedoch  von  Eaj^tal  angelegt  wird,  könne  wohl  einen  wöchent- 
lichen Zins  von  1000  Bth.  för  17-^20000  Rth.  Kapital  tragen. 

2.  Inspektor  des  Unternehmens  soll  Graf  Albrecht  y.  Zinzen- 
dorf  sein;  im  Todes&lle  desselben  soll  Becher  mehrere  Andere 
prüsentiren,  wovon  der  Kaiser  einen  als  Inspektor  bestellen  wtirde. 
Die  Inspektion  soll  sich  auf  den  Hauptfuiidus  ersti'ecken,  tibcr 
den  stets  genaue  Keelinungen  vorhanden  sein  und  eventuellen 
Falls  vortjewiesoi  werden  müssen. 

3.  Direktor  „solcher  Manufacturen  des  Kunstliausob  und 
Correspondentz  in  curiosis"  soll  Becher  sein,  rücksichtlich  seine 
Erben  oder  die  er  sonst  dazu  nominiren  würde.  Sollte  er 
oder  die  Seinigen  das  Werk  nicht  weiter  betreiben  wollen,  so 
soll  ihm  und  seinen  Erben  doch  jederzdt  ein  Fritsentationsreofat 
In  Bezug  auf  die  Direktorstelle  verbleiben. 

4.  Für  die  Durchführung  des  Werkes  soll  Becher  und  die 
Seinigen  erblich  und  in  perpetunm  den  zehnten  Theil  des  resul- 
tirenaen  Gewinnes  erhalten,  welches  Vortheils  sie  nur  im  Falle 
eines  crimen  laesae  majestatis  verlustig  erklärt  werden  können 
und  bliebe  dieses  Recht  ivwh  haften,  ialls  das  Kunsthauft  aus 
des  Kaisers  Besitz  in  andere  Hündo  überj^enge. 

r>.  Als  Termin  zur  Durchführung  des  Unternehmens  wird 
die  Zeit  eines  Jahres  festgesetzt. 

Ueber  einige  nähere  Punkte,  die  .,lhro  Maje^sUit  in  dieser 
materie  gegen  Ihro  Excellentz  (den  Grafen)  und  Dr.  Bechern  in 
mündlicher  Audientz  gnädigst  pladtirt  haben^  soll  zur  besseren 
Sicherheit  noch  ein  Dwet  erlassen  werden. 

Dies  war  der  erste  Vertrag  Bechers  b^üglich  der  Errichtung 
des  Kunst-  und  Werckhauses.  Vor  Allem  fUllt  hiebei  auf,  dass 
gleich  die  ersten  Unterhandlungen  direkt  mit  dem  Kaiser  diurch 
aen  (^bersthofmeister  geftihrt  wurden,  wiewohl  doch  in  solchen 
für  die  kaiserlichen  Finanzen  so  wichtigen  Dingen  die  Hof* 
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kunmer  das  einzig  kompetente  Organ  gewesen  wäre.  Dies 
wflrde  ach  jedoch  daraus  erklären,  dass  Becher,  der  bei  der  Hof- 
kammer und  deren  anmächtigem  Präsidenten  (i raten  Sinzendorf 
so  üble  Erfahrungen  gemacht  hatte,  sich  nicht  melir  an  denselben 
hatte  wenden  wollen  imrl  darum  seine  Vorschläge  an  den  Kaiser 
dirt-kt  o<ler  an  die  i'erson  seines  (jberöthotineisters  gerichtet  hätte. 
Allein  dies  scheint  schon  darum  kein  ausreichender  Grund,  weil 
in  solchem  Falle  der  Proponent  dennoch  unfehlbar  au  die  kom- 
petente Hof  kammer  gewiesen  worden  wäre.  achdnt  vielmehr 
«18  den  freilich  sehr  knanpen  und  dunklen  Andeutcmgen,  die 
Becher  hierüber  macht  dass  der  Kaiser  selbst  diese  Angelegen- 
heit mit  Umgehung  des  Grafen  Sinzendorf,  dem  er  vielleicht  in 
Folge  der  gegen  den  Prii.siclenten  agitirenden  Oj)position  nicht  mehr 
traute-)  —  mit  Becher  direkt  durch  seinen  Obersthofmeister  ab- 
wickeln wollte ;  ja,  es  ist  nicht  ausgeschlossen ,  dass  dem  Kaiser 
selbst  wegen  der  GoMmaeherei^),  die  ja  l*»fclier  auch  im  Kunst- 
hause zu  betreiben  versprach,  viel  an  dem  Zustandekommen  der 
Sache  gelegen  war,  welches  durcii  die  Intervention  des  Hof- 
kammerpräsidenten zum  mindesten  erschwert  worden  wäre. 

^)  Einmal  in  dem  genannten  Referate  bei  Punkt  IX.  Wie  die  Sachen 
mit  dem  Kunsthaus  einzurichten  wären,  dasz  sie  IJestand  hätten  .  .  .  „dasz 
man  aber  damals  dem  Herrn  Praeäideuten  nit  batt  entdecken  wollen,  dasz 
die  Sftch  vor  Ew.  Miyestftt  gehörig  ...  das  hatt  seine  Ursachen,  welche 
Y.W.  K.iy«.  Maj.  bekandt  seyn"  "^nrinnn  erwähnt  er  in  der  1^7^  ge- 

druckten ^Cojiia  eines  notwendigen  Memorials,  welches  an  die  röm.  k. 
Mai-  Übergereichet  worden  von  dero  Cammer-  und  Commereien-Rath  Dr.  J.  J. 
Becher",  welche  Schrift  überhaupt  viel  Wichtiijes  über  die  ganze  Frage 
enthält,  einrr  Summe  .?n  mir  (»f.  Albrecht  Zinznidnrf  zur  A iifrirlitun^^  des 
Kunst-  und  W  ercküauses  unter  dem  Titei  von  Comoediengeldern  bezahlen 
lies£  .  .  .*  Man  erti^t  hienuit,  dut  ofbnbtr  aof  tUioniödiftten  Bdfflbl 
Mgir  eine  ganz  falsche  Bezeichnung  der  Bestimmung  des  Geldes  gewählt 
worde,  um  niclit  die  Aufmerksamkeit  dts  ITofkammerpräsidenten  zu  erregen. 

')  Vgl.  hierüber  Wolf,  Die  ilofkammer  unter  Leopold  I.  in  den 
Sitsongsber.  d.  Äkad.  p.  1858,  8.  440  IT.,  der  darlegt,  dass  dessen  Be* 
{^igung  (wohl  auch  Ehrenhaftigkeit i  schon  1666  durch  eine  gegen  ihn 
bei  Hofe  agitirende  Partei  von  Hofkammerrathen  in  Zweifel  gezogen  wurde, 
dass  es  Sinzendorf  aber  gelang,  den  Einfluss  dieser  Opposition  gänzlich 
so  terstören,  so  dass  er  1672  wieder  ein  Ilandbiliet  des  Kaisers  mit  der 
Versidiening  der  n  h  Gnade  erhielt.  Kr  führte  aber  die  Dinge  wie  friihcr 
die  Korruption  in  der  Hofkammer  dauerte  fort,  bis  endlich  Kammer-Kath 
Graf  Jorger  iu  seinem  Gutachten  vom  14..  April  1679  die  ganzen  Gebrecheu 
der  Finanzverwaltung  aufdeckte.  Bald  darauf  erfolgte  moch  1675)  der 
Sturz  und  die  Venirthnlung  des  früher  allmächtigen  Präsidenten.  Es  ist 
also  nicht  ausgeschlossen,  dass  su  jener  Zeit  (1675)  dero  Kaiser  durch  die 
fortwährend  schürende  Agitation  der  Gcguer  des  Grafen  dodi  sdion  Be- 
denken in  Betreff  der  Redlichkeit  ond  Gewissenhaftigkeit  der  Amtsführung 
des  Präsidenten  !^nf;ic^ti>?7en  waren. 

*)  Es  ist  eine  historische  Thatsachef  dass  Leopold  ein  Anhänger  der 
Theorie  der  Verwandlung  unedler  Metalle  in  Gold  war,  dass  er  selMt  sidi 
„Goldmacher"  kommen  liess.  Becher  macht  in  einer  Randl)em(  rkung 
in  dem  erwähnten  Referate  dem  Ober^tbofmoister  den  Vorwurf,  er  wolle 
.  .  .  „die  Manufacturen  stehen  lassen  und  allein  uufs  Goidmachen  sehen**. 
Ob  «cfa  die  Spitze  dieses  Vorwurifes  nicht  gegen  den  Kaiser  selbst  kdirt, 
dem  er  natfirlich  direkt  nichts  vocsohalten  wagte,  ist  wohl  nicht  bestimmt 
SU  sagen. 
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Allerdiiigö  aber  erwies  es  bielt  bald  alö  undurchtUlirljar,  derlei 
Dinge,  wie  den  Bau  eines  Manutakturhauses  ohne  Wissen  des 
HomuDmeqnlladeDtai  bu  betreiben  und  ab  eefidmroll}  wenigstens 
dir  Becher,  daaeelbe  trotz  des  Vorwissens  Oes  F^rttsidenten  ninter 
desoen  Rücken  zu  ibun.  Man  erwithlte  daher  —  ob  diese  Idee 
▼om  Hofe,  ob  Ton  Beclier  ausgieng,  vermögen  wir  nicht  zu  be- 
urtheilen  -  einen  Qnind  und  Boden,  der  dem  Hofkanmier- 
Präsidenten  gehörte,  zum  Aut*bau  des  Hauses ;  Becher  erwähnt 
nierüber,  man  habe  d.-is  Gcbaii  des  Kunst-  und  Werckhauses 
auf  den  Onmd  und  Boden  des  Kammerpriiaidenten  gesetzt,  um 
ihn  nicht  zu  „diseustiren^  In  der  That  fand  auch  die  F^rbauung 
dos  Hauses  auf  dera  Grund  und  Hoden  des  Grafen  8inzendorf 
in  dessen  Garten  auf  dem  Tabor  statt,  naclideni  vorher  folgende 
Ucbereinkommen  z\vischen  dem  i'rasidenten  und  Becher -'J  ge- 
schlossen worden  war:  a)  Becher  erhält  das  Recht,  auf  bestem 
Platz  anf  seine  Kosten  eine  QaUerie  von  Zimmern  und  Woh- 
nungen zu  bauen  n.  z.  soll  dies  „Bechern  selbst  oder  den  seinlgea 
oder  welche  liierinnen  mit  ihm  participiren'',  freistehen;  b)  hin* 
gegen  verpflichtet  es  sich  zu  einem  in  halbjährigen  Raten  im 
▼omhinein  zu  entrichtenden  Grundzinse  von  100  Hth.;  c)  die 
Dauer  des  Kontrakts  wird  auf  10  Jahre  festgesetzt. 

Nunmehr  waren  die  Bedingunp^en  der  Erbauung  und  des 
Betrit  l)f's  des  Kunst-  und  Werkhauses  festgesetzt  und  der  Bau 
konnte  beginnen.  In  der  That  scheint  auch  Becher  unvorzüglich 
denselben  in  Angriii  genommen  zu  haben;  denn  am  lU.Marz  H376, 
von  welchem  Tilge  das  erwähnte  Referat  (vgl.  Seite  30,  Anm.  1) 
datirt  ist,  war  der  Bau  und  auch  die  innere  KinriciiLuug  »cbou 
&Bt  ganz  vollendet.  Doch  scheinen  den  in  der  Zwischenzeit 
die  verhiiltiuBse,  die  das  spätere  ^genthum  und  die  künftig 
aus  dem  Unternehmen  zu  ziehenden  Eanktlnflte  betrefei,  wesent- 
lich geändert  zu  haben.  Während  nämlich,  wie  bereits  oben  des 
Näheren  erörtert  wurde,  ursprünglich  nur  die  nothwendigen  Ab* 
machungen  zwischen  dem  Obersthofmeister  nomine  des  Kaisers 
und  Becher  erfolgten,  das  Eigenthum  und  die  Einkünfte  des 
Hauses  auch  nach  diesem  UebereiTikf>ramen  an  den  K;nser.  d  h. 
die  kaiserHche  Privatkasse  fallen  sollten,  niithin  die  Hütkammer 
( ig'  iithch  mit  dem  ganzen  Unternehmen  nichts  zu  schaffen  lutte, 
wurde  dies  nun  anders.  War  nämlich  schon  durch  die  Erbauung 
des  Hauses  auf  dem  Grund  und  Bod<'n  des  Hot  kaiinnerpraäulcntea 
das  ursprüngliche  Prinzip  zum  Tlieil  durchbrochen  worden,  so 
scheint  nun  eine  vollkommene  Devolvirung  des  G^eschäftas  von 
dem  Kaiser  (rilcksichtlich  dem  Obersthoäeister)  an  die  Hof- 


>)  In  seiner  „NtariMben  Weisheit^,  8. 120  ff.,  wo  er  von  dem  Eiuiai> 

und  "Werkhause  spricht. 

^)  In  dem  Referate  wegen  des  Kunst-  und  Werkbauses  uoter  II. :  Er- 
haadlung  iregen  des  Platzes  zu  dem  Kunstbaut.  Nach  einer  Raadbemerkong 
Bechers  soll  sich  der  Ausdruck,  »welehs  hierinaen  mit  ilm  ptitieipirsB"^ 
auf  den  Kaiser  selbst  beliehen. 
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kamnier,  in  deren  Kompetenz  das  Untern elimen  üb<'rtr;igen  wird, 
stattgefunden  zu  haben  \).  Das  genannte  Referat  eutliält  nilni- 
lich  aueli  ein  „Deeret  von  der  kaiserl.  Hofkammer  wegen  der 
AN'ollujanufactur'*,  datirt  vom  IG.  Oktober  lü75,  worin  es  heisst : 
„Da  llxrer  Majestät  referirt  worden  sei,  dass  er  (Becher)  die 
woDene  Manimietur,  insooderheit  aber  (auch)  die  Fabricirung 
dreyer  Sorten  sey denen  Zeugs,  als  Scharschet,  Cronrasch  und 
Schamlotty  introdudren  wolle,  so  werde  ihm  die  Resolution  Ihror 
Majestät  (liiemit)  mitgetheilt,  wonach  dieselbe  sein  Oflfertum  accep- 
tirt  und  ihm  zur  Inc^iminirung  und  Beförderung  dieser  Sachen 
tinquam  pro  tundo  introductionfs  und  anfangs  zu  notwendig' tii 
Verlair  2«)00  Rrlil  gebet t^  n er  maaazcn  bewilligt  habe." 
Sodann  aber  enthidt  das  D<'krrt  aueh  die  Mittheihmg,  dass 
er  „was  diese  Manufaetur  aiilnlan^t  und  derselben  anhangig 
ist.  von  der  Hofkammer  dependire^,  und  das  Werk  oline  weiteres 
Entgeld  Ihrer  Majeätät  weiters  zu  verlegen,  in  l'erfectiou  zu 
bringen  befugt  sein  solle;  ferner  die  AutTorderung; ,  den  daraus 
entspringenden  Gewinn  ausser  dem  ihm  zugestandenen  zehnten 
Pfennig  Ihrer  Majestftt  getreulich  ssuzueignen,  das  Kapital  in  soIto 
zu  erhalten  und  (das  Werk)  jedesmal  auf  begehren  in  wirk- 
lichem £ffekt  zu  seigen.  . 

Aus  dem  ob^  ausdrUckb'ch  hervorgehobenen  „gebett(mer 
niaaszen"  wie  aus  einer  eigenhändig  beigesetzten  Bemerkung 
Bechers'-)  ist  7.\\  entnehmen,  flass  derselbe  vorher  nelion  um  einfn 
Verlag  speziell  zur  Wollmanuiaktur  angesucht  hatte;  ob  "wneder 
direkt  beim  Ohersthofmeister,  ist  wohl  nieht  ganz  erwiesen,  aber 
nach  den  einhitenden  Worten  des  Dekrets  (siehe  oben)  anzu- 
nehnicu.  Der  Kai8«?r  überwies  wahrsclieiulicii  tliese  ganze  Sache 
der  HofkammeTi  naclidem  er  vorher  die  Auszahlung  eines  be- 
stimmten Geldbetrages  bewilligt  hatte.  So  kam  es,  dass  das 
Kunst-  und  Werkhaus  weni^tens  mit  Rücksicht  auf  die  darin 
SU  betreibende  Woll-  und  8cidenmanufakttir  in  die  Kompetenz 
der  Hofkammer  gelangte.  Auch  geht  aus  diesem  Dokumente, 
wie  aus  der  später  zu  erwlihnenden  R<  ehnungsUbersicht  Beclier's 
hervor,  dass  er  ausser  den  bereits  durch  den  Obersthofmeister 
empt'an^renen  oder  angewi^enen  40(M)  Rthl.  noch  2<>00  Kthl.  sp'  /i-^ll 
zur  Introdiizimn^'  der  Wolhuanufaktur  erhielt  Ueberdies  aber 
bekam  er  von  dem  FlotkauimerprUsidenten  u.  z.,  wie  es  scheint, 
etwas  später,  die  allerdings  etwas  späi'lichc  Summe  von  je  500  Ktlil. 


Becher  siiricht  In  dem  Absatz  VTII  seines  TTeferates  von  Hln  lt - 
rangen  des  Werkes  ii.  a.  aus  dem  ftrunde,  dass  sich  die  Hofkammer,  „mit 
welcher  zwar  vermüse  des  Accordn  directe  Nicbtfi  m  tun  hatte,  sondern 
fon  Ew.  Maj.  immediste  dependiren  sollte"  so  tehleebt  desBelbeo  sog^ 
Bommen  habe. 

*)  Becher  schreibt  am  Kand  unten  dazu :  „Ich  hatte  4000  Kthl.  Verlag 
nr  WoUmanufactur  zu  Keben  verlangt,  da  hat  der  Heir  Präsident  mir 
8000  Rthl.  geben,  habe  tctat  nit  wollen  nehmen,  so  hfttte  ich  gar  nichts  be- 
kommen." 

For«ekQiic«n  (24)  VL  1.  -  Hatech«k.  3 
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zweimal  als  „Adjutin  zum  Bau  des  Hauses^ ;  somit  hatte  er 
zum  Bau  und  zur  Einrichtung  Hauses  die  Oesammtsummo 
von  7<HI0  Rthl.  zur  Verftigung,  womit  er  alle  Kosten  der  erstou 
Einrichtung  und  auch,  was  freilich  schwer  zu  leisten  war,  den 
Verlag  zum  ersten  Betrieh  hätte  d(ck<'U  sollen,  so  dass  Hof- 
kauimer  und  Kaiser  in  ein  t'ertiges,  gut  gehendes  Unternehmen 
nur  als  Eigenthttmer  hätt^  einzutreten  brauchen.  Obwolü  Becher 
sich  wohl  darüber  khtr  sein  musste,  dass  es  ihm  nicht  möglich 
sein  werde,  diese  Voraussetzunjsccn  zu  erfüllen,  machte  er  sich 
doch  schleunigst  an  das  Werk,  i  fl*  !)bar  in  der  Hoffnung,  es 
werde,  sobald  das  Kunst-  und  Werkhaus  erbaut  und  die  erste 
Introduktion  der  Manufakturen  durchgeführt  sein  wtirde,  eine 
weitere  gril.ssere  Summe  zur  Deckung  d«  r  Mohrkosten  luid  des 
Verla<;s  zum  l^triebe  zu  erlangen  sein,  sclion  aus  dem  Grunde, 
weil  ja  das  Unternehmen  dem  Kaiser  oder  der  kaiserlichen 
Kammer  zufalle  und  es  ja  auch  in  deren  Intereässe  gelegen  sein 
musste,  das  last  vollendete  Werk  nicht  wieder  aufzugeben;  zu- 
dem hoffte  er  über  diese  Schwierigkeit  durch  die  freilich  etwas 
gekünstelte  Auslegung  der  „Continuation''  ^)  des  Werkes  durch  die 
Hofkammer  zu  gehmgen;  denn,  wie  wir  aus  seinen  späteren 
Aeuflserungen  entnehmen,  wollte  er,  um  sich  vor  Schaden  zu  wahren 
und  das  unternehmen  nicht  zu  Grunde  gehen  zu  lassen,  auch 
schon  die  ersten  Summen  filr  den  Betrieb  und  Rttckersatz  ftar 
(hiefür)  ausgelegt<'  Oelder  verstanden  wissen.  Inwieweit  er  mit 
diesen  Ansprüchen  Hecht  oder  Unrecht  hatte,  ist  hier  vorLlu6g 
nicht  zu  erörtern ;  es  soll  vorerst  der  weitere  Verlauf  des  ganssen 
Unternehmens  dargele-jt  worden. 

Im  Marz  tles  folgenden  Jahres  (167(>)  war  der  Bau  des 
Hause«»  fast  vollendet  (es  fehlte  nur  noch  die  (iallerie  zum  Ver- 
kauf d^  Waaren),  auch  die  Introduktion  der  Manu&kturen, 
d.  h.  der  Arbeiten,  der  nothwendigen  Instrumente  und  Maschinen 
war  vollzogen  und  Becher  legte  nun  am  19.  Mftrz  ein  umfang- 
reiches Referat  über  die  ganze  Angelegenheit,  mit  den  Plänen 
des  Hauses  versehen  - ),  dem  Kaiser  vor  Er  bemerkt  einleitungs- 
weise,  dass  das  Haus  dem  getroffenen  Uebereinkommen  gemäss 
nun  orV)aut  und  eingerichtet  sei,  nur  mehr  der  „Continufition" 
bedürfe,  brir'.'t  die  Bitte  vor,  der  Kaiser  möge  dieses  Werk  nicht 
wie  das  Komruei-zienkoliegium  uu<l  andere  nützliche  Vorschläge 
suppnniiren  laeisen,  auch  ihn  nicht  einen  solchen  Sehaden,  der 
durch  das  Leerstehen  des  Hauses  entstünde,  leiden  hissen  und 

Vgl  8.  iiO  den  Passes  in  dem  dritten  Vorschlage  Becber's.  Er  sagte 
wörtlich  ,.so  wolle  er  vor  l)esagte  100<»  Rthl.  alle  Manutactiiren  etc.  dergestalt 
incaminiren  .  .  dass  der  luiidus  zu  dorn  ganzen  Werk  genugsam  stahilieirt 
sei  und  dazu  nichts  weiter  als  die  continuation  mit  gruszerem  Verlag 
erfordere  .  .  Sdoe  spilere  loteipretatioii  beweist  die  eigenbftndiee 
RandbemerkoDg:  „Ego  mea  praesüti,  pnestetor  ergo  etiani  cootintMtio 
promissa.*' 

*)  Diese  Ptftne  sind,  nach  dem  Ms.  der  k.  k.  Hofbibliothek  in  Wien, 
welches  das  Heferat  enthält,  getren  kopirt,  der  gegenwärtigen  Abbaadlang 
am  Schiasse  beigeheftet. 
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ihm  nicht  Tenreigem,  daas  er  „zur  Defenaion  seiner  Ehr  den  bei- 
konunenden  Referat  und  noch  andere  Uocumente  publice  pro- 
dudre  und  beweise,  dass  er  an  ihm  nit  gefehlt^  .  .  »chliefislicb 
Uttel  er  um  schleunige  Erledigung  der  Sache,  well  sonst  »ge^n 
Ostern  die  Leuthe  verlautlen  und  das  Haus  gesperrt  werden 
wird,  weil  sich  dessen  Niemand  annehmen  will'^.   .  . . 

Hierauf  folgt  nun  das  eigenth'che  Keferat  über  das  neu- 
erbaute Kunst-  und  Werkhaus  oiler  eine  „gründliche  Be- 
schreibung, was  in  dem  Kunst-  unclt  Wertkhause 
samnit  Schmel  tz-  und  G  lashütten  gethau  und  operirt 
wirdt,  auch  wie  selbige  angeordnet  seyn.'*  —  Diese 
Bcdcbreibung  nimmt  Bezug  auf  die  dem  Referate  beigefügten 
Plüne  und  erOrtert  die  in  den  einzelnen  Lokalitttten  des  Hauses 
vorzunehmenden  Ftoduktionen»  hin  und  wieder  werden  natürlich 
Ezknne  über  die  Bedeutung,  den  Werth  und  die  praktische 
Verwerth barkeit  mancher  Produkte  eingeschoben.  Ks  ist  ziu* 
Cliarakteristik  des  ganzen  Unternehmens  des  Werkhauses,  das 
svhon  darum  von  hohem  Interesse  ist,  weil  seine  Anlage  und 
der  ihm  zu  Grunde  liegende  Gedanke  zu  den  ^^^rthscllaftlich 
bedeutendsten  Ideen  jener  Zeit  gehört,  nothwcTidig,  in  Kurzem 
diese  Keöclueibung  zu  reproduciren.  Nach  deröeibea  enthält  das 
Kunst-  und  Werkliaus: 

1)  ein  grosses  chemisches  Laboratoriuni  mit  aller- 
hand Deetillir-  und  Schmelzöfen.  Daselbst  soLen  vorerst  die  ftbr 
die  chemische  Hwiptproduktion  nothwendigcn  Salze  und  Spirituse 
eneuet  werden;  sodann  aber  ist  Hauptproduktion  die  Erzeugung 
und  Präparirung  von  allerlei  metallischen  Farben,  wie  Grünspan, 
Berggrttn,  Blei  weis,  Oinober,  Menig,  Bleygelb,  Sublimat,  Salmiak, 
Borax,  für  welche  Farben  jfiliilich  in  den  Erblanden  (nach 
Becher's  Meinung)  über  1 00 000  Rthl.  ausgegeben  würden  Eine 
anschliess<  nde  Herechniing  soll  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung 
dartluui.  Ferner  aber  soll  auch  in  diesem  Laboratorium  die 
-Wahrheit  und  Nutzbarkeit  der  Alchimy'^  denionstrirt  werden 
durch  unterschiedliche  Processen  als  das  r^Bley  in  Silber  zu 
zeitigen,  aus  Kupier  Silber  zu  scheiden", Goldschcidungeu  zu  unter- 
nehmen etc.  Dass  Becher,  wiewohl  er  später  in  Holland  Mhnliche 
ExperimeDte  und  sogar  behauptetermaasen  mit  gimstigem  Er- 
folge durchftdurte^),  nicht  allzuviel  yon  der  Gold-  und  Silber- 
macherei  hielt,  beweisen  einige  bittere  Randbemerkungen,  ins- 
besondere gegen  den  Obersthofmeister  gerichtet,  dem  er  vorwirft, 
CS  sei  ihm  nur  um  die  Alchimie,  nicht  aber  um  die  Hebung  der 
Manufaktur  zu  thun  gewesen;  indessen  musste  er  w^ohl  atich  die 
Alchimie  als  Hau|)tj)unkt  sniner  Projekte  anführen,  um  bei  dem 
iur  dieselbe  begeisterten  Kaiser  Beiuii  zu  üuden  (vgl.  Seite  31 
Anm.  3j. 


Vgl.  hierüber  ..Trifolium  Becheriaaum  HoUaaüicum  oder  Dr.  Bechei-'B 
drei  neue  i:jrÜQduugeD  etc."  1679. 
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2)  Die  Werkstatt  zur  Erzeugung  des  Majolio- 

{Geschirres.  Hier  soll  Majolicgeschur  mit  Hufe  der  geeigneten 
nstnimente  und  eigener  Brennöfen  ^sauber,  fein  und  dUnn^  ge- 
arbeitet und  blau  geraalt  werden,  so  dass  es  an  Feinheit  und 
Schönheit  dem  welschen  und  hollnndi.^'-hfTi  gleichkommen  werde. 
Hiernnf  sollen  dann  allerliand  Platten  zu  Oefen  und  Kaminen 
und  verschiedenes  1  Iaii8«:jeräth  erzeugt  werden;  alles  aber  werde 
an  Preis  noch  billiger  sein  als  das  ausiändiache  und  darum  vor- 
aussichtlich guten  Abgang  hahen, 

3)  ÜieApotheke,  um  gute  ^ledizinen  zu  billigerem  Preise 
herxufttdl^,  insbesondere  werden  gerflhmt  die  von  Becher  er- 
fundenen Pillen  ...  es  folgt  ein  Absatz  ttber  ihre  Wirkungen  und 
die  einiger  anderer  medizinischen  Präparate,  den  wir  übergehen  « .  * 
auch  ein  von  Becher  zum  ersten  Mal  (irgendwo)  introduzirter 
Zuckerwein  wird  hier  auagescbenkt,  der  so  wohlthntige  Wirkungen 
hat^  dass,  wie  Becher  meint,  durch  seine  Einführung  der  un* 
ireRHTide  und  stinkende  Bnmntwein,  wie  auch  die  rauhen,  an- 
greitendeo,  hitzigen  und  schwci'ligen  Weine  in  Abgang  kommen 
werden. 

4)  Eine  Werkstatt  zur  Herstellun«;  guter  Ilaus- 
geräthe  aus  einer  von  Becher  getundenen  Metalilegirung  von 
weisser  Farbe,  da  irdenes  und  hölzernes  Gehchirr  theils  zu  schwach 
und  zerbrechlich,  viele  Metalle  wie  Blei  (der  Schwere  wegen). 
Eisen  und  Kupfer  (weil  rie  „vitrioliach*^  and),  Zinn  (der  Schmelz- 
barkeit wegen),  Silber  (des  hohen  Breisee  w^gen)  hiezu  un-~ 
geeignet  seien. 

5)  Die  Seidenmanufaktur.    Sie  wird  betrieben  mit 

drei  „ Bandmühlen und  zwar  dienen  zwei  zur  Erzeugung  „puren 
Seidenbandes'*,  die  dritte  zu  „Floretgladtbandt".  Diese  Manut'aktiur 
thue,  weil  sie  bisher  im  Tnlande  niemals  gemacht,  vielmehr  die 
Produkte  aus  der  Schweiz  und  Frankreich  importirt  worden  seien, 
Niemandem  (im  Inlandej  irgend  welchen  Anbruch,  rentire  sehr 
gut,  ja  selbst  bis  zu  einem  Prozent  täglich,  nach  Abzug  aller 
Kosten. 

6)  Die  Wollman  utak  tur.  Diese  soll  so  recht  der 
Hauptzweig  aller  Manufakturen  sein,  ^ein  sonderliches  beneficium 
für  die  JcaiserÜchen  ELrblande**,  denn  in  einem  eigens  hiezu  be- 
stimmten Saale  sollen  die  Landeskinder  lernen  Wolle  sor- 
tiren,  krempeln,  fein  spinnen  und  allerhand  wollenes  Zeug  ver- 
weben.  Der  Nutzen  sei  ein  dreifacher  1)  der  materielle  tiir  den 
ürproduzenten,  der  die  Wolle  leichter  und  theurer  verkaufen 
könne;  2)  dass  viele  arme  (d.  h.  erwerbslose)  Leute  jetzt  spinnen 
und  weben  lernen  kf^nnen;  8)  dass  das  viele  (tpM,  das  fiir  wollene 
Zenpfe  ins  AiLsiand  gehe,  nun  im  Inland  bleibe.  Die  Manufaktur 
werde  auch  sehr  gut  rentireu  und  jährlich  wenigstens  100  Prozent 
tragen. 

Hierauf  folgt  nun  ein  Verzeichniss  unterschiedlicher  Zeuge, 
die  gewoben  werden  sollen;  so  werden  genannt  Scharschet, 
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Cronrasch,  Schamlott  und  nunmehr  wird  auch  der  hiebei  zu  er- 
zielende Gewinn  mit  Rücksieht  auf  die  Zahl  der  ncht  Weber- 
gesellen  berechnet;  .  . .  auth  sm  diese  Manufaktur  schon  dämm 
leichter  durchzufahren .  weil  das  Material  im  Land<',  der  Ver- 
brauch aber  ein  so  ^-oascr  sei,  dass  er  sich  wohl  aut  1  Million 
Rthlr.  belaufen  dürtte;  überdies  sei  (iura  eine  sehr  kurrente 
Waare  und  es  würden  durch  diese  Manuüiktur  vielerlei  andere, 
die  sich  rah  der  Herstellung  verschiedener  Zeuge  beeofaftfitigen. 
introdmirt;  so  wtirden  durch  die  WoUroano&ktur  allein  die  ent- 
völkerten und  armen  Stttdte  der  Erbländer  wieder  volkreich  und 
nahrBam  gemacht  werden. 

Diese  eben  erwähnten  Manufakturen  werden  nun  in  dem 
eigentlichen  Kunst-  und  Werkhause,  einem  langen,  1(5  Fenster 
\  orderfront  umfassenden  Oebftude  mit  Oberstock,  betrieben  und 
zwar  sowohl  im  Untei-gtoek  (der  inneren  „galleri"  *  als  aueli  im 
Oberstock  (der  oberen  (lallerie)  und  es  werden  auf  <iem  z\\  *  iten 
Plane  jeder  Manufaktur  die  efccigneten  Räume  für  die  Werk- 
stätten, wie  auch  \\  uluiraume  i'xir  die  betretenden  Arbeiter  an 
gewiesen;  desgleichen  sind  sie  auch  mit  Küchen  und  anderen 
oothwendigen  Nebengelassen  veisehen. 

Aiiaaer  diesem  Hauptgebäude  umfasst  das  Kunst-  und  Werk- 
haus noch  das  Wohnhaus  des  Direktors,  das  „Schellenbergiscfae 
8chmeltswerk"  und  die  „venetianische  Glashütte/ 

1 )  Das  „Häuslein  zur  Wohnung  des  Directors""  ist  massiver 
und  sicherer  gep^en  Feuer-  imd  Wasscr^j^efahr  gebaut  als  das 
Hauptgebäude ,  von  zwei  gemauerten  Höfen  um;j;eben ,  die  ein 
^wölbter  Durehcrang  verbindet,  durch  eiserne  Gitter  vor  Dieben 
möglichst  gej^i  liiitzt;  es  enthfllt  nänilieli  nebst  den  Wohnräumen 
des  Direktors  i  V\  ohnzimmer  und  Sclilat  kanuner)  die  \  erwahrungs- 
Oite  der  wichtigsten  iSchätze  des  Hauses,  80  (in  der  „Schreibstube'^) 
das  Archiv  sammt  den  Prozessen,  Privilegüs,  Kapitalien,  Korre- 
«pondens  des  Hauses  u.  dgl ,  dann  in  einer  eigenen  Kammer  die 
^mathematiBchen  Sachen*^,  hierunter  ein  Uhrwerk,  das  unauf- 
geaogen  so  lange  geht,  als  nicht  ein  TheO  desnelben  zerbricht, 
endlich  eine  „Compression  von  Wasser,  allwo  ein  kleiner  ßueb 
das  Wasser  annsdick  und  thurroshoch  hinauftreiben  kann"  und 
ähnliche  künstliche  Dinge  melir.  Sodann  lietindet  sich  daselbst 
eine  zweite  Kammer  zur  Aufbewahrung  wcrlli voller  Kßekten, 
Kapitalien  und  künstlicher  (Jperationes.  Endlich  ein  kleines 
I^boratonuiii  nur  tur  „Präparation  der  Tinctur"  und  „Trans- 
mutation der  Meüille"*  (also  für  die  „Gi>lduiacherei" ). 

2)  Die  ^Scbellenbergische"  Schmeltzhütte.  Dies 
war  eine  Art  Hochofen  nach  dem  von  dem  Obristen  von  Schellen- 
beig  erfundenen  und  angegebenen  Systeme  aufgeführt^),  um 


M  Wie  Wilhelm  Schröder  in  seinem  unten  zu  erurternden  Ansueiien 
um  grundbQclicrliche  Einverleibung  des  Grund  und  Bodens  dea  Manufaktur- 
Kiinet  anfthrt,  war  disse  „dorch  das  Kay« erlidie  Banambt  für  des  H.  Obristsa 
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das  „hungansche  berpstättcn  Frtz  zu  schmelzen."  Bcchor,  der 
vorausschickt,  diese  Untern«  liimiii*^  gehe  ihn  zwar  nichts  an. 
bemerkt,  es  werden  sich  dainit  auch  andere  Ertze  „an  der  Donau 
gelegen  schmelzen  (vielleicht  legiren.^i  lassen,  dann  werde  es  als 
J?och-  und  Waschwerk"  „zu  Figii-ung  des  Schwefels  und  Ärsemc*^ 
Dienata  leisten.  Endlich  kOnne  man  durch  «in  beständiges  Ab- 
ireibwerk  Sflber  erhalten  und  so  auf  diesem  Pktze  ein  ewig 
währendes  Berg-  und  Sclieidewerk  einrichten,  bei  dem  „auch  die 
Münzen  und  uoldtschraiedt  ihr  Erz  schmelzen  und  unterschied- 
liche Handwerksleut  ihre  Nahrung  dabei  haben  können.'* 

WeiterpR  ist  iUier  dieseR  Schmelzwerk  aus  den  vorlieg-enden 
Akten  nicht  in  Krlalu'iinjLi;  zu  b?*inii'-fn :  (1<t  Uten  desselben  ^vird  in 
einer  Abhandlung  über  das  (ioidmaclien  aus  jener  Zeit  genau 
beschrieben') 

3)  Die  venetlanische  (ilashütte.  Auch  über  diese 
ist  ausser  den  Becher'schen  Angaben  in  der  Beschreibung  des 
Manuiakturhfluses  Nichts  zu  finden.  Becher  selbst  bemerkt  gleich 
zuvor,  dass  er  nicht  selbst  die  wekchen,  ▼enetianischen  GlasblMser 
her  verschrieben  habe,  sondern  nur  Anlass  gegeben  habe,  sie  im 
Manufiikturhause  unterzubringen.  Die  Form  der  erzeugten  oder 
zu  erzeugenden  GLlser  betreffend,  raeint  er,  diese  würe  eigentlich 
keine  „Kunst",  sondern  nur  eine  duix:h  langwierige  Ausbildung 
anzuei^end»'  Fn-tigkeit;  das  Wichtigste,  um  diese  Manufriktur 
im  Lande  einzuliiugcrn,  sei  ,  liiüter  die  i^ehte  Proportion  der 
Materie  des  (Jlases  zu  kommen  Der  Vortheil  dieser  Pi*oduktiou 
werde  keiu  geiinger  sein ,  da  das  venedisehe  Olas  sehr  begehrt 
sei,  besonders  Glaskorallen  ein  gesuchter  Artikel  » lur  die  Türkei) 
wären.  Schliesslich  beklagt  er  sich,  dass  man  die  Leitung  dieser 
Bfanufaktur  nicht  ihm,  sondern  den  Italienern  Bertalotti,  dann 
Tomasi  tibergeben  habe.  Daraus,  dass  mehrere  Direktoren  bereits 
fungirt  hatten,  wie  aus  einer  späteren  Bemerkung  Becher's-) 
geht  hervor,  dass  diese  Glashütte  schon  in  ziemlich  lebha^m 
lietriebe  stand. 

Dies  die  Gebäude.  Ausseixlem  befindet  sieh  von  Anlagen 
auf  dem  Grunde  des  Kunst-  und  Werkhauses  noch  ein  T^nmnen 
und  ein  Tfieh.  Da  ei-stc-rer  sich  (nach  Bechers  Beliauptung) 
als  ein  SauerbniniH  n  darstellte,  der  lV<  ilieh  andererseits  wieder 
zur  Hei'steHung  von  rechtem  Salpeu  r  v(  rwt  ndet  w<M*d«'ii  könnte, 
so  sei  eü  noth wendig  gewesen,  für  den  Wasserbe«laif  einen  Teich 

von  SchcUsnberg  n«  u  tuergesehlagene  SchnieU«w«-k  fies  nngrischsD  Gold- 

und  Silberertzrs  und  dessen  probe  nnfgeliilirt  worden." 

')  Im  Anhang  zum  „Nothwendiger  Unterricht  von  doldmachen'*,  von 
Wilhelm  von  Schröder.  Beschrethnng  Herrn  Obristen  von  Schellenbergs 
Universsl-Ofens. 

-)  nicwol,  wann  ich  nit  Platz  gemaclif.  Tincl.  Häfen,  ^Joscliirr 

u.  m.  dazu  contiibuirt  hatte,  vielleicht  noch  bis  aut  diesen  Tag  kein 
Anfang  mtd  Probe  geuacht  worden*' . . .  Die  Glasbütte  wird  abcrdiea 
noch  in  der  Beschreibung  der  Brandstätt  des  Manufakturbanses  erwähnt 
Vgl.  unten. 


j  kl. 
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zu  graben;  dcrselbr  könnte  aber  mit  geringem  Autwand  so  ein- 
gerichtet werden,  dass  er  eine  Mühle  treiben  kfmnte.  ja  noch 
mehr,  es  könnte  anf  diesem  Wege  „das  Gebiiis  zu  dem  S( dmeltz- 
weivk  cretrit'ben ,  das  rotli-  und  Wa.schwerk ,  eine  \\  alekmühle 
zu  den  wulkiien  Zeugen,  ein  Hammer  zum  Kupfergeschirr,  eine 
Mühle  zum  Farben-  imd  GlabuiTeiben,  eine  Schleiff-  und  Poliermühle 
för  das  venetianiscbe  Glas  u.  dgl.  mehr  eingerichtet  werden." 

Eüie  ^Gallerie  zum  Verkauf  der  Waaren"  erschemt  auf 
dem  Plane  nur  projektirt,  aber  noch  nicht  gebaut;  dieselbe, 
deren  Kosten  auf  1000  Giuden  veransclilagt  werden,  soll  neben 
den  Verkaufishallen  noch  Zimmer  für  Fürbei-ei,  eine  Presse  filr 
die  Zenge  und  noch  einige  Plätse  fUr  Weberei,  Malerei  und 
Tapezerei  enthalten. 

Aus  dieser  grimdlielu  n  Beschreibung^  des  Hauses,  die  durch 
die  sehr  sauber  und  nett  aus^'etülntfn  drei  Pläne  noch  mehr  ver- 
«iinnlielit  wird,  entnehmen  wir,  dass  Üeciierein  wirklich  im  echten 
Sinne  des  Wortes  nach  damaligen  Begriffen  „grossindustriell"  zu 
üennendes  Unternehmen  geplant  hatte.  Man  darf  eben  nicht 
Tei^es^en,  dass  za  jener  Zeit,  wo  ja  die  einfache  Handarbeit 
und  der  kldne  Einzelgewerbsbetrieb  auf  allen  Gebieten  sdbet  in 
weit  voi:^eäcbritteneren  Lftndem)  wie  Frankreich,  England,  den 
Niederianden  noch  weitaus  überwiegend,  ja  allein  heiTschend  war, 
eine  solche  Unternehmung  schon  viel  bedeutete.  Wenn  sie  in 
Oesten-eich  auch  nicht  die  erste  war,  vielmehr  schon  in  einer 
staatlich  privnlegii-ten  Fabrik  von  Woll  und  anderen  Zeugen 
«iTVonrascli ) ' )  einen  Vorlauter  hatte,  so  war  sie  doch  einmal 
die  vi«  Is<'itigste  mit  Kiiek<i<  lit  auf  die  Zahl  und  \'ersehiedenlieit 
der  zu  beti'elbenden  I'ivm Sektionen  und  hatte  überdies  einen 
ökonomisch  hoeh wichtigen  iiiiuergcdanken ,  sozusagen  Lehr- 
werkstätte für  die  gesammten  inländischen  Gewerb- 
treiben den  zu  sein;  dies  hatte  schon  Becher  (vgl,  oben  bei 
^Schilderung  der  Woflmanuiaktur)  hervoigefaoben.  es  soUte,  wie 
wir  unten  sehen  werden,  später  noch  mehr  oetont  werden. 
Becher  also  dachte  sich  einen  vollkommenen  Fabrik  betrieb, 
d.  h.  einen  (5 rossbetrieb  mit  ausreichendem  Material,  den  voll- 
kommensten Maschinen  jener  Zeit  (es  führt  ja  l^ndmühlen 
u.  a.  \Verkvorrichtun,2:en  ein)  und  den  geübtesten  Handwerken). 
Wu-  fjro.ss  diese  Zahl  gewesen  sein  soll,  ist  wohl  nicht  ganz  klar; 
allrin  aus  der  Aiizalil  der  Weber;: esellen  (8),  die  er  Jüchon  im 
Anfang  zur  Introduzinmg  und  zum  ersten  Üetrieb  «luftiahm,  geht 
wohl  hervor,  dass  sie  nach  den  Hegriften  iener  Zeit  keine 
unbedeutende  genannt  werden  kann.  £r  dachte  sidi  fem^,  wie 
eben  angedeutet,  das  ganze  Unternehmen  zugleich  als  Lehr- 
anstalt für  Landes kinder,  die  diese  neuen  Erwerbszweige 
erlernen  und  dann  im  Lande  propagiren  sollen;  so  nennt  er 


I)  Vgl.  (^uarient,  Codex  AustriacuB  unter  „Cronmcb."  (Vgl.  Ein- 
Intong,  Seite  6,  Asm.  3.) 
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selbst  in  dem  L'^PTi.mntfn  IVIpmoiial  las  Werkhaus  ~ein  Schulhaus 
oder  Seminariuiii  zur  Introductiou  der  Manufacturcn,  welche  von 
daouen  in  die  iiiidcidenden  Stildte  Ihrer  Majestüt  zu  deren  Auf- 
nehmung und  Nahrung  eingetheilt  werden  sollen"  —  und  darin 
liegt  eigentlich  die  hauptsÄchlichsto  Bedeutung  des  Manufaktur- 
Lauaes,  das  nicht  nur  eine  Staatsfabrik,  sondern  auch 
eine  staatliche  ^^Lehrwerkstätte**  in  unserem  Sinn 
sein  sollte').  Auch  das  auf  den  Aufbau  verwendete  Kapital 
war  nicht  klein.  Wir  haben  schon  oben  erwähnt,  dasa  ihm 
7000  Rthl.  zu  Gebote  stmden;  er  tlbeFBchritt  aber  mit  Rück- 
sicht auf  eine  au  erhoffende  Kekompensation  diese  Summe 
bei  weitem  und  aus  den  in  dem  Referate  ^enau  dargelegten 
Rechnungen  ^eht  hervof ,  da^s  sich  die  Kosten  dos  Hauses  und 
der  Einrichtung  der  Manufakturen  bis  zum  Mohk  nt*  -i(  i  Ueber- 
reichunj]:  des  Referates  aut  11  123  RthL  beliefeu  —  eme  damals 
gewuis  betrachtliche  Summe. 

Auch  dan  hiefm*  hergcötellte  Inventar  ist  nach  damaligen 
Begriffen  ein  reichliches  zu  nennen,  es  um&sst  neben  dem  Ge- 
bäude: das  schon  erwähnte  (Jhrwerky  das  Wasserwerk,  2  Floret- 
bandmtthlen,  2  Seidenbandmtthlen,  8  Webesttthle,  6  Cenüier 
WoUe,  verschiedene  Instrumente  für  das  Laboratorium,  flir  die 
Goldschmiedr ,  SUberarbeitery  Uhrmacher,  ftir  die  MajolicmanU' 
fiÜKtur,  Haffiaerei  etc.,  ausserdem  reichlichen  Hausrath,  Medixinen- 
Yonralli  u.  dgl. 


1)  Vgl.  aoch  fa  der  .NiniscbeD  Weiabeit"  S.  120  ff.  „  .  .  htt  man 

resolviret  bei  Wien  ein  allgemeinea  öffentliches  Kunst-  und  Werkhaus  zu 
bauen,  worinn^n  als  in  einem  Seminario  die  Manufncturen.  Künste 
erfunden,  introducirt,  die  Leutt  abgericht  und  dann  aut  das  Land  und  in  die 
mitleidende  depopulirte  Stftdt  dimmdirt  uod  stabilitirt  werden." 
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Der  Betrieb  des  Manvfaktarhauses  anter  Becher. 


Soweit  war  das  Werk  gediehen.  Dass  Becher  sich  dies- 
fidls  keiner  unwahren  oder  ühertriehenen  Angaben  schuldig 
nadit|  ist  wohl  einerseits  aus  dem  Umstände  zu  entnehmen,  daas 
er  das  Referat  dem  Kaiser  mit  der  Bitte  vorlegte,  die  Sache 
weiter  zu  Rihren,  dass  er  also  wahrscheinlich  eine  Untersuchung 
und  Inspektion  nicht  zu  fiirchten  hatte,  wie  andererseits  aus  der 
Offenheit,  mit  der  er  die  noch  ff^hlonden  Dinge  angiebt.  Joden- 
fells  hatte  er  auch  schon  ,  wenn  aiR-Ii  mit  beschri^nktcn  Mitteln, 
den  Betrieb  be^'onnen  und  seine  diesfltUigen  Angaben  * )  ver- 
dienen schon  daruiii  Glauben,  weil  er  sich  auf  notorische  That- 
sachen  beruft ,  die  er  doch  ohne  das  Aergste  zu  riskiren,  nicht 
10  leicbierdiDgs  dem  Kaiser  oder  OberstfaofimeiBter  hätte  vorlügen 
dftrfen.  Allerdings  dttrfte  sich  dieser  Betrieb  woM  mehr  auf  «n 
piobeweises  Eneuffen  einiger  Artikel  der  Hauptmanufakturen 
entreckt  haben.  Becher  selbst  spricht  in  dem  mehrfach  er- 
tfihnten  Memorial  wiederholt  von  jyguten  Proben"  und  „De- 
nonstrirung  der  Nützlichkeit  der  Manufiwturen"  und  Aehnlichem. 
Dies  wfire  jedoch  dimihans  nicht  im  Stande,  der  Bedeutung,  der 
ganzen  Idee  de^<  Unternehmens  und  deren  wenigstens  in  der 
Anlage  gediegeTHü  Durchführung  Abbruch  zu  thim. 

Wie  dem  auch  immer  sei.  der  ^^  eiterführung  des  ganzen 
Werkes  braunen  sich  Schwierigkeiten  entgegen  zu  ötellcn,  die  zu 
beseitigen  das  eifrigste  Bestreben  des  von  seinen  kühnen  Plttnen 
begeisterten  Mannes  war.  Er  selbst  schildert  in  sdnem  Referat') 

')  So  in  der  Einleitung  zu  dem  Referate  „.  .  .  das  Hiuis  ist  vor 
Kurzem  ganz  erbauet,  wie  es  da  abgezeichnet,  halien  es  auch  viel  vornehme 
2tUai&tri  uod  Ambassadeurs  gesehen^  —  und  in  seinem  Memorial,  „es  ist 
Dotorinm,  dass  ich  das  kais.  Kunst*  und  Werkbans  erbauet,  haben  auch 
solche?  ni:d  die  Mauulactura  darin  im  Gange  gesehen  alle  ilie  li  un  i!s  an- 
veseciden  iierrn  Ambassadeurs,  gebeimeo  H&tbe  und  viel  hundert  Men- 
Khen  mehr  .  . 

')  Absatz  VIII.  „Uctenchiedlicbe  Verhinderungen,  welche  das  ge- 
•mmte  Werk  des  Kuosthaases  retardirea  undt  sAuDieQ". 
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die  hauptsächlichsten  HtnderniMe  folgendermassen:  Vor  allem 
«den  die  Baukosten  ^^nit  geklefart",  d.  n.  es  seien  die  4123  Rtfa.^ 
die  er  Uber  die  ihm  ceg^oen  7000  ausgegeben  hatte ,  rück- 
ztteraetzen;  einmal ,  damit  er  seinen  anderweitigen  Verpflich- 
tungen serecht  werden^  und  damit  das  Werk  weiter  fortgeBetzi 
WCTden  Könne,  Auch  habe  er  schon  der  Wollmanufaktur  wegen 
viel  Geld  aus  eigener  Tasche  hergegeben;  die  Ilofkammer  ver- 
weigere nielit  nur  die  Kückerstattunfr ,  sondern  gestatte  nicht 
einmal,  da««  er  sicli  eine  p^eeignete  „Compagnie"*  zur  Fx'streitung 
der  Verlagskosten  suche;  ebenso  seien  ihm  (xelder  zum  W(Mn- 
verlag  abgeschlagen  worden,  schliesslicli  bt  Llagt  er  sich,  da.>s 
ihm  Arbeiter  von  seinen  Widersacliern  ^)  abspenstig  gemacht 
würden,  daas  ihm  ein  chemischer  Laborant  entkufen  sei  u.  s.  w. 

Hierauf  schlägt  er  einige  Mittel  vor,  »wie  die  Sachen  mit 
dem  Kunsthause  einzurichten  wären,  dass  sie  Bestand  hätten, 
der  versprochene  Effect  herauskomme  und  Ihre  Kais.  Majestät 
neben  Recreation  auch  jährlich  einen  grossen  Nutzen  daraus 
haben  könnte".    Diese  Mittel  sind  allerdings  keine  neuen: 

1)  Vor  AlleTn,  krHftige,  wirksame  ]^-ivi!egien  oder  vielmehr 
ein  „Patent^  unserem  Sinn),  dass  Niemand  derirh>if'hen  nach- 
machen dürfe,  weil  sonst  iimi  (Becher)  durch  buse  Leute  das 
(iesmde  abspenstig  gemacht  werde,  u.  z.  solle,  da  es  ja  dem 
Kaiser  „sehr  verdriesshcii  lallen  möchte,  ein  Specialprivilegium 
über  alle  diese  Sachen  zu  verleihen,  in  genere  der  rktz  piivi- 
legirt  werden  und  quoad  forum  justitiae  unter  das  Obenthof- 
marachaüamt  gehören'*. 

2)  Eine  dem  Kammerpräsidenten  zu  ertheilendc  Versicherung 
durch  ein  «.Assecurationsaecref ,  dass  seinen  Rechton  an  dem 
Grund  und  Boden  des  Hauses  in  keiner  Weise  Abbruch  ge- 
schehen werde,  denn  derselbe  „fürchtet  sich  wegen  der  Hot- 
kamuier  nacli  seinem  To^le  finos  präjudicii". 

?>)  Ersatz  dei*  Mehrausiagen  von  412li  Rthl.  imd  Beistdlung 
des  ..bereits  verglichenen"  Verlags  von  4000  Rthl.  für  die 
„chimiscLcn  Saclien''. 

4)  Die  Verleihung  der  durch  den  Akkord  mit  dem  Oberst- 
hofmeister bereiti  verwilligten  Direktorstclle  und  den  zehnten 
Theil  des  Gewinnes,  die  Versicherung  hierüber  durch  ein 
y^AssecuFationsdecret",  denn  dies  sei  ja  ohnedies ,  da  er  Pro- 
ponent,  Inventor  und  Introduktor  sei,  nicht  mehr  als  billig'). 

Diese  Propositionen  bilden  den  Schluss  des  ganzen  Referates, 
das  Becher  schliesslich  noch  mit  kunsen  Worten  dem  Katser 
dringend  empfiehlt^). 

£r  erwähnt  hier  insbesondere  den  IvauünaDn  Triangel,  der  später 
die  orientalische  Kompagnie  leitete  nnd  —  ruinirte. 

-)  Charakteristisch  für  Becher'a  kräftige  Ausdrucks  weise  ist  die  Be- 
gründung: ^denn  es  ist  ja  billig,  dass,  wie  die  heil.  Schrift  selbst  saget, 
man  den  Ochsen,  der  träschct,  das  Mauii  nit  verbinde  . 

*)  „.  .  and  dieses  wiren  also  die  Fandaoieutal punkten  m  ErhaltODg 
und  SUbilitirung  dieses  Kunst*  und  Werkbaos^  also  dass  auf  Ew.  Mqestit 
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üeber  den  weiteren  Fortgang  des  Unteniehniens  lieeroTi  uns 
zwar  keine  Urkunden  mehr  vor,  es  fehlen,  sowolil  die  begehrten 
Versicherungsdekrete,  als  auch  weitere  Verträge,  Geldanweisungen 
u.  dgl.,  aUein  wir  können  aus  den  Nachrichten,  die  Becher  selbst 
in  uaDßt  y^NttTrischen  Weishett"  und  dem  «chon  erwähnten  „Me- 
morial*'  aus  dem  Jahre  1678  in  Zusammenhang  mit  späteren 
Xachrichten  und  Aeusserungen  einigennassen  verUsaliche  Schlüsse 
ttber  den  weiteren  Verlauf  der  An^egenheit  machen 

Das  Haupthindemiss  des  weiteren  Betriebes  des  UauseSi 
das,  wie  ja  aus  dem  bisher  Besprochenen  hervorgeht,  ganz  evi- 


zu  jener  Zeit  arg  erschöpften  kaiserh'chen  und  Stantsmittehi  neue 
(rrlder  hcgelirle.  Hiczii  kam  nun  noch,  dass  Gr.if  Sinzendor*, 
der  IIofkauuuerpriLsident,  der  gewiss  hierin  das  massgeblichste 
Wort  zu  sprechen  hatte  ^  aus  den  schon  oben  auseinander- 
eesetsten  Gründen  Becher  feind  geworden  war  und  dah^  das 
Untemelimen  eher  anfeindete  ab  begünstigte.  Ueberdies  aber 
scheint  Becher  bei  Hofe  noch  verschiedene  andere  Feinde  und 
Widersacher  geliabt  zu  haben,  die  er  theils  seinem  wohl  ziemlich 
hoffartigen,  prahlerischen  und  abstossenden  Auftreten  ver- 
dankte '  I ,  theils  dem  Neide  und  der  Missgunst  zu  jener  Zett^ 
als  er  in  holier  (Jnndt^  nnd  Gunst  stand. 

W  as  alles  voTi  s»  inen  Ansuchen  und  liittcn  bewilligt  wurde, 
ist  nicht  ganz  gi  \mss  ;  klar  ist  nur,  dass  das  VVerkhaus  in  der 
That  dem  (_>berstholniarschallanit<^  unt<  r^tellt  \V( irde  n  sein  musste, 
denn  es  liefen  aus  rückstandigeui  ArUitslohu  und  ähnlichen 
Gründen  später  Klagen  gegen  ihn  bei  diesem  Amte  ein;  sicher 
ist  femer,  dass  er  trotss  der  gemachten  Versprechungen  keinen 
Dent  naehr  erhielt.  AUerdings  erscheint  sein  Anspruch  auf 
Forderung  weiterer  Geldmittel  kein  sehr  starker  oder  begründeter, 
denn  er  gründet  sicli  auf  den  einzigen  Passus  des  „Aocords'^ 
mit  dem  (Jhersthofineister  (siehe  oben  S  :^0  ),  wonach  die  gegebenen 
4'iOO  Kthl.  nur  zur  Einrichtung  gehören  sollten.  ,.wa3  man 
darüber  an  Capital  anleget,  alsdann  Interesse  tragen  soll,  der- 
gpstnlt,  dass  17  bis  2(HMM>  Rtlil.  w<ichpntlich  wohl  lOOORtld.  tragen 
kunnc**.  Hieraus  aber  sollte  wolil  nur  die  Höhe  der  erwart»  ten 
Verzinsung  hervorgehen,  nicht  aber,  dass  in  jed.  ui  Fall  diese 
Summe  noch  in  dem  Werke  angelegt  werden  uiüsste  und  auch 


aiiergnädig&ter  R^'soluiion  <less«11>tii  Aufnehuien  oder  Ruin  Im mlu  f,  wdi  lios 
alleruntertÄnigst  habe  berichten  und  hiemit  dleseu  ganzen  Keterat  schlicssea 
wollen*^. 

Vgl.  hierüber  die  Bemerkaogen  bei  Bucher,  Das  Leben  eines 
nutzlichen  Gelehrten  in  der  Person  des  I>r.  I  T,  Recher.  11  ose  her, 
Oesterr.  Nationalökonomik  unter  Leopold  I.  lliidebr.  JB.  II,  S.  38.  ,,Scin 
geistvoll  prodoktivM,  tngldch  Aber  lebr  prftblertscbeH,  fom  Schwindel  ge- 
neigtes und  hitxig  iinvor»ii'htiges  Wesen  machte  ihm  in  jeder  Stellnog  bald 
Feinde." 
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die  übrigen  JStelleii,  wo  von  der  „Coutinuation"  des  Werkes  die 
Bede  ist,  sind  so  allgemein  gehalten,  dass  daraus  dn  Anspruch 
aaf  dne  solche  schwer  al^leitet  werden  konnte  i).  Dass  aber 
andererseits  die  Kammer  und  der  Kaiser  besonders  bei  der 

Agitation  der  Gegner  ßecher's  durchaus  nicht  sicher  war,  dass 
ein  im  Werkhause  anzulegendes  Kapital  wirklich  sich  so  gut 
verzinsen  werde,  scheint  wohl  völlig  glaublich.  Man  berief  sich 
also  wohl  darauf,  er  habe  sich  anlielschig  gemacht,  das  Werk 
mit  dem  gegebenen  Ka|>!tal  wenigstens  ganz  betriebfertig  her- 
zustellen ,  habe  mindestens  keinen  Anspnieh  auf  Ersatz  der 
Kosten  ii.  s.  w.  Die  8ache  scheint  überdies  hin-  und  her- 
geschwankt  zu  liabeu,  kleinere  Summen,  ,.hundertguldenweis"  wie 
er  sagt  wurden  ihm  von  der  Hofkammer,  an  die  er  von  dem 
Kaiser  gewiesen  wurde,  ausbcKahlt^  und  mit  Httlfe  dersdben  be- 
gann er  die  noch  fehlenden  projektirten  Manufakturen,  wie  die 
Tapezerd,  au  introduziren  und  die  anderen  (Seiden-  und  Woll- 
industrie) zu  perfektioniren. 

Ferner  sann  er,  um  Geld  zu  beschaflen,  auf  andere  Mittel: 
Zunächst  suchte  er.  was  er  schon  früher  angestrebt  hatte,  nach- 
dem er  vom  Hofe  und  der  Hofkammer  wenig  oder  gar  nichts 
mehr  zu  erwarten  hatte,  andere  Kapitalkrnftf*  für  das  Unter- 
nehmen zu  gewinnen;  er  hatte  dies  schon  früher  versucht  auch 
schon  einen  diesbezüglichen  \'ertrag  abi^escl dessen,  jedoch  die 
Ratifikation  desselben  von  der  Hofkaiuiner  nicht  erlangen  kön- 
nen^). Nunmehr  aber  scheint  es  ihm  doch  möglich  geworden 
zu  sein,  die  Genehmigune  der  Aufnahme  eines  Komp^igootts 
oder  mehrerer  zum  Betriebe  des  Unternehmens  durchzusetzen. 
Ob  er  nun  eine  Kompagnie  bildete,  wie  es  in  späterer  Zeit 
heisst*),  oder  blos  das  Kapital  des  einen  oder  anderen 
Kapitalisten  in  Anspruch  nahm,  ist  ungeklärt;  gewiss  ist  nur 
das  Kine,  dass  er,  da  denn  das  ganze  TJntcmenmen  nicht  recht 
gehen  wollte  und  die  stets  noch  erhoffte  und  ..«ollieitiH*'"  T Unter- 
stützung]: von  Seite  der  Hofkanuner  oder  des  Kaisers  n x  h  mimer 
nicht  eintrat,  sieli  an  einen  Mann  wandte,  dem  er  aus  früherer 
Zeit  viel  venlankte  und  dessen  iünftuss  am  Hofe  kein  geringer 


^)  Becher  hatte  sich  anheischig  gemacht,  die  Mnimthlrtiirrn  und  Se- 
kreten, die  er  vf»r5r}ihig,  ^dprgestalt,  zu  incaminiren,  introduciren  und  gang- 
bar zu  Diacheu,  dabb  der  fuudus  zu  einem  grossen  Werk  genug^aiu  ätibi* 
litirt  sei  und  weiter  nichts  als  die  Contiauatioii  lammt  grösserem 

Verlag  erfordere.**    fVgl.  oben  S  80.) 
^)  Närrisclie  Weisheit    S.  12u  ff. 

*)  Vgl.  Referat  VI  II,  Unterschiedliclie  Hinderoassen,  wo  er  too  dem  « 
Wollverlsg  spricht,  mr  welchen  er  2000  statt  4000  Bthl.  (8.  oben)  erkalten 
hatte  .  .  .  „und  als  ich  jpmand  anders  mit  in  die  Compagnie  nehmen  wollte 
und  einen  (Jontrakt  geschlosseu,  auch  die  Ratification  darClber  von  der 
Rofkammer  verlangt,  bab  icli  doch  solche  nit  erlangen  können,  will  nit 
sagen,  dasz  die  Person ,  Bo  mit  mir  contrahirt,  aparte  mit  Fleiss  eeye 
divertirt  worden  .  . 

*)  Vgl  unten  W.  v.  Schröder'«  Angaben. 
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war.  Es  ist  dies  der  schon  in  der  l^^inleitung  g(manntn  Kojas, 
der  frühere  Beichtvater  dcö  Kaii>trs,  Bischof  in  pariibiiä  und  da- 
mals vvüld  schon  Stadtpfarrer  in  Hainburg  V)-  ^Jit  demselben 
kam  :»ehlies8lich  ein  Vertrag  zu  Staude,  wonach  Becher  ilim  das 
ihm  adb«t  Itbertrage&e  PHiilegium  betreflb  der  Manufaktur  wol- 
lener Zeuge  tmd  Beidener  Bänder  Uberlässt,  zugleich  auch  diesen 
Mannfakturzweig  aus  dem  Hause  nimmt  und  ihn  in  die  Um- 
gebung  Wiens  an  einen  nicht  zu  ennirnden  Ort  (vielleicht  gar 
nach  Hainburg)  verlegt.  Das  Originaldokument  hiertlber  ezistirt 
auch  nicht  mehr,  doch  geht  dieses  Faktum  aus  einem  uns  er- 
haltenen sjvitfTcn  Vertrage  hervor,  wonach  der  genannt«-  Bischof 
dasselbe  Privileg  und  die  Ausübung  desselben  den  (iebmdern 
I'aront  n  ( ieyer  v.  Ivlelbach  überlässt-').  In  Uebereinstimmung 
luenuit  gestellt  Becher  in  dem  erwähnten  ^Memorial"  selbst  zu, 
die  Wollen-  und  i*eidenbandmanuiaktur  ^aua  dum  Werkhause 
genommen  und  in  imdere  Oerter  um  W  ien  herum  geplautii  t  * 
SU  haben,  behauptet  nur,  er  sei  hiesu  vermöge  der  ravilegien 
befugt  gewesen.  Nun  war  allerdings  das  Gesammtuntemehmen 
als  solches  aufgelöst,  aber  Becher  dachte  immer  noch  daran, 
wenigstens  die  anderen  Manufakturen  in  dem  Werkhause  au 
introduairen ,  insbesondere  wollte  er  die  Farbenerzeugung ,  von 
der  er  sich .  wie  schon  aus  seinem  oben  erläuterten  Referat 
liei'vorgeht,  den  höchsten  Gewinn  vej-sprach,  vollkoTiimen  ein- 
richten. Leider  stiess  er  hierlx  i  aut  den  Widerst-nid  des  Hüf- 
kiimmerjjräsidenten ,  der-,  wuid  aus  alter  Abneigung,  gern  das 
ganze  Lntemehmen  zu  nichte  gemacht  hätte. 

Unter  des  Kannnerpriisidenten  Intervention  kam  endlich  ein  für 
Becher  höchst  ungünsti^Y  r  Veitrag  zu  Stande^),  den  letzterer,  nach- 
dem er  sich  anfangs  sehr  gestrftubt,  wenn  er  Überhaupt  noch  einen 


')  üeber  die  Per^onli«  hkoü  dieses  Mannes  vj^l.  die  Notiz  vonlnama- 
Sternegg  über  Plulipp  Wiilifiin  v.  Ilöroigk  in  Conrad  Jli.  1881.  Derselbe 
spielte  in  Uömigk's  Leben  eine  grosse  Rolle.  Wie  einer  eigenhftndigen 
llandbemerkung  Bechers  in  dnm  schon  crwilhnten  Referate  über  die  Ivoin- 
roerzien  (1674)  2u  entnehmen  ist,  verdankte  Becher  ihm  seine  iierufung 
nach  Wien. 

*)  Im  Archiv  d.  Mio.  d.  Innern  ^Placat  Tom  27A  1680.  Der 
Bisdiof  von  Tina  Rojas,  Stadtpfarrer  zu  Hainbarg,  kann  das  ihm  von 
r>r.  Becher  cetlirte  kays.  Privileg  auf  Manutactur  wollener  Zeuge  und 
seidener  liänder  an  die  Gebrüder  Franse  Chii&tof  und  Carl  Leopold  Geyer 
V.  Edelbach  Obergeben**  (anter  dea  Frivileginniflakten). 

Vgl.  bierOber  Becher's  Monorial  .  denn  wie  man  sobngs  die 
Privilegia  wegen  der  Manufacturen  aufgesetzc^  sin  l  -olchr  ?ammt  dem 
ii<>Ters  dergestalt  projectirt  worden,  dass  ein  jeder  ehrlicher  M&hü  daraus 
Seiten  kann,  dass  solcher  zu  einer  unvermeidlichen  mio  der  Manofiwttircn 
angerichtet  .  .  r  und  weiter  unten  „.  .  .  Das  Privilegium  über  das  ksis. 
Knnst  und  Werkbniis  sammt  dem  Revers  habe  nicht  ich,  sondern  Prückner 
oder  v.  äelb  aulgtseut,  ich  habe  genug  dagegen  geprotestirt  und  noch  von 
Ms^Bts  SQi  remonstrirt,  dssi  dieses  privilegimn  efai  roin  des  kais.  Kanst- 
and  W&kbauses  sein  werde,  habe  auch  um  Erläutemog  eines  Oder  der 
sndeno  Poocten  gebeten,  aber  nichts  daranf  erbalteo." 
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Vertrag  durchsetzen  wollte,  aceeptireii  musste')^  vielleicht  hottte 
Becher  auch,  dü^^  i  in  Umschwung  in  den  Hof-  und  liotkunimer- 
Verhältnissen  eine  günstigere  Auslegung  oder  Abändemng  dieses 
Vertiages  möglich  machen  werde;  ztäem  miuste  er  sich 
hüten,  den  Kaiser  mit  ins  Spiel  zu  ziehen,  um  nicht  noch  den 
Vorwurf  eines  crimen  laosae  majestatis  auf  den  Hals  zu  bekom- 
men und  damit  nach  dem  ersten  „Akkord**  alle  Bechte  und 
Ansprüche  zu  verlieren. 

Wir  wollen  nun  diesen  von  Becher  so  vielmab  beklagten 
Verti'ag.  durch  den  allerdings  der  Hauptsnche  nach  das  ganze 
Untern rhmen  mit  seinen  Kosten  auf  Becher  s  Schultern  geecbobeu 
werden  ioUte,  näher  betmchten. 

r)ei*selbe  kam  am  15.  Oktober  1676  zu  Stande.  Damals 
wurde  Becher  ,,vermittelb  der  hochlöblichen  Holkammer  Inter- 
position  und  nachtrücklichen  Coopei-ation"  das  gebotene  Privilegium 
Uber  das  „neuerhaute  Kunst-  und  Werkhaus"  ttbei^eben  und  er 
unterzeichnete  dagegen  einen  Revers,  der  die  Verpflichtungen, 
die  er  damit  auf  sich  nahm,  enthielt.  Aus  diesem  Reverse, 
von  dem  uns  eine  wohl  vollkommen  glaubwürdige^)  Abschrift 
erhalten  ist,  geht  der  ganze  Plan  des  Unternehmens,  wie  er  nun* 
mehr  gestaltet  werden  sollte,  klar  hervor. 

Als  Hauptzweck  desselben  wnrd  schon  im  Kopfe  des  Re- 
verses die  „Bef(5nlening^  des  Comniercii  in  dero  kayserliohen  Erb 
ländtern.  aucli  Autiiehmbung  der  bereits  intix)ducirtt  n  sechserley 
frembden  Maautacturen  daselbst*'  bezeichnet.  Welches  diese 
sechs  Maniifaktureu  seien,  wird  nicht  aubdrücklich  gesagt,  es  ist 
aber  wohl  klar  anzundimen,  dass  es  dieselben  waixm,  die  schon 
hei  Errichtung  des  Hauses  introduzirt  wurden,  abgesehen  viel- 
leicht von  der  Seidenband-  und  einem  Theil  der  Wollindustrie, 
deren  FrivOe^  ja  Becher  abgetreten  hatte.  Im  Texte  des  Re- 
verses wird  ausdrückhch  nur  die  \N'ollindustrie  erwähnt;  Becher 
verpflichtet  sich  nämlich,  Sonderheit  den  Consnmo  der  Landt- 
wolle  möt>lic]ist  zu  machen  und  in  specie  durch  die  wülleno 
IManufactur  auf  alle  weg  nnd  W(  ys*  zu  ])r()nioviren^;  er  erwälmt 
auch,  dass  für  diesen  Zweck  allem  der  Kaiser  2000  Rthl.  habe 
vorschiessen  lassen.  Endlich  geschieht  noch  besondei-e  Erwähnung 
eines  ..Smülszwei'ckhes'',  das  aber  schon  bestanden  zu  haben 
scheint 

^)  Vgl.  biorüber  auch  „üärriscbe  Weisheit,''  8.  121  ft:  „.  .  .  um 
das  Werk  im  I  imdament  über  deu  Haufen  zu  weifen,  Hess  or  (der  Hof- 
kammerpräsideiu;  solche  Privilegien  und  Revcrsalien  concipireo,  worauf 
das  Werk  wohl  nicht  beständig  konnte  angefangen  werden.  Alt  mau 
eine  Erläuterung  deren  begehrt  und  zwar  nicht  so  fbr  mich,  tA»  ftlr 
diejenigen,  so  mit  mir  eiiisteben  und  Capital  herschiessen  wollten,  nahm 
uian  es  übel  aiit  und  wollt  es  auf  ein  crimen  laesae  uisyestatis  deuten  . 

*)  Diese  Revenabschrift  liegt  einem  mn  Wilhelm  Schröder  anlisa* 
lieh  seines  Ansuchens  um  Wiedererbauung  des  Manufakturbauses  erstatteten 
Berichte  über  seine  Intentionen  u.  dg!,  bei.    Abiiedruckt  in  Beilage  III. 

■)  Ortenbar  das  oben  erwähnte  -Schellen i»ergi8che  Sthnjellzwcrk". 
Vgl  S.  37. 
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Im  W'brigen  geht  aus  spfitfren,  unten  zu  erörternden  Pro- 
jekten hervor,  dass  wohl  vor  Allem  au  die  y,wüJline,  seiden-  und 
Xedermanufac-tur"  gedacht  wurde. 

Die  Durchi'ulirung  derselben,  „die  Einnchtung  und  Stabi- 
Htiruug  dieser  und  anderer  Manutacturen"  boll  binnen  zwei 
Jahren  geschehen,  welchen  Termin  Becher  „gewiss  und  unwohl- 
Ijariich  zu  observiren*'  sich  verpäichtet 

Was  nun  die  Kosten  des  ganzen  Unternehmens  anbelangt, 
so  kam  folgende  üebereinkunft  zwischen  Becher  und  der  Hol- 
kammer zu  2^tande:  Die  Kosten,  welche  die  Hofkamnu  r  ziurDurch- 
ftlhrung  dos  I^iues  des  Hauses  (da^is  das  Manufakturhaus  da- 
zumal [Oktober  1670]  schon  erbaut  war,  ist  bereits  in  der  Ein- 
leitung des  Rev  rsf  s  <  rwähnt,  wo  von  dem  neuerbauten  Kunst- 
und  Werkhause**  gesprochen  wird)  hatte  die  Hofkamiiipr  ja  l)e- 
reitö  bezahlt  luid  (is  sollte  nun  hierüber  eine  Abreclniuiig  ge- 
pflogen werden  und  luni  in  das  Belieben  der  Kammer  gestellt 
^in,  die  reüultirendc  8unime  „als  ein  Einla^ecapital  bei  der  vor- 
faabendten  Aufrichtung  emer  0(MUpania  mit  anrechnen  oder  es 
mit  jüritchen  C  per  cento  yerinteressiren  lassen  wolle  .  .  eine 
definitiv  R^^ung  soUte  aber  erst  nach  15  Jahren  eintreten, 
wenn  auch  die  Frage  des  Eigenthums  an  dem  Hause  entschieden 
wttre;  wenn  nämlich  das  Eigenthum  des  Hauses  Becher  und 
aemen  Interessenten'*  dann  verbliebe,  so  sollten  die  vorgeschos- 
senen J'auunkosten  der  Kammer  refundirt  werden;  verbliebe  das 
Haus  aber  eigenthündieh  der  Hofkammer,  so  solle  diei>e  die 
darüber  (wohl  zu  vei*stehen :  über  die  bereits  vun  der  Kanuuer 
berichtigten  Baukosten)  ausgelegten  I^auunkosten  * )  erstatten. 

Was  die  Natur  des  Privilegiums  betrifft,  das  Ilccher  zu- 
gestanden wurde,  so  finden  sich  mehrere  ausdrückliche  Be- 
stimmungen, die  einer  für  das  allgemeine  Beste  nachtfaeillgen 
Aosbeatmig  desselben  wehren  soUten ;  dies  gieng  wohl  aus  der 
in  den  Ökonomischen  Anschatnnu^n  jener  Zeit  b^;ründeten  Be- 
soiißrniss  henror,  dass  ein  iiegium  leicht  zum  Monopole 
werden  könnte: 

1)  Vor  Allem  ein  allgemeiner  Passus,  wonach  Becher  ver- 
spricht, -diücli  die  Tntroduction  der  sechserley  Manufactnren 
keine  Th»*uerung  zu  verui^sachen ,  sondern  ^o  vill  als  immer 
möglieh  die  wolfeiligkeit,  die  güette  bei  den  Wahren  eiuzu- 
fiiliren". 

2)  Die  Erklärung,  dass  er  keineswegs  verlange,  da^  „man 
etwa  wegen  seiner  oder  der  im  Landt  &bricirten  Wabren  andere 
dei^leichen  aus  der  finembde  herein  yerbietten,  sondern  ea  soU 
und  mag  sidh  em  jeder  nach  eigenem  belieben  damit  versehen, 
wo  er  inD". 

Md.  b.  überhaupt  Eiorichtungskosteü ,  was  daraus  hervorgeht,  dass 
gleich  im  anschliessenden  Absätze  gesagt  wird ,  es  sollen  die  Torhsodenen 
„inttniiiieiita''  uro  künftige  gute  Nsdurient  willen  in  da  besoadsres  inveo- 
terioB  verseichnet  werden. 
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3)  Dais  .tiiadrUckliche  ZvigesUiiiJuiafc»,  tlass  sein  Priv'ilegium 
allen  anderen,  „so  etwa  dergleichen  Manufacturen ,  wie  die 
sechaerley  in  Kunst-  und  Werkliaus  seindt.  im  landt  schon 
vorhin  angelegt  hätten,  wUrklich  fiibriciren  thätten  und  hierinnen 
privilegirt  wllren  .  .  .  gantz  unpräjudidrlich  aeye",  „da  er  Nie» 
manden  einigen  scl;taden  zu  thun  yerlange'*. 

Ektdlich  verspricht  Becher  gleichsam  ak  Entgelt  für  das 
PriTilegium  dem  Kaiser  ,,zwei  Fercent  von  aUen  fabri- 
cirten  und  verkaufften  Waren  als  gebilrende  reoQgnition** 
und  erklärt  Überdies,  um  jedes  Missverstftndniss  zu  vermeiden, 
(Inss  er,  wie  jeder  andere,  schnldiir  s(  i ,  den  gewöhnlichen  ZoU- 
aufschlag  und  d!«'  derk*i  Gebühren,  wie  auch  die  ^.kayaerlicheii 
vectigalia**  ordeutiieh  und  unweigeriieli  zu  entrichten. 

Dies  waren  die  Modalitäten,  unter  denen  die  Kinriclitung 
des  Manutakturliauses  erfolgen  sollte  und  .lucli  erfolgte,  d.  h. 
soweit  nicht  eben  sclion  die  Manufakturen  introduzirt  und  alle 
sonstigen  Verfügungen  getroffen  waren  Nur  bleibt  die  Frage 
offen,  ob  Becher  dann  wirklich  eine  solche  Kompagnie,  wie  sie  schon 
seinerz^t  im  ,j Referat"  und  nunmehr  in  diesem  „Revers'^  an- 

Sedeutet  wird,  gebildet  habe.  Dies  ist  wohl  nicht  anzunehmen, 
enn  Becher  stellte  sich  ja  immer  noch  auf  den  Standpunkt  des 
Staatsdieners,  der  nomine  des  Staates  oder  SUisers  ein  Unter- 
nehmen ins  Werk  setze,  und  darum  protestirte  er  ja  auch  leb- 
haft gegen  die  Bestimmungen  dieses  Reverses,  der  itm  geradezu 
zu  einem  —  und  überdies  sehr  wenig  be  Ln'i  n  st  i  gten  — 
Privatunternehmer  macht,  ihm  das  ganz  -  lusiko  und  alle 
noch  nicht  bezahlum  und  noch  aufzuwendenden  Kosten  zuwälzt 
Warum  liecher  trotz  dieses  seines  Protestes  Vertrag  und  Revers 
dennoch  unterschrieben,  lässt  sich  wolil,  wie  schon  angedeutet, 
damit  erklären,  dass  er  immer  noch  auf  günstige  Auslegung  cvent. 
Abänderung  einiger  Vertragspunkte  hoffte.  &cher  selbst  wider- 
spricht sehr  lebhaft^)  den  nach  seiner  Abreise  von  Wien  ver- 
lautbarten  Gerttehten,  er  habe  eine  Kompagnie  bilden  wollen, 
diese  und  er  seien  „bancorupt"  geworden,  er  sei  bei  Nacht  una 
Kebei  von  Wien  durchgegangen,  nachdem  er  sich  eine  Kom- 
mission ins  Ausland  erscldielien  In  der  That  scheinen  dies 
vollkommen  falsche  Anga)>rn  nnd  Verläumdungen  zu  sein;  denn 
ein  im  Register  des  Hoikammerarehivs  noch  verzeichneter  ,,Pa.ss- 
brief  ftir  Dr.  Pecher  nach  Holland  imd  von  dort  lier  saunnt  bei 
sich  habenden  nianulacturisten ,  leut,  wagen  und  pferd  wider 


0  Vgl.  Hsmorial:  „.  .  Dass  ich  die  Commlsiion  ausgeführt,  um  meine 
Abreise  von  Wien  y.u  bp?chleunigen,  hat  gar  keinen  Grund,  das  dato  meiner 
Abreise  und  £x|>eUitioQ  wird  wohl  sechs  Wochen  von  einander  sein."* 
».  .  ist  SU  vemmdsm,  dasz  wie  die  n.  ö.  Uofkammer  vorgibt,  sie  nichts 
OATOD  gewuBflt  hst,  da  sie  mir  doch  selbst  einen  schriftUchen  Psss  dam 
gep^eben  aud  von  meinsr  BesolduDg  ein  halbes  Jahr  cor  Reise  geavsn- 
ciret  hat  .  . 
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aohero  frei  zu  v(  rri  Isen  .  .  ,**  vom  Dezember  1676  beweist  nicht 
nw,  dass  Becher  ofTcn  und  mit  Wissen  der  Hotkammer  ab- 
gereist i^jt,  sondern  dass  sogar  seine  l^ehauptung:  „habe  ich  occa- 
gione  w^en  des  Manufacturwerkes  ohne  aas  ins  Heich  verreiseii 
vaomm"  (Memorial)  vallkommen  richtig  war.  AUerdings  war 
der  Haaptj^nmd  seiner  Alireifle  die  KommisdoD  wegen  der 
,.(>mfi8caoiben^'y  d.  i.  wegen  DarchfUhning  dee  Reiduedikt^ 
das  die  Emfuhr  gewisser  französiBcher  Waaren  verbot  und  die 
KtHifiskation  der  eingeführten  Waaren  dieser  Art  anordnete; 
Becher  sollte  zur  Durchführung  dieser  vielßich  imausgefUhrt  ge- 
bliebenen Vorschrift  die  grösseren  deutschen  Handelsstädte  Be- 


Die  ausiuhriichste  Nachriebt  aber  dieses  ganze  Contiäcabilieawerk 
in  io  Beeh  er 's  „wolgeraeinteiii,  nnyergreifflicheoi  Gntachteo,  wie  das  Reichs- 

Edict  in  Bannisirung  der  frantzösischen  Waaren  in  praxim  und  zum  Effect 
Hl  bringen,  auch  was  dem  gesammtort  römis(  hen  Reiche  und  allen  StMden 
dtrao  gelten'',  ld78,  entbiuteo.   Vgl.  auch  die  Eioleituag  S.  U. 


0<)  TL  1.  -  BfttKlwh. 
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Das  Mannfaktnrhans  nnter  der  Leitnng  8eIirSder*s. 

Die  l'rage  de^s  wirklichen  Betriebes  desHelben.  Das 

Abbrenuen  des  Hauses. 


So  war  denn  Becher  Ende  1676  von  Wien  abgereist,  um 
euunal  das  „Confiscabilienwerk"  im  Rdche  durchzuführen  und 
andererseits  in  Westdeutschland  wie  in  Holland  tüchtige  Manufaktur- 
meister  ftlr  das  Kunst-  und  Werkhaus  anzuwerben ;  er  sollte  nicht 
mehr  nach  Oesterreich  zurückkehren.  Kaum  war  er  fort,  so 
begann  die  Intri^ue  nun  noch  ^  iel  lebhafter  ihr  Spiel  Seine 
Schreiben  um  Unterstützung  und  Ueld  zur  Aufnahme  von  ge- 
eigneten (lewerbsleuten  blieben  unbeantworti  t  oder  wurden  ab- 
weislich  beschieden ' ) ,  überdies  aber  öchi  ielj  man  ihm,  er  solle 
unverrichteter  Sache  nicht  wieder  zurückkommen,  wenn  er  nicht 
in  srosse  Ungnade  fiJloi  woUe.  Seine  weiteren  Briefe  mit  Klagen 
und  Beachwmen  wies  man  kurz  ab  und  verläumdete  ihn  noch 
bei  Hofe.  Auch  erhielt  er  weder  Geldmittel  zur  Durchfiihrung* 
seines  Auftrciges»  noch  seinen  Gehalt  ausgezahlt,  und  ein  ihm 
auf  die  CSonfisoabüien  angewiesene  grössere  Summe  (8000  Rthl.) 
wurde  wieder  supprimirt.  Alles  dies  beruht  freilich  nur  auf  seinen 
eigenen  Angaben  im  „Memorial'*  und  det-  Nflrrischen  Weisheit'*; 
denn  amtliehe  Dokumente  lie;;en  liieriiber  nicht  vor.  Dennoch 
aber  scheint  es  im  grossen  Ganzen  richtig  und  somit  dem  Ein- 
flüsse des  (Jrafen  Sinzendorf  gelungen  zu  sein.  Becher  auf  diese 
Weise  ganz  aus  Oesterreich  zu  vertreiben  und  das  Manufaktui- 
imtemehmen  im  Keime  zu  ersticken. 


Vgl.  Närrische  Weisheit  S.  120 ff.  „als  ich  nun  ein  Parthey  Handwercks- 
Isaib  iD  Frankfurt,  Cölln  und  Holland  zusammengebracht  und  der  Promo- 
torialen  vonndten  hatte,  auch  dämm  schrieb,  antwortete  mir  die  kafe.  Hof- 
kammer, da68  ich  solche  schicken  sollte  und  als  ich  daram  sollicitirte,  wurde 
sie  wieder  abgesagt,  muszte  also  mit  S^nde  und  Spott  die  geworbenen 
Fabrikanten  wieder  gehen  lassen"*  .  .  . 
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\Va8  geicbah  nun  aber  mit  dem  Hause?  Die  (nach  8pät<>ren 
An^'aben)  eintn^^lichstc  und  nm  besten  ^eliende  Bnndinanuf'aktür 
rrnr  .m■^  dem  Hauoe  geiicnrirni  n,  den  übrigen  Arbeitern  der  Lolm 
Ächoii  beit  langem  nicht  aubbezablt,  sie  alle  noch  gegen  Becher 
aufgehetzt  worden^).  Was  Wunder,  daas  sie  ihre  Arbeit  pinz 
fioAtellten,  so  weit  diese  DOch  im  Gange  war!  was  Wunder, 
ÖMS  «PoU  Audi  ein  grouer  TlieQ  der  GeriUliflGliaften  «od  In* 
attvmaite  vcnchleppt  oder  sentOrt  wurde,  und  das  Haus  wirk- 
lieh  voiusen  und  öde  dastand!  Nun  wellte  man  (walmcheidSdi 
TOD  Seite  des  HofeB)  dennoch  das  Werk  um  jeden  FreiB  weiter 
ktreibco  und  man  sah  «eh  daher,  da  Hecher  nicht  zurtldc<- 
hua  und  nicht  zurückkommen  sollte,  nach  einem  geeigneten 
}Caciifol£er  um  und  fand  dr-nselben  in  der  Person  des  schon  in 
der  Einleitung  erwiihnten  naclimaligen  berühmten  „KameraLsten'* 
und  Veriaä«er  der  „P^ür«tÜcheu  »Schatz-  und  KtaitkaDiiner**,  Wil- 
helm V.  JSchröder").  Sciiroder  war  auch  ein\ t  r.stmdeu,  nur 
Uiiitute  er  die  Jiedingung,  dasa  ihm  das  Man ataktui  haus  erb- 
mA  eigenthuiiüicii  überlassen  werde.  Dies  wurde  versprochen 
Qfid  die  baldigste  Ausfertigung  eines  diesbezüglichen  Dekrets  zu- 
gesagt; mswiNlieD  soihe  jedenfiüQs  Schröder  in  P/osses  gessM 
«mea  und  den  Betrieb  beghnien.  Schröder  that  dies  audi, 
indem  er  Arbeiter  ans  dem  Analande  (England,  Kiederknde) 
luNBunen  Uess  Nun,  naohdon  er  ohne  grossen  Schaden  (der 
gieMhflheDen  Aufwendungen  halber)  zu  erleiden,  das  Manufaktur- 
werk nicht  verlassen  konnte,  trat  der  Hofkammerpräsident 
T.  Sinzf'Tid  orf.  der  bis  dahin  die  Dekretirang  auffregehoben 
Qod  ihn  immer  mit  guten  W^orten  vertröstet  Jiatu  .  mit  An- 
•prikhen  auf  den  Grund  und  Boden  des  Manuiakturiiauses  her- 
Als  Schröder   deshalb    bei  dem  Kaiser  Beschwerde 


')  Vgl   Memorial.    S.  16. 

*)  Vgl.  Koscher  a.  a.  0.,  8.  III:  „Die  meisten  Bacher,  welche 
ÜM«  merkwardigen  Maanes  Leben  erOrtern,  Jöcher,  Uöck  u.  A. ,  ver- 
vechaeln  ihn  mit  seinem  \'ater,  der  zu  Antin?  dos  IT  .Tahrhimdefts 
io  Salxburg  geboren  war,  später  Doktor  Kecbte,  kaiäeriicher  Ptalzgraf 
•sd  gothaischer  KoiMittorialdirektor  wsrie,  des  HersM  rwk  Gotha  auf 
dem  westphAlischen  Friedenskongresse,  sowie  1654  auf  dem  R^ensliurger 
Reichstage  vertrat  und  lüG3  als  Goheimrath  und  Kanzler  seines  Landes- 
berm,  sowie  als  unmittelbarer  Amt^vorgänger  v.  beckenüorffa  starb.  Sein 
Soha  Wilbelm,  Freiherr  t.  Schröder  musi  gegen  1974  in  Mterrelehische 
Mtsste  gelten  sein.  Von  Oedenburg  aus,  wo  seine  Stellang  nicht  näher 
bekannt  ist ,  reichte  er  attf  kaiserlichen  Befehl  eine  ausführliche  Beiation 
fibcr  den  damaiigen  Zustand  der  Manufakturen  ein,  nebst  Vorschlägen  zu 
ihrer  VerbSBiennif.  In  Folge  davon  Obertmg  mnn  ihm  das  von  Beeber  in 
der  Wiener  Leopoldstadt  erriditete  MamifaktiirLaus  .  .  In  drr  That 
sind  amh  keine  nrkundlichen  Helege  über  seine  frühere  Wirksamkeit  er. 
kdteo;  seine  bpaierea  Lebeusscbicksule  stehen  io  iuni^stem  Kontakt  mit 
dir  Geschichte  des  Sfaaaftktorhausee  and  sind  im  weiteren  YerUHife  der 
Abhandlung  vielfach  erörtert. 

Vgl.  oben  8.  .'?2:  Der  Grund  und  Boden  war  ja  wirkUch  Eigenthum 
Grafen;  nur  haue  dieser  schon  gegen  den  jährlichen  Zins  denselüeu 
aoflO  Jshse  verpsdiCet. 

4* 
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führte',  wurde  über  Auftrag   dcssr-lhen   unter  Intervention  des 
Oberstliofmeister  v.  /  i  n  z  e n  <l  o  r  t"  und   de^  Hof  kammerratiies 
V.  Selb  die  Sitche  dahin  geortlnet.  dass  j^clirötler  sich  mit  dem 
Präsidenteudes  Urund  und  Bodens  wegen  vergleichen 
soUe,  im  übrigen  aber  ihm  000  fl.  Besoldung  und  700  fl.  adjuta 
dicosta  iosolange  ausgeworfen  werden,  ab  er  nicht  mit  einer 
ordentBcfaen  Iiesoldung  bedadit  sei    Er  solle  Torlliufig  gans 
auf  eigene  Kosten  das  IfanuiakturhauB  betreiben ;  wenn  das  Werk 
jedoch  seinen  guten  Fortgang  nehme,  so  habe  er  Giitmacfaung 
des  Schadens  und  tibcrdics  noch  20  000  Reichsthaler  zu  er- 
warten.   Mit  dem  Presidenten  Sinzendorf  kam  nun  auch  der 
Vergleich  dahin  zu  St-mde,  dass  derselbe  .  l^oinc  Difificultiit  we^^en 
des  (4nindes  und  Hodens"  machen,  sogar  darüber  ein  V<  i^siche- 
rungsdekret  auäferti^^en  lassen  wolle,  dagegen  sollte  ihm  Sclin  Mler 
eine  Zwirnmanufaktur  in  Oberösterreieli  (aber  die  nötkigc  Ein- 
richtung auf  Sinzendorfs  Kosten)  einrichten  und  Leute  aas  den 
Niederlanden  herbeischafTen.    Doch  blieb  dieser  Vergleich  un- 
dekretirt.   Sinxendorf  gieng  der  Pest  wegen  nach  Böhmen^ 
wurde  1679  seines  Amtes  entsetst^);  sein  Nachfolger  EVei- 
herr  ▼.  Abde  kümmerte  sich  nicht  um  die  eben  erwähnten  Ab- 
machnngen.    Kr  liess  kurzw^  Schröder  auffordern,  das  Haus 
zu  räumen  und  ein  Hofkammerdekret  an  die  ThUrpfosten  an- 
schlagen ,  worin  bekannt  gegeben  wurde,  die  Hofkammer  hätte 
dies  llaus  an  sich  gezogen  (alles  dies,  weil  sich  keine  schriftliche 
VerKicljerung  der  Schröder'schen  Anspiilche  bei  der  Hofkammer 
vorfand).    Schröder  eilte  nach  Oed en bürg  zum  Kaiser  und 
erlangte  auch  die  Bestätigung  seines  ungestörten  Besitzes,  indem 
der  Kaiser  die  Hofkammer  vorlaulig  anwies,  Schröder  „unpertiir- 
birt  sni  lan^^  und  dann  auf  dem  Wege  einer  Kommismon  die 
Sache  yonsunehmen  und  in  Bichtigkeit  su  bringen.  Die«  ist 
trotz  verschiedener  Uigirungen  unterolieben,  Ubermes  kam  dann 
der  Türkenkrieg  und  der  Tod  des  Hofkammerprüsidenten  hinsu, 
die  eine  cndgiltige  Erledigung  der  Sache  unmöglich  machten. 
Immerhin  bleibt  die  ganze  Zeit  von  1680—1684  ziemlich  unauf- 
geklärt, weil  tiber  diesen  Zeitraum  nur  sehr  spttrliche  Nachrichten 
vorhanden  sind. 

ZunMclist  wird  es  sich  tur  uns  darum  handeln,  zu  ergninden, 
ob  in  dieser  Zeit  wii  in  der  friilieren  necher'selien  l*eriode  (von 
1(373 — 7(3^  tlas  Manutakturhaus  wirklicli  in  ordentlichem  Betriebe 
gewesen  ist.   Diese  Frage  muss  in  zwei  Fragen  aufgelöst  werden : 

1)  Ob  das  Manu&kturhauB  unter  Becher  schon  in  Betaieb gewesen? 

2)  Ob  Schröder  als  Leiter  des  Hauses  einen  wirklichen  Betrieb 
durchführte?  An  der  Blähung  der  ersten  Frage  bleibt  wohl 
nach  allen  Erörterungen  kein  Zweifel;  einmal  behauptet  Becher 


')  Vgl  hierüber  M  iilath,  Ocst.  Gesch.  IV.  878  ff.,  auch  Adam 
Wolf,  Hoikammer  unter  Leopold  1.  hitzgs.-Ber.  d,  Akad.  p. 
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selbst  es  an  vielen  Stellen  * ),  und  anderertjeits  kann  es  kaum  fUr 
möglich  gehalten  werden,  da&&  die  Kegieruug  oder  vielmehr  der 
Kaiser^  auf  dessen  Kosten  ja  das  Haus  errichtet  worden  war,  es 
zugelaBsen  hätte,  dau  das  Manu&kturhaus  nicht  in  mö^lichat 
kmer  Zeit  in  Gang  gebracht  wurde;  das  geht  ja  schon  daraus 
hervor,  dass  iichon  Bechern  gleich  \m  der  Uebernahme  ein  Termin 
von  awei  Jahren  „zur  Einrichtung  und  Stabilitirang  dieser  und 
anderer  (d.  h.  aller)  Mann&cturen''  gesetzt  wurde,  den  er  „un- 
fehlbarlicb  zu  observiren"  versprach. 

Weiter»  aber  sprechen  zwei  ausdrückliche  Fakta,  die  in  den 
Akttn  erwähnt  werden,  datür.  Erstens,  dass  die  schon  oben 
erwalintii  Bandmanufaktur  nach  Becher's  Entfernung  von  Wien 
von  Anderen  fortgesetzt,  freilich  auch  g<^en  die  1  Bestimmung 
deö  Privilegiums  aim  dem  Hause  iortgenommen  wurde,  euie 
Tbaft»ache,  die  doch  entschieden  darauf  hinweist,  dass  diese 
Manu&ktar  schon  in  dem  Kimst-  und  Werkhaus  betrieben 
worden  war.  Femer  nennt  Schröder  diese  Bandmanu&ktur  ein 
„einträglich  Werk"  und  verwahrt  Mch  gegen  die  Behauptung  des 
Privilegiums  von  Seite  der  „Interessenten''  (Rechtsnachfolger) 
B<:<iher'«,  weil  weder  Becher  noch  sie  befugt  gewesen  wären,  „ein 
stuck  nw^  <len  r*rivilegiis  allein,  woraus  nur  Nutzen  zu  nehmen, 
zu  e o n  t  i  11  u  1  ren ,  die  anderen  aber,  woran  dem  publico  mehr 
g(le;;en,  liegen  zu  lassen  ..."  Alan  kann  hieraus  seliliessen, 
dasi  Becher  mehrere  Manufakturen  wirkUeii  durch  kurze  Zeit 
betrieb  (worauf  vielleicht  auch  schon  das  Instrumenten- 
inveotarium,  von  dem  er  im  Reverse  spricht,  hinweist),  dass  aber 
TUL  diesen  nur  die  Bandmanufaktur  einträglich  mm  gestaltete, 
die  anderen  aber  nicht  rentirten.  Becher  kam  daher  zu  der  vom 
Standpunkte  sdnes  Frivatvortlieils  nidit  unrichtigen  Idee,  die 
Bandmanufiiktur  aus  dem  Hause  heraus  zu  nehmen  und  selb- 
ständig SEU  etabliren,  auch  an  Rechtsnachfolger  weiter  zu  ver- 
Inssem,  das  Manufakturhaus  einfach  leer  stehen  zu  lassen^)  imd 
SU  ,,abandoniren",  umsomehr.  als  er  jn  «^oradc  zu  jener  Zeit 
schon  aus  anderen  Grtinden  Oesterreich  verlassen  musste. 

( >h  nun  auch  die  Ke^j^erung  von  dem  Uebergange  der  Band- 
niaiiulaktur  an  Andere  Kenntniss  liatteV  Gewiss!  der  nieder- 
öäierrcicliische  Kammerprokuiator,  der  sich  in  allen  l'riviiegien- 
sachen  zu  äussern  hatte,  erwähnt  ausdrücklich  anlässlich  eines 
OutaditeoB  beattglich  der  Wiedererbauung,  von  dem  wir  weiter 
unten  zu  sprechen  haben  werden:  .  •  •  was  nun  aber  die  he- 
gehrte  Bestätigung  <](s  Privilegiums  betrifft,  so  erinnere  ich 
mich  alionde  und  habe  von  diesem  priyil^um  particular- 


')  Vgl.  Becher,  Memorial  S.  17  und  Närrische  Weisheit  S.  121. 
Da68  der  Betrieb  der  anderen  Manufakturen  aufhören  musste,  nach- 
dem Becher  abgereist  war,  die  Arbeiter  yon  niemand  mehr  ihren  Lohn  er- 
lii  lten,  erseht  im  nntürHrh.   Becher  deatet  diese  ErentiiaUtftt  in  einer 
späteren  l'ropomUon  auch  an. 
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nachricht,  dasz  seibi^^  s  zwar  wol  aiif  dieses  Manutacturiiaufl 
gewidmet,  es  lautet  aber  und  ist  individualiter  auf  Pöcher,  ge- 
wesenen Commercienrath,  auagetertiget,  von  welchem  e*»  mit 
kayserlicher  Concession  auf  Herrn  ßisehof  Rochas  und  6odileli 
hül  68  cUoMT  dofch  gutliche  Tnuisaetioii  an  beide  Herren  Bami 
Cherrer  von  Edlbaeh  gebrttder  eaoi  omni  jure  eC  canea  eedirC 
uxm  überiawen  {rg\,  oben  S.  45),  welche  solches  Manufactur- 
pril^egmni  meines  Wissens  noch  de  facto  in  handte%  und  berat» 
noch  vor  anderthalb  Jahren  (das  Gutachten  iet  aus  dem  JoU 
1684)  nicht  allein  die  Contirmation  darüber,  sondern  aoch  ge- 
wisze  extension  und  Einrichtung  nach  dem  jetzigen  Lauf  der 
Zeiten  und  fhvs  <  oninirTcii  b<^i  hof  angesucht  haben  . 

Nach  allen  di'sen  Daten  lässt  sich  mit  Bestimmtheit  be- 
haupten, dasfj  wirklich  Becher  eine  Zeit  lang  mehrere  Manu- 
fakturen im  Kunst-  und  Werkhause  betrieb,  dass  jedoch,  ala  er 
Oesterreich  verlieös,  jeder  Betrieb  im  Manufakturhause  üchon 
ehigeelellt  war.  — 

Nun  kämen  wir  cur  EH^rterang  der  awetten  Frage:  Ob 
Schröder^  als  er  die  Lettong  des  Mamifisiktarhaiiaee  von  1677 
bis  1683  inne  hatte,  einen  wirklichen  M<anufakturbetrieb  in^e- 
nirte  oder  ob  diese  Zeit  mit  blossen  Vorbereitungen  und  dem 
ewigen  2^nk  mit  der  Hofkammer  wegen  des  Eigenthums  an 
dem  Hause  verstrich? 

Diese  Fracke  ist  allerdings  schwieriger  als  die  erste  mit 
Sicherl  Mit  zu  beantworten;  zum  mindesten  finden  sich  in  unseren 
Quf'llen  keine  vollkommen  genügenden  und  verlässlichen  Anhalti*- 
punkte.  Schröder  selbst  behauptet  allerdings,  er  habe  ,,leuth 
hcrbeigebraclit ,  das  man utiactur werk  ei*nstlich  und  mit  ^uter 
success  angegriffen,  es  dann  auch  der  so  viel  aufgewendeten 
Kosten  balbar  ohne  grossen  yerlost  und  sehaden  nicht  wieder 
abandonniren  können  .  (vgl.  S.  51);  er  spricht  an  oner  an- 
deren Stelle,  er  habe  bereits  in  Oedenburg  (vgl.  S.  52)  9000  fl. 
Uquidirt,  welche  er  „in  Aufrichtung  der  Manuwcturen  durch  die 
unglückselige  Pesthzeit  verloren^';  weiter ,  er  habe  auch  das 
Haus  auf  seine  Kosten  repanrt  fwas  wohl  auf  einen  Betrieb 
deutet  I  und  .,in  esse  erhalten'',  dann  aber  seien  ihm  durch  den 
türkischen  Kintali  „alle  manufacturen,  instrumenta,  materialien 
und  Fabriken  auf  etzUche  tausend  Reichsthaler  sich  belaufFend, 
verbrennet  oder  consunnret  worden,  welclifs  aller  halber  ver- 
möge Contracts  er  bei  der  Hofkammer  biUigermaszen  eine  Re- 
fundu-img  des  Schadens  zu  suchen  hätte  ..."  Kr  beiui't  sich 
ttberdies  auf  die  Kmintnias  des  Kaisers  selbst:  .  Dass  ich 
aber  allem  yersprechen  ein  yölliffes  Genügen  geleistet  und  die 
DlUnu&ctur  nicht  allein  in  Stand  gebracht ,  sondern  audi  aar 
Continuirung  derselben  solche  Mittel  angewiesen  .  .  solches 
wcisz  sowof  Ihre  Kayserliche  ^lajeetät,  als  welcher  alles  der- 
gleichen von  Ihrer  Excellenz  Grafen  Albrecht  v.  Zinaendorf  ist 
flbenreichet  worden" ;  endlich  weist  es  auch  die  j,  Processen  \  die 
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er,  -der  manufactur  halber  bei  der  regienmg  gehabt,  indem 
sonst  so  viel  Opponenten  sich  nicht  hervor  getan  hätten  .  .  .* 

Nun  kann  man  wohl  annehmen,  das»  SohrOd^  nicht  gewagt 
hätte,  sdsk  aelbfit  anf  de»  Kaisen  Wuaen  von  sdnen  Letetapgen 
sa  berafen»  wenn  g&r  kein  fietneb  flMt^eftmdea  hlltte.. 

Aosserdeni  ll^en  aber  2wei  objektive  Daten  vor ,  nttmlinh 
die  schon  oben  erwähnten  Konstatmingen  der  auf  die-Bnaadstatt 
lor  Beaugenscheimgung  entsandten  Kommission;  diese  apncfat 
nämlich  von  einem  „Stöckhel" ,  in  dem  Schröder  seine 
Wohnung  gehabt,  und  von  einer  Glashütte,  die  in  der  Art  er- 
wähnt wird,  als^  hätten  die  Konimi.  slire  von  dem  ftllberen  Be- 
triebe der8ell>en  aus  eigener  Erfahruüg  Kenntniss. 

Dif'Sf^  zwei  Umstüiidc  bestätigen  also  die  Angaben  Schrö- 
der» und  wüi'dea  im  Zuikimmenhalt  mit  denselben  nicht  viel 
Zweifel  an  der  Richtigkeit  derselben  hissen,  ammal  das,  was 
SdnOder  in  seinen  verschiedenen  Gesuchen  und  Berichten  aus 
dem  Jahre  1684,  als  es  sich  an  Wiederaufbau  des  Hauses-  han- 
delte (die  sämmtliehen  sitirten  Stellen  sind  diesen  entnommen), 
erwähnt,  schon  in  früheren,  allerdings  auch  nur  Schr()der'soben 
Angaben  bekräftigt  wird. 

Ans  dem  Jahre  IT^RO  liegt  uns  ein  Gesuch  Schröders  um 
i-jiolgkissiing  von  ihm  bereits  angp^%nesenen  300  fl.  vor,  die  er 
bei  diesen  schweren  Zeiten  höchst  benöthige,  indem  er  „ .  .  .  .  um 
Tlirer  Majestät  allergnädigHtcn  Befehl  zu  vollziehen,  zu  Beftir- 
derung  der  Manufacturen  alle  paar  mittel  dahin  employiret 
habe,  auch  dieweilen  bey  diesem  Sterben  (der  pestli)  etzliche 
englische  Handwerker  n^t  todt  abgegangen ,  welcae  »t  ersstMü 
von  dannen  wider  andere  sa  verscnreibä  nötig  ist  .  .  /  Auch 
hier  ist  kaum  ansunehmen,  daas  er  es  gewagt  hätte,  voUkommea 
erlogene  Angaben  bei  der  ITofkammer  anzubringen,  die  ja  jeder- 
zeit in  der  Lage  war,  sich  von  der  Richtigkeit  derselben  an 
überaeugen.  üeber  dieses  Gesuch  relationirt  das  befragte  Hof- 
zahkmt:  r,  •  •  •  dem  Suplicanten,  der  keine  fixe  Besoldung  hab^, 
m  nur  jeder  Zeit  dasjenige  baar  bezait  worden,  was  vorher  von 
der  hoehl  Hofkammer  ihm  zu  seiner  Unterhaltung  und  wegen 
FiDrichtung  der  Wollmanufacturen  gnädigst  angeschafft  worden." 
Auch  dies,  wenn  es  auch  nicht  den  wirklichen  Betrieb  beweist, 
zeigt  doch,  dass  ein  solcher  vorausgesetzt  wurde.  Endlich  ist  es 
kamn  daablicb,  dass  die  Hofkammer  sieh  durch  den  Vorwand 
der  „Vorbeceitung^  etc.  hätte  Jahrekng  hinhalten  lassen. 

So  wäre  also  mit  ziemhcher  Bestimmtheit  zu  konstotiren, 
dass  Schröder  das  ^  Manufactur werk^  im  Manufiikturhause  und 
noch  dazu  ziemlich  eifrig  betrieben,  wenn  nicht  ein  nicht  un- 
^^ewichtiges  amtliches  Dokument  den  lebhaftesten  Zweifel  wach 
riefe.  Dies  ist  ein  Gutachten  des  kais  FTauptmanthamtes  am 
Rothen  Thurm,  welches  auch  anlässlich  der  Wiedererbannnp:  des 
Maauiakturhauseä  und  zwar  gleichsam  als  amtliche  Vertretung 
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der  Manutaktui*  \)  einvernommen  worden  war.  Dieses  ftimsert 
sich  nun:  Es  sei  ihr  weder  bekannt,  „was  Schrötter  mit  dem 
Qralim  SioMBdotf  wegen  des  am  Tabor  gestandeaeD  Kiinatibawiiea 
ftir  Pacta  mid  Vertrage  gehabt  habe^  nodi  auoh  was  ftbr  Maua* 
fiMStoren  in  selbigem  fabnzirt  worden" ,  da  beim  Mauihamt  nie* 
mals  etwas  von  dergleichen  Manufakturon  gesehen  worden  .  .  . 
,^es  halte  daher  dieses  für  Dr.  Becherische  anschläg,  welche  idle 
m.  gar  schlechtem  Efiect  ausgeschlagen  haben  .  . 

Diese  Ausserunjjen  eines  zur  Vertretung  der  ,,ManufaLtur'^ 
berufenrrt  Amtes  scheinen  einen  Betrieb  im  Manufakturliause 
wirklic'li  vollkommen  auszuseliliessen ,  d.  h. ,  wenn  wir  sie  als 
objektiv  und  unparteiisch  hingestellt  annehmen  —  und  das  waren 
sie,  da  sich  nirgends  die  mindeste  Spur  findet,  dass  das  Mauth- 
amt  irgendwie  beeinflusöt  geweäen  sei ,  aucli  die  Scldussbemer- 
kong,  worin  das  Amt  die  Bewilligung  dc^  Schröder'scheo  An- 
suchensy  wemi  auch  ohne  Ptftjudiz  Kammei^^efillles,  empfiehh^ 
die  Annahme  einer  Schröder  feindseligen  Gesinnmig  attSBcbliesst 
Wir  müssten  mithin  aus  dieser  Aeusserung  des  Hauptmaath- 
amtes  den  filr  die  Bedeutung  des  Manu&Ktarhauses  unter  der 
Leitung  Schröders  jedenfalls  recht  traurigen  Schloss  stehen,  das- 
selbe sei,  wenn  auch  nicht  geradezu  auf  dem  Papier,  aber  docli 
auf  dem  Tabor  rahig  stehen  geblieben  und  fifitte  sieli  ni(j  in 
uraktiscliem  Betriebe  bethati^^^'t  oder  doch  nur  auf  ein  wenig 
Kx])cnuiciitiren  beschränkt.  Ahor  seibat  in  letzterem  Falle  hiitta 
ja  das  Mauthamt,  wenn  es  von  j(^er  nach  ^^'ien  eingebrachten 
Waare  Eenntniss  hatte,  auch  von  den  wenigen  Erzeugnissen  dea 
Manufakturhauses  etwas  erfahren  müssen. 

Wenn  wir  also  die  anderen  oben  aiuB;efidirtan  Beir eise  filr 
die  praktUbe  Thätiirkeit  des  Manniaktarhisuses  nicht  als  gans 
hinflillig  ansehen  woSen^  iMsst  sidi  die  Aenssarung  des  Haupt- 
mauthiuntes  wohl  nur  auf  zwei  Weisen  erklttren:  entweoar 
giengen  die  Produkte  des  Hauses  nicht  unter  dem  Namen  des- 
selben in  den  Handel  .  ,  .  und  dafUr  haben  wir  allerdings  gar 
keine  Beweise  oder  Anzeichen,  %nelmelir  sprechen  die  Er- 
läutei  •ungrn ,  dir-  Sclirödor  tibpr  das  ^^^pspn  und  den  Betrieb 
eines  Manufakturluiuscs  ^nbt  (treilich  nur  theoretisch),  ganz  da- 
gegen ,  oder  hatte  einfach  das  Hauptmauthamt  nicht  von  allen 
Waaren  Kentitniss  und  wusste  daher  vom  Manii£akturbause  wie 
von  vielen  anderen  l*roduzenten  nichts. 

Femer  spricht  aber  gar  manches  daiUr,  dass  das  Haupt- 
mauthamt ein  siemlich  schlecht  orientirtes  und  ge- 


Die  D.  ö.  Buchbalterei ,  der  zuerst  die  Hofkammer  ein  Gtitachien 
abgefordert  hatte,  hatte  bsrichtet:  in  der  hinterlassenen  Registratur  sei 
über  dfi«5  Manufakturbaus  und  das  Privüogiiun  nichts  zu  finden,  darum 
könnte  die  BuchhiJterei  gar  ntcbts  darüber  sagen:  sie  ratbe  im  tibhgen, 
TOifaer  mtioiie  des  socbeDdeoprivileffü  des  n.  0.  Herrn  Ksmmerprokoratori 
latioDe  der  Masu&ktur  das  uis.  HsnptDMnthanit  am  Rothen  Thurm  efai- 
laTsnielimen. 


Digitized  by  Google 


VL  !• 


57 


führt 68  Amt  gewesen  sei.  Wieso  kam  es  denn,  dass  es  über- 
haupt nichts  von  dem  Betrieb  Hes  Hauses  unter  Becher  wus^te 
mid  zuversichtlich  war  es  doch  schun  bei  der  ersten  Privilegien- 
ertheiluiig  (ratione  der  Manufaktur)  einveriioaimen  worden?  .  . 
Es  scheint  überhaupt,  dass  (Uaxh  den  höchat  komplizirten  und 
▼erwirrten  Amtsorganismus  dei'lei  „Unwissenheiten**  zujener  Zeit 
aiofati  fldteneB  wuen,  findet  la/Bk  doch  selbBt  in  der  Registrator 
der  ijlimterlAsaeneD  Kammer''  laut  Gutachten  der  niäerOstr. 
Bochhalterei  gar  nichts  über  Bau  imd  Kosten  des  Manufaktiuv 
Itauses  (vgl.  Anmerkung  S.  56)  und  glaubt  ja  selbst  die  n.  tt. 
Bucbhalterei,  ein  mit  der  Hofkanimer  sehr  eng  verbundenes 
AmtM,  (das  u.  a.  wohl  auch  die  Registratur  führte):  es  sei  über- 
haupt zu  bezweifeln,  ob  das  Manufaktiirhans  .uib  kaiserlichen 
Mitteln  erbaut  worden  wäreV!  Warum  sollte  das  Hauptmauthamt 
so  ^^el  besser  infonnirt  gewesen  sein?  Und  dann  hatte  das 
Mautlianii  iibcrhaupt  auch  nur  die  Pflicht,  alle  \\  aaren  etc.  zu 
re^striren  oder  von  den  Broduzcnteu  Künntuis.«j  zu  nehiuen? 
S^te  vielleicht  gerade  diese  Kenntniss  nicht  auf  die  weniger 
sahbreicben  besonderen  F&Ue  beschrnnkt  gewesen  sdn,  etwa 
auf  Ftflle  der  JMautfabefireiungen  u.  Ahnlichem?  Und  gende  in 
diesem  Falle  wären  ja  die  Waaren  des  Manu&kturhauses  nicht  zur 
Notirung  gekommen,  da  ja  schon  Becher  auf  die  Mauthbefretung 
verzichtet  hatte-)  imd  dieser  Status  wobl  auch  offenbar  unter 
Schröder  aufrecht  erhalten  worden  war.  Zudem  dnrf  man  nie 
die  damali^i^en  Zeitverhftltnisse  vergessen.  Das  Hauptmauthamt 
gab  .sein  (iutachten  1(384  ab;  über  ein  Jahr  war  das  Manufaktur- 
liaus  schon  abgebrannt,  vielleicht  aber  hatte  es  schon  früher 
(lo81)  der  Fest  wegen  seinen  Betrieb  einstellen  oder  sehr 
retitiiuiai  en  müssen,  —  wir  wissen  ja  beispielsweise  aus  Schrö- 
der's  Berichten,  dass  ihm  englische  Arbeiter  mit  Tod  abge- 
gangen waren. 

Kurs,  man  kann  wohl  behaupten,  dass  das  Outachten  des 
Mauthamtes  nur  auf  ungründlicher  Information  und 
ünkenntniss  der  Sache  beruhte,  und  darum  nicht  geeignet 
scheint,  die  verschiedenen  Beweise,  die  für  einen  Betrieb  im 
lianufakturhaus  sprechen,  hinfkUig  zu  machen. 

So  scheinen  also  beide  oben  c^ostellten  Fragen ,  ob  das 
Manufakturhaus  unter  Beciier,  ob  unter  Schröder  in  \^Trldichem 
Betrieb  gewesen  sei,  bejaht  werden  zu  dürfen.  — 

Allein  dieser  Betrieb  sollte  nicht  lauge  dauern. 

Es  ist  eine  historisch  feststehende  Thatsache,  dass  bei  der 
nreiten  Belagerung  Wiens  1688  das  Manufakturhaus,  das  in 
der  LeopoIdsUidt  »auf  dem  Tabor*^  errichtet  worden  war,  ganz 


1)  Vgl  hiorttber  Wolf,  Die  Hofkammer  unter  Leopold  I.    In  den 
SÜnmg^hrricbten  der  Wiener  Akademie,  PbiUhiet.  Klasse,  pro  185d. 
öiebe  Seite  48. 
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niedergebrannt  wurde*),  so  zwar,  äam  kein  8tein  auf  dem  Än- 
deren blieb.  Die  Angaben  Schröder's  verdienen  in  dieser  Hin- 
sicht vnUen  Glauben  und  überdies  beseitigt  die«  der  Rrrieht 
eiiRT  Kommission,  die,  wie  weiter  unten  erörtert  ^Ncrclen  soll, 
den  Platz  wegen  Wiedererbauung  des  Hauses  in  Augensehein 
nahm.  Hier  heisst  es :  „ .  ,  .  Was  nun  die  .  .  .  brandstatt  des 
vormahligen  Maiiutaetür}iauöe8  sammt  den  dazu  gehörigen  Gründen 
betrifft,  so  beträgt  das  spacium  dieses  Grundes  dei*  Breit  und 
iMhfB  nach  80  Sdiritta  und  sind  von  dem  H«na  fast 
einige  mdera  uit  tnebr  i;u  sehen,  jedoeh  stehen  von  dem 
innem  Stöckhel,  so  Herr  Schröder  zur  Wofanong  gebraucht 
hat;  ethche  wenig  Manem  aher  auch  beginnen  sn  rerfaUen, 
eheoBö  auch  die  vorgeweste  und  attf  diesem  grundt  stehenle 
glashütte  mehrerenteils  ruiniret  und  von  einander  gefallen  ist  .  • 
so  ist  dies  alles  zusammen  eine  lautere  öde^  die  in  Gebrauch  sa 
bringen  ein  Ehrliches  kosten  wird  .  .  / 


Vgl.  Weiss,  Geschichte  der  Stadt  Wien.  ~  M  njlath,  Oest.  Gesch. 
IT.  Bd.  —  Schröder  in  der  Umleitung  zur  „FOrstl.  Schat«.  uad  Keüt- 
ksmner^. 
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Durch  tias  Abbrennen  des  Manutaklurhauftc.s  fiatte  bchrutier, 
der  —  und  das  ächeint  wolil  vollkommen  glaubwürdig  —  viel 
Geld  in  daä  Unternehmen  gesteckt,  das  ja  auf  seine  eigene  Regie 
gien^,  groaae  VemOgensverlaste  erlitten.  Was  war  natürlicher, 
ab  dasB  er,  um  einerwita  aeine  bisher  gemachten  Stadien  nnd 
Er&hnmgen  sa  Yerwerthen,  andererseits,  da  er  seine  Ansprüche 
auf  das  ilim  seinen  Angaben  nach  ei?(  nthUmlich  überfassene 
Mannfaktorhaos  wenigstens  noch  bezUdich  des  Grundes  imd  Bo- 
dens geltend  zu  raachen,  einen  neuerlichen  Versucli  einer  Wieder- 
aufhanme  dieses  Untcmelnnens  macKen  wollte?  Allerdings  musste 
er  jetzt  in  seinen  AntbrderunL'-r'Ti  an  den  Staat  sehr  bescheiden 
sein,  da  zweifelssohne  zu  jener  Zeit  Staat  und  Jlot  kammer  mit  Rück- 
sicht auf  das  inissgliickte  Becher'sche  Unternehmen  und  das  neuer- 
liche Unglück  des  Aljbrennens  des  Hauses  bereuten,  so  viel  (leid  in 
das  „Manufiikturwerk"  gesteckt  zu  haben.  Er  begelate  also 
(1684)  -von  der  Hof  kammer  nidits  weiter,  als  die  unen^eltfiehe 
Uebenassung  der  Brandstatt  des  Ifanufakturhaiises  und  wollte 
9ch  dafür  anheischig  machen»  das  Haus  wieder  aufzubauen  und 
das  projektirte  Manu&kturwerk  auf  eigene  Kosten  weiter  fort- 
nMiren.  Sein  Gesuch  begründete  er  mit  dem  Hinwei?^  auf  seine 
Anspräche  an  das  Haus  und  somit  auch  an  die  IJrandstatt  des- 
selben, mit  d*  Tr!  Hinweis  auf  den  grossen  Sehaden,  den  er  durch 
Betrieb  eines  doch  1j  im  Gemeinwohl  liefrenden  Unterne liniens 
erlitten  und  auf  <]]>'  Fcirderung  des  ötl*  lulidien  Intere?<ses,  <lie 
in  hohem  Masse  durch  eine  sol  tche  W  ii  dmu  iinahnie  d«s  Manu- 
taktorbetriebes  gescliehe,  umsomehr  als  jetzt  durch  die  fürchter- 
hcben  Ereignisse  der  letzten  Jahre  Handwerk  und  Manufaktur 
in  den  £rblanden  und  insbesondere  in  NiederOsterreich  schwer 
darmederlicge.  Wir  woQen  die  Erledigung  dieses  Gesuches,  die 
zugleich  ein  interessantes  Bild  des  schwerfuligen  Amtsoigamsmus 
jener  Z&t  bietet,  des  Nttheren  verfolgen. 
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Die  Hofkaniiiier ,  deren  Prksidiuni  inzwisciien  gewechselt 
hatte  Abele  war  1G83  gestorben  und  Graf  Andreas  Rosen- 
berg ilini  nachj^efolgt  —  und  bei  der  überdies  wohl  aucli  durch 
die  Ereignisse  des  letzten  Jahres  dnü  ^lanufakturhaus  theil weise 
in  Vergessenheit  ^eratlien  war,  war  nicht  in  der  Lage,  sofort 
ZU  entscheideD,  und  verlangte  daher  ent  der  n.  ö.  Buchhalterei  (die 
die  Rc^tratur  führte)  Gutachten  und  umatMndlidien  Beridit  abM- 

Dieselbe  äussert  sich  wie  aus  dem  thdlweise  milgetheilten 
Gutachten  (unter  dem  2  ^lai  1 684 )  schon  bekannt  und  schliesst : 
Sie  mibe  gleichwohl  zur  Bewilligunic  des  Gesuches,  natürlich 
nur  unter  den  Modalitäten  bezüglich  der  Kosten,  die  SchrOder 
selbst  proponiret  habe;  doch  müsste  vorher  der  Ilen*  n.  Ö. 
Kammerprokurator  „ratione  des  suchenden  privilegii",  das  kaiser- 
liche Hauptmauthaiut  am  Kotlien  Thurnl  „ratione  der  Manu- 
factur**  einvernommen  werden  (vgl.  Anm.  Seite  50). 

üic  (hinterlassene)  Hofkammer  gibt  nun  das  Schröder  sehe 
Gesuch  mit  diesem  Gut;icliten  zunächst  an  das  Hauptmauthamt. 
Dieses  relationirt  in  dem  schon  oben  mitgetheilten  Berichte  und 
fonnufirt  sein  Gutachten  dahin:  Wenn  der  Bewerber  ohne  Ent- 
gelt und  sine  j^rüjudicio  des  Oamenü^efillles  dergleichen  ein- 
suführen  vermeine^  so  rathe  das  Amt  nichi  davon  ab,  ihm  dazu 
iigend  einen  Ort  vor  der  Stadt  anzuweisen 

Der  ganze  Akt  wandert  nunweiter(l9.MaL)  andenn.  ö.Kammer- 
prokurator,  Dr.  v.  Albrechtsberg,  der  nach  Ui^girung  seitens  der  Hof- 
kammer (im  Juli)  ein  höchst  gelehrtes,  in  der  Einleitun^i;  mit  Citaten 
gespicktes  Gutachten  erstattet:  Nachdem  er  vorerst  das  Ansuchen 
des  Bewerbers  erläutert  und  die  bisher  erstatteten  Gutachten  re- 
producirt  liat.  beorinnt  er  nun  im  allpjememen  über  die  Nützlich- 
k<'it  der  Maimtaktur  und  die  Förderung  derselben  sich  aus- 
zulassen und  geht  schliesslich  ,,iu  suecie  ad  casum  nostrum"  fol- 
gcndennasflen  ein:  er  achliesse  sicn  hat  der  Ansicht  des  Haupt- 
mauthamtes  an,  dass  nicht  viel  „bessere  elFectus  von  dem  Herrn 
SuppHcanten  und  seinen  anschläg  heraus  kommen  dürften,  als 
man  schon  er&hren  und  gesehen  hat,  was  die  Pöcherischeu  In* 
ventiones  und  geführte  Ooncepta  ausgebrietbet  haben,  deren 
notorie  nicht  eine  von  allen  seinen  Cammerdi-anschlfigen  der- 
gestallt  reussiret,  dasz  dadurch  (oder)  einige  meloriation  der 
Kaysl.  Cameralgetbhien  verschafft  öder  auch  die  geringste  Nuz- 
bahrkeit  dem  gemeinen  Wesen  zugewachsen  wäre''^).  Auch 


))  Das  Gesuch  gieng  vorerst  an  die  den«t  iu  Linz  befindliche  fsog. 
,,auwe8eude'',  d.  h.  immer  im  Gefolge  des  Kaisers  bcfindlicbe)  Hofkammer 
uud  wurde  von  dieser  am  12.  April  1684  der  ^^binterlasseDen"  (d.  h.  in 
Yfim  Terbliebenen)  Hofkammer  um  umbst&odlicben  Bericht  und  Gutachten 
nigest(;llt.  Dies  forderte  dion  der  n.  0.  Buehbtlterd  tmterm  19.  April 
Outachten  un«1  Brridtt  a!v 

^)  Man  ersieht  hieraus,  wie  die  Iiecher*schen  i^rojekte  und  ihre  (aller- 
dings meist  miisglfickte)  Durch f&hning  von  den  Hof-  und  Staatsftmtem  be- 
trachtet wurden. 
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macht  ihm  die  Aeusserung  des  jMatilhaintes  über  das  Unbekannt- 
sein  der  Erzeugnisse  viel  Bedenken;  schliesslich  kontbrmirt  er 

sich  ']fn  bisherijren  Gutachten ,  dem  Supplikanten  die  Dnrch- 
rühninf^  seines  Projekts  jedoch  nur  auf  seine  eigenen  S|)csen  zu 
fffstitten  und  ihm  auch  den  Gnind  und  Boden,  fMÜ«  nicht  schon 
andere  Dispositionen  getroffen  seien,  zu  diesem  Zwecke  zu  über- 
lassen. 

Was  nun  aber  die  angesuchte  Privilegiumshe-stiitignng  be- 
trvfle,  so  erinnere  er  sieli,  dass  dasselbe  individualiter  auf  Pöcher 
(Becher)  geLiutet  liabe  und  von  demselben  weiter  Ubertragen 
worden  sei  (vgl.  oben  Seite  45  and  54).  Um  also  einmal  mit  dem 
Pririlc^m  richer  zu  gehen  aod  andereradts  Genaueres  Ober  das 
Projekt  zu  er&hren,  ob  nicht  etwa  Jemandem  ein  jus  vioUrt 
oder  ein  Monopolimn  beabsichtigt  werde,  beantragt  er  eine 
^merere  Untersuchung''  durch  eine  Kommission,  die  Schröder 
einzuvemehmen  und  darüber  su  relationiren  habe. 

Das  Gutachten  sammt  Vorakten  wird  nun  von  der  „hinter- 
laasenen  Hofkammer'^,  die  sich  mit  dem  Prokurator  einverstanden 
erkl&rty  an  die  (in  Linz)  anwesende  Hofkammer  ttbersendet  (13. 

Juli).    Dieselbe  bestellt  nun  den  kais.  Hofkaramerrath  v.  Albrecht 

und  den  ol>enii:enanntcn  Kammerproknrator  Dr.  v.  Albreehtsberg 
zu  Mitgliedern  der  Kommission,  die  Schröder  genauer  einver- 
nehmen und  dann  relationiren  solle. 

Ko!umissi  n  erstixttet  (im  November)  folgenden  Bericht: 
öle  habe  den  Grund  und  Boden  in  Augenseheiu  ponommen,  den 
Supplikanten  grtindlich  einvernommen  und  achliesse  dessen  ab- 
geforderte schriftliche  Beantwortung  der  ihm  vorgelegten  Fragen 
bei.  Ihre  Ansicht  über  die  Sache  formuliren  sie  dahin:  Wie- 
wohl sdne  (Schröders)  „conatus  in  diesem  Manufiikturwes^ 
niemahlflns  redit  reossiren  wollen,  also  stehts  auch  noch  dahin^ 
and  wird  endlich  die  Zeit  kttnfng  den  efiect  aetgen  müssen, 
welcher  unseres  Erachtens  vielleicht  mehr  zu  wünschen  als  zu 
hofien  aem  wird  •  dennoch  glaube  sie,  dass  ihm  die  Probe 
zu  machen  „um  so  viel  eher  zu  vergünstigen  seye,  als  er  dieses 
vorhabcnte  Manufaeturwerk  nicht  nur  allein  vor  jetzo  zu  intm- 
duziren,  sondern  auch  mit  eigenem  Verlag  vorwertz  zu  prosequirea 
(vorhabe)'*  unter  der  Bedin^nm^,  dass  ihm  die  vormals  ver- 
willigt gewesene  jährliche  Ftiiöion  von  000  fl.  ftir  alle  Zeit  kas- 
sirt  sein  solle;  im  Uebrigen  möge  man  ihm  daiilr  von  Seite  der 
Kammer  wegen  Aufrichtung  des  Privilegiums  möglichst  an  die 
Hmd  gehen. 

Was  aber  speziell  die  erb-  und  eigenthUmliche  Ueberlassung 
dsr  Brandstätt  betreffe  (nun  folgt  die  schon  oben  erwähnte  Be^ 
Schreibung  derselben,  Tgl.  Seite  58),  so  halte  die  Kommission 
daftbr,  dass  allerdings,  da  Schröder  diesen  Grund  vormals  In 
wirklichem  poeses  gehabt,  viel  Geld  hineingesteckt,  grossen 
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Schaden  erlitten  liahe,  eine  solche  Ueberlasbung  stitttiuden  möge, 
,jedoch  mit  dieser  imstiiicklichen  condition,  aa8S  er  nicht  allein 
die  WiederaufbauuDK  <t^it  öeme  Konten  vornehmen,  sondern  auch, 
vra»  er  erbauen  wUme,  präcise  und  allein  zu  denen  Manufacturen 
applidrea  und  gebnuemn  werde,  sich  bierttber  anch  verrerar- 
airen  solle  ^  .      .  . 

Diese  m  Kommissioiisberiichte  ist  die  sofaiiftliche  Beantwortung 
der  dem  Schräder  vorgelegten  Fragen  unter  der  Bezeichnung 
gehorsamer  Bericht  Wilhelm  v.  Schröder' s^)  wegen 
Wiedererbauimg  des  Maniifacturhausea  aufm  Tabor"  beige- 
ßclJossen.  Dieses  Dokument  ist  seines  reichen  Inhaltes  wegen, 
der  sieh  nicht  blos  auf  die  Darlegung  seiner  Rechtsansprüche 
bezieht,  soDdern  eine  genauere  Erörterung  dessen  enthält,  was 
Schröder  eigentlich  in  dem  Mciiuüakturhausc  durchzuftihren  be- 
absichtigte, hochiutereasant.  Es  dient  zur  Cliarakteiistik  der 
Schröder*8Öhen  Anschanungen  ttberiiaupt  wie  des  Projektes  des 
Manufakturiiauaes  im  speziellen  und  verdiente  auch  in  dem 
Falle,  als  die  oben  au]|;e6teHt6  Ansldit  Uber  den  wiiUichen 
Betrieb  des  Manu&kturduses  unrichtig  und  dasselbe  nie  tn 
Wirksamkeit  getreten  wäre«  dennoch  ^Ue  Berücksichtigung. 
Wir  müssen  daher  an  dieser  Stelle  genauer  auf  die  einzelnen 
Punkte  desselben  eingehen : 

Schon  in  der  Einleitung  legt  8<*hrr»dfT  die  Haupt-  und  Knd- 
absicht  seines  Unternelimens  dar,  die  wohl  identisch  ist  mit  der 
Idee  des  Manufokturhauseü ,  wie  sie  schon  bei  Grün  luiii^  dem- 
selben ins  Auge  gelasst  wurde.  Er  gedenkt:  .  .  da«  Haus 
wieder  zu  erbmien  und  allerlej  Handwerker  da  hinein  zu  brin- 
gen, damit  nicht  allein  aus  dem  Haus  die  durch  den  Krieg  rui- 
nirten  plötze  in  Oestreich  mit  tuditigen  Handwerkern  und  nalur- 
bafiten  Menschen  ersetat  und  das  Land  an  Mensdira  als  auch 
an  Nahrung  wieder  «inehmen  möchte,  sondern  auch  damit  alle 
Handwerke  nach  und  nach,  welche  jetzo  in  Oesterreich  nicht 
bekand,  theils  aber  ad  necessitatem,  theils  ad  delicias,  theils  ad 
omaraentuin  Reipublicae  dienen  umb  welelier  willen  so  viel  Geld 
aus  dem  Land  geführt  werde,  möehteu  iiitroducirt  werdon'*. 

Hierin  lit^,  besst^r  ausgcnlrückt ,  als  in  der  langathmigsten 
Erörterung  der  ganze  Gedanke  des  Manutakiurhausee:  dasselbe 
sollte  sein  1)  eine  staatliche  (oder  doch  von  Stc'tatü wegen  er- 
richtete, rücks.  privil^rte)  Anstalt  zum  Zwecke  der  AusbÜdung 
tfichtiffer  Handwerker,  an  denen  es  nun  (1684)  noch  viel  mehr 
als  1676  yor  der  Peit  und  dem  Tttrkenkiieee  maocelte  —  also 
eine  Art  ^»ktiseher  Lehranstalt  (vielleicht  den  moaemen  Lehr- 
werkstätten zu  vergleichen)  —  es  sollte  aber  auch  s^  2)  eine 
Musteranstalt,  die  berufen  sein  sollte,  jene  GewerbsKweige. 
die  in  Oesterreieh  noch  nicht  bekannt  waren,  einzuführen  una 
die  zwar  bekannten,  aber  ungenügend  gut  betriebenen  zu  ver- 
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V-s^em;  und  hierin  liegt  nun  auch  der  dritte,  nicht  so  aus- 
drücklich erörterte,  aber  nicht  minder  hocin\'ichtige  Zweck :  es  sollte 
«ein  3)  ein  nicht  uowesentliclies  Mittdl  zur  Bessening  der  Export- 
und  Importverhultniaae,  indem  eben  alle  Industriezweige 
(odor  iDindeit8ii0  die  nAaptindiutriwweige)  des  Auskudee  im 
]]J«id6  «inbüx^em  und  damit  den  Import  dieser  WMien 
überflüssig  madhen  und  dem  Lande  zur  grösseren  wirtfaitcfaaft- 
]khm  UnabhHngjgfceit  rerhelfen  aaUte.  Dies  alles  waren  grosse 
Angaben,  es  wmt  ma  8«hr  kocfagestecktes  Ziel;  und  darum  ist 
es  vielleicht  um  so  weniger  zu  Terwunden^  wenn  das  Manu* 
fakturhaus  bei  den  überdies  stets  andauerndem  ungünstigen 
inneren  wülhschaftlichen  Verhältnissen  überhaupt  zu  keiner  oe- 
deutsameo  Wirksamkeit  koniüien  konnte;  zudeni  tehlt<-'  ja  doel! 
jetzt  das  ^»ftnzlich,  was  bei  diesem  ^oss«  n  Unternehmen  wohl 
unumgänglich  notli wendig;  war,  die  ausreichende  piaterielle 
Unterstützung  von  Seite  des  Staates. 

Sefai^er  erörtert  nun  kurz,  daas  ihm  Ton  Sttte  der  Korn- 
mianon  vier  Fragen  vor^el^  worden  seien,  die  er  in  Folgendem 
aattsam  beantwortet  ao  naben  glaube.   Diese  FVagen  waren: 

1.  Was  ftlr  einen  Zuspruch  (Anspraxdi)  «r  am  Haus  au 
haben  Termeinte? 

2.  Wie  er  wollte  das  Haus  wieder  aufbauen? 

S.  Was  er  für  Handwerker  dahin  zu  bringen  gesonnen? 
4.  Was  er  fiir  Privilegia  verlange? 

Die  Beantwortung  der  ersten  Frn^e  enthalt  nur  eine  noch- 
mahge  ^?enaue  Schilderung  der  Entötciiung  und  bisherigen  Füh- 
rung des  Manufakturliauses ,  seiner  Thötigkeit  und  seiner  Ver 
luäte,  die  schon  oben  ^gehend  erörtert  wurden;  die  zweite 
Fkaga  beantwortet  «r  kurs  dahin,  ,,da8s  Ja  darinnen  aeun  eim 
laterease  hegidSßm  aey,  welches  zu  bea^Ueunigen  er  kerne  Zeit 
nodt  Fleiss  sparen  mrde'^ 

Die  Beantwortung  der  dritten  und  vierten  Frage  aber  Jaast 
uns  einen  Einblkik  thun,  wie  Schröder  sich  die  fSorichtong  und 
den  Betrieb  des  [Mrmufakturliauses  dachte  oder  wie  er  sie  wohl 
mii'h  schon  f weni^atcna  zum  Theil)  in  der  ji^ett  seii^  bishedlgen 
Lotung  des  Hau»«  s  durchgeführt  hatte. 

Um  zunächst  klar  zu  machen,  wie  er  ölcli  die  \Virkbamkeii 
eines  „Manufakttuiiausee''  überhaupt,  ohne  Bezugnahme  auf  be- 
sondere örtliche  oder  staatliche  Verhältnisse  denke,  verweist  er 
auf  «in  (d<«t  beilict^ndes)  G  u  tac  h  t  en^X  ^  ^  für  einen  fieicha- 
aland')  vwfiMBt  habe«  Hieran  erörtert  er:  Der  Hauptttbelatand 
des  ganaen  Gewerbewesens  seien  die  „Innungen  und  narrbchen 
Ihndwerkaordnungen  der  Zttnfile'%  deren  sonderliche  Ton  alten 


>)  Das  Gutschtsn  Ist  in  Beilage  IV.  abgedruckt 
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römischen  Kaisern  ' )  conterirte  privile^na  nicht  eher  abgeschaÜ^ 
werden  k<)nnt«'n,  »o  lange  nicht  eoninumi  consensu  statiiiim  Im- 
perii  aul  ilt-m  Reichstage  vorgegangen  würde.  Inzwischen  aber 
könne  diesem  Unwesen  auf  einfachere  Art  ein  Riegel  vorgeschoben 
werden,  wenn  nämUch  ein  ,.Manufacturhau8*'  errichtet  wtirde. 
Dieses  Haus  sollte  eine  Freistätte  sein  für  alle  (nicht  aunft- 
mäs^en)  Handwerker^  sie  kämen  wo  immer  her,  dabei  mttsste 
das  mius  kein  die  Rechte  der  Zunft  einschränkendes  Privilegium 
bekommen,  es  wfirde  das  einzige  Recht  der  Handwerker  in  dem 
Hause  genügen  —  ii^i  das  Handwerk  in  dem  Hause  lehren  zu 
dürfen  und,  ohne  sich  um  die  Zahl  der  Lehrjahre  zu  kümmern, 
ihre  Lehrhnge.  ,  sobald  sie  zttr  pertection  kommen,  freisprechen 
zu  dürfen**.  Die  Freigesprochenen  wären  dann  befugt ,  sich  im 
ganzen  Lande,  wo  immer  sie  wollten,  niederzulassen,  ihr  Hand- 
werk frei  auszuüben  und  auch  Lehriungen  auszubilden;  vom 
Wanderzwange  wären  sie  befreit.  Dabei  bestünde  zwisclien  den 
schon  ausserhalb  des  Hauses  Wohnenden  und  dem  ManuEnktur- 
hause  immer  noch  ein  Zusammenbang,  der  ja  schon  dadmndi 
ausgesprochen  erscheint,  dass  der  Lehrbrief  „sab  sigiUo  des 
Hauses"  ausgestellt  wtirde.  Sie  müssten  nitmlich  audi  ihre  Lehr- 
linge im  Hause  ,tein8chreiben"  lassen  und  bei  deren  Loszählung 
könne  auch  nur  unter  dem  Siegel  des  Hauses  der  Lehrbrief  aus- 
gestellt werden.  So  wMre  es  dann  möglich,  dass  dui*ch  diese  frei- 
gesprochenen Handw(Tker  ..^ieli  das  Manufacturhaus  über  seine 
Mauern  ins  ganze  Land  ext«'ndiren  würde,  dei'g^talt^  dass  alle 
die,  so  entweder  im  Manufacturhaus  gelemet  oder  von  dehrae, 
so  vom  Manulactui haus  dependiret,  gelernt  haben,  ebenso  als 
wohnten  sie  im  Manufacturhaus,  consiaerirt  würden". 

Die  „Multiplirung"  des  Handwerks  sei  dämm  au  Ik^Gbü, 
weil  in  Erlernung  des  Handwerks  so  yiel  Jahre  erspart  wttideE 
und  wefl  mit  Aufhebung  d^  Wanderswanges  jeder  sich  möglichst 
rasch  selbatständig  niederlassen  wOrde;  auch  sei  es  nicht  au  be- 
ftirchten ,  dass  der  eine  oder  andere  „aus  dem  Lande  sich  ver- 
lauffen*'  würde;  denn  alle  müssten,  da  sie  anderswo  von  den 
Zünften  nicht  geduldet  würd^^'Ti.  im  Lande  bleiben,  wo  sie  pnvi- 
legiret  sind,  üeberdies  aber  könnten  alle  diese  Handwerker 
jederzeit  im  Manufakturhans  Belehnmg  schöpfen;  denn  die  Meister 
daselbst  sollten  gehalten  sein,  ihnen  alles  zu  zeigen  und  zu  sagen, 
Wiiü  sie  zu  wissen  begehrten. 

Diesen  allgemeinen  Plan  des  Manufakturhauses  und  seiner 
Priyflegien  fOim  SdurOder  nun  in  Beantwortung  der  ihm  Yor- 
g(  legten  Fragen  mit  Rücksicht  auf  die  speaiellen  lokalen  (öster- 
reichischen)  Verhältnisse  folgendermassen  weiter  ans;  Nachdem 
das  beabsichtigte  Manufiiktorwei^  dem  Publike  aom  Besten  sein 


Intersusat  ist,  dsis  slio  auch  Schröder  die  dsnsh  hemdisode 
Ansicht  und  AuflSuBuig  der  Zuoftrechte  sie  rOmiecb-recbtlidie  Plifi- 
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solle,  die  (ausschlicssciKlen)  Privilegia  aber  zum  Nachtheil  aller 
und  zum  Untergang  der  Manutaktur  führen,  so  bt  gehre  er  genc- 
raliter  ,,kein  Privilegium  privativum.  sondern  nur  cumulativum", 
nämlich:  .,1.  dass  aTle  dergleichen  Künstler  und  Handwerker  in 
diesem  diirti  ü  frey  unterhalten  und  au  die  Allheit  gebracht 

werden;  2.  dass  in  der  atadt  Wien  solches  Haus  ein  oder  mehr 
eewölb  OflenUich  halten  doiAe,  seine  Facturen  daselbet  zu  ver- 
kaufen^); 8.  daM  auch  in  dem  Hans  selbst  allerley,  was  es 
s<ye,  zu  verkaufen,  frej  gelassen  seye;  4.  damit  die  Arbeiter 
nicht  unt<M"  anderem  proetext  Ursach  haben  aus  dem  Haus  und 
von  der  Arbeit  zu  laufen  so  soll  das  Maus  Wein  und  Bier  etc. 
zu  schenken  befugt  sein-);  5.  wan  etwa  sonderliche  Künste 
und  Wissenscliaiten  herzugebracht  werden,  so  soll  das  Haus 
einer  lioehlr.bliciien  Hofkammer  solches  intiniiren ,  welche  nacli 
Ii. -scharten iieit  der  Sache  ein  Privilegium  zu  procunren  willig 
!?ein  iiolle''.  Unterdessen  begehrt  er  kein  privilegiiuu 
privativum  aubi>er  lür  die  Kupferaianuiaktur  j,,da*i  eysen  ia 
kupfer  al  grosso  zu  transmutiren^'  und  fUr  die  Gllashütte  .  .  .  . 
Die  Aufiricbtun^  eines  privU^giums  privativum  fitar  diese  Manu- 
faktur rechtfertigt  er  ungefähr  so:  Allerdings  sey  keine  dnz^ 
M&nufactur,  derer  generaliter  solch  eine  grosse  Consumption  im 
Lande  ist  ( wie  bei  der  beispielsweise  angid^hrten  wollenen  Zeug- 
msnu&ctur^)  und  welcher  so  viel  von  aussen  her  zugefUhrt 
^rd,  privative  zu  privilegiren,  dieweililen  die  Intention  sein  solle, 
60  viel  Personen,  wtnin  es  möglich  wehre,  auf  einmahl  in  solcher 
ALinutactixr  arbeiten  zu  machen,  dasz  nichts  mehr  von  Auszen 
herein  gebracht  werde;  dafern  übrigens  solche  Manufactuicu 
Sind,  welche  nicht  ad  necessitatem  inevitabilcm  dienen,  welcher 
Gebrauch  auch  nicht  gröszer  ist,  als  daaz  ihrer  etzlich  wenig 
penonen  und  Verlag  zu  employiren.  die  können  gar  wol  privi- 
kgiret  werden  als  zum  £xempel  eine  Glashtktte  zum  Spiegel* 
machen  kann  darum  privüegiret  werden,  jedoch  nicht  weiteia 
als  der  distrikt  von  0  stunden  umb  Wien  herumb  gehet,  die- 
weililen eine  solche  ghishutte  sufBcient  ist,  so  viel  Spiegel  zu 
machen,  als  man  daselbst  verkauffen  kann^'. 

Wie  dachte  sich  aber  Schröder  dieses  im  allgemeinen  nicht 
privative  privüegirte  Manufakturliaus  in  (\vm  Ralimen  der  be- 
»teheuden  Gewerbeorganisationy   l>ass  es  dem  Zunitverbande 

i>iese  Punkte  tragen  den  lieisau:  hoc  in  privilegio  jam  mt  con- 
nman.  Dsmit  ist  wohl  nur  das  Becher'sche  Prinlegiom  gemeint,  da  ja 
fine  Ausfertigung  eines  spätoren  PrivUegilUDS»  wie  aus  den  frttbsran  Aus- 
fiihraogen  2U  er'-ohcn.  nirbt  erfolgte. 

')  Damit  scheint  wohl  au(h  ein  Privilegium  privaüvum  geoieini  £u 
iciiL,  was  aas  dem  gleich  anscbliessaidsn  Satse  hervorgeht 

^)  _ .  .  Wan  die  woliine  Zeugmannfactur  einer  Person  privilegirt  ist, 
TU  ist  das  anderes  als  alle  Anderen  excludiren,  damit  sonst  kein  Mensch 
darinnen  etwas  than  könne  noch  möge,  da  doch  Niemand  das  Vermögen 
hat,  das  Land  mit  genogaaner  fabrica  zu  verlegeo,  ergo  wild  solche  mana- 
ftctor  durch  der  gleidieD  privilegia  gehemmet.* 

r«rKk«Bg«a  iS4)  Vr.  1.  -  Hfttielii'k.  5 


Digitized  by  GoÖgle 


66 


VL  1. 


angehöre  orler  auch  nur  irgend  welclier  Zuiiftjurisdiktion  unter- 
ßtene,  ist  nach  ihr  ganzen  Idee  de«solbf»n  (siehe  oben  uuflcnk- 
bar;  aber  auch,  wenn  e«  ein  ganz  yelbstiiiHbV^cs,  der  Het^iviun^' 
uuteröteliendes  Institut  wäre  (da  wahraelieinlieli  alle  piiviie^TXten 
Untemeliraungeii  der  n.  ö.  Regierung  (Guberniuui)  unmittelbar 
untersUinden),  scheint  iiim  noch  nicht  die  genügende  Garantie 
für  den  gegen  voraussichtliche  Anfeindungen  nöthigen  iSchutz  zu 
seiD,  er  wttnacbt  viefanehr,  dasadbe  möge  unter  die  „Hoff- 
befreyungen**  V)  ^  das  „hoft'befreyte  Haus*'  aufgenommen 
werden;  denn  die  Bttieerscfaaft  sei  allen  Beimungen  abhold, 
die  Regierung  halte  es  aber  meist  mit  BUi^germdster  und  Bürger- 
schaft (ein  bemerkenswerther  Ausspruch!);  gehöre  das  Manu- 
fakturhaus aber  unter  die  Hof befreiungen ,  so  werde  es  damit 
unter  die  .Turisdiktion  des  Hofmarschalls  geasogen  und  damit  sei 
ihm  ein  viel  besserer  Schutz  gesichert. 

Was  nun  die  Arten  der  Manufakturen,  die  er  einzu- 
führen beabsichtige,  anbetiifft,  bemerkt  Schröder:  Das  H solle 
drei  Hauptnianutakturen:  wolline.  Seiden-  und  Lederniaimtiu  tur, 
sodann  aber  auch  Bereitung  der  mineralischen  und  v^etabilischen 
Farben,  ao  zur  Fttrberet  und  Malerei  dienlich,  betreiben,  damit 
solche  (Mannfacturen)  introduzirt,  perfeetionirt  und  ingrossirt 
werden,  denn  diese  seien  es,  die  so  ^iel  Geld  aus  dem  Lande 
fuhren.  (Jebcrdies  aber  beabsichtige  er  Manu&kturen  anzu- 
greifen, lir  biüher  noch  nicht  versucht  worden*),  insbesondere 
80  auch  die  GUshUtte  und  Kupfermanu6aktur  (d.  h.  Eisen  in 
Kupfer  zu  verwandeln !).  Endlich  spriolit  er  noch  ganz  allgemein 
von  18  Manufakturen,  , .derer  teils  noch  nie  in  lor  weld  gewesen, 
die  übrigen  aber  in  diesem  lande  nicht  bekam!  (sind)".  Diese 
würde  er  aber  nur  emtühren,  wenn  ihm  „80nst*>n  ergezlichkeit 
gelassen*  weide,  da  er  „den  nuzen  (d  h.  den  gewöhnlichen 
(jreschättügewinn)  dehnen  Verlegern  uud  Arbeitern'*  lassen 
miUse  .  .  .  und  „wenn  man  gar  nichts  von  eine  Sache  hat,  so 
vergeht  einem  die  Lust  bald'*. 

Wenn  wir  nun  diese  Ausfithrungen  Schröders  flberblicken, 
80  scheint  in  der  That  dadurch  die  oben  (Seite  ()2)  aufgestellte 
Ansicht  bekräftigt  zu  werden,  wonach  derselbe  sich  das  Manu- 
&kturhau8  einmal  als  Ausbildungsanstalt  (Ur  Handwerker  aller 
der  im  Hause  vertretenen  Gewerbe,  dann  als  Musteranstalt  ftir 
diese  Gewerbe  (und  darauf  weist  ja  ntn  dentliehsten  der  Passus 
hin,  dass  jeder  Handwerker  nach  iielieben  ins  Mannfakturhaus 
gehen  und  sich  dort  Belehrung  schöpfen  und  ertlieilen  lassen 
konnte),  endlich  auch  als  ein  den  Handel  mit  dem  Auslände 
wesentlich  veriinderndes  Unternehmen  dachte  Letzteres  war  allef- 
dingü  nur  bo  gemeint,  dass  vor  allem  Manufakturen,  die  bisher 
meist  aus  dem  Auslände  importirt  worden  waren,  schon  wegen 


^)  lieber  die  Hofbetreiung  v^l.  Eiuleituug  S.  12. 
*)  Wiewohl  sie  in  dem  nivil^o  exprimirt  waren. 
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des  leichteren  Absatzes  im  Hause  pioluzirt  werden  sollten,  wie 
denn  Schröder  ühor!i,iii|>tja  stets  auch  ä^iiieii  Privatvortheil  im  Aiij^e 
hatte  und  iui  Auge  iiaben  mussfe.  <  üii^^  ja  doch  das  ganze  Unter- 
nelimen  auf  .seine  eigenen  Kosten  und  Avie  es  mit  dem  „Kecompenz^ 
YOQ  Seiten  des  Staates  im  Falle  empfindlicher  Geschäfts- 
Terlaste  au^geRehen  hätte,  das  konnte  er  nach  seinen  bisherigen 
&fiüintngen  sich  leicht  denken.  Sein  eigenes  Interesse  war  aber 
noch  mehr  angespornt  durch  die  ihm  von  Seiten  des  Staates  i  m 
Falle  des  Erfolges  in  Aussicht  gestellte  Belohnung  (die  in 
Aussicht  gestellten  20000  Reichsthaler,  vgl.  S.  52).  Darum  mochte 
er  vielleicht  auch  in  vielen  Punkten,  wo  .sein  Privatinteresse  nicht 
identisch  war  uiit  dem  öffentlichen,  diesf^s  wohl  auch  nicht  aus 
dem  Auj!^  huisen.  Der  Hauptgrund  aber,  wanim  er  in  seinen 
Anijpriichen  und  Bedingungen  für  das  Unternehmeu  so  massvoll 
war  und  inabesondere  privative  I Privilegien  so  wenig  in  Anspruch 
nahm,  war  wohl  der,  dass  es  ilim  vor  allem  dai'um  zu  thuii 
war,  vorerst  nur  den  Grund  und  Boden  und  die  Bewilligung 
nr  Einleitung  des  Unternehmens  ssu  erlangen;  aber  selbst  das 
war  Ton  der  durch  die  verschieden«!  missgluckten  Versuche  und 
die  dadurch  erfolgten  namhaften  Geldverluste^)  roisstrauisch  ge- 
wordenen Kammer  und  dem  Kaiser  schwer  z\i  erlangen. 

Nun,  da  Schröder  nichts  anderes  als  den  Grund  und  Hoden 
eines  abgebrannten  Hauses  und  selir  ra.1ssige  (eini^eschr;tnkte) 
Privilegien  begehrte,  er  das  ganze  Risiko  lul"  sicli  nehmen 
wollte  und  nur  für  den  Fall  eines  irilnstii:;('ii  Fortganges  auf 
ir^^end  welche  ßelohuung  seitens  Kaibei-  und  Re«;ierung  in 
Geld  oder  Ehren  rechnete,  mub-^te  er  allerdings  Aussieht 
haben,  die  Bewilligimg  seines  Ansuchens  durch/.usetzeu.  Doch 
scheint  er  sich  Uber  die  Zelt,  In  der  «ne  solche  erfolgen 
wOrdOy  sehr  getäuscht  zu  haben;  denn  schon  im  Juni  1084 
urdrt  er  mit  der  Begründung,  er  möchte  noch  gern  zur  milderen 
Jahreszeit  den  Bau  beginnen.  Doch  sdangen  erst  im  Novemb«^ 
dieses  Jahres  die  Gutachten  und  der  Kommissionsbericht  au  die 
HiAanomer,  welche  nunmehr  zu  entscheiden  und  ihren  Beschluss 
dem  Kaiser  /.ur  Genolinii<rung  vorzuleben  hatte. 

AUerfliri  L:  «  wäre  es  zur  ganzen  Auf  kliirung  der  Sache  sehr  inter- 
essant, du  inotivirte  und  ausgefiihrte  Anschauung  der  Hof- 
kanuner  hiiruber  kennen  zu  lernen,  allein  hien'on  ist  leider 
nichts  zu  linden.  Trotzdem  der  Beschluss  der  Hofkauuner  erst 
im  Mai  1G85,  also  ein  hidbes  Jalu'  später  erfolgte  ^  findet  sich 
keine  Spur  eines  Referates,  sondern  eine  einfache,  &st  gar  nicht 


Aud  einer  uns  vorliegenden  ZahlungsanweitQOg  aos  dsin  Jahre 
1676  geht  hervor.  Hnss  ^ Weher  3000  Rthlr.  „über  das,  was  er  schon  au 
■Bterschiedticheii  Malen  wegen  d«s  nauerbauten  Mauufacturhauses  erhalten'*, 
Iber  ein  fttr  1^  Hil  «rludtw  sollte:  dosh  ist  nicht  aiisaaeluiie&,  dsas 
darunter  schon  die  ?on  Bsdier  selbst  im  Bsferse  srwihnten  2000  Tbl.  be- 
irite  seien* 

5» 
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motivirtc  Kotscheidung  der  IlofkammiT,  die  aiit  den  Konimissions- 
bericht verweist  und  sich  ihn  geäusserten  Gutachten  bedingun^sloe 
anschlicsst.  Das  sehr  kurze  Aktenstück  lautet:  ,.Al!ergnädig8ter 
Kayser  und  Herr!  Es  hat  der  von  Schräder  bereit-*  liln^ten« 
die  PeVierlaßöiing  der  Brandstadt  des  voi>;«*wr»tcn  Aiamdactur- 
und  Kiniathauses  gesucht  und  hierauf  auch  die  Kenvoir-  und  lit-stii- 
tigung  des  dahin  gewidmeten  kayserlichen  Privilegii  verlangt.  Beides 
zu  untersuchen,  hat  man  den  Hofkammermitäs  (?)  Rath  y.  Al- 
bredit  und  den  n.  0.  Gammer-Procoratoren  hieau  deputbt^  welche 
folgende  Relation  eingeraicht  haben  —  legatur  —  Womit  sksh 
dann  die  Hofkammer  ex  adducto  in  Einem  und  Anderen  Ter* 
gleichen  thut.  Ita  condusnm  in  Cons^- Cam^.  -  aul'^x  Viennae, 
10.  May  1685.  Pracsentibus  dras.  Praeside  Com"  de  Ursino  et 
Rosenber^,  Oom^  CoDzin  "Hrandeis  S.dbey  Aiclipiclil  Mayr  Tho- 
masio  Albrecht'*.  Der  Kaiser  setzte  sein  Placet  auf  dieses 
Schrittstüek  .  .  .  Die  Ausleriigung  des  BfscIiUisses  und  die  Zu- 
stellung an  Schröder  geschah,  wie  wir  aus  einer  kurzen  Notiz 
darauf  schliessen  können,  am  20.  Dezember  in^^5.  —  Damit 
war  die  Sache  in  merito  erledigt  und  dasiSchröder- 
sche  Ansuchen  bewilligt. 

Ob  nun  Schröder  das  Unternehmen  gleich  in  Angriff  nahm 
und  mit  dem  Bau  des  Hauses  begann?  .  .  .  Wir  wissen  davon 
vorläufig  nur  das  E^e,  dass  sich  aus  dem  folgenden  Jahre  (1686) 
Aktenstücke  finden,  welche  daraufhinweisen,  dass  er  die  ein- 
leitenden Schritte  vornahm.  Dass  er  damit  alsbald  ans  Werk 
ging,  geht  aus  einem  Gesuch  hervor,  das  er  an  die  Hofkammer 
im  Februar  lOHti  riclitetc.  Er  wies  in  diesem  Gesuch  darauf 
liin,  dass  er  „niclit  blosz  wegen  Wiedererhebung  der  Gebäude, 
sondern  Introdncimng  der  ^^lanulacturen  etc.  sich  mit  unterscliied- 
lichen  Auslfindern  und  ^lanufacturanten  auf  eine  besondere  arth 
verglichen"  habe  imd  darinnen  dem  engländische  custunie  *  ) 
gefolgt  sei,  j.weun  man  nämlich  einem  so  viel  Ruthen  am  Grund 
und  Boden  ausmisst  und  auf  gewisse  Jar  gegen  leidliche  recog- 
nition  übergibt,  da  dann  jener  darauf  baut  nnd  das  Haus  ge- 
machten conditionen  nach  genieszet  so  lange  bis  die  gesetztoB 


*)  Von  einem  englischen  i-ustume,  das  seinen  Absiebten  entsprach,  er- 
z&blt  er  scbnn  in  seinem  olien  erwähntenG  ut.ichten  für  einen  ReicliMtan.l : 
„. .  .80  getaUt  mir  unter  anderem  der  Engländer  ihr  metbodus.  dessen  sie 
sich  gebrauchen  tnetnlich  wan  ein  ftrivilegiuni  gesehen  wird«  so  verlcftoft,  wdeber 
das  Privilegium  hat,  solche  Freiheit  als  eine  Licenz  an  Andere,  deren  ein  Jeder, 
welcher  Boh  he  Manufactur  treiben  will ,  eiii  Stück  Geld  für  solche  Licen/,  an  den 
l'rivilegirtcü  gibt,  dieser  aber  musz  die  Licenz  bergeben.  Wodurch  dieser 
sein  Privilegium  genietset^  aber  der  Manu&etiir  gescbiehet  kein  Sehaden, 
L'lfich  Avil  (ins  Iffrznr-;  von  Arrndrls  i'"  I^ruder  in  ucr  Lederbereitung  etwas 
eriunden,  daraut  er  ein  pnvilegmm  nahm.  Mit  diesem  privile^Mura  schickte 
er  jemand  durchs  ganace  Königreich,  welcher  die  Licenz  allen  Ledcrberei&ero 
anbotlie  und  damr  von  Jedem  ein  stuck  gold  bek&me,  wekbes  so  tiel 
machte  und  anstrage,  als  wann  £r  viel  Jahr  »elbsten  laue  arbeiteD.*^ 
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Jar  verflossen,  äa  so  dann  das  Gebäude  dem  domino  ftmdi 
wietler  heimfollt  und  verbleibt"  .  .  .  ^^'ir  ot  s<  hen  liirraiis  ein- 
mal, dass  er  selbst,  d  h.  auf  eigene  Kegie  den  Bau  niclit  unter- 
nehmen  wollte,  weiter  aber,  dnss  er  das  Manufaktur wesen  selbst 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  sozusagen  verpachten"  wollte  und 
dies  läädt  plötzlich  in  um  lic lenken  aui kommen,  ob  er  denn 
überhaupt  selbst  das  ManufaktiurhaaB  weiter  leiten  wollte  oder 
nidii  vielmehr  ach  nur  fUr  den  froher  erlitfeenen  Scshadeo  (durch 
dis  Abbrennen  des  HanaeB)  auf  billigem  Wege  und  ohne  Riako 
tttechädigen  wollte,  indem  er  das  eihingte  Privileg  weiter  gab 
und  sich  nur  den  dadurch  bedingten  materiellen  Vortheil  sicherte^). 

Um  in  seinem  Vertrage  mit  den  Ausländem  sicher  zu 
gehen ,  vielleicht  aucli.  weil  diese  es  verlangten  .  .  „wegen  ob- 
scurer  expression"  der  ihm  ortheilten  Bewilligung,  begehrte  er  in 
(]f')o.  obi'n  t^enannten  (5<  .sikIio  fvom  Ff^hruar)  eine  ausdrückliche 
A  -  rl  ilmngsurkunde  ,,niit  angehenkter  Sclimnung".  Unter  dieser 
meinte  er  eine  l'j'klarung  der  Hofkaiiiiner ,  von  welcher 
ja  den  Grund  und  Boden  übernahm,  dass  sie  ihn,  talls  er  oder 
seine  Nachkommen  «»einigen  Anspruch  dabei  leiden  sollten  d.  h. 
also  gegen  Ansprüche  Dritter  auf  denselben  Qrund  und  Boden 
▼ertrelen  solle  (als  auctor  seines  Eimiduims).  Die  Hofkammer 
gibl  dieses  Gesuch  an  den  n.  ö.  Kanunerprokurator,  was  er 
wegen  dieser  aogesuchten  Sdurmung  gutächilich  au  erinnern 
haben  möchte. 

Dieses  bedeutet  Schröder  mündlich  (wie  aus  einem  spn- 
tr-rrn  (resuche  de.-?8elben  hervorgelit  ),  dass  dies  (diese  Schirmuog) 
,,der  gewöhnliehe  Stylus  bei  Ertheilung  der  Gewähr"  sei,  d.  h., 
dass  er  das  Angesuchte  schon  damit  erreiche,  wenn  er  an  die 
(Tcwälii  ^geschrieben  werde;  hiefür  jedoch  sei  das  Grundbuch 
kompetent. 

Nun  sucht  Schröder  bei  der  Hofkammer  um  Aufbag  an 
daa  Grundbuch  an,  die  brandstatt  der  Manu&ctur  mit  allen 
nuDumtftten,  privüegiis  und  freyheiten>  wie  es  vorhero  von  der 

hochl.  Cammer  selbst  possedirt  worden,  auf  ihn,  seine  Elrben 
a»)  Erbnember  als  ein  recht  eiOgentfambUches  gnth  ab-  und 

Busehreiben  zu  lassen. 

Der  diesbo7fr<^liche  Auftrag  ergeht  auch  (22.  M.'trz)  an 
Btiiigermeister  und  liatli  der  Stadt  Wien,  indem  der  Grund  und 
Boden  zu  dem  Grundbuch  des  (hiesigen)  wienerischen  Bürger- 
spital gehöre.  Der  Magistrat  bedeutet  jedoch  Sehröder,  das 
eehe  vorläufig  nicht  an,  da  derzeit  nicht  die  Hofkammer,  son- 
dern) uocii  der  selige  Herr  Graf  von  Sinzendorf  an  der  Gewälir 


JUies  geht  auch  daraus  hervor,  dass  er  io  so  kurzer  Zeit  (sein 
Ocndi  wurde  ia  erst  im  Hai  1685  bewilligt ,  gar  erst  im  Dewmber  1685 
expedirt!)  mit  den  Engländern  einig  ist;  denn  das  Gesuch  i^t  vom  Febrosr 
16^  datirt  und  darin  beruh  er  sieb  scbon  auf  gescblosseae  Verträge. 
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Btände;  es  müsse  nothwendiger  Weise  vorher  von  der  Hof- 
kammer insinitirat  werden,  quo  titulo  Stahes  ManufacturhauB  an 

ne  g^fallf^n 

Auch  dieses  Gesuch  wird  aufrecht  erle  ligL  Es  crgelit  (un- 
term 16.  Juni  1.  J.)  die  Intimation  an  iiürgermeister  und  Tiath, 
dass  von  dem  Grafen  Sinzendorf  der  g:edachte  Grund  und  Hoden 
unter  anderem  ä  conto  verschiedener  an  denselben  gestellten 
kaiserlichen  Anforderungen  abgetreten  und  überlasBOti  worden 
Bei^).  Und  nun  erst  erfolgte  in  der  That,  nachdem  noch  einto 
Ideinere  Anstünde  beseitigt  worden  waren  (vgl.  unten)  die  grund- 
bOcherliche  Einverleibung  des  Eigenthumes  Schrödei^s. 

Nunmehr  wird  flir  uns  die  Frage  von  höchstem  Interease^ 
ob  wirklich  das  Manufakturhaus  wieder  erbaut  worden  sei? 

Diese  Fra^e  litsst  sich  auf  Grund  quellenmässiger  Belege 
beantworten,  leider  dahin,  <h\m  dies  nirht  gescheh'^n  sei. 

Nach  Empfang  des  obciu  i  wMhnten  Dekretes  dir  Hotkammer 
vom  22.  Marz  1086  hatte  nüTuHch  Bürgermeister  und  Rath  dem 
Spittelm eister  des  BürgersjHtals,  zu  dessen  Gründen  die  Brand- 
statt gehörte,  Gutacliten  und  Bericht  abgefordert.  Derselbe  rela- 
tionirte:  Er  wUre  der  Meinung,  es  möchte  die  Hofkammer  im 
Namen  Ihrer  Kaiserlichen  Majestät  die  Gewähr,  »^gleich  wie 
sdb^  die  bisherigen  possessores  gehabt,  auch  ¥orhero  nehmen'*, 
von  dieser  aber  Herr  von  Schröder  hernach  die  Gewähr  neh- 
men'). Dies  stimmt  ganz  mit  den  obagen  Angaben  SchrOder's 
in  seinen  Gesuchen  an  die  Hofkammer  um  Ordnung:  der 
Grundbuchsangele^'enlieit  überein  .  allein  die  Schwierigkeiten 
sollten  noch  nicht  ihr  Ende  erreicht  haben;  es  wurde  nämlich 
zuniieliRt  rlor  St/irUbiichh?\ltr'rei  aufgetragen,  die  Sache  in  reit- 
hehe  i^>w Hg uug  zu  ziehen,  sodann  aber  dem  Grund l)uchsverwalter 
bef'o)ilen,  Heim  v.  Schröder  die  gehf^rige  Legitimation  ab- 
zutonlem.  Diese  erfofete  auch  im  September  desselben  Jahres 
von  Seite  der  Hofkammer,  wurde  jedoch  dem  Grundbuchs- 
Verwalter  y,one  ainige  Verordnung  remittirt*',  so  dass  dieser  von 
Schröder,  der  natürlich  die  Sache  möglichst  rasch  durchführen 
wollte»  immer  Uberlaufen  wurde  und  acti  einige  Tage  spftter  an 
Bümrmeister  und  Rath  um  einen  diesbesOgllchen  Auftrag 
wandte*}.  Dieser  erfolgte  auch  sofort:  ,|.  .  .  und  wollen 
Bürgermeister  und  Hath  hierauf  verwilligt  haben,  dasz  invermelte 
diesorts  angemelte  pewöhr  aus  Förthigung  gegen  Erlegung  der 
gewöhnlichen  Grundbuchsgebuhr  ertheilt  werden  soUe^*  (ddo. 


Dies  bezieht  sich  wohl  auf  die  schon  oben  (vgl.  §  8  Anm.  4)  er> 
«ahnte  VerurtheilunR  des  Grf.  Sinzenciort"  znm  Ersat?:  von  1900(XK)  fl., 
vobei  ja  alle  seine  Güter  confiscirt  wurden  .  .  .  vgl.  Adam  WoH  1.  c. 

*)  Akten  dsB  Wiener  Gmndbnchs  f.  d.  unteren  Worth. 

^)  Dieses  Schriftstück,  .^iinmaszgebliches  Anfragen  des  Grundbuchs' 
Verwalters  (Michel  Härtel),  (Jie  (iewähreertheilung  an  Herrn  v.  Srl-rAder 
betreffend'^,  li^t  in  den  erwähnten  Akten  des  Grundbuches  über  den  un* 
teren  Wörth  vor;  demselben  sind  die  obenstehenden  Daten  entnonunsn. 
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20.  Sept  1686).  Diese  Gebühr  bQdet  einen  neuen  Steni  des 
AnstOMes;  der  (irundbuchsverwalter  will  nämlich  das  bei  jeder 
Uebertragung  übliche  Pftindgeld  (in  diesem  Falle  80  Rthlr  ),  das 
natürlich  in  Folge  der  h^inziehung  des  dem  Grrafen  Sinzendorf 
gehörigen  (rrundes  von  Seiten  der  Hofkammer  nicht  entrichtet 
worden  wf\r,  von  8o)fröder  oinhfbpTi;  Schröder  wp^prert  B\ch.  mh 
Rücksicht  flaranf.  als  tla.s  .Manufakturhaus  ja  nicht  dem  (irai«  n 
Sinzeridort,  sorulern  von  Anfang  an,  d.  h.  von  seiner  Erbauung 
an  dem  Kaiser  gehört  habe;  übrigens  erklärt  er  sich  bereit,  wenn 
es  „nur  ein  weniges  austraget",  es  zu  zahlen ,  um  sich  damit 
nicht  aufzuhalten,  und  bittet  daher  nur  um  Moderation  der 
FRiadtaxe').  Ueber  den  erstatteten  Bericht  des  Qrandbuchs- 
Verwalters,  der  bemerkt,  „es  sei  doch  wunderlich,  dass  Ihre 
Majestät  auf  einem  fremden  Grund  ein  Gehau  habe  bauen  lassen, 
da  sie  doch  gleich  gegenüber  einen  viel  gröszeren  Garten  und 
spatiam  dasu  gehabt  hätten''  und  schliesslich  meint:  es  solle  Nie- 
mand von  dem  Pfundgeld e  befreit  werden  —  wird  Schröder 

(unter  dem  18.  October  1(>8<>)  abgewiesen  Die  weiteren 

Akten  f«']ilen 

1  )ie  ^^nindbiirlierlirhe  Eintracrunf;  erlolgte  aber  doch,  u.  z. 
noch  in  deniM^ben  Jahre.  \\  ij  tiiideii  nämlich  im  Orundbuche  eine 
Einverleibung-):  „Wilhelmb  IVeyherr  v.  Schröder,  der  röm. 
kays  Majestät  wirklicher  Hof  Cammer-Rath  im  Königreiche 
H Ungarn,  empf^ingt  auf  eines  woledlen,  hochwolweisen  Stadi- 
iwthes  anter  dem  20.  September  (tkL  oben)  ertiiaüte  Bewilligung 
;dlen  Nus  und  GewOhr  einer  Pnmdstatt  im  unteren  Wörth  unt- 
halb  der  Schlagpraggen  gelegen,  worauf  zuvor  ein  Manu&ctnrhaus 
gestanden  .  . 

,..  .  .  dfmimb  hievor  M rat"  Sinzend orf  an  der  Gewöhr  ge- 
8chr'»'brn,  welclier  dann  wegen  unterschiedlicher  Forderungen  .  .  . 
an  allerhöchst  Ihn'  M;tjr'st;U  unter  anderen  auch  diesen  Gnmd 
abgetreten,  Wi-lchen  sellR-n  abermals  Ihre  Majestät  .  .  .  Herrn 
V.  Schröder  vermöge  des  duiTh  die  Hofkammer  \mter  dem 
22.  Marz  und  lt>.  Juni  ergangenen  Intnimtionsdecretts  zu  einem 
Manufactur-  und  KnnsthMis  mit  allen  demselben  immanenten 
Privilegien  und  Freiheiten  eigenihümblich  überlassen  haben  . . 
(datirt  1686). 

Aus  dieser  grnndbüclierlichen  Hin  tragung  erfahren  wir  nicht 
nur.  dass  der  Grund  des  ehemaligen  Manu&kturhauses  wirklich 
Schröder  an  die  («ewähr  geschrieben  wurde,  sondern  auch  eine 

wichtige  Andeutung  über  das  weitere  Schicksal 
Scbrr>der*s  und  damit  des  Grundes.  Schröder  wird 
nämlich  dRrin  als  Hot-Cammer- l\ath  im  Königi*eiche  Hungam'* 
bezeichnet^  es  ist  also  zu  vermuthen,  dass  er  noch  Ende  des 


')  Die  interessante  EioKabe:  ^Dieoatl.  Memorial  Wilhelmb  Freyhenm 
ScMdeni,  Kays-  Maj.  Hof-Cammerraih",  ddo.  11.  Oetobsr  1686,  entbftlt 

eise  knappe  (lesrhicLle  des  Manulakturbauses. 

firundbuch  tur  den  unteren  Wörth,  fol.  878  (im  Grundbuchsamte 
dee  k.  k.  Wieoer  Landesgerichtes  unter  526). 
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Jahres  \C}H(^  ah  Rath  an  eine  der  ungarischen  Kammern,  wahr- 
scheinlicli  die  Zipxer,  berufen  wurde.  Damit  stimmt  auch  eine 
Kacbricht  von  seinem  Tode  überein,  die  mr  einem  Bittgesuche  der 
Henriette  Sosanna^  des  gewesenen  OoDsUiarii  Szepusiensis 
Baronk  W.  de  SclirOder  Wittwe  am  Pension  oder  Untentatsung 
entnehmen,  das  im  Mai  1689  an  die  Hofkammer  gerichtet  wurde; 
aus  demselben  geht  henror,  dass  Schröder  (oflenbar  ist  es  der- 
aelhe)  1689  extrema  egestate'*  in  Ungarn,  d«  h.  als  Zipser 
Kammerrath  starb.  Wenn  dies  richtig  ist,  so  erklärt  sich 
auch  vollkoramen ,  warum  die  Sache  d(  r  Wiederaufb:numg  des 
Manut'akturhaiisrs ,  die  doch  noch  bis  Ende  KiSG  von  Schröder 
so  eifrig  betrieben  worden  war,  jetzt  fallen  gelassen  wiuxle; 
Schröder  musste  eben  noch  1()8«)  Wien  verlassen  und  damit 
war  der  ganze  Plan  iiielit  mehr  durchführbar.  Warum  Schröder 
als  Rath  zu  einer  der  ungarischen  Kammern  ging,  ob  dies  sein 
eigener  Wille  war  oder  nicht,  ist  allerdings  nicht  festgestellt. 

Aus  dem  Grundbuch  geht  endlich  weiter  noch  hervor«  dass 
der  Schröder  an  die  Gewähr  geschriebene  Ghrond  noch  bei  Leb- 
zeiten desselben  von  ihm  weiter  verttus^ert  wurde.  Laut  der  am 
8.  März  1688  ertheilten  Iknvüligung  des  Rathes  wird  nUmÜch 
Herr  Friedr.  Sebastian  Schidx,  de.s  allhiesigen  Btli^gempitals  ver- 
ordneter Spittelmeister  an  die  Gewähr  «rosehrieben  ,,.  .  danimben 
hievor  der  wohlgeborne  Herr  Wilhelnib  v.  Schröder  an  der  Ge- 
währ gestanden  .  .  diener  hat  solche  brandstat  sammt  dun  dar/Ai 
frehörigen  Gnmd  berührtem  Rürgerspitnl  umb  eine  geschloszeiu- 
ISumnie  geltes  khäuHich  liinumbgclassseu  und  schnftlich  auf 
geeandet  .      (ddo.  2ü.  Aprü  1688). 

Mit  diesem  letzten  Dokumente  schwindet  jede  Nachricht 
Uber  das  Mann&kturfaaus;  die  Geschichte  desselben  ist  audi 
wirklich  zu  Ende,  von  einem  späteren  Versuche,  es  neu  auf- 
zubauen und  das  ganze  Unternehmen  wieder  ins  Leben  zu  rufen, 
findet  sich  keine  8pur. 

Ueberblicken  wir  aber  noch  einmal  alle  die  Nachrichten 
ttber  das  Manufakturhaus,  die  ganze  Geschichte  desselben,  so 
lässt  sieh  sagen:  Wir  haben  hier  ein  Unternehmen  vor  uns,  das 
keine  nachhaltige  Wirkung  für  die  gesammte  Volkswirthschaft 
ausgeübt,  dessen  praktische  Wirkswnkett,  wenn  sie  auch  nicht 
mehr  zu  leugnen  ist,  doch  nur  von  kurzer  Dauer  und  geringer 
Bedeutung  gewesen  ist:  aber  wir  sehen  auch  in  ihm  ein  In- 
stitut, hervorgerufen  durch  eine  wahrhaft  bedeut» 
samo  Idee,  gefördert  durch  Männer  von  eminenter 
wirthöcliaftlicher  Begabung  uni\  für  jene  Zeit  ton» 
angebender  Bedeutung,  ein  Institut,  das,  geschaffen 
im  Geiste  jener  Zeit,  so  recht  dieselbe  —  in  ihren 
^uten  Bestrebungen  —  ch  arakteriöii  t.  Und  darum 
wird  die  Geschichte  des  Manu&kturhauses  auf  dem  Tabor  in 
Wien  immer  ein  bedeutsames  und  interessantes  StQck  (toter* 
reichischer  Wirtbschaftsgeschichte  bleiben. 
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Beilage  I. 

Aec^rd  (Beeher's)  mit  Iliro  liocli^fl.  Bxc,  Hem  Ot  Albr* 

y.  Zinzendorf, 
rOm.  Kays.  Ma^  geh.  Rat»  Bitter  te  goldenen  Vlieeaee. 

Zu  vernehmen  demnach  I.  Ii.  Exc.  H.  Gf.  A.  v.  Zinzendorf 
Herrn  Dr.  J.  J.  Becher,  röm.  kays.  Majestätt  Commercien-ivath  in 
einer   anaftlrlieben  Bchrifltiiehen  Dednction  propouirt  und  demon- 
ecrirst,  welcheigeetalt  ee  al>sonderUeh  zu  Ihrer  Kayserlichen  Ma- 
jesMt  recreation  nnd  euriositttt  auch  nutsen  dienen  und  gereichen 
wflrde,  wenn  Ihre  k.  M.  denen  Buglftndem  und  Frantsosen  gleich 
eine  euriose  aeademj,  Kunethans,  correepondentz  mit  allerhand  in- 
geniösen arbeiten  und  expeiientz  von  vielerhand  curiosen  mathe- 
matiecben  chimischen  Sachen  und  Manufacturen  auBtellen  lieszen, 
Trif»  ans  gpfUcliter  Schrift  mit  mehrerem  zu  ersehen.   Nuchdem  nber 
>t  inf  hocligriiti.  Ezccllenz  die  Sachen  vorlebet,  Imt  sie  getraut 
und  befohlen,  hiebei  einen  fm  lum  zu  schauen,   woraus  dergleichen 
Sachen  möchten  erhalten  und  continuiret  werden,  damit  mau  bei 
diesen  scbwäiiren  Zeiten  die  hochbenöttigten  Geltmittclii  nit  aus  der 
Kays.  Oammer-OMsa  dahin  anwenden  und  untereebiedlichen  etwan 
sinisCre  davonn  au  reden  Anläse  gebe,  worauf  dann  Herr  Dr.  Becher 
m  reflectiren  Ter^roehen  und  endlich  darüber  wiederum  einen 
Aufsatz  gemacht  des  Inhaltes,  dasz  er  von  denen  Materialisten  ^ub- 
würdig  vernommen,  wir  von  Zinober,  Bleyweis,  gruenspan,  Sublimat, 
Borras,  Salmiac,  Menig,  Bleygelb  nud  dergleichen  Farben,  ja  wol 
«Qt*  die   P  O  000  aus  den  kayseriichen  Erblttndem  in  die  Fremde 
^fhen .  welche  Farben,  wenn  sie  hier  zu  Lande  «j^  inacht  %\ilrden, 
welche.s   leicht  zu  thnn  niöLrlich,  so  bliebe  das  ^elt  mi  Lande  und 
wilrde  noch  so  viel  ilberscliusz  und  gewinn  dabei  abiaUen,  da  leicht- 
lich  ein  reichlicher  fnndus  zu  einem  Kunstlmus  und  curiusen  corre- 
gpondeutz  da  zu  nehmen  und  zu  unterhalten  sein  wird;  zumalen 
wann  Ihro  kays.  Maj.  ein  privUegium  darüber  erteilen  würde,  wel- 
ches um  so  viel  leichter  geschehen  könnte,  jeweniger  dadurch 
Schaden  oder  Abbruch  Jemandem  geschehe,  indem 
deij^eichen  manufiictnr  von  Farben  von  Niemandem  anjetzo  in  den 
Erblanden  bereitet  und   damit  eine  ^lanußictur  getrieben  werde. 
Ba  &Ils  aber  solche  Farben  und  der  daiaus  resultirende  Gewin 
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niclit  Bolte  ('rklaocklicli  sein  und  wnn  es  auch  erklnecklich  wöro,  dnu- 
noch  zur  Veniielirun^'^  der  Tntradeu,  so  seien  Ihme  Herrn 
Bechern  noch  unterschiedliche  andere  secreta  und 
manufacturen  bekand,  snwol  in  chiinischeu  Sachen  alö  mechanicis, 
nemblich  Bereittung  der  Majolic,  Verstärkung  der  Weine,  Zeithigung 
der  Metallen,  vortheilluiflle  goldtacbeidimgen,  woians  ein  und  ander 
ntttelich  particnlar  reaiiltirt.  Item  Bereitung,  Spinnung  und 
Verwebung  der  well  in  allerhand  Zeug,  welches  alles  bis  dato 
noch  nit  in  den  Erblanden  gebräuchlich,  läuflGg,  8tln£[%,  derent- 
wegen leichtlich  privilegiret  und  ohne  Jemandes  praejudits  und 
Schaden  introducirt  und  manutenirt  werden  könnte,  welches  auch 
also  beschaffen,  dass  deren  theils  jälirlich  über  alle  Unkosten  centnm 
p.  cento,  theils  50  p.  cento,  theils  taglicli  einen  p.  cento  also  nach 
Proportion  und  anstalt  des  Verlags  wöchentlich  wol  1000  Rthl.  er- 
tragen, welche  secreta  und  manufacturen  Er  Herr  Becher  zur 
vorigen  Bereithung  der  Farben  stossen  und  Ihrer  kays  Majestät  zu 
Dienst  comuuiniciren  und  introduciren  werde.  Damit  er  also  seine 
propositen  in  curlosis  pfaetieabel  maebeu  und  daiu  einen  genug- 
«amen  Fnndnm  Terscbaffen:  dieweil  aber  auch  su  diesem  Hanbt- 
fnndo  nemblich  Sachen  zu  intioducneii  und  stabiluren  ein  anderer 
fimdus  oder  Capital  erfordert  wird,  als  hatt  Herr  Beeher  den  3. 
Aufsatz  gemacht,  versichert  und  erboten,  wann  Ihro  kays. 
Majestät  einmal  vor  allemalil  zu  diesem  ersten  iiindo  4000  R.  her« 
fichieszen  wolle  und  Ihme  Herrn  liecliern  die  Anwendung  und 
Application  derselben  liiezn  p.nvertrauen  und  dazu  Vollmacht  und 
Conimission  allergnSdi<rst  geben  wollen ,  so  wolle  er  vor  bessigte 
IO(H)  K.  alle  vorhergeilenden  Manufacturen  und  seereten  derj^estalt 
inraniiniren,  introduciren  und  gangbar  machen,  dasz  fler  fundus  zu 
einem  groszen  Werk  geai:^sam  stabilitirt  und  dazu  weiter  nichts 
als  die  continuation  sammt  grösserem  Verlag  erfordere'). 
Neroblich  wenn  man  Gapitalien  anlegen  will«  dass  selbige  ihr  reich- 
liches Interesse  tragen,  welches  alles  er  vor  sieb  nehme  und  dafür 
garantire  und  gntstehe,  doch  dasz  Se»  biehgräfl.  Exoellenx  Ihn  in 
folgenden  Punkten  g^en  diese  seinen  vorhergehenden  offerirtoi  und 
Obligation  im  Nahmen  Ihrer  kays.  MajesUlt  versichere,  ids: 

Erstlich  ,  dasz  Ihre  kays.  Majestüt  diese  Sach  jirote^ircm  mit  kays. 
privilegiis  intemis  manuteniren  und  mit  genugsam  Verlag-  nit  stecken 
lassen  wolle,  allwo  sich  dann  das  wort  Verlag-)  dahin  ver- 
steht, dasz  die  4000  K.  allein  zur  Einrichtung  gehören,  was  man 
darüber  von  Capital  anleget,  das  soll  alsdann  Interesse  tragen,  der- 
gestalt, dasz  17 — 20  000  IL  wöchentlich  wol  1000  II.  tragen 
ktfnnen,  nach  welche  Proportion  sieh  dann  der  Veriag  verstehet 
and  r^guliret 


^)  Hiezu  die  von  Becher  eigeoMndig  bemerkte  Randnotiz:  «£go  mea 
praestiti,  praestetur  ergo  etiam  continuatio  pronussa". 

Eigenhftodige  Raudbemerkong:  Von  diesem  so  klar  Tersproehenen 
Verlag  würd  aqjetio  gehandelt 
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Zwe^'tens,  dasz  Thjv  kavs.  Majestät  Ihm  Herrn  Bechern 
zur  inspection  pro  nunc  Xirmarul  Anderes  als  Se.  Exc.  Herrn  Gf. 
Albretlit  allcrgnedigst  vPToidueu,  tia  aber  »Se.  E;xcelleiiz,  dasz  Gott 
dariur  seye,  mit  Tod  abgiengen  oder  soust  nit  langer  dabei  bleiben 
wollen  so  solle  IleiTn  Bechern  wiederumb  frey  se\  ii,  ein  und  An- 
deren zur  InspectioQ  zu  praesentireu ,  woraus  Ihre  Majestät  dero 
fiaUebm  nach  elegiran  wen  Sie  wollen. 

Drittens:  Die  Lupeetion  aoU  sich  erstrecken  auf  den  Haabt* 
haäam,  nemblich  auf  A&e^  was  introdudTt  und  zur  perfeetion  ge- 
bracht ist,  worüber  ordentliche  Protocoüe  und  Rechnungen  gettlbit 
und  zur  Inspection  sttindlich  bereit  sein  sollen,  damit  man  Ihrer 
kays.  Maje^tttt  daraus  referiren  könne.  Soll  auch  Herr  Becher  zu 
solcbem  Referat  bei  Ihrer  MajestHt  wann  und  so  oft  er  wolle ^) 
«rezogen  werden,  auch  Referendarius  in  curiosis  sein,  auoli  soll  diese 
luspection  der  Sachen  jirotest  und  mauutenenz  nach  sich  ziehen. 

Viertens:  soll  das  Directorium  solcher  manufacturen 
d«>  Kuuathauses  und  Correspondentz  in  curiosis  stetig^  bei  Herrn 
Bechern  und  seinen  Erben  oder  welche  er  dazu  uuminiren  wird, 
verbleiben.  Solt  aber  Er  oder  die  Seinigen  diesem  Werckbaus  nit 
länger  abwarthen  wollen  noch  ktfnnen,  so  soll  es  ihm  freistehen, 
ein  oder  anderes  Subjeetum  zu  benennen,  welches  Ihre  kajs.  Ka- 
jestlt  zur  Direction  erwählen  mögen,  doch  dsss  diese  pniesentation 
altseit  bei  ihm  Herrn  Bechern  und  seinen  Erben  ▼erbleibe. 

Fünftens:  Die  Inspection  und  Direction  verstehet  sich  haupt- 
sächlich auf  den  groszen  Fundum  und  von  solcher  Direction  soll 
Ihrer  ExccUcnz  oder  dem  künftigen  Herrn  Tns|K'otori  jederzeit  Nach- 
richt nntl  |>arte  gegeben,  auch  dessen  (iiitachien  darinnen  vernommen 
werden,  was  aber  die  allererste  Einrichtung  solcher  Sa^lien  vor  die 
4000  R-  betritVt,  da  soll  er.  Ilrrr  Becher,  doch  mit  Vorwissen  und 
Gutachttiu  auch  asslhleu/.  Ihro  Excellcn^.  aUein  mit  schalten  und 
walten  und  gleichwohl  zusehen,  wie  Er*8  zu  Ende  bringt,  dieweil 
er  dies  allein  auf  sich  genommen,  doch  soll  er,  wann  alles  ein- 
gerichtet, den  fhndum  zeigen,  die  effecten,  wohin  bessgte  4000  R. 
applicirei*)  worden  und  worin  derer  effect,  welcher  aUzeit  bleiben 
solle,  beruhe. 

Seclistens  sollen  besagte  4000  R.  von  Monat  zu  Honat 
bezahlet  werden,  das  ist  monatlich  1000  R..  in  dero  Majo  an- 
zufangen, olinc  absatz  Interruption  oder  execation  sonst  man  in  der 
Arbeit  und  Anfängen  stecken  bliebe. 

Siebentens:  Herrn  Bechern  und  den  Seinigen  principaliter 
wegen  introduction  und  stabilirung   dieser  Sach  verbleibe  und  in 


Eigenhändige  Kandbemerkung:  ^ —  oder  die  Maouiacturen  stehen 
lassen  and  allein  aof  Goldmachen  sehen,  auch  die  Sdents  und  Frazin  allein 
Tor  sich  haben  wollte''. 

^)  EigeohAodige  Baadbemerkuog:  Hvnqusm  fui  admissus  ad  aodi- 
eatiam. 

*)  Eigenhindige  RandbeoMfkung :  „Du  weisen  beikommende  Rech- 
Dolgen  aos." 
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]ifM-petuum  der  sseheate  Tuil  des   rehuitireuden  gewiims  aus  allen 

diese  Sache  .  Fällen  und  weder  ihm  und  den  Öeinigen 

hierinnen  nichts  excipirt  werden  können  als  crimen  laesae  MajestatiB, 
dartür  sie  Gott  beUuete,  tiauiit  t>ie  auch  richtiger  wissen,  wie  hoch 
der  zehente  Theil  des  Gewmnes  sei,  soll  Ihnea  freistehen,  Je- 
manden bei  der  Bacbhalterey  aU  einen  gegenaehreiber  la  balten,  da 
ftlla  Mcb  Büro  Id^eatät  diesen  gesamten  fimdum  oder  das 
Kunstbaus  sammt  seinen  Intmden,  wie  die  einen  unde  anderen 
inskünftig  aeyn  möchten,  verändern,  verlassen  oder  verschenken 
wollen,  so  soU  doch  Herrn  Beeber's  oder  der  ^einigen  jus  daraoff 
bafiten,  wie  oben  gelehret. 

Achtens:  soll  Herr  Doctor  [»ccher  zur  vöIli^»Mi  Introductton 
dieser  Sachen  jarszeit  gegeben  werden'^),  in  welclier  Zeit  alles  in 
ßeiaer  Vollkommenheit  seyn  solle,  doch  das  nacli  Proportion  der 
Monaten  in  diesem  Jahre  auch  eine  und  andere  manulactur  ein- 
gerichtet werde,  damit  mau  den  progress  der  manutactureu  sehen 
könne. 

Neuntens:  Wollen  Ihre  kajs.  Majestftt  diesen  particnlar 
▼eigleicb  mit  der  Zeit  und  bei  progress  der  Sachen  su  besserer 
stabilitimng  und  Sicherheit  durch  ein  kayserliehes  Decret  roboiiren 
und  seine  hochgrät'liche  Excelleoz  solches  auswttrken,  damit  mä»i 
gleichwohl  dasjenige  schriftlich  hat,  was  Ihro  kays.  Majestät  in 
dieser  materi  den  lö.  Maj  gegen  Ihm  Excellenz  und  den  17.  Maj 
ge;j^en  Doctor  Bechern  in  mündlicher  aadieutz  guedigst  piaciturt 
haben. 

Zu  urknndt  dessen  seindt  zwey  gleichlautende  instrumentii  aui- 
gesetzet,  unterschrieben  und  gewechselt  worden.  So  geschehen  in 
Wien,  den  21.  May  167&. 

(L.  8.) 

ALBR&CHT  ORAf  VON  ZINZENDORF. 
JOH.  JOACHIM  BECHER,  DOCTOR. 


Beila^  II. 

Reversabschritt  vom  Herrn  Dr.  Becher 
wegen   der   introducirten   sechserley  l'rembden  Manufacturen  und 
Ihme  hierüber  ertkieilte  privU^ia  (datirt;  Wien,  15.  October  lö76)* 

Ich,  Johann  Joachim  Becher,  der  röni.  Kays.  Majestät  Cammer- 
umi  Commercieu-Kath,  Urkunde  nnd  bekhenne  hiemit  ftir  mich,  meine 
Erben,  Nachkommen  und  Intereüseuten  öffentlich  und  tUr  Jeder- 

*)  Eigenhändige  Randbemerkaoff:  ^Den  21.  Mi^  1S75  halfs  aagetangen 

und  bis  anjetzo  den  19.  März  ir.76  schon  ferti''^.  vThrf  vor  einen  fiotel 
Jahr  schon  iertig,  wenn  man  mich  nicht  mit  gel  de  gehindert.^ 
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nanu,  dwuiach  mir  vermittels  der  hochtom.  kays.  Hofkammer 

Interpoeition  und  derselben  nachtrUcklichen  Cooperation  die  gebettene 
und  Gnädigst  verwilligte  privileg-ia  über  das  allhier  neu  erbaute 
K  IUI  st-  und  Wer  ck  Ii  aus  und  der  zu  befUrderung^  der  Coinmti - 
cien  in  den  Kayserlicben  Erbläudem  auch  Aufiiehmbuuf^  derselben 
bereits  introducirten  sechserley  frembdeu  MaiiuÄcturen  daselbst  de 
dato  12^-  OcL  diebes  iusteheudeu  1676^'  Jahres  nunmehr  in  Ori- 
ginali  su  memen  Handteo  extndirt  wordea  seye. 

Als  gelobe,  zusage  und  venpreehe  in  Kraft  dieses  Bevenes 
bismit,  diiax  ich  entlieh  demjenigen,  wozu  ieh  kraft  eratbsmelten 
privilcightm  gehalten  bin,  gints  getarewlich  pflichtscbuldigBt  nach- 
kmmnsn,  nit  das  geringste  au  mefnem  Fleysz  und  Eyfer  erwinden 
IsMcn,  sondern  Alles  sn  Ibrar  kays.  Majestät  gnädigsten  contento 
praestiren  und  vollziehen  will,  in  «onderbeit  aber  will  ich  schuldig 
und  ^»-ehalten  «♦•yn,  den  Consurao  der  LandtwoU  mö^licbst  zu  roaclieu 
imdt  in  öpecie  durch  die  wllllene  ManuflEU^tur  als  vorher  pro  prirao 
ftindo  allerliöchst  gedacht  Ihro  kAys.  Majestät  absoiiderlifh  2000  R. 
paar  geldt  vorschieszen  haben  lab»eu  aul  alle  weeg  und  weyss  zu 
promoviren.  Auch  den  Termin  zur  Einiiclitong  und  StabiiiUrung 
diSNr  md  aaderar  Hannfketnreii  in  swey  Jaren  gewiss  nnd  nn- 
ftUbarlich  observiren,  also  mithin  alles  naeh  bester  mifgliehkeit  in 
gasten  Stand  bringen  and  sezen  will. 

FOff  Änderte  will  und  soll  ich  Yor  Allem  den  mit  Ihro 
Excellenz  Herrn  Grafen  Albrecht  v.  Zinaendorf  p.  tit.  in  Namen 
mehr  allerhöchst  Ihrer  Majestät  Vatem  21^- May  des  jüngst  ab- 
gewichenen 1H75*-  Jahres  geschlossenen  Accord  in  allen  seinen 
Puncten,  Chiuseiu  und  Articuln  so  vill  nt'inblii  lien  durch  die  privi- 

nit  etwa  imnxutirt  ist,  und  auch  was  das  8midzwerckh  an- 
belangt .  völliges  Gentige  zu  thun  und  Alles  bis  auf  das  geringste 
würckiilich   zu  adimplireu   deuuo   und  specialiter   luemit  obligiret 

Mjn.  aeberdies 

Drittens  bin  ich  erbietig  nnd  sehnldig  von  allen  fabricirtm 
Wahren,  so  Ich  nnd  meine  Interessiite  in  oder  ausoer  Landts  hin 
mA  wieder  veifllhren  und  verkhauffen  lassen  bei  allen  LägsttUen 

od«  Mauthen  den  gewölinlichen  Anschlag  oder  andere  Gebühr  wie 
die  Nahraben  haben  oder  die  kayserliche  vectigalia  .  .  «  •  jedeamahl 
erdeotiich  und  unverweigerlich  zu  entrichten. 

Nicht  weniger  viertens  will  und  soll  ich  noch  absouloi lieh 
Ilirer  kayserlicben  Majestät  als  unserem  gnädigsten  LandestUi-steu 
nnd  Herrn  mit  tinterthänigstem  respect  von  allem  uiid  jedem  hier 
tubncirteu  und  verkhauffenden  Waren  seyen  gleich  in  oder  auszer 
Landes  zwey  pr.  cento  an  stelle  einer  gebohrenden  recognition 
gaetwilUg  raiehen  nnd  abstatten  aneh  diesaorths  alles  getrewlieh 
venaicbnen  nnd  nichts  verhalten. 

Fünftens  verapreehe  ich  hiemit  allen  Inwohnern  nnd  Unter- 
thanen  in  den  Kayserlicben  Erblandten  zum  Besten  durch  die  In- 
trodnetion  der  oftberlihrten  seehserley  firembden  Mannftctoxen  keine 
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Theuerung  zu  venusacheD ,  sondern  so  vill  als  mö^cb  die  Wohl- 
feiligkeit,  die  GUette  bei  den  Wahren  eiuzuilüiren. 

Dabey  ich  sechstens  auch  keiu^swegs  verlange,  dasz  man 
etw.i  \N  t  i^'L'Fi  meiner  oder  der  im  Landt  fabricirten  Wahren  andere 
dergleichen  auH  der  i'  rembde  herein  verbietten,  soaderu  eö  soll  und 
mag  Bich  ein  Joder  nach  eigenem  belieben  damit  versehen,  wo 
er  will. 

Siebeutens  bin  ich  nit  zuwider  der  luulimder  Capitalou  vor 
frembden  aozunebmben,  wann  sie  sich  zur  rechten  Zeit  und  vor  den 
Frembden  anmeldeD. 

Zum  Achten  soll  ich  gehalten  seyu  mich  mit  der  hochldb- 
liehen  Hoffcammer,  als  welcher  es  frey  und  hevonrtehet  wegen  der 
▼orgeBchoesenen  Baw-Unkhosten  m  dem  Kunst-  und  Werekhaiis, 
was  sich  nemblichen  auf  gepflogene  abmittong  flir  richtig  befienden 
wird,  nach  Billigkeit  zn  vetgleichen  nnd  laaee  sn  deto  fmietem 
Belieben  gesteh  seyn,  ob  sie  vielleicht  solches  bey  vorfaabendter 
Aufrichtung  Einer  Compania  als  ein  Einlagicapital  mit  aoreebnea 
und  Verschreiben  oder  mit  jübrlichen  6  pr.  cento  verinteressuren 
lassen,  entzwischen  aber  soll  es  so  vill  das  Eigentlmmb  des  Kunst- 
nnd  Werckljausc«  anbelangt  bei  den  mir  unter  dem  17.  jüngst  ver- 
wichenen  Mouats  des  7^'"**  zugeO^rtigtem  Decrct  ein  verhlaibeu 
haben ,  dergestalten  ^war ,  dasz  uacli  verflossenen  1 5*"  Jahren  Ich 
iukI  meine  Interessiitcn  die  von  der  HotTkammer  vorge- 
öchosfienen  Bau-  und  Kosten  zum  fahl  solclies  Ii  aus 
uns  ei  ge  nihil  rablich  verbleibt,  wider  umb  refundiren 
oder  aber,  wann  solches  Haus  der  hochlOblichen  Iloff-Cammer  ver- 
bleiben sollte,  sie  uns  die  darüber  ausgelegten  und  er« 
weislieben  bau  und  Kosten  herausgeben  nnd  awtatten 
solle,  die  vorhandenen  instmmenta  sollen  auch  nmb  künftiger 
guter  Nachricht  willen  jetao  von  mir  in  ein  besonderes  inventarium 
mit  allem  Fleisz  getrewlich  verzeichnet  und  mit  hanndsebrifit  und 
Ptttsehafft  bdaüflftiget  werden. 

Zum  fable  aber  neuntens  wider  verhoffen  ich  hieTor  bemelte 
praestanda  nicht  adiinpliren  und  also  das  Venprochene  von  mir 
nicht  ausdrücklich  eflectuirt  werden  sollte,  so  stehet  Ihrer  kais. 
Majestät  oder  der  hochlöblichen  HofF-Cammcr  bevor,  nach  erkhandteii 
und  deszwegen  bei  Ihrer  kays.  Majestät  producirten  grUndtlichen 
UrsarlH'n  dn*?/  die  ^a^Mdip^t  erilieiltrn  privilegia  widenimb  revocirt 
odrr  andi  r(  n  conferirt  werden  mögen.  Hleich  wie  selbige  ohnedem 
allen  anderfii,  ho  etwan  dergleichen  Mauufacturen  wie  die  seehserley 
im  Kunst-  und  ^\  erck hause  seindt  im  Landt  schon  vorhm  angelegt 
hätten,  wiii'kldich  tia.bricircn  thHttcn  und  hierinnen  privU^tret 
wären,  auch  Ihre  privilegia  de.s»euLwegen  ediren  werden,  )?antz 
unpraejudicirlich  seyn  und  Ich  auf  solche  weyse  niemanden 
dadnrdi  einigen  Sdiaden  su  thun  verlanga 

Zu  wahrer  ürkhund  dessen  habe  ich  diesen  revers  eigenhändig 
unterschrieben  und  mit  meinem  gewöhnlichen  Pötschaft  bekräftigt, 
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solchen  aurh  «^Pt^en  eingangps  onvöhnto  privile<?ia  ausgewechselt  und 
als*}  gef^irtiiigteii  iianden  der  hochlöbliclieu  kays.  Hoff-Cammer 
«urteilet.    So  geschehen  in  Wienn,  den  15.  Octoher  1676. 

JOHANN  JOACHIM  BECHER,  Dr., 
in  fidem  pMmunoram  rogatoB  subscripai. 

JOHANNES  ANTONIUS  LESSENICH, 
apoBt.  et  caesarea  aaÜioritate  notariua  publieua. 


lieUage  Ul. 

GekorMBber  Berieht  Wilhelm  ScIirMer's 
wogen  Wiedererbanmig  dee  MaaiiftietorhaiiBes  auf  dem  Tabor 

(ddo.  l.  November  1684). 

Nadidem  bei  einer  bochlöblichen  Hoffkammer  ich  gehorsam 
Aosncbeii  j^than ,  damit  daa  duicli  den  Turckhenkxieg  ruinirte  und 
dcmolirte  manufacfiirhaus  mir  mogte  Erb-  uud  eigouthumblich  ge- 
geben werden,  da  ich  hieirop:ou  Ihre  kays.  Majestät  niizcn  uud  des 
landes  besten  zu  befördf  i  n  auf  meine  eig^eneu  Kosteu  das  Haus 
wieder  erbauen  und  aileriey  Handwerker  da  liiuein  zugein  wollt, 
d.imit  nicht  allein  aus  dem  Haus  die  durch  den  Krieg  ruinirte  plötze 
in  OcslreicU  mit  tUchtigen  Uandtwerckeru  uud  uahrhailen  Mensclieu 
enelst  tind  das  Land  an  Henaclien  ab  anch  an  Nahxnng  wieder 
wn^ntfi  mOelite,  aondern  aueh  damit  alle  Handfcwerke  nach  and 
nach,  welche  Jetso  in  Oesterreich  nicht  bekand  theils  aber  ad 
noceasitatem  theils  ad  delicias  theils  ad  omameotum  Keipbl.  dienen 
nmb  welcher  willen  so  viel  Geld  aus  dem  Lande  ge^lhrt  wird, 
möchte  iutrodncirt  werden.  Als  bat  mir  eine  hochlöbl.  Hoffkammer 
eine  Commission  zu  verordnen ,  weklie  mich  weiteres  darüber  ein- 
vernehmen mochte,  wclclie  ( 'ommission  den  2  October  dieses 
lG84er  Jahres  seinen  Fortgang  geliabt,  in  weicher  folgende  puncta 
»1  beantworten  mir  ftirrf^i  tr  i  j^cn  worden : 

1.  Was  ich  für  einen  Zusprucii  am  Haus  zu  Imben  vermeinte? 

2*  Wie  ich  wollte  das  Haus  wieder  aufbau<mV 

8,  Was  ich  für  Ebndwereker  dahin  an  bringen  gesonnen? 

4.  Was  ich  filr  privilegia  verhoigte? 

Ob  ich  swar  damals  auf  alle  puncta  sattsam  geantwortet  au 
haben  vermdote  so  ist  doch  guth  befunden  worden  meine  schrift* 
hche  Etklllrung  aufzusetzen  und  hochgedaehten  Herrn  Commissarten 
in  dero  aacbricbt  zu  übergeben. 

Was  nun  anbelan;;t  den  1.  Punkt  nemblich  was  ich  f\ir  Zu- 
sprutli  im  Haus  zu  haben  vermeine,  so  kann  einer  hoehloblichen 
II« »fkamraer  nicht  nn\vissend  sein,  wie  das,  nachdem  ich  anno  1677 
Wieder  aus  England  kommen  aul'  Befehl  Ihro  kays.  Majestät  durch 
roTBckaacMi  (24)  VL  1.  -  HAtscb«k.  6 
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den  damaligen  llemi  IloffkainniPr].mos!(lt'iiten  Orafcn  v.  Snizendorf 
mit  Zuziehung  den  seel.  Herrn  Oberst  bot  meisttT  (i  raten  von  Zintzen- 
dorf  und  des  Herrn  noffknmnierrathes  Freiherrn  v.  Selb  mir  das 
damals  ruinirte  und  banquurotirte  mannfacturwerk  wieder  in  die 
üdhe  zu  bringen  ist  angetragen  worden  und  solche  zwar  unter 
dem  Yorwand  dieweilen  dasomabl  mich  zu  acconodiren  nichts 
....  ich  ad  Interim  dieses  auf  mich  nehmen  und  meine  merita 
dadurch  vennehren  solte,  welches  dann  nach  langer  disputation 
auf  nachfolgende  cnndition  geschlossen  worden: 

1.  Ich  sollte  das  Haus  in  possess  nehmen,  wie  dan  solches 
Iliro  kays.  MajestÄt  zu  manufactur  anferbauet  als  würde  solches  auch 
von  Ihro  !MajostUt  mir  völlig"  überlassen  ,  dieweilen  aber  der  Herr 
Praesident  wegen  des  Grundes  und  liodens  eni  üecht  mit  daran 
[iraetendirt,  als  würde  ich  selten,  wie  ich  des  Grundes  und  liodens 
halber  mich  mit  ihm  vergliche. 

2.  Sollte  mir  600  fl.  Besoldung  und  700  fl.  adjnta  di  cosU 
jährlich  deaihalh  ansgewerfen  sein,  bis  und  so  lange  ich  anderwirts 
aecomodiret,  snb  alio  titulo  einer  oidinarie  Besoldung  geniesmi 
konnte. 

8.  Derweilen  ich  mit  einer  hochlöbl.  Hofkammer  im-Oeringsten 
in  keine  Rechnung  mich  wollte  einlassen,  sondern  lieber  auf  meine 
eigenen  Kosten  das  Werk  anfangen  und  ausitihren  als  sollte,  wo- 
fem  das  Werk  würde  seinen  Fortgang  hah"n  und  die  Manrifictur 
in  Stand  kommen,  alles  meines  Schadens,  den  uh  etwa  dabey  er- 
leiden mochte,  eine  Gutmachung  von  der  Kammer  erwarten  und 
zu  meinem  Recompenz  20'm.  K.  über  alles  voricrc  vei-sichert  sein, 
auf  welches  mir  das  Mauufac  tu  i  h  a  u  s  eingehändigt 
worden,  der  Herr  von  Selb  aber  den  strittigen  Punkt  zwischen  dem 
Herrn  Hofkammerpraesidenten  wegen  des  Grundes  au  adjustimi 
versprach.  Naehdehme  aber  die  conditlone«,  so  er  mir  Torgeschlagen, 
nicht  anannehmen  mir  geschienen,  und  von  den  Ifanufiictnren  wpg~ 
angehen  resolviret,  auch  weder  meiner  Besoldung  halber  ruhiges 
deeret  ohne  zugleich  ausgefertigte  Versicherung  wegen  des  Hanses 
annehmen  wollte,  indehme  so  viel  Kosten  in  Einrichtung  und  so 
viel  IVfühe  in  Aufrichtung  der  Manufactnren  in  einem  frembden 
Haust'  -.1  nicht  mem  seye  und  aus  welchem  na<  h  meinem  Tnde  die 
Meinigen  mit  (Jewalt  konnten  gestoszon  werden  und  naclimald* 
umb  ihr  Geld  rechten  sollten,  anzuwenden,  mir  eine  Thorheit  zu 
seyn  vorkam  nach  dem  Sprichwort:  stnltus  in  alieno  solo  aedißcat, 
als  habe  ich  mich  bei  ihrer  MajestMt  Uber  den  Herrn  Fkneatdenten 
besehwert,  welchem  nach  Ihro  kays,  Majestttt  dem  Herrn  Grafen 
Albrechten  von  Zintaendorf  befohlen  mit  dem  Herrn  Praeeidenten 
zu  reden  und  ihn  aur  Billigkeit  zu  rermdgen,  worauf  der  Herr 
Praesident  sich  dahin  gegen  mich  erklaret,  dasa  er  mir  weiters  keine 
diflBcuItät  wegen  des  Hauses  machen,  sondern  darflber  noch  ein 
Versicherungsdecret  ausfertigen  lassen  wolle,  jedoch  mit  der  con- 
dition.  dasz  ich  ihm  die  Manufactur  dp^  Zwimwindens  (  '')  in  Ohor- 
österreich  auf  seine  gUeter  wollte  cstabiliren  und  darzu  Leuthe  zuvor 
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«nff  aeine  Kosten  ans  den  NiedeiiAnden  herkHscliaffen  und  meine 
Torhcro  pftctita  Antbeile  an  selbig«  mannÜMtur  tbme  cediren  und 
völlig  aberlasaen,  wobei  es  auch  seine  Bewaadtniss  gebabt,  aber  es 
ist  eteliche  Tage  bernaeh  dor  Herr  Praesident  wegen  der  pestb  in 
BObmen  gangen,  alwo  nachmals  die  Veränderung  mit  ibm 
geschah  und  mein  sach  undecretirt  blieb,  indeiime  sein  successor 
mich  lieber  von  allem  gesloszen  als  mir  äatisikction  ^ethan  h5Itte, 
wie  er  dan  solch«»  wie  bekannt  wUrcklich  tentii-t,  indem  er  mir 
ein  det^ret  zugeschickt  das  Haus  zu  räuhmen  und  weisz  zwar  nicht 
Uber  waa  iiecbnuug  zu  thun,  auch  ad  vulvab  ein  Camnierdecret  au- 
8chlag<m  und  das  haus  feilbietben  lassen.  Wann  nicht  Ihre  kays. 
MajeslJlt  von  Oedenbnig  hemof  ex  officio  der  binterlassenen  Kaunner 
befehlen  lasaen,  mich  in<)tti«ta  possessione  und  das  decret  vom  baus 
wiader  abneiimen  an  lassen.  Und  baben  Ibro  kays.  MajestKt  auch 
daxnmal  dem  Gnfen  Albncht  v.  Zintzendorf  und  Herrn  Hof- 
kammerpruesidenten  Baron  Abele  anbefohlen,  diese  sacli  in  eommis> 
sioo  fürzunehmen  und  mir  satistaction  zu  geben.  Es  ist  aber  diese 
Commission,  wie  oft  und  wie  viel  auch  Graf  Albrecht  urj^^irt^)  und 
reiteriret ,  erinnerung  an  Ihre  Majestät  deshalb  vorgebracht,  immer 
von  einem  Ta^^  auf  den  andcni  geschoben  worden,  bis  endlich 
dieser  Tlirckenkrie^h  drein  kommen.  Ob  ich  nun  zwar  gleich  des- 
h.ilb,  waä  aoftluglich  zwischen  der  hochlüblichen  Kammer  und  mu- 
tractiret  worden,  nichts  Schriftlielies  au&o weisen,  so  werden  sich 
docb  die  refwata  mit  der  Signatur  Ihrer  kays.  Majestttt  bey  der 
Bqgistiatur  finden'),  indem  nicht  nur  der  Herr  v.  Selb  sondern 
auch  der  Herr  Seeretarins  Bruckner  mir  solche  jederseit  produciret 
und  gewiesen.  Zudehme  so  sind  die  iSsMta,  so  erfolget,  Zeugniss 
genug  nemblich  dasz  ich  das  Haus  in  possess  gehabt,  mir  meine 
Besoldung  richtig  bezahlet  und  solches  eine  richtige  Besoldung  und 
nicht  eine  j»ensiün,  wie  man  sie  Jet/t  zu  meinem  Nachtheil  stilisiret, 
gewesen,  aber  aus  allen  Anweisuii:;i  [i  uiul  auch  noch  ans  der  von 
mir  unliingst  l)ei;^elegteu  lloflzaUlamistjuiilun^  aadeiü  knin  erwiesen 
werden,  welche  sonst  nicht  denn  dui'ch  expresse  KUndigun-*;  pflegen 
cassirt  zu  werden. 

Baas  ich  aber  allem  Verspreeben  ein  völliges  Genligen  geleistet 
and  die  Hanufiustur  nicht  allein  in  Stand  gebracht,  sondern  auch 
xur  Continuirung  derselben  solche  Mittel  angewiesen,  die  vielleicht 
beate  oder  morgen  mit  grossem  Fh  isz  dürften  wieder  hiei\ir  g^uclit 
werden,  solches  weiss  sowohl  Ihre  kays.  Majestät  als  welcher  alles 
dergleichen  von  Ihrer  Excellenz  Grafen  Albrecht  von  Zinzendoi-f 
i»t  überreichet  worden.  SrMlaiiii  die  processen,  so  ich  des  M.mu- 
üurUurhauscs  wc^en  bei  der  Kegtenmg  gehabt,  bezeugen  solches, 


M  Kaadbemerkuag:  |,Von  dieser  Urgiruug  hat  Herr  Hofkammerrath 
Mtyr  Wissenschaft^. 

')  Von  diesen  Akteostilckeu  war  weder  im  k.  k.  ReicbsfinaDz-  (ehem. 
Horkammer)  Arcliiv,  noch  im  Archiv  des  Mioisteriuins  des  lauem  das 
Mindeste  zu  entdecken. 

*)  GlelchfUls  nirgends  besQgUche  Akteastftcke  auisufiDdon. 
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indeme  soost  so  viel  Oppootinten  sich  nicht  hertör  gttlian  liätten: 
aus  welch«*n  relatis  ich  nun  Jeden  den  Schlnsz  machen  lasse,  was 
ich  itlr  Keclit  ohmb  das  Haus,  wenn  es  auch  noch  stände,  hätte. 
In  dem  srnd  vorbero- angewendete  EoBten  nieht  gerechnet  nur  in 
efleeten,  instmnienten  nnd  materialien  über  9000  fl.,  deren  jetso 
veilironnen  seyn  nnd  wenn  ieb  nieht,  wie  ich  weniger  als  die  ttber 
den  Haufen  gefallenen  Steine  und  etwa  80  Sefaritte  in  Qnadntt 
Grund  f\lr  das  alles  zur  Satisfaction  begehren  können,  wenn  ancb 
gleieh  weiteres  nichts  za  thnn  ieh  mich  obligirt  hatte. 

Von  dan  die  erste  f[na<^«;t!on  lii^^mit  g:onu<]^iTn  erleutert  zu 
-cyii  vt'inu'tiie  und  damit  zugleich  zu  verstehen  gegeben  habe,  dasz 
ich  keine  ursach  sehe,  warum  man  mich  die  ander  quoestion  zu 
beantworten  obligiret ,  indem  darinnen  gar  mein  eigen  Interesse  be- 
griffen ist,  welches  zu  beschleunigen  ich  keine  Zeit  noch  Fieisa 
sparen  werde. 

Die  dritte  Frag  anbelangend:  was  alles  allda  fUr  Hannftetoren 
8U  introdudren  vorhabe;  so  ist  an  ennsideriren,  wann  das  Haus 
dem  puhlico  zum  Besten -soll  angestellet  werden,  dass  darinnen 
sowohl  die  Manufacturen,  welche  allberiud  im  Lande,  als  welche 
noch  nicht  im  Lande  zuzulassen  seyn  vor  welcher  ....  all- 
bereid  im  I^nde  ist,  dasz  sie  zur  perfection  gebracht,  diese  aber, 
dass  sie  introducirt  werden,  dan  die  Lederbereitung  i'^t  zvvar 
dem  Namt  n  nach  im  Lande,  nhcv  nwiui^eit  die  Perfection,  \velche 
in  der  ^^'elt  nirgends  rher  als  aus  l">iigiand  kann  j^enommeu  wer- 
den, dazu  dieweihni  unter  dem  Namen  dieses  Hauses  viel  Fremde 
aus  Niederland  herzu  gcbraclit  werden,  danat  das  Land  auch  mit 
tttehtigen  InwohMfn  angeftdlet  werde,  welche  hiut  des  allbereit  er- 
theilten  privilegil  anch  in  anderen  Stildten  nnd  Dörfern  ansgebreith 
werden  nnd  docb  unter  dem  Namen  und  privil^en  snm  Mannfactnr^ 
haus  gehörig  bleiben  kOnnen ,  sonst  so  stricte  auf  Benennung  (?) 
der  UMUiufacturen  nicht  zu  gehen ,  indehme  es  zweierley  nt,  eine 
Mannfactur  toleriren  und  eine  Manufiictur  privilegiren ,  und  wird 
die  intention.  die  man  zu  fasf?en  hätte,  aus  beiliegendem  Gutachten, 
welches  ich  uiiliingst  auf  Besreliren  eines  ruemehmen  Standes  des 
Reiches  aufgesetzet  vernehmen  Sondeiiicli  aber  sollen  in  diesem 
Hause  drei  Hauptmanufacturen.  als  wfis  die  Verbesserung  der  wol- 
linen,  Seiden-  und  Ledcrmau  ufactur  gesehen  werden,  item 
die  Bereitung  der  mineralischen  und  vegetabilischen 
Farben  zur  FMrberey  nnd  Mahlerei  dienlich,  dmnit  solche  intro- 
duchrt,  perfeetionnirt  und  ingrossirt  werden.  Denn  diese  smd  es, 
welche  so  viel  Gulden  aus  dem  Lande  ftlhren.  So  werden  auch 
noch  mehr  Dinge  in  dem  privilegio  ezprimirt,  welche  bishero  an« 
zugreifen  nie  ist  gedacht  worden,  absonderlich  aber  wollte  ich 
darinnen  eine  glashutte  exprimirt  haben  und  die  Kupfer« 
mannfnrtur.  nämlich  das  Kupfer  in  Eisen  zu  wandeln. 

Lrittens,  die  Privilegia  belnnL-TTifl,  so  ist,  was  solclips  angehet, 
wan  etwas  dem  publicn  zum  Besten  geschehen  solte,  mit  weit 
anderen  Augen  anzusehen,  als  wann  nur  ein  privater  Nutzen  gesucht 
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vrirrl.    Wip  auch  defiseu  Erläuteniiig  ans  Tieylie^rcnrlem  Gntnclifen 
in  ersehen  ich  .......  .   nicht  was  rni'n:  auzini ,   sondern  was 

des  publici  nnzen  seye,  lioffe  aber,  man  werde  darneben  aucli  mir 
znUssen^  dass  in  Bef>ir(lernn^  des  boni  publici  ich  oder  meine  Nacli- 
kommen  auch  Xuzen  iilr  sich  machen  können.    Mit  einem  Word, 
die  pririlegia  sind  der  Untergang  aller  Manufactureu  und  die  Hm- 
dtraog,  wodateh  all^  Manofketaien  gebenimt  werdeo.  Zum  Exempdl: 
Wann  die  woUine  Zeugmano&ctar  einer  PerBon  priytiegiret  itt,  wM 
ist  dtf  anderes  ale  alle  anderen  eiclndirem,  diontt  sonst  darinnen 
kein  Henseh  etwas  thun  könne,  noch  möge,  da  doch  Niemand  das 
Vcnnögen  hat,  das  Land  mit  j^nngsamer  iabrica  zu  veri^en,  ei^ 
wird  solche  Mainifactur  durcii  der*j:leichen  privilegia  gehemmt,  rlero- 
balben  keine  einzige  inanufactnr  derer  generaliter  solch  eine  grosze 
CoDsumption  im  l^nde  ist  und  welcher  so  viel  von  auszen  her  zn- 
gretllhrt   wird,    privative         privil^iren,    dieweilen  die  Intention 
äcjü  *ioll  so  viel  Personen,  wan  es  raöglicii  wehre  auf  einnvil  in 
solchen  manu&cturen  arbeiten  zu  machen,  dasz  nichts  mein  der- 
idbso  von  ansäen  herein  gebniebt  werde;  dafem  übrigens  solehe 
Xanvftctnreo  sind,  welche  nicht  ad  necessttatero  inevitahilem  dienen, 
wcfeber  Gel»ratich  auch  nicht  grOSMr  ist,  als  dass  ihrer  etslieh 
wenig  Peiaonen  nnd  Vedag  zu  eraployiren,  die  kVnnen  gar  wohl 
privikgiret  wetden  —  als  zum  exempel  eine  glashutte  snm  Spiegel- 
machen  kann  dämm  priTÜ^iret  werden,  jedoch  nicht  weiters  als 
iler  district  von  nenn  9tund<'n  nmb  wien  hemimb  gehet,  dieweihlen 
eine  solche  «rlashUtte  snthcieut  ist  so  viel   Spiegel  zu   inru  )i*  n  als 
man  daseU>-t   verkaufen   kann.    Dieweihlen    dann    «In^  jmlilicum 
solcht.s  .  i  Fia  Jort,  dasz  nerabl ich  der  numerns  operantium  inult ii»1iciret 
und  nicla  restringiret  werde,   in  solchen  lUHimfacturen,   aln  umss 
dodi  anders  woher  eine  Belohnung  der  Mühe  und  Kosten  halber 
gsnidiet  werden,  wan  man  solehe  MannlhctBren  establiren  soll, 
dvohalben  begehre  ich  anf  dieser  OardtnahnftirafiKtar  generaliter 
'ksm  Privilegium  privativnm,  sondern  nur  cttmulatiTum,  nembliehen: 
t.  dass  alle  deigl.  Künstler  und  Handtwercklu  r  in  diesem 
Hans  dUrffen  frey  unterhalten  und  an  die  Arbeit  gebracht  werden  ; 

2.  dass  in  der  s'adt  Wien  solches  Haus  ein  oder  mer  gewölb 
ifentlich  halten  clorftc,  seine  Facturen  daselbst  ni  veriuttfen  (NB. 
hoc  m  privilei^io  jani  est  expressum): 

3.  dass  auch  in  dem  Hause  selbst  aÜerley  was  es  seye,  zu 
verkanffen  frey  gelassen  sey; 

4.  damit  die  Arbeiter  nicht  unter  anderem  proetext  Ursach 
haben  ans  dem  Hans  nnd  von  der  Arbeit  zu  lao^,  so  soll  das 
Baas  Wein  nnd  hier  etc.  za  schenken  befugt  sdn  (et  hoc  est  in 
prwilcgio  concessnm); 

5.  Wan  etwa  sonderliche  Kttnste  und  Wissenschaften  heran- 
gsbiaeht  werden,  so  soll  das  Hans  einer  hochlöblichen  Hoffkammer 
solches  intimiren,  welche  nach  Beschaifonheit  der  Sache  ein  Privi- 
legium flarttbor  tu  procnriren  willig  seyn  wolle,  unterdessen  wird 
weitcrs  kein  privUegiam  privativam  ausser  allein  1.  das  Eysen  in 
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Kupfer  al  grosso  su  twnmnutiren  2.  die  Glasbtttte  3  hraumeo 

exprimirct  aeyn.  Damit  ancli  ferner  oii^^euds  lier  eine  oppoBition  «b 
gegen  etwas  neaes  nt  beforditeD,  so  wird  der  VorBcUag  getbaa, 
ob  dieses  Haus  unter  dem  Nahmen  der  Hoffbefrejnng 
als  das  hoffbefrejte  Haus  solche  Freiheit  haben  möge;  denn 
die  Hoffbefreyten  jeder  seiner  Profession  nach  arbeiten,  handeln 
und  wandeln  darff,  also  würde  sab  hoc  nomine  auch  dieses  Haus 
privilegiret  seyn,  womit  aurli  zugleich  eiu  grosser  SUnu  des  An- 
stoszes  aus  dem  Wc^e  gelogt  wUrde,  dasz  nemblich  die  .TurisJictiuu 
über  das  Haus  vou  der  Ke^ierung  weg  unti  nachm  HotV  unter  den 
Hoffuiai-scliall  gezogen  werde.  Denn  es  ist  bekannd ,  liasz  die 
burgerschafft  solchen  Befreyuu^cu  teiud  ist  und  ihnen  in  weg  leget, 
ww  sie  kan,  wan  nun  etwaa  eine  diflerens  sieb  ereignen  BoUta, 
so  weis  man  wol,  dass  die  Herren  Statthalter  es  alle  Zeiten  mit 
dem  boigermeister  und  dieser  mit  seinen  buigeru  es  halt,  also  hatte 
das  Haus  Niemanden,  der  es  sebfisen  wird,  aber  wan  der  Herr 
Hofimarscball  es  unter  sich  hat,  so  wird  es  damit  ebenso  gehalten 
wie  bishero  mit  den  Hofbefreyten.  Ich  habe  18  manufacturcn 
derer  teils  noch  nie  in  der  weld  gewesen,  die  nln-igen  aber  iu 
diesem  Lande  nicht  bekaud,  welche  ich  herbei  briugen  kann  und 
teils  ad  ornamentum  teils  ad  inevif^bileui  umjssitatem  dienen, 
von  welchen  icli  für  niicli  nicht  virl  nuzen  haben  kann ,  indehme 
ich  solchen  uuzcu  dohucu  Verlegern  und  arbeiteru  laszeu  nmsz  uud 
nichts  als  die  Muhe  loco  proemü  zu  erwaiteu.  Ist  abo  nötig, 
dasB  man  mir  wie  gesagt  sonsten  eine  eigesUcbkeit  lasse,  den  wan 
man  gar  nichts  von  einer  Sache  hat,  so  vergehet  einem  die  Lust  bald. 

Dass  ftber  die  sogenande  Becberiscbe  privUctgia  auf  des  I3eeber*s 
seine  Person  seyen  gegeben  worden  und  also  seine  Interessenten 
sich  zu  opponiren  befugt  seyen,  weyset  sich  crstlichen  ex  verbis 
privilegii  viel  anders,  indehme  alle  Zeit  solche  privilegia  auf  das 
Haus  lautlien ,  auf  Bechern  rilior  n'u-ht  andere,  dass  quatenus  er  das 
Haus  inne  hat.  Nun  ist  Becln  i  imt  ciui  i  ga  n  z  e  n  ( \)  in  p  a g n  i  e  ban - 
corujit  worden,  haben  das  Haus  bei  ullchtlicher  weihl  abandonirt, 
die  Mauulacturen  liegen  lassen  und  sind  heinilich  davon  gegangen, 
dasz  eine  hochlöbliche  lloffkauimer  bewogen  worden,  solches  Ihrer 
kays.  Majestät  xu  hinterbringen  und  mhr  das  Hans  mit  den  privi- 
legiis  wie  bewust  zu  übergeben.  Dan  aber  Eine  oder  Andere  die 
in  privU^o  mit  exprimirte  bandmanuiactur  als  ein  sehr  eintrSg- 
licbes  Werkb  sub  titulo  des  privilegii  contiuuhret  und  damit  das 
Privilegium  in  possession  zu  behalten  gemeint,  solches  ist  dieweilen 
es  von  mir  nicht  contrsdicirt  worden  de  facto  geschehen.  Aber  zur 
Manutenlrun«r  des  privilegii  nicht  hinlän;;lich,  denn:  l.  haben  sie 
nicht  frey  -jfliabt,  ohne  einwilligung  einer  bochlttbliehen  Kammer 
dioöti  Miuiufactur  aus  d^-m  Hause  anders  wohin  zu  trans- 
portiren  lauth  expresseu  Worten  des  privilegii;  2.  ist  weder 
Becher  noch  Jemand  seiner  Interessenten  belügt  gewesen,  ein 


)  Ist  in  dem  MS.  durchstrichen. 
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•tnckh  Ton  den  privilegiis  allein,  woraus  nnr  Nuzen 
rn  nehmen ,  zti  continuiren,  das  andere  aber ,  woran  dorn  publico 
mehr  jrrlegen,  lie^ren  zu  lassen,  indelime  flief?p>;  privilej^ium  nicht 
h]r>sz  /.tun  privaten  Xii^^cii  T^ieses  oder  Jenes  verlielien  \vorilen,  snn- 
'lem  es  ist  cum  onere  gescliehen,  dasz  neiablich  solche  in  privilegio 
benfiide  Manufacturen  und  Künste  und  Gott  weisz  was  iUr  mira- 
cula  her  introduciret  werden,  welches,  wan  es  nicht  geschehe, 
die  privU^a  casgiret  sejn  sollten,  wie  solcheg  nicht  allein  ans  dem 
privilegio  selbet,  sondern  auch  ans  beiliegendem  Becher^sehen  Beven 
claris  Terbts  erhellet  So  bringt  solches  anch  der  gemeine  Verstand 
mit  »ich.  indehme  es  eine  Thorheit  und  dem  pnblico  htfchst  proe- 
jsdicirlich  wehre,  wan  einer  ein  Privilegium  auf  20  MannfiMtnren 
nehme,  ezereirte  aber  entweder  gftr  keines  oder  derer  eines  oder 
das  andere  nicht  und  sollte  das  privileginm  dennoch  gültig  seyn, 
dasz  kein  nnflerer  dortTte  der;;leichen  anfangen,  l^fis  wehre  ja 
weder  <lie  inleiiti<m  des  privile^ii  als  welche  znr  Betorderiinp:  und 
nicht  zur  Hinderung  der  niauufactur  gegeben  werden.  Im  übrigen 
referire  ich  in  diesem  Punkte  aut  den  Beclunschen  Revers,  als  wel- 
diem  bis  dato  nicht  im  geringsten  punct  satisfaction  geschehen  noch 
nachgelebet  worden  ist. 

WILHELM  V.  SCHRÖDER. 


Extract  meines  (Schrßder's)  ah^jeforderten  ß;nta(  htens  von  \.  X. 
wegen  ingrossiruog  der  commercien  und  Vermehrung  und  Verbesserung 

der  manufacturen. 

Und  Ist  wohl  mehr  dann  m  wahr,  dass  die  Lurangen  nnd 
narrisehen  Handwerksordnnngen  der  ZUnite  die  Terderblichen  Rmnen 
sind  aller  Manufactur  in  Teutschland.  Und  erinnere  ich  mich  noch 
gar  wohl,  dai^z  der  hochsei.  (luirflirst  Joh.  Philipp,  GhuifÜrst  von 
Maynz,  oft  darüber  geseofzet  und  eines  von  seinen  desseinen  (?) 
gewesen,  das  hol  der  nilclisten  Zusammenkunft  auf  (b'Tii  Reichstage 
fr  jiroponiren  und  nacli  >f ■»udichkeit  mit  dai*ob  sein  wollte,  dasz 
scikher  Ruin  von  1  eut.-icliland  nbijewendet  werde  und  eine  Aen- 
dernng  in  dieser  Sache  geschehe  und  ist  freilich  einem  Thür  oder 
Fürsten  oder  einem  anderen  Stande  des  h.  römischen  Reiche» 
•ehmoidieh  anxnsehen ,  wan  er  das  Unheil  sihet  nnd  dennoch  in 
seinem  Lande  es  zu  Kndeni  nicht  vermag,  dieweilen  solche  von 
den  alten  römischen  Kajsern  dehnen  Znnfften  als  sonder* 
lidie  privilegia  sind  conferiret  worden  und  solche  abzuschaffen  ist 
eines  stände»  des  Reiches  Macht  and  Giewalt  nicht  ^trht,  bis  und 
io  lange  etwa  einmal  commnni  consensn  statnum  Imperii  dns  Werk 
auf  dem  Keichstage  in  einer  anderen  Form  gegossen  wUrde.  Unter- 
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doszen  achte  ich  es  schwer  zu  seyn  ohne  unterthänigste  raäszgebang 
dieser  Sache  auf  eine  andere  arth  einen  solchen  riegel  vorzuschieben, 
dasz  I^v.  Exccllenz  f-'i  landen  damit  ^ehf)lfen  seyn  und  solches 
kann  ilme  weitlaufitigkeit  in  folgender  arth  geschelien,  wann 
nembiich  ein  nia  n  ufacturhaus  aufgebaut  wird,  ahs  »als 
in  einem  loco  pnvilu^iatu  alle  Handwerker  leben  und  wuiiuen 
könnten,  sie  kömmen  her,  wo  sie  wollen.  Diesem  liauä  niuüz  das 
Privilegium  gegeben  werden,  dan  es  die  Jugend  und  Andesre 
durianen  inslniiien  darff,  wdcbe  so  daa  ntcht  nach  der  Zahl  der 
Jahre«  die  sie  lernen  mOasen,  aondem  nachdehme  sie  bald  lor  per* 
fection  komnien,  sab  aigillo  des  Hauses  ihren  Lehrbrief 
bekommen  und  damit  befugt  sejen,  im  gansen  Land  nichl 
nur  zu  wohnen  und  zu  arbeitan,  sondern  auch  andere  au  lehrea, 
jedoeh  dasz  ein  solcher  auszer  dem  Haus  im  lande  wohnend ,  wan 
er  einen  lehrjungen  annimbt,  denselben  iu's  Manufacturhaus  bringet 
und  ilin  allda  einschreiben  Insst;  auch  d«sz  ein  solcher  Lehrjungo. 
wenn  er  losgezt  biet  wird,  vorn  Manufactur hause  unter  dessen  Siegel 
seinen  Lcliibnef  haben  nitisze.  Und  wird  sich  also  das  Marsiifactur- 
hau8  über  «eine  Mauer  in's  ganze  I^and  ex  t  eu  d  i  r  e  n  dergestalt, 
dasz  alle  die.  so  <Mit\ve<bT  im  MMnulatturhause  gelernt  oder  von  dehme, 
so  vom  MaiiutacLui  luiü^j  dcpendiren,  gelernt  haben,  eben  als  wolinten 
sie  im  Manufacturhaus  considerirt  werden,  auf  welche  Weis  in 
etsUch  Jahren  das  Land  mit  lauter  Handwerkern  wird  augefüUet 
seyn,  denn  sie  werden  sich  darnmh  so  sehr  mnltiplicuren,  diewailen 

1.  in  Erlernung  des  Handwexks  so  viel  Jahre  erspart  werden, 

2.  em  solcher  nicht  gebunden  ist,  so  Tiel  Jahr  zu  wandern,  sondern 
er  wird  sich  alsohald  niederlassen  und  Geld  an  gewinnen  suchen 
und  Lehrjungen  aufnehmen,  3.  dieweilcin  ein  solcher  unter  den 
Zunnflften  nicht  gelitten  und  bei  anderen  zunflUmäszigen  Geselien 
nicht  geduldet  wird,  als  mus  er  im  Lande  bleiben  und  wo  er 
privilegiret  ist,  seyn  Handtwerk  treiben ,  kan  sich  also  nicht  ver- 
lauffen.  Und  sciuidet  das  nicht,  dass  nvin  sa^^en  wolte,  wan  ein 
Handwerksker!  iiirbt  gereiset,  was  hat  er  dann  *!;»\s»'hen  nud  Kr 
wird  ein  Ötumpler  bleiben;  denn  nicht  das  im  Lande  herum blautien, 
sondern  das  fleissigc  arbeiten  pertectionirt  einen  solchen  Kerl.  Die- 
weilen  dau  ein  Jeder  viui  diesen  wan  Er  will  iu  das  Manufactur- 
haus zu  gehen,  alle»,  was  er  v  er  laugt  zu  besichtigen  oder 
sich  informiren  zu  lassen,  möge  befugt,  auch  die  Meister  im  Hause  ge- 
halten seyn,  einenL  Jaden  alles  an  aeigen,  zu  sagen,  was  er  au  wissen 
▼erboigt ,  so  wird  die  erfabrung  geben ,  dafs  ein  solcher  Keil  an 
perfection  in  seinem  iiandtwerck  dehnen,  welche  so  viel  Jahr  in 
der  Welt  hemmb  geloffian,  weit  befor  geben  wird.  Auf  diese  weis 
meine  ich  schon  die  .  .  .  •  •  tia  (?^  der  Handtwerker  leicht  zu 
roultipliciren.  Aber  es  ist  hervor  wohl  auf  die  Krtheilung  des  privi- 
legii  zu  sehen,  welche  so  viel  und  bisweilen  mehr  als  die  Zunffie 
zu  schaden  pflegen,  denn  sie  sind  der  rutn  von  manufacturen«  die* 
weilen  die  multiplication  derselben  liroitirf  M'ird.  Dieweihlen  aber 
ohne  privilegiis  viel  KUuste  und  Mauufacturen  nicht  im  Land  su 
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hringea  sind,  so  gefallet  mir  tmter  andereD  der  Engländer  ihr  me- 
Cbodof,  dessen  sie  sich  gebrauchen,  nemblich  wann  ein  privilegiom 
gegeben  wird,  so  verkaufil  der,  welcher  das  privilegium  hat,  solche 
Freibeit  -ils  eine  LicRntz  an  Andere,  derer  ein  .Teder,  welcber  solche 
manufactur  treiben  will,  ein  StUck  Gelrl  ftlr  solche  Liceuz  an  den 
privileg-irten  gibt,  dieser  aber  inns  die  Licenz  hergeben.  Wodun  Ii 
dieser  sein  privilegium  geuit^zet,  aber  der  Manufactur  geschieht  kein 
Sebaden.  Gleichwie  des  Herzog  von  Ar  .  .  .  Is  (?)  Bruder  in  der 
Lederbereitnng  etwas  erfunden ,  darauf  er  ein  privileorium  nahm. 
Mit  diesem  privilegium  schickte  er  jemand  durchs  gauzo  Königreich, 
welcher  dlie  Licenz  aUen  Lederbereitem  anbotbe  und  daftlr  von 
jed«n  ein  etOek  gold  bekehm,  wekhee  so  viel  machte  als  aiuh 
trage  (?)  mht  wen  Er  viel  Jahr  seibeten  arbeitet 
Dia  anwefar  und  Censamption  betreffend  ete.  ete. 

(Das  Dokument  bricht  hier  ab.    UuteröclinR  fehlt.) 
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Vorrede. 


Die  rechte-  und  istaatswissenschaftlichc  FakuiUtt  der  Kaiser 
Wilhelms  -  Univri  sität  zu  Strasshurg  im  Elsass  hatte  für  das 
Jahr  18S4  85  die  Bearbeitung  des  hier  behandelten  Tlieinas  als 
Preisautjgabe  gestellt.  Die  von  mir  eingereichte  Arbeit  erlangte 
am  2.  Mai  1885  den  Preis.  Diese  Untersuchuog  erhielt  ihre 
jetzt  vorliegende  Gestalt  indess  erst  im  Sommersemester  1885,  in 
welchem  ich  mich  eiiier  UmarbeituDg  derselhen  in  dem  von  den 
Herren  Ftofessoren  Knapp  nnd  Brentano  geleiteten  staatswisaen- 
BchaftUchen  Seminar  der  Universitftt  StraBshni^  unterzog.  Ich 
eingreife  hier  die  Gelegenheit,  um  Ofientlicfa  diesen  meinen  ver- 
ehrten  Lehrern  den  wärmsten  Dank  fUr  die  Anleitung  imd  Pör- 
denm;^'  zu  sagen,  welche  mir  im  reichsten  Maasse  und  in  äusserst 
lichens würdiger  Weise  von  ihnen  geboien  wurde.  Nicht  minder 
l»in  icli  Herrn  Professor  Schmoller  in  Berlin  ver})tlichtet .  durch 
dessen  X'orlesung  und  Seminar  ich  während  meines  zweiten  und 
dritten  Stadieosemesters  in  die  volkawirthschafdiche  Forschung 
eingeführt  wurde. 

Wiewohl  im  vergangenen  Sommer  neu  gestaltet  und  im  Ein« 
lefaien  viel£ich  erweitert,  behielt  die  vorliegende  Arbeit  im  groflsen 
Ganzen  ihre  frohere  Anlage.  Durch  die  Formulirung  der  FreoB- 
au%abe  war  ftir  denjenigen ,  der  sich  an  Ihrer  LOeung  versuchen 
wolHe,  der  Qang,  welchen  die  Untersuchung  zu  nehmen  hatte^ 
gegeben. 

Da-  1  hema  hatte  gelautet: 

..Die  zahlreichen  mit  der  Betheilii^ung  der  Arbeiter  am  Ge- 
"^'inn  gemachten  Erfahrungen,  welche  neuerdings  in  Deutschland, 
Frankreich  und  England  veröffentlicht  worden  sind  sollen  ge- 
sichtet und  an  der  Hand  derselben  die  praktische  Anwendbar- 
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kdt  und  themtiache  Bereditigimg  der  Gewliinbelihdliguiig  der 

Arbeiter  geprüft  werden." 

Eä  galt  dcingeniäss  vor  allem,  das  über  die  mit  der  Ge- 
■winnbetheiligung  gemachten  Erfahrungen  vorliegende  Material 
auf  seine  Zuverlässigkeit  und  Brauchbarkeit  zu  prüfen  und  alles 
fUr  die  weitere  Betrachttiug  aus  irgend  einem  Grunde  Unbrauch- 
bare auszuscheiden. 

Von  den  hiernach  Ubiig  bleibenden  Eftlien  der  Gewinn- 
betheiligung ,  Uber  die  Beridbte  Toriagen,  war  aodaim  jeder 
emzelne  Fall  einer  besonderen  Betrachttnig  zu  untemehen,  um 
festiuatdlen,  wdche  Momente  das  Geling»!  oder  HissÜngeQ  dea 
euueeben  Venucfaa  Teranlasat  oder  dasu  beigetragen  haben. 

Endlich  war  zu  unterBUchen,  ob  und  wie  die  Thatsache  des 
Kriblges  oder  Misserfolges  der  so  voi^ftlhrten  Ge^sinnbethei- 
iigungsversuchfi  sich  auch  a  priori  begreifen  lasse,  und  dem  ent- 
Bpreciiend  die  theoretische  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung 
der  Gewinn  1k  tlicihgung  festzustellen. 

»Sonach  zerfallt  die  folgende  Arbeit  in  drei  Theile:  I.  Die 
Prüfung  und  Sichtung  des  vorliegenden  Materials.  2.  Die 
praktische  Anwendbarkeit  der  Gewinnbetheiligung.  3.  Die 
iheofetiBche  Berechtigumg  derselbeiL 

In  dem  dritten  Th&le  habe  ich  mich  au&  engste  an  die 
Ausführungen  angesdilosaeii,  welche  mein  Lehrer,  Fkofessor 
Brentano,  in  seinen  Vorlesungen  über  Allgemeine  National- 
i^konomie  in  den  beiden  Sommersemesteni  1884  und  1885  ge- 
geben liat.  Du  es  sich  dabei  um  den  Anöchluss  an  vielfiich 
noch  nicht  veröffentlichte  Gedankenreihen  des  Genannten  handelt, 
hielt  icli  es,  um  ^lissverständnisse  der  von  mii*  geh  irt -n  Dar- 
legungen seitens  Anderer  mögUchst  auszuschliessen,  für  geboten, 
vielfach  jene  Darlegungen  sogar  im  Wortlaut  vorzuiUhren.  Zu 
den  Zitaten  aus  den  Druckbogen,  welche  Prof.  Brentano,  als 
Manuskript  fitr  seine  Zuhörer  gedruckt,  unter  dieselben  ▼ertheilt 
bat,  bin  ich  vom  Ver&sser  ermächtigt  worden. 

Königsberg  t.  Pr.,  Februar  1886. 

Helnrioh  Frommer. 
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Das  Material  der  Untersuchang. 


i:  ür  jede  Uiiterauchung  wirthschnftlichei'  Fragen,  welche 
statt  von  voigefassten  Meinungen  (i*  r  von  Wünschen  vom 
wirklichen  Leben  ausgehen  will,  ergiebt  sich  als  erste  Auf- 
gabe die  Feststellung  der  thatsäclilichen  Erscheinungen,  welche 
Jas  Leben  aufweist.  So  gilt  es  auch  hier  vor  allem,  die 
Thatsachen  festzustellen,  die  hinsichtlich  der  mit  der  Bethei- 

SDg  der  Arbeiter  am  Untemehinergewinn  gemachten  Er* 
uDgen  u&B  überliefert  sind. 

Diese  Aa%abe  zerfilllt  natargemftss  in  eine  doppelte: 
Vor  allem  gilt  es,  Uber  den  Werth  der  Qudlen  sich 

klar  BU  werden,  ans  denen  die  Mittheilnngen  über  jene  That- 

•achen  fiiessen. 

Sodann  gilt  es,  die  von  diesen  Quellen  mitgetheilten  That* 
Sachen  daraufhin   zu  untersuchen,   inwiefern  bei  denselben 

wirkhch  von  einer  ßetheilignng  der  Arbeiter  am  Unternehmer- 
gewinn öder  von  einem  andern,  vielleicht  verwandten,  Lohn- 
sjsteme  die  Hede  ist. 

Dem  entsprechend  wird  der  folgende  erste  Theil  unserer 
Lnter*nchung  in  zwei  Unterabtheilungen  zerfallen. 

L)ie  erste  Unterabtheilun^-  suil  bicii  mit  der  Prüfung  der 
beiden  wichtigsten  Quellenwerke  über  GewinnbetheiHgung 
be&ssen. 

Die  aweite  Unterabtheilung  soll  das  von  diesen  Quollen 
mitgetheilte  Material  sichten. 


h  Die  Prfifiing  der  ^aellen. 

Nachdem  man  lange  Zeit  hindurch  für  die  Kenntniss  der 
mit  der  Gcwinnbetheiligung  <remnchten  Erfahrungen  auf  spo- 
radische Mittheilungen  über  isolirte  Fälle  angewiesen  war, 
baUn  iunerhalb  der  letzten  10  Jahre  zwei  systematische 
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Untersuchuiigen  etattgefuDden,  die  es  sich  zur  Au%abe  setzten, 
über  alle  mit  GewiDnbetbeiligungBvennicheii  gemachten  £r- 

fehrunf^en  Klarheit  zu  schafFen. 

Herr  Gf'h  -Hatli  Böhmert  in  Dresden  bat  mit  einer  nicht 
geniij?  nnzuerkeuiieuflen  Energie  iiinlasisende  Erhebungen  über 
alle  üevunnbetheiligun^j-sversuche,  die  in  irgend  welchem  Laude 
stattgetunden  haben,  aiij^esteilt.  Die  Ergebnisse  dieser  Privat» 
enquete  Warden  1878  m  2  Bänden  (Band  82  und  38  der 
internationalen  wisBenachafUichen  Bibliothek)  in  Leipzig  ver- 
öffentlicht Das  Werk  A&hrt  den  Titel:  „Die  Gewinn- 
bethüligttn^*  Untersuchungen  über  Arbeitslohn  und  Unter« 
nehmergewinn  von  Victor  Böhmert.*^ 

Sodann  bat  das  französische  Mlnisleriuni  des  Innern  1883 
die  Ergebnisse  einer  Knqiiete  yrrriffcntliclit ,  welche  eine  von 
ihm  ernannte  ausserpariainriitanschr  Jvoiinnifision  in  dem  ge- 
nannten Jalire  über  Arbeiierassoziatiuneu  und  Belheiligung 
der  Arbeiter  am  Üntemehmergewiiin  anstellte.  Für  die  Frage 
der  Gewinnbelheiligung  kommt  der  2.  Band  dieser  Em^ucte 
in  Betracht. 

Ausser  dieien  beiden  um&ssenden  Quellenwerken  giebt 
es  noch  aahlreiches  Material,  aus  dem  wir  unsere  Kenntniss 
über  den  einen  oder  andern  Fall  der  Gewinnbetheiligung  be* 
reichern  können.  Dasselbe  ist  keineswegs  ohne  Wichtigkeit. 
Vielmehr  ist  es,  wie  der  Verlauf  der  folgenden  Untersuchung 
zeigen  wird,  oft  von  grösserer  Ausfülirlichkeit  und  Zuverlässig- 
keit als  das,  was  in  den  genannten  beiden  Enqueten  enthalten 
ist.  Indess,  wie  bemerkt,  dieses  Material  bezieht  sich  immer 
nur  auf  den  einen  oder  andern  Fall.  Es  dürfte  daher  ange- 
zeigter erscheinen,  den  Werth  desselben  da  zu  erörtern,  wo 
dasselbe  zur  Beleuchtung  des  betreffenden  Falls  herangezogen 
wird.  Ueber  den  Werä  iener  um&ssenden  Werke  oagegen 
erscheint  es  mOglich  und  aweckmftsslg,  in  einer  vorans- 
zuschickenden  allgemeinen  Betrachtung  sich  klar  zu  werden^). 


1)  Hierlim  ist  aneh  zu  ifthlen  das  Bulletin  de  la  particiuation  anx 

bdneficee.  In  Paris  wurde  im  Jahre  1^79  vou  Industrif  Hni  urnl  sonstigen 
GJeschüftsleuten .  welelie  in  ilneu  Unternehtnungen  Uewinnbethciliguiig 
eiß^eführt  haben  und  für  dieses  I><'hu3A'stem  sehr  eingeuoaimen  siud,  eine 
Soci^t^  de  la  participatinn  aux  b^nences  begründet.  Dieselbe  zählt  zu 
ihrf>Ti  Mitgliedern  die  Chefs  oder  Direktoren  fast  sämuitlieher  durch 
Böbuiert  und  die  französische  Enqufitc  bekannter  sowie  noch  mancher 
anderer  Oeeebüfte  in  Frankreich,  in  welche  Gewinnbetheiligung  besteht. 
Der  I.oiter  der  Gesellschaft  ist  der  grosse  Agitator  fUr  Gewinnbetueiligang 
Staatsrath  Charles  Rol^ort,  Direlctor  der  Feuerver^iehoningsjrosellnchan 
Union  in  Paris  und  Präsident  der  gegenseitigen  ünterstützungsgeseilscbatt 
der  Art>eiter  des  Oebttodemalers  xieelaire  ebendaselbst  Die  Thfttigkeit 
d(?s  Vereins  erstreckt  sich  wesentlich  darauf,  die  Prinzipien  der  Gewinn- 
beiheiligung möglichst  zu  verbreiten  und  zu  dem  Zweck  ihren  Versuchen 
einen  gewissen  Ruf  zu  verschaä'eii .  ferner  die  Kegicrung  wie  die  Stadt- 
verwaltung von  Paris  einer  möglichst  weitgehendeil  Begünstigung  der 
Gewinnbetheiligung  nnd  spesielf  der  Gescb&fte  mit  Oewinabeueifigang 
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Wie  soeben  bemerkt  wurde,  sowohl  das  Böhmertsche 
Werk  ala  nuch  die  Publikation  des  französischen  Ministeriums 
des  Innern  enthalten  Enqueten.  Da  erhebt  sich  denn  als 
ei^te  die  Frage,  ob  diese  den  Anforderungen,  welche  der  wissen- 
schaftliche Forscher  an  eine  Enquete  stellen  muss,  entsprechen. 
Und  diese  Frage  wieder  hat  die  Beantwortang  zweier  anderer 
zur  nothwendigen  Voraussetzung.  Der  einen  nämlich:  welche 
Aufgabe  haben  die  Enqueten  überhaupt  zu  erfüllen,  und  so- 
dann der  zweiten:  weieheft  sind  die  Anforderungen,  die  an 
eine  £nqa§te  zu  richten  sind,  damit  sie  dieser  Aufgabe  ge- 
recht werde» 

AU  die  Aufgabe  der  Enquete  möchte  ich,  den  Ausführungen 
des  Pro£  Brentano  in  seinen  Vorlesungen^)  folgend,  bezeichnen: 


geneigt  zu  machen  und  endlich  mit  ausländischeu  Anhängern  der  6e- 
winnb^theili|xung  Verbindunsen  zu  unterhalten.  Geh.  Rath  I^'^lmv^rt, 
Luigi  Lu/zati,  der  Präsident  der  Gesellschaft  für  italienische  Volkbkai>i>en, 
und  der  ene^Ii^che  Nationalökonom  Sedley  Taylor  sind  Ehrenmitglieder 
dieser  Gesellsch;ift.  Zur  Fördenm^  ihrer  Zwecke  erlebt  di«>  OesolTschaft 
seit  ihrem  Bestehen  das  oben  genannte  Bulletin  de  la  participatiou  aux 
b^n^fices  heraus,  von  welchem  jährlich  ein  etwa  2oO  .Seiten  starker  Band  bei 
A.  Chaix  &  Cie.  in  Paris  erschemt.  Diesas  Werk,  weit  entfernt,  eine  Fund- 
grube von  Materinl  ril)er  die  Gewinii^etlieilif^unp  zu  sein,  zeichnet  .sich 
durch  grosse  Acrmiichkeit  an  solchem  aus.  Ks  findet  sich  keineswegs  in 
deniielbeii,  wie  mtll  erwarten  dürfte,  eine  planmäasige,  authentische  und 
eneh9|ifeiHle  Atukiiiiflsertheilung  über  die  Qewinnbetheiligungsversuche 
de^enigeB  Finnen,  deren  Vertmter  zu  ihren  Mitgliedern  gehören.  Nur 
hie  and  da  wird  gelegentlich  d-as  Reglement  eines  Hauses  mit  Gewinn- 
lieüieiligung  abgedruckt,  noch  seltener  findet  man  eine  Notiss  Ober  die 
Beol>acntunpen.  welche  in  einem  Geschäfte  bezüglich  der  Wirkungen 
der  Gewianbetheiliping:  gemacht  wurden,  und  dann  meist  noch  unvoll- 
kommen. Im  übrigen  bringt  die  Gesellschatt  in  ihrem  Bulletin  eine 
r^elpiässige  Berichterstattung  über  die  abgehaltenen  Sitzungen  und  die 
Thätinkeit  des  Vorstande.'«,  femer  veröffentlicht  sie  die  Reden,  welche  ihre 
Mitglieder  in  dieser  oder  jener  Gesellschaft,  in  Vereinen  oder  Ve)*?anunlungen 
gehalten  haben,  sie  bringt  Personaln«>tizen,  rodestalle,  Dekorationen  u.s.  w. 
ihrer  Mitglieder  zur  Kenntnias  und  sammelt  alle  möglichen  und  unmög- 
lichen Pressstimmen  )>ezuglich  der  nowinnbetheiligun;j:sfrage.  Seit  18ö0 
erseheint  in  dem  Bulletiu  eiue  Ueberöetzung  des  Werkes  ihres  Ehren- 
mitgliedes Geh.  Ralli  BSbmert.  —  Das  Bulleon  bringt,  wie  aus  dem  Vor- 
stehenden erhellt,  wenig  nnd  kaum  etwas  Neue^  von  Wichtigkeit.  Es 
läsat  sich  daher  nicht  als  eine  Ilnnptnuelle  für  l'nter8ncl(ungen  ü'icr  lie 
praktische  Anwendbarkeit  der  Gewiunuetheiligung  bezeicluien;  es  kommt 
Tiefmebr  nnr  rabsidiar  in  Betracht  Hierbd  mibe  ich  indeas  m  bemerken, 
da-^s  mir  nur  Bd.  II— VI  (Jahrgänge  1880—84)  und  Bd.  VII  Lieferung  1 
(Jahr^ranji^  löbö)  zugänglich  »gewesen  ist;  Bd.  I  (Jahrgang  1879)  war  im 
Buchhandel  vergriffen.  l>och  nach  der  aus  den  übrigen  Bänden  erhellen- 
den Anla>re  des  Werks,  der  Thäti{>keit  der  Gesellscliafl  und  derGeistes- 
richtTiTi!.'  i)irrr  Mitu^ic  lv  r  lässt  Sich  schlie.''sen.  dieser  erste  Band  um 
nichtä  bessei-  oder  schlechter  ist  als  die  übrigen.  —  Ebenso  wenig  wie 
das  Bulletin  de  la  narticipation  aux  bdnöfices  Kommt  mehr  als  ei'gäuzeud 
in  Betracht  das  Bucn  von  Foogerousse  „Patrons  et  ouvriers  de  la  Fiance*', 
da  dieses  an  thatsachlichem  und  sicherem  Biaterial  nur  K^lements  ron 
G^häften  mit  Grewinnbetheiügung  enthält 

1;  VgL  aaeb  Bzeatano,       ArbeitenrersiGkeningszwang,  Berlin  1881, 

8. 
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die  möglichste  Beseitigung  jenr-r  Naehtheile,  denen  die  wissen- 
schaftliche Beobachtung  wirthöchaftlicher  Thatsacheu  in  Folge 
der  Natur  derselben  ausgesetzt  ist. 

Was  die  Beobachtung  von  Thatsachen  angeht,  so  besteht 
nämlich  zwischen  der  Volkswirthschat'tslehre  und  anderen 
wissenschaftlichen  Disziplinen,  wie  z.  B.  den  Naturwissen- 
schaften, ein  fundamentaler  Unteraebted  aum  Nacbtheü  der 
ersteren:  während  in  diesen  anderen  Diraiplinen  der  Forscher 
die  Beobachtung  der  Thatsachen  allezeit  unmittelbar  selbst  vor- 
nehmen kann,  ist  der  Forscher  auf  wirthschaftlichem  Gebiete 
zu  einer  unmittelbaren  eigenen  Beobachtung  wirthschaftlicher 
Thatsachen  nur  in  den  seltensten  F'ällen  im  Staude.  In 
der  überwiegend  grossen  Zahl  der  Fälle  sieht  er  sich  bei 
seinen  Untersuclmngen  auf  das  Zeugniss  anderer  inunittel- 
barer  Beobachter  benielininkt.  Er  sieht  also  nur  uuiielbar, 
nur  durch  die  Augen  Anderer  die  i- rage ,  die  er  beluuidelt, 
und  es  kommen  daher  zu  den  Fehlern,  denen  jede  wissen- 
schaftliche Beobachtung  ausgesetzt  ist  und  die  in  der  ^atur 
des  beobachtenden  Forschers  ihren  Grund  haben,  noch  weitere 
Fehler,  die  aus  der  Natur  des  der  Beobachtung  zu  Grunde 
liegenden  Zeugnisses  entspringen.  Und  wie  gross  sind  nicht 
die  Fehler,  die  hier  z.  B.  in  Folge  der  Befangenheit  des 
Zeugen  in  religiösen,  politischen  oder  Klassenvorurtheilen,  in 
Folge  der  unbewussten  und  oft  auch  bewussten  Fälschung  der 
Thatsaehen  durch  Interessenten,  in  Folge  der  Einseitigkeit  der 
zu  (febote  stehenden  Zeugnisse  oder  in  Folge  davon  entstehen, 
diiss  mau  annimmt,  der  Zeuge  berichte  krai't  eigener  An- 
schauung, während  er  nur  einen  Theil  dessen,  worüber  er 
Auskunft  giebt,  aus  eigener  Anschauung,  das  Andere  bios 
durch  unkontrolirbare  Mittheilnngen  Anderer  kennt,  oder  dass 
man  Aussagen  des  Zeugen,  welche  Schlussfolgerungen  desselben 
aus  Beobachtetem  enthalten,  mit  Mittheilungen  von  beob- 
achteten Thatsaehen  verwechselt! 

Diese  Nachtheile,  mit  denen  die  volkswirthschaftliche 
Forschung  behaftet  ist,  soll  die  Enquete,  d.  h.  die  systema- 
tische Befragung  von  Haehverständigen  zur  Feststellung  von 
Thatsachen,  soweit  irp:end  möglich  In  seitigen. 

Damit  sie  aber  hierzu  im  Staude  sei,  muss  sie  gewissen 
Anforderungen  entspreehen,  über  welche  neuerdings  durch  die 
Abhandlung  ü.  Cohns  über  parlamentarische  Untersuchungen 
in  England*)  und  durch  die  vom  Verein  für  Socialpolitik 
veranlassten  Gutachten  Uber  die  Organisation  von  Enqueten') 


ZuerBt  erschieuen  in  Hildebrauds  Jahrb.  Bd.  XXV  187S,  sodann 
erweitert  in  Cohns  Volkswirthsehattlicliou  Aufsiitzon,  Stuttgart 

^)  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  BU.  Xlil.  Das  V'ertahren 
bei  Enqueten  über  sociale  Verbältnisse.  Drei  Gutachten  von  Dr.  G.  Embdeu, 
Dr.  6.  Cohn,  Dr.  W.  Stieda  nebst  einem  Anhang  nach  dem  Englischen 
von  J.  M.  Lndlow.   Leipzig  1877. 
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Klarheit  verbreitet  worden  ist.  Als  das  Kr<2;ebmss  dieser 
AbhandluDgen  möchte  ich  das  Folgende  bezeichnen: 

EiHjudten  lassen  sich  auf  zwiefache  Weise  anstellen?  ent- 
weder aul  dem  Wege  schriltliclier  oder  aut  dem  Wege  muad- 
licher  Befragung  d«r  Betbeiligten. 

Die  erstere  Methode,  die  sog.  „unvollständig  organisirte 
fimin^te" oder  FragebogenenquSte,  ist  ausgezeichnet  fiir 
stfttutische  Erhebungen,  d.  h.  da,  wo  es  sich  um  eine  ziffem- 
luässige  Feststellung  der  Häußgkeit  von  That^achen,  die  ihrer 
Natur  nach  schon  bekannt  sind»  handelt.  Hier  ist  sie  trefflich, 
aber  auch  nur  hier. 

Wo  es  sich  dap;egen  um  die  Festütellunp^  von  Thatsachen 
bandelt,  die  ihrer  Natur  nach  noch  nicht  iM-kaunt  ^^ind  oder 
um  die  Feststellung  des  ursächlichen  Zusannnenhanj^es  der- 
•elbeu,  reicht  sie  nicht  aus.  Ihre  Unzweckmässigkeit  in  der- 
artigen Fällen  erhellt  aus  folgenden  Gründen-;: 

Kinmal  stehen  bei  schriftlichen  Enqudten  die  Fragen 
BOthwendig  im  voraus  fest;  wo  es  aber  darauf  ankommt,  un- 
bekannte Thatsachen  oder  deren  inneren  Zusammenhang  zu 
ergriindeo,  l&BBt  es  sich  unmöglich  voraussagen,  welche  Fragen 
ftberhaupt  gestellt  werden  müssen.  £rst  die  Untersuchung 
selbst  lehrt,  welche  Fragen  im  allgemeinen  wie  im  einzelnen 
wichtip:  oder  noth wendig  sind.  Es  ^ilt,  wie  Embden  sapjt*'), 
„fragend  da«  h  raffen  immer  besser  zu  lernen".  In  Folge 
dessen  werden  bei  Anwendung  der  schriitiiehen  Enquete  in 
den  eben  j^enannten  Fällen  national«  d^onomiseher  Unter- 
suchung wichtige  Punkte  bei  der  Fragestellung  übergangen, 
and  Fragen,  die  gestellt  sind,  eignen  sieh  in  ihrer  Abfassung 
vielfach  nicht  för  jeden  speziellen  Fall.  Die  Antworten,  die 
der  Veranstalter  der  Enqute  auf  seinen  Fragebogen  erhält, 
lind  daher  nothwendig  unzulänglich  und  können  kein  um- 
fassendes und  wahrheitsgetreues  Bild  von  den  Thatsachen 
bieten.  Die  hieraus  hervorgehenden  Lücken  und  Felder 
lassen  sich  aber  nur  schwer,  wenn  überhaupt^  nachträglich 
beseiticr^^'  n. 

bodanu  giebt  die  schriftÜche  Enquete  dem  Befragten  Zeit, 
sich  die  Antwort  in  einer  für  ihn  möglichst  unverfänglichen 
Weise  zurechtzulegen*), 

während  drittens  jede  Kontrole  der  ertheilten  Antworten 
fehlt  Wenigst^is  giebt  die  Enquete  selbst  eine  solche  Kon- 
trole  nicht  an  die  Hand.  Falsche  oder  irrthümliche  Angaben 
sind  daher  oft  nicht  herauszufinden,  und  wo  sie  ausnahras- 


'l  Embden. 

-)  EmbdeUf  Schriften  des  Vereins  für  S«»cialpolitik  Bd.  XIII  8.  11  ff. 
Cohn,  Volks wirthschaftliche  AuMtze  S.  30-  44. 

*)  .Sihriftoii  des  Vireins  für  Socialpolitik  Bd.  XIII  3. 
*)  G.  Cohn  ebenda  S.  22. 
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weise  klar  zu  Tage  treten  sollten,  ist  eine  Berichtigung  der- 
selben schwierig. 

Hieraus  erhellt,  dass  die  schriftliche  EnauSte  bei  der 
UDterBuchung  von  wirthschaftlicben  Fragen,  wetche  nicht  rdn 
statistiBcher  Natur  sind,  nicht  die  nötnige  Gewähr  für  die 
Richtigkeit  der  firgebniese  der  üntersuchang  su  bieten  ver- 
mag. Irrthümer  und  Lücken  sind  bei  ihrer  Anwendung  un- 
ausDleibüclL  Ja,  selbst  vor  willkürlichen  Entstellungen  der 
Tliatsacben  ist  man  nicht  sicher  und  bat  zumal  da  keine 
Wa£Pe  g^n  dieselbe,  wo  man  einer  Partei  ausschliesslich 
oder  vorwiegend  Oehör  giebt. 

Gilt  dies  für  nichtsti\tistisclie  wirtlisehaftlicliL'  Enqueten 
jeglicher  Art,  so  namentlich  bei  Erhebungen  auf  dem  Gebiete 
der  Arbeiterfrage.  Hier  nämlich  macht  sich  noch  als  beson- 
deres Hcnininiss  geltend,  dass  der  P\)r8ciier,  den  gebildeten 
Klassen  .•mgehurier,  der  einen  Klasse  besonders  nahe,  der 
andern  aber  freuid  gegenüber  steht,  lliei  käme  es  meist  vor 
allem  darauf  an,  durch  Fragen  erst  das  kennen  zu  lerncDi 
was  «u  fragen  ist,  und  durcn  die  erhaltenen  Antworten  sich 
zu  weiteren  fVagen  leiten  zu  lassen.  Hier  femer  ist  die  Ge^ 
fahr  der  Einseitigkeit  der  Ergebnisse  bei  Anwendung  der 
schriftlichen  EnquÖte  schon  dadurch  gegeben,  dass  es  in  der 
Regel  nur  der  Arbeitgeber  ist,  an  den  die  Enquete  sich  wenden 
wird.  Denn  er  ist  zunächst  dem  Forscher  bekannt.  Und  ist 
sein  Zeugniss  als  das  eines  Interessenten  auch  von  hervor* 
ragender  vVichtigkeit,  so  ist  es  eben  als  das  eines  Interessenten 
doch  aueli  finsserst  gefährlich.  Bei  Anwendung  der  ^clirift- 
lichen  Eiiijueie  aber  lässt  sich  das  Zeugniss  des  Arbeitgebers 
nur  schwer  kontroliren.     Denn  diejenigen,  welche  das  enl- 

f egenstehende  Interesse  haben,  die  Arbeiter,  sind  meist  unbe- 
annt  und  seihst  wo  V)ekanut,  in  der  Regel  nicht  gebildet  und 
unabhängig  genug,  um  schriftlich  ausreichend  Aufschlüsse 
geben  zu  können.  Bei  schriftlichen  Erhebungcu  über  Arbeits- 
verhftltnisse  ist  man  daher  vorzugsweise  auf  das  Zeugniss  des 
Arbeitgebers  angewiesen.  Was  das  besagt,  darUbor  unter- 
richtet John  Malcolm  Ludlow  in  seinem  trefflichen  Aufsätze: 
.lieber  die  Untersuchung  von  Gewerbestreitigkeiten  und  die 
dem  Zeugniss  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  zukommende 
Glaubwürdigkeit»)/ 

Allen  diesen  Nachtheilen  ist  eine  zweckmässig  angeord- 
nete mündliche  Enquete  nicht  ausgesetzt.  Damit  sie  indess 
zu  der  erwünschten  Richtigkeit  der  Ergebnisse  führe,  scheinen 
nach  den  Austiihrungen  der  genannten  Autoren  folgende 
Maassnahmen  nöthig: 

1.  Die  ünterßuehuDtiskuuimission  soll  sich  zusammensetzen 
nicht  blos  aus  Staatsbeamten,  was  als  Regel  der  Fall  ist^  son- 

1)  Schriften  des  Vereins  für  Sodalpolitik  Bd.  XIU  S.  47—64. 
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dorn  anch  aus  andern  Personen,  welche,  sei  es  durch  ihre 
Interessen,  sei  es  durch  ihre  Kenntnisse  oder  durch  Unab- 
hängigkeit der  Gesinnung,  besonders  zur  Betbeiligung  an  der 
Erörterung  der  zu  untersuchenden  Fragen  berufen  erscheinen. 
Die  Vertretung  der  Interessenten  in  der  Erhebuntrskomnnssion 
isr  deshalb  unerlSsslich,  weil  diese  die  Untersuchung  auf  die- 
jfciiigeii  Funkte  zu  lenken  wissen,  auf  welche  es  vor  allem 
ankommt.  Wo  aber  verschiedene  Interessen  sich  gegeniiber 
stehen,  müsöen  gleicli  viel  Vertreter  der  beiderseitigen  Inter- 
essen in  der  Kommission  Platz  finden ;  andernfalls  ist  Gefahr, 
dase  die  Untersuchung  auf  falsche  fiahnen  gelenkt  und  par- 
teiisch werde.  Keineswegs  jedoch  ist  es  erforderlich,  dass  alle 
Untersuchenden  besondere  Spezialkenntnisse  besitzen.  Ja^  es 
ist  dieses  nicht  einmal  erwünscht.  Denn  je  weniger  dieselben 
von  den  Verhältnissen,  weiche  sie  untersuchen,  wissen ,  um 
so  mehr  und  eindringlicher  werden  sie  die  Zeupfcn  zu  ihrer 
eigenen  Aufklärung  ausfra/:!;en  und  um  so  umfassender  wird 
der  Bericht,  welcher  ^lem  Lesser  zu  Gebote  .steht. 

Die  Untersuchungskommission  soll  nicht  an  einen  Frage- 
bogen gebunden  sein.  Denn  erstens  ist,  wie  oben  schon  be- 
lout,  eine  zweckmässige  Fragestellung  im  voraus  unmöglich, 
vielmehr  lehrt,  wie  schon  bemerkt,  erst  die  Untersuchung, 
welche  Fragen  erheblich,  welche  nicht,  ja  was  überhaupt  zu 
fragen.  Sodann  fragt  ein  Fragebogen  von  jedem  Zeugen  alles 
und  dasselbe,  während  jeder  nur  in  Bezug  auf  gewisse  Seiten 
und  Detailpunkte,  nämlich  im  Bereiche  seiner  eigeosten  £r< 
lahrung,  ein  wirklich  authentischer  Gewährsmann  oder  ein 
Interessent  von  besonderem  Gewichte  sein  kann.  Rationeller 
W*^!«»^  rauss  die  Untersuchung  nur  darauf  gerichtet  seiu,  einen 
Jeden  im  Umkreise  seiner  speziellsten  Erfahrungen,  Einsichten 
und  Interessen,  hier  aber  auch  mit  erbarnumgsloser  Gründ- 
lichkeit auszufragen.  Endlich  drittens  luiut  die  Benutzung 
eines  Fragebogens  leicht  zu  Entstellungen,  da  der  Interessent 
auf  die  Fragen  vorbereitete  Antworten  zu  geben  im  Stande  ist 

2.  Die  Attskunftspersonen  sind  nicht  auf  diese  oder  jene 
Partei,  diese  oder  jene  Interessenten  oder  blos  Dritte  zu  be- 
schränken. Vielmehr  ist  es  unentbehrlich,  „dass  alle  bethei- 
ligten Interessen  im  Lande,  die  privaten  sowohl  wie  die  dtfent- 
lichen,  gleichsam  auf  den  Kampfplatz  gerufen  werden,  indem 
das  Verhör  vor  der  Kommission  jedem  Einzelnen  Reiz  und 
Gelegenheit  giebt,  jedem  Andern  mit  seinem  eigenen  Zeugnisse 
entgegenzutreten"  M.  Jedweder,  der  eine  Aussage  zu  maclieu 
oder  die  eines  AntU  ru  zu  berichtigen  wii lischt,  ist  zum  Ver- 
hör zuzulassen.  Alsdann  gestaltet  sich  die  Vernehmung  der 
verschiedenen  Interessenten  oft  zu  einem  wahren  Kreuzverhör» 


G.  Cohn,  YolkawirtfaBcbaftliclie  AtiMtie  S.  15. 
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als  dessen  Ergebniss  die  Wabiiicit  sich  äliuiicli  wie  bei  den 
Gerichte  Verhandlungen  herausstellt. 

8.  Die  UntenuchuDg  soll  Öffentlich  aein.  Besonders  ist 
der  Presse  freier  Zutritt  zu  geben,  die  Ansssgen  sind  zu 
Stenographiren  und  die  Stenogramme  alsbald  in  den  Zeitangen 
zu  veröffentlichen.  Durch  die  Oeffentlichkeit  des  Verhörs  und 
Veröffentlichung  des  im  Verhöre  gewonnenen  Materials  näm> 
lieh  ist  es  vielfach  allein  möglich  Einseitigkeit  der  Aussagen 
zu  verhindern.  Denn  Jeder  aus  dem  Publikum,  der  (Ii- 
Unrichtigkeit  einer  Aussage  erkennt  und  ein  Interesse  daran 
hat,  sie  zu  korrigiren,  wird  dadurch  veranlasst,  sich  zu 
melden  Auf  diese  Weise  werden  Zeuguisszwang  und  Ver- 
eidigung überflüssig  gemacht.  Denn  dann  liegt  es  sowohl  im 
Interesse  der  Betheiligten,  vor  der  Kommission  zu  erscheinen, 
als  auch  wird  durch  Gegenüberstellung  der  sich  wider- 
snrechenden  Zeugen  die  Wahrheit  enthGllt  Kur  so  lässt  sich 
me  Richtigkeit  des  Schlussberichtes  kontroliren.  — 

Wie  verhalten  sich  nun  gegenüber  diesen  Anforderungen 
die  genannten  über  die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Unter> 
nehmergewinn  stattgehabten  beiden  Enqudten? 

Zuerst  die  R«"»hmcrt8che  Enqu§te. 

Brdnnert  eriiielt.  wie  er  selbst  erzäiilt-),  im  Jahre  1873 
eine  AulTorderung  des  Verein«  iiir  Soeialpülitik,  ein  Gutachten 
über  die  Frage  der  (jewmnbeiheiligung  zu  erstatten.  Da  er 
die  JSache  zu  einer  gutachthchen  Entscheidung  noch  nicht  für 
reif  genug  hielt ,  zog  er  es  vor,  darüber  zunftehst  eine  be- 
sondere £nqu6te  ansoslellen.  MH  RQeksioht  auf  das  Vor- 
kommen der  Gewinnbetheiligung  in  aller  Herren  Lfindern  war 
es  geboten,  dersellji-ii  einen  internationalen  Charakter  zu  geben. 
Böhmert  entwarf  daher  ein  Fragenformular,  12  Fragen  ent- 
haltend^), welches  zugleich  in  französischer  und  englischer 

')  G.  Cohn,  Volkswirthschattiiche  Aufsätze  S.  35  fi. 

Y^l.  Böhmert,  Gewinnbetheiliguug  Bd.  I  S.  12  f. 
')  Die  Fragepunkte  waren  folgende: 

Namr  und  Ort  des  Qeschäfts; 

Ort  der  Industrie; 

Zahl  der  Arbeiter. 

1.  Bestellt  die  Gewinnhetheiligung  mit  oder  ohne  Antheil  um  Ge- 
schäft? Werden  bestimmte  Prämien  oder  Tantiemen  o<if»r  Beiträge 
zu  den  Arbeitskassen  ausbezahlt  oder  noch  andere  älmliche  Lohn- 
zahlungsmethoden  angewendet? 

2.  Welche  feste  ArbeitBuitme  werden  ansbesablt: 

a)  im  Tagelohn V 

b)  im  Stücklohn  ? 

c)  im  Gmppenakkord  ? 

In  wclchoni  Vorliällniss  stt-hfn  diese  Löhne  zu  den  ID  ähnlichee 
Etablissements  derselben  Gegend  üblichen  Lohnen? 

3.  In  welchem  VerhHltniss  steht  der  Arbeitslohn  zu  dem  Preise  des 
Prodnkta  und  wie  verhält  sich  der  Gessmmtbetrag  der  iährlidi  an»' 
gezahlten  Arbeitslöhne  zu  dem  Gesammtbefzsge  des  Anlage-  and 
Betriebskapitals  ? 
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Sprache  verbreitet  und  an  viele  Zeitungen,  sowie  an  Hunderte 
von  Privatleuten,  Aktiengesellschaften  und  Vereinen  gesandt 
wurde.  Daraufhin  Lnimcn  I)nhinert  zahlreiche  Antworten  mit 
Mittheilungen  über  den  tinzeluen  konkreten  Fall  und  mit 
gutachtliclien  Aeusserungen ,  begleitet  von  vielen  neueren 
tjchriften ,  ^Maiuten,  Kechnungöschlüssen  u.  s.  w.  zu.  Diese 
sowie  sonstiee  Zuschriften,  die  Böhniert  auf  seine  Veröflfent- 
lichuDgpen  tther  den  Gang  seiner  Untersuchung  im^  „Arbeiter^ 
freund*^  seit  1878  von  Lesern  dieser  Zeitschrift  im  In-  und 
Auslände  erhielt^  bilden  den  Hauptbestandtheil  des  Urmateriab 
des  Bdhmertschen  Werks.  Ausserdem  benutzt^  er  noch  be- 
sonders die  Ergebnisse  der  Erhebungen  über  die  in  Bayern 
Qnd  Preussen  bestehenden  Wohlfahrtseinrichtungen  zum  Besten 
der  Arbeiter,  welche  von  dem  königl.  bayerischen  statistischen 
Bnreatt  bezw.  von  dem  könip^l.  preussisehen  Handelsministerium 
ehentaiis  vermittelst  Fragebof^en  in  den  siebziger  .Jahren  ver- 
anstaltet sind.  Mit  Hilfe  dieser  Materialien  stellt  liMlnnert 
81  Fälle  von  Gewinubetheiligung  zusanuneu  und  zwar  12  von 
Oewinnbetheiligung  mit  Antbeiram  Geschäft  und  69  von  Ge- 
winnbetbeiligung  ohne  Antheil  am  Geschäft. 

Die  Methode,  welche  bei  der  Ermittelung  des  von  Boh- 
nert veröffentlichten  Materials  zur  Anwendung  kam,  ist  also 
die  schriftliche  Erhebung  mit  Hilfe  des  Fragelxigens.  Da  es 
sich  um  die  Enquete  einer  Privatperson  handelt,  lag  die  An- 

4.  Wie  hoch  beläuft  sich  dei*  Uewinuantbeil  der  ArbeiLiieUuierV 
«)  im  VerhitltiiisB  sum  Rehiertng  des  GescbftftB? 

b)  im  Verhältniss  zu  den  im  Geschäftsjahro  bezogenen  Löhnen? 
b,  Wer  ist  antheilsberechtigt  V    Krluiltoii  alli    Arbeiter  i^loirhe  An- 
theile  oder  geschieht  die  Vertbcilung  mit  Küi;ksiolit  aut  die  LHeust- 
{ahre  oder  die  bezogen«!  LShne  und  in  welchem  Verhältniss? 

6.  Werden  die  Antheile  baar  ausbezahlt  oder  in  Sparkassen  und  Ver- 
sorguD^kassen  gelegt  odor  zur  Bildung  von  Hilfs-  und  Garantie- 
fouds  nir  die  Arbeiter  in  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit  oder  schlechten 
Oeschftftsganges  verwendet? 

7.  Rönnen  die  Aii>eitt>i  Antbcile  am  GtasehüftesigeBtham  erwerben 
und  unter  welchen  Bedingungen? 

8.  Ist  den  Arbeitnehmern  eine  Kontrole  über  die  Rechnungsführung 
eingeräumt? 

9.  Sind  die  Arbeiter  sach  rar  Deckung  von  G^eschftftavexlusten  mit  vei^ 
pflichtet? 

10.  in  wieweit  wird  fQr  das  betheiligte  Kapital  nnd  für  den  Fortgang 
•b^s  G^hfifts  durch  einen  Hesenrrf«»^  gesorgt? 

IL  W.mn  ^\1m^^  dif»  Gewinnbetheiligung  eingeführt  und  welche  Er- 
tabruDtfeu  machte  man  seither? 

a)  Welches  mnd  die  Wiricnngen  für  die  Förderung  der  Ökono- 
mie beu  und  luoralischeu  Interessen  der  Arbeiter? 

b)  IinviotVrn  zog  der  In  Im  bor  df3  Etablissements  daraus  Vortheil 
bei  günstigen  und  uugün»tigeu  Geschäftskonjunkturen? 

e)  Konnten  die  gleichen  ResnUate  nicht  durch  .Stücklohn,  Prftmien 
odor  andere  LolmzaMimj^smcthodpn  rr/it'It  wcid«^»? 
12.  Inwiefern  könnte  der  btaat  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  oder 
bei  der  Verwaltung  der  ihm  zugewieseoen  Untendmumgen  die 
Gewinnbetheiligong  fördeni? 
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Wendung  des  Fragebogens  hier  besonders  liahe.  Nicht  als 
ob  PnvaLjucrsonen  bei  der  Knuauiuiig  wirtUschai'tlicber  und 
sozialer  Tnatsacben  nothwendig  auf  die  schriftliche  Befragung 
angewiesen  wären.  Es  liegen  vorzügliche  Untersttchuneen 
von  Privatpersonen  vor,  die  darauf  beruhen,  dass  die  be- 
treffenden Forscher  sich  persönlich  an  den  Schauplatz  der  von 
ihnen  untersuchten  Erscheinungen  begaben  und  durch  münd- 
liche Befragung  der  sich  entgegenstehenden  Interessenten  wie 
auch  neutraler  Personen  den  Sachverhalt  festzustellen  suchten. 
Ich  verweise  auf  die  noch  später  mehrtacli  zu  erwähnende 
Enfiuete  der  National  Associaliou  for  the  Promotion  of  Social 
Science  über  Trades'  Societies  and  Strikes  von  18(jU,  auf 
gewisse  Theile  der  den  ^ Arbeiterp;ilden  der  Gegenwart"  von 
Brentano  zu  Grunde  liegenden  Untersuchungen,  aui  das  W  erk 
von  A.  Thun  über  „Die  Industrie  am  Niedenrhein  und  ihre 
Arbeiter",  auf  die  fünf  Dorfgemeinden  am  Taunus  von 
Schnapper  -  Arndt ,  auf  die  Arbeiten  von  £manuel  Sax  über 
die  Hausindustrie  in  Thüringen  und  zahlreiche  andere.  Allein 
da  bei  der  von  Böhraert  su  untersuchenden  Frage  das  Ma- 
terial,  wie  bemerkt,  über  mehrere  Länder  sich  erstreckte,  war 
es  für  eine  in  Amt  und  Würden  befindliche  Person  beinahe 
selbstverständlich,  dass  sie  sich  des  Fragebogens  bei  ihrer 
Untersuchung  beciieule.  Soll  deshalb  Bühmert  ans  der  Wahl 
dieser  Metbode  hier  kein  persiinlifher  Vorwurf  gcmaclit  werden, 
so  ist  aber  auch  andererseits  natürlich,  dass  alle  mit  der 
FragebogenenquSte,  wie  oben  dargelegt,  verbundenen  Nach- 
theile in  dem  Böhmertschen  Werke  scharf  hervortreten. 

Vor  allem  macht  die  Unzulänglichkeit  jener  12  in  dem 
Fragebogen  gestellten  Fragen  sich  geltend.  Auch  gelangt  das 
Eigenthümlicne  jedes  einzelnen  Falls  nicht  bu  voller  Erschei- 
nung, wo  die  besüglich  eines  jeden  gestellten  Fragen  alle 
über  einen  Leisten  geschlagen  sind.  Erzälilt  uns  BÖhmert 
doch  selbst,  seine  Fragen  hfitten  sich  im  Furtgange  der  Unter- 
suchung als  noch  lange  nicht  ausreichend  erwiesen  und  er 
habe  bei  besonders  wichtigen  Fällen  durch  persönliche,  münd- 
liche oder  briefliehe  Anfragen  nachhelfen  müssen.  Und  trotz 
dieser  nachträglichen  Erkundigungen  sind  die  Einzeldar- 
stellungen noch  vielfach  lückenhait  geblieben.  Kann  man 
doch  ttberhau|it  auf  schriftlichem  Wege  viel  weniger  einen 
Zeugen  zur  Beantwortung  der  an  ihn  gerichteten  Fragen  ver> 
anlassen  als  in  mündlicher  Unterhaltung.  Es  ist  daher  bei 
vielen  Fällen  dem  Leser  unmöglich,  sich  ein  klares,  anschau- 
liches Bild  von  dem  mit  Gewinnbethciligung  gemachten  Ver- 
suche und  allem,  was  drum  und  dran  hängt,  zu  machen. 
Eine  wissen.schaftliche  Verwerthung  des  Materials  ist  daher 
in  nicht  wenii^en  Füllen  schon  in  Folge  der  Geringfügigkeit 
der  Angaben  unmoglkh. 

iSodauu  rühren  die  von  Bühmert  zu  seinen  Darstellungen 


biyilizüü  by  GoOglc 


VI.  2. 


n 


verwendeten  Mittheilungen,  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen, 
von  einer  «^iii/Jgen  Partei  her,  nämlich  von  derjenifr^^i , 
bei  der  srhrittliclien  Enquete,  wie  schon  bemerkt,  naturgemiiss 
die  vor  allem,  wenn  nicht  die  einziii;  zugängliche  ist,  vüu 
den  Arl>oitgebern.  >«imnit  man  nun  auch  an,  was  gewiss  un- 
zweifeihatt  ist,  dass  in  der  weitaus  grössten  Anzahl  von 
Fällen  ein  jeder  der  von  Böhmei*t  befragten  Arbeitgeber  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  geantwortet  habe,  so  ist  docb 
bekanntlich  Be&ngenheit  in  EjassenTorurtheilen  und  Inter- 
essen ein  Medium,  das  den  Blick  auch  des  Wohlwollendsten 
und  Gewissenhaftesten  zu  trüben  geeignet  ist;  und  ausserdem 
ksnn  selbstverständlich  über  eine  Reihe  von  den  Arbeiter,  seine 
Verhältnisse  und  seine  Bestrebungen  betreffenden  Punkten 
der  Arbeiter  selbst  weit  richtiger  und  ausfiihrlicher  Auskunft 
geben  als  irgend  ein  Anderer.  Die  Folge  der  Böhmert- 
schen  Erhebunf^Bmethode  war  also  selbst  in  den  besten  Fällen 
eine  gewisse  Einseitigkeit  in  der  Darstellung.  Die  einzelnen 
Fälle  werden  so  dargeätellt,  wie  nur  die  eine  der  beiden 
interessirten  Parteien,  der  Arbei^eber,  sie  ansieht;  bei  einigen 
Fällen  aber  möchte  man  beinahe  sa^en,  sie  werden  so  dar- 
gestellt,  wie  diese  Partei  sie  ansehen  wissen  möchte.  Da 
Bdbmert  die  andere  Partei,  die  Arbeiter,  aber  nicht  auch  be- 
fragt hat,  giebt  sein  Buch  selbst  dem  Leser  nicht  die  Mittel 
an  die  Hand,  diese  einseitigen  Darstellungen  zu  korrigiren. 
Und  wenn  auch  Böhmerts  Objekt ivitHt  in  der  Wiedergabe 
der  ihm  cr'maciiten  Angaben  mit  Elster^)  in  hohem  Maasse 
anzuerkennen  ist,  so  wäre  doch  etwas  mehr  Kritik  gegenüber 
den  ihm  gemachten  Angaben  sehr  zu  wünschen  gewesen,  ganz 
zu  geschwcigen  davon,  daas  seine  Bearbeitung  gar  keinen 
Unterschied  macht  zwischen  den  Thatsachen,  welche  die  An- 
gaben seiner  Zeusen  enthalten,  und  dem,  was  als  ScUuss- 
folgening  dieser  ziengen  ans  jenen  Thateachen  anzusehen  ist; 
und  dasa  gar  häufig  der  Andruck  der  von  den  Befragten 
ausgesprochenen,  aber  keineswegs  yerwirkllcbten  Prinzipien, 
ihrer  Phrasen  und  GeiÜhlsäussernngen  das  Fehlen  brauchbarer, 
handfester  Thatsachen  ersetzen  miiss. 

Wie  viele  der  von  Böhmert  mitgetheilten  Fälle  in  Folge 
der  gerügten  Lückenhalt igkeit  der  ihm  S!:e wordenen  Angaben 
für  jede  Untersuchung  unzureichend  sind,  wird  sich  im  wei- 
teren Verlauf  dieser  Arbeit  noch  herausstellen.  Wie  einseitig 
und  iu  Folge  deöseu  irreführend  aber  oft  diese  Angaben  sind, 
loU  hier  zunäi^st  an  einigen  Beispielen  eingehend  dargethan 
werden.  — 

Ich  wähle  vor  allem  den  viel  besprochenen  und  viel 
gerühmten  Fall  der  Gewinnbetheiligung  in  den  Steinkohlen- 


i)  HUdebnnds  Jahrb.  Bd.  XXXll  S.  221. 
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b er g werken  von  Henry  Briggs  Son  6:  Co.,  in 
Wbitwood  und  Methiey  bei  Normanton,  York- 
shire,  £ngland'). 

Dm  Material,  welches  Bohmert  sur  Darstellung  des  Falles 
Briggs  verwendet,  beruht  theils  auf  direkten,  tbeils  auf  in- 
direkten Angaben  der  Herren  Briggs.  Theils  sind  es  Mit- 
theilungen, welche  Professor  Bohmert  oder  sein  Mitarbeiter 
in  England^  Herr  A.  von  Studiiitz,  von  Herrn  ßrip^gs  erhielt, 
tlieilö  Schriften,  welche  ihrerseits  sümintlich  auf  Aeusserungeu 
des  Herrn  Bripgs  lassen.  Auf  anderen  Quellen  beruiit  allein 
die  von  Bühniert  aus  der  Coneordia  vom  22.  Januar  187ö 
abgedruckte  Notiz  des  F'iot".  Brentano^),  in  welcher  dieser 
seine  Bedenken  gegen  die  Briggssche  Dai'stellung  des  Schei- 
tems seines  Industrial  Fartnersbip  ausspricht  Ebenso  die 
Antwort  des  Prof.  Brentano,  in  welcher  derselbe  eine  in- 
zwischen auf  seine  Bemerkungen  hin  erfolgte  ZuschriHt  des 
Herrn  Brigffs  an  Prof.  Bohmert  flär  unerheblich  erklärt^). 

Nach  der  Darstellung  fiöhmerts  war  der  Verlauf  des 
Briggsschen  Gewinnbeth^gungsversuches  in  kurzem  der 
folgende  : 

Lange  Zeit  hindurch  hatten  Arbeitsstreitigkeiten  zwischen 
der  Firma  Briggs  und  ihren  Arbeitern  bestanden.  In  Folge 
derselben  brachte  ihr  Kapital  ihr  kaum  mehr  5  Prozent  Zinsen. 
Da  iuiirLcn  im  Jahre  1805  die  Herren  Briggs,  um  eine  in- 
teressengemeinschaft  zwischen  sich  und  ihren  Arbeitern  zu 
schaffen  und  damit  der  Wiederkehr  von  Konflikten  vorzu- 
beugen, eine  Betheiligung  ihrer  Arbeiter  am  Geschäftsgewinn 
ein.  Ausserdem  verwandelten  sie  ihr  Geschäft  in  eine  Aktien- 
geselischafit  und  gestatteten  ihren  Arbeitern,  Aktien  bis  zu 
einem  gewissen  Bruchtbeil  des  Aktienkapitals  zu  erwerben. 

Diose  Einrichtung  bewährte  sich  vorzüglich  und  Arbeit- 
geber ^vii  Aibciter  waren  mit  ihrer  Wirksamkeit  äusserBt 
zufrieden.  Die  grössere  Arbeitsenergie  der  Arbeiter  ersetzte 
den  Betriebsuuternehmern  nicht  nur  das,  was  sie  den  Ar- 
beitern an  Bonus  bezahlten,  sondern  verschaffte  ihnen  nocii 
einen  erklecklichen  Mehrgewinn.  Nicht  genug  konnten  die 
Herren  Briggs  Ende  der  sechziger  Jahre  die  Vorzüge  ihrer 
Einrichtung  loben ;  alle  ArbeitMtreitigkeiten^  hiess  es,  seien 
beseitigt,  und  alle  Welt  war  gespannt  auf  die  grossartigen 
Erfolge,  welche  die  Herren  Briggs  noch  erzielen  würden. 

Da,  im  Oktober  1874,  als  die  bis  dahin  an  die  Arbeiter 
vertlieilte  Summe  nicht  weniger  denn  45000  ^  betragen  hatte, 
schrieb  Herr  Briggs  an  Bohmert:  „Wir  hatten  gehofft,  dass 
die  Wirkimg  der  Geschäftsbetheiligung  aut  die  wirtbschatt- 


')  Nr.  2  bei  liöhuiert,  Bd.  I  S.  227—242. 

2)  Böliinerf  Bd.  l      240  f. 
8j  Ebenda  242. 
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liehen  LoistungeD  wie  die  sittliche  Haltung  der  Leute  von  guter 
Wirkung  sein  würde.    Vor  einigeo  J  iliren  war  der  Vortheil 

Systems,  die  Herstelhmg  eines  guten  V^erhältnisses  zwischen 
den  Unternehmern  und  Arbeitern  zu  türd^rn,  auch  offenbar  — 
aber  im  letzten  oder  in  den  beiden  letzten  Jahren  liat  das 
Beiragen  der  Arbeiter  einige  Enttäuschungen  hervorgerufen" 
(.  .  .  but  for  the  bist  year  or  uvo  the  action  of  tlie  men 
has  caused  some  ljule  disappointments) ' ).  Zu  einem  otleueu 
Bruche  kam  es  schon  kurz  nach  Abgang  dieses  Briefes. 
Unter  dem  8.  Dezember  theilte  Herr  Arcmbald  Briggs  (der  da- 
malige geschäfitsfiihrende  Direktor)  Herrn  von  Stadnitz  auf 
dessen  briefli  l  *  Anfrage  mit^  dass  bald  nach  jenem  Schreiben 
die  Arbeiter  des  Unternehmens  mit  denen  benachbarter  Kohlen- 
werke  gegen  eine  Lohnherabsetzung  gestreikt  und  den  Vor> 
schlag,  ein  Schiedsgericht  entscheiden  zu  lassen,  durchaus 
abgelehnt  hätten ,  wenn  j*ie  sich  auch  nachher  hierzu  ver- 
standen. ^Das  Resultat  dieses  vierwöchigen  Streiks  bestand 
jedocli  darin,  dass  das  Antlieilsystem  —  icli  kann  sagen  nach 
gegenseitiger  Uebereinkunft  —  aufgegeben  wurde;  jetzt 
wird  unsern  Arbeitern  nichts  von  dem  Reingewinn  zugetlieiii. 
Viele  derselben  sind  aber  auch  jetzt  noch  Besitzer  unserer 
Aktien  und  hierzu  ermuthigen  wir  sie/ 

£s  liegt  auf  der  Hand,  wie  wenig  diese  Darstellung  be- 
£riedigen  kann.  Wie  kommt  es»  wird  Jedermann  fragen,  dass 
ein  Lohnsystem;  das  soeben  noch  den  ungetheilten  Beifall 
von  Arbeitgebern  wie  Arbeitern  genossen,  das  dem  tief  ein- 
gewurzelten Misstraucn  zwischen  beiden  Parteien  ein  Ende 
gemacht  und  alle  Arbeitsstreitigkeiten  beseitigt  hatte,  plötzlieh 
in  Folge  einer  Arbeitseinstellung  wieder  abgescliatft  wurde? 
Welches  waren  die  Ursachen,  die  zu  dieser  Arbeitseinstellung 
geführt  haben V  Welcher  Art  waren  die  „Enttäuschungen", 
von  denen  der  Brief  des  Herrn  A.  Briggs  an  ßöhmert  spricht? 
Bei  dem  grossen-  Au&ehen,  das  der  Fall  Briggs  durch  die 
ganze  ziviltsirte  Welt  hervorgerufen,  hatte  Böhmert  sich  zur 
Aufklärung  dieser  Fragen  ganz  besonders  veranlasst  sehen 
mfissen.  Es  ist  augenscheinlich,  dass  hier  die  Einziehung 
eingehenderer  Nachrichten,  und  zwar  von  verschiedenen  Seiten, 
am  Platze  gewesen  wäre.  Warum  z.  B.  hat  Böhmert  sich 
nicht  an  den  Sekretär  des  Gewerkvereins  der  Grubenarbeiter 
von  West- Yorkshire  um  Auskunft  gewandt  ?  Hätte  er  ja 
tluch  die  Angaben  desselben  Herrn  Briggs  und  dessen  Aus- 
sagen wieder  dem  (lewerkvereinssekretär  zur  Nachäusserung 
vorlegen  können.  Und  hierzu  lag  ein  Anlass  um  so  mehr 
vor,  als  Brentano  in  der  Conoordia  vom  22.  Januar  1876  be- 
Kits die  Zuverlässigkeit  der  an  sich  schon  so  vagen  An- 


■)  Böhmert»  QewinnbetheüigUQg  Bd.  I  S.  239. 
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deutuDgen  des  Herrn  Briggs  über  die  Ursachen  des  Auf  hörens 
seines  Gewinnbetheiligunt^svprsuches  in  Zweifel  gestellt  hatte 
Allein  auch  ohne  solche  Befragunp-  ^lürftf  »'s  muglnli 
ewesen  sein ,  in  das  nach  der  Brihmertschen  Darstellung 
leibende  Diiükel  etwas  Licht  zu  bringen,  wenn  B<ihniert  nur 
ausser  dem  von  ihm  benutzten  vorgenannten  Material  noch 
anderes,  nicht  blos  von  Herrn  Briggs  herrUhi-endet»  in  Be- 
tracht gezogen  haben  würde. 

£s  sind  nämlich  über  das  Verhftlüuss  der  Firma  Briggs 
zu  ihren  Arbeitern  noch  folgende  zu  berücksichtigende  Qaeilen 
Torhanden: 

Bezüglich  der  grossen  Arbeitseinstellung  und  Aussperrung 
in  der  Kohlenindustrie  von  West  -  Yorkshire  im  Jahre  1858, 
bei  welcher  die  Firma  Briggs  eine  hervorragende  Bolle 
spielte,  kenne  ich  die  DarsteUung  von  John  Holmes  in  den 

Transactions  der  National  Association  for  the  Promotion  of 
Social  Science  von  und  ausserdem  den  exakten  Bericht 

von  J.  M.  Liidlow  iii  dem  schon  oben  erwähnten  Enqueten- 
werke dieser  iiesellschaft  über  „Trades'  Societies  and  iStrikes", 
London  1860.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  der  letztere  auf 
Grund  von  Befragen  beider  Parteien  abgefasste  Bericht  beiden 
i'arteien  und  insbesondere  auch  den  Herren  Briggs  vor  der 
Veröffentlichung  vorgelegen  hat  und  von  denselben  als  korrekt 
anerkannt  worden  ist^). 

Ausserdem  kommt  für  die  Vorgeschichte  des  Briggsschen 
Industrial  Partnership  in  Betracht  der  Sixth  Report  of  the 
Commissioners  appointed  to  inquire  into  the  Organiaadon  and 
Rules  of  Trades'  Unions  and  other  Associations  vom  Jahre 
1868.  Dieser  Bericbt  enthält  lauter  Aussagen  der  HeiTen 
Henry  Currer  und  Archibald  Briggs,  welche  damals  den 
Posten  eines  <::;eschäftsiuhrenden  Direktors  bezw.  Sekretärs  bei 
der  Firma  Henry  Brifr^rs  Son  Co.,  Limited,  bekleidcteuj 
sowie  eini<?er  von  ihnen  mitgebrachter  Arbeiter  vor  der 
königlichiii  Untersuchungskommission  über  Gewerkvereine. 

Speziell  über  die  Arbeitsstreitigkeiten  de^*  Jahres  1803 
giebt  detaillirte  Kunde  nuch  ein  Aufsatz  des  genaynten  John 
liühutb  im  „lieeliive",  dem  Organe  der  Trades'  Unions  vom 
14.  September  1872. 

Endlich  über  die  der  Aufhehung  des  Industrial  Partnership 

*)  Trades'  Societies  and  Strikes  S.  11;  „In  laving  tViis  r»}pM>rt  bcfore 
the  Comtnittee  I  bes  leave  to  say  that  it  has  beeu  comuiunicated  in 
M.  S.  to  Mr.  John  Holmee  on  beluüf  of  the  men,  to  Mr.  W.  E.  Fonter, 
as  one  of  those  who  attempted  to  mediate  between  Dia^tci^  und  nun^ 
nnd  to  IMcssrs.  Briggs  coal-owuers;  and  in  proof.  to  ISIessrs,  Briggs 
aguiu  (who  went  throuffh  it  witb  me  in  a  coDt'ercnce  of  several  hours* 
duratioii),  and  to  Mr.  snaw,  Mmen'  Delegate  for  West  Torkshiie  and 
that  every  fact,  figure  and  explanation  has  been  inserted  which  way  of 
the  persona  consulted  deemed  important  —  J.  M.  L.*" 
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TDf«n%ehenden  Ereignisse,  die  Differenzen  zwischen  der  Firma 
ßriggs  und  ihren  Aroeitern  im  Jahie  1872,  geben  Aufechlüsse 
der  im  ßeehive  im  Monat  August  und  September  des  ge* 
nannten  Jahres  zwischen  Lloyd  Jones  und  Arehibaid  Briggs 
irefuhrte  Streit,  sowie  die  Ausführungen  des  englischen  National- 
nkonomen  S(  dley  Taylor  in  seinem  erschienenen  Werke: 

.Protit-Shai  in:;  between  Capital  aiid  Lahour  '  ^ ),  welche  wesent- 
Ijcii  aui  einem  ihnen  vorangedruckt  n  Memorandum  der  Herren 
Arehibaid  und  Henry  Ciirrer  Briggs  beruhen. 

Auf  Grund  dieses  Materials  und  unter  Benutzung  der 
goüstigen  Angaben  Böhmcrts  ergiebt  sich  die  folgende  Dar- 
stellung des  Gewinnbetheiligungsversuches  der  Firma  Briggs, 
«nes  Veniacfasi  der  zu  einer  Art  WeHberfihmtheit  gelangt  ist, 
d«iieD  £inrichtunj^n  lange  Zeit  als  Muster  galten  und  der 
sa  Ende  der  sechziger  Jahre  in  Deutschland  als  das  Lösungs- 
mittel der  sozialen  Frage  gepriesen  wurde.  * 

Die  Kohlengruben  der  Firma  Henry  Briggs  Son  &  Co. 
in  Normanton  und  Mcthley  liegen  im  Distrikt  West- Yorkshire, 
denen  Mittelpunkt  die  Stadt  Leeds  bildet^). 

Von  1844  bis  1858  hatten  die  Grubenbesitzer  und  die 
Grubenarbeiter  von  West-Yorkshire  in  fast  ununterbrochenem 
Frieden  gelebt^).  Nur  1853  kam  es  in  den  Gruben  einer 
Firma,  denen  der  Herren  Pope  und  Pearson,  zu  einer  Arbeits- 
einstellung, da  den  Arbeitern  derselben  eine  geforderte  Lohn- 
erhöhung abgeschlagen  wurde*).  Während  dieses  Auestandes 
waren  die  feiernden  Grubciiarbeiter  von  ihren  nicht  feiernden 
Genossen  des  Bezirkes  untf  rstützt  worden,  und  ebenso  hatten 
die  Herren  Pope  und  Pearson  von  den  sämmtlichen  Gruben- 
besitzern West-Yorkshires  Geldbeiträge  erhalten.  Zum  ersten 
Male  zeigte  sich  ein  gemeinsames  Handeln  der  Grubenarbater 
Ton  West-Yorkshire').  Dieser  ArbeitBzwist  wurde  nach  fftnf* 
moDatücher  Dauer  beigele^")  und  damit  schwand  auch  wieder 
die  Organisation  der  Arbeiter,  die  sich  nur  zu  diesem  Zwecke 
gebildet  hatte 

Anders  dagegen  verhält  es  sich  mit  der  Verbindung  der 
Grubenbesitzer  von  West-Yorkshire.  Diese  hatte  sich  nicht 
erst  bei  dieser  Gelegenheit  gebildet ,  sie  bestand  schon  seit 


1)  Bei  Kegan  Paul,  Trench  &  Co.,  London. 

>)  Vgl.  den  oben  erwähnten  Tiades*  Unions*  CommiBnoners*  Heport 
qn.  12487.   Bei  Verweisung  nuf  die  in  diesem  Berichte  enthaltenen  An- 
werde  ich  fortan  nur  mehr  die  Nummer  der  betreffenden  Aussage 

«)  Ludlow  a.  0.  S.  18.  J.  Holmes  a.  O.  S.  040  £ 

*)  Ebenda  und  qu.  12489. 
•)  Ludlüw  b.  46. 
•)  qu.  12480. 

^)  Ludlow  S.  20  a.  E.  und  qo.  12495. 
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30  Jahren  und  blieb  auch  bestehen  \).  Der  Verein  der  Gruben- 
besitzer kam  von  Zeit  zu  Zeit  zusammen .  setzte  die  Preise 
fest,  zu  denen  die  Kohlen  an  da?  Pubhkum  verkauft  werden 
sollten,  und  bestimmte  die  Loluiaiitze  der  Grubenarbeiter; 
nuthigenfalls  veroaüdte  er  gedruckte  Listen  mit  den  Namen 
der  Grubenarbeiter,  die  sich  bei  einem  Arbeitgeber  missliebig 
gemacht  hatten,  an  die  Vereinstnitglieder;  auch  wachte  er 
über  der  BergwerksgeBetzgebung,  um  die  Aufnahme  von  Be- 
stimmungen in  diesäbe,  welche  den  Arbeitgebern  nachtheilig 
oder  unbequem  sein  würden,  zu  verhüten*). 

Dieser  Verein  der  Grubenbesitzer  von  West- Yorkshire 
beschloss  naeh  einer  mehrjährigen  Ueberproduktion  im  März 
1858,  um  die  Naehtheiie  des  Rinkens  der  Preise  von  den 
Unternehmern  abzuwenden,  den  Lohnsatz  der  Grubenarbeiter 
um  15  Prozent  herabzusetzen 

Als  dies  den  Arbeitern  angezeigt  ^vurde,  begannen  diese 
sich  zum  Zweck  des  Widerstandes  zu  orgauisiren.  Da  erst 
bildete  sich  ein  förmlicher  Gewerkverein  der  West-Yorkshirer 
Grubenarbeiter^).  Es  ist  dies  einer  der  in  neuerer  Zeit 
seltenen  Fftlle,  in  denen  ein  Gewerk verein  sich  erst  aus  einer 
durch  das  Vorgehen  der  Arbeitgeber  hervorgerufenen  Arbeits- 
einstellung entwickelte^).  Dazu  kam  bei  dieser  Gelegenheit 
2U  Tage,  dass,  während  man  immer  über  das  Geheimwesen 
der  Arbeiter  Klage  führte,  jener  Oewerkverein  der  Gruben- 
besitzer seit  mehr  als  30  Jahren  im  geheimen  bestand*^). 

^)  Nach  J.  Holmes  S.  641  entstand  dieser  Verein  der  Grubenbesitzer 
allerdings  erst  1853  und  dasselbe  sagte  1868  vor  der  künigl.  Rommission 
abermnls  Herr  '  IVil'-ij^^  mh- rVjii  ]2-l>^0}.  Dagegrn  schrie 'b  .-^chon  1860 .1.  M. 
Ludlüw  üi  semeiu  oben  genaiuiteu  von  den  Herren  Briggs  durchgesehenen 
und  als  richläg  anerkanntea  Berichte;  The  fornmtton  of  this  aasociaCioD 
18  asngned  by  Mr.  Holmes  to  the  year  18ö3:  Mr.  Ürlgga,  however,  in 
the  course  of  the  disf'u«''ion  at  Bnidfoid,  s  tat  cd  fliat  „it  has  existed 
for  the  last  thirty  jears".  1  am  sony  to  say  that  tUe  principle  of 
seere^  so  often  cast  info  the  teetb  of  the  men's  trade  soeietiee,  appeara 
eminently  charactcristic  of  this  trade  socicty  of  coal-owners.  Althougli 
80  long  in  existencp.  it  is  alleged  to  be  „hardly  in  a  state  of  fonnation  '; 
to  have  j,uo  nües  nor  regulär  subscriptions" ;  and  I  have  vaiuiy  eolicited 
copies  of  ItB  mineteSf  even  as  respecting  its  most  important  proceedings. 
Im  acidition,  moreovor.  to  tliis  „GentTal  Association",  as  it  is  tenned  oy 
the  „Emplover"  (but  which  indeed  seems  uow  alimtst  broken  up),  it  would 
seem  that  the  masters  of  particular  districts  (Barnsley,  Wakefield  and 
Leeds,  and  GildecBome)  aro  in  the  babit  of  meoting  for  similar  purposes 
to  those  of  the  gencral  body,  but  act  quite  iudependently  and  do 
not  always  show  the  same  abstineoce  from  publicity  as  will  be  seen 
farther  on. 

J.  M.  Ludlov  S-  20.    Lloyd  Jones  im  Beehive  vom  31.  August 
1872.   John  Holmes  im  Beehive  vom  14.  September  1872.  qu.  12510 

und  12  5'^2. 

Ladloir  S.  27.  J.  Holmes  S.  641.  qu.  12495. 
*)  Ludlow  S.  29  f.  Holmes  im  Beehive  vom  14.  September  1872. 

qu.  1249^. 

J.udlow  S.  11. 
•)  Ledlow  S.  20  u.  46. 
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Die  Arbeiter  iegteu  Anfang  April  bei  einigen  Firmen  die  Ar- 
beit nieder  M.  In  den  folgenden  Monaten  mehrten  sieh  die  Arbeits- 
einstellungeu  Da  die  Arbeiter  nicht  nachgaben,  so  schritten 
die  GhrnbenbesitEer  im  Spätsommer  einer  alteemeinen  Aus- 
sperrung derjenigen ;  welche  sich  ihren  Anforderungen  nicht 
rngten^).  Den  Grubenarbeitern  wurden  ihre  Wohnungen  ge» 
kündigt  und  in  Folge  dessen  mussten  dieselben  zu  Tausenden 
Wochen  und  Wochen  eines  feuchten  Spätherbstes  unter  Zelten 
auf  den  Feldern  kampireUj  ohne  dass  deshalb  die  Arbeitgeber 
ihren  Zweck  erreichten^).  Ende  November  fiel  eine  Firma 
von  der  Koalition  der  Arbeitgeber  ab.  8ie  schloas  mit  ihren 
Arbeitern  einen  Separatfrieden,  in  dem  sie  sich  mit  einer 
Lohnreduktion  von  7Va  Prozent  begnügte  und  alle  sonstigen 
Forderungen  fidlen  liess').  Die  Qbngen  Firmen  folgten  inner- 
halb kurzer  Zeit  nach  und  schlössen  unter  denselben  Be- 
dingungen Frieden*).  Im  M&rz  des  folgenden  Jahres  (1859) 
wurden  den  Arbeitern  auch  noch  jene  gekürzten  7V2  Prozent 
wieder  bewilligt;  ohne  dass  es  au  einer  neuen  Arbeitseinstellung 
gekommen  wäre^). 

So  war  ausser  enormen  pekuniären  Verlusten  —  John 
Holmes^)  berechnet  sie  auf  100  000  |^  —  das  einzige  Resultat 
dieses  heftigen  Arbeitsstreitts  das  Bestehen  eines  (iewerk- 
vereins  unter  den  Arbeitern  und  eine  heftige  Erbitterung  und 
grosseß  Mißstrauen  derselben  gegen  die  Arbeitgebej.  Ins- 
besondere war  die  Firma  Briggs  Gegenstand  dieser  gereizten 
und  argwöhnischen  Stimmung  der  Arbeiter.  Ihr  wird  nach- 
gesagt, dass  sie  durch  ihr  besonders  rücksichtsloses  Vorgehen 
am  meisten  zur  Entstehung  des  Gewerkvereins  der  Gruben- 
arbeiter beigetragen  habe^). 

Der  Gewerkverein  der  Grubenarbeiter  bestand  nach  den 
Ereignissen  von  1858  noch  eine  Zeit  h\ng  fort.  Er  zerfie! 
aber  allmählich  in  Folge  des  veränderten  Verhaltens  der 
Grubenbesitzer  *^). 

Erst  am  12.  Juni  1863  kam  es  zu  einem  neuen  Aus- 
cUiidt  ,  uU  diü  rirma  Briggs  ihren  Arbeitern  anzeigte,  dass 
sie  den  Lohn  herabsetzen  und  eine  bis  vor  kurzem  übliche 
Arbeitsmethode  (riddle)  wieder  einfuhren  werde.  Das  Riddeln, 
das  im  Ausscheiden  der  grossen  Kohlenstücke  von  dem  Kohlen^ 


1)  Ludlow  S.  2>i.   üolmeB  S.  641. 

2)  Holmes  S.  t>42. 

•)  Ladlow  S.  SO  f.  Holmes  S.  642.  qo.  18499  n.  12500. 

*)  Ludlow  S.  33.   Holmes  S.  642  f. 

Ludlow  S.  37.    II  Olm  OS  S.  r^U. 
«)  Dieselben  xmd  qu.  12  5ol  u.  12  507. 

Ludlow  S.  39.  mi.  12  510  f. 
«)  S.  653,  auch  Ludlow  S.  3>  f. 

Jnhn  Holm<'3  im  Ikehive  vom  14.  September  lä72. 

Dtifö  eUenUa,  qu.  13  028. 

fMMhngM  (SS)  VI.  S.  -  Fr»vm«r.  8 


üiyilizüü  by  GOj 


18 


VI.  2. 


gru8  TerinittelBt  sroaser  Siebe  bestellt^),  war  einige  Mo* 
nate  vorher  aufgäoben^  da  damals  grosse  Nachfrage  nacb 

Kohlen  herrschte  und  daher  auch  der  für  gewöhnJieh  unver- 
käufliche Kohlengrus  mit  den  Kohlen  abgegeben  werden 
konnte^).    Der  Widerwille  der  Arbeiter  gegen  die  Wieder- 

einfVihrung  dieser  Arbeitsmethode  war  f^ross;  dieselbe  ver- 
ursRchte  ihnen  viel  Mühe  und  Mehrarbeit  und  die  datui-  ge- 
botene Entschädigung  von  1  d.  per  Tonne  genügte  ihnen 
nicht Sie  gingen  daher  nicht  aui'  die  Forderungen  der 
Herren  Briggs  ein. 

Dies  führte  zu  einer  Wiederbelebung  des  Gewerkvereino 
der  Grubenarbeiter^)  and  sn  einem  neuen  Arbeitsstrdt  Dieser 
Kampf  war,  wenn  auch  nur  auf  die  Gruben  der  Herren 
Briggs  sowie  die  der  Herren  Pope  und  Pearson  beschiHnkt*), 
dennoch  weit  hefiager  und  erbitterter  als  der  von  1858^). 

Vergebens  waren  die  Versuche  der  Herren  Briggs,  den 
Willen  ihrer  Arbeiter  zu  brechen.  Sie  scheiterten  an  der 
Abneigung  dieser  und  -m  der  Macht  ihres  Gewerkvereins, 
üie  Herren  Briggs  schritten  daher  abermals  zu  einer  Aus- 
sperrung ihrer  nrubenarbeiter.  Aber  nicht  genutr  damit  und 
nicht  blos,  dass  man  Anstalten  traf,  die  Aufnalime  der  aus- 
geschlossenen Arbeiter  in  andere  Gruben  zu  verhindern,  man 
schnitt  ihnen  so^ar  die  Möglichkeit  ab,  irgend  welche  Arbeit 
2U  erlangen;  sähst  denjenigen^  welche  auf  der  Landstraase 
Steine  klopfen  wollten,  wurde  dieses  versagt  Mit  so  rück- 
sichtsloser Härte  wurden  die  Arbeiter  aus  ihren  Wohnuneen 
vertrieben,  dass  selbst  die  dazu  aufgebotene  Polizei  nur  wider- 
willig sich  ihres  Auftrages  entledigte.  Monate  lang  mussten 
die  Ausgewiesenen  während  eines  harten  Winters  in  elenden 
Hütten,  Zelten,  ja  selbst  unter  ii'eiem  Himmel  auf  blosser 
Erde  kampiren ''). 

Dit'  Firma  Briggs  besorgte  sit  li  unterdessen  Arbeiter  aus 
Staffuidölure  und  Derbyshire        Zwischen  diesen  und  den 
feiernden  Gewerkvereiulern  kam  es  zu  allerliand  Keibereien 
welche  schliesslich  zu  einigen  Verhaftungen  fUhrten^^).  Die 
Westbenrksobrigkeit  klagte  über  die  Ünerträglichkeit  der 


1)  Vgl.  auch  b.  Tajlor  S.  126. 

«)  qu.  12  530. 

»)  qu.  12  5:^1—12  583. 

qu.  12  028.  John  Holmes  im  üeebive  vom  Ii,  September  1^. 
^]  qu.  1253Ö. 

*)  John  Hohnes  im  Beebive  vom  14  September  1872. 

'')  John  Holmes  ebendsselbBt  und  Lloyd  Jones  am  Beehive  vom 

31.  August  1872. 

*)  qu.  12  537.   Johu  Holmes  im  Beebive  vom  14.  September  1872. 
>)  qu.  18152—13155.  Holmes  ebenda.  Tgl.  auch  qu.  B489.  12853. 
13002-13  008.   13116  f.  18119.   12  537-12  m. 
qu.  12587. 
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Unnihen  und  Kosten,  welche  ihr  ans  diesem  Arbeitszwiste 
erwuchsen 

Das  Resultat  des  Streites  war:  die  Herren  Briggs  mussten, 
da  die  schlechte  Arbeit  der  neu  in  die  Gruben  eingeführten 
Arbeiter  ihnen  nur  Kosten  venirsuchte,  abermals  nachgeben. 
j*ie  schlössen  mit  den  Feiemden  Frieden ,  indem  sie  ilmen 
bessere  Lohn    bezw.  Arl^eitsbedingungcn  boten*). 

Diese  lielligen  Interessenkämpfe  hatten  das  Verhältniss 
der  Firma  ßrigga  zu  ihren  Arbeitern  zu  einem  wenig  erlreu- 
lichen  gestaltet.  Die  Arbeiter  waren  von  Hass  und  Miss- 
trauen gegen  die  Arbeitgeber,  in  denen  sie  die  Urheber  ihrer 
Leiden  ;*ahen,  erfüllt').  Ihr  Interesse  am  Geschäft  erlahmte 
BOthwendig  and  sie  betrachteten  jede  neue  Maassregel  der 
Herren  Briggs  mit  Argwohn  Es  kam  daher  in  den  folgen- 
den Jahren  leicht  za  JMissheliigkeiten  und  kleinen  Konflikten 
swischen  der  Firma  und  den  Grubenarbeitern^). 

Ausserdem  hatten  diese  wiederholten  Arbeitastreitigkeiten 
der  Firma  sehr  erhebliche  pekuniäre  Verluste  verursacht.  Das 
Kapital  tru^  kaum  mehr  5  Prozent  Zinsen  *)  und  man  dachte 
sogar  öciion  daran,  die  Gruben  zu  verkaufen'').  Dazu  soll, 
wie  John  Holmes  behauptet^),  noch  der  Umstand  gekommen 
sein,  dasä  ein  stark  betheiligter  Sozius  des  Geschäftes  um  jene 
Zeit  seinen  Antheil  ans  demselben  zurückzog. 

Unter  solchen  Umständen  schritten  die  Herren  Briggs 
dasu,  ihr  Geschäft  in  eine  Aktiengesellschaft  zu  yerwandeln 
and  ihre  Arbeiter  am  Gewinn  zu  beth^gen. 

Die  Firma  wurde  im  Jahre  1865  unter  die  Limited  Lia- 
bilitr  Act  von  1862  gestellt®). 

"Das  Gosrhäftskapital  hatte  1860  75  000  ^  betragen  und 
belief  sich  zur  Zeit  drv  Umwandlung  auf  86000  ij?.  Nun 
wurden  9000  Aktienscheine  geschaffen  zum  Nominalwerthe 


Jolin  Holmes  iin  ßetshivc  vom  14.  September  1872. 
Zur  Gharaktsristik  der  Stimmung  der  Grubenarbeiter  dienen 
Aenespmtiprn  derselben  wie.  „AU  corI  masters  is  devils  and  Brig^  is 
the  prince  of  the  devils**  oder  „Ue  [BiiggsJ  would  be  the  devU,  if  he 
bad  homs"  etc.  8.  Taylor  8.  125  f.  Tboruteu,  Die  Arbeit,  deutBch 
Ton  S(  lirainin ,  Leipzig  1870,  8.  899.  CoDCOidia,  Jahrgang  187S  Nr.  6* 
qs.  13  101^.  12540. 

*)  im.  12  547.  12  558.  Hovell-  Thiu-low,  Tradea'  Unions  Abroad, 
London  1871,  8.  285  £  (HoveU-Thmlow  leeömirt  die  Eittebniase  der  1868 
veröfTentlichten  Erhebiuigen  der  königlichen  Untenm&angskommifltton 
ftber  Gewirk vcrnine.) 

*)  qu.  12  047.    12  558. 

qu.  12.588.   H.  C.  Briggs,  Indnstrial  Partnenhipe,  London  1868, 
8L  5.    Ii..hmert  Bd.  I  vS.  330. 

^)  Enquete  de  la  couimission  estrapariemcntaire  des  aasociations 
ouvrieres  S.  29  (Mittheilung  des  Herrn  Ch.  Kobert). 
*)  Beehive  vom  14.  Septemb«  r  1-72. 
ä.  Taylor  8.  118.  qa.  12547. 
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Ton  je  15  i^,  aber  zum  Kurse  von  10      emittirt.  Bald 

darauf  wurden  noch  1000  junge  Aktien  kreirt^. 

Von  dem  gesammten  Aktienkapital  behielten  die  Herren 
Briggs  etwa  zwei  Drittel  für  sich  zurück  und  sicherten  sicli 
80  die  unbeschränkte  Leitunn-  des  Ganzen  2).  Den  liest  boten 
sie  ihren  Beamten,  ArLieitem,  Agenten,  Kunden  sowie  dem 
weiteren  Publikum  zum  Verkaufe  an°). 

Sodann  wurde  den  Angestellten  und  Arbeitern  des  Hauses 
ein  Jfihrlicher  Antbeil  am  Ertrage  des  Geschäfts  zugesagt.  Der- 
sellle  sollte  sich  auf  folgende  Weise  berechnen:  Zunächst  sollten 
vom  Reingewinn  Abzüge  fiir  den  Reservefonds  stattfinden*). 
Hierauf  waren  10  Prozent  des  Aktienkapitals  den  Aktionären 
als  Dividende  (5  Prozent  Zins,  5  Prozent  Risiko  etc.)  auszu- 
theilen*).  Der  etwaif^e  Rest  des  Reingewinnes  endlich  fiel  zur 
Hälfte  gleichfalls  an  die  Aktionare,  zur  anderen  nn  die  B«  amten 
und  Arbeiter®).  Letzterer  iV'trnrr  vertlieüte  sich  unter  die  Ein- 
zelnen naeh  Manssgabe  de«  ini  I.au le  des  Jaiires  verdienten  Lohnes, 
und  zwar  sollten  diejenigen  unter  ihnen,  welche  zugleich  In- 
haber von  Aktien  waren,  die  Hälfte  mehr  als  die  Kicht- 
aktionäre  zu  beanspruchen  haben 

Zum  Empfang  des  Bonus  berechtigt  waren  alle  diejenigen 
Arbeiter,  welche  sich  ein  Lohnbüchlein  zum  Preise  von 
1  penny  gekauft  hatten.  Dieses  Büchlein  sollte  der  mindestens 
alle  14  Tage  stattfindenden  Eintragung  der  inswischen  er* 
worbenen  Löhne  dienen^). 

Daneben  wurde  den  Arbeitern  der  Dui'chschnittslohn  dea 
Distrikts  versi^rochen  •'). 

Schliesslieh  wurde  ein  Arbeiterausschuss  gegründet,  welchen 
die  Direktoren  gelegentlich  berufen  sollten,  um  von  ihm  Vor- 
schläge betreffs  Arbeitsverbesserungeu  entgegenzunehmen  ^^). 
£äne  Kontrole  bei  der  Oesehäfbrafarun^  oder  tiber  die  jähr- 
liche Abrechnung  stand  den  Arbeitern  nicht  zu^^).  Nur  hatte 
ein  von  den  Aktionären  zu  bestellender  Revisor  gemäss  der 
Limited  Liability  Act  die  Rechnungen  zu  prüfen  ^^). 

Den  neuen  Einrichtungen  b^^egneten  die  Arbeiter  an- 


qu.  12  579. 
«)  qu.  12  611.  12567. 
•)  qu.  12  547. 

*)  qu.  12  547 :  „a  fair  and  usuai  reservation  for  i  cüemütion  of  capitai 
and  other  leeitimate  allowances'*.  Böhmert  Bd.  I  S.  232.  8.  Taylor 
S.  118. 

f^)  qu.  12.547.    S.  TaTlnr      118.    Böhmert  Bd.  I  S.  262. 
•)  qu.  12  547  f.    S.  'f  avlur      118.   Böhmert  Bd.  I  S.  232. 
7)  Ebenda. 

»)qu.  12  650.   S.  Taylor  S.  119. 

»)  qu.  12.550  ff.    S.  Taylor  S,  119. 
'^•)  Hovell-Thurlow  S.  288. 
>')  qu.  12  505.   BShtnert  Bd.  I  S.  232. 
qu.  12565  f. 
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fönglich  mit  äusserstem  Misstrauen  Kinigc  waren  der 
Ar^ic}it ,  daps  die  Herren  Briggi>  mit  der  Eintiilinmn:  der 
Gevviuiibetlieiiigung  einen  vernieiitenden  Schlag  gegen  die 
Gewerkvereine  zu  iUhren  gedachten 2),  andere  erklärten:  Ja, 
das  Ding  an  und  für  sich  ist  gut,  aber  öcht,  es  kommt  von 
Briggs,  und  zu  Briggs  habe  ich  kein  Vertrauen^).  Auch 
wnmD  Anfangs  tdir  wenige  Aktien  von  den  Arbmtern  ge- 
zeichnet^) und  nicht  mehr  als  30  Prozent  derselben  hatten 
das  Zutrauen,  dass  sie  die  10  Pfennige  für  das  Lohnbüchlein 
wagten,  um  die  AntheiUberechtigang  zu  erwerben'^)« 

Indese  die  Arbeitgeber  führten  das  neue  Lohneyatem  mit 
Toller  Loyalität  durch.  Und  zwar  wurden  nicht  nur  alle 
bezüglich  der  Gewinnbetheilip^uTipr  fretroffenen  Bestimmungen 
piinktlir!i  ertllllt,  sondern  tlici  lIf'rr*Mi  l)iii:L:s  schienen  ;mch 
jede  Absicht,  iiireu  Arbeitern  die  ^iilgUedseiiaft  in  dem  Ue- 
werk verein  ZU  untersagen  oder  zu  erschweren,  aufgegeben 
zu  haben. 

Da  schwand  auch  bald  die  anfängliche  Abneigung  der 
Arbeiter.  Inabeaondere  machte  die  erate  Auazahlung  des 
Bonua  am  31.  Juni  1866  groaaen  Eindruck  auf  aie*)  und  aie 
beeilten  sich,  durch  Ankauf  des  Lohnbüchleina  die  Antheils- 
herechtigung  zu  erwerben.  Im  zweiten  Jahre  empfingen  be- 
reits 80  Prozent  der  Arbeiter  Gewinnantheile^),  An  die  Stelle 
der  früheren  Zurückhaltung  trat  ziemlich  allgemein  volle  Zu- 
friedenheit mit  dem  neuen  Lohnsystem 

Nicht  wenig  trug  dazu  bei  die  laute  Zustimmung,  mit 
welcher  notorische  Freunde  der  arbeitenden  K  hissen  die 
Maasöuahmen  der  Herren  Briggs  begrüssten.  John  Stuart 
Mill*)  und  Fawcett^"^)  einerseits,  Louis  Blanc  andererseits  er- 
klftrten  aich  für  die  neue  Organiaation.  G.  J.  Holyoake^O» 
der  Chartiat  der  vierziger  Jahre,  Lloyd  Jones,  der  alte 
Owenit  und  eifrige  Vorkämpfer  dea  engliachen  Genossen- 


')  qu-  ISG'iO.  Archibald  UripgH  in  den  Transactions  der  Siiciul  Science 
Aewiciation  von  186ö  S.  704.   S.  Taylor  S.  136  ff.   Hninnert  Bd.  L  S.  232. 

*)  .,1t  waa  iustituted  to  destroy  the  union."    qu.  12 

*)  ..Well,  the  thine  is  good,  but  von  know  it  comi»  from  Briggs 
and  l  hn^'«'  n  >  f.vth  in  BriprR»,*'  qo. 

*)  BüUmert  iid.  I  S.  232. 

')  qu.  12650. 

«)  Böbinert  Bd.  I  8.  232. 
qu.  12  Cyr>2. 
qu.  12  m  13072. 

*)  GmiidsHtie  der  polit  Oekooomie,  deutsch  von  Adolf  Soetbeer» 
Leipzij?  1SG9.  S.  81.    Vgl.  auch  S.  'laylor  S.  m. 

•*')  Pauperism,  its  cause.^  and  roinedie.s,  London  und  New- York  1871, 
Ö.  170  Ii'.  Manual  of  l*olitical  Ecuiwiny,  ed.  London  lb76,  S.  254. 
TraiiMctiODS  der  Social  äcience  Association  von  1878  S.  119.  8.  Taylor 
8.  133. 

Uoljcake,  Partuershipa  of  luduätry  etc.,  London  lbG5,  5. 
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schaitöwebens,  J.  M.  Ludlow  und  Thomas  Hughes  ^  welche 
zur  Zeit  der  chriBtlich-Bozialen  Bewegung  mit  der  Gründung 
von  Produktivgenossenschaften  vorgegangen  waren  und  seit' 
dem  unermüdlich  wirkten  in  der  Vertretung  der  Idee  und 
liitereBsen  der  Kooperation,  waren  voll  Begeisterung  Air  diese» 
System  der  Vereinigung  der  Interessen  von  Kapital  und 
iu'beit  Und  nicht  minder  stimmten  dem  bei  Frederic 
Harrison,  der  theoretische  Gegner  der  Produktivgenosscn- 
f^chaft,  dem  die  eugiisLlien  (lewerkvereine  vor  allem  ihre 
Anerkennung  durch  die  Ges<;t/m  hun^  zu  danken  haben,  und 
Macdonald,  der  Präsident  des  Gcwerkvcreins  der  Gruben- 
arbeiter von  Grossbritannien.  Der  Enthusiasmus  dieser 
Männer  ebenso  wie  die  energische  Prop<igaiida  der  Herren 
Briggs  selbst  verbreitete  die  Kunde  von  ihrem  Industrial 
Partnership  nicht  nur  über  ganz  England,  sondern  brachte 
sie  auch  nach  dem  europäischen  Kontinent*)  und  den  Ver* 
einigten  Staaten  von  Amerika. 

So  wurde  das  Verhältniss  zwischen  den  Herren  Briggs 
und  ihren  Arbeitern,  das  sicli  in  Folge  der  wiederholten 
Arbeitszwistigkciten  und  Reibereien  gegen  das  Jahr  1865  zu 
einem  ganz  unerträglichen  gestaltet  hatte,  in  Folge  der  Ein- 
führung des  Industrial  Partnerslii{>  ein  wesentlich  anderes. 
Die  Arbeitsstreitigkeiten  schwanden  seit  diesem  Zeitpunkt 
völlig  und  Friede  und  Einmüthigkeit  herrschte  zwibcheu 
beiden  Theilen.  Vertrauen  zu  dem  guten  Willen  der  Arbeit- 
geber hatte  sich  in  der  Brust  der  Arbeiter  Bahn  gebrochen, 
und  das  trug  dazu  bei,  dass  auch  sie  ihren  Vortheil  in  dem 
ntestmöglichen  Gedeihen  des  Geschäfts  sahen.  Das  Industrial 
Partnership  trug  ihren  beiderseitigen  Interessen  Rechnung. 

Die  Arbeiter  erfuhren  eine  bessere  Behandlung  und 
hatten  einen  höheren  Verdienst.  Der  Bonus  des  Jahres  1865  r)6, 
welcher  2  Prozent  des  ( Geschäftskapitals  betrug,  bedeutete  für 
die  Arljeiter-Aktionäre  eine  Lohnerhöhung  von  10,  für  die 
übrigen  Arbeiter  eine  solche  von  5  Prozent.  Im  Bonus  des 
daraui folgenden  Jahres  in  der  Höhe  von  3  Prozent  des  Ge- 
schäftskapitals emptiügcn  die  ersteren  eine  Lohnsteigerung 
von  12,  die  Kichtaktionäre  eine  solche  von  8  Prozent*).  Die 
Gewinnantheile  der  Arbeiter  in  den  Geschäftsjahren  1867/68 
bis  1871/72  betrugen  je  3Vs^  SVs,  Vis,  Vis  und  5  Prozent  des 


1)  J.  M.  Ludlow  und  Lloyd  Jones,  Die  arbeitenden  Klat^6eu  in  Eng- 
land in  tOKialer  und  politiseher  Besiehting,  deutsch  von  Jul.  v.  Holtsen- 
dorfr,  Berlin  1868,  8.  105. 

->  Vfrl       B.  Enffcl,  Rcdf  in  der  juristist  Ih-ti  f.'efM»llp<'l)aft  r.n  Berlin 
18«7  (liuhmert  Bd.  I  S.  115j.    F.  W.  Stahl,  Dk  ArbeiU-ifrage  sonst  und 
jetzt:    Deutsche  Zeit-  und  Strettiragen  Heft  VI,  1872.    Le  comte  de 
Fans,  De  la  fituation  des  ouvriers  en  Anpleterre,  F^uris  1873,  8.  186  flf» 
qu.  12  652—12  658.    Hovell-Thurluw  S.  287. 
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GeselischaftekapitalB  und  bezifferten  sich  auf  3150;  3462»  1740, 
1745  und  5250  ^^).  Dafür  entschädigten  sie  aber  auch  die 
Arbeitgeber  durch  in  jeder  Beziehung  werthvollere  ArbeitB- 
leistungen.   Ihr  GrubenoeBuch;  der  früher  viel  zu  wünschen 

übrif:  L""lns8en  hatte,  wurde  regelmässiger.  Die  Arbeit  wurde 
hv»BVT  und  8orf;talti^njr  verrichtet '^).  Grossere  Sparsamkeit 
war  nicht  zu  verkennen®).  Herr  H.  C.  Briggs  erzählt  z.  B, 
früh'T  luibe  er  öfters  bemerkt,  dass  die  Arbeiter,  wenn  ein 
J>tiirk  EiBenbahnschiene  einzusetzen  gewesen  wäre,  eine  neue 
i5cliieue  genommen  und  dieselbe,  um  die  nöthige  Länge  zu 
erhalten,  eutzweigebrociien  iiättea.  Hätten  sie  dann  ialsch 
nbrocheOi  bo  hfttten  sie  die  Schiene  vergraben  und  eine 
mehe  genommen.  Nun  käme  derartiges  nicht  mehr  vor. 

Die  Arbeitgeber  fiunden  in  Folge  der  Betheiligung 
ihrer  Arbeiter  am  Qetchftftspwinn  and  am  Aktienkapitu 
ihre  Stellung  gegenüber  denselben  nicht  nur  nicht  geschwächt, 
fOfidcm  sogar  wesentlich  gestärkt,  aae  war  einflussreicher  ge- 
worden*). Ganz  besonders  jedocli  waren  die  pekuniären  Er- 
folge des  Industrial  Partnership  für  sie  von  Wichtigkeit. 
Hatte  das  Kapital,  wie  oben  erwähnt,  in  den  Jaliren  1863—65 
kaum  5  Prozent  getragen,  so  stieg  der  Ka]ät;il7ins  im  Jahre 
1865  66  auf  12,  im  Jahre  JbÜiiG?  nni'  V\  Pruzent'  j,  und  älm- 
licli  günstige  Resultate  lieferten  die  folgenden  Jalire.  In  den 
Jahren  1807.68  bis  1871/72  betrug  der  Kapitalgcvvinn  je  13V 2, 
13' 11^  8,  IP/a  und  15  Prozent').  Das  Geschäft  tli  iirte  so, 
dass  die  1865  zu  einem  Kurse  von  10  emittirten  Aktien  1868 
bereits  auf  Ii  £  5  b.  bis  14  £  10  s.  standen^).  Aus  dem  In- 
dustrial Partnership  entsprangen  der  Firma  Briggs  also  keines- 
wegs Unkosten,  vielmehr  fielen  ihr  erkleckliche  Mehreinkünfte 
tu,  hervorgerufen  durch  die  Mehrleistungen  der  Arbeiter. 

Ermöglicht  waren  diese  Mehrleistungen  der  Arbeiter,  er- 
möglicht war  das  vorzügliche  Gedeihen  des  Brigcsschen 
lodustrial  Partnership  durch  den  besonderen  Arbeitsbetrieb 
des  Geschäfts.  Die  Firma  Briggs  beschäftigte  im  Jahre  1868 
785  Grubenarbeiter  (miners  oder  bottom  hands),  214  Jungen 
ihoys)  und  204  Arbeiter  über  der  Erda  (top  oder  suriaee 
bsxids)^),  und  ihre  wöchentliche  Produktion  bezifferte  sich  auf 


')  8.  lavior  8.  120. 
*)qtL  12706—12710. 

qu.  12  711  f. 

*)  -ju   l;2  7i:l.    12  714. 

*)  Archibalü  Briggs  in  den  Trausactions  der  Soc.  Sc.  Assoc.  von 
18M  8.  788:  „So  for  trom  the  workmen  interfering  in  our  management 
I  €nd  my  power  is  reallv  inorc  d<'sp<>tic  tli.in  ever."  Vgl.  auch  qn.  1261«). 

•)  (^u.  12  6Ö2— 12G58.    Hovell-Thm  low  S. 

')  b.  'i  avlor  S.  120  (Messrs.  Briggs'  Memorandum). 

"Oqu.  18575.  12768. 

*)  qiL  12690. 
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7000—8000  Tonnen»).  Die  Handarbeit  spielt  die  wichtigste 
Rolle  in  dmn  Betriebe   und  die  Kohlenarbeiter  besitzen 

demnacb  einen  Ii  error  rapcn  den  Kicfluss  auf  die  ^esammte 
Produktion  un(i  somit  auf  den  Ertrag  des  Geschäfts*).  Die 
Arbeitslöhne  machen  den  weitmiB  grössten  Theil ,  nämlich 
70  Prozent  der  Produktionskosten  aus^).  Weitere  15  Pro- 
zent derselben  gehen  auf  die  Materialien,  wie  Holz,  Eisen, 
Uel  und  dergl.,  bei  deren  Verbrauch  die  Arbeiter  bedeutend 
sparen  können^).  Geringfügig  sind  dagegen  die  Ubrieen 
Ausgabeposten,  wie  folgende  "[^ibelle ,  aen  Rechnungen  des 
Jahres  1866/67  entnommen,  seigt: 


l'roB.  der 
d.  kosten 


LohiK-  in  HM!nv.iihUMi<x  57  055 

JLöIjih'  in  Kohlen,  wrlchr  den  Ar- 
Leitern  zu  1  a.  (j  li.  per  Tonne 
abgegeben  wurden  


17  3 


ÜHuhoIz  

I^sen  und  Kupfer  

Abnut/nn^'  der  Schienen  

Pfonlf'luttcr  ,   .  . 

Aiideie  VorräLhe  

Bergwrerksnbgaben  (rojaltiee)  .  .  . 

Salin-  der  I >irrk(Mr('n  ....... 

Kontur  l 'nko-^tcn  und  Divt^n^o.  .  . 
L.audeutschädigun^eu{liindduma^osj 
Kohlenyerbrauch  für  Grabenzwecke 


171 

2 

II 

Ti>J 

14 

8 

4,5 

796 

7 

5 

1,0 

Olli» 

0 

(1 

M 

;uio 

8 

0 

4,2 

0 

2 

748» 

16 

1 

1  r,2s 

9 

1 

1  '102 

7 

1 

17 

2 

17 

II 

n.4 

Sa.  <i 


82275  7 


4|  100»0 


Wie  weittragend  der  Einfluss  der  Arbeit  auf  die  Pro- 
duktion ist,  crbellt  aus  folgender  Berecbnang  der  Herren 
Bri^jfTH :  Die  Kohlenarbeiter  in  den  Gruben  von  Whitwood 
und  Methley  können,  wenn  sie  sich  die  Mühe  nehmen,  die 
Kohlen  in  ^'rossen  Stücken  zu  gewinnen  und  zu  fordern,  das 
KettoHUHbringen  um  jährlich  1500  steigern.  Und  wenn  sie 
etwas  mehr  Surp:talt  auf  die  8oj  tirung  der  Kohlen  verwende« 
wollten,  k(>Mnten  weitere  1500  erzielt,  der  Reinertrag  im 
ganzen  also  um  3000  ^  vermehrt  worden.  Durch  nach- 
läsaigc  Arbeit  dagegen  und  durch  Gleichgilligkeit  ge^eu  die 


M  qu. 

^)  qu. 

qu.  12588. 

qu.  12  "»x,^. 


12  562. 

12  270  ff.   Böhmelt  Bd.  1  S.  236. 

12772.  BOhmert  Bd.  l  S.  236. 
Böbmert  ebenda. 

12  753. 


ö.  Höhmerl  Üd.  i  8.  2M. 
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Geschiift sinteressen  können  die  Arbeiter  beinahe  den  ganzen 
Gewinn  illusorisch  machen^). 

Es  handelt  sieh  also  hier  um  einen  Geschäftsbetrieb,  bei 
dem  der  Fleiss,  die  Geschick bVljkeit  und  die  Sorrrtalt  der 
Arbeiter  einen  wesentlichen  Kmtiuss  auf  Erfolg  oder  Miß- 
erfolg des  Unteiiiüiiraens  haben. 

Da  die  Arbeiter,  wie  oben  auseretVihrt,  angespfjrnt  durch 
die  Aussicht  auf  den  Bonus,  naeii  KiüUcii  das  Ibilge  /um 
Gedeihen  des  Geschätb  beitrugen ,  so  funktionirte  das  In- 
dnstriai  Partaership  TorsQgÜch  und  die  Herren  Briege  waren 
mit  ihrem  Versuche  anaserordentÜch  lufineden.  Noch  1871 
veröffentlichte  Herr  Archibald  Briggs  eine  denselben  feiernde 
Schrifit:  Industrial  Partnership.  Remed^  for  Strikes  and 
Locks-Ottt    Wakefield.    Alfred  W.  iShanlield. 

Auf  Grund  dieser  Nachrichten  grewöhnte  sich  die  Welt, 
das  Industt  inI  I^artnr  rship  der  Heireu  Briggs  als  Muster  und 
das  dadurch  erzicite  harmonische  Verhältniss  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  als  beneidenswerth  zu  betrachten. 

Da  traten  im  Augu&t  1872  Ereignisse  ein,  welche  ein 
baldiges  Kndo  des  Briggsschen  Industrial  Partnerbhip  voraus- 
sehen liesaen. 

Die  Grubenarbeiter  von  West-Yorkshire  hatten  anf  all- 
gemeinen  Beschluss  auf  Montag  den  19.  August  ihre  Jahres- 
▼ersammlong  zu  Leeds  angesetzt,  um  an  diesem  Tage  die 
Entstehung;  ihres  Gewerkvereins  zu  feiere  und  sich  der  Er- 
foke,  welche  sie  mittels  desselben  erzielt  hatten,  zu  freuen. 
Acht  Wochen  vorher  wurde  das  bekannt  geuKicht.  Die  Arbeit- 
geber des  Distrikts  stimmten  Im  allp;eineinen  diesem  Vor- 
haben der  Arbeiter  zu  und  <  ini^u  von  ihnen  betheiligten  sich 
sogar  durcli  Zeii  linung  von  Beiträgen  zu  den  Ausgaben  liir 
j^lusik  und  Fahnen.  Die  Arbeiter  zahlten,  um  an  der  Feier 
theilnehmen  zu  können,  in  kleinen  Raten  ihre  Beiträge  ein, 
und  da  die  Arbeitgeber,  ihrem  Wunsche  willfahrend,  ziem- 
lich allgemein  sich  bereit  erklärt  hatten,  an  jenem  Montage 
ihre  Graben  nicht  zu  Öffnen,  damit  jeder,  der  wolle,  nach 
Le«  ds  zu  dem  Feste  sich  begeben  kdnne,  so  sahen  die  Arbeiter 
ToU  Freude  dem  19.  August  entgegen. 

Da  sandte  Herr  Archibald  Briggs,  der  damalige  geschäfts- 
ttihrende  Direktor  der  Firma  Henry  Briggs  8on  &  Co.,  Li- 
mited nur  wenige  Tage  vor  dem  19.  August  seinen  Arbeitern 
eine  ge<iruekte  Ankündigung,  in  welcher  er  ihnen  niittheilte, 
dass  an  dem  gedachten  Montage  alle  Grubt  u  der  Firma  tür 
die  Arbeit  bereit  sein  würden,  und  da»ö  „jeder  Mann  oder 
Junge,  welche  ausbliebe,  angesehen  werde,  als  habe  er  das 
Kooperativsystem  aufgegeben,  und  in  Folge  dessen  jeglichen 
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Anspruch  auf  einen  Bonus  fUr  seine  kfinftigen  Verdienst» 

verliere". 

Auf  diese  ATikimdiprnnp;  dos  Herrn  Archibald  Briggs  ant- 
wortete im  Auttrage  der  Arbeiter  der  Sekretär  des  Gewerk- 
vereios,  Herr  John  Dixon,  in  einem  bescheiden  und  höflieh 
gehaltenen  Schreiben.  Er  hob  dann  hervor,  wie  es  seil  acht 
Wochen  bekannt  sei,  dass  die  Arbeiter  für  Montag  den 
19.  August  das  Fest  gephint  hätten,  wie  die  Grubenarbeiter 
von  Wiiitwood  in  kleinen  Raten  die  erforderlichen  Beiträge 
gezahlt  hätten  und  wie  die  Verweigerung  der  Möglichkeit 
ihrer  TheÜnabme  am  Feste  in  ärgerlicher  Weise  ihre  Hoff- 
nungen zerstören  würde.  Ein  Extrazug  zum  Transport  der 
Fes^nossen  sei  bereits  bestellt,  27  Firmen  hätten  die  Ein- 
stellung des  Betriebes  fUr  diesen  Tag  beschlossen^  und  ea 
werde  den  Anschein  von  Engherzigkeit  haben,  wenn  die 
Gruben  des  Briggsschen  Industrial  Partnership  an  diesem 
Tage  der  Arbeit  geöffnet  sein  würden.  Er  bat.  die  Angelegen- 
heit rofhmnls  in  Erwäguiiir  zu  ziehen  und  versprach  für  die 
Gewäiirung  dieser  Begünstigung  desto  grosseren  Fleins  in 
der  Zukunft. 

Die  einzige  Antwort  auf  Herrn  Dixons  Gesuch  war  folgende 
Bekanntmachung  des  Herrn  Archibald  Briggs : 

„Whitwood  Collier}',  den  17.  August  1872. 
An  die  in  den  vereinigten  Gruben  von  Whitwood  und  Methley 

beschäftigten  Arbeiterl 
Da  Zweifel  darüber  entstanden  sind,  ob  diejenigen, 
welche  am  nächsten  Montag  von  der  Arbeit  fortbleiDen,  den 
Bonns  ftir  das  vergangene  Jahr  verlieren  werden,  so 
möchte  ich  Euch  daran  erinnemi  dass  an  diesem  Tage  die 
Versammlung  der  Aktionäre  stattfindet,  in  welcher  die  Ent- 
scheidung getroffen  wird,  wie  hoch  der  Bonus  sein  und 
wem  er  zu  Theil  werden  soll. 

Wir  können  uns  (h'<  (irtnlils  nicht  erwehren,  dass  der 
Gewerkvercin  uneerem  industrial  Partnership  leindlicli  ist 
und  dass  unsere  Aibeiter  zwischen  Vereinigung  mit  uns 
und  Vereinigung  gegen  umb  wählen  müssen. 

Vorausgesetzt,  dass  die  Aktionäre  meinen  Vorschlag 
billigen  und  keinerlei  BeschränkuLigen  oder  Auhschliessuiigen 
beschliessen .  so  wird  der  Bonus  für  Aktionäre  9  Prozent 
und  fllr  Nichtaktionäre  6  Plrozent  ihres  Lohnes  betragen. 

Montag  Abend  um  6  Uhr  bei  der  Versammlone  im 
Wagenschuppen  wird  bekannt  gemacht  werden,  was  scUiess- 
lieh  entschieden  ist  Alle,  wdche  beabsichtigen,  nach  dem 
von  uns  begonnenen  und  im  guten  Glauben  zum  Besten 
Aller  von  uns  ausgeführten  System  mit  uns  zu  arbeiten, 
sollten  dann  zugegen  sein.  (gez.)  Archibald  Briggt*, 
  gescnäftofUhrender  Direktor ').^ 

All  dies  nach  Lloyd  Jones  im  Beehlve  vom  24.  August  1872. 
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Damit  war  die  Möglichkeit  angedeutet,  dass  die  Aktie- 
öftre  —  und  der  Wille  der  Aktionäre^  muss  man  bedenken, 
war  der  Wille  der  Herren  Briggs,  denn  diese  hatten  zwei 

Drittel  des  gesammten  Aktienkapitals  in  Händen  und  bcsasscn 
daher  auch  zwei  Drittel  .'«äninitlicher  Stimmen  in  der  General- 
versamnilimg  —  den  Arbeitern,  die  nach  den  Statuten  de» 
Industrial  Partnership  fiir  die  im  vergangenen  Jahr*  ge- 
leistete Arbeit  ein  Anrecht  auf  den  Bonus  deseelbeu  hatten, 
diesen  Bonus  aberkennen  könnten. 

Gegen  das  ganze  Verfahren  des  Herrn  A.  Briggs  und 
insbesondere  gegen  seine  Andeutung  der  letztgenannten  Mög^ 
licbkeit  wandte  sich  Lloyd  Jones,  der  alte  Vorkampfer  der 
engh'sehen  Genossenschaften,  in  mehreren  flammenden  Artikeln 
im  Beeliive.  £r  legte  gegen  die  Auffassung,  als  bestehe  eine 
natürliche  Feindschaft  zwischen  Gewerkverein  und  Genossen- 
schaft.  energisch  Verwalnuncr  ein.  Er  führte  aus,  dass  das 
Beginnen  des  Herrn  Bri<:gs ,  eir^eri  Gegensatz  und  Konflikt 
zwischen  beiden  hervorzurufen.  ^ »  rkehrt  sei.  und  forderte  die 
Gewerk vereinler  auf,  den  Felul  Isandschuh,  den  Herr  Briggs 
ihnen  vorgeworfen  habe,  nicht  auizunehmen 


^)  Lloyd  Jones  wies  iiui  die  UngeBetzUcbkoit  des  von  Herrn  Briggs 
b  Aiumcht  und  ak  mt^lieh  dargestelltett  BeschluMes  hin.   Er  betonte, 

dass  Herr  Briega,  wenn  er  ^clnc  Stellung  verstünde,  vor  allen  Andern 
sich  freuen  sollte,  dass  die  Arbeiter  bei  ihrem  ersten  Versuche.  *»ich  zu 
oi^anisiren,  erfolgreich  gewesen  seien,  bei  einem  Versuche^  aus  dem  die 
höhere  Form  des  Genossenschaftswesens  sich  entwickeln  mUsse.  Di0 
schroffe  und  felndselif^e  Stelhni^',  die  er  den  Arbeitern  gejjenüber  ein- 
genommen habe,  müsse  das  Genossenschaftswesen  noth wendig  in  deren 
Äo^en  diskreditiren  und  es  zu  einem  Gegenstande  des  Arcwohus  und  der 
Befehdun<r  machen.  Niemand  könne  Herrn  Priggs  das  ifecbt  bestreiten, 
in  «einen  Gruben  zu  beschäftipren,  wen  er  wolle  und  unter  welchen  Be- 
dingruncen  er  wolle.  Allein  wenn  er  seinen  Zorn  über  die  zweimalige 
Niedernge.  die  der  Oewerkverein  ihm  bdgebraebt  habe,  durch  eine  tm 
Nuneu  des  Genossenscli.'iftsprinzip«!  verübte  Feindseligkeit  befriedigen  wolLei 
80  müsse  Jeder,  dem  das  Gedeihen  des  Geno8fen.<;chaft.«»wepen5»  nm  Heraen 
liege,  dagegen  Kinspruch  erheben,  dass  unter  den  Arbeitern  die  Vor> 
•telinng  erseogt  werde,  es  bestehe  eine  natflrliche  Feind- 
Schaft  zwischen  Gewt-rk verein  und  GennssenHchaft.  Ei-  bestreitet  den 
Ge<lanken.  datss  e.<<  notli wendig  sei,  den  einen  zurückzuweiJ^en,  nenn  man 
die  andere  aulnehnie.  Das  i'eJdgcschrei  der  Arbeiter  müsse  sein:  Go- 
werkverein  und  Genossenschaft,  nicht  Gewerkverein  gegen  Genossen- 
schaft (Heel\ive  vom  24.  Auiru^^t  1>72.)  Es  sei  möglich,  dn?»  das  Ge- 
nossenschaftswesen in  voller  Verwirklichung  des  Prinzips  der  Gerechtig- 
keit, von  dem  es  ausgehe,  für  Gewerk  vereine  keinen  riatz  lasse,  aber 
gegenwärtig  sei  dieser  Zustand  noch  nicht  erreicht  Zur  Zeit  sei  nicht 
nur  Raum  tür  da.s  Wirken  beider,  sondern  es  sei  popar  nnthwendipr,  dass 
beide  neben  einander  bestünden.  Die  genossenschaftliche  Urgauisation 
der  Industrie,  yollkommen  als  Ideal,  m  als  lebende  Thatsache  nnr  ein 
Experiment.  Die  Kohlengruben  der  Herren  Briggs  seien  nur  eine 
Form  dieses  Experiments  nnd  keine.^wep's  die  iK'custc  und  hr^fTnunp-a- 
rcichste.  Nichtsdesto weniger  möge  viel  Gutes  von  dieser  Form  küinaicn, 
wenn  diejenigen,  welche  sie  ssq  verwirklichen  suchten,  nicht  die  Gi-und* 
gedanken  der  Genossenschaft  verltessen  und  in  Folge  persdnlicher  Vor- 
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Die  Artikel,  in  welclieii  Lloyd  Jones  im  Namen  und  In- 
teresse des  Oenosöeuscliuftswesens  Herrn  Arciiibald  Briggs 
entgegentrat)  erschienen  im  Beebive  vom  24.  und  3L  August 
1872. 

Inswischen  hatte  am  19.  August  sowohl  die  Jahresfeier 
des  QewerkTereins  der  West^Yorkshire  Grubenarbeiter  au 
Leeds  als  auch  die  Oeneralversammlane  der  Aktionäre  der 

Firma  Henry  Briggs  Son  &  Co.,  Limited,  stattgefunden.  An 
der  Festfeicr  zu  Leeds,  bei  welcher  die  Grubenarbeiter  ihre 
gewöhnlichen  Aufzüge  veranstalteten  und  einige  (hierher  nicht 

fehörige)  Resolutionen  fassten*),  hatte  auch  die  Mehrzahl  der 
Iriggsschen  Grubenarbeiter  Theil  genommen.  Die  General- 
versammlung der  Briggsschen  Aktionäre  hatte  beschlossen, 
dass  diejenigen  Arbeiter  der  Firma,  welche  am  19.  August  in 
Leeds  gewesen  wären,  zwar  nicht,  wie  Herr  A.  Briggs  den 
Arbeitern  angedroht  hatte,  des  Bonus,  auf  den  sie  durch  die 
Arbeit  im  vergangenen  Jahre  ein  Anrecht  erworben  hatten, 
verlustig  gehen,  wohl  aber  aur  Strafe  für  das  kommende  Jahr 
keinen  Bonus  erhalten  sollten.  Ausserdem  nahm  die  Genend- 
versaiiimlang  folgenden  von  Herrn  A.  Briggs  beantragten 
Beschluss  an:  „In  Anbetracht,  dass  die  Mitglieder  des  Vereins 
-der  Grubenarbeiter  von  West-Yorkshire  neuerdings  einer 
aggressiven  Politik  sich  zugewandt  haben,  welche  den  Inter- 
essen unserer  Gesellschaft  feindlich  gegenübersteht,  und  in 
Anbetracht,  dass  die  Direktoren  unserer  Gesell- 
schaft jeder  Zeit  allen  Koalitionen  der  Arbeit- 


urthcile  und  übel  verstandener  Interessen  das  Grundprinzip,  dem  sie 
^«len  wollten,  opferten.  Die  Gewerkvereine  da^icegen  seien  kein  Ex- 
periment. Sic  soicii  eine  notorische  Macht,  die  tiir  bestimmte  Ziele  wirke, 
tiie  hielten  die  aggressive  Gewalt  des  Kapitals  gegenüber  den  Arbeitern 
in  Schach  und  bitehten  mit  der  Haefat  sie  dinchzuseteen,  die  Ansprache 
der  Arbeit  gegenüber  dem  Kapitale  zur  (Jeltung.  Eine  lange  vui]  L^enaae 
Bekanntschaft  mit  dem  Wirken  der  Ge  werk  vereine  habe  ihn  belehrt,  dass 
diese  dem  Arbeiter  grössere  Unabhängigkeit  und  ein  höheres  Einkommen 
Terschaflften.  Sie  faiNUsten  einen  grossen  streitenden  FIttgel  in  dem  in&ch- 
tipen  Heere  des  Fortschritta,  welcher  durch  Disziplin  und  Muth  den 
Feind  im  Zaume  halte:  während  die  (Tenosaenschafter  Vcrsucli''  nincht<'ri 
aut  der  neuen  Grundlage,  auf  welcher  der  Bau  einer  grossen  und  edeht 
OrgnAnisation  der  QeseUacbalt,  in  dem  ftir  das  Olüclc  Aller  Vorsorge  ge- 
trotren  werde,  errichtet  werden  müsse.  Dieses  grosse  Werk  dürfe  nicht 
von  Heim  Briggs  im  Namen  des  Genoö^uschaftspriQaups  gestört  werden. 
Die  Gewerkvereinler  sollten  den  Fehdehandscbun,  weichen  HeiT  Briggs> 
ihnen  in  seinem  Zorn  vor  die  Füssc  geworfon  habe,  nicht  aufoehmen. 
Die  Genossenschafter  selbst  würden  denselben  wepstos><»pn  und  mit  ihnen 
vereint  des  vergeblichen  Versuches  lachen,  der  gemacht  werde,  um  die 
beiden  OrganisatioDen  arbeitender  BrOder  zu  spalten,  welche  bis  jetzt  den 
öseten  Erfolg  yersprftchen  in  ihren  Bestrebungen  fUr  eine  weise  und 
edliche  Emanzipation  der  Arbeit.,  die  allen  Klassen  gerecht  werde  und 
deshalb  un  Interesse  der  Nation  wiiuscbenswerth  sei.  (Bechive  vom 
31.  August  1872.) 

MS.  den  Ben<-ht  darüber  ^MincTB  Demonstration  at  Leeds*'  im 
Beehive  vom  24.  August  1^7:^  ä.  7. 
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gcber  in  Sachen  der  Lohnbewegung  fern  geblieben 
sind  und  stets  freiwillig  einen  Lohnsatz  gewährt  haben,  der 
dem  Durchschnittslohn  im  Distrikt  reichlicli  gleichkam,  wird 
beschlossen,  dass  diejenigen,  welche  unsere  Ge- 
aellschaft  beschäftigt,  sich  gleichfalls  von  allen 
Koalitionen  fernhalten  sollen  und  dass  Maassregeln 
ergritien  werden  sollen,  um  Nichtgewerkvereinler  zu  schützen 
aod  alle  Einschüchterungsversuche  zu  vcrliindern  ^)." 

Diese  Resolution,  beiiKikte  Lloyd  Jones,  zusammen- 
genommen mit  den  Aeussciun^en  des  Herrn  A.  Briggs  in 
der  Generalversammlung  und  semem  Zirkular  vom  17.  August^ 
lasse  keinen  Zweifel,  dass  es  der  Entschluss  des  Herrn  Briggs 
sei,  mit  dem  Qewerkverein  der  Grubenarbeiter  Krieg  bu 
führen.  Es  sei  ja  möglich,  meint  Lloyd  Jones  weiter,  dass 
Herr  Briggs  etwas  zur  Rechtfertigung  dieser  Politik  ansu- 
führen  habe;  dann  aber  hätte  er  es  sagen  sollen').  Allge- 
meine Hinweisungen  auf  etwaige  Einschücnternngon  der  Nicht- 
gewerkvereinler durch  Gewerk vereinler ,  wie  die  Resolution 
sie  enthalte,  seien  um  so  weniger  stichhaltig,  als  das  Gesetz 
eine  genügende  Handhabe  gebe,  ihnen  entgegenzutreten.  Nie- 
mand werde  es  Herrn  Briggs  verübeln,  wenn  er  eventuell 
vom  Gesetze  Gebrauch  mache 'M.  Zudem  erinnerte  man  an 
die  oben  erwähnte  Rolle,  welche  die  Herren  Briggs  seit 
Jahren  in  der  Koalition  der  Grubenbesitzer  gegenüber  ihren 
Arbeitern  gespielt  hatten.  Noch  jetzt  sei  Herr  Briggs,  wie  er 
selbst  zugebe,  Mitglied  des  Gewerkvereins  der  Arbeitgeber» 
Allein  er  erkläre  entschuldigend,  dass  er  sich  an  demselben 
nur  insoweit  betheiligte,  als  es  sich  darum  handelte,  die 
Kohlonpreise  zu  regeln  und  seine  Intere«R(>n  in  der  Frage 
der  Aejidcrunp;  drr  P»ergwerkßge8etzgebung  zu  verfolgen;  so- 
bald über  Lr)hiie  gesprochen  würde,  verlasse  er  das  Zimmer. 
Das  hinflere  alier  nicht,  dass  Herr  Briggs  die  von  den  ira 
Zimmer  zurückbleibenden  Grubenbesitzern,  welche  dasselbe 
Interesöe  verfolgten,  für  den  ganzen  Bezirk  normirten  Lohn- 
sätse  auch  fUr  sein  Geschäft  gelten  lasse.  Wie  aber  jener 
Verein  die  Kohlenpreise  regele,  das  könne  das  Publikum 

Serade  im  Augenblick  treffend  bcurtheilen.  Und  wie  er  über 
er  Bexigwerksgesetzgcbung  wache,  hätten  die  Grubenarbeiter 
in  nur  zu  trauriger  Weise  erfahren.  Was  schliesslicli  aber 
immer  die  Wirkungen  dieser  Koalition  der  Grubenbesitzer 
seien:  wenn  die  Arbeiter  sich  einfallen  Hessen,  jeden  CJruben- 
besitzer,  der  ibr  beiträte,  zu  pr<»skribiren ,  ähnlich  wie  das 
Herr  Briggs  seinen  Arbeitern  gegenüber  gethan,  würde  sich 


')  Llojd  Jones  im  Beehive  vom  31.  August  1872. 
')  Lloyd  Jones  im  Beehive  vom  81.  August  1872. 
*)  Lloyd  Jones  im  Beehive  vom  14.  September  IH72^ 
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alsbald  ein  Schrei  der  EDtrüstung  gegen  solche  Tyrannei  er- 
heben 

Die  ErklSruDgen,  welche  Herr  A.  Briggs  im  Beehive  vom 
7.  Sept.  gegenüber  dieeen  Ansfilhrongen  Lioyd  Jones'  abgabt 
vermochteu  weder  die  Thatsachen  io  Abrede  su  steUen,  noch 

auch  den  Eindruck,  welchen  sein  Verfahren  hervorgerufen 
hatte  y  absuschwächen^).  Die  feindliche  Absicht  des  Herrn 
Briggs  gegenüber  dem  Gewerk verein  lag  klar  zu  Tage,  und 
laut  Würde  sein  Rep^iimcn  verurtheilt.  Lloyd  Jones  ergriff  im 
Beehive^)  noch  einmal  das  Wort  zur  Krwiderun^,  und  nicht 
nur  dass ,  wie  selbstverständlicli ,  die  Gewerkvereinler  mit 
ihrem  Misstrauensvotum  nicht  zurückhielten'*),  auch  Draussen- 


')  Lloyd  Jones  im  Beehivo  vom  81.  Aufrn«f  1S72. 

Was  nützte  es,  wennHcir  Ikiggs  bemerkte,  dads  die  Firma,  ihren 
Arbeitem  am  6.  Juli  ein  Pest  aiif  eigene  Kosten  gegeben  habe  und  dsst 
demnach  ein  weiterer  Festtag  nicht  hätte  beansprucht  werden  können? 
Man  fni<r  ihn  (John  Holme«  im  Becliivr  vom  14.  JSeptember  1872).  warum 
er  drei  Wochen  vor  jener  Gewerkvertiusfeier,  als  man  seit  fünf  Wochen 
wniste.  daas  ^ese  geplant  war,  in  den  Gruben  den  Anschlag  gemacht 
habe,  claßs  in  der  auf  den  Ausclilafr  folgenden  Woche  lio  Grubenarbeiter 
während  dreier  Werktage  die  Arbeit  aussetzen  wui-dcn,  damit  die  Arbeiter 
dem  Wettrennen  zu  Pontrefact  beiwohnen  könnten.  Was  hatte  es  auf 
sich,  wenn  Heir  Briggs  sich  bezii;^^lich  ^^einrr  Maassre^eln  auf  die  AktionSn 
berief  und  angab,  aass  es  aus  Rücksicht  auf  diese  nicht  ;\nc:r'[znv<j*'n  Müre, 
die  Grubeuar^t  am  Tage  der  Generalversammlung  auäzubetzen  und  den 
ArbeiterD  einen  Feiertag  für  die  Theilnahme  an  einer  Sffentlieiien  Kund- 
gebung ihres  (M  werkvereins  zu  bewilligen.  War  dies  der  wirkliche 
Grund  ienes  Verbotes,  was  sollten  dann  jene  Anspielungen  auf  die  vei^ 
meintlicoe  Unverträglichkeit  von  Gewerkverein  und  Industrial  Partner- 
ship?  Was  war  damit  gewonnen,  wenn  Herr  Briggs  die  von  ihm  bean- 
tragte  und  durehpesetzte  Kesolution  daliin  auglog^te,  dass  es  nicht  die  Ab- 
sicht der  Finna  sei,  Gewerkvereinh-rn  in  Zukunft  Beschäffi-rung  in  ihren 
Gruben  zu  verweigern,  noch  auch  solchen  keinen  Bonuj^  zu  gewähren, 
sondern  euurig  und  allein  die  Gewerkvereinler,  welche  Niehtgewerkvereiider 
verfolgten,  zu  rntln^^^pn?  Mit  let/tmm  erklärte  man  (Lloyd  Jones  im 
Beehive  vom  14.  September  1612)  sicli  eniverstanden;  jedoch  in  Anbetracht, 
dass  der  Firma  gegen  solche  Gewerkvereinler  das  Gesetz  zur  Seite  stehe, 
hielt  man  es  fttr  einen  blossen  Vorwand,  ebenso  wie  man  in  der  Erklärang 
der  Firma,  auch  femerhhi  GewerkverfMrtler  beschäftij^en  /n  wollen,  nnr 
das  Eingestdndnias  der  bekannten  rhatsache  sah,  dase  die  Firma  im 
entgegeugesetsten  Falle  nicht  genug  tüchtige  Arbeiter  finden  wMe. 
Dass  dieTIrma,  wenn  es  anginge,  keinen  Gewerkvereinler  bescliäftigen 
würde,  «chien  klar,  zumal  Herr  llriggs  erklärte,  die  Firma  werde  nnnmehr 
«floe  Krankenkasse  anlegen,  um  auch,  was  die  Krankenversicherong  an- 
gebe,  den  Arbeitern  die  Mitgliedschaft  im  Qewerkverem  nicht  nie&  als 
wünsch enBwerth  erscheinen  zu  lassen. 

^)  Beehive  vom  14.  September  1872. 

*)  Auf  der  monatlichen  Zusammenkunft  dee  allgemeinen  Gewerk- 
▼ereinsrathes  der  Stadt  und  des  Bezirkes  Leeds  (Bezirk  West-Yorkshire) 
vom  11  iSeptemb'T.  b^i  der  die  verschiedensten  Gewerkvereine  vertrpten 
waren,  wurde  folgende  Resolution  eingebracht  und  einstimmig  auee- 
aoinmen:  „Nach  der  Anrieht  des  Gew^vereinsrathcs  ist  das  von  den 
Herren  Briggs  &  Co.  an  ihre  Arbeiter  eilassene  Verbot,  an  der  öffent- 
lichen Kundgebung  der  Grubniai lipiter  vom  19.  vcrprangenen  M<mats 
Th^  zu  nebmeo,  geeignet,  Gehässigkeiten  zwischen  Arbeit  und  Kapital 


biyilizüü  by  GoOglc 


VI.  2. 


31 


stehende  gaben  ihrer  Miasbilligung  lebhaften  Ausdruck.  So 
John  Holmes M,  der  ausführte,  wie  die  Herren  Briggs  von 
Anbeginn  danach  gestrebt  hätten,  den  ihnen  unbequemen  Ge- 
werkverein  zu  vernichten.  Ja,  selbst  der  sonst  wenig  gewerk- 
vercinstreuii'llirlio  cheraab'ge  Chartist  G.  J.  Holyoake,  in  der 
letzten  Zeit  der  eitrige  Fürsprecher  des  Briggsschen  Industrial 
Partnership  bezeichnete  nun  auf  einem  Kongress  der  Social 
Science  Association  die  HandlansBweise  der  Herren  Briggs 
ab  einen  Missbraucfa  des  GewinnDetheiligun^ssystenw^. 

Auf  alle  diese  Aenssemngen  der  Missbiiligung  erfolgte 
keine  weitere  Entgegnung  der  Herren  Briggs.  - 

Für  die  BeurtbeUaog  de«  gaiUMi  Fük»  Briggs  ergiebt 
ach  somit  das  Folgende: 

Die  Herren  Brifrprs  hatten  Jahre  lang  Lohn-  und  Arbeits- 
streitigkeiten mit  ihren  Arbeitern  gehabt.  In  allen  diesen 
Kämpten  waren  sie  stets  unterlegen.  Die  in  einem  Gewerk- 
verein organisirten  Arbeiter  hatten  immer  über  sie  triumphirt. 
In  Folge  dessen  die  ausserste  Erbitterung  gegen  die  Gewerk- 
▼ereinsorganisation  bei  den  Herren  Briggs^). 

Allein  mit  Gewalt^  das  hatte  die  biäerige  Er&hrung  sie 

SeJehrt,  konnten  sie  die  Gewerkvereinsorganisation  nicht 
rechen.  Da  verfielen  sie  auf  ein  Mittel,  das  gleichzeitig 
ihren  verschwindenden  Gescbttftsgewinn  wieder  heben  und  die 
Auflösung  der  verhassten  Organisation  herbeiführen  sollte'^). 
Im  Genossenschaftswesen  sahen  die  intelligenteren  Arbeiter 
und  die  philanthropischen  Arbeitertreunde  der  höheren  Klassen 
damals  die  ideale  wirthschaftliche  Organisation.  Als  kluge 
Geschäftsleute  beschlossen  die  Herren  Briggs,  dasselbe  zu 
verwerthen.  Dies  die  Ursache  der  Entstehung  ihres  Industrial 
Partnership.  Und  wer  könnte  sie  wegen  dieses  Vorgehens 
tadeln  I  An  den  Gwchftftsmann  besondere  philanthropische  An- 
sprüche Btt  stellen,  wäre  gar  nicht  am  Platze.  Nur  ist  es 
allerdings  nöthig,  sich  dessen  bewusst  zu  sein,  dass  nicht 
Philanthropie,  sondern  berechnende  Geschäfitsklugheit  das 
Briggssche  Industrial  Partnership  ins  Leben  gerufen  hat. 
Und  mit  derselben  Geschäftsklugheit  benutzten  die  Herren 


henrorzurnfen  und  das  Genossenachaftsprinzip  zu  beeintrüchtigen.^  Vgl. 
den  Bericht  „LeedB»  The  Tiades  Oomieii''  im  Beehi?«  vom  14.  September 
S.  3  f. 

1)  Beehive  vom  U.  Sept  1872. 

G.  J.  Holvoake,  Partnersliiiis  of  Industiy,  London  1865. 

..'Fhis  ig  the  abuse  of  industrial  partnership;  tbis  is  an  oftensivt? 
periJ  to  expose  it  to."  Transactions  der  Social  Science  Association  von 
1868  S.  458. 

*}  Vgl.  auch  John  Hohnes  irn  Bechivo  vom  14.  Bept.  S.  2. 

')  Vpl.  aucli  Messrs.  Brij^gs'  Meinoranduni  hei  S.  Tnvlnr  S.  122:  „It 
was  h<jped  tbat,  ae  indutitrial  paituei'sbip  gave  all  that  trades  Unioiiigiti, 
coald  fairlj  demand,  tbe  workmen  woald  f^adually  sabetitate  eombination 
witb  their  emplojen  lor  eombination  against  wem." 
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Briggs  nun  jedes  sich  ihnen  bietende  Mittel,  um  ihr  neues 
Unternehmen  auch  finanziell  erfolgreich  zu  machen.  Wie  die 
Fabrikanten  von  Malzextrakt  und  die  Versender  von  Apollinaris- 
wasser der  Atteste  hoher  und  berühmter  Abnehmer  sich 
brüsten,  so  verbreiteten  sie  in  geschickter  Reklame  die  Zu- 
stimmungsäusserungen der  damals  populärsten  Sozialreturraer, 
und  jeder  neue  Sozialkongress  brachte  dem  Unternehmen 
grössere  Notorietät. 

Und  die  Klugheit  blieb  nicht  ohne  Erfolg.  Dae  Ver- 
h&ltniss  zvL  den  Arbeitern  wurde  ein  günstiges,  wührend  die 
Geechäftserträ^isse  bedeutend  stiegen.  Die  Gewerkvereinler 
befreundeten  sich  mit  dem  Industrial  Partnersliip,  und  waa 
mehr  wertli  war,  der  Präsident  des  Gewerkvereins  der  eng- 
lischen Grubenarbeiter,  Herr  Macdonaid,  gewährte  den  Herren 
Briggs  seine  Unterstützung  bei  Verbreitung  desselben^).  Die 
ökonomischen  Resultate  des  Briggsschen  «Systems  zeigten  sich 
glänzend. 

Hütte  Herr  Briggs  sich  mit  diesen  begnügt,  der  Erfolg 
wäre  ein  dauernder  gewesen.  Allein  in  der  Seele  des  Herrn 
Briggs  war  der  Wunsch,  seinen  alten  Gegner,  die  Gewerk- 
Vereinsorganisation,  zu  vernichten,  nur  versehleiert,  nicht  aber 
erstorben,  und  je  grösser  die  Erfolge  seines  Systems  bei  den 
Arbeitern  waren,  desto  näher  glaubte  er  sich  der  Verwirk- 
lichung dieses  Wunsches.  Der  erste  Vemnch  dasu  war  daa 
an  seine  Arbeiter  erkssene  Verbol^  die  Gkwerkvereinsdemon- 
stration  in  Leeds  an  besuchen. 

Auch  dieses  Bestreben  des  Herrn  Briggs  sind  wir  weit 
entfernt,  au  yerurtheilen.  Seine  Berechtigung  zu  diesem 
Verbot  steht  ausser  Zweifel,,  und  nur  zu  begreif hch  ist  der 
Wunsch  des  Hauptes  eines  Geschäfts,  sich  der  Organisation 
seiner  Arbeiter,  die  ihm  eventuell  Widerstand  zu  leisten  ver- 
möchte, zu  entledigen.  Aber  nieht  minder  begreiflich,  dass 
die  Arbeiter,  eingedenk  dessen,  was  ihnen  früher  Herr  Briggs 
und  was  ihr  Gewerkverein  ihnen  gewesen,  diesem  letzteren 
den  Vorzug  gaben.  Von  Herrn  Briggs  hatten  sie  Lohnherab- 
setzungen in  den  verschiedensten  Formen  und  Ausweisung 
aus  ihren  Wohnungen  zu  rauher  Jahreszeit  wiederholt  erlebt. 
Ihrem  Gewerkverein  verdankten  sie  nicht  nur,  dass  sie  trot^ 
alledem  über  Hmn  Briggs  siegten,  sondern  auch  die  Ein- 
führung des  Industrial  Partnership  selbst  Vor  die  Wahl  ge- 
stellt, sich  zwischen  einer  Betheiligung  am  Gewinn  des  Herrn 
Briggs  unter  völliger  Abhttogigkeit  von  dessen  Belieben  und 
ihrem  Glewerkverein  zu  entsclieiden^  konnte  der  Ausgang 
nicht  zweifelhalt  sein.   Der  Untergang  des  Briggsschen  Ge* 


>)  VgU  unten  u.  Böhmert  Bd.  I  S.  248. 
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winnbetLeiiigungsversuches  war  unter  diesen  Umständen  noth- 

weniii^  ^ ). 

Nur  dann  Lätte  das  Iiidustrial  Partnersliip  noch  gerettet 
werden  können,  wenn  die  Arbeitgeber  alsbald  und  endgilüg 
eine  andere  Politik  eingescldagen  hätten.  Sie  waren  aber 
nicht  ^willly  einzulenken.  Vor  allem  konnte  die  Maassregel, 
daiB  «e  den  Tom  Reingewinn  vorwegzunehmenden  Eapital- 
zins  von  10  auf  15  Prozent  erhöhten,  nicht  dazu  beitragen, 
die  Arbeiter  die  Ereignisse  vom  August  1872  Tergeaaen  su 
lassen  und  einen  Ausgleich  herbeizuführen  -). 

Kinige  Arbeitsstreiti^keiten  im  Sommer  1874  vergrösserten 
den  Kiss  noch  mehr  und  brachten  das  Industrial  Partners  hip 
seinem  Ende  einen  Schritt  näher.  Das  Riddeln,  das  wiederum 
in  Fulgti  hoher  Kohienpreise  einige  Zeit  vorher  abgeschafft 
worden  war,  sollte  nun  bei  der  geringeren  Nachträge  wieder 
eingeffthrt  werden,  und  die  Lohnbedingungen,  zu  denen  es 
geschehen  sollte,  genügten  den  Arbeitern  nicht').  Vergebens 
bot  Herr  Archibald  Briggs  seine  Beredsamkeit  auf,  vergebens 
drohte  er,  dass  der  Entschluss,  den  ihr  Gewerkyerein 
gefasat  habe,  sich  den  Anforderungen  der  Firma  zu  wider- 
setzen, den  Todesstoss  für  das  Industrial  Partner- 
ship  bedeuten  würde*).  Die  Arbeiter  beharrten  auf 
ihrem  Entschlüsse,  und  ein  Schiedsgericht,  dem  sich  1h  ide 
Theiie  unterwarfen,  entschied  zu  Ungunsten  der  Firnia^). 

Das  Industrial  l'artnership  siechte  jetzt  langsam  dahin. 
Nachdem  im  August  lb74  die  Statuten  desselben  abgeändert 
und  theilweise  verschärft  waren,  wurde  im  Februar  1875  von 
den  Aktionären  seine  förmliche  Aufhebung  beschlossen*).  — 

Nach  der  obigen  Darstellung  des  Falles  Briggs  dürfte 
es  mdglich  sein,  die  Fragen,  wäche  im  Böhmertschen  Be- 


*)  Zu  einer  gleichen  Ansicht  kommt  b.  Taylor,  der  sich  weseutUch 
dabei  anf  die  Angaben  der  Herren  Brigga  stützt  Der  Voifall  von  1878, 

schreibt  er  fS.  14<),  musste  Erbitterung  bei  den  Arbeitern  hervorrufen. 
Sie  mussten  der  Ilerrfii  llrifrgs  Verbot  und  die  Strafe,  die  sicti  an  dwsen 
Nichtbefolgimg  knüpfte,  als  t-ine  gesetzwidrige  jblinmitKthmig  in  ihre 
Äodlun^lreibdt  betrachten.  Die  alte  Feindschaft  musste  einen  frischen 
Sporn  erhalten  und  die  Grundlage  gegenseitigen  Vertrauens,  auf  welcher 
das  Industriai  Partnership  allein  sicher  niheu  kann,  war  fortan  unter- 
graben. 

*)  Siehe  S.  Taylor  S.  141.  Herr  Archibald  Briggs  llr  zwar  iu 
(nr\rT  HofruraohtiniL'  der  Beinerkun^en  Tuyloif  f8.  Taylor  S.  101 1  in  Ab- 
rede, daBs  die  Erhöhung  des  Kapitalmises  auf  10  Prozent  „eine  feind- 
teli|^  Geeinmmg  bei  den  Arbeitern  hervorgerufen  habe".  Allein  diese 
Maassregel  konnte  selbstrerstUndlich  nicbf  dazu  dienen,  die  Arbeiter 
freundlicher  zu  stimmen,  und  S.  Taylor  hält  seine  Ansicht,  mit  der  die 
oben  vorgetragene  Ubereiuatimmt,  aufrecht. 

*)  S.  Timor  S.  127  (MesBxs.  Bnggs*  Memorandum). 

*)  Ebenaa. 
Ebenda. 

«)  Ebenda  ö.  127  f. 

For>cbaof»ii  (^i  VI.  8.  —  ffmm*T.  8 
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richte  offen  geblieben  sind,  zu  beanlwürten.  Es  ergiebt  sich: 
Das  Gewinnbetheil ig  luigssy Stern  der  Herren  Briggs  iuuktionirte 
vorsüglicii.  80  lange  es  rein  aU  Lofanmteni  und  ohne  jeg- 
lichen Rückhalt  durchgeführt  wurde.   Eb  versagte  aber  den 

Dienst,  ^jI)  !!  die  Herren  Briggs  bei  seiner  DurchÄihrung 
einen  Hintergedanken  verfolgten  und  es  als  Hebel  gegen  die 
ihnen  unbequeme  Organisation  des  Gewerkvereins  der  Gruben- 

arbeitor  p:ebrauchten.  Die  „Enttäuschungen",  von  denen  der 
Brief  des  Herrn  A.  pjii^ir^  an  Geh.  Ralli  Höhmert  spricht, 
dürfte  man  wohl ,  ohne  letiizugehen ,  dalnn  verstehen ,  dass 
die  Herren  Briggö  sich  in  ihrer  Hoffnung,  durch  die  Ein- 
führung des  Industrial  Partnership  ihre  Arbeiter  an  sich  zu 
ketten  und  dieselben  dem  West-i  orkshirer  Gewerkverein  ab- 
wendig zu  machen,  getäuscht  sahen. 

Die  obige  Darstellung  dürfte  wohl  geei^^uet  sein ,  auch 
über  einon  zweiten  Gcwiimbetheiligungsversurb ,  dessen  Dar- 
legung bei  Hrihinert  uuier  der  Mangelbai ügkeit  seiner  Me- 
thode gleichfalls  leidet,  Licht  zu  verbreiten.  Ein  Mitglied  der 
Familie  der  Herren  Briggs  hat  naeh  dem  Vorbilde  deö  eben 
erörterten  Industrial  Partnership  im  Jahre  1870  ein  weiteres 
gegründet:  die  .North  of  England  Industrial  Goal  and  Iron 
Company in  Aliddlesborough.  Böhmert  fUhrt  auch  diesen 
»  Versuch  unter  seinen  zwölf  Fällen  von  Gewinnbetheiligung 

mit  Anthcil  am  Geschäft  auf,  ohne  indess  Angaben  von  wissen- 
schaftlicher Bedeutung  machen  zu  können.  Mit  Rücksicht 
auf  das  im  Vorstehenden  Erörterte  sind  jedoch  zwei  Angaben 
bezüglich  dieses  Industrial  Partnership  von  Interesse: 

„Der  Unternehmer,  schreibt  Böhmert,  setzte  sich  vor 
Gründung  des  Industrial  Partiiership  in  Beziehungen  zu  den 
Vorständen  der  A  i  beiteruniunen  und  erhielt  von  dem  Trä- 
sidenten  derselben,  Mr.  Macdonald,  die  Zusage  loyaler  Unter- 
stützung." lieber  einen  Bericht  der  Gesellschaft  aus  dem 
Jahre  1878  tbeilt  Böhmert  sodann  mit:  „Die  Gewinnantheile 
der  Gesellschaft,  heisst  es,  seien  ^enau  im  Verhältniss  zu  der 
Grösse  der  Sympathie  der  Arbeiter  für  das  Partnerschafts» 
System  und  iin  umgekelirten  Verhältniss  zu  der  Macht  des 
■  Einflusses  der  Trades'  Unions  auf  dieselben." 

Böhmert  bemerkt  hierzu:  „Wir  haben  leider  keine  weitere 
Auskunft  über  dieses  Unternehmen  erhalten  und  vermögen 
daher  auch  nicht  den  Widersprach  zu  erklären,  welcher  in 
der  Behauptung  von  der  Unterstützung  des  Mr.  Macdonald 
und  in  dem  behlusöbatze  liegt." 

Vielleicht  iiesse  sich  dieser  Widerspruch,  wie  schon 
angedeutet,  aus  obiger  Darstellung  des  von  den  Herren  Briggs 
zu  verschiedenen  Zeiten  gegenttto*  den  Gewerkvereinen  em- 
gehaltenen  Benehmens  erklären.  1870  bei  der  Gründung  des 
neuen  Industrial  Partnership  hatte  Herr  Briggs  das  Kooperativ- 
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System  noch  nicht  in  (i«  ^cusatz  zu  dem  Gewerkverein  ge- 
bracht und  empting  daher  die  volle  Unterstützung  des  letz- 
teren. Sein  Auftreten  ^egen  den  Gewerkverein  seit  1872 
musste  auch  m  dessen  \'erhalten  eine  entsprechende  Aeuderuug 
imrvomtfei]«  —  Ob  dies  zweite  Briggssche  Industrial  Partner- 
•hip  noch  besteht,  konnte  B^hmert  nicht  angeben. 

Diese  beiden  Fälle  dürften  wohl  schon  allein  zur  Genüge 
die  Unzulänglichkeit  der  von  Böhmert  gewählten  Erhebungs- 
niethode  kennzeichnen.    Indess,  um  nicht  lediglich  mit  den 

Aussagen  der  Herren  Briggs  zu  argumentiren,  sei  noch  ein 
dritter  Fall,  der  Gewinnbetheiligunj^sversiieli  der  Herren  Fox, 
Head  ^  Co.  (Nr.  33  bei  Bühmertj,  eiuer  genaueren  Prüfung 
um  erzogen. 

Böhmerts  Bericht  über  diesen  Fall  ist  etwa  der  folgende : 
Die  Herren  Fox,  Head  &  Co.  besitzen  ein  grosses  \\  aiz- 
werk  an  Newport,  Middlesborough,  Yorkshire,  weiches  eiserne 
Platten  für  Schiffe  und  Dampfkessel  anfertigt.  Der  Werth 
des  Werkes  beliei  sich  im  Jahre  1874  auf  etwa  60000 
Der  Preis  der  iSchiffspIatten  hatte  während  des  Jahrzehnts  Ton 
1864  bis  1874  von  7  bis  14  £  per  Tonne  variirt  und  betrug 
im  September  1874  9  £  10  s.  per  Tonne. 

Die  Firma  beschUt'tigte  etwa  600  Arbeiter.  Der  WocImm;- 
lohn  Rcim  ankte  von  1  bis  12  Der  letztere  6atz  wurde  an 
eschickte  Meister,  welche  einige  andere  Arbeiter  unter  sich 
atten,  gezahlt  und  zwar  als  Reinertrag,  naclidem  sie  zuvor 
ihre  Leute  ausgeiohnt  hatten.  Der  durchschnittliche  Wochen- 
lohn  bezifferte  sich  auf  £\  es  war  dies  der  im  ganzen 
Distrikte  übliche  Durchschnittssatz.  Der  Gesammtbetrag  der 
ausgezahlten  Lohne  und  Qehälter  kam  einem  Viertel  des  Ver- 
kautsprelses  der  produzirten  Waaren  gleich. 

In  dieser  Fabrik  wurde  ebenso  wie  bei  der  Firma  Henry 
Briggs  Son  &  Co.  die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Gewinn 
des  Unternehmens  nach  ^rrossen  Arbeitseinstellungen  der 
Kis<-narbeiter  zu  dem  Zweek  ,  um  solche  in  Zukunft  zu  ver- 
iiuien,  im  November  180f>  ^^inj^eluhrt.  Die  Arbeiter,  die  davon 
Nutzen  ziehen  wollten,  durften  keinem  Ge werkverein  ange- 
hören'), und  ebenöü  versprachen  die  Unternehmer,  an  keiner 
gegen  die  Arbeiter  gerichteten  Verbindung  theilnehmen  zu 
Wimen« 

Nachdem  diese  erste  vorläufige  Einrichtung  während 
dreier  Jahre  zur  gegenseitigen  Zufriedenheit  von  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  bestanden  hatte,  schritt  man  zur  Errich- 
tODg  eines  tUr  beide  Theile  verbindlichen  Reglements. 

'  Vgl.  darüber  u  i  1:  Trade»'  Unions'  Comm.  Report  qu.  12  723  und 
J.  M.  Ludlow  in  G.mmI  Wor.ls  vnn  \<f\l  s.  2U.  V-I.  auch  Bulletin  de 
la  participatk>n  aux  ben^tices  tomc  V,  Paris         S.  169. 

3' 


biyiiized  by  Google 


86  .  VI.  2^ 

Hiernach  sollten  die  siimmtlichen  in  dem  Werke  Be- 
schäftigten, vom  gewöhnlichen  Handarbeiter  bis  hinauf  zun» 
Direktor  und  Geschäftsinhaber,  für  ihre  Arbeit  „die  in  dem 
Distrikte  übliche  Vergiitung  in  Form  von  Löhnen  und  Ge- 
hältern beziehen",  der  Lohn-  oder  Gehaltssatz  derselben  sich 
nach  dem  in  der  Eivenfabrikation  üblichen  Tarif  richten.  Das 
allgemeine  Steigen  oder  Fallen  der  Lohnsätze  im  Distrikt 
sollte  maassgebend  seiih  sobald  die  eingetretene  Verttnderune 
V  >ii  dem  Eisengewerbe  des  Distrikts  angenommen  sei;  während 
die  Entscheidung  noch  schwebe,  sollten  die  alten  Löhne  fort» 
bezahlt  werden.  Die  in  der  Firma  arbeitenden  Geschäfts- 
inhaber sollten  für  ihre  persönlichen  Dienstleistungen  einen 
HUg'emessenen  und  im  Distrikte  iilflKhcn  Gehf\lt  beziehen, 
dessen  H<ilie  von  der  Zustinnnun^  eines  öli'enilichen  Rech- 
nungsiulirers  (^public  acconntant)  abnängip:  wäre.  Den  in  dem 
Geschäft  angelegten  Ivapitalien  wurde  ein  Zins  vua  10  Prozent 
bestimmt,  wähAnd  höchstens  6  Prozent  jährlich  für  Er- 
neuerung und  Entwerthung  der  Werke  abgt  schrieben  werden 
sollten.  Für  schlechte  Schulden  war  ein  Reservefonds  zu 
errichten,  welchem  alljfthrlich  Prozent  des  Bruttoertrages 
zu  überweisen  waren. 

Der  nach  Abzug  der  Ausgaben  für  Löhne,  Gehälter  und 
Kapitalien  verbleibende  Reingewinn  sollte  in  zwei  gleiche 
Theile  getheilt  werden,  von  denen  der  eine  den  Geschäfts- 
inhabern, der  andere  den  Arbeitern  zu^iebilligt  wurde.  Die 
Unternehmer  verpflichteten  sich,  die  Reehnunf^en  einem  an- 
erkannt tüchtigen  Rechnungsführer  (pubhc  aecountant)  vorzu- 
legen. Derselbe  sollte  entscheiden,  ob  und  in  welcher  Höhe 
auf  Grund  des  Vertrages  ein  Gewinn  an  die  Arbeiter  vertheilt 
werden  könne.  Antheilsberechtigt  war  jeder  Arbeiter ,  An> 
gestellte  u.  s.  w.,  der  wenigstens  100  Tage  dem  Geschäft  an* 
gehört  hatte. 

Gemäss  den  vorstehenden  Bestimmungen  betrug  der  an 
die  Arbeiter  vertheilte  Bonus  im  Jahre  1870  4  Prozent  der 
im  Jahre  verdienten  Löhne,  1871  8^  4  Prozent,  1872  3^/2  Pro- 
zent. Jm  Jahre  1S73  gelangte  nichts  zur  Vertheilung.  Die 
Oewinnbetheiligiing  wurde  am  31.  Dezember  1874  von  der 
Finna  wieder  aufgegeben. 

Eine  Vermehrung  des  Fleisses  war  von  der  Gewinn- 
betheiligung wohl  kaum  zu  erwarten,  da  die  Arbeiter  der 
Walzwerke  schon  seit  langer  Zeit  im  Stticklohn  bezahlt 
wurden  und  diese  Lohnmethode  weit  mehr  als  die  Aussicht 
auf  einen  immerhin  zweifelhaften  Gewinn,  und  zumal  wenn 
derselbe  sich  noch  als  so  gering  herausstellt  wie  hier,  geeignet 
ist,  die  Arbeiter  zu  eifrigerer  Thätigkeit  anzuspornen.  Indess 
glauben  die  Unternehmer  im  ganzen  von  der  Gewinnbethei- 
iigung  Vortheil  gehabt  zu  haben.  Als  Hauptvortheil  be- 
zeichnen sie  den  Umstand,   dass  die  Fabrik  dadurch  der 
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aonit  überall  Alhl baren  Herrschaft  der  Gewerkvereine  ent- 
und  sie  selbst  in  FoJge  dessen  nicht  gezwungen  worden 
teieo,  »icli  dem  Untemehmenrerein  «naiischliessen  nnd  sich 
4ier  Politik  anderer  EiseDindustrieller  zu  unterwerfen. 

AI«  Ursache  des  Scheiterns  der  CTCwinnbetheiligung  füh- 
i-en  tüp  Unternehmer  an,  sie  wären  zu  ihrem  l^odauern  zu 
<}fT  i  (  b(  rzeugung  srekouimen,  dass  der  J Jurclisc  haitt  der- 
jenigen Arl)eiter,  welche  sie  zu  gewinnen  vermocht,  nicht 
^nügend  gebildet  wäre ,  um  zu  dem  Verständmss  des 
iijrt^'eschriticneii  Systems,  das  sie  ins  Werk  zu  setzen  ver- 
dacht liätten,  befähigt  zu  sein.  „Wir  mubotea",  hciBbt  eb  bu- 
(knn  in  ihrer  Erklärung,  „weitere  Verbreitung  moralischer 
iiod  intaliektueUer  £rzienung  abwarten ,  ehe  die  arbeitenden 
yiitsen  dorch  einen  Appell  an  ihre  Vorsicht,  ihren  gesunden 
Uenaehenverstand  und  ihre  Treue  geleitet  werden  können: 
bb  jetzt  fassen  dieselben  nur  ihre  nttchstliegeuden  BeJfirf- 
nisBe  ins  Auge." 

Diese  Erklärong  lässt  viel  su  wünschen  übrig.  Sie 
ist.  wie  Böhmert  selbst  sagt^),  „um  so  auffallender,  weil 
«icn  atis  den  Berichten  über  die  jHlirlichen  Versammlungen 
der  Unternehmer  und  Arbeiter  des  Hauses  Fox,  Head  &  Co. 
seit  1870  eine  luicliRt  erfreuliche  Harmonie  des  ganzen  Per« 
iOnsls  zu  ergeben  schien**. 

Erwägt  man  indess,  dass  die  Firma  Fox,  llead  &  Co., 
iihnhch  wie  die  Finna  Henry  Briggs  feon  Co.,  die  Gewinn- 
Lfeiheiliguug  „nach  grossen  Arbeitseinstellungen  der  Eisen- 
srbeiter^  einfilhrtey  „um  solche  in  Zukunft  zu  vermeiden*'^), 
liass  „Arbeiteri  die  dayon  Nutaen  aiehen  wollten,  keinem  Ge- 
werkverein ai^ehören  durften,  welcher  den  Zweck  hatte,  die 
Löhne  festzustellen  und  in  die  Besiehungen  zwischen  Arbeit- 
gehem  und  Arbeitnehmern  einzugreifen",  und  dass  die  Firma 
in  ihrer  Erklärung  bezüglich  des  Scheiterns  der  Gewinn- 
b«theiügnng  klagt,  „dass  die  Arbeiter  nur  ihre  nächst- 
liegenden Bedürfnisse  ins  Auge  fassten" :  so  liegt  der 
Gedanke  nfllie ,  dn^a  die  Bemerkung,  die  Firma  sei  zu  ihrem 
Bdiiauern  zu  der  Erkenntnis»  q-clanort,  dass  der  Durclischnitt 
der  Arbeiter  nicht  genügend  gebildet  sei,  um  das  von  ihr 
oiiiijctührte  System  gebührend  werth  zu  schätzen,  dahin  aus- 
zukgen  ist ,  dass  die  Firma  zu  der  Einsicht  kam ,  die  Mehr- 
zahl der  Arbeiter  schätze  ihren  Gewerkverein  immer  noch 
höher  als  die  Gewinnbetheiligung,  und  daher  sei  ihr  Ver- 
rodi,  die  grosse  Masse  ihrer  Arbeiter  dem  Oewerkverein 
durch  die  uewinnbetheiligung  abspenstig  zu  machen,  ver- 
geblich. 

Was  aber  ist  die  Ursache  hiervon?  Besteht  sie  etwa  in 
MBd.  n  8.  111. 

^  Vgl  such  Tiadea'  Unions'  Comm.  Report  qu.  12  724. 
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der  geringen  Bildung  der  Arbeiter  und  ISMt  eich  wirklich 
annehmen,  dass  eine  „weitere  Verbreitung  moralischer  und 
intellektueller  Bildung**  eine  Wandelung  in  den  Verhältnissen 
hervorrufen  werde?  Böhmert  scheint  beinahe  dieser  Ansicht 
zuzuneigen  indem  er  anknUpfend  an  seine  Betrachtungen 
üher  das  Scheitern  doa  Oewmnbctheilignngsversuches  einen 
Abschnitt  aus  dem  10.  Kapitel  von  Horbprr  Spencers  „The 
Study  üt' Sociolo^y"  M  abdruckt,  in  weichem  dieser  als  l^rsache 
dafür,  dass  in  Enj^land  das  Antheilsystem  so  geringen  Kr  folg 
autzuweisen  habe,  das  Klassenvorurtneil  der  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  bezeichnet  und  dem  Antheilsystem  eine  bessere  Zu- 
kunft verspricht,  wenu  erst  beide  Thcile  die  nötliige  mora- 
lische und  intellektuelle  Bildungsstufe  erreicht  haben.  £s  er- 
scheint dies  problematisch  und  es  dürften  vielleicht  die  eigen- 
thOmlichen  Arbeiterverhftltnisse  im  englischen  Eisengewerbe 
eine  einfachere  und  näherliegendo  Erklärung  fUr  das  Miss» 
glucken  des  hier  in  Frage  kommenden  Versuches  bieten  als 
Klagen  über  mangelhafte  Bildung  und  Klasse nyorurtheile. 
Stehen  doch  die  Arbeiter  vieler  anderer  Firmen |  in  denen 
Gewinnbetheiligungsversuche  dauernd  gut  ausfielen ,  was  Bil- 
dung und  Klassenvorurtheile  anlangt ,  auf  keiner  höheren 
Stufe  als  die  Arbeirfr  der  Herren  Fox,  Ilead  &  Co. 

Im  englisclien  Kisengewerue  sind  die  Lohnstreitigkeiten 
alten  Datums-).  Die  Erfahrung  lehrte  die  Arbeiter,  dasa 
Arbeitseinstellungen,  um  Lohnerliöhungen  zu  erzielen,  nur  I  t'i 
aufblühendem  (.Tcschäfic  erfolgreich  waren,  und  dass  Arbeits- 
einstellungen, um  Lohnherabsetzungen  bei  eintretendem  Nieder- 
gange des  Geschäfts'  entgegenzuwirken,  regelmässig  fehl- 
schlugen^). Dem  entsprechend  richteten  die  Gewerkvereine 
ihre  Politik  ein.  Blühte  das  Gewerbe  auf,  so  forderten  sie 
höhere  Löhne^  und  waren  ihre  Forderungen  einigermaassea 
vernünftig,  so  wurden  sie  ihnen  von  den  Arbeitgebern,  welche 
in  dieser  Zeit  alles,  nur  keinen  Arbeitsstillstand  ertragen 
konnten,  bewilligt.  Sollten  beim  Niedergang  der  Geschäfte 
die  Löhne  herabgesetzt  werden,  so  fiigten  sich  die  Gewerk- 
vereine dem  Verlangen  der  Arbeitgeber '^j.   Als  Zeichen  dee 

Deutsch  von  H  Msrquardsen,  Bd.  XIV  u.XV  der  inteniatioDalei» 

wiseenschaftl.  Bibliothek. 

*)  Fiftti  Report  of  the  Trades  Unions  Commissioners.  Henr^-  Crouiptou, 
Ihdustrial  Conciliatioii,  London  1876,  S.  54  oder  auch  Brentanos  Hefeiat 
über  das  Buch  in  seinem  und  Holtzcndorfis  Jahrb.  1^77  S.  256. 

Brentano,  Arbeitergilden  Bd.  Ii  S.  2d7 ;  Arbeitsverhältuiss  S.  144  f. 
und  8.  122. 

*)  Ebenda.  —  Noch  kürzlich,  Ende  1KS4,  meldeten  die  Zeituneeo 
eine  eleiclie  Politik  der  Schiffliauer:  (Vir  J^rhifFebauherren  des  Dii-trOtta 
des  Tees  hätten  ihren  Arbeitern  eine  Luhuherabsctzung  von  7V  a  Prozent 
angekündigt,  diese  hätten  aber  „mit  Kücksicbt  auf  die  besseren 
GeschäftBaussiehten  im  DiBtrikt**  beschloBsen,  Bich  dieaer  Mmm» 
legel  zu  wideraetaeo. 
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Auf-  und  Kiederganges  des  Gewerbes  dienten  ihnen  jedeatuiü 
die  Eisenpreise^).  Dies  lührtC}  dahin,  dass  im  Eisengewerbe 
eine  „gleitende  Skala"  (sliding  scale)  vereinbart  wurde,  d.  h. 
es  wurde  I'sance  im  Gewerbe,  dass  flie  Löhne  mit  dem 
>ttigen  und  Fallen  der  Kisenpreise,  wie  sie  von  den  Unter- 
neiimeni  durch  Lebereinkommeu  iestgeset/t  wurden,  aut-  und 
absc'hwanktcn  Eine  solche  gleitende  ^kal;i ,  deren  Vor- 
kvüuneii  Jii  ölatfordshire  Brentano  berichtet^)  und  über  deren 
£inlubrung  in  South-  und  North-StaiTordBbirey  £a«t-Worcc8ter* 
ahire,  im  Korden  von  England,  in  Northumberland  und  Cleve- 
land  Kleinwftchter  einige  Daten  giebt^),  besteht  nach  Böh- 
merts  eigenen  Mittheilungen  ^)  auch  in  Yorkshire,  in  welcher 
Gral'schait  Newport,  der  Sitz  der  Firma  i'ox,  Heud  Co. 
liegt.  Böhmert  sagt:  „Die  Höhe  des  Gewinns  (des  Geschäftes) 
wird  durch  die  in  Yorkshire  übliche  ^lethode  der  Lohnzahhing 
nach  dem  schwankenden  Stande  der  Kisf  iipreise  stark  beein- 
äussl"  u.  s.  w.  Darauf  deuten  auch  die  üben  erwähnten  I'e- 
stimmungen  des  187U  von  der  Finna  mit  den  Arl)eitern  ub- 
geschlusseiieu  Vertrages  Inn,  woiiaeb  die  Luhne  bozvv.  Gehälter 
sämmtlicher  im  Geschult  Angestellter  durch  den  im  Distrikte 
herrschenden  Durchschnittssats  bestimmt  sein  und  die  Lohn- 
aätse  der  Arbeiter  mit  den  im  ganzen  Distrikte  Üblichen  Eisen* 
preisen  steigen  oder  fallen  sollten. 

Mit  dieser  Einrichtung  der  gleitenden  Skala  allein  waren 
aber  die  Arbeitsstreitigkeiten  noch  nicht  beseitigt.  Es  kam 
nämlich  vor,  dass  die  Eisenpreise  eben  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Bedeutun^:^  als  Lohnrefj-nlator  von  den  Unternehmern 
.gemacht"  wurden,  d.  h.  dass  andere  Eisenjireise  aU  diejenigen, 
zu  denen  wirklich  verkauft  wurde,  angegeben  wurden''').  Seit- 
dem das  tiefste  Misstrauen  auf  Seite  der  Arbeiter,  seitdem 
die  bitterbteu  Streitigkeiten,  die  zu  Ausständen  und  Aus- 
Sperrungen  führten  und  bei  denen  es  sich  formell  nur 
aaram  drehte,  was  denn  wirklieh  der  Eisenpreis  sei.  £rst 
die  Schiedsgerichte  und  Einigungskammern  haben  hier  Abhilfe 
gebracht  Ihre  Aufgabe  im  Eisengewerbe  besteht  vornehm- 
lich darin  y  wenn  der  Ausbruch  solcher  Streitigkeiten  droht, 
die  Thatsachen  za  untersuchen  and  nacli  Ermittelung  der- 
selben festzustellen,  was  der  Eisenpreis  ist.   Hierauf  bezieht 

>)  Jirrntaiio,  Arbeitergilden  Bd.  II  ö.  39.  40.  214. 

qu.  'J  4%. 
^)  Arbeitergilden  Bd.  II  S.  JI  t  f. 

*)  Hildebrands  Jalirb  Bd.  XXIV  S.  33  ff'.  M  ff.  Vgl.  auch  Klein- 
wachter,  Zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbew^ung  in  den  Jah- 
xen  IfilS  und  1874,  in  Conrada  Jahrb.  Supplementheft  Bd.  I,  Jena  1878, 
8.  3(^3. 

'•)  Bd.  II  S.  112. 
uu.  9  579—8». 

^)  B.  Crompton  S.  59  ff.  Auch  Brentano  io  Holtzendorff  nnd 
firantsnos  Jshrh.  1877  S.  i}56. 
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aich  auch  die  oben  angeführte  Bestimmung  des  Reglements 
von  Fox.  Head  Sc  Co.,  dass,  so  Innere  die  Entscheidung  über 
den  im  Distriiit  zu  zahlenden  Lohn  noch  schwebe,  die  alten 
Löhne  fortbesahlt  werden  soliten. 

Es  erhellt:  die  Arbeiter  im  englischen  Eisengewerbe 
haben  durch  iiue  Gewerkvereine  bereits  eine  Art  üewinu- 
betheiligung  erzielt  ^j«  die  vor  derjenigen  der  Firma  Fox, 
Head  &  Co.  för  sie  den  Vorzug  iiatte,  dm  sie  ihnen  die 
Freiheit»  ihre  Arbeit  bei  jedem  beliebiMi  Geschlllbherm  an- 
zubieten, und  somit  ihre  Verliigungsfreiheit  über  sich  selbst  un- 
beschränkt liesSy  während  die  Gewinnbetheiligung  der  Herren 
Fox,  Head  &  Co.  sie  an  das  Geschäft  derselben  fesselte.  Er- 
klärte rmaassen  beabsichtigte  die  Firma  Fox,  Ilead  &  Co.,  diesen 
EinHn?-  rlor  riowerkvereine  zu  brechen  —  ein  Beginn^^n,  das 
der  schon  mehrJach  erwähnte  Vorkämpfer  des  Qewiniibethei- 
iigungssystems,  G.  J.  Huljuake,  vor  den  Mitgliedern  der  JSocial 
Hcience  Association  als  einen  ,,Missbraucli  des  Industrial 
Partnership'*  bczeichuete -).  Um  also  die  Arbeiter  von  ihrem 
Ckwerkverein  abzuziehen,  stellte  die  Firma  ihnen  &ac  den 
Fall,  dass  sie  sich  von  dem  Gewerkverein  fernhielten,  eine 
weitere  Gewinnbetheiligung  in  Aussicht,  sobald  der  Giewinn 
einen  bestimmten  Betrag  erreicht  habe.  Sollte  dies  Anerbieten 
den  gewünschten  Erfolg  haben,  so  musste  das,  was  die  Herren 
Fox,  Head  &  Co.  boten,  oftenbar  mehr  Vortheil  gewähren  als 
das,  von  dem  es  die  Arbeiter  anbringen  sollte.  Lässt  sich 
aber  sagen,  dass  das.  was  die  Firma  in  Aussirlit  steifte,  hin- 
reichte, um  die  Arbeiter  dem  Gewerkverein,  dem  sie  so  viel 
und  eigentlich  auch  den  Gewinnbetiieiligungsvertrag  mit  der 
Firma  verdankten,  zu  entfremden?  Man  bedenke,  dass  der 
Zins,  der  nach  dem  Reglement  von  1870  von  dem  Jahres- 
erlrage  in  Abzug  kommen  sollte,  bevor  Gewinn  vertheilt 
wurde,  nicht  etwa  sich  in  der  Höne  des  gewöhnlichen  Leih- 
zinses hielt,  sondern  10  Prozent  des  Kapitals  betrug  und  dass 
die  Geschäftsinhaber  daneben  noch  den  üblichen  Direktorial- 
ffehalt  als  Arbeitslohn  erhielten.  Allzuviel  gaben  also  die 
Geschäftsinhaber  nicht  auf  Eine  Theilung  des  Reingewinns 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  ist  dies  daher  auch  nicht  zu 
nennen,  liier  wird  in  der  Regel  nicht  allzuviel  übrig  bleiben, 
eine  Schlussloigerung,  die  in  den  Jahresabschlüssen  der  Firma 
Fox.  Ilead  &  Co.  Bestätigung  findet:  drei  bis  vier  Prozent 
des  Lohnes  betrugen  die  Gewinnaiitheile  der  Arbeiter  in  den 
Jahren  1870—72  und  1873  kam  sogar  überhaupt  kein  Bonus 
zur  Vertheilung.   Dabei  ist  noch  zu  bedenken,  dass,  um  diese 


')  V^l.  auch  qu.  726 :  p r a c t i caily  a  pai'ti) ersbip  between 
the  woikiaau  and  tlie  einployev. 

^)  „This  is  the  insolenoc  of  maetcrship,  the  abusc  of  indostnal 
partnenhip.''  Transactioiis  der  Soc.  Sc.  Assoc.  ron  1872  S.  4d8. 
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Antheile  am  Qewinn  zu  erlangen,  die  Arbeiter  an  die  Firma 

febunden  waren,  die  Firma  aber  nicht  an  die  Arbeiter,  da  sie 
ieselben  jederzeit  entlassen  konnte.  Es  entsprach  also  der 
Fesselung  lU  r  Aibeiter  an  die  Firnifi  keine  Oewähr  der  Be- 
schäftigung seitens  dieser.  Die  Gewerkvereine  dagegen,  von 
denen  jene  Gewinnbetheiligung  die  Arbeiter  abziehen  sollte, 
garaiiürten  ihren  Mitgliedern  bei  voller  Verfaguiigsi'reilieit 
über  ihre  Arbeit  und  ihre  Person  im  Falle  der  Beschät'tigungs- 
losigkeit  den  Unterhalt*). 

Nicht  also  aus  Mangel  an  wirthschaftficher  Bildung  der 
Arbeiter  ist  es  zu  erkl&ren,  wenn  die  Arbeitet  ilu  en  Gewerk- 
▼erein  dem  Antheilsystem  der  Firma  Fox,  Head  &  Co.  vor- 
sogen. Eb  wäre  gegen  ihr  wirthschaltliches  Interesse  gewesen, 
hätten  sie  anders  gehandelt.  Und  wenn  die  Ai  ljeili  r,  ebenso 
wie  die  bei  weitem  grösste  Anzahl  der  Arbeitgeber,  das 

')  Die  Aussagen,  welche  der  Chef  der  Firma  Fo.v,  Head  &  Co.  über 
die  E^olge  seines  Verfloches  und  die  Ursachen  des  Aufeebens  deaselben 
Ell  verschieden on  Zeiten  gemacht  hat,  sind  ühriirrns  keineswegs  ohne 
Widerspruch.  Wahrend  oben  im  Text  das  wiederue^jeben  ist,  was  Uerr 
.Tfremias  Head  Geh.  Rath  Höhmert  mittheilte.  schrieb  Herr  Jeremias  Head 
1  26.  November  ISi^S  an  die  Soci^t^  de  la  partidpatiou  aux  bön«^Hces 
in  Paris  (v^l.  Bulletin  de  la  pturt.  aux  Im'mm  f  tome  V,  Paris  Inüi:^,  S.  16s  ffj 
einen  Briet ,  wonach  der  Beitritt  der  Fuddler  des  Walzwerks  zum  Qe- 
wericrerein  nar  als  der  An  läse  snin  Aufgeben  des  Versttchs  erscheint. 
Als  „wahre  Ui'sache'^  dieses  Aufgebens  wird  /.war  auch  liier  der  Maugel 
an  der  nöthigen  moralischen  und  intellektuellen  Bildung  der  Arbeiter 
bezeichnet;  aUein  was  hier  unter  dieser  vagen  Hedeweise  verstanden 
wird .  geht  aua  dem  gleich  darauf  folgenden  hervor.  Jener  Mangel  an 
Bildunp.  hp]^-t  0^  nnnilioh,  habe  die  Arbeiter  gehindert,  das  Prinzip  der 
Gewinn betheiligiing  fjan«  «u  verstehen  und  g:ewissenhaft  zu  verwirklichen. 
Die  Arbeiter  gäben  sehr  wenig,  wenn  Überhaupt  etwas,  für  den  gcwähiien 
Ctewinnantheil;  in  Folge  dessen  seien  die  Leistunj^en  der  beiden  Parteien 
7.n  nn^rleich  gewesen.  Während  fiLso  früher  der  Mangel  an  Hihhmg  der 
Arbeiter  in  der  Zugehörigkeit  zum  Gewerkverein  erblickt  wurde,  wii'd 
jetzt  als  Rem! tat  desselTOn  hingestellt,  dass  die  Arbeiter  entsprechend 
dem  Bonus  nicht  hinreichend  mehr  leisteten.  Welche  der  beiden  Ans- 
legungen  ist  die  richtige V  Die  Nothwcndi^keit  di(^er  Frage  i«t  «"in  nrufv 
Beleg  für  die  Werthlosigkeit  der  mittels  t  ragebogen  geführten  Ln^ueteu. 
Ifir  scheint,  dass  die  Uteie,  eiste  Anslegung  die  richtige  ist,  tlass  die 
G^enleistung,  die  man  von  den  Arbeitern  bei  EinHilirung  der  Gewinn- 
betneilignnp  erwartete,  nicht  in  einer  Steigerung  der  x^jbeitsleistungen, 
sondern  in  der  Nichtzugehörigkeit  zum  Gewerkveiein  bestand.  Denn 
I.  eine  Steigerung  der  Arbeitsleistungen  konnte  man  hei  der  Niedrigkeit 
des  Gevriiinantlu  ils,  der  den  Arbeitern  versprochen  wurde,  um  so  weniger 
erwarten,  als  dieselben  durch  das  Stucklolinsystem  bereits  zu  grüsst- 
möglichen  Leistungen  anges^mt  waren;  2.  folgte  der  Gewinnbethei- 
lignngsversuch  auf  eine  Arbeitseinstellung  mit  der  ausgesprochenen  1  en- 
denz.  deren  Wiederkehr  durch  Fernhaltung  der  Arbeiter  vom  (J<  werk- 
verein  zu  verhindern;  Ö.  haben  diu  Unternehmer  fiüber,  wie  im  iext 
daigeiegt,  sdbet  gesagt,  dass  sie  TOn  dem  Versuch,  so  lange  er  bestand, 
ginobten  Vortheil  gehabt  zu  haben;  4.  der  Versuch  wurde  aufgegeben, 
sobald  sich  zeigte,  dass  das  Ziel,  die  Arbeiter  dem  Gewerkverein  zu 
entfremden,  nicht  erreicht  wurde.  Dem  entsprechend  gelit  der  l'ext  oben 
von  den  AnfkUnuigen  ans,  wie  die  Herten  rox,  Heed  &  Co.  sie  früher 
gegeben  haben. 
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Antlieilsystem  vom  geschäftlichen  Standpunkte  aus  beurtheileo, 
80  lässt  sich  gegen  sie  der  Vorwarf  wenigstens  eines  Mangel» 
an  wirthscbattlicher  Bildung  gewies  nicht  erheben')] 

Es  wurde,  nachdem  wir  so  die  Zuverlässigkeit  der  in 

der  Brthniertschen  Enquete  enthaltenen  Berichte  mit  Hilfe 
von  rtüderweitigeni  Material  in  zwei  Fällen  geprüft  haben, 
noch  erübrigen,  dieselbe  auch  mit  Hilfe  der  in  der  iranzösiscben 
Euqutte  eiithaltenen  Angaben  zu  prüfen,  und  umgekehrt  die 
Angaben  dieser  Enquete  mit  Hilfe  des  von  Böhmert  Ge- 
botenen. 

Eine  derartige  i'rufuug  würde  iudess  ganz  nutzlos  sein. 
£s  zeigt  sich  nämlich  —  abgesehen  von  wenigen  untergeord- 
neten Punkten die  au  ihrer  Stelle  Berücksichtigung  Inden 
werden  —  in  allem  Wesentlichen  eine  Uebereinstimmung  zwi- 
schen den  Angaben  beider  Enquton.  Aber  nichts  verkehrter  als 
den  Schluss  daraus  ziehen  zu  wollen,  dass  diese  Angaben  des- 
halb richtig  seien.  Die  Uebereinstimmung  crgiebt  sich  näm» 
lieh  als  Folge  davon,  dass  beide  Enqudten  dieselben  Personen 
befragt  haben  und  diese  naturgemäss  in  beiden  Fällen  den 
Fragestellern  dieselbe  Antwort  gerrf'b'T!  haben.  Das  Ergeh- 
niss  unserer  l'iiteraucimng  der  Fülle  Brig^r^^  und  Fox, 
Head  «2^^  Co.  hat  aber  gezeigt,  was  von  soiciieu  einseitigem 


')  N:u  Ii  itl)i^en  Korrekturen  zerfallen  auch  die  AusfUlirungen  Bdh- 
merts  in  dem  Aufsatze  ..Die  Stollunj^  der  oriLHische»  Geworkvcreiiie  zur 
Lohufra^e  und  zum  Antheilsyetem"  im  Arbciterfreuud ,  16.  JahrK>  lb7s, 
sowie  diejenigen  in  seiner  Enquete  Bd.  I  S.  47 — 55,  nach  denen  Bi^hmert 
die  enfflischen  Gewerkver^ine  für  das  Scheitern  der  Gewiimbt  theiligiinga- 
versuone  von  Brigi'?  mul  Hp  i  1  ."^c  Co  und  iibcrluiupt  fiir  die  cjeringe 

Ausbreitung  des  Aiitheil-^\  stems  verantwortlich  macht,  in  sich.  Nicht  in 
Folge  prinzipieller  Antipathien  der  Gewerkvereine  sind,  wie  oben  gezeigt, 
die  Gewinnbetheiligungsverauche  der  genannten  beiden  Firmen  geschei* 
tert,  80iK]''m  v'flmehr  in  F'olir'«  fl'>r  Politik  der  Geschiiftsinhaber.  Die'^ 
haben  erat  kuubtlich  im  konkreteu  Fall  eüieu  Gegensatz  zwischen  Ge> 
weikverän  und  Gewinnbetbeiligung  hervorgerufen.  Dass  die  Gcwerk- 
vereine  Qberhaupt  nicht  dem  industriellen  Partnerdchaftssystem  feindlich 
sind,  darüber  vgl.  G.  J.  H.>lyoake,  Partnersbip  ofbuiu  try,  London  lt*65» 
•S.  0.  Roebuck  in  H.  C.  BrWä,  Industriai  Partnershipa,  London  1^68, 
8.  18^  Lloyd  Jones  bei  8.  Taylor,  The  Participation  of  Laboor  in  toe 
Profits  of  Enterprise.  London  S.  8.  S.  Taylor,  Profit- Sharing  between 
Cai>itnl  and  Labour,  London  1>^4,  S.  72  f.  und  die  dort  angenifenen 
Autorituten:  Burt,  M.  P.  for  Morpeth,  George  Ho  well ,  Lloyd  Jones, 
sowie  insbesondere  Uacdonalds  Vernalten  (s.  oben  S.  34). 

2)  Auffallender  ist  nur,  dass  im  Falle  Lenoir  (Böhmert  Nr.  63,  Ein- 
qut^t»'  Bd.  II  S.  — 94)  die  Aneaben  bezüglich  der  den  Arb^iteni  baar 
ausgezahlten  Gewinnantheile  nicht  übereinstimmen.  Die  8ummeu,  weiche 
Lenoirs  Arbeiter  empfingen,  waren 

nach  Böhmert  Bd.  n  S.  257  nach  der  Enquete  Bd.  II  8. 92 
im  Jahie  1^7  1  2730  Fr.  36  C.  2007  Fr.  03  C. 

,      ^    1«72  3672   „   9B  ^  2043       92  ^ 

„      r,    im  7146   «   -  „  76»5   „  06  „ 

,     ,    im  4243   ,  80  ,  4980  «  -  , 


Digitized  by  Google 


VI.  2.  48 

Antworten,  mögen  sie  auch  noch  so  oft  wiederholt  sein,  zu 
halten  ist. 

Wenden  wir  uns  nun  zur  Prüfung  der  französischen 
Enquete! 

Auf  einen  Bericht  des  Chefs  der  professionellen  Gesell- 
Bchaften  im  fransdsischen  Ministerium  des  Innern,  Barbarei, 
setzte  der  Minister  des  Innern,  Waldeok-Rousseau,  durch  £r- 
lass  vom  20.  März  1883  eine  „ausserparlamentariBche  Korn* 

mission"  nieder  und  beauftragte  dieselbe:   1.  zu  erforschen, 

auf  welche  Weise  den  Arbeitergeno:^?5onschaften  (associations 
nuvrieresl  die  Betheilif^uiig  an  den  Submissionen  der  «iffent- 
iiclien  Arbeiten  erleichtert  werden  könne,  und  2.  zu  unter- 
suchen, mit  welchen  ^Jitiehi  es  möglich  sei,  die  Cnternclimer 
zur  Betheiligung  ihrer  Arbeiter  am  Gewinn  des  Geachäfta 
anzuhalten. 

Kurze  Zeit  vorher      im  Jahre  1882  —  hatte  der  Ma- 

S'^trat  von  Paris  eine  ähnliche  Erhebung  veranstaltet.  Dabei 
tte  die  mit  diesri-  Erhebung  betraute  städtische  Kommission 
es  u.  a.  für  zulässig  erklärt,  denjenigen  Unternehmern,  welche 
»ich  bei  der  Uebernahme  städtisclier  Arbeiten  verpflichteten, 
ihre  Arbeiter  am  Gewinn  zu  betheiligen,  eine  Prämie  zu  ge- 
wiihren.  Ursache  und  Zweck  der  städtischen  EnqtH-te  war 
die  Absicht  des  Parisei"  Gemeinderatlies,  sein  Entgegenkommen 
Tind  seine  Fürsorge  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen 
iiü  den  Tag  zu  legen 

AehuUche  Beweggründe  leiteten  den  Minister  des  Innern 
bei  der  Niedersetzung  der  genannten  £rhebungskomuu8sion. 
Er  beabaichti^  damit  eine  Förderung  des  Kooperaiivsystems"). 

Die  ministerielle  Kommission  bestand  aus  24  Mitgliedern. 
£s  waren  dies  sämmtlich  höhere  Beamte  aus  den  Ministerien 
des  Innemi  der  öffentlichen  Arbeiten,  des  öffentlichen  Unter- 
richts, dem  Justiz-,  Finanz-,  Kriegs-,  Marine-,  Handels-, 
Ackerbau-,  Post-  und  Telegraphenministcrinra.  Präsident  der 
Kommission  war  der  Minister  des  Innern,  Vizepräsident  der 
Unterstaatssekretär  im  Ministerium  des  Innern,  Sekretär  der 
oben  ermähnte  Bureauclief  P>arbaret. 

Die  Kommibsiuu  begann  ihre  Tiiaügkeit  im  April  1S83. 
Sie  theUte  sich  in  zwei  ISektioneny  eine  technische  und  eine 
juristische.  Erstere  sollte  die  Abgesandten  der  Arbeiter- 
genossenschaften, sowie  die  bezüglich  der  Gewinnbethei- 
ugung  vorzuladenden  Sachverständigen,  die  Vertreter  der 

M  Vgl.  Bulletin  de  la  part.  aus  benef.  1881  S.  20>i— 210.  214  f.; 
lN^2  S.  f.  20-28;  1883  S.  1—87.  94  f.  LavoU^e  in  der  Kevue  de« 
2  mondes  vom  15.  Febr.  1884  S.  788  f.  Hubert -VaUeroux  im  Jonnial  des 
Ecoii  .inistes  1884  tome  27  8.  336-848.   Arbeiteifremid  20.  Jahig.  1882 

S.  2^1-287. 

-)  J^iehe  die  Rede  des  Ministers,  Enquete  Bd.  1  b.  2b  ii.  Vgl.  auch 
BiiUeini  de  la  part.  aox  h^4sf.  1883  S.  110—123.  157  ff. 
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Firmen  mit  GewinnbetheiliguDg,  verhöreu,  letztere  hatte  die 
Aufgabe,  sich  mit  der  gesetzgeberiBchen  Seite  der  Irftgliehoii 
Angelegenheiteii  su  besdiäfttgen  und  su  untersuchen,  inwie* 
weit  das  Oesetz  vom  24.  JuTi  1867,  betreifend  die  „Gesell- 
schaften mit  veränderlichem  Kapital'',  eine  Abänderung  er- 
heische*  Eine  Subkommission  wurde  beauftn^,  Fragebogen 
zu  entwerfen,  auf  Grund  welcher  die  Vernehmungen  der  Aus* 
kunftspersonen  stattlinden  sollten. 

Die  juristische  Sektion  hat,  soweit  bekannt,  ilu'c  Thätig- 
keit  nocn  nicht  abgeschlossen.  Datregen  hat  die  technische 
Abtheilung,  welche  während  des  .Sommers  1883  unausgesetzt 
ta^te,  bcieita  im  Herbst  desselben  Jahres  die  Ergebnisse  ihrer 
Arbeiten  in  surei  Foliobänden  veröffentlicht  unter  dem  Titel: 
£nquto  de  la  commission  extirmtrlementaire  des  associations 
ouvri^B,  2  voL  Paris  1883.  Der  erste  Band  behandelt  die 
Arbeitergenossenschaften,  der  zweite  die  Gewinnbetheiligung. 
Hier  ist  also  allein  der  zweite  Band  von  Interesse. 

Die  Methode,  welche  dieser  offiziellen  französischen  En- 
ou^te  zu  Grunde  liegt,  ist,  wie  aus  Vorstehendem  ersichtlich, 
die  mündliche  Erhebungsmetliodr» .  Die  französische  Regierung 
hat  somit  diejenige  Enqu^teumelhüde  gewählt,  welche  sich  nach 
den  obigen  Ausführungen  über  Enqueten  als  bei  Untersuchungen 
über  ihrer  Natur  und  ihrem  inneren  Zusammenhange  nach 
unbekannte  wirthschaftliche  Erscheinungen  allein  sweckmässig 
herausstellt.  Allerdings  ist  man  in  sieben  Fällen  von  diesem 
Prinzip  abgewichen  und  hat  sich  mit  einer  schriftlichen  Be- 
antwortung des  Fragebogens  begnügt.  Aber  auch  in  den 
andern  ist  die  französische  Enquete  nicht  mit  technischer 
Vollkommenheit  durchgetilhrt.  Man  hat  nämlich  bei  ihrer 
Einrichtnüf^  die  nach  den  früheren  Ausführungen  für  die  Rich- 
tigkeit der  Kesultate  einer  mündlichen  Enquete  als  unbedingt 
erforderlich  sich  ergebenden  Vorsieh tsmaassregeln  anzuwenden 
unterlassen.  Auszusetzen  ist  danach  an  der  französischen 
Enquete  Folgendes: 

1.  Die  Untersuchungskomraission  setzte  sich,  wie  schon 
erwähnt,  lediglich  aus  Staatsbeamten  zusammen,  während  die 
Gründlichkeit  der  Untersuchung  es  erheischte,  dass  ausserdem 
sowohl  Arbeitgeber  wie  Arbeiter,  als  auch  Dritte  und  zwar 
besonders  unabhängige  und  kenntnissreiche  Männer,  wie  Mit- 
glieder des  Senats  und  der  Kammer,  Richter,  Professoren, 
^fationalökonomen ,  in  der  Kommission  vertreten  gewesen 
wären*).  Die  Fo]p:c  dieser  Versäumniss  zeigt  sich  dann,  dass 
wenig  gefragt  wurde,  was  im  Interesse  einer  umfassenden 
und  zugleich  exakten  Forschung  bedauerlieh  ist.  Viel  i^t 
daher  bei  der  französischen  Enquete  unter  den  Tisch  gefallen. 
Wirft  man  vergleichsweise  einen  Blick  in  eine  der  muster- 

1)  Vgl  aneh  Alban  Fdnter,  Arbeiteifreuod  21.  Jahig.  1883  S.  467. 
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gütigen  englischen  Enqueten,  so  lehrt  derselbe,  wie  viel  zahl- 
reicher, vielseitiger  nna  eingehender  die  dort  gestellten  Fragen 
sind.  Ihnen  f;ee:enüber  erscheint  die  Iranztisische  Enqudte 
ubertiächlieh  und  ärmlich  an  wirklichem  Material. 

2.  Die  von  der  IranzüsiBchen  Kommission  angewandte 
Art  und  Weise  des  Fragens  ist  nicht  die  richtige  gewesen: 
man  hat  bei  der  Untersuchung,  wie  schon  bemerkt,  einen 
Fragebogen  znr  Anwendung  gebracht  —  im  Widerspruch 
n  den  oben  dagegen  ausgesprochenen  Bedenken.  Können 
unsere  Ausführungen  über  die  Unzweckmässigkeit  eines 
Fragebogens  in  solchen  Fällen  eine  bessere  Bestätigung  finden 
als  in  der  Bemerkung,  welche  ein  Kommissionsmitglied  auf 
eine  Aussage  des  Herrn  Lenoir  über  die  ßetheiligung  der 
Arbeiter  am  Verlust  des  Geschäfts  machte?  Sie  lautet:  „Je 
fiois  faire  ubbcivfr  (\uv,  luraque  nous  avons  eiabore  !e  qucstion- 
liäire,  uu  ne  comprenait  pas  bien  cette  question  de 
la  participation  des  pertes."  Es  lässt  sich  eben  nicht  im  voraus 
sagen,  was  zu  tragen  ist.  Das  zeigt  sich  aber  nicht  blos  in 
dieser  Aeusserung,  sondern  überhaupt  in  dem  wenig  speziali- 
sirten  und  nur  wenige  allgemeine  Punkte  berührenden  Frage- 
bogen'). In  dieser  allgemeinen,  mehr  logischen  Unrichtigkeit 
des  Fragebogens  erschöpfen  sich  indess  keineswegs  die  gegen 
seine  Anwendung  vorzubringenden  Einwände,  vielmehr  nat 
er  erhebliche  praktische  Nachtheile  zur  Folge  gehabt.  Wäh- 
rend man  docli  denken  sollte,  dass  die  Anwendung  des  Frage-, 
bogens  die  Zeugen  nöthigte,  streng  bei  der  Sache  zu  bleiben, 
hat  dieselbe,  wie  die  Enquete-  lehrt,  die  Auskuntisitersonen 
keiueswegä  von  luauniglachen  Abschweifung<tu  ubgchaiten.  Ver- 
schiedene der  Zeugen  haben  sich  nicht  damit  begnügt,  die 
tbatsächlichen  Verhältnisse  zu  berichten,  sondern  haben  in 
langen  Eingüssen  ihren  Prinzipien  und  Weltanschauungen, 
ihren  Wünschen  und  Forderungen  Ausdruck  gegeben.  &ann 
der  Leser  auch  diesem  Uebelstande  dadurch  begegnen ,  dass 
er  derartige  Stellen  überspringt ,  so  giebt  es  andere  Mängel, 
die  sich  nicht  ausmerzen  lassen.   £s  fehlen  vielfach  Angaben 


*)  Das  deu  Auskunftfiptrsoiien  initgetheilte  Frageformular  enthielt 
folgende  Fragra  (vgl.  Enquete  Bd.  I  S.  52): 

1*^.  Sou8  quelle  forme  vo^  niivrit^r-  jiartlcipent-ils  aiiv  brnfficcs  de 
Totre  entrepriseV  Et  daos  quellet?  cuuUiüoDs  preudraicnt-iU  part  aux 
pertet>  a  toos  esa  nilmBies? 

2**.  De  qneJIe  msniAre  4tsblis6ez-vou8  votre  repartitiou?  Pur  ua 
enrifnu  de  K>uage  d'ouvrage  5pe<'ial?  Par  l%'ritr«'f»  de  rouvrier  en  asso- 
tiatioD  avec  vous?  Par  les  bencficea  calcule»  au  prorata  de  la  sonune 
«t  de  )a  valettr  de  son  tnmdl? 

8**.  Vo8  onvriers  ont-ils  le  droit  et  le  moyen  d«  (  rtruler  lee  gains 
ou  !<  M  pt-ru^a  par  voos  d^cJar^if  ou  doiveat-iis  s'en  rapporter  k  votre 

4 Queis  r^«ultat8  aves-vons  obtenos  dans  votre  vq^bod  par  le 
•Mittele  de  la  participation? 
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über  sebr  wiBsenswerthe  Punkte.  Denn  da  Alle  dasselbe 
gefragt  wurden»  so  tritt  nicht  selten  die  Individualität  der 
einzelnen  Fälle  (des  einzelnen  Geschäfts,  seines  Betrie^i  seiner 
Gewinnbetheiligung)  nicht  deutlich  genug  hervor.  Der  Gang 
der  Untersuchung  war  ehcn  ein  durch  den  Fragebogen  im 
allgemeinen  gegebener,  nicht  ein  in  jedem  einzelnen  Fall  be- 
sonderer. Was  bei  einer  schrittweise  voi  schrritenden  Frage- 
methode mugiich  gewesen  wäre,  nämiich  durch  sofort  ein- 
greiteiide  Fragen  der  Kommission  und  die  daraut  erfolj^enden 
Antworten  die  Liuken  in  den  Anjraljeu  der  Zeugen  iiuszu- 
füllen  und  die  der  Aufklärung  bedürftigen  Punkte  in  den- 
selben klarzustellen,  daa  ging  mer  nicht  gut  an.  £in  Zurück- 
greifen auf  früher  berührte,  aber  dunkele  oder  unklare 
Punkte  war  im  allgemeinen  schwer  möglich. 

3.  Betreffs  der  Auskunftspersonen  hat  man  sich  auf  die 
Arbeitgeber  beschränkt  Man  hat  es  verabsäumt,  noch  andere 
Personen;  wie  vor  allem  die  Arbeiter,  zum  V' erhöre  heran- 
zuziehen. Demgemäss  ist  die  französische  Enquöte  nur  ein 
Spiegelbild  der  einseitigen  Anschauungen  der  Arbeitgeber; 
die  Auffassung  der  Arbeiter  von  dem  Wirken  und  den  Er- 
folgen der  Gewinnbetlieiiiguug  bleibt  dem  Leser  unbekannt. 
Daneben  dürlte  es  in  manchen  Fällen  angemessen  gewesen 
sein,  Werkmeister  oder  Aufseher  des  betreffenden  Gescliaits 
zu  vernehmen,  da  diese  in  der  Regel  noch  mehr  Ftthlung 
mit  den  Arbeitern  haben  als  die  Chefs  und  daher  auch  aus 
näherer  Anschauung  und  mit  grösserer  Zuverlässigkeit  als 
diese  die  Wirkungen  der  Gewinnbetheiligung  auf  die  Arbeiter 
im  einzelnen  hätten  berichten  können. 

4.  hat  man  dem  Prinzip  der  Oeffentlichkeit  des  Ver- 
fahrens niclit  in  genügender  Weise  Keehnnni!;  oretragen.  Weder 
ist  dem  PubUkum  oaer  der  Presse  freier  Zutritt  zu  den  Ver- 
handlungen gewährt,  niK'li  hat  eine  sofortige  Veröfientlichung 
der  Stenoi^n-amme  durcli  die  Tagesblätter  statt£:''funden.  Es 
ist  also  auch  nicht  einmal  auf  diese  Weise  ein  Gegengewicht 
gegen  die  noth wendige  Einseitigkeit  der  Zeugnisse  hergestellt 
worden. 

Um  nun  auch  hier,  ähnlich  wie  bei  der  Böhmertochen 
Ehiquete,  an  einem  Beispiel  zu  zeigen,  wie  unbefriedigend  die 
französische   ausserparJamentariscne  Kommission   ihre  Auf- 

fabe  gelöst  hat,  sei  zunäcli^t  die  Vernehmung  des  Herrn 
^enoirV)  i^^>er  den  bei  ihm  stattgehabten  Oewinnbetheiligungs- 
versuch  kurz  ins  Auge  gefasst. 

Herr  Lenoir  wird  über  die  Ertultz^e  seints  V  ersuches  be- 
fragt, (iewiss  eine  der  wichtigsten  Fragen,  die  an  ihn  zu 
richten  waren !  In  Beantwortung  derselben  erklart  sich  Leuoir 
mit  seinen  Erfolgen  äusserst  befriedigt.    Was  er  aber  zum 


>)  EuquCte  Bd.  H  S.  89-94. 
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Beleg  dieser  seiner  Antwort  des  iiäiieren  beibringt,  ist  einer- 
seits theils  vag,  tlieiis  offenbar  unerhebiicli,  andereroeiis .sind 
ernste  Zweifel  an  einer  objektiven  Grundlage  dieser  Befrie- 
diguug  am  Platz. 

Zum  Beleg  seiner  Befriedigung  fuhrt  Herr  Lenoir  nämlich 
an,  dass  die  Gewinnbetheiliguug  ihm  gute  Beziehungen  zu 
sttnem  Personal  verschaflBt  habe.  Mit  dieser  Aeusserung  ist 
der  Phantasie  des  Lesers  ein  weiter  Spielraum  gegeben.  Man 
kann  sich  ebenso  gut  darunter  vorsteilen,  dass  die  Arbeiter 
ihren  Prinzipal  nur  höflicher  grüssen  u.  dergl.,  wie  etwa,  dass 
sie  sich  von  Arbeitseinstellungen  ferngehalten  haben  u.  a.  m. 
In  Folge  dieser  Unklarheit  ist  die  Aussage  völlig  wertlilos 
und  tibeabu  wenig  bedeutsam  ist  es,  wenn  Herr  Lenoir  rühmt, 
dass  manche  Arbeiter  schon  seit  den  Jahren  1853,  1854, 
1857,  1859,  1SÜ2,  1868.  18G9,  1870,  1874,  1875,  1877,  1879, 
1880  und  1881  seinem  Geschäft  angehörten*).  Dass  Arbeiter 
noch  ans  den  fünfitiger  und  sechziger  Jahren  im  Lenoirschen 
Geschäft  sind,  kann  unmöglich  für  die  Gewinnbetheiligung 
sprechen,  da  diese  erst  1870  eingeführt  wurde.  Eher  eniellt 
daraus  umgekehrt,  dass  auch  olme  Gewinnbetheiligung  die 
Arbeiter  an  das  Unternehmen  gefesselt  wurden.  Weiter  oietet 
der  Bericht  des  Herrn  Lenoir  über  die  Erfolge  seines  Ge- 
winnbet hei ligLings Versuches  nichts:  er  sprieht  weder  von  einer 
Steigerung  des  Fieisses  der  Arbeiter,  noch  von  einer  Ver* 
mehrung  iiirer  Leistungen. 

Bleibt  somit  unaufgeklärt,  was  zur  geäusserten  Befrie- 
digung Aniass  geben  könnte,  so  ist  andererseits  Ursache  zu 
Zweifeln  vorhanden,  ob  wirklich  eine  solche  Befriedigung  be- 
gründet war.  Herr  Lenoir  äussert  nämlich,  sein  Sohn  wolle, 
wenn  er  ans  Kuder  käme,  die  Gewinnbetheiligung  nicht  fort- 
setzen, denn  nach  dessen  Ansicht  verursache  dieselbe  zu  viel 
Schererei  beim  Rechnungsabschluss.  Dieses  Motiv  muss  aber 
als  unzureichend  bezeichnet  werden,  wenn  die  Gewinnbethei- 
ligung wirklich  vortheilhal't  war.  Fast  schoii.t  ps  also,  als 
ob  reelle  günstige  Erfolge  nicht  zu  verzeichnen  sind,  als  ob 
es  sich  vielmehr  nur  um  ein  Steckenpferd  des  alten  Lenoir 
handelt,  du  ja  erzälilt,  dass  er  Assoziiiungen  mit  hochange- 
sehenen Firmen  ausgeschlagen  habe,  wenn  dieselben  sich 
nicht  zur  Einführung  der  Gewinnbetheiligung  bereit  ei^lärt 
hätten.  Die  Befriedigung  des  Herrn  Lenoir  scheint  demnach 
die  rein  subjektive  über  seine  gute  That,  nicht  aber  eine 
durch  objektive  Erfolge  derselben  gerechtfertigte  gewesen 
tu  sein. 


')  Wie  kritiklos  die  Agitatoren  für  Oewinnbetheiligung  zu  Werke 
gehen,  z^igt.  dsm  in  einem  solchen  agitatorische«  Aufeatze.  einem  lob- 
s]>eii'i.  rKleii  Roriclit  über  die  franzö^i^^che  Enquetf.  sogar  diese  Aussage 
uacbgedmckt  wird.   Vgl.  Arbeitert'reuud  l^^o  S.  4^0. 
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Hätte  nuD  die  KoDimission  ihre  Aufgabe  richtig  erfasst, 
so  hätte  sie  einerseits  durch  geeignete  Fragen  den  alten  Lenuir 
gezw  uarrcn  ,  seine  Befriedigung  zu  subtitanziiren ,  andererseits 
den  jungen  Lenoir  ziiirt,  um  über  die  Ursachen  seiner  Ab- 
sichten Aufschluss  zu  erhalten.  Dazu  lag  um  so  mehr  Aulass 
▼OFi  als  es  von  Interesse  sein  musste^  aa  untersnohen^  inwie* 
weit  sich  die  bei  Leclaire  ersielten  günstigen  Besaltate  hier 
in  dem  kleineren  Geschäft  derselben  Branche  wiedertiunden 
und  aus  welchen  Gründen  event  sich  eine  Abweichung  ergab. 

Aehnliches  gilt  auch,  um  noch  ein  Beispiel  anzuführen,  fiir 
die  Untersuchung  des  GewinnbetheiligungeYersuches  der  Aktien- 

fesellschaft  zur  Versicherung  gegen  Feaersgefahr  „  Union**  *). 
lur  ist  es  hier  nicht  der  Erfolg,  der  im  Dunkel  bleibt,  son- 
dern die  elementare  Frage,  in  weicher  Weise  die  Gewinn* 
betheiligung  orgaui&irt  ist. 

Es  lässt  sich  nämlich  aus  den  !Ä!ittiicilun^t  n  des  Direktors 
dieser  Gesellschaft,  des  Staatsratiis  Charles  Kobrrt,  vor  der 
ministeriellen  Kommission  keine  ausreichend  brauchbare  Vor- 
ött  Illing  gewinnen,  wie  die  Gesellschaft  ihre  Gewinnbethei- 
ügut^g  geregelt  hat.  Fünf  Prozent  des  Reingewinns,  heisst 
eS|  werden  alljtthrlich  von  der  Finna  ftür  ilue  Angestellten 
ausgesetzt  £in  Prozent  fliesst  in  sich  iinsesondert  in  eine 
für  die  Beamten  eingerichtete  VersorgongsKaase  (Oaisse  de 
Retraite).  Von  den  ttbrigen  4  Proaent.  heisst  es  weiter^ 
wird  zunächst  eine  gewisse  Summe,  aeren  Betrag  nicht 
genannt  ist,  für  die  Versicherungsinspektoren  vorweg  ee* 
nommen.  Der  Hest  wird  zu  einem  Theil  nach  Maassgabe  der 
Gehälter,  zum  andern  nach  Gutdünken  des  Direktors  unter 
die  übrigen  Beamten  vertheilt.  Flirr  ist  also  cinmn!  nicht 
gesaert ,  ob  die  für  die  Versicherungsinspektoren  enthobene 
Jöumme  objektiv  feststeht,  und  sodann,  ob  das  V'erhältaiss 
der  in  zweifacher  Weise  den  sonstigen  Beamten  zuzuwendenden 
Gl  .uüikuuunen  dureh  einen  objektiv  bestimmten  Miuissstab 
gegeben  ist.  Normirt  sich  die  Kxtravergütung  der  Ver- 
sicherungsinspektoren nach  dem  Belieben  der  Direktion,  so 
haben  wir  ea  bei  der  Union  nur  mit  einer  kollektiven  Ge- 
winnbetheiligung zu  1  Prozent  des  Beingewinns  zu  ihun. 
Andernfalls  findet  sich  hier  auch  nur  dann  das  Gbwinn- 
betheiligungsprinzip  in  weiterer  Ausdehnung  in  Anwendung, 
wenn  das  Verhältniss  der  beiden  Gratihkationen  für  die 
Bureaubcamten  ein  festes  ist:  nur  dann  bildet  die  nach  Maass- 
gabe der  Gehälter  unter  die  einzelnen  Beamten  zu  vertheilende 
Summe  einen  objektiv  feststehenden  Prozentsatz  des  gesammten 
KeingewinnB,  und  nur  dann  erhalten  die  Beamten  in  den  pro- 
portional ihrem  Gehalt  auf  sie  entiallenden  Beträgen  noch 


»)  Vgl.  Enquete  Bd.  ü  S.  1-39. 
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individuell  einen  Gewinnantheil Da  die  Enquete  über  diese 
wicl!Ti<:*  n  Punkte  schweigt,  bo  nvuss  auch  der  Fall  „Union" 
von  einer  weitereu  wiaacnBchaftüciieu  Behandlung  ausgescblosaen 
bleiben. 

Uebrigens  erklären  sich  diese  Mängel  der  tranzösisehen 
i^iiquete  sehr  leicht,  wenn  man  erwägt,  um  was  vor  allem  es 
Bich  bei  ihr  handelte.  Ist  doch  die  Forderung  nach  Gewinn- 
betheiligung eine  populäre  unter  den  Demokraten  der  pariser 
Bevölkerung  und  insbesondere  eine  Panazee  des  bekannten 

Sariser  Munisipalrathes').  £s  kam  dementsprechend  weniger 
arauf  an^  die  Frage  von  Grand  aus  au  ersciiöpfen,  als  demo- 
kratische Postulate  durch  eine  Enquete  zu  beschwichtigen^). 
KnquOten  werden  ja  nicht  blos  gemacht  zur  Feststellung  von 
Thatsachen,  sondern  sind  hMutig  nur  moderne  Mittel,  um  nichts 
zu  tliun.  wo  ein  Handeln  verlangt  wird. 

Als  aull'aliend  ist  noch  zu  bezeichnen,  dass  die  franz<isische 
Enquetü  nur  einen  Theil  der  aus  anderen  Quellen  (Buhmert; 
Bulletin  de  la  |>articipation  anz  b^n^fices;  Fougerousse,  Patruns 
et  ouyriers  de  Paris,  Paris  1880,  u.  s.  w.)  bekannten  Gewinn- 
betheilignngsversucfae  aufzuweisen  hat.  Darüber  könnte  man 
sich  indess  schon  eher  hinwegsetzen,  wenn  nur  die  behan- 
delten Fälle  exakter  untersucht  wären. 

Hiernach  ergiebt  sich,  dass  die  französische  Enquete  über 
Gewinnbctheiligunp  ebenfalls,  wie  die  Br>hnu'rtsche,  unter  der 
EijiÄpitigkcit  und  Lückenhaftigkeit  der  Aussagen  leidet  Na- 
menliii  h  macht  sich  letzterer  Mangel  schwer  bei  ihr  fühl- 
bar. Angaben  über  beobachtete  Thatsachen  sind  äu^^scrst 
selten.  Dagegen  lindet  sich  in  der  Enquete  eine  wahre 
Flut  von  Phrasen,  Geilählsäusserungen ,  Theorien  und  Weit- 
beglttckungspl&nen ,  in  denen  sich  nicht  wenige  Zeugen  von 
besonders  lebhaftem  Temperament  ergehen,  so  dass  es  für 
den  nüchternen  Beobachter  eine  wenig  erauick liehe  und  wenig 
lohnende  Auigube  ist,  aus  diesem  Wortschwall  die  spärlichen 
braachbaren  Brocken  herauszulesen. 

Die  vorstehende  Prüfung  sowohl  der  von  Böhmert  als 
auch  ••  von  der  französisch »  ti  Regierung  veranstalteten 
Enquete  tuhrt  zu  folgendem  Ergebniss: 

Beide  Enqudten  leiden  an  zwei  grossen  Fehlern. 
L  An  grosser  Lückenhaftigkeit.   In  einer  grossen  Anzahl 
der  von  den  EnquSten  behandelten  Fälle  wird  so  ungenügend 

1)  Vgl.  unten  8.  54  . 
*}  Vgl.  oben  S.  i'.i. 

*)  Vgl.  besonilrrs  au(  h  die  oben  (S.  4  '.  Anm.  2)  zitirte  Rede  des 
Ministers.  M.  Block  meint ,  die  Euquetekomiuission  sei  eine  von  den 
t><  riodUflch  omaniiten  Kommiamonen ,  weiche  dazu  beBtimmt  seien,  die 
Leutr  p^lücklicli  zu  machon  und  zwar  ohne  dass  difsolbon  sich  darum  zu 
bemühen  brauchten.  Wisö  Vicrtcljahrssdirif^  22.  Jahrg.  Bd.  IV  8.  15^. 
FcnckBUKvn  (25^  VI.  2.  --  Frommer.  4 
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über  Verhältnisse  oder  Vnrpäni^^e  bericlilet,  da«s  es  ganz  uii- 
möelich  ist,  sich  über  dieselbeu  eine  ausreichende  Vorstellung 
zu  bilden.  Alle  diese  Fälle  müssen  von  jedem  Versuche  wissen- 
schaitlicher  Verwerthung  selbstverstäudlich  auägesciiiossen 
bleiben. 

Dieae  Fälle  sind: 

A.   Bei  der  BdhmertBchen  Enqudte. 

a.  In  Folge  tax  raangeihaiicr  Nachrichten  über  die  Orga^ 
nisation  des  (ieschäfts  oder  der  Oewinnbetheiligunf!^: 

1.  Xr.  3.  North  ot  Kngiand  Industrial  Goal  and  iron 
Camuany  in  Middlesborougli. 

k  Nr.  22.  Gutsbeaitser  William  Lawson  zu  Bletmer- 
hauet  in  Cumberland. 

3.  Nr.  82.   Eisenwerk  Aadak  Bnig  in  Norwegen. 

4  Kr.  43.  Rammgarnspinnerei  von  ScböUer  &  Lang  in 
Sdiaffhausen. 

b.  Hauptsächlich  wegen  au  mangelhafter  oder  gänzlich 
fehlender  Kachrichten  über  die  erzielten  Resultate: 

1.  Nr.  5.   Maschinenfiekbrik,  Kesselschmiede  und  Elisen« 

fiesserei  von  K.  &  Th.  Möller  zu  Kupferhammer  in  Brackwede, 
*rov.  Westfalen. 

2.  Nr.  8.  Die  meciianischen  Baumwollspinnereien  zu  Hasel 
und  Altmatt  im  Grossherzogthum  Baden. 

3.  Kr.  16.  Gutsbesitzer  R.  Böhm  zu  Brunne  bei  Fehr- 
beilin. 

4.  Nr.  19.  Gutsbeöiizer  Eugen  Risler  zu  Caleves  im 
Kanton  A\'aadt. 

5.  Nr.  19.    Schweizerischer  Weinbau. 

6.  Nr.  24.   Transportgesellschaft  auf  der  Seine. 

7.  Nr.  25.  Züricher  Dampfschififfahrtsgesellschaft, 

8.  Kr.  26.  Bseder  Hütte  zu  Gross -Ilsede,  Landdrostei 
Hiidesheim. 

9.  Nr.  29.  Eisenwerk  Kaiserslautem  in  Kaiserslautem 
in  der  bayerischen  Rheinpfalz. 

10.  Kr.  d3.    Walzwerke  von  Fox,  Head  &  Co.  in 

Kewport. 

11.  Nr.  42.    Lanificio  Rossi  zu  Schio  in  Italien. 

12.  Nr.  43.  Kammgarnspinnerei  von  Scböiler  &  Lang 
in  Schaff  hausen. 

13.  Nr.  46.  Baumwollspinnerei,  Bleicherei  und  Färberet 
von  G.  Steinheil,  Dieterlen  &  Cie.  zu  Rothau  im  Etsass. 

14.  Nr.  49.  Kattundruckerei  der  Gebr.  Geilinger  in 
Winterthur. 

15.  Nr.  SO.  Drackerei  von  F.  Schindler  zu  Mollts, 
Kanton  Glarus. 
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16.  Nr.  51.  Thodesche  Papierfabrik  zu  Haineberg  bei 
Dresden,  Aktiengesellschafi 

17.  Kr.  55.  Zigarettenpapierfabrik  yon  Abadie  &  Cie.  in 
Paris. 

18.  Nr.  57.   Lederfabrik  von  Webster  &  Co.  in  Maiden 

und  Boston.  Massaclmsptts. 

19.  Nr.  68.    Lenoir,  Malergeschäft  in  Paris. 

20.  Nr.  64.   C.  Keilpflug  <fe  Co.,  ZigarreDfal)rik  in  Berlin. 

21.  Nr.  66.  Tabaköfabrik  von  Job.  Pet.  liauiiuo  6c  Co. 
in  Bamberg. 

22.  Nr.  Ö7.  SÜ9feU  und  Sekttbwaarmi&brik  von  Bige* 
low  &  Co.  in  Worcester,  MasBuchesetts. 

28.  Nr.  68.  Paul  Dupont,  Buebdruckerei  und  Buch- 
handlung in  Paris. 

24.  Nr.  73.    Hessische  Ludwigs- Eisenbahn^esellschaft. 

25.  Nr.  77.  Preussiscbe  Boden^Kredit-AktiengeseUschalt 
in  Berlin. 

26.  Nr.  78.  Le  Lloyd  Beige,  äee-  und  Uniaiiver- 
aicberungsgesellscbaft. 

27.  Nr.  81.    Magazin  „Au  bon  Marcbö''  in  Paris. 

Ausserdem  wären  hier  noch  zahlreiche  andere  Fälle  der 
Böhmertschen  Enauöte  wegen  unzulänglicher  Anp^aben  aus- 
zuscheiden. Dieselben  werden  indess  in  der  zweiten  ünter- 
abtheilunf!^  aufgezählt  und  auegesondert  werden,  da  bei  ihnen 
eine  Gewinobetheiligung  überhaupt  gar  nicht  vorliegt« 

B.  Bei  der  französischen  Enquete  fallen  fort  wegen  un- 
genügender Berichte  sei  es  über  die  Organisation  des  Ge- 
schäfts oder  der  Oewinubeiheiliguug,  sei  es  über  die  erzielten 

Einmal  drei  schon  von  Böhmert  mitgetheiite  und  soeben 
•  »uruckgewiesene  Falle: 

1.  Maler^^osehäft  von  Lenoir  (6.  89). 

2.  Mainitakiurwaiirengeschäft  „Au  bon  Marchö'^,  Aristide 
Boucicaut  Vvc,  in  Paris  (S.  122  u.  540). 

3.  Buchdruckerei  und  Buchhandlung  von  Paul  Dupont 
in  Paris  (S.  161). 

Sodann  tolgende  neue  Fälle: 

4.  M?)beUabrik  von  Fourdinois  in  Paris  (S.  130  u.  541). 

5.  Schlossorei  von  Paul  Montier  in  Paris  (6.  i40j. 

6.  Öuezkiinalgesellschaft  (S.  143  u.  543). 

7.  Depositen-  und  Kontokorrentgesellschaft  in  Paria 
(S.  161). 

8.  Sägen&brik  von  Edouard  Mongin  &  Cie.  in  Paris 
(S.  225). 

9.  Transatlantiscbe  Gesellscbaft  in  Paris  (S.  ai8). 

4» 
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Im  Anaciiluss  hieran  sind  noch  besonders  folgende  be- 
kanntere in  anderen  Quellen  aufgeführte  Fälle,  welche  gleich- 
falls wegen  der  Unzuläns^üchkeit  der  über  sie  vorhandenen 
Berichte  sich  nicht  verwenden  lassen,  zu  nennen: 

1.  Nederlandsche  Gist-  en  Spiritusfabrik,  Aktiengesellschaft 
zu  Delft.  (Quelle:  J.  C.  van  Marken,  La  question  ouvriere 
h  la  labriquo  \«  <  rlandaise  de  levure  et  d'alcüul,  Paris  18f:^l  ; 
auch  Arbeiierireuod  1883  S.  26  ff.;  Bulletin  de  la  participatii*u 
aux  ben^ticea,  tome  IV  1882  S.  29—46,  tome  VI  1884 
a  89-92.) 

2.  Weinberg  des  Herrn  Mathieu  Dolfus  zu  Chateau- 
Hontrose.  (Bulletin  de  la  participation  auz  Mn^fioee,  tome  III 
I88I  S.  123-128;  Arbeiterfreund  1882  S.  144.) 

8.  Landgut  dee  Lord  G,  Manners  bei  Newmarket  (H. 
Fawcett,  Travail  et  Balairee^  traduit  par  A.  Baffalo7ich|  Paris 
1885,  S.  63.) 

4.  Feuerversicherungigesellechaft  ^La  France*^  in  Paris. 
(Fougerousse,  Patrons  et  ouvriers  de  la  France,  Paris  1880; 
Bulletin  de  la  participation  auz  böndfices,  tome  IV  1882 

Ö.  187  ff.) 

5.  A.  Gaiffe,  Fabrik  für  Messinstruuienie  und  galvanische 
Vernickelung  in  Paris.  (Bulletin  de  la  participation  aux  bdue- 
fices,  tome  III  1861  b.  30.) 

TI  Die  beiden  Enqueten  leiden  ferner  an  grosser  Ein- 
seitigkeit, indem  sie  sich  fast  ausschliesslich  auf  das  Zeugniss 
nur  eines  der  am  Arbeitsvcrhältniss  interessirtpu  Theile 
stützen.  Die  Folge  haben  wir  in  den  oben  erörterten  Bei 
spielen  kennen  gelernt.  Wo  immer  soziale  Gegensätze  als 
Ursache  des  JSciieitcrns  eines  Falles  der  (Jewiunbetheiligung 
dargestellt  werden^  sind  die  Berichte,  wofern  sie  nicht  aus 
anderem  Material  ergänzt  werden  können,  für  jede  weitere 
wiBsenschaftlicbe  Betrachtung  unbrauchbar. 

Demgemfiss  werden  in  den  folgenden  Erörterungen  die 
nachstehenden  Fälle  der  Böhmertschen  Enqudte  keine  weitere 
Berücksichtigung  finden: 

1.  Nr.  60.  Albert  Niess,  VVerkstätte  fOr  Zimmer-, 
Tischler-  und  Bruunenarbeiten  in  Braunschweig. 

2.  >ir.  61.  Baur  &  Nabholz,  Bauunternehmer  su  See- 
feld bei  Zürich. 

3.  Kr.  64.    0.  Keilptiug  &  Co.,  Zigarren fabrik  in  Berlin. 

Glücklicher  Weise  enthalten  die  beiden  Enqueten  indes« 
auch  Fälle,  wetehe  an  den  eben  genannten  beiden  Fehlem 
nicht  leiden. 

In  vielen  Fällen,  über  die  ausreichende  Berichte  vorliegen, 
spielen  soziale  Ge<^ensätze  gar  keine  Rolle. 

In  anderen  Fällen,  welche,  sei  es  bei  Böhmert,  sei  es  in 
der  Iranzüsischen  Enqudtc,  nur  ungenügend  au%eklärt  sind. 
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war  es  möglich,  die  Lückenliaftigkeit  der  Augaben  der  einen 
Enquete  durch  die  der  zweitCD  oder  durch  sonstiges  Material 
ausreichend  zu  ergänzen.  So  iusbesondere  im  Fall  Dorge- 
Heni^ 

Ebenso  ist  es,  wie  geseigt,  möglich  gewesen«  die  Ein- 
seitigkeit der  Angaben  in  dem  Falle  Briggs  und  im  Falle 
FoX;  Head  &  Co.  aus  anderen  Quellen  zu  beheben.  Letzterer 
moBS  freilich y  wie  schon  oben  (S.  50)  bcnaerkt,  wegen  unzu- 
reichender Mittheilungen  Über  die  Art  des  Erfolges  ausser 
Betraclit  bleiben. 

Es  bleibt  also  auch  nach  Fortlassim^  alles  ungenügenden 
und  mangelhaften  Materials  noch  genug  des  Brauchbaren  tiir 
unsere  weitere  Untersuchung.  Und  nunmehr  gilt  es  zunächst 
festzustellen ,  in  welchen  der  Fälle,  über  die  Berichte  vor- 
liegen t  eine  Gewinnbetbeiligung  wirklich  besteht,  in  welchen 
nicht.  / 

II.  Die  Sichtung  des»  geprülteu  Jüiateriais. 

In  der  ersten  Unterabtheilung  dieses  ersten  Theiles  wurden 
die  beiden  wichtigsten  Quellenwerke  Uber  Gewinnbetheiligung 
einer  genaueren  FrÜfung  unterzogen.  Hier  in  der  zweiten 
gilt  es,  das  geprüfte  ^lateriai  zu  sichten  ^  d.  h.  es  sind  alle 
diejenigen  in  den  Quellen  enthaltenen  Fälle ,  welche  kein» 
Beispiele  der  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  sind, 
auszuscheiden. 

Vor  allem  ist  es  nöthig,  diejenigen  Fälle,  bei  denen  gar 
kein  Arbeitsverhältniss  vorliegt,  abzuweisen.  Die  Böh- 
merische Enquete  führt  uärnlicli  auch  blosse  Pachtverhältnisse 
unter  ihren  81  Fällen  von  Gewinn betheiÜgung  der  Arbeiter 
aut;  und  zwar 

I.  Pachtverhältnisse,  in  denen  statt  der  Betheiligung  der 
Arbeiter  am  Geschäftsgewinn  eine  Betheiligung  von  Gutseigen- 
thUmem  am  Pttchtergewinn ,  d.  i.  der  gewöhnliche  Theilbau 
(Haibbau,  Sackbau;  m^tayage;  mezzadria)  vorliegt 

1.  Das  Landgut  P&lzhill  im  Kreise  Bittburg,  Reg.-Bez. 
Trier.    (Böhmert  Nr.  17.) 

Der  Besitzer,  Herr  Limburger^  und  der  Pächter  des 
'  Gutes  theilen  sich  in  den  Hohertnig  und  in  die  Ausgaben^). 


M  Gelegentlich  dieees  FMes  fBhit  Böhmert  noch  eine  der  Noth  und 
dem  Wucher  entsimngende  Hiilbpartwirthschaft  in  der  Eifelgegend  auf. 

Dif^et-lhe  besteht  darin,  dn«-  der  Laiulinaiin  mit  dem  Spekulanten,  iler 
ihm  das  zur  I  )ünp;erp:e\\  Uiuuug  imtlngt'  Vieh  leiht,  sich  in  den  Ik>bertxag 
der  Wirthschaft  tlieilt.  Ob  Bühmert  diese  auf  niedriger  Ktüturstu^ 
stehende  Theil^N-irth^chaft  gleichfalls  als  Gewinnbctheili^infj  betrachtet 
oder  ob  er  sie  nur  als  eine  Kuriosität  mittheilt,  ist  nicht  ersichtlich. 
GewinnbetheiliguDg  ist  sie  keineswegs,  da  es  sieh  hier  gar  vS^t  um  ein 
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2.  Das  Lancteut  Altenhof  im  Krebe  Bittburgi  Beg.-Bez, 
Trier.   (Böhmert  Nr.  18.) 

Der  Bruttoertrag  fallt  zur  Hälfte  an  den  £igenthüiner, 
zur  Hälfte  an  den  Pächter. 

II.  Paditverhältnieae,  die  sich  von  den  gew(>hnlichen 
Pachtverträgen  nur  dadurch  unterscheiden,  dass  der  Qutt- 
eigenthümer  sein  Land  statt  an  einen  einzelnen  Pächter  an 
eine  Genossenechafi  vod  Pächtern  vergiebt. 

1.  Die  Assingtoii  Cuopcrative  Farm  zu  Assington  Hall 
bei  Sudbarg  in  der  Grafschaft  Suffolk  in  England.  (Böhmert 
Nr.  1;  H.  Fawcett,  Travail  et  salaires,  traduit  par  Arthur 
Kafialovieh;  S.  94;  Paul  Lcroy-Beaulieu,  Le  eollectivisiae  S.  157.) 

Der  Gutsbesitzer  Gurdon  auf  Assingtuu  Hall  verpach- 
tete im  Jahre  1850  ein  Stück  Land  au  geuossenschaiUich 
organisirte  Arbeiter. 

2.  Die  Genossenschafts  wir  thschaft  zu  Ralahine  in  der 
Grafschaft  Cläre  in  Irland.  (Böhmert  Nr.  21;  S.  Taylor, 
Profit-Sharing  S.  99.) 

Daa  Gut  Ralimine  war  in  den  Jahren  1881 — ^1833  an 
eine  Genossenficbaft  von  Arbeitern  verpachtet. 

In  einer  grossen  Reihe  anderer  FäUci  in  denen  allerdings 
ein  Arbeitsvcrhültniss  in  Frage  kommt^  liegt  nicht  eine  Ge- 
winnbetheiligung  der  Aroeiter  vor,  sondern  ein  anderes 
Prämien-  oder  Lohnsystera.  Um  diese  Fälle  mit  Sicherlieit 
bestimmen  zu  können^  kommt  es  zunächst  darauf  Bu,  den 
Begriff  der  Gewinnbetheiijgung  lestzusteilen. 

Als  Betheiliguug  der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn  ist 
eine  solche  Prämiirung  der  Arbeiler  zu  bezeichnen,  bei  weicher 
die  Summe,  die  dem  einzelnen  Antheilsberechtigten  zu  be- 
stimmten Zeiten,  d.  i.  gewöhnlich  al^ährlichi  zu  Theil  wird^ 
mit  dem  Ertrage  dea  Geschäfte  steigt  oder  Hlllt  und  swar 
stets  in  demselTOn  Maasse^). 

Es  ist  danach  zweierlei  erforderlich:  Erstens,  die  Summe, 
welche  den  berechtigten  Arbeitern  oder  Angestellton  alljährlich 
zugewiesen  wird,  muss  einen  objektiv  feststehenden  Prozent- 
satz des  Keingewinns  —  der  übrigens  auch  nach  stets  gleichen 


Arbeitßverhältniss  bandelt.  Als  Merkwürdipkoit  jedoch  steht  sie  koinee- 
wegs  vereinzt'lt  Im  17.  Jiihrli.  .sclion  krtin  in  der  Mnrk  Brandenburg 
das  60g.  -halbe  öucu  vur;  ein  Wucherer  streckte  dein  unvermögenden 
Landwirthe  das  Saatkorn  gegen  die  Hälfte  des  Rohertrages  vor.  \'gl.  die 
revidirte  T?;inor  otc.  Ordnung  für  die  sieben  neumärkischen  Kreise  und 
die  Laude  Steruberg  vom  14.  Öeptember  1685,  durch  welche  der  Grosse 
Kurfürst,  um  dem  Wucher  und  der  damit  verbundenen  Schädigung  des 
Landmannes  zu  steuern,  das  halbe  Säen  zu  verbieten  bezw.  einzu- 
Bchiänken  suchte.  Mylius,  Corpus  Constit.  March.  Bd.  V  Th.  III  S.  206. 
^)  Vffl.  auch  Lavolide  in  der  Bevue  des  2  mondes  vom  15.  Febr. 

1884  8. 800 :  „La  partieipatioD  auz  b^n^ces     une  i^un^tioii  qui  

varie  ehaquo  annte  selon  les  v^eoltats  de  nnTsntaire.'^ 
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bestimmten  Grundsätzen  zu  ermitteln  ist  —  darstellen,  und 
zweitens j  fliese  buninie  muss  nach  feststehenden  Prinzipien 
unter  die  einzelnen  Berechtigten  vertheilt  werden. 

In  der  Regel  findet  sich  bei  den  Fällen  der  Gcwiun- 
betheiligung  die  erstere  Bedingung  in  der  Weise  verwirklicht, 
dass  der  Qewinnantbeil  der  aftmmtlichen  Arbeiter  einen  in 
konstanten  Zahlen  fixirten  Prosentsatz  des  Reingewinns  bildet 
In  einigen  Fällen  ist  indees  dieser  Prozentsatz  kein  ein  für 
allemal  in  festen  Ziffern  gegebener,  sondern  bemisst  sich  nach 
dem  Verhältniss  sämmtlicber  an  die  Arbeiter  während  des 
ie%veilip:cn  Rechnungsjahres  gezahlten  Löhne  zu  dem  Geschäft^;- 
kapital.  Dann  freilich  ist  der  Prozentsatz  je  nach  der  Hülie 
der  Lohne  und  des  Geschäftskapitals  variabel,  aber  er  ist 
immer  ein  objektiv  testätehender. 

Die  zweite  Bedingung  Avird  gewöhnlich  derart  erfüllt,  dass 
der  sich  so  nach  febten  Regeln  ergebende  Bonus  unter  die 
einzelnen  Antbeilsberecfatigten  nach  Maasegabe  ihrer  im  Laufe 
des  Jahres  verdienten  Löhne  oder  nach  Maassgabe  ihrer 
Dienstjahre  und  ihrer  Jahreslöhne  yertheilt  wird 

Ausser  dieser  strengen  Form  der  Qewinnbetheiligung  lässt 
sich  auch  noch  eine  andere  Präraienmethode  als  Oewinn- 
betheiligung  bezeichnen.  Es  kommt  nämlich  vor,  dass  der 
Gewinn antheil,  der  den  berechtigten  Arbeitern  zufliesst,  /war 
gleieiitalls  einen  objektiv  feststehenden  Truzentsatz  des  Hein- 
gewiiines  dal^tellt.  ilriselbe  aber  der  Arbeiterschaft  als  einein 
Oauzcu  zukuiiiiiii,  \\ährend  der  Genuss,  welchen  der  einzelne 
berechtigte  Arbeiter  davon  hat,  genau  ;^^e regelt  ist. 

Hierunter  Dellien  einmal  alle  diejenigen  Fälle,  in  denen 
der  Geschäftsinhaber  alljährlich  gewisse  Prozente  des  Rein* 
gewinne  für  die  Gründung,  Erh^tung  oder  Erweiterung  all- 
gemeiner Wohlfahrtseinricntungen,  wie  Bibliotheken,  Lese- 
zimmer,  Badeeinrichtungen,  Fach-  und  Fortbildungsschulen, 
Kinderkrippen  u.  dergl.,  verwendet,  deren  Benutzung  seitens 
der  Arbeiter  gewissen  Refjlements  unterliegt.  Insbesondere 
geht'^rt  n  al  er  hierher  die  Fälle,  in  welchen  die  den  Arbeitern 
bestimmte  objektiv  feststehende  C4ewinnquote  zur  Erhaltung, 
Unterstützung  oder  Forderung  gewisser  Kassen  dient  und 
wobei  der  Vortbeil,  welciieu  der  einzelne  Arbeiter  davon  bat, 
BOwohl  überhaupt  als  auch  seinem  Umfang  nach  an  den  Ein- 
tritt gewisser  äusserlich  erkennbarer  Bedingungen  geknüpft, 
nicht  aber  jedesmal  von  dem  subjektiven  Ermessen  des  Arbeit- 
gebers abhängig  ist.  Unter  diesen  Kassen  sind  ganz  besonders 
SU  nennen  Pensions  •  oder  Versorgungskassen  und  Kranken- 


'  Eine  andere  Art  der  V  ort  hei  Inn  p  findet  sich  in  der  Eisciigiesserei 
und  Maiäcbiuciifabnk  von  Windhotit  ,  iX'eterä  &  Co.  zu  Liugen  an  der 
Ebh.  (Bobmert  Nr.  28.) 
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kassen,  aber  aucli  SparkaseeD^  Uuterstützutigskasseu ,  Vor- 

scbuBskasscu. 

Die  erstgenannte  Art  von  Gcwinnbetheiligung,  bei  welcher 
der  Gkwiimaiitheil  unter  die  einseinen  Arbeiter  nach  bestimmten 
Nonnen  vertheilt  wurd,  könnte  man  „Individoalgewinnbethei- 
ligung"  nennen.    Die  zweite,  bei  welcher  die  Gewinnquote 

der  Arbeiterschaft  als  einem  Ganzen  zu  gute  kommt,  Jltoat 
eich  als  „KoUektivgewinnbetheiligung'^  bezeichnen. 

Hiernach  kann  man  zusammenfassend  sagen :  das  Charak- 
teristische der  Gewinnbetheiligung  besteht  darin,  dass  die  den 
Arbeitern  alljährlich  zufallende  Prämie  einen  objektiv  fest- 
stehenden Prozentsatz  des  Geschättsgewinns  bildet  und  dass 
eine  feststehende  Vertheilung  oder  Verwendung  den  einzeiueii 
Arbeitern  gewilhrleistct  ist.  Negativ  würde  dies  heissen:  das- 
jenige Prämieiisysteni  ist  keine  Gewinnbetheiiigung,  bei  wel- 
chem das  aubjektivc  Ermessen  des  Arbeitgebers  auf  irgend 
eine  Weise  einen  £influ88  auf  die  Normirung  des  Gewinn- 
antheib  oder  seine  Vertheilung  bezw.  Verwendung  für  die  ein- 
zelnen Arbeiter  hat 

Auf  Grund  dieser  Begriffsbestimmung  ist  einer  eamsen 
Reihe  der  in  unseren  Quellen  in  Folge  einer  höchst  unsdiarfen 
Auffassung  oder  Ausdrucksweise  als  Gewinnbetheiligung  auf- 

fezälüten  f'älle  die  Eigenschaft  einer  solchen  abzuerkennen, 
dieselben  sind  daher  von  vornherein  für  unsere  spätere 
Untersuchung  abzuweisen.  Es  sind  das  die  foljrenden  Fälle, 
welche  sich  etwa  in  iiaelistehenden  Gruppen  autfiihren  lassf-n: 
I.  Gewiiinbctiieiligung  liegt  nicht  vor ,  wo  die  Suimae, 
welche  den  Arbeitern  nach  Rechnungsabschluss  zu  Theil  wird, 
nicht  einen  feststehenden  Prozentsatz  de«  Geschäftsgewinns 
bildet,  sondern  lediglich  durch  das  sul»jcktive  Ermessen  des 
Geschäftsleiters  normirt  wird,  einerlei  ob  die  Vertheilung 
derselben  unter  die  einzelnen  Arbeiter  sich  nach  festen  Regeln 
oder  nach  Gutdünken  yollzieht. 

In  diese  Rubrik  sind  zu  zählen: 

1,  Die  Telegraphenwerkst&tte  zu  Neuenburg  in  der  Schweiz. 
"(Böhmert  Nr.  30.) 

Alljährlich  wird  „eine  gewisse,  im  Vcrhältniss  zum  Ge- 
winn des  Geschäfts  stehende  Summe"  für  die  drei  Jahre 
lang  in  der  Werkstätte  beschäftigten  Personen  ausgesetzt. 
Dass  die  Summe  sich  ungefähr  nach  dem  Jahresertrage 
richtet,  ist  selbstverständlich;  feststehend  seiicint  aber  das 
Verhältniss  nicht  zu  sein.  —  Ueberdiea  sind  die  Angaben 
so  mangelhaft,  dass  man  sich  keinen  Begriff  von  der  Or- 
ganisation des  Geschiitts  und  dieser  Gratifikationseinrichtung 
und   noch  weniger  von  dem  Erlolg  letzterer  machen  kann. 

2.  Die  Werkzeugfabrik  von  Reishauer  &  Bluntschli  in  Zürich. 
(Bohmert  Kr.  31.) 
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Die  Fabrik  sicherte  im  Jahre  1872  auf  Grund  eines 
Vertrages  ihren  älteren  Arbeitern  eine  „Betbeiligung  am 
Reingewinn"  zu.  Wie  viel  Prozente  des  Reingewinns  den 
Arbeitern  zufallen,  hi  nicht  an<:ec:el>en.  Es  heisst  vielmehr 
nur,  die  Zuwendung  habe  „einen  ^alJZ  irei willigen  Charakter^. 
Danach  scheint  es  sich  lediglicii  um  Dienstpriiraien  zu  han- 
deln ,  die  in  keinem  festen  Verhäitniss  zum  Keingewinn 
stehen. 

8.  Die  Seifenfabrik  von  Friedrich  Steinfels  m  Zürich.  (Büh- 
mert  Nr.  39.) 

Ob  ein  fester  Prozentsatz  des  Gewinns  unter  die  Ar- 
beiter vertheilt  wird,  ist  nicht  angegeben.  Indcss  selbst 
wenn  derselbe  bestimrat  wäre,  so  wäre  das  Prinzip  der 

Oewinnbetlieiligung  schon  dadurch  durchbrochen,  dass  die 
Art  der  Vertlieilung  dieser  Summe  ganz  in  dem  Belieben 
des  Herrn  Steint'tls  steht.  Allem  Anscheine  nach  handelt 
es  sieh  hier  um  bhtsse  Neujalirsgratitikationen,  deren  Höbe 
ganz  und  gar  von  dem  (iutdunken  des  Arbeitgebers  abhängt. 

4.  Die  VVachskcizenfabrik  des  Kauimanns  Protopopow  bei  ^ 
Moskau.    (Böhmert  Nr.  40.) 

Der  Besitzer  Tertheilt  alljährlich  „eine  dem  Geschäfts* 
ertrage  entsprechende  Summe*  unter  die  Arbeiter  r,gaxiz 
nach  seinem  Belieben".  In  welchem  Mnasse  diese  Summe 
dem  Geschäftsertrage  entspricht ,  er&hrt  man  nicht.  Dass 
der  Besitzer  weniger  schenkt,  wenn  er  weniger  einnimmt, 
ist  selbstverständlich.  Ks  handelt  sich  hier  aiigenschciitlirh 
nur  um  ^anz  beliebige  Zuwendungen,  keineswegs  aber  um 
Gen  in nbet heil i «jung. 

5.  I>ic  Kammgarnspinnerei  von  Chessex  6i  Hossly  in  Schaff- 
bausen.   (Böhmert  ^«r.  44.) 

Allerdings  heisst  es,  die  Firma  lege  alljährlich  einen 
festen  Prozentantheil  des  Gewinns  zum  Besten  ihrer  Ar- 
beiter aurfick.  Trotzdem  handelt  es  sich  in  Wahrheit  hier 
nicht  um  Gewinnbetheiligung.  Denn  dieser  Prozentantheil 
wird  nicht  unter  die  Arbeiter  des  betreffenden  Jahres 
Tertheilt,  sondern  nach  dem  Ermessen  der  Firma  wird  in 
e^ten  Jahren  ein  Gewisses  reservirt .  um  in  sehleeliteren 
rerioden  die  Leute  nicht  völlig  leer  ausgehen  zu  lassen.  Damit 
wird  das  Prinzip  der  Gewinnbetheiliirnng  total  negirt  und 
das  fragliche  Luhnsystem  erscheint  aU  blosses  Lohnzuschuss- 
system. 

6.  Die  Bleicherei,  Färberei,  Baumwollen-  und  Wollendruckerei 
von  Schftffer.  Lalance  &  Co.  in  Lutterbach  bei  Mülhausen 
im  Elsass.  (Böhmert  Nr.  48.) 

Gewissen  Arbeitern  wird  „ein  gewisser  Theil"  des 
Reingewinns  zugewiesen.  Die  Nachrichten  iiber  diesen  Fall 
sind  nicht  klar:  soweit  sie  aber  gehen,  führen  sie  noth- 
wendig  zu  dem  Schluss,  dass  hier  keine  Gewinnbetheiligung, 
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sondern  eine  Vertheilung  von  })eliebigen  Summen  vorließ 
Heisat  es  doch  8.  190:  ,^ie  jedes  Jahr  baar  zu  bezahlende 
Summe  bleibt  ung^el^hr  gleich^  grosse  Differeiizen  würden 
wohl  ein  LebcULand  sein. 

7.  Die  Thodcschc  Papierfabrik,  Aktiengesellschaft  2U  üains- 
berg  bei  Dresden.    (Böhmert  Nr.  51.) 

Hier  besteht  Gewumbethetliguug  nitr  f&r  gewisse  tech* 
nische  Beamten.  Die  übrieen  tod  Bdhmert  hier  aufgeflQlirten 
PrämiensTBteme,  wie  die  Gratifikationen  von  50—500  Hark 
und  die  rroduktionsprämien  für  andere  Angestellte,  sind 
keine  Gewinnbetheiligung.  Da  Angaben  üoer  die  Wir- 
kungen der  Einrichtungen  gänzlich  fehlen,  so  kann,  wie 
schon  in  der  ersten  Ünterabtheilung  (S.  50)  angedeutet^ 
auch  nicht  die  Gewinnbetheiligung  jener  wenigen  Beamten 
für  unsere  weitere  Untersuchung  in  Betracht  kommen. 

8.  T)ie  Papierfabrik  zu  Schlr»nrlmühl  in  Nieder •  Oesterreich« 
Aktiengesellschaft.    (Böhmert  Nr.  52. j 

Der  Verwaltungsrath  „bestimmt  alljährlich  je  nach  der 
Höhe  der  Bilauz  aus  den  Erträgen  der  Fabrik  einen 
Betrag,  der  an  die  Angestellten  und  solche  Arbeiter,  die 
einen  Einfluss  auf  die  Produktion  haben,  als  Tantieme  ver- 
thetlt  wird**.  Diese  sog.  Tantieme  hängt  also  lediglich  tob 
dem  Belieben  des  Verwaltungsrathes  ab;  sie  ist  däer  mne 
blosse  Gratifikation. 

9.  Die  Kartonnagefabrik  von  Gcoi'g  Adler  in  Buchhols« 
Königreich  Sachsen*  (Böhmert  Nr.  53.) 

„Der  Besitzer  gewährt  seinen  Leuten  alljährlich  eine 
je  nnch  den  Ergebnissen  der  jährlichen  Geschäftsinventtir 
bemessene  »Summe."  Hiernach  scheint  es  sich  nur  um  ein 
Gratifikatiünssyßteni  zu  handeln.  Es  geht  aus  dem  Bericht 
nur  hervor,  dass  dt  r  Ueschäftsinhaber  Prämien  selbstver- 
ständlich nur  dann  vertheiit,  wenn  er  einen  Gewinn  ge- 
macht hat. 

10.  Die  Lederfabrik  von  Heinrich  lieymond  in  Murges, 
Kanton  Waadt  (Böhmert  Nr.  56.) 

Der  Geschäftseigenthümer  vertheilt  eine  beliebige  Summe 
des  Reingewinns  an  die  Arbeiter  ^  welche  awei  Jahre  lin 
Dienste  der  Fabrik  sind,  nach  Gutdünken. 

11.  Die  Holzhandiung  von  Adoif  Eröber  in  Mtinchen,  ver- 
bunden mit  Dampfsägen-Etablissements  in  der  OberpfaJa  und 
GaÜzien.    (Böhmert  Nr.  58.) 

Von  Gevvinnbetheiligung  ist  hier  gar  keine  Rede.  Herr 
Kröber  vertheilte  eine  Zeit  lang  am  Jahresschluss  an  die 
Arbeiter  der  verschiedenen  Kat(  p^orien  Geschf  nke  von  ver- 
ichiedenem  Betrage,  die  zusammeu  durchschnittlich  20  bis 
30  Prozent  des  Nettoertrages  ausmachten.  Ueber  Erfolg 
zudem  gar  keine  Angabe. 
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12.  \\''>cböclageDtiir  von  Louis  Hoiand  Goesselin  in  Paris. 
(Buhmert  Nr.  79.) 

Ob  die  unter  die  30  xVngestellten  des  Geschäfts  alljähr- 
lich zu  vertheilende  Summe  einen  feststehenden  Prozentsatz 
de»  ReiDgewini»  bild^  iit  nicht  gesagt.  Nach  FoueeronasCy 
Pfttront  et  oaTriers  de  Paris  S.  82,  iat  diea  nicht  der  Fall. 
£beDio  Bulletin  de  la  participation  ans  bdn^fices  1885: 
tabelle  «Tnoptique  des  ^tabUssements  qui  praüquent  la  par- 
ticipation. 

13.  Hanappicr  &  Cie.,  WeingeschlUt  in  Bordeaux.  (Bdhmert 
2ir.  80.) 

Die  unter  die  berechtigten  Arbeiter  alljährlich  zu  ver- 
theilende Quote  des  Gewinns  scheint  lediglich  von  dem 
fedegn)ali!j:('n  Ermessen  des  Geschäftsinhabers  abzuhängen. 
Weiiigsiens  heisst  es  in  dem  diesbezügliehen  Reglement  der 
Firma:  „Bei  jedem  Kechnungsabschluss  werden  die  Herren 
Hauappier  &  Cie.  im  Verhältniss  zum  erzielten  Gewinn  eine 
Summe  aussetzen,  welche  .  .  . 
R  Die  Manufakturwaaren- Handlung  „Au  Bon  Marchs**, 
Amtide  Boocicaut  Vve.  in  Paria.  (Bötimert  Nr.  81;  En* 
qo§le  Bd.  II  S.  122  fT.;  Bulletin  de  la  participation  aus 
b^^oee  1881  S.  1—30.) 

Die  ab  Gewinnbetheiligung  aufgeführte  Dotirung  der 
Versorgungskasse  der  Firma  Au  Bon  Marchc  ist  keine 
G^ewinnbetheiliguog.  Dieselbe  erfolgt  nämlich  durch  die 
Vorwegnähme  einer  Summe  vom  Janresgewinn  des  Hauses, 
deren  Höhe  die  Firma  beim  Kechuungsabsehluss  nach  den 
Krgebnissen  der  Inventur  bestimmt:  ßöhmert  Bd.  11  JS.  339; 
Enquete  Bd.  II  S.  124.  —  Gewinnbetheiligung  ist  dagegen 
die  ferner  bei  dieser  Firma  bestehende  Tantiemelühnung 
de«  verkaufenden,  beaufsichtigenden  und  verwaltenden  Per- 
üüuals.  Hieruber  sind  aber,  wie  bereits  oben  (S.  51)  be- 
merkt, die  Berichte  zu  geringfügig,  um  im  zweiten  Theil 
innerer  Untersuchung  Berücksichtigung  finden  au  können. 

15.  Hochöfen  und  Schiffsbauwerkstfttten  der  Soci^t^  anonyme 
de  Masik'es  (Direktor:  Marquis  de  Vogtt^).  (Enqudte  Bd.  II 
8.  101  ff.) 

Die  Geselischalt  setzt  alljährlich  nach  freiem  Ermessen 
eine  Summe  für  ihre  Arbeiter  zu  Versorgungszwecken  aus« 
Also  keine  Gewinnbetheiligung! 

16.  M.'isehinenfabrik  der  (rchv.  Caillard  in  Havre.  (Enquete 
Bd.  Ii  S.  279;  Arbeitertreund  von  1882  141;  Buiietiu 
de  la  partieipjition  aux  ben^fices  1881  S.  113 — 122.) 

Alljäluiieh  nimmt  die  Firma  vom  Keingewinn  eine 
Summe  naeli  Belieben  —  gewöhnlich  5  Pjozent  der  ge- 
sammteu  Ausgaben  für  Luhne  —  vorweg  und  vertheilt  die- 
selbe unter  ihre  Arbeiter  nach  Maassgäe  der  Jahreslöhne 
derselben.  £s  handelt  sich  hier  also  nur  um  LohnzuschUsse. 
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17.  Eisengiesserei  von  Piat  in  Paris.  (Enquete  Bd.  II  S.  64 
und  522;  Bulletin  de  la  paiticipation  aux  b^dfices  1881 
a  94  f.,  1882  8.  73  ff.) 

Herr  Piat  bestimmt  alljährlich  nach  Gutdünken  eine 
Summe  vom  Reingewinu  für  die  Arbeiter  und  vertheilt  die- 
selbe unter  die  einzelnen  nach  festen  Prinzipien.  Also 
blosses  Gratifikationssystem. 
18«  Kattuafabrik  von  Besseli^yre  zu  Maromme.  (Enquete 
Bd.  II  S.  189;  Bulletin  de  la  participation  aux  bdndfioes  1885: 
tabelle  syooptique  des  dtabhsBementB  qai  pratiqueat  la  par» 
tidpation  etc.) 

Der  Chef  enthebt  alljährlich  nach  dem  Resultate  der 
Inventur  einen  beliebigen  Betrag  vom  Reingewinn  und  ver- 
tli(  ilt  denselben  unter  die  einzelnt^u  berechtigten  Arbeiter 
naeli  Maasöga^f*  ihrer  Löhne. 
19.  Baumwolispiimerei  zu  Oissel  bei  Ronen,  Departement 
Unter-Seine.  (Entiuete  Bd.  II  S.  305—315.  5G1  f.j  Bulletin 
de  la  participation  aux  bdnöfices  1882  S.  53.) 

Unbestimmte  Gratifikationen  werden  aUjfthrlich  einer 
Arbeiterversorgungskasse  überwiesen. 

II.  Gewinnbetlieiligung  liegt  nicht  vor,  wo  zwar  der 
Prozentsatz  des  Reingewinns,  der  unter  die  Arbeiter  vertheiit 
werden  soll»  feststeht,  wo  aber  die  Art  der  Vertheflung  dieser 
Sttmme  sich  nicht  nach  festen  Regeln  Tollsieht,  sondern  bei 

der  Yertheilung  derselben  allein  das  subjektive  Ermessen  des 
Ottchäftsleiters  entscheidet.  Durch  die  willkürliche  Verth  ei- 
Inng  nämlich  wird  das  Prinzip  der  Gewinnbetheiligung  völlig 

durchbrochen.  Es  handelt  sich  somit  hier  um  ein  blosses 
Gratitikationssystem  mit  der  Eigenthümlichkeit.  dass  der  Oe- 
sammtbetrag  der  Gratiükationen  von  der  Höhe  des  Geschäfts- 
gewinnes  bedingt  ist. 

Hierunter  fUUt : 

Die  ehemalige  Berlin- Anhaltische  Eisenbahngesellschait.  {Boh- 
mert  Nr.  72.) 

In  den  Jahren  1870 — l8Td  inkl.  vertheilte  die  Direktion 
einen  fixen  Prozentsata  des  Reinertrages  unter  ihre  An- 
ffestellten  nach  jeweiligem  Ermessen,  Nach  der  1874  er» 
mlgten  Nenregulirung  der  Diensteinkommen  wurden  nur 
noch  generelle  Beträge  als  Gratifikationen  unter  die  Arbeiter 
▼ertheilt.  Ueber  den  Erfolg  weder  der  einen  noch  der 
anderen  Gratifikationsmethode  finden  sich  Angaben. 

III.  Gewinnbetheili^ng  liegt  nicht  «vor,  wo  blosse  Ver- 
theiiun^  von  feststehenden  Gratifikationen,  ohne  Rttcksicht  auf 
den  Reingewinn,  stattfindet. 

In  diese  Kategorie  fallen: 
1.   Die  Kokosnussölmtthle  von  James  Samuelson  in  liverpooL 
(Böhmert  Nr.  12.) 
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Den  Arbeitern  wurden  bei  gutem  Verhalten  alljährlich 
LohQzuscbüsse  im  Betrage  von  10  Prozent  des  in  dem  be* 
treffenden  Jahre  verdienten  Lohnes  gutgeschrieben. 
2.    Die  meehanisehe  Baumw  (illepinnerei  und  -Weberei  in  Kau£- 
beuren,  Könip^reich  Bayern.    (Hühmert  Nr.  45.) 

Die  Arbeiter  bekommen  Lohnzuschüsse  von  10  Prozent, 
die  üiiii  14  Tage  als  sug.  „Theuerungszulage'*  vertbeilt  werden. 
8.    Die  Baumwollspinnerei  von  Qeor.  Keller  in  Fiscbentbal, 
Kanton  Ztlrieh.   (Böhmert  Nr.  47.) 

Alljährlich  warde  die  gleiche  Summe  von  1200  Thalern 
unter  die  Arbeiter  vertheilt. 
4-    Die  Zigarrenl'abrik  Rülzheim  von  L.  Moekcl  Si  Kollmar 
in  Rülzheim  bei  Germersheim.    (Böhmert  Nr.  65.) 

Den  Arbeitern  wurden  während  dreier  Jahre  regel- 
mässige Lohnzu8eliIn<„r''  Vi)n  5  Prozent  ;^^e\välirt;  die  Aus- 
zahlung derselben  erloigto  am  Ende  jedeü  Jahres. 
5.  Die  Paris-Drieans-Eisenbahngesellscnaft.  iBüinnert  Nr.  74; 
Enquete  Bd.  11  S.  152  ti'.;  Bulletin  de  la  participation  aux 
bdn^fices  1881  S.  181—208.) 

Die  alljährlich  den  Arbeitern  zufallende  Gratifikation 
steht  zwar  in  einem  fetten  Verhältnis»  zum  rechnunge- 
mftssigen  konstanten  Ertrage  des  Unternehmens,  nicht  aber 
zum  thatsächlichen.  Sie  richtet  sich  nämheh  nach  der 
Dividende  der  Aktionäre  der  Gesellschaft  und  diese  ist  in 
Folge  I  <"^*)nderer  Konventionen  der  Gesellschaft  mit  dem 
Staate  aul  jährlieh  56  Fr.  unveränderlich  t"est;_n  setzt.  Deni- 
gemäss  ist  auch  der  sich  nach  der  Akticndividende  be- 
messende Gewinnantheil  der  .Arbeiter  zu  einem  feststehen- 
den {geworden.  Die  Arbeiter  haben  daher,  wie  auch  der 
Direktor  der  Gesellschaft  vor  der  französischen  ausser- 
parlamentarischen  Kommission  erklärt  (8.  158),  kein  Inter- 
esse daran,  ob  die  G^esellschaft  grdssere  oder  geringere 
Gewinne  macht. 

IV.  Gewinnbetheiligung  liegt  nicht  vor,  wo  nicht  die 
Arbeiter  als  sulche  am  Geschäftsgewinn  Betheiligung  linden, 
sondern  den  Arbeitern  nur  gestattet  wird,  ebenso  wie  das 
Pttblikum  —  event.  unter  Krleichterung  der  Einzahlung  der 
Beträge  in  Raten  —  Aktien  des  Geschäfts  zu  erwerben. 

In  diese  Klasse  gehören: 

1.  Die  Teppichfabrik  von  John  Crossley  &  Sons,  Limited, 
in  Halifax.  (Böhmert  Nr.  7;  H.  Fawcett,  Travail  et  salaires 
S.  61.) 

Die  Firma  gewährt  ihren  Arbeitern  auf  Wunsch  ein 
Darlehn  von  10  behufs  Ankauf  einer  Aktie.  Dabei  gehen 
die  Arb.  it.  r  die  Verpflichtung  ein,  mit  Hilfe  der  ihnen  zu- 
fallenden Dividende  das  Darlehen  zu  5  Prozent  zu  verzinsen 
und  zu  amortisiren. 
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2.    Die  Danipfsägerei  von  StrÖman  &  Lanon  in  Gothenburg« 

(Böhmert  Nr.  9.) 

Die  Chefs  der  Fabrik  bestimmen,  ob  ein  Arbeiter 

würdig  ist,  Aktien  zu  erhalten  orler  nicht.  Ist  aber  einmal 
einem  Arbeiter  das  Hecht  gewiilnt,  Aktien  zu  orwerheu,  so 
kann  er  beliebig  viele  Aktien  in  seinen  Besitz  bringen. 

V.  Qewinnbetheiligung  liegt  nicht  vor,  wo  es  sich  blo« 
um  eine  Durchführung  des  Stücklohnsystems  handelt. 

Dieser  Rubrik  sind  zuzutheilen : 

1.  Hofbaurath  G.  H.  Demmier  in  Schwerin.  (Böhmert  Nr.  59.) 

Herr  Demmier  machte  einen  sehr  interessanten  und  wie 
es  seheint,  recht  gelungenen  Versuch  mit  dem  Gruppen- 
akkord im  Baugewerbe,  ähnlioh  der  Anwendung  dieses 
•Systems,  welche  nach  Brentano,  Arbeitergilden  Bd.  II 
8.  70 — 71),  itn  londoner  Schiffbau  herrscht,  und  derjenigen, 
welche,  wie  Böhmert  im  3.  Hauijtabschnitt  seines  spezielleu 
Tbcils  berichtet,  im  fireiburgor  Berg-  und  Hüttenwesen  wie 
in  den  Schieferbrttchen  des  nördlichen  Wales  üblich  ist. 

2.  Eidgenössische  Post*  und  Telegraphen^erwaltang.  (Böhmert 
Nr.  75.) 

Die  unteren  schweizer  P o s t -  und  Telegraphen- 
beamten sind  keineswegs,  wie  Bohmeit  meint,  am  Gewinn 
der  betr.  Vf*rwaltungen  bethciligt.   Vielmehr  handelt  es  sich 
bei  ihnen  nur  um  eine  niit  Krfole^  gekrönte  Anwendung  des 
Stücklohnsystems.  —  Wohl  aber  sind  die  höheren  Be- 
amten der  eidgenössischen  P  o  s  t  v  e  r  w  m  1 1  u  n  g  eine  Zeit- 
lang am  Gewinn  derselben  betheiligt  gewesen.    Dieser  Ver- 
such wird  im  2.  Theile  Berücksichtigung  finden. 
In  beiden  Fällen  ist  die  Bezeichnung  „Gewinnbetheilu^g*^ 
sn  ▼erwerfen,  wenn  anders  nicht  alles,  was  nicht  Zeitlöhnung 
ist,  als  Gewinnbetheiligung  bezeichnet  werden  solL  Böhmert 
bedient  sich,  indem  er  hier  von  j^Betheiligung  am  Bmtto- 
ertrage''  spricht'),  einer  allerdings  nur  allzu  häufigen  un- 
scharfen Ausdrucksweise.    Allein  wem  wird  es  einfallen ,  zu 
sagen,  der  Gutsherr,  welcher  von  einem  Arbeiter  eine  Wiese 
im  Akkord  (morr^cnweise)  mähen  lässt.  I)etlieiiige  dens  'lljea 
am  Bruttogewinn  seiner  laudwirthschattiiciH  ii  Unternehmung. 
Will  man  die  Stücklöhnung  als  eine  Betheiligung  am  Brutto- 
ertrage bezeichnen,  so  Hesse  sich  mit  demselben  Rechte  sa^en, 
der  Maschtnenfabrikant|  der  mit  einem  Kohlenhändler  einen 
Vertrag  abgeschloesra  hat,  wonach  er  demselben  für  den 
Zentner  Konlen  x  Pfennige  zu  zahlen  verspricht,  lasse  den 
Eohlenhttndler  am  Bruttoerträge  seiner  Maschinenproduktiou 
theilnehmen.   In  allen  diesen  Fällen  wird,  statt  wie  bei  der 
Zeitlöhnong  die  für  die  Herstellnng  einer  Waare  zu  ver- 

Vgl.  8.  B.  Bd.  u  s.  m 
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wendende  Zeit,  die  zu  liefernde  Waare  selbst  bei  Berechnung 
des  Lohnes  in  Anschlag  gerächt.  Oder  mit  andern  Worten^ 
es  wird  nicht  fUr  eine  anntthemd  feststehende ,  sondern  fUr 
eine  genau  bestimmte  Menge  von  Waaren  ein  Preis  verab- 
redet und  <rczahlt.  Dies  ist  ebenso  wenig  Betlieiligung  am 
Bruttoertra;^'-,  wie  wenn  ein  Fabrikant  den  Kammerjäger,  der 
aus  seinem  Waarenschuppen  die  Ratten  verti  Libeii  soll  und  pro 
Stück  der  getödteten  Ratten  einen  vereinbarten  Preis  erhält, 
am  Bruttoertrage  seiner  Fabrik  betheiligt  — 

Endlich  sind  ausserhalb  der  vorgetUlirten  fünf  Gruppen 
vor  unserer  weiteren  Untersuchung  auszuscheiden: 

1.  Die  ächiffswerite  von  Udeatin  Martin  zu  VervierB  in  Belgien. 
(Böhraert  Nr.  62  ) 

Die  Gewinnbetheiligung  ])lieb  nur  Projekt. 

2.  Die  Zentralvolkskasse  zu  i  uris.    (Enauete  Bd.  II  S.  lül.) 

Hier  besteht  gar  keine  Gewinnbetneiligung  oder  ver- 
wandte Löhnungsmethode,  sondern  es  ist  nur  die  EinftUirong 
einer  Gewinnbetheiligung  nach  Verlauf  einiger  Jahre  in 
Aussicht  senommen,  wie  man  am  Schluss  der  langathmigen 
Aoseinanoersetaungen  des  Herrn  Donon,  des  Präsidenten 
des  Verwaltungsraths  dieser  Qesellschaü»  zu  nicht  gelindem 
Erstaunen  erfiinrt.  — 

Es  ergiebt  sich:  35  der  in  den  (,>uellf  n  aurgeführten  Fälle 
können  fiir  unsere  weitere  Untersucliung  nirht  in  Betracht 
kommen,  weil  bei  ihnen  gar  keine  <  Tewinnbetiiciligung  besteht. 
Ebenso  sind,  wie  aus  der  ersten  Uuterabtheilung  dieses  Theils 
hervorgeht,  38  fernere  Fälle  fortzulassen^  da  die  Angaben  be> 
ziiglich  derselben  ungenügend  besw.  unbrauchbar  sind. 

Es  bleiben  somit  27  Fftlle  fiir  unsere  weitere  Unter- 
anchung  übrig.  An  der  Hand  derselben  gilt  es  nunmehr,  die 
praktische  Anwendbarkeit  der  Gewinnbetheiligung  festzustellen. 
Wir  gehen  damit  zum  zweiten  Theile  unserer  TJntersuchnng 
über. 
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Zweiter  TheiL 

Die  praktische  Anwendbarkeit  der  Crewinnfeetheiliping. 


L  OewinnbetheillgQngsTersuebe  in  der  Landwirthsehaft 

1.    Outebesitzcr  J  .Talmkc  zu  Bredow  bei  Naaen  im  Havel- 

landc.    (Ii()hmert  Nr.  15.) 

Herr  J.  Jahnke  ist  Besitzer  des  kleinen  Gutes  Bredow  im  Havel- 
lande. Dasselbe  amtai^st  2t>-j  Morgen  oder  67,64  Hektar  Land,  darunter 
82  Morgen  Wdsenboden  sweiter  KtaMe,  40  Morgen  Ro|?g«nboden. 

6>S  Morgen  niedrig  gelegene,  erst  zur  Hälfte  urbar  gemachte  Weiden  und 
75  Morgen  Wiesen.  Das  lebende  Inventar  besteht  nm  5  Pferden,  6  Mast- 
schweinen und  20  Milchkülien.  Die  Kühe  werden  nur  zum  Abmilcben 
gekauft.  Alle  Au&acht  von  Vieh  und  damit  Tenrickelte  ZfiehtHD^fimgea 

hind  ausgeechlor^.sen.  Die  von  den  Külien  gewoniietie  Milch  Wird  ver- 
kauft   Im  übri^^en  winl  Konibau  getrieben. 

Der  WirtUschaftäbctricb  ist  möglichst  einfach.  Es  kommt  hier  we- 
niger ,,auf  geniale  Leitung  als  auf  enie  sorgfältige  Ansfahmiig  dnee  alt- 
hergebrachten fest  bestimmten  Wirtliüchaft.>?planes  an^. 

Im  .Januar  d^'s  Jahres  ls72  pchlof^a  Herr  Jahuke,  vernrilasöt  durch 
den  in  Folge  des  äturkcu  Zuzugc£  nach  ßcrliu  und  der  biuiieuden  Ziegel* 
und  'l'orffabrikatioD  des  benachbarten  Havelluchs  im  Havellande  herr* 
gehenden  ArLeitennanpel  wie  durch  die  Schwierigkeit  des  geschäftlichen 
Verkehrs  mit  seinen  Arbeitern,  mit  fünf  Arbeitern  aus  Nauen  einen  Ver- 
trag ab,  wonach  er  dieselben  gegen  Gewährung  der  Hälfte  des  Rein- 
ertrages zur  Leistung  der  durch  lea  hredower  Wirtbschaftsplan  bedingten 
und  nn  allj^emeinen  im  Kontrakte  vorgesehenen  Arbeiten  auf  fünf  Jahre 
verpfliciid'te.  Erforderte  der  Wirthsehaftsbetrieb  zeitweise  noch  weitere 
Arbeitükriifte ,  so  waren  die  fünf  Arbeiter  zur  Stellung  geeigneter  Hilfs- 
arbeiter auf  ^ene  Kosten  verpflichtet.  Die  Naturalemolnmente  wie  die 
Geldsummen,  ^vrlrhe  Herr  Jahnkf  pnwold  uls  die  Arbeiter  während  des 
laufenden  Reelmungsiahres  als  unuutteibarc  Nutzung  des  Gutes  bezw. 
aus  der  WirthschafteKasse  zu  beziehen  hatten,  waren  im  Vertrage  genau 
bestimmt.  Danach  bezog  Herr  Jahnke  ungefllhr  die  gleiche  Summe 
Geldes  und  die  gh-iche  Quantität  l^rodukte  wie  die  fünf  Arbeiter  zu- 
sammen. Ebenso  waren  die  Vergütungen,  welche  die  Einzelnen  für  die 
Benutzung  gewisser  Wirthschaftseinricntungen  an  die  Wirthschaftskas&e 
SU  leisten  hatten,  geregelt.  Am  Schluss  des  Rechnungsjahres  wurde  der 
nach  Abzug  der  K  ontraktlich  festgesetzten  Berühre  sowie  ull*^"r  «onstigen 
Unkosten  sich  ergebende  Gutsgewinn  zwischen  iierm  Jahnke  ein^veits 
und  den  ftlnf  Arbeiterfamilien  andererseits  getheilt. 
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Li  Folge  dieser  Gewinnbethdligmig  stellte  rieh  das  Jahreseinkommen 
der  fünf  Jahnkcsohen  Arbeiter  in  den  drei  Jahren  1872 — 1875  durch« 
arhmttlich  auf  Wlx  Mark  81  Pf.,  während  nach  v  d  Goltz  der  jährliche 
Durchschnittslohn  des  ländlichen  Arbeiters  in  Norddeutschlaud  nicht  viel 
Uber  700  Mark  beträgt. 

Dabei  war  die  riente  des  Gutsherrn  nicht  geringer  als  früher  und 
aassertiem  erwnehscn  ihm  noch  feniere  wichtige  Vortheile,  die  nicht  im 
Gescbäftserinige  zum  Ausdruck  gelaugten.  Im  einzelnen  waren  die 
Wntongen  der  Gewinnbetheiligung  die  folgenden: 

1.  Hrö  sorcr  FlciJis  der  Arbeiter.  Es  wurde  schneller  gcarbritct  imd 
daher  melir  in  derselben  Zeit  bewältigt  als  vordem.  Während  Herr 
Jahuke  früher  14  Arbeiter  im  Sommer  beschäftigte,  verrichteten  nun 
10  dieselbe  Arbeit,  ja  noch  grössere.  Seit  1872  waren  naeh  den  Be- 
richten von  1"T"  in  Prozent  Ackerland  mehr  urbar  gemacht  unter 
freudiger  Zustimmung  der  Arbeiter'^  Die  Arbeiter  strengten  sich  au, 
moeHclist  alle  Arbeit  selbst  so  Terrichten,  um  nicht  selbst  fiemde  Arbdts- 
kiwe  miettien  so  müssen.  Ja,  als  zwei  der  fünf  Arbeiterfamilien  von 
dem  Abkommen  zurücktraten*),  übernahmen  dio  f'tbrigen  drei  Arbeiter, 
statt  2wei  neue  Familien  in  den  Vertrag  auhiehmen  zu  lassen,  die 
Pffiehten  mid  Hechte  der  ausgetretenen  and  wurden  so,  indem  sie  nun 
stetig  mit  fremden  Hilfidtriften  arbdteCen,  gewinermaassen  sa  Aftemnter- 
nelunem. 

2.  Die  Arbeit  wunie  besser  und  ijor^Tilti^cr  verrichtet.  Insofern 
sei,  wird  ansdrAcklich  bemerkt,  die  Gewinnbotheiligung  der  Akkordarbeit 
bei  weitem  v  .r/uziehen,  denn  der  Akkordarbeiter  setze  selbst  bei  guter 
Kontrole  nur  aut  die  Massenarbeit  sein  Ziel.  Speziell  war  die  Wartung 
und  Päege  des  Nutz-  und  Zugviehes  eine  bessere  als  früher. 

3.  Eine  Kontrole  Uber  den  Fleiss  der  Arbeiter  ond^  di«  Gllte  ihrer 
Arbeit  wurrlr  urmöthig.    Sie  beaufsichtigten  sich  gegensdtig. 

4.  Die  Arbeiter  gingen  mit  dem  Material  sparsamer  um.  Insbesoudere 
wurden  von  den  seroreehliehen  titönemen  Muchsatten  im  Jahre  genau 
so  Tiel  Einzelexemplare  gebraucht  als  früher  Dutzende. 

o.  Bei  den  Arbeitern  herrschte  das  Gefühl  der  Solidarität.  Ein 
Streit  entstand  gewöhnlich  nur  durch  den  Uebereifer,  mit  dem  einer  den 
andern  aar  Arwat  anhielt.  Diese  Zerwflrfbisse  waren  aber  nur  vorahei^ 
gidiend;  das  allgemeine  Wirthschaftsinteresse  versöhnte  sie  schnell  wieder. 

6.  Der  frühere  Arbeitermanuel  war  beseitigt.  Herr  Jalmke  ver- 
fügle  über  einen  festen  Stamm  williger  Arbeitskräfte. 

7.  Es  wurde  Herrn  Jahnke  viel  Verdmas,  der  ihm  vordem  aus  seinem 
Verbältni.'s'i  zu  Arbeitrm  und  Of•^!iude  erwachsen  war,  erspart.  - 

Die  Jahnkeschc  Gcwiuubetheiligung  bat  nach  fünfjährigem  Bestehen 
am  1.  April  1877  aufgehört;  rie  dauerte  also  gerade  so  lange,  ahi  im 
Koutrakte  vorgesehen  war.  Herr  Jahnke  verkaufte  nämlich  um  diet^e 
Zeit  sein  Out,  und  sein  Nachfolger  konnte,  wie  ]\<'rv  J,  berichtet,  sich 
nicht  ent^^chiiessen,  die  Gewinnbetheilicuug  furtzutuhren.  Als  Grund  des 
Gntsverkanfes  giebt  Heir  Jahnke  an,  aass  er  sich  dnich  Einführung  der 
GewinnbetbeiUgung  unter  den  ßesitzem  der  Gegend  viele  Feinde  zugezogen 
habe  nnd  dadurch  veranlasst  worden  wäre,  sein  Gut  fortsugeben.  Meisten- 

» »  Brdmjert  Bd.  II  S.  26.  Vgl.  v.  d.  Goltz,  Die  La^e  der  ländlichen 
Arbeiter  im  Deutschen  Reiche,  Berlin  1875,  S.  20  u.  472;  Ländliche  Ar- 
beitcafrage,  2.  AufL  Daozig  1874,  $.  19. 

*)  Der  Grund  des  Ausscheidens  der  beiden  Arbeiter  ans  dem  Ver- 
traggverhältniss  ist  bei  Böhmert  nicht  angegeben.  Dr.  Uttomar  Victor 
Leo,  Lehrer  an  der  früheren  landwirthschaftlichen  Akademie  in  Proakau, 
berichtet  in  seiner  Schrift  „Zur  Arbeiterfrag»'  in  der  LandwirthiK-hafi*^, 
Oppeln  1879,  J^.  39  f.  darüber,  eine  Familie  sei  priv.iter  N'erhiiltnisse  halber, 
die  andere  wegen  mangelnder  Uebereinstimmuug  mit  den  übrigen  Arbeiter- 
Emilien  ausgetreten. 
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theils  wÄren  es  Grossjerundbeaitzer  gewesen ,  welche  gegen  seiu  Unter- 
nehmen und  2war  tbeuweise  mit  Ertolg  agitirt  hätten. 

Aleo:  So  lasge  die  Bredower  Gewinnbetbeiligung  bestand, 
funktionirte  sie  Torzüglich.  Die  Arbeiter  leisteten  mehr 
und  Besseres;  Material  wurde  erspart ^  Eontrole  überflüssig, 

Verdruss  vermieden;  Herr  Jahnke  gebot  über  eine  sichere 
Zahl  AviHirrer  und  von  Gemeingofühl  beseelter  Arbeiter.  — 
Das  Knde  des  Versuches  hatte  seine  Ursache  weder  in  wirth- 
schaftlichen  Gründen  noch  in  den  Beziehungen  des  Gutsherrn 
zu  seinen  Arbeitern. 

2.    Lehnsbaron  G.  F.  O.  Zytphen- Adeler  auf  Dragshoim,  Insel 

Seeland.    (Böhmert  Nr.  20.) 

Das  dem  dliniwhen  Lehnsherrn  Zytphen-.Xdelor  p:r'hürige  Herronfnit 
Dragsholm  biklet  den  grössten  ^Virthscnaft^l>f' trieb  der  Insel  Seeland. 
Etwa  100  Personen  .^ind  in  demselben  beschäftigt 

Herr  Zytpheii-Adeler  betheiügt  ausser  den  herkommlirhen  Lohn- 
zahlungen seit  1873  sein  Personal  am  N'ettoertr^  der  Wirthschatt  in  folgen- 
der Weise:  Alljährlich  wird  der  Reingewinn  des  Gutes  Dragsholm  naeh  he- 
slimmten  hergebrachten  Regeln  berechnet.  Von  demselben  wird  zunäcli^t 
als  norin;ilt'  iTcntc  eine  Suuiine  im  Werth  von  3000  Tonnen  Oerste  für  den 
Gutsherrn  und  ein  Betrag  von  400  Kronen  (450  Mark),  weicher  zu  Auf- 
munterun^spriimien  f&r  Angestellte  und  Arbeiter  des  Uutea,  insbesondere 
in  der  Viebhaltung,  verwendet  wird,  in  Abzug  pcebracht  Det  sonach 
verbleiben<le  He^t  wird  in  zwei  gleiche  Theile  5^erlegt,  von  denen  der 
eine  deui  (iutsherm,  der  andere  den  Leuten  zufällt  Letzterer  wird  an 
die  Einzelnen  anf  Grund  von  bestimmten  Verhältnissen  je  nach  der  Ver- 
antwortlichkeit ihrer  SteUung  vertheilt*).  Von  der  jedem  Einzelnen  zu- 
fallenden Summe  kann  ein  Viertel  auf  flen  Namen  des  Betreffenden 
In  eine  Spar-  und  Altersversor^iirmskiiaric  {xethan  werden,  vahrend  die 
anderen  drei  Viertel  sofort  auszu/.aiüen  sind. 

Die  Leitunt^'^  des  Gfinzen  steht  Herrn  Zytphen-Adeler  in  unbeschränkter 
Freiheit  zu  und  auch  in  Bezug  auf  die  Rccbuuugsfühning  findet  keine 
Kontrole  dorch  das  Personal  statt. 

Als  Bonus  wurden  an  das  Gutspersonal  vertheilt  im  iietriebsjalir 
1873/74  4210  Kmvj'v.  1473.5  Mark).  1874  T-'')  Kr,>iipn  (1.V21  Mark), 

1875/76  S5«0  Kronen  \ß2b0  Mark).  Im  Jahre  lö7G  77  konnte  in  Folge 
ungünstiger  Ernte  kein  Bonus  Tertheilt  werden. 

Ueber  den  Erfolg  seines  GewinnbetbeüigangSTerBaehes  schreibt  der 
Beeit/er  flnsserst  befriedigt: 

Die  .'^or^alt  der  Arbeiter  wurde  gesteigert  und  vor  allem  ihr  Fleiss 
und  ihr  Arbeitseifer  gemehrt  Diese  ^rkungen  nahmen  mit  jedem  Jahre 
zu.  Im  Jahre  1875/76  gelang  es  sogar,  die  Ernte  acht  Tage  früher  als 


*)  Es  erhält  an  Bonus:  „der  Meierei  Verwalter  lOProzent,  der  Rechnungs- 
fÖhrcr  und  Maguzinverwaher  3' 2,  die  beiden  Uuterverwalter  je  2  Pro- 
zent, also  4  Prozent,  die  Haushälterin  5  Prozent,  die  Meierin  2  Prozent, 
der  Meiereif'ührer  2'  j  Prozent,  der  Aufseher  auf  dem  Vorwerk  Vejrhöjgaard 
1  Prozent,  der  Schmie«!,  der  Hadmaeher  und  der  ."^tallkneeht  je  ','2  Prozent, 
6  Knechte  und  10  Mäj^de  je  *  4  iVozent,  zusammen  4  IVozent,  4  Jungen 
je  Vn,  gleieh  '  Prozent,  21  Tagelöhner  und  30  Hofkäther  je  1  Prozent, 
zusammen  51  Proznnt,  «Üe  Fram^n  in  der  Ernte  und  bei  der  Rübenbear- 
beitung  mit  ihren  Kindern  insgesammt  10  Prozent .  femer  der  V  erwalter 
auf  dem  Vorwerk  Nä^gaard  2''a  Prozent,  2  Mägde  daselbst  je  •  <  Pro- 
zent, also  '/s  Prozent,  und  die  dortigen  Knechte,  Tagelöhner  und  Jungen 
emeinfsatn  2  Prf»7:ent**.  Naeh  spiiteren  Vorsehriften  v,\r<\  ln'i  Bestimmunp: 
er  Antheile  der  Hofkiither,  Jungen,  Frauen  und  Kinder  auch  die  Zahl 
der  Arbeitstage  derselben  in  Anschlag  gebracht 
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auf  den  meiaten  iiaiiernböfen  der  Uoige^end  emzubriitgcn  —  ein  Erfolg, 
deo  man  nie  zuvor  eimchte  und  der  m  dieaem  Jahre  nar  dadurch  er- 
zielt wurde,  „daaa  von  Alten  fleiarig  nnd  andauernd  gearbeitet  wurde**. 
.\Va?  es  heissen  will",  schreibt  Herr  Zvtphen- Adoler,  ..fnihzcitifr  mit  der 
£mte  fertig  2U  werden,  welchen  Schaden  die  Saat  schon  in  acht  Tagen 
aeltmen  ka»n  nnd  was  ea  bedeutet,  aeht  Tage  zeitiger  die  HerbstbMtelluog 
bepnncn  zu  können :  wi  ij^s  jeder  Lfindmann."  „Neben  diesem  mehr  all- 
gemoin  gültigen  IJeweise'"  —  so  fährt  der  Besitzer  in  seinem  Berichte 
fort  —  Jiat  es  mich  gefreut,  auch  im  einzehien  wahrzunehmen,  wie  das 
System  von  meinen  Unter^^ebenen  begriffen  wird.  Ich  möchte  in  dieser 
Hinsicht  ein  kurzes  Beispiel  erwShnt'ii.  Es  uiirde  eines  Tages  Hog;xcn 
gesäet.  Als  ich  Abends  7*  2  Uhr  die  i^eute  noch  in  voller  Thatigkt  it  traf, 
äusserte  ich,  diiss  es  an  dem  Tage  doch  nicht  gelingen  werde,  die  noch 
/iirücko:eb)iebenen  2V'a  Acker  zu  bestellen.  Die  Arbeiter  waren  indesa 
Sofort  m  dov  Antwort  einig,  dass  das  erreicht  werden  müsse,  und  es 
wurde  erreicht'*  Derselbe  Eifer  zeigte  sich  auch  im  Jahre  1076/ 77. 
Auch  da  wurde  die  Ernte  froher  al«  auF  den  meisten  BaoemhSflen  der 
Um^eeend  eingebracht  Und  Herr  Zytj^lien  •  Adeler  konstatirt,  dass  der 
AnsfaM  dps  Bonus  dieses  Jahres  kein  Mis.« vergnügen  bei  den  Ar'"Mt'-rn 
hervoi-gerut'en  habe,  sondern  ist  der  Ueberzeugung,  daas  der  Eifer  und  die 
Stngfalt  der  Arbeiter  in  Folge  dieses  Ereignisses  nicht  erlahmen  werde. 

Fassen  wir  zuBammeii :  Wir  haben  es  zu  thun  mit  einem 
Jandwirthschaftlichen  OroBsbetrieb.   Die  Arbeiter  sind  in  der 

Haaptsache  im  Zeitlohn,  zum  Thcii  auch  im  Akkord  beschäf- 
tigt. Ein  jeder  Arbeiter  hat  Antheil  am  Gewinn  nach  fest- 
stehenden urundsätzen  und  zwar  nach  Maasegabe  seines  Ein- 

flnsses  auf  dio  Prothiktion.  Falls  nicht,  wie  in  einem  Jahre, 
die  Ernte  sehr  unglücklich  austicl,  war  der  Bonus  betrHchtlich 
und  sofort  disponibel.  Folge:  Steigeruna-  d'-s  Fleisses  undP^ifers 
der  Arbeiter.    Demgemäsa  Steigerung  des  Gutsertrages. 

3.  Rittergutsbesitzer  J.  KeunKinn  auf  Posegnick  in  Ostpreussen. 
(Böhmert  Nr.  14.;  Th.  r.  d.  Goltz,  Die  ländliche  Arbeiter- 
frage und  ihre  Lösung,  2.  Aufl.  Danzig  1874) 

Auf  dem  im  Besitze  des  Herrn  Neumann  befindlichen  Rittergute 
Po?e^ick  ncbft  den  dazu  gehörigen  Vorwerken  Luisenwerth  und  Betty- 
hof m  Ostpreu5.sea  sind  die  ständigen  Gutstagelühncr  seit  den  fünfziger 
henw.  sechziger  Jahren  am  Ertrage  der  Wirthschaft  betheiligt  nnd  zwar 
seit  1866  unter  folgenden  nc-.  ln : 

Von  den  gesammten  (it  ldcinnahmen  des  Gutes  werden  alle  Aus- 
gaben in  Abzu«j  gebraeht,  sowie  4  Prozent  des  Kaufschillings  und  ö  l*ro- 
aSBt  der  für  Wirthschaftämeliorationen  verw^endeten  Summen.  Aeht  rm- 
xent  de,*?  darüber  liiiuui^irf  lifMidcn  Reinertrages  werden  alljiilirlieh  für  die 
Gutetagelbhner,  welche  regehnässig  zur  Arbeit  gekommen  sind^  auage- 
woifen.  Je  ein  Arbeiter  oder  eine  Arbeiterin  erhKlt  einen  Antheil.  Der 
Ait&eher  bezieht  einen  doppelten  Bonus.  An^  die  Säeleute  pflegen  einen 
Tiertfl  -'der  lialhon  Antheil  mehr  zu  bekommen.  Ausgeschlo^-^nn  pind 
Von  di«  ser  Tantieme  die  Vieh  Wärter,  JSchäfer  nnd  Hirten,  welche  beson- 
dre Prodnktionsprilmien  bestehen. 

Die  Gewinnantheile  werden  nicht  sofort  ganz  ausgezahlt,  sondern 
nur  -mm  Tlieil.  F!in  Drittel  jedes  Antheils  wird  nftnuicli  :i1s  ei<5orner 
I^atid  in  einer  Gutäsparkasse,  welche  ausserdem  freiwillige  Eiulageii 
dfT  Lente  sowie  vom  Gutsherru  xu  zahlende  Sparprftmien  f&r  solche 
aufnimmt,  nicderfrolon:t.  drrn  Berechtigten  auf  s(»in  Srn  ir  tt]^i  i  *  pnt 
geschrieben  und  mit  4' «  i^rozent  verzinst.  Jeder  Kontoinhaber  kann  von 
feinem  55.  Lebensjahre  über  die  Zinsen  ganz  frei  und  vom  60.  Lebens- 

5» 
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jähre  über  deu  eisernen  Beetand  in  der  Weise  verfügen ,  dasB  er  bis  zu 
einem  Zehntel  jährlich  herausziehen  darf. 

In  der  Zeit  vom  Beginn  der  Gewiunbctheiligung  bis  1866  inkl. 

schwankte  die  Tantirnio  jährlich  zwischen  20  bis  40  Mnrk  Seit  l^^iTfjS 
stellten  sich  die  Reinerträge  und  die  Gewinnantboile  aut  Posegnick  und 
den  beiden  damit  verbundenen  Vorwerken  folgeiidermaassen: 


Rein- 
ertrag 

Tantieme 
zu  8  Proz. 

Zahl  der 
Antheile 

Betrag 

der  ein* 
zehnen 
Antheile*) 

1  Mark 

Mark 

Mark 

1867—68  ' 

Posegnick    ,  ,  .  . 

Bettyhof  

Luisenwerth    .  .  . 

1 

1  1974 

158 

18V* 

9 

1868-69 

Posegnick  .... 

Bettyhof  

Luisenwertih  .  .  . 

8  6<0 
1888 

738 
108 

42 
9 

18 
2 

1  Posegnick  .... 

1869—70  {  Bettyhof  

1  Luiseuwerth   ,  .  . 

6  000 

039 
!    3  0O0 

480 
54 
240 

36 
9 

20 

1  o 

6 

12 

1870-71  ^ 

Posegnick  .... 

Bettyhof  

LaUienwerlli  .  .  . 

9  975 
3168 
4725 

/98 

253,60 

878 

38 
8 
21 

21 

31,io 
18 

1871-72 

'  Posegnick  .... 

Bettyhof  

[  LuiBenwerth  .  .  . 

15  325 
1854 
6750 

1242 
148,50 
540 

46 
11 
20 

2i 

13,w 
27 

1872—73  i 

'  Posegnick  .... 

Bettybuf  

Lisi ^('11  Werth    ,  ,  . 

18  093 
,    5  601 

1  12  651 

1446 
447 
1012 

40 

11 

20 

36 

30 
46 

1873-74  1 

Posegnick  .... 

Bettynof  

Luisenwertb  .  .  . 

i  16,809 
4,386 
13,533 

ia44 
301,60 
1088 

40Va 
20*/« 

33 
37 
54 

1874-75  1 

Posegnick  .... 

Bettyhof  

[Loiscnwerth   .  .  , 

12088 

1  2400 
5505 

1008 
192 
440 

42 

10 

20Vs 

24 

19 
21 

1875—76  ^ 

Posc^'-nick  .... 

Bettyhof  ...... 

[Luisenwerth  .  .  . 

f^310 
2  362 

) 

264 
189 

10 
21 

26 
9 

Bei  der  obigen  Tabelle  ist  noch  zu  bemerken,  dass  das  Jahr  1867<6d 
das  fttr  OetpreuBsen  «o  TerhiiiiiniitSTolle  Nofhatandirjahr  war  und  aacb 
in  seinen  Nachwirkungen  auf  dTe  Jahre  1868/69  und  1869  70  sehr  f^hlbttr 

blieb.  Das  P\'hlen  eines  Reinertrages  in  Posegnick  im  Jahre  1875/76  hingegen 
wird  aus  folgenden  Gründen  erklärt :  Zu  den  im  allgemeinen  ungtinstigea 
landwirthsehaftlicheu  VerhUtnissen  der  G^end  sei  fUr  den  gedachten 
Besitz  noch  besonders  hinzugekommen ,  dass  in  den  vorhergehenden  Jahren 
dort  der  Getreidebau  besebränkt  ward«  und  daför  Viehhaltmig  und  Weide* 


Die  einzelnen  Summen  entsprechen  nicht  immer  genau  der  Summe 
der  Tanti^*men.  In  ninnche])  .Tnhrcn  hat  bezüglich  der  Vertheilung  «'ine 
A'brnndung  stattgefunden,  in  andern  sind  (tr?(tffikationen  füi-  b<^ondors 
gut  geleistete  wichtige  Arbeiten  in  der  Haupttuiniiie  mit  einbegrÜfen. 
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wirthschaft  jrrössere  Anstdehnung  gewonnen  h^ittn.  Und  hierauf  hnhe  det 
sehr  trockene  ^Sommer  1676,  der  frühe  Herbst  und  Winter  ld75  und  der 
«pite  uDgünstige  Frttlilmff  1876  nacbtbdtie  einwirken  mtttaen. 

Antterdem  ist  bei  den  vorgeführten  Zahlen  zu  beachten,  „dass  jeder 
Dienstmann  für  sich  und  seinen  Scharwerker  je  einen  Gewinnuntheil 
empfangt,  so  dass  also  auf  die  einzelne  In»teufamilie  zwei  Anthcile 
kommeD". 

Bezüglich  de»  Erfolges  der  Gewiiiiil)eth('t!iiziiiig  für  die  Gutswirth- 
sehaft  berichtet  Herr  Ncuniann,  dass  die  von  ihm  gebrachten  Geldopfer 
Torliufig  durch  bessere  Disziplin  und  tüchtigere  Arbeit  nur  theil weise 
Ter<:ütet  sind.  Bei  dieeem  Resultate  sei  indeifl  f&brt  er  aus  —  der 
verhiiltni-isinjissif;  sehr  niedrige  Bildungsgrad  des  o9t]iren??is»  hrn  Aihrlrrrs 
XU  beriicksichtigeD.  In  Hioaicht  hierauf  habe  er  auch  keiuesweg«  eiue 
«dmelle,  soodem  nur  dne  langsam  ttod  alUnihlidi  fbrteehreitende  Ein« 
Wirkung  eaaies  Systems  erwartet  Immerhin  seien  die  Erfolge  ermuthigeud 
and  er  wis^e  noch  kein  besseres  und  wirkpamen»«  Mittel ,  den  Arbeiter 
sa  Fleisa  und  guter  Aosführung  der  ihm  übertragenen  Arbeit  anzuregen. 
Qtm  gebe  er  zu,  dass  es,  um  diesen  ESnflnss  zu  verstärken,  wfln8ehetts> 
Werth  wäre,  den  Prozentsatz  der  Tantirme  erlu'blich  zu  erhöhen.  Er  sei 
aber  noch  nicht  sicher,  ob  bei  der  Eigenthümlichkeit  des  ostpreussischen 
Arbeiterstandes  die  grösseren  Opfer,  die  damit  verbunden  seien,  einen 
entsprechenden  Erfolg  haben  wäraen.  Er  hoffe,  mit  der  Zeit  noeh  grössere 
ErfoW  zu  erzielen,  und  erwarte  Förderung  von  v'urv  f  rt schreitenden 
iotellektuellen  und  wirthschaftUchen  Ausbildung  der  Arbeiter. 

Einen  ferneren  V^ortheil  seiner  Gewinnbetneiligting  sieht  Herr  Neu- 
mann  darin,  dass  seine  Arbeiter  sich  achwerlich  zu  einer  gemeinsamen 
Arbeitseinstellung  eiit^chliegsen  wfirden.  was  in  der  Erntezeit  für  den 
Landwirth  von  ganz  be^Muderer  Wichtigkeit  sei.  Wenn  die  Arbeiter  auf 
einem  Gute,  woT^ewinnbetheiHgunG:  bestehe,  sich  von  einem  gemeinsamen 
Ansstande  zur  Zeit  der  KUbsen-,  Weizen-  oder  Erbsenemte  fernhielten, 
so  sei  es  möglich,  dass  der  ArbeitgelM  r  in  wenigen  Taigen  volle  materielle 
Ijitschädiguug  für  die  eine  Hcihe  vou  Jahren  zum  Zweck  der  Gewinn« 
betheiligung  stattgehabten  Aufwendungen  erhalte. 

Um  zusammeDBufassen:  Grosses  Rittergut  in  Ost- 
prenaseti.  Individuelle  Qewionbetheiligung.  Qewinnqaote  nicht 
Jioch  bemessen.  Vertbeilttn^  derselben  nach  festen  Regeln  und 
»war  im  Verhältniss  zur  Bedeutung  der  Thätigkeit  der  ein- 
seinen Arbeiter  in  dem  Betrieb.  Die  den  Einzelnen  zufallen- 
den Betrüge  sehr  schwankend,  je  nach  den  Konjunkturen  der 
Landwirthschaft ,  wie  eio  durch  Witterung  und  Stand  der 
Preise  bedingt  werden.  Docli  als  Regel  im  Vergleich  zu  der 
Verbesserung,  die  der  lUndliclie  Arbeiter  bei  Zuzug  zur  Stadt 
zu  finden  träumt  und  thatsächlich  dort  findet,  nicht  sehr  er- 
lieblich  und  zwar  auch  in  den  Jahren,  in  denen  sie  anschei- 
nend grosse  Beträge  erreichen,  wie  zu  An£ang  der  70er  Jahre: 
da  damals  die  sär  gestiegenen  Löhne  in  den  Städten  die 
laodwirthschaftlichen  Arbeiter  besonders  anlockten.  Dabei 
wird  der  ganze  Bonus  dem  Einzelnen  nicht  sofort  zur  Ver- 
fugung gestellt,  sondern  ein  Drittel  desselben  alljährlich  als 
obligatorische  Spareinlage  zurückbehalten.  Reizmittel  für  den 
a!?  besonders  gering  bezeichneten  Bildungsstand  der  Arbeiter 
aiso  nicht  stark  genug,  wie  Herr  Neumann  selbst  zugiebt. 
Folge  dem  enispiecheud  bis  jetzt  nur  theilweise  Verbesserung 
der  Disziplin  und  des  Fleisses. 
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4.     Gutsbesitzer  von   Thünen  zu  Tellow  bei  Teterow  in 

Meklenburg- »Schwerin.    (Böhmert  Nr.  13.) 

Der  bekannte  Nationalnkonom  Job.  Heinrich  von  Thunen,  dfr  Ver- 
fasser defi  „isolirtcn  »Staateä"*,  führte  im  Jahre  1847  für  alle  aul  scmcm 
Gute  beBefaäftiffteD  Bewohner  dea  Dorfes  Tellow  GewinnbeCheiliguDg 
ein.  IXeselbe  Desteht  noch  heute  in  im  wesentlicheti  unveritnd^rter  Ge- 
stalt. 

Wenn  der  lieiiiertrag  des  Gutes  ^)  18«XK>  Mark  (AufjBuigs  iböOO  Mark) 
ttbeisteiet,  so  erhSlt  jeder  Antheilsberechtigte  >/t  Prozent  vom  Mehrertrase 
gatgescfineben.  Berechtigt  zum  Empfang  (in es  solchen  AntheiU  suhU 
wie  schon  angedeutet,  alle  arlx  itst-Uiippn  mit  Mann  und  Frau,  event. 
Dienstboten,  für  das  Gut  arbeitemit  n  üewohncr  des  iioifes  Tellow,  &ofera 
sie  sich  im  Besitze  einer  Wohnung  befinden.  Es  sind  dies  die  Deputat 
listen  (Statthalter,  Vorhäker,  Holzwärter,  Stellmacher,  Kuhhirten),  der 
Schullehrer,  df^r  Schäfer,  der  Weber,  der  Sehinicd  (Betheiliguug  an 
der  Ernte  voruuägcöetztj  und  die  Knechte,  deren  Frauen  ein  Haus  im 
Dorfe  bewohnen,  asusammen  22  Personen.  Der  Gntsherr  giebt  also  bei 
dieser  Anzahl  von  Leuten  11  Prozent  seines  L't  In  m-hußseß  auf.  Wird 
in  einem  Jahre  die  Einnahme  von  IHOdO  .Mark  nicht  omiclit,  ^  wird 
das  ir  ehieudc  von  den  nächstjährigen  Uebcrscbüs«eii  zunächst  ubgezogeu. 

Die  Antheile  werden  den  Einzelnen  nicht  sofort  baar  ausgezabU, 
BOii<l«'rn  1)1  einem  Sparkassenbuche  gutgeschrieben .  Die  Spargutbabea. 
verzinst  der  Gutf^herr  mit  1'  Prozent  und  händigt  die  /Zinsbeträge  zu 
Weihnachten  jedes  Jahres  den  Iniiabem  der  Sparbucher  aus.  Das  Ka- 
pital ist  beiderseits  unkOndbar,  so  lange  nicht  der  Eigenthümcr  de&selb^ 
das  60.  Jwcbensjahr  znrttckgelegt  hat  Für  den  Fall  des  früherea  Ab- 
lebens erbt  die  Wiff^vf. 

An  Gewinnantheileu  wurden  überwiesen  au  jede  Familie  in  deoi 
Jahren : 


1847- 
1848- 

1849- 
1850- 
1651- 
1852- 

1854- 

1855- 

1856- 

18.57- 

1858 

1859 

1860- 

1861- 


-48: 
49: 

-50: 
51  : 
-52: 
53: 
54: 
-55  : 
-56: 
-57: 
-5^  : 
■h'.i  : 
■6U: 
•61: 


31 
29 

56 
63 
42 
84 
70 

137 
82 

108 
SG 
s6 
ö7 
92 
83 


Mark 


n 
n 
» 


n 

n 

1» 

n 


80  Pf. 
16 
62 
84 
48 
32 
74 
22 
92 
08 
IG 
64 
48 
2S 
48 


n 
n 
rt 
n 
ff 
n 
n 
n 
n 
n 
» 
n 
» 
n 


1862—63 : 

151 

Mark 

5G 

Pf. 

1863—64: 

155 

n 

52 

n 

1864—65 : 

97 

n 

08 

n 

1865-66: 

5 

» 

70 

1866-67 : 

30 

n 

n 

1867—68: 

84 

9 

86 

ff 

1868—69 : 

79 

n 

68 

n 

180<)— 70 : 

73 

1» 

98 

II 

J870-71: 

81 

19 

42 

i> 

1871-72: 

89 

II 

58 

ff 

1872-73: 

80 

ff 

58 

1» 

1873—74 : 

89 

n 

54 

ff 

1874—75 : 

89 

n 

64 

n 

1875-76: 

16 

n 

08 

» 

Bei  vielen  Sparbnchmhabem.  die  sich  lange  Zeit  auf  dem  Gate 
befinden,  sind  jetzt  in  massigen  Jahren  die  auszuzahlenden  Knsen  bObcr 
als  der  Bonus,  welcher  gutgeschrieben  wird. 


1)  AU  Gutseinnahmen  gelten  die  Erträge  1.  von  allen  FMchten  (Rom 

aller  Art,  Oelfruehte,  Kleesamen,  Kartoftehi).  2.  von  (Inm  vrrknuften  Holze, 
3.  von  der  Schäferei,  4.  von  der  Ilolläuderei  (Kuiiiiaitungi  unil  Schweine- 
zucht sowie  dein  eveut.  Mehrvvuth  des  todten  und  lebenden  Inveutai^ 
gegenüber  dem  Voijahr.  Als  Ausgabe  kommen  ausser  den  Löhnen  zur 
nechnun^:  die  BaarauPgaben  für  den  Ankauf  von  f'rndukten  oder  Vieb. 
für  Kraftfutter  und  künfetlichen  l)iiri£;;cr,  die  Kriegssteuern  oder  Kriegs- 
kosten, der  Mehrbetrag  über  die  exiialtene  Entschädigunc;  bei  etwaigem 
Biandnnglück,  die  eyeot.  Venninderung  des  Inventarwer&ee. 
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Die  Gewintibetbeiligiiiig  hat  nch  auch  ftlr  den  Gutsberrn  „gut  be» 

währt 

1.  Der  Antht'il  fesselt  die  Leute  an  das  Gut,  da  dieaclbeu  beim 
Forlnge  das  Kapital  nicht  erhalten,  sondern  nur  nach  wie  vor  die 
ZiDsen. 

2.  Die  Arbeiter  werden  von  Diebstählen  u.  dgl.  Betrügereieu  ab* 
gehalten. 

3.  JSw  gesparter.  Gcwinnantheil*'  sichern  dem  Arbeiter  ein  sorgen- 
freie;?  Alter,  w-  »hu  !i  die  Annenlast  ih's  Gutes  verringert  vinl. 

4.  Das  AuUieilsystem  ei-hatit  gemeiu9ame  Inteie&ben  und  führt 
daher  so  dsem  besseren  Verhfiltniss  zwischen  Gutsherrn  und  Guts- 
leoten. 

Es  ergiebt  aich:  Gewinnbetheiligung.  Bonus  nicht  aus* 
gezahlt,  sondern  Gutschriften  ent  nach  Vollendang  des 
60.  Lebensjahres  erhebbar,  bia  dahin  relativ  hoch  verzinst 
liöhe  der  Gutschriitcn  sehr  schwankend,  wie  die  Tabelle 
zeigt,  je  nach  den  hindwirtJischaltlichen  Konjunkturen,  dem 
Auslall  der  Kruten  und  dem  .Stande  der  Getreidepreise, 
d.  h.  je  na<  Ii  Verhältniösen,  aut'  welche  die  Arbeiter  von  un- 
miltelbareui  Kiutiuss  nicht  sind,  Resultat  denigemäss  nielit  in 
einer  Öte^emug  des  Fleisses  oder  der  Sorgfalt  der  Arbeiter, 
sondern  in  einer  Minderung  der  durch  die  Arbeiter  ver- 
ursachten Verluste  und  dem  Vortheil  fUr  den  Gutsherrn,  dass 
ihm  die  nöthige  Arbeiterzabl  gesichert  ist 

Fassen  wir  nun  zusammen,  was  sich  aus  den  vier  be- 

ti'achteten  Versuchen  der  Betheiligung  von  Arbeitern  am 
Keinertraj^e  laiulwirtlischaftlicher  Betrieoe  für  die  praktische 
Anwendbarkeit  der  Gewinnbetheiligung  in  der  Landwirthscbaft 
ergiebt ! 

Vor  allem  tritt  uns  entgegen,  dass  in  keinem  der  vier 
^  ersuche  die  gewinnbetheihgten  Arbeiter  ir^^end  welche 
Funktioueu  des  Unternehmers  übernommen  haben.  Die- 
selben bestehen  nach  den  Ansflibrungen  von  Prof.  Bren- 
tano in  seinen  Vorlesungen^)  1.  darin,  dass  der  Produsent 
das  VerfÜgungsrecht  ttber  sämmtiche  aur  Produktion  nöthigen 
Produktionselemente  in  seiner  Hand  vereine.  Diese  Funktion 
wird  hier  ausschliesslich  vom  Arbeitgeber  erfüllt  2.  £r  musa 
den  80  vereinten  Produktionselementen  die  Bestimmung  geben, 
einem  bestimmten  konkreten  Bedürfnisse  zu  dienen.  Auch 
diese  Funktion  lio<?t  bei  den  vier  Versuchen  ausschliesslich  in 
der  Hand  des  Arbeitgebers.  3.  Er  muss  durch  Uebernalime  von 
Gewinn  und  Verlust  die  Verantwortung  tragen  (iaiür,  dass  die 
von  ihm  vereinten  Produktionselemente  in  der  Bestimmung, 
die  er  ihnen  giebt,  dem  vorhandenen  Bedürfiiisse  mindestens 
ebeaso  sehr  entsprechen  wie  vor  dieser  Verfügung.  Auch 
diese  Funktion  findet  sich  in  den  vorliegenden  vier  Versuchen 


Vgl.  aui  ii  Brentano  in  SchÜnbergs  Handbuch  der  polit.  Oekon. 
1.  Aufl.  Bd.  I  S.  946. 
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lediglich  beim  Arbeil^eber;  die  Arbeiter  erhalten  zwar  An- 
theil  am  Gewinn,  nicnt  aber  am  VerloBt  Die  Folge  ist:  in 
den  vier  vorgefiilurten  Versuchen  tritt  die  G^winnbetheiiigung 
nicht  als  eine  neue  Untemehmangsform  auf ,  die  sich  neben 
die  Einzelunternehmungy  offene  Handelsgesellschaft,  Komman- 
ditgesellschaft, Aktiengesellschaft,  Genossenschaft  oder  Koope- 
rationsunternehmung etwa  ebenbürtig  hinstellte.  Denn  das 
Charaktei  istische,  was  diese  verschiedenen  Arten  und  Weisen 
des  Ge8(  häftsbetriebes  zu  besonderen  Unternehniungsformen 
macht,  besteht  eben  darin ^  dass  in  jeder  derselben  die  ge- 
nannten Funktionen  des  Unternehmers  von  verschiedenen 
Personen  m  eigenthümlicher  Weise  erfüllt  werden.  In  den 
Yorgefdhrten  vier  Fällen  der  Gewinnbetheili^ung  dagegen  ist 
eine  Besonderheit  hinsichtlich  der  ErföUong  meser  Fankticmen 
in  keiner  Wttse  vorhanden.  Es  sind  dieselben  Personen, 
welche  sie  innehaben,  die  auch  ohne  Gewinnbetheiligung  der 
Arbeiter  sie  erÜUIen  würden.  Und  es  ist  klar,  dass  die  Ge- 
winnbetheiligung, wie  in  den  vier  vorgeführten  Fällen  mit  der 
Einzelunterriehmung,  so  mit  jeder  anderen  der  soeben  genannten 
T'^ntf-rnehmungsformen  verknüpft  sein  könnte,  und  wie  wir  im 
weiteren  Verlauf  der  Untersuchung  sehen  werden,  thatsaclilich 
oft  vn  knüptt  ist,  ohne  dass  damir  in  der  Thatsache,  wer  die 
Funktionen  des  Unternehmers  erlullt,  etwas  verändert  würde. 
Die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Geschäfbgewinn  ist  also 
nichts  weniger  als  eine  neue  Untemehmun|(«form.  Sie  ist 
nichts  weiter  als  ein  Lohnsystem,  das  mit  jedweder  Form  der 
Unternehmung  verbunden  sein  kann* 

Ferner  zeigt  sieh  in  den  vorgeführten  Berichten  die 
Landwirthschaft  als  ein  Gewnbe,  dessen  Ertrag  abhängt  ein- 
mal von  allgemeinen  Konjunkturen,  auf  die  der  Einzelne  nicht 
von  EioÜuss  ist,  wie  Witterung  und  Stand  der  Getreidepreise, 
und  sodann  von  der  Leitung  des  ganzen  Betriebes  und  den 
positiven  und  negativen  Leistungen  der  Arbeiter. 

Nicht  in  jeder  Art  von  landwirthscliaftliohen  Betrieben 
haben  diese  Momente  die  gleiche  Bedeutung^  einige  sind  noch 
mehr  als  andere  von  der  Jainreswitterung  abhängig;  in  manchen 
bemht  der  Erfolg  hervorragend  auf  der  Tüchtigkeit  der  Lei- 
tung, während  oei  anderen  die  Betriebsroutine  des  Landes 
völlig  ausreicht ;  in  einigen  kommt  es  vor  allem  auf  die  Güte 
der  Arbeit  und  den  Fleiss  der  Arbeiter  an;  unter  Umstünden 
gilt  es  hauptsächlich  sogar  nur,  sich  die  nöthige  Arbeiter^ 
menge  zu  sichern. 

Es  zeigt  Bicli  in  Folge  dessen,  dass  die  Ge\vinubetheiligung 
nicht  in  jeder  Art  von  Landwirthschaft  und  vor  allem  nicht 
in  jeder  Art  von  Landwirthschaft  g  1  e  i  c  h  m  ä  s  s  i  g  anwendbar 
ist.  Es  zeigt  sich,  dass  sie,  nicht  nur  weit  entfernt,  eine  neue 
üntemehmungsform  zu  sein,  der,  wie  oft  behauptet  wird,  die 
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Znknnft  gehört  nicht  einmal  ein  unier  allen  Umständen  gleich- 
wMMtag  anwendbares  Lohnsystem  ist. 

£s  erhellt  nämlich,  dass  in  allen  Betriebe deren  Erfolg 
yor  allem  grossen  Schwankungen  in  Folge  der  besonderen  Be- 
dentimg  der  Witterung  oder  grossen  Schwankungen  der  Preise 
ansgesetzt  ist,  die  Aussicht  auf  eine  Betheiligung  an  diesem 
unsicheren  Gewinn  kein  ausreichendes  Reizmittel  ist,  um  die 
Arbeiter  sowolil  dauernd  dem  Betrieb  zu  erhalten  als  auch 
sie  zu  qualitativ  oder  quantitativ  besseren  Leistungen  anzu- 
treiben. 80  zeigt  die  über  die  Gutserträge  -/ai  Tellow  mit- 
getht^ilte  Tabelle  sehr  erhebliche  Schwankungen  im  Gutsertrage, 
unabhängig  von  dem,  was  die  Arbeiter  leisteten,  und  neMn 
anderen  noch  zu  erwähnenden  Momenten  ist  wohl  auch  hierin 
dne  Ursache  der  Abwesenheit  wirthschafUicher  Resultate  in 
dem  dortigen  GewinnbetheiligunffSTersuche  zu  sehen. 

Aber  auch  abgesehen  von  den  Einflüssen  der  Witterung 
und  des  Standes  der  Getreidepreise  auf  den  Gutsertrag  zeigt 
sich  die  Gewinnbetheiiigung  nicht  jx^^i^b  erfolgreich  in  jed- 
weder Art  von  landwirthschaftlichem  Belrie^n  Am  erfulg- 
reicligten  erscheint  sie  da,  wo,  wie  bei  Jahiike  in  Bredow,  die 
Leiöiuijgen  der  Arbeiter  für  den  Erfolg  des  gesaruniten  Unteir- 
uehmens  weit  schwerer  in  die  W^^schale  fallen^  als  die  Leitung 
des  Ganzen:  denn  hier  wird  eben  dem  Arbeiter  von  jeder 
Mehrleistung  auch  der  adäquate  Mehrerfolg. 

£bscheint  die  Gewinnbetheiiigung  somit  lediglich  in 
der  Eigenschaft  eines  Reismittels,  so  lassen  sich  auch  die 
weiteren  Ergebnisse  der  vorgeführten  vier  Versuche  leicht 
begreifen.  Dieselben  bekunden  nämlich  positiv  wie  negativ, 
dass  auf  den  Erfolg  oder  Misserfolg  der  Gewinnbetheiiigung 
in  der  Landwirthschaft  zunächst  von  Einfluss  ist  das  Maass, 
in  dem  die  Gewinnbetheihgung  als  Reizmittel  auf  die  Arbeiter 
wirkt.  Dieses  Maass  aber  ist  verschieden  einmal  nach  der 
Grösse  des  Gewinnantheils,  der  dem  Eaizeluen  zu  Theil  wird, 
andererseits  nach  der  Unmittelbarkeit,  mit  der  ihm  derselbe 
snfliesst 

Was  die  Grösse  der  Gewiunantheile  angeht,  so  ergeben  die 

Torgefuhrten  vier  Versuche  ein  Doppeltes: 

Die  £r£ftbrungen  in  Dragsholm  wie  auch  in  Posegnick 
seigen  Tor  allmn  als  eine  für  den  Erfolg  sehr  bedeut^fime 
Maassnahme  eine  Abstufung  der  Prozentsätze  der  Betheiligung 
je  nach  der  Verantwortlichkeit  der  Stellung  des  einzelnen 
Arbeiters  in  dem  gesauiniten  Betriebe.  Je  grösser  die  Be- 
deutung der  Stellung  des  Einzelnen  für  den  Erlolg  des  Ganzen, 
desto  höher  an  ^ich  schon  sein  regeluiässiger  Lohn.  Je  höher 
aber  dieser  Lohn  an  sich  schon  ist,  desto  grosser  muss  der 
Anreis  seiui  um  au  einor  weiteren  Steigerung^  zu  veranlassen. 
Bern  entsprechend  erweist  sich  umgekehrt  die  m  Teltow  übliche 
gleichmässige  Vertheilung  des  Bonus  pro  Kopf  weniger  wirksam. 
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Sodann  erweist  sich  in  den  vier  Versuchen  bei  allen  Ar- 
beitern, unabhängig  von  ihrer  Stellung  in  dem  Betrieb,  die 
Steigerung  der  Tüchtigkeit  ihrer  Ijeistungen  als  abhängig  von 
der  Grösse  des  Bonus,  der  unter  sie  vertheilt,  und  der  Mehr- 

einnalime,  die  ihnen  dadurch  zu  Theil  wird.  So  in  Bredow 
und  Drag'^holm,  wo  die  Gewiniifjunto  eine  hohe:  selir  günstige 
RpRultate  in  Steigerung  von  Fieiss  und  Sorgfalt  der  Arbeiter; 
in  Poöegnick  dagegen  in  dieser  Hinsicht  nur  theilweise  Er- 
folge. 

Die  Unmittelbarkeit  aolangend ,  mit  welcher  den  Ar- 
bitern die  durch  die  Qewinnbeueiligung  bewirkte  Steigerung 
ihrer  Einnahmen  zu  Theil  wird,  so  lassen  die  angetührten 
vier  Versuche  die  grosse  Bedeutung  derselben  für  den  wirth- 
schaftlichen  Erfolg  erkennen.  In  Bredow  und  Dragsholni,  wo 
der  Arbeiter  sofort  Uber  seinen  gesaromten  Antheil  verfugen 
kann,  ungemeine  Steigening  von  Fleiss  und  Sorgfalt;  in  Po- 
segnick ,  wo  der  Arbeiter  nur  zwei  Drittel  seinp?^  Antheils  zu. 
sofortiger  Verfügung  erhält,  das  übrige  Drittel  in  eine  Spar- 
kasse abgeführt  werden  rauss,  aus  der  es  nur  mit  Zustimmung 
des  Gutsherrn  zurückgenommen  werden  kann,  nur  theil- 
weiser  Erfolg;  in  Tellow,  wo  die  Arbeiter  erst  vom  61.  Lebens- 
jahre ab  Vetfügung  über  Ihren  Antheil^  bis  dahin  aber  nur 
dessen  Zinsen  erhalten,  wird  von  einer  Steigerung  der  Leistungen 
gar  nichts  berichtet 

Und  es  ist  dies  begreiflich.  Je  näher  die  Aussicht  auf 
einen  Vortheil  ist,  je  unmittelbarer  und  kräftiger  wirkt  die« 
selbe.  Gerade  aber,  je  tiefer  die  Bildungsstufe  der  Arbeiter 
ist,  eine  desto  stärkere  Unmittelbarkeit  d^r  Rflohnung  ist  no» 
thig.  wenn  die  Arbeiter  zu  nach  Umfang  und  Inhalt  werth- 
volleren J.eistungen  vermocht  werden  sollen.  Der  Gebildete 
begreift  den  Vortheil,  den  ihm  eine  Spareinlage  und  eine  da- 
duixh  begründete  Sicherung  seines  Altera  bietet,  und  die 
Rücksicht  auf  dieselbe  ist  Dim  viel  eher  ein  Reizmittel,  das 
ihn  zu  Grösserem  und  Besserem  anspornt  Wenn  Herr  Neu- 
mann-Posegnick  dem  Mangel  an  Bildung  seiner  Arbeiter  den 
nur  theilweisen  £rfolg  seines  Versuches  zuschreibt»  so  hat 
er  gewiss  Recht,  nur  wäre  es  bei  diesem  Bildungssustand  der 
Arbeiter  am  Platze  gewesen,  denselben  ihre  durch  die  Oc^ 
winnbethoilignti^  hervorgerufenen  Mehreinnahmen  unmittel* 
barer  zufallen  zu  lassen. 

Begreiflich  ferner,  dass  für  Tellow  als  Hauptresultat  der 
Gewinnbetheiligung  angegeben  wird,  es  sei  durch  dieselbe  dem 
Gutsherrn  die  nothige  Arbeiterzahl  gesichert  worden.  Gewiss 
ein  erheblicher  Vorlheil  in  Gegenden,  in  denen  zur  Zeit  die 
Qntsherren  unter  Arbeitermangel  leiden.  Allein  dieser  Vortheil 
ist  nur  indirekt  aJs  Folge  der  Gewinnbetheiligung  anzaseben^ 
nämlich  nur  insofern»  als  der  Arbeiter  in  Folge  derselben  eine 
Einlage  in  der  Sparkasse  hat.  Die  direkte  Ursache  des  Blei- 
bens ist  diese  Einlage  des  Arbeiters  in  der  Gutssparkasse^ 
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da.  wie  es  in  dem  Bericht  über  Tellow  wörtlich  hasst,  „die 
Arbeiter  beim  Fortzuge  das  Kapital  nicht  erhalten,  sondern 
nnr,  nach  wie  vor,  die  Zinsen**.  Eben  daraufhin  deutet  die  Zur 
versieht  des  Herrn  Neumann,  dass  seine  Arbeiter  sich  von 

feiner  gemeinsamen  Arbeitj^einstf^llmip^  fernhalten  würden:  denn 
diese  bedürfen  seiner  Zuötmiiiiuiii:,  ehe  sie  ihre  Sparguthaben 
erheben  können.  Wer  aber  weiss,  wie  sehr  der  ländliche 
Arbeiter  sei  bat  nur  durch  geringen  Besitz,  an  einen  Ort  ge- 
fesselt wird,  wird  die  Erhaltung  der  Arbeiter  iu  Tellow  somit 
nicht  als  unmittelbare,  sondern  nur  als  mittelbare  Wirkune^ 
der  Oewinnbetheiliganff  erkennen,  die  gans  ebmiso  dur<£ 
jedea  in  die  Gatsspamsse  ähnlich  festgelegte  Weihnachts- 
geschenk erzielt  werden  könnte.  « 

Ja,  auch  die  Minderung  der  Diebstähle,  von  der  in  Tellow 
als  Folge  der  Gewinnbetheiligung  berichtet  wird,  erscheint 
nun  weniger  als  unmittelbare  Folge  der  lefzteroTi  flenn  vielmehr 
als  Folge  jenes  im  Besitz  und  in  der  Verwaltung  des  Guts- 
herrn befindlichen  Guthabens  des  Arbeiters.  Nur  insofern 
die  GewinnbetheiliguDg  dem  Gutblierrn  das  Mittel  gewälirt, 
Ton  seinem  Arbeiter  diese  Kaution  sich  zu  verschaffen, 
kann  die  Minderung  der  Diebstähle  als  Folge  der  Gewinn- 
betheüigun^  selbst  hingestellt  werden.  — 

Um  indess  über  die  Ergebnisse  der  vorstehend  behandelten 
Erfahrungen  über  die  praktische  Anwendbarkeit  der  Gewinn- 
bethetligun^  in  der  Landwirtbschaft  völlig  ins  klare  zu 
kommen,  ist  die  Zusammenfassung  dessen,  was  die  vier 
Versuche  uns  lehren,  noch  keineswegs  ausreichend.  Es  er- 
übrigt dazu,  dass  wir  diese  KrfRlinmpfeii  bei  der  Betheiligung 
der  Arbeiter  am  Reingewinn  mit  anderen  verwandten  land- 
wirtbschaftlicheu  Löhnungssystemen  vergleichen. 

\  urlitr  aber  sei  es  gestattet,  einen  flüchtigen  Jilick  auf 
eiüige  auf  dem  gleichen  Gruudgedanken  beruhende  AVirth- 
schaftseinrichtungen,  wie  die  Pacht  und  speziell  den  Theilbau, 
zu  werfen.  Zwar  handelt  es  sich  bei  der  gewöhnlichen  Pacht 
wie  beim  Theilbau,  wie  oben  im  ersten  Thelie  schon  aus- 
dr&cklich  betont,  um  keine  Lohnsysteme,  sondern  um  beson- 
dere Methoden  der  Bewirthschaftung.  Da  sich  indess  bei 
ihnen  ein  ähnlicher  Grundzug  findet^  so  dürfte  diese  Parallele 
einiges  Bemerkenswerthe  bieten. 

Es  sei  daher  angeführt,  dass  bereits  Columella  in  seiner 
Schrift  De  re  rustica^)  den  liath  crtheilt,  Grundstücke,  bei 
deren  Bearbeitung,  wegen  der  weiten  f^ntfernung  der  Höfe, 
die  Aufüicht  schwierig  sei,  lieber  durch  Kolonen  als  durch 
Sklaven  unter  einem  Vogt  bebauen  zu  lassen.   Denn  die  Ab- 

Sben,  die  der  Kolone  dem  Herrn  ftlr  Ueberlassung  des 
rundstQcks  zahlen  konnte  und  zahlte,  waren,  da  er  durch 
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sein  eigenes  IntereBae  sum  grösstmdfflielien  Fleine  und  Sorg- 
&lt  augedpornt  wurde,  grösser  als  das,  was  die  JEHichtel  des 
Vogts  aus  dem  Sklaven  bei  mangelhafter  Äufsiolit  erpressen 
konnte.  Also  hier  bereits  die  Beoi>achtiug ,  dass  das  £igeQ- 
Interesse  des  Arbeiters  in  wirksamerer  Weise  da  angewendet 
werde,  wo  fortwährende  Aufsicht  swar  nötiiig,  t£er  nicht 
m%Iicn  sei. 

Indess  dürfte  es  doch  unzulässig  sein,  bei  Pacht  und  Kolonat, 
als  streng  genommen  mehi  luerher  gehörig,  länger  zu  verweilen. 
Und  ebenso  ist  der  Theiibau ,  eine  spezielle  Form  der  Pacht, 
eher,  wie  schon  oben  hervorgehoben,  als  eine  Betlieili^img  des 
Orundeigeuthümers,  der  einen  Theil  des  Betriebskapitals  liefert, 
am  Gewinn  des  Bauern,  denn  als  ^^ine  Betheiligung  des  letz- 
teren am  Gewinn  des  Gutsherrn  zu  betiachten.  Immcrhiu 
sei  hier  hervorgehoben,  dass  die  weite  Verbreitung  des  Theil- 
banes  im  Mittdalter  darauf  hinweist,  dass  man  auch  damals 
mit  der  JBrfjshrnng,  der  Colnmella  Ausdruck  gab.  völlig  ver- 
traut war.  Und  auf  dieselbe  £r&hrung  gründet  sich  die 
bis  heute  (Ibliche  Anwendung  dieses  Pachtsystems  in  weniger 
fortgeschrittenen  Ländern  und  Gegenden,  in  denen  auf 
dem  Lande  wesentlich  noch  Naturalwirthschaft  vorherrscht 
und  kleine  Gutsbetriebe  stark  vertreten  sind*).  So  ist  die 
Mezzadria  noch  heute  in  Italien  sehr  gebiftachlich')  und 
in  Amerika  nehmen  die  Sliare  -  farmings  eine  grosse  Aus- 
dehnung ein^).  Insbesondere  bemerken swerth  aber  ist,  dass 
wir  den  Theiibau  hier  vorzüglich  da  in  Gebrauch  finden,  wo 
es  sich  um  Pflanzen  handelt,  in  denen  ein  frrosser  Kapital- 
werth steckt  und  die  eine  besonders  sorgtäiiige  Kultur  er- 
fordern: so  bei  Ulivenpdanzungen,  beim  Obst-  und  Weinbau 
in  Italien*),  so  auch  beim  Weinbau  in  der  Schweiz so  auch 
beim  Rebbau  in  Kleinasien®). 

Aliein   so   werthvoli   diese  Beobachtungen   fiir  unsere 


>)  Vgl.  z,  ß.  Roscher,  System  Bd.  II  §  59  u.  eo.  Vgl.  aneh  Ar- 
b^terfreund  188.'  S.  55  u.  56. 

')  KoRcher,  System  §  59  Aiim.  2  u.  7.  Br.hiDcrt  B^l.  I  S.  82  f.  Piotra 
Manixedi,  Deila  participazione  dell'  üpeniioal  proütto  dell'  impr^a,  Padua 
1877.  H.  DietEelt  üeber  Wesen  und  fiedeatong  des  Theilhsn«  in  Italien, 
Tüb.  Zeitßchr.  1884  u.  1885.  K.  Th.  Eheberg,  Afrrarischc  Zustände  in 
Italien,  Schriften  des  Vereins  iür  SocialpoUtik  Bd.  XXIX,  Leipzig  1086, 
S.  124  ff. 

*)  A.  V.  Stndnits,  Nordamerikanisehe  Arbeiterverh&ltnine  S.  187  bis 
ISl,  Leipzig  1879.    Böhmert  Bd.  I  S.  88-92. 

*)  H  Diotzel,  Tüb.  Zeitschr.  1884  S.  239.  Eheberg  a.  O.  S.  28,  126- 

^)  Böhmert  Bd.  I  69  f.;  Bd.  U  S.  45  S.  Arbeiterfreund  1872 
8.  472  i.  Wie  weif  biemach  TheilbtTi  und  wie  weit  Gewianbetheiligung 
in  der  Schweiz  verbreitet,  läast  sich  naeh  den  Angnben  Böhinerts  nicht 
unterscheiden.  Anaenscheinlich  handelt  es  sieh  mehrfach  daseibat  um 
Theiibau. 

•)  Arbeiteifieund  1885  S.  56. 
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weitere  Betrachtung,  so  handelt  es  eich  doch,  wie  schon  be- 
merkt, bei  liinen   um  kein  eigentliches  Lolmsyatcm. 

Von  Lohnsystemen  nun,  welche  gewisse  Verwandtschaft 
mit  der  Oewionbetlieiligung  haben ,  sind  eu  nennen  die  Ter* 
sdiiedenen  in  der  Landwirthficliaft  üblichen  Einzel*  Brutto- 
tantieaien,  die  verBchiedenen  Pr&miensyeteme  some  auoh  die 
Stücklöhnung. 

Wenden  wir  uns  zunächst  sum  Stttcklohnsystem, 
Der  Stücklohn  findet  Anwendung  bei  der  Düngung  und 
Vorbereitung  zur  Saat*),  insbesondere  hänfip:  beim  Dünger- 
wenden-j,  beim  Umgraben  von  Land  mit  dem  Spaten®),  bei 
der  FeldbestelJung,  beim  Körner-  und  Futterbau*)  und  zwar 
da  hauptsächlich  bei  den  P>ntearbeiten  *) ,  beim  Mähen  und 
Binden  des  Getreides  wie  beim  Gras-  und  Kleemäheu  beim 
Bau  der  Hackfrüchte*),  Tornehmlich  beim  Stecken,  beim 
Hacken  nnd  Behftufeln,  beim  Autnehmen  der  KartoMn  und 
Rüben*),  beim  Hopfen-  und  beim  Obstbau*).  Sodann  wird 
bei  vielen  Hofarbeiten  ^*)  wie  in  vielen  landwirthBchaft- 
lichen  Nebenbeschäftigungen  der  Stücklohn  verwendet,  yor* 
züglich  bei  £rd*  und  Strassenarbeiten  **),  beim  Ziehen  und 
Bäumen  der  Gräben  *^) ,  bei  Dränagearbeiten  ,  beim  Toif- 
stechen  niul  der  Torfber«  itviiig  ,  beim  Mergeln**)^  Modern 
und  Modurkarren  ^*),  bei  der  Ziegelei*^)  und  Brennerei'**), 
in  der  Forstwirthschaft  beim  Roden  ^•*) ,  Holzfallen ,  Bretter- 
Schneiden  *'^)  u.  s.  w.  Ebenso  geschieht  in  der  Viehhaltung  das 


M  Guido  Kraft,  Ein  Orossgrandbesiti  der  Gegenwart,  Wim  1872, 

8.  70  f. 

.Schmoiler,  Tüb.  Zeitsehr.  1866  S.  194. 
*)  y.  d.  Golts,  Konkordia  Jahn.  187S  8.  115. 

*)  Kmffk  S.  71  f. 

Meitzer),  Der  Boden  und  die  landwirthschflftllcheu  Vcrhältnisae 
des  pretuisiBcbeQ  Staates,  Berlin  1869,  S.  97—114.  SSchinoller  6.  194  u.  lUo. 
M  V.  Lemrerke,  Die  IftadHelie  Arbeiterfrage,  1849,  8.  105.  O«  V.  Leo 
S.  31.  Camcria.  DIo  LöhnODg  nach  der  Arbetlsleistimg  in  einer  sSehsi* 
sehen  Landwirthschaft,  1!^75,  S.  15. 

•)  V.  Lengcrke  S.  l^y.    Meitzcn  S.  ü7,  102,  107.  112.  lU. 
»)  T.  Lengerke  S.  39  u.  129.    Meitzen  S.  101,  106,  107,  112,  114. 
»)  V.  I.engerke  S.  91.    SclimoUer  S.  194  f.    Meitzen  S.  97,  102,  107. 
Arbeiterl reund  18^  S.  447.   KraÖt  S.  71  f.  Leo  S.  83.  Calberla  S.  11-13. 
•)  Krafft  S.  72  f.   Calberla  S.  11. 
>•)  Calberla  8.  8  n.  9. 
")  Calberla  S.  14  f. 

V.  Lengerke  S.  39,  105,  163-165  f.  Schnioiler  S.  194.  Meitaen 
8.  97.  Arbeiteriretiod  1885  S.  47. 

>»)  Sclimoller  S.  195.    .Xrbciteifrc  ui.a  1S85  S.  47. 

V.  Len^rerke  S.  81,  91,  K''».  lOy,  139  f.  Mc  i'  '.  n  S.  97.  v.  d.  Golt«, 
Konkordia  1^7 Ii  Nr.  15  S.  115;  Luiidüche  Arbeiterirugc  Ö.  177. 
V.  Lengerke  8.  109,  168-165.   Meitxen  S.  97. 
1^  Meitzen  S.  97. 

V.  T>engerke  S.  109.    v.  d.  Goltz,  Lündiiche  Arbeiterfrage  S.  177. 
»«)  Caibcrla  S.  9  u.  10. 

»•)  V.  JL<engerke  S.  91.    Meitzen  8.  97.    Krafl't  S.  74. 

T.  Lengerke  8.  91  o.  109.  Kraft t  S.  73  f.  Calberla  8.  IL 


Dig'itizeo  Ly  ^^gle 


78 


.VI.  2 


Melken  der  Kilhe^)  wie  das  Scheeren  der  Schafe')  im  Akkord. 
In  Ekass-Lothringen  werden  die  Arbeiten  des  Bebmannes  hin 
and  wieder  im  Akkord  vergeben'). 

So  zeigt  sich  heute  die  AnwendDarkcit  des  Stück lohnsyatema 
bei  einer  senr  bedeutenden  Anzahl  landwirthschat'tlicher  Arbeiten. 

Hand  in  FI  and  mit  dieser  Ausdehnung  der  Sphäre  des 
StücklüLnsyslenis  sehen  wir  seine  territoriale  Herrschaft  sicii 
erweitern.  Die  Ausbreitung  desselben  geht  in  Deutschland 
mit  dem  Gange  der  Kultur  überhaupt  von  Westen  nach  Osten. 
So  hat  bereits  Schmoller  1866  hervorgehoben*),  daas,  je  weiter 
man  nach  Osten  kommt,  je  weniger  entwickelt  der  Arbeiter* 
stand  ist^  desto  seltener  die  Akkordarbeit  sich  findet.  Und 
damit  stimmt  die  Mittheilang  Jacobis')  ü herein  ^  dass  in  der 
Rheinprovinz  die  Akkordarbeit  länger  ziemlich  üblich  sei  als 
in  Norddeutschland.  Damit  übereinstimmend  ferner  die  Be- 
merkung von  V.  d.  Goltz '^l,  dass  der  Fortschritt  der  Akkordarbeit 
vom  Westen  Deutsclilands  nach  Osten  stattgefunden  fiabe, 
im  Westen  sei  sie  früher  im  Gebrauch  gewesen  und  sei  noch 
heute  ausgedehnter  in  Anwendung,  Und  eben  dasselbe  be- 
sagt es,  wenn  v.  Lengerke  m  seiner  Knquete  von  1849  berichtet^), 
dass  in  den  Kreisen  Memel  und  Gumbinnen  die  Einführung 
Yon  Akkordarbeit  meist  an  der  „Indolenz**  oder  dem  „Mangel 
an  Intelligenz**  der  dortigen  Arbeiter  gescheitert  sei.  Und  es 
ist  dies  begreiflich  denn  wenn  es  Thatsache  ist,  was  v.  d.  Goltz 
betont,  dass  die  intelligentesten,  fleissig  ten  und  geschicktesten 
Arbeiter  am  meisten  auf  Stücklohn  dringen,  so  betont  er 
andererseits  gleichfalls,  dass  ein  gewisser  Grad  geistiger  und 
sittlicher  liildung  nöthig  sei,  um  die  Vorzüge  der  StUck- 
löhnung  zu  erkennen  und  auszunutzen^). 

Die  Stücklühnung  bietet  dem  Arbeiter  nicht  geringen 
Vortheil.  Sie  steigert  sein  ivinkommen  in  dem  Maasse,  in 
dem  er  fleissiger  ist  Diese  Vermehrung  ist  mitunter  eine  recht 
beträchtliche.  So  berichtet  v.  d.  Goltz*),  dass  in  Preussen 
der  Verdienst  der  freien  ländlichen  Arbeiter  bei  Akkordarbeit 
sich  um  20 — ^25  Prozent  und  selbst  noch  mehr  erhöhe. 

Ebenso  ist  die  Stücklöhnung  aber  auch  für  den  Arbeit- 
geber von  wesentlichem  Mutzen.  Sie  erspart  ihm  die  Kosten 
für  die  Aufsicht,  die  sonst  nöthig  ist,  um  die  Arbeiter  zum 


»)  SchmoUer  S.  194.    Calberla  S.  19. 

•)  Meitzen  S.  102.  Schmoller  S.  190.  v.  d.  Goltz,  Koukordia  1873 
8.  115.   Vgl.  noch  besonders  Kmftt  S.  73. 

>)  Statist.  ^fittlH  il  von  Etsass-Lothringen  H«ft  XVI  1880  S.  54  f. 

*)  Till).  Zeitschr.  S.  i\tö. 

^)  Niederrheinische  Studien,  IS'A,  S.  56. 

«)  Konkordia  1878  S.  115. 

')  S.  ?,0  u.  101. 

**)  Konkoidia  lö73  S.  116. 

•)  IJIndliche  Arbeiterfrage  S.  5ö-o9,  69,  73,  75,  77,  80,  176,  Kon- 
Icoidia  1873  8.  114  u.  183. 
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Fldss  aDztttreiben,  und  vmebafit  ihm  eine  telbat  bei  dem 
höheren  Lohne  nocii  werthyoUere,  weil  grösaerei  Arbeitaleistiuig 
der  Leute.  Der  ländliche  Arbeiter  leistet,  sagt  v.  d.  Goltz 
bei  Stücklohn  V4— Va  mehr  als  im  Tageiohn.  Und  SchmoUer 
echreibt,  daes  zwei  llAnner  im  Akkord  wenigstens  dasselbe  ver- 
richteten, was  drei  im  Tagelohn  zu  Wege  brächten.  —  In 
manchen  Fullen  indess  ist  die  Anwendung  des  Stücklohns  zweifel- 
los mit  NncfitfK'il  für  den  Arbeitgeber  verbunden.  Leicht  werden 
numlich  (Wr  Arbeiter  zu  hastiger  und  darum  flüchtiger  Arbeit 
augetriebtMjj  wa»  eine  schlechtere  Beschaffenheit  ihrer  Leiatungen 
liervori  Uli -).  So  z.  B.  ist,  wie  Roschei  niittheiit'),  Gefahr 
vorhanden,  dasB  die  Stücklöhner  bei  der  Ernte  „etwa  trotz  der 
K&MO  forlarbeiten,  fortbinden  u.  s.  w.,  worauf  die  Oarben 
«Ifldann  veiifoulen".  „In  England  femer  halt  man  es  beinahe 
für  unmoglichi  Akkordarbeiter  dahin  zu  bringen,  dass  sie  das 
Getreide  ganz  niedrig  abmähen  *).^  Eben  daraufhin  weist  die 
oben  angeführte  Bemerkung  JahnkeSi  dass  Akkordarbeit  ztt 
2^eiten  selir  theuer  zu  stehen  komme,  da  der  Akkordarbeiter 
selbst  bei  guter  Koutrole  mir  auf  die  Massenarbeit  sein  Ziel 
richte.  Es  wird  also  niclit  jede  Autsicht  bei  der  Stücklöhnung 
erspart.  Ein  Antreiben  der  Arbeiter  zum  Pleiss  durch  den 
Aufseber  ist  allerdings  nicht  nöthig,  wohl  aber  unter  Um- 
ständen eine  Beaufsichtigung  der  Qualität  unerlässlich.  Es 
bleibt  alflo  trots  der  Ansicht  einiger  Landwirthe*),  dass  &st 
alle  Art  landwirthschaftlicher  Handarbeit  sich  im  Akkord  ver- 
richten lasse,  immer  noch  eine  Reihe  von  Verrichtungen 
übrig,  in  denen  die  Anwendung  des  Stttcklohnes  mit  Gefahren 
verbunden  ist. 

Schmoller  empfiehlt'')  für  solche  Thätigkeiten  den  Gruppen- 
akkord; bei  diesem  würden  die  Arbeiter,  weil  zusammen  für 
die  Güte  der  Arbeit  verantwortlich  gemacht,  zu  gegenseitiger 
BrruLt-iciitigung  veranlasst.  Und  in  der  That  ist  der  Gru]>pen- 
akkurd  ausser  in  den  von  wSchnioller  zitirten  Beispielen  noch  be- 
sonders beim  blähen,  Dreschen,  KartoÖ'elausmachen  wie  bei  Gra- 
benarbeiten vielfach  mit  Glück  angewandt  worden 

>)  Liui'lüfhe  Arbeiterfraj^e  S.  176  und  Konkordia  1«73  S.  115.  In  der 
von  Y.  d.  Goltz  unter  Mitwirkung  von  lüchter  und  v.  Laogsdortf  ver^ 
anetslteten  Enquete:  Die  La^e  der  Iftndlichen  Arbeiter  im  Deofeehen 
Bdch  (Berlrlit.^  erstattet  an  die  vom  KooCTesa  deutscher  Landwirthe 
niedcrgesf'tztr  Kommission  zur  Ermittelung  der  Lage  der  länfllirlHn  Ar- 
beiter iu  DeutiHiliiand),  1875,  8.  470  f.  heisst  es  sogar,  ^der  Akkoiülohu 
flberragt  den  Sommertagelohn  noch  lun  49  Prosen^  den  Dorelisehmtt  von 
Sommer-  und  Wintoi*ti4<:ol«>lin  um  70  Prozent". 

Tübinger  Zeitschrift  für  die  gedämmte  i^taatswiaeenscliaft  1^6 

S. 

«)  Schmollcr,  Tfib.  Zeitaclir.  1866  S.  196.    v.  d.  Ooltz,  LSndliche 

Albeiterfrage  S.  17*^. 

ßoacher,  System  lid.  1  S  39  Anm.  G. 
*)  Ebenda-   SincUtr,  Gmndgeeetze  des  Ackerbaues  S.  102. 

S.  lO'l  f. 

')  T.  d.  Goltz,  Konkoidia  187ä  &  183. 
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£ia  ODodifizirteB  Stttcklohnsystem  ist  die  Betheili^Dg  am 
Bruttoerträge,  wie  iie  bei  Ernte*  und  Dreadiarbeit  sehr  häufig 

vorkommt. 

£in  Theil  des  Erntelohnes  oder  unter  Umständen  der 
eanse  wird  nach  dem  Stück  in  der  Weise  gezahlt,  dass  je  nach 

den  abgelieferten  Quantitäten  ein  ent!a|»rerhenfler  Theil  tler 
Krnte  den  Arbeitern  in  natura  überwiesen  wird.  So  erzäiiit 
schon  Albr.  v.  Thaer*),  dass  es  in  Schlesien  gebiauchlich  sei, 
den  Emtelohn  in  einem  Tlieil  des  Ernteertrages  auszuzahlen. 
Die  schlesischen  sog.  „Dreschgäi  tuei  '  eriiielten  bei  der  Ernte 
die  10.,  11.,  12.  oder  13.  Mandel^)  des  ffeernteten  Getreides. 
Den  gleichen  Brauch  berichtet^  wenn  aucm  mit  theilwelse  Ter» 
änderten  ZahienyerbältniBBen  und  Modatititten,  Alex«  t.  Lengerke 
iiir  die  Getreideernte  in  der  Provinz  Posen  und  im  Reg.-BeK, 
Frankfurt  a.  O.^);  in  letzterem  hatten  die  Dienstleute  auch 
hie  und  da  Antheil  am  Ertrage  der  Kartoffelernte^).  Noch 
heute  besteht  im  Posenscben  die  Ablöhnung  in  der  so  und  so- 
vielten  Mandel  bei  der  Ernte  der  verschiedenstenMehlfriichte 

Noch  gebräuclilicher  un  d  älter  und  heute  fast  durchweg 
ganf?  und  gebe  ist  die  Erdruschquote.  In  der  Neumark 
wurde  schüu  im  17.  Jahrhundert  um  den  18.  Scheffel  ge- 
droschen j.  Und  in  Pommern '  Ostpreussen  und  Litthauen ^) 
WestpreuBsen  und  Sohleiien^^^  erhielten  die  Dreadier  be- 
reite  am  Ausgange  des  18.  Jahrnunderts^  wahrscheinlich  aber 


Aauiileu  des  Ackerbaus  1.  JaLig.  IfcOü  Bd.  1  S.  787.  Vcl.  auch 
A.v.Thaer,  Gniudsiitze  der  rationellen  LandwirtliBchaft,  1809,  Bd.  1  S.  146. 

Eine  „Mündel"  Getreide  ist  eine  aus  15  Garben  bestehende 
„•Stiege^,  wie  sie  bei  der  Ernte  auf  dem  Felde  ezxtchtet  werden,  „^n- 
eigenfUeh  versteht  man  im  Oesterreichischen  unter  Mandel  einen  Ge- 
treidehaufen von  10  Garben,  wovon  9  in  einem  Kreise  herumstehen  und 
die  10.  die  Deckgarbe  ausmacht"  (soe.  .Hntmandehi"  s.  Krafft).  Vgl. 
Alex.  V.  Lengerke,  Landw.  KoQvera.-Lex.,  Prag  Bd.  III  S.  39.  — 
Die  BeiBdchnung  -Handel*  für  dne  Stiege  von  15  Garben  ist  sehr  all 
Schon  im  Landbucn  der  Mark  Brandenburg  von  1375  (ed.  von  1781  S.  49) 
wird  erwähnt,  dass  50  Hufen  de^  Dorfes  Tempelhof  bei  Berlin  die  10. 
Mandel  von  allem  Korn  als  Pachtgeld  zu  entrichten  hatten. 

«)  ▼.  Lengerke,  LSndliebe  Arbeiterfrage,  1849,  8.  128  n.  100. 

*)  Ebenda  S    I  18  u.  32, 

H.  V.  Chrzanowaki,  Die  JLiohnqrsteme  der  lündlicheu  Arbeiter  usw.» 
Posen  1877,  S.  54,  51. 

«)  Mylius,  Corpus  Caist.  March.  Bd.  V  Th.  III  S.  205. 

')  Insln'sondijrc  im  Gebietr  ilcr  Stadt  Anklain.  V^d.  Gf'^'indeoi-d- 
nunff  für  das  Herzogtbum  Vor-  und  iliut^r^ommern.  De  Dato  Berlin  den 
20.  Aug.  1766. 

Die  Insten  auf  den  Addegfttem  droschen  gegen  den  10.  oder 
11.  Scheffel.    Vpl.  Gesindeordnung  vom  10.  September  1784. 

*)  Die  auf  den  Domänen  befindlichen  Insten  „pflegen  während  des 
Winters  gegen  einen  bestimmten  Antheil  das  Getreide  ansaudrescben**. 
Vgl.  die  westpreussische  Instruktion  vom  Ho.  Oktober  1799,  welche  am 
27.  Oktober  1801  auch  in  Ostpreussen  und  Litthfuim  eingeführt  wurde. 

**)  Die  öchlesischen  DreschcUrtner  erhielten  den  18.  bii*  20.  SchefleL 
Vgl.  Tbaer,  Annalen  des  Aekerbaues  1.  Jahrg.  Bd.  I  S.  797. 
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schon  yitl  früher  ^  einen  Antheil  am  Erdruach  —  je  nach 
Ortsgebrauch  den  10.  bis  20.  Scheffel.  A.  v.  Thaer  nennt  diesen 
Qnotallohn  „Drescherhebe''  Heute  findet  diese  Löhnungs- 
weise bei  den  meisten  Gutstagelöhnern  und  aucl)  hei  freien 
Arbeitern  Anwenduufr Der  Prozentsatz  des  Erdruschcs 
ist  in  den  einzehien  (jugenden  verscliieden  und  innerhalb  der- 
stlben  richtet  er  sich  speziell  danach,  ob  mit  der  Hand  oder 
ob  mit  der  Maschine  gedroschen  wird,  sowie  meist  nach  der 
Getreideart  und  der  Ergiebigkeit  derselben. 

In  Nordfhunkreich  ist  ein  Zwanzigstel  des  Erdrusohes 
als  Drescherlohn  Üblich*). 

In  Palästina  empfangen  die  „Pflüger",  d.  L  die  auf  neun 
bis  zehn  Monate  während  der  Zeit  vom  Beginn  der  Feld* 
bestellung  bis  zu  Tollendetem  Ausdrusch  des  Getreides  ge- 
inietheten  Arbeiter,  neben  anderem  ^'aturailohn  auch  einen 
Antheil  am  K<irnprerirage^). 

Auch  hier  zei;j:t  sich  als  Folge  eine  Steigerung  im  Fleisse 
des  Arbeiters.  liuless  ist  gleichzeitig  grcissere  Sorgfalt  gewähr- 
leistet, indem  bei  schlechter  Leistung  auch  der  Antheil,  den 
der  Arbeiter  erhält ,  minderwerthig  wird,  der  Arbeiter  also 
selbst  unter  der  schlechteren  Arbeit  mit  leidet 

Koch  mehr  garantirt  neben  dem  Fleisse  die  ndthige  Sorg- 
falt jene  Kombination  von  Stücklohn  und  Prämie,  die  in  der 
Landwirthschaft  vorwiegend  bei  der  Viehhaltung  sich  ündet. 
Die  Schäfer,  Viehwärter  und  Hirten  nämlich  bekommen,  wie 
in  Posegnick,  abgesehen  von  ihrem  festen  Lohn  in  der  Regel 
lur  jedes  Stück  Vif  h ,  das  ihrer  Obhut  anvertraut  ist,  und 
insbesondere  für  jedes,  das  sie  aufziehen,  eine  Belohnung; 
dagegen  müssen  sie  sich  Abzüge  gefallen  lassen  für  jedes 
gefallene  oder  krank  geschlachtete  Thier.  Der  Schätci  be- 
zieht ferner  öfters  eine  gewisse  Prämie  für  ein  bestimmtes 
Quantum  Wolle  Der  Jäger  auf  grösseren  Gütern  erhält 
gewöhnlich  Schuss-  oder  Fangprämien  von  bestimmten  Sätsen. 

Ein  Vergleich  der  eben  vorgefährten  Lobnsysteme  mit 
der  Gewinnbetheiligong  zeigt,  dass,  wo  es  vorzüglich  auf  den 
Fleise  ankommt ,  der  Stücklohn  ein  weit  mächtigerer  Sporn 


>)  Gnmdflltee  Bd.  I  S.  HC. 

Au^.  V  IT:T\than>on,  Die  ländliche  Verfa--nTi£r  in  <^Ht-  und  We-^t- 
pirn^sen.  Könifr^lifr;^'  IbÜ^,  15.109  —  115.  Alex.  v.  Leugerke,  Die  l;in<iliche 
ArbeiterfrHi^e,  Ir-l'J.  Meitzcn  Bd.  II  Ö.  97  —  114.  Th.'  v.  d.  Goltz,  Länd- 
liche Arbeiterfrage,  2.  Aufl.  1874,  8.  U.  16.  18  und  Schönbergs  Handbuch 
!.  AtiH.  lid.  I  8.  ök:',.  II.  v.  ('hrzanoweki  a.  O.  S.  54.  4l^.  5n.  Soifprt, 
U(:b<'r  genodsenscbaftliche  Gutsbewirthscbaftung  uud  Autbeibwirtliscbait, 
Leipzig  Ibis,  S.  120.  Arbeiterfremid  188S.  E.  Gens,  Ländliche  Arbeiter- 
Ternältnisee  in  Hinterpommci  n  S.  41.  4^3. 

»)  Hehmnllor,  Tüb.  Zeitsclir.  If^Cfi  S.  200. 

*)  Dr.  Leo  Auderlind,  Arbeit ertreuud  1ö;>4  S.  202. 

•)  T.  d.  Goltx,  &onkoidia  yon  1873  S.  115.  Dr.  Ottomar  Victor  Leo 
S.  3$.  Seifert  8.  117  f. 
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ist  als  diese,  da  er  viel  unmittelbarer  wirkt  und  von  Kon- 
junkturen unabhängig  ist.  Wo  es  sich  besonders  um  die  Er- 
sielung  höherer  Sorgfalt  handelt  da  erweisen  sich  die  JSinael- 
Bruttotautiemen  una  die  Froduktions-  oder  Oliteprämien  als 
stärkerer  Antrieb  aus  den  gleichen  Gründen.  Danach  würde 
im  allgemeinen  als  Wirkung  der  Gewinnbetheiligung  in  der 
Land  wir  thschaft  nur  die  bleiben,  die  Arbeiter  bei  Arbeiter- 
inangel  zu  fesseln.  Es  wurde  aber  oben  ßclion  angedeutet, 
dass  t<^stgelegte  Geschenke  augeuöcheinlieh  dasselbe  und  viel- 
leicht gar  noch  mehr  vermöchten^  da  sie  dem  Arbeiter  sicherer 
als  Gewinnantheile  sind. 

Es  bleibt  also  nur  eine  ganz  beschränkte  Sphäre  der 
Gewinnbetheiiigung  übi-ig,  nlinilich  für  die  l^ersonen  in  ver- 
antwortlicher leitender  IStelluug,  die  einerseits  weder  nach 
Stück  noch  nach  Prämien  gelolint  werden  können,  anderer- 
seits Ueberbliek  und  Bildung  genu^  besitsen,  um  zu  erkennen, 
dass  der  Ertrae  des  Ganzen  von  der  £rföliung  ihrer  Pfltehten 
beeinflusst  wird. 

Daraus  erklärt  sich  denn  auch,  dass,  wenn  wir  von  der 
Betheiligung  dieser  verantwortlichen  Personen  am  Reingewinn, 
die  in  der  Landwirtbschaft  siemlich  gebräuchlich  ist,  und  von 
den  Fällen,  die,  weil  ungenügend  bcKrichtet,  von  der  weiteren 
Betrachtung  ausgeschlossen  werden  mussten,  absehen,  Gewinn* 
betheiligung  nur  in  den  oben  angeführten  Fällen  und  nur  in 
sweien  derselben  eigentlich  erfolgreich  vorkommt. 


11.  AewinnbetheiUgiingsTcrsnche  im  Gewerbe,  Handel 

und  Terkebr, 

1.    Familisterium  zu  Onise  (Departement  Aisne),  Fabrik  für 
Heizvorrielitungen,  Haus-  und  Kiiehcngeriitlie. 

(Enqui'fn  de  la  comraission  oxtraparlemontairc  Bd.  I!  S.  244 — 279; 
Arbeitcrfrcuud  iSh4  b.  423 — 4S4*);  Bulletin  de  la  Darticiüatiou  aux  b^^- 
fices  tome  U  1880  S.  150-197,  tome  IV  1882  S.  178—187;  vgl.  auch 
Eeo&omiste  fran^is  21  fevr.  1885  S.  233  ff.) 

Die  Fabrik  flir  ^sseiserae  Waaren  (Heizvomchttmppn ,  Han^-  und 
Kttcbenger&the)  zu  Guise  —  das  heute  sog.  Farnilidteriuiu  zu  Üni&Q  — 
wurde  Mitte  der  Tierzif^er  Jahre  Ton  dem  Indaatriellen  CkMlin  gegriiadet. 
Im  Laufe  der  Jahre  ist  die  Fabrik  zu  bedeutendem  Umfange  heran- 
gewachjäien :  verschiedene  Hilfsindustricu  haben  sich  ausgebildet.  Im  Jahre 
1^  beschäftigte  die  Fabrik  1400  Arbeiter,  während  sie  Anfangs  den^ 
nur  20  sftblte.  AnsBerdan  besitzt  sie  eine  Filiale  zn  Laeken  m  Belgien 
mit  800  Arbeitern. 

Im  Jahre  18i<0  wurde  die  Fabrik  h\  eine  Komman<?itL'^-»o1)  rhaft 
vcrw^UKlelt  Herr  üodiu  brachte  dabei  ein  Kapital  von  4  (iUU  UOo  Fr. 
mit  Dieies  ist  mittierwdle  an!  6000000  Fr.  erliObt  Hiervon  befanden 


1)  Die  Naciirichten  im  Arbeiterfreund  beruhen  auf  daselbst  ssitirteo 

Schriften  des  Herrn  Godiu. 
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«ich       1960000  Fr.  in  den  Händen  der  Angestellten  und  Arbeiter  des 

Hauses. 

Am  GeeehMfligeirinB  kennen  mir  diejenigen  Arbeiter  theilnebmen, 

welche  Gesclüiftsantheile  besitzen. 

Gewinnbctheiligung  wimie  im  Jahre  1877  einpreführt.    Vom  l{oin- 

fewinn  werden  zunächst  10  Prozent  des  WertUea  der  Materialien  und 
PniMDtdes  Werthee  der  Immobilien,  sodann  5  Prozent  Zinsen  des  KEknitals, 
femer  gewisse  Summen  für  Erziehungs-  und  Unterrichtszwecke  und  onJ- 
lich  «in  Beitrag  fnr  eine  Arboiterpfiisionskasse  in  der  Höhe  von  2  Pro- 
zent der  im  Laufe  des  Jahres  auBbezahlteu  Löhne  und  Gehälter  abgezogen. 
Der  Best  vertheilt  i^ich  in  folgender  Weise:  25  Prosent  Hiessen  in  den 
Resen'efonds,  25  weitere  Prozent  fallen  der  Leitung  zu')  und  50  Prozent 
werden  theils  als  Dividende  für  das  Kapital,  theils  als  Bonus  für  die 
•nthdlsberecbti^en  Arbeiter  verwendet  Die  Hobe  der  IMvidende  und 
des  Bonns  bestimmt  sich  nach  dem  Verhältniss  der  Kapitalzinsen  zu  der 
an  die  Anprestellten  und  Arbeiter  als  Gehälter  «ider  Löhne  ausbezahlten 
äomme.  Im  Jahre  18Ö0  betrugen  z.  B.  die  Kapitalzinsen  230000  Fr.  und 
die  Arbeitslöbne  188t$<X)0  Fr.  Der  Bonos  von  1880  war  daher  etwa 
seht  Mal  grosser  als  die  Superdividende. 

Die  antheilsbercchtigten  Arbeiter  beziehen  demnach  eine  Dividemie 


ihres  Arbdtalohnefi.  Die  Gewinnantheile  der  Arbeiter  werden  nicht  mar 
ausbezahlt,  sondern  kapltalisirt  mid  siun  Ankauf  von  Oeschttftsantheilen 

▼erwendet 

Herr  Godin  beabsichtigt  nämlich,  die  Fabrik  ganz  in  die  Hände 
seber  Arbiter  fibergelien  /u  lassen  und  sich  nur  die  Leitung  derselben 
vorzubehalten  Um  aber  die  Fabrik  auch  dauernd  in  den  Händen  der 
JeweüigeQ  Arbeiterschaft  zu  erhalten,  ist  folgende  Bestimmung  getroüen. 
Ksdidem  Qodin  sein  Kapital  vollständig  zorfickbezahlt  erhalten  hat,  sollen 
^  iltesten  Antheilscheme,  welche  selbstverständlich  in  den  Händen  der 
S!te<f»'n  Arbeiter  od«^r  ihrer  Rechtsnachfolger  sieh  befinden,  eingelöst  und 
daior  neue  zum  Erw  erb  i'ür  die  jüngeren  Arbeiter  ausgegeben  werden.  Auf 
diese  Wdse  soll  der  Bedte  der  Fabrik  von  Generation  m  Generation  der 
Arbeiter  ubergehen  und  diese  dauernd  eine  Produktivgenossenschaft  bilden. 

Der  Ke>«iervefünds  de>«  Geschäfts  beträgt  4600<»o  Fr.  Die  Arbeitcr- 
pcnsionskasse  besitzt  ein  l\apital  von  670000  Fr,  und  genieast  einen 
jihrlichen  Zinsbezug  von  5  Prozent. 

Die  antlieilsberechtigten  Arbeiter  zerfallen  in  drei  f^ruppen:  associ^s, 
societaires  und  participants.  Die  associ^  müssen  vor  allem  mindestens 
25  Jahre  alt  sein  und  5  Jahre  in  der  Fabrik  gearbeitet  haben.  Die  soci6- 
tiires  und  participants  müssen  im  Alter  von  wenigstens  21  Jahren  stehen 
nnd  erstere  3.  letztere  1  dahr  d  r  Fabrik  angehört  lieben.  Sodann  müssen, 
wie  schon  oben  bemerkt,  aii  diese  Arbeiter  Geechättsantbeile  besitzen, 
and  zwar  ^e  aseocl^  aolche  von  mindestens  SOG  Fr.  Ansserdem  ist  fÖr 
die  associ^s  und  socidtaires  noch  besonders  Wohnung  im  sog.  familist^re*) 
oder  palais  social,  einem  Biesengebäude,  das  120^  Personen  (Direktor, 
Beamten,  Arbeiter)  beherbei^t  und  neuerdings  noch  eine  Erweiterung 
dmeli  einen  Anbau  erfahren  iiat,  erfoniert.  Die  assod^  ergänzen  rieh 
Belbst  durch  Koojitation,  Sozietäre  und  Partizipanten  werden  durch  den 
Dipddx>r  (Godin)  und  den  Verwaltungsrath  ernannt    Aus  der  Mitte  der 


Diese  25  Prozent  vertln  ilpn  '^ich  so,  dass  der  Direktor  (Godin-  l'J 
der  Verwaitungsrath  9,  der  Autdiciitoratb  2  Prozent  erhält  und  2  Prozent 
dem  Anftiehtsnithe  zur  Bdohnnng  ftlr  anssergewShnliebe  Dienstleistangen 
lor  Verfügung  gestellt  werden. 

Das  Familisterium  wtjrde  1859  gebant  und  1^*>0  bezogen.  Es  ist 
Kewissermaassen  die  VerK'irklicliung  der  Fourierschen  Industrie kascme, 
des  Mialaiwteriam.  iSn  Pendant  dasu  bilde|  das  für  die  Beamten  der 
Firma  Amtide  Bonclcaat  Vre  (Au  bon  Match6)  errichtete  Wohngeh&ude. 


Bonus 


6* 
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aspoei^s  soll  imch  Godins  Tode  der  neue  Direktor  ;::ewählt  werden. 
Die  assod^  nehmen  im  Verhältnis^  mit  dem  doppelten,  die  Sozietäre 
mit  dem  anderlhtlbfiMfaen,  die  Partizipanten  mit  dem  eimachen  Betnige 
ihres  Lohnes  am  Gesammtbonus  Theil. 

Associ^s  gab  es  1883  Hs ,  Sozietlire  95  tind  Partizipanten  573.  Im 
ganzen  betrug  also  die  Zahl  der  Ant  heilsberechtigten  unter  den  Af- 
beitem  786. 

Die  übriges  Aibdter,  welche  nicht  am  Gewinne  iheUnebmen,  heiwea 

auuliaires. 

Eine  fünfte  Gruppe  von  zu  der  Fabrik  in  Beziehung  stehenden  Per- 
sonen sind  die  sog.  iuteress^.  Das  sind  Lente^  welche  durch  Erbscliaft, 
Kauf  u.  8.  w.  riOiH  iiiiftsüntlieile  crkiDgi  haben,  BODst  aber  in  keiner  Ver> 
bindonir  mit  der  Fabrik  stehen. 

Die  Arbeit  whd  meist  im  Stflck  Tenriehtet.  Die  Lohntarife  werdeo 
in  der  Regel  unter  Mitwirkung  der  Arbiter  aafgesteltt 

Die  Resultate  der  Gewinnbetheiligung  waren  folgende: 

In  den  Jahren  iö77— lö79  wurden  den  Arbeitern  172  266  Fr.  ala 
Gewinnantbeile  haar  sugewieeen.  Von  Anfang  1880  bis  Ende  1888  wurden 
zum  Ankauf  von  GescTiüftsauthcilen  für  die  Arbeiter  Gewinnquoten  im 
Hetnige  von  1  969  000  Fr  M  verwendet.  Ausserdem  fielen  den  bcrech- 
ti^teu  Arbeitern  währenu  aieser  vier  Jahre  lö5Ü0O  Fr.  als  Zinsen  und 
Dividende  für  ihre  Geschäftsantheile  zu.  lieber  die  Zahl,  die  Geaammt* 
i;ti  1  lü  -  durchschnittliche  Höh'^  dnv  Geschäftsantheile  der  Arbeiter  nach 
dem  ötande  vom  ^O.  Juni        giebt  folgende  Tabelle  Au&chluaa. 


Antheile  im  Betrage  'i 
von  'I 


Zahl  der 
Anthdle 

Gesammtwerth 
der  Antheile 

Durch.shnitts- 
Werth  cineä 
Antheile 

133 

10426  Fr. 

7ö  Fr. 

188 

52840   .     ■        231  . 

167 

132  662  „ 

71)4  , 

318 

im  010  „ 

2  220  ^ 

83  631  „ 

Ü  WJ  - 

22281  „ 

11115  » 

131941 

82985  „ 

^  i 

029  508')  » 

100  Fr.  und  weniger 
101—    500  Fr, 

50i_  1000  „ 
1  001—  5  000  „ 
5  001— lOoou  „ 
10001—15000  „ 
25  001    50  000  „ 
über  50000  » 


Dabei  bezog  Herr  Godin  im  Jahre  18^S3  ein  Einkommen  von 
259339  Fr.  und  awar  154521  Fr.  als  Sprosentige  Zinsen  seines  Kapital« 

von  3  090  420  Fr.,  m  000  Fr.  an  Gohalt  als  Direktor,  4  78ö  Fr.  Dividende 
für  Hoino  Arbeit  nln  associe,  24  64(>  Fr.  Superdividende  für  sein  Kapital 
und  60387  Fr.  Dividende  als  Direktor. 

Ffir  das  Geschäft  hat  die  Qewinnbetheiligung  nebst  Kapitalbethei« 
ligung  eine  we^sentHelic  Vorbesponinn;  der  Arnoitslcistunji^en  zur  Folrro 
gehabt  Herr  Godin  rühmt  insbesondere,  dass  die  Arbeiter  eit'rii:  auf  die 
Verbesserung  der  Produktion  bedacht  seien.  Sie  legen  sich  Uaraut"  die 
IJrsaeben  der  Verluste  und  des  Missrathens  von  Produkten  herauszufinden 
und  anzuzeigen.  Sie  sind  bernlht,  neue,  die  IVcduktion  verbessernde 
Mittel  zu  ersinnen.  Die  l'^rma  ist  daher  öfters  genüthigt,  Erfindungs- 
patente  zu  nehmen.  GegenwSrtig  arbeitet  de  mit  180  meist  von  Herrn 
Godin  eelbst  genommenen  Patenten. 

Sonach  crgiebt  sich:  £s  handelt  sich  hier  um  eine  Fabrik, 
grasten  Stils  ^  in  weicher  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs 


0  Hierin  sind  mit  ei]|begriffen  die  Antheile  des  Beservefonda  und 
der  Pensionskasse. 
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hergestellt  werden.  Daher  eine  regelmässige  Nachtrage;  keine 
oder  höchstens  geringe  Schwankungen  im  Absatz.  Die  Ar- 
beiter durch  Grösse  ihres  Fleisses  und  ihrer  Sorgfalt  von 
Liiiiiuss  aut  Jen  Erfolg  des  Uiitcrnchroens.  Zuui  Fleiba  an- 
gespornt durch  Stöcklöhnun^ ,  zur  ndthigen  Sorgfalt  bei  der 
Arbeit  dureh  Gewinnbetheiiigung.  Die  Art  und  Weise  der 
DurchführuQg  dieses  Reizmittels  muss  dasselbe  im  bdchstea 
Grade  wirksam  machen.  Es  handelt  sich  nämlich  um  nichts 
geringeres  als  um  die  Verwandlung  der  Fabrik  in  eine  Pro- 
duktivgenossenschaft,  um  einen  Versuch,  mittels  der  Gewinn- 
betheiligung das  gcsammte  Eigenthum  der  Fabrik  in  den 
Besitz  der  Arbeiter  hinüberzutiilireii.  Folge  grösstmöglicher 
Sporn  für  die  Arbeiter,  ihr  Bestes  zu  leisten.  Resultat  sehr 
bedeutend:  Fürsorge  für  Vermeidung  von  Verlusten  und 
Verbesserung  der  Produktion  bcitens  des  einzelnen  Arbeiters. 

2.    Billon  &  Isaac,  Fabrik  för  Spieldosenbestandtheile  in  Genf^ 
Aktiengesellschaft. 

(BQhmert  Nr.  6;  Arbeiterfireond  1882  S.  138 1).) 

Das  Hans  Rillou  l.-nat*  verfertigt  T^cstaiidtheilc  von  Spieldosen, 
Ualbtabrikate.  iSeine  Abnehmer  sind  Fabrikanten  von  Musikstücken, 
welche  die  von  Billon  &  Isaac  gefertigten  Dosen  mit  mehr  oder  weniger 
Tollkoinmen  ausgestatteten  SpieTwerken  versehen  und  für  diese  die  Aus- 
wahl der  Tonstnckc  trnflen.  Die  Fabrikation  von  Hillen  &  Isaac  erstreckt 
sich  besonders  demnach  auf  die  Walzen  und  Kiidertverke  zu  den  Spieldosen, 
Klaviere,  welche  den  Ton  hervorbrin^n  und  die  Treibfedern.  Ausser- 
dem werd»^ii  in  »nnt  r  zur  Fabrik  geliöngen  Werkstatt  für  mechanische 
Tischlerei  I)ost'n  oder  Hiu  hpon  niis  hartem  Hol/  herj^ostollt .  welche  zur 
Bekleidung  der  bOg.  Bianca  (muuvemcuta  uder  cbauclieä)  d.  h.  der  Walze 
sanunt  dem  Räderwerke  dienen. 

Fast  die  ri^nnzc  Fabrikation  beruht  anf  inf  oh  mischen  Prozessen;  die 
ei£;entliche  Handarbeit  ist  beschränkt.  Immerhin  sind  aber  die  sämmt- 
en  von  der  Fabrik  BeschKftigten  qualißzirte  Arbeiter.  Die  gelernten 
Arbi^ter,  welche  eine  förmliehe  Lehrzeit  durchgemacht  haben,  sind 
Mechaniker,  Schmiede,  Schlosser,  Tischler,  Uhrmacher.  Am  h  die  im- 
selemten  Arbeiter,  die  zu  leichteren  Thäti^keiten  verwendet  werden, 
uawn  sieh  nieht  uls  eingehe  Handarbeiter  Deaseichnen. 

Die  Arbeiter  sind  thcilweise  im  Stücklohn  angestellt.  Letsteror  ist 
vielfach  mit  Produktionsprämien  nach  Gewicht  der  abgdiefiarten  Arbeit 
oder  nach  Zahl  der  al^olieferten  Stücke  verbunden. 

IKe  Zahl  der  .^Hbeiter  beträgt  normaler  Weise  etwa  100. 

Der  Arlieit.sldhn  repräsentirt  ein  Drittel  dc3  Preises  der  Produkte 
und  zwei  Drittel  des  GefchSftskapitals.  welches  2:V2:^i>0  Fr.  heträf^t. 

In  dieser  Fabrik  wurde  mit  dem  1.  JuU  1871  Gewinnhetheiligung 
der  Axlieiter  in  folgender  Weise  durchgeführt: 

Der  jährliche  Reinertrag  des  Gcörhäfts,  welcher  itncii  Abzug  der 
Kapitabdnsen  und  eines  Beitrages  für  den  lleaervefuuds  und  für  die 
Amortisation  der  Gebftude,  dtv  Werkzeuge  und  des  Kapitals  verbleibt, 
wird  in  zwei  gleiche  Hftlften  zerlegt.  Die  eine  Hälfte  erhält  das  Kapital 
and  die  I^itung,  und  zwar  2o  I*ro/ent  die  Aktionäre  und  25  Prozent  die 
Administratoren  (drei  an  der  Zahl  nebst  einem  Ingeuieor^  welche  ausser- 


M  Das  Xr"<  .  I  i  die  Darstellung  im  Arbeiterfireund  bringt,  beruht 
auf  direkten  Mittheiluugeu  des  Ucrm  Billon, 
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dem  ein  festes  JahreBgebalt  beziehen.    Die  andere  Hftlfte  des  Rein- 

fewinns.  also  50  Prozent,  wird  unter  die  übrigen  Angestellten  und  Ar- 
eiter  nach  Verhiiltniss  des  von  ihnen  im  Jahre  bezogenen  GehalU  oder 
Lohne»«  vertheilt. 

Um  Antheil  am  Geschäft  zu  erhalten,  ist  nöthif?,  dass  die  Arbeiter 
und  lieamten  ausBchliesslicli  fiir  Rechnung  der  Finna  ^rearbeitet  haben 
und  mindestens  drei  auf  einander  folgende  Monate  des  Keclmungsjabrea 
In  den  Werkstätten  derselben  beschäftigt  waren. 

Der  auf  die  betheiligten  Angestellten  nnd  Arbeiter  ent&llende  Ge- 
winnantheil  wird  jedoch  nur  zur  Hälfto  baar  au>5i:''zn!ilt,  zur  andern  Hälfte 
als  obligatorische  Einlage  für  das  Geschäft  zurück  behalten  und  in  eine 
Gesehftmktie  verwandelt,  sobald  er  den  Betrag  von  je  100  Fr.  erreicht. 

Diejenigen  Arbeiter,  welche  Aktien  besitzen,  können  dim:h  Dele- 
girte  bei  der  .JahresvcrBamrolnng  der  Aktionäre  eine  Kontrole  über  die 
Rechnungsführung  ausüben. 

Die  Aktien,  welche  die  Arbeiter  erwerben,  sind  nicht  frei  ▼erinsserlicb. 
ßeim  Tode  oder  Fortgang  eines  Arbeiters  oder  Angestellten  müssen  <ii  > 
Aktien,  welche  derselbe  erworben  hatte,  an  das  Geschäft  zurück verkault 
werden.  Ein  Angestellter  oder  Arbeiter,  welcher  den  Dienst  des  Hauses 
verlässt,  verliert  seine  Ansprüche  auf  den  Gewinnantheil  für  die  drei 
Ir'^/tpn  Monate  7.\\  Gunsten  seiner  MitarV(  tVf>r.  V'»n  dieser  Einbusse  sind 
diejenigen  ausgenommen,  welche  im  Dienste  des  Hauses  versterben  oder 
ohne  i&e  Schold  wegen  Vennindemn^  des  Personals  oder  wegen  sdileebten 
QeschKfteganges  entlassen  werden.  \\  er  aber  ohne  eine  wenigstens  14  Tage 
voMu-'^'ehpnae  Künditjung  die  Fabnk  verlässt,  geht  des  Kechts  an  der 
Gen'inubetheiligung  im  laufenden  Jahre  verlustig. 

Die  Ökonomisch«!  Vortheile,  welche  die  Arbeiter  und  Angestellten 
des  Hauses  aus  der  GewinnbetheiÜgiuig  sogen,  sind  soa  folgender  TabeUe 
ersichtlich: 


l 

1 

! 

Dnreh« 

f  winn- 
antheil in 
Prozenten 
des 
Lohnes 

täglicher 

Jahre 

Theü- 
jhaber 

Oesammtbonns 

8chnitt.>>- 
antheil  jedes 

Durch- 
schnittslohn 

Arbeiters 

1 

(Bonus  exkl.> 

1871—72 

103 

21 154  Fr.  45 

C. 

201  Fr.  75  C. 

ISV'aO/o 

4  Fr.  42  C. 

1872— 7.S 

109 

38  877  55 

n 

347  „   40  „ 

28Va  „ 

1873~T4 

92 

26  004    „  45 

r> 

276  „    15  „ 

20V«  „ 

5  „   05  ^ 

1874  t:. 

1«»2 

32  401    »  85 

n 

308  „   85  „ 

23V'a  „ 

4  „    91  „ 

1875—70 

,  140  ;  27  9i3  »90 
1    «8      4688   „  — 

T> 

221  „   80  „ 

n  „ 

1876—77) 

n 

4  n 

4  .    82  , 

1877—78 

82 

n 

4  „    72  „ 

1878—79 

89 

9959   „  20 

n 

167  ^   85  " 

l  » 

4  „    64  , 

1879— «O; 

89 

12258  „  - 

n 

137  „   75  „ 

10  „ 

4  ,   70  , 

1880-811 

1 

101 

21432  ,  — 

n 

212  „   19  „ 

15  „ 

4  „   83  » 

Im  ganzen  ll(»äsen  dem  Personal  des  Hauses  194  269  Yt.  40  C.  SIL. 
IMe  Wirkungen  der  Gewinnbetheiligung  ftlr  das  GeschKft  waren 
sehr  erfrciili!  Ii     In-l besondere  lassen  sich  als  solche  hervorheben: 

1.  Erh<)huno;  de«  Arbeitseifers  des  Personals^   Die  Arbeiter  seigten 
„grössere  Freudigkeit  und  Lust  beim  Schäften''. 

2.  Erspaimn  an  Zeit|  Stoff  und  Werkzeugen. 


I)  Raseiseb-tOrkisdier  Krieg:  S.  Taylor  S.  34. 
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3.  Gegenseitige  Kontrole  der  Arbeiter  Uber  ihre  Thätigkeit;  gute 
DinipUn.  Iiadnreb  ist  „den  Unternebiiieni  yiel  Sorge  der  üebierwaiehuDg 
und  Aerger  über  das  Verhalten  der  Arbeiter  erspart  geblieben". 

4.  Die  Fabrik  blieb  von  Arbeitacinstellungen  vei^hont  tinH  Ar- 
beitsatreitigkeiten  hörten  auf.  Arbeitgeber  und  Arbeiter  stehen  nunmehr 
«nf  gutem  FoHe. 

Bemerkens  Werth  i  t  -chliesslich  folg«  itdtr  I'assus  aus  einem  Briefe, 
den  <lie  deutschen  Arbeiter  der  Fabrik  im  Jahre  1877  an  Geb.  Ratb 
i)ohm*.*rt  richteten.  Es  wird  daselbst  herv^orgchoben ,  dass  die  gleichen 
Betoltate  sich  nieht  durch  Stücklohn  oder  eine  andere  Löhnungsform 
erzielen  Hessen,  und  rs  J .  i«?t  sodann  wörtlicli :  Hei  Stficklohn  sudit  der 
Arbeiter  so  scboeU  als  eben  möglich  anzutertigeu,  um  recht  viel  zu  ver- 
dieneO|  md  bedürfte  es  einer  Benr  Bchufen  Kontrole  edtens  der  Mebttir, 
cUw»  nicht  schlechte  Arbeit  geliefert  und  somit  das  Geschäft  in  Mi.säkredit 
gebracht  wurde.  Bei  der  hier  eingeführten  Methode  jedoch  liegt  es  im 
Literesse  jedes  tünzelnen,  die  Arbeit  immer  mehr  zu  vervollkommnen,  am 
dem  Haine  immer  mebr  BeeteHongen  dadmeh  ru  gewinnen,  nnd  ans 
diesem  Grund  wird  der  Arbeiter  bemüht  sein,  die  Hllßwerkzeuge  zu  ver- 
▼oUkommncn,  um  Zeit  zu  ersparen  und  die  Arbeit  besser  machen  zu  können.** 

F.i«sen  wir  zusiunmen:  Herstellung  von  feinen  Arbeiten, 
die  mehr  oder  weniger  kleine  Kunstwerke  sind.  Hierbei  mehr 
oder  minder  qualiHzirte  Arbeiter  beschäftigt.  Der  Arbeitslohn 

fleich  einem  Drittel  des  Preises  der  Prudiikte  und  gleich  zwei 
drittel  des  Geschäftskapitals.  Demzufolge  zierolieh  grosse 
BedeutoDg  der  Arbeit  Theils  Stücklohn,  theiU  Zeitlohn  in 
Verbindung  mit  QuantomsprSmien.  Dadurcb  also  scharfer 
Antrieb,  möglichst  viel  zu  produziren«  Individuelle  Gewinn- 
betheilieung.  Betrag  des  Bonns,  abgesehen  von  den  schiechten 
Konjunkturen  weniger  Jahre,  gross.  Der  jährliche  Bonns  aar 
ÜÄJne  sofort  ausgezahlt,  die  andere  Hälfte  erst  fällig,  wenn 
der  Arbeiter  die  Fabrik  verliisst,  allein  in  der  Zwischenzeit 
nicht  etwa  in  einer  Sparkasse  oder  deri:^!.,  sondern  im  Geschälte 
selbst  auf  den  Namen  des  betretienden  Arbeiters  angelegt 
Also  auch  lÜr  diesen  Theil  nicht  Abschwächung,  ^  iidern  Ver- 
schärfung des  Anreizes,  den  die  Gewinnbetheili^ung  bietet. 
Entsprechend  diesem,  sowohl  was  Höhe  des  Bonus  als  auch 
ÜDnuttelbarkeit  swner  Wirkung  angeht,  lebhafteD  Sporne  die 
Resnltate:  die  Ghswinnbetheillgung  führte  au  besserer  Arbät, 
grösserer  Spusamkeit  und  gegenseitiger  Ueberwachung  der 
Arbeiter,  also  zu  VerbessemDg  und  Verbilligung  der  Pro- 
duktion ;  dabei  Fernhaltnng  von  Arbeitsstreitigkeiten  und 
freundliches  Verhältniss  zwischen  Arbeitern  und  Leitung. 

3.  Leclaire,  jetat  Redouly  &  Oia,  Geschäft  für  Gebftudemalerei 
in  Paris. 

(Böbmert  Nr.  10;  Enqußte  Bd.  II  S.  53—64.  494—521;  S  Tnylor, 
Profit  Sharing  between  Capital  and  Labour  S.  1—25');  Bulletin  de  la 
participation  aux  b^^fices  1882  S.  101— 17k,  1883  S.  136,  1885  S.  2— Ü.) 


MS.  Tajlor  lente  die  Einxiditniigeil  des  Hauses  Leolaire  im  FrUh- 
jthr  leSO  ans  eigener  AoschannDg  kamen:  Profit-Shariog  S.  2. 
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Das  Haus  i^eclairc  betreibt  das  Gewerbe  der  Gebäude-  und  Stuben- 
maierei  im  grössten  Maassstabe.  In  kleinem  Umfange  im  Jahre  1^6  ycm 
dem  inzwischen  (1^12)  vor^torbenen  Gebäudemaler  Leclaire  (gegründet, 
ist  das  Geschäft  nach  und  nach  zu  einem  bedeutenden  Etablissement 
herangewachsen  und  z&hlt  jetit  dmehschnittlich  400  ständige  und  ausser- 
dem noi  h  zahb^iche  HilftaxlMiter. 

Die  Arbeit  wird  immer  auspcr  dem  Jlanse  nnd  /war  an  70—80  Ge- 
bäuden täglich  durch  Gruppen  von  ü — 10  Arbeitern  unter  Leitung  je  eines 
Werkflihiere  verricbteL  Ooter  den  ArbeH)em  aind  havplaieliBdi  folgende 
Kategorien  vertreten:  Arbeiter  zum  Putzen  und  Reinigen  der  Imuser 
nnd  für  glatte  Malerei,  Anstreicher,  Dekorateure  verschiedener  Art,  Maler^ 
weiche  das  Gesimse  nachahmen,  Buchstabenmaler,  Vergolder,  Tapeten- 
anfzieher,  Bohner,  Glaser. 

Die  Arbeiter  sind  fast  durchweg  im  Tagclolm  angestellt»  niur  die 
Tapezierer  und  Dekrirateure  empfangen  Stückloim. 

Die  Arbeitslöhne  machen  70  Prozent  der  Geschäftskosten  au», 
während  30  auf  die  Farben,  Geräthe  und  dergl.  gehen ;  die  geringfügigen 
Werkzenp:e,  welche  die  Arbeiter  brauchen,  h  tltr  ii  sie  sich  selbstH  Alles 
ist  Handarbeit;  nur  das  Farbareiben  wird  durch  eine  Dampfmaschine  besorgt. 

Das  Geschäft,  bis  1869  Herrn  LeeUdxe  allem  gehörig,  wurde  in 
diesem  Jahre  in  eine  Kommandi^esells«  haft  verwandelt.  Das  Betriebs- 
kapital beträgt  400  000  Fr.  Die  Hälft »>  davon,  also  200 OOO  Fr.,  pehört 
einer  aus  den  £litearbeitem  des  Hauses  bestehenden  Hilfs-  und  Peusions- 
geeellsehaft,  welche  die  Rommanditistin  des  Geschäfts  bildet  Je  100000  Fk*. 
gehören  statutengemäss  den  Tx  iden  jeweiligen  Direktoren  des  Hauses,  jetzt 
den  Herren  Redouly  und  Maniuot.  Die  l)irektorcn  werden  auf  Lebens- 
zeit von  den  Elitoarbeitcrn  des  Geöchäfts  gewählt.  lt»t  der  ueugewählte 
Direktor  bei  seinem  Geschäftsantritt  nicht  im  Boitze  eines  Vermögens 
von  100  000  Fr.,  m  ist  sein  aupsclieidender  Vorgänger  bezw.  dessen  Fa- 
milie verptüchtet,  das  Kapital  von  lÜi>OOU  Fr.  nach  Bedarf  ganz  oder 
thdlweise  im  Geschäft  zu  belassen,  bis  der  neue  Direktor  sich  ein  Ka- 
pital bis  zu  dieser  Höhe  enn'orben  bat.  Die  Direktoren,  w(Min  auch  von 
den  Elitearbdten  erwählt,  besitzen  die  nneingeBcbräiikte  iieitang  des 
Geschäftes. 

Die  Arbdterelite  seist  sich  zosaromen  aus  den  tüchtigsten  und  besten 

Arbeitern  des  Hauses.    Und  zwar  k<tnnen  Mitglieder  der  Elite  nur  die- 

i 'eiligen  Arbeiter  werden .  welche  fiinf  Jahrp  «lern  Geschäft  treu  gedient 
labeu;  sich  durch  Tüchtigkeit  und  sittlichen  Lebenswandel  auszeichnen, 
im  Alter  von  25—40  Jahren  stehen  und  —  naeb  einer  neueriiehen  Be- 
stimmung -  -  Franzosen  sind.  Die  Aufnahme  erfolgt  auf  Be.«chluss  der 
bereits  zur  IClitp  gehörigen  Arbeiter.  Vorauf  geht  derselben  eine  genaue 
Prüfung  der  Qualität  und  iubbesondere  der  Moralität  der  Bewer1>er  seitens 
jener.  Die  alten  Mitglieder  sollen  dabei  sehr  sti^ug  verfahren  und  mit 
rs'ennufiiahmen  recht  sparsam  zti  Werke  gehen;  die  Mitglieder  der  Klite 
wäldeu  aus  ihrer  Mitte  einen  Ausschuss.  Dieser  übt  eine  strenge  Kon- 
trole  fiber  die  Arbeiterschaft  des  Hauses  und  ist  befugt,  bei  unordent- 
lichem  Lebenswandel  oder  ungehörigem  Verhalten  von  Arbeitern  die  Ent- 
las.«nng  dot  Holben  mit  Verlust  aller  Rechte  zu  verlangen.  Die  Entlassung 
wird  sodann  auf  Beschluss  der  Generalversammlung  der  £Utemitglieder 

Die  Zahl  der  Elitearbeiter  betrug  im  Jahre  1888  126. 

I>ie  Hauptbcdeutimg  der  EHto  bo^toht  gegenwärtig  darin,  da.^s  nur 
Mitglieder  derselben  in  die  oben  erwuiiute  gegenseitige  Hilfs-  und  Fen- 
stonfljgesellschafl*)  Aufnahme  finden  können.  Diese  gew&hit  ihren  Bfit- 

Economiste  Cran^ais  11  juillet  1885  fs.  43. 
•)  Präsident  dieser  Gesellschaft  ist  der  Staatsrath  Charles  Robert; 
iiekannt  durch  seine  Sehriflen :  „La  sumiresBion  des  gr^ves  par  Tassocjation 
aujc  beiu'ficr,-''-,  „Le  partnge  fk  -  tmit<5  <m  travail'*  und  „Etüde  sur  la  i»arti- 
ci(»ation  des  cmployes  et  ouvnerä  daus  les  ben^fices'*  lb73.  VgL  oben  S.  2. 
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glir«leni  msbt'sondcre  L  ntersttitzunp  in  Krankheitsfällen  und  zahlt  ihnen 
Qiicb  ErreicUuog  dea  50.  Lebeusjalires  hczw.  des  2u.  Dienstjahres  eine 
jdvfiehe  Rente  von  1200  Fr.  bezw.  ihren  Wittwen  eine  solche  von  600  Fr. 
Aa*'*t'nh'in  hahen  di»*  EliteuiitgUeder  d;i^  Hecht,  alljährlith  die  Werk- 
mmta'  äu»  ^iner  ihnen  von  den  l)el(leu  Direktoren  vorgelegten  Liste  auB- 
tawÄhlcn,  und  wie  schon  erwähnt,  bei  eintretender  Vakanz  steht  ihnen 
die  Ernennung  der  Direktoren  des  Hatuee  zu. 

Fniher.  Tiis  /um  Jahre  1N70,  geoosfen  die  Elitenrbciter  noch  den  be- 
«oDuert.n  V.  r/iTL'  vor  den  übrigen  Arbeiten!,  dass  sie  allein  am  Gewinn 
des  Gcüchatu  bet heiligt  waren.  1870  wurde  aber  die  von  Leclaire  1842 
eincefttlnte  und  ieitdem  in  venwliiedeoeii  Pennen  bestehende  Gtewinn« 
betbeiligung  auf  sämmtliche  Arlieiter  erstreckt.  Dieselbe  hat  mmmehr 
auf  ürond  mehrerer  notarieller  Akte  folgende  Gestalt  erhalten: 

25  Prozent  des  Beingewiuua  entfallen  auf  die  Direktoren,  25  auf  die 
Moweitige  HilfsgeseUscSiift  und  «50  anf  die  sämmtUchen  imierlialb  des 
KechnuDgsjahres  vom  Hause  beschäftigten  Arbeiter  mit  Ausnahme  der 
AkkordarbHter.  Der  Reingewinn  ergiebt  sich  nach  Abzug  aller  Unkosten 
euttchüesalich  der  Gebälter  für  die  Direktoren  und  eines  Kapitalzinses 
TO»  5  Ptosent  Eventoell  werden  noch  Abzüge  von  10  PM»ent  ffir  den 
BflMrrefoods  gemacht,  welcher  sich  g^enwärtig  auf  100  000  Fr.  beläuft  und, 
£Ub  einmal  angegriffen,  bis  7m  diesem  Bftrafre  ergänzt  werden  muss. 

Jene  50  Dozent  werden  an  die  einzelnen  Aroeiter  nach  Maassgabe 
ihnr  wilirend  des  Jahres  verdienten  Löhne  verfheilt  Bei  der  Snnimining 
4w  in  dttn  Kechnongsjahre  von  dem  Einzelnen  erworbenen  Lolmes 
iber  nur  der  für  eine  Tagesarbeit  von  10  Stunden  gezahlte  Lo]»ti  ange- 
rechnet, Ueberstuudeu  und  Nachtarbeit  werden  dabei  nicht  in  AnBchlag 

Die  EUitearbeiter  geniessen  ausser  den  Bonus  noch  die  oben  er- 
wübnten  Vortheile  der  Hilfs-  und  Pon^ionsffesellscbaft,  welche  durch  die 
Kapitalzinsen  von  5  Prozent  und  durch  clie  weitere  Dividende  (25  Pro- 
mt  des  Reingewinne)  geschaffen  werden. 

IHe  Hillii-  and  IV^nsionsgesellschaft  kontrolurt  die  oidotingsniiissige 
Bechnang3f?ihning  durch  Dolegirte. 

Die  Hohe  der  Löhne,  der  Betrag  der  Gewinnantbeile  und  das  \'er- 
Ultniss  des  Bonus  m  den  Löhnen  während  der  Jahre  1870—82  wird 
dmch  folgende  Tabelle')  ▼eransehanlioht: 


Jahr  1 

Goaammtbumme 

1 

1  Bonus 

iVerhältniss 

des  Bonus  im 

der  Löhne 

Vergleich  zu  den  Löhnen 

1870 

mm  Fr. 

61  625  Fr. 

etwa 

14 

1871 

55Ö495  „ 

67  500 

n 

n 

12 

n 

1878 

695  429  „ 

88  250 

n 

n 

12 

r> 

1873 

m  167  „ 

64  500 

n 

n 

12Vi 

ft 

1874 

600  293  „ 

79000 

n 

n 

18 

jt 

1875 

696  569  „ 

100  000 

n 

n 

14 

n 

1876 

689  575  „ 

112  500 

n 

t> 

16 

» 

1877 

645  500  „ 

m  000 

n 

n 

18 

n 

1878 

713a'',0  „ 

i;jO  ooo 

ji 

n 

18 

n 

1879 

K?7»75  „ 

16U  UOO 

n 
n 

V 

18 

n 

1880 

972  425  „ 

190000 

» 

19 

n 

1881 

1068  600  „ 

SK.OOO 

II 

n 

20 

n 

1882 

106d975  n  1 

240  7dO 

D 

22 

ff 

Die  Zahlen  bis  1876  inkL  nach  Böhmert  Bd.  i  6.  329,  die  späteren 
meh  8.  Taylor  8.  15. 
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Die  Kesultate,  welche  das  Geschäft  miB  der  Gewinnbotlu^iligung: 
seiner  Arbeiter  wie  aus  der  Assoziation  eines  Theils  derselben  zug,  biuä 
in  der  Hauptsache  folgende: 

1  Der  Besui-h  der  W^rk «statten  wurde  viel  rogelmiis^sigiT.  Früher 
machten  40  Prozent  der  Arbeiter  binnen  Mont^^g.  Seit  den  öOer  Jahren 
indess  verminderte  sich  diese  Zahl  beträchtlich  und  seit  10  Jahren  feiert 
sieht  mehr  1  I'rozent.  Seit  über  5  Jahren  haben  die  IKrektoren  nie 
Qrund  gelirt>)t,  in  dieser  Beziehung  unzufriedon  zu  scIti 

2.  Der  Fleiss  und  die  Aut'tiierk'=!HnkHit  der  Arbeiter  wurde  ange- 
ßjjorut.  Sie  schätzten  öchuell  und  8<»rgt".iUiir,  möglichst  viel  und  moglicbst 
mit.  Ihr  Eifer  wird  dadaix>h  noch  erhöht,  dtUM  eine  Kontrole  ihrer  Tnätig- 
Ict  it  leicht  ist.  Sowie  nümlic-h  eine  Arbeit  aiisgcfiihrt  ist,  kommt  der 
Yerinesser  des  Hauses,  nimmt  eine  Ausmessung  der  Arbeiten  vor  und 
stellt  die  Rechnung  auf.  Auf  diese  Weise  ergieüt  sich  sofort  der  in  der 
betreffenden  ambiuanten  Werkstatt  erzielte  Gewinn  nnd  das  fenert  die 
Arbeiter  besonders  au.  —  In  Zeiten,  in  dcneii  die  Arbeiten  sich  stark 
häufen,  lassen  die  Arbeiter  sich  auch  ohne  Munen  eine  Verlanpfmng  der 
Arbeitzeit  gefallen.  Bei  der  pariser  Weltausstellung  von  i«7ö  z.  B. 
waren  Arbeiten  im  Rückstände  nnd  es  ^It,  dieselben  mögüehst  rBseh 
zu  erledigen.  Damals  haben  nun  die  Arbeiter  6  Wochen  lai^  14  Stunden 
tfiglit  h  und  2  X ruhte  wöchentlich  gearbeitet,  ohne  auch  nur  ein  Wort 
darüber  zu  verlieren.  Erst  nach  Beendigung  der  Arbeiten  hi^  es:  -Das 
ist  anch  ^anz  gut,  wir  fangen  gerade  an,  davon  genug  so  haben.*'  —  Imbei 
wurden  ihnen  keine  besonderen  Gratifikationen  zu  Th^;  ne  ertiMten 
nur  für  die  Ueborctunden  die  gewöhnliche  Vergütung. 

3.  Die  Arbeiter  üben  gegenseitig  eine  scharfe  Kontrole  über  ihre 
Thfttig:kdt  ans.  Im  Berichte  des  Direktors  Marquot  vor  der  franaiÜKheD 
Kommbsion  heilst  m  u.  a.:  „Wenn,  wie  es  manchmal  vorkommt,  än 
schwarze  Schaf  sich  in  unsere  Heerde  verirrt,  so  bleibt  es  nie  l'inger 
als  48  Stunden  darin,  es  wird  sofort  angezeigt*'  Wenn  ein  Werkfuhi-er 
sdne  Pflicht  ▼emachlMssigt,  so  wird  die  Dlrektioii  sofort  davon  brieflieh 
in  Kenntniss  gesetzt.  Jede  Unregelmässigkeit,  anch  die  kleinste,  wird 
gemeldet^).  —  Diese  gegenseitige  Uebfrwachung  und  iVw^p  Ivimnnthigkeit 
der  Arbeiter  ist  hier  von  besonderem  Interesse  darum,  weil  Arbeiter  des 
Hanses  unter  FOhrnng  eines  einfachen  Werkmeisters  Ofteis  weit  fort  von 
Fwn»  in  die  Provinzen  wie  ins  Ausland  auf  Schlosser  gesehickt  werden, 
wo  sie  längere  Zeit  Arbeiten  nupzu führen  hnben. 

4.  Arbeitsstreitigkeiten,  Ausstünde  wurden  venntedeu.  Bei  Eröff- 
nung der  Weltausstellung  von  1878  haben  die  Arbeiter  ün  Malergewerbe 
zu  raris  fast  sämmtlich  die  Arbeit  eingestellt  und  eine  Lohnerhöhung 

gefordert,  welche  man  ihnen  aucli  Imt  bewilligen  mfi^=  <  Bei  Leclaire 
at  keine  Lohnstei^erung  stattgefunden.  Vielmehr  hüben  die  Arbeiter 
gerade  in  jener  Zeit,  wie  erzählt,  durch  einen  besonderen  Aufwand 
von  Arbeitsenergie  ihre  Willfährigkeit  an  den  Tiig  gdefl^ 

5.  Die  Arbeiter  wissen,  dass  sio  durch  ihr  Benehmfn  rmd  ihre  Höf- 
lichkeit ein  Haus  zu  vertreten  haben,  mit  dessen  Gedeihen  ihr  Interesse 
staik  verknüpft  ist  Es  wurden  daher  der  Firma  häutiger  Zufriedenheits- 
erklärungen der  Kunden  nicht  nur  wegen  der  trefflicheu  Ausführung  der 
Arbeiten,  sondern  auch  wegen  des  guten  Verhaltens  der  Arbeiter  zu  TheiL 

Kurz  zusammen^efaaat:  Gewerbebetrieb  im  Baufach  in 
einer  Weltstadt,  in  cfer  eine  stetige  grosse  Kachfrage;  rel*ÜT 

geringer  Einflues  sowohl  allgemeiner  Konjunkturen  als  auch 
beßonders  geschickter  T^eitung ;  ferner  geringes  Geschäftskapital ; 
dagegen  grosse  Wichtigkeit  der  Arbeit  <als  Produktion ßeleraent, 
sowoiil  was  den  Antheil  der  Arbeitslöhne  an  den  Gescbäfta* 


Vgl.  noch  Enquete  Bd.  II  8.  58. 
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Unkosten  angeht  —  <\\o  Arbeitslöhne  betragen  70  Prozent  der 
letzteren  — ,  als  auch  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Be- 
deutung der  Qualitiit  der  Arbeit  iiir  den  Erfolg  des  Ganzen. 
Der  Geschäftsg^ewinn  demgemäss  wesentlich  von  der  Güte  und 
Schnelligkeit  der  Arbeit  bedingt.  Sehr  hohe  Gewiunbetheili- 
guiig  der  Arbeiter.  Resultat:  grössere  Ai-beitsenergie ,  regel- 
mtaiger  Besuch  der  Werkstätten,  gegenseitige  Eontrole  der 
Arbeiter  unter  einander,  Vermetdung  von  Arbeitsstreitigkeiten, 
gutes  Verhalten  der  Arbeiter  gegenüber  der  Kundschim. 

4  Henry  Briggs  Son  &  Co.,  Kohlenbergwerke  in  Whitwood 
und  Methley  bei  Normanton  in  Torkshire. 

Dieser  Versuch  der  Betheilig  uug  am  Reingewinn  hat  be- 
reits oben  im  ersten  Theile  (S.  15  ff.)  eine  eingehende  Dar- 
stellung erfahren.  Es  handelt  sich  hier  nur  darum,  das  zu- 
sanuDenzufaäsen,  was  sich  aus  der  obigen  Darlegung  für  die 
Frage  nach  der  praktischen  Anwendbarkeit  der  Gewinnbethei- 
lignng  ergiebt. 

Der  Kohlenbergbau  ist  häufiger  Schwankunp^en  im  Absatz 
und  in  den  Preisen  ausgesetzt,  welche  durch  alJgenieine  Kon- 
junkturen veranlasst  werden.  Indess  da  die  Ausgaben  für 
Arbeitslöhne  allein  70  Prozent  der  Geschäftsunkosten  betragen 
und  weitere  15  Prozent  der  letzteren  auf  Materialien  kommen, 
zu  deren  Ersparniss  die  Arbeiter  in  hohem  Maasse  beitragen 
kdim^B,  sind  diese  von  ganz  hervorragendem  Einfluss  auf  den 
Oeschäftsgewinn.  Die  fidhe  desselben  httngt  wesentlich  von 
dem  Fleisse  der  Arbeiter,  von  ihrer  Sorgfalt  in  iiehandlung 
des  Materials  und  von  der  Qualität  der  Arbeit  ab.  Ist  es  doch 
Herrn  Briggs  gelungen,  durch  Steigerung  der  letzteren  (Aus- 
bringen grosser  Koldenstücke  statt  kleiner)  bei  sinkender 
Konjunktur  s^ar  dm  Nachtheilen  dieser  theilweise  zu  be- 
«jegnen.  Bei  Wiederbeginn  de"  Steigens  der  Nachfrage  ist  es 
für  das  Geschäft  von  nicht  zu  unterschätzendem  Werth,  die 
nöthige  tüchtige  Arbeiterzahl  willig  zur  Verfügung  zu  haben. 

Nachdem  die  Arbeiter  durch  wiederholte  Arbeitsein- 
Stelinngen  theils  in  Folge  von  Lohnstreitigkeiten,  thells  aus 
Anhua  gedachter  Versudie,  die  Qualität  ihrer  Arbeit  su  stei- 
gern, sowie  durch  Materialveigeudung  der  Firma  gössen 
Schaden  zugefügt  hatten,  führte  diese  die  Gewinnbetheiligung 
ein.  Die  Gewinnantheile  waren  im  Verhältniss  zum  Lohn  der 
einzelnen  Arbeiter  bemessen  und  wurden  sofort  ausgezahlt:  die 
Beträge,  die  auf  die  Einzelnen  kamen,  waren  nicht  unerheblich. 
Auch  konnten  die  Arbeiter  (xeschäftsantheile  erwerben,  was 
indess  verhältnissmäsgip  nur  W  enlj^e  thaten.  Der  Erfolg  war 
glänzend.  Steigenitip;  der  Produktion  in  Menge  und  Güte, 
ti-Bparniöse  an  Material,  Fesselung  der  Arbeiter  an  die  Firma, 
Abwesenheit  der  früher  so  häufigen  Arbeitsstreitigkeiten  und 
Arbeitseinatellungen. 
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Der  Versuch  scheitert,  sobald  die  Firma,  mit  diesen  öko- 
iiumischeu  lieauitüteii  nicht  /.uiriedeu,  das  Luhnsystem  beiuitzi^u 
will,  um  ihre  Arbeiter  den  Qewerk vereinen  abwendig  zu 
machen,  in  denen  die  eoglischen  Arbeiter  diejenige  Organisa- 
tion sehen  y  auf  welche  sie  für  die  Besserung  ihrer  Lage  und 
Sicherung  ihrer  wirthschaftiichen  Unabhängigkeit  zu  blicken 
haben ,  und  der  die  Briggsschen  Arbeiter  speziell  wieder- 
holten Schutz  gegenüber  früheren  Angriffen  ihrer  ArbLit<?eber 
und  in  letzter  Linie  sogar  die  Einführung  der  Gewinnbetheiii- 
gung  zu  danken  haben. 

5.  La  Providence,  Aktienverein  für  Gerberei  und  Färberei  au 
Coulommiers  (frühor  I)orf^f^-FIeuz(^). 

(Böhmert  Nr.  11;  Enquöte  Bd.  II  S.  118—122  u.  53S  f.j 

Herr  Dorf^e  führte  die  Gewinnbetheilifrung  in  deu  OOcr  Jahren  in 
seiner  GerUerei  und  Färberei  zu  Coulommiers  ein,  weseutlich  aus  dem 
Gnmde,  qdi  die  Arbeiter  an  das  GeachÄft  za  fesseln  und  von  Aiuständen 

abz\i1i:<1t(>n. 

Die  <  iewiimhetheili^'unp:  besteht  heute  in  folgender  Form.  I>ie  Ar- 
beiter neliineu  im  Verhalt iii.«;*  der  Summe  ihrer  Löhne  za  dem  Aktieu- 
kapitiil  am  Iloiiifrewiun  des  liesi  luift.s  Theil;  sie  erljaltcn  pro  rata  ihrer 
Löh  ne  die  gleiche  Dividende  ^^ie  dii'  Aktionäre  auf  Grund  der  Aktien. 

Die  Bedingungen  der  1  heihmhme  am  Geschäft^gewiun  bestehen  vor 
allen  Dingen  darin,  daas  der  betreflfende  Arbeiter  mindestens  1  Jahr  in 
der  Fabrik  thätig  gewesen  und  Aktionär  der  Firma  ist.  Entweder  muas 
er  den  Preis  einer  Aktie  sofort  erlopen  oder  er  lä-st  .sicli  Lolmabzüge 
Ton  d  Prozent  gefallen,  welche  in  eine  Kasse  äiessen,  aus  der  die  nöthu^eu 
OeschSÄsaktieu  angekauft  weiden.  Fernere  firforderaiaBe  sind:  gnte  Ffih- 
rung  und  Zulat^sung  durch  einen  mit  Zweidrittel •  M^joritdit  gefaenten 
Beechhi^^  fler  am  Gewinn  bereits  Betheiligten. 

Von  den  120  Arbt^-itern,  welche  die  Providentia  beschäftigt,  erflillen 
nur  fHO  obige  Bedingungen  und  diese  30  nehmen  daher  allein  am  Oeschäfts- 

fewinn  Thoil.  Die  GerInL'fn<iitrk"'it  dieser  Ziffer  begreift  sich  aus  der 
jöstigkeit  der  Bedingung  einer  Kapitaleinzahlung;  sodann  hat  die  General- 
versammlung der  Antheuhaber  es  in  der  Hand,  die  Zulassung  auszusprechen 
oder  zu  verdagen,  und  begreitlicherwoise  liegt  es  in  dem  bteresse  dieser, 
nnr  wenige  und  tüchtige  Arbeiter  aufzAinehmen. 

Die  30  betbeiligten  Arbeiter,  die  sog.  Kooperateure,  besitzen  zu- 
sammen mit  dem  Direktor,  Herra  Dorgä,  etwa  die  H&lfle  des  ge- 
sammten  AktienkapitaU. 

Der  Bonus  der  30  Arbeiter  hf^trufij  im  Jahre  l.s82  6  Prozent  ihrer 
Lohne;  da  diese  die  Summe  von  Ü*VJ4<)  Fr.  erreichten,  k)eziffcrte  er  sich 
aaf  8656  Fr.  Anf  den  Einaelnen  kamen  somit  121  Fr.  90  C. 

Die  Gewinnbetheiliguiig  hat  in  dem  bfschränkteii  Umfan^je,  in  dem 
sie  durchgeführt  ht,  v->rtr<tVlLch  gewirkt.  Die  Arbeiter  bringen  vifl 
gi'össeren  Eifer  zur  Arbeit  mit.  Und  diiraus  entspringt  eine  Steigerung 
des  Ertrages  sowie  erleichterte  Bezi»  ist[ii::t«n  zwischen  der  Leitung  uno 
den  Arbeitern.  Die  Arbeiter  sind  darauf  bedaclit.  Mitrol  /.n  (»rpmnen, 
welche  die  Arbeit  abkürzen.  Auch  unterstützen  sie  einander  mit  liath 
und  That.  Ein  Werkmeister  sagt  k.  B.  zum  andern:  „Wenn  du  schlechte 
Arbdter  in  deiner  Werkstatt  hast,  so  weide  ich  dir  welclie  aus  meiner 
Gruppe  abgeben,  um  «hniie  m  verbessern."  Schliesslich  trä|.;f  die  Gte- 
winubetheiligung  da/u  hei,  die  Arbeiter  an  das  Gest  hiift  zu  fesaehi. 

Also:  Gewerbebetrieb  mit  qualifizirter  Arbeit.  Eine  Zahl 
ausei wälilter  Arbeiter,  welche  ausserdem  Geschäftsaktien  be- 
sitzen, hat  Antbeil  am  Gewinn,  ein  jeder  im  Verhältuiss  zu 
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eeiDem  Lohn.  Der  dadurch  erzielte  LohnznscliaBS  von  mitt- 
lerem Betragi  dabei  aber  alle  Jahre  sofortige  Vertheilan^  dea 
Bona«.    Also  grosse  Unmittelbarkeit  des  dadurcli  erzielten 

B  izcs.  Erfolg:  Vermehrung  der  Arbeitsenergie  und  Um- 
eicht,  insbesondere  der  "Werkmeister.  Die  Arbeiter  angetrieben, 
8elbFt  für  gute  Mitarbeiter  zu  sorgen.  Dabei  Fesselung  der 
Arbeiter  ans  Geschäfu 

6.  Papeterie  coop^rative  d'Angonltee  (firOher  Laroche- Joubert, 
Lacroix  &  Cte.)« 

(Böhmert  Nr.  54;  Enquete  Bd.  II  S.  89  ff.  48o  ff.;  Bulletin  de  la 
partidpation  aux  bt-n/>fic€s  1680  S.  103-127,  1882  S.  11—18,  1884:  ta^ 
bdle  83-tioptique  des  etabliBsementB  qui  pratiquent  la  paiiicipation. 

Zur  Piiyiiorfabrik  von  Angoul^me  gehört  cm  Dutzend  Etal)li-^someDtB. 
Mehrere  Werkstätten  haben  die  Verfertigung  von  Papier  der  ver- 
schiedensten Art  und  Feinheit  zum  Gegenstaud.  In  andern  wird  das  in 
jenen  hergestellte  Papier  geglättet  und  fa^onnirt  und  zu  Schulheften» 
liegi^tem.  Notiz hiichcrn,  Zi^nrcttoiinapicr.  Visit iMikaiten,  Hiiefuinschläfren, 
Biie^pier  von  jeder  Stärke  und  ir  onnat  und  von  jeder  Art,  wie  solches 
mit  Traneirand,  mit  Wappenschfldem  u.  8.  w.,  verarbeitet  UngeflUir 
lU'KMi  verschiedene  Zubereitungen  werden  an  jedem  Tage  verrichtet.  £b 
«iiij  l  (ia;;u  1200 — löOO  Arbeiter  in  den  yerschiedenen  Werkstätten  er- 
forderlich. 

Die  Arbeitslöhne  machen  ein  Sechstel  der  gesammten  PlrodiiktionB- 

kotten  aus.    Fast  sämmtliche  Arbeiter  sind  im  Stücklolin  angestellt. 

Angestellte  und  Arbeiter  den  Hauses  düiien  ihre  Kapitalien  oder 
Ersparnisse  im  Geschäft  anlegen  und  Gcscliiiftsantluile  erwerben.  So 
lange  als  die  Einlage  des  Einsselnen  nicht  2(KK)  Fr.  eiTeidit.  be/ieht  der 
Inhaber  einen  Zins  von  .5  Prozent,  mag  der  Geschäftsgewinu  sein  wie 
er  wolle.  Sobald  aber  das  Depositum  den  Betrag  von  2000  Fr.  über- 
itteigt,  nimmt  der  Inhaber  in  jeder  Beziehung  die  Stellung  eines  Kom* 
manditars  ein.  82  Angestellte  und  Avl.eiter  besitzen  bereits  Einladen, 
^ehhe  ein  I^ttel  des  sich  auf  4V«  Millionen  beziffernden  Gescbkfts- 
kapitals  betragen. 

Seit  dem  Jahre  1848  werden  die  Arbeiter  am  Gewinn  des  Unter- 
nehmens betheiligt.  Die  Gewinnquote  derselben  berechnet  sich  aber  nicht 
räch  drrn  Gesammtreingowinn,  sondern  jeder  Arbeiter  erhält  einen  Bonus 
eutsprech(*nd  dem  üeberschuss  der  Werkatätte,  welcher  er  zugehört. 
Alliihrlich  wird  nftmlich  zuvörderst  ttfr  jede  Werkstätte  der  Nettoertiag:, 
welcher  in  ihr^m  Betriebe  erzielt  ist.  fe==tg^cptellt  und  bestimmt«'  Prozente 
dest-elben  unter  die  einzelnen  Arbeiter,  Werkmeister  u.  s.  u .  (!<  r  betreuen- 
den Werkstatt  pro  rata  ihrer  Löhne  vertheill  "Die  Gewinnquote  geht  in 
einiellien  Werkstätten  bis  zu  6(>  Prozent  des  Ueberschusses.  Die  resti« 
renden  Theile  (l»  r  Ueberschiisse  bilden  den  Gesammtreinp-f  winn. 

Die  höheren  Beamten  sind  nicht  am  Gewinn  bctiiciiigt,  wie  die 
Arbeiter.  Sie  erhalten  Gratifikationen.  10  Prozent  des  Geaammtrein- 
gewinns  werden  unter  sie  nach  Ermeaaen  der  Geschftftsl^ter,  nicht 
nach  einem  festen  Maapf«tabe  vertheilt. 

Die  Gewinuantheiie  der  Arbeiter  betrugen  im  Jahre  1879  61 468  Fr. 
2  C,  1880  68078  Fr.  74  C,  1881  71058  Fr.  68  C,  r^^2  109868  Fr.  96  C. 
Im  ;:aiizen  1  1  cn  wMhrend  dieser  4  Jahre  809  964  Fr.  82  C.  als  Bonns 
zur  Vertheilun^. 

Das  Resultat  der  Gewinnbetheiligung  ist  ein  äusserst  cUnstiges: 

1.  Der  Arb^tM^fer  wurde  gesteigert:  Vermehrung  und  Verbesserung 
der  Prodnktif'ii  \rar  die  F  Il_m  IHe  Gewinnli^thfiligung  ermöglichte 
die  weitere  Durclitühruug  de»  Mücklohus^stems,  da  sie  eine  Verachlechte- 
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der  Qualität  der  Erzeugnisse  veibinderte.    Die  Vennebrung  der  Pkodok- 

tion  ist  demnach  hier  nur  mittelbar  der  Gewiunbethciligung,  unmittelbar 
der  nunmehr  fast  durchgiinfripren  Anwendung  des  Stücklohn?  /n/uschrciben. 

2.  Die  Arbeiter  wurden  von  Vergeudung  der  Materiaiicu  abgehalten. 
In  Folge  dessen  Yerringeni  sieb  die  Infekte  und  die  HersteUungaliosten. 

8.    Die  Arbeiter  ubci  wachten  sidi  -  f  [^enseitip. 
4.   Das  Personal  wurde  stabiler  und  lieas  sich  nicht  auf  Arbeits- 
einstellungen ein. 

Um  zusammenzulassen:  Kio  Gewerbebetrieb,  der  Sciiwaii- 

kuugeu  im  Absatz  in  Folge  wechsekider  Kocjunkturen  wemg 

ausgesdtet  ist  Erheblicher  EinfluBS  der  Arbeit  auf  die  Grösse 

una  Gtfite  der  Produktion  und  auf  den  Geschttftsgewinn«  Be- 

theiligone  der  Arbeiter  am  Gewinn,  eines  jeden  nach  Ver- 
hältniss  des  von  ihm  verdienten  Lohns.  Gewinnantheile  der 
Arbeiter  beträchtlich  und  alljährlich  auage^ahlt  Resultat 

flänzend.  Vermehrung  der  Leistungen,  so  daaa  erst  in  Polee 
er  Gewinnbetlieiü^ng  aligemeine  Anwendiinjr  der  Stück- 
löhnung morrlieii  und  in  Folge  dieser  eine  Steigerung  des 
Fieisses  erzielt  wurde.  Ferner  sparsamerer  Gebrauch  der 
Materialien,  pregenseitige  Ueberwachung  der  Arbeiter,  i?Vsäelung 
derselben  ans  üeschiitt. 

7.  Bourreiif,  Fabrikant  für  Gasanlagen  in  Paris. 

(£nquSte  Bd.  II  S.  315.) 

Herr  BotureifT  wendet  in  Brinctn  Geschäft  für  Gasaningcn  eine  sehr 
interessante  und  eigenartige  Furm  von  Gewinnbetheiligung  an.  Dieselbe 
hat  eine  gewisse  Aennlichiceit  mit  dem  Lohnsystem,  welches  nach  Brentano, 
Arbeitergilden  Bd.  I  S.  214  u.  215,  bei  den  londoner  Schitl'bauem  üblich 
ist  und  das  derselb«!  sih  Akknrfhnnipterlohn  mit  Gewinnbctheih'gung:  be- 
zeichnet £8  unterscheidet  bich  von  diesem  nur  dadurch,  daas  üerr 
Bourreiff  direkt  mit  dem  PnUikum,  der  Akkordmeister  dagegen  mit  dnem 
Betriebsuntemebmer  kontrahirt 

Herr  Bourreiff  lässt  sich  von  seinem  Auftraggeber  die  Summen, 
weiche  er  zur  Bezahlung  der  Materialien,  wie  Gasulu'eu,  Eisenröhreu, 
Blei  u.  s.  w.f  und  rar  Benreitang  der  Arbeitslöhne  brancbt,  yorschiessen. 
Nach  Beendigung:  der  Arbeiten  stellt  er  eine  Reehnung  gemä^  dem 
Tarife  der  Stadt  Paris  auf  und  gewährt  von  der  Diö'erenz  zwischen  dem 
Betrage  der  Rechnung  und  der  Höhe  seiner  faktischen  Unkosten  50  Pro- 
zent Rabatt  nls  Entschädicung  für  das  yorg^treckte  Kapital.  Die  übrigen 
50  Prozent  des  Ueberscnusaes  theilt  er  zur  Hälfte  zwischen  sich  und 
seinen  Arbeitern.  Die  üeberweisung  der  den  Arbeitern  zufallenden  Ge- 
winnquote an  die  Einzelnen  findet  nach  festen  Prinzipien,  wie  es  scheint 
pro  rata  der  Löhne,  statt. 

Die  Arbeiter  strlion  Bich  bei  dieser  Priimienniethode  sehr  ^v.t  Herr 
Bourreüf  erwähnt  beiöpiels weise  einen  Fallt  i(^  welchem  der  üouus  tür 
die  Arbeiter  eine  Lohnerhöhung  von  90  Prozent  ansmaehte. 

Auch  der  Unternehmer  ist  von  seinem  Lohnsysteme  sehr  befriedigt 
und  betrachtet  dasselbe,  das  überdies  den  Vorzng  der  Einfachheit  hat, 
als  das  einzige  Mittel,  seine  Industrie  aus  dem  wenig  erfreulichen  Zu- 
stande, in  dem  sie  sich  befUnde,  scn  heben.  In  den  20  Jahren,  wlüirend 
welcher  er  das  System  angewendet,  hat  sich  dasselbe  vortrefflich  bewährt : 
1.  In  Folge  desnelhen  arbeiten  die  Arbeiter  so  Wold  ratsch  als  auch  gut. 
Letzteres  besondcri-,  um  ajiätere  Ausbesserungen,  die  uuistanUlich,  zu  ver- 
meiden. Arbeiter,  welche  Herr  Bourreiff  ansserhalb  der  Gewiimlicthei* 
ligiing  besciiäftigtf  leisten  dreimal  weniger  als  jene. 
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2.  Die  Arbeiter,        gestellt ,  laflaen  sich  nicht  auf  Arbeitadn* 
^^ongai  ein. 

Herr  Botinreiff  hat,  dureh  seme  Erfolge  animirt,  in  den  ßareans  der 

pariser  Omnibusgesellschaft  zur  Anjir  isim;r  seines  Ge.scliiifts  Plakate  aii- 
oringeu  lassen  mit  der  Aufschrift :  „Au^incDtation  de«  salaires,  dimiuutioQ 
desprix  de  revient,  guppression  des  greves!" 

£8  erhellt:  GescbäftBbetrieb,  bei  dem  es,  abgesehen  yon 
der  Tbätigkeit  des  Betriebsanternehmers ,  lediglich  auf  Hand- 
arbeit ankommt.  Für  die  Grösse  des  Gewinns  maassgebend : 
erstens,  die  Schnelligkeit  der  Arbeit:  je  schneller  sie  fertig, 
desto  geringer  der  Betrag  der  au  aanlenden  Löhne,  desto 
grösser  der  verbleihende  Gewinn;  zweitens,  die  Güte  der 
Arbeit:  je  besser  die  Arbeit,  desto  wenii^er  Ausbesserungen, 
desto  fforinprer*^  Abzüge  und  Zeitverlust  für  diese.  Betheili- 
gung der  Arbeiter  am  Gewinn  nach  Maassgabe  des  von  jedem 
voraienten  Lohns.  Der  Si)orn,  den  diese  auf  die  Arbeiter 
Hdfiubt,  wird  dadurch  erhöht,  dass  der  Gewinn  auf  Grund 
jeder  einzelnen  ilbemommenen  und  ausgeführten  Arbeit  be- 
rechnet und  sofort  nach  Beendigung  derselben  vertheilt  wird. 
Qroflser  Erfolg:  Beschleunigung  und  Verbesserung  der  Pro- 
duktion; Arbeitseinstellungen  aufgeschlossen. 

8.  Braun  &  Bloom,  Fabrik  für  Ziandhütchen,  Jagd-  und  Metall- 
patronen in  Düsseldorf. 
(Böhmert  Nr.  96.) 

Die  Fabrik  von  Braun  &  Blocm  in  Düsseldorf,  welche  Zündhütchen, 
Jatril  tni'l  >!rfallnatr«'nir^n  tVrti^^.  boscliüftigto  im  Jahre  1>^70  130  Arbeiter. 
JLKe  grossere  Zahl  dieser  ist  im  Stücklohn  angestellt,  andere  im  Gruppen* 
sttoid  nnd  wieder  andere  empfangen  Tagelobn.  Oer  Arb^tslohn  er- 
mekt  ein  Achtel  bis  ein  Siebentel  des  Anlage-  und  Betriebekapitals. 

Die  Herren  Braun  &  Bloem  flilirfen  im  Jahre  1872  Gouinnliethei- 
ligung  ihrer  Arbeiter  ein.  iSio  bezweckten  damit  vor  allem,  die  Pünkt- 
üctteit  und  Ordnung  der  Arbeiter  so  heben  und  hofften  sogleich,  die- 
•dÖbCD  zu  grosserer  Sorgfalt  anzuspornen. 

Die  Theilnahme  am  Gewinn  ist  bedingt  durch  eine  dr»'im<>natlii  hti 
Thktigkeit  im  Geschäft.  Die  dt»n  Arbeitern  zufallende  Gewinnquote  be- 
rechnet eich  allmonadieh  nach  einem  beeiimmteu  Verhältniss  zo  dem 
Ertragt'  der  in  dem  betn-ftendon  Monat  zur  Vprsond  niL:  gekommnnon 
Zündhütchen  und  Patronen.  Dies  Verhältniss  ist  verschieden  normirt 
Je  nach  den  einzelnen  Arten  der  Fabrikate  Die  Höhe  der  verschie- 
deoen  Sätze  für  die  ßethciligung  ist  durch  Anschlag  in  den  Arbeits- 
rSumen  drr  Fabrik  hrkannt  gcgclu'ii.    Dir  \'rrtheilung  des  Bich  ßonach 

g lebenden  Bonus  unter  die  berechtigten  Arbeiter  geschieht  nach  Maass- 
be  der  von  denselben  in  dem  betreffenden  Monat  belogenen  Löhne, 
e  Gewinnantheilc  werden  nicht  sofort  den  Arbeitern  überwiesen,  viel- 
mehr gelangt  die  einr  Ifälffo  am  Ende  des  nächstfolgenden  Monate,  die 
andere  am  1.  August  zur  Auszahlung. 

Wer  am  1.  Aogost  noch  nicht  ein  volles  Jahr  in  der  Fabrik  be- 
schäftigt gewesen,  erhält  die  rückständigen  Tl-ilften  ?(MntT  Antheilo  erst 
am  Ende  dos  13.  Monats  ausgehändigt  ^W  er  früher  austritt,  einerlei  aus 
welchem  Grunde,  oder  wor  zeitweise  die  Fabrik  verliiast,  Krankheit  aus- 
genommen, verliert  seinen  Anspruch  sowohl  auf  den  noch  nicht  ausbe- 
zahUt'n.  am  Endf  des  folg^-ndm  Mun.itH  fnlligen  Gewinnantheil  nis  iuich 
auj  die  zurückbehaltenen  Hälften.  Wer  ganze  oder  halbe  Tage  ohne 
GeDehmigung  oder  ohne  b^röndete  £ntBcholdigung  von  der  Arbeit  weg- 
bleilvt  oder  letztere  ohne  Erlaobnias  verlüsift,  gent  fttr  den  laofanden 
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^fonrit  priTif«  Ani-echtfl  verlustig.  Kommt  dies  im  R'chnTTng^sinhr  vom 
1.  Auguat  bis  Ende  Juli  dreimM  vor,  so  verliert  der  lietreüende  nicht 
nur  rSdntSndigeii  HüMten^  sondern  er  wird  von  der  BetheiliguDg  zeit- 
weise oder  ganz  ausgeschlossen.^ 

Um  also  cincTi  Theil  des  Bonus  zu  erhalten,  innsa  dor  Arbeiter 
4  Monate,  und  um  ihn  ganz  zu  erhalten,  12  bezw.  i;i  Monate  in  der 
Fabrik  gearbeitet  und  sich  ordeatlicb  mid  pUnktlich  geführt  haben. 

„Eine  Kontrole  über  die  Kechnungsfühnnip  ist  den  Arbeitern  tm- 
benoninion."    ^^'ie  sie  dieselbe  ausüben  Können,  ist  nicht  gesagt. 

Die  Gewinnantiieile  der  Arbeiter  betnigen  zwischen  ö  und  10  Pro- 
sit der  aupgezaldten  Löhne. 

Der  Erfolg  der  Gewinnbetheiügun^  offenbarte  Bich  im  ^pünktlicheren 
Kommen  und  durch  die  Aufmerksamkeit,  welche  die  Arbeiter  unter  sich 
ihrer  Leistuneeföhigkeit  zuwenden.  Finle  Gtoeellen  dulden  sie  niclit 
Ferner  bemerken  Ir  <  -  ^elir  bald,  wenn  die  Fabrik  scbwieiisere  Zeiten 
durchzumachen  hat,  und  fühlen,  dass  eine  solche  Krisis  vor  allem  durch 
erhöhte  Arbeitsleistung  überwuudeu  werden  müsse.  Man  forscht  den 
Umchen  des  g&ringen  Absatses  des  Fabrikats  nftch,  diese  Unachea 
werden  von  den  Leuten  mehr  als  sonst  besprochen  und  jeder  wird  sich 
bewnsst,  dass  sein  Wohl  und  Wehe  mit  der  Fabrik  zusammenhängt," 
Es  schien  dies  jgerade  in  der  äusserst  flauen  Geschäftszeit  des  Jahres 
1877,  aas  dem  die  letsten  Nachrichten  sind,  lierrorzatreten. 

Kurz  Busammen^efasst:  Arbeitslöhne  gleich  — '/s  des 
Geschäftskapitals.  Nur  wenige  Arbeiter  im  Zeitlohn  be- 
schäftigt. Betheil^ng  am  Oewinn  nach  Maassgabe  des  von 
einem  leden  yerdienten  Lohnes;  Arbeiter,  die  ohne  Berechti- 
gung aen  Dienst  versäumen  oder  unpünktlich  erscheinen,  ver- 
lieren zur  Ötrate  den  Bonus  ganz  oaer  theilweise,  event.  so- 
gar das  Antheilrecht  fiir  immer  oder  iür  einige  Zeit.  Bonus 
ausgezahlt  theils  allmonatlich ,  theils  nach  Scbluss  des 
Rechnung>ja}ires.  Also:  Unmittelbarkeit,  mit  welcher  der 
Arbeiter  den  Lohn  für  erhöhte  Leistungen  emplängt,  selir 
gross.  Mittlere  Höhe  des  Bonus.  Da  StfiaElöhnung,  Wirkung 
weniger  in  Steigerung  des  Fleisses,  als  in  Stei|;enixiff  der 
Pünktlichkeit  und  gegenseitigen  Kontrole  der  Arbeiter.  Debri* 
gens  auch  Steigerung  des  Eifers  und  der  Hingebang  an  das 
Unternehmen  bei  schwierigen  Verhältnissen. 

9.    Brewsttr  »S:  Cie.,  Wagenliibnii  in  New-York. 
(BöhniPit  Nr.  34.) 

Die  l^irma  ürewster  &  Co.  führte  in  ihrer  grossen  Wageufabrik  zu 
New-Yoric,  In  wekher  200  Arbeiter  l)eschUftigt  sind,  im  Jahre  1870  Ge- 

winTibcthciHiruiig  ein.  Der  Gewinn  ward  fe.-^tjxe.itellt  durch  Abzug  di  r 
Löhne  und  der  aufgcwendet«'n  Materialien  vorn  Hruttoertra;: ;  dnL'i';.;en 
kamen  keine  Kapitai/.iuj^eu  von  diesem  i»  Abreelinuug.  Von  dem  so 
ermittelten  Gewinn  erhielt  die  Arbeiterschaft  10  Prozent.  Die  zur  Antheil« 
nahmr  an  diesen  1*^  Prozent  bererliTiL't'  ti  Pprsonen  sollten  von  der  Ar- 
beiterschaft sellrat  bc/cichnet  werden.  Die  Vertheliuu^  der  alljährlich 
faltigen  Gewinnquote  unter  die  Einzelnen  fand  nach  Maassgabe  ihrer 
Löhne  statt. 

Das  die  Gewintibetlieiliping  regelnde  Statut  war  von  der  Finna 
unter  Vereinbarung^  mit  ihren  Angestellten  und  Arbeitern  abgefasst. 
Letzteren  war  dabei  noch  insbesondere  ein  weitgehender  Bnflais  anf  die 
Normirun^'  der  Lohnsätze  wie  auf  die  Gestaltung  der  ganzen  Arbeits- 
ordnung eingeräumt   Ebenso  stand  den  Arbeitern  eine  itechnun^^on- 
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trole  zu.  Die  geschäftliche  Leitung  indess  behielten  die  Unternehmer 
ftosachliewlicb  sich  Belbet  vor. 

Die  Firma  führte  nmunehr  auf  Ornnd  des  Btfttats  von  1870  die  Be- 

jeicliDunjrr  .Industrielle  AF-nzIatiou". 

r>ie  GewinnbotheiliguDg  fuoktionirte  vortrefilich  sowohl  zu  Gongten 
dci-  Arbeiter  wie  des  Gcschiifts. 

Die  Arbeiter  erfreuten  sich  für  die  ersten  6  Monata  dee  Jahres  1870 
eines  Ri>nas  von  3»;0<>  Doiliire,  im  Jahre  1871  eines  solchen  von  s'2<)0 
Dollars.  Die  einzelnen  Antheile  in  den  6  Monaten  tod  1870  gingen  bis 
Bo  52  DoUan  iumI  kemer  betrag  unter  5;  der  Durchschnitt  war  20  bis 
40  DolhuB.  ImgeBamnit  bedeutete  der  Bonns  dieses  halben  Jahres  eine 
r.ohnsteigemng  von  SVs  Prozent').  Noch  beeaere  fieeoltate  erwarteten 
die  Chefs  für  das  Jahr  1872. 

In  «Ueeee  Jahr  fiel  jedoch  die  AchtetandenbeweguDg  in  Kerdamerika, 
und  ein  dadurch  hervorgerufener  Arbeitsstrelt  im  Juni  desselben  Jahres 
brachte  dem  Bre^trsterschen  Industrial  Partner^liip  nach  2'  jjährigt'm  He- 
stehen  ein  rasches  Ende.  Die  Arbeiter  der  Firma  wünschten  autä  leb- 
hafteste die  Einführung  des  achtstOndigen  Arbeitstages  anstatt  des  zehn- 
stiindigen;  die  Untemehraer  aber  .vnren  entschieden  dagegen.  Ah  nun 
die  Arbeiter  durch  einen  Ausstand  die  Einführung  der  kurzereu  Arbeits» 
zeit  zu  erzwingen  suchten,  kündigte  die  Firma  das  Gewiunbetheiligun^s- 
veriiiltntaa.  Sie  theilte  den  Arbeitern  mit,  dass  sie  durch  die  Axbeits- 
einstellun^  d'^n  .Tahresbonn«  verwirkt  hätten;  diese  Summe  musste  der 
ilnna  zur  Deckung  des  Verlustes,  den  ilir  der  Ausstand  verursacht  hätte, 
dienen.  —  Seitdem  erhalten  die  Aibeiter  nor  den  eingeben  Tagelqlm. 

Die  Herren  Brewster  &  Co.  bemerken  ausdrücklich,  dass  sie  das 
von  ihnen  angenommene  Svstem  trotz  seine«  Hi-heitems  in  allen  wesent- 
hchen  Funkten  für  gut  hielten.  Sie  versichern,  ihr  Ueschäft  unter  dem 
Bestehen  des  Indnslml  Fartnership  sowohl  nrit  weniger  Mühe  und  mehr 
Vergnügen  als  auch  mit  mehr  Gewinn  wie  in  irj^end  einer  andern  Ge- 
«cfaäfts{»eriode  betrieben  zu  haben.  Denn  die  Gewinnbetheiligung  wirkte 
au^igeteichnet. 

1.  Trotzdem  es  formell  fast  unbedingt  in  die  Hand  der  Arbeiter 
gegeben  war,  eine  LohnerhrihtniL'  hf  rbei/uttihren,  machten  dieselben  nie 
von  ihrer  Befugniss  Gebrauch  j  uieuais  traten  unmüssige  Ansprüche  an 
die  Firma  heran. 

2.  Es  worden  so  strenge  Keglements  betreffend  die  Dis^din  in 
!  r  Fabrik  vot)  den  Arbeitern  anfg^ellti  wie  die  Fabrik  sie  sn  erlassen 
vurber  nie  gewagt  b&tte. 

8.  Die  Arbeit  wurde  besser  ausgeführt  und  die  Produkte  hatten 
hflheren  Werth. 

4.  Die  Verluste  jeder  Art  waren  in  Folge  der  grösseren  Soigsam- 
keit  der  Arbeiter  geringer. 

„Die  Verbesserung  war  überall  notorisch." 

£rg6bnuB:  Gewerbebetrieb,  bei  dem  die  GeacbickUchkeit 
der  Ar^ter  tod  «>hebricher  Bedeutung  ist,  in  einem  Industrie- 
Zentrum,  das  als  einer  der  Mittelpunkte  der  modernen  socialen 
Bewegung  anzusehen  ist,  in  dem  Lohnstreitigkeiten  etwas  Ge- 
"wöhnBches  sind  und  in  welchem  zudem  das  Streben  der  Ar- 
beiter nach  Selbständigkoit  und  iliro  Ahneigimg  g«'gen  Unter- 
ordnung entwickelter  sind  als  an  irgend  einem  Punkte  der 
übrigen  Welt.  BetLeiÜgung  einer  von  den  Arbeitern  selbst 
bestimmten  Anzahl  von  Arbeitern  am  Gewinn  nach  Maassgabo 


<)  Die  detailixrteu  Zahlen  über  die  6  Monate  des  Jahres  1870  nach 
A.  V.  Studuitz,  Nordamerikamsche  ArbciterverhKltnisse  (1879)  S.  125,  der 
ate  aas  Mittheiluugen  von  New-York  schöpft. 

F«n«ta«gctt  im  Vi.  2.  -  Frommvr.  7 
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des  von  einem  jeden  verdienten  Lofmes.  Bonus  von  iuiulereui 
Betrag  und  sofort  auszahlbar.  Erfolg  sehr  befriedigend.  Die 
BetheiliguDg  am  Gewinn  verhütet  Lohnstreitigkeiten ,  veran* 
lasst  die  Aroeiter  zur  Disssiplini  führt  zur  VerbeBBening  der 
ArbeitsleistungeD  und  zu  ErspamisBen  um  Material.  Der  Ver* 
such  scheitert  indeas,  sobald  die  Firma  das  Lohnsystem  be- 
nutzen will,  um  ihre  Arbeiter  einer  Bewegung  abspenstig  zu 
machen,  in  der  die  ganze  Arbeiterklasse  des  Platzes  zur  Zeit 
ihr  Heil  sieht  (Bewegung  für  Reduktion  der  Arbeitszeit,  sog. 
Achtstundenbewegung  in  Nordamerika). 

10.  Walfischfang  und  Stockfisch-  und  Makrelenfang  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

(Böhmert  Nr.  28;  v.  Studnits,  Nordamerikanische  ArfeeiterTcriiMltniase 

1879  S.  120').) 

Die  Gewinnbetheiligung  ist  in  der  Seefischerei  weit  verbreitet  Sie 
findf't  sit  li  fast  überall,  in  der  Ost-  und  Nordsee,  in  England  und  Schott- 
land, iu  Frankreich,  am  Kanal  wie  am  Ozean  und  dem  Mittelmeer,  in 
Al^er^),  in  Italim,  in  Griechenland,  in  Dänemark,  in  Griünea,  Inden  Ver* 
einigten  Staaten  von  Nordamerika,  in  X  iifundland'j  u.  8.  w.  Leider  sind 
die  Tsaehnchten  über  dieselbe  iu  den  meiBten  Fällen  nicht  atisreicbead 
genug,  um  eine  wist^enseluiftliche  Ausbeutung  zuzulassen. 

Eingehendere  Beric)ite  liegen  nur  über  den  Walfischfang  und  über 
den  Stockfisch-  und  Makrelcnüuig  im  Cape^Distiikt  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  vor. 

Die  Walfischfahrer,  welche  einen  Gehalt  von  70 — ^150  Tonnen 
haben,  kosten  8^16000  Dollars  mit  vollständiger  Ausrüstung;  die  Aus- 
rUfltungskoRten  allein  Tifti-agen  3 — 10  <X)0  Dollars.  Die  Walfiacnfahrer  sin<i 
7  bis  24  Monate  nnt*  i  ^rc^^s  und  kreuzen  im  Atlantischen  Oxean»  längs 
der  Westküste  vou  AUika.  bei  Westindien  und  Südamerika. 

Kapitän  und  Mannschaft  sind  in  der  Kegel,  sei  ^s  dasB  sie  anseer- 
dem  nocli  SchifFsparten  besitzen  bezw.  zu  den  Ausrristung.skostou  bfige- 
trageu  haben  oder  nicht,  am  Gewinn  der  Reise  )>etheiligt.  Der  Antheil 
der  Einzelneu  wechselt  nacii  dem  Range.  Der  Kapitän  erhält  meist 
30  Mal  mehr  als  einige  der  mitbetheiligten  Seeleute.  ,,Die  Bildung  des 
Kapitäns  und  der  Mannschaften  ditTcrirt  aber  auch  meistens  niohf  weniger. 
Der  Kapit&n  stammt  iu  di  r  Kegel  aus  den  Xeu-England-Staaten  und  die 
Mannschaft  besteht  meisteus  aus  Fortugicäeu  uder  westindischen  Negern. 
Nach  Vertheilting  der  Aniheile  an  den  Kapitän  und  die  Mannachall 
bleibt  der  Rest  den  Eigenthümem  des  Schiffes. ' 

Die  dem  Stockfisch-  und  Makreleufange  dienenden  Faiir- 
zeuge  kosten  bei  einem  Gehalt  von  40 — 120  (gewöhmich  70)  Tünnen  neu 
5^18000  Doli.,  alt  3— 5000  Doli  Der  StocUaehfisng  bedarf  8— 5  Monate. 
£r  beginnt  in  der  Regel  im  Mai  oder  Juni  und  endigt  im  September 
oder  Oktober.  Die  Makrelen H^eherei  nimmt  ihren  Anfang  im  Mai  oder 
Jani  und  dauert  bis  zum  November.  Die  Fahrzeuge  kehren  häufig  iu 
den  Hafen  snrfiek,  um  ihren  Fan«  zu  landen  und  sieb  xu  neuen  fieuea 
zu  rüsten.  Es  finden  etwa  fidsen  statt,  welche  je  8-6  Wochen 
dauern. 


^)  Dem  Berichte  von  v.  Studuitz  liegen  Mittheiluagen  des  Bureaus  für 
Arbeitsstatistik  zu  Boston  zu  Grunde. 

*)  Vffl.  insbesondere  über  Frankreich  nocii  UuUetiu  de  la  participation 
aux  hki&Eee»  1884  8.  157-190. 

')  Vgl.  nühmert  Bd.  II  S.  75—86;  Roscher,  System  Bd.  1  §  89 
Anm.  9;  Alfred  de  Conny  in  der  Enquete  Bd.  Ii  8.  Id. 


Digitized  by  Google 


Vi  2.  09 

Die  Bemannung,  welche  aus  12^20  Persoucn  besteht,  wird  beim 
Slockfisehlanff  und  oft  auch  bei  der  Makrelenfiflcherei  für  die  ^^anze  Saieon 

jungen.  Der  Kapitän  ist  der  einzige  Offuler.  Er  vereinigt  sich  mit 
o — 6  Leuten,  die  auf  ('riin<l  ihrer  Energie  und  Erfahrung  von  den  Schift^- 
eigenthümem  ausgewiiiiit  werden.  Diese  werden  wie  er  am  Ertrage  der 
Reise  betheiligt  und  zwar  in  gleichem  Haassc.  Sie  haben  die  übrige  Mann« 
Schaft  (die  8o_  h  ilf  Miu  r^i  ;uiJi/n\väl]!eTi  und  sind  für  die  Vorräthe  venint 
wortHch.  Dax  iüi^itäu  trägt  die  Ausrüatungskostcn  und  verkauft  den  Er- 
trag; zuweilen  wird  ihm  auch  von  den  Eigenthümem  des  Fahrzeuges 
ein  Extraantbeil  gewährt  „Diejenigen  Fiachef  welche  von  den  am  Ge- 
winn Ik't^T^ilii^ten  eefangen  worden,  werden  von  dem  übrigen  Fanpe  p^n- 
tresnt  Jeder  bal^liner  salzt  die  von  ihm  gefangenen  Ftache  ein  und 
baaebnet  das  Faas  mit  seinem  eigenen  Zeichen.  Kach  der  Landung 
werden  die  von  den  am  Gewinn  lletheiligten  gefangenen  Fische  zuerst 
Terparkt.  Der  In^^pc^ktor  übergiebt  dem  Ei^enthUmer  de,«'  l^ehifl'es  oder 
Agenten  det^selbcu  eine  Liste,  in  welcher  die  Quantität  Stockfisch,  die 
▼00  jedem  hiUf>liner  gefangen  wvrde,  eingetragen  ist.  Am  Ende  der 
.Saison  werden  die  ein/einen  Erträge  zusammengezählt.  Von  dem  Ge- 
sammterfrafie  werden  die  allgemeinen  Unkosten  aligezogen,  von  dem  Rest 
die  25 — 2f<  Prozent,  welche  dem  Besitzer  des  Fahrzeuges  gehören.  Hienuif 
winl  das  Uebrige  unter  die  y.n  einem  Anthetl  Berechtigten  und  die  Mann« 
s  hafu  n  veiilieilt.  Die  Einnaliinen  der  am  Antheil  Rereehtigten  stehen 
in  direktem  Vcrhältniss  zum  allgemeinen  Erfolg  der  Keise,  diejenigen 
der  half  liner  in  direktem  Veihftltniss  zu  seinen  eigenen  Erfolgen.*'  Hur 
die  ersteren  scheinen  somit  einen  Antheil  am  Reinerträge  zu  beziehen, 
wÄhreivl   lie  U^trteren  eine  Htfiekprämip  erhalten. 

l>ie  (jicwiüubctheiligung  im  VVaitiscbtang  wie  im  Stocktisch-  und 
Siakrelenfang  gewährt  den  bedieiligten  Fischern  ein  reichliehes  Ein- 
konmien.  In  der  Stockfisch-  und  Makrelenfischerei  heläuft  sieh  im  Dureli- 
schnitt  die  Einnahme  eines  am  Gewinn  Betheiligten  auf  400  Dollars, 
mitunter  auf  weniger,  mitunter  auf  bedeutend  mehr.  In  Folge  ihres 
suten  Einkommens  wird  den  Leuten  das  Emporkommen  wesentlich  er- 
U'ichterf.  In  dm  Städten  WellHeet.  Truro,  l'r.ivineetowii,  in  welchen  die 
.\i»thpilH;*oherei  besonders  heimisch  ist,  giebt  es  eine  bedeutende  Anzahl 
vou  Männern,  welche  als  half-liner  begannen,  dann  Antheilshaber, 
Kapitin  und  zuletzt  gar  Befehlshaher  ansehnlicher  Küstenfahrer  ge- 
worden sind.  In  Orten  jedoch,  in  welchen  die  Fip<  lM^rei  nach  dem  ge- 
wöhnlichen Löhnuugssysteme  betrieben  wird,  kommen  derartige  Ke- 
«dtate  nicht  Tor.  Da  werden  die  ESgenthümer  nnd  AnsrOster  idch« 
wihiend  die  Mannschaften  sich  mit  ihrem  kärglichen  Solde  h^gnOgen 
müssen.  Die  Anthei1«<Iöhnung  wird  daher  insbesondere  von  eliigflizigen 
jungen  Leuten  der  einfachen  Heuex  vorgezogen. 

Die  Erfolge  der  Gewinnbetheiligung  ftir  das  fftinze  Untemdimen 
traten  baoptsiichlieh  in  folgenden  Ersrhcinun^en  zu  Tage: 

1.  r^e  ganze  Mannschaft  ist  in  iiinsicbt  auf  aen  gemeinsamen 
VortheU  mit  den  Ilcisevon-athen  sparaam. 

2.  Schndligkeit  der  Arbeit;  die  Leute  nutzen  die  Zeit  worg" 
faltig  nuB. 

3.  Stete  Dienstbereitschait 

4.  Eifer  und  Anstrengung  beun  Fang  der  Fiaehe. 

5.  Fleiss  nnd  SoigfiJt  bei  der  Behandlung  der  Fische  nach  dem 
Aqge. 

6.  Gegenseitige  ivontiole.  Disziplin  und  EiumütUigk(;it  der  Mannschaft. 
In  der  letzten  Zdt  wniue  die  Anthobldhnung  weniger  angewendet, 

was  einen  schädlichen  Hn6uss  auf  die  La£:e  derer  hatte,  die  sich  dem 
Fls^  lierge werbe  ergeben.  Heute  sind  noch  diejenT^:en  Fischerorte  die 
bitiheridsten,  welche  am  Anthcilsystem  festgehalten  haben. 

Also:    In  diesem  Unterneliintu  wird  ein  grosses  Kapital 

den  Be&clmftigten  Mouate  lang  ohne  irgend  mögliche  Aufsicht 
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seitens  des  Ei^enthümers  anvertraut.  Das  GeliDgen  des  ünter- 
iiehinens  hängt  ferner  —  abgesebeD  von  dem  Fischreiehthuiü 
der  Gewässer  —  auäschlieselich  von  den  Leistungen  der  Be- 
schäftigten ab^).  Folge  der  Gewinnbetheiligung:  sorgsame 
Behandlang  des  anirertrauten  Materials,  SteigeruDg  des  Fleisees^ 
des  fäfers  und  der  Sorgfalt,  eodlicb  ErieicfateruDg  der  Kon- 
trole  und  DisasipIiiL 

11.  Eidgenössiscbe  Postverwaltung« 
(BOhmert  Nr.  75  S.  805  ff.) 

Während  die  unteren  An^estellteii  der  eidgeDössischen  Post-  und 
T*  !f  f:r;i] tlioTivrrwriltnTitr  ilir  EinKOinni'>ii .  wie  oben  (Theil  I  S.  G2)  be- 
merkt, eme  Zeit  laug  zum  Theil  nach  dem  iStücklohnprinzip  bezogen 
bezw.  noch  beziehen,  wurde  für  die  höheren  Beamten  der  ciUgenössiiicnen 
Postverwaltung  im  Jalire  ls«;9  das  System  der  Betheiligong  am  Kr- 
trapp  des  Unternehmens  ein^etilhrt.  Durch  Bundeebeschluss  vom  19.  Juli 
18t)^  wurden  den  Beamten  aer  ^utnildireküon  und  der  Kreisdircktioueii 
gewisse  Tantitoieii  von  den  UeberBcbÖasen  der  Fostverwaltnng  bewilligt. 

Das  System  wurde  indess  schon  im  Jahre  1872  wieder  aufgegeben. 
Die  Aufhebung  wird  von  Seiten  des  schweizerischen  PostdepartemenTs 
damit  motivirt,  dass  das  System  der  Tantiemen  das  Hechnungsweseu 
übermässig  komplizirt  and  auf  das  höhere  Postpersonal  allein  angewendet, 
zu  un^iinBtigen  Vergleichungen  von  freiten  des  Pcif^nnals  der  anderen  eid- 
genössischen Venraltun^ren  pr^iihrt  habe.  Der  tiundesrath  liabe  es  daher 
vorgezogen,  bei  Anlas?^  der  allgemeinen  Be^oldungsreviüiou  auf  alle  da* 
gleiche  Maass  anzuwenden. 

Dabei  wird  nlcr  l^-  incr^^t:  .^Venn  die  Po  st  Verwaltung  di*  Frage 
nur  vom  Standpunkt  ilner  eigenen  Interessen  beurtb^ien  wollte,  so 
könnte  tfe  leiebt  zu  dem  Scblnsse  gelangen,  die  Taatitoen  aufireebtza- 
erhalten,  indem  es  fieststeht,  da»  die  oberen  Direktionsbeamten  auf  die 
Einnahmevermchriing  und  brprnidt-r?  ?nic!i  ;int  dip  Anstrabenverminderung 
einen  wesentlichen  Einäuss  ausüben  können  und  dass  gut  wäre,  wenn 
dieselben  in  dieser  doppelten  Sichtung  nicht  nur  durch  ihren  Dieaeteifer, 
welchen  Niemand  verkennt,  sondern  aneh  dwch  ihr  pera5nliches  bitoresse 
angespornt  würden." 

lliemach  ergiebt  sich,  duäs  die  Gewinnbetheiligung  der  höheren 
Beamten  der  schweizerischen  Postverwaltun^  nicht  eines  Misserfolges 
wsffen ,  sondern  aus  änneren  Qrttnden  aufgenoben  wurde  nad  dsss  lie» 
so  Ta^KC  sie  bestand,  gat  wirkte. 

Sertiitigt  wird  dies  durch  folgende  Mittheilungen,  welche  Böhmert 
von  anderer,  nicht  offizieller,  aber,  wie  er  berichtet,  sachkundiger  Seite 
empfMn^'f'n  liat:  ^Die  Betheiligung  des  Poatper'nnal!'  nm  Gewinn  i^t  dr»-s- 
halD  auäser  Kraft  gesetzt  worden,  weil  die  Burcaukratie  fand,  da6ö  man 
nicht  fQr  einen  einseinen  Zweis  der  Staatsverwaltung  solche  abnonne 
Bestimmungen  trei^V-n  könne  nncT  weil  es  den  Kontrolbounten  Ifistig  war» 
die  Reehniint:  über  diese  kleinen  Einnahmen  zu  führen.  Diese  »Reform^ 
hat  nicht  auf  sich  warten  iastten."  Während  nämlich  die  Jahre  18Ö9 
bia  1872  eine  Steigerung  des  Reinertrages  der  Postverwaltung  aufsuweieeii 
hatten ,  satik  fortan  der  .Tflhresüberscnuss  stetig.  Denn  eiTimal  mu?sten, 
wie  weiter  ausgeführt  wird,  die  Gehälter  der  höheren  Postbeamten  in 


-Die  nordamerikanische  Walfischerei,  bemerkt  B<Mcber  (Annchten 
der  Volaswirthschaft  aus  dem  geschichtlichen  Standpunkt,  1878,  Bd.  II 
S.  270^  erfordert  von  jedem  Matrosen,  selb.st  SchitTsjungen,  unprewnhnliehe 
Anstrengungen,  Aufopferung,  mitunter  sogar  Muth  und  Geisteaecgenwart*' 
Und  Bonm«4  und  v.  Studnits  berichten,  dsss  bdm  Stoddisch-  ad  Ha- 
krelenfanpe  „der  Erfolg'  d«T  Reise  zum  ;j:ji>3aen  llieil  von  der  Harmonie 
unter  der  Bemannung  des  Schifies  abhängf". 
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EntachÄdiguiiff  für  die  fnrtfnllpnden  Gcwinnantlieile  erhöht  werdon  und 
Tiwcttens  stellte  sich  uunmebr  die  Nothwendigkeil  eiaer  VeimehruDg  des 
iieamtenpeivonalg  heraus. 

Ob  die  Aufhebung  der  Gewimibetheiligung  begründet  oder  ob  die- 
selbe, wie  r.  'iliiiM  rt«  ( iewiiliremaTin  m»'int.  ein  Missgriff  der  eidgi-nöpsischen 
Büreaukratie  gewogen,  das  zu  eutdcheiUeu  ist  uieht  unsere  Sache.  Zweifel- 
los berechtigt  erscheiDt  aber  die  Annahme»  daas  die  1872  bereite  ange- 
stellten  Beamten  bei  Fortsetzung  der  Gcwinnbetheiligung  des  zu  er- 
wartenden Gewinnes  hallter  lieber  den  vennehrten  Gescbäftsumfang  auf 
ifich  ges<Hnmen,  als  eine  Mehrung  der  Beamtenzahl,  die  ihren  Gewinn» 
«atbcSl  beeintriiebtigt  hütet  smgelassen  haben  wflfden.  So  aber  hatten 
die  Beamten  kein  Intere^s*' ,  «icii  vielo  Aihrit  aufzubürden.  Es  konnte 
iliiien  vielmehr  eher  daran  gelegen  t<ein,  ilire  lieschäl'tslast  zu  verringern. 

ütiegen  daher  die  Besüldungeu  verglichen  mit  den  Roheinnahmen  seit 
1872  onTerhältnissmässig;  trotzdem  überdies  noch  der  Weltpostvertrag  die 
Einnahmen  der  letzten  reriod^  pünstig  beeinflusst  hat  nn  1  lisoLon  in  ien 
Jahren  1875  imd  lö76  Terschiedeue  'Dtxerhöbuugen  stattgelundeu  haben. 
X>ie  Besoldungen  bildeten  Prozente  der  jährlichen  Brattoerträge  der  Post- 
^erwaltong: 


18r>9 : 34,5  Proaent 
1870:85,9  ^ 
1871 : 82,6  . 
1872 : 82,0  r, 


1873 : 38,8  Pioaent 
1871:39,0 
1875: 4M  „ 
1876 : 43.5  « 


FaaseD  wir  zusammen ,  waa  sich  aus  dem  Vorstehenden 
für  uns  ereiebt.    ^^'ir  haben  es  2U  thun  mit  einer  staatlichen 

"Wirthßchaitsverwaltung  grossen  Stils.  Die  unteren  Beamten 
d'Tselben  sind  nieist  im  Stück  irelolmt  und  so  zu  grÖsstem 
i'leiss  und  Eiter  angespornt.  Bei  den  iiuheren  Beamten  ist  das 
nach  der  Natur  der  von  ihnen  p^etorderten  Dienste  nicht  mög- 
lich. Hier  Versuch,  durch  Betlieilif^un«:  am  Reinertrage  der 
Verwaltung  den  Fleiss,  Eifer  und  dio  Füiaar^e  liir  Ersparnisse 
imzaspornen.  Glänzendes  Resultat  Versuch  aufgegeben,  eben 
weil  die  glänzenden  Resultate  Neid  und  Misastimmung  der 
Beamten  anderer  Verwaltungszweige  erregten  oder  erregen 
konnten. 

12.  A.  Bord,  Pianofortefabrik  in  Paris. 

(BOhmeff  Nr.  85:  Bulletin  de  la  participation  anx  bfotfees  1882 

64  f.;  Füiigerouase,  Patrons  et  Ouvriers  de  Faris,  1880,  S.  67;  Enquete 
Bd.  U  S.  2i;*— 22:)  547  f.;  auch     Taylor,  Profit  Slmring  S.  80  f.  157  f.').) 

H»^rr  Honi  besitzt  eine  Pianofortefabrik  in  Paris  mit  oinem  (ieschnfts- 
kapital  vou  2  Milliooen  Fr.  Die  Fabrikation  ist  faat  ausschliesslich  auf  den 
£xport  berechnet.  Tlglich  wurden  12,  im  Jahre  1^<S!  in  Folge  der  starken 
flentsrhen  KoiiVcnrTPnz  nur  10  Pianos  hor^'estellf.  Der  Vorrath  an  fertigen 
iDstnunenten  bczitlcrte  sich  in  der  Kegel  auf  700,  lbö3  auf  3—400.  Im 
Jahre  1882  hat  die  Fabrik  ihr  SOOOOstes  Piaooforte  vollendet 

Die  Fabrik  beschäftigt  820— Arbeiter,  die  Lehrlinge  und  Hilfs- 
arhoitf^r  mit  finbogrifTen.  Unter  der  ATboitcrftohaft  befinden  sich  viele 
eeiemte  Arbeiter.  Die  besten  sind  diejenigen,  welche  die  Tischlerei  er« 
&iit  faahen.  Diese  werden  anfangs  damit  beschXfUgt,  die  Bekleidong 
(caisse)  des  Pianoforte  herzustellen,  und  erst  allmählich  wenien  ihnen 
aehwiengeie  Arbeiten  übertragen.  £e  giebt  indeeaen  auch  Arbeiter,  welche 


')  S.  Taylor  gründet  seine  Darstellnng  wesentlich  aof  die  Qbrigen 
oben  genaantea  QneUen. 
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Von  HnuBe  nm  in  der  Pianofortefabrikation  gearbeitet  haben,  und  so  hat 
Herr  Borü  auch  Lehrlinge,  die  Söhne  seiner  Arbeiter. 

Die  Arbeiter  sind  fiuit  darebwc«  im  Stücklohn  angestellt  Der  ge- 
wöhnliche Stfick löhner  verdient  5—7  IV.  den  Tag,  der  aiiegeMidinete- 
bringt  es  bis  auf  10  Fr. 

„Sofern  bei  der  Veränderung  der  Fabrikation  ^'e^•;inderung  der  Löbuc 
eintreten  sollte,  werden  5  Arbeiter  zur  Berathung  über  die  Lohnhühe 
gewählt.  Bonst  haben  die  Arbeiter  keine  Einwirkung  auf  Leitnng  des> 
Etablisperaents.'^ 

Im  Jahre  lt«ö5  wurde  Gewinnbctbeiligung^  eingeführt  und  SEwar  ur- 
sprünglich in  folgender  Fonn.  Herr  Bord  verzniBte  sich  sein  Kapitel  mit 
10  Prozent  und  vertheilte  den  dann  verbleibenden  Ueberschuss  zwiecbo» 
sieh  und  «rinfn  Arbeitern  nach  dem  Verhältniss  der  von  ihm  bezogene» 
Zinsen  zu  den  an  diese  gezahlten  Löhneu.  Mitte  der  70er  Jahre  j^och, 
als  die  Geflcbäfte  nicht  eben  glftnsende  waren ,  verziebtete  Herr  Bord 
auf  seinen  Gewinnantheil  und  behielt  sich  nur  einen  Kapital/Ani  von 
10  Prozent  vor.  Im  Jahre  ls>'2  endlich  sefzte  er,  \\r\h^r  dvm  Drucke  der 
deutschen  Konkurrenz,  seinen  Kapitalzins  auf  5  Pru/ent  herab  und  be- 
anspruchte weiter  nlehts.  Diese  Reduktion  zu  Gunsten  des  Personal» 
geschah  augenscheinlich  deshalb,  um  den  Ansporn,  den  die  Crewinn- 
DCtheili^nmj^  auf  die  Arbeiter  an^fibte,  nicht  zu  mindern. 

Die  Vertheilung  des  Gewinnes  unter  die  berechtigten  Arbeiter  ertoigt 
nach  Maa$8gabe  ihrer  Jafareslöhne.  Berechtigt  zum  Empfang  eines  solchen 
Gewinnantheils  ist  jeder,  der  G  Monate  vor  ßechnun^sabschluss,  das  i.st 
in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  bi'--  /nm  I.März,  im  GescMft  gearbeitet  hat. 

Eine  Kechnungskontroie  hndet  durch  die  (>— 7  Werkmeister  des 
Hauses  statt. 

Die  Höhe  der  Gewinnantheile  während  der  Jahre  1866 — 1882  nnd 
die  Lobnsteigerunp' .  v  «  lebe  dieselben  aUjährlich  reprfiaenturten,  zeigt  die 
nachstehende  Tabelle: 


Verliiilt- 

1  i 

1 

VerhUU- 

ni^ri  de.-i 

Jabi"  ^ 

1  Bonus 

Bonus  zn 

Jahr 

Bonus 

BontM  SQ. 

den 

den 

i 

Löhnen 

1  lö  Ifc^  Fr.  U  C. 

1>,4U% 

Iö7'i , 

1  121  2u'J  Fr.  C. 

22  *\  0 

1867 1 

1  88287  „    10  „ 

1876 

112  460  „    4.'>  .. 

20  „ 

2!^  2^r.  ^   40  „ 

12,86  „ 

1877 

loa  .-,2!»  .  :»5  _ 

1- 

20 

l^Ts 

i»4<>n)  .  10  ^ 

l->  » 

47  170  ^    u'.  .. 

l'i 

1*<7!), 

1   71  s>'>  „  H.'i 

12  . 

1*^721 

55  8l>7  «    80  ., 

l'> 

1   80  703  ^    4r,  , 

16  . 

6^  494  ..    4<i  .. 

20 

l^bl 

101305       —  „ 

1^  n 

18741 

1  88  084  „   98  „ 

20      „  1 

1  18821 

}  ia0123  ,   Ö5  , 

20  . 

1213d82  Pr.  90  C. 


Herr  Bord  erklärt  sich  mit  den  Wirkungen  sciiier  Ciewinubetheiliguu^ 
zufrieden.   Dieselbe  habe 

1.  die  Arbeiter  an  das  Geschäft  gefesselt  und 

2.  von  Ausständen  abgehalten. 

In  Kürze:  Exportgewerbe,  in  welchem  die  Gescbicklich- 
keit  der  beschäftigteu  Arbeiter  von  grosser  Bedeutong  ist» 
Der  Fleiss  derselben  ist  durch  Stücklölinung  bereits  gesiäiert; 
Veränderung  der  Stilcksätze  bei  Veränderung  der  Konjunktur 
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nur  unter  Zuziehung  von  Delegirleu  der  Arbeiter.  Gewinn- 
hetheiligung  eines  jeden  Arbeiters  nach  Maassgabe  des  von  ihm 
bezogenen  Lohnes.  Der  Bonus  steht  einem  .Jeden  sofort  i\ni 
Jahres-cliluss  zur  Verlügung.  Die  ausgezahhen  Gewinnan- 
ilieile  waren  beträchtlich.  Resultat:  iSichenuig  der  nöthigcn 
Anzahl  geschickter  Arbeiter  und  Fernhaltung  derselben  von 
AttMtftnden. 

13.  Manulacturu  de  l^oteries  de  Nyon,  socicie  anonyme,  Kan- 
ton Waadt. 
(BOhmert  Nr.  87.) 

.Die  Porzellaiifabrik  zu  Nyon  in  der  Schwms  hatte  im  Anliuige 
dieses  Jahrhunderts  einen  gewissen  Ruf  Kioige  der  besten  Arbeiter  von 
S^vres  hatten  sich  179^^  nach  Nyon  geüüchtet  und  hatten  ausgezeielmet 
fSnoe  Waare  gefertigt,  welche  noch  ictzt  von  Kunstkennern  sehr  gesucht 
ffit.  Aber  nach  181o  ging  das  Gescnfift  in  Folge  venchiedener  Ursachen 
zirriick.  Um  die  Gel>iiiide,  Oefen  u.  s.  w  /tj  benutzen,  maehto  man  von 
uan  an  nur  Halbporzellan.  Bis  ItiOO  wuiUe  das  Geschäft  in  kleinem 
MaaasBtabe  betrieben.  DamaU  wollte  der  Chef  es  vergrctssem.  Er  biÜete 
daher  eine  Aktiengesellschaft,  um  die  nöthigen  Kapitalien  zu  erhalten, 
und  verschuldete  überdies  ncrh  stark  die  Fabrik.  Die  Mühlen  twk 
.Mahlen  Uer  Stuii'e,  die  Oefen  und  der  sonäüge  lietneb  wurde  KUSgezeichBet 
gut  und  schön  eingerichtet,  aber  es  fehlte  an  Ordnung  und  pxaklliofaeni 
8inn  'iL  •!  T  Direktion.  Der  Chef  starb  und  nun  kam  die  Fabrik  soeh 
mehr  zurück." 

In  Folge  dieser  Ereignisse  vvar  der  Kurs  der  Aktien  sehr  getäunkeu 
und  man  war  im  Jahre  l^()'.i  nahe  daran,  zur  Liquidation  des  öeschäfts 
zu  echreitpu.  Diesem  Vorhaben  widerrieth  aber  energisch  einer  der 
Aktionäre,  der  Gutsbesitzer  Eugen  lüsier.  Herr  Kisler  wurde  daraufhin 
zum  Mitffued  und  dann  sogar  zum  Priridenten  des  Verwaltungsraths  ge- 
wählt, gelaj^  SUnSchst,  der  Fabrik  Kredit  zu  verschaffen.  Sodann 
^Tulite  Herr  Kisler  sowohl  auf  andere  Wei?e,  als  dadurch  die  Geschäfts- 
kosten zu  verringern,  dass  er  den  in  der  Fabrik  beschäftigten  6tücluurbeitem 
eme  Veraiindertti^  ihres  Lohnes  um  5  Prozent  vorschlug.  Dafttr  sollten 
dieselben  von  jedem  Tausend  Frauken  Reingewinn  über  4  Prozent  Zins 
des  Aktienkapitals  iJO  C.  mehr  für  je  100  Fr.,  die  sie  in  Zahlung  erhalten 
hätten,  beziehen.  Die  Arbeiter  mussten  wohl  oder  übel  darein  willigen, 
da  ne  sonst  ihre  Arbeit  ganz  verloren  hätten. 

Dies  >  h  ili  indess  nicht  7:u  ihrem  Schaden  I>enn  schon  am  Ende 
des  ersten  Jahres  1870/71  konnten  ihnen  im  Bonub  ungeiähr  jene  6  Pro- 
zent wiedererstattet  werden  und  im  Jahre  1873  bezogen  sie  bereits  tun 
10  Pro/(Mit  höhere  Löhne  als  frOber. 

Die  Fabrik  blühte  wieder  auf. 

Im  Jahre  1877,  aus  welchem  die  letzten  Nachrichten  dattren,  be- 
KbKftigte  die  Firma  40  Arbeiter  und  swar  20  Arbeiter  beaw.  Arbeitenlinen 

in  Taglohn  uu  I  12  Arbeiter  im  Stfleklohn  nebst  8  Glehili^;  eine  iedo 
Gruppe  von  3  Stückarbeit  em  hatte  2  Gehilfen  Die  .Arbeitslöhne  machten 
ein  Drittel  des  Gesammtwerthes  der  Produktion  aus  und  stellten  den 
sechsten  Theil  des  Anlagekapitals  dar. 

Bereelitigt  zur  Theilnalime  am  Keingewinri  >ind  alle  Sfücklöhner 
und  alle  Tatrearbeiter,  welche  mehr  als  «  in  Jahr  m  der  Fabrik  thätig 
^ewefctu  sinu.  Eine  Ausnahme  davon  machen  die  jungen  Leute  und  die- 
^nisen  Arbeiter,  welche  je  nach  der  Qualität  der  fabnzirten  Waare  eine 
wr-onentliche  ^ 'nifitlknrir.n  hrzirlim  I>it  ncwinnantheii  der  Arbiter 
berechnet  sich  in  der  oben  angegebeneu  Wei^e. 

Bs  1876  inkl.  wurden  den  Arbeitern  13 136  Fr.  als  Ilonas  vertlieilt 
1870  betrug  derselbe  10  Prof  ent  des  Beingewinns  und  7  Proxeot  der  Ar- 
beitslChne. 
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Seine  nimmelvige  Blüte  hat  das  Geschäft  vor  aU«D  IXiimd  der 

tücbti^eu  Leitung:  zu  danken,  Bodann  abCT auch,  wie Heir Bialarpanerictv 

dem  (jrewinnbetheiligun^j<syst*^m»^ 

1.  Dasi^elbe  erwies  'sich  als  ein  wichti^ea  Erxiehimga-  uud  Sciiutz- 
mittel  gegenfiber  einer  undiestpliairten  und  tntereeselosen  Aibeileneliaft. 
^E.s  bildet«'  sich  eine  Ordnung  und  Disziplin,  die  in  der  Fabrik  noch  nie 
gesehen  war  und  die  im  Waadtlande  ?ehr  selten  sein  soll." 

2.  Die  Gewinnbetheiligung  hat  das  gänzliche  Aufhören  der  früher 
re^adtsfligen  nnd  bedeutenden  WaarendiebetlÜile  bewhrkt,  iü  Folge  der 
llltwirkunj^  der  Arbeiter  bei  der  Rontrole. 

3.  Die  Arbeiter  haben  sich  auch  in  Zeiten  von  ArbeitaeinateUungen 
in  der  Umgegend  von  Ausständen  femgeiuilten. 

Es  erhellt;  Eine  früher  blühende  kunsto^ewerbiiciie  An- 
stalt ist  in  Folge  schlechter  Leitung  uud  Di8ziplinloBigkeit  der 
Arbeiter  heruntergekommen.  Um  fortbestehen  zu  koiiuen, 
ist  eine  gutwillige  ^Zustimmung  der  Arbeiter  zur  Herabsetzung 
ihres  Stücklohns  nothwendi^.  Ein  neuer  Leiter  fuhrt  Gewinn- 
betibeiligung  ein.  Folge:  Die  geringeren  Stückstttze  werden 
gutwillig  angenommen,  Ordnung  undDiezinlin  wird  beigestdlt, 
die  Veruntreuungen  nehmen  ein  Ende,  Aroeitseinetellungen  sa 
Zwecken  der  Lohnsteigerung  bleiben  aus.  Vermehrung  von 
Fleiaa  nnd  Sorgfalt  nicht  berichtet;  dabei  ist  aber  nicht  zu 
vergessen,  dass  da,  wo  es  besonders  auf  die  Quantität  der 
Arbeit  ankommt,  Stücklöhnuog  besteht  und  dass,  wo  die  Qua* 
iität  der  Produkte  vorzüglich  in  Frage  steht,  hieriUr  schon 
durch  Güteprämien  ausreichend  gesorgt  ist. 

14.   Buchdruckerei  und  Buchhandlung  von  A.  Chaiz  &  Cie. 
in  Paris. 

(Böhmert  Nr.  69;  Enquöte  Bd.  II  S.  04-100.  535;  S.  Tavlor  S.  50. 
164'):  Arbeiterfrcnnd  von  1RT9  J^.  327  345 '^);  Bulletin  de  la  pa'rticipation 
aux  ben^ces  löüO  8.  14y,  lööl  JS.  50- Gl,  lb^2  S.  66—70,  1883  S.  31  f.. 
1884  S.  1V--VL) 

Die  Zentralbachdnickerei  und  •baehhandlnng  ftr  die  Etoenbahnen 

von  A.  Chaix  &  Cie.  in  Paris  l>esteht  seit  1845^).  Sie  beschäftigte  im 
Jahre  1884  ungefähr  1200  Arbeiter,  darunter  120  Frauen  im  HroHchiren 
und  150  Kinder.  In  der  Buchhandlung  sind  verhältniasmässig  nur  wenige 
Peisonen  beschüftigt;  der  Hauptabeats  findet  im  groeeen  statt 

In  diesem  Rie^ienetablissement  —  das  sich  übrigens  durch  eine  Reihe 
musterhafter  WohUahrtseiniichtongen  aoaieichnet  —  sind  aeit  dem  Jahre 


J|  S  T;n-1or  hat  im  Frühjahr  1^^'2  dem  Hause  Chair  einen  Besuch 
abgestattet  und  kennt  daher  dessen  Einrichtungen  aus  eigener  Aui^chaunng. 

*)  Die  Darstellung  der  Einrichtung«!  dee  flanses  Olnix  im  Arbiter- 
freund  l>eruht  tbeils  auf  den  eigenen  Anschauungen  des  unter  der 
ChiflFrr^  T?  -r)n  ihonden  Referenten,  theils  auf  der  von  Herrn  Chaix  1878 
lievaup^egebeneu  ►jchrift:  „Historique  de  Tlmprimerie  et  de  la  Librairie 
centrah'  des  chemins  de  fer;  Organisation  industrielle  et  ^onomiqne  de 
eet  Etablissement.  Paris.^ 

*)  Herr  Napoleon  Chitx  der  I^oirriinder  des  Geschäfts  und  Vater 
des  jctzip^en  Besitzers,  versuchte  bereits  im  Jahre  1848,  zur  Zeit,  da  unter 
Louis  i^hiucs  Leitung  das  „Arbeiterparlament*'  im  Palais  du  Luzembourg 
tagte,  seine  Arbeiter  mit  10  Prozent  am  Reingewinn  zu  betheitigen.  Der 
Versuch  scheiterte  indess,  da  die  Arbeiter  allmonath'cli^  AiHzanhmg  de» 
Bonus  verlangten,  Herr  N.  Chaix  aber  hierein  nicht  willigte. 
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In 2  ^wisse  Arbeiter  am  Reingewinn  betheilipt.  Es  können  nämlich 
nur  dim^ii^n  theilnehmen,  welche  3  Jahre,  oder  wenn  sie  au»  einem 
Qtktlm  A  €l««riimbeflieiugun^  kommen,  8  Monate  Ghabc  gearbeitet 
bftben.  Dieses  Dienstalter  verleiht  indess  kein  absolutes  Recht  auf  Thdl- 
nähme,  sondeni  rar  Zulassung  bedarf  es  noch  der  besonderen  Zii^^fimmun^ 
des  iierm  Chaix  und  eines  aus  Beamten  und  Arbeitern  gebildeten  Aut- 
äditsknmitees. 

Dieser  Arbeiterelite  werden  idljährlii  h  den  .Statuten  gemä.s.s  15  Pro- 
ssent  des  Reingewinns  zugewendet  und  unter  die  einzelnen  Berechtijgten 
pro  rata  ihrer  Löhne  und  Gehälter  vertheilt  Die  einzelnen  Antheile 
oid  nicht  sofort  voll  rrh  hbar.  '^^elmebr  greifen  folgende  Regeln  Platz: 

1.  Ein  Drittel  der  Üummeo  wiid  den  Berechtigten  auT  der  Stelle 
baar  aasgebändigt. 

S.  Xkaa  zweite  Drittel  wM  auf  Sntessiui  in  einer  im  Statot  tot- 
gesehenen  Weise  deponirt.  Zvm  G^uss  dieses  Guthabens  gelangen  die 
Einzelnen  erst  bei  ihrem  Anetritt  aoa  dem  Geschäft,  gleichviel  was  die 
Veranlassung  davon  ist 

S.  Das  letete  Drittel  ffiesst  in  eme  bei  ihrer  Grflndnng  im  Jahre 
1^2  mit  einem  StiftnTin''^fo!id;~  von  r>2  0ni)  Fr.  versehene  Altersversorgungs- 
kaase.  Aus  dieser  Kaääc  erlnilt  der  Üerechtigte.  pnhfild  er  sein  20. X)ienst- 
jahr  oder  das  60.  Lebenejahr  vollendet  hat,  eine  Jahiesrente. 

Die  Posten  ad  2  und  3  werden  bis  zu  ihrer  L^uidation  mit  4  Pro- 
lent  verzinst.  Von  beiden  haben  die  ArhpitPr  8ell)st  nur  dm  Xiessbrauch, 
während  die  Kapitalien  ihren  Familien  zutaiien.  Öind  sie  indess  unver- 
Mntliet«  so  erlialten  sie  dne  Ldlvente. 

Im  Jahre  1884  waren  868  Angestellte  und  Arbeiter  antheilsberechtigt. 

Die  Tv-ibrend  der  12  Jahre  de?  Bestehens  der  Gewinnbetheiligiing 
für  die  Arbeiter  vom  Beingewinn  enthobenen  Antheile  erreichten  am 
91.  Dsismber  1883  die  Summe  von  719  &89  Fr.  90  C.  Dieser  Betrasr  stellt 
eine  durchschnittliche  Lohnerköhtmg  von  7Vt  Ptomnt  för  die  Bethel* 
ligten  dar'). 

Ueber  die  wirthschuftlichen  Resultate  der  Gewinnbetheiligung  für 
das  Gesebift  spricht  sich  der  Inhaber  sehr  befriedigt  aus.  £r  rühmt 
den  groBseien  Eifer  nnd  das  lebhaftere  Interesse  der  Arbeiter  und  bebt 
hervor: 

1.  die  schnellere  und 

2.  die  sorgfältigere  Ausführung  der  Arbeiten, 

3.  die  gr'i^5^ere  ST>fir«a!nkeit  des  Perf^oTinl?,  welche  allerdinf!«  manch- 
mal in  einer  etwas  kiemlichen  und  piuuipen  Weise  Ausdruck  ändet. 
ßnem  Verleger  hatte  man  s.  B.  mehrmals  Probmiracke  in  demsdben 
Umschlage  zugestellt,  und  als  dieser  bierfibcr  eine  Bemerkung  machte, 
antwortete  ihm  der  betreffende  Besoite:  «Aber,  wir  haben  ja  Gev^un« 
beiheiligimg.* 

4.  Die  Arbeiter  wurden  an  das  GeschSft  c^efesselt  und  von  Aus- 
ständen abgehalten.  Bei  einer  Arbritspini<tellung  im  Buclidnickergewerbe 
behnfs  Lohnerhöhung  im  Miirz  1ST>^  verlies-en  02  Setzer  das  Chai&äche 
Etabliüdement.  Aber  darunter  war  nicht  einer  der  am  Gewinn  bethei- 
ligten Arbeit,  r 

5.  Endlich  findet  die  Firma  „ihre  Genugthuung  und  ihren  Vor- 
theil darin,  laug  gedieaten  Arbeitern  gegenüber  nicht  mehr  vor  die 
Attemative  gestellt  sa  sein,  entweder  f^sionen  aus  einem  Fonds,  der 
■idit  voigcschen  war,  an  aahlen,  oder  die  Leute  ihre  Laufbahn  im  Elend 
Aügao  SU  sehen'*. 


M  In  manchen  Jahren  bedeutete  der  Bonus  eine  L*dinerhühung  von 
1<^  IVozent;  10i*2  nur  1'  e  Prozent  in  Folge  der  starken  Konkurrenz, 
v<^elehe  insbesondere  die  mit  Monopolrechten  audgeötattete  staatliche 
Nationaldruckevsi  (ttber  diese  vgl.  Enonfite  Bd.  U  &  174  ff.)  der  Finna 
bsreitet  hatte. 
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Also  :  Grosses  Unternehmen  mit  qualifizirten  Arbeitern. 
Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  gross.  Höhe  des  Bonus,  der 
vertheilt  wird,  von  mittlerem  Betrag.  Bonus  zu  V'a  sofort,  zu 
zwar  Sicht  sofort  ausgezahlt,  aber  beim  Anstritt  unter  alJen 
Umständen  in  Rentenform  disponibel;  das  letzte  Drittel  in 
eine  Altorsrentenkasse  gelegt  und  folglich  nur  zum  Vortheil 
der  Bleibenden.  Das  Kapital  fällt  allein  der  Familie  zu* 
Folglich  Unmittelbarkeit  des  Anreizes,  wenn  auch  nicht  so 
gross  wie  bei  sofortiger  Auszahhmg  des  g'anzen  Bonus,  so  doch 
gr<'>R«er  als  da,  wo  beim  Austritt  aus  (\(-m  Geschäft  der  zurück- 
))eliLiitene  Bonus  ganz  verlUlit.  Die  Aussicht  auf  Altrrs Ver- 
sorgung für  diejenigen,  die  bis  zum  Alter  beschäftigt  werden, 
Beweggrund  zum  Bleiben.  Erfolg :  Steigerung  von  Fleiss  und 
Güte  der  Arbeit;  grössere  Sparsamkeit  bei  Verwendung  des 
Materials;  die  Arbeiter  ans  Geschäft  gefesselt. 

15.  Fi.  BiUtner-Thierrry,  Lithograph  in  Paris. 

(Eiitiuöte  lid.  11  8.  322.) 

Herr  Büttner-Thierry  gewährt  seit  dein  Jahre  1879  seinen  Beamten, 
Werkcneistem  und  Arbeitern  einen  Antheil  am  Gewinn.  Derselbe  beträgt 
1  Prozent  des  Betrages,  rfpr  sich  nach  Abzug  der  erlittonpn  Verluste,  tler 
Zinsen,  der  Kosten  der  Fehlprodukte  und  der  Einbussen  am  Material  vom 
Bruttogewinn  ergiebt.  EMe  for  Arbdtalöhne  verausgabte  ^>umme  scheint 
demnach  von  dem  Erlös  der  Verkäute  bei  der  Berechnung  des  Gewinikes 
für  die  Arbeiter  nicht  in  Abzug  zu  kommen.  Der  Antheil  von  1  Prozent, 
der  den  Arbeitern  zu  Theil  wird^  stellt  eich  demnach  höher,  als  bei  Zu- 
gnmctolegung  des  rite  berechneten  Bdnertrages. 

Nach  Angaben  des  Herrn  Büttner-Thieny  sind  auf  die  Grösse  seines 
Gewinns  nicht  blos  die  Leistungen  der  Arbeiter  von  Einfluss,  sondern 
auch  wesentlich  die  mehr  oder  minder  glücklichen  Verträge,  welche  die 
Firma  abeehlieMt,  sowie  insbesondere  die  Schwanknngen  im  Dudcont  der 
von  ihr  aufgenommenen  Kapitalien  und  die  Werthschwankunpen  der  auf 
Lager  befindlichen  Produkte.  I>ie  Bedeutung  der  Arbeit  fiir  die  Hube 
des  Gewinns  erscheint  demnach  als  eine  beschränkte,  und  mit  Kückoieht 
hierauf  wächst  noch  die  Bedeutung  des,  wi  >]  >  ^n  angegeben,  berecbneteoi 
Gewinns,  der  den  Arbeitern  nlljiibrlieb  .^u  Tbeil  wird. 

Die  Vertheilung  der  Gewinnquote  unter  die  Einzelnen  yollzieht 
aleh  naeh  festen  Prinzipien.  ESb  Drittel  des  einem  Jeden  zukommenden 
Setrages  wird  ihm  aul  der  Stelle  überantworteL  Die  übrigen  2  Drittel 
werden  alljiibrlieli  auf  Zinseszins  bei  der  VersieheningpgepellBchatt  „Union"* 
niedergelegt  und  dienen  dann  als  Kapital  Versicherung  auf  Lebensfall.  8ie 
werden  fuiig,  wenn  der  Arbeiter  sein  20.  Diens^ahr  bei  Bfittner-ThieitT- 
bezw.  sein  60.  Lebensjahr  erreicht,  oder  kommen  unmittelbar  nach  seinem 
Tode  seiner  Frau  und  seinen  Kindern  zu  guto  W^  r  das  erste  Drittel 
mit  diesen  beiden  verbindet,  erhält  von  der  irirma  eine  Sparprämie  von 
5  Prozent.   Nur  4  Leute  haben  hiervon  Gebrauch  gemacht. 

Die  Zahl  der  TlH>ilnelnner  beträgt  27. 

Der  Gewinnantheil  erreiehte : 

im  Jahre  1880  eine  Höhe  von  1  695  Fr.  —  C. 

n  n  1^1  .  n  „  1206  „  20  „ 
,       «    1882    „       „      »    1965    ,   90  , 

•     «  "     „     n   im  ^  ÖO  , 

Summa   ...    6 .595  Fr.  00  C. 

Als  Wirkungen  der  OewinnbetbeiliguDg  ftir  daa  Geschäft  beseiclmet 

Herr  Büttner-Thierrj  ; 
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I.  Die  OewinubetheUigmig  hat  ihm  eine  Elite  tüchtiger  Beamtoi 
und  Arbeiter  verschafft,  welche  mehr  ala  früher  bestrebt  sind,  gut  sn 
prcHiuziren.   Demzai'olge  ergaben  sich 

8.  beneie  Leistungen  und  aorgfftltige  Behandlung  des  anvertrauten 
Haterials  und 

3.  gute  Beziehungen  zwischen  Chef  und  Arbeiterschaft;  ersterem 
viel  Aerger  und  Arbeitsstrcitigkeiten  erspart 

Es  erhellt:  Qualilizirte  Arbeit  und  werthvolles  Material 
in  Händen  der  Arbeiter.  Dabei  ein  Geschäftsbetrieb,  für 
dessen  Gedeihen  neben  der  Arbeit  Momente,  auf  welche  der 
Arbeiter  ohne  EiuÜuss  ist,  grosse  Bedeutung  haben.  Bonus 
thttls  sofort,  theÜB  später  aiugezahlt  Resultat:  Steigerung 
der  Qnalitftt  und  grdseere  Sorgsamkeit  in  Behandlung  des 
Materials.  Femer  Fesselung  &r  gewünschten  Arheiterzahl 
aus  aesch&ft. 

lo.  noffinon  &  Barbas,  neuerdings  Barbas,  Tassart  &  Balas, 
Bieigiesserei  und  Dachdeckerei  in  Paris. 

(Enquete  Bd.  II  204.  546;  Bulletin  de  la  participation  aux  ben^lices 
lome  m  im  S.  146,  tome  VI  1884  S.  117—1Ö6,  tome  VII  premi6re 
fivnüaon  1885  S.  SS.) 

Die  Finna  Goltinon  &  Barbaa  in  Paris  hat  eine  Fabrik  für  Bleiar- 
boten,  Dachdeckerei  und  dne  besondere  Werkstätte  für  hygienische  Ap- 
pumte.  Die  Ziihl  ihrer  Arbeiter  beträgt  120,  «liinintor  bf-nmlcn  f^ich  fol- 
gend»- Spezialitäten:  Dachdecker,  Zinn-  und  Bici-xiesser.  Dreclisler,  Hahn- 
machcr,  Justirer  u.  s.  w.  Die  Arbeiter  werden  theilö  iin  Tagelohn,  theils  im 
Akkordlohn  beschäftigt.  An  Lohn  empfingen  de,  je  nach  ihrer  Fähig- 
keit, 3,75  Fr.  hin  0.50  Fr.   Die  Lehrlin-^  .^vlmltcn  zu  Anfang  2  Fr. 

Seit  dem  Jahre  1872  werden  die  Arbeiter  des  Geschäfts  am  Gewinn 
betfaeiligt  5  Prosent  des  alljährlichen  Reinertrages  —  nach  Vorwcig- 
nahme  von  10  Pnwent  für  den  Reservefonds  (seit  1880)  —  werd^  ftir 
das  PpTSon.il  ausgesetzt  und  unter  die  einzelnen  Bererbtigten  nach  Maass- 
eabe  ihrer  Löhne  bezw.  Gehälter  vertbeilt;  dabei  erhalten  die  Akkordar- 
DcHer  den  Betrag  eines  gewöhnlichen  Tagelohns  angerechnet,  da  sie 
anderenfalls  noch  die  .\rbeit,  welclie  sit»  tünch  Hilfsarbeiter  verrichten 
lassen,  in  ihrem  Lohne  in  Anschlag  bringen  und  sich  80  einen  ungebühr* 
lieh  grossen  Gewinnantheil  verschafien  konnten. 

IXe  Gewinnantbeile  werden  nicht  voll,  sondern  nur  sur  Hälfte  un> 
mittelbar  nach  Hechnungsabsehluss  aupgeznhlt  Die  anderen  Hälften 
werden  jedem  einzelnen  ^rechtigten  auf  ein  Separatkouto  gutgeschrieben 
and  mit  5  Prozent  verzinst.  Die  so  kapitalisirten  Beträge  sind  tinüber- 
tragbar  und  unantastbar.  Sic  können  erst  dann  erhoben  werden,  wenn 
der  Kontoinhaber  t^ein  20.  Dien.stjahr  in  der  Fabrik  oder  Bein  wO.  Lebens- 
uia  erreicht  bat  Bis  dahin  verbleiben  die  Summen  im  Geschäft  ange- 
le, k(hmen  aber  auch  nach  Beschlnss  der  GeneralverBanunlung  bei 
einer  Verdcherungsgesellschaft,  bei  einer  Kreditgesellschaft  oder  bei  einer 
öäenlUchcTi  StaatskaBse  auf  Verlangen  der  Ar>>*'iter  deponirt  werden.  Die 
Liquidation  budet  in  einer  durch  das  Statut  vorgeschriebenen  Weise  statt 
Die  Guthaben  dienen  daau,  dem  Kontoinhaber  und  event  seiner  Fxau 
lebeuslängUche  Kenten  zu  gcwaliren;  sind  Kinder  vorhanden,  so  hat  dcf^ 
selbe  nur  den  Zinsbezug  und  das  Kapital  verbleibt  seiner  Familie. 

Zur  Theilnabme  am  Gewinn  sind  diejenigen  Augestellten  und  Ar* 
bciter  berechtigt,  wetche  folgende  Bedingungen  erföllea: 

1.  Sto  mfitsen  8  Jahre  im  Oesehäft  th&tig  gewesen  sein  und  Beweise 
ihres  Eilhi«  und  ihrer  Geschicklichkeit  g^boi  haben. 
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2.  Sie  miiasen  bei  dem  Chef  ein  schriftlichea  Gesuch  um  Zulasran^ 
einreicbenf  dem  eine  Al^hrift  des  caaier  judioiaice  beiliegen  muse. 

8.  Vie  Prüfung  der  moralischen  una  raatefMlen  VerhKItiiitee  aad 

insbesondere  der  werblichen  Befähigung  des  Bewerbors  durch  2  von 
dem  berathenden  Arbeiterausschuss  (comite  consultatif.  gebildet  dim  h  die 
beiden  ältesten  Beamten  und  die  5  ältesten  Arbeiter)  ernannte  „ratben** 
mass  glücklich  bestanden  sein. 

4.  Auf  Vi  -r-cbla^  des  Arb'-its  rrtti^-rhii-;^es  spriclit  der  Chef  des  Ilau- 
aee  alsdann  die  Bewilligung  oder  V  erweigeruug  des  Gesuches  bezw.  die  Ver- 
tagung der  Aofiimlim«  ans. 

5.  Die  Lehrlinge  des  Hauses  werden  vom  1 .  Januar  desjenigen  Jah- 
res an,  in  welchem  sie  ihre  Lehnseit  beendet  haben,  mr  TheUnahme  an 
dem  Bonus  zugelassen. 

Die  sKmmtUohen  Antheibhereehtigten  heiBsen  paiüdpant».  Amier- 
dem  picht  es  noch  sog.  aspirants  participants.  Zu  einem  aspirant  partici- 
pant  kann  man  auf  Ersuchen  nach  llSmouatlicher  Thätigkeit  im  Geschäft 
von  dem  Chef  ernannt  werden.  Die  Vorzüge,  die  aus  dieser  Ernennung 
fiieseen,  bestehen  in  dem  Hecht  der  Theilnahme  an  einer  in  der  Fabrik 
bestehenden  gegenseitigen  Hilfs-  und  Unfallverskherungsgesellschaft  und 
in  dem  Bezüge  einer  vom  Arbeiterausschuss  aus  der  Gewinnauote  be- 
willigten Gratifikation.  Die  aspirants  participants  werden  nach  Erfüllung 
der  oben  genannten  Bedingungen  in  der  Kegel  partidpantB. 

Im  Jahre  \^K^  b«f;uiaen  fich  initcr  den  120  Beamten  tuid  Arbeitern 
des  Hauses  50  participants  und  a|ijirauts  participants. 

Wer  vor  Eneichung  des  20.  Dienetjahres  braw.  des  50.  Lehensj&hrea 
die  Fabrik  verlSast  oder  wegen  schwerer  Vergehen  entlassen  wird ,  geht 
des  Anspnichs  auf  sein  Gutnaben  verlustig.  Dieses  wird  dann  unter  die 
übrieen  Tosten  vertheilt.  Eine  Ausnahme  hiervon  wird  seit  1860  fUr  die 
Lehninge  gemacht;  ihnen  kann  statutengemfiss  gestattet  werden^  attf  b5ch> 
stens  In  Jalir  die  Arbeit  in  der  Fabrik  zu  quittireu,  olme  ihrer  erwor- 
benen Anrechte  verlustig  zu  gehen.  Es  hatte  sich  nämlirb  herausgestellt. 
dass  es  ebenso  im  Interesse  der  Lehrlinge  wie  der  1  iruia  lag,  däss  jene 
aof  eine  Zeitlang  die  Fabrik  Terlieasen,  um  ihre  tour  de  Fkance  su 
machen  und  so  ilire  Kenntnisse  7.n  vpwAllHtändigen  und  aOBSerdeBl  MIS 
ihrer  Stellung  als  ^auims'^  herauszutreten. 

^e  Kontrole  pber  die  Rechnnngsffibrung  besitzen  die  betheiligten 
Arbeiter  thatsächlich  nicht,  denn  wenn  audh,  wie  Herr  Barbas  hervor- 
hebt, der  Buchhalter  und  der  Kassirer,  welchen  die  Rechnun-j-^Hblefrung 
obli^gt^  gleichfalls  am  Gewinn  betbciii^  ^  ^  doch  wenig  wahr- 
echeinhchf  dan  diese  den  Arbeitern  einen  Einblick  in  die  Gesehaftaver^ 
hftltnisse  und  die  Rechnungsführung  gestatten  werden. 

Gemäss  der  Gewinnbctheiligung  entfielen  während  der  Jahre  1872 
bis»  1873  85  700  Fr.  auf  die  bereclitigten  Arbeiter.  Die  Lohne  beliefen 
eich  in  diesem  Zeitraum  auf  811  533  Fr.  65  C.  Demnach  bedeatete  der 
Bonus  durchschnittlicl  <  ino  I  ilm.  rliiihung  von  10' 2  Prozent  und  der 
zu  iM>fortiger  Auszahlung  gelangende  Tbeil  desselben  eine  solche  von 
5,25  Prozent. 

Der  Erfolg  der  Gewinnbetheiligung  für  das  Untetnehmen  äassert 
eich  vor  allem  darin,  dass  dieselbe 

1.  ein  stabiles  Personal  geschati'en  —  ein  Umstand,  weichem  die 
GesehUftBleiter  grossen  Werdi  beilegen  —  und 

2.  die  Arbeiter  von  Ausständen  zuröckgehalten  hat; 

8.  sodann  aber  wurde  auch  rrröoisere  Sparsamkeit  an  Material  und 
Werkzeugen  bemerkt.  Während  mau  früher  ÖLOO— lOüOO  Fr.  jährlich 
auf  die  Abnutzung  imd  Verluste  an  Tauwerk,  Leitern  und  Scnweisa- 
eisen  reclmetf ,  ißt  dieser  Defekt  auf  ",000  f::esunken.  Statt  z.  B  wi«- 
ehedem  ein  kleines  Stück  Zink  aus  einer  ganzen  Platte  auszuschneiden, 
suchen  die  Arbeiter  nunmehr  dasselbe  aus  den  Abfüllen  zu  gewinnen. 

4.  Endlich  wird  aber  gHSeseren  Fleiss  und  grössere  Soigfklt  be* 
richtet 
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Um  zusanimenzufasseD  :  Die  ganze  Art  und  Weise  ,  wie 
die  Gewinnbetheiliguug  organisirt  ist,  ist  darauf  berechnet, 
den  Unternuiimeni  die  gewünschte  Arbeiterzahl  zu  sichern. 
Jeder  Betheih'gte  erhält  Antlitii  am  Gewinn  naeh  Maassgabe 
beiiies  Lohns;  aber  nicht  jeder  Arbeiter  wird  belheiiigt,  son- 
dern nur  eine  Auswahl  zur  Belohnung  für  längere  ausge- 
zeichnete  Dienstseit  Die  Höhe  des  Bonus  ist  nicht  unerheblich. 
Nur  die  Hftlfte  des  Bonus  wird  unmittelbar  ausgesablt,  die 
andere  kann  erst  nach  zwanzigjähriger  Dienstzeit  oder  nach 
Tollendang  des  50.  Lebensjahres  erhoben  werden  und  dient 
der  Altersversorgung  wie  event  zur  Ansammlung  eines  £rbeB 
tür  die  Kinder.  Verlässt  ein  Arbeiter  vor  zw^anzigjähriger 
Dienstzeit  bezw.  vor  Voüpndung  des  50.  Lebensjahres  die 
Fabrik,  so  verflillt  r(  in  (  nitliaben  zu  Gunsten  der  bleibenden 
Arbeiter.  Als  Wirkungen  dem  entsprechend  in  erster  Linie: 
Fesselung  der  gewünschten  Arbeiterzahl  an  die  Fabrik  und 
\rerhütung  von  Arbeitseinstellungen;  ausserdem  werden  ent- 
sprechend der  Höbe  des  unmittelbar  ausgeaahlten  Gewinn- 
antbeils  grössere  Ersparnisse  an  Material  und  Werkseugen 
und  Steigerung  der  Grösse  und  Güte  der  Leistungen  gerülunt 

17.  Aug.  Godchaux     Oie.,  Buchdruckerei  und  Verlagsgeschätt 
in  Paria. 

(Böhmert  Kr.  70;  Enqotte  Bd.  H  S.  186—189.) 

Das  Geschäft  ron  Auff.  Oodchaux  Cte.  verfertigt  Schreib-  und 
Zaetoilbfieher  ftir  den  Scholfirehrauch  mit  Hilfe  bf>.sonderer,  von  Herrn 
Godchanx  erfundener  .Maschinen.  Die  Firma  bescliiittigt  50  Angestellte 
ODd  Arbeiter  im  Hause  '  k  Die  Tagelöbue  der  Arbeiter  steigen  von  2,50  Fr. 
bis  8  Fr.  Die  Summe  der  Arbeitslöhne  stelit  ungefiihr  Vit  Prozent  <L  i. 
an  Dreizehntel,  de»  Werthes  der  Produkte  dar.  Der  Maschinenbetrieb 
ttiniint  einen  bedeutenden  Spielraum  ein*). 

Die  Firma  führte  am  1.  Januar  1872  Gewinnbetheiligung  für  ihre 
Besmttti,  Arbeiter,  Arbeiterinnen  und  Lehrlinge  ein.  Als  Bedingung  für 
die  Theilnahme  am  Gewinn  forderte  f^ie  nur  einjälirige  Thätigkeit  im 
Khäft  nnd  Zugehörigkeit  za  einer  von  Herrn  Godchaux  gestifteten  gegen- 
»eitigen  Hilfsfiresellsohaft ,  welche  ihren  Mitgliedern  insbesondere  Unter- 
irützung  in  Krankheitsfallen  gewKhrt.  Die  Mitgliedschaft  bei  letzterer 
winl  dnrrh  mnnntlichp  Heitriifr'*  von  3  Fr.  für  Arbeiter,  von  1,50  Fr.  für 
Arbeiterinnen  erworben.  Autheiisberechtu^  waren  im  Jahre  12583  39 
unter  den  .^0  Arbeitenif  alio  etwa  *fa  des  Pereonala. 

LHe  den  Arbeitem  zufallende  Quote  des  Nettogewinns  beträgt  5  Pro- 
z«'nt.  IlipTVon  wird  die  Hälfte  alljährlich  nnter  die  eiii7<*bien  Arbeiter 
Dach  Maassgabe  der  bezogenen  Löhne  und  Besoldungen  verthcUt  und  baar 
ausgezahlt  Die  andere  HlUte  fliestt  in  sich  nngesondert  in  ein«  Alte»' 
vcrsorgun^ska.^se.  Dies^e  Kasse  dient  dazu,  den  Arbeitern  nach  Erreichung 
eines  LebenHaiters  v(in  5-"»  Jaliren  und  einer  Dienstzeit  von  20  Jahren 
lebenslängliche  Pensionen  zu  gewähren.  Die  Pensionen  sind  fest  normirt 
ond  betragen  für  Arbeiter,  die  55  Jahre  alt  sind  und  20  Jahre  im  Ge- 
sefaift  gement  haben»  1000  Fr.  Derjenige  Arlieiter,  weleher  durch  einen 


Aneserdem  werden  noeh  SOO— 850  Personen  in  Geftngnissen  im 

Broechiren  verwendet. 

')  nUne  grande  parüe  des  affaires  se  faisant  möcaniqaement" 
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im  Geschäft  erlittenen  Unfall  arbeitaunfühip;  geworden  ist,  empfängt  gleich- 
falls eine  lebensliinL'liche  PensioD,  und  zwar  werden  ilim  je  50  Fr.  für 
jede.s  Dienstjahr  als  Pension  angerechnet.  Die  sämmtlichen  Renten- 
i>e/Uge  sind  zu  einem  Viertel  übertragbar  auf  die  VVittwe  und  die  minder- 
jährigen Kinder.  IMe  Pensioiieti  weraen  yon  der  Ftnna,  welche  fibrigens 
die  PenBionBkaaae  mit  etnem  Stiftungsfoods  yon  5000  Fr.  vecsehen  bat, 
garantirt. 

Während  der  Jahre  1872  bis  1882  haben  die  autheikberechtigteu 
Arbeiter  als  Bonns  64219  Fr.  75  C.  in  Baar  empfangen  und  die  Altere- 

vei*sorgungskaese  besass  1883  einen  Fonds  von  S4  343  Fr.  45  C.  Damit 
haben  die  betheiligten  Arbeiter  während  iler  11  Jahre  eine  Lohnsteigerung- 
von  durchschnittlich  21,48  Prozent  erfahren,  die  Sumaieu,  welche  in  den 
Reservefonds  flössen,  miteinbegriffen. 

Die  Inhaber  der  Firma  erklären  sich  von  der  Zweckmäs-^ifjkeit  und 
Vortheilhaftipkeit  des  Systems  überzeugt  und  heben  als  Wirkung  des- 
selben eine  grössere  Stabilität  der  Arbeiterschaft^  hervor.  Eine  Vermeb- 
mnff  oder  Verbesserung  der  Prodiiktion  wird  nicht  berichtet,  ist  aber 
auch  nielit  wahrscheinlich ,  du  der  masfhinelle  Betrieb  im  Geschäft  eine 
überwiegende,  die  Arbeit  eine  untergeordnete  Kolle  zu  spielen  scheint. 

Es  ergiebt  sich:  Einfluss  der  Arbeit  auf  die  Produktion 
nicht  bedeutend.  Gewinnbetheiligung,  theils  individuelle  mit  so- 
fortiger Auszahlung  des  Bonus,  theils  kollektive  zum  Zweck 
der  Altersversorgung^  die  Altersversorgung  wird  aber  nur  bei 
sehr  lancea  Diensten  und  zugleich  nobem  Alter  gewährt. 
Geeammtbonus  ziemlich  hoch.  Demzufolge  weder  Steigerung 
des  Fleisses  noch  der  Qualität  berichtet^  wohl  aber  Fesselung 
der  Arbeiter  an  das  Geschäft 

18.  L.  Gastd,  Kupferstecherei  und  lithographische  Druckerei 
in  Paris. 

(Böhmert  Nr.  69;  Fongeronsse  S.  89.) 

Das  Geschäft  von  L.  da^^io  betreibt  Kupferstecherei  und  lithogra- 

Ehisohen  Druck  und  stellt  Register  her.  Es  ist  also  ein  Betrieb  mit  Ar- 
eitern,  die  auf  einer  Bildungsstufe  stehen,  welche  weit  höher  ist,  als  die 
der  meisten  übrigen  Arbeitericlaseen.  In  Folge  dessen  besitsen  dieselben 
V'erständniss  auch  für  fernerliejijende  N'ortheiTe.  wie  sie  Altenversorgung 
und  dergl.  bieten,  ein  Verständniss,  das  l)ei  anderen  Arbeitern  sehr  oft  fehlt. 

Das  Geschäft  zählt  25—30  Angestellte,  Arbeiter,  Lehrlinge,  Ge- 
hilfen u.  8.  w.  Die  Arbdtslöhne  eigeben  40  Prozent  des  Weräes  des 
Produktes. 

Die  Einfübruujg  der  Uewinnbetheiligung  datirt  vom  11.  September 
1871.  Der  dritte  Tfieil  des  nach  Abzug  von  10  Prozent  für  den  Reserve- 
fonds  verbldbenden  Reingewinns  wird  für  die  berechtigten  BeschiUltigten 

des  Hauses  auspepchitdcn.  Die  Vertheilunc:  dieses  Drittels  geschieht 
unter  Berücksichtigung  aj  des  bezogenen  Lohnes  oder  Gebaltes,  b)  der 
Stellang  des  Berecbtirten  nach  festen  Normen.   So  hat  der  PMdnirist 

des  Hauses  drei  Theue,  der  Buchhalter  und  die  Vorsteher  der  Werk- 
Stätten  je  zwei,  die  übrigen  ThHlnehmer  je  einen  Theil. 

Die  Antheile  werden  nicht  sofort  baar  ausgezahlt,  sondern  ai^f 
S(>paratguthabcn  bei  der  Allgemeinen  VersicherungsgeaellBcbaft  in  Paris 

iiicdn-^rclegt.  Die  so  kapitalisirten  netrüp-e  können  von  den  Konto- 
inhabern in  der  Regel  erst  nach  20jtihriger  Dienstzeit  erhoben  werden. 
Vorher  ist,  abgesehen  von  Todesfall,  Entlassung  oder  Einziehung  zum 
Militär,  eine  gänzliche  oder  theihveise  r^iipiidirnng  der  Summen  nur 
bei  Krankhoit  oder  Arl>eitf*unfsihigkeit  mit  Genehmigung  des  Herrn  Gaste 
statthaft.  Bei  freiwilligem  V'^erlassen  des  Dienstes  tntt  mithin  Verlubt 
des  Guthabens  eb. 
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AntbeilaberechtiguDg  verleiht  einjährige  Thätigkeit  im  Gast^heu 
G«0ehifl  AmgescUoflseii  stnd  die  Lenrlinge. 

1^  aus  fünf  Angestellten  zusaaimengeaetzter ,  theils  vom  FHnmpal 
ernannter,  theils  von  dorn  Personal  gewählter  Ausschuss  soll  den  Cnef 
ia  der  Anwendung  und  AusfUbruu|;  der  Betriebaordnung  unterstützen. 
Au^  soll  jedes  Jahr  dreien  der  Mitglieder  der  ReehnnngsabechluBS  Bur 
Bwicbt  und  Priifun«:  vorpelrgt  werden. 

An  Gewinnant}i*Ml(M)  fielen  den  Arbeitern  in  den  5  Jahren  1871 — 76 
20175  Fr.  5  C.  zu.    bie  bedeuteten 

im  Jalire  1871/72  eine  Lohnerhöhung  von  7,38  ProMnt 
n      n    1^'273   „  ,  „   5.75  , 

„      „    1873  74    .  „  „   6,52  , 

„      „    187475   „  ,  „    9,37  , 

„      „    lOTSrze   «  „  „   7,64  „ 

Liqaidirt  sind  devon  nur  2916  Fr.  90  C.  für  solche  TheilnehDier;  welche 

gestorben  oder  entlassen  oder  zum  MilitJlrfHentit  eingezogen  sind.  Es 
veThHeh  also  Ende  1876  bei  der  Allgemeinen  VersicherungfligeaeUachaft 
ein  Guthaben  von  17  258  Fr.  15  C. 

Du  sind  bedeutende  Betrilge,  wenn  men  erwSgt,  das»  dieselben 
ihlungen  für  Altnrsversor^ung  fi.it?f eilen. 
Die  Wirkungen  der  Gewmnbetheiiigung  blieben  in  di^em  Geschält, 
in  dem  es  sich  wesentlich  um  feine  Arbeit,  Lithographie  und  Rupfer- 
steclierei,  handelt  imd  in  dem  dir  Ko.sten  für  die  Arbeitslöhne  eilMfi  80 
beträchtUcben  Theil  des  Werthes  der  Produkte  dfirstellen,  nicht  aus: 

L  JDMe  Oewinnbetheilimmg  verschaffte  Herrn  Gast^  ein  tüchtiges, 
tnBerleeeDee  Penonal  nnd  sicherte  ihm  dessen  StabilitSt.  Die  weniger 

rn  Elemente  wurden  nach  und  nach  ohne  Anstrengungen  von  Seiten 
f^e^^ebHftsinhabers,  durch  blosses  natürliches  Drangen  der  übrigen 
Arbeiter  ausgestoasen 

2.  Die  Arbeiter  leisteten  mehr  eis  firfiher;  sie 'arbeiteten  besser  und 
edmetler. 

Durch  diese  Erfolge  wurde  Herr  Gast^  in  den  Stand  gesetzt,  Ar- 
beiten, die  früher  zu  schwierig  gewesen,  zu  Übernehmen  und  mit  Leichtig- 
keit durchzuführen. 

3.  Die  Arbeiter  bewiesen  weit  grössere  Sparsamkeit  bei  Verwn- 
duBg  und  Handhabung  des  MnteriBls.  Ein  recht  drastisches  Beitipiel 
hiemir  weise  Herr  A  ae  Gourc^  gelegentlich  seiner  Aussagen  vor  der 
französischen  ausserparlamentanschen  Konitnissioti  /ii  berichten*).  Vor 
Kinführung  der  Gewinnbetheiligung  zerbrachen  die  Cia.^t<*'ä<chen  Arbeiter 
viele  lithographische  Steine,  von  denen  ein  jeder  etwa  24  Fr.  kostete. 
Seit  1871  nira  eine  solche  Naehlftssigkeit  nieht  mehr  vor  und  Herr  QtM 
horte  eines  Tapes,  wie  ein  Arbeiter  den  andern  zurief:  „Zerbrecht  Onr 
ja  keine  Steine  mehr,  ein  jeder  kostet  uns  8  Franken." 

In  Folge  dieser  Wirkungen  ist  die  Arbeit  wohlfeiler  geworden  und 
Henr  Gasti  verliert  bei  der  GewAhrung  des  Bonns  nicht  nur  nichts,  son- 
dern gewinnt  ni.i^h. 

Die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmern,  welche 
lange  schwierig  waren,  sind  in  Folge  der  QewinnhetbeiligQng  v$llig  be- 
friedigende geworden. 

Fassen  wir  zusammen:  Gteschäft  in  weJchem  die  Arbeiter 
besonderen  Einfluss  auf  den  Erfole  haben.  Dabei  stehen  die- 
selben auf  einer  Bildungsstufe^  welche  weit  höher  ist,  als  die 

>)  Vgl.  auch  die  Mittheilnngen  des  Herrn  Alfred  de  Coorcy:  EnquAte 
Bd.  II  8  77.  Ebenso  das  Balletin  de  la  parücipatioii  aux  bdnefices 
1881  S.  147. 

*)  Enquete  Bd.  U  S.  76. 
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der  meisten  übrigen  Arbeiterklassen.  In  Folge  dessen  bei 
ihnen  Verständniss  auch  für  fernerliegende  Voi  t  heile ,  ^\  iu  sie 
Altersversorgung  und  dergl.  bieten,  ein  Verbländnisö,  das  bei 
anderen  Arbeitern  oft  feblt  Die  Arbeiter  erhalten  AntbeiL 
am  Gewinn,  ein  jeder  nach  MaasB^abe  des  von  ihm  verdienten 
Lohns;  allein  der  Bonaa  wird  nicht  einem  Jeden  sofort  aua- 
gesablt,  sondern  zur  Sicherung  einer  Altersversorgung  fiir  ihn 
verwendet.  Die  hiezu  flüssigen  Beträge  sind  relativ  bedea- 
tend.  Nach  zwanzigjähriger  Dienstzeit,  unter  Genehmigmi^ 
der  Firma  ancli  früher,  können  die  bei  der  Versicherungs- 
gesellschaft für  (  inen  Jeden  kapitalisirten  Beträge  baar  er- 
hoben werden,  ßelbstverständlich  alsdann  unter  Verzicht  auf 
eine  Altersrente.  Wirkungen:  Vermehrung  der  Quantität, 
Steigerung  der  Qualität  der  Produkte,  Verbilligung  der  Pro- 
duktion, Sicherung  eines  Bestandes  tüchtiger  Arbeiter,  gutea 
Einyemebmen  swischen  Firma  und  Arbeitern. 

19.   Deberny  &  Cie.,  Schriftifiesserei  in  Paris. 

(Enqugte  Bd.  II  S.  112  Ü.  0^7  f.;  Fougerousee  S.  95  ff.;  Bolietin 
de  la  paitieiiiatioii  aox  hMSße»  1880  S.  77.) 

Die  Firma  Debemy  ft  Cie.  beschäftigt  150  Personen,  dantster  70 

Fraaeu.  T)ie  Frauen  wrrdfyi  hauptßüclilicn  in  folgenden  Arb  eiten  ange- 
stellt, welclie  in  Deutschland  gewöhnlich  von  Knaben  versehen  werden: 
Die  alten  Frauen,  deren  Augen  nieht  mehr  scharf  und  deren  Finder 
nieht  mehr  gelenkig  sind,  besorgen  das  sog.  „Abbrechen'',  d.  i  ein  Yer- 
fidiren,  welches  Uarin  besteht,  die  gegossenen  Schriftzeicben  vi>n  dfni 
-Angufis"^  oder  „Gusszapfen^  zu  befreiend  Auf  dieae  Manipulation  erfolgt 
da*  .Abvteren"  oder  „Abachleifen"  der  Typen  zur  Entfemiuig  der  .Goas- 
nath  (des  „Gr&thes").  Dabei  ist  nöthi^,  das»  man  die  einzelne  Letter 
mit  2  Fingern  anfasst  und  einen  Schleifstein  ungeheuer  ras^  h  darunter 
vorübergeLeu  l&ast:  es  ist  dies  die  feinste  Arbeit,  die  darum  auch  von 
jüngeren  Franen  besorgt  wird.  Die  Bedeutung  der  Maachineokiaft  für 
die  Produktion  ist  gering,  die  d.  r  Handarbeit  gross 

Die  Arbeitslöhne  werden  alle  ö— 6  Monate  durch  eine  Veistündigitn^ 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  festgesetzt  ^ 

Der  jährliche  Reingev^dnn  des  Geschäfts  wird  unter  die  Beamten 
und  Arbeiter  einer!»pit.^  und  die  l^irna  andererseits  nach  dem  Vorhiiltniss 
der  bumme  der  wkhieud  des  betreüenden  Bechnunffiyahres  ausgezahlten 
Oehfilter  imd  LAhne  au  dem  Geschüflskapital  geth^t. 

IHe  Gewinnquote  der  Angestellten  und  Arbeiter  wird  seit  1872  den 
Einzelnen  nicht  mehr  sofort  baar  ausgezahlt,  sondern  fliegst  nunmehr  in 
eine  gegenseitige  Unterstützungskasse.  Man  bezweckte  damit,  die  Arbeiter 
gegen  die  Folgen  der  ArbeitsonfÜhigkelt  in  Krankbat  und  im  Alter  au 
versichern,  was  sie  von  selbst  nicht  thaten.  Diethe  Kasse  wird  ausserdem 
noch  durch  regehnässige  Lolinabzüge  im  Betrage  von  2  Prt>zeut  gespeist. 
Die  Kasse  ist  das  geuieinaame  und  lebenslängfiche  iligeuthum  ihrer  Mit- 
glieder. Jeder  Beamte  und  Arbeiter  bat  sein  Separatkonto  in  derselben 
und  alljährlii  h  wird  sein  Guthaben  nach  Maasggabe  seines  seit  Eintritt 
in  das  Geschäft  erworbenen  Lohnes  festgestellt,  d.  h.  alljährhch  wird 
der  Kassenbestand  unter  die  einzelnen  CTuthabeii  nach  Auuissgabe  der 
von  ihren  Inhabern  verdienten  LShne  anfgethdlt 


M  M.  Deberny:  „Cbes  nous  il  v  a  peu  de  machines  et  beaucoup  de 
main-d'ccuvre  partie  prenante."  Bulletin  de  la  participation  aux  b^o^fices 
1881  S.  77. 
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Die  K;t«3e  ertullt  tViIgemlc  Funktionen: 

1.  bie  leistet  den  Arbeitern  Vorachüsse  bis  zu  einem  Dritte)  ilmt 
Gtttliabeiit  m  6  PiroBent  ISmea, 

2f.  Hie  gewährt  ihnen  nnd  ihren  binterlueenen  Familien  UntM^ 
■tiitKQng€3ti  jeder  Art. 


f 


trag< 

den  GuT)i;ibpns.  steht  am  Arhoitern  uach  hrreiehun^  dos  genannten  Zeit- 
iiükteö  irei,  aub  dem  üeschält  auszutreten  und  volle  Pension  zu  ver- 
ang''n  oder  fortzuarbeiten,  eventuell  mit  geringerer  Arbeitszeit,  und  eine 
Theilpeii?ion  zu  bezieben.  Sofml'!  peiisionirt,  hat  der  Arbeiter  nur  An« 
spmch  auf  den  Bezug  der  Pension  und  verliert  sein  Anrecht  aut  das 
Kapital;  der  Theilpensionär  verliert  da«  Anrecht  auf  sein  Guthaben  zu 
der  Qttote,  zu  welcher  er  die  Pension  besieht.  Die  VoUpensionen 
schwanken  bei  den  .Mfinnern  zwi^^eben  K^O^  nnd  18"')  Kranken  iukI  Vri 
den  Frauen  zwischen  50U  und  900  i'Vaiiken.  Arbeiter witt wen  haben  keine 
Ansprilche  aof  eine  Pension,  erhalten  aber  in  der  Kegel  eine  Mwilll^ 
gewahrte  Rente.  Ein  theils  von  der  Geschäfteleitung  bestellter,  theils 
Ton  den  Arbeiteni  erwählter  An?schnss  verwaltet  die  rCasse. 

Vt:rlik?»t  ein  BeMuiter  oder  Arbeiter  den  Dienst  des  Hauses,  bevor 
er  das  genannte  Lebens-  und  Dienstalter  erreicht  hat,  so  verliert  er  je 
nach  der  iJinge  seiner  Dienstzeit  sein  Guthaben  entweder  ganz  oder 
znm  l'heil.  Der  Abzug,  den  er  erleidet,  schwankt  von  der  Gesammt- 
summe,  wenn  er  noch  nicht  900  Arbeitstage  in  der  Fabrik  zugebracht 
bat,  bis  zu  zwei  Zehntel,  wenn  er  mehr  als  3000  Arbeitstage  gearbeitet 
hnt.  Y)as  heisst  also:  d<T  Arb«'iter  mnss,  um  auch  nur  einen  geringen 
Tbeil  seines  Bonus  ausgezahlt  zu  erhalten,  mindestens  ö  Jahre  dem  Ue« 
■cbXfl  ai»eh6rt  haben. 

Auf  diese  Weise  waren  18«3  119  der  150  Arbeiter  antheilsherechtigl 
In  der  Zeit  von  1848  bis  1872,  bis  zur  Gründung  der  Unterstützungs- 
k»9se,  wurden  106509  Fr.  als  Gewinnquote  vertheilt.  Von  1Ö72  bis  1JSÖ2 
betrug  der  Bonns^  welcher  in  die  Kaaee*)  floss,  im  ganzen  79  281  fV.  40  G. 
D^r  Bonus  der  drei  Jahre  ISSO— S2  bedeutete  im  Durchsdmitt  17 
seilt  des  Reingcx^nnns  luul  7'    Prozent  der  Arbeitslöhne. 

Die  Firma  crkUiri  von  der  Gewinubethoiligung  Vortheiie  gezogen 
an  haben,  die  weit  beträchtlicher  seien,  als  die  damit  verbundenen  Aus- 
gaben.   Hervorgehoben  wird: 


*)  Die  UnterstQtanngsIwsse  hatte  am  31.  Dezember  1872 

einen  Fonds  von   58069  iV.  65  C. 

Einnahmen  seit  1872: 

Einlagen  des  Herrn  Debemy   10588  „  —  „ 

Uhnabsnge   36593  „  05  „ 

Leihzin?en                                                        MsOl    „  40  „ 

Zinsen  der  deponirten  Kapitalien   27  440  „  &5  „ 

venchiedene  Einnahmen                            2354  »  05  „ 

Bonus                                             .  .  79281  „  40  „ 


Sa.:  210241  Fr.  40  C. 

Aa«gaben  seit  1872: 

Krankenhilte   26  792  Fr.  C. 

Pensionen   49  805        45  „ 

Het'r  d  lii^sko.^ten  ...  1  983  „  80  „ 
verschiedene  Ausgaben  3 165  „  25  „ 
liquidhrte  Guthaben       12  445   „  55  „ 

Sa.:  94 131  h\,  >$r*  C. 

94  i:31  8:; 
Aktiva  am  31.  Desember  1882:  116 105  Fr.  55  C. 
Fomhaic«»  lH)  VJ.  2.  —  Fron«i«r.  8 
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1.  Die  Gewinnbetheiligiing  habe  dem  Greichäft  die  besten  Arbeiter 
zugeführt  und  halte  dieselben  fest 

2.  Die  Arbeiter  wOrden  sa  ior^ltif  ereo  Arbtf tilrietnni^en  an^O' 
spornt  —  ein  wichtiges  Moment  „in  emer  Industrie .  in  welcher  es  sehr 
auf  die  Gcnaui^^keit  der  Formen  ankommt".  Fehlerhafte  Formen  sind 
in  Folge  dessen  selten. 

S.  Die  Arbeiter  wfirden  von  Ansstinden  abgehalten.  Sie  haben 
an  dar  lebhaften  AibeitseinsteUnngsbeir^gimg  von  1882  nioht  Tbeil  ge- 
nonmien. 

Also:  Gewerbebetrieb,  für  dessen  Gedeihen  es  von  be- 
sonderer Wichtigkeit  ist,  sich  die  nöthige  Zahl  qualifizirter 
Arbeiter  zu  sichern  und  diese  zu  sorgfältigen  Arbeitsleistun- 
gen zu  veranlassen.  Dem  entsprechend  die  Organisation  der 
Öewinnbetlieiligiuig.  Die  Löhne  werden  jedes  halbe  Jahr  durch 
Verständigung  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  festgestellt; 
ein  jeder  Arbeiter  erhält  Antheil  am  Gewinn  nach  Maassgabe 
seines  Lohnes.  Allein  der  ihm  zugetheilte  Bonus  wird  ihm 
nicht  auf  der  Stelle  ausgezahlt.  £r  gelangt  zum  Genuss  des- 
selben nicht  früher,  als  bis  er  das  56.  Lebensjahr  und  zu- 
gleich das  20.  hm  25.  Diens^ahr  erreicht  hat.  Hohe  Straf- 
aosü|;e  bei  früherem  W^curo.  Aof  diese  Weise  wird  es  er- 
möghcht,  den  Arbeitern  im  ^ter  hohe  Pensionen  zu  gewfthren. 
Wirkung:  Sicherung  einer  bestimmten  Zahl  tüchtiger  Arbeiter» 
Femhaitung  von  Ausstttnden,  Verbeesenmg  der  Leistungen. 

20.  Chemische  Fabrik  von  Scheurer  •  Eestner  zu  Thann  im 
ElsasSy  Aktiengesellschaft. 

(Böhmert  Kr.  87;  Enquete  II  8.  295  und  S.  5$8>);  Ch.  Giad,  L*hi- 
doatrie  de  l'Alsace,  1880,  Bd.  U  S.  811  £«)•) 

Die  chemische  Fabrik  von  Scheiirer-Kestuer  in  Tliann,  Mülhausen 
und  ßellevue  wird  mit  einem  Aktienkapital  von  2  500  000  FV.  betrieben. 
Sie  beacbäftifit  350 — 400  Arbeiter.  Stückarbeit  und  Gruppenakkord  sind 
möglichst  verorettet  Die  Arbeitslöhne  betesgeo  etwa  SOOOOO  Fr. 

Seit  1S72  werden  gewisse  Arbiter  am  Gewinn  beüieili^,  nachdem 
pchon  vorher,  vom  Jahro  lxf>'.i  an,  regelmässig  Dienstprämien  m  d»'r  Form 
von  bestimmteu  Lohuzuächüaäeu  gezahlt  waren.  Alljährlich  werden  nun- 
mehr 10  Prosent  des  Reinertrages  fllr  diejenigen  Arbeiter  ausgesetst, 
welche  ein  Jahr  ununterbrochen  der  Fabrik  angehört  haben    Der  Rein- 

gewinn  ergicbt  **ich  nach  Abzug  aller  Unkosten,  sowie  von  10  Prozent  für 
en  lieservetonds  und  5  Prozent  Kanitalzinsen.  Der  Bonos  von  10  Pro- 
MDt  dieses  Nettogewinns  wird  nnter  die  einzelnen  Bereehtlgten  nach  Maase- 
gabe  ilurer  Jahreslöhne  und  ihrer  Dienstzeit  nach  bestimmteu  Prinzipien 
yertheilt*)  und  gutgeschrieben.  l>ie  Beträge,  auf  welche  die  Outschnften 

Die  Fabrik  des  Herrn  Scheurer-Keatncr  ist  deutsch,  Herr  .Sciieurer- 
Kestner  selbst,  der  Schwiegervater  des  Herrn  Jules  Ferry,  aber  Franzose. 
Dies  der  G^nd,  warum  aie  Fabrik  zu  Thann  als  einzige  nicht  fraoa&- 
sische  Firma  von  der  französischen  Enqu^tekommission,  gleich  als  wllLre 
sie  noch  heute  französisch,  venioramen  wird. 

8)  Die  Angal)en  des  bekannten  eiaüi*aiöcheu  Publizisten  und  Fabiik- 
beamten  in  Logelbach,  Charles  Grad,  bezüglich  der  Fabrik  zu  Thann, 
können,  insofern  sie  die  eines  Kenners  der  eLritosiscben  Industrie  sind,  als 
zuverlässig  gelten. 

^)  Nach  Böhmerts  Ausdrucks  weise  8.  13ö  u.  \36  hat  es  den  Anscheiu^ 
als  ob  der  Bonus,  welehen  die  Arbeiter  alljfthrlich  erhalteni  fix  wKre  wui 
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i&utes,  koimeu  tu  der  Hegel  erst  nach  je  drei  Jahren  tiüsaig  gemacht 
werden.  Ausnahmsweue  ist  die  Auszahlung  vor  Ablauf  dieser  Frist  ge- 
•tattet,  1)  wenn  der  Betheiligte  mit  dem  Tode  abgeht  oder  das  Etablisse- 
ment vcrl:i<=t ,  ?i  wenn  die  delegirten  \>r\vnltunf^sriithe  der  Gesellschaft 
oder  der  Direktor  die  betreffende  Ausgabe  als  nützlich  oder  nothwendig 
ansehen. 

Im  Zeitraum  von  1872  bis  1882  bat  der  jährlidie  Bonos  des  einzelnen 
Arbeiters  durchschnittlich  42,80  Fr.  betragen.  Im  Jahre  1882  f^rhit  lten 
4ö  Arbeiter  Gewinnantheile  von  101 — 350  Fr.,  87  Gewinnantheile  vou  51 
Iiis  100  Fr.  und  die  übrigen  solche  von  25—50  Fr. 

Die  Gewinubetheiligiiiig  hat  wesentli  ii  daliin  gewirkt,  die  Arbeiter 
an  das  Etablisgemeut  zu  fesseln  und  pute  Beziehung«ni  der  Firma  zu 
denselben  zu  schaffen.  Herr  Scheurer-Kestner  legt  auf  dieses  ResultAt 
vielen  Werth ;  eine  grössere  Stabilit&l  des  Fnsonals  herbeizuführen,  war 
der  Hanptgesichtspunkt,  welcher  ihn  zur  Anwendung  des  Grafiflkations- 
sj-stems  von  1653—72  imd  zu  der  des  Gewinnbetbeiligungspriuzips  seit 
1872  leitete.  Die  Gewinnbetbeiligung ,  wie  sie  von  Herrn  Scbearer' 
K estner  durchgeführt  word^  hatte  den  Vortheil,  die  Arbeiter  zum  Sparen 
anzuhalten;  wenn  der  Arbeiter  aber  ei-st  ein  paar  hundert  Franken  ge- 
spart hat,  so  äussert  sich  Herr  ächeurer-Kestuer,  wird  er  sehr  sparsanii 
and  Tieinch  sucht  er  dann,  das  Kapital  im  Ankauf  eines  eigenen  Hauses 
odCT  Feldes  anzulegen.  So  ergrab  eme  1880  veranstaltete  ErTiebung,  dsiss 
44  Prozent  der  Arbeiter  GrundeigenthiiM)«'r  waren.  War  der  Ar))t'iter 
aber  eiumal  Parzellenbesitzer,  so  war  er  «iauiit  der  Fabrik  zu  i  haun  fast 
ebensosehr  gesichert,  wie  durch  das  Mülh&nser  System ,  welches  Herr 
Scheurer-Kestner  als  eine  Frribeitsbcraubtmg  verdammt. 

Eine  Vermehrung  des  Fleisse*  wie  der  Sorgfalt  ist  nicht  konstatirt 
worden:  auch  wurde  die  Herbeiführung  einer  solchen  wenigstens  nicht  in 
erster  Linie  erstrebt.  Zudem  ist  zu  bedenken,  da.ss  Einzel-  wie  Grujiiien- 
akkord  -ehr  vorbreitet  und  eine  Kontrole  der  hergestellten  Fabrikate 
leicht  ist  Auch  waren  die  Gewinnantheile.  wie  aus  Obisem  erhellt, 
für  den  anfachen  Arbeiter  nicht  bedeutend.  „Höheres  Verstfindniss* 
ffir  die  Gewinnbetbeiligung»  das  soll  doch  wohl  beissen :  bessere  Wirkung 
dpr  G'  winübrtheiligiing  auf  den  Arbeitseifer,  wurde  daher  auch  nur  bei 
den  W  crkuiciäteni  und  ersten  Arbeitern,  welche  höhere  Antheile  erhielten, 
erdelt 

Kurs  susammengefEMst :  Vor  allem  von  Wichtigkeit,  einem 
eroasen  und  raicfaen  Wechsel  des  Arbeiterpersonala  Torzu- 

oeugen.  Dabei  meist  Stücklöhnung.  Dem  entspreuliend  Ge- 
winnbetheiliguDg  erst  für  Arbeiter,  welche  1  Jahr  der  Fabrik 
angehört  haben ;  ein  jeder  Arbeiter  erhält  Antheil  nach  Maass- 
gaoe  des  von  ihm  verdienten  Lohns  und  seiner  Dienstzeit.  In 
der  Repe!  Bonus  erst  nach  dreijähriger  Deponirung  in  der 
GeschäftBkasse  fällig.  Wirkung:  Die  beabsichtigte  Fesselung 
der  Arbeiter  ans  Geschäft  wird  erreicht. 


der  fSr  die  PriUnnrung  der  Arbeiter  ausgesetste  Betrat  von  10  Prozent 

de?  jabrlichen  Reingewinns  eine  Erhöhunp  be?;«'.  Hornnsetzung;  erführe, 
je  nachdem  die  durcli  jene  festen  Sätze  beanfn>nicbte  Summe  den  Hetrap^ 
von  1<>  Prozeut  überstiege  bezw.  nicht  erreichte.  Daun  lüge  freilieb 
Iteine  Gewinnbetheiliirung  vor,  sondern  das  alte  Gratifikations.'^y. stein  von 
l'-.'^3 — 73  wäre  n-r!i  in  l'elMitifr.  Allein  wenn  man  auf  die  (^mllen 
BöhmertB,  das  iiuiletin  de  ia  Societe  de  Muthouse  Aoät  1574  und  den  Ar- 
beiterfreund 1><73  S.  103  zurückgeht,  so  erhellt,  dass  diese  Auffassung 
unrichtig  i^t  und  dass  es  sich  daher  nur  um  eine  allerdings  unzutreffende 
AusdrtK-ksweise  I^ühmerts  an  der  genannten  Stelle  bandelt  Dies  best&tigt 
EnqaOte  Bd.  U  .S.  298  u,  300  a.  £. 

8» 
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21.  AllgemeiDe  Versicheruogsgesellächal't  in  Paiis  (Direktor: 

Alfred  de  Courcy). 

{Bulimert  Nr.  76;  Enquete  Bd.  II  S.  69  u.  524 ;   Fouperousse  S.  71.) 

Die  Allgemeine  VersicherungB^esellschaft  in  Paris  (Compagnie  d'as- 
suranccs  g^nerales)  mnfasst  4  Vereicherun^szweige :  See-,  Feuer-,  Lebens« 
und  Hagelversicherung.  Sie  besteht  Beit  dem  Jahre  1818  nnd  xfthlt 
gegenwärtig  ungefähr  250  Angestellte. 

Nachnem  sie  schon  in  Jen  ersten  <5U  Jahren  ihres  ßesteheue  ihren 
Beamten  regelmässig  Oratifikationen  gewährt  hatte,  führte  sie  im  Jahre 
1850  Gewinnbetheihgung  für  dieselben  ein.  Es  wurde  feetge-setzt ,  das» 
5  Prozent  des  Reingewinns  alijiihrlich  am  Hl.  Dez.  in  eine  zu  diesem 
Behuf  gegründete  Versor^ngskasse  fliessen  sollten.  Die  betreffenden 
Summen  waren  unter  diejenigen  Beamten ^  welehe  mn  volles  Jahr,  rem 
].  Januar  bis  zum  31.  DezeinDer,  dem  Geschäft  angehörten,  nach  Maass- 
gabe ihres  Jahresgehalts  aufzutheilen  und  in  einem  Sjmrheft  den  Ein- 
zelnen gutzuächreibeii.  Ausserdem  empfing  die  Kasse  bei  ihrer  Gründung 
eine  eimnalige  Dotation  von  150  000  IV.,  welehe  auf  die  (  >uthaben 
zum  Fonn?empfang  qualifizirten  Beamten  repavtirt  wurde.  Die  Qnt- 
Bchrifteu  werden  mit  4  Prozent  verzinst 

IMe  Beamten  sind  zum  Genuss  ihrer  Guthaben  berufen,  wenn  aie 
das  25.  Diens^ahr  oder  ihr  65.  Lebensjahr  erreicht  li  ilj  ii,  sei  es  daas 
sie  alsdann  mis  dem  Geschäft  austreten  oder  in  demselben  vorbleiben. 
Alsdann  kann  dei*  Angestellte  verlangen,  entweder^  dass  die  disponible 
Smnme  zor  Begründung  einer  Rente  —  mit  eder  ohne  Uebergang  an 
seine  Wittwe  oder  eine  andere  der  Verwaltung  genehme  Person  —  oder  zuni 
Ankauf  französischer  Rentcntitel  oder  französischer  Eisenbahnobli^'^ati..n«'n 
verwandt  werde.  Diese,  auf  den  Namen  des  betreffenden  Beamten  iautcu- 
den  Werthpapierc  werden  in  der  Kasse  der  Gesellschaft  bis  zu  s^em  Tode 
aufbewahrt,  um  alsdnim  auf  seine  rechtiniiasigen  Ei  ben  über/ugehen.  Eine 
andere  Verwendung,  insbesondere  Baarauszanlung  des  Guthabens,  ist  nur 
ausnahmsweise  und  nur  mit  Genehmigung  des  Verwaltungsraths  stattliaft, 
und  der  Beamte,  dessen  Konto  liuuidirt  wird,  muss  sein  schrittlicln'.s 
Ehrenwort  abgeben,  seine  Dienste  ohne  die  ausdrückliche  in  d  >  l  iiftliche 
Genehmigung  der  Gesellschaft  keiner  anderen  Yersicheruugsgeäellschait 
widmen  an  wollen.  VeretSsst  er  gegen  diese  YeTpffiebtung,  so  können  atte 
Summen,  die  er  empfangen,  mit  den  dafür  aufgelaufenen  HaaBa  an  Qua- 
sten der  Versorgnngpkasse  zurückverlangt  werden. 

i?tirbt  der  Üearate  vor  Erreicliung  jenes  Terrains,  so  wird  sein  Gut- 
haben erhoben  und  seiner  Wittwe,  sanen  Kindern  oder  Verwandten  in 
aufsteigender  Linie  ausgehändigt.  Im  Falle  völliger  Auflösung'  f^'dor 
Liquidation  der  (ie.-iellschaft  oder  wenn  Beamte  ohne  ihr  Verschulden 
wegen  Verminderung  des  Personals  oder  wegen  schlechten  Geschäfta- 

¥ Inges  entlassen  w<»den,  sind  die  Konti  der  betreffenden  Beamten  am 
age  ihres  Austritts  zu  rcgnliren  und  die  entfallenden  (Guthaben  baar  zu 
ihrer  Verfügung  zu  stellen,  welches  auch  die  Zahl  ihrer  Diens^hre  sein 
möge. 

In  allen  sonstigen  Fällen  des  frtthoren  Ausscheidens  eines  Beamten,  sei 

es  dass  er  freiwillig  austritt  oder  verschuldeter  Weise  Frin*-  Entlassung  er- 
hält, verliert  er  Jeden  Anspruch  aut  sein  Guthaben  zu  Gunsten  der  übri- 
gen ein  Konto  besitzenden  „treuen**  Beamten.  Nur  wenn  der  Beamte  in 
Folge  von  Krankheit  vorzeitig  arbeitsunfähig  wird,  kann  der  Verwaltunga- 
rath  zu  seinen  Gunsten  über  das  Ganze  oder  über  einen  Theil  seinea 
Guthabens  verfiigen. 

Der  Verwaltungsrath  besitzt  das  Reebt.  jederzeit  die  Bestimmungen 
des  in  der  Hauntsaclie  die  erwähnten  Nonnen  enthaltenden  Reglementa 
umzuändern ,  ohne  dass  jedoch  die  Veränderungen  rückwirkende  Kraft 
haben  dürfen.  Ausserdem  hat  derselbe  sich  ausdrücklich  die  volle  Frei- 
heit der  Aktion  und  volle  Autorität  über  sMmmtliche  Beunte  der  Gesell- 
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«chafr  \.'iliehalten,  « ii  sie  in  den  Statuten  ausgesprochen  iBt,  insbeson- 
dcre  hiiisi' htlich  der  Kntlaaeung,  ohne  daas  er  jemab  i^bimdea  iat,  Motire 
füi  seine  Kut Scheidungen  anzugeiten. 

Diese  Einrichtungen  hatten  folgende  Wirkungen: 

Den  Beamten  der  Gesellschaft  sind  in  der  Zeit  von  ISoO  bis  1S76 
4  697  749  Fr.  gutgeschrieben  worden,  wovon  2  747  116  Fr.  im  Laufe 
dieser  2ö  Jahre  zur  Austheilung  gelaugten;  1  U-'iU  63:3  Fr.  verblieben  also 
iD  der  Kasse. 

Ein  einfacher  Beamter,  de^-'r-n  Jahresrjehjilt  l  .=)U0  Fr.  betrug,  bezog 
«ioe  »ufi  deu  Gewinnant bellen  gebildete  Heute  von  1  {250  Fr.  Ein  ßueh- 
bftlter.  welcher  nach  14  jähriger  Dlenatz^t  starb,  binterlieaa  ein  Guthal>en 
Ton  I2ÜO0  Fr.  Mit  Hilte  dieses  sicherte  der  VerwaltUQgaratfa  der  Gesell- 
schaft dem  niin(l«»rjährigeu  Sohne  des  Buchhalters  eine  Staatsrente  von 
500  Fr.,  deren  Ntityjtiessung  die  Wittwe  erhielt,  und  Übermittelte  dieser 
aar  Deckung  des  gr()88eren  Thalea  dtf  NachlaasBchnlden  einen  Betrag 
vuu  Fr.  Einein  b»  hören  Beamten  wurde  nach  25  Diens^'ahreu 
ein  Kapital  v<.n  Fr.  Uberwiesen,  so  dass  er  pich  eine  IJente 

von  3.>0<»  Fr  sii  lieni  konnte.  Ein  unterer  Kassenlieauiter  erwarb  sich 
Dach  l^ojäliriger  Dieustzat  tau  Vermögen  von  mehr  als  20  000  Fr.  und 
blifh  im  Dienste,  nm  ferner  noch  neben  seinem  gewöhnlichen  Gehalt 
eine  Erhohum:  desselben  um  etwa  20  Pix>zent  zu  beziehen  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

IXe  Erfolge,  welche  der  Gesellschaft  aus  dem  GewiuDbetheiliguugs- 
ayatem  zu  TImmI  wurden,  bezeichnet  Herr  Alfred  de  Courcy  als  glänzende: 

1.  Beamten  arbeiten  bt-^-ier 

2.  >.ie  beschweren  sich  nicht  über  Ueberbiirdung  luid  klagen  nicht, 
daas  ihrer  zu  weniire  seien.   Im  Gegen  thell  wQnschen  sie  gar  nicht  eine 

Vermehrung  des  Personals,  welche  eine  V'enninderung  der  einzelnen 
Antheile  des  Jahiesbonus  zur  Folge  haben  würde.  Sie  kommen  daher 
auch  bei  lebhaften  Geschäl'iszeiteu  lieber  des  Abends  auf  das  Üureau 
nnd  arbeiten  noch  spät  gegen  eine  kleine  EntBchädigung. 

;1  Vor  .'\llein  aber  werden  die  An^M  stellten  aus  Geschäft  gefesselt. 
Ehedem  kamen  Entlassungsgesucbe  häutig  vor.  jetzt  haben  aiesolben 
aufgehört.  Während  ferner  früher  andere  Gesell*cnaften,  namentlich  neu 
CBtstaadaie.  öfters  der  allgemeinen  Versicherungsgesellschaft  bewährte 
B<=:imte  durch  das  Vereprecnen  hnherer  Geliiilt-  r  abuendi^  machten,  er- 
wies sich  daa  von  der  Firma  durchgeführte  Gewinn betheiliguugssvstem, 
nach  welchem  ein  austretender  Beamter  sein  Gulhalien  verlor,  als  Damm 
g.  <  I  -  lebe  der  nnna ttnltebaimen  Vorkommnisse.  Nur  thatkräflttge,  unter- 
nenmende  Naturen  seien,  wenn  b^-ssere  Aussiebten  loekten.  tiicbt  in  entjeren 
Verltältiiisseti  bei  der  Gesellschaft  zurückgehalten,  währcua  die  „beschei- 
deneren** und  „furchtsameren"  Leute  bbeben.  Herr  Alfred  de  Courcj 
erzählt  einen  Fall,  in  welchem  ein  ehrgeiziger  junger  Mann  ein  Guthaben 
TOD  20  0(K>  Fr.  aufgab,  um  den  mit  15  OoO  1-r.  dotirten  Direktorposten 
in  einer  anderen  Versicherungsgesellschaft  zu  übernehmen. 

Fassen  wir  znsainmeu:  Es  handelt  sich  um  ein  Unter- 
nehraen,  das  unter  der  Konkurrenz  anderer  gleichartiger  stark 
zu  leiden  hat.  Diese  Konkurrenz  machte  sich  insbesondere 
dadurdi  geltend,  dass  die  konkarrirendeu  Gesellschalten  die 
tficbtigen  Beamten  der  Allgemeinen  Versicherungsgesellschaft 
an  si<3i  zogen.  Damit  aber  entzogen  sie  einestheils  dieser  ihr 
mchttltes  rersonal  und  sicherten  sich  selbst  ein  solches,  ohne 
mrarseits  erhebliche  Opfer  zu  bringen,  sodann  gewannen 
sie  mit  dem  Personal  auch  eine  Keimtnis^  der  Kund- 
schaft der  Allgemeinen  V^crsicherungsgesellsobatt  und  damit 
dif  Moj^liciikeit.  durch  gunstiirere  Ver^iprefhuiigt'n  dir  Kuud- 
scbatt  von  dieser  weg  zu  sich  hinzulockcn.    Die  (^icwinnbe- 
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theiligung  ist  eiogefährt,  um  diesen  Nachtheilen  zu  begegnen. 
Hierzu  war  unentbehrlich,  daes^  wie  hier  durchgeführt,  der 
Berechtigte  bei  Lebzeiten  ilber  eeincn  Gewinnantheil  Ober- 
haupt nicht  verfugt,  sondern  nur  über  dessen  Zinsen,  und  daaz 
erst  die  Erben  des  Berechtigten  in  den  Voügenuss  des  An- 
theils  treten.  Dieser  Erfolg  im  grossen  und  ganzen  erreicht. 
Nur  die  tüchtigsten  Naturen  dadurch  nicht  gefesselt;  sie  ga- 
ben ihren  Antheil  Preis ,  wo  bessere  Aussicht  auf  Vorwärts- 
kommen sich  bot.  Dagegen  die  Leute  vom  Mittelschla«^  der 
Gesellschaft  gesichert.  l5a  die  Beamten  einer  Versichei  uijt:;a- 
gesellöchaft  zudem  eine  gewisse  Bildung  besitzen  und  dalier 
auch  den  ferner  liegenden  Vortheil  einer  Versorgung  ihres 
Alters,  ihrer  Wittwen  und  Waisen  wohl  zu  würdij!:en  wissim, 
ausserdem  noch  ein  weiterer  Vortheil:  dicaer  ^lutclbciiiag 
nicht  bloB  vom  Uebertritt  zu  Konkurrenten  abgehalten  und 
der  Geselisdiafit  erhalten,  sondern  auch  noch  zur  Steider un^ 
seiner  Sorgfalt,  seines  Fleisses  und  seiner  Arbeitsfreudigkeit 
durch  die  Aussicht  auf  die  zu  erwartende  Gewinnquote  vor* 
mocht. 

22.  II.  vom  ßruck  Söhne:  beiden-,  Sammt-  und  iSammtband- 
fabrik  in  Krefeld. 
(Böhmert  Nr.  41.) 

IMe  Sdden-.  Sammt-  und  tkumatbstidftlirik  von  H.  ▼ob  Bmk 
Söhn«  in  Krefeld  beschäftigte  in  den  Jahren  1867—74  2(>00— 3000  Web- 
stühle. Die  Weber  arbeiten  «-imnitlicb  In  ihren  eipf  noTi  Wohnungen  und 
sind  —  die  bei  dieser  hausiuduätrieilen  Fabrikaüonsweii»e  einzig  mögliche 
Löhnunesmethodc  —  im  StHcklohn  auji^eatellt  HUftindaBtrien  besorgen 
das  Färben,  Scheeren,  Winden,  Appretiren  u.  s.  w.  der  Stoffe. 

In  dieBPr  Fribrik  win  de  die  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  im  .T.ihre 
1867  auf  Anratheu  eines  Geechäftetheilhabers,  des  bel&annten  preussi- 
Bchen  Abgeordneten  L.  F.  Seyffardt,  eingeführt  Die  verschiedenen  Ge- 
Bchäftstheilhaber  kamen  unter  sich  iiberein,  die  Arbeiter  mit  einem  be> 
stimmten  Prozentsatz  am  Reingewinn  zn  betheiligen.  Den  Arbeitern  nher 
wnrde  von  jenem  Prozentsatz  und  der  von  den  A^soci^  unter  einander 
eingegangenen  Verbindlichkeit  nichts  Gewisses  bekannt. 

Die  V  ertheikmff  dieser  Gewinnquote  unter  die  einzelnen  bcrechtigicii 
Arbeiter  geschah  gleiehmässig,  ohne  Rücksicfu  Ruf  die  r>i(  n-ti:ihrp  mvi 
die  bezogenen  Löhne  —  also  pro  Kopf.  Ein  Hecht  auf  einen  Antiieil 
hatte  jeder  Webstuhl^  der  in  dem  betreffenden  Rechnungsjahre  mindestens 
8  Monate  lang  für  die  Fabrik  in  Thätigkeit  gewesen  war.  Die  Aus- 
zahlung der  Gewinnantlieile  fand  indoss  erst  am  30.  September  des  fol- 
gendon  Jalires  statt,  sofern  die  Arbeiter  dann  noch  für  die  Fabrik  be- 
schäl tigt  waren.  Denmach  mussten  die  Arbeiter,  wenn  sie  einen  Gewum- 
antheil  ausbezahlt  erhalten  woUteiii  nicht  bk«  S,  tondem  20  Monate  fOr 
die  Fabrik  arbeiten. 

Diese  Löhnungsmethode  hat  sieh  nicht  bewährt.  Herr  Seyffardt  ist 
in  seinen  Hoffnungen  enttäuscht  und  betraciitet  auf  Grund  seiner  Er* 
fahmngen  das  Glewinnbetheiligun^ssystem  als  einen  Luxiia.  J)ie  Foit- 
aetwOTijr  <Jes  Systems  erscheint  zweifelhaft. 

I  'er  Misserfolg  erheiit  aus  Folgendem : 

1,  Zwar  spielt  in  dem  Geschäft  der  Herren  H.  vom  üruck  .Sühne 
die  Arbeit  an  und  für  sich  keine  unbedeutende  Rolle,  denn  der  Webe- 
lohn aHein  macht  24  Prozent  von  dem  BnittOPrtTägni>-s  der  verk  uiften 
Waaren  aus.   Allein  der  Gescbäftsertrag  wird  in  diesem  ^an  dem  iuter- 
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nationalen  Austausch  betheiligten  Fabriketablisscment  der  Hausiiuiustrie** 
piuz  wesentlich  von  den  Konjunkturen  de?  Weltnmrktes,  vun  der  ganzen 
Lage  des  Goschjift^stAndes,  von  der  Höhe  der  Lebensmittelpreise,  von 
der  Veränderlichkeit  der  Mode,  von  dem  schwankenden  Preise  der  Rnh- 
fitofie  und  Aebnlichem  beeinflosst  £s  ist  daher  leicht  möglich,  dass  in 
Jahfcn  besondefs  tflchtiger  Arbcdteleistniigen  dar  Aiufiül  ein  sehr  imbe> 
fiiediKDder  ist»  ia  dasB  die  Firma  hindeutende  Vediute  erleidet:  wfthrend 
mn^ekehrt  in  Janren.  in  denen  die  ArbeiteleistiinL'«'"  wenijr  hervorraL'^'ridr! 
waren,  in  Folge  günstiger  Verhältnisse  der  Geschal tsgewinn  recht  be- 
üiclillicli  sein  laiui. 

2.  Die  Weber  empfingen  Stücklohn  und  wurden  durch  diesen  schon 
zom  grösstmöglichen  Fieisse  angespornt.  Eine  Steigenuig  ihres  Arbeite- 
eifers  war  daher  ausgeschlossen  und  diee  um  ao  mehr,  als  ttie  nicht  nach 
MaasBgabe  ihres  Lohnes  (d.  i.  ihrer  Leistong)  an  der  rar  de  ansgeeetaten 
Gewinnquote  Anthril  rr!.ioltpn,  ^niKlfm  pro  Kopf. 

3.  Der  den  Arbeitern  bebtimmte  Prozentsatz  war  kein  bedeutender, 
wie  Herr  Seyffardt  eeibst  aiuaagt  Die  den  Einzelnen  gewKlurten  An- 
theile  konnten  daher  auch  nnr  gering  sein.  Eb  gelallten  lur  Ver* 
tfaeilong 

im  Jahre  1868  als  Bonns  8  625  Mark  bei  1S32  TbeUhabem 

,  1869  ^  „  21987  „  ,  2170  „ 
,  „  1870  „  „  18020  «  „  M52  ^ 
„      «     1871  13  536  2391 

_       ,     1872  ,      „     42m     »      ,  ? 

In  !'  I)  Jahren  1873 — 77  wurde  nichts  verTlieilt.  da  in  don  ersten  Jahren 
sich  K;i]dtalverlu8te  ergaben  und  in  den  beiden  letzteren  der  Gewinn  zur 
Deckung  dieser  Verlane  Verwendung  finden  musste.  —  Auf  den  £inzel> 
nen  kamen  also,  wenn  überhaupt  etwas,  nor  wenige  Mark.  Im  Jahre  1870 
bedeutete  der  Bonus  eine  I^nnerhöhung  von  1,2  Prozent,  1871  eine 
aolche  von  1  Prozent  und  in  dem  günsti^teu  Jahr  1872  —  zur  Zeit  des 
aUgemeSnen  wirthsehaftBehen  Anftehwnin^  eine  Lohnsteigerong  Ton 
blos  2,7  Prozent.  Dass  die  Auasicht  aul  solche  geringfügigen  Siunmen 
die  Arbeiter  nicht  zu  höherem  Fleins  oder  zu  irrö^'^frcr  Sorgfalt  ;iT>"p«'rnen 
oder  zum  Ausharren  beim  Geschäft,  auch  nur  wuiirend  20  Monaie  — 
der  Voraussetzung  zom  Erwerb  des  Bonus  — ,  TeranJassoi  konnte,  liegt 
aaf  der  Hand. 

4.  Schliesslich  ist  zu  bemerken,  allein  die  Thatsache,  da.'^s  den  Ar- 
beitern Überhaupt  nicht  mitgetheilt  wurde,  es  solle  eine  reguläre  Hethei- 
Ugimg  der  Arbeiter  am  Reingewinn  nach  feststehenden  ProzentBätz&i  statt- 
finden .  hlitte  auBgereicht,  dieses  Lohnsystem  seiner  Bedeutung  als  Beia- 
mittei  zu  berauben, 

Nach  alledem  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  der  Gewinn» 
beAeiHglingsversuch  m  Enttäuschungen  führte  und  Herr  Heyfiardt,  yon 
dem  ungltiälichen  Ausfall  desselben  abstxabirend,  die  Gewinn oetbeiligmig 
als  einen  ^Luxus*"  betrachtet 

1«  Kürze:  Gewerbebetrieb,  auf  dessen  Erfolg  wechselnde 
KonjunkiureB,  denen  der  Arbeiter  fremd  ist,  den  hcrvorrageud- 
äten  Einfluss  haben.  Ausserdem  Gewinnbetheiii^uiig^in  einer 
Weise  durchgeführt,  dass  sie  jeder  Wirkung  als  Reismittel 
entbehren  musste:  die  Arbeiter  wissen  nicht  einmal,  dass  eine 
Gewinnbetheiligung  nach  festen  Proaentsätsen  stattiindet;  sie 
sind  dnrch  Stttcklöhnung  bereits  zum  grösstmoglichen  hUeiss 
angespornt,  während  der  Bonus  nicht  nach  Maassp^abe  des 
Verdienstes,  sondern  unter  alle  gleichmässip^  vertheilt  wird; 
der  Bonus  endlich  ist  unbedeutend  und  verhältnissmässig  sehr 
spät  iaiUg. 
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28.  Mesf^i  11  werke  von  W.  ßorchert  jun.  in  Berlin, 

(BÖhiniirt  Nr.  4;  Arbeiterfreund  1882  S.  133  ff.*)) 

Herr  Wilhehii  ßorchert  führte  im  Jahre  1^567  iu  deiner  groaweu 
Mesdngfabrik  su  Berlin  Oewinnbetheiligung  seiner  etwa  70  (1872  waren 
€B  180)  Beamten  und  Arbeiter  ein.  Dieselben  sollten  50  Prozent  des 
nach  Abzug  aller  Unko.sten  ^owie  eines  KapitalzinBCB  von  ti  Proaent 
verbleibenden  Reingewinnes  erhalten. 

Diese  Eiiirichtung  wurde  nach  fünfjährigem  Bestehen ,  nachdem 
70  992  Mark  unter  die  in  der  Fabrik  Beschäftigten  während  der  Jalure 
186H— 72  zur  V^ertheilung  gelangt  waren,  Anfang  1872  wieder  aufgehoben. 

Als  Grund  dieser  Maassnahme  giebt  Herr  W.  Borchert  au,  dase  der 
Bonus  der  Arbeiter  an  Umstände  geknüpft  gewesen  sei,  auf  welche  rie 
keinen  Einflus,s  pehabt  hätten.  Es  sei  sicher  nicht  der  Fehler  der  Arbeit, 
wenigstens  nicht  der  technischen,  wenn  Kupfer,  Zink  oder  Kohlen  zu 
theuer  gekauft,  die  gefertigten  Waaren  zu  wohlfeil  veriutuft  und  in  sol- 
eben  Fallen  Uebenebiiaee  oder  Gewinne  nicht  eraielt  würden.  Ohaehon 
ieder  der  nicht  beim  Ein-  oder  Verkauf  betheiligten  Beamten  und  Ar- 
beiter seine  Schuldigkeit  im  vollsten  Maasse  gethan  nahen  könne,  so  wünle 
er  doch  wegen  des  mangelnden  Produktionsgewinnes  (wuvun  auf  den  Bo- 
nns die  HMlne  entfUlen  solle)  leer  ausgeben  mllMen.  Die  ArbeltriShne 
betrugen  überdies,  wie  Herr  Wölbling  an  berichten  weias*),  nur  3  Proaent 
der  belbstko-siten  des  Fabrikates. 

Demgemäss  konnte  Herr  Borchert  nicht  „einen  iu  ZiÖ'em  eriteuu- 
baren  vermehrten  Fleies,  Sorgfalt  oder  Eifer  der  Arbeiter  konetatiren*'. 
Vielmehr  berichtet  derselbe,  „aass  ein  grosser  Theil  namentlich  der  nur 
kürzere  Zeit  im  Geschäft  verlileibenden  Arbeiter  die  Ronusvertheilung  als 
etwas  in  so  femer  Zukunft  Liegendes  und  so  Unbestimmtes  betrachtete, 
dass  sie  ihm  kein  binlUnglicher  Antrieb  aar  Entfaltung  dnes  Maximuma 
TOn  Fleiss  und  Soiqgfalt  während  eines  ganaen  Jahres  war". 

Die  Wirkung  der  Gewinnbetheiligung  beschränkte  sich  demnac  h 
darauf,  „dass  Schwierigkeiten,  Arbeitseinstellungen  und  dergL  vermieden 
wurden  und  daas  femer  der  Zahl  und  RKnfigkeit  nach  weniger  Wechsel 
im  Arbeiterpersonal  eintrat,  als  dies  sonst  geschehen  wäre". 

Diese  Kesultate  allein  aber  entschädigten  Herrn  Borchert  tur  den 
kostspieligen  Apparat  der  Gewinnbetheiligung  nicht  hinlänglich.  £r 
daher  das  RonuMystem  anf  und  fBhite  statt  dessen  Oruppemüikord  neoet 
Quantumsprämien  ein.  Es  werden  jetzt  einer  Anzahl  von  Uieaiem  am  Ende 
jedes  Monats  die  im  Laufe  desselben  hergestellten  Gusswaaren,  einer  zwei- 
ten Gruppe  von  Arbeitern  in  gleicher  Weise  die  fertig  gewalzten,  in  das 
Magazin  abgelieferten  Bleche  u.  s.  w.  mit  einem  festen  Einheitspreise  pro 
100  Kilo  bezahlt.  Wenn  aber  in  den  einzelnen  Grupnen  eine  fixirte 
Produktion  nherschritten  wird,  so  werden  für  da»  Mehr  höhere  Einheits- 
sätze gezahlt.  Diese  Priimienniethode  scheint  viel  mehr  geeignet,  auf  den 
Arbeitseifer  der  Borchertschen  Arbeiter  zu  wirken,  da  bei  ihr  die  Be- 
rechnung der  Prämie  wie  des  Arbeitslohnes  direkt  nach  den  Leistungen 
der  Arbeiter  sich  bemisst,  und  Herr  Borchert  Bcheint  sehr  befriedigt  yon 
den  Erfolgen  dieses  Systems. 

Also:  Grosse  Anzahl  der  Arbeiter  im  Stücklohn  ange- 
stellt, Beschältigiuifr  der  übrigen  im  Gruppenakkord  nebst 
Qiiantumsprämien  möglich,  (iewei  beljetrielj ,  dessen  Erfolg 
überwiegend  von  der  Gestaltung  gewisser  Konjuuktureu  ab- 

^)  Den  Mittheilungen  im  Arbeiterfrennd  dienen  ausser  BOhraerte 
winnbethdligung  als  Quellen  ein  Geschättszirkular  des  Herrn  Borchert 
vom  15.  August  1>^78  und  ein  an  den  Herausgeber  des  Arbeiteifreundca 
gerichteter  Brief  desselben  vom  25.  Januar 

*)  Landwirthachaftliche  Jahrbucher,  herausgegeben  von  v.  Nathnrfiia 
und  lliiel  1876  8.  6. 
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h&ngig  ist,  auf  welche  die  Arbeiter  obne  Einflugs  sind.  Dem 
entspricht  das  Resultat  der  Betlieihgunff  der  Arbeiter  am 
K»'inertrage  des  Oesammtgeschäfts  nach  Maassgabe  des  von 
jeden)  Einzelnen  bezogenen  Luiiries:  Fleiss  und  Süfgiait  der 
Arbeiter  wurden  nicht  in  erwarteter  Weise  gesteigert.  Als 
einzige  Wirkung  zeigt  sich  ein  gerinfferer  Wechsel  im  Arbeiter- 
penonaL  Dieser  scheint  dem  Fabrikeigenthümer  als  nicht 
aosreidliender  Ersatz  der  gebrachten  Opfer.  Folge:  Aulge- 
bep  der  Qewinnbetheiligung  und  Ersetzung  derselben  durch 
Oruppenakkord  und  Quantumaprftmien. 

Naclidem  iiu  Vorhergehenden  in  23  Fällen  die  Ursachen 
des  Erfolges  oder  Misserfoiges  der  Betheiligung  von  Arbeitern, 
am  Reinertrag  gewerblicher  Unternehmungen  tiestzustellen  yer- 
aacht  worden  sind,  gilt  es  nunmehr,  das,  was  sich  aus  diesen 
Erfahrungen  för  die  Frage  der  Anwendbarkeit  der  Oewinn- 
betheiliguug  ergiebt,  susammenzufassen. 

Hierbei  tritt  uns ,  ebenso  wie  bei  der  früheren  Betrach- 
tung der  4  landwirthschaftlichen  Fülle,  als  ersto«  ettlgegen, 
<\n^-i  in  kf'iiieni  der  23  Fälle  die  Arbeiter  ii^riid  wclclic  J'  unk- 
uuLitn,  iri  äf  iit  i)  das  Wesen  des  Cnternehrners  besteht  (vgl. 
oben  71  j  übernommen  haben.  Einerlei,  welches  die  Unter- 
nehiuuiigsform  in  den  23  bet» achteten  Geschäften,  die  es  mit 
der  Uewinnbetheiliguug  versucht  haben,  ist:  es  sind  dieselben 
Personen,  welche  die  Funktionen  des  Unternehmers  erfüllen, 
die  auch  ohne  Gewinnbetheitigung  der  Arbeiter  sie  ertUllt 
haben  würden.  Das  gilt  auch  tlir  die  Fälle,  wo,  wie  au  Guise 
oder  bei  Briggs,  bei  Laroche- Joubert,  bei  Dorg^-Heuze 
oder  Billou  &  Isaac,  den  Arbeitern  gestattet  wird,  sich  als 
Aktionäre  oder  Kommanditisten  am  Geschäft  zu  betheiligen. 
Denn  selbstveretändlicli  wird  der  Unternehmungscharakter  der 
Aktien-  oder  der  Kommandit«^esellsehaft  kein  anderer  dadurch, 
dass  zu  den  Akti«>när«-n  bezw.  Kommanditären  Arbeiter  ge- 
hören, die  in  dem  L  iitti  uehnien  beschäftigt  werden,  wie  auch 
dieses  Aktien-  oder  Kommanditverbältniss  mit  der  Gewährung 
▼on  Gewinnanthetlen  an  die  Arbeiter  ttberhaupt  in  keinerlei 
nothwendigem  Zusammenhang  steht.  Eben  dasselbe  gilt  fttr 
den  Fall  Leclaire ,  wo  eine  Genossenschaft  von  Arbeitern  die 
Kommanditistin  des  Geschäfts  bildet.  In  allen  23  Fällen  tritt 
uns  die  Gewinnbetheiiigung  nicht  als  eine  neue  Unternehmungs- 
form gegenüber,  sondern  nur  als  ein  bei  den  verschiedensten 
Untemenmungsformen  mögliches  Lohusystem« 

Fk'agen  wir  nun  naeh  der  Anwendbarkeit  dieses  Lohn- 
mtems,  so  ist  vor  allem  darauf  hinauweisen,  dass  sich  in 
den  23  Fallen^  die  an  uns  vorüberzogen,  der  Einfluss  der  Ar^ 
heiter  auf  den  Erfolg  oder  Misserfolg  der  Unternehmungen 
als  ein  sehr  verschiedener  zeigte.  Wir  haben  Fälle  gesehen, 
in  denen  das  Verhalten  der  Arbeiter  fast  ausschliesslich  über 
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den  Erfole  des  UnternehmenB  entscheidet:  so,  abgesehen  von 
der  Ergiebigkeit  der  Fischeründe,  iin  Walfisch-.  Stockfisch- 
und  MaKrelentang;  hier  fincfen  wir  (Vie  Gewinnbetneiligun^'-  als 
einp  F^.inrichtung  von  altem  Datum  mit  b^tem  Krtolp.  Ks 
keimt  n  V'tiWf  vor,  in  denen  das  Verhalten  der  Arbeiter 
von  so  grossem  KinflusB  ist,  dass  es  emz'  Inen  Unierueiimun- 
gen,  die  bich  ein  entsprechendes  Veriiahen  ihrer  Arbeiter  si- 
chern ,  sogar  gelin^rt ,  die  Nachtheile  schlechter  Konjunkturen^ 
unter  deueu  alle  ihre  Konkurrenten  leiden,  wenigstens  tbeil- 
weise  zu  paralyäiren.  So  im  Falle  Briggs  und  Büttner-Thierry; 
und  hier  war  die  Gewinnbetheillgung  das  Mittel,  vin  die  Ar- 
beiter zvL  dem  entsprechenden  'N^rhalten  au  bewegen.  In  der 
grossen  Mebisahl  aer  erfolgreichen  FxUe  von  Gewinnbetheüi- 
guDg  sind  der  Fleiss  nnd  die  Soi^£dt  der  Arbeiter  für  daa 
Gelingen  oder  Misslin^en  des  Unternehmens  von  grosser  Be> 
dentong,  und  die  Gewinnbetheiligun^  zeigte  sich  hier  als  daa 
beste  und  billigste  Büttel,  diesen  Fleiss  nnd  diese  Soi^g&lt  zu 
erzielen,  wie  zu  Guise,  wie  bei  Bilion  &  Isaac,  Leclaire,  Dorg^- 
Heuz4,  Laroche  -  Joubert ,  Bourreifi",  Brewster,  Chaix,  Gastö, 
bei  der  eidgenössischen  Po=;tverwaItnn2r  M.  In  andern  Fällen 
dagegen  kam  es  wesentlich  darauf  an,  sich  überhaupt  die  nü- 
thi^e  Zahl  tüchtiger  und  ordentlicher  Arbeiter  zu  sichern, 
während  für  den  Fleiss  und  die  nr)thige  Sorgfalt  mehr  oder 
weniger  durch  andere  Maassregeln  gesorgt  war.  So  z.  B.  bei 
A.  Bord,  Scheurer-Kestner ,  in  der  Purzellant'abrik  zu  Nvon 
u.  a.  Es  liegt  übrigens  auf  der  Hand,  dass)  die  Aussicht  aui 
einen  Oewinnantheil  diesen  Erfolg  einer  Sicherung  der  nütbi- 

fen  Arbeiterzahl  nur  so  lange  hervorrufen  kann,  als  der  Ar- 
eiter  nicht  auch  in  anderen  Fabriken  die  Gewinnbetheiligung 
findet:  so  lange  diese  also  nicht  allgemein  ist.  Uebrigens 
wird  in  den  meisten  Fällen  dieser  Art  dieser  Erfolg  weniger 
durch  die  Aussicht  auf  die  Gewinnbetheiligung,  als  durch  die 
Furcht  vor  Verlusten  bereits  erworbener  Ansprttchei  wenn 
der  Arbeiter  gegen  die  Arbeitsordnung  verstösst  oder  wenn 
er  das  Unternehmen  verlässt,  herbeigefiihrt,  so  z.  B.  bei 
Braun  &  Bloem ,  Goffinon  &  Barbas,  Godchaux  u.  a.  Doch 
hierüber  gleich  unten-)  noch  mehr.  In  dem  Falle  der  Allge- 
meinen Versicherunir^^irosellschaft  zu  Paris  kam  es  hauptsäch- 
lich sof!:ar  nur  darauf  iiu,  die  Beschattigten  davon  abzuhalten, 
zu  anderin,  konkurrirenden  Gesellschaften  überzugehen,  und 
auch  hier  war  es  weniger  die  Gewinnbetheiliguug,  als  die 

1)  AehnHches  berichtet  A.  Stadnitt  (Kofdameriksniacbe  ArbeÜer- 
▼SrhiÜtiusse  B.  120  Anm.)  von  einem  amerikanischen  Etablissement  der 
BaumwollfabrikntioTi  }\\pr  Vtfrn>iff'  häufig  der  Gewinn  den  Fnbrikantcn 
in  Folge  der  btarkeu  Konkurreaz  lediglich  auf  einer  vortbeilhafteu  Ver- 
wendong  der  AlifUUe  (wsstel  oad  die  CewinnbetlieiliKuuf  erwies  sich  als 
sweckmiwigeB  Mittel,  die  Arbdter  von  der  Venehieaaeniiig  diMr  mb* 
sohalten. 

S.  125  f.  Dazu  ä.  131  u.  182. 
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Furcht  dem  Verlust  festgelegter  Kapitalien  und  erworbe- 
ner Ansprüche  auf  Altersversorgung/  was  diesen  Erfolg 
hervorbrachte      In  anderen  Fällen  wieder,  wie  z.  B.  bei  Le- 

claire,  Billon  Isaac,  Bourreiff,  Bord,  Dorgd-Heuze,  Goflfi- 
non  ».N:  Barbas  n.  s.  w.,  kam  ps  n.  a.  auch  darauf  an,  die  Arheiter 
davon  abzuhalten,  bei  steigender  Konjunktur  die  Arbeit  ein- 
zustellen, um  Lohnerhöhungen  zu  erzielen.  Die  Gewlmibe- 
theiligung  bat  dieses  in  den  genannten  Fällen  erreichi ;  in 
anderen  dagegen,  wie  bei  Briggs  und  Fox,  Head  &,  Co.  -j,  zogen 
die  Arbeiter  es  vor,  sich  eine  dieser  steigenden  Konjunktur 
entsprechende  Steigerung  ihrer  Euinahmen  durch  eine  in 
Schieds-  und  Einieungskammern  gipfelnde  Gewerkvereins- 
Organisation  zu  sichern.  Bei  H,  vom  Bruck  Söhne  und 
bei  Borchert  endlich  standen  Momente ,  auf  welche  die  Ar- 
beiter einflusslos  sind,  beim  Gelingen  oder  Misslingen  des 
Unternehüiens  so  sehr  im  Vorder{2:rund,  dass  die  Gewinnbe- 
tbeiligung  sich  als  gänzlich  unwirksam  erwies. 

So  zeigt  sieh  auch  hier,  dass  die  Gewimibetlieiligung,  um 
von  derselben  als  einer  besonderen  Unter nchiimugstorm  ganz 
zu  schweigen^  auch  als  blosses  Lohn&ystem  nur  unter  gewissen 
Bedingungen  erfolgreich  ist. 

iSese  Bedingungen  sind  zweifacher  Art  Es  sind  einmal^ 
wie  soeben  gezeigt  worden  ist,  Bedingungen  der  Beschaffenheit 
und  Verhältnisse  der  Unternehmungen,  in  denen  die  Gewinn- 
betheiligung Anwendung  findet ;  es  sind  dies  femer  Bedingungen 
in  der  Art  und  Weise  der  Ordnung  der  Gewinnbethemgung. 

Was  die  Ordnung  der  Oowinnbetheilignnjn^  angeht,  so 
zeigen  sicli  (he  verschiedenen  Arten  derselben  verschieden 
wirksam,  je  nach  dem  Zweck,  den  es  gilt,  mittels  der  Gewinn- 
betheiligung zu  erreichen.  Es  sind  da  wohl  auseinanderzu- 
halten die  Fälle,  in  denen  es  galt,  mittels  der  Gewinnbetheiligung 
grösseren  Fleiss  oder  grössere  Sorgfalt  der  Arbeiter  zu  erzielen, 
und  die  FttUe,  in  denen  es  sich  wesentlich  darum  handelte^  sich 
die  nöthige  Arbeiterzahl  zu  sichern,  sie  vom  Uebergang  zu  Kon- 
kurrenten abzuhalten,  sie  zur  Beachtung  der  Arbeitsordnung  zu 
veranlassen  und  an  Arbeitseinstellungen  zu  hindern. 

In  den  ersten  Fällen ,  in  denen  es  vornehmlich  auf  eine 
Steigerung  des  FleiBsea  und  der  Sorgfalt  ankam,  erweisen  sich 
vor  all'^Tn  von  EinHiiss  die  Höhe  des  Bonus,  der  einem  Jeden 
zu  iheii  wird,  und  die  Unmittelbarkeit,  mit  welcher  der  Ein- 
zelne über  den  ihm  gewordenen  Antheil  verfügt. 

Die  Grösse  des  Bonus  wii  tl  durch  zwei  Momente  bestimmt. 

Einmal  zeigen  fast  alle  23  Fälle  eine  Abstufung  der  An- 
theiisrechte  der  einzelnen  am  Gewinn  betheiligten  Arbeiter  je 
nach  der  Höhe  der  von  ihnen  bezogenen  Löhne  und  Gehftlter, 


>)  Hiebe  unten  8.  125  f. 

*)  Vgl  oben  Tbdl  I  8.  $5-42. 
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d.  h.  nach  der  Bedeutung  des  \\  irkungökrcibes  der  Einzelnen 
in  dor  Produktion.  Je  aölier  der  einzelne  Angestellte  oder 
Arbeiter  steht,  je  g^rösser  sein  Gehalt  oder  Lulin  ist,  dcbto 
stärker  muas  auch  der  Auöpuru  sein,  den  er  durch  die 
Gewiiinbetheiligaug  erfahren  soll.  In  einem  Falle,  bei  Gastc^ 
findet  die  »Stellung  der  einzelnen  Arbeiter  in  dem  Betriebe  bei 
Berechnung  der  Gewinnantheile  mar  gans  besondere  Be- 
rücksichtigung, und  zwar  mit  besonderem  Erfolg.  Umgekehrt 
erscheint  die  bei  H.  vom  Bruck  Sdhne  gebrftuchliche  Ver* 
theilung  des  Gesammtbonus,  welche  pro  Kopf  der  berechtigten 
Arbeiter  ohne  Rücksicht  aut*  ihien  Lohn  stattfindet,  wohl  als 
einer  unter  den  allerdings  zahlreichen  Gründen,  warum  der 
Bonus  gänzlich  seine  Wirkung  auf  die  Arbeiter  verfehlt  hat 
Sodann  zeigt  sich  in  ailen  23  Versuchen ,  ganz  unabhän- 
gig von  der  ^Stellung  der  einzelnen  berechtigten  Arbeiter  im 
Betrieb,  der  Erfulg  der  Oewinnbetheiligung  bei  den  Arbeitern 
ganz  wesentlich  bedingt  durch  die  zifiermässige  Hoiie  der  Ge- 
winnquote, welche  ihnen  zu  Theii  wird,  und  der  Mrhreinnahme. 
welche  ihnen  daraus  erwächst  Bei  Leclaire,  Gudin,  Bourreiü, 
Billon  &  Isaac  u.  A. ,  wo  der  liuuus  besonders  hoch^  ganz 
besonders  günstige  Resultate.  Dagegen  bei  H.  vom  Bruck 
Söhne  ,  wo  die  liedeatung  der  GewinnauLheile  ganz  minimal, 


ferner  die  Unmitteibark^t  anbetrifft,  mit  welcher 
die  Gewinnantheile  den  Arbeitem  zufidlen,  so  erweist  sich  in 
den  FäUen,  in  welchen  der  Bonus  d«i  Arbeitem  sofort  nach 
Rechnungsabechluss  zu  Theil  wird,  die  Wirkung  der  Gewinn- 
betheiligung iür  Steigerung  von  Fleiss  oder  Sor^alt  relativ  am 
stärksten.  So  ganz  besonders  intensiv  bei  Bourreiff,  wo  die 
Arbeiter  unmittelbar  nach  Ausiubrung  jeder  Arbeit  ihren  An- 
theil  an  dem  bei  derselben  erzielten  Gewinn  erhalten.  So 
ferner  bei  Leclaire,  Laroche- Joubert,  Dorge -  Heuzö ,  Briggs, 
Brewster,  wie  im  nordauicrikanischen  Walfisch-,  Stockfiscil- 
und  Makrelentang  und  in  der  eidgenössischen  Postverwaltung, 
so  auch  bei  <  iuitinon  &  Barbas,  wo  der  Betrag  der  (^uote  des 
Bonus,  der  den  Arbeitern  sofort  zur  Verfügung  steht,  sehr  be- 
träciitiich  ist.    Umgekehrt  treten  in  den  Berichten  über  den 


tergrund,  je  entfernter  die  freie  Verfügung  der  Arbeiter  über 
die  versprochenen  Gewinnantheile  ist  So  wird  bei  Chaix  &  Cie^ 
wie  auch  bei  Büttner-Thierry,  noch  von  gesteigmem  Fleiss 
und  vermehrter  Sorgfalt  berichtet,  bei  Godchaux  ist  davon 
nicht  mehr  die  Rede.  Auch  in  dem  fehlgeschlagenen  Yer* 
such  von  H.  vom  Bruck  Söhne  Auszahlung  des  Bonus  erst 
nach  Ablauf  eines  verhältnissmAssig  grossen  Zeitraums.  Eine 
Ausnahme  von  dieser  Ree;el  nur  da,  wo,  wie  bei  Gast^  und 
in  der  Allgemeinen  Versicherungsgesellschaiit  in  Paris,  die  be* 


Öili^er  Mangel  an  Erfolg. 
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schiittigten  Leute  von  ausreichender  Bildnnfü:  sind,  um  auch 
den  lerner  liegenden  V^ortheil  einer  Versorgung  ihres  Altere^ 
ihrer  Wittwen  und  Waisen  so  sehr  würdigen  zu  können,  dass 
sie  darin  einen  Anliieb  zu  grösseren  oder  besseren  Leistungen 
finden. 

Den  ^$88teD  Antrieb  aber  zu  Fleua  und  Sorgfalt  zeigen 
die  FftUe,  m  denen,  wie  in  Quise  und  bet  Billon  &  Isaac,  die 

Gewiiinbetheiligung  zu  einem  unmittelbaren  Uebergang  eines 
Theiis  des  Geschäftseigenthums  in  die  Hände  der  Arbeiter 
führt.  Steht  hier  der  erzielte  Bonus  dem  Arbeiter  auch  nicht 
zu  immittelbarer  Verfügung,  so  liegt  in  diesem  System  doch 
ein  doppelter  Sporn  dt-s  Arbeiters  zu  grossf-rer  Tüchtigkeit: 
denn  durcii  seine  Leistungen  wird  hier  ni<  lit  blos  die  jeweilige 
Jahreshöhe  des  in  Aussicht  gestellten  Bonus,  sondern  auch  die 
Dividende  des  dem  Arbeiter  mittels  des  Bonussj^stems  zufal- 
lenden Kapitals  bedingt. 

In  den  Fällen^  in  denen  es  sich  wesentlich  um  die  Siche- 
rung der  nöthigen  Anzahl  gefügiger  Arbeiter  handelt,  zeigt 
sieh  in  mancher  Beziehung  gerade  das  Gegentheil  der  soeben 
angedeuteten  Erscheinung.  Nicht  als  ob  nicht  auch  hier  die 
Höhe  des  Bonus  von  Linfluss  auf  den  Erfolg  wäre:  aliein 
während  ein  entferntes  Verfügungsrecht  über  den  Gewinn- 
anthei!  hei  den  ersteren  Fällen  als  Ursache  eines  gewissen 
Missertoigs  auftritt,  zeigt  sie  sich  hier  als  Ursache  eines 
grösseren  Erfolges.  So  insbesondere  bei  Goffinon  ^  Barbas, 
bei  Godchaux,  bei  Deberny  <t  Cie.,  bei  der  Allgemeinen  Ver- 
sicherungsgeseiischait  in  rarisj  so  ferner  auch  bei  Gastö, 
Büttner-Thierry,  Chaix  <&  Gie. 

Aber  auch  in  diesen  Fällen  zeigt  sich  der  Erfole  nicht 
als  eine  unmittelbare  ^  sondern  als  eine  mittelbare  Wirkung 
der  Gewinnbetheiligung.  Denn  nur  in  ganz  wenigen  Versuchen 
hat  die  Aussicht  auf  einen  Antheil  am  Gewinn  allein  es  ver- 
mocht,  die  Arbeiter  an  das  Geschäft  zu  fesseln;  es  sind  dies 
einmal  die  Fälle  von  Laroclie-Joubert  und  Bord,  in  denen  die 
den    Arbeitern    ausL'^*  zaidten    Gewinnantheile  beträclitlielie 
waren,  und  der  Fall  der  Porzelianfabrik  von  Nyon,  in  (((in, 
wie  die  gewordenen  Mittheiluncen  zeigen,  es  weniger  daiaut' 
ankam,  die  Arbeiter  dem  Gescnäft  zu  erhalten^  als  vielmeiir 
darauf^  Arbeiter,  die  durch  die  Auflösung  des  Geschäfts  brod- 
los geworden  wftren,  zu  einer  gutwilligen  Reduktion  des  Stttck- 
lokna  zu  bewegen ,  die  zum  Fortbestand  des  Geschäfts  unent- 
bebrficfa  war.     Es  handelt   sich  hier  also   um  Fälle  mit 
Ausnahmeverhältoissen,  welche  die  Abweichung  von  der  Regel 
erklären.  In  den  vorher  genannten  Fällen  von  Goffinon  &  Bar- 
bas ,  Godchaux  u.  s.  w.  dagegen  war  die  Gewinnbetheiligung 
insofern  die  Ursache  der  Fesselung  der  Arbeiter  an  das  Ge- 
schäft) als  sie  das  Mittel  war,  den  Arbeitern  kleine  Kapita- 
lieui  die  seitens  der  Firma  festgelegt  wurden,  oder  Ansprüche 
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auf  Alters  versorg  uiig,  die  beim  Verlassen  der  Firma  verloren 
gingen ,  su  verschäen*  Jede  andere  Einrichtung,  wie 
schenke  oder  Prämien,  die  ähnlich  festgel^  worden  wären, 
oder  %vie  nach  dem  Muster  gewisser  Knappschaftskassen  ein- 
gerichtete  Altersversorgungskassen  der  Arbeiter,  wfirde  die* 
selben  Erfolge  erzielt  haben 

Was  die  Furcht  vor  Arbeitseinstellungen  angeht,  so  zeigt 
sich,  dass  dieselbe  in  einer  Reihe  von  Füllen  zur  Eintührung 
der  Gewinnbetheiligung  den  Anlass  gab,  so  insbesondere  in 
Paris,  in  England  und  Ann  rikfi,  und  in  jJcutschlaud  zur  Zeit 
des  wirthschaftlichen  Aufschwungs.  So  lange  es  sich  dabei 
nur  darum  handelte,  das  plumpe  und  kostspielige  Mittel  der 
Arbeitsonstellung ,  um  bei  steigender  Konjunktur  eine  Lohn- 
erhöhung zu  eraieleni  durch  ein  von  selbst  und  gewissermaaasen 
mechanisch  funktionirendes  Mittel  der  Steigerung  des  Arbeiter- 
einkommens  zu  ersetzen,  hat  die  Gewinubetheiligung ,  sowohl 
die  mit  unmittelbarer  ^  als  auch  die  mit  späterer  Auszahlung 
des  Bonus,  sich  wohl  bewärt.  So  bei  Goflfinon  &  Barbas,  De- 
berny  iV  Cie.,  Leclaire,  Billon  &  Isaac,  Laroche- Joubert,  Bour- 
reiff,  Bord,  Kisler^  Ch;iix. 

VV'o  man  dagegen  dieses  Lohnsystem  dazu  zu  benutzen 
versuchte,  um  die  Arbeiter  von  der  Theilnahme  an  grossen 
sozialen  Bewegungen,  in  denen  jeweilig  die  betrelTendeu  Ar- 
beiterklassen mr  ganzes  Heil  sahen,  abauhalten,  sind  die  Ver- 
suche kläglich  gescheitert.  So  im  FaUe  Briggs,  Fox,  Head  <fe  Co., 
Brewster.  Hierher  dürfen  wir  ferner  wom  die  Fälle  hei  Bdh- 
mert  zählen,  in  denen  einfach  die  Sozialdemokratie  als  Ur- 
sache des  Scheiterns  der  Gewinnbetheiligungsversuche  genannt 
wird,  die  hier  aber  wegen  Einseitigkeit  und  Unzulänglichkeit 
der  Angaben  ausser  Betracht  bleiben  mussten,  wie  z  B.  die 
Versuche  von  (J.  TveilpHnp-  <.^-  Co  -)  und  von  Alberl  Niess^). 

Dies  die  Hauptergebnisse  unserer  Betrachtung  der  prak- 
tischen Erfolge  der  Oewinnbetheiligung  in  den  23  dem  Han- 
del und  Gewerbe  ungehörigen  Fällen,  die  im  Vorhergehenden 
untersucht  wurden.  Um  die  praktische  Bedeutung  der  Ge- 
winnbetheiliffung  genau  festzustellen,  müssen  Indess  auch  hier 
diese  £i|;eDnisse  im  Zusammenhang  mit  anderen  Lohn- 
methoden,  welche  die  gleichen  Erfolge  erstreben ,  betrachtet 
werden. 

Vor  allem  handelt  es  sich  auch  hier  um  die  Stück- 
lühnung. 

Die  Stüek!()]mung  tindet,  wie  allbekannt,  im  (ie%vcrbe  die 
weiteste  Anwendung  und  h:it  sich,  weil  sie  dem  Arbeiter  eine 
unmittelbar  mit  der  Steigerung  seines  Fleisses  Hand  in  Hand 


Vgl.  unten  S.  131.  132. 
2)  BöUmert  Nr.  64. 
Böbmert  Nr.  60. 
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ffeliCüde  öteigeruüg  »einer  Einnaiimeu  schaö't,  von  jeher  als 
dßM  wirkttunste  Mittel  erwieBen,  ihn  zu  grösseren  Anstrengtm« 
gen  ansuBpomen.  Diese  alte  Erfahrung  findet  üire  neue  Be- 
stätigung m  denjenigen  der  vorgeführten  FäUe,  in  denen  die 

Gewinnbetheiligung  mit  der  Stttcklöhnune  in  Eonkurrenz  trat 
So  bat  z.  B.  in  den  Gescb&fiten  von  Bord,  Risler,  Godin  u.  a.^ 
in  denen  Stücklöhnung  vorherrschte,  die  Gewinnbetheiligung 
eine  Stelf!;eriing  de.s  Fleisses  nicht  herbeizuführen  vermocht. 
Wo  immer  also  eine  bteisjerung  des  Fleisses  zu  erzielen  ge- 
sucht wird  und  die  Stücklöhnung  anwendbar  ist,  wird  sie 
wirksamer  sein,  als  die  Gewinnbetheiligung. 

Indess  die  btücklöhnuni:  ist  nicht  überall  anwendbar,  in 
Tielen  Fällen  ist  es  technisch  nicht  möglich,  die  Arbeiter  nach 
dem  Stück  zu  bezahlen,  da  die  zu  leistende  Arbeit  sich  nicht 
in  Stückleistangen  serlegen  Iftsst,  a.  B.  wo  es  sich  um  das 
Montiren  einer  Lokomotive,  um  die  Arbeit  an  einem  Schifb- 
körper  handelt;  ebenso  bei  vielen  Arbeiten  im  Baugewerbe. 

In  anderen  Fällen  wiederum  ist  die  Stücklöhnung  zwar 
anwendbar,  aber  ihre  Anwendung  nicht  rathaam,  da  nämlich, 
W  f  es  ;^ich  vor  allem  darum  handelt,  dass  die  Arbeit  ein  ))e- 
eouderes  Maass  der  (nite  erlange.    Denn  eben  das  IStreben, 
seine  Einnahmen  mtiglichst  zu  steigern,  führt  den  Arbeitei 
Stücklühnung  leicht  zu  einer  Leberliastuug  der  Arbeit  und  im 
Gefolge  zu  einer  Schädigung  des  Materials  oder  der  Güte  der 
Leistung.   So  berichtet  Boscher     dass  in  Russland ,  wo  das 
Abhäuten  des  Viehes  stückweise  erfolgt ,  die  Arbeiter  zahllose 
Häute  verletzen,  um  schneller  fertig  zu  werden.   £ine  ganz 
bekannte  Thatsache  ist  ferner,  dass  im  Druckergewerbe,  wo 
die  gewöhnlichen  Schrifbetzer  im  Stücklohn  arbeiten ,  beson- 
der« schwierige  Sätze,  welche  viele  Sorgfalt  und  Genauigkeit 
erheischen,  wie  mathematische  Abhandlungen,  orientalische 
Schriften,  Facsimiles,  Inschriften,  Kurszettel  u.  dergl.,  im  Tage- 
lohn besorgt  zu  werden  pflegen'^).    Im  freiberger  Bergbau, 
in  welchem  die  Akkordarbeit  (Gedinge)  eine  senr  ausgiebige 
Anwendung  tiudet,  geschieht  der  Grubenausbau,  d.  i.  die  Ver- 
wahrung &t  Gruben  an  brüchigen  Stellen  mittels  Zimmerung 
oder  l&uerun^,  die  Herstellung  der  Wasserbaltungs  •  und 
Förderungseinnchton^en,  der  Fahrung  u.  s.  w.  nicht  im 
Stücklohn,  sondern  im  Schichtlohn,  idso  im  Tagelohn:  auf 
diese  Arbeiten  muss  nämhch  im  Interesse  der  Mannschan  die 
grösste  Sorgfalt  verwendet  werden^).  Diese  Erfahrung,  dass 

M  System  Bd.  I  S  39  Anm.  6. 

V^l.  auch  Rc>s(  hör.  System  Bd.  I  §  39  S.  72. 

Böhmert  Nr.  H4,  Bd.  II  s  353.  Bohmert  berichtet  ferner,  daas 
In  der  Spinnerei  au  der  Lor^e  im  Kaatou  Glarus  in  den  Jahren,  in 
wetehen  der  misslich«  GeschSftBgang  ganz  besonders  gute  Produkte  er- 
heischte, die  Akkordarbeit  in  gewissen  Hantiruugen  ganz  habe  al>g<*- 
«chafft  werdf^n  müssen,  da  sonst  die  Arbeiter  m  nachlMasige  Waare  liefert^. 
Vgl  Nr.  1U4,  Bd.  U  S.  421. 
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der  iStiicklolm  k-iciit  mit  Naciitiieiien  für  die  Gute  der  Pro- 
duktion verknüpft  ist,  datirt  schon  lange  zurück,  wie  u.  a. 
folgendes  Beispiel  zeigt.  In  der  i.  J.  1503  zu  Basel  verabre- 
deten Ordnung  der  Steinmetzenbruderecfaaft  war  vorgeecbrie- 
ben,  daes  bei  grossen  Bauten  im  Tagelobn,  nicht  im  Oeding 

Searbeitet  wenUm  solle ,  da  man  dieses  ftr  die  Gediegenheit 
er  Arbeit  iUr  unentbelirlicb  hielt'). 

In  den  ersteren  F&Uen,  in  denen  die  Stftclildhnung  tech- 
nisch nicht  anwendbar  ist,  giebt  es  aber  verwandte  Systeme^ 
die  zu  der  gewünschten  Öteieerung  der  Leistungen  iilbren. 

Dazu  gehört  vor  allem  das  Akkord meietersystem  mit  Be- 
thoiligung  Oer  Arbeiter  am  Gewinn  des  Akkordmeisters.  Die  aus- 
zuführende Arbeit  wird  an  einen  tüchtip:en  Arbeiter,  den  Akkord- 
nieister,  verdungen;  dieser  iässt  die  Arljeit  durch  andere  Ar- 
beiler  austühren,  die  er  im  Ta^elohn  bezahlt;  ausserdem  legt 
er  selbst  mit  Hand  au  und  Iteaufsichtigt  das  Ganze.  Je  ge- 
ringer die  Zahl  der  Tage,  in  denen  die  Arbeit  voiiendet  wird, 
desto  weniger  Tageluhne  brauchen  aus  der  vom  Akkordmeister 
bedungenen  Summe  gezahlt  zu  werden:  desto  grosser  also  der 
übrig  bleibende  Gewinn.  Um  die  Arbeiter  zu  gutwilliger 
Steigerung  des  fleisses  zu  yeranlassen,  berechnet  der  Akkord- 
meister sich  nun  selbst  einen  Tagelohn  und  vertheilt  den  etwa 
erzielten  Qewinnfiberschuse  unter  sttmmtliche  bei  der  Arbeit 
Betheiligte,  sich  selbst  inbegriffen,  nach  Maassgabe  der  ver- 
dienten Löhne.  Dies  System  ist  z.  B.  in  der  englischen  Ma* 
schinenindustrie  sehr  in  Gebrauch-).  Selbstverständlich  ist 
dieses  Akkordmeistersystem  mit  Gewinnbetheiiigung  nicht 
mit  dem  einfachen  Akkordmeistersystem  zu  verwechseln;  die 
Ausbeutungen  dfr  Arbeiter  durch  den  Akkordmeister,  welche 
das  letztere  {jäutig  zur  Foli^^e  hat^),  werden  durch  die  Ver- 
bindung desselben  mit  üewinnbetheiligtmg  eben  vermieden*). 

Damit  verwandt  ist  da?  System  des  Gruppen akkords,  wie 
es  nach  Brentano*^)  im  englischen  Schiffsbau  zur  Anwendung 
kommt.  Statt  an  einen  Arbeiter,  verdingt  der  Arbeitgeber  die 
zu  leistende  Arbeit  an  eine  Gruppe  von  Arbeitern  Itir  eine 
bestimmte  Summe.  Auch  hier  berechnen  die  Arbeiter  sich 
einen  Tagelohn,  einem  Jeden  nach  Maassgabe  seiner  Leistun- 
gen.  Auch  hier  wird  der  etwa  verbleibende  Ueberschuss  pro 


M  Eberhaid  CtotheiD  (Prof,  in  KarlonheX  Bilder  aus  der  Oescfaicht» 

des  Handwerks  in  Baden,  Karlsnihe  1885,  S.  24.  —  So  wurde  auch  den 
Webern  in  Ulm  1492  durch  Kathsbeschluss  die  Arbeit  aufStncklobn  auf 
Grund  einer  Klage  der  dortigen  Kauileute  Uber  das  Schlechter  werden 
dee  almer  GeweMs,  das  ikh  bis  dahfai  dnes  aDegeaeichneten  Bnfes  et' 
freute,  verboten.  Vgl.  F.  W.  Stahl»  Das  dcutMhe  Handwerk  Bd.  U 
Glessen  1874.  S.  331  f. 

*)  Brentano,  Arbeitergiiden  Bd.  I  S.  214  ff. 

«)  y.  d.  Goltz,  Konkoidia  1871  Nr.  6  S.  69. 

*)  Brentano  a.  a.  O. 

Albeitergilden  Bd.  II  S.  76. 
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rata  der  verdienten  Löhne  unter  die  Einzelnen  vertheilL  Mit 
grossem  Glück  ist  diese  Löhnungsmethode  ferner  z.  ß.  in  der 
SchneUpreweniBbrik  von  König  &  Bauer  zu  Oberzell  in  Baiem 
dnrcfageflüirt  „Die  Ablohnung  geschieht  hier  nadi  bestimm- 
ten Gruppen  (Schreiner^  Schmiede,  Eisengiesser  u.  s.  w.)  und 
nach  den  bestehenden  Tarifen  unter  Eintheilung  der  Arbeiter 
in  13  Klassen^  je  nach  der  Leistung^  so  dass  jeder  Arbeiter 
mit  der  seiner  Klasse  zukommenden  Verhältnisszahl  am  öe- 
sam Tntverdienste  partizipirt"  u  w.  Auch  das  Buch  von  Böh- 
merl enthält  zahlreiche  Beispiele  solcher  Gruppenakkorde.  Im 
treiberger  Bergbau  und  Hüttenwesen-),  im  k rnigl.  sächsi- 
bchea  ^^tciLikohlenbergwerk  im  l'hiuenschen  Grunde  bei  Dres- 
den'), im  Kupferbergbau  zu  Coriiwall  in  den  Schieferb rücheu 
des  nördlichen  Wales  ^)  hat  sich  derselbe  seit  Iftneerer  Zeit 
bewährt  Ausgezeichnete  Erfolge  hat  sodann  der  Hofbaurath 
G.  H.  Demmler  in  Schwerin  mit  der  Anwendung  des  Gruppen- 
akkoids  erzi^t,  insbesondere  beim  Bau  des  Schweriner  Kesi- 
denzschlosses.  Kach  den  Erfahrungen  des  Herrn  Demmler 
stellte  sich  grössere  Billigkeit,  Tüchtigkeit  und  Gediegenheit  der 
Arbeiten  beim  Vergeben  derselben  im  Gruppenakkord  her- 
aus"). Auch  bei  W.  Bordiert  hat  der,  wio  üben  erwähnt^), 
nach  Aufgabe  der  Gewinnbetheiligung  eingeführte  Gruppen- 
akkord gute  Früchte  getragen''). 

Wo  eines  der  beiden  Systeme,  Akkordmeisterlohn  ^mit 
Betheiligung  der  Arbeiter  am  Gewinn  des  Akkordmdsters 
oder  Gruppenakkord,  angewendet  wird,  wird  die  nöthige  Güte 
der  Leistung  durch  die  Kontrole  des  Geschäfksuntemehmers 
oder  seiner  Beamten  garantirt 

Da,  wo  das  eine  oder  andere  dieser  Lohnsysteme  technisch 
zur  Anwendung  kommen  kann,  erweist  sich  dasselbe  gleich- 
falls weit  wirksamer  in  Steigerung  des  Fleisses  der  An>eitpr, 
als  die  Reth<*ilic^nn<_'-  des  Arbeiters  am  Gewinn  des  ganzen 
Unternehmens,  denn  der  Arbeiter  hat  unmittelbarer  den  von 
i»t*iner  vermehrten  Anstrengung  für  ihn  abtallenden  Vortheil 
vor  Augen  und  dieser  Erfolg  wird  nicht  etwa  durch  Ver- 
hältnisse, auf  welche  er  einflusslos  ist,  wie  Konjunkturen, 
beeinträchtigt. 

Und  dasselbe  gilt  da,  wo  weder  Stiicklöhnung,  Akkord- 
mdstersystem  mit  Gewinnbetheiligung  noch  Gruppenakkord 

M  Amtliche  Mitrfuilungen  aus  den  Jahr '-^Krichten  der  mit  Beauf- 
lichtigiuig  der  Fabnken  betrauten  Beamten,  Jahrg.  lÖT^,  Bd.  II  8.  40; 
V.  d.  Goits,  Konkoidia  1871  Nr.  15  S.  70. 

«I  &.hmert  Nr.  84. 
Böhmert  Xr.  S5. 

*)  Böhmert  Xr.  86. 

^)  Böhmert  Nr.  88. 

*)  Böhmert  Xr.  59. 

')  Vgl.  ohen  Ö.  120  f. 

')  Arbeiterfreund  1882  S.  137. 

F»iaeksiigtA  (35)  VI.  L  —  Fr «n n «r.  9 
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angewendet  wird,  für  die  btückprämieu,  die  einzelnen  Arbeitern 
oder  Gruppen  derst  lljon  häufig  in  der  Weise  gezahlt  werden, 
dass  den  im  Ta^elohu  Beschäftigten  Gratifikationen  in  Aussicht 
gestellt  werden,  sei  es  je  nach  der  Anzahl  der  abgelielerteu  Fa- 
brikate überhaupt,  sei  es  je  nach  der  Anzahl  der  Produkte, 
welche  über  ein  gewisse«  sog.  „theoretUchee''  oder  ^Kormal- 
quantam"  hinaus  innerhalb  gewisser  Zeit  angefertigt  sind.  Eia 
erfolgreicher  Fall  von  Stückprämien,  die  den  einzelnen  Ar- 
beitern gezahlt  wurden,  liegt  z.  B.  in  der  Spinnerei  und  We- 
berei des  Herrn  Jenny  zur  Zie^elbrücke  im  Kanton  Glarus') 
vor.  Günstige  Resultate  einer  Verthciluug  von  Sttickpräraien 
an  Gruppen  von  Arbeitern  melden  Berichte  aus  den  Glas- 
liütten  von  Friedrich  biemens  in  Dresden  und  Döhlen  im 
Plauenschen  Grunde-),  aus  der  Papierfabrik  in  Kuslin  und 
den  varziner  llolzschleifereien  von  Georc  Behrend'^),  aus  der 
Bierbrauerei  zum  Spaten  von  Gabriel  Sedlmayr  in  München  *), 
aus  der  SSgen&briK  van  Edouard  Mongtn  &  Cie.  in  Paris '^). 

Wo  aber  die  St&ckldhnung  zwar  anwendbar,  die  Anwen- 
dung  derselben  mit  Rücksicht  auf  die  zu  erzielende  Güte  der 
Leistung  jedoch  nicht  rathsam  ist,  führen  oft  Güteprämien  zu 
dem  erwünschten  Resultat.  Als  Beispiele  mögen  dienen  die 
oben  erwähnten  in  der  Porzellanfabrik  zu  Nyon  üblichen 
Qualitätsprämien''),  sowie  diejenigen,  welche  die  Tagearbeiter  in 
der  Spinnerei  an  der  Lorze  (Kanton  Zug)  erhalten^);  in  bei- 
den Fällen  wurde  die  Qualität  der  Fabrikate  in  Folge  der 
Güteprämien  aut  der  nothigen  Höhe  erhalten.  Und  auch  wo 
solche  Güteprämien  technisch  möglich  sind  (sie  setzen  z.  B. 
eine  leichte  Kontrolirbarkeit  der  Produkte  voraus),  ist  die 
Betheili^ung  der  Arbeiter  am  Geschftftsgewinn  das  minder 
gute  Lohnsystem,  um  die  gewünschte  Güte  zu  erreichen,  und 
zwar  aus  denselben  Gründen ,  aus  denen  Stücklohn,  Akkord* 
meisterlohn  mit  Betheiligung  am  Gewinn  des  Akkordmeisters, 
Gruppenakkord  und  Stfickprämien  da  den  Vorzug  verdienten, 
wo  es  sieh  um  die  Steigerung  des  FleiBses  der  Arbeiter  han- 
delt: nämlich  die  gr'»ssere  I>urchsiclitip;keit  de*  Zusammen- 
hanges der  Mehreiuuahme  mit  der  besseren  Arbeitsleistung  und 
die  grossere  Sicherheit,  dass  die  Vortheile  der  besseren  Lei- 
stung dem  Arbeiter  wirklich  zu  Thtil  werden. 

Aehnlich  verhfilt  es  sich  da,  wo  es  sich  darum  handelt, 
Materialersparnisse  seitens  der  Arbeiter  herbeizuführen.  Hier 
kommen  £rsparnisBprämien  in  Anwendung.  Namentlich  sind 


M  Böhmert  Nr.  106. 
»)  Böhmert  Nr  91. 
=»)  Böhmert  Nr.  11 2. 
*)  Böhmert  Nr.  115. 

*)  Enquöte  extraparlem.  ntahe  Bd.  U  S.  225  ff". 
•)  Vgl.  oben  8.  103  a.  E.   Böhmert  II  8.  91. 
Böhmert  Nr.  104,  Bd.  II  S.  421. 
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solche  im  Gebrauch  für  Ersparniaee  ao  Brenn*  und  Schmier^ 

material  zu  Gunsten  von  Lokomotivführern,  Heizern  und  Mar 
schinisten  auf  Eisenbahnen  und  Dampfachiffen^  und  zwar 
haben  sich  dieselben  laut  Bericht  als  senr  erfolgreich  heraus- 
stellt  bei  der  Berlin-Anhaltischen  Eisen bahngcsellschaft  bei 
der  Kaiser  Fprrlinands-Nordbnftn.  Direktion  in  Wien^),  bei  der 
schweizerischen  Nordostbahnges  'lU(  halt,  Direktion  in  Zürich^), 
auf  den  Dampfschiffen  der  Cunipagnie  generale  transatiantique, 
Direktion  (Isaac  Pereire)  in  Paris*).  Auch  hier  führen  diese 
Ersparnissprämien  sicherer  zum  Ziel,  als  die  Betheiiiguug 
der  Arbeiter  am  Retnertra|^e  des  Unternehmens,  und  auch 
hier,  weil  die  grössere  Unnuitelbarkeit  und  Sicherheit  der  Be- 
lohnong  ein  weit  mächtigerer  Sporn  sind. 

Ist  das  Ziel;  das  ein  Geschäftsunternehmen  erreichen  will, 
vor  allem  die  Sicherung  eines  Stammes  tüchtiger  und  gefugi- 
ger Arbeiter,  so  giebt  es  ausser  der  Betheiligung  der  Arbeiter 
am  Geschäftsu^pwiTin  gleichfalls  noch  eine  ganze  Heihe  anderer 
und  grosse ntheiis  wirksamerer  Mittel. 

Das  einfachste  Mittel  zur  Sicherung  tüchtiger  Arbeiter  ist 
die  Auszahlung  von  Dienstprämien.  Arbeitern,  welche  sich 
treu  und  tüchtig  gehalten  haben,  werden  nach  Ablauf  einer 
grösseren  oder  geringeren  Anzahl  yon  Jahren  Ghratifika^nen 
in  Aussicht  gesteilt.  Mit  diesem  System  wurden  oft  gute  Er- 
folge ersieh,  so  z.  B.  in  der  Papierfabrik  Biberist  bei  Solo- 
thum ^)  oder  in  der  mechanischen  Seilerwaaren£&brik  in 
Füssen  «). 

Mitunter  wird  auch  bestimmt,  dass  Gratifikationen,  Kassen- 
zuschüsse, Sparprämien,  welche  den  Arbeitern  in  gewissen 
Zeiträumen  und  unter  hestitnniten  Umstäncleii  ii:ewiihrt  werden, 
erst  nach  länirereni  Verweilen  im  Dienst  erhoben  werden 
können,  uml  ant  dif^se  Weise  hat  man  häufig  mit  Erfolg  tüchtige 
Arbeiter  an  das  Unternehmen  gefesbeit.  Dies  lehren  z.  1>.  die 
Versuche  in  der  Baumwollspinnerei  von  Meyer  Kaufimann  in 
Breslau  in  der  meehaniscnen  Bindfaden&brik  und  Spmnerei 
fUr  Hanf-^  Werg-,  Schlauch- ,  Segel-  und  Schuhgame  su  Im- 
menstadt im  Kgr.  Bayern®),  in  der  Rothgarnfiirberei  von  Gu- 
stav Römer  zu  Löbau  im  Kgr.  Sachsen*),  in  der  SeidenfWr- 
berei  von  Josef  Schetty  in  Basel 


>)  BObmert  Nr.  72. 

«)  Böhmert  Nr.  118. 

»)  Böhmert  Nr.  119. 

«)  Enquet«  Bd.  II  ä.  320. 

•)  Bsimert  Nr.  112,  Bd.  II  &  449  . 

«)  Böhmert  Nr.  III,  Bd.  II  S.  448  445. 

')  Böhmert  Nr.  103. 

Böhmert  Nr.  102. 
•)  Böhmert  Nr.  101. 

Böhmsrk  Nr.  9a 
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Hierbei  kommt  es  offenbar  mir  anf  dfis  Verhältniss  dieser 
Bleibepr.'imie  zu  den  Vortheilen,  weh  lip  die  Arbeiter  durch  ein 
Verlnssen  des  Dienstes  zu  erzielen  hotien,  an,  ob  dieselbe  ihren 
Zweclv  erreicht.  Ist  die  Höhe  dieser  Bleibeprämie  ausreichend, 
80  ist  kein  Zweifel,  dass  auch  hier  durch  sie  der  beabsich- 
tigte Zweck  weit  besser  als  durch  Gewinnbetheiligung  erreicht 
wird,  und  zwar  aus  den  schon  oft  genannten  Ureachen  der 
grösseren  Durchsichtigkeit  und  Sicherheil  Hat  doch  auch  un- 
sere Betrachtung  der  23  Fälle  gezeigt,  dass  nur  in  zwei 
Fällen,  in  denen  der  Bonus  ein  sehr  hoher  war'),  die  blosse 
Gewinnbetheiligung  ein  stärkeres  Verhieben  der  Arbeiter  beim 
Geschält  zur  Folge  hatte.  In  allen  anderen  Fällen,  in  denen 
dies  erreicht  wurde,  musste  zu  der  Gewinnbetheiligunp;  ein 
derarti^^es  Festlegen  des  Bonus  seitens  des  Geschättsinhaber» 
hinzukommen,  dass  der  Arbeiter  nicht  ohne  ganzen  oder  theil- 
weisen  Verlust  des  Bonus  das  Geschäft  verlassen  konnte.  Ein 
deutliches  Zeichen,  dass  nicht  die  Aussicht  auf  Gewinnbethei- 
ligun^,  sondern  die  ENircht  Tor  Verlust  bereits  erworbener  An- 
sprüche die  Ursache  des  Bleibens  und  der  Gefügigkeit  der 
Arbeiter  war  und  dass  jede  andere  Methode,  wie  Gratifika. 
tionen  u.  s.  w.,  bei  der  in  ähnlicher  Weise  den  Arbeitern  zugestan- 
dene Ansprüche  mit  dem  Bleiben  und  der  (4otugigkeit  dersel- 
ben verknüpft  werden,  dieselbe  Wirkung  haben  würde. 

Dioa  tritt  rrRnz  besonders  hervor,  wenn  man  die  Gewinn- 
betheiligung mit  den  Altersversorgungskassen,  die  mit  einem 
Geschäft  verbunden  sind^),  oder  mit  detn  mülhauser  Vorschuss- 
system vergleicht.  Die  Fesselung  der  Arbeiter,  die  dadurch 
bewirkt  wird,  ist  eine  weit  intensivere.  Und  die  Gewinnbethei- 
ligung kann  tthnlidie  Erfolge  nur  dann  aufweisen,  wenn  mit 
ihr  eben  Altersversicherung  oder  ähnliche  Einrichtungen,  de- 
ren Vorlheile  in  Fol^e  des  Verlassens  des  Dienstes  enöschen, 
verknüpft  sind.  £s  sind  also  wesentlich  diese  mit  der  Oi w  inn- 
betheiligung  verbundenen  Einrichtungen,  nicht  die  Gewinnbe- 
theiligung, welche  das  Bleiben  und  die  Gettlgigkeit  der  Arbei- 
ter zur  Folge  haben. 

Und  ebenso  lässt,  wie  das  pünktlichere  Erscheinen  der 

»)  Vgl.  oben  S.  125. 

*)  Vgl.  s.  B.  den  Knappschaftsverein  der  Rerg-  und  Hüttenwerke 

der  Gehr.  Stumm  zu  Neunkirchen.  Dcr^^^  MH-  vprlaiifjt,  abgesehen  von 
den  übUchen  Aufuabmebedii^ogeQ  in  Kuappi^chat'tsvereinen,  von  den  Ar- 
beitern, welche  Invaliden-,  wittwen-  undWaisenpoisionen  eriialten  wollen, 
dass  sie  auf  einem  Werke  des  Herrn  Stumm  8  bezw.  7  Jahre  lang  ohne 
selbstverschuldete  Untorbrechung  zur  Zufriedf^nhoit  des  Werkhesitaers  ge- 
arbeitet haben;  Beurlaubte  haben  zur  VValiruug  ihrer  Unterstützungs- 
ansprüche ihre  bisherigen  Beitrüge  fortsubezahlen:  alle,  welche  ohne 
Urlaub  die  VVerksarbiiit  aufgeben,  vcrlicrcti  die  Mitgliodscbiiff.  Eino  der- 
artige Ordnung:  der  Arbeiterversicherung  fesselt  die  Arbeiter  augenHchoin- 
lich  noch  weit  nielir  an  den  Betrieb,  als  es  eine  Gewinnbetheiligung  thun 
kann.  Siehe  Brentaii<<,  Der  Arbeiterversicherungi^^^vang,  seine  Voran^ 
Setzungen  nnd  seine  Folgen,  Berlin  1881,  IS.  dd— o?. 
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Arbeiter  zur  Arbeit  durch  Gewinnbetheiliguni;  liervorgeruteii 
\vi  rdeo  sollte,  dieses  Resultat  sich  weit  wirksamer  erzielen, 
wcuii  wucliciitiicii  enüeiite  GratiiikationeD  bis  zum  Jahres- 
schluss  festgelegt  werden  und  bei  VersäuniDisBeu  ganz  oder 
theUweiae  verfallen*,  denn  Fribnie  wie  Strafe  sind  nier  weit 
unmittelbarer  und  sicherer.  Ein  Beleg  dafür  ist  der  von  dem 
Fabriken-Inspektor  des  InBpektions-&airke8  Ldbau  im  Jahre 
1879  mitgetheüte  FaU 

Somit  zeigt  sich,  dass  von  den  Fällen,  in  denen  es  ^It, 
den  grösatmÖgliclien  Fieißs  und  die  grösetraögliche  ISorirtVilt  der 
Ai'beiter,  sowie  Punktlichkeii,  Treue  und  Ergebenheit  tin  das 
Geschäft  zu  garantiren,  der  Gewiiiubetheiligung  nur  diejeiugen 
als  aussfhiiesbliehes  Gebiet  übrig  bleiben,  in  denen  aub  irgend 
einem  teclmiachen  Grunde  oder  wegen  der  Stellung  der  be- 
trefi'enden  Arbeiter  in  dem  Betrieb  keines  der  vorgeuanuten 
weit  wirksameren  Lohnsysteme  anwendbar  ist. 

Da^  wo  es  sich  um  gewi^hnliche  Arbeiter  handelt,  trifft 
aber  dieser  Fall  nur  als  Ausnahme  zu.  So  gehört  von  den 
28  betrachteten  Fällen  allein  der  Seefischfan^  dahin;  und  hier 
ist  diese  Ausnahme  aus  der  Stellung  der  Arbeiter  zum  Unter- 
nehmen leicht  erklärlich.  Iiier  gilt  es,  Monate  hindurch  die 
äusserste  Willigkeit  zur  Arbeit,  die  grösste  Sorgfalt  und  ab- 
solute Disziplin  zu  sichern,  wenn  nicht  grosser  Schaden  er- 
wachsen, ja  das  ganze  Unternehmen  fehlschlagen  suU,  während 
weder  Stüekluiin,  uueh  Prämien,  noch  VersicherungBka,bsen  eil. 
ähnliches  Interesse  der  Arbeiter  nach  allen  iüchtungeu  hin  tui 
das  Qelinfipeji  des  ganzen  Unternehmens  hervorrufen  könnten, 
wie  die  Tantitoe. 

Hingegen  da,  wo  es  sich  um  Arbettskrfifto  handelt,  welche 
nicht  mit  der  Vornahme  dieser  oder  jener  einzelnen  Arbeits- 
leistungen,  sondern  bei  der  Leitung  oder  mit  Arbeiten,  die  sich 
auf  das  Ganze  beziehen,  beschäftigt  sind,  und  die  vermöge 
ihrer  höheren  Stellung  im  Betrieb  die  nothige  Bildung  und 
Uebersicht  haben,  um  den  Zusammenhang  zwischen  dem 
Eifer,  den  sie  dem  Geschäft  widmen,  und  der  Tantieme  am 
Gesciiälisgewinn,  die  ihnen  zufällt,  zu  begreifen,  da  ist  die 
eigentliche  iJomäne  der  Gewinnbetheiligung.  liier  kann  sie 
durch  kein  besseres  Lohusystem  ersetzt  werden,  wie  z.  B.  bei 
Prokuristen,  Disponenten,  Direktoren,  Technikern,  Ingenieuren, 
Kassirem,  Schriftführern  u.  s.  w. 

So  seist  unsere  Betrachtung,  dass  das  eigentliche  Gebiet 
der  Gewinnbetheiligung  dasjenige  ist,  auf  dem  sie  schon  längst 
zur  Anwendung  gekommen  ist ;  in  allen  Fällen  dagegen,  wo  sie 
mit  grosserer  Keklame  in  den  letzten  40  Jahren  neu  zur  An- 
wendung kam,  haben,  wenn  es  gilt,  grösseren  Flciss  zu  er- 


')  Amtliclie  Mittheihmu'Hii  aus  den  Jahresberichten  der  mit  Beauf- 
■icbtigUQg  der  Fabriken  betrauten  Beamten,  Jahrg.  1879  Bd.  II  S.  160. 


Digrtizeij  Ly  <jOOgle 


1S4 


VI.  2. 


zieleüy  irgend  ein  Akkordlohosystem,  wo  es  gilt,  grössere  Güte 
b«rbeiziiiohren|  GUteprttmieiiy  wo  es  gilt,  Erspaniisae  henror- 
stmifeii,  £rsparmwprftiiiien,  wo  es  gilt,  die  Arbeiter  au  das 
Geschttft  zu  tesselo,  Altersversorgungskassen  und  andere  ähn- 
liche sog.  Wohlfahrtseinrichtungen,  d.  h.  Einrichtungen,  die 
den  Arbeiter  bei  Lösung  des  Arbeitsverhältnisses  mit  Ver- 
losten bedrohen,  eine  weit  grössere  Wirksamkeit. 

Nur  •wo  man  es  mit  einor  Arbeiterbevölkerung  zu  thuQ 
halte,  die  geneigt  war,  steigende  Kenjunktureu  zu  Arbeitsein- 
stellungen zu  benutzen,  ura  Lohnerhuhungen  zu  erzielen,  bat 
die  Oewirinl>etheiligung  eine  eigenthümliche  Bedeutung  er- 
langt, indem  die  Firmen,  die  sie  einführten  und  damit  den  Ar- 
beitern eine  mit  steigender  Komanktur  steigende  Einnahme 
gaben,  von  Arbeitseinstellungen  vei  blieben.  Aber  auch  diese 
Bedeutung  ist  keine  allgemeine,  indem  in  einer  Anzahl  von 
Fällen  in  England  die  auf  Gkwerkvereine  gegründete  Organi- 
sation in  Schieds-  und  Einigungskammern,  TermöiBie  welcher 
den  Arbeitern  diese  Steigerungen  unmittelbar  und  unabhängig 
von  allen  sonstigen  Zufallen  des  Geschäfts  zukommen,  die 
Ober}] and  Uber  die  Gewinnbetheiligung  erlangt  hat,  nicht  aber 
umgekehrt. 

Gesamiutergebniss. 

Rekapituliren  wir  nun  in  wenigen  Sätzen  die  Haupter- 

gebnisse  sowohl  der  in  der  Landwirüischaft^  als  auch  der  im 
bewerbe  und  Handel  mit  der  Gewinnbetheiligung  bisher  ge- 
machten Erfahrungen. 

1.  Nirgends  tritt  die  Gewinnbetheiligung  uns  als  eine 
neue  oder  eigenthiimliche  Unternehmuntr^foi m  ent^regen;  überall 
nur  als  ein  besonderes  Lohnsystem,  das  nnt  je  l  Aeder  Unter- 
nehmungst'orm  verknüpft  werden  kann ,  luid  zwar  als  ein 
Lohnsystem  von  aristokratischem  Gepia^e,  indem  fast  durch- 
weg nur  die  besten  Arbeiter  desselben  theilhaitig  werden. 

2.  Auch  als  Lohnsystem  hat  die  Gewinnbetheiligung 
sich  nur  da  bewährt,  wo  die  Arbeiter  einen  mehr  oder  we- 
niger grossen  Einfluss  auf  das  Gedeihen  eines  Geschäfts  haben; 
wo  dagegen  eine  ausserordentliche  Geschicklichkeit  der  Lei- 
tung oder  Schwankungen  der  Konjunktur  für  das  Gelingen 
der  Unternehmung  nahezu  alles  sind,  haben  die  Gewinnbe- 
theiiigungsversuche.  als  wirkungslos,  sich  nicht  halten  können. 

H.  Als  erfolpi  h»'s  Lohnsystera  zeigte  sich  die  Gewinn- 
betheiligung unter  den  eben  genannten  Umständen,  insofern  sie 
zu  einer  Steigerung  der  Qualität  der  Arlieitsleistung  oder  zu 
einer  Mehrung  ihrer  Menge  oder  dahin  lührte,  dem  Arbeit- 
geber die  regelmässige  und  dauernde  Verfügung  über  willige 
Arb^tskräftO;  welche  sonst  in  Frage  gestellt  gewesen  wäre,  zu 
sichern« 
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4.  AU  Lohnsystem  wird  die  Gewinnbeiljeiligung  an 
Wirksamkeit  übertroffen  in  der  Erzielung  einer  Steigerung 
der  Grösse  der  Arben^leislungen  durch  die  verschiedeiieu  Sy- 
steme der  Akkordlöhnung ,  in  der  Erzielung  grosserer  Güte 
der  Leistnngen  durch  GilteprftmieDi  in  der  £r«elune  von  Ma- 
terialersparnlisen  durch  rlrBfNtxiiiBBprftinien,  wo  diese  ver- 
schiedenen Systeme  technisch  anwendbar  sind.  Die  Herbei- 
führung eines  regelmässigen  Werkstättenbesucbes  lässt  sieb 
ebensogut  y  wenn  nicht  besser,  durch  festgelegte  Graiiükit- 
tionen  als  durch  Gewinnhetheiligung  erreichen.  Betreffs  der 
Sicherung  der  gewünschten  Arbeitorzahl  hat  die  einfache  Oe- 
winnbetheiligung  Erfolg  nur  in  rliK  m  ganz  vereinzelten  Fall 
aufzuweisen,  in  dem  der  Bonus  sehr  hoch  war.  Im  übrigen 
vermochte  die  Gewinnbetheiligung  auch  diesen  iMiolg  nur 
zu  erreichen  durch  Festlegung  des  den  Arbeitern  zugetheilten 
Bonus  in  sog.  Wc^lfabrtseinnehtUD^en,  die  mit  dem  Geschäft 
▼erknüpft  wurden.  Ueberall  hat  sich  gezeigt,  dass  diese  an 
sich  dasselbe  Resultat  auch  ohne  Gewinnbetheiligung  zu  er* 
sielen  vermochten.  Nur  wo  diese  verschiedenen  tbeils  inten- 
siver, theils  gleichartig  wirkenden  Lohnsysteme  aus  technischen 
Gründen  nicht  anwendbar  sind,  erscheint  die  Qewinnbetheili- 
gung  als  zweckmässig. 

o.  Wo  die  Gewinnbetheiiigung  Erfolge  in  einer  der  eben 
gedachten  Richtungen  erzielt  hat,  waren  die  Erfolge  in  Erzie- 
lung grösserer  Menge  und  Güte  der  Leistungen  um  so  grösser, 
je  uiiiuiticibarer  den  Arbeitern  der  zugetheilte  Bonus  zur  Ver- 
fügung gestellt  wurde,  die  Erfolge  in  &zielang  einer  grösseren 
Stetigkeit  und  Gefögigkeit  der  Arbeiter  dag^en  waren  um  so 
bedeutender,  je  schwieriger  es  den  Arbeitern  gemacht  wurde, 
den  zuget heilten  Gewinnantheil  zu  realisiren. 

6.  Wo  Lohnstreitigkeiten  und  im  Gefolge  derselben  Arbeits- 
einstellungen häufig  sind»  hat  sich  die  Gewinnbetheiiigung  oft 
al«  Mittel  bewährt,  um  durch  die  von  ihr  verur^Rolitc,  mit  der 
Besserung  der  Konjunktur  Hand  in  Hand  gehende  ISteigerung 
der  Einnahmen  der  Arb»  iter  diese  Missstände  zu  vermeiden» 
wo  nicht,  wie  in  England,  die  Arbeiter  auch  hier  der  auf 
Gewerkvereine  beider  Parteien  gegniudcten  Organisation  in 
8chieds-  und  Einigungskammern,  die  ihnen  diese  Steigerung 
unmittelbar  durch  Lohnerhöhungen  zu  gute  kommen  lässt,  den 
Vorzug  gaben. 

7  Nirgends  hat  die  Gewinnbetheiiigung  sich  ßlhi^  gezeigt, 
die  Arbeiter  von  der  Theilnahme  an  grossen  sozialen  Be- 
wegungen, in  denen  die  Arbeiterwelt  jeweilig  ihr  Heil  sah, 

abziihiuten.  Wo  immer  sie  zu  Versuchen  in  aieser  Richtung 
führte,  sind  dieselben  zuBanimengebrochpn. 

8.  Als  einziges  Gebiet,  auf  dem  die  Gewinnbetheiiigung 
als  Lohnsvstem  vor  allen  andern  den  Vorzug  verdient,  haben 
sich  die  Fälle  gezeigt,  in  denen  sich  das  Verhalten  der  ge- 
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wmnbetheiligten  Arbeiter  weniger  für  das  Gelingen  dieser  oder 
jener  Arbeitsleistung  als  für  das  Ganze  nach  jeder  Richtung 

nin  von  durchschlagender  Bedeutung  zeigt  und  andererseits 
die  Arbeiter  entweder  die  Bildung  haben  (wie  bei  den  höheren 
Angestellten  eines  Geschäfts)  oder  nach  der  Natur  des  Geschäfts 
leicht  erkennen  (wie  beim  Seefischfang),  dass  ihr  Verhalten 

in  engem  Zusammenhang  mit  der  Steigerung  ihrer  Einnahmen 

durch  das  Gelingen  des  Unternehmens  stehe:  also  in  den  Fällen, 
in  denen  sie^  man  möchte  beinahe  sagen,  von  jeher  in  Au* 
Wendung  kam. 

Das  Ergebuiss  ist  demnach,  dass  die  UewiuubetluMlii^unp; 
nur  da  anwendbar  ist,  wo  die  Arbeiter  überhaupt  einen  ent- 
sprechend* n  l'dnflusfi  auf  die  Gestaltung  des  Geschäftsertrages 
besitzen  uiid  ein  anderes,  au  .sicii  zweckmäjisigeres  Lohnsystem 
nicht  möglich  ist,  also  abgesehen  von  jenen  Fällen,  in  denen 
sie  von  Arbeitseinstellungen  abzuhalten  vermochte,  insbesondere 
in  eben  den  letzterwähnten  fllllen,  in  denen  sie  fast  zu  etwas 
Selbstverständlichem  geworden  ist. 
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Dritter  TheiL 
Die  theoretische  Berechtigung  der  Oewinnbetheilignng 


Die  bisherige  UDteranchiuig  über  die  praktische  Anwend- 
iMurkeit  der  Gewinnbetheiligung  fahrt  mit  Leichtigkeit  aur 
Beantwortung  auch  der  Frage  nach  ihrer  theoretischen  Be* 
rechtigung.  Denn  mit  der  Darlegung,  dass  die  Gewinn- 
betheiugnng  unter  Umständen  mit  Lrfoig  angewendet  werden 
kann^  und  mit  Feststellung  der  Grenzen,  innerhalb  deren  dies 
der  Fall  ist^  ist  auch  über  das  Ob  und  das  Maass  ihrer  Be- 
rechtigung entschieden. 

Es  }>odiirftp  sonach  kaum  noch  einer  hesonderen  Dar- 
le^uii^^ ,  ob  und  wie  die  Gewinnbetheiligung  sich  auch  theo- 
retiscii  rechtfertigen  lasse,  gälte  es  nicht,  einerseits  den  vagen 
Vorstellungen  derer  entgegenzutreten ,  welche  im  Namen  aer 
Gerechtigkeit  die  £ini1inrung  der  Gewinnbetheiligung  In  alle 
Unternehmungen  fordern,  andererseits  diejenigen  zu  bekftmpfen, 
welche,  ebenso  extrem,  die  Berechtigung  einer  Gewinnbethel- 
ligunff  yöUlg  aurÜckweisen. 

ßrtifen  wir  zuerst  die  Anscliauung  derjenigen,  welche  der 
Gewinnbethellifrung  die  Vorherrschaft  im  zukünftigen  Erwerbs- 
leben prophezeien  unrl   dieseHM*  herbeizuiühren  bestrebt  sind. 

Zu  innen  gehört  vor  allem  eine  grosse  Anzahl  tranzii- 
sischer  Schriftsteller,  Geschüftsleute  tu)«l  Politiker.  Bereits  in 
dem  ersten  Theile  diefer  Arbeit  w  uidc  witderholt  der  gefühl- 
vollen und  energischen  rroj>aganda  der  pariser  bociet^  de  la 
pardcipation  ans  b^n^ces  gedacht.  £8  bleibt  hier  noch 
nerroranheben I  dass  die  Gewinnbetheiligung  da,  wo  sie  ein- 
gefllhrt  ist,  zwar  regelmftssig  als  blosses  Geschenk  (lib^ralit^) 
und  als  j  u  r  i  s  t  i  s  c  n  unveroindllch  anerkannt  wird  —  nur 
In  wenigen  Fällen  besteht  eine  vertragsrnfissi^e  Verpflichtung 
der  Geschäftsinhaber,  Gewinnantheile  zu  gewähren  — ,  dass 
aber,  wo  es  sich  um  die  Propaganda  handelt^  die  Mitglieder 
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besagter  GeselJschalt  nicht  etwa  aus  praktischen  Gründen  für 
ihre  Forderung  eintreten,  sonclera  bie  ohne  weiteres  einen 
Akt  der  Gerechtigkeit  nennen.  Aach  beruhen  auf  dieser 
Voretellung  die  Petitionen^  welche  sie  an  die  üranzöeische  Ke* 
gierung  gerichtet  haben*).  Ferner  wurde  oben  (S.  43)  be- 
reits erwähnt,  dass  der  pariser  Munizipalrath  in  Ueberein- 
Stimmung  mit  besagtem  Verein  die  Gewinnbeth^üigung  nicht 
nur  als  eine  Forderung  der  Moral  anerkannt,  sondern  der 
Verwirklichung  dieser  Forderung  auch  dadurch  Vorschub  zu 
leisten  versucht  hat,  dass  er  bei  Submissionen  städtischer  Ar- 
beilen denjenigen  Vergünstiguugen  ertlieilt,  wekh(  sich  zur 
Gewinnbetheiiigung  ihrer  Arbeuur  vti  pÜichteu  -).  Und  ähn- 
lich sind  nicht  nur  französische  Deputirte,  sondern  sogar  ein 
Minister  des  Innern,  dieser  in  einer  offiziellen  Rede,  zu 
Gunsten  der  Gewinnbetheiligung  aufgetreten*). 

Verwandt  mit  diesen  franadsischen  Bestrebungen  sind  die- 
jenigen, weiche  in  Deutschland  in  der  Soziai-Korrespondena 
und  im  Arbeiterfreund  mehrfach  zum  Ausdruck  gelangt  sind 
Diese  fordern  dasselbe,  nur  nicht  im  Namen  der  Gerechtigkeit, 
sondern  des  sozialen  Fortschritts. 

Fragt  man  nach  den  Gedanken,  wcl(  ho  diesen  Postulaten 
zu  Grunde  iiegen,  so  stösst  man  alientljalben  auf  irrige  Vor- 
stellungen von  dem  Begriff  der  Pruduktivität  und  dem  Her- 
gange des  Produzirens  in  der  heutigen  Organisation  der 
Volks wirtlischaft.  Insbesondere  trifft  man  viehach  auf  die 
Irrlehre,  welche  seit  Ricardo  sowohl  eine  grosse  Anzahl  Ton 
Oekonomisten  als  auch  sämmtliche  SoaiaÜsten  beherrscht  hat: 
die  Vorstellung  von  der  Arbeit  als  dem  Werth-schaffenden 
Produktionsfaktor;  und  huldigt  man  dieser  Auttassung,  dasa 
es  die  Arbeiter  seien,  welche  den  Mehrwerth  des  Produkta 
über  die  Kosten  schüfen,  dann  ist  es  in  der  That  nur  eine 
geringe  Abfindung,  wenn  man  für  sie  einen  Antheil  am  ünter- 
nehmergewinn  verlangt.  Andere  aber,  deren  Auffassung  der 
Arbeit  nicht  so  weit  geht,  dass  sie  in  ihr  den  alleinigen  Pro- 
duktionsfaktor sehen,  sondern  die  in  derselben  nur  einen  Pro- 
duktion^iaktor  neben  anderen  erblicken,  verlangen  ebenfalls 


^)  Vgl.  oben  ä.  2  Aum.:  femei  Ecouomiste  hmoeais  du  11  juillet 
1885  S.  44. 

-)  Vgl.  auch  Bulletin  de  la  participation  aus  bcnofices  1881  S.  208 
bis  210.  214  f.,  <  s  20-  28.  1S«3  S.  1-87.  94  f. 

^)  M.  Block  iu  \Vu»t»  Yierteljahrsschritt  22.  Jahrg.  Bd.  4.  Vgl.  auch 
BuUetm  de  Is  participation  atix  Mntfees  IbbO  S.  127—140. 

*}  So  wurde  in  der  Sos.-Koiie8p.  1888  Nr.  49  die  Aufnahme  eines 
Paragraphen  in  die  Aktiennovelle  von  «gefordert,  welcher  darauf 

abzielt«,  für  Aktienvereine  die  Gewinn bctliciUgune  der  Arbeiter  obliga- 
torweb  ra  nacben.  ÜKeser  Vonchlag  wurde  noäi  wiederholt  in  dem- 
8elben  blatte  vi  rfochten,  Jahrg.  lbS4  Nr.  2,  Nr.  8,  Nr.  21.  Im  Arbeiter- 
freund  von  löbiJ  8.  493  ff.  empfahl  nr»lini.'rt  den  zuerst  erwähnten  Ar- 
tikel der  Sozial* Korrespondeii/..    \  gJ.  auch  Arbeiterfreund  \bü4. 
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fiir  5ie  einen  ihrer  Mitwirkung  bei  HersteiiliDg  des  Produkts 
entsprecheodea  Antheil  an  dem  Gewiune. 

Aber  sind  es  in  der  That  die  Arbeiter,  weiche  das  Prü- 
dukt.  diircii  fleä&en  Verkauf  dem  Arbeitgeber  der  Gewinn 
zußlllt,  ganz  oder  theilweise  herstellen? 

Die  Beantwortung  dieser  Fra^e  erheischt  ein  kurzes 
Eingeben  auf  die  heutige  Organisation  der  Volkswirthschaft. 

Sehen  wir  gana  davon  ab,  was  uniere  Volkswirthschaft  in 
d^  Vergangenheit  war,  oder  was  sie  in  Zukunft  vielleicht  sein 
wird»  fassen  wir  nnr  das  ins  Auge,  was  sie  heute  thatBächlich 
ist,  so  mflssen  wir  sie  bezeichnen  als  „eine  »Summe  auf  der 
persönlichen  Freiheit  und  dem  £igenthum  beruhender  öonder- 
wirthschaften  vnn  Volksgenossen,  7a\  einem  Ganzen  verbunden 
durch  gewisse  fi^eiiit  insame  historische  Grundbedingungen  und 
durch  Arbeitstiieilung  und  Tausch  M". 

Es  giebt  also  zwei  Arten  von  Bindemitteln,  welche  heute 
die  iunerhalb  eines  Volkes  bestehenden  JSouderwirtiischaften 
sowohl  der  physischen  als  auch  der  juristischen  Personen  zu 
einem  Qanaen  vereinen: 

1.  die  £inheit  der  konkreten  OrundbedingungeD,  welche, 
wie  Territorium,  Rasse  und  KationaUtät,  Staat,  Kulturstufe,  Ar- 
beitskraft, Vermögen,  Geld-  und  Kreditorganisation,  die  Son- 
derwirthschaften  innerhalb  eines  Volkes  im  Gegensatz  zu  den 
SonderwirthRchaften  der  Angehörigen  anderer  Völker  beein- 
dussen  —  und 

2.  die  Thatsache,  welche  das  gair/e  wirthschaitliche  Le- 
ben der  Gegenwart  in  allen  seinen  Kinzcllieiten  beherrscht  und 
mehr  als  alles  Andere  seinen  Charakter  und  seine  Eutwicke- 
lung  bestimmt:  die  gesellschaftliche  Oiganisation  der  Voiks- 
wirthschaft  durch  Arbeitstheilnng  und  lausch. 

Den  £influss  jener  gemeinsamen  konkreten  Gkiindhedin- 
^ngen  lassen  wir  hier  nnerörtert,  da  er  uns  zunächst  nicht 
berührt  Wenn  wir  aber  die  heutige  Volkswirthschaft  be- 
zeichnen als  einegesellschaftliche  Wirthschaftsorganisation  durch 
Arbeitstheilunp:  nnd  Tausch  auf  Grundlage  von  Freiheit  und 
£igenthum,  so  ist  damit  gesagt : 

1.  „Jedweder  wirthschafteiidi  ii  Person  gehört  heute  die 
Nutzung  ihrer  ArheirskiaiL;  es  giebt  keinerlei  rechtliche  Schran- 
ken zu  Gunsten  Anderer,  welche  sie  in  der  bestmöglichen  Ver- 
werthung  dereelben  im  Austausch  behindern.  Eine  jede  der 
Aneignung  physisch  ÜÜiige  Sache  steht  sowohl  seihst  als  auch 
wss  uren  Werthauwachs  angeht  im  Eigenthum  einer  Sonder- 
wirthschaft  sei  es  einer  physischen  sei  es  einer  juristischen  Per- 
son, wie  auch  ihr  Untergang  und  ihre  Werthminderang  eine 
Sonderwirthschaft  triiü/ 


1)  Birentano,  Druckbogen  zur  VOTlesaug  über  AUgemeiiis  National* 
dkonomie»  Sommer  1885  &  1. 
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2.  „Ein  jeder  Arbeiter  oder  Eigcnihümer,  oder  Jeder,  der 
beides  zusamraen  ist,  kurzum  Jedweder,  der  eine  selbstjUidige 
^Virtll8chaft  führt  —  sei  es  uuu  eine  physische  oder  juriali- 
sche  Person  benutzt  das  oder  die  ihm  zur  Verfügung  sto- 
Lenden  Produktionseiemente,  um  nur  eine  oder  wenige  Arten 
von  Gütern  denen  darsulueten,  welche  ihm  dafür  die  Gäter^ 
die  er  bedarf,  hinzugeben  bereit  sind*** 

3.  „In  Folge  dessen  hängen,  was  die  Arten  der  Guter  • 
betrifft ,  welche  eine  jede  Sonaerwirthschaft  sur  Befriedigung 
ihrer  Bedürfnisse  erhäh,  dieselben  heute  nicht  von  ihr  selbst 
ab;  viehnehr  ist  ein  Jeder  für  die  I^efriedi^ung  seiner  Bedurf- 
nisse davon  abhängig,  dass  die  Gesammtiieit  der  Uebrigeu  ihm 
die  Güter,  die  er  begehrt,  liefere.  Ebenso  hängt  jede  iSonder- 
wirthschaft  hinsichtiieh  der  Güteniieiige,  die  ihr  zur  Verfügung 
steht,  nicht  bioä  davon  ab,  wie  viel  sie  selbst  herstellt,  sou* 
dem  nicht  minder,  wie  sehr  das  von  ihr  Hei^alellte  dem  Be- 
dürfnisse der  Anderen  entapricht  und  diese  ihr  dafUr  au  geben 
geneigt  sind^).^ 

ha  war  nöthig,  diesen  Grundcharakter  der  heutigen  Wirth* 
Schaft  80  nachdrücklich  zu  betonen ;  denn,  wie  wir  sehen  wer- 
den, in  dieser  Organisation  der  Volkswirthschaft  ist  es  weder 
die  Arbeit,  die  produzii%  noch  ist  es  der  Produzent,  weicher 
den  Werth  schafft. 

Um  dad  erstere  zu  zeigen,  gilt  es  vor  allem,  den  Begriff 
des  Produzireus  in  der  heutigen  VVirthschaftsorgauisation  fest- 
zudteileu. 

Schon  Hermann*)  bat  betont,  dasa  in  der  heutigen  Wirth* 
schaftsorf^anisation  keineswegs  jede  Zunahme  der  Güter  der 
Sonderwirthschafbn  auf  Produktion  beruhe.  Er  unterschied 
von  der  Produktion  oder  der  Herstellung  neuer  Erieugnisse: 
die  Okkupation,  den  unentgeltlichen  Gütcrempfang  von  Ande- 
ren und  die  Wertherhöhung  von  Vennögensbestandthciien, 
welche  in  einer  f]:a!izen  Art  bereits  vorhandener  Güter  zu- 
L'leich  uiul  zwar  zum  \  ortheil  aller  Besitzer  dieser  Güterart, 
beibst  olnit  ihr  Zuüiun,  stattfindet.  Au  diesen  J>i.griff  der 
AVertherhohuii^  schliesst  sich,  wie  Brentano  hervorhebt,  aufs 
engste  der  Begriff  der  »Spekulation.  „Dieselbe  besteht  in  der 
Ei^erbung  des  Eigcntlmmsrechts  an  Gütern  in  der  Hoffnung, 
durch  eine  Wertherhöhung  derselben  Gewinn  au  atehen')/ 

Will  man  nun  im  Gegensata  au  den  eben  genannten  Ai^ 
ten  der  Güteraunahme  den  Begriff  der  Produktion  klarstellen, 
60  muss  man,  wie  schon  Miil^)  bemerkt  hat,  vor  allem  den 
Fehler  vermeiden,  unter  der  Herstellung  neuer  Erzeugnisse 


Brentano,  Druckbogen  8.  2  u.  3. 
')  Hermann,  StaatBwnrthschaftliche  Untersuchungen,  2.  Aufl.  Män- 
elisn  1870,  S.  129  ff.  599  ff. 

■)  Brentano,  Druckbo^'Pii  S.  4. 

*)  John  bniart  Mill,  Pülitical  Ecouuni^  IM.  I  1  §  2. 
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die  Herstellune:  derselben  aus  Nichts  zu  verstehen.  Dies  wäre 
Erschaiiiuig.  Das,  was  durch  die  Produktion  hervorgebracht 
wird,  ist  niemals  der  6toff,  aus  dem  die  Erzeugnisse  bestehen. 
Die  geaaminte  Arbeit  aller  Menschen  ist  nicht  im  Stande,  den 
allergeringsten  Theil  eines  Stoffes  hervorsnbringen.  Die  Men«^ 
sehen  thun  weiter  nichts  und  können  weiter  nichts  thnn,  als 
StoflEe  in  Bewegung  setsen,  als  einen  Stoff  dem  anderen  nahe- 
bringen utid  ihn  davon  entfernen.  Alle  Produktion  besteht 
nnr  in  der  einen  Verrichtunp; ,  Stoffe  in  die  rechte  Lnge  zu 
bringen,  so  (la>s  die  ihnen  beiwohnenden  eigenthümlichen 
Kräfte,  gowie  die  bei  anderen  Naturp:ej?en9tänden  sich  vorfin- 
denden Kräfte  auf  sie  einwirken  können.  Indem  die  Menschen 
dies  thun,  können  sie  es  dahin  bringen,  dass  bereits  vorhan- 
dener Stoff  Eigenschaften  annimmt,  wodurch  er  iür  sie  nütz- 
lieh wird,  während  er  vordem  für  sie  nutzlos  gewesen. 

Statt  in  der  Schaffung  von  Stoffen  besteht  die  Produktion 
also  in  der  Verwirklichung  eines  Gedankens  der  Brauchbar* 
keit  in  dem  bereits  yorhandenen  Stoff,  wodurch  dieser  einem 
Bedürfnisse  in  höherem  Maasse  dienstbar  gemacht  werden  soll, 
als  er  es  vorher  war.  Mit  anderen  Worten :  Produktion  ist 
die  auf  die  Anpassung  p:e wisser  vorhandener 
Kiemente  an  die  Befriedigung  von  Bedurfnissen 
gerichtete  Thätigkeit. 

Welches  aber  sind  diese  Pruduktionselemente  und  wer  ist 
es,  der  produzirt? 

Von  Verschiedenen  werden  Natur ,  Kapital,  Arbeit  und 
der  Staat  entweder  alle  xusaromen  oder  nur  das  Eine  oder 
Andere  der  Genannten  als  Pruduktionsfaktoren  beseichnet. 
Dabei  wird  dann  das  Wort  Produktionsfaktor  so  verstanden, 
als  ob  die  Genannten  es  seien .  von  denen  die  produktive 
Thätigkeit  ausgehe.  Und  bej^reifiicher  Weise  haben  sich 
daran  allerlei  unfruchtbare  Kontrov^rf^nn  rrr^nüpft,  indem 
})ald  dem  Einen ,  bald  dem  Anderen  der  Ueuanuten  die  pro- 
duktive Tliätigkeit  abgesprochen  wurde. 

Und  in  der  That,  gehen  wir  von  dem  Pruduktionsbe^riff 
aus,  zu  dem  wir  in  dem  Vorstehenden  gelaugt  sind,  so  mUsäeu 
wir  sagen:  weder  Katar ^  noch  Kapital,  noch  der  Staat  — 
wo  er  nicht  selbst  Unternehmer  ist  —  produsiren,  d.  h.  passen 
selbst  ihre  Gaben,  Eigenschaften  und  Nutaungen  an  die  mensch- 
lichen Bedürfnisse  an.  Und  ebenso  ist  es,  wie  Brentano  be- 
reits 1878  ausgeführt  hatM,  auch  die  Arbeit  an  sich  nichti  die 
produzirt,  d.  h.  Gedanken  der  Brauchbarkeit  in  Anpassung  an 
ein  vorhandenes  Bedtirfniss  verwirklicht,  und  toltrlirh  ist  eg 
insbesondere  ganz  talseh  zu  «a^ren,  dass  der  Tauachwerth  der 
Erzeugnisse  im  Verhäitmös  stehe  zu  der  auf  ihre  Herstellung 


')  Vgl.  Brentano  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebuug,  Verwaltung  und 
VolkswirthBchaft  im  Deutschen  Keich  2.  Jahrg.      569  ff. 
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verwandten  gesellschaftlichen  Arbeitszeit.  „Die  Arbeit  an  sich 
vermag  nur  teclinische  Resultate  zu  schaffen,  keine  wirth- 
schaftlichen.  Der  jpj-eis  eines  Krzeugnisscs  und  damit  aein 
Tauschwerth  —  d.  h.  die  Bedeutung,  welche  ihm  beigelegt  wird 
tür  den  Zweck,  einen  Preis  zu  erlangen  —  wird  aber  nicht 
durch  die  Kosten  bedingt,  die  aui  seine  Herstellung  verwendet 
wurden,  sondern  durch  da.s  Manas,  in  dem  es  dem  vorhandeiicu 
konkreten  Bedürfnisse  entspricht.  Die  Thatsache,  ob  ein  Er- 
^euguiss  wirthschaftliches  Gut  ist,  und  das  Maasä,  in  dem  es 
Gut  ist,  ob  es  Tausch werth  hat  and  wie  gross  dieser  Taosch- 
werth  ist,  hSiigt  «Ito  nicht  ab  von  dem  Quantum  Arbettsaelt, 
die  auf  seine  Herstellung  verwendet  wurde  |  sondern  davon, 
dass  die  Arbeitsseit  auf  die  Herstellung  des  richtigen  Er- 
zeugnisses verwendet  wurde.  Sonach  ist  die  blosse  Verwen* 
dung  von  Arbeitszeit  an  sich  ebenso  unf]&hig,  zu  produzlreui 
d.  h.  vorhandene  Elemente  den  vorhandenen  Bedürfoiisen 
dienstbar  zu  machen ^  wie  Natur,  Kapital  und  die  Nutaungen 
der  staatlichen  Ordnung.  Die  Arbeit  an  sich  ist  ebenso  un- 
produktiv, M'ie  diese  letzteren." 

^Der  Faktor,  welcher  produzirt,  ist  vielmehr  einzifr  und 
allein  der  menschliclje  Geist,  durch  dessen  Verstandestiiiitig- 
keit  und  Willen  alle  oder  mehrere  Produktionselemente  ver- 
eint einem  vuihandenen  koukieten  Bcdüiinisse  in  h  öherem 
Maa^se  dienstbar  gemacht  und  zu  seiner  Befriedigung  darge- 
boten werden  Natur,  Kapital  und  Arbeit  suid  ebenso  wie 
die  Nutzungen  der  staatlichen  Ordnung  und  wie  alle  übri- 
gen oben  genannten  konkreten  Grundbeoiogun^n  der  Volks- 
wirtfaschan  l&r  sich  allein  nicht  produktiv ,  sie  sind  nur  die 
produktionselemente,  deren  der  menschliche  Geiit  bei  seiner 
produktiven  Thfttigkeit  sich  bedient. 

Die  Person  aber,  deren  Verstandesthätigkeit  und  Wille 
die  Produktionselemente  einem  vorhandenen  Bedürfnisse  dtenst* 
bar  machen,  mit  anderen  Worten:  die  Person,  welche  produ- 
zirt  und  bestimmt,  was  produzirt  wird,  heisst  Unternehmer« 
„Er  ist  es,  welcher  die  Funktionen  erfüllt,  die  erfüllt  werden 
müssen,  wenn  produzirt  werden  soll.  Diese  Funktionen  aber 
sind:  —  1.  Der  Produzent  muas,  um  zu  produziren,  das  Ver- 
tiigungörecht  über  das  oder  die  Produktionselemente.  die  der 
Bedürfnisabefriedigung  dienstbar  gemacht  werden  sollen,  selb- 
ständig besitzen  oder  kontraktlich  erworben  haben.  —  2.  Er 
muss  diesem  oder  diesen  Produktionselementen  die  Bestimmung 
geben  ,  einem  gewissen  konkreten  Bedürfnisse  zu  dienen.  — 
3.  Er  muss  durch  Uebemahnie  von  Gewinn  und  Verlust  der 
Produktion  die  Verantwortung  tra^n  daför,  dass  das  oder 
die  Produktionselemente  in      Beetmimung,  die  er  ihnen  giefat^ 
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dem  vorhandenen  Bedürfnisse  mindefttena  ebensosehr  ent* 
sprechen,  wie  vor  dieser  Vrrfnpfinig.'^ 

..Dieses  sind  die  drei  Funktiouen  des  Frodir/enten ;  dieses 
die  drei  Funktionen,  mit  deren  Vorhandensein  der  Begrifi  des 
Unternehmers  verknüpft  ist.  Diese  drei  Funktionen  können 
aber  nicht  bioa  von  pli^  äiöclieu,  sondern  ebenso  von  juristi- 
schen Personen  erfüllt  werden.  Auch  juristische  Personen 
können  Unternehmer  sein*).*^ 

Sehen  wir  somit,  daas  es  nicht  die  Arbeit  an  sich,  son- 
dern der  Unternehmer,  durch  dessen  Verstandesthättgkeit  und 
Wille  die  genannten  drei  Funktionen  erßllJt  werden,  ist,  wel- 
cher produzirt,  so  ist  damit  doch  keineswegs  gesagt,  dass  es 
der  Üüternelinier  sei,  welcher  den  Werth  -schafft.  Denn 
ebenso  wt!  Iii  tij,  wie  Produziren  gleich  Schatten  von  ÖtofF, 
ebensowt  niir  ist  es  gleich  SchaÜeu  von  Gütern  oder  Schaffen 
von  Tausciiwerth  *). 

Unter  Gut  ist  nämlich  nicht  das  zu  verstehen,  was  wirk- 
lich geeignet  ist,  ein  Bedürfniss  za  befriedigen.  Talismane  und 
Reliquien  z.  B.  werden  von  Vielen  als  grosse  Güter  geschätzt, 
olme  dass  ihnen  die  Eigenschaften,  die  ihnen  beigelegt  werden, 
wirklich  zukommen.  Out  ist  vielmehr  Alles,  was  der  Mensch 
für  geeignet  hält,  einem  Bedürfniss  zu  dienen.  Werth  ist 
die  Bedeutung,  die  einem  Gute  iiir  die  Bedürtnissbefriedigung 
beigele f;t  wird,  also  das  Maass,  in  dem  etwas  Gut  ist, 
Tausclnverth  ist  die  Bedeutung,  die  einem  Oute  beifrelcf^t 
wird  mit  Kücksicht  auf  seine  Fähigkeit,  andere  Güter  •  iiizu- 
tauschen,  d.  h.  einen  Preis  zu  erzielen.  Indem  der  Produzent 
einen  Gedanken  in  einem  Stoffe  verwirklicht,  um  diesen 
einem  Bedürfnisse  in  höherem  Maasse  dienstbar  zu  machen, 
ist  —  es  ist  dies,  worauf  schon  oben  (S.  139  f.)  vorbereitst 
wurde,  eine  Folge  unserer  durch  Arbeitstheilune  und  Tausch 
bewirkten  gesellschaftlichen  Organisation  der  Volkswirthschaft 
—  also  noch  nicht  gesagt,  dass  er  das  Ziel  erreicht;  dazu  ist 
ferner  nötfaig,  dass  sein  Gedanke  von  Brauchbarkeit  von  den. 
Menschen  anerkannt  werde.  Ob  dies  der  Fall  ist,  ob  sein 
Produkt  wirklich  Gut  ist,  und  in  welchem  Maasse  es  Gut  ist, 
hängt  also  davon  ab,  ob  und  in  welchem  Maasse  die  Men- 
schen ein  Bedürfniss  nach  seinem  Produkte  empfinden,  und 
dies  wird  nicht  durch  die  Eigenschaften  seines  Produktes 
bedingt,  äondeia  durch  die  Verhältnisse,  unter  denen  das,  was 
er  bietet,  den  Menschen  ^egenübertritt.  Die  Fähigkeit,  an- 
dere Guter  einzutauschen,  die  einem  Oute  beigelegt  wird,  oder 
ssin  Tauschwerth  hängt  ab  von  den  Beetimmungsgründen  des 
Pireises'). 

„Also :  der  Produzent  schafft  nicht  Güter  oder  Werthe, 
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boiidern  Produkte  j  eine  Tabaksmanuiaktur  nicht  Güter  oder 
Werthe^  sondern  Zigarren;   ab  diese  ab  Out  anerkannt 
werden  und  das  Maass,  in  dem  sie  als  Gut  anerkannt 
werden,  d.  h.  ihr  Werth,  wird  bedingt  durch  die  Verbältnisse« 
unter  deueu  die  Zigarren  den  Menschen  dargeboten  werden. 
„Ob  ein  Produkt  Gut  ist  und  wie  eross  sein  Werth  ist,  wird 
in  der  heutigen  Or<:;;anisation  der  Volkswirthschaft  also  nicht 
durch  die  Produzenten,  die  Unternehmer,  bestimmt,  sondern 
durch  die  Umstände  (Konjunktur),  die  das  Verhäitniss  der 
in  Frage  stehenden  Sache  oder  der  in  Frage  stehenden  Nutzung 
von  Arbeitskratt  oder  V^ermögen  zu  den  Beduri'nissen  der 
JMenbcheu  beätimmen 

Wenn  aber  der  Unternehmer  auch  nicht  den  Werth  schafft, 
so  ist  er  es  doch,  von  dem  es  wesentlich  abhftngt,  ob  dem, 
was  er  den  übrigen  Sonderwirthschaften  bietet ,  von  diesen 
eine  höhere  Bedeutung  für  die  Befriedigung  ilirer  Bedürfhisse 
betgelegt  wird  als  den  Elementen,  aus  denen  es  besteht,  vor 
:ieinem  Angebot;  mit  andern  Worten:  zu  den  Umständen, 
welclie  das  VerliJiltfiiss  eines  Produkts  zu  den  Bedürfnissen  der 
Menschen  oder  seinen  Werth  bestimmen,  gehört  auch  die 
Thätigkeit  seines  Erzeugers,  des  Unternehmers.  Denn  er  ist 
es,  welcher  den  Produktionselementen,  wie  wir  sahen,  die  Be- 
stimmung giebt,  einem  beötimmten  konkreten  Bedürfnisse  zu 
dienen,  und  das  Produkt  zu  dessen  Befriedigung  darbietet 

Je  vollkommener  der  Unternehmer  diese  seine  Funktion 
erfüllt,  d.  h.  je  mehr  die  BestUnmung,  welche  »  den  ihm  ver- 
fügbaren Produktionselementen  giebt ,  den  in  der  Volkswirth- 
schaft vorhandenen  konkreten  Bedürfnissen  entgegenkommt 
um  so  mehr  übertrifft  das,  was  er  bietet,  die  einzelnen  Pro- 
duktionselemente ,  aus  denen  es  besteht,  an  konkretem  Ge- 
brauchs wer  th :  um  so  grosser  der  Ueberschuss  des  Preises  des 
Produkts  über  den  Preis  der  Pruduktionselemente  oder  die 
Kosten.  Je  weniger  sein  Produkt  den  vorhandenen  kon- 
kreten Bedürfnissen  en^egenkommt,  um  so  geringer  der  Ueber- 
schuss.  Entspricht  das  neue  Produkt  den  vorhandenen  kon- 
kreten Bedürfnissen  in  geringerem  Maasse  als  die  einsehien 
Produktionselemente^  ans  denen  es  besteht,  so  bleibt  der  Preis 
hinter  den  aufgewendeten  Kosten  zurück^). 

„Der  Ueberschuss  des  Preises  über  die  aufgewendeten 
Kosten  oder  der  Unternehmergewinn  stellt  sich  also  dar  als 
der  volkswirthschaftliche  Lohn  lur  die  unter  den  gegebenen 
konkreten  Verhältnissen  wirtlischattliehstc ,  d.  h.  den  Bedürt- 
niasen  am  meisten  entsj>rechende,  Verwenduu»:!;  der  Produktions- 
elemente. Die  Grösst;  des  Ueberschusse»  druckt  das  Slaass 
dieses  Verdienstes  aus.  Da^  Zurückbleiben  des  Preises  hinter 
den  Kosten  ist  die  volkswirthschaftliche  Strafe  für  eine  Ver- 
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Wendung  von  Produktionselementen,  welche  unter  den  kon- 
kreten Verhiiltiiissen  den  vorhandeneii  Bedürfnissen  nicht  ent- 
spi-icht.  Die  Grösse  des  Verlustes  drückt  das  Maass  dieser 
unwirtlischattlichen  Verwendung  aus^J." 

Der  L'nternehmergewinn  gehört  sonach  mit  Fug  und 
Kecht  ausschliesslich  und  allein  dem  Unternehmer.  iJer  Ar> 
heiter^  dessen  Arbeit  der  Unternehmer  (zusammen)  mit  anderen 
Produktionselementen I  wie  z.  B.  der  Nutzung  von  Fabrik- 
gebäuden und  Maschinen»  mit  Erzen,  Kohlen  u.  s.  w.,  zu  dem 
neuen  Produkt  verbunden  hat^  hat  an  sich  so  wenig  Anspruch 
auf  einen  Antheil  daran,  wie  etwa  der  Lieferant  der  yon  ihm 
verwandten  Kohlen  und  Erze.  Dieser  Arbeiter  hat  das  Pro- 
dukt, duH  der  Unternehmer  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
bietet,  jiirht  .reschaffen.  Das  Produkt,  welches  der  Arbeiter 
bietet,  besieht  nur  in  der  Nutzung  seiner  Arbeitskraft,  in 
seiner  Arbeitsleistung,  und  diese  ist  für  den  Unternehmer  ein 
Produktionselement  wie  andere  Produkte,  wie  z.  B.  Kohlen 
und  Erze,  die  er  gekauft  und  mit  der  gekauften  Nutzung  der 
Arbeitskraft  des  Arbeiters')  und  anderen  Produktionselementen 
zur  Herstellung  des  neuen  Produkts  verwendet  hat. 

Demnach  erscheint  es  als  etwas  völlig  Haltloses,  wenn 
man,  wie  jene  oben  erwähnten  Franzosen,  im  Namen  der 
Gerechtigkeit  den  Anspruch  auf  Betheiligung  der  Arbeiter 
am  Unternehmergewinn  erhebt,  oder  wenn  man,  wie  die  Sozial- 
Korrespondenz,  befürwortet,  allen  Aktif-nirf^sellsehafien  die 
Betlieüigung  der  Arbeiter  am  Unternehmcrgewinn  durch  Ge- 
setz zu  befehlen. 

Unter  Umständen  dagegen  lässt  sich  die  Betheiligung  der 
Arbeiter  am  Unternebmergewinn  sehr  wohl  theoretisch  recht- 
fertigen. Und  ebenso  wie  gegen  Jene,  welche  die  Einführung 

M  Vcl.  Brentano,  Druckbogen  S.  47. 

^)  Icn  bin  mir  volli}.'  bcwiisst,  dass  da,  wo  hier  von  einem  Kauf 
von  Nutzungen  die  Rede  ist,  die  Juristen  nicht  von  Kauf  der  Nutzung, 
sondern  von  Miethe  des  Nutzung  Gebenden  sprechen.  Indem  der  'J'ext 
Ton  einem  Kaufe  von  Arbeitsleistungen  oder  von  einem  Küiire  von  Kapitel- 
nutzuncren  ppriclit.  folprt  er  aber  ni^t  nur  dem  Vorgänge  Brentanos  son- 
dern auch  dem  alier  früheren  Nationalökonomen.  So  spricht  z.  l^.  Adam 
Smith  von  der  Rente  als  dem  „price  paid  for  tbe  tue  of  the  land", 
nnd  ebenso  haben  die  Nationalökonomen  ieglicho  andere  Art  von  Miethe 
stets  als  Knuf  von  Nutzung-on  bf>hand*^lt.  sie  einfach  unter  <l«'n  all- 
gemeineren wirthschaftlicheii  Begritf  de«  Kaufs  subsunürt.  Und  sie 
mttasten  dies  than.  Galt  es  doch,  der  Vorstellung  Baum  su  Schäften, 
dn^s  i'i*  .«ich  bei  <!>  i  ri-berlusf-un^^  jpdwprlor  Art  von  Nntzunj^  um  die 
Hingabe  selbständiger  (iüter  handle,  die  ebenso  wie  die  jedweder  an- 
derer Güter  auf  vollen  Entgelt  Anspruch  habe.  Kamen  doch  die  allge- 
meinen PreiflbeBtimmunjpBgrQnde  lür  diese  Nntsmigcn  ebenso  wie  fOr 
•  i  -ltTf»  Guter  TUT  Anwondnng.     Und   war  die  rechtliche  VerfUgungs- 


mietben  prinzipiell  doch  in  keiner  Weise  von  der  rechtliehen  verfugungs- 
freiheit  (oaer  der  rechtlichen  Beschränkung  in  der  VerfSgung)  des  Ver- 
käufers gegenGber  seiner  Sache  verschieden. 


F*neba«ffi»a  (26)  VI.  2.  —  Fromn«r. 


10 


Digrtizeij  Ly  <jOOgle 


146 


VI.  2. 


der  G'ewinnbethe!li;:;iuig  in  alle  Uiiteruehmungen  fordern, 
müssen  wir  uns  gegen  diejenigea  erklären,  weiche  ihr  allent- 
halben jedwede  Berechtijsrune:  abstreiten  V). 

Betrachten  wir  näiniicii  die  Stellung  des  Arbeiters  in 
unserer  heutigen  Organisation  der  Volkswirthschaft 

Wir  haMo  diese  oben  bezeichnet  als  eine  auf  der  per- 
sönlichen FreÜieit  und  dem  £igentham,  der  Arbeitstheilung 
und  dem  Tausche  beruhende  gesellschaftliche  Wirthschafta- 
orgamsation.  Wie  dabei  bereits  Demerkt  wurde,  bedeutet  dies 
für  die  Arbeiter  ein  Doppeltes:  1.  dass  der  Arbeiter,  weit  ent- 
fernt, alle  Güter,  deren  er  bedarf,  unmittelbar  horzustellen, 
fHe  Nutzung  seiner  Arbeitakraft,  die  Arbeitsleistung,  denen 
z\ini  Kauf  anbietet,  seitens  deren  er  eine  Nachfrage  nach  der- 
selben vorhanden  glaubt,  um  seitens  dieser  die  Güter,  die  er 
bedarf,  dafür  zu  erhalten;  2.  dass  der  Arbeiter  es  ist,  dem 
heute  die  Nutzung  seiner  Arbeitskraft  ganz  und  ungetheilt 
angehört;  es  giebt  heute  keinerlei  rechtliche  Schranken  zn 
Gunsten  Anderer,  welche  ihn  an  der  bestmöglichen  Verwer- 
thung  derselben  im  Austausch  verhindern.  Mit  andern  Worten : 
seseUschafÜiche  Organisation  der  Volkswirthschaft  auf  Grund- 
lage der  persönlichen  Freiheit  und  des  £igenthums  heisst  für 
die  Arbeiter:  der  Arbeiter  ist  zum  freien  Unternehmer  ge* 
wor^len  find  betrachten  wir  die  ganze  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Stellung  des  Arbeiters  in  der  Wirthachafts- 
organisatlon  seit  dem  Beginn  der  srermanischen  Welt,  so  sehen 
wir,  dass  gerade  die  Eutwickhuig  der  persönlichen  Freiheit 
deä  Arbeiters  in  einer  allmählichen  Entwicklung  aus  einem 
blossen  Arbeitsinstrumente  zum  selbständigen  Unternehmer 
von  Arbeitsleistungen  besteht*).  Oder  su(£en  wir  bei  dem 
heutigen  Lohnarbeiter  nach  den  Funktionen,  deren  Vorhanden- 
sein wir  als  das  Kriterien  des  Begriffs  des  Unternehmers 
kennen  gelernt  haben,  so  finden  wir,  dass  1.  der  heutige 
Lohnarbeiter  in  Folge  der  persönlichen  Freiheit  das  Ver- 
fti^ungsrecht  besitzt  über  das  Produktionselement,  das  der 
liedürfnissbetVif'diiruntr  dienstbar  gemacht  werden  soll,  nämlich 
die  Nutzung  sritu  i-  Ai  ijeitskraft ;  2.  dass  er  es  ist,  der  diesem 
Produktionselr  iiniit  die  Bestimmung  giebt,  einem  bestimmten 
konkreten  Jicdüi liiisse  zu  dienen,  indem  er  es  ist,  der  die 
Nutzung  seiner  Arbeitskraft  einem  bestimmten  Arbeitgeber 
zum  Kauf  anbietet;  3.  dass  er  es  ist,  der  dafür  die  wirth- 
schafUtche  Verantwortung  trägt,  da  es  ihn  trifft »  ob  der 
PreiS;  den  der  Arbeitgeber  ihm  ^r  seine  Arbeitsleistung  zahlt. 


^)  Vgl,  unter  den  von  Böhmert  verurteil  fliehten  Urtheiieu  gegen  ilie 
Gewinnbetheiligung  insbesondere  das  des  genfer  Professora  Dr.  Brocher, 
Böhmert  IM.  I  .S.  112. 

V^\.  Broutaiio,  Der  /  ^beit' rv^^r'^icherunprszwang,  seine  YoiAua- 
setzungeu  und  seine  Folgen  8.  69.  —  Druckbogen  S.  9—12. 
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hinter  den  Prodnktionekosten  seiner  Arbeit  snrllckbleibt  oder 
dieselben  übersteigt 

So  sehen  wir  denn:  der  Begriff  des  Unternehmers  ist 
keineswegs  identisch  mit  dem  Begriff  des  Arbeitgebers.  Viel- 
mehr giebt  es  verschiedene  Arten  von  Unternehmern ,  so  yiel 
Arten,  als  es  Kategorien  von  Produkten  giebt,  welche  von 
denjenigen,  die  darüber  das  Verfügungsrecht  haben,  für  eigene 
Kechnung  und  Gefahr  zur  Befriedigung  bestimmter  kon- 
kreter Bedürfnisse  dargeboten  werden.  Der  Arbeitgeber,  der 
die  Arbeitsleistung  des  Arbeiters  mit  anderen  Produktions- 
elementen zu  einem  neuen  Produkte  vereint,  ist  nur  eine 
dieser  Arten.  Der  Lohnarbeiter,  der  die  Nntznng  seiner  Ar- 
beitskraft, die  Arbeitsldstnng,  dem  Arbeitgeber  som  Kauf 
anbietet,  ist  eine  andere  unter  diesen  Arten. 

Wenn  wir  fiumer  den  Beeriff  des  Produzenten  an  den 
des  Unternehmers  geknüpft  sahen,  so  ergiebt  sich  des  wei- 
teren, dass  damit  keineswegs  gesa^  ist,  dass  etwa  blos  der 
Arbeitgeber  ein  Produzent  sei.  Vielmehr  ist  auch  der  Lohn- 
arbeiter ein  Produzent.  Nur  dass  sein  Produkt  nicht  etwa 
das  ist,  was  der  Arbeitgeber  durch  Verbindung  der  Arbeits- 
leistung des  Arbeiters,  die  er  gekauft  hat,  mit  anderen  Pro- 
duktionselementen,  über  die  er  das  Verfü^un^srecht  hat,  neu 
herstellt;  dies  ist  das  Produkt  des  Arbeitgebers.  Das  Pro- 
dukt des  Lohnarbeiters  ist  seine  Arbeitsleistung.  Nur  die 
Kutsung  seiner  Arbeitskraft  ist  es,  welchOi  indem  er  sie  einem 
bestimmten  Arbeitgeber  zum  Kauf  anbietet,  durch  seine  Ver- 
standesthätigkeit  und  seinen  Willen  einem  vorhandenen  Be- 
dttifbisse  dienstbar  semacht  wird. 

Nun  liegt  der  Einwand  nahe,  dass  gerade,  weil  der  Lohn- 
arbeiter in  der  heutigen  Organisation  der  Volkswirthschaft  als 
selbständiger  Unternehmer  und  die  Arbeitsleistung  als  selb- 
ständiges Produkt  sich  darstelle,  unter  allen  Umständen  dem 
Arbeiter  ebenso  ein  Antbeil  am  Unternehmergewinn  des  Arbeit- 

gibm  SU  verweigem  sei  wie  etwa  emem  Produzenten  von 
ohprodukten  oder  Halb&brikaten,  welche  der  Arbeitgeber 
in  seiner  Produktion  verwendet  habe. 

Allein  wenn  wir  auch  selbst  oben  diese  Analogie  ge- 
brauchten, um  den  im  Namen  der  Gerechtigkeit  erhobenen 
Anspruch  der  Arbeit  auf  Betheiligung  am  Unternehmergewinn 
des  Arbeitgebers  zurückzuweisen,  so  ist  damit  keineswegs 
gesagt,  dass  eine  solche  Betheiligung  aus  Zweckmässigkeits- 
gründen unter  Umständen  nicht  auch  theoretisch  gerechtfertigt 
erscheine.  Denn  ebenso  Hesse  es  aus  Zweckmässigkeitsgründen 
sich  theoretisch  sehr  wohl  rechtfertigen,  wenn  beispielsweise 
ein  Huttenbesitzer  oder  Maschinenfabrikant  die  Lieferanten 
sonea  Rohmaterials  oder  gewisser  Halbfiibrikate,  deren  er  be- 
darf an  seinem  Untemehmemwir^  betheiligen  würde. 

Ifehmen  wir  an,  dass  cue  Qualitttt  der  Produkte  eines 
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HütteDbesitzers  oder  Maschinenfabrikanten  ungemein  erhöht 
oder  die  Produktioiismenp^e  unfs^emein  f^estei^ert  würde,  wenn 
die  Mögliclfkeit  wäre,  dem  ^^>rke  dauernd  die  Kohlen  ü(^er 
Koaks  gevMöser  Gruben  zu  aiciiurn.  Möglicher  Weise  konnte 
dies  nur  geschehen,  indem  der  betretiende  Ilüttenbesitzer  oder 
Maschinentabrikant  dem  Eigeuthümer  jener  Gruben  durch 
eine  Betheiligung  an  seinem  Unternehinergewino  das  lebhaf- 
teste Interesse  an  seiDer  regelmässigen  ausreichenden  Ver- 
sorgung mit  den  betreffenden  Kohlen  erreete.  Gewiss  würde 
eine  solche  BetheiÜgung  auch  theoretisch  zu  rechtfertigen 
sein.  Denn  dieselbe  scheint  nur  als  das  sicherste  Mittel, 
dem  Hüttenbesitser  oder  Maschinenfabrikanten  das  Verfügungii* 
recht  über  gewisse  Produktionselemente,  deren  er  bedarf,  zu 
^verschaffen.  Durch  Anwendung  dieses  Mittels  gflingt  es  den- 
selben also,  ihre  Funktionen  als  ünteruehmtr  woit  voll- 
kommener zu  erfüllen.  Der  Antheil  am  Unternehnn  rgewiun, 
der  dem  Grubenbebitzer  gewaiirt  wird,  wird  ihm  dalier  nicht 
auf  Kosten  des  Hüttenbesitzers  oder  Maschinenfabrikanten  ge- 
wtthrt.  Elr  wird  ihm  vielmehr  aus  dem  Betrag  gewährt,  um 
den  der  Ueberschuss  des  Preises  des  fertigen,  neu  hergestellten 
Produkts  über  die  Produktionskosten  in  Folge  der  Gewinn- 
betheiligung grösser  ist  als  vorher. 

Ganz  ebenso  ist  das  Verhältniss  des  Arbeitgebers  zum 
Lohnarbeiter.  Das  Interesse  des  Arbeitgebers  kann  dahin 
grhen,  sich  1,  eine  Arbeitsleistung  von  aussergewrhrilicher 
technischer  Güte  zu  sichern,  oder  2.  die  iMenge  der  Arbeits- 
leistungen möglichst  zu  steigern,  oder  3.  sich  die  regelmässige 
und  dauernde  Verfügung  über  die  Nutzung  williger  Arbeits- 
kräfte zu  sichern.  ist  uiuglich,  dass  er  nur,  wenn  ihm  dies 
gelingt,  seine  Produktion  überhaupt  betreiben  kann.  Es  ist 
möglich,  dass  er  seinen  Unternehmergewinn  beträchtlich  stei- 
gern kann,  wenn  ihm  dies  gelingt«  Und  es  ist  möglich,  dass 
nur  die  Betheiligung  der  Arbeiter  an  seinem  Unternehmerge- 
winn ihm  die  aussergewöhnliche  Qualität  oder  das  erforder- 
liche Maass  der  Arbeitsleistungen  oder  die  unentbehrliche  regel- 
mässige und  d;mernde  Verfügung  über  willige  Arbeitskräfte  zu 
sichern  im  Stande  ist.  In  diesem  1  alle  luiirt  also  die  Gewiiin- 
bethciÜgung  zu  eineui  l  cIk  is*  husö  des  Preises  des  vom  Arbf  it- 
geber  hergestellten  Produkts  über  die  Prnduklionskosten,  der 
ohne  sie  entweder  gar  nicht  oder  nicht  in  gleicher  Höhe  vor- 
handen wäre.  Und  ohne  Zweifel  ist  sie  hier  theoretisch  ge- 
rechtfertigt. Denn  sie  findet  keineswegs  auf  Kosten  des  Arbmt- 
gebers  statt»  sondern  der  Antheil  der  Arbeiter  wird  bestritten 
aus  einem  Ertrag,  der  erst  in  Folge  der  Gewinnbetheiligung 
überhaupt  entstanaen  ist. 

Wo  dagegen  eine  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  nicht 
zu  solcher  ^teip:erunp;  der  Qualität  oder  der  Menge  der  Ar- 
beitsleistungen tühren  kann  oder  tührt,  oder  wo  die  er- 
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wfinBcbte  regelmässige  und  dauernde  Verfügung  über  willige 
Arbeitskräfte  nicht  ihre  Folge  ist,  lässt  die  Gewinnbetheiligung 
«ich  okanomisch  nicht  rechtfertigen.  Hier  erscheint  sie  nur 
entweder  als  unberechtigte  Verkürzung  des  Unternehmer- 
gewinns des  Arbeitgebers  oder  als  freiwilliges  .Geschenk  des- 
selben an  seine  Arbeiter. 

Bücken  wir  nun  auf  die  Ergebnisse  (Je^  zweiten  Theila 
unserer  Untersuchung  zurück,  so  finden  wir  dort,  dass  die 
Gewinnbetheiligung  sich  nur  da  als  praktisch  anwendbar  ge- 
zeigt und  dem  entsprechend  da,  wo  praktisch  durchgeführt,  be- 
währt habe,  wo  sie  entweder  zu  einer  Steigerung  der  Qualität 
der  Arbeitsleistung  oder  su  einer  Mehrung  ihrer  Menge  den 
Anlass  gab  oder  wo  sie  di^  ^^'irkung  hatte,  dem  Arbeitgeber 
die  regelmässige  und  dauernde  Verfügung  über  willige  Arbetts- 
kräfte,  welche  vorher  in  Frage  gestellt  war,  zu  8i<Sern. 

So  zeigt  sich  denn,  dass  aie  Ergebnisse  unserer  empi- 
ri'^rhen  Untersuchung  mit  dem,  was  auf  Grund  der  henü^an 
Organisation  der  Volkswirthschaft  sich  apriorisch  begreiien  und 
rechtfertigen  lässt,  genau  übereinsiimraen.  Wir  haben  somit 
iXvn  Forderungen  entsprochen,  welche  Brentano  in  seiner  Dar- 
legung über  die  Methode  volkswirthschaftlicher  Forschung 
an  diese  stellt:  Zuerst  Feststeilung  der  Thatsachen  und  empi- 
rische Beobachtung  der  in  ihrem  Auftreten  sich  ergebenden 
Regelmässigkeiten  und  sodann  Erklärung  und  Rechtfertigung 
des  Beobachtungsresultats  auf  dem  Wege  der  Deduktion.  Da 
beide  Wege  uns  zu  demselben  Ziele  geführt  haben,  glauben 
wir  daher  als  feststehend  nunmehr  formuliren  su  dürfen: 

Die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Untemehmergewinn 
des  Arbeitgebers  ist  da.  aber  auch  nur  da,  am  Platze,  wo  sie 
zu  einer  Steigerung  der  Güte  oder  Menge  der  Arbeitsleistun- 
gen oder  zu  der  souat  teliieuden  sicheren  V^erfügung  über  die 
gewünschte  Anzahl  williger  Arbeitskräfte  ftihrt 

1)  Brentano,  Der  Arbeitenreisicheningsawang,  seine  Votauisetzoiigea 
und  seine  FoJgen  S.  17—24. 


Beriehtlgaogen  nnd  Znsfttxe* 

Zeile  10  und  \6  auf  S.  50:  ,,4.  Nr.  43.  IvammgarnspinneiGi 
von  Schöiler      Laug  in  Schalfhausen"^  fallen  fort. 

Auf  S.  60  ist  den  in  der  Gruppe  I  bereits  aufgezählten 
Fällen  noch  hinzuzufügen: 

20.   Nalionaldruckerei  in  Paris  (Enquete  Bd.  II  S.  174). 

Ein  Theil  der  jährlichen  Ueberschüsse ,  welche  in  der 
Staatsdruckerei  ersielt  werden,  wird  zur  Subventionirang 
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einer  Kranken-  und  PensioiukMse  für  die  Arbeiter  ver- 
wendet. Dieser  Betrag  steht  angenscheinlicli  in  keinem 
festen  Verhältniss  zum  UeberschuBS  des  betreffenden  Jahres, 
sondern  bemisst  sich  ledi^Uch  nach  dem  Gutdünken  der 
Verwaltung.  Selbst  wenn  mdess  derselbe  einen  bestimmten 
Prozentsatz  fies  Uebersehnsses  bilden  würde,  so  könnte  man 
zweifelhaft  sein,  das  Iragiiche  Gratifikationssystem  Gewinn- 
betheiligung  zu  nennen,  denn  bei  diesem  Staatsinstitut  kommt 
es  weniger  darauf  an,  möglichst  grosse  Gewinne  zu  erzielen. 
ak  die  Bedürfnisse  des  Staates  an  Drucksachen  so  gut  und 
so  billig  \N  ie  möglich  zu  befriedigen. 

S.  68  Zeile  23  v.  o.  ist  zu  lesen  3G  statt  35  und  Zeile  27 
das.  39  statt  38. 


Pierer'tch«  UofbicMnckerei.  Stephan  G«ib«l     C«.  ia  Altenboif. 
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Vorwort. 


Durch  das  Keichsgesetz  über  deü  Feingehalt  der  Gold- 
imd  Silberwaaren  vom  16.  Juii  1884  und  die  Außfühnmgs- 
bekanntmachung  dea  Reichskanzlen  yom  7.  Januar  1886  ist 
endlich  eine  Angelegenheit  geregelt  worden,  über  welche  in 
DentAchUmd  unter  den  Regierungen  seit  dreissig  Jahren,  und 
mit  dorn  Kcie-hstag  seit  dem  Jahre  1878  wiederholt  ver- 
handelt worden  war. 

Da  dieselbe  niclit  nur  zahlreiche  Fabrikanten  und  mciirere 
Tausend  kleinere  Gewerbetreibende,  sondern  die  ganze  Nation 
angeht,  insofern  diese  mit  dem  zunehmenden  Wohlstand  in 
einem  Ton  Jahr  zu  Jahr  steigenden  Maass  einen  Theil  ihres 
Vermögens  in  Edelmetallgegeuständen  dauernd  anU  «^  —  der 
Werth  der  Jahresproduktion  an  Edelmetailwaaren  übersteigt 
in  Deutschland  weitaus  100  Millionen  Mark^  wovon  allerdings 
ein  grosser  Theil  exportirt  wird  — ,  so  dürfte  eine  Darstellung 
des  Ganges  und  des  Abschlusses  der  Über  diesen  schwierigen 
Gegenstiiiid  so  lange  gepflogenen  Verhandlungen  Alanchem 
erwünscht  sein. 

Von  dem  Verfasseri  welcher  als  Kommissarius  des  Bundes- 
raths den  Gesetzentwurf  vom  Jahre  1884  vor  dem  Reichstag 
vertreten  hat,  ist  fUr  jenen  Zweck  schon  damals  das  in  mancherlei 
Quellen  zerstreute  Material  gesammelt  und  gesichtet  worden. 
Er  erachtete  es  deshalb  nach  dem  inzwischen  ert'olprten  Erlasä 
der  vorerwähnten  abschliessenden  Bekanntmachung  iur  seine 
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Pflicht,  im  Interesse  derer,  welche  das  am  1.  Jaauar  1888  io 
Kraft  tretende  neue  Gesetz  onmittelbar  berfthrty  sowie  derer, 
welche  sich  später  mit  dieser  Materie  als  Richter,  Volkswirthe 

oder  Gesetzgeber  Ijet'assen  werden,  jenes  Material  entsprechend 
zu  verwerthen  und  weiteren  Kreisen  zugänglich  zu  machen. 
Unter  dem  gleichen  Gesichtspunkt  zieht  die  nachfolgende 
Schrift  auch  die  Gesetxgebung  der  auf  diesem  Gebiete  fUr 
uns  hauptsllcblich  in  Betracht  kommenden  Naehbarlttnder 
(Heiprien.  Frankreich,  Schweiz  und  Oesterreich^  in  den  Kreis 
der  ^Erörterungen. 

Berlin,  im  JnU  1886. 

Der  Terfasser« 
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Die  gesetzliche  Regelung  des  Feingehalts  der  Gold-  und 
Silberwaareii  hat  die  Öesetzgebung  des  Auslandes  und  des 
Inlandes  schon  seit  sehr  langer  Zeit  beschäftigt^). 


')Fein  ist  in  Keziehuu^  auf  Gold  und  Silber  der  technische  Ausdruck 
für  „rein".  F eingehait  oder  Feinheit  bedeutet  das  Verhältniss  der 
Gewichtemenge  des  in  einer  Edelmetallwaare  oder  Münze  enthaltenen 
Edelmetalls  zu  der  Gewichtsmenge  des  in  der  Waare  oder  Münze  ent- 
haltenen Zusatzes  an  unedlem  Metall  (zu  der  f^epnmg).  Ein  Silbergeräth 
ist  z.  B.  800  Taosendtheile  „fein**,  wenn  die  Uewichtsmenge  des  in  ihm 
enthaltenen  Snben  •••/iwo  oder  */«  des  Oftuen  aiumncbt.  Während 
.'^omit  der  Feingehalt  oder  die  Feinheit  etwas  Relative  ansdrüclcen,  be- 
deutet Feingewicht  die  absolute  Menge  des  in  einem  bestimmten  Edel- 
metailcegenstande  enthaltenen  Goldes  oder  ^Silbers.  So  stellt  sich  z.  B. 
nach  dem  Geaetie  Yom4.  Dezember  1871,  betreffend  die  Ansprägung  von 
Reichsgoldmönzen.  das  Feingewicht  des  deutschen  Zwanzigmarkstficks  — 
der  sogenannten  Do^ipelkrone  —  auf  7,H!S'i  w-ihrmd  ilas  IJanh^ewicht 
der  Doppelkrone  bei  100  Tau^ndtheilen  KupteizuöUtz  7,9650  g  beträgt 
(Bekanntmachung  vom  31.  Januar  1S72).  Nach  dem  richtigen  Spra^- 
gebrauch  ist  bei  Münzen  der  Ausdruck  Korn  fvon  den  Gerstenkörnern, 
mit  denen  man  Goldmünzen  wog)  gleichbedeutend  mit  Feingewicht,  und 
der  Anednidc  Schrot  gleichbedeutend  mit  dem  Unedeunetalizusatz 
oder  der  Legirnng:  beides  sind  indess  Beieiehnnngen,  wddie  mehr  nnd 
mehr  aupper  Anwcndunfr  kommen. 

Beim  Golde  drückte  mau  trüber  den  Feingehaltsgrad  durch  Karate, 
heim  Silber  dmneh  Lothe  am.  Karat  (ftansdsiseh  carat,  italienisch  carato, 
spaniBch  quilAte)  stammt  von  dem  arabischen  kir&t,  welches  wiedenim 
aus  di'in  griechiischen  yfnorior.  getrockneter  Joliannisbrotkeni.  Itertreioitet 
ist.  In  Deutschland  wurden  24  Karat  eine  Mark  genannt,  das  Karat  in 
12  Grän  getheilt.  — 

Beim  Silber  wurde  die  Mark  (kölnische  Mark)  in  16  Loth  getheilt. 
jedes  LiOth  in  Ib  Grän,  sodass  sowohl  beim  Golde  als  auch  beim  Silber 
jedee  Giftn  Mark  wog.  24-karHtige8  Gold  und  16-löthige8  Silber  ist 
absolut  reines  Gold  und  absolut  reines  Silber.  In  neuerer  Zeit,  in  Deutsch- 
land seit  dem  Jahre  1^72.  winl  der  Feingehalt  der  Gold-  und  Silber- 
waaren,  dem  Dezimalgewichtssystcm  entsprechend,  mehr  und  mehr  nach 
Taosendthellen  aiii^e£raekt 

Was  die  Ermittelung  des  Feingehaltes  angeht,  so  möge  noch 
dif^  Bemerkung  Platz  finden,  dass  es  für  dieselbe  hauptsächlich  drei  Ver- 
fahrensarten giebt:  die  sogenannte  Nadel-  oder  Strichprobe,  die 
Forxchungen  (S6I  VI.  3.  —  B6diker.  1 
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Die  Schwierigkeit,  bei  flem  Kaufe  von  Gold-  und  Silber- 
waaren  den  wahren  Oelialt  dprselbon  an  Edelmetall  zu  er- 
kennen, liess  das  Bedürtniss  hei  vortreten,  den  Kantern  solcher 
Waaren  gegen  Uebervortheilungen  einen  obrigkeitlichen  iSchutx 
zu  gewähren,  und  eine  Sicherheit  dafür  zu  bieten,  dass  in  den 
von  iiinen  gekauften  Waaren  der  angegebene  Feingehalt 
wirkHcli  enthalten  sei.  Die  zu  diesem  Zwecke  von  den  Gesetz- 
gebern ergriffenen  Maassregeln  lassen,  mit  grosseren  oder 
geringeren  Schattirungcn,  zwei  wesentlich  venchiedene  Systeme 
erkennen :  das  RepreeeiTsyeteni,  welches  die  Bezeichnung 
des  Feingebalts  dem  dafUr  verantwortlichen  and  deshalb  in 
sedgneter  Weise  beanÜnchttgten  Verfertiger  überlässt,  und  das 
Präventivsystem,  nach  welchem  die  Bezeichnung  aus- 
schliesslich durch  vom  Staate  hierzu  besonders  berufene  Be- 
amte zu  geschehen  hat.  Nebenher  geben  Be8tiraraunj;eny  nach 
welchen  nur  gewisse  Mischungsverhältnisse  für  zulässig  erklärt 
werden  (Legi rungs zwang). 

^^fpsetzgebungen  über  dirse  Materie  beßtanden  «ichon  früher 
namentlich  in  England,  Frankreich,  Belgien,  Italien,  Holland, 
Oesterreich  und  vor  allem  in  Deutschland. 

Hier  war  schon  zur  Zeit  der  Ottonen  das  Goldschmiede- 
handwerk  zur  grössten  Blüthe  gelangt.  Die  Eldelraetallbestünde^ 
welche  in  früheren  Jahrhunderten  als  Tributbetriige  au  die 
drohenden  germanischen  Grenzstämme  gelangt  waren,  römische 
Beutestücke  und  später  die  Erzeugnisse  der  rheinischen  Gold- 
wäschereien nnd  der  böhmischen  Bergwerke  u.  s.  w.  bildeten  die 
Unterlage  jenes  namentlich  in  den  Klöstern  nnd  Frohnhöfen 
der  Grossen  gepflegten  Handwerks.  „Die  Werkstätte  von  EÜldM- 
heim,  wo  Bischof  Bern  ward  selbst  werkthätig  war,  die  Gold- 
schmiede von  Paderbom,Münster,  Minden u.  s.w.  fertigten  Wunder 
des  deutschen  Kunsthandwerks  ^)."  —  Mit  der  Bildung  der 
Städte  und  deren  wachsendem  Wohlstände  von  der  Zeit  der 
Staufen  an  gelangte  die  Goldschmiedekunst,  vielfach  vereint 
mit  der  iVTünzere!  und  Mnlerei,  zu  immer  anj^emeinerer  Ver- 
breitung und  höherer  Blüthe.  Gleichzeitig  aber  wurden  vou 
Sf^iten  der  Städte  strenge  Vorschriften  in  Bezup  auf  die  Aus- 
übung jener  Gewerbe  erlassen,  welche  sich  neben  der  allge- 
meinen Ordnung  der  Zunftverhältnissc  namentlich  aueii  mit 
den  Legirungsverhältnissen  befassten.  Das  strassburger  Lluld- 
schmiedezunftartikelbuch,  aus  der  Mitte  des  vierzennten  bis 
zum  fünfzehnten  Jahrhundert,  bestimmte  als  Minimalgrenze 


Feuerprobe  (Abtreiben  aut  der  nKapcUe**)  und  die  sogenannte  Tttrir- 
methode  oder  nasM  Probe  (ebemuehe  Hshaadliniff  des  SHbeis  mit 
Salpetersftnre  u.  s.  w.).  Die  beiden  ersten  Proben  geben  nur  annähernd 
richtige  Resultate,  die  dritte  Methode,  von  Gay-LuMte  erfanden,  ifl  die 
in  allen  Münzwerkstätten  übliche. 

>)  Hans  Meyer,  IKe  Strstibarger  Goldschmiedssmift  von  ihr» 
Entstehen  bia  1681,  Band  HI  Heft  2  dieser  Forsehimgen. 
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beim  Gold  3  Gulden  Feingold  und  1  Gulden  Zusatz  (d.  i. 

1         Feingelialt)   und  beim   Silber  die  weisse  Farbe  des 

Striclis  als  inaass^ebcndes  Kritf  riuni.  In  Wien  (um  1860)  war 
beim  (iold  20  Karat  das  Miiiiiiiuni,  in  Goslar  (1350)  24  Karat. 
In  Köln  durfte  nur  reines  Feinsilber  verarbeitet  werden  (daiier 
die  „kübiiache  Mark").  —  Ebenso  bestanden  genaue  V'or- 
flchritten  über  die  Stempelang  u.  s.  w. ;  ja  sogar  die  Mischung  der 
Edelmetalle  wurde  unter  Eesonderer  Kontrole  bewirkt  Das 
Verbot^  im  Wohnhaus  Silberschmelzen  einzurichten,  und  die 
Zusammenlegung  der  Werkstätten  aller  in  der  Stadt  wohnenden 
üold-  und  bilb«:arbeiter  kehrt  in  fast  allen  Städten  wieder  \). 

Es  war  somit  bereits  Uberall  im  Reiche  vorg^earbeitet 
worden,  als  der  Titel  30  der  Reichspolizeiordnunfj;  vom  Jahre 
1577  und  später  ein  Reicbsgeaetz  vom  Jahre  1()67  in  diese 
Materie  regelnd  eingrifien. 

Diese  beiden  Gesetze  sind  indessen  ausser  Gebrauch  ge- 
kommen. Die  Landesgesetz^ebung  trat  in  einzelnen  Ländern 
an  ihre  SteUe :  so  in  Bayern  die  Verordnungen  vom  25.  Januar 
und  1.  August  1741,  später  in  Hannover  das  Gesetz  vom 
15.  Juli  1836. 

£in  Versuch,  au  einer  umfossenderen,  einheitlichen  Regelung 
SU  gelangen,  wurde  xuerst  wieder  im  Jahre  1845  auf  der 
VII.  Generalkonfererz  der  Bevollmilchtigten  der  Zollvereins- 
staaten  42  des  Hauptprotokoüs  itber  diese  Konferenz)  ge- 
macht, indem  hier  von  dem  württembergischen  Bevollmächtigten 
die  Einführung  eines  prleichen  Gehalts  der  Gold-  nnd  Silber- 
waai'en  in  sänimtlichen  Staaten  des  Zollvereins  und  eine  Ver- 
einbarung über  die  zur  Einhaltung  eines  gesetzmässigeu  Zu- 
staades  au  ergreifenden  Maassregeln  ab  hdenst  wünscbenswerth 
in  Anregung  gebracht  wurde.  Der  preussische  BevoHmftcbtigte 
erkJftrte  damals  die  Bereitheit  seiner  Regierung,  dem  Antrage 
entgegenzukommen^  legte  aber  zugleich  die  Verschiedenheit 
der  bestehenden  Ansichten,  die  Schwierigkeiten  einer  Verein- 
barung und  die  Unmöglichkeit  einer  sofortigen  Berathung  dar. 
Die  AiifTflegenheit  ist  damals  nicht  weiter  verfolgt  worden. 

Gelegenheit  und  Veranlassung,  dem  Gegenstände  wieder 
nahe  zu  treten,  boten  die  dem  Abschlüsse  der  Münzkouvention 
mit  Oesterreich  vom  24.  Januar  1857  vorausgegangenen  Ver- 
handlungen, indem  diese  nach  einer  zu  Artikel  19  des  Handels- 
und  ZoTiyertrags  zwischen  Preussen  und  Oesterreich  vom 
19.  Februar  1853  getroffenen  besonderen  Verabredung  auch 
auf  gemeinsame  Bestimmungen  über  den  Feingehalt  von  goldenen 
und  silbernen  Gkrttthschaften  sich  erstrecken  sollten.  Von  dem 
(toterreiGhischen  Bevollmächtigten  wurde  damals  ausweislich 


*)  Näheres  hierüber  bei  Hans  Meyer  a.  u.  O. ;  1$.  Bucher,  Geschichte 
der  teclini  oben  K  iTi^t-  II  Die  QoIdflchmiedekttDst ;  Soetbeer, 

Beiträge  zur  Geschichte  des  Münzwesens. 
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des  11.  Protokolls  vom  ITi.  -lanuar  1855  eine  ZusammensteüuDg 
flf  r  1  lauptgrundsätze  eioes  Vertrages,  jedoch  mit  dem  Bemerken 
vorgelegt,  dass  er  dieselbe  nicht  als  eine  definitive  Proposition 
der  usterreichischon  lie^iciuug,  an  welche  diese  gebunden  sein 
wolle,  sondern  ab  eine  Vorlage,  über  welche  von  der  Konferenz 
beratiieii  werden  wolie,  za  betrachten^  bitte.  Jene  Hauptgrund- 
zttge  waren  auf  daa  in  Oesterreich  wie  in  Frankreich  geltende 
PräventiTaystem  mit  Legirungazwang  gebaut. 

Preutseen  hatte  schon  zuvor  eine  etwaige  legislative  ße- 
liandlung  der  Sache  in  das  Auge  gefasst,  die  dabei  haupt- 
sächlich in  Betracht  kommenden  Oesiclitspunkte  nach  Ver- 
nehniim^^  der  Organe  des  Handeisstandcs  und  einzelner  bach- 
versiändiger  in  einer  Denkschrift  zusaiiiiiu  ngestellt  und  letztere 
der  Konferenz  mitgetheilt.  Nunmehr  brachte  es  unter  gleichem 
Vorbehalte,  wie  von   dem  österreichischen  Bevollmächtigten 

feschehen  war,  einen  Gegenentwurf  ein,  in  welchem  das  Verbot 
es  Feilbietens  und  des  Verkaufs  von  Waaren  geringeren  aU 
des  nach  dem  Vertrage  zulässigen  Feingehalts  oder  von  solchen 
Waaren,  welche  mit  einem,  den  Vorschriften  des  Vertrags  ent- 
sprechenden Stempel  nicht  versehen  sind,  an  die  Spitze  gestellt, 
ferner  über  den  geringsten  zulässigen  Peingehalt,  über  Be- 
schaffenheit des  StenijH'Is  n.  s.  w.  Bestimmung  ^^etrnffen,  dagegen 
jedem  der  kontrahirendeu  Theile  überlassen  war.  ob  er  die 
Stempelung  entweder  Beamten,  welche  die  Waare  vorher  auf 
den  Feingehalt  zu  prüfen  hätten,  übertragen  oder  dem  Ver- 
fertiger der  Waare  unter  dessen  eigener  Verantwortlichkeit 
zur  rflicht  machen  wolle.  Der  österreichische  Bevollmächtigte 
erkannte  die  Möglichkeit  einer  Vereinbarung  auf  der  Basis 
dieses,  beide  erwähnten  Systeme  neben  einander  stellenden 
Gegenentwurfs  an  und  machte  deren  Zustandekommen  nur 
von  der  Vereinbarung  ausreichender  Bestimmungen  über  dfe 
beabsichtigte  Ueberwachung  und  über  die  Straten  abhängig. 

Bei  der  hierauf  in  einer  Reihe  von  Sitzungen  gepflogenen 
Berathung  win  de  der  Entwurf  in  mehrfacher  Beziehung  amen- 
dirt  und  es  ging  hieraus  ein  dem  4.  Protokolle  vom  9.  bis 
16.  Mai  1856  beigefügter  Vertragsentwui  t  hervor,  welcher 
voriiiulig  unter  allbcitigem  Vorbehalt  späterer  Abänderungen 
und  Ergänzungen  festgestellt  wurde. 

Zu  einer  definitiven  Einigung  kam  es  nicht.  Mehrere 
Regierungen,  insbesondere  die  von  Preussen,  Bayern  und 
Sadisen,  hatten  mancherlei  Bedenken  gegen  den  vorläufig  fest- 
gestellten Entwurf.  Vor  allem  aber  wurde  von  der  preussischen 
Kegierung,  welche  bei  der  Aufstellung  ihres  Entwurfs  von  der 
Absicht,  in  ihrem  Lande  das  Keprcssivsystcm  einzufiihren, 
und  von  der  V  oraussetzung,  dass  die  ii]>rigen  Zollvereinsslaaten 
lUr  daRselbe  System  ^ich  entsciieiden  und  demzufolge  nur  im 
Zollverein  einerseits  und  in  Oesterreich  andererseits  zwei 
verschiedene  Systeme  sich  gegenüberstehen  würden,  geleitet 
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worden  wari  in  £rwagung  ges<M;eD,  dasB  das  Zutreffen  dieser 
VoraosaetsuDg  erst  sicher  zu  stellen  sei.  Dazu  kam  in  Betracht, 

dass  es  sich  um  Bestiinmurfren  handelte,  welche  tief  in  die 
innere  gewerbepolizeiliche  Gesetzgebung  der  einzehien  Staaten 
eingreifen  würden,  und  deren  liedürtniss  im  allgemeinen  oder 
deren  Zweckmässigkeit  im  einzelnen  wohl  bestritten  werden 
konnte,  ferner,  dass  diese  Bestinnnungcn  für  fast  alle  Staaten 
neu  waren,  dass  sie  in  den  Kreis  der  eigentlichen  Zollvereins- 
Anpelegenheiten  nicht  gehörten  und  dara  zwei  wesentliek  be- 
tbeiligte  Regierun|;en  —  Baden  und  Kurheesen  —  bei  der 
Konferenz  in  Wien  nicht  yertreten  gewesen  waren.  Die 
preussiäche  Hegiening  erachtete  es  daher  für  angemessen,  vor 
einer  Fartsetzung  der  Verhandlungen  vorerst  sftmmtlichen  Zoll- 
vereinsregierungen  Gelegenheit  zu  einer  Prüfung  und  Aeussenmg 
itl»er  den  Kntwurf  zu  geben,  und  Hess  denselben  den  K.ntwnrf 
mit  einer  Denksclirift  zugehen,  in  wclchfr  -zugleich  aiil  ciiiiL.'-o 
wci^entliche  Bedenken  gegen  den  Iniiait  des  Entwuriö  auf- 
merksam gemacht  wurde. 

Inzwischen  war  von  dem  Bevollmächtigten  f^r  Sachsen 
der  wiener  Konferenz  ein  Entwarf  zu  einem  Vertrage  wegen 
des  Feingehalts  der  6old>  und  Silberwaaren,  wie  er  nach 
Ansicht  seiner  Regierung  den  bisher  Ober  diesen  Gegenstand 
stattgefundenen  Erörterungen  zu  entsprechen  scheine,  über- 
reicht worden.  Dieser  Entwurf  befindet  sich  als  Beilage  bei 
dem       Protokolle  vom  29.  September  1856. 

KUckäuseernngen  an  die  preussische  Regierung  erfolgten 
von  15  deutschen  Kegieruogen  in  der  Zeit  bis  sum  Monat 
Mai  1857. 

Wenn  auch  die  Aubichten  nicht  durchgehend  überein- 
stimmten, in  einzelnen  Punkten  sogar  grundsätzlich  von  einander 
abwichen,  gewährten  die  Aeusserun^en  doch  im  allgemeinen 
Hoffnung  auf  eine  Verständigung.  Nicht  so  auch  die  wurttem- 
bergische  Erklärung,  welche  zu  den  wesentlichsten  Prinzipien 
des  auf  der  wiener  Münzkonferenz  vereinbarten  Vertrags* 
entwurfry  insbesondere  zu  dem  btempelungs-  und  Legirungs- 
zwange  die  Zustimmung  versagte. 

l'nterdess  war  flie  Müüzkonvention  vom  24.  Januar  1857 
zum  Abschluss  gelaugt.  Bei  den  in  Artikel  3  des  Handcls- 
un«l  Zoll  Vertrags  vom  19.  Februar  1853  vorgesehenen  V'er- 
hainllungen  über  weitere  Erleichterungen  des  Verkehrs  zwischen 
dem  Zollvereine  und  Oesterreich,  zu  welchen  im  März  1857 
zu  Berlin  eine  Konferenz  susanimentraty  wurde  zwar  die  Er- 
ledigung jener  nicht  zum  Austrag  gebrachten  Sache  von  der 
österreichischen  Regierung  wieder  angeregt  (Punkt  II  des 
Protokolls  vom  27.  März  1857).  Die  Angelegenheit  ist  aber 
später  nicht  wieder  aufgenommen  worden,  und  namentlich  «auch 
bei  dem  Abschlüsse  der  Handels-  und  Zollverträge  mit  Oester- 


Digiii^cü  Ly  <jOOgIe 


6 


VI.  3. 


reich  vom  11.  April  1865  und  vom  9.  März  1868  unerledigt 
geblieben. 

Inswischen  wurde  die  Materie  in  Oesterreich  durch  das 
Geseti  über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaareu 
und  dessen  Ueberwachung  vom  19.  August  1865  (S.  181 
des  nsterreichisclien  Rcichsgcsetzblattes  vom  Jahre  1866) 

und  bald  darauf  in  Bayrrn  flurch  die 

Verordnung,  den  ir'eiiigclinlt  und  die  Probe  von  Gold- 
und  Siiberwaaren  betrellend,  vom  28.  Oktober  1868 
(Regierungsblatt  vom  Jahre  1868  Ö.  2281  ff.) 

geregelt. 

Die  Augolegenheit  ruhte  sodauu,  bis  im  llerb&t  des  Jahres 
1872  die  Fabrikanten  Wilkens  und  Söhne  in  Bremen  im 
Verein  mit  154  Fabrikanten  und  Verkäufern  von  Siiberwaaren 
aus  Nord-  und  Sttddeutachland  beim  Bundesrath  um  die  gesets- 
liehe  Regelung  des  Feingehalts  der  im  Deutschen  Reiche  autn 
Verkauf  ausgebotenen  Siiberwaaren  petttionirten. 


Die  Petition  von  Wilkens  und  Söhne  zu  Biemeu  und 

tieiioHsen,  vom  Jahre  lb72. 

Die  vorgenannte  Petition  gab  den  unmittelbaren  Anlass 
au  der  nunmehr  erfolgten  Regelung  den  Feingehalts  der  Gold- 
und  Siiberwaaren  im  Deutschen  Reich.  Es  waren  namentlich 
drei  Momente,  welche  der  Petition  zü  statten  kamen: 

die  Errichtung  des  Deutschen  Kelchs  und  der  Uebei^gang 

der  Gewerl)egcsetzgebung  auf  das  Reich, 
die  Einführung  eines  neuen  Gewichtssystems,  endlich 
der  üebcrgang  Deutschlands  zur  Goldwaiiruug. 

Die  Petenten  hoben  hervor,  flass  fast  sämmtliche  btaaten 
von  jeher  durch  gesetzliche  Bestiniinungen  dieiu  ihren  Gebieten 
befindlichen  Kdehuetalle  gegen  willkürliche  Vermischung  und 
Unbestnnuibarkeit  ihres  Werthes  sichergestellt  haben,  um  aut 
diese  Weise  einen  niclit  unbedeutenden  Theil  ihres  in  gewibseni 
Sinne  baaren  oder  allzeit  disponiblen  Vermögens  gegen  £ut> 
werthun^  au  schützen.  Auch  in  Deutschland  habe  es  an  solchen 
ffesetalichen  Vorschriften  nicht  gefehlt,  nur  haben  sich  dieselben 
bei  der  politischen  Zerrissenheit  so  bunt  gestaltet,  dass  sie  in 
dem  neuen  Reich,  welches  seine  gesetaliche  und  vrirthschaft* 
liehe  Einheit  so  glücklich  anslrdxj,  nur  noch  als  Unordnung 
und  Hemmniss  für  freie  gCBchlLütUche  Bewegung  und  vortheif 
hafte  Fabrikation  bestehen.  Dazu  werde  £e  Menge  des 
Silbers,  welches  Deutschland  bei  seinem  wachsenden  Wohl- 
stand zu  den  verschiedensten  Gebrauchs-  und  Luxusgegen* 
ständen  in  seinen  Besitz  bringe,  eine  immer  grössere,  und 
deshalb  eine  emlieitliche  gesetznche  Bestimmung  wegen,  seiner 
Legirung  entschieden  wuuschenswerth. 


Digitized  by  Google 


7 


Es  wird  dann  in  der  Petition  weiter  ausgeführt,  dass  zur 
Zeit  in  Deutscliknt^  drei  verschiedene  Silbergenalte  verarbeitet 
'werden:  der  cltli  tlugc  in  Schleswig-Holstein,  Posen  und  Schlesien, 
der  zwölflöthige  in  den  nördlichen  und  (»stlichen,  der  dreizehn- 
lothige  in  den  südlichen  und  westlichen  Tlieilen.  Dazu  hätten 
aber  Preiskoukunuuz  und  misäbräuchliche  Benutzung  eines 
gesetzlich  eingeräumten  Remediums  für  verzeihliche  Ungenauig- 
Reit  die  wirklichen  Legirnngen  an  die  untersten  Grenzen  dieses 
Kemediums  herabgedrückt,  so  dass  tbatsftcfalich  obige  Gehalte 
«elteo  voll  gefunden  würden  und  eine  Erhöhung  dringend 
geboten  erscheine,  damit  nicht  ferner  im  Auslande  die  Be* 
aennuDg  „deutsches  Silber**  gleichbedeutend  sei  mit  ^schlechtes 
«md  unechtes  Silber". 

Hinsichtlich  der  Kinluliiung  eines  neuen  Gewichtssyötems 
wurde  hervorgehoben,  daas  die  kölnische  Mark  zu  16  Loth, 
•das  Loth  zu  18  Orän,  abzuschaffen  und  die  Uebertragung  der 
AUS  liir  entnommenen  Verhältnisse  tür  Feingehalt  und  Remedmm 
auf  Dezimalstellen  unpraktisch,  deshalb  eine  Bezeichnung  der 
künftigen  Legirun^  nach  einfachen  dezimalen  VerhAltnissen 
wttttsc«enswerth  sei« 

Endlich  wurde  mit  Rücksicht  auf  den  Uebergang  Deutsch- 
lands  zur  Goldwährung  hervorgehoben,  dass  nach  dem  Ver* 
«chwinden  der  groben  ÖÜbermünzen  dem  Fabrikanten  nicht 
mf'hr  yy\r  bisher  in  je  80  Tlialern  ein  Pfund  fein  Silber 
zur  \  erlugu]i<^  stehen  werde,  sondern  er  werde  sein  Arbeits- 
Silber  nach  einer  \  aluta,  die  auf  Gold  basiri  sei,  also  zu  schwanken- 
derem Preise  einkaufen  müssen,  und  wenn  dann  keine  gesetz- 
liche Vorschrift  über  Feingehalt  seiner  Silberwaaren  ihm  zur 
^ite  stehe,  werde  ein  allmähliches  Heruntergehen  der  Legirung 
nicht  ausbleiben. 

Die  Petition  schloss  mit  dem  Satze: 

^Fabi  ikMiiten  wie  Verkäufer  von  JSilberwaaren  sehnen  sich 
darnach,  durch  ganz  Deutschland  in  einen  freien,  nicht 
mehr  durch  widersprechende  Verüidnungeu  erschwerten 
Verkehr  unter  einander  treten  zu  können,  und  wünschen 
ihren  Kunden  gegenüber  ein  offenes^  Allen  bekanntes  Werth- 
▼erhältnlss  des  Arbeitssilbers  und  eeiner  L^rung  herbei* 
geflfthrt  zu  sehen/ 

Der  Petition  war  ein  Gesetzentwurf  beigefugt,  welcher 
die  Anfertigung  geringhaltiger  Silberwaaren  (unter  looo 
Feingehalt)  verbot  und  die  Stempelung  aller  Silberwaaren  mit 
einem  einheitlichen  Stempel  (Kaiserkrone,  Adler  oder  dergl.) 
unter  BeidrUckung  der  Gesch&ftsfirma  durch  den  Verkäuier 
Torschrieb. 

Von  einer  Regelung  des  Feingehalts  der  GoMwaaren 
sahen  die  Petenten  aV>.  weil  es  ihnen  nicht  gelungen  war^  von 
den  grösseren  Fabrikanten  derselben  in  Pforzheim,  Stuttgart 
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und  liauau  Vorschläge  dafür  zu  erhalten,  indem  eine  gesetz- 
geberische Behandlung  dieses  Industriezweiges  viel  grossejre 
{Schwierigkeiten  biete. 


Bundesrathsbeschlusse  vom  17.  Februar  1873 
und  4.  Februar  1875. 

Unter  dem  17,  Februar  1873  beschloss  der  Bundesrathy 
die  vorstehend  wiederi-':e8:ebene  Eingabe  den  Kegieriinp^en  der 
deutschen  liuiideä7>taateu  mit  dem  Anheimeeben  mitzutheilen, 
innerhalb  der  nächsten  drei  Monate  darüber  eine  Ansichts- 
äusserung  an  das  Retchskanslenunt  gelangen  su  lassen. 

Wie  aus  einem  dem  ßundesratb  erstatteten  Vorbericbt 
des  Ausschusses  für  Handel  und  Verkehr  vom  14.  Dezember 
1872  hervorgeht,  erschien  es  nicht  angemessen,  schon  damals- . 
mit  einer  materiellen  Prüfung  der  durch  die  Petition  wieder 
in  den  'Vordergrund  gestellten  Frage  sich  zu  liefassen.  Die 
Verhältnisse  seien  nicht  mehr  dieselben  wie  zu  jener  Zeit, 
da  die  deutschen  liegierungen  über  die  Frage  verhandelt  und 
zu  derselben  Stellung  prenommen  liätten.  Der  theilweise  Leber- 

Sang  der  Gesetzgebung  aut  diesem  Gebiete  aui  das  Reich,  das 
urch  die  Gewerbeordnung  proklamirte  Prinzip  der  Gewerbe- 
freiheit^  der  Aufschwung,  den  die  betreffende  Industrie  in  der 
Zwischenzeit  genommen  habe,  und  die  grössere  Kompliztrtheit 
derselben,  der  im  Waarenverkehr  steigende  Verbrauch  von 
Surrogaten  för  Gold  und  Silber,  der  in  der  Petition  hervor- 
gehobene, namendich  in  Bezug  auf  den  Export  bestehende 
Unterschied  der  Verhältniese  bei  Gold-  und  bei  »Silberwaaren, 
der  von  dem  Ueberganc:'^  zur  (Toldwährung  zu  erwartende 
Einfluss  auf  den  Preis  des  Arbeitssüljers :  alles  das  biete  neue 
Gesichtspunkte  dar  und  lasse  die  Frage  nicht  mehr  in  dem- 
selben Lieht  erscheinen  wie  vor  15  Jahren.  Es  sei  bedenklich 
ohne  weiteres  zu  den  Prinzipien  des  damals  aufgestellten,  einer 
Vereinbarung  nah^ebrachten  Vertragsentwurft  zurück  su 
greifen,  nicht  minder  bedenklich|  eine  neue  Basis  zu  suchen, 
ohne  dass  den  Regierungen  zuvor  Gelegenheit  geboten  worden, 
mit  Berücksichtigung  der  neuen  Gestaltung  der  politischen  und 
industriellen  Verhältnisse  die  Frage,  in  Ansehung  sowohl  de»  ' 
Bedürfnisses  einer  gesetzlichen  Regelung  überhaupt  als  der 
dabei  zu  hofolirpndpn  Prinzipien  insbesondere,  einer  erneuten 
Erwägung  zu  unlerzieiien. 

In  Folge  jenes  Beschlusses  gelangten  von  fast  sainuitlichen 
Regierungen  mindei  oder  mehr  eingehende  Aeusserungen  an 
das  Reichskanzleramt. 
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Dieselben  waren  der  gesetzlichen  Regelung  der  An- 
Mlesenheit  im  allgemeinen  günstig.  Ueber  die  hierbei  stt 
befe&enden  Prinzipien  gingen  die  Ansichten  indeseen  noch 
tot  einander. 

Bei  dieser  Sachlage  beacliloss  der  Biindesrath,  dem  da» 
Material  vom  Keichskanzler  unterbreitet  wurde,  den  letzteren 
zu  er8ii'"lien,  den  Entwurf  eines  GeRetzes  Uber  Feststellung" 
des  Feiii^'eiialts  der  zum  \'erkaiif  ^^eateiiten  ^^ilbtTwaaren,  soweit 
noihig,  oacli  WTnehniunc:  von  Sacliverstäntligeii,  autstellen  zu 
lassen  und  dem  Buiideisraih  vorzulegen  (Beschluas  vom  4.  Febr. 
1676,  §  93  der  Protokolle;. 


Die  gesetzgeberischen  Hauptfragen. 

Die  Haaptfiragen,  auf  welche  es  hei  der  R^gelunff  der 
Angel^nheit  ankam,  betrafen  die  Legirang,  die  Attsranrang 
der  Stanpelnng  und  die  fieliandlung  der  Imporiwaaren. 

I.  In  ersterer  Beziehung  war  zwischen  drei  verschiedenen 
STStemen  zn  wSblen: 

1.  die  Verarbeitung  der  edleii  Metalle  uur  in  bestimmten 
Mischungsverhältnissen  zuzulassen  (Legirungszwang), 

2.  aUe  Mischun^sverhfiltiusse  sasulassen,  die  Bezeichnung 
des  Feingehalts  jedoch  vorzuschreihen  (Stempelungs- 
awang), 

3.  die  Verarbeitung  in  jedem  MisclmngsverhlÜtnisse  zwar 
zu  gestatten,  die  Bezeichnung  als  Waare  aus  edlem 
Metalle,  beziehungsweise  die  AufdrückoDg  eines  den 
Feingehalt  bezeichnenden  Stempels  aber  auf  bestioimte^ 
feinere  Legimngen  zu  beschränken  (Stempeiungs- 
verbot  für  die  nicht  normalgehaltigen  Le- 
gi r  u  n  g  e  n). 

II.  In  Betreflf  der  Durchführung  der  Stempelung,  mochte 
dieselbe  nun  im  Sinne  des  unter  1,  2  oder  3  vor  be- 
zeichneten Systems  beliebt  werden,  kam  es  darauf  an, 
zu  entscheiden,  ob  die  Stempelung  zweckmSssiji^er  amt- 
lich durch  staatlich  angestellte  Beamte  zn  p^eschchon  bat 
(Pr  ä  ve  n  t  i  V  s  ys  t  em)  oder  den  dafür  verantwortlichen 
Produzenten  zu  überlassen  ist  (Kepressiv System). 

lU«  Hinsichtlich  der  Importwaaren  musste  festgestellt  werden, 
ob  man  den  mit  ausländischen  obrigkeitlichen  Stempeln 
versehenen  Waaren  eine  privileeirte  Behandlung  zu  Tbeil 
werden  lassen,  oder  ob  man  ausländische  Waaren  nur  zu- 
lassen wollte,  wenn  dieselben  entweder  nicht  gestempelt 
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oder  durch  die  inlandischeü  Verkäufer  mit  dem  Reichs* 
Stempel  und  ihrer  Firma  versehen  sind. 
Kndlich  kam 

IV.  in  Fra-^e,  ob  die  et\\  a  zu  erlassenden  Bestimmungen  auf 
die  Goldwaarea  uubgcdehut  werden  soUteu. 


Enqaete  vom  Jahre  187ä. 

In  Austuhrung  des  Bundesrathsbeschlusses  vom  4.  Februar 
1875  veranlasste  das  Reichskauzleramt  eine  umfassende  Kn- 
ouete,  indem  es  einen  vorläutigen  *  Tesetzentwurt"  aufstellte  und 
aenselben  durch  Vcrmittelung  der  Laudesbehörden  ziihlreicheu 
Fabrikanten  und  Kaulleuten,  sowohl  aus  den  Kreisen  deä 
kleinen  als  auch  des  grossen  Gewerbes,  und  insbesondere  auch 
aus  dem  Bereiche  der  Kunstindustriei  zur  saehverständigen 
Prüfung  mittheilte. 

Der  In  solcher  Weise  der  fachmännischen  Beurtheilung 
unterstellte  Entwurf  war  dem  Beschlüsse  des  Bundesraths 
gemJlss  zwar  auf  Silberwaaren  beschränkt  t^ebheben.  Da 
iudesd  bei  jener  Beschlussfassunp^  von  einer  l»ereils  der 

Wunsch  Ausdruck  gefunden  halle,  dass  die  gesetziiclie  Kegeluug 
auf  die  Goldwaareii  ausgedehnt  werden  möge,  s<i  wurde  den 
bachverständigen  auch  die  Frage  vorgelegt,  ob  sich  eine  Aus- 
dehnung de»  Entwurfs  auf  die  Goldwaaren  empfehle. 

Die  Bestimmungen  des  Entwurfs  beruhten  auf  folgenden 
Grundsätzen: 

1.  dass  gewisse  Grade  des  Feingehalts  auf  den  Waaren  durch 
eine  bestimmte  in  ganz  Deutschland  gleiche  Stempelung 
BoUten  bezeichnet  werden  dürfen; 

2.  dass  andere  als  diese  Gehaltsbezeichnungen  unzulässig 

sein  sollten; 

3.  dass  den  Betheiligten  Gelegenheit  gegeben  werden  sollte, 
die  Richtigkeit  der  Gehalt*)  >ezeichuungen  in  glaubwürdiger 
\\  eise  lestöteiien  zu  iaöäen. 

Der  Entwurf  wurde  zur  Aeusserung  vorgelegt :  in  Preussen 
insbesuiidcre  iSachverständiijen  aus  Frankfurt  a.  M.,  Hanau, 
Kassel,  Kclu,  Aachen,  Altona,  Durtmund,  Hanuover,  Berlin, 
Königsberg,  Breslau  u.  a. ;  in  Bayern  zahlreichen  Handels- 
kammern und  einzelnen  Sachverbiaudigen,  desgleichen  in 
W^tirttemberg  (Stuttcai  t,  Gmünd)  und  Baden  (Pforzheim,  Karls- 
ruhe, Freiburg,  Heidelbere);  ferner  Sachverständigen  in  Darm- 
stad^  Lübeck,  Bremen^  Hamburg  u.  s.  w. 

Der  Standpunkt  des  Entwurfs  fand  bei  dem  weit  über- 
wiegenden Theil  der  gewerbUchen  Kreise  Zustimmung.  Mehrfach 
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M'urde  der  ZuAtand,  wonach  bezüglich  des  Feingehalts  der 

E'lelmetallwaaren  nicht  nur  in  den  verschiedenen  Theilen 
D'Mitsclilands  ein  verschiedeaes  Hecht  galt,  sondern  auch 
Fabrikation  und  Handel  von  verschiedenen  Gewohnheiten  be- 
herrscht wurden, als  unhaltbar  bezeichnet.  Ks  wurde  zugegeben, 
<ia8ä  Täuschungen  des  rublikums  ubei  don  Fcingenalt  der 
Waaren  häufig  Yorkommen,  dass  eine  grosse  Menge  von 
Waaren  im  Verkehr  sei,  welche  einen  geringeren  als  den  idl- 
gemein  gebräuchlichen  und  aelbet  als  den  anadrUckUch  ange- 
gebenen Feingehalt  besitzen.  £s  wurde  behauptet,  dass  unter 
den  gegenwärtigen  Verkelirsverhältnissen  der  Feingehalt  der 
Waaren  immer  mehr  sich  verrinp^ern  müsse  \mr\  auch  that- 
siichlich  in  stetiger  Alinahme  begritfen  sei.  l>s  ^\  urde  beklagt, 
dass  hiedurch  die  Technik,  nafnentlich  nach  der  kunstgewerb- 
lichen Seite  hin,  in  sehr  nachtheiliger  Weise  berührt  werde 
und  dasä  der  Absatz  deutscher  Waare,  insbesondere  in  das 
Antland  —  wenn  auch  yielleicht  durch  die  Billigkeit  der  gering- 
baltigen  Waare  vorfihergehend  gehohen  —  auf  die  Daner  jeden- 
falls zurückgehen  mUaae.  In  den  gewerblichen  Kreisen  zeigte 
eich  die  Ueberoeugung  verbreitet^  dass  diesen  Uebelstünden 
und  Gefahren  mit  Erfolg  entgegengearbeitet  werden  könne, 
wenn,  wie  der  zur  Beurtheilun^  gestellte  Entwurf  dies  beab- 
sichtige, den  Fabrikanten  und  Kaufleuten  die  Möglichkeit  ge- 
boten werde,  ihre  bessere  Waare  in  allgemein  gültiger  und 
allgemein  verständlicher  Weise  kenntlich  zu  machen. 

Die  Gegner  des  Entwurfs  theilten  sich  in  zwei  Lager. 
Kur  sehr  wenige  Stimmen  waren  es.  welche  sich  überhaupt 
gegen  eine  Intervention  der  Gesetagebung  aussprachen,  sei  es 
weil  sie  solche  für  unnütz,  sei  es  weil  sie  dieselbe  für  schädlich 
hielten.  Zahlreichere  Q^pier  fand  der  Entwurf  deshalb,  weil 
er  nicht  s  c  harf  genug  gej^en  die  bestehenden  i\li?sständo 
vorgehe.  Fiiiiu:  rnit  der  vorherrscIiPiKlcn  Anschauuni^^  in  der 
Verurtheilung  de^  Bestehenden,  theilteu  diese  Gegner  docli  nicht 
die  Hoffnung,  dass  ein  auf  der  Grundlage  des  Entwurfs  er- 
lassenes Gesetz  nachhaltige  Wirkung'en  haben  werde.  Ihre 
Wünsche  waren  deshalb  auf  <tie  EänfOhrung  eines  Stempelung^- 
swanges  und  theils  sogar  eines  Legirungszwanges  gerichtet. 
In  Korddeutschland  nur  wenig  vertreten,  hatten  diese  Ansichten 
in  Sttddeutschland  weitverbreiteten  Ausdruck  gefunden. 

Die  Frage,  ob  auch  die  Goldwaarenindustrie  eine  gesetz- 
liche Rr-5T:elung  in  der  Richtung  des  Entwurfs  wiin^chenswerth 
ersclieinen  hisse,  war  in  den  sachverständigen  Kreisen  eben- 
fallö  eingehend  erwogen  worden.  Eine  besonders  lebhafte, 
über  den  Bereich  der  amtlichen  Erhebungen  weit  hinausgehende 
Erörterung  erfuhr  sie  an  den  Huuptsitzen  der  deutschen  Gold- 
waarentndttstrie:  in  Hanau,  Stuttgart,  Schwäbisch'Gmttnd  und 
Ffor^eim.  Während,  von  letateren  Orten  abgesehen,  in  Süd- 
deutaehland  &st  einstimmig,  in  Norddeutschland  und  namentlich 


Digitized  by  Google 


VL  3, 


in  Berlin  einstimmig  die  Ausdehnung  des  Entwurfs  auf  die 
Goldwaaren  gewünscht  wurde,  bildeten  sich  in  deu  [j:enanijtcn 
Städten  unter  der  Einwirl^ung  lebhafter  Agit^itionen  zwei 
Parteien,  von  welchen  die  eine  ebenso  entschieden  für  diese 
Ausdehnung  war,  wie  die  andere  dieselbe  verwarf.  In  Statt - 
aurt  und  Gmünd  tchien  wie  von  der  letsteren  vertretene  Aaf- 
nuBung  nur  wenig  Anhänger  su  besitsen,  in  Pforzheim  war 
sie  anscheinend  me  tiberwieg;ende,  in  Hanau  waren  beide 
Meinungen  stark  vertreten. 


Gesetzentwurf  vom  Jahre  1878. 

Das  Ergebniss  der  Erhebungen  vom  Jahre  1675  durfte 
im  ganzen  als  eine  Bürgschaft  daAir  angesehen  werden,  das» 
mit  den  Grundsätzen  des  aufgestellten  Entwurfs,  von  Einael- 
heiten  abgesehen,  der  richtige  Weg  für  die  Lösung  der 
schwellenden  Frage  eingeschlagen  war.  Während  FabriKation 
und  Handel  in  ilirfr  ffien  Hewefi^inig  dndure}\  nicht  beschrankt 
wurden,  wurde  duch  den  betheiligteu  Kreisen  die  Möglichkeit 
^rehoten,  ans  eigener  Initiative  einfachere  UHd  solidere  Ver- 
iiakuiHäe  in  das  Edelmetallgewerbe  einzuführen.  So  gewährte 
der  Entwarf  einen  beachtenswerthen  Yorthöl,  ohne  anderer- 
seits Gefahren  zu  erzeugen.  Von  diesem  Gesichtspunkte  au» 
musste  es  sachgemUss  erscheinen,  auch  die  Goldwaaren  unter 
das  Gesetz  zu  stellen.  Die  Grundlagen  des  Entwurfs  konnten 
demnach  bei  den  weiteren  Vorarbeiten  umsomehr  festgehalten 
werden,  als  dieselben,  und  zwar  auch  in  der  Anwendung  auf 
die  (loldwaareniTidustrie  der  Auffassung  der  meisten,  durch 
die  Industrie  itii  er  Länder  an  der  Frage  betheüigten  Bundes- 
regierungen entsprachen. 

Demgemäss  gelangte  nach  weiteren  eingebenden  Be- 
rathnneen  im  Bundesrath  unter  dem  6.  Märs  1878  der  nach- 
stehende „Entwurf  eines  Gesetaes  über  den  Feingehalt  der 
Gold-  und  Silberwaaren**  an  den  Reichstag. 

§  1- 

Eine  Angabe  des  Feingehalt**  auf  Gold-  und  Sülir-i-waaren 
ist  nur  n«ich  Maassgabe  der  folgenden  Bestimmungen  gestattet. 

§2- 

Auf  Silberwaaren  darf  der  Feingehalt  nur  in  800  oder 
mehr  Tausendtheilen,  auf  Goldwaaren  nur  in  580  oder  mehr 
Tausendtheilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliche  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 
Waare  noch  auch  in  deren  einzelnen  Bestandtheilen  bei 
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Silberwaaren  mehr  als  8,  bei  Gold  ^v  a  a  ren  um  mehr  als  5  Tausend« 
theile  unter  dem  angegebenen  Feingehalt  bleiben.  Bei  £r- 
mittelaog  des  Feingehalts  bleibt  die  Löthung  ausser  Betracht. 

§  3. 

Die  Angabe  des  Feingehalts  geschieht  durch  ein  Stempel- 
lelchen,  welches  die  Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma 

des  Geschäfts,  fiir  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist, 
kenntlich  macht  Die  Form  des  SteiDpeizeichens  wird  durch 
den  Keicbskanzier  bestimmt 

§  *■ 

Ausländische  Waaren,  deren  Feingehalt  durch  eine  diesem 
Gesetze  nicht  enuprechende  Bezeiclinung  angegeben  ist, 
dürfen  feilgehalten  werden^  wenn  sie  ausserdem  mit  einem 
Stempelaachen  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind. 

§  5. 

Für  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Feingehalts  haftet 
der  Verkäufer  der  Waarc.  Ist  deren  Stempelung  im  In- 
lande  erfolgt,  so  haftet  gleich  dem  Verkäufer  der  Inhaber 
des  G^chäns^  iUr  welches  die  Stempelung  erfolgt  ist. 

§  0. 

Gold-  oder  Mll)erwaaren,  auf  uoichen  der  Feing^ehalt 
aDgege))Oii  ist,  dürfen  mit  ande  ren  metallischen  JStotVen  nicht 
ausgetulit  sein:  Verstärkung.svurrichtungen,  welche  im  Innern 
der  n  aare  augebracht  &ind,  dürfen  mit  der  letzteren  metallisch 
nicht  vei  bunden  sein. 

Mit  Oeldstrate  bis  zu  ir^iatausend  Mark  oder  mit  Ge- 
faDgniss  wird  bestraft: 

1.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  Gesetz 
mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  nicht  versehen  sein 
dürfen,  mit  einer  solchen  Angabe  versielit; 

2.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  ( iesetz 
mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  versehen  sein  dürfen, 
mit  einer  anderen  als  der  nach  diesem  Gesetz  zulässigen 
Fein^ehalti^angabe  versieht : 

3.  wer  andere  Waaren  als  Gold-  und  Silberwaaren  mit 
einer  nach  diesem  Gesetz  für  den  Feingehalt  von  Gold- 
und  Silberwaaren  zulässigen  oder  einer  ähnlichen  An- 
gabe versieht; 

4.  wer  Waaren  f^hält^  welche  mit  einer  diesem  Gesetze 
nicht  entsprechenden  Angabe  yersehen  sind. 

Mit  der  VerurtheÜung  ist  zugleich  auf  Vernichtung  der 
gesetzwidrigen  Bezeichnung  oder,  wenn  diese  in  anderer 
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Weise  Diciit  möglich  ist,  auf  Zerstörung  der  Waare  sa 
erkenneu. 

§  8. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  1879  in  Kraft.  An  dem- 
selben Tage  treten  alle  landesrechtlichen  Bestimmungen  über 
den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  ausser  Geltung. 

Der  vorstehende  Entwurf  Hess  somit  die  volle  Freiheit 
bestehen,  Waaren  in  jedem  Feingehalte  herzustellen,  und  awaag^ 
Niemand,  den  Feingehalt  auf  der  Waare  anzugeben.  Dagegen 
sollten  gewisse  Grade  des  Feingehalts  auf  den  Waaren  durch 
eine  bestimmte,  in  ganz  Deutschland  gleiche  Stempelung  be- 
zeichnet werden  können  und  andere  als  diese  Gehaltsbe- 
zeichnungcn  überhaupt  nicht  zulässig  sein.  Dir  manRsff'^'benden 
Gesichtspunkte  waren  dabei  aut  ein  zwiefaches  Ziel  gerichtet : 
zunächst  sollte  das  Publikum  im  Handel  und  Verkehr  mehr 
als  bisher  ^egen  Täuschung  gesichert  werden;  sodauu  aollte 
die  Fabrikation  in  ihren  auf  die  Vereinfachung  der  bestehenden 
Legirungsverhältnisse  gerichteten  Bemühungen  durch  das  Gesetz 
unterstützt  werden. 

„Auch  in  dieser  zweiten  Beziehung",  sagen  die  Motive  dea 
Entwurfs,  „ist  das  Interesse  des  Publikums  betlieiligt,  weil 
Täuschungen  um  so  eher  möglich  sind,  je  mannigfaltiger 
die  Legiiun*:  dir  auf  dem  deutschen  Markt  angebotenen 
Waaren  ist.  Aber  vorwiegend  wird  dadurch  ducli  deu  Interessen 
des  Gewerbes  Rechnung  getragen,  insoferu  für  dieses  die 
Kosten  und  die  Schwierigkeiten  der  Fabrikation  sich  steigern^ 
je  verschiedener  der  Gehalt  des  auf  dem  Markt  verkttuflichen 
rohen  und  Bruchmetalls  und  je  mannigfaltiger  der  Feinheita» 
grad  der  von  dem  Publikum  verlangten  Waare  ist 

„Nach  beiden  Richtungen  hin  sucht  der  Entwurf  nicht 
durch  Zwang  und  Verbote,  sondern  dadurch  zu  wirken,  dass 
er  Waaren,  welche  euie  in  technischer  und  wirthschaftlicher 
Hücksicht  vortheilhatte  Legirung  enthalt«'n,  durch  gewisse  Be- 
gimsliguiigen  auszeichnet:  das  Publikum  soll  darauf  liiuge- 
wiesen  werden,  vorzugsweise  Waaren  eines  bestimmten  Fein- 
gehalts zu  verlangen,  und  andererseits  das  Gewerbe  angeregt 
werden,  vorzugsweise  auf  die  Anfertigung  solcher  Waaren  sica 
zu  verlegen.  Während  damit  Fabrikation  und  Handel  in  ihrer 
freien  Bewegung  nidit  beschränkt  werden,  ist  doch  den  be- 
theiligten  Kreisen  die  Möglichkeit  geboten,  aus  eigener  Initiative 
einfachere  und  solidere  Verhilltnisse  in  das  Edehnetallgewerbe 
einzufiihren.  So  gewährt  der  Entwurf  einen  beachtenswerthen 
Vortheil,  ohne  andererseits  Gefahren  zu  erzeugen.  Ks  ist  zu- 
zugestehen, dass  seine  Bestimmungen  insofern  an  einem  Mangel 
leiden,  als  sie  eine  unmittelbare  und  bichere  Wirkung  in  der 
von  ihnen  begünstigten  Richtung  nieht  zu  äussern  vermögen. 
Erst  aUm&hlich  wira  die  Erfahrung  ergeben,  ob  die  betheiligten 
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Kreise  —  die  Gewerbetreibenden  ebensowohl  wie  die  Käufer  — 
geneigt  sind,  den  ihnen  geöflneten  Weg  mit  Krnst  zu  be- 
schreiten. Erfüllt  sich  diese  Aussicht  nicht,  so  kann  immer 
noch  erwogen  werden,  ob  die  Gesetzgebung  mit  strengeren 
Bestimmungen  ▼orangehen  toU.  £rläUt  sie  sich  'aber,  so 
werden  erbebliche  wirthschaftliche  Vortheile  erreicht  werden, 
ohne  die  Fabrikation  nnd  den  Handel  in  irgendwie  empfind- 
licher Weiie  einzuengen." 

Die  gesetzliche  Regelung  sollte  somit  nicht  auf  der  Basis 
des  ^Legirungszwanges"  (vergl.  oben  S  9)  erfolgen.  Zwar  be- 
ruhte und  beruht  noch  heute  die  Gesetzgebung  in  den  grossen 
Nachbarländern  Deutschlands,  insbesondere  P'ngland,  Franiv- 
reich  und  Oesterreich-Ungarn,  auf  dem  sogenannten  Legirungs- 
zwange,  wobei  die  Verarbeitung  von  Gold  und  Silber  nur  in 
wenigen  bestimmten,  meist  hohen  Feingebaltsstufen  zugelassen 
wird.  ^Eline  solche,  sehr  empfindliche  Beschränkung  des 
Gewerbes",  sagen  die  Motive,  „ist  für  Deutschland  aus  keinem 
Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Wohles  m  begründen.  Im 
Gegentheil  liegt  es  durchaus  im  Interesse  unserer  Industrie^ 
dass  Niemandem  verwehrt  wird,  in  jeglicher  Metallmisehung, 
wie  es  dem  augenblicklichen  Bogel ir  entspricht,  zu  arbeiten. 
Je  mehr  die  Fortschritte  in  derTeclmik  des  Verpfoldens,  Ver- 
silberns  und  Plattirens,  sowie  in  dem  Anfertigen  und  Ausfüllen 
hohler  Waaren  die  Darstellung  von  Gegenständen  mit  einer 
mcdhr  oder  weniger  starken  Hülle  aus  edlem  Metall  in  Auf* 
nähme  gebracht  haben,  um  so  naobtheiliger  muss  da«  Gewerbe 
durch  eine  Beschränkung  in  der  Legirungsweise  berührt 
%Terden.  Ganz  besonders  emp6ndlieh  sind  in  dieser  Beaiehung 
das  Kunstgewerbe  und  der  Ausfuhrhandel.  Jenes  wie  dieser 
verlanp:eTi  die  möglichste  Freiheit  in  dei-  Anwendung  des  za 
den  verschiedenen  Waaren  zu  verwendenden  Materials." 

Andererseits  verwirft  der  Ent\\  urt  auch  den  Stempelungs- 
zwan^  (oben  6.  9),  aus  den  vorhin  angeführten  Gründen. 
Derselbe  adopdrt  Tiebnehr  das  oben  als  drittes  au&efilhrte 
System  des  Stempelungsverbots  (Ür  die  nicht  normalgeoaltigen 
(die  niedrigen)  Lwirungen. 

Hinsichtlich  der  Durchfuhrung  der  Stempelung  wird  von 
der  fUnfubrung  amtlicher  Punzirung  Umgang  genommen,  da- 
gegen das  Repressivsystem  fVdion  8.  9)  eingeführt,  und  zwar 
auch  hinsichtlich  der  vom  Auslande  eingetübrten  Waaren. 


Berathang  des  Gesetzeutwuris  im  Reichstag. 

Am  21.  März  1878  fimd  im  Reichstag  die  erste  Berathung 
des  Gesetzentwuris  statt,  wobei  sich  drei  Redner  im  ganzen 
für,  ein  Redner  gegen  die  beabsichtigte  Regelung  aussprachen 
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und  schliesslich  die  VerweMung  an  eine  Vieraebner-Kommissioii 

beflchlossc  wurde. 

Ausweislich  dep  Kommissionsbrrichts  vom  10.  Mai  1878, 
Ist.  231  dor  Drucksaclien  des  Keiebstags.  war  die  überwiegende 
Mehrheit  der  Kommission  für  die  Vorlage.  Von  der  Kuinmission 
wurde  im  §  1  der  Gedanke,  dass  Gold-  und  Silberwaaren 
zu  jedem  Feingehalt  angefertigt  und  feilgehalten  werden  dürfen, 
ausdrücklich  ausgesprochen,  im  §  2  der  stenipeltahige  Fein- 
gehalt bei  üold  von  580  auf  585  Tauseiidthcile  erhöht,  und 
zu  §  4  der  Zusatz  beschlossen,  dass  Waaren,  welche  iür  den 
AbMts  im  Inhoide  oicht  bestiiDnit  sind,  den  Besdu^kangen 
der  §§  2  und  8  nicht  unterlie^n  ioUen. 

Wegen  Schlusses  der  Reichstagssession  fand  eine  zweite 
Berathung  der  Vorlage  im  Plenum  nicht  statt. 


KeiehstagS'PeUtioneu  aus  den  Jahren  1880  und  1881. 

Im  Jahre  1880  petitionirten  Bruckmann  und  höhne  in 
lleilbronn  und  im  Jahre  1881  W  ilkeus  und  Söhne  in  Bren.eu 
und  Genossen  beim  ReichstAg:  um  jjesetzliche  Regelung  des 
Feingehalts  der  üold-  und  biibcr waaren. 

Die  Petitiuiiökuinmission  erstattete  zu  diesen  Petitionen 
im  Jahre  1880  einen  mündlichen  Bericht  und  im  Jahre  1881 
einen  schrifüichen  Bericht,  jedesmal  mit  dem  Antrage, 

dem  Herrn  Reichskanzler  die  Petitfonen  aur  Erwägung  zu 
tiberweisen 

(Dracksachen  des  Reidistags  1880  Nr.  110,  1881  Nr.  235.) 
Beide  Male  gelangten  die  Kommissionsberichte  indessen  wegen 
^essionsschlusses  nicht  zur  Verhandlung  im  Plenum. 

Aus  dem  Berichte  vom  Jahre  1881  ist  die  in  denselben 
aufgenommene,  im  Jahre  1880  abgegebene  Erklärung  des 
Bundesrathskommissars  Geheimraths  xiieberding  bemerkens- 
werth: 

die  Reichsregierung  habe  sieb  keineswegs  schlüssig  gemach^ 
das  Gesetz  fallen  zulassen,  es  sei  vielmehr  dessen  Wieder- 
oiubringung  nur  durch  die  Fülle  anderer,  wichtigerer  Auf- 
gaben verschoben  worden. 

Die  Kommission  selbst  sprach  ihre  Ueberzeugung  dahin  aus, 

^dass  der  Erlags  eines  Gesetzes  nach  dem  mehrfach  er- 
wähnten Entwurf  über  die  Festsetzung  des  Feingehalts 
dazu  heitraLM  ii  wird,  die  Bestrebungen  unserer  Fabrikanten 
zur  Hebung  unserer  Kunt;tgewerbe  und  zur  Wiedererlangung 
des  Vertrauens  zu  deutschen  Gold-  und  Öilberwaaren  zu 
unterstützen^'. 
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Gesetzgeberische  Haassregeln  in  der  Schweiz  und 

in  Frankreich. 

Während  in  der  TOrangegebwen  Weise  sich  die  gesetas- 

febenden  Faktoren  in  Deutschland  mit  der  Hegclung  des 
'eingehalts  der  Gold-  und  Silberwaaren  abmühten,  ohne  zu 
einem  Resultat  zu  gelangen,  erliess  die  Schweiz  unter  dem 
23.  Dezember  1880  ein  Bundesgebetz,  betreffend  die  Kontro- 
lirun^  und  Garantie  des  Fein^ebalts  Atr  Gold-  und  Silber- 
waaren, dem  eine  Voliziehungsverurtinuntr  vom  17.  Mai  1881 
folgte.  Andererseits  brachten  in  der  Iranzusischen  Deputirten- 
kamnier  die  Deputirten  Viette,  Lockroy  und  Genossen  einen 
aut  die  Materie  bezüglichen  Gesetzentwurf  im  Februar  1882 
ein  (Documents  parlementaires:  Chambre  S.  340), 

Das  schweizerische  Gesetz  führte  für  1 8-  und  i4kariltige 
Uhrgehäuse  (^^'^'looo  und  **'/iooo  Goldgehalt),  sowie  für  *'^/iooo 
und  ^^'",1000  haltige  Silberwaaren,  sofern  sie  als  solche  be- 
zeichnet sind,  eine  obligatorische  Kontrolirung  tmd  Stempelung 
ein,  für  andere  Gold«  und  Silberwaaren  eine  fakultative  < 
Kontrolirung. 

Sollte  durch  dieses  Gesetz  der  amtlich  gestempelten 
schweizerischen  W  mire  im  Ausland  ein  erhöhter  Werth  ver- 
liehen und  deren  Absatz  dadureii  erleichtert  werden,  so  lag 
das  gleiche  Motiv  dem  vorerwähnten  französischen  Gesetz- 
entwurf  zum  Grunde.  Die  Motive  zu  diesem  Gesetzentwurf 
sagen  in  dieser  Beziehung: 

,Mit  Rücksicht  darauf,  dass  seit  der  Veröffentlichung  des 
Gesetzes  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI  der  innere 
Werth  der  zur  Juwelier-  und  GoldsehmicdenrLf  it  im 
Auslande  verwendeten  edlen  .Metalle  beständig  in  der 
Abnahme  begriffen  ist; 
dass  jenseits  unserer  (irenzen  goldene  und  silberne  Waaren 
von  jedem  Gehalt  getertigt  werden,  während  französische 
Produzenten  selbst  zur  Ausfuhr  kein  Gold  unter  750  und 
kein  Silber  unter  800  Tausendsteln  verwenden  können; 
dass  unter  diesen  nachthciligen  Umslanden  die  Konkurrenz 

auf  den  fremden  IVlärkten  ihnen  fast  unmöglich  ist; 
dass  es  leicht  sein  würde,  durch  Festsetzung  eines  vierten 
Gehalts  (titro)  und  eines  demselben  entspreehcnden 
Stempels  (poin^-on,  Punze)  dieser  Lage  der  Dinge;  alizu- 
helfen,  ohne  die  Interessen  des  Schatzes  und  den  Üuf 
der  Reelitlichkeit  unserer  Fabrikation  zu  schädigen  und 
den  kunventiouellen  Tarifen  zu  nahe  zu  treten  — 

aus  diesen  Gbrftnden  iat  es  angemessen,  das  Gesetz 
vom  Jahre  VI  auf  die  nachstehende  Weise  zu  verbessern 

VonAmCWi  C20)  VI.  8,  ^  B6diker.  2 
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Gesetzentwurf. 

Art.  1.    Mit  Aufhebung  des  Artikels  4  des  Gesetzes  vom 
19.  Briimaire  des  Jahres  VT  sind  die  Goldschmiede, 
Juweliere,  Juweleiihäiidler  uiui  Fa1;ri kanten  von  goldenen 
Uhrgehitiisen  betugt,  unter  Kontrolc  und  Bürgseliatt  des 
Staats  ausschliesslich  zur  Ausfuhr  bestimmte  Ailjciten 
aus  Gold  zum  Gehalt  von  584  Tausendsteln  und  aus 
Silber  yon  600  Tausendsteln  zu  fertigen. 
Em  besonderer  den  Gehalt  angebender  Stempel  und  ein 
eigenthümliches,  die  Bestimmung  der  Waare  zur  Ausfuhr 
ausweisendes  Gepräge  werden  durch  das  Departements- 
Btempclamt  auf  diesen  Gegenständen  angebracht. 
Art.  2.     Jedem    Fabrikanten,    Kaufmann,    Hänrller  und 
Komniissiniiiir  ist  verboten,  unter  ir-^a-nd  einem  X'orwande 
goldene  oder  sÜberne  Waaren,  welche  mit  geringerem 
als  dem  durch  das  Gesetz  vom  19.  Brumaire  bestimmten 
Gehalte  verfertigt  sind,  zum  innern  Verbrauch  zu  liel'eru. 
Art.  3.  Bezüglich  aller  übrigen  Bestimmungen  unterliegen 
die  in  Rede  stehenden  Gegenstände  den  Vorschriften  des 
Gesetzes  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI.* 
Der  Gesetzentwurf  ist  sodann  in  sehr  erweiterter  Form 
und  10  Artikel  enthaltend  am  3.  Juli  1882  von  der  Kammer 
der  A^iprrorrhjeten  angenommen  worden  (  Üebats  pailenientaires: 
Chambre  1682       1180)  und  unter  dem  25.  Januar  lbb4  als 
Gesetz  publizirt  (Journal  ofiicicd  Nr.  25  vom  26.  Januar  1884), 
Der  Wortlaut  dieses  Gesetzes  nebst  der  dazu  erlassenen 
Ausführungbverordiiung,  sowie  des  vorerwähnten  schweizerischen 
Gesetzes  nebst  Ausführungsverordnungen  ist  wegen  der  Be- 
deutungy  welche  dieselben  besonders  für  Deutscnland  haben, 
weiter  unten  mitgetheilt  werden.  —  Dort  finden  sich  auch  die 
uns  nahe  angehenden  belgisdu  n  und  österreichischen  Gesetzes- 
bestimmunp^on  zusammengestellt,  während  von  einer  weiteren  Be- 
handlung der  Gesetzgebungen  von  Spanien,  England,  Rnssland, 
»Schweden   und   Norwegen  —  sämmtiich    mit  o])li^Mtoriöcher 
Feingehaltßbcstimmung  und    Le^irungszwnnu    — .  bowie  von 
Holland  und  Italien  —  mit  fakultativer Fcingchaitsbestimmung  — 
abgesehen  wurden  ist. 


Regierungsvorlage  vom  Jahre  lss4. 

MuBste  durch  die  vorerwähnten  legislativen  Maassnahmen 
in  den  Kachbarländern  die  Aufmerksamkeit  der  auf  die 
Förderung  der  nationalen  Arbeit  bedaeliten  Iii  idisK  gierung 
erweckt  werden,  so  unterliessen  auch  einzelne  Handelskammern 
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(Osnabrück  u.  a.)  es  nicht,  auf  die  Nothwendigkeit  der  Regelung 
des  Feingehalte  der  Gold-  und  Silberwaaren  hinzuweisen^  und 
wurde  in  der  für  die  Berathnng  der  1883er  GewerbcN^rdnungs- 
Novelle  eingesetzten  ReichstagsKommission  an  den  diese  Vor- 
lage vertretenden  Regiernngskommissar  die  Anfrage  gerichtet, 
ob  nicht  jene  Regung  wieder  in  Angriff  genommen 
werden  solle. 

Die  verbiuuleten  Reperungen  nahmen  unter  dio^en  Um- 
ständen den  Gesetzentwurt'  vom  Jaftre  1878  wieder  aut'.  trugen 
den  von  der  Reichstairskomiiii.-siou  s.  Z,  beschiosscneu,  vor- 
wiej^ond  redakiionellen  Aeiideruiigcn  im  wesentliclien  Rechnung 
und  beschlossen  ausserdem  noch  einzehie  die  Hauptpriuzipien 
des  alten  Entwurfs  nnberUbrt  lassende  Abweichungen  von  dem 
letsrtern.  Insbesondere  wurden  die  Hauptgrundsätze  dar  frOberen 
Vorlage, 

dass  Gold-  und  Silberwaaren  zwar  zu  jedem  Feingebalt  an- 
gefertigt, mit  einem  Zdchen  des  Feingehalts  aber  nur 
dann  bezeicina  t  werden  dürfen,  wenn  sie  einen  bestimmten 

Gehalt  an  Edchiirtall  besitzen, 

dass  das  Feingehaltszeichen  im  ganzen  Reich  ein  einheit- 
liches sein  und  in  unzweifelhafter  Weise  den  wirklichen 
Fein2:ehalt  erkennen  lassen  soll. 

dass  endlic  h  jeder  Verkäufer  der  ^Vaare,  und  sofern  deren 
Stempelung  im  Inlande  erfolgt  ist,  auch  der  Inhaber  des 
Geschäfts,  für  welches  dieselbe  erfolgte,  fUr  die  Richtigkeit 
des  angegebenen  Feingehalts  haftet, 

unverändert  aufrecht  erhalten. 

Unter  dem  6.  März  1884  gelangte  der  Gesetzentwurf  an 
den  Reichstag  (Nr.  6  der  Drucksachen). 

Zu  demselben  ist  noch  Folgendes  zu  bemerken. 

Der  Gesetzentwurf  bezog  sich,  wie  insbesondere  aus  der 
Fassung  des  §  4  hervorging  —  vergl.  den  Gesetzentwurf 

in  dem  Anhang  zum  Kommissionsbericht  unten  Seite  46  — 
nur  auf  den  inländischen  Verkehr;  er  suHte  nur  auf  solche 
Fabrikationsge^'enstände  Anwendung  ünden,  welche  im  in- 
ländischen Handel  feil  gehalten  werden.  Ebenso  wurden  solche 
Gegenstände,  welche  ausserliaib  des  gewerblichen  Verkehrs 
durch  Verkauf  von  Hand  zu  Hand  ^ehen,  durch  den  Entwurf 
nicht  getroffen.  Hit  Rücksicht  aui  den  derart  beschränkten 
Geltungsbereich  des  Entwurfs  erschien  es  nicht  nöthig,  Aus- 
nahmen vi»n  einzelnen  Bestimmungen  zu  m.uhen.  Insbesondere 
unterblieb  dies  in  Ansehung  älterer  Gold-  oder  Silbergeräthe, 
welche  einen  besonderen  Kunst-  oder  Alterthumsw(  rth  he* 
haupten,  zumal  sich  an  diesen  fTenithcn  eigentliche  Feinheits- 
zeichen, welche  nach  den  Bestimumiigen  des  Kntwurfs  als 
unzulässig  gelten  mussten,  nur  selten  vorfinden  werden. 

Der  Entwurf  ging  davon  aus,  dass  nur  bessere  Metall- 

2* 
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misch uiigen  mit  (U  r  Bezeichnung  des  FriuL;«  li.ilts  versehen 
werden  dürfen.  Daas  tur  die  soeenannte  kurrenie  Waare  sich 
mehrere  L#egirungen  in  DeutschlaiKi  eingebürgert  hatten,  und 
zwar  für  Silb  erwaaren  in  Öüddeutschland  eine  schwerere  als  iu 
NorddeutocbUnd,  und  in  Norddentachland  selbst  noch  ver* 
schiedene,  wurde  je  l&nger  desto  mehr  in  weiten  Kreisen  als 
ein  Uebelstsnd  empfunden.  Derselbe  konnte  nur  dadurch  be- 
seitigt werden,  dasB  der  besseren  Legirung  ein  gewisser  Vorzug 
eingeräumt  wurde^  indem  die  Hervorhebung  des  Feingehalts- 
nur  für  sie  gestattet  blieb.  In  den  ^re werblichen  KreiffMi  war 
die  Zahl  derjenigen  Stimmen,  weh'he,  diesem  Grundsatze  ent- 
gegen, für  jede  Mischung  die  Anpa))^  des  Feingehalts  gestattet 
wissen  wollten,  eine  verschwinden*!  kleine  gewesen.  Kein  er- 
hebliches Interesse  wurde  verletzt,  wenn  die  Bezeichnung  des 
Feinsehalts  für  die  niedrigen  Feinheitsstufen  ausgeschlossen 
wurde;  die  Folee  konnte  tediglich  die  sein,  dass  in  manchen 
Kreisen  mehr  Werth  als  bisher  auf  den  Besits  gestempelter 
Geräthe  gelegt,  dass  damit  die  Nachfrage  nach  solcher  Waare 
gestcieert  und,  wie  dies  in  der  Absicht  lag,  die  Verbreitung 
schlechterer  W?\ rn-f'  P!nir("»chränkt  wurde. 

Die  Anp:abe  des  i'einfjehalts  sollte  nacli  dem  Entwürfe 
durch  den  Fa])rikanten  oder  durch  den  Händler  erfolgen 
können.  Eine  amtliche  Prüfung  der  Richtigkeit  des  Zeichens 
sollte  nicht  stattfinden.  Die  Einzeichnung  sollte  unter  der 
Verantwortlichkeit  der  Fabrikanten  und  Händler  gesebehen 
und  lediglich  unter  Ihre  und  der  K&uferKontroleeestellt  werden. 

Gegen  die  Einführung  einer  fakultativen  Kontrole  durch 
öffentliche  Beamte  hatten  nicht  nur  zahlreiche  SachverstHndige 
sich  ausgesprochen,  sondern  auch  die  in  Bayern  gesammelten 
Erfahrungen    «priolien  dagegen.     Denn    dort   bildete  diese 
fakultative  behördliche  Kontrole  geltendes  Recht;  thatsiiciilich 
war  aber  von  derselben  nnr  äusserst  selten  Gebrauch  gemaclit 
worden.  Der  Kniwui  i  nahm  deshalb  jene  fakultative  Kontrole, 
für  welche  eii^  allgemeines  Interesse  nicht  anerkannt  werden 
konnte,  nicht  auf.  Die  Motive  su  §  1  (S.  10  a.  a,  O.)  sagen 
in  dieser  Beziehung: 
^^Soweit  an  einzelnen  Orten  das  Bedflrfniss  nach  ent- 
sprechenden Einrichtungen  hervortreten  sollte^  sind  die 
betheiligten  gewerblichen  Kreise  in  der  Lage,  sich  selbst 
zu  helfen,  und  fie  haben  dios  bereits  mehrfsioh  gethan, 
indem  sie  sicli  einer  Kontrole  durch  gewählte  Sachverständige 
unterwerfen.  Auch  ist  die  Gesetzgebung  hier  schon  insofern 
entgegengekommen,  als  durch  >;  86  der  Gewerbeordnung 
ein  Weg  gegeben  ist,  um  den  kontrolirenden  Sachverstän- 
digen mittels  der  Berufung  durch  die  verfassungsmässig 
dasu  befugten  Staats-  oder  Koromunalbehörden  oder  Kor^ 
porationen  das  allgemeine  Vertrauen  zu  sichern.  Eine 
weitere  gesetzliche  Begünstigung  der  Kontrole  würde  nicht 
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nur  Uber  das  Bedürfnis  hinausgehen,  sondern  auch  mit 
▼iel&chen  Unbequemlichkeiten,  mit  un^erhältniBsrnSsaigen 
Kosten  für  die  Gewerbetreibenden  verbunden  sein.  Sie 
würde  endlich  noch  die  Gefahr  erzeugen,  dasa  die  Fabrikation 
in  den  grösserco  Oiten,  welche  eine  Kontroistelle  besitzen, 
begünstigt  wird  zum  Naclitheile  der  kleineren  Orte,  welche 
den  Kontrolstellen  mehr  oder  weniger  fern  gelegen,  nur 
mit  Zeiiveriust,  mit  Unbequemiiciikeiten  aller  Art  und  mit 
erhöhten  Küsten  deren  Dienste  in  Auisprucli  nehmen  könnten. 
Die  Kleinindustrie,  die  gerade  in  der  Gold-  und  feilber- 
waarenfabrikation  noch  einen  gesunden  Boden  hat,  würde 
somit  zu  Gunsten  der  Grossindastrie  beeinträchtigt  werden."  — 

Im  §  2  wurde  der  stempelungsfähige  Feingehalt  bei  Gold- 
waaren  von  580  auf  585  Tausendtheile,  d.  h.  2  Tausendtheile 
mehr  als  14  Karat,  erhöht  Damit  sind  die  nach  den  oben  Seite 
17  u.  18  angeführten  schweizerischen  und  französischen  Gesetzen 
zu  14  Karat  für  den  Export  angefertigten  Waaren  in  Deutschland 
nicht  stempelungsiahig.  Jene  W;iaren  dürfen  in  Deutschland 
mit  einem  Feingchaltsstempel  überhaupt  nicht  verkauft  werden. 

l^ie  St*Mnpe!ung  des  12karäti^en  noMes  konnte  nicht  in 
Frage  kunnnen,  da  eine  Waare,  die  nur  zur  liälfte  von  Gold 
ist,  nicht  als  „Gold"  gestempelt  werden  kann.  Beim  SSilüer 
ging  man  nieliL  unter  luou  liinunter,  weil  dieses  Misch ungs- 
verhältniss  der  Legirang  zu  13  Loth  am  nächsten  lag.  Diese 
letztere  Legirung  verdiente  aber  in  teehnladier  Beziehung  den 
Vorzug  Yor  geringhaltigeren  Mischungen:  dieselbe  herrschte 
nicht  nur  in  einem  grossen  Theile  des  Keiehs  bereits  that- 
sächlich,  sondern  war  in  Bayern  auch  gesetzlich  als  normaler 
Feingebalt  der  Silberwaaren  anerkannt;  endlich  Hess  sich  die 
80  wünschenswerthe  Einführung  einer  gleichmässigen  LegininL-- 
nur  auf  dieser  Feingehaltsstufe  erreichen,  da  wohl  geliorti 
werden  durfte,  dass  die  damals  noch  mit  weniger  feinem  JSilljer 
arbeitenden  Gewerbetreibenden  demnächst  zu  einer  höheren 
Gehaltsstufe  Ubergehen  würden,  aber  keine  Aussicht  vorhanden 
war,  dass  dort,  wo  das  ISlöthlge  Silber  gebrftttchlich  war, 
Gewerbetreibende  und  Konsumenten  sich  bestimmen  lassen 
würden,  eine  niedrigere  Mischung  anzunehmen. 

Für  die  585,  bezw.  800  Tausendtheile  übersteigenden 
Mischungen  enthielt  der  Entwurf  keine  Beschränkungen.  Er 

festattete  jeden  über  den  bezeichneten  Stufen  stehenden  Fein- 
eit>i:ratl  auf  den  ^^'aareu  anzugeben.  Eine  gesetzliche  Be- 
BcliiLLukung  hätte  hier  nur  den  Zwpck  h;0)en  können,  auch 
für  die  feineren  Legirungen  der  Ldclmetallwaaren  die  Zahl 
der  Gehaltsabstufuugen  möglichst  zu  verringern.  Allein  an 
dieses  Ziel  knüpfte  sich  weder  för  die  Fabrikation,  noch  auch 
ftr  das  grössere  Publikum  ein  erhebliches  Interesse.  Der 
Markt  für  feiner  legirte  Waaren  ist  in  Deutschland  ein  sehr 
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be8chräiikter^  der  Verbrauch  innerhalb  der  Bevölkerung  wird 

immer  überwiegend  auf  Waaren  des  niedrigsten  zur  Be- 
zeichnung des  (jrehalts  zugelassenen  Feinlieitsgrade«  ircriclitet 
8ein,  eines  Feinheitsgrades,  welcher  nach  unseren  wirthschait- 
lichen  Verhältnissen  die  Waaren  nicht  zu  sehr  verthenert  und 
welcher  in  technischer  Beziehung  ein  tüchtiges  Fabrikat  re- 
präaentirt.  Auf  der  anderen  Seite  würde  eine  Vorschrift,  nach 
welcher  nur  einzelne  bestimmte  L<  -  ii  ungen  mit  dem  Fein- 
gehalt bezeichnet  werden  dürfen,  niclit  nur  die  Gefahr  erzeugen, 
dass  der  Absatz  nach  dem  Auslande,  das  vielleicht  sehr  ver- 
schiedene Legirungen,  und  zwar  unter  der  Garaotie  eines 
FeinlieitfistempelB  verlangt,  empfindlich  beschränkt  wird^  aondem 
auch  die  Entwickelun^  der  Kunstindustrie  hemmen,  die  in  der 
Wahl  der  feineren  Legirungen  eine  freie  Bewegung  beansprucht. 
Dem  sehr  fragwürdigen  Nutzen  Irgend  welcher  Beschränkung 
standen  also  sehr  beachtenswerthe  Nachtheile  gegenüber, 

HinsichtUch  der  zwischen  dem  wirklichen  und  dem  au- 
fi»gebenen  Feingehalt  zulässigen  Abweichung  (Fehlergrenze^ 
Kemedium)  bestimmte  der  Entwurf,  dass  dieselbe  bei  Silber- 
waaren  8,  bei  Goldwaaren  5  Tausendtheile  an  den  lothfreien 
Steilen  betragen  dihf';.  Die  Löthung  solle  ausser  Betracht 
bleiben.  Der  Entwurf  folgte  darin  nicht  dem  Vorschlag  der 
1878er  Keichstagskumniission,  welcher  die  Löthung  mit  in  Be- 
tracht ziehen,  dafür  aber  das  Gesammtremedium  (bei  der 
sammt  der  Löthung  eingeschmolzenen  Waare)  in  beiden  Fallen 
auf  10  Tausendtheile  erhöhen  wollte. 

Eine  Unterscheidung  zwischen  gelötheten  und  nicht  go- 
lötheten  Waaren  und  die  Bestimmung  eines  höheren  Gesammt- 
remediuus  für  erstere  wurde  für  nicht  zweckmässig  erachtet, 
weil,  je  mehr  Unterscheidungen  in  die  Materie  hineingetragen 
würden,  desto  schwieriger  die  Eontrole  der  Waare  und  desto 
fraglicher  der  Nutzen  des  ganzen  Gesetzes  werden  müsse. 

Die  Stempelung  der  Waaren  erfolgt  durch  die  Betheiligten 
mittels  eines  Stempels,  welcher  von  jedem  Einzelnen  zu  be- 
schaffen und  der  vom  Bundesrath  bestimmten  Form  genau 
nachzubilden  ist;  ausserdem  soll  die  Firma  des  Geschäfts,  für 
welches  die  Stempelung  bewirkt  wird,  sowie  die  Zahl  der 
Tausendtheile  durch  Stempelung  ersichtlich  gemacht  werden. 

Hinsichtlich  der  Export wMaren  bestimmte  der  Entwurf 
'S  4).  dass  dieselben  den  Besclirankungen  des  Gesetze»  nicht 
unterliegen  sollen.  Es  sollte  also  ziihissig  sein,  die  Export- 
waaren  mit  den  an  den  Bestimmungsorten  geiteurden  oder 
sonstigen  Stempeln  zu  versehen,  und  ebenso  die  \\  aaren, 
die  anders,  als  im  §  2  vorfresehen,  legirt  oder  geluthet 
worden,  mit  einer  dem  vorluiiulenen  Feingehalt  entsprechenden 
Feingehaltsniarke  zu  bezeichnen.  Dagegen  suUte  es  nicht  ge- 
duldet werden,  Exportwaaren  mit  einem  Zeichen  nach  Maass- 

Sähe  der  §§  2  und  3  zu  versehen ,  o Wieich  die  Waaren 
en  Anforderungen  des  §  2  nicht  entspredSeui  also  schlechten 
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Ezportwaaren  den  durch  das  G^ets  sa  schaffenden  Stempel 

für  gute  Waaren  aufzudrücken.  Eine  Strafsanktion  hierw 
fand  sich  in  §  7  Ziffer  2—4  in  Verbindung  mit  §  5. 

Auf  den  Handel  mit  den  vom  Auslande  eingeführten 
Waaren  bezog  sich  der  Absatz  2  dos  4.  Wurde  die  Aus- 
landswaare  bedingungslos  unter  die  allgeiiiciiien  HrstimniiingeD 
des  Kntwuris  gestellt,  so  musste  die  Einführung  solcher  Waare 
in  lioliem  Maasse  erschwert  werden,  da  dieselbe  regelmässig 
bereits  bei  der  Fabrikation  die  durch  die  Gesetzgebung  des 
Fabrikationsortes  vorgesehene  Bezeichnung  erhält  Wurden 
anagekehrt  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  auf  die  im  Inlande 
hergestellten  Waaren  beschränkt^  so  würde  darin  eine  Be- 
günstigung der  ausländischen  Waare  gelegen  haben.  Der 
einzige  VVeg,  um  diese  Schwierigkeiten  zu  vermeiden,  war 
der  in  dem  Entwurf  gewählte,  wonach  die  Importwaaren,  deren 
Fein^'-'  finit  durch  eine  dem  Gesetze  nicht  eTitsprecliondn  Be- 
zeichnung^ angegchei?  ist,  im  Inlande  nur  dann  leil^M.'halten 
werden  dürfen,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempelzeichen 
nach  Maassgabe  des  Gesetzes  versehen  sind.  Wenn  dieser  Weg 
für  den  Einfuhrhandel  immerhin  noch  eine  gewisse  Bcläbti^uii>^ 
mit  sich  brachte,  so  konnte  dies  um  so  weniger  Bedenken 
erresen,  als  die  deutsche  Waare  im  ausländischen  Verkehr 
im  allgemeinen  nicht  günstiger  gestellt  ist. 

Nach  dem  Wortlaut  und  Sinne  der  Bestimmungen  des 
§  4  Absatz  2  sollte  deutsche  Exportwaare,  welche  zum  Verkauf 
im  Inland  wieder  importirt  wurde,  der  Auslands  waare  gleich 
geachtet  werden. 

Die  sj^  5  und  7  regelten  die  zivilrechtlichen  und  straf- 
rechtlichen Folgen,  welche  sich  an  den  Verkauf  einer  mit 
einem  unrichtigen  Feingehalte  bezeichneten  Waare  knüpfen 
sollten;  §  6  bezog  sich  auf  die  sogenannten  Kittwaaren  und 
die  im  Innern  der  Waaren  angebrachten  Verstärkungsvor- 
richtungen; ^  8  endlich  schob  die  Gesetzeskraft  bis  zum 
1.  Januar  IBHQ  hinaus. 


Berathung  des  Gesetzentwurf  Im  Reichstag. 

Unter  dem  12.  März  1884  fand  die  erste  Berathung  der 
Vorlage  im  Reichstage  statt.    Mit  Ausnahme  eines  Redners 

sprachen  sich  die  Vertreter  der  verschiedenen  Fraktionen  im 
allgemeinen  zu  Gunstrm  der  Vorln^^e  aus,  weiche  an  eine  aus 
14  Mitj;liedern  bestehentie  Kommission  verwiesen  wurde.  i>ie 
letztere  hielt  ihre  erste  .Sitzung  am  18.  März,  die  ferneren 
Sitzungen  vom  23.  April  1884  an  ab. 

War  die  Stimmung  der  Kommission  dem  Entwurf  in  der 
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eraten  Sitanuig  durchaiu  günstig  geweBen^  so  hatte  siok  in 
der  Zwischenseit  hinsichtlich  der  Schmucksachen  (im 
Gegensatz  zu  den  Gerftthen)  bei  manchen  Kommissionsmit- 
gliedern ein  Umschwung  vollzogen. 

Der  Grund  für  diesen  Stimmungswechsel  lag  darin,  dass 
von  den  Fabrikanten  gerinp^haltin^er  Schmucksachen  eine  hef- 
tige A^ntation  gegen  die  Stempeiunj^  der  besseren  Schmuck- 
sachen ins  Leben  gerufen  wurde.  Dieselben  befürchteten,  dass 
ihre  Fabrikate,  welche  nur  zu  '  4  bis  Va  aus  Gold  bestehen, 
demnächst  so  gut  wie  unverkäuflich  sein  würden,  wenn  die- 
selben den  Stempel  nicht  trügen.  Das  Publikum  werde  nur 
die  gestempelten  feinhalUgen  Schmucksachen  kaufen,  die  un- 
gestraapclten,  auch  wenn  sie  eine  noch  so  schöne  Form  hätten^ 
als  „unechte**,  als  „ächund"  ansehen.  Zum  Verschenken  werde 
sich  eine  ungestempelte  Waare  auf  die  Dauer  gar  nicht  mehr 
eignen.  Dadurch  würde  eine  empHndliche  Scnädi|?nnsr  zahl- 
reicher Betriebe,  welche  mit  der  Herstellung  geringhaltiger 
bchmucksacheu  sich  befassen,  herbeigeführt  werden. 

Dem  g*»genüber  unterliesücn  die  Fabnkauten  feinlialtiger 
Schmucksachen  zwar  nicht  hervorzuheben,  es  liege  doch  kein 
Grund  vor,  ihnen  um  iener  geringhaltigen  Waare  willen  die 
Möglichkeit  vorzuenthalten,  unter  gesetzlichem  Schutze  den 
Feingehalt  auf  ihren  Waaren  anzugeben.  Es  sei  unrecht,  die 
Schmucksachen  von  jedwedem  Feingehalt  gleich  zu  behandein 
und  dem  Publikum  es  unmöghch  zu  machen,  sich  vor  Täuschung 
imd  Betru«^  in  einfacher  WeiRC  wirksam  zu  siehern. 

Die  Kommission  hielt  in  ihrer  Mehrheit  angesichts  jener 
auch  in  die  Kreise  der  Kleinindustrie  übertiageueu  Agitation 
an  dem  Entwurf  hinsichtlich  der  Schmucksachen  nicht  in 
vollem  Umfange  fest.  V'ielmehr  gab  sie  —  nicht  ohne  leb- 
haften Widerspruch  der  Minderheit  —  die  ausschliessliche 
Stempelung  feinhaltiger  Schmucksachen  preis,  verbot  überhaupt 
die  Anbringung  des  vom  Bundesrath  zu  bestimmenden  Stempä* 
Zeichens  auf  irgend  welchen  Schmucksachen,  gestattete  dagegen 
die  einfache  Angabe  des  Feingehalts  mittels  eines  Zahlen- 
stempels in  Tausendtheilen  ((tlirie  jf^iifs  binKle??!  jitlilielif  Stempel- 
zeichen) anfallen,  auch  den  ^^erii)f^haliip;eii  KdehiRi;illschmuck- 
sachen  und  machte  den  Veikiiiifer  für  die  Kiciitigkeit  des 
angeriebenen  Feingehalts  zivil-  und  strafrechtUch  verant- 
wortlich. 

Somit  kann  also  auch  bei  Schmucksachen  das  Publikum 
sich  dagegen  sichern,  Waaren  von  geringerem  Gehalte  zu  er- 
halten, als  es  zu  kaufen  meint,  indem  es  den  Fcingehalts- 
stempel  sich  nachweisen  lässt.  Dagegen  ist  die  Auszeichnung 
feinhaltiger  Schmuckgcgcnstände  durch  das  vom  Bundesratb 
bestimmte  Stempelzeichen  ausgeschlossen. 

Goldene  und  sin)erne  Uhrgehäuse  wurden  von  der  Kom- 
mission den  Gcräthen  gleichgestellt. 
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Inbetreü'  der  letzteren  wurde  sodann,  nucli  Ausscheidunp^ 
der  Sclmiucksachen ,  die  VersehÄrfung  ein»]^etuhrt,  dass  der 
Gegenstand,  im  Ganzen  und  mit  der  Löthung  eingeschmolzen, 
die  Fehlergrenze  von  fünf  (bei  silbernen  Gerätlieu  von  acht) 
Taiuendtheüen  nicht  ttberscfareiten  darf.  Andererseits  wurde 
mit  Rücksicht  auf  die  Ausscheidang  der  Schmucksachen  die 
von  den  Exportwaaren  handelnde  Ausnahmebestimmung  des 
§  4  Absatz  1,  weil  von  keinem  Bedürfniss  zu  Gunsten  der 
Geräthe  und  Uhrgehäuse  getragen,  beseitigt. 

Endlich  beschloss  die  Kommission  hinsichtlich  der  Kitt- 
waareu  und  im  Innern  verstärkten  Waaren  eine  im  wesent- 
lichen redaktionelle  Aeuderung  des  Entwurfs,  durch  welche 
die  iu  der  Praxis  vorkommenden  Fälle  bestimmt  bezeichnet 
werden. 

Als  Termin  fUr  die  Gesetzeskraft  wurde  der  1.  Januar 
1888  festgesetzt 

Bei  der  Schlussabstimmung  über  den  also  abgeänderten 
Gesetzentwurf  ergab  sich  dessen  einstinnnige  Annahme  seitens 
der  Kommission.  —  Da  der  Bericht  der  Kommission  inbetreff 
der  wirthschaftlichen  Bedeutung  der  deutschen  Gold-  und 
biiberwaarenindustrie  interessante  Angaben  enthalt,  für  die 
Interpretation  des  Gesetzes  werth volles  Material  bietet  und  am 
Schlüsse  die  Fassung  der  Regierungsvorlage  derjenigen  der 
Kommiösionsbeschlusse  gegenüberstellt,  ist  ein  Auszug  aus 
jenon  Bericht  unter  Seite  32  ff.  zum  Abdruck  gebracht  worden. 

Für  die  zweite  Berathung  des  Gesetzentwurfs  im  Plenum 
des  Reichstags  (2.  Mai  1884)  nahm  die  Minderheit  der  Kom- 
mission den  Kani|jf  um  die  ausschliessliche  Stempelung  der 
feineren  Schmucksachen  nochmals  auf.  Die  Abgeordneten 
Freiherr  von  Göler,  Maerle,  Reiniger  und  Stiitzel  beantragteUi 

1.    dem  §  3b  die  folgende  Fassung  zu  geben: 
,Auf  goldenen  Schmucksachen  darf  der  Feingehalt  nur  in 
330  oder  mehr  Tausendtheilcn.  auf  silbernen  Schmuck- 
sachen nur  lu  ooO  oder  mchi  Tausendtheilcn  an^e^cben 
werden. 

JOas  vom  Bundesrath  gemfiss  §  3  bestimmte  Stempelzeichen 

darf  auf  goldenen  Schmucksachen  nur  bei  einem  Fein* 
gehalte  von  585  oder  mehr  'l'ausendtheileni  auf  silbernen 
bchmucksachen  bei  einem  Feingehalte  von  800  oder 
mehr  Tausendtheilen  angebracht  werden.'*  — 

Absatz  3  wie  Absatz  2  der  Kommissionsbeschlüsse 
(siehe  unten  Seite  45  vorletzter  Absatz); 
II.    für  den  Fall  der  Annahme  von     3  b  Absatz  2  nach 
der  oben  beantragten  1  ussuug  iu  (dem  Sti'afparagraphen) 
§  7  naeh  Ziffer  2  einzusehalten: 

2  a.  ^wer  Gold-  oder  SUberwaaren  [welche  einen  ge- 
ringeren als  den  in  §  3b  Absatz  2  bezeichneten  Fein- 
gehalt haben]  mit  einem  dem  vom  Bundesrathe  gemäss 
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§  3  bestimmten  Stempelzeichen  ähnlichen  Zeiclien  ver- 
aieht;"  — 

(Druckiachen  des  Reiehetags  1884  Kr.  76). 

£b  sollte  also  in  Uebereinstimmung  mit  der  Regierungs- 
vorlage der  bundeeräthliche  Stempel  nur  auf  Schmuekeachen 
von  mindesteiiB  585  besw.  800  Tansendtheilen  Feingehalt  an- 
gebracht  werden  dürfen;  für  Schmucksachen  von  niedrigerem 
Feingehalt  wurde  die  Angabe  des  Feingehalts  mit  einem 
Zahlenstempel  nur  dann  konzedirt,  wenn  sie  mindestens  330 
bezw.  660  Tausondtlieile  Foiii-'^'nalt  hätten. 

Die  Antra«j:steller  vcrtiieidigten  diese  Anträge  mit  einem 
Aut«^ebot  grosser  Kräfte  und  erklärten  dabei,  die  Anregung 
zu  der  gegen  die  Regierungsvorlage  iiiszenirten  Agitation  sei 
keineswegs  von  den  Fabrikanten  selbst,  sondern  von  Grossisten 
und  Detaillisten  ausgegangen. 

Von  der  anderen  Säte  fanden  dieselben  jedoch  ebenso 
entschiedene  Gegner,  welche  die  Diskreditirung  der  «guten 
Mittelwaaren"  in  Folge  der  Stempelung  der  feineren  Waaren 
mittels  eines  Bundesrathsstempels  voraussahen  und  für  die 
Mittelwaare  selbst  einen  Unterschied,  ob  Stempelung  mit 
Zahlenstempel  ntlr  r  Nicbtstempelung,  unter  keinen  Umständen 
wollten.  Die  Al)-tiinmung  er^^ab  eine  geringe  Majorität  für 
die  Kommissiunsvcirlage,  welche  schliesslich  im  Ganzen  unver- 
ändert angenommen  wurde. 

Das  Sleiche  &nd  bei  der  am  13.  Mai  1884  vorgenommenen 
dritten  Berathung  statt 

Zwar  hatten  die  Abgeordneten  Freiherr  von  Qöler,  Plaerle, 
Heiniger  und  Genossen  ihren  Antrag  auf  ausschliessliche 
Stempelung  der  Schmucksachen  von  585  bezw.  800  Tausend- 
theilen  Feingehalt  mittels  des  bundesräthlichen  Stempels  — 
diesmal  ohne  die  Zulassung:  eines  Zahlenstempels  für  Selinuiek- 
sachen  von  330  bezw.  660  Tauscndtheilen  Feingehalt  —  wieder 
eingebracht  (Drucksaelie  Nr,  denselben  indessen  bei  der 
mündlichen  Berathung  wieder  zurückgezogen.  So  erfolgte  die 
Annahme  der  ersten  Faragraphen  ohne  wesentliche  Debatte. 

Nur  zum  §  7  (jetzt  §  9)  rief  ein  Abänderungsantrag  des 
Abgcoidneten  Lenzmann,  welcher  fUr  das  fahrlässige  Feil- 
halten von  Waaren  mit  einer  gegen  das  Gesetz  verstossenden 
Bezeichnung  eine  niedrigere  Strafandrohong  (Geldstrafe  bis 
zu  150  Mark)  in  das  Gesetz  aufgenommen  wissen  wollte,  oine 
längere  Auseinandersetzung^  igchen  ilmi  und  dem  Vertreter 
der  verbündeten  Regierun*^en  iicrvor.  Der  letztere  hatten  schon 
bei  der  zweiten  Berathung  jene  Idee  bekämpft,  woiaul  die- 
selbe von   dem  Abgeordneten  Leuzmann   einstweilen  fallen 

Seiassen  wurde.  Jetzt  bei  der  dritten  Berathung  nahm^  dieser 
ieselbe  wieder  auf  und  begründete  seinen  Antrag  mit  dem 
Hinweis  darauf^  dass  die  Fahrlässigkeit  anders  bestraft  werden 
mfisse  als  der  dolus  malus.  Ihm  wurde  erwidert|  es  sei  nicht 
nothwendig  ^r  den  Richter  einen  näher  umgrenzten  Tarif 
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einzuführen.    Der  Eichter  werde  unschwer  das  rechte  Straf* 

maass  finden.  Der  Antm^^  entspreche  im  allgemeinen  nicht  den 
in  vielen  arideren  analogen  Gesetzen,  namentlich  (iewerbe- 
jresetzen  angewandten  Prinzipien:  derselbe  beschränke  die 
\Virkunt]j  des  ^7  —  welcher  in  Ermangelung  einer  behurd- 
lichen  Kontrole  den  Kuckhalt  des  Gesetzes  bilde  —  in  einer 
ausserordentlichen  Weise,  da  Jedermann  sich  hinter  der  Fahr- 
lässiffkeit  veratecken  und  den  Beweis  des  dolos  abwarten 
wer&;  das  Maximum  des  Strafmaasses  von  150  Mark  sei  anch 
zu  gering  angesichts  der  Umständlichkeit,  die  damit  verbunden 
sei,  eine  unrichtige  Stempelung  nachzuweisen ;  bei  so  geringem 
Strafmaass  könne  ein  gewissenloser  Händler  getrost  lange  Zeit 
felsch  gestempelte  Waaren  mit  pr'»«sem  Vortheil  verkaufen ; 
endlich  gereiche  der  Antrag,  der  dem  Vorstehenden  nach 
einer  AritorderuDg  der  Gerechtigkeit  gewiss  nicht  entspreche, 
der  auöiaudischen  Fabrikation  zu  Nutzen  auf  Kosten  der  in- 
ländischen, da  der  ausländische  Fabrikant  mit  der  höheren 
doltts-Strate  diesseits  niemals-  erreicht  werden  könne  und 
der  inländische  Importeur  bei  der  Schwierigkeit,  den  dolus  ihm 
nachzuweisen,  nur  die  niedrigere  Fahrlässigkeitsstrafe  zu  ris- 
kiren  habe,  so  dass  auf  ausländische  falsche  Stempelung  that- 
sächlich  eine  niedrigere  Strafe  gesetzt  sei  als  auf  die  inlän- 
dische. —  l^if*  IVlehrheit  des  Reichstags  verwarf  hiernach  den 
Antrag  Lenzmann  und  nahm  sodann  das  ganze  Gesetz  mit 
grosser  Mehrheit  an. 

Was  dabei  die  zu  §  3b  (jetzt  5)  vom  Reichstag  be^ 
schlossene  Stempelungsunfähigkeit  aller  „Schmucksachen  von 
Gold  und  Silber''  anlangt,  so  möge  bei  der  Wichtigkeit  der 
Sache  hier  schliesslich  noch  die  von  dem  Kommissar  des 
Bundesraths  bei  der  zweiten  Berathung  dieserhalb  abgegebene 
Erklärung  mitgetheilt  werden: 

„Es  würde  also  auch  im  Zusammenhalt  mit  §  7  Ziflfer  S 
(jetzt  §  0  Ziffer  3)  v<".llig  ausgeschlossen  sein,  dass  die  von 
dem  Herrn  Fr«  iln  ini  \on  Göler  erwähnte  Aluminiunibronze, 
welche  17^/2  Tauscndtiieiie  üold  <F'ntliiilt,  mit  irgend  einem 
Feingehaltsstempel  versolien  wüidt.    Das  war  auch  nicht 
die  Meinung  der  Kommission,  so  geringhaltige  Metalle  mit 
einem  Fdngebaltsstempel  versehen  au  lassen.  Es  ist  event 
Sache  des  Richters,  zu  entscheiden,  ob  die  gestempelte 
Schmucksache  nach  dem  Wortlaut  des  §  3b  noch  als 
? Schmucksache  von  Gold  oder  Silber«  anausehen  ist,  oder 
ob  sie  unter  §  7  Ziffer  3  fällt,  wo  yon  >gold-  und  silber^ 
ähnlichen     Sachen  die  Rede  ist." 
Eine  ähnli'  he  Erklärung  hndet  sich  im  Kommissionsbcricht 
unten  Seite  4U:  „Zu  Nr.  3"  u.  s.  w.   Ein  Widerspruch  luer- 
gegen  ist  nicht  erhoben  worden^). 

>)  Vergl.  §  21  des  OsteneichiBchen  Gesetses  Tom  19.  Angoet  1865, 
unten  Seite  80. 
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Die  vorn  Reichstag  hinsichtlicli  der  Schmucksachen  vor- 
genominon^'n  Abschwäch unrren  der  nrsprüuglichen  Vorlage 
bildeten  iur  den  Bundesrath  keinen  <jiuud,  dem  also  ver- 
änderten ( tzentwurf  nicht  zuzustimmen.  Der  letztere  ge- 
laugte rio]iiit  uiuer  dem  16.  Juli  1884  zur  Vollziehung  durch 
den  Kaiser  und  ist  wie  folgt  im  Beichagesetzblatt  1884  Ö.  120 
verkündet  worden: 


Oesetz  ttber  den  Feingebalt  der  Md-  und  SUberwaareB* 

Vom  16.  Juli  1884 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser, 
König  von  Preusseii  u.  s.  w.  verordnen  im  Namen  des  ReichSi 
nach  erfolgter  Zustimmung  des  liuudesraihs  und  des  Reichs* 
tags,  was  folgt: 

Gold-  und  Silberwaaren  dürfen  zu  jedem  Feinf^^ehalle  an- 
gefertif^-f  und  feilgehalten  werden.  Die  Angabe  dt  s  Fein- 
gehalis  auf  denselben  ist  nui*  nach  Maassgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  gestattet. 

§  2. 

Auf  goldenen  Geräthen  darf  der  Feingehalt  nur  in  585 
oder  mehr  Taueendtheilen,  auf  eilbernen  Geräthen  nur  in 
800  oder  mehr  TauBendtheilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliche  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 

Waare  noch  auch  in  deren  einzelnen  Bestandtheilen  bei 
goldenen  Geräthen  mehr  als  llinf,  bei  silbernen  Geräthen 
mehr  als  acht  Tausendtheile  unter  dem  angegebenen  Fein- 

fehalte  bleiben.    Vorbehaltlich  dieser  Abweichung  muBB 
er  Gegenstand  im  Ganzen  und  mit  der  Löthung  ein- 
geschmolzen den  angegebenen  Feingehalt  haben. 

§  3. 

Die  Angabe  des  Feingehalts  auf  goldenen  und  silbernen 
Geräthen  geschieht  durch  ein  Stempelzeichen,  welches  die 
Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma  des  Geschäfts,  für 
welches  die  Stempelung  bewirkt  ist,  kenntlich  macht.  Die 
Form  des  Stempelzeichens  wird  durch  den  Bundesrath 
bestimmt. 

S  4. 

• 

Cloldene  und  silberne  Uhrgehäuse  unterliegen  den  Be- 
stimmungen der  §§  2  und  3, 

§ 

Schmucksachen  von  Gold  und  Silber  dOrfen  in  jedem 
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Feingehalte  gestempelt  werden  und  ist  in  diesem  Falle  der 

letztere  in  Tausendtheüen  nnzii^eben. 

Die  l^'ehlergrenze  darf  zehn  Tausendtheile  nicht  über- 
schreiten, wenn  der  Gegenstand  im  Ganzen  einge- 
schmolzen wird. 

Das  vom  Bundesrath  gemäss  §  2  bestimmte  Stempel- 
xeichen  darf  auf  Sehmackiacheii  von  Oold  und  l^lber  nicht 
angebracht  werden. 

§6. 

Aus  dem  Auslande  eingeführte  Gold-  und  Silberwaaren, 
deren  Feingehalt  durch  eine  diesem  Gesetze  nicht  ent* 
sprechende  Bezeichnung  angegeben  isty  dörfen  nur  dann 
feilgehalten  werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempel- 
zeiäen  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  Tersehen  sind, 

§  1- 

Für  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Feingehalts  haftet 
der  Verkäufer  der  Waare.    Ist  deren  Stempelung  im  In- 

lande  erfolgt,  so  haftet  gleich  dem  Verkäufer  der  Inhaber 
des  Geschälts,  fUr  welches  die  IStempeluug  erfolgt  ist. 

§  8. 

Auf  Gold-  und  Silberwaaren,  welche  mit  anderen  metal- 
lischen Stoücn  ausgefüllt  sind,  darf  der  Feingehalt  nicht 
angegeben  werden. 

Dasselbe  gilt  von  Gold-  und  Silberwaaren,  mit  welchen 
aus  anderen  Metallen  bestehende  Verstärkungsvorrichtungen 
metalliech  yerbunden  sind. 

Bei  Ermittelung  des  Feingehalts  bleiben  alle  von  dem 
SU  stempelnden  Metalle  yerschiedenen,  äusserlich  als  solche 
erkennbaren  Metalle  ausser  Betracht^  welche: 

1.  zur  Verzierung  der  Waare  dienen; 

2.  zur  TTorstellung  mechanischer  Vorrichtungen  er- 
forderlich sind; 

3.  als  Verstärkungsvorrichtungen  ohne  metaÜieche  V^er- 
bindung  sich  darstellen. 

§  9. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend  Mark  oder  mit  Ge- 
f^ngniss  bis  zu  sechs  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  Gold*  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem 
Gesetze  mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  nicht  ver- 
sehen sein  dürfen,  mit  einer  solchen  Angabe  versieht; 

2.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem 
Gesetze  init  einer  Angabe  des  Feingehalts  versehen 
sein  dürfen,  mit  einer  anderen,  als  der  nach  diesem 
Gesetze  zulässigen  Feingehaltsangabe  versieht  ^ 
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3.  wer  gold-  oder  silberähnliche  Waaren  mit  emein  durch 
dieses  Geaets  vorgesehenen  Stempelzeichen  oder  mit 
einem  Sttempelzeichen  versieht^  welches  nach  diesem 
Gesetze  als  Feingehaltsbezeichnung  f&r  Gold-  und 
SUberwaajrec  nicht  zulässig  ist; 

4.  wer  Waaren  feilhält,  welclie  mit  einer  gegen  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  verstosseudeu  Bezeichnung 
verschen  sind. 

Mit  der  Verurtheilung  ist  zugleich  auf  Vernichtung  der 
gesetzwidrigen  Bezeichnung  oder,  wenn  diese  in  anderer 
Weise  nicht  möglich  ist,  auf  Zerstörung  der  Waaren  zu 
erkennen. 

§  10. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  lbö8  in  Kralt.  An 
demselben  Tage  treten  alle  landesrechtlichen  Bestimmungen 
über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  ausser 

Geltung. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unter- 
schrift und  beigedrucktem  Kaiserlichen  Insiegel. 
Gegeben  Bad  Gastein,  den  16.  Juli  1884 

(L.  S.)  Wilhelm. 

TOD  Boetticher. 


Form  des  Stempelzeieheis. 

Vm  für  die  dem  Stempelzeichen  (§  3  des  Gesetzes)  zu 
gebende  Form  einen  Vorschlag  von  technischer  Seite  zu  er- 
halten, ersuchte  der  Reichskanzler  den  königlich  preiissischen 
i\luii8ter  für  Handel  und  Gewerbe  um  die  Einziehung  eines  ent- 
sprechenden GKitachtens  von  der  demselben  untersteUten  könig- 
heben  technischen  Deputation  för  Gewerbe.  Die  genannte  Depu- 
tation legte  mehrere  Versuchsfignren  vor  und  bemerkte  dazu  er- 
läuternd, wie  es  ihr  auf  möglichste  Einfachheit  der  Marke, 
neben  welcher  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  noch  eine 
dreistellige  Zahl  und  die  Firma  des  die  »Stempelung  vor- 
nehmenden Geschäfts  auf  dem  Geräth  Platz  finden  müssen, 
anzukommen  scheine.  Von  diesem  Gesichtspunkt  mi?  schlnir 
die  Deputation  in  erster  Linie  vor,  die  alten  metalluri^iocliea 
Zeichen  lur  Gold,  Q,  und  Silber,  (J  oder  C ,  zur  Bezeichnung 
des  Metalls  zu  wählen,  und  unter  oder  in  dieselben  die  Tausend- 
theilzahl,  darüber  aber  das  Firmenzeichen  zu  setzen,  z.  B, 

Firma     I  Finuft  1 

590  aio 
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Dieser  VorBchla^  erschien  jedoch  um  deswillen  wenig 
empfeblenswertfa,  weil  danach  nicht  zum  Ausdruck  kam,  das« 
es  flieh  um  eine  vom  Reich  angeordnete  Stempelung  handelte. 

Um  diesem  Erfordernisse  zu  genügen,  hätte  es  nahe  gelegen, 
den  Reichsadler  als  Zeichen  zu  wählen.  Indessen  sprach  da- 
gegen der  Umstand,  dass  das  Zeichen  auch  auf  kloinen  Ge- 
räthen,  im  kleinsten  Maassstabe  angebracht,  noch  erkennbar 
sein  mu&btc,  was  bei  dem  Adler  kaum  zu  ermöglichen  war. 

Der  Reichskanzler  stellte  deshalb  zur  Erwäcung,  von  den 
Emblemen  des  Reichs  die  Krone  mit  ihrer  auch  im  kleinsten 
Maassstabe  wohl  erkennbaren  Form  als  Zeichen  zu  wählen 
und  zur  Unterscheidung  Ton  Gold  und  Silber  die  metallur- 
gischen Zeiclien,  Sonne  und  Mond,  mit  der  Krone  zu  ver* 
binden.  Die  Verbindung  würde  in  der  Weise  bewirkt  werden 
können,  dass  die  Krone  in  d:i«i  Innere  der  Sonne  bezw.  rechts 
neben  die  Mondsicliel  fi^esotzt  würde. 

Der  Bundesrat ii  trat  diesen  Ausfülirun{:^en  bei  und  besclilus» 
demgemäss,  dass  das  iStenipelzeichen  für  die  Gold-  und  Silber- 
geräthe  enthalten  müsse: 

1.  die  Reichskrone, 

2.  das  Sonnenzeichen  Q  für  Qold  oder  das  Mondsichel- 
zeichen (£  für  Silber, 

3.  die  Angabe  des  Feingehalts  in  Taiinendtheilen  nnd 

4.  die  Firma  oder  die  in  Gemässlieit  des  Gesetzes  vom 
30.  November  1874  eingetrap^ene  Schutzmarke  des  Ge- 
schälte, für  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist. 

Die  Krone  muss 

bei  Goldgeräthen  in  dem  Sonnenzeichen  Q  f 

bei  Silbergeräthen  rechts  neben  dem  Mondsichelzeicheu 
sich  befinden. 


Der  Torstehende  Beschluss  wurde  durch  das  Reiohsgesetz- 
blatt  1886  S.  1  wie  folgt  bekannt  gemacht. 

ßekaiintinachiuig,  betreffoud  die  ßestiniiiinng  der  Form  des 
Stempelzeicheiis  zur  Angabe  des  Feiiiirelialts  auf  p:oldenen 
und  silbernen  GerAthen.  Vom  7.  Jannar  188& 

Auf  Grund  des  o  des  Gesetzes  über  den  Feingehalt  der 
Gold-  und  Silberwaaren  vom  16.  Juli  1884  (Reicliägesetzblatt 
S.  120)  hat  der  Bundesrath  folgende  Bestimmung  getroffen: 
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Das  Stempebeicheii  filr  die  Gold-  und  Silbergerftthe  mnss 

enthalten : 

1.  die  ReicbskroQe, 

2.  das  Sonnenzeicben  Q  für  Gold  oder  das  Hondsiobel- 

zeicben  (£  für  biiber,  • 

3.  die  Angabe  des  Feingehalts  in  Tauaendth  eilen  und 

4.  die  Firma  oder  die  in  Oemäasheit  des  Gesetzes  vom 
30.  November  1874  eingetragene  Schutzmarke  des  Ge- 
schäfts, für  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist. 

Die  Krone  musB 

bei  Goldgeräthen  in  dem  Sunnenzeichen  Q  , 

bei  Silbergeräthen  rechts  neben  dem  Mondsicbelzeichen 

sich  befinden. 


Berlin,  den  7.  Januar  1886. 

Der  Stellvertreter  des  Reichskanzlers, 
von  Boetticher. 


Auszug  aus  dem  Bericht  der  VL  Kommission 

den  Eutwurt"  eines  Gesetzes  üher  den  Feingehalt  der  Goid- 

uud  Silber waaren  —  iSr.  5  der  Drucksachen  — . 

Berichterstatter  Abg.  Dr.  Karsten. 
Nr.  70  der  Dmcksachen  des  Bdchstags  1884. 

Durch  Beschlags  des  Reichstages  in  der  3.  Plenarsitzung 
vom  12.  März  d.  J.  wurde  der  unterzeichneten  Kommission 
der  obige  Gesetzentwurf  zur  Vorberathung  überwiesen. 

Die  Kommission  hat  diesen  Aufitrag  in  6  Sitzungen  aus- 

g^flüirt.   An  den  Berathungen  hat  der  Kaiserliche  Geheime 
egierongsrath  Herr  Bödiker  als  Vertreter  des  Bundesrathes 
Theü  genommen. 

Die  erste  Kommissionssitzung  fand  am  18.  März  d.  J. 
statt  und  wurde  in  derselben  zunächst  zur  Feststellung^  der 
Sarlilniro,  wie  sich  solche  aus  den  früheren  Verhandlungen, 
namentlich  th's  Jahres  1878,  und  den  his  dahin  vorliegenden 
neueren  Mittheihingen  zn  er^xelx  ii  scliien,  l)ericht  erstattet 
In  Folge  des  hierdurch  ermittelten  Thatbestandcs  ergab 
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nch,  yorbehaltUcb  einzelner  Bestimmungen,  eine  der  Vorlage 
im  aJlgemelDen  günstige  Stimmung  der  Kommission. .... 

Es  f^rsciiiett  nngf'mossen,  zumal  p'm  AhotcMnp«^  fU'r  Kom- 
missionsberatiiuiigcn  vor  dem  Ostcrteste  docli  nicht  zu  ermög- 
lichen war,  die  Fortsetzung  der  Verhandlungen  bis  zum  Wieder- 
beginn der  Reichstagssitzungen  zu  verschieben,  tlieils  um  die 
Betheiligten  in  den  btand  zu  setzen  ihre  Wünsche  zu  äussern, 
theits  den  Mitgliedern  der  Kommission  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  selbst  n&her  Uber  die  schwierigen  technischen  Fragen; 
welche  bei  dem  vorgelegten  (besetze  znr  Erörterang  kommen 
massten,  zu  unterrichten. 

So  fand  denn  die  zweite  Eommissionssitzung  erst  am 
23.  April  .«tatt  und  hatte  sich  inzwischen  inbetreflP  der  Hin- 
einzienung  dfv  S r Ii  m  u  c  k  sa  cli  e  n  ne)<pn  den  Gold-  und  Silber- 
geräthen  in  ii  Gesetzentwurf  ein  so  erheblicher  Uniseliwung 
in  den  Ansichten  der  Kommission  vollzogen,  sowolil  durch  die 
in  überraschendem  Umlauge  einlautenden  Erklärungen  von 
den  Betheiligten,  als  durch  die  aus  eigenen  Anschauungen 
seitens  der  Kommissionsmitglieder  gewonnene  Ueberzeugun^, 
d«s8  von  der  Mehrheit  der  Kommission  die  Nothwendigkeit 
einer  Abänderung  des  Gesetzes  anerkannt  wurde. .... 

Das  Gesetz  triftt  in  seinen  Wirkungen  zwei  ganz  ver- 
schiedene Interessentenkreise:  1.  die  Gr()sst;i])rikution,  2.  das 
kleine  und  mittlere  Gold-  und  Silberschmiedegewerhe  Für 
das  letztere  feldt  jeder  zuverlässige  statistische  Anhalt,  um  den 
\\  erth  seiner  Produktion  zu  bestimmen.  Dass  derselbe  ein 
sehr  beträchiiielier  sein  muss,  ist  aber  selbstverständlich,  denn 
es  sind  ja  viele  Hunderte  von  Existenzen,  die  ausser  von  dem 
nebenher  betriebenen  Handel  mit  Gold-  und  Stlberwaaren  von 
der  gewerbsmässigen  Bearbeitung  der  Edelmetalle  leben  müssen. 

Für  die  Grossfabrikation  in  Deutschland  liegen  aber 
wenigstens  einige  Angaben  vor,  welche  einigermaassen  den  ge- 
waltigen Und'ang  dieser  Industrie  erkennen  lassen.  Dr. 
Soetheer  in  seiner  bekannten  Schrift  iihrr  die  Verwendung 
des  Goldes  und  Silbers  fJenal881j  kommt  zu  dem  Kesultate, 
dass  in  Deutschland  di-r  gesammte  industrielle  Silbervoi Ijrnuch 
etwa  100000  kg  betrügt  (Werth  IGOOOOOO  Ji\  wovon  auf  die 
Siiberwaarenfabrikation  etwa  72000  kg  (11520000 «4() 
fallen  (S.  66  ff.).  Für  die  Goldwaarenfabrikation  berechnet 
Dr.  Soetheer  12000  kg  (Werth  33750000  Ji)  (S.  36).  Von 
letzterem  Betrage  fällt  r.  auf  die  konzentrirte  Fabrikation  zu 
Hanau,  Pforzheim  und  Schwäbisch-Gmünd  und  nur  etwa  V&  auf 
das  ganze  übrige  Deutschland.  Dass  diese  Berechnungen  sehr 
nahe  zutreffend  sind,  erweisen  die  folgenden  nxigliciist  aorg- 
föltigcn  Ermittelungen  aus  den  genannten  drei  Urtcn. 

fofichuigen        VI.  a.  —  Budiker.  8 
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Im  Jahre  1883  verarbeitete  EdeimetaUe: 

Oold  Silber 
kg  etwa  Werth  jK          kg  etwa  Werth 
Pforzlu  iin      .    .    .    4978    14  Alill.          0250    1  Mili. 
Schvväbibcii-Umund    1422     4    ,            12500    2  , 
Hanau  .    .    .    .    .    3200     9    ,  1400    Q,a2s  , 

im  ganzen    9600    27    „  2015(»    8,225  „ 

Der  jährliche  Gesamnitverb rauch  beider  Edeliiietalle  zum 
Zwecke  der  Fabrikation  von  (iuld-  und  JSilberwaaren  in 
Deiitschluiid  (  i  i  R  lit  nach  demselben  Gelehrten  etwa  50  Millionen 
2klark,  wovon  aut  die  genannten  drei  Orte  volle  ^  5  lallen.  .  .  . 

l)er  Werth  des  verarbeiteten  Materials  ist  nun  an  sich 
noch  nicht  entoeheidend}  um  die  wirthschaftliche  Bedeutung 
klarsttstellen:  es  wird  auch  zu  fragen  sein,  um  wie  viel  sich 
der  Werth  des  Materials  durch  die  Bearbeitung  steigert,  wie 
viele  Menschen  ihre  Versorgung  in  der  Industrie  finden  und 
unter  welchen  Bedingungen. 

Hierüber  ist  aus  den  genannten.  Orten  nach  der  Petition 
des  Stadtrathes  su  Fiurzheim  und  nach  den  Mittheilungen 
der  Handelskammern  au  Pforsheim  und  Hanau  Folgendes 
vorzuführen : 

Die  Wortlivcrmohrun^  des  Stoffes  im  Fabrikat  darf  fast 
genau  als  eine  Verdoppelung  des  Muterialwerthea  berechnet 
werden,  beträgt  also  rund  80  Millionen  Mark.  Diese  Werth- 
vermelii  Ulli;  setzt  sich  7us;mirn(^n  aus  den  Lrdinen,  der  Ver- 
zinsung des  BetriebskapiiaU  und  den»  Fabrikationsgewinn. 

Die  Zahl  der  in  der  Kd(  hnetalUtibrikation  an  den  drei 
Orten  beschäftigten  Personen  beträgt: 

Firmen  Arbeiter 
ohne  llültstj^escbäfte 

Pforzheim   450  10000 

Schwäbisch-ümünd  ....  110  2000 
Hanau   .       140  2000 

im  «ganzen     ...       7üO  14000. 

Der  Verkaufswerth  der  Waare  erhobt  sich  dann  noch 
durch  die  Edelsteine  u.  s«  w.  und  ebenso  erhöht  sich  die  Zahl 
der  beschältigten  Personen  durch  die  Hülfsgeschäfte. 

Der  üesarnmtverkaufswerth  von  den  Fabriken  der  drei 
^M  te  (nielit  zu  verwechseln  mit  dem  viel  hciheren  Werthe  des 
]  )etailverkauikj  beziU'ert  sich  auf  rund  77  Millionen  Mark 
jähriicl»  

Etwa  die  Hälfte  der  Waare  findet  in  Deutöchland  Ver- 
wciidiing,  die  andere  Hälfte  wird  exportirt. 

Die  offizielle  Statistik  lässt  eine  genaue  Vergleichung  nicht 
zu,  bestätigt  aber  im  j^anzen  vorstehende  Berechnung.  Denn 
als  Export  tür  Waaren  ganz  oder  theil weise  aus  edlen 
Metallen  ist  flir  1882  der  Werth  auf  29 '  3  Millionen  angegeben, 
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wozu  noch  Werthe  aus  anderen  Rubriken  kommen  würden. 
Diesem  Wertbe  steht  ein  Importwertii  von  Millionen 
gegenüber  

Man  hat  die  Zahl  der  kleineren  Betriebsstätten  in  Deutsch- 
land nach  der  Berulsstatistik  auf  etwa  6000  zu  veranschlagen 

Sf^hon  oben  wurde  bemerkt,  dass  bereitB  in  der  zweiten 
und  dritten  Sitsung  der  Kommission  am  23.  und  24*  Anril 
die  Mehimahl  der  Kommissionsmitglieder  sich  in  der  Ansicht 
bestimmter  Grundsätze,  welche  in  dem  Gesetze  znm  Ausdruck 
kommen  sollten,  zusammenfanden. 

Die  Grundsätze  waren : 

1.  Trennung  in  der  Beliandlung  von  goldenen  und  silbernen 
Gerätlien,  von  den  Schmucksabhen ; 

2.  Anwendbarkeit  eines  besonderen,  vom  Bundesn^he  zu 
bestimmenden  Stempels  zur  Bezeichnung  eines  JVIinimal- 
feini^ehaltes  für  die  goldenen  und  silbernen  Gerllthe  und 
Verbot  der  Feingehaltsstempeiune  minderhaltiger  Oeräthe; 

3.  Zulässigkeit,  aber  nicht  Verbindlichkeit  der  Angabe  des 
wirkheben  Feingehaltes  bei  Schmucksachen  TOn  Gold 
und  Silber  für  jeden  Feingehalt; 

4.  Ausführung  der  Stempelnn«r  durch  den  Fabrikanten 
beziehungsweise  Verkäufer  und  Abweisung  einer  staat- 
lichen Stempelung; 

5.  Verantwortlielikeit  des  Verkiiulers  sowie  desjenigen, 
welcher  die  Stempelung  auslührte,  für  die  Kiclitigkeit 
der  Angabe  nach  Maassgabe  der  strengen  Straf  bestim- 
mungen  des  Gesetzes. 

Die  Verliandlung  in  den  ersten  beiden  Sitzungen  nahm 
folgenden  Verlauf. 

Nachdem  der  Referent  über  die  seit  der  ersten  Sitzung 
veränderte  Saehla^^e  berichtet  hatte^  sprachen  sich  verschiedene 
Mitj^lieder  dahin  aus.  dass  auch  sie  zu  einer  AenderunL»-  ihrer 
Ansiciit  gelaugt  seien.  In  den  Ausführungen  der  ^iitglieder 
kamen  die  vorangestellten  Punkte  oiine  Wider&prueh  zu  finden 
zum  Ausdruck.  Nur  von  vejciuzelten  Mitgliedern  der  Kom- 
mission  wurde  ausgeführt,  dass  sie  zwar  die  freie  Stempelung 
der  Schmucksachen  jedes  Feingehaltes  billigen,  aber  den  fein* 
haltigen  Gegenstünden  einen  dieselben  auszeichnenden  Stempel^ 
wie  dies  filr  die  Geräthe  yon  Edelmetall  in  Aussicht  genommen 
sei,  zubilligen  wollen. 

In  einer  die  Debatte  zusanimejifussenden  Ausführung  des 
Herrn  Vertreters  des  Bundesrathes  er^ab  es  sich,  dasf 
auf  der  Grundlage  der  oben  verzeichneten  Bunkte  eine  den 

1)  Die  ZsU  der  grösserai  GMd-  und  Silberwaaren-Fabrikatioiu» 

betriebe  (Fabriken)  betrug  im  Deutscbcn  Iteichc  am  1.  Juli  \S^(j  aus- 
weislich der  Kataster  der  auf  Grnnfl  do?  l'iif;iIlv<"r<irhcruii<rs«rofotzpf5  vom 
6.  Juli  ltJö4  gebildeten  beiden  Etlel-  uuU  L'nuacimetalliuduatrie-BerutW 
genooBCnac haften  (norddeutsche  und  sfiddeatsche)  649  mit  16934  Atbeiteni. 

8* 
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Ansichten  der  Mehrheit  entsprechende  Fassunc]^  des  Gesetz- 
entwurfes zu  dnden  sein  wcrae,  zu  welchem  die  Zustimmung 
der  verbündeten  Regierungen  erwartet  werden  kdnne,  wenn 
die  nnverttnderte  Aufrechteroaltang  der  Vorlage,  die  er  selbBt- 
verständlich  in  erster  Linie  beantrage,  sich  nicht  sollte  er- 
reichen lassen. 

Der  Herr  Vertreter  des  Bundesrathes  fährte  nämlicb 

Folgendes  aus: 

Wenn  das  Gesetz  nach  den  unter  1  —  5  oben  bezeichneten 
Gesichtspunkten  redigirt  werde,  so  werde  dasselbe  in  seinem 
vollen  Umfange  aufrecht  erlialten  für  die  goldenen  und  silbernen 
Gerätlie,  insbesondere  also  für  Tafel-,  llaua-  und  Kirchen- 
gerätbe  u.  s.  w.,  mit  der  —  von  den  Betheiligten  beantragten  — 
Verschärfung,  dass  auch  die  sum  Export  bestimmten  £del- 
metallgerätbe  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  unterliegen 
sollen.   Abgeschwächt  werde  das  Gesete  nur  inbetreff  der 

Seidenen  und  silbernen  Schmucksachen.  Während  somit 
er  Wirkungskreis  des  Gesetzes  auf  einen  Thoil  der  von  dem 
Entwürfe  betrortenen  Gegenstände  beschränkt  werde,  komme 
doch  für  diese  das  System  des  Kntwm  fs  durchaus  zur  Geltung; 
für  den  anderen  Theil  (die  fechniucksachen)  würden  innnerhin 
noch  werthvoUe  Bestimmungen  getroffen,  welche  sich  gegen  die 
auf  diesem  Gebiete  nicht  seltene  und  zur  Zeit  schwer  ver- 
folgbare Täuschung  des  Publikums  richten;  auch  für  diesen 
Theil  träte  eine  Verbesserung  des  gegenwärtigen  Zustande« 
ein.  Es  sei  su  erwarten,  dass  die  vorgesehenen  schweren 
Straf bestimmuDgen  in  der  Tbat  den  Erfolg  haben  würden,  das» 
auf  Schmucksachen  fernerhin  keine  Feingehaltsangabe  sich 
finden  werde,  welche  über  den  vorhandenen  wirklichen  Fein- 
gehalt hinausgehe. 

Erläuternd  lugte  der  Herr  Vertreter  des  Bandesraths 
hinzu,  dass  der  im  lieichskanzleranu  im  Jahre  1875  ausge- 
arbeitete ursprüngliche  Gesetzentwurf  sich  ebenfalls  nur  auf 
die  Silberwasren  belogen  habe,  dass  erst  in  Folge  der  Anträge, 
welche  von  den  über  den  Gesetzentwurf  damals  vernommenen 
Sachverständigen  gestellt  seien,  die  Ausdehnung, des  Entworfii 
auf  die  Goldwaaren  erfolgt  sei.  Bei  den  S  i  l  b  e  r  waaren  kommen 
ja  die  Schmucksachen  nur  in  geringem  Maassc,  hauptsächlich 
kommen  nur  die  Geräthe  in  Hetracht.  Die  letzteren  sollen 
aber  dem  Gesetze  auch  jetzt  unterworfen  werden.  —  InbetrelV 
des  neuesten  franzrisischon  Gesetzes  vom  25.  Januar  1884  sei 
zu  bemerken,  dass  bei  Anuaimie  obiger  Grundsätze  französische 
eestempelte  Schmucksachen  von  Gold  und  Silber  in  Deutsch- 
land frei  zugelassen  werden  mttssten,  wenn  der  Feingehalt  in 
Tansendtheilen  angegeben  sei,  und  dass  dieselben  keiner  Nach- 
stemnelung  unterliegen. 

^  Nach  diesen  Aeusserungen  wurde  konstatirt,  dass  die  Ab- 
fassung des  Gesetzes  auf  Grund  der  gewonnenen  Gemein* 
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samkeit  der  Anschauungen  von  allen  KommiBsionsmitgliedem 
gewünscht  werde  

^  1  des  Gesetze: 1 1  \v  II  l  ies  der  verbündeten  Hegierungen 
wurde  unverändert  oluie  Debatte  angenommen. 

Dieser  l*iira^ra|)li  hiilt  die  bestehende  Freiheit  der  Fabri- 
kation von  Gold-  und  bilberwaaren  aufrecht  und  bestimmt 
nur  noch,  dftss  die  Angabe  des  Feingehaltes  der  Waare  gesetzlich 
geregelt  werden  ioUe,  wie  es  die  folgenden  Gesetzparagraphen 
feststellen. 

Im  §  2  wurde  im  ersten  Alinea  die  Scheidung  zwischen 
den  Gerfltben  und  den  Schmuckaachen  eingeführt^  £Ur  welche 
sich  die  Mehrheit  der  Kommissinn  erklärt  hatte. 

Für  (Jeräthe  von  Gold  und  Silber  soll  also  in  Zukunft 
der  Feingeliah  nur  angegeben  werden  dürfen,  wenn  derselbe 
eine  bestimmte  Minimalgrenze  erreicht.  Minderlialtige  Waare 
dieser  Art  soll  künftig  eine  Fei  ngeh al tsa ngalie  nicht 
tragen  dürfen. 

Dieses  erste  Alinea  des  Paragraphen  gab  sunächst  keinen 
Anlass  sur  Verhandlung,  da  indessen  in  Folffe  eines  späteren 
Paragraphen  auf  die  fieaeutung  des  Ausdruckes  „Gerät he*^ 
Eurückgekommen  wurde,  so  ist  es  zweckmässig,  hier  sogleich 

das  Resultat  der  Besprechung  einzuftigen. 

Es  mnsste  zugegeben  werden,  dnss  es  schwierig  ist,  eine 
strenge  Detinition  der  Dinge  zu  geben,  welche  man  als  Ge- 
rätlie  hier  bezeichnen  wollte.  Die  Mohrzalil  der  Kommission 
war  aber  darin  einig,  daäs  erstens  in  der  Gegenüberstellunc 
von  „Geräthen''  gegen  „Schmucksachen*'  bereits  die  MehraaU 
der  Gegenstände  genügend  gekennzeichnet  sei  und  daes 
zweitens  unter  Geräthen  im  Snne  des  Gesetzes  Tischgeräth 
aller  Art,  wie  Löffel,  Gabeln,  Messer,  Teller,  Platten  u.  s.  w., 
Tafelaufsätze,  Hnusgeräth,  wie  Leuchter  u.  dergl,  endlich 
Kirchengeräthe  und  Prunkgeräthe  u.  s.  w.  zu  verstehen  sei. 
Die  von  einer  Seit»»  in  V  »rscfdag  gebr  n  hte  Spezialiair ung  im 
Gesetze  wurde  von  der  Kommission  abgelehnt 

Das  zweite  Alinea  des  §  2  ändert  den  Gesetzentwurf 
d.ihin  ab,  dass  bei  den  Geräthen  für  die  Feingehaltsbestimmung 
die  Löthung  mit  bineiozurechnen  ist. 

Es  wurde  kein  Bedenken  dagegen  erhoben,  für  die  Ge- 
rithe  diese  strengere  Bestimmung  unter  Beibehaltung  des 
Remediums  einzuführen,  und  erfolgte  die  Annahme  dieser  Ab- 
Änderung  einstimmig. 

Der  §  3  des  Abiindemngsvorsrddages  der  Referenten 
lautete  wie  die  He<ricrung8Voriage,  niu-  nut  der  Bescfiränkung, 
dass  der  den  Ff  ingehalt  auszeichnende,  vom  Bundesrath  zu 
bestimmende  Stempel  auf  die  goldenen  und  silbernen  Gerät  he 
und  nicht  auf  Gold-  und  Silbe rwaaren  überhaupt  bezüglich 
sein  sollte. 

Hierzu  war  folgender  Abänderungsantrag  gestellt: 
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Die  Angabe  des  Feingehaltä  geschieht  durch  ein  Stempel* 
zeichen,  welches  die  Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma 
des  Geschäftes^  tUr  welches  die  ötempelong  bewirkt  ist, 

kenntlich  macht. 

Silberwaaren  von  800  oder  mehr  Tausendtheilen  Fein- 
gehalt dürfen  ausserdem  mit  einer  für  das  ganze  Reich 
einheitlich  zu  bestimmendem  Marke  (üeichsstempei)  ver* 

sehen  werden. 

Die  Form  der  btempeizeichen  wird  durch  den  Bundes- 
rath  bestimmt. 

Der  Sinn  dieses  Antrages  ist,  für  die  Gold-  und  Silber- 
waaren iiberhaupt  einen  Cnterschied  feiner  und  weniger  feiner 
Waare  einzulUhreu,  also  auch  wieder  bei  den  Schmucksachea 
zwei  Gattungen  von  Waaren  zu  schaffen. 

Gegen  dieeen  Antrag  wurde  Folgendes  eingewendet) 

Gerade  die  Ueberzeugung,  dass  me  Bezeichnung  der  kost- 
baren Schmucksachen  durch  einen  auszeichnenden  Stempel 
die  unvermeidliche  Fol^e  haben  müsse,  die  gute  Mittelwaare 
herabzudrücken,  habe  die  Mehrzahl  der  Kommissionsmitglieder 
veranlasst,  die  Trennung  der  Geräthe  von  den  Schmacksachen 
vorzunehmen,  für  jene  den  besonderen  Stempel  als  von  der 
Mehrzahl  der  Interessenten  gewünscht  zuzulassen,  für  diese 
als  den  Wünschen  der  Mehrzahl  der  Interessenten  entsprechend 
und  der  Industrie  nachtheilig  abzulehnen. 

Bei  der  Abstimmung  wird  der  Antrag  mit  8  ge^en  4 
Stimmen  abgelehnt,  dagegen  die  Fassung  der  Keterenteu  an- 
genommen. 

In  dem  Abänderungsentwurfc  der  Keterenten  folgte  nun 
der  dem  Gesetze  wegen  der  Trennung  der  Geräthe  von  den 
Scbmucksaclien  erforderlich  gewordene  neueParafjraph,  welcher 
jetzt  mit  §  3b  bezeichnet  ist,  und  zwar  waren  zunachöt  nur 
die  beiden  ersten  Alinea  vorgelegt.  Diese  wurden  ohne  weitere 
Debatte  angenommen. 

In  Folge  des  vorgenannten  Abänderungsantrages  erschien 
ee  rathsam,  um  jedes  Missverst&ndniss  auszuscblieseen  und  für 
die  Schmucksachen  eine  gleichmässige,  nur  den  Feingehalt 
ausdrückende  Bezeichnung  zuzulassen,  die  Anwendung  des 
besonderen  Stempelzeichens  des  §  S  bei  Schmucksachen  aas- 
drücklieb  zu  untersagen. 

Hienach  wurde  das  dritte  Alinea  des  §  3  b  beantragt 
und  mit  8  gegen  4  Stimmen  angenommen. 

Von  einer  Seite  wurde  der  Antrag  gestellt,  dass  eine 
Bestimmung  in  daf;  Oesetz  aufgcnnmmen  werde,  wonaeli  goldene 
und  silberne  U  hrgehäuse  zu  den  Gerullien  zu  rechnen  seien. 

Die  Anwendbarkeit  und  Zweckmässigkeit  der  Zulassung 
des  auszeichnenden  Stempels  für  die  UlirgehHuse,  für  welche 
sich  die  betheiligten  Fabrikanten  ausgesprochen  liabt  ii.  wurde 
allgemein  anerkannt.   Es  wurde  jedoch  von  der  Kommission 
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für  richtig  gehalten,  da  es  zweifeüiaft  sein  könne,  ob  IJhr- 
gehänsp  alfj^emein  zu  den  ^Gcräthen"  frerpchnet  werden  würden, 
dieselbrii  in  einem  besonderen  Paraj^raphen  den  Geräthea 
gleichzustellen.    Dieser  §  3a  wurde  einstimmif;  angenommen. 

Zu  vj  4  hatte  der  Abänderungsvorschlag  der  Referenten 
das  erste  Alinea  der  Regierungsvorlage  zu  streichen  vor- 
geschlagen. Dieses  Alinea  nahm  die  znm  Export  bestimmten 
Qold-  und  Silberwaaren  von  den  BeschrKnkungen  der  §§  2 
und  3  des  Entwurfes  aus,  verbot  jedoch  die  Anwendung  des 
ansseichnenden  Stempels  bei  zu  exportirenden  Gold-  und 
Silberwaaren  von  geringerem  als  dem  für  diesen  Stempel  fest- 
gestellten Minimalfeingelialte,  Da  dieser  Stempel  nach  der 
Annahme  des  ^  '6h  bei  den  Schmucksachen  überhaupt  nicht 
anzuwenden  ist,  so  war  das  Alinea  tür  diese  gegenstandslos 
geworden.  Dagegen  wurde  niclit  das  Bedürfniss  anerkannt, 
inbetreÜ  der  Geräthc  jene  Ausnahme  für  die  Exportwaare 
bestehen  zn  lassen. 

Das  zweite  Alinea  musste  dagegen  stehen  bleiben,  um 
nicht  Bezeichnungen  bei  Auslandswaaren  zuzulassen,  deren  sieb 
SU  bedienen  der  inländischen  Industrie  nicht  gestattet  ist,  z.  B. 
der  Feingehaitsangabcn  nach  Karaten  oder  Lothen,  oder  einer 
höheren  als  der  wirklichen  Feingehaltsanj^abe  (vergl.  §  3  b). 

Der  so  gestaltete  §  4,  ebenso  wie  der  §  5  nach  der 
Regierungsvorlage!  dieser  ohne  Diskussion,  wurden  einstimmig 
angenouunen. 

KinQ  etwas  eingehendere  Erörterung  wurde  durch  den 
^5  6  hervorgeruten,  welcher  technische  Hestitnuiungen  enthält, 
die  daiaut  J3eziJg  haben,  auf  welchen  Waaren  entweder  der 
Feingehalt  überhaupt  nicht  angegeben  werden  darf,  oder 
welche  Umstände  bei  der  Ermittelung  des  Feingehaltes  zu  be- 
rücksichtigen sind.  lieber  die  Absicht,  welche  durch  den  §  G 
der  Regierungsvorlage  erzielt  werden  sollte,  bestand  kein 
Zweifel,  vielmehr  handelte  es  sich  nur  darum,  die  in  der 
Praxis  vorkommenden  Fälle  bestimmt  zu  bezeichnen.  Die 
jetzige  Fassung  ist  aus  der  Rosprochnng  mit  Sachverständigen 
lu  rvorgegangen  und  entspricht  den  in  mehreren  Petitionen 
ausgesproclienen  Wünschen. 

Zum  §  7,  welcher  die  Strafbestiuimungen  enth  i!t,  ^va^ 
zu  der  Nr  2  ein  Abänderungsvorschlag  von  den  terenteu 
gemach L  worden.    Der  Ausdruck  der  Regierungsvorlage: 

„wer  Gold-  und  Silberwaaren  mit  einer  anderen 

als  der  nach  diesem  Gesetz  zulässigen  Feingehaltsangabe 

versiehf*, 

schien  nämlich  den  Referenten  deutlicher  gewählt  werden  zu 
können,  wenn  die  in  dieser  Beziehung  ujuglichen  Fälle  spezi- 
fisirt  würden.  Diese  Fälle  würden  insbesondere  sein :  1.  wenn 
der  aaszeichnende  Stempel  (§  3  und  §  3  b}  für  Waaren  benutzt 
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würde,  fiir  welche  dcrüijll>e  ausgesciiloböen  ist;  2.  wenn  Fein- 
gchaltHbezeiciiiiungen  angewendet  würden,  welche  den  Hestim- 
mungoii  des  GeBCtzes  2  und  §  3b)  entgegen  öind,  aLso 
2.  B.  Karat  und  Loth;  3.  wenn  die  zuläMige  Feineebalts- 
beseichnung  nicht  dem  wirklichen  Feingehalte,  wie  derBelbe 
durch  die  |§  2  und  3  b  geregelt  wird,  entspräche,  wenn  a.  B. 
Jemand  eine  Gotdscbmucksacbe  von  560  Tausendtheilen  Fein- 

f ehalt  mit  einem  Stempel  580  versieht.  Die  beiden  ersten 
ülle  beziehen  sich  auf  die  Form  des  Stempels,  der  letzte 
Fall  anf  den  Inhalt  der  Sterapelangabe.  Uni  diese  Punkte 
festzustellen,  hatten  die  Referenten  heantra^t,  zu  sagen:  „mit 
einer  der  Form  nach  u  n  r  i  tt  ii  t  i  e  n  oder  einer 
böhereu  als  der  wii  kiicUen  Feingehalttsanga  be 
versteht*. 

Die  Kommission  entschied  sich  indessen  daftir,  dass  die 

Regierungsvorlage  diese  Fälle  genügend  decke^  wie  dies  auch 
von  dem  Herrn  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  aus- 
geliührt  worden  war. 

Zu  Nr.  3  führte  der  Vertreter  der  Reorjening^en 
aus,  dass  durch  diese  Bestinnnung  —  in  Verhindung  mit 
§6  —  es  nus<^eschl')ssen  sei,  Metallschmueksaciieu  mit  einem 
Mininuiltein^alialt  und  einem  Edelmetall  Überzug  mit  einem 
Feiiigehaltäbtempel  zu  vci  sehen. 

Nach  §  3  b  sei  die  Feingehaltssterapelung  nur  von  Schmuck- 
sachen von  Gold  und  Silber  zulässig.  Nach  §  7  Ziffer  3  sei 
die  Stempelung  von  gold-  und  silberähnlichen  Waaren  un- 
zulässig. Ob  eine  gestempelt«*  Waare  noch  als  goldene  oder 
silberne  (§  3  b)  oder  als  gold- oder  silberähnlich  (t^  7  Ziffer  3) 
anzusehen  gel,  sei  im  einzelnen  Falle  quaestio  lacti  und  even- 
tuell vom  Richter  (und  baebverständi^en)  zu  entscheiden. 

Der  ganze  s  wurde  in  der  Fassung  der  Regierungs- 
vorlatj^e  angenommen. 

iiei  dem  Schlussparagraphcn  war  die  Kommibsiou  darin 
einig,  dass  eine  Hinaussditebung  des  Termins,  an  weichem  das 
Gesetz  in  Kraft  treten  solle,  notbwendig  sei  Die  grossen 
Bestände  fertiger  Waaren,  sowohl  von  Schmucksachen  als 
von  Geräthen,  z.  B.  Uestecksilber,  welche  mit  Stempeln  ver- 
sehen sind,  die  nach  dem  Gesetze  nicht  mehr  gebraucht  werden 
dürften,  haben  alle  Betlieilifrten ,  ohne  Unterschied  ihrer 
Stellung  zu  dem  Ocselze.  veranlasst,  die  Ansetznnj^  eines 
späteren  Termins  zu  erbitten.  Die  Kerjnnission  einigte  sich 
für  diesen  Terrain  auf  den  1.  Januar  1888. 

In  der  Schiusssitzung  am  28.  iVpril  wurde  von  der  Kom- 
mission die  Abstimmung  über  das  Gesetz  vorgenommen,  wie 
sich  dasselbe  nach  den  Beschlfissen  der  Kommission  gestaltet 
hatte.  Die  Annahme  erfolgte  durch  die  10  anwesenden  Kom- 
missionsmitglicder  einstimmig;  fiir  3  Mitglieder,  welche  zu  er- 
scheinen verhindert  waren,  wurde  die  ausdrückliche  Zustim* 
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munescrklärung  durch  anwesende  Mitglieder  abg^ebeo.  £m 
Mitglied  der  KommiadoD  hatte  überhaupt  den  Berathuiiffeii 

nicht  beiwohnen  können.  Der  Gesetzentwurf  ist  also  von  der 
Kommission  einstimmig  angenommen  worden,  und  bean* 
tragt  dieselbe: 

der  Keichatag  wolle  beschliesseu : 

dem  Gesetze  über  den  Feingebalt  von  Gold- 
und  Silberwaaren  in  der  beschlossenenFassnng 
seine  Zustimmung  zu  ertbeilen. 

Berlin,  den  28.  April  1884. 

Die  VI.  RommissioiL 

Freiherr  v.   Wöllwartb  (Vorsitzender).    Dr.  Karsten 
^ericbterstatter).  Baron  v.  Arnswal dt- Böhme.  Freiherr 
T.  Göler.    Haerlc.    Klump p.  Kochhann  (Landsbelg). 
Dr.  Lingens.    Lüders  (Görlitz).    Dr.  Papellier, 
Dr.  Perrot   Dr.  ScbUger.  StötzeL 


Anhang  zum  vorslehendeu  Beiicht     43 — 49. 
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Bericht  der  VI.  Kommission  des  Reichstags: 

Zusa  mmeustellung 

Entwurfs  eines  Gesetzes  Uber  den  Feingehalt  der  Gol^ 
und  Silber waareu  —  Nr.  5  der  Drucksachen  — 

mit 

den  Beschlüssen  der  VI.  Kommission. 
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VI.  3- 


Vorlage. 

Entwurf  eines  Gesetzes  8ber  den  Feingehalt  der 

Gold-  uud  Silberwaaren. 


Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deatscher 
Kaiser,  König  von  Preusseu  u.  b.  w. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bundeeraths  und  des  Beichstag8|  was  folgt: 

§  1. 

Gold-  und  Silberwaaren  dürfen  zu  jedem  Feingehalt  an- 
gefertigt und  feileehalteu  werden.  Die  Angabe  des  Fein- 
ffchalts  auf  denselben  ist  nur  nach  Maassgabe  der  folgenden 
Bestimmuagen  gestattet 

§  2. 

Auf  Silberwaaren  darf  der  Feingehalt  nur  in  800 
oder  mehr  Tausendtheilen,  auf  Goldwaaren  nur  in  585  oder 
mehr  Tausendtheilcn  angegeben  werden. 

Der  wirkliche  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 

Waare  noch  auch  in  deren  einzelnen  Bestandtlieilen  bei 
Silberwaaren  mehr  als  acht,  bei  Gold waaren  meiir  als  fünf 
Tausendtheile  unter  dem  augc-f^ebenen  Feingehalt  bleiben. 
Bei  Ermittelung  des  Feingehalts  bleibt  die  Lö- 
thung  ausser  Betracht 


3. 

Die  Angabe  des  Feingehalts  geschieht  durch  ein  Stempel- 
zeichen, welclies  die  Zahl  der  lauseudtheile  und  die  Firma 
des  Geschäfts,  für  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist,  kenntlich 
macht  Die  Form  des  Stempelzeicheus  wird  durcii  den 
Bnndesratb  bestimmt 
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Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Feingehalt  der 
Gold-  und  Silbervvaareu. 


Wir  Wilhelmj^ von  Gottes  Gnaden  Deutscher 
Kaiser,  K6nig  ron  Preussen  o,  s.  w, 
▼erordnen  im  Kamen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmong 
des  Bandesraths  and  des  Reibhstags,  was  folgt: 

§  1- 

Unverändert 

§  2. 

Anf  goldenen  Geräthen  darf  der  Feingehalt  nur  in  585 
oder  mehr  Tauscndtheilen,  auf  silbernen  Geräthen  nur  in 
800  oder  mehr  Tausendtheilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliche  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 
Waare  noch  auch  in  deren  einzelnen  Bestandtheilen  hei  goldenen 
Geräthen  mehr  als  fhnf,  hei  silbernen  G e r ä t h e n  mehr  als 
acht  Tausendtheile  unter  dem  ang^ebenen  Feingehalt  bleiben. 
Vorbehaltlich  dieser  Abweicliungmuss  derGej^en- 
Btand  im  Ganzen  und  mit  der  Lötliung  einge- 
schmolzen den  angegebenen  F eingehait  haben. 

§3. 

Die  Angabe  des  Feinsehalts  auf  goldenen  und  sil- 
bernen Geräthen  geschieht  durch  ein  Stempelzeichen, 
welches  die  Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma  des  Geschäfts, 
für  welches  die  Stempelang  bewirkt  ist,  kenntlich  macht.  Die 
Form  des  Stempelzeichens  wird  durch  den  Bundesrath  bestinmit 

§  3a. 

Uoldeue  und  silberne  ü h rgehäuse  unterliegen 
den  Bestimmungen  der       2  und  3. 

§  3b. 

Schmucksachen  von  Gold  und  Silber  dürfen 
in  jedem  Feingehalte  gestempelt  werdenundist  in 
diesem  Falle  der  letztere  in  Tausendtheilen  anzu- 
geben. 

Dir  Fehlergrenze  darf  zehn  Tausendtheile 
nicht  überschreiten,  wenn  der  Gegenstand  im 
Ganzen  e  i  n  ge  s  e  h  mu  1 * n  wird. 

Das  vom  Bundesrai  Im  gemäss  3  bestimmte 
Stempelzeiciien  darf  auf  bcliiuucksachen  von  Gold 
und  Silber  nicht  angebracht  werden. 
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V  (I  r  I  a  g  e 


VI.  8. 


§4. 

Waaren,  welche  für  den  Absatz  im  Inlande 
nicht  bestimmt  sind,  unterliegen  den  Beschrän*- 
kungen  der  §(^2  und  3  nicht.  Es  ist  jedoch  nicht 
gestattet»  dl  es  elben  mit  einem  Zeichen  nachMaasa- 
gabe  der  §§  2  und  3  au  versehen,  wenn  sie  den 
Anforderungen  des  §  2  nicht  entsprechen. 

Aus  dem  Auslände  eingeführte  Gold-  und  Silberwaaren, 
deren  Feingehalt  durch  eine  diesem  Gesetxe  nicht  entsprechende 
Beaeichnung  angegeben  ist^  dürfen  nur  dann  feilgehalten 
werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempeizeiohen  nach 
Maassgabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind. 

S  5. 

Für  die  Richtip^keit  de»  aiigegebeuen  Feingehailü  haftet 
der  Verkäufer  der  Waare.  hi  deren  Stempelung  im  Inlande 
erfolgt,  so  haftet  gleich  dem  Verkäufer  der  Inhaoer  des  Ge- 
schäfts, iiir  welches  die  Stempelung  erfolgt  ist 

§  6. 

Gold-  oder  Silberwaaren,  auf  welchen  der 
Feingehalt  angegeben  ist,  dürfen  mit  anderen 
metallischen  Stoffen  nicht  ausgefüllt  sein;  Ver^ 
Stärkungsvorrichtungen,  welche  im  Innern  der 
Waare  angebracht  sind^  dürfen  mit  der  letateren 
metallisch  nicht  verbunden  sein. 
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§4. 

Alinea  1  fällt  weg. 


Ans  dem  Aaslande  eineeftlhrte  Gold-  und  Silberwaaren, 
deren  Feingelialt  dmch  eine  diesem  QesetBe  nieht  entsprechende 
BeBeicbnung  anji^ben  is^  dürfen  nur  dann  feilgehalten 
werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempelseichen  nach 
Maassgabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind. 

§  & 

Unverändert. 


§  6- 

Auf  Gold-  und  Silber  waarcn,  welche  mit 
anderen  metallischen  Stoffen  ausgefüllt  sind^darf 
der  Feingehalt  nicht  angegeben  werden. 

Dasselbe  gilt  von  Gold-  undSilberwaaren,mit 
welchen  aus  ander  enMetallen  boatehendeVerstär- 
kungs Vorrichtungen  metallisch  verbunden  sind» 

Bei  Ermittelang  des  Feingehaltes  bleiben  alle 
von  dem  zu  stempelnden  Metalle  yerschiedenen, 
äusserlich  als  solche  erkennbaren  Metalle  ausser 
Betracht,  welche: 

1.  zur  Verzierung  der  Waare  dienen; 

2.  zurHcrstcUungm  echauischer  Vorrichtungen 
e  r  t  o  r  d  e  r  I  i  c  h  s  i  n  d ; 

3.  als    VerstärkungB  V  o  rrichtun  fren     ohne  me- 
tallische Verbindung  sich  daibtellen. 
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Vorlage. 

§  7. 

Mit  Geldstrafe  bis  su  Eintanaend  Mark  oder  mit  Go- 
föngnias  bis  au  6  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  naoh  diesem  Geseta 
mit  einer  Angabe  des  FeiDgebslts  nicht  versehen  aeiii 
dttrfen,  mit  einer  solchen  Angabe  versieht; 

2.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  Gesets 
imt  einer  Angabe  des  Feingehalts  verBehen  sein  dürfen^ 
mit  einer  anc&ren  als  der  nach  diesem  Geseta  anlässigen 
Feingehaltsaugabe  versieht; 

3.  wer  gold-  oder  sUbertthnliche  Waaren  mit  einem  durch 
dieses  Gesetz  vorgesehenen  Stempelzeichen  oder  mit 
einem  Stempclzeichen  versieht,  welches  nach  diesem 
Gesetze  als  Feiugehalt^^l>f'zeichnung  &ir  Gold-  und  Silber- 
waareu  nicht  zulässig  ist; 

4.  wer  Waaren  feilhält,  welche  mit  einer  gegen  die  ße- 
stimumngen  dieses  Gesetzes  verstossenden  Bezeichnung 
versehen  sind. 

^lit  der  Verurtheilun^  ist  zugleich  auf  Vernichtung  der 
gesetzwidrigen  Bezeichnung  oder,  wenn  diese  in  anderer  Weise 
nicht  möglich  ist;  auf  Zerstörung  der  Waare  zu  erkennen. 

§  8. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1S86  in  Kraft.  An 
demselben  Tage  treten  alle  laudesrechtlichen  Besiimaiungen 
über  (loa  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  ausser 
Geltung. 

Urknndlich  u.  s.  w. 
Gegeben  u.  s.  w. 


« 
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Bes  eil  1  ü  s    e  d  e  v  K  u  in  in  i  s  s  i  o  n. 

§  7. 

UnTerändert 


§8. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  .Fanuar  1888  in  Kraft.  An 
demselben  Tage  treten  alle  Iciudesrechtlichen  Bestimmungen 
über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  ausser 
Geltang. 

UrkandUch  a.  8.  w. 
Gegeben  u.  e*  w. 


F«f«t^iiat«i  (SB)  VI.  8y 
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Die  Gesetzgebung  der  Nachbarstaaten:  Belgien, 
Frankreicb,  Schweix  nnd  Oesterreich'). 


I.  Belgien. 

In  Folc^e  des  Sieges  der  Franzosen  bei  Fleurus  (26.  Juni 
1794j  Iii  i  l  iiükreich  einverleibt,  hat  Belgien  mit  der  gesammten 
französischen  Geset^ebung  auch  das  Gesetz  vom  19.  Brumaire 
deB  Jahres  VI  (1797)  über  den  Feingehalt  der  Gold-  und 
SUberwaaren  fiberkommen.  Letzteres  tilieb  bis  zum  Jahre 
1868  in  Geltung,  nachdem  es  durch  ein  Dekret  vom  14.  Sep- 
tember 1814  nur  in  wenigen  Punkten  abgeändert  worden  war. 
Im  Jahre  1868  erging  das  folgende  noch  jetzt  geltende: 

Gesetz  vom  5.  .Tnni  IHIIS,  iM'tiM'lfond  die  Erlaubniss  znr 
Anfertigung;  v<ai  Gold-  und  Silberwaaren* 

Leopold  IL  König  der  Belgier 

Allen  Gegenwärtigen  und  Zukünftigen  Gruss: 
Die  Kammern  haben  angenommen  und  Wir  bestätigen 
was  folgt: 

Art.  1.  Die  Herstellung^  von  Gold-  und  Silberwaaren  zu 
jedem  Feinpjelialt  ist  gestattet.  Die  obligatorische  staatliche 
Koütrole  wird  deshalb  eingestellt. 

Art.  2.    Gold-  und  Silber w  aareu  zu  dem   hierunter  fol- 

f enden  Feingehalt  können  jedoch  von  dem  Verkäuier  oder 
[ftufer  der  Prüfung  und  Stempelung  durch  den  von  der  Regie- 
rung ernannten  Probirer  unterzogen  werden. 

Für  Gold   1.  Feingehalt  800  Tausendtheile 
2.        „        750  „ 
„    Silber  1.        „        900  » 
2.        ^  800 


'J  Vergleiche  v,  Studnitz,  Die  geacjtzliche  Kcgelun^  des  Feingehalte 
Yon  Gold-  und  Silberwaaren,  nebst  einer  Siunmliuig  der  Bestimmungen 
snmTiitlieher  zivilisirten  Staaten  nnd  cinrr  tabdUuiBchW  Uebendcht  über 
die  Feingehalt^gesetzgebong,  Pforzheim  1870. 
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Art  3.  Die  Gold-  und  Silberwaaren,  welche  zwar  keinen 
«riogeren  Feingehalt  als  den  niedrigsten  durch  das  Gesets 

Destimmten,  jedoch  nicht  ^enau  einen  solchen  haben,  werden 
nach  demjenigen  gesetzlichen  Feingehalt  gestempelt,  welcher 
ODfflittelbar  hinter  dein  durch  die  Prüfung  festgestellten  folgt. 

Art  4.  Bei  jedem  Verkaufe  von  Gold-  oder  Silberwaaren 
ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  dem  Käufer  auf  dessen  Ver- 
langen eine  die  Gattung^  das  Gewicht,  den  Feingehalt  and  den 
Preis  der  verkaoften  G^egenstände  enthaltende  Kechnung  aus- 
luhiUidigen. 

Art  5,  Die  Regierung  schreibt  die  Form  der  staatlichen 
Stempel  vor,  sie  bestimmt  die  Beschaffenheit,  welche  die  Gold- 
Qod  oUberwaaren  haben  müssen ,  um  zur  Prüfung  des  Fein* 
gebalts  zugelassen  zu  werden,  sowie  die  gestattete  Abweichung 

von  dem  im  Artikel  2  vorgeschriebenen  Feingehalt.  Sie  be- 
stimmt gleielitallö  die  für  Kechnung  des  IStaats  einzuziehenden 
Kosten  der  Probe  und  ertheilt  die  übrigen  Vorschriften  für 
das  Verfahren. 

Art.  6.  Die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Artikel  treten 
mit  dem  1.  Juli  18r»9  in  Kraft.  Von  diesem  Tage  an  sind 
dag  Gesetz  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI  und  die  Verord- 
riiinp  vom  Ii,  September  löi4  sowie  alh^  iihritren,  den  V^in- 
geliah  der  liuld-  und  lÄilberwaaren  betreili ml«  n  Bestinnnungea, 
mit  Ausnahme  derjenigen  des  btratjgcsctzbuciiö^  auigehoben. 

Vorübergebende  Bestimmungen. 

Art  7.  Mit  dem  elften  auf  die  Verkündigung  dieses  Ge- 
setses  folgenden  Tage  und  bis  au  demjenigen,  an  welchem 
die  Artikel  1  bis  6  in  Krafit  treten,  wird  der  zweite  Fein- 
gehalt des  Silbers  auf  800  Tausendtheile  herabgesetzt  und  die 
Tom  Auslande  herstammende  Silberwaare  zu  diesem  Feingebalte 
nr  Kontrole  des  Gebalts  zugelassen. 

Zur  Ausfuhr  bestimmte  Gold-  und  Silberwaaren  können 
SU  jedem  Feingehalte  frei  von  der  Stempelgebübr  angefertigt 
weraen.  Eine  königliche  Verordnung  wird  die  Bedingungen 
Tonchreiben,  an  welche  diese  doppelte  Ausnahme  geknüpft 
inrd.  Jedoch  werden  Gegenstände  von  geringerem  Fein- 
gehalte als  750  Tausendtheilen  für  Gold  und  800  Tausend- 
theilen  ftir  Silber  nicht  mit  dem  Staatsstempel  gezeichnet. 

Vom  1.  Juli  1868  an  wird  die  Stempelgebühr  auf  10  Franken 
per  Hektogramm  Gold  und  auf  50  Centimes  per  Hektogramm 
Bilber  ermässigt 

Die  HunderttheOe  ^es  Betrages  der  Stempclgebtibr  werden 
jetst  und  künftig  nicht  gerechnet. 

Wir  verkündigen  dieses  Gesetz,  befehlen  dasselbe  mit 
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dem  Staatasiegel  zu  veneheii  und  im  Monitenr  zu  veröffeDt- 
liehen. 

Q^geben  su  Brüssel  am  5.  Juni  1868. 

Leopold. 

Im  Kamen  des  Königs: 

der  Finfinzminister         Gesehen  und  mit  dem  ötaats- 
Frere-Orban.  siege!  gesiegelt: 

der  Justizminister 
Jules  Bara. 


Zur  Ausführung  des  vorstehenden  Gesetzes  wurden  die 
folgenden  Verordnungen  erlassen: 

Kiliii^liche  Verordiiniig 
betreffeud  das  Gcpiü^e  der  Matrizen  uud  die  Form  der  Kou- 
trolstempel  fVr  fiTold-  und  Silberwaaren.   Vom  1.  Juli  18tö. 

Leopold  Tl.  König  der  Belgier 

Allen  Gegenwärtigen  und  Zukünftigen  Gross. 
Nach  Einsicht  des  Artikels  5  des  Gesetzes  vom  5.  Juni 
18(58,  welcher  so  lautet: 

Die  Regierung  schrdbt  die  Form  der  staadicheii  Stempel 

vor  — , 

in  der  Absicht: 

das  Gtepräge  der  Matrizen  und  die  Form  der  Stempel  zu 
der  Angabe  dee  Feingehalts  der  Gold-  und  SÜberwaaren 
zu  regeln; 

die  zur  Abnahme  dieser  Stempel  nothwendigen  Matrizen 

zu  genehmigen, 
auf  den  Bericht  unseres  Finanzmlnisters, 
haben  wir  verordnet  und  verordnen: 

Art  1.  Die  Matrizen  der  Stempel  tragen  entweder  den 
Anfangsbuehstaben  des  Wortes  Or  oder  den  Anfangsbuch- 
staben des  Wortes  Argent  zur  Bezeichnung  der  Beschaffenheit 
des  Metalls  und  die  Zahl  1  oder  2  zur  Bezmchnung  des  Fein- 

Sbalts  der  Lefidrong.  Bei  Geprtfgen  von  geringer  Ghrösse 
It  indess  das  Kennzeichen  des  Feingehalts  fort. 

Art.  2.  Die  Matrize  des  Stcmjsols  für  rroldwaaren  zum 
ersten  Feingehalt  trägt  ein  O  in  gotliibuliLr  Klcinschrift ,  in 
dessen  Mitte  sich  die  Zahl  1  befindet.  Die  äussere  l'onn  des 
Stempelzeichens  ist  die  eines  Rechtecks  mit  abgestumpften 
Ecken. 

Die  Matrize  des  Stempels  für  Qoldwaaren  zum  zweiten 
Feingehalt  trägt  ein  O  in  gothischer  Kapitalschrifl^  welches 
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iu  der  Dditte  die  Zahl  2  enthält.  Die  äussere  Form  des 
Stempels  ist  rund. 

Art  3.  Die  Matrize  des  Stempels  für  SUberwaaren  zum 
enien  Feio^alt  trftgt  ein  A  in  gothischer  Kapitalschrift, 
welches  die  Zahl  einadbliesst 

Die  äussere  Form  des  Stempels  ist  ein  Dreieck  mit  ab- 
gestumpften Ecken. 

Die  Matrize  des  Stempels  ftlr  Silberwaaren  zum  zweiten 
Feingehalt  hat  eieich&lls  ein  A  in  gothischer  Kapitalschrift, 
welches  oben  und  rechts  die  Zahl  2  trägt  Die  äussere  Form 
dieses  Stempels  ist  ein  Quadrat  mit  abgestumpften  £cken. 

Art.  4.  Die  mit  dem  in  den  vorhergehenden  Artikeln 
angeir»*benen  Gepräire  t:^rnvirten  Matrizpti,  welche  die  »Stempel 
gelieiurt  haben,  r](  ren  Abdruck  dieser  Verordnung  beigetügt 
ist,  werden  genelmn^^t. 

Art.  5.  Die  von  diesen  Matrizen  abgenommenen  Stempel 
werden  zur  Bezeichnung  des  Feingehalts  der  Gold-  und  Silber- 
waaren benutzt. 

Unser  l^manzminister  ist  mit  der  Aubiuiiruiig  dieser  Ver- 
ordnung beauftragt. 

Gegeben  zu  Laeken  am  1.  Juli  1868. 

Leopold. 

im  Namen  des  Königs: 
der  Finanzminister 
Frire-Orban. 


(l*afel  der  Feingehaltsstempel  siehe  Seite  64.) 


Königliche  Verordnung, 
betreffend  den  Feingehalt  der  Gold-  nnd  Silberwaaren. 

Vom  10.  Jaul  1869. 

Leopold  II.  König  der  Belgier 

Allen  Gegenwärtigen  und  Zukünftigen  Gruss. 
Kach  Einsicht  des  Artikels  5  des  Gesetzes  vom  5.  Juni, 
welcher  so  lautet: 

i^Die  Regierung  schreibt  die  Form  der  staatlichen  Stempel 
yor,  sie  bestimmt  die  Beschaffenheit,  welche  die  Gold-  und 
Bilberwaaren  haben  mflssen,  nm  zur  Prüfung  des  Fein- 
gehalts augelassen  zu  werden,  so  wie  die  gestattete  Ab- 
weichung von  dem  im  Artikel  2  vorgeschriebenen  Fein- 
gehalt. Sie  bestimmt  gleichfalls  die  fUr  Rechnung  des 
Staats  einzuziehenden  Kosten  der  Probe  und  ertheUt  die 
übrigen  Vorschriften  für  das  VerfAhren.**  — ; 


.  kjui^cd  by  Google 


54 


VI.  3, 


Digitized  by  Google 


VI.  3. 


55 


nach    wiederholter  Kiosicht   ua&erer  Verordnung  vom 
1.  JnU  1838,  betreffend  dk  Form  der  Stempel, 
•nf  den  Vorschlag  unseres  Finansmimsters^ 
haben  wir  verordnet  und  verordnen: 

Art.  1.  Zur  Prüfung  ihres  Femgehalts  werden  sagetassen: 

a.  Gold-  und  Silberwaaren  von  gleichartiger  Masse  und 
massiv, 

b.  Gold-  und  Silberwaaren  von  p-l^'ichartigcr  Masse  und 
hohl,  jedoch  ganz  oder  theilweise  und  ohne  Beschädi- 
gnng  so  zu  öffnen,  dass  sie  frestatten  sich  zu  überr.eugen, 
dass  sie  weder  Metall  nocii  Legirungen  oder  fremde 
Körper  enthalten. 

Als  Gold-  und  Silberwaaren  von  gleichartiger  Masse  werden 
diejenigen  angesehn,  deren  Legirung  in  allen  ihren  Theilen 
gleiche  Bestandtheile  enthält,  bis  auf  das  Bemedium  des  Fein- 
gehalts. 

Art.  2  Das  Remedium  des  Feingehalts  der  Gold-  und 
Silberwaaren  ohne  I^öthung  beträgt  drei  Tausendtheile  für 
Gold  und  iünf  Tausendtiieile  für  Silber. 

Das  Remedium  des  Feingehalts  der  Hauptmasse  der  Gold- 
und  Silberwaaren  ohne  Löthung  ist  gleichfalls  drei  Tausend- 
theile für  Qold  und  fönf  Tausendtheile  Air  Silber.  Das  ge- 
sammte  Remedium  des  Feingehalts  gelötheter  Gold-  und  Silber- 
waaren beträgt  jedoch  zwanzig  Tausendtheile  mit  Inbogiiff 
der  Löthung. 

Art.  3.  Der  Münzmeister  entscheidet  die  Streitigkeiten 
inbetreff  der  Zulassung  der  Oold-  und  Silberwaaren  zur 
Probe  und  zur  Zeichnung  mit  dem  Staatsstempp]. 

Art.  4.   Die  Kosten  der  Probe  werden  beistimmt  wie  folgt: 

1)  10  Frauken  per  Hektogramm  (iukivvaare; 

2)  50  Centimes  per  Ilektogramm  Silberwaare. 
Goldwaaren,  welche  weniger  wiegen  als  ein  Gramm,  werden 

für  ein  Gramm  geredinet 

Silberwaareui  welche  weniger  wiegen  als  10  Gramm,  werden 
fiür  10  Gramm  gerechnet. 

Das  Gewicht  wird  nach  Dezigrammen  bei  Goldwaaien 
und  nach  Grammen  bei  Silberwaaren  berechnet 

Art.  5.  Die  Klassifikation  und  die  Gehälter  der  Probirer 
enthält  die  folgende  Tabelle: 


Zahl  der  AmtsstelleD  { 

1 

Klasse 

Gehalt 

8 

1 

3500 

2 

3000 

3 

2500 

1  ; 

! 

2000 
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Art  6.  Die  Probirer  werden  yom  Koiuge  emaamt  tud 
entlassen. 

Art.  7.  Probirer  werden  angestellt  in  den  folgenden 
Städten: 

Antwerpen    ....   2  Mona  

Brüflsei  2  Doornik  

Löwen  1  Lütticli  

Brügge.    .    .*  .    .    .    1  Hasselt  

Kortryk  l  Arl  

Gent  1  Namur  

Art.  8.  Die  Probirer  sind  für  die  Gold-  und  Silberwaaren, 
welche  ihnen  zur  l^rutuii^,'^  ihres  1  eingelialts  übergeben  werden, 
verantwortlich.  Sie  tragen  dieselben  unverzüglieh  in  ein 
Stammregister  ein.  Der  (ieneraHnspekt(jr  der  Prohiranstalten 
der  Münzverwaltujig  überwaciit  das  V'erlaiiren  bei  den  Proben 
und  die  dieaelben  betrefiende  BachfUbning. 

Art.  9.  Die  Kosten  der  Proben  weraen  durch  die  £ui- 
nahmesteilen  für  direkte  Steuern ,  Zölle  und  Akaiaen,  welche 
der  Finanzminister  dazu  bestimmt,  eingezogen. 

Art.  10.  Die  Miethe  fUr  die  zur  Austiihrung  der  Proben 
dienenden  Räume,  die  zu  den  Proben  erforderlielien  Materialien 
und  chemischen  Hülfsniittel,  die  Heschntinng  der  Stempel  und 
die  übrigen  Verwaltungskosten  taiien  dem  Staatsschatze  zur 
Last. 

Unser  Finanzmiuister  ist  mit  der  Auslüiiruug  dieser  Ver- 
ordnung beauftragt. 

Gegeben  zu  Lacken  am  10.  Juni  1869. 

Leopold. 

Im  Namen  dea  Könige: 
der  FinansminiBter 
Frdre-Orban. 


n.  Frankreich. 

Daa  mit  der  weiter  unten  au  erörternden  Auanahme  noch 

gegenwärtig  geltende  Gesets  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI 
enthält  in  1  Artikeln  strenge  und  weit  im  Detail  durch- 
geführte Bestimmungen  über  die  Regelung  des  Feingehalts 

Qcr  Gold-  und  Silberwaaren.  Die  Fundamentalvorschriften 
sind  auf  den  Prinzipien  des  Lefriruiigszwanj^eSj  des  StcnipelmiL:?- 
zwanges  und  de»  Prävenliw-^ysti  ms  (Staatsstempelungj  aul- 
haut.  Für  (toM-  und  Silberwaaren  sind  drei,  beziehungs- 
weiöc  zwei  Fcingehaltsgrade  geöüittet: 
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840  ,  l  fUr  Gold  \  ""'^  3  J  auseiidtlieileu 

750  ^ 

950  , 
800 


für  Silber 


Remedium 


mit  Tausnndtheilen 
licmediom. 

Jede  EdelmetAlhvaare  ist  dreifach  zu  stempelo: 

1)  mit  dem  Stempel  der  Feingehaltsangabe, 

2)  „  „      des  Fabrikanten^ 

3)  «     K        „       „  Kontrolbureaus. 

Die  —  nicht  unerhebüchen  —  Stempclgebtthren  trttgt  der 
Fabrikant;  sind  die  Waaren  zum  Export  bestimmt,  so  werden 
Ewei  Drittel  der  gezahlten  Stempel^ebühren  rOckvergOtet. 

Der  Umstand,  dass  (üeBo  P>pstimmongen  nun  bereits  £ft8t 
ein  Jahrhundert  gelten  und  jeden  Regierungswechsel  in  Frank- 
rcidi  überdauert  haben ,  durfte  beweisen,  dass  dieselben  dem 

V«)Iksl»ewusstsoin  eiitsprechen.  Wer  in  Frankreich  Gold-  und 
.^ilbersaciien  kauft,  will  neben  der  getiUligen  Form  auch  den 
reellen  Inhalt. 

Diese  den  iimercü  Konsum  beherrschende  solide  Richtung 
konnte  indess  niclit  verhindern,  (Irrs  von  Jahr  zu  Jahr 
»inngender,  im  Interesse  der  Konkurrenzfähigkeit  der  fran- 
iiisiBchen  I^abrikate  im  Auslande,  eine  grossere  Latitüde  gegen- 
über den  Bedtimmaugen  dea  (jrcöetzes  vom  19.  ßrumuire  ver- 
langt wurde. 

So  kam  denn  das  bereits  oben  Seite  18  erwähnte  Geseta 
TOffl  25.  Januar  1884  zu  Stande.  Dasselbe  gilt  lediglich  för 
die  Exportwaaren.  Fllr  den  inländischen  Konsum  bewendet 
et  bei  dem  Gesetze  vom  19.  Bmmaire. 

Der  Wortlaut  jenes  Gesetzes  und  der  dazu  erlassenen 
Verordnung  vom  6.  Juni  1884,  deren  strenge  Straf-  und  Kon- 
trolbeatimmungen  bemerkenswertb  sind,  ist  folgender: 


(ii'setz  vom  25.  Januar  1884,  betrefl'eiid  die  Fjiiniliruii^  eines 
vierten  Feingehalts  (titre)  für  die  zur  Au^^uh^  beätimmteu 
goldeueu  nud  silbernen  Waaren. 

Der  Senat  und  die  Kammer  der  Abgeordneten  haben  an- 

g(  nommen , 

der  Präsident  der  Kepublik  verkündet  das  Gesetz  folgenden 

Inhalts : 

Art.  1.  Nachträglich  zum  Artikel  4  cIls  (iesetzea  vom 
IP  Brumaire  des  Jahres  VI  wird  ftXr  die  Fabrikation  der  zur 
Austulir  bestinnnten,  nur  aus  Uuid  bestehenden  Ulirgehäuso 
eia  vierter  gesetzlicher  Feingehalt  (titre)  vou  ''^^^.  looo  eingeführt, 
wdcher  rechtsgültig  ist. 

Diese  Gefiluse  werden  durch  das  Stempelamt  mit  einem 
den  Fdngehalt  angebenden  besonderen  Stempel  und  einem 
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ihre  Bestimmung  zur  Ausfuhr  nachweiseuden  besonderen  Ge- 
präge versehea. 

Art  2.  Abweichend  von  den  Bestimmungen  des  genannten 

Artikeb  4  und  ausser  den  im  vorstehenden  Artikel  1  ent- 
haltenen sind  nur  die  Fabrikanten  von  Gold  Schmiedearbeit, 
Juwelierwaaren ,  Schmucksachen  und  Uhrgehäusen  berechtigt, 
ausschliesslich  zur  Ausfulir  bestimnunte  «!;oldfne 
und  silberne  Gregenstände  von  jedem  anderen  Fem- 
gehalte zu  fertigen. 

Die  80  gefertigten  Gegeubiaude  jeden  Gehaltö  erhalten  in 
keinem  Falle  das  Gepräge  der  Stempel  des  Staats ;  sie  müssen 
jedoch  sofort  nach  ihrer  Vollendung  mit  einem  Meisterstempei 

richnet  werden,  dessen  Form  durch  spätere  Verordnung 
öffentlichen  Verwaltung  bestimmt  wird  und  welcher  den 
auf  der  Faktur  anzugebenden  Feingehalt  der  Legirung  in 
Zahlen  nachweist. 

Art.  3,  T)ie  Fabrikanten,  welche  von  dm  durch  dieses 
Gesetz  ertlirilteu  Befu|^nissen  Gebrauch  maclu  n  wollen  ,  die 
mit  der  Aubiuhr  bescliäUi^ien  Kaufleute  und  ivoinmissionäre, 
welche  mit  goldenen  und  bilbernen  VVaaren  von  jedem  Fein- 
gehalt ins  Ausland  Handel  treiben  wollen,  haben  der  Präfektur 
ihres  Departements  und  der  Mairie  ihrer  Gemeinde  davon 
Anzeige  zu  machen. 

In  Paris  erfolgt  diese  Anzeige  bei  der  Polizeiprttfektur 
und  auf  dem  Stcmpelamte. 

Art.  4.  Die  Fabrikanten  und  Kaufldtte,  welche  diese 
Gegenstände  ausfuhren  ^  sind  den  Besichtigungen  und  Visi- 
tationen der  Beamten  der  indirekten  Steuern  nach  den  Be- 
stinnnungen  der  Artikel  235,  236,  237,  238  und  245  des 
Gesetzes  vom  28.  April  18 lü  unterworfen.  Sie  liefern  er- 
forderlichenfalls die  zur  Ausführung  der  Untersuchungen  noth- 
wendigen  Wagen  und  Gewichte. 

Art  5.  Auf  diese  Fabrikanten  und  Kaufleute  finden  alle 
BestimmuDgen  der  Gesetzgebung  Anwendung,  welche  den 
Handel  mit  Gold*  und  Silberbarren  ordnet,  insofern  diese 
Bestimmungen  denjenigen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  nicht 
widersprechen. 

Art.  6.  Die  durch  die  Austiilirunp;  dieses  Gesetzes  ge- 
forderten Nachtragsbestimmungen  werden  durch  ein  Kegiement 
der  öfi'entlichen  Verwaltung  getrotlen  werden. 

Art.  7.  Die  goldenen  und  silbernen  Waaren,  deren  Fabri- 
kation dieses  Gesetz  ausschliesslich  zum  Zwecke  der  Ausfahr 

gestattet,  dürfen  unter  keinem  Verwände  für  den  inneren  Ver- 
rauch geliefert  werden. 

Art.  8.  Diejenigen  von  diesen  Waaren,  welche  bei  Fabri- 
kanten, Kaufleuten  oder  Kommissionären,  welche  die  im  vor- 
stehenden Artikel  3  vorgeschriebene  Anzeifr«^  nicht  gemacht 
haben,  augetroffen  werden,  oder  deren  i^'eiibieteu  zum  inneren 
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Verbrauch  nacLgewicsf n  ist,  wi  i  iea  mit  Beschlag  belegt  und 
ziehen  die  Verfolgmu,^  vor  dem  Strafgericht  nach  sich.  Die 
Inhaber  der  mit  Ucäciilag  belegten  Gegenstände  erleiden  deren 
Konfiskation  xinbescliadet  der  in  dem  folgenden  Artikel  ver- 
fallngten  anderen  Strafen. 

Art.  9.  Im  Falle  der  Uebertretttog  der  BeBtimmanffen 
dieses  Gesetzes  nnd  derjenigen  des  gemäss  dem  yorBtehenden 
Artikel  6  erlassenen  Reglements  der  öffentlichen  Verwaltung 
werden  die  von  der  Uebertretung  betroffenen  Gegenstände 
konhszirt  und  ausserdem  der  LJebertreter  zn  einer  Geldstrafe 
verurtheilt,  welche  das  erste  Mal  den  zeiintacheu  Werth  der 
konfiszirten  Gegenstände,  das  zweite  Mal  das  Doppelte  der 
ersten  iStrafe  nebst  Verkündigung  der  Verurtheiluug  au t  Kosten 
des  Uebertreters  beträgt ;  das  dritte  Mal  wird  endUch  die  erste 
Strafe  vervierfacht  und  dem  Uebertreter  der  Handel  mit  und 
die  Fabrikation  von  goldenen  nnd  silbernen  Waaren  bei  Strafe 
der  Konfiskation  aller  Gegenstände  seines  Betriebes  untersagt 

Im  Falle  von  Ausfällen  gelegentlich  der  Inventare  oder 
nicht  nachgewiesener  Ausfuhren  beträgt  die  Strafe  75  Franken 
per  Hektograinin  fUr  goldene  und  4  Franken  per  Uektogramm 
iür  silberne  Gegenstände. 

Art.  10.  Die  mit  dem  durch  das  Gesetz  vom  19.  Bru- 
maire  des  Jahres  VI  festgesetzten  Feingehalt  gefertigten  und 
zur  Ausfuhr  oder  zum  inneren  Verbrauch  bestimmten  goldenen 
und  silbemen  Waaren  unterliegen  ferner  der  bestellenden 
Gesetsgebung. 

Dasselbe  gilt  in  jeder  diesem  Gesetze  nicht  widersprechenden 
Beziehung  f&r  die  zur  Ausfuhr  bestimmten  goldenen  Uhr- 
gehäuse vom  vierten  Feingehalt. 

Dieses  vom  Senate  und  von  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten berathene  und  angenommene  Gesetz  wird  als  btaats- 
gesetz  ausgeführt. 

Geschehen  au  Paris  am  25.  Januar  1884. 

gez.:  Jules  Grdvy. 

Im  Auftrag  des  Ptisidenten 
der  Republik 
der  Finanzminister  der  Handelsminister 

ges.:  P.  Tirard.  gea«:  Gh.  Hörisson. 


AiflfVIiriiiigRTerordiiniifi;     vorstekenden  Oeseti. 

Der  Präsident  der  Irauzösiscben  Republik  verordnet, 
auf  den  Bericht  des  Finanzministers, 
nach  Einsicht  des  Gesetaes  vom  25.  Januar  1884  und 
namentlich  der  Artikel  2  und  6; 

nach  Einsicht  des  Qesetaes  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI 
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nacb  Einsicht  des  Artikels  2  des  Gesetzes  vom  30.  M^z 
1872; 

nach  Einncht  der  Artikel  23b,  236,  287,  238  und  245 
des  GesetEes  vom  28.  April  1816; 
nach  Anhörang  des  Staatsraths, 

was  folgt: 

Art.  1.  Die  gemäss  den  Bestimmungen  des  Artikels  1 
des  Gesetzes  vom  25.  Januar  1884  zu  dem  4.  Feingehalt  zur 
Ausfuhr  labrizirten  goldenen  Uhrgehäuse  werden  der  Probe 
und  Stempelung  nach  den  Vorschriften  der  Gesetzgebung  für 
den  Münzgehalt  unterworfen. 

Dieses  doppelte  Verfahren  ist  befreit  von  Stempelabgabe. 

Die  Kosten  der  Probe  werden  vom  Fabrikanten  getragen. 

Der  den  Feingehalt  anzeigende  besondere  Stempel  stellt 
einen  ägyptischen  Kopf  dar. 

Das  besondere  Gepräge  hat  die  Form  einer  Ellipse  mit 
der  Inschrift:  £xp.  und  darunter  583  M.  Derselbe  wird  in 
der  Mitte  des  Bodens  der  Gehäuse  angebracht. 

Die  Abbildungen  dieser  beiden  Stempel  befinden  sich  bei 
dem  Originale  dieser  Verordnung. 

Art  2.  Der  Abdruck  des  Stempels  jedes  Fabrikanten 
von  Gold-  und  Silberwaaren,  welche  ,.:::('mHss  den 
X  \.  Vorschriften  des  Artikels  2  des  Uesetzes  vom 
/  \  25.  Januar  1884  gefertigt  t^md,  muss  die  Gestalt 
eines  unregelmässigen  Fünfecks  mit  gleichen  Seiten 
haben,  welches  ein  Quadrat  mit  einem  darauf 
stehenden  Dreieck  nach  der  hierneben  befindlichen 

I   Figur  darstellt 

Die  GrössenyerhAltnisse  dieses  Stempels  bestimmt  der 
Fabrikant  nach  der  Gattung  der  yon  ihm  gefertigten  Waaren. 

Der  obere  Theil  des  Stempels  enthält  den  Anfangsbuch- 
staben des  Namens  des  Fabrikanten  nnd  das  durch  den  Ar- 
tikel 0  des  Gesetzes  vom  10.  Bruraaire  des  Jahres  VI  vor- 
geschriebene Sinnbild,  und  der  untere  Theil  die  Angabe  des 
Gehalts  der  Legirung  in  Zahlen.  Dieselbe  kann  je  nach  den 
Anforderungen  des  Ausfuhrhandels  entweder  in  Tausendtheilen 
oder  in  Karaten  erfolgen,  jedoch  muss  sich  hinter  der  die 
Karate  anzeigenden  Zahl  ein  K  und  hinter  den  Tausendth^en 
ein  M  befinden. 

Jede  andere  Angabc  des  Feingehalts  von  Gold  und  Silber 
ist  verboten.  Sobald  die  Verwaltungsbeamten  die  Abdrücke 
des  Stempels  nicht  mehr  f\ir  hinreichend  deutlich  halten,  darf 
der  Stempel  nicht  länger  benutst  werden  und  ist  er  durch 
einen  neuen  zu  ersetzen. 

Art  8.  Vor  dem  Beginn  der  Fabrikation  von  Gold-  und 
Silberwaarcn  zu  jedem  Feingehalt  ist  der  Fabrikant  verpflichtet, 
den  zur  Zeichnung  dieser  Gegenstände  bestimmten  Stempel 
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aui  der  Präfektur  semee  Departement»  und  aut  dem  Bürger- 
meisteramt seiner  Gemeinde  stechen  zu  lassen. 

In  Paris  geschieht  das  Stechen  auf  der  Polizei  präfektur 
und  auf  dem  btempelamt. 

Art  4.  Gold-  und  SUberwaaren  jeden  Feingelialts  müssen^ 
sobald  ihre  Fabrikation  beendet  ist  und  vor  jedem  Poliren 
oder  GJfttten,  mit  dem  Stempel  von  der  im  Artikel  2  dieser 
Verordnung  vorgeschriebenen  Form  gestempelt  werden. 

Nach  Maaasgabc  ihrer  Stem{)elang  hat  der  Fabrikant  diese 
Waan  n  in  ein  Heffister  einzutragen,  weKlirs  von  der  Ver- 
waltung der  indirekten  Steuern  ihm  unentgeltlich  geliefert 
wird  und  auf  jedes  Verlangen  der  Aufsichtsbeamten  vorge- 
wiesen werden  muss. 

In  das  Rogieter  werden  die  Bescbaffenheit  der  Ge^n- 
Btftnde  nach  der  Gattung  det  Metalls  (Gold  oder  Silber^  ihre 
Zahl,  ihr  Feingehalt,  ihr  Bruttogewicht  und  bei  Gegenständen, 
welche  ans  verschiedene  Metalle  enthaltenden  Stücken  bestehn, 
das  Gewicht  jeder  Gattung  von  Metall  eingetragen. 

Der  Fabrikant  ist  auch  verpflichtet,  nach  dem  Poliren  das 
Xettop^ewicht  derselben  Ge^i^enstände  einzutragen,  damit  es  als 
Grundlage  für  die  ßelasiang  diene. 

Am  ersten  jeden  Monats  hat  der  Fabrikant  dem  Stempel- 
amte ein  von  ihm  bescheinigtes  Verzeichniss  der  während  des 
vorhergehenden  Monats  in  jenes  Register  eingetragenen  Gegen* 
stände  einsnreichen. 

Anstatt  dieses  Veraeichnisses  erfolgt  eine  Vakataoaeige, 
wenn  im  Laufe  des  letstyergangenen  Monats  kein  Gegenstand 
gefertigt  worden  ist. 

Art.  5.  Goldene  UhrgehUuae  vom  4.  Feinjr^halt  und  Gold- 
und  Silberwaaren  von  jedmi  Feinp^chalt  dürfen  in  dvn  Maga- 
zinen nicht  mit  für  den  inner n  Handel  bestimmten  goldenen 
und  silbernen  Kleinodien  vermengt  werden. 

Sowohl  bei  den  Fabrikanten  als  bei  den  Kommissionären 
oder  Kaofknteii,  welche  exportiren^  land  ihnen  gesonderte 
Lagerplätze  ananweuen. 

IMese  Plätse  müssen  mit  den  nachstehenden  Inschriften 
in  festen  und  deutlichen  Buchstaben  versehn  sein: 

Ausfuhr.  —  Goldene  Uhrgehäuse  vom  vierten  Feingehalt. 

Ausfuhr.  —  Goldene  oder  silberne  Gegenstände  jeden 
Feingehalts. 

Art.  6.  Mit  Ausnahme  der  Muster,  deren  zeitweiser  Aus- 
tritt aus  den  Fabriken  nothwendig  sein  kann ,  ist  der  freie 
Verkehr  goldener  Uhrgehäuse  vom  4.  Feingehalt  und  goldener 
and  sUbemer  GegenstKnde  von  jedem  Feingehalt  verboten. 

Sendungen  von  einem  Fabrikanten  an  den  andern  oder 
an  den  exportirenden  Händler  und  umgekehrt  >iii  rl  jedocherlattbt. 

Diese  Sendungen I  sowie  die  ins  Ausland  bestimmten  er- 
folgen anf  Grand  eines  auf  der  Deklaration  der  sich  zu  ihrer 
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Rücknahme  innerhalb  der  Frist  von  drei  Monaten  verpflichtenden 

Versender  fil>E:ep:ebenen  und  je  nach  den  Umständen  mit  einer 
Bescheinigung  der  Eintragung  in  das  Konto  des  Emptiiugera 
oder  mit  einer  Bescheinigung  des  Züllajnts  über  den  Ausgang 
aus  dem  französischen  Gebiete  verseheneu  Anerbietens  zur 
Zahlung. 

Die  Venendttm^n  ins  AusUiid  können  nur  in  versi^lten 
und  plombirten  Katen  nach  der  Durcluuchung  dnrcn  die 
Beamten  der  indirekten  Stenern  erfoieen.  Zu  dem  Ende  müssen 
die  Kisten  auf  Veranlassung  und  Kosten  der  Versender  im 

Stempelamte  vorgeführt  werden. 

Im  Falle  ihrer  Wiedereinfuhr  nach  Frankreich  sind  Gegcn- 
8t«^ndo,  welche  im  Auslande  nicht  al!2:e8Pt/.t  wurden,  nach 
Feststellung;  ihrer  Identität  vom  expurtireuden  Fabrikanten 
oder  Händler  wieder  zu  vereinnahmen  und  in  sein  Konto  von 
neuem  cnizutitigen. 

Art.  7.  Die  Verwaltung  eröffnet  jedem  expertirenden 
Fabrikanten  oder  Händler  sowohl  für  ^Idene  Ührgeh&u8e 
▼om  4.  Feingehalt  als  flir  güldene  und  silberne  Gegenstände 
von  jedem  Feingehalt  ein  Eingangs-  und  Ausgangskonto. 

Dieses  Konto  enthält  einerseits  die  am  Orte  fabrizirten 
Gegenstände,  andererseits  die  gemäss  den  regelmässigen  Zu* 
Sendungen  von  ausserhalb  eingegangenen. 

Jeder  in  Folge  einer  Besiciitiguug  festgestellte  Ueberschuss 
wird  zu  Prutokoll  genommen  und  in  Rechnung  gestellt. 

Das  Konto  wird  nach  und  nach  entlastet: 

1)  von  den  rej^elmässij^  entweder  ins  Ausland  oder  ins  In« 
land  versendeten  Gegenständen; 

2)  von  den  Gegenständen,  welche  der  Fabrikant  umarbeiten 
zu  Wüllen  erklitrL  und  welche  in  Gegenwart  der  Ver- 
waltungsbeamten vorher  vernichtet  wurden ; 

3j  von  den  Ausföllen,  welche  mittels  InTentars  gemäss  den 
Bestimmungen  des  letzten  Paragraphen  im  Artikel  9  des 
Gesetzes  vom  25.  Januar  1884  festgestellt  wurden. 

Art  8.  Die  Uebertretungen  dieser  Verordnung  werden 
gemäss  den  Artikeln  5  und  9  des  Glesetses  yom  Januar 
1884  festgestellt,  verfolgt  und  bestraft. 

Art.  9.  Der  Finanzminister  ist  mit  der  Ausfuhrung  dieser 
Verordnung  beauftragt|  welche  im  Journal  of£ciel  veröffent- 
licht und  in  die  Gesetzsammlung  aufgenommen  wird. 

Geschehen  zu  Paris  am  6.  Juni  1884. 

gez.:  Jules  Gr^vy. 

Im  Auftrag  des  Präsiidenten  der  üepubiik 
der  inanzniinister 
gez.:  P.  Tirard. 
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in.  Die  Schweis. 

Eine  grosse  Anzahl  von  schweizer  Kantonen  besass  aus 
früherer  —  Genf  z.  B.  seit  Jahrhunderten  —  Bestimm 
mnngen  über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren, 
wobei  18  Karat  bei  Gold  und  12—13  Lotb  bei  Silber  die 
unterste  Feingehaltsgrenze  zu  bilden  pflegten. 

In  anderen  Kantonen  fehlte  es  inaessen  an  derartigen 
Hestimniungen,  lusd  im  grossen  und  ganzen  herrschte  in  Folge 
desseii  innerhalb  der  Eidgenossenschatt  die  grösste  Verschieden- 
heit. Dießem  Zustande  wurde  durch  die  nachstehend  mit- 
getheilte  Gesetzgebung  ein  Ende  gemacht 


Buudesjresetz  hetrelieud  Kontrolirung  und       ;iiitie  des 
Feingehalts  der  (iohl  und  Silbt'i waiiieü. 

(Voiu  23.  Ohriatmonat  1880.) 

Die  Bundeayersammlung  der  schweiserischen 

£idgenoB8en8chaft, 

in  Anwendung  der  Artikel  81  lit.  e  und  64  der  Bandes- 
yerfasBUng, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
2».  Wintermonat  1879, 

beschliesst: 
Art.  1.    Die  Anfertigung  und   der  Verkauf  von  CJold- 
und  ISilherwaaren  zu  allen  Feingehaltsgraden  unterliegen  den 
folgenden  Bestimmungen : 

A,  Für  Uhrengehäuse,  welche  iu  irgend  einer  Sprache 
oder  Ziffer,  vollständig  oder  abgekOrzt,  eine  der  folgenden 
Bezeiclmungen  oder  eine  diesen  entsprechende  fuhren^  nftmlich : 

ftlr  das  Gold:     18  Karat  oder  750  Tausendtheile  und 

darüber, 

14  Karat  oder  583  Tausendtheile; 
f&r  das  Silber:  875  Tausendtheile  und  darüberi 

80(1  Tauseiultheile, 
ist  die  Kontrolirung  obligatorisch;  dieselben  müssen  gemäää 
den  Vorschriften  der  eidp:en(>ssi8chcn  Vollziehungsverordnung 
mit  dem  eidgenössischen  Ivuntrolstempel  versehen  sein,  es 
sei  denn  dass  sie  das  als  gleichwerthig  anerkannte  amtuche 
Stempelzeichen  eines  andern  Staates  tragen. 

B.  FUr  cÜe  andern  Gold-  und  Silberpaaren  ist  die 
Kontrolirung  fakultativ.  Von  diesen  Waaren  können  die  mit 
höherem  Feingehalt,  nämlich:  18  Karat  oder  750  Tausend- 
theile und  darüber  in  Gold,  875  Tausendtheile  und  darüber 
in  Silber,  amtlich  gestempelt  werden ,  selbst  wenn  sie  eine 
Angabe  des  Feingehalts  nicht  enthalten. 

Art.  2.    Uhr^ingehäuse  und  andere  Gold-  und  öilber- 
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waaren,  welche  nicht  amtlich  kontrolirt  sind,  dürfen,  was  ihr 
Mischungsverhältniss  oder  ihre  Lptrirung  betrifft,  mit  kolner 
andern  Bezeichnung  als  derjenigen  iln  es  wirklichen  Feingeiialts 
versehen  werden.  Wenn  sie  diese  Bezeichnung  aufweisen,  so 
sollen  sie  ausserdem  gemäss  der  Vollziehungsverordnung  mit 
der  Marke  oder  dem  Zeichen  des  Fabrikanien  gestempelt  sein. 

Bei  den  Proben  ist  eine  Fehlergrenze  von  3  Tausend- 
theilen  fUr  das  Gold  und  5  Tausendtheilen  fUr  das  Silber  ge- 
itetfteL  welches  auch  der  Feingehalt  der  betreffenden  Waare  sei. 

Kein  Theil  der  Uhrengehänse  oder  andern  Gold-  and  Silber- 
waaren  darf  einen  niedrigeren  Feingehalt  haben,  als  derjenige 
ist,  den  das  aufgedruckte  Stempelaeichen  oder  eine  andere 
Beseicbnung  angiebt  Die  Vollziehungsverordnung  wird  die 
nähern  Beetinunnngen  hierüber  und  die  nölhigen  Ausnahmen 
enthalten. 

Es  ist  verboten,  auf  Waaren  von  anderem  Metall  oder 
auf  plakirten  Gegenständen  Bezeichnungen  ansubringeni  welche 
auf  Täuschung  des  Käufers  ahzielen, 

Art.  3.  Die  Krrichtung  von  Kontroliiintei  ii  ist  Sache  der 
Kantone ,  unter  Vorbehalt  der  folgenden  Bestimmungen  über 
die  Organisation: 

Die  beeidifj^ten  Probirer  müssen  im  Besitz  eines  eidgenös- 
sischen Diplouiä  sein.   Sie  sind  in  Bezug  auf  den  technischen  , 
Theil  ihrer  Aufgabe  den  Anleitungen  und  der  überaulsicht 
der  Bundesbehörde  unterworfen. 

Die  Bureaux  müssen  den  BandesTorschriften  gemäss  mit 
emer  genügenden  Amsahl  von  Probirem  nnd  andern  Beamten, 
sowie  mit  den  xu  den  Proben  erforderlichen  £inrichtiingen 
und  Materialien  Tersehen  sein. 

Sie  sind  yerpflichtet;  die  ihnen  eingesandten  Waaren^  aus 
welchem  Theile  der  Schweis  sie  auch  kommen»  in  der  Reihen- 
folge, in  der  sie  einlaufen,  sa  probiren  nnd  au  stempeln,  sowie 
dieselben  ohne  Berechnung  von  Verpackungskosten  wieder 
sarückansenden.  Die  eidgenössische  Vollziehungsverordnong 
kann  Vorschriften  aufstellen,  um  der  Anhäufung  solcher  Gegen- 
stände auf  den  Bureaux  vorzubeiirTm. 

Die  für  Proben  und  Stempelung  zu  erhebenden  Gebühren 
werden  durch  die  eidgenössiselie  Vollziehungsvcrordnung  fest- 
gesetzt. Dieselben  dürfen  keinen  fiskalischen  Charakter  haben. 

Die  Einnahmen  gehören  den  Kantonen,  beziehuugsweise 
den  Gemeinden,  welche  für  den  Unterhalt  der  Bureaux  zu 
sorgen  und  die  Kosten  derselben  zu  tragen  haben. 

Die  Kontrulämter  sind  für  ihre  Proben  und  Stempelungen, 
sowie  mit  den  Kantonen  oder  Gemeinden,  denen  sie  unter- 
stellt sind,  iUr  die  ihnen  übergebenen  Gegenstände  trerant- 
wortlich. 

Art.  4«  Am  eidgenössischen  Polytechnikum  wird  ein 
eidgenössisches  Eontrolamt  eingerichtet,  welches  spedell  daan 
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bestimmt  ist,  hinlftnglich  befillugte  Probirer  auszabilden,  sowie 
in  Streitfällen  die  Proben  anderer  Kontroläniter  zu  revidiren. 

Die  Einnabmen  und  Aasgaben  dieses  Kontrolamtes  bilden 
einen  Bcstandtbeii  des  Budgets  des  eidgenössischen  Handels- 
departements. 

Art.  5.  Das  schweizerische  Handels-  und  Laüdwirth- 
schaftsdepai  teiueiit  übt  die  der  Buudesbehörde  im  Art.  3  vor- 
behaltene Oberau&icbt  ans. 

£b  liefert  den  Kontrolftmtem  gegen  Wiedererstattung  der 
Kosten  die  eidgenössischen  Stempel. 

Art.  6.  Wer  Uhrengeliäuse  mit  Bezeichnung  der  gf  sctz- 
fichen  Feingehaltsgrade  ohne  das  amtliche  Stempelzeichen 
angefertigt,  verkauft  oder  feilgeboten  hat,  ist  gehalten,  den 
fj'inffHchen  Betrag  des  Stempelungstarifs  zu  bezahlen,  wenn 
die  amtliche  Probe  beweist,  dass  die  Bezeichnung  keine  be- 
trücrerische  ist.  In  diesem  Falle  wird  das  Stempelzeichen  von 
Amts  wegen  und  ohne  weitere  Kosten  beigefügt. 

Wer  Uhrengehäuse  in  andern  als  den  gesetzlichen  Fein- 
eehaltsgraden  oder  andere  nicht  amtlich  kontrolirte  Oold-  und 
Silberwaaren  mit  Bezeichnung  des  Feingehaltes,  Jedoch  ohne 
daas  aagieich  die  Marke  oder  das  Zeichen  des  Produzenten 
beigesetzt  ist,  angefertigt,  verkauft  oder  feilgeboten  hat,  verfiült 
in  eine  Busse,  welche  im  vierfaclien  Betrage  der  fiir  Stempe- 
lung der  gesetzlichen  Feingehalte  festgesetzten  Tf\xe  bestellt, 
sofern  die  amtliche  Probe  beweist,  dass  die  Bezeichnung  keine 
betrügerische  ist 

In  den  beiden  oben  genannten  Fällen  darf  der  Gesammt- 
betrag  der  Busse  indessen  die  Summe  von  500  Franken  nicht 
übersteigen. 

Wer  in  betrügerischer  Absicht  mit  Uebertretung  gegen- 
wärtigen  Gesetzes  Gegenstände  angefertigt,  verkauft  oder 
feilgeboten  hat,  wird  mit  einer  Geldbnsse  im  Betrage  von 
30 — 2000  Franken  oder  mit  Gefängniss  von  drei  Tagen  bis 
zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldbnsse  und  Gefilngniss  innerhalb 
der  angegebenen  Begrenzung  bestraft. 

Als  betrügerisch  gilt: 

a)  was  die  Ubrengeh&use  und  andern  Gold-  und  Silber- 
waaren betrifi't: 

1)  in  Bezug  auf  Mischungsverhältnisse  oder  Legirung 
jede  andere  Bezeichnung  als  diejenige  des  wirklichen 

Feingfdialta ,  dieselbe  möge  auf  der  AVaare  selbst  an- 
gebracht, oder  bei  Gelegunheit  des  Verkaufs  oder  des 
Feilgebots  geschehen  sein ; 

2)  wenn  bei  einer  Waare  einzelne  Theile  derselben  von 
niedrigerem  Feingehalte  sind,  als  das  amtliche  Stf^nij)el- 
zeichen  oder  eine  sonstige  Bezeichnung  angiubt,  unter 
Vorbehalt  der  durch  die  VoUziehungs Verordnung  fest- 
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gesetzten   Besthnmuiigen    und  Ausnahmen  (Art.  2 

Älinea  3  des  Gesetzes); 
b)  was  Waaren  aus  anderem  Metall  oder  plakirte  Gegen- 
stände betri£i^: 

jede  Bezeichnung;  welche  auf  Täuschung  des  Käufers 
abzielt,  sei  es  dass  diese  Bezeichnung  auf  den  Waaren 
seihst  angebracJit  oder  bei  Gelegenueit  des  Verkaufs 
oder  des  Feiige bots  geschehen  ist. 

Art.  7,  Wer  die  amtlichen  Stenipelzei<^en  ganz  oder 
theilweise  nachgemacht  oder  nachgemachter  Stempelzeichcn 

in  bf'trüfrcrischer  Al)sicht  sich  bedient,  oder  in  L^leicher  Ab- 
sicht die  amtlichen  Stempelzeichcn  ont^tellt  hat  uder  hat  ent- 
stellen lassen,  wird  mit  (iofiinp^niss  vuii  einem  Monat  bis  zu 
einem  Jahre  und  mit  einer  Busse  von  100 — 1000  Franken 
bestraft. 

Wer  wissentlich  einen  unerlaubten  Gebrauch  von  den 
amtlichen  Stempeln  gemacht  hat,  wird  mit  Gefangniss  von 

zwei  Wochen  bis  zu  einem  »lahre  und  einer  Busse  von 
50 — 1000  Franken  bestraft.  Ist  der  Schuldige  ein  Kontrol- 
bttamter,  so  trifft  ihn  ausserdem  Absetzung  und  Verlust  des 
eidge  n  ÖS  81  s  ( *1  U'  1 1  1 )  i  ]> !  o  ni  s . 

Sollte  ein  Mitglied  dt  s  Kuiitrohuntos  odfr  ein  Angestfilter 
desöt'lbrii  Waaren,  weicht'  aut"  (Icui  Konlrohinite  abgegt-beii 
worden  sind,  kopiren  oder  kopiren  lassen,  bo  verHillt  der 
Fehlbare  in  eine  Busse  von  20 — 200  Franken;  sofern  eine 
böswillige  Absicht  oder  grobe  Fahrlässigkeit  vorliegt,  so  erfolgt 
ausserdem  Amts-  oder  Dienstentlassung  und  gegebenen  Falles 
Verlust  des  Diplomes. 

Art.  8.  Der  Bundesrath  ist  jederzeit  berechtigt ,  den 
(iebrauch  von  Marken  oder  Zeichen  zu  untersagen,  welche 
VoranlassHnu'  zu  einer  Verwechselung  mit  dem  amtlichen 
Stern jjel  i;«  Ijen  könnten. 

Art.  1>.  Gegen  Kiieklallige  können  diese  Strafen  bia  auf 
das  Doppelte  erhöht  werden. 

Der  Krtrag  der  Bussen  und  der  konfiszirten  Gegenstände 
föllt  in  die  vom  Kanton  bezeichnete  Kasse, 

Bei  Ausftilung  einer  Geldstrafe  hat  der  Richter  für  den 
Fall  der  Nichterhebbarkeit  derselben  eine  entsprechende  Ge- 
langnissstrafe festzusetzen,  welche  an  deren  Stelle  zu  treten  hat. 

Immerhin  bleibt  in  den  in  Art.  6  und  7  vorgesehenen 
Fällen  die  Zivilontsciiüdigung  vorhuhuhoi!. 

Art.  10.  i)ie  Strafvcrtblsrun^  <;(;schieht  auf  Antrag  der 
lokalen,  kantonalen  oder  eidgenössischen  zuständigen  Behörden 
oder  der  besehädigten  l'artci. 

Die  Gerichte  werden  nach  Maassgabe  der  Gesetze  über 
das  Prozessverfahren  die  Untersuchungen  anordnen  und  die 
nöthigen  vorsorglichen  Verfügungen  treffen.   Sie  können  bis 
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auf  den  Belauf  des  der  beschädigten  Partei  za  entrichtenden 

vollständigen  Schadenersatzes  und  der  schuldigen  Bussen  die 
Konfiskation  der  mit  Beschlag  belegten  Gegenstände  anordnen. 
Sie  können  ebenfalls  auf  Kosten  der  Verurtheilten  die  Ein- 
rückung  des  Urtheils  in  die  öflentlicheii  Blätter  veranstalten. 

In  allen  Fällen  werden  dio  fnbchou  Stempel  konfiszirt 
und  zerstört,  und  die  mit  betriigerischen  »Stempelzeiclien  ver- 
sehenen Gegenstände  werden  zerschnitten. 

Art.  11.  Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  am  1.  Jänner  1SÖ2 
in  Kraft.  Vom  eleichen  Tage  an  sind  die  einschlägigen  Vor- 
schriften kantonider  Gesetze  und  Verordnungen  aufgehoben. 

Während  der  diesem  Zeitpunkte  TOrangehenden  vier 
Monate  können  von  den  Kontrolämtern  mit  einem  Stempel 
€tä  hoc  alle  diejenigen  Waaren  versehen  oder  auch  plombirt 
werden,  welche  zwar  keine  auf  Betnio"  abgesehene  i5ezeic}i- 
nung  tiihien,  Jiher  auch  nicht  den  iiestmunungen  ge^^njnwärtigea 
Gesetzes  und  den  Vollziehiuij^.sverordnungeu  eutspi-echeu. 

bobaid  das  (lesetz  in  Kraft  getreten  ist,  wird  jede  nicht 
plombirte  oder  nicht  mit  dem  Stempel  ad  hoc  bezeichnete 
waare  den  Bestimmungen  der  Art  1,  2,  6  bis  10  gemiiss  be- 
handelt Die  Gegenstände  indessen,  welche  sich  zur  Zeit  der 
Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  im  Auslande  befinden,  aber 
Später  nach  der  Schweiz  zurückgeschickt  werden,  können  zur 
Bezeichnung  mit  dem  Stempel  ad  lioc  oder  zur  Plombirung 
zugelassen  werd'-n  .  wf^nn  der  Beweis  beigebracht  wird,  dass 
der  Inhaber  der  l  i  ti  eilenden  Waai'e  verhindert  war,  zu  rechter 
Zeit  dem  Gesetze  nachzukommen.  Diese  ausnahmsweise  Er- 
leichterung hört  nach  xVblauf  von  fünf  Jahren  nach  Inkraft- 
treteu  des  Gesetzes  auf. 

Art.  12*  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesetses  vom  17.  Brachmonat 
1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  Uber  Bundesgesetze 
und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes 
zu  veranstalten. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  S3.  Chnstmonat  18B0. 

Der  Präsident:  Dr.  0.  Burckhardt. 
Der  Protokollführer:  Schiess. 

Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  23..  Christmonat  1880. 

Der  Präsidi  nt :  Sah  1  i. 
Der  Protokoiif uhrer :  Gisi. 
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Der  sobweizeriBche  Bnndetratfa  beschlieBtt: 

Auinahme  des  vorstehenden  Bundeegesetzes  in  das  Bundes 
blatt. 

Berni  den  4.  Jänner  1881. 

Im  Namen  des  acbweiserischen  BmideBrathei, 
Der  Viseprftsident: 
Dros. 

Der  Kaasler  der  Eidfi^OMeDscfaaft: 
ScbieBs. 

Datum  der  Publikation:  8.  Januar  IS^I. 
Ablauf  der  Einspruchsfrist:  8.  April  18dl. 


Zur  AusfUbrung  des  vorstebenden  G^esetses  wurden  folgende 
Vererdnungen  erlaMen. 

1.  Vollziehnn^sverordDung  betreffend  Kontrolirniig 
und  toantie  des  Feingehalts  der  Geld-  und  äUberwaarea. 

(Vom  17.  Mai  1881.) 

Dir  s  c  Ii  w  e  i  z  j  r  i  8  c  Ii  e  B  u  n  d  c  s  r  a  t  h , 

in  Austührun^  des  Bundesgesetzps  vom  23.  Christin<  »uat 
1880,  betretend  die  Kontrolirung  und  (iaranUe  des  Feingehalte» 
der  Gold-  und  8il!)erwaaren; 

auf  den  \'(>rsciilug  des  eidgenössischen  iiaudeis-  und  Land- 
wirthschaftsdepartements, 

beschliesst: 

I.  Proben  und  Stempeln n  gen. 

Art.  1.  Die  Stempelzeichen  ftir  die  Kontrolirung  der 
verschiedenen  Feingehalte  sind  iolgende: 

(Bild  siehe  Seite  09.) 

Art  2.  Die  einem  Kontrolamte  sur  Ftobirang  und  Kon- 
trolirun^  eingesandten  Waaren  müssen  nacb  dem  Feingebalte 
klassifizirt  und  von  einander  getrennt  gehalten  sein.  Jede 
Partie  mnss  von  einer  mit  der  Unterschrift  des  Produzenten 
versehenen  Deklaration  begleitet  sein,  welche  die  Zahl  und 
Bescbafienbeit  der  Gegenstände,  den  Feingehalt  and  die 
Nummern  angiebt. 

Die  Bijouteriearbeiten,  Gold-  und  Silberarbeiten,  T^hren- 
gehäuse  iinrl  alle  nicht  numerirten  Stücke  müssen,  um  kuiitro- 
lirt  zu  werden,  die  Marke  des  Fal)rikanten  oder  ein  von  dem 
Kontrolamte  anerkanntes  Unterscheidungszeichen  tragen. 
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18  Karat  oder 
750  Tatuen^tet  uiid  darOilier. 

Id. 

14  Karat 
oder  583  Tanaeodatel. 

875  TansfludstAl  «od  darfiVer. 

800  Tausendstel. 

Art.  3,  Die  z  u  Kontrolirung  eiugertiichten  Öold-  oder 
iSiiberwaaren  werden  in  allen  ihren  Tlieilen  probirt.  Um  eine 
Bescliädigung  durch  die  Entnahme  der  Probe  zu  vermeiden, 
müsfiea  sie  voliständig  montirt,  niclit  ganz  leiüg,  aber  so  weit 
in  der  FabrikatioD  vorgerückt  eingereicht  weraeiii  date  bdm 
FertigeteUen  die  eingeecblagenett  Marken,  sowie  die  Waaren 
keine  Aenderung  eri'aiiren  können. 

Eine  spezielle  Verordnung  des  eidgenössischen  Handels- 
und  Landwirlhscbaftsdepartements  wird  soweit  nöthig  und  mit 
Berück.^ichtigung  der  verschit'denen  Khinscn  von  Waaren  diese 
Vorschrilt  noeli  mehr  ins  l  .mz^elne  austiihren. 

Art.  4.  ]\i'iner  der  eine  <  i  >ld-  oder  JSilberwaare  zusamnit  u- 
setzenden  Thcile  darf  von  geringerem  Feingehalte  als  die 
Waare  im  Ganzen  sein,  was  auch  immer  die  Farbe  der  für 
seine  Fabrikation  oder  Dekoration  augc wendeten  Leginingen 
sei.  Ausgenommen  sind  die  Einlagen  und  Ornamente  von 
Piatina  und  Silber,  weicbe  äusserlich  angebracht  sind,  sowie 
auch  die  (Miarniere  von  silbernen  ührengebäusen,  soweit  dies 
nicht  durch  die  Bestimmungen  dos  Art.  8  beschränkt  ist. 

Art.  5.   Der  Stempel  wird  auf  allen  wesentlichen  Theiien 
der  Waare  angebracht,  nämlich; 
1)  bei  den  Uhrengehäusen: 
a)  auf  den  Deckeln; 
h)  auf  dem  Ötaubdeckel  (cuvettej^ 

c)  auf  den  Rändern  (carmresji 

d)  auf  dem  BttgeL 

Auf  Verlangen  des  Fabrikanten  kann  der  Stempel 
auch  auf  dem  Biigelring  angebracht  werden. 
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Stempel  mit  denselben  Zeichen  wie  die  obenaugetuhrten, 
aber  kleiner,  dienen  zum  bteropeln  der  Gold-  und  Silber - 
arbeiten,  der  Ränder  (carrures;  und  Bügel  von  Uhren- 
gehäusen  u.  s.  w. 

Wenn  der  Staubdeckel  von  einem  andern  Metall  als 
dem  durch  den  Stempel  beceichneten  ist,  bo  mtuB  er  die 
genaue  Bezeichnung  (ueseB  Metalles  mit  allen  Buchstaben 
enthalten. 

2)  Bei  den  Gold-,  Silber-  und  Bijouteriearbeiten  wird  der 
Stempel  auf  flera  Haupttheil  der  Waare  angebracht. 
Dies  wii  fl  im  dem  Orte  j^eschehen,  w^  ldier  am  passendsten 
und  solidcäten  ist,  um  den  Eindruck  des  Stempels  zu 
ertragen. 

Zusätze  zur  Angabe  des  Feingehaltes  von  18  Karat  für 
Qold  und  875  Tausendstel  für  SilW,  wie:  premler  titre,  firat 
silver,  first  gold,  erster  Feingehalt  und  damit  identische  Ueber- 
setzungen  in  andere  Sprachen  werden  zur  eidgenössischen 
Stempelung  zugelassen. 

Art.  6.  Wenn  Gold-  und  Silberwaaren  äusserlich  oder 
innerlich  Theile  von  «xerinfrercm  Fcinprehalt  als  dem  in  der 
Deklaration  oder  den  autj^edrückten  Zeichen  angegebenen  ent- 
halten, so  werden  diese  1  heile  durch  den  beeidic^ten  Probirer 
in  Gegenwart  eines  Mitgliedes  der  Autsichtsbehörde  zer- 
schnitten, unbeschadet  der  durch  das  Gesetz  vorgesehenen 
Strafen. 

Art.  7.  Für  täuschungsweise  ausgefüllt  erklärt  werden 
die  Gold-  und  Silberwaaren,  welche  im  Inneren  Theile  von 

firingerem  Feingehalt,  ein  Uebermaass  von  Lotb,  oder  Metaile^ 
egirungen  und  andere  Substanzen,  verschieden  von  den  die 
Hauptmasse  der  Waaro  bildenden,  enthalten. 

Die  für  täuschungwweiye  ausgefidlt  erkannten  ( JeLrenstande 
werden  von  dem  beeidigten  Probirer  in  f Gegenwart  eines  Mit- 
liedes  der  Auiäichtfebehörde   zerschiiitien,  unbeschadet  der 
urch  das  Gesetz  vorgesehenen  Strafen. 

Art  8.  Wenn  die  zur  Stempelung  vorgelegten  Waaren 
für  «n  Land  bestimmt  sind,  welches  verlangt,  dass  die  Fein- 
gehalte voll  oder  ein  wenig  hoher  seien,  als  die  durch  das 
Bundesgesetz  bestimmten,  oder  welches  die  im  Art.  4  ange- 
führten Ausnahmen  nicht  zulässt,  so  ist  es  Sache  des  Pro- 
duzenten, die  in  dieser  Beziehung  nothigen  Vorsiehtsmaass- 
regeln  zu  treflV-n.  Das  seh\veizeri.«;clie  K<>ntr«>lanit  trifft  keine 
Verantwortlichkeit,  wenn,  naelulem  es  dub  eidgenössische 
Stempelzeichen,  unter  Berücksichtigung  der  gesetzmässigen 
Fehlergrenze  oder  der  im  Art.  4  vorgesehenen  Ausnalimen, 
angebracht  hal,  die  fraglichen  Waaren  später  von  dem  aus- 
wärtigen Kontrolamt  zerschnitten  oder  zurückgewiesen  werden. 

Art.  9.  Der  Tarif  fiir  die  Stempelung  wird  festgesetat 
wie  folgt: 
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a)  für  ein  goldeues  Uhrengehäuse  mit  Uias 

b)  .    „        «              n            ^  Dopppl- 
schale  

c)  tur  ein  silbernes  Lhreiigehäuse  mit  Glas 

d)  .     „        „              „            n  Doppel, 
schale  

e)  für  die  Bijouterie  pro  StUck  bis  zu  10  gr.  . 

darüber    ,   ,   ,  l  

f)  für  Goldschmiedarbeit  pro  Stück  bis  zu  150  gr. 

h)  tur  Goldschmiedarbeit  pro  Stück  von  150 
bis  300  gr  

i)  fü]  Goldschmiedarbeit  pro  Stück  von  300  gr. 
und  darüber  

Diese  Taxen  müssen  genau  beobachtet  werden.  Jedoch 
darf  der  Bundesratb  eine  kleine  Erhöhung  zu  Gunsten  der- 
jenigen Kontrolämter  bewilligen,  welche  ihre  Jahreskosten 
nicht  eiuVji  i ii^cn. 

Die  Kit«  ks<  ndung  der  Waaren  muss  ohne  Verpackungs- 
kosten stattfinden. 

Für  Gegenstände,  welche  nicht  gestempelt  werden  können, 
wird  als  Busse  die  doppelte  Prnbirtaxe  erhoben. 

Art.  10.  Jeder  Stempel  wird  ein  besonderes  Zeichen 
haben,  aus  welcliem  man  »  rlvenueu  kann,  in  welchem  Kontrol- 
junt  die  Gegunötiindc  gestempelt  worden  sind. 

II.  Organisation  der  Kontrolämter. 

Art.  11.  Die  Kantone  bestimmen  die  Art  und  Weise 
der  Verwaltungsorganisation  der  Kontrolämter.  Für  jedes  Amt 
wird  eine  Aut'sichtskommission  eingesetzt. 

Die  Kantone  müssen  dafür  sorgen,  dass  den  Kontrol- 
ämtern  passende  Lokalitriten  äberwic«?eii  Averdeii,  damit  die 
Bnainten  bequem  arbeiten  können  und  das  Publikum  keinen 
Zutriitzu  Hen  T.nboratorien  und  Arbeitszimmern  derProbirer  hat. 

Das  eidgLU'issisf'lie  Handels-  und  Landwirthschaftsdeparte- 
ment  wird  den  KaiUunen  die  erfordei'liciien  instruktionen  über 
die  Einrichtungen,  Materialic^n,  ließ^ister  und  Purtnulare, 
Apparate,  Werkzeujje.  Cliennkalien  u.  s.  w.,  deren  die  Kontrol- 
ämter bediiiieii,  erthtilen. 

Art.  12.  Die  Kantone  müssen  die  Bewilligung  zur  Er- 
öffnung eines  Kontrolarotes  jeder  Gemeinde  oder  jeder  Ver- 
einigung von  Gemeinden  ertheilen,  welche  den  Beweis  liefert^ 
dass  sie  in  der  Lage  ist,  dem  Gesetze  und  den  Verordnungen 
in  dieser  Sache  zu  entsprechen,  und  welche  sich  Terpflichtet^ 
ein  eventuelles  Defizit  des  Amtes  zu  tragen. 

Wenn  in  einer  oder  mehreren  Lokalitäten,  wo  es  keine 
Kontrolämter  giebt^  sich  Gemeinden  befinden,  welche  nicht  ge- 
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neigt  sind,  die  Verantwortlichkeit  eines  Kontrolamtes  zu  über- 
nehmen, und  sich  dagegen  ein  Konsortium  oder  eine  Ver- 
einigung von  Interessenten  bildet,  um  ein  Probiramt  in  Ueber- 
eiaBtiuiDung  mit  den  Vorschriften  des  BundesgcsetseB  und  der 
VolbsiehungBverordnubg  zu  errichten,  so  müssen  sie  hiesa  die 
Bewilligung  ihrer  bezüglichen  Kantonsregierangen  uachsuchen. 
Ihre  Statuten  unterli^en  der  Genehmigung  dumi  die  Kantons- 
behörde. 

Die  Bundesbehörde  kann  sich  dm  Eröffnung  eines  Kontrol- 
amtes widersetzen  oder  die  Schliessung  eines  HolcJion  anordnen, 
welches  nicht  in  der  Weise  organisirt  ist,  um  iiiureichende 
Garantien  zu  bieten. 

Art.  13.  Die  Kantone,  Gemeinden  oder  Vereinigungen, 
welche  zu  der  Unterhaltung  und  den  Lasten  der  Aemter  bei- 
sutragen  haben,  bestimmen  nach  Gutfinden  die  Verwendung 
eines  allflllligen  bei  den  Aemtern  entstehenden  Ueberschusses, 
immerhin  in  erster  Linie  zur  Verbesserung  der  Einrichtungen 
des  Amtes  und  zur  Errichtung  eines  Reservefonds. 

Art.  14.  Die  Aernter  übersenden  jedes  Vierteljahr  dem 
eidgenössischen  Handels-  und  Landwirtlischaftsdepartement 
einen  Bericlit  über  die  Anzahl  der  kontrolirten  Gegenstände, 
über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Amtes,  sowie  im 
allgemeinen  über  die  Art,  in  welcher  das  Gesetz  im  ludustrie- 
bezirke  ausgeführt  wird,  fUr  welchen  das  Amt  bauptsftcblich 
arbeitet. 

Art.  15.  Das  eidgenösBische  Handels-  und  Landwirtb- 
schaftsdepartement  hat  die  Betügniss,  zu  ihm  passend  er- 
scheinenden  Zeiten  eine  Inspektion  der  Kontrolämter  vor- 
nehmen zu  lassen. 

Art.  16.  In  Gemässheit  des  Art.  4  des  Bundes^rcsetzea 
über  rlie  Kontrole  und  Garantie  der  Guld-  und  Silberwaaren 
wird  ein  eidgenössisches  Kontrolamt  errichtet. 

Es  ist  dazu  bestimmt: 

1)  Probirer  auszubilden,  welche  die  nöthigen  theoretiseben 
und  praktischen  Kenntnisse  besitaen; 

2)  Prüfungen  flir  die  Erlangung   eines  eidgenössischen 
Diploms  vorzunehmen; 

8)  in  StreitiallcQ  die  Proben  der  kantonalen  Kontrolämter 
zu  revidiren. 

Die  beiden  Alinea  imter  Nr.  1  und  2  bilden  den  Gegen- 
stand snezieller  Instruktionsertlieilunic  seitens  des  eidgenös- 
sischen Handels-  und  LandwirthschaiLödepartements. 

Art.  17.  In  Streitiällen  ist  die  Revision  der  Proben, 
welche  im  eidgenössischen  Kontrolamte  geschieht,  eine  end- 
gültige ohne  Appellation.  Die  Waaren  werden  folglich  ent- 
weder gestempelt  oder  zerschnitten. 

Art  18.  Für  die  Revision  wird  das  Vier£ttche  des  von 
den  Kantonen  festgesetzten  Tarifs  bezahlt. 
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Die  Kosten  werden  von  derjenigen  Seite  bezahlt,  welche 
den  Lrrthum  begangen  hat  Wenn  der  Streit  zwischen  einem 
Amte  und  einer  PrivatperMm  itnttfindet  und  die  letstere  Reolit 
behJÜt,  wo  werden  ilur  keine  Kosten  oder  Stempelungetftze 
berechnet 

Art  19.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  eidgenös- 
sischen Kontrolamts  bilden  einen  Bestandtheil  des  Budgets  des 
eidgenteischen  Handels-  nnd  Landwirtbschaftsdepartementi. 

III.   Beeidigte  Probirer. 

Art  20.  Der  Titel  eines  beeidigten  Probirers  kommt 
ausschliesslich  den  Probirem  zn,  welche  im  Besitze  des  eid- 
genössischen Diploms  sind. 

Das  eidgenössische  Diplom  wird  nach  bestandener  Prüfunj? 
eitheilt.  Ausnahmsweise  kann  es  auch  auf  andere  Beweis- 
mittel hin  ertheilt  werden,  nach  entsprechendem  Berichte  der 
Prüfungskommission . 

Das  eidgendsdsche  Handels-  und  Landwirthschaftsdeparte- 
ment  ernennt  diese  Kommission  und  setzt  das  Prfifongsregle- 
ment  und  Programm  fest 

Die  Diplome  werden  im  Kamen  des  Departements  aus- 
gestellt. 

Art.  21.  Die  Aemter  müssen  eine  hinreichende  Anzahl 
Probirer  und  anderer  Angestellten  besitzen,  damit  der  Dienst 
in  ])assender  Weise  ausgeübt  werden  kann  und  niemals  unter- 
brochen wird. 

Die  Ernennung  der  Probirer  und  anderen  Beamten  findet 
nach  den  durch  den  Kanton  festgesetzten  Regeln  statt  und 
wird  sofort  zur  Kenntniss  des  eidgenössischen  Handels-  und 
Landwirthscbaftsdepartements  gebracht 

Der  Kanton  bestimmt  auch  die  Besoldung  der  Probirer 
und  Angestellten,  die  von  ihnen  zu  leistende  Kaution  und  die 
ihnen  zukommenden  V^erpflichtnngen  in  Bezug  auf  Dauer  nnd 
Vertheilung  der  Arbeit. 

Di^  l^rn})irer  und  Angestellten  des  Kontrolauites  dürfen 
auf  keinen  1'  all  Handel  mit  Waarea  oder  Material  aus  Gold- 
und  Silber  treiben. 

Das  eidgenössische  Handels-  und  Landwiriiischaftsdeparte- 
mont  kann  die  Suspension  oder  Absetzung  eines  Probirers 
oder  Angestellten  yerlangen,  welcher  seine  Verrichtungen 
nicht  or&ungsmässig  ausQbt  Im  Falle  ernstlicher  Nach- 
lässigkeit eines  beeidigten  Probirers  hat  das  Departement  die 
Befugnbs,  ihm  sein  Diplom  zu  entziehen,  mit  Vorbehalt  eines 
Rekurses  an  den  Bunaesrath. 

Art.  22.  Es  ist  den  Probirem  und  Angestellten,  so  wie 
den  Mitgliedern  der  Anfsicittskommissionen  ausdrücklich 
untersagt,  von  den  dem  Amte  zum  Probiren  allein  oder  zum 
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Probiren  und  Kontroliren  eingesandten  Waaren  Nachzeich- 
nungen, mündliche  oder  schrifUiche  Beschreibungen  zu  nehmen 
und  zu  ^eben,  Ty^^n,  Dessins  und  Dekorationen  zu  kopiren 
oder  kopiren  zu  lassen. 

rV.  Verse  Ii  iedene  Bestimmungen. 

Art.  23.  In  jedeiii  Kontrolanit  werden  zwei  Metallplatten 
deponirt,  welche  die  lie.Htitnmung  haben,  nach  einer  i.>rdmmg3- 
nunimer  den  Abdruck  dei-  Marken  oder  Zeichen  der  in  den 
Bezirk  dieses  Amtes  fallenden  Produ:^enten  von  Gold-  und 
Silberwaaren  zu  empfangen  (Artikel  2  de«  Gesetzes).  Das 
eidgenössische  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement  wird 
die  Umstände  näher  bezeichnen,  unter  welchen  diese  Marken 
zugelassen  werden. 

Jeder  zur  Deponlrung  seiner  Marke  ein;;«  hidene  Produ- 
zent ist  gehalten,  zu^eich  seinen  Wohnort  und  seinen  Industrie- 
zweig anzugeben.  Diese  Angabe  wird  in  einem  speziell  dazu 
bestimmten  lie^ii^ter  eingetragen,  welches  auch  die  Ordnungs- 
nummer des  Abdrucks  anzeigt. 

Art.  24.  \\  enn  ein  ivoiitrulauit  eine  Gesetzesübertretung 
zu  rügen  liut,  .so  unias  es  darüber  sofort  Bericht  an  die  lokale 
Aufsichtskommissiou  erstatten,  welche  der  gerichtlichen  Be- 
hörde des  Kantons  darüber  zu  referiren  hat,  damit  dem  Ge- 
setze Genugthuang  gegeben  werde. 

Art.  25.  Die  Kantone  können  bestimmen,  dass  die  so- 
genannten Handelsproben  (von  Barren  u.  s.  w.)  in  den  Kontrol- 
ämtern  stattfinden,  aber  es  darf  daraus  kein  Verzug  für  das 
Probiren  und  Stempeln  der  Gold-  und  Sillu  i  waaren  entstehen. 
Die  Kantone  hostimmeu  den  Tarif  für  diese  Proben  nach 
freiem  Ennerjsen. 

Bern,  den  17.  Mai  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes. 
Der  Bandespräsident: 
D  r  0  z. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
Schiess. 


2.  Vollziehniigsverordnung  zum  Artikel  11  dos  Bnndesgesetses 
ttber  die  Kontrole  von  Gold-  niid  Silberwaaren. 

(Vom  17.  Mai  1881.) 
Der  schweizerische  Bundesrath, 

in  Ausftihrung  vom  Artikel  11  des  Bundesgesetzea  über 
die  Kontrole  und  Garantie  von  Gold-  und  Silberwaaren: 

auf  den  Antrag  seines  Handels-  und  Landwirthscnafts- 
departements, 

beschli  esst: 
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Art.  1.  Vom  1.  Herbstmonat  1881  ab  können  die  kanto- 
nalen Kontroliimter  Gold-  und  ."^ilberwaaren  zur  Stempelung 
ad  hoc  oder  zur  Plorabirung  mit  tolgendem  »Stempel  unter 
den  nachstehenden  Bedingungen  zulassen. 


Art.  2.  Uhrengehäuse,  welche  eine  oder  die  andere  der 
im  Art  1  litt  A  des  Bundesgesetzee  erwähnten  Bezeichnungen 
ftUuren,  und  welche  nicht  mit  dem  Kontrolzeichen  eines 
schweizerischen  Kantons  oder  irgend  eines  anderen  Staates, 
dessen  Stempel  als  gleichwerthig  anerkannt  ist,  versehen  sind, 
können  entweder  den  dem  angezeigten  Feingehalte  entsprechen- 
den Stempel  empfangen  oder,  wenn  dessen  Anbrinjrung  nicht 
möglich  ist,  ad  hac  plombirt  werden,  in  r4emäSBheit  der  den 
Kontroiämtern  zu  erlheilcnden  Anweisuii«;en. 

Art.  3.  Waaren,  welche  die  Bezeichnung  anderer  Fein- 
gehalte führen,  ohne  die  JMarke  oder  das  deichen  des  Er- 
zeugers zu  tragen,  werden  zur  Anbringung  eines  Stempels 
ad  hoc  oder  zur  Plombirung  zugelassen,  vm  den  Beweis  zu 
liefemi  dass  sie  yor  dem  Jnkrafitreten  des  Bundesgesetzes 
fertig  gestellt  worden  sind. 

Art.  4.  In  den  durch  Art.  2  und  3  dieser  Verordnung 
vorgesehenen  Fällen  rauss  die  amtliche  Probe  zeigen,  dass  die 
Bezeichnung  des  Feingehaltes  d«  r  "W  irklichkeit  entspricht. 

Art.  5.  ^V('nn  Gold-  oder  iSilhcrwaaren,  (U  ren  Zusuninn-n- 
setzung  den  1  >tMlinfrun<;cn  der  V'ollzichungsverordiiuug  nicht 
vollständig  entspricht,  zur  Stempelung  ad  hoc  oder  zur 
Plombirung  eingereicht  werden^  so  haben  die  Kontroläniter 
dar&ber  an  das  Handels^  und  Landwirthschaftsdepartement 
Bericht  zu  erstatten,  welches  ihnen  weitere  Anweisungen  er- 
tiieilen  wird. 

Art.  6.    Ein  spezieller  Tarif  wird  für  die  Stempelung  ad 

hoc  oder  Plombirung  der  in  die  oben  bezeichneten  Kat^orien 
gehörigen  Gold-  und  Silberwaaren  aufgestellt  werden. 

Bern,  den  17.  Mai  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes. 
Der  Bundespräsident: 
Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
SchiesB. 


Digitized  by  Google 


76 


\h  3 


Eine  Reibe  von  weiteren  Inslruktioneu  und  Zirkular- 
yerfUguu^en,  deren  MittheiluDgindessen  zu  weit  fUbreii  würde, 
&adet  eicS  in  dem  amtlidieii  Werke:  Recneil  des  dispomtioni 
actaellement  en  Tigaeiir  conoernant  la  garantie  efc  le  eontrole 
officieb  da  titre  des  ouvrages  d'or  et  d'avgent  en  Snisse* 
Berne,  Lnprimerie  S.  CoUin.  1885. 


IV.  Oeetemiob. 

In  den  österreichischen  Kron]ftndem  bestanden  während 

der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  in  ßezu^  auf  den  Fein- 
gehalt der  Gold-  und  Silberwaaren  sehr  abweichende  Oesetsee- 

bestimmungen.  Mit  dem  zunehmenden  Verkehr  wurde  das 
Bestreben,  7u  einer  einheitlichen  Kegelung  zu  gelangen,  immer 
stärker.  Der  mit  dem  deutschen  Zollvereine  in  den  fünf- 
ziger Jahren  dieserhalb  gepflogenen  Verhandlungen  wurde  oben 
bcitc  3  bereits  gedacht.  Als  diese  nicht  zum  Abschluss  ge- 
langten, schritt  Oesterreich  zur  autonomen  R^elung  der  An- 
gelenheit  mittels  des  noch  jetzt  für  das  ganze  Reich  geltenden 
Gesetzes  vom  19.  August  1865. 

Nach  diesem  Gesetze  besteht  zur  Zeit  in  Oesterreich  der 
Stempclungs-  und  Staatskontrolzwang  fiir  die  im  Inlande  zum 
Handel  verfertigten  Gold-  und  Silberbarren,  für  Gold-  und 
Silbergeräthe ,  zu  denen  auch  die  Schmucksachen  gehören, 
sowie  für  Gold-  und  Silberdraht.  Für  GerSthe  und  Draht 
besteht  ausserdem  ein  Legiruugs-  (Feinc-ehalts-j  ZwaniE:. 

Das  erwähnte  Gesetz  nebst  der  Inkraiisetzungs-Verurdnang 
hat  folgenden  Wortlaut; 


Kaiserliche  Verordnung  vom  2ö.  Mai  1866, 
^omit  ein  Oesets  Uber  den  Feingehalt  der  Cfold-  und  SUber- 
wuren  md  dessen  Ueberwachnng  in  Wirksamkeit  ^setzt  wird* 

Gültig  für  das  £jan/.e  Reich. 
Uieicli4-Gesetz -Blatt  ö.  181.) 

Auf  Grund  Meines  Patentes  vom  20.  September  1865 
(ReicliB-Gesetz-iilatt  Nr.  ^9)  ünde  Ich,  nach  Aniiörung  Meines 
MinisterratheSi  zu  verordnen: 

I, 

Das  folgende^  mit  Znstimmnng  der  beiden  Häuser  If  eines 

Reichsrathes  zu  btande  gekommene,  von  Mir  bereits  unterm 
19.  August  1865  sanktionirte  Gesets  über  den  Feingehalt  der 
Gold-  und  Silberwaaren  und  dessen  Ueberwachung  hat  mit 
erstem  August  1866  in  Wirksamkeit  zu  treten. 
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n. 

Alle  hinsichtlich  des  Feingehaltes  der  Gold-  und  Silber- 
waaxen  und  dessen  Ueberwacnung  bisher  geltenden  Iiestim- 
maiigeii  haben  mit  der  Wirksamkeit  des  nemi  Geselses  «af- 
snbdren. 

Mein  FinangmipiBter  ist  mit  dem  Vollzüge  dieser  Verord- 
nmig  beantragt. 

Schönbruiiii,  2ü.  Mai  18G6. 

Frans  Joseph  m.  p. 

Graf  Belcredi  m.  p,    Graf  Larisoh-Moenieh  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung: 
Bernhard  Ritter  von  Meyer  m.  p. 

Gesetz  Aber  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Siibei  waaren 
nnd  dessen  Ueberwachnng. 

Wirksam  für  das  ganze  Reich. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  Meines  Heichsrathes  finde 
Ich  zu  erlassen  wie  folgt: 

L  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmiuigen. 
§  1*   Die  im  Inlande  verfertigtetty  sowie  die  vom  Ans* 

lande  eingefülirten  Gold-  und  Silberwaaren  unterliegen  hin- 
sichtlich ihres  Feingehaltes  der  amtlichen  Kontroie. 

§  2.  Diese  Kontroie  wird  diinh  eigene  Kontroiämter 
ausgeübt,  welche  dem  Finauzniiniatcrium  unterstehen. 

§  3.  Für  die  anjtliche  Kuntrole  der  Gold-  und  Silber- 
waaren wird  eine  Gebühr  erhoben. 

§  4.  Der  Feingehalt  der  Gold-  nnd  Silberwaaren  wird 
dnrt^ffehends  in  tausendsten  Theilen  d^)  ihres  Gewichtes  aus- 
gedrückt. 

§  5.  Die  Gewichtseinheit  bd  Gold-  und  Silberwaaren 
ist  das  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  19.  September  1857 

(R -G.-Bl.  vom  Jahre  1857  Nr.  169)  der  Ausmünzung  zu  Grunde 
gelegte  Pfund,  im  Gewichte  von  500  Grammen  mit  der  Unter- 
abtheilune  in  10  000  Ass. 

l  Pfind  bt  gleich  1  Mark,  12  Loth,  2  (^uintel,  0.093824 
Denar. 

1  Ass  gleich  0.0456093824  Denar  des  bestandenen  wiener 
Markgewichtes. 

g  6.  In  Absicht  auf  die  Kontroie  und  Bestätigung  werden 
die  Gold-  und  Silberwaaren  unterschieden  in 

a)  Harren, 

b)  Geräthe  (mit  Einschluss  der  Geschmeide), 

c)  Draht  und  aus  Draht  verfertigte  Gegenstände. 
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II.  Abschnitt 
Oold«  und  Sllberbrnnen* 

§  7.  Die  im  Inl&nde  zum  Handel  verfertigton  Gold-  und 
Silberbarren  müssen  mit  dem  Namen  des  Verfertigers  versehen 
Bein,  und  sind  dem  betreffenden  PumdruogsaiDte  xur  Unter- 
suchung des  Feingehaltes  vorzulegen. 

ö.  Bei  ßestimmung  des  Feingehaltes  der  Gold-  und 
Silberbarren  hat  das  den  Münzstätten  \or;:eschriebene  Probir- 
verfahren  und  insbesondere  beim  Silber  die  Probe  aui'  nassem 
Wege  stattzufinden. 

§  9.  Findet  die  Partei  ^cgen  den  amtlichen  Probebefund 
einen  Anstand  zu  erheben,  so  ist  ein  in  deren  Gegenwart  dem 
Barren  entnommenes  und  gemeinschaftlich  versiegeltes  Stttekchen, 
behufs  der  nochmaligen  Feingehaltsuntersuchung;  an  das  k.  k« 
Generalprobiramt  in  Wien  zu  leiten.  Der  Probebefund  des 
letzteren  Amtes  bleibt  maassgebend. 

Wenn  durch  diese  Entscheidungsprobe  die  von  der  Partei 
gegen  den  I^elund  des  Punzirunj^sfuntes  erhobenen  Anstände 
nicht  als  be^nnindet  erkannt  worden  sind,  ist  von  derselben 
für  die  wiederholte  Probe  die  tarifmässige  Probegebühr  sammt 
den  Eiuseudungskosten  zu  enti'ichten. 

§  10.  Nach  Feststellung  des  Feingehaltes  wird  der  Barren 
mit  dem  Stempel  des  betreffenden  Punzirungsamtee,  der  fort- 
laufenden  Nummer  und  dem  in  Ziffern  ausgedrückten  Fein- 
gehalte bezeichnet 

55  11.  Die  Kontrolgebühr  ist  bei  Goldbarren  auf  einen 
Gulden,  bei  Silberbarren  auf  fünfzig  Neukreuzer  für 
das  Ptund  festgesetzt. 

Für  Barren  über  dem  (4ewichte  von  iiiuf  Pfund  ist  für 
das  Mehrgewicht  nur  die  halbe  Gebühr  zu  entrichten. 

§  12.  Die  von  einer  k.  k.  Münzstätte  ausgehenden  Gold- 
und  iSilberbarren  sind  mit  dem  Stempel  derselben,  einer  fort^ 
laufenden  Kummer  und  dem  in  Ziffern  ausgedrückten  Fein- 
gehalte zu  versehen. 

§  IB.  Vom  Auslande  eingeführte,  mit  dem  Probezeichen 
einer  ausländischen  öffentlichen  Behörde  versehene  Barren 
unterliegen  der  Kontrolbehandlung  und  Gebührenentrichtung 
nicht. 

Eingefiihrte  ,  mit  einem  solchen  Prolx  zeichen  nicht  ver- 
sehene Barren  sind  dagegen  dem  in  dicbcm  Abschnitte  vor- 

teschriebenen  Verfahren  zu  unterziehen,  wenn  nicht  die  Partei 
eren  Wiederausfuhr  vorzieht 

III.  Abschnitt. 
Gold-  nnd  Silberger&the. 

§  14.  Es  diirten  nur  solche  Gold-  nnd  Silber|j^erathe  ver- 
fertigt werden,  welche  keinen  geringeren,  als  den  im  §  20 
festgesetzten  niedersten  Feingehalt  besitiEen. 
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§  15.  Jedfs  neu  verfertigte  Gold-  oder  iSilbergeräthe  ist 
der  kontrolamtlichen  Untersuchung  des  Feingehaltes  und  Be- 
zeichnung desselben  (Punzirung)  zu  unterziehen. 

16.  Zu  diesem  Behule  muss  das  zur  Punzirung  über- 
brachte Gerät lie  mit  der  Namenspunze  des  Verlerti^^ers  (§  35) 
oder  dem  von  der  ßeluiide  genehmigten  Fabrikszeichen  des- 
selben versehen  und  in  seiner  Ausfertigung  so  weit  vorgeschritten 
Bein,  daB8  dasselbe  nach  erfolgter  amtucher  Probe  und  Ponaining 
hei  der  Vollendung  nicht  verändert  werden  kann,  und  dass 
die  amtliehe  Punze  nicht  beschädigt  werde. 

§  17.  Jeder  abnehmbare  (d.  i.  mittels  Anschrauben,  An* 
nieten  oder  mittels  Charnier  verbundene),  sowie  jeder  ange- 
lötlietc  ßestandthcil  eines  Geräthes  ist  einer  besonderen  Fein- 
i^cdiait.suntersuehunjj:,  und,  wo  es  oline  Beschädigung  gescheliea 
kanUf  der  Bezeieimung  des  Feingehaltes  zu  unterziehen. 

18.    iJer  amtlichen  Kontrole  sind  nielit  unterworfen: 

a)  chirurgische,  physikalische  und  mathematische  Instrumente 
und  deren  Fassungen; 

b)  Denkmünzen,  welche  in  den  k.  k.  Anstalten  geprägt 
werden ; 

c)  mit  Schmelz  vollständig  überzogene  Arbeiten; 

d)  blosse  Fassungen  von  Steinen,  Mosaik  oder  Perlen  u.  dgl., 
bei  welchen  das  Gewicht  des  Goldes  und  Silbers  von 
unt<'rLi;eordiieter  Bedeutung  ist; 

e)  Gegenstände,  welche  im  Ganzen  beim  Gold  nicht  mehr 
als  40  Ass  oder  0.004  MUuzpfuud,  und  beim  Silber  nicht 
mehr  als  als  60  Ass  oder  0.006  Münzpfund  wiegen. 

§  19.  Zur  Ausfuhr  ausser  das  Zollgebiet  bestimmte  Gold- 
und  »Ubergeräthe  können  von  der  amflichen  Punzirung  und 
der  Entrichtung  der  Gebühr  ausnahmsweise  enthoben  werden, 
wenn  dem  Punzirungsamte  vorerst  von  der  Erzeugung  solcher 
Geräthe  zum  Zwecke  der  Ausfuhr  unter  Angabe  der  Anzahl, 
(iattunr,'  und  des  Gewichtes  der  Stücke  die  Anzeige  erstattet, 
die  fertige  Waare  demselben  vorgewiesen  und  ohne  Namens- 
punze befunden,  endlich  unter  der  Kontrole  desselben  die 
Ausfuhr  bewirkt  wird. 

g  20.    Die  gesetzliclien  Feingehaltsgrade  sind: 

für  inländisch c  Goldgeräthe: 

1.  020  Tausendsttheile  (22  Karat  0.96  Grän) 

2.  840  .  (20     ,      1,92     „  ) 

3.  750  „  (18     „       -       „  ) 

4.  580  „  (13     „     11.04     ,  )i 

für  inländische  Silbergeräthe: 

1.  950  Tausendsttheile  (15  Loth  3.6  Grän) 

2.  900  „  (14    „      7.2     ^  ) 

3.  800  »  (12    „     14.4    ,  ) 

4.  750  «  (12    «     —     «  ). 

• 
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Nur  die  entsprechende  Nummer  dieser  Feingehaltegrade 
wird  auf  den  G^ertlthen  amtlich  beseichnet.  Andere  Feingehalte 
werden  gleich  dem  nttchst  niedrigeren  gesetalichen  Feingehalts- 
giade  bäandelt 

Vergoldete  oder  mit  Gold  Überzogene  (plattirte)  SUber- 
geräthe  werden  als  Silbergeräthe  pnnzirt. 

§  21.  Unter  Gold>  und  Silbergeräthen  w«tlen  solche 
rftthe  aus  anderen  Metallen  nicht  verstanden,  welche  nur  ver- 
goldet, versilbert^  plattirt,  oder  welche  mit  Gold  oder  Silber 
80  verbunden  (legirt)  sind,  dass  das  edle  Metall  nicht  über  ein 
Viertheii  (250  Taneendsttheile)  von  dem  G^sammtgewichte  des 
Geräthea  bildet. 

Sol(  [le  (Tc  ratln'  dürfen  nicht  als  Gold-  und  biiberwaarea 
feilgeboten  und  verkauft  werden. 

§  22.  Goid-  und  Silbergeräthe,  deren  Bestandtheile  durch 
Löthung  verbunden  sind,  dürfen  weder  im  Ganzen  mit  Ein- 
schluss  des  Schlagiütiis,  noch  in  einem  der  einzehien  Bestand- 
theile einen  geringeren,  als  den  durch  die  Punze  auszu- 
drückenden Feilige  halt  besitzen. 

§  28.  Das  zur  Ldthnng  eines  Gh>ld-  oder  Silbergerlithes 
verwendete  Schlagloth  muss  wenigstens  zur  Hälfte  aas  dem- 
selben edloi  Metalle  besteben. 

Das  Schlagloth  darf  die  znr  Ldthnng  unumgänglich  noth- 
wendige  Menge  nicht  überschreiten. 

§  24.  Ak  Beisatz  (Legirung)  des  Goldes  darf  nur  Silber 
oder  Kupfer,  oder  Silber  und  Kupfer^  als  Beisatz  des  Silben 
nur  Kupfer  verwendet  werden. 

Andere  Metalle  oder  Metallgemische  sind  ausgeschlossen. 

?  2"'>.  Die  Bf'stinjmunp^  des  Feingehaltes  der  Goid-  und 
SilbergeriUbe  ert'o%t  in  der  Ke^^^^el  mittels  der  Nudel-  oder 
Strichprobe.  In  den  Fällen  aber,  in  weiclien  eiin  ^^rös3e^e 
Genauigkeit  nothwendig  erscheint,  ist  das  in  dem  kaiserlichen 
Patente  vom  19.  September  1857  (R.-G.-Bl.  XXIII.  Htück, 
Nr.  169,  1857),  Artikel  3,  für  die  Ausmünzung  vorge- 
ßciiriebene  Probirverfaliren  auzuwenden  und  entscheidend. 

§  26.  Ergiebt  sich  bei  der  Probe,  dass  das  Geräthe  den 
geringsten  gesetzlichen  Feingehalt  (§  20)  nicht  bat,  so  ist 
dasselbe,  wenn  die  Partei  gegen  den  Probebefand  keine  £iii- 
Wendung  erhebt,  zu  zerschlagen  und  derselben  aurückzustellen« 

§  27.  Findet  jedoch  die  Partei  den  Fein|fehalt8beiund 
des  Kontrolamtes  zu  beanstanden,  so  steht  es  ihr  frei,  die 
Wiederholung  der  Probe  zu  verlangen.  Ist  die  Partei  auch 
durch  den  zweiten  Hiifund  nicht  zufriedengestellt,  so  ist  das 
Geräthe,  gemeinschaftlich  gesiegelt,  an  das  Gencralprobiramt 
in  Wien  zur  Vornahme  einer  neuen  genauen  Probe  zu  leiten, 
deren  Ergebniss  für  das  weitere  Verfahren  (i;  20  oder  26) 
maassgebend  Ijleibt.  Wenn  durch  diese  Entscheidungsprobe 
die  von  der  Partei  gegen  den  Befund  des  Punziruugsamtea 
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erhobenen  Anstände  nicht  als  begründet  erkannt  worden  sind, 
ist  von  derselben  für  die  wiederholte  Probe  die  tarifmftsfig© 
Probegebühr  sammt  den  Kinsendungskosten  zu  entriehten. 

tj  28.  Verfertiger  oder  Verkäufer  von  (rüld-  und  Silber- 
waareri  sind  verptliclitet,  die  in  ihrem  liesitze  befindliehen 
Vorrathe  au  derlei  noch  nicht  puiizirten  Waaren  —  boferne 
solche  mehr  $h  ein  Viertheil  von  dem  GeBammtgewiohte  an 
edlem  Metalle  enthalten  —  binnen  einem  Jahre  nach  ein- 
getretener Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  der  amtlichen  Be- 
aeichnung  (VorrathspunziruDg,  §  39)  au  untensiehen,  welche 
gebührenfrei  zu  erfolgen  hat. 

Diese   Amtshandliin«:^   wird    sieh    aber   nur   darauf  be 
schränken,    nach   gejtlogener    Untersuchung  und  richtigem 
Befunde  durch  eine  besondere  Punze  anzuzeigen,  dass  das 
Gewicht  des  in  dieser  Waare  enthaltenen  edien  iMetalles  mehr 
als  ein  Viertheil  von  dem  (Jesammtgewichte  derselben  betrage. 

Die  nach  Ablauf  obiger  Frist  bei  jenen  Personen  vor- 
gefundenen kontrolpflichtigen,  aber  nicht  amtlich  bezeichneten 
(punzirten)  Gold-  und  Silberwaaren  unterliegen  dem  in  diesem 
Gesetze  vorgezeichneten  Strafverfahren. 

J;  29.  Es  bleibt  jedoch  den  Verfertigern  und  Verkäufern 
von  (Jold-  und  Silbergeräthen  freigestellt,  ihre  Vorräthe  an 
älteren  Erzeugnissen  während  d^s  freigelassenen  Zeitraumes 
von  einem  Jahre  aiu  h  der  amtlichen  Bezeiehnung  des  Fein- 
gehaltes, nach  Iniier  W  ahl,  entweder  nach  den  Bestimmungen 
dieses  oder  des  vor  diesem  in  Wirksamkeit  bestandenen  Ge- 
setzes, gegen  Entrichtung  der  dem  bezüglichen  Gesetze  ent- 
sprechenden Gebühr,  unterziehen  zu  lassen,  insofern  der  Fein- 
gehalt den  Bestimmungen  entspricht. 

BO.  Ausländische  Gold-  und  Silbergeräthe .  welche  in 
das  Zollgebiet  eingeführt  werden,  unterliegen  der  Feingehalts- 
kontrole. 

In  (h'u  Zollausschlüssen  müssen  derlei  Geräthe  nur  dann 
dir  sf^r  K  tiiiüie  unterzogen  werden,  wenn  sie  zum  Handels- 
verki  lue  bestimmt  sind. 

31.  Ausgenommen  von  dieser  Bestimmung  bind: 
a^  die  im  §  18  genannten  Gegenstände, 

b)  jene  Gold»  und  Silbergeräthe ,  welche,  wie  z.  B.  Reise- 
effekten, bei  der  Einfuhr  über  die  Zolllinie  vom  Ein- 
gangszolle  gesetzlich  befreit  sind. 

32.  Das  Zollamt  hat  nach  geschlossenem  Verfahren 
die  kontrolpflichtige  Waare  sammt  der  zollamtlichen  Aus- 
fertigung im  amtlichen  We^re  an  das  nächste,  oder  auf  Ver- 
langen der  Partei  an  das  von  ihr  bezeichnete  Punzirungsamt 
zu  leiten. 

33.  Bei  den  aus  dem  .Vuslande  eingefuiuLun  Gold- 
und  Silbergeräthen  hat  sich  die  Kontrole  auf  die  Er- 
hebung zu  beschränken,  ob  dieselben  wenigstens  den  gering- 
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sten  für  das  Inland  bestimmten  Feingehaltsgrad  2/0) 
besitzen. 

Erp^iebt  yich  bei  der  Probe,  flass  die  eingeführte  W'aare 
dieaeu  Fcingehaltsgrad  nicht  erreicht,  so  ist  dies*^ll)e;  wenn 
der  Eigeiilhünier  eiowiliigt,  zu  zerschlagen  uud  au  deugelbeo 
zui  ückzustelleii ,  im  entgefien tretet zten  Falle  aber  auf  dessen 
ikosteii  über  die  Grenze  zuriukzuschaften,  was  in  dem  Falle» 
wo  die  Einfuhr  über  ein  Zollamt  erfolgte,  im  Wege  desselbeu 
zu  geschehen  hat. 

Hat  aber  die  Waare  den  geforderten  Feingehalt,  so 
ist  sie  mit  der  Bezeichnung  des  ausländiacben  Ursprunges 
zu  versehen  (§  40)  und  zum  inländischen  Verkehre  zuzu- 
lassen. 

34.  Die  aus  dem  Auslande  in  das  Zollgebiet  oder  In 
Zollausschlüsse  eingeführten  koutrolptii<  btiii^en  ausländischen 
Gold-  und  Silbergeräthe  unterliegen  der  im  §  44  festgesetzten 

Gebühr. 

§  35.  Jedes  im  Inlande  neu  verfertigte  und  zur  amt- 
lichen Kontrolbi  Handlung  überbrachte  Gold-  und  Silber- 
geräthe muss  mit  der  Namenspunze  des  V^erfertigers  oder  dem 
vrin  der  Behörde  genehmigten  Fabrikszeichen  desselben  ver- 
sehen sein. 

Die  Namenspunze  hat  den  Vor-  und  Zunamen  d<'s  Ge- 
werbsniannes  oder  wenigstens  deren  Anfangsbuchstaben  zu 
enthalten  uud  ist  von  dem  betreft'enden  Pimzirungaamte  gegen 
Vergütung  der  Anschaffungskosten  zu  beziehen. 

Die  Form  muss  bei  allfklliger  Uebereinstimmung  der 
Kamensbuchstaben  zweier  oder  mehrerer  GewerbetreH^nden 
verschieden  sein,  worüber  das  Kontrolamt  zu  wachen  hat. 

§  86.  Die  bei  der  vorgenommenen  Untersuchung  probe* 
hältig  befundenen  Gold-  und  Silbeigeräthe  werden  mit  folgen- 
den amtlichen  Punzen  bezeichnet: 

a)  mit  der  Feingchaltspunze, 

b)  mit  dem  Kontroiamtszeichen. 

^  37.  Die  Feingehaltspunze  für  Gold-  uud  Silber> 
geräthe  wird  die  Feingehaltsnummer  und  ein  von  dem  Finanz- 
ministerium zu  bestimmendes  und  kundzumachendes  Zeichen 
enthalten. 

ij  38.  Ebenso  werden  auch  die  Zeichen  der  Kontrol- 
ämter  besonders  l)ekannt  gemacht  werden. 

§  39.  Die  für  die  im  28  iiezeichneten  Geräthe  vor- 
geschriebene Vorrathspunze  besteht  aus  den  vereinigten  Buch- 
staben V?  und  wird,  wo  es  ohne  Besch ji(lifi:;ung  geschehen 
kann,  mit  dem  Kontrolamt^zeichen  (g  38)  auf  die  Waare  auf- 
gedrückt 

§  40.  Die  den  ausländischen  Ursprung  einer  Gold*  und 
Silberwaare  bezeichnenden  Punzen  werden  die  vereinigten 
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Buchstaben  PJ  (Ausland)  enthalten  und  sind  Toreint  mit  dem 
Kontroiamtszeichen  (j^  38)  aufzudrücken. 

41.  Gold-  und  Öilbergeräthe ,  welclie  wegen  ihrer 
Kleinheit  oder  soimtigen  Beschaffenheit  mit  den  Kontro!- 
ßtämpeln  auf  ihrem  Hau})ttlieile  selbst  nicht  bezeichnet  wer- 
den könnten,  sollen  zu  diesem  Behüte  entweder  mit  einem 
kJeinen  Blättchen  aus  dem  Stoffe  des  Geräthes  versehen 
»ein,  oder  dieselben  erhalten  einen  angehängten  amtlichen 
StimpeL 

Die  Art  und  Weise  dieser  amtlichen  Bezeichnung  wird 

im  Verordnungswege  bestimrot  und  kundgemacht 

§  42.  Die  ßeurtheilung,  ob  die  Bezeichuung  des  probe- 
hiiltig  befundenen  Gold-  und  SinM  r<reräthe8  in  der  im  §  36 
oder  in  der  im  §  41  vorgesclu  iebenen  Weise  zu  geschehen 
habe,  steht  dem  betreffenden  Koutrolamte  zu. 

§  43.  Die  den  Verfertigern  der  im  §  21  benannten 
MeuiUgcräthe  obliegende  Bezeichnung  derselben  muss  die 
Fabriks-  oder  Gewerbsmarke  des  Verfertigers  und  die  Natur 
des  Stoffes,  woraus  ein  solches  Metallgeräthe  besteht  (z.  B. 
Bronze,  Packfong,  Neusilber,  Chinasilber,  Alpacca  u.  dergl.), 
deutlich  ausdrücken,  darf  jedoch  mit  den  in  den  §§  37—41 
für  Gold-  und  Silbergerltthe  vorgeschriebenen  amtlichen  Funsen 
keinerlei  Aefinlichki'it  li-iben. 

44.  Die  (iehulir  für  die  Kontrole  des  Feingehaltes  ist 
bei  Goldgerätlien  auf  zwölf  Gulden,  bei  Silbergcräthcn 
auf  ein  Gulden  fünf  zig:  Kreuzer  für  das  Pfund  rauh 
bemessen.  Für  Geräthe  unter  dem  Gewichte  von  100  Ass 
(*^/iooo)  des  Pfundes  ist  die  Gebühr  f)lr  dieses  Mindestgewicht 
zu  entrichten. 

§  45.    Die  Kontrolgebühr  ist  vor  deif  Vornahme  der 

amtlichen  Bezeichnung  zu  erlegen. 

46.  Für  Vornahme  einer  wiederholten  Probe  (§  27)  ist 
eine  abermalige  Gebühr  nicht  zu  entrichten. 

$  47.  Die  Gewerbsleute,  welche  sich  mit  der  Verfer- 
tigung oder  dem  Thnsatze  von  Gold-  und  Silbergeräthen  be- 
schäftigen, sind  verptlichtet,  vor  dem  Anli  ilic  ilaes  Gewerbes 
dem  betreffenden  Kontrolamte  hievon  die  Anzeige  zu  erstatten 
unter  Angabe  der  Gewerbstfltte. 

Jeder  Wechsel  derselben  ist  gleichfalls  längstens  binnen 
acht  Tagen  anzuzeigen. 

§  48.  Jedem  der  in  dem  §  47  genannten  Gewerbe- 
treibenden liegt  ob,  das  gegenwärtige  Gesetz  in  den  Verkanf- 
stätten  an  einem  leieht  zucränglichen  Orte  anzuheften  und 
dessen  Einsicht  Jedermann  zu  gestatten. 

S  49.  Jeder  Verkäufer  von  Gold-  oder  Silbergeräthen 
ist  verptlichtet,  dem  Käufer  auf  dessen  Verlangen  beim  \^ er- 
kaufe der  Waar6  eine  Note  zu  übergeben,  welche  enthalten 
muss: 

6* 
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a)  den  Namen  V  s  ^'crkäuter8  und  die  genaue  Bezeichnung 
der  Verkaufstatte ; 

b)  den  Namen  des  Käufers,  wenn  er  es  verlangt; 

c)  die   BeschreibuDg    dös   verkauften    Gegenstandes  und 
deaaen  Bezeichnung  alt  Gbld-  oder  Silberwaare; 

d)  das  Rauhgewicht  desselben  an  Gold  oder  an  Silber; 

e)  den  Feingehalt  des  Goldes  oder  Siibers; 

f)  Ort  und  Zeit  der  Ausstellung; 

g)  die  Namensfertigung  der   den  Verkauf  besorgenden 

Person. 

§  50.  Die  im  §  21  bezeichneten  Waaren  müssen  in  den 
Verkaufstätten,  sowie  in  deren  Auslagen  in  abgesonderten, 
durch  eine  deutliche  Aufschrift  kenntlich  gemachten  Räumen 
aufbewahrt  und  dürfen  nicht  vermengt  mit  Gold-  und  Silber- 

waaren  feilgeboten  werden. 

§  51.  Wenn  ein  Gold-  oder  Silberarbeiter  oder  Händler 
sein  Gen<  r])e  aufgiebt,  so  hat  er  gleichzeitig  oder  längstens 
binnen  aciit  Tagen  dem  Kontrolamte  dies  anzuzeigen ,  und 
crsterer  seine  Kamenspunzen  oder  sonstigen  Fabrikszeichen 
abzugeben.  Erlischt  das  Gewerbe  durch  den  Tod  des  Ge- 
werbetreibenden, so  liegt  die  Anseige,  sowie  die  Abgabe  der 
Funsen  oder  Fabriksseichen  dem  Vorstande  der  Gewerbs- 
genossenschaft oder,  wo  eine  solche  nicht  besteht,  dem  Orts- 
vorstande ob. 

§  52.  Die  Gewerbsleute,  welche  sich  mit  der  Verfertigung 
oder  dem  Umsätze  von  Gold-  und  Silbergeräthen  beschäftigen, 
stehen  unter  Aufsicht  des  Kontrolamtes. 

§  53.  Den  Punzirungsämtern  liegt  ob,  bei  den  vorer- 
wähnten Gewerbetreibenden,  so  oft  hiezu  eine  Veranlassung 
g^eben  ist,  genaue  Nachschau  pflegen  zu  lassen.  Der  Ab- 
geordnete des  Amtes  hat  sich  die  Ueberzeugung  sn  ver- 
schaffen f  ob  die  gesetslichen  Vorschriften  gehörig  oeobachtet 
werden. 

Bei  Vollziehung  dieser  Kachschau  ist  sich  nach  den  ge- 
setzlichen Bestimmungen  fiir  gefUUsamtliche  Untersuchungen 
271—286  der  Zoll*  und  ötaatsmonopolsordnung  vom  Jahre 
1835)  zu  benelimen. 

§  54.  iJie  Nachst'hau  (§  53)  bei  Gewerbetreibenden, 
welche  nach  diesem  Gesetze  der  Kontrole  (§  52)  unterliegen, 
die  sich  aber  nicht  am  Standorte  eines  Punzirungsamtcä  be- 
finden, obliegt,  insofeme  sie  nicht  von  diesem  Amte  seihet 
dnrch  Aussendung  eines  seiner  Beamten  gepflogen  werden 
kann»  der  kompetenten  Gewerbsbehörde,  welche  das  betreffende 
Punzirungsamt  über  das  Ergebniss  der  Kachschau  in  Kennt» 
niss  zu  setzen  hat. 

?:  55.  Bei  vorkommenden  Anständen  ist  über  die  Nach- 
schau ein  amtlicher  Betund  aufzunehmen. 
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Beanständete  Waaren  sind  abziuiehmeti  und  mit  dem 
Befunde  dem  Eontrokmte  zum  weiteren  Verfahren  zu  über- 
geben, 

IV.  Abschnitt. 
Gold-  «nd  SUberdrabt. 

§  56.  Das  zu  Draht  zu  verarbeitende  Gold  und  Silber 
unterliegt  der  kontroiamtHchen  Feingehaltsprobe. 

§  57.  [Das  Silber  soll  die  Feine  vüu  wenijc;9ten8  985  Tau- 
scndsttbeilün ,  das  Guld  vuii  wenigstens  975  Tausendsttheileu 
besitzen.]    (Gesetz  vom  23.  Mai  1875.) 

58.  Die  üuldblättchen,  welche  zur  Vergoldung  der  zu 
Draht  auszuziehenden  tSiiburstange  bestiuunt  sind  59  und 
60),  müssen  bei  der  (im  §  57j  vorgesclurLebenen  f*eine  das 
Gewicht  von  mindestens  17  Ass  haben. 

59.  Die  Vergoldung  der  Silberstangen  iindet  nach  drei 
Aljstiifungen  statt.  Es  werden  nämlich  auf  eine  Stange  im 
G.micbte  von  1.4000  bis  1.4300  Pfund  entweder  28  Gold- 
blättchen odtT  20  Goldblättchen  oder  12  Ooldhlüttchen  uuf- 
£clegt,  so  dasö  der  Gehalt  des  aus  der  iSLauge  ausgezogenen 
Golddratlies  an  feinem  Golde  l)ei  der  ersten  Soite  Golddraht 
von  33  bis  mindestens  30  1  iiuseadöttlicileii ,  bei  der  zweiten 
Sorte  Golddraht  von  24  bis  mindestens  21.5  Tauseudsttheilen^ 
bei  der  dritten  Sorte  Golddraht  von  14  bis  mindestens 
13  Tausendsttheiien  beträgt 

§  60.   [Die  Anfertigung  einer  vierten  Golddrahtsorte  ist 

festattet,  wobei  auf  eine  Silberstange  im  Gewichte  von  1.4000 
is  1.4300  Pfund  (§  59)  sechs  Goldblättchen  aufgelegt  werden 
und  darnach  der  Goldf]^ehalt  des  solchergestalt  ausgezogenen 
Golddralites  7  bis  uiiudestens  ü.5  TausendsUheile  beträgt, 
(Gesetz  vom  23.  Mai  1875.) 

§  61.  Das  Vergolden  der  Silberstiüi^cu,  sowie  das  Aus- 
ziehen des  Drahtes  bis  zur  Dicke  von  4V2  Linien  darf  nur 
bei  einem  Kontrolamte  oder  bei  einem  unter  amtlichem  Ver- 
schluss befindlichen  Privatdrahtzuge  unter  amtlicher  Aufsicht 
geschehen. 

Bei  dem  Kontrolamte  ist  die  Ausziehung  des  Drahtes 
nicht  weiter  als  bis  zur  Dicke  von  einer  Linie  fortzusetzen. 

Die  weitere  Verarbeitung  des  Drahtes  ist  den  Gewerbe- 
treibenden uberlassen. 

§  (32.  Bei  Einfuhr  von  Gold-  und  Silberdraht  aus  dem 
Auslande  hndct  das  iu  den  30,  31  und  32  für  Gold-  und 
Silbergeräthe  angeordnete  Vei^'ahren  statt. 

Die  Kontrole  des  Feingehaltes  hat  sich  hierbei  auf  die 
Prüfung  zu  beschränken,  ob  der  Golddraht  wenigstens  den 
dritten  für  inländischen  Draht  vorgeschriebenen  Grad  (§  57 
und  59)  erreicht. 

Ergiebt  sich,  dass  dies  nicht  der  Fall  ist,  so  ist  die 
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Waare  auf  Kosten  des  Eigenthümers  nach  §  33  über  die  Grenze 
ziu  ilckzuschaiien. 

§  63.  [Die  Kontrolgebahr  ist  für  Sillierdraht  auf  eine a 
,  Gulden  y   mr  Golddraht  ohne  ünterecbied  der  Sorte  auf 
einen  Gulden  zehn  Kreuzer  iiir  das  Pfund  rauh  festgesetzt.] 
(Gesetz  vom  23.  Mal  1875.) 

Bei  Bemessung  der  Gebühr  wird  das  Gewicht  der  als 
Draht  unbrauchbaren  Enden,  sowie  der  Unterniarken ,  d.  i. 
der  unverfjjoldeten  ZwiHrhenthrile  eines  auagezogenen  Gold- 
drahtes,  unberücksichtigt  ;;eJass(  n. 

§  64.  Ausländische  Golddiitlite  sind  bei  der  Gebühren- 
bemessuDg  mit  KUcksicht  auf  die  Bestimmung  im  zweiten 
Absätze  des  §  62  als  Golddraht  dritter  Sorte,  die  auslündischea 
Silberdrähte  wie  die  inländischen  zu  behandeln. 

§  65.  Die  Qewerbslente,  welche  sich  mit  der  Verfer- 
tiguiig,  der  Zttrichtunrr  oder  dem  Umsätze  von  Gold-  und 
Silberdrahtwaaren,  als :  Borten,  Gallonen,  sonstigen  Gespinnsteo, 
gold-  1111*1  silbcrp;cwebten  Staffen  u.  dgJ.,  beschäftigen,  stehen 
unter  Aufsicht  des  Punziruii<;.sunit(:s. 

§  66.  Diese  Gewerbsleute  sind  verpflichtet,  das  pe^en- 
wHrtige  Gesetz  in  ihren  Verkaufstätten  an  einem  leicht  zu- 
gängHchen  Orte  auzuiieften  und  dessen  Einsicht  Jedermann 
zu  gestatten. 

§  67.  In  Beziehung  auf  die  Pflicht  der  Anmeldung  des 

Gewerbebetriebes  oder  des  Erlöschens  desselben  gelten  auch 
für  die  Gold-  und  Silberdrahtzieher  und  Händler  die  Bestim- 
mungen  der  §§  47  und  51. 

68.  Den  SpuloTi,  auf  welchen  der  foilpfehotene  Gold- 
draht der  ersten  drei  JSorten  und  der  Silberdraht  aufgewunden 
ist,  muss  der  Name  des  Vcrfertigcrs  und  die  Numnirr  der 
Drahtsorte  einprebrannt ,  und  das  Knde  des  auf<j:eu  uii  ionen 
Drahtes  mit  dem  Lacksiegel  des  Verfertieers  au  der  fepuie 
befestigt  sein.  (Die  lediglich  ftir  die  Ausfuhr  gestattete  vierte 
Goldditthtsorte  darf  kein  Zeichen  ihres  Ursprunges  an  der 
Spule  zeigen.) 

§  69.  Die  zum  Verkaufe  im  Inlande  bestimmten  Gold- 
oder  Silbergespinnste,  Gewebe  und  derlei  Waaren  dürfen 
keinerlei  Beimengung  von  unechtem  (leonischem)  Drahte  ent- 
halten. 

5;  70.  Jeder  Verkäufer  von  Guld-  oder  Silberdraht  und 
von  daraus  verfertigten  Waaren  ist  verpflichtet,  dem  Käufer 
uul  dessen  Verlangen  eine  Note  auszustellen,  welche  ausser 
den  Erfordernissen  §  49  lit.  a,  b,  c,  i]  g  noch  die  Angabe 
der  Sorte  des  verarbeiteten  Golddrahtes  zu  enthalten  hat 

§  71.  In  den  Verkauistätten  müssen  Gold-  und  Silber- 
drähte, sowie  die  daraus  verfertigten  Gespinnste,  Gewebe  oder 
andere  derlei  Waaren  von  den  unechten  (h  onischcn)  Dr<ähten 
und  daraus  verfertigten  Waaren  abgesondert  in  durch  eine 
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deutliche  Aufschrift  kenntlich  gemachten  Räumen  aufbewahrt, 
mtkI  dürfen  die  letzteren  nicht  vennengt  mit  den  enteren  feil- 
geboten werden. 

§  72.    In  Betreff  der  Ausübung  der  amtlichen  Aufsicht 
65)  gelten   die  in  den   39  53 — 55  festgesetzten  Bestim- 
mungen. 


§  78.  Jeder  Gold-  und  Silberscheider  (§  7)  oder  Hau- 
delsmann,  welcher  einen  Bom  Handelsyerkehre  bestimmten 
Barren  ohne  kontrolamtliche  Bezeichnung  oder  ohne  ein  aua- 
ländisches   ötfentliclies  Probezeichen  (§  13)   feilbietet  oder 

hintangiebt.  verfallt  in  eine  Geldstrafe  von  zwanzig  bis  ein- 
hundert Gulden,  im  Wiederholungsialle  nach  voran sirri^^augener 
Bestrafung  in  eine  Geldstrafe  bis  zweihundert  Gulden. 


vor  dem  Färben,  beziehungsweise  oieden  und  Poliren,  zur 
kontrolamtlichen  Bezeichnung  vorzulegen  (§  16),  oder  die 
Anzeige  von  der  Erzeugung  zur  Ausfuhr  bestimmter,  von  der 
Pflicht  zur  Bezeichnung  ausgenommener  Gold-  und  Silber- 
geräthe  dem  Punzirongsamte  zu  erstatten  f  ;:^  19),  unterliegt 
einer  Geldstrafe  von  fünf  bis  zwanzig  Gulden;  wenn  aber 
der  innere  Werth  der  Waare  geringer  ist  als  fünf  Gulden,  dem 
Verfalle  dersell)en. 

55  75.  Der  Vcrff'rti^^er  uder  Verkäufer,  welcher  ein  nicht 
punzirtes  Gokl-  oder  8iibcrgeräthe  feilbietet,  veräussert  oder 
verschickt,  hat  den  Betrag  des  inneren  Werthes  der  Waare 
und  die  KontrolgebUhr  zu  erlegen: 

§  76.  Besitzt  ein  solches  un  punzirtes  Geräthe  flberdies 
nicht  wenigstens  den  gesetzlichen  Feingehaltsgrad  (5^  20,  22, 
23),  oder  ist  es  nicht  nach  X'orschrift  des  §  24  legirt,  so  hat 
nicht  nur  das  in  den  26  und  27  vorgeschriebene  Verfahren 
Platz  zn  p^reifen,  sondern  der  Verfertigter,  lyeziehungsweise  der 
Verkäufer,  hat  auKs^  i-  der  K(jnt roigebühr  und  nebst  der  allen- 
falls  in  Anwendung    kommenden    Strafe   des      75  noch  das 


sten  gt'setzlichen  Feingehalte  abgeht. 

§  77.    Gold-  oder  Silbergerät  he,  welche 

a)  mit  einer  naeligeahmten  oder  verfäUehten  Amts^unze 
(§  37—41)  bezeichnet  bind,  uder  welche 

b)  ein  echtes  Punzzeichen  auf-  oder  eingelöthet  tragen, 
oder  welche 

c)  fremdartige  Körper,  als:  Eisen,  Kupfer,  Blei,  minder- 
haltiges  Schlagloth  (  §  23),  Harzkitt  u.  dgl.  mit  Ausnahme 
der  zur  Erhaltung  der  Form  des  Geräthes  nothwendigen 


V.  Abschnitt. 
VebertreiuigeB  und  Strafen« 
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Unterlage  (ControKniail),  in  nicht  siclitliclier  und  leicht 
treiuibarer  Weise  eiiigeseLlosbeii  enüiaiten, 
unterliegen  dem  Verfalle ,  unabhäns^ig  von  den  etwa  nach 
§  75  und  76  sn  verhängenden  Straren.  Die  Verfertiger  und 
deren  Mitschuldige  sind  dem  Besitzer  der  vorfidlenen  Waare 
ersatzpflichtig. 

§  78.  Das  Vergolden  der  äilberstangeni  sowie  das  Aus- 
ziehen derselben  zum  Drahte  bis  zur  Dicke  von  4' '2  Linien 
herab  mit  Uebergehung;  der  amtlichen  Kontrolc  zieht  d(  ri 
Verfall  der  Waare  nucli  sicli.  Manirelt  überdii-s  dem  l>raliie 
die  vorgcöchnebene  l^'eiiie  ( 57  und  59j,  oder  wird  im  In- 
landü  die  vierte  üolddrahtöorte  (§  60)  feilgeboten,  bu  iäl  mit 
dem  Verfalle  der  Waare  noch  überdies  eine  Geldstrafe  vou 
einhundert  bis  fünfhundert  Gulden  verbunden. 

§  79.  Gold-  und  Silberdrahtxieher,  welche  sich  nicht  nach 
Vorschrift  des  68  bezeichneter  Spulen  bedienen,  verfallen 
in  eine  Geldstrafe  von  zehn  bis  fUnizig  Gulden. 

^5  80.  Gewerbetreibende,  welche  die  Anordnungen  der 
tj^  50  und  71  in  Retreir  der  abp^esonderten  Aufbewahrung 
unechter  Gold-  und  SilbtTw uaren  im  Verkaufslokale  über- 
treten, unterliegen  einer  Geldütrat**  von  zelni  bis  tunt/i^^  (iulden, 
81.  Verfertiger  und  Verkauier  von  Gold-  und  bilber- 
gespinnsten,  Geweben  und  derlei  Waaren,  welche  der  Bestim- 
mung^ des  §  69  entgegen  handeln,  werden  mit  dem  Verfalle 
der  Waare  und  einer  Geldbusse  von  zehn  bis  zweihundert 
Gulden  bestraft. 

§  82.  Gewerlisleute,  welche  die  ihnen  nach  den  48 
und  66  obliegende  Anheftung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  in 
ihren  Verkaufstätten  unterlassen,  unterliegen  einer  Geldstrafe 
von  tünf  bis  zwan/i^  (luldcn. 

ii  83.  Bei  unterlassener  Anzeige  des  Antrittes  oder  Er- 
löschens eines  Gewerbes  verßlllt  der  zu  dieser  Anzeige  Ver- 
pflichtete 47,  51  und  67)  in  eine  Geldstrafe  von  fünf  bis 
zwanzig  Gulden. 

§  84.  Die  Verweigerung  oder  mangelhafte  Ausstellung 
einer  Verkaufsnote  über  Gold-  oder  Silberwaareu  (§  49 
und  7^))  ist  mit  einer  Geldbusse  von  fUnf  bis  zwanzig  Gulden 
SU  strafen« 

Wenn  aber  die  Verkaufsnote  eine  falsche  Anp^abe  des 
Feingehaltes  bei  Gold-  und  Silbergeräthen  oder  der  borte  beim 
Golddraht  enthält,  so  zieht  diese  Üebertretung  eine  Geldstrafe 
von  zwanzig  bis  zweihundert  Gulden  natli  sich. 

§  85.  In  Bezug  aui^  das  Verfahren,  durch  welches  die 
im  gegenwärtigen  Abschnitte  festgesetzten  Strafen  in  Anwendung 
gebracht  wercfen,  und  die  zur  Vollziehung  dieses  Verfahrens 
berufenen  Behörden,  sowie  in  Abeicht  auf  die  gesetzlichen 
Rechts-  und  Gnadenmittel,  die  Umwandlung  uneinbringlicher 
Geldstrafen  in  Arrest  u.  s.w.  ist  sich  nach  den  Bestimmungen  dea 
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OflfiÜiMlTA^gesetBeB  Tom  11.  Juli  1835,  in  den  Eronländem 
iber»  wo  jenes  Gesetz  noeh  nicht  eingeführt  iet,  nach  den 
Yorscbriften  zu  benehmen,  welche  über  die  Bestrafung  der 

ZollgefkUsiibertretungen  in  Wirksamkeit  stehen. 

lieb«'!'  das  ADsin  lif-n  um  Ablassung  vom  Strafverfahren 
gegen  ein  ^U'afpMUschale  im  Sinne  den  $  541  des  Gofiills- 
stmti^esetzes  entscheidet  die  Fiiiair/landc-ibeiiurde,  ^yij:^sn  deren 
ikäihluäs  der  liekurs  an  das  i' mauzmiuisterium  ergriÖ'en 
werden  kann. 

Hinsiclitlich  der  Belohnung  der  Anzeiger  und  Ergreifer 
voü  Uebi^rtrutungeu  der  Puiizirungsvurschriftcn  kommen  die 
für  ZollgefUUsttber  tretungen  bestehenden  Normen  in  Anwendung. 

Angestelite  der  PunzTrungsämter  sind  von  der  Betbeilung 
mit  soloben  Belohnungen  ausgeschlossen. 

Die  nach  Bestreitung  der  Kosten  des  Verfahrens  und  der 
erwähnten  Belohnungen  erübrigenden  Strafgelder  fliessen  dem 
Lokalarmenfonde  jener  Gemeinde  zu»  wo  das  Kontrolamt,  in 
dessen  Amtsbezirke  die  Uebertretung  entdeckt  wurde,  seinen 
Standort  hat. 

^  86.   Für  die  Verjährung  der  in  diesem  Abschnitte  fest- 
gesetzten Strafen  wird  der  Zeitraum  eines  Jahres  bestimmt. 
Hl.    Insoferne  Uebertretungen  des  gegenwärtigen  Ge- 

s«  tzc8  auch  andere  Strafbehandhingen  nach  sich  ziehen  können, 
w  rdcii  durch  die  vorstehenden  Anordnungen  weder  die  iStraf- 
lK<tnnmungen  über  Verbrechen,  W-rirehen  und  Uebertretungen, 
nuch  jene  der  Gewerbeordnung,  insbesondere  hinsichtlich  der 
Katziehung  der  Gewerbtd.)erechti^ung,  berührt. 

§  88.  Mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  ist  der  Finanz- 
mmiijter  beauiua;j,i. 

Salzburg,  am  19.  August  1865. 

Franz  Joseph  m.  p. 

GrafBelcredi  m.  p.    Graf  Lar isch-Moenich  m.  p* 

Auf  Allerhöchste  Anordnung: 
Ritter  von  Schur  da  m.^p* 


Zur  Ausführung  des  vorstehenden  Gesetzes  sind^'z ahlreiche 
Ausfall rungsverordnungen  ergangen,  welche  sich  in  der  „offi- 
ziellen Handausgabe  der  österreicluschen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen" 46.  lieft,  Wien,  Druck  und  Verlag  der  k.  k.  Hof- 
und  Staatsdruckerei,  zusammengestellt  finden,  zu  denen  aus 
neuerer  Zeit  noch  eiiiige  weitere  hinzugekommen  sind,  die 
indessen  nur  ein  internes  Interesse  haben.  Diese  sämmtlichen 
Verordnungen  und  Erlasse  berühren  die  Wesenheit  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  nicht.  Von  besonderer  Bedeutung  »iud 
die  folgenden  durch  daa  Keichs-Gesetz-Blatt  veröö'entlichten 
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Finauzministermlerlasse  vom  30.  November  1866  und  vom 
10.  Män  1872. 


Erlass  des  Finaiuiiiiiiisteriiiins  TOm  30.  November  1866,  we^en 
V^ilzieliBiif^  des  Gesetzes  über  den  Fein^halt  der  Gold-  «nd 
Silberwaaren  und  dessen  UeberwacboDg. 
Wirksam  fiir  das  ganze  Reich, 
(Beichs-Geaets-Blatt  S.  423.) 

In  Ausführung  des  mit  kaiserlicher  Verordnung  vom 
26.  Mai  1866  kundgemachten  Gesetzes  über  den  Feingehalt 
der  Gold-  und  Silberwaaren  und  dessen  Ueberwachung  (Reichs- 
Gesetz-Blatt  Nr.  75)  werden  nachstehende  Verfügungen,  welche 
gleichzeitig  mit  jenem  Gesetze  am  1.  Jänner  1867  (Heichs- 
Gesetz-Blatt  Nr.  94)  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben,  zur  all- 
gemeinen Kenntniss  gcbrncht. 

1.  Kontrolämter. 

Zur  Prüfung  und  Ueberwaohiing  des  ] 'ei  ngeli altes  der 
Gold-  und  Silberwaaren  sind  folgende  Küntrolümter  berufen: 

Das  Ilauptpunziruiigsamt  in  V\  ien; 

Punzirungsämter,  in  den  einzelnen  Ländern,  wdche  in 
Austlbung  jener  Kontrole  dem  Hauptpunziruogsamte  unter- 
geordnet sind; 

Punzirungsstätten,  welclie  bei  anderen  landesfiirBtlicheii 
Aemtem  aufgestellt  sind,  und  dem  Panzirungsamte  unterstehen, 

in  dessen  Bezirke  sie  sich  behnden. 

Die  Amtswirksamkeit  des  Hauptpunzirungsanites  und  der 
Punziiun;^säiuter  erstreckt  sich  in  ihrem  Bezirke  anl  alle 
Gattungen  Gold-  und  Silberwaaren  (Barren,  Oeräthe  mit  Eiti- 
schluss  der  Geschmeide,  Draht  und  Draiitwaaren).  Sie  sind 
auch  berufeo,  ihre  Kontrole  auf  die  Amtsbezirke  der  ihnen 
unterstehenden  Punzirungsstätten  auBzudehnen. 

Dem  HauptpuDzirungsarate  wird  der  bisher  dem  Haupt- 
münzamte untergeordnete  Aerarial-Drahtzog  in  Wien  einver- 
leibt. Ueberdies  wird  dem  Hauptpunzirungsamte  ausnahms- 
weise auch  die  Kontrole  der  im  Amtsbezirke  anderer  Punzirungs- 
ämter.  jerlrtcli  von  dem  Standorte  derselben  entfenitf  r  als  von 
Wien  gelegenen  IVivat-Gold-  und  Silberdrahtzüge  übertragen. 

Die  übrigen  Punzirungöämt»'r  liaben  nebst  den  oben  er- 
wähnten Obhegenheiten  auch  dit  Einlösung  des  Goldes  und 
Silbers  nach  den  hiertlber  bestehenden  Bestimmungen  zu  besorgen. 

Den  Punzirungsstätten  ist  die  Kontrole  der  Gold-  und 
Silbergerätfae,  sowie  der  Gold-  und  Silberdrahtwaaren  über- 
wiesen. Die  Kontrole  der  Barren  und  der  Verfertigung  des 
Drahtes,  sowie  die  Gold-  und  Silbereinlösung  gehören  niclit 
zu  ihrer  Amtswirksamkeit. 
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Die  Standorte  der  Kontrolämter  und  deren  Amtsbezirke 
sind  in  der  beiliegenden  Uebersicht  A  anp^ep^eben,  desgleichen 
auch  die  Amtszeichen,  mit  weiciicu  die  vun  liiuen  untersucliteu 
Gold-  und  Silbergeräthe  bezeidinet  werden. 

YerttnderungeiL  des  Standortes  oder  des  Amtebezirkee, 
Aufhebung  oder  neue  Errichtung  yon  Kontrolämtem  werden 
amtlich  kundgemacht  werden. 

2.  Bezeichnung  der  Barren. 

Der  Stttmpel  der  Punzirun&isämter,  mit  welchem  die  von 
ihnen  geprüften  Gold-  und  Silberbarren  unter  Angabe  des 
Feingehaltes  in  Tausendtheilen  bezeichnet  werden,  besteht 
aue^  dem  kaiserlichen  Adler  und  träc^  als  Umschrift  die  Be- 
zeichnung des  i:^unziruQgsamtes. 

3.  L  ebern  a  ll  ine  der  Geräthe  zur  Punzirung. 

Die  zu  pruleuden  Goldgeräthe  und  Silbergeräthe  sind 
nach  F  iiigehuitsgraden  gesondert  zur  Untersuchung  und 
Punzirung  zu  übernehmen. 

Die  Gewerbetreibenden  haben  zu  diesem  Behufe  für  jeden 
Feingehaltsgrad  der  Goldgeräthe  und  der  Silbergeräthe  ein 
Verzeichniss  mit  Angabe  des  Gewichtes,  der  Gattung  der 
Gerathe,  sowie  der  Gewerbestätte,  mit  ihrer  Namensfertigung 
beizubringen. 

Sind  hiefür  bei  einem  Kontrolamte  zur  seiineileren  Vor- 
nahme der  Anitsluuidlung  Drucksorten  eingeliihrt,  so  haben 
die  Gewerbetreibenden  sich  ausschliesslich  dieser  L)rucks(jrten, 
welche  ihnen  vom  Koutrohuute  gegen  Vergütung  der  Kosten 
erfolgt  werden,  unter  Ausfüllung  aller  Daten  zu  bedienen. 

4.  Punzen. 

Die  allen  Kontrolämtem  gemeinschaftlichen  Punzen  für 
Gold-  und  Silbergeräthe,  nämlich:  die  Feingehaltspunzen,  die 
Vorrathspunze  für  ältere  Erzeugnisse  (d.  i.  für  solche,  die  vor 
Eintritt  der  Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  verfertigt  wurden), 
und  die  den  ausländischen  Ursprung  eines  Gold-  oder  Silber- 
geräthes  bezeichnende  Punze,  sind  in  der  Beilage  B  abgebildet. 

Die  Fe  i  n  ge  h  altspunzen  für  grössere  inländische  Ge- 
räthe enthalten  mythologische  Figuren,  und  zwar  jene  für 
Goldgeräthe  den  Ko[)t'  des  Phöbus-ApoUo  mit  den  Sonnen- 
strahlen, und  jene  lür  Silbergeräthe  den  Kopt  der  Diana  mit 
der  jMundcsöichcl,  ncbbt  der  iSummer  des  Feingehaltes  der 
Waare  (§  20  des  Gesetzes).  Die  Punzen  der  verschiedenen 
Feingehaltsgrade  unterscheiden  sich  durch  die  Feingebalts- 
nummer  und  deren  Stellung,  sowie  durch  die  Form  der  äussern 
Einfassung. 

Zur  Bezeichnung  kleinerer  inländischer  Geräthe  der  häu- 
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figer  vorkotnmenden  niedrigereD  Feingehaltagrade  dienen 
kleinere  Punzen.   Dieselben  enthalten: 

fUr  Gold  Kr.  3  den  Kopf  einer  Gemse, 
för  Gold  Nr.  4  den  Kopf  eines  Fuchses, 
für  Silber  Nr.  3  den  Kopf  eines  Windspiels, 
fiir  Silber  Nr.  4  den  Kopf  eines  Löwen, 

mit  der  betreffenden  Feingehaltsnummer  und  knapperer  Ein* 
fassung. 

Die  Vo rrathspiinxe  und  die  Punze  für  ausländische 
Gold-  und  8ilbergeräthe  enthalten  die  im  Gesetze  (§  39  und 
40)  vorj^eschriebenen  Zeichen  mit  unterschiedener  Kinfassuii'^:. 

KöiUR'M  die  amtlichen  Punzen  nicht  auf  die  Waare  selbst 
aufgeschlagen  werden,  sd  wurden  sie  in  einer  kleinen  Blei- 
scheibe aufgedrückt,  und  es  wird  dieser  amtliche  Stämpel 
(s>  41  des  Gesetzes)  au  einem  feinen  Drahte,  mit  welchem  das 
Geräthe  mehrfach  durchzogen  ist,  so  befestigt,  dass  die  Ab- 
nähme  des  Stftmpels  und  dessen  Uebertraguug  auf  ein  anderes 
Geräthe  nicht  vorgenommen  werden  kann. 

5.    Ausfulir  von  Gold-  und  Silberwaaren,  deren 
i'eiibietung  im  iniande  nicht  gestattet  ist. 

Die  zur  Ausfuhr  bestimmten  unpunzirten  Gold'  und  Silber- 
geräthe  (  >i  10  des  Gesetzes)^  welche  selbstverständlich  im  Sinne 

des  sj  14  keinen  geringem  als  don  niedersten  gesetzlichen 
F('iiit,'-''linlt  he?it7:en  diirfon,  sind  unter  d»;r  unmittelbaren  Auf- 
sicht des  Ivoiitrulamtes  zu  verpaeketi.  L>assell)e  hat  die  Paek- 
ötiieke  zu  versiegeln,  mit  der  lautenden  Nuniiner  zu  verHehen, 
und  au  das  näclitstgelegene  Zollaujt  zu  leiten.  Dieses  IiaL  dcu 
zollamtlichen  Verschluss  anzulegen,  und  die  Waare  mit  einem 
Begleitschein  der  Partei  zu  übergeben ,  welche  die  Ausfuhr 
zu  bewirken  hat.  Dem  Grenzzollamte,  bei  welchem  der  Aus- 
tritt der  Waare  erfolgt,  liegt  ob,  den  Begleitschein  mit  der 
Bestätigung  dieses  Austrittes  zu  verselien,  und  an  das  Zollamt, 
welches  denselben  ausgefertigt  hat,  zurückzusenden.  Letzteres 
luit  das  Kontrolamt  von  der  stattgefundeneu  Ausfuhr  zu  ver- 
ständigen. 

Ein  gleicher  Vorgang  ist  hinsielitlieli  des  Gidddrahtes 
vierter  Sorte  60  des  Gesetzes),  welcher  nur  lur  das  Aus- 
land verfertigt  und  im  Iniande  nicht  feilgeboten  oder  weiter 
verarbeitet  werden  darf,  und  hinsichtlich  der  aus  Gold-  oder 
Silberdraht  mit  Beimengung  unechten  (leonischen)  Drahtes  för 
das  Ausland  verfertigten  Gespinnste,  Gewebe  und  derlei 
Waare n  (§  69)  zu  beobachten. 

Wenn  Waaren,  deren  Verfertigung  nur  mit  der  Bestim- 
mung zur  Ausfulir  gestattet  ist,  bei  den  Verfertigern  <>d.  i-  hei 
Verkäufern  m  fertigem  Zustande  getiotfen  werden,  tiiU  das 
gesetzliche  Strafverfahren  ein. 
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Gold-  und  Silberwaaren,  die  auf  obip:e  Weise  ausgeführt 
wurden,  sind  bei  etwaiger  WiedereiBi'uhr  gleich  ausländischen 
Geräthen  zu  behandeln. 

6.   Ausländische  Gold-  und  Silb ergeräthe. 

Bei  den  aus  dem  Auslände  ein^a-luhrten  Gold-  und  Silber- 
geräthen  ist  zu  erheben,  ob  dieselben  wenifj^stens  den  fjerin'^^sten 
lur  das  Inland  bestimmten  Feingehalt  mit  der  vom  Gesetze 
geforderton  Beschaffenheit  der  Metallmtsehang  besitzen,  und 
nicht  etwa  zur  Täuschung  des  K&ufers  fremdartige  Körper  ein- 
geschlossen  enthalten. 

Ausländische  Gerätbe,  welche  in  diesen  Beziehungen  nicht 
anstandslos  befunden  werden,  sind  nach  den  Bestimmungen 
der  §§  38  und  beziehungsweise  77  des  Gesetzes  zu  behandeln» 

7.  Drahtzug. 

Bei  Privatdralitzügen  ist  der  amtliche  Verschluss  (§  Gl 
des  Gesetzes)  an  die  GroliflrnlUzuf^svorrichtungen ,  d.  i.  die- 
jenigen, die  zur  Ausziehuug  des  Drahtes  bis  zur  Dicke  von 
4*  2  Linien  herab  dienen,  derart  anzulegen,  dass  die  Verwen- 
dung derselben  ohne  Verletzung  des  Verschlusses  nicht  mög- 
lich ist. 

Der  Inhaber  eines  Drahtzuges  ist  gehalten,  das  betreffende 
Pünzirnngsarot  von  der  beabsichtigten  Vergoldung  der  Silber- 
stangen und  Auszieinin^^  des  Grobdrahtes  mindestens  24  Stunden 
vor  jenem  Zeitpunkte  in  Kenntniss  zu  setzen,  an  weichem  der 
zur  Kontrole  abzuordnende  Beamte  abzugehen  hnt. 

Diesem  Beamten  ^^ind  die  Silberstangen  und  Goldblättehen 
zur  Ermittlung  des  Gewichtes  und  zur  Abiialime  von  Probe- 
stiiekc  hen,  welche  zur  Untersuchung  des  Feingehaltes  dienen, 
zu  Ubergeben. 

Von  den  zu  untersuchenden  Gegenständen  sind  je  zwei 
I^bestückchen  zu  nehmen,  und  abfi^esondert  unter  gemein- 
schaftliches Siesel  des  Amtes  und  der  Partei  zu  legen.  Die 
Untersuchung  des  Feingritaltes  wird  bei  dem  Punzirungsamte 
vorgenommen,  und  nach  dem  Richtigbefunde  desselb^  das 
Materiale  der  Partei  zurückgestellt. 

Der  nmtliehe  Verschluss  des  Drahtzuges  wird  von  dem 
Beamten  nach  Uebri  nähme  der  Probestückehen  abtrenommen 
und  wieder  angelegt,  sobald  die  kuntrolptliehtip^e  Ausziehung 
des  Drahtes,  welcher  er  beizuwohnen  hat,  beendigt  ist. 

8.  Kontrolgebfihr. 

Die  KoutiuiL'  l  itlir  für  Barren  und  Geräthe  ist  vor  der 
Vornahme  der  amtlichen  Bezeichnung,  jene  itir  Draht  un- 
mittelbar nach  Beendigung  der  kontrolpdichtigen  Ausziehung 
desselben  zu  erlegen. 
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Beim  Drahte  bis  zum  Gewichte  von  18  Pfund  kann  der 

febührenlreie  Gewichtsabzug;  der  als  Draht  unbrauch hären 
Inden  und  der  TJnterniarkeii  ohne  Avirkliches  Abschneiden 
und  Abwägen  derselben  mit  6  Hunderttheilen  für  jedes  Pfund 
bemessen  werden. 

lieber  die  für  die  Prüfung  von  Gold-  und  Silberwaaren 
berichugic  Kontrolgebülir  wird  der  Partei  von  dem  Kontrol- 
amte  eine  Empfangsbestätigung  ausgestellt. 

9.    Gewerbsbii  elie  r. 

Die  nach  dem  Gesetze  unter  amtlicher  Aufsicht  stehenden 
Verfertiger  und  Verkäufer  von  Gold-  und  Silberwaaren  sind 
verbunden,  ihre  Gewerbsbücher  dem  Kontrolamte  oder  dem 
von  demselben  abgeordneten  Beamten  auf  Verlangen  zur  Ein- 
sicht vorzulegen.  Lariscli-Moenich  m.  p. 

Bellaffe  A. 

(Veiifleicbe  Beilage  A  zu  dem  folgenden  Erlass  vom  10.  Mte  1872.) 

Beilmre  B. 

(Veigleiche  Beilage  B  bu  dem  folgenden  Erlaea  vom  10.  Min  1872.) 


Erlass  des  Fiiinnzraiui.storinms  yom  10.  3Iärz  1872,  we^en 
Vereinigung  der  Kotttrolamtszeicben  mit  den  Feinf^ehalts- 

pnnsen. 

Mit  Besttg  auf  die  §§  36,  37  und  38  des  Gesetzes  ttber 
den  Feingehalt  der  Gold-  und  äiiberwaaren  und  dessen  üeber- 

wachung  vom  19.  August  1865  (K.-G.-Bl.  Nr.  75  vom  Jahre 
1866),  und  die  zum  Vollzuge  desselben  erlassenen  Vorschriften 
vom  30.  November  1866  (  R.-G.-Bl.  Nr.  149)  und  vom  BD.  Mai 
1868  (H.-G.-B1.  Nr.  55),  wird  bekannt  gemacht,  dass  zur  Be- 
seitigung der  bisherigen  abgesonderten  Bezeichnung  der  Gold* 
und  Silnergeräthe  mit  dem  Kontroiamtszeichen  neben  der 
Feingehaita-  und  Auslandspunze  künftig  diese  Punzen  zugleich 
auch  das  Kontrolamtszeicben  dergestalt  enthalten  werden,  rlnss 
auf  den  Feingelialtöpunzen  unter  vollständiger  Beibehaltung 
ihrer  Iji^lierigen  Form,  Grösse  und  Zeichnung  das  betreffende 
Ivünuuiamtszeichen  an  jener  Stelle  angebracht  wird,  welche 
der  Feinfrehaltsnunnuer  gegenüb^^rllegt. 

Säniuitiiche  dermalen  bestehende  Kontroiämter  sind  mit 
ihren  Amtszeichen  in  der  Beilage  A  iibcrsichtbch  zusammen- 
gestellt tmd  sind  überdies  an  den  auf  der  Beilage  B  dar- 
^steiiten  Abbiidungen  der  verschiedenen  Feineehaltspunzen 
jene  Stellen  mit  einem  Sternchen  bezeichnet,  auf  welchen  das 
Ämtszeichen  angebracht  sein  wird.  Auf  den  Auaiandsponzen 
wird  der  Buchstabe  des  Punzirungsamtes  auf  der  linken,  die 
Ziffer  der  »Stätte  aber  auf  der  rechten  Seite  erscheinen. 

Kleinere  Nebenbestandtheile  eines  Ger&thes,  welche  die 
Bezeichnung  mit  der  kleinen  Feingehaltspunze  ohne  Venm- 
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staitung  tiic-ht  zulassen,  oder  bei  deueu  ein  Missbrauch  der 
FeingenaltspuMze  zu  befürchten  wttre,  wie  z.  B.  Nadelstitte 
der  BrocLun,  Aut^iitze  zu  Ohrgel iäni,^en  u.  dgl.,  werden  mit 
dem  bisher  in  Auweiiduug  geötaudeneu  AutUzeichcu  allein 
zum  Beweise  der  stattgefundenen  Kontrol»  bezeichDet  werden. 
Dabei  hat  als  Kegel  zu  dienen,  daBB  bei  Gold-  und  Silber- 
gerttthen  mit  dem  Feingehaltsgrade  Kr.  8  oder  darüber  das 
Amtszeichen  doppelt,  bei  dem  FeingehaltBgrade  Nr.  4  dagegen 
blos  einfach  aufgeschlagen  wird. 

Wenn  aber  auch  die  Anbrinfrung:  dos  Aiiitszoieljons  all''5ii 
auf  solchen  Nebenbestandtheikn  wej^en  ihrer  Zartheit  nicht 
thunlich  wäre,  so  wird  dassulbc  aut  den  Hauptbestandtheil 
des  Geriithes  neben  der  mit  dem  Amtszeichen  vereinigten 
FeingehaltspUDze  besunders,  jedoch  stets  einfach  aufgeschlagen 
um  dadurch  derlei  Gcräthe  von  solchen  zu  unterBcheiden, 
welche  ohne  den  betreffenden  NebenbestandtbeO  (Au&atz  u.  b.  w.) 
zur  Kontrole  gelangten.  Mit  der  Einfuhrung  der  neuen  ver- 
einigten Punzen  treten  die  bisher  in  Anwendung  gestandenen 
einfachen  Feingehaltspunzen  ganz  ausser  Geljrauch. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  April  1872  in  Wirk- 
samkeit 

  Pretis  m.  p. 


I  '    1)  0  r  H  1  ('  h  t 

der  zur  TrüfuHg  und  LelKiuachuiig  des  feingrliaite»  der  Gold-  und 
SilberwBareu  berafenen  k.  k.  KentrolSnter. 
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4er  Punzen  znr  Beseiehsuig  der  Gold-  und  Silber^eritlie. 
Im  12£ftcheii  Linieiimauee  der  natürlichen  Grösse. 


L  Fein^ehaltspnnzen  für  ^rrossere  inländische  Geräthe. 

Die  Einfassung  des  Kopfes,  bei  welcher 

eine  gerade  Linie  15  Hunderttheile 

eine  eingezogene  Linie  14  „ 
eine  aufgebotene  Linie    16  „ 

andeutet,  hezeiclmet  zugleich  selbst  unmittelbar  den  Feingehalt 

in  Hunderttheilen. 
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III.  Fuuze  für  ältere  Erzeugnisse. 


IV.    Punze  für  ausl;in»lische  OerMthe. 


nmtuk»  Hofbacbdrndttwi.  Stoplia»  0«tUl  ä  Co.  is  Altenboty. 
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Dem  BezirkspräsideateD  z.  D, 


Herrn 


Friedrich  Freiherm  von  Reitzenstein 


in  aufrichtiger  Verehrung 


zugeeignet 


Vorwort. 


Die  äussere  Veranksaung  zu  der  nachfolgenden  Arbeit 
wurde  dem  Verffteser  durch  seine  amtliche  Thätigkeit  in  der 
Armenverwaltung  der  Stadt  Berlin  geboten.  Namentlich  war 
es  die  ihm  übertragene  Leitung  der  vom  Reiche  für  das  Jahr 

1885  angeordneten  Annenstatistik,  welche  ihn  nötigte,  den 
Wert  und  die  Aufgabe  der  Armenetatistik  nafinr  zu  unter- 
suchen. Von  selbst  ergab  sich  hieraus  die  Beziehung  zu  allen 
denjenigen  Fragen,  für  deren  Beantwortung  die  Armenstiitistik 
Material  zu  liefern  bestrebt  ist  oder  wenigstens  bestrebt  sein 
soU:  zu  den  Fragen  der  Armengesetzgebuti^  und  der  ihr 
vmrandten  Einrichtungen  im  Bereiche  der  vorbeugenden  und 
der  freiwilligen  Armenpflege. 

Das  Bemühen,  in  diese  Fragen  tiefer  einzudringen ,  wird 
aber  weder  durch  die  Literatur  noch  durch  die  Statistik  in 
hinreichendem  Masse  unterstützt.  Nielit  dass  >es  an  tlieureti- 
schen  Darlegungen  oder  Versuchen  zahlenmttssiger  Ermittelung 
fehlte;  man  darf  umgekehrt  aussprechen,  dass  kaum  eine 
Zeit  an  Bestrebungen  zur  Besserung  und  TTeiliing  der  Armnts- 
zustände  so  reich  gewesen  ist,  wie  die  unsere,  dass  keine  die 
diesbezüglichen  thatsächlichen  Verhältnisse  zu  untersuchen 
eifriger  bemüht  war.  Aber  dieser  Vorzug  wird  zu  einem 
Crossen  Teile  wieder  ausgeglichen  durch  zwei  Uebelstände, 
deren  einer  zu  aUen  Zeiten  hat  beobachtet  werden  können, 
während  der  andere  gerade  der  neueren  Zeit  eigentttrolich  ist: 
es  ist  dies  einerseits  die  altgewrtlinte  Ver(|niekung  der  Fragen 
der  Armen-  und  Wirtschaftsgesetzgebung  mit  der  Politik  und 
dem  Part»'i\vesen  und  auf  der  anderen  Seite  die  gegenwärtig 
so  sehr  starke  Zers])litterung  der  «lieshezügliehen  Tliatigk<Mten. 
welche  teils  nur  der  Theorie  oder  nur  der  Praxis,  teils  nur 
der  öffenthcheu  oder  nur  der  privaten  Armenntlcge  zugewen- 


vorurteilslose  Würdigung  der  gegnerischen  Meinung,  so  hat 
diese  Zersplitterung  in  <len  meisten  Fällen  eine  höchst  schäd- 
liche Einseitigkeit  zur  Folge«   Und  so  geschieht  es,  dass  ein 
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ungeheueres,  in  den  Verhandlungen  der  Parlamente  und  Ge- 
meindevertretungen, der  Kongresse  und  Vereine,  in  Zeitungen 
und  Broschüren,  in  den  statistischen  Publikationen  des  Retäs, 
der  Bundesstaaten  und  der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  auf- 
gespeichertes,  überaus  vielseitiges  Material  zum  «^n^ssen  Teile 
ungenutzt  bleibt,  weil  es  entweder  am  guten  Willen  oder  an 
der  Gelegenheit  fVlilt,  os  kennen  zu  lernen.  Man  will  von 
vielen  Ansfliliruni;'  !i  kciiio  Kenntniss  nehmen,  weil  sio  einen 
feststc;hend(Mi  Be^laiHÜpil  des  j^og'nerischen  Parteiproprainnis 
liildoii,  und  man  kann  von  vielen  Darlegungen,  Nacliwciauii- 
gen  und  Zahlenangaben  keine  Kenntniss  nehmen,  weil  ihr 
Umfang  kaum  die  Behenrschung  eines  einzelnen  in  sich  be- 
schlossenen Teiles,  geschweige  denn  ein  Eindringen  In  das 
gesammte  Material  ermöglicht. 

Unter  diesen  Umständen  dürfte  nicht  sowohl  ein  Bedüif- 
niss  nach  Auffindung  neuer  Reformpläne ,  nach  Parteinahme 
und  Verschärfung  der  l)e8t«'hoiidoii  Gegensätze  vorhanden  sein, 
als  wie  es  notwendig  erscheint,  Umnchaii  zu  halten ,  das  Vor- 
handene unparteiisch  zn  betrachten,  das  Zerstreute  zu  sammeln. 
Völlig  wird  man  die  bezeichneten  U(ibelstllnde  auch  dann  noch 
nicht  überwinden  können;  aber  es  wird  möglich  sein,  ihre 
Wirkungen  einigermassen  abzuschwächen. 

Und  hieran  an  ihrem  Teile  beizutragen  ist  der  vor- 
nehmste Zweck  der  vorliegenden  Arbeit.  Sie  will  weder  den 
mannigfach  laut  gewordenen  Wünschen  und  Vorschlägen  w^n 
Besserung  oder  Aenderung  der  Armengesetzgebinin  neue 
Wünsche,  neue  Vorschläge  hinzufügen;  noch  auch  will  sie 
das  eine  oder  das  .indere  Reformjn  nickt  vom  Parteistandpunkt 
aiKs  eni})fehleii  oder  l)ekiim[>f<'n.  Sie  will  vielmehr  den  Versuch 
machen,  mögliehst  unparteiisch  und  möglichst  allseitig  zu 
untersuchen,  wiis  von  den  herrschenden  ZuaUinden  in  der 
Meinung  der  Menschen  Bedenken  erregt  hat,  was  über  die- 
selben von  verschiedenen  Seiten  geäussert  worden,  welche 
Thatsachen  in  Bezug  auf  dieselben  mehr  oder  weniger  zu- 
verlässig festgestellt  werden  können.  Es  ist  die  Absicht,  den 
zur  Armengesetzgebung  berufenen  und  den  mit  ihrer  Aus- 
führung betrauten  Organen  über  die  wichtigsten  Fragen  Aus- 
kunft zu  geben,  ihnen  eine  Art  Sieliorheit  zu  gewfihren,  dass 
sie  an  einer  Stelle  beisammen  hnden.  was  in  Bezielning  auf 
die  einzelnen  Fragen  gesagt,  geäciirieben  und  nachgewiesen 
ist,  bezw.  wo  die  Literatur  und  die  Stiitistik  im  Stiche  lassen. 

Dennoch  soll  die  vorliegende  Arbeit  nicht  lediglich  eine 
Materialien-Sammlung  darstellen.  War  meine  AMcht  ur- 
sprünglich auch  in  erster  Linie  darauf  gerichtet,  so  musste 
ich  mich  doch  bald  davon  überzeugen,  dass  es  an  einer  blosse  n 
Kompilation  nicht  genug  s(  in  könne.  Denn  erst  bei  dem  Be- 
mühen ,  die  einzelnen  Thatsachen  und  Zahlen  in  bestimmter 
Keihenfoige  und  nach  systematischen  Gesichtspunkten  zu  ord- 
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neu,  empfand  ich,  was  der  IMangol  »ystemati^jcher  und  ge- 
Hi-bichtlicoer  Grundlagen  zu  bedeuten  hat,  und  wie  groBS  dieser 
Mangel  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  und  der 
Armeogdaetzgebung  ist,  Noch  fehlt  es  —  abgesehen  von  eini- 
gen kürzeren  Darstellungen  in  Encyklopädion  sowie  in  Lehr- 
bticheni  der  St.mtswisaenschaft  und  der  Volkswirtschaft  — 
AU  einer  auf  tieferem  Grunde  aufgebauten,  das  ganze  Gebiet 
uuifai*>''iHlen  Systematik  der  öffentlichen  ArnieiipHege :  und 
noch  besitz'  !)  wir  mit  Ausnahme  des  venlieiistvollen .  ab  -r 
ihn  ]]  sehr  lückenhaften  Sammelwerkes  von  Kmmiughaus  keine 
Oeschichte  dieser  Disziplin 

Kur  .ms  diesem  Manj^el  in  Verbindung  mit  den  oben  ge- 
üaiiiiten  Uebelötäuden  wird  die  überaus  unhi.storiselie  und 
unsystematische  Behandlung  erklärt  werden  könnten,  welche 
in  aer  Tagespresse  —  wozu  namendieh  auch  die  Broschüren- 
literator,  die  gegenwärtig  den  literarischen  Markt  beherrscht, 
zu  rechnen  ist  —  den  meisten  hierher  gehörigen  Fragen  zu 
Teil  wird.  Denn  wie  eben  diese  Presse  in  der  unvei^gleich- 
liehsten  Weise  fUr  Ausbreitang  und  Verallgemeinerung  von 
Ideen  zu  wirken  vermag,  wenn  sie  sich  an  ein  durchgebil- 
det<'^  Syst  111  anschliesst,  so  verwirrt  sie  andererseits  die 
^öffentliche  Meinung,  wenn  sie  dieses  festen  Haltes  entbehren 
muss.  Wohl  bin  ich  weit  entfernt  zu  glauben,  da-ss  mit  be- 
grifflicher Klarstellung,  mit  geschichtlicher  Er^^^'ündung  das 
Beste  auf  unserem  Gebiete  ^j^-ethan  sei:  das  R^'stc,  was  hier 
p'leistet  w«Mvb'Ti  kaiHi.  lie;^^t  vur  allem  in  ^«'/^eiiwiirtijJ^^Mn  ntitz- 
liclieu  und  Im Itreielir'ii  Thun.  Aber  dieses  ist  doch  die  ineht 
zu  i»  •zweifelnde  Wii  kun«^,  da^s  die  Beg-rittsbildiin*r  die  Er- 
keuiUniss  sowi*'  die  Verbindung  zweckniiUsiger  Thäti^keiten 
befördert,  und  das.-  die  geschichtliche  Erkenntniss.  wenn  nichts 
mehr,  doch  wenigstens  vor  der  Einbildung  bewahrt,  die  gegen- 
wärtigen Zustände  seien  ohne  Beispiel,  die  gegenwärtig  vor- 
g^chlagenen  Heilmittel  ohne  Vorbild.  Wie  viel  Beglüekungs-, 
wie  vid  Weltirerbesserungspläne  blieben  ungesagt  und  uner- 
Orterty  wenn  man  jederzeit  den  unwiderleglichen  Nachweis  zur 
Stelle  hUtte,  dass  keiner  derselben  noch  irgend  unversucht  ge- 
blieben ist 

Wenn  es  nun  auch  nicht  möglich  ist,  dem  bezeichneten 
Mangel  in  kurzer  Zeit  abzuhelfen  —  ein  solches  Unternehmen, 
in  gründlicher  Weise  durchgeführt,  würde  eine  Lebensarbeit 
erfordern  — j  so  mocht'      doch  des  Versuchs  verlohnen,  diee 

W\  den  wesentlichsten  Punkten  zu  thun ,   neben  den  that- 
sächlichen  auch   die  begrifflichen   und  gesehicht- 
•  liehen  Grundlagen  aufzusuchen  und  di«»  gefundenen  Resul- 
tate sjrstematisch  zu  verarbeiten.    In  welciier  Weise  dies  mei- 
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nerseits  nun  im  Einzelnen  «jescliehcn  ist,  braucht  hi»T  rni-ht 
nnher  aus^^etVilirt  zu  werden;    ein  Blick    in  das  d^t  Arbeit 
voraTitresc  hickte  .sy.strnwitische  Inhaltsverzeiclnnaji      ))t  iiit'rü})tT 
gonügi  ih1(  11  Aut'schlusö.   Nur  das  in()ehte  noch  her\ urzuheljfii 
.sein,  (l;iss  in  beu  der  Beachtung  der  anir<-d<MiTpfen  theorctiseiiea 
Gesiclit^puiiktf  auch  der  Rücksicht  aui  die  ]»iak tische  Brauch- 
barkeit und  Ikuiutzbarkeit  der  Arbeit  Rechnung  zu  trafen 
war.    Denn  wie  sehr  es  auch  bei  dem  gegeuwilrtigcu  buiiide 
der  Armengesetzgebung  und  der  ihr  geltenden  Refbrmbeetre- 
bungon  wünschenswert  erscheinen  musste,  die  viel&ltig  ver- 
streuten Meinnngen  und  Betrachtungen,  Wünsche  und  Vor- 
schläge, Zahlen  und  Thatsachen  an  einem  Orte  und  mit  Bezug- 
auf  jede  einzehie  Frage  zusammenzufassen,  so  schien  es  gleich- 
woKl  zweckmässiger,  auf  Vollständigkeit  im  Ganzen,  d.  h.  auf 
Behandlung  aller  Fragen  zu  Gunsten  der  VoUstttndigkeit  im 
Einzelnen  ZU  verzichten  und  lieber  einige  Punkte,  über  welche 
eine  Meinungsverschiedenheit  nicht  besteht,  ganz  bei  Seite  zu 
lassen  oder  nur  vorübergehend  zu  erwähnen,  um  die  wich* 
tigeren  —  die  sog.  brennenden    ragen  —  auf  breiterer  Grund- 
lage und  erschöpfend  zu  erörtern. 

Ans  eben  ciiescni  Gnmdf  Iiabe  ich  et»  auch  vorgezogen, 
dJ''  Kcilientolge  der  Erürtt-nuij^tii  nicht  der  L<'^ali>rdnungj  d.h. 
den  »'in/,ehien  Paragraphen  der  gchencit-ri  Annengesetz^^ebnng 
anzuwchliessen,  sondern  möglichst  der  sinngeumösen,  nattirhclien 
Entstehung  (Miier  Fra^^^  aus  der  andei-en  nachzufolgen.  Wie 
ist  es  geworden  ?  Waö  i^t  gewurdtin  ?  Was  soll  anders  werden  ? 
Warum  »oll  es  anders  werden?  Hierauf  wünschte  ich  Aus- 
kunft zu  geben« 

In  diesem  Sinne  ist  die  Arbeit  in  drei  Bücher  eingeteilt 
Der  erste  Abschnitt  des  ersten  Buches  enthält  eine  Uebersickt 
der  Literatur  und  Statistik,  um  zunächst  darüber  zu  orien- 
tiren,  wo  <lie  Quellen  fiir  die  behandelten  Gegenstände  zu 
linden  sind«  Sodann  sind  die  allgemeinen  Voraussetzungen 
der  Annengesetzgehung ,  ihr  Verhältniss  zur  Versicherung, 
sowie  zur  freiwilligen  Armenpflege  untersucht.  Es  folgt  eine 
Uebersicht  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Amicngcsetz- 
gebnng  in  Deutschhinfl.  Den  Beschluss  bildet  eine  kurze  Dar- 
stellung des  gegenwMrtit^en  Stiindes  derselben  unter  l)esondcrer 
Berücksichtigung  der  bezüglichen  Verhandlungen  des  nord- 
deutschen Keiehstiige.-i ,  deren  Inhalt  meist  viel  zu  wenig  be- 
achtet wird.  Ueberhaupt  ist  ein  hiöt<n  is(  her  Zusammenhang 
an  vielen  Stellen  betont  worden.  Es  schien  dici  um  «so  wün- 
schenswerter, als  gegenwärtig  eine  lebhafte  Neigung  wahr- 
nehmbar ist,  die  herrschenden  Zustände  nur  zu  der  jüngsten 
Vergangenheit  in  Beziehung  zu  setzen,  insbesondere  auch  die 
Armeugesetzgebuug  selbst  aus  ihrer  wirtschaftsgeschtchtlichen 
Entwicklung  loszulösen  und  sie  unter  dem  Gesichtspunkt  einer 
willktirlichen  theoretischen  Konstruktion  zu  behandeln. 
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In  dem  zweiten  Buche  wird  der  bestehende  Zustand  zu 
schildern  versucht  und  mitgeteilt,  welche  Hnanzielh'n  und  so- 
zialen Wirkungen  der  geltenden  Gesetzgebung  zugesehrieben 
werden.  Namentlich  ist  die  in  den  Wanderungen  zum  Aus- 
drack  kommende  Bevölkerungsbewegung  in  ihrer  Beeiehung  zur 
WirtBchafta-  und  Armengeset^ebung  Gegenstand  der  Betaach- 
tang. Daneben  nimmt  die  Untersuehung  des  Standes  der 
kommunalen  Finanzen  und  seiner  Rückwirkung  auf  die  Zu- 
stände der  Armenpflege  und  den  Armenaufwand  einen  brei- 
teren Raum  ein.  Auch  auf  den  Rechtsgrund  der  annenrecht- 
lichen Verptlichtung  seitens  der  Orts-  und  der  Land.amienver- 
bände  (dius  wirtschaftliche  Aequivalent),  auf  die  sittlichen  Wir- 
kungen des  Landarmenwesens  wird  nüher  eingegangen. 

Das  dritte  Buch  enthält  die  Darstellung  der  gegenwärti- 
gen Reformbestrebungen  und  zwar  in  der  Reihenfolge ,  dass 
Yorschlftgey  welche  auf  eine  vollständige  Aenderang  der  Gesets- 
gebung  abzielen^  vorangestellt  sind,  und  die  ttbiigen  mehr  oder 
weniger  umfassenden  Einztdvorschläge  folgen.  Dass  diesen 
drei  Gegenständen :  Rückkehr  zur  Heimalgesetzgebung  —  Bil- 
dung bezw.  Beteiligung  grfisscrer  Verbände  als  Träger  der 
Armenlast  —  Zwan^;smassreye!n  ^egen  Arme  und  gegen  Anuen- 
verwaltungen  —  d<  r  vcrliiiltnissmässig  breiteste  Raum  gegönnt 
ist,  wrird  bei  der  j)rakti.sclieu  ^^'ichtigkeit  gerade  dieser  Fragen 
keiner  weiteren  Rechtfertigung  bedürfen.  Aus  dem  entgegen- 
gesetsten  Ghrunde  ist  umg^ehrt  die  Erörterung  der  Vorsdüäge, 
welche  die  Einführung  der  Staatsannen  pHege,  die  VerlAngerung 
boEW.  Verkürzung  der  Fristen  für  Erwerb  und  Verlust  des 
ünterstatzungswohnsitzes  zum  Gegenstande  haben  u.  a.  m.^ 
in  engeren  Grenzen  gehalten  worden. 

Kritischer  Aeusserungon  haln-  ich  mich  nicht  vr>llig  ent- 
halten können,  obwohl  ich  in  erster  Linie  nichts  Anderes  zu 
st'in  wünschte,  als  ein  Bericht<'rstatter,  welcher  die  Gegen- 
stände nach  gewissen  Gesichtspunkten  zusamnienfasst  und  ver- 
bindet Aber  eben  mit  dieser  Tliiitigkeit  ist  die  Notwendig- 
keit der  Beurteilung  natorgemäss  vmnttpft.  Nur  glaube  ich 
ausdrticklich  versichern  zu  sollen,  dass  es  mein  emsthafltes 
Bestreboi  gewesen  ist,  mich  hierbei  von  dem  Einflüsse  iigend- 
welohen  Part^tandpunktes  freizuhalten. 

Die  Sammlung  des  Materials  ist  bis  zum  Mai  1880  fort- 
getiihrt.  Doch  sind  einzelne  wichtige  Arbeiten,  welche  nach 
dieser  Zeit  erschienen,  noch,  soweit  thunlich,  berücksichtigt 
worden.  Ein  dehnitiver  Abschluss  ist  für  diese  Dinge  gerade 
auf  unserem  Gebiete  niemals  zu  finden;  nur  die  mktische 
Nötigung  ein  I2nde  zu  machen,  führt  ihn  herbei.  Uebrigens 
darf  wohl  angenommen  werden,  dass  für  die  nächsten  Jahre 
wesentlich  neue  und  andere  Reformvorschlage,  ab  die  bisher 
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bekannt  gewordenen  niclit  zu  erwarten  stehen,  weil  schon  die 
letzteren  fast  alle  denkbaren  Möglichkeiten  erschöpfen. 

Zum  Schlüsse  habe  ich  einer  grossen  Zahl  von  Laudes- 
behr)rdeii,  Gemeindeverwaltungen,  VereintMi  und  Privatpersonen 
lür  die  bereitwilligste  Uuterötützung  meiner  Arbeit  durch 
Uebersenduug  gedrackten  und  handschriftlichen  Materials  auch 
an  dieser  Siel  Le  meinen  auliichtigen  und  herzlichen  Dank  aus- 
zusprechen. 

Namentlich  aber  ist  es  mir  Bedflrfniss,  dies  dem  Heraus« 
geber  dieser  Forschungen,  Herrn  Professor  Schmoller 
gegentlber  zu  thun,  der  mit  freundlichstem  Anteil  den  Beginn 
und  das  Fortschreiten  der  Arbeit  begleitet  hat 
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i.  Kapitel. 

Literatur  und  Stati9tik  der  öfTentlichen  Armenpflege, 


Vorbemerkung« 

Die  folgende  üebersicht  soll  nach  den  drei  Gebieten:  Wissen- 
schaft, Publizistik.  Statistik  L'eordnct  in  grossen  Zügen  über  <lie 
literarische  Behaiirilung  des  Armenrechts  und  die  Armenstatisuk 
onentiren.  Bezüglicli  der  beiden  ersteren  verweise  ich  noch  auf 
das  der  Üebersicht  angeschlossene  alphabetische  Verzeich niss  der 
gerammten  armeurechllichen  Literatur,  in  welches  auch  diejenigen 
älteren  Arbeiten  aufgenommen  sind,  welche  mehr  als  blos  historische 
Bedeatnog  haben.  Wo  im  Verlaufe  der  Arbeit  ein  Sebriftsteller 
ohne  n&here  Beteiehnung  angefahrt  ist,  bezieht  sich  die  AnfUhmng 
iif  des  genannte  Venetehnin,  welehee  vollständige  Angaben  ent- 
hilt.  In  BeiQg  anf  die  Statistik  sind  die  in  der  Üebersicht  ent- 
hilteneo  Angaben  erschöpfend. 

I.  WlssenBchalt. 

L   Die  Grnudzttge  der  Systematik. 

Die  8ystem:itik  de«  deut^sciien  Arineiirechtü  ist  verhiiltniss- 
m.issi^'  ]\mg.  Die  nitere  Literatur  Imliaiulelt,  vornehmlich  im 
Auisclihiss  an  d'w,  Untersuchiin^^eii  von  Adam  Smitli  und 
Robert  Malthus,  die  Fragen  nach  Notwendigkeit  und  Inhalt 
der  öffentlichen  Armenpflege  im  Zusammenhange  mit  aUen 
Fragen  der  VITirtschi^  und  Handelspolitik  auf  der  einen, 
der  Organieation  und  den  Zwecken  der  Armenpflege  auf  der 
anderen  Seite.  Weit  ausholende  Untersuchungen  über  die 
Natur  des  Arbeitslohnes,  Uber  Wert  von  Freihandel  und  Schutz- 
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zoll,  von  Kicderlasöungsfroihoit  und  Aufentlialtslip^chränkungf 
u.  8.  w.  fllhrPTi  zur  Erkenntniss  der  Ursaciu  i  ! t  Armu^ 
diese  Erkonutniss  zur  Erwägung  geeij^^neter  liuilsniiTtcl ,  in 
deren  Vtiiolg  zwischen  freiwilliger  und  otfentlicher  Anuen- 
utlcge  geschieden  wird.  Aber  der  Hauptnachdruck  liegt  hier- 
bei auf  der  Untersuchung,  ob  die  Natur  und  die  Zwecke  der 
Armenpfleee  ein  Eingreifen  der  öffenüichen  Gewalt  gestatten 
oder  rechtfertigen;  ein  tieferes  Eingehen  auf  die  Fragen,  durch 
wen,  wem  gegenüber  und  in  welcher  Weise  die  öffentliche 
Annenpflege  zu  üben  ist,  falls  ihre  Zulässigkeit  oder  Not- 
weiidifckoit  bejaht  wird,  findet  nicht  statt.  Die  dorn  filteren 
Heiniatrijclit  cnt^precliende  Verptlichtung  der  Iloiniatgenieinde 
zur  Annenfürsorge  gilt  als  schWhthin  identi»cli  mit  der  Ver- 
)»l]iclitung  zur  Öffentlichen  Arnienptiege.  Die  Festst»  lliui;i-  ihrer 
Voraussetzungen  und  näheren  Massgaben  wird  nicht  als 
Gegenstand  der  Amiengesetzgebung,  sondern  der  Gesetzgebung 
Uber  das  GemeindebOrgerrecht  betrachtet  Dies  ändert  sich^ 
seitdem  der  Umschwung  der  wirtschaftlichen  und  Produktions- 
verhältnisse bei  gleichzeitigem  Erstarken  d(  r  Staatsgewalt  zu 
stärkerer  Betonung  des  Staatshürgerrechts  gegenüber  dem 
Genieindebürgerrecht  ftlhrt  und  die  dem  Heimatrecht  eigen- 
tümlichen HpsrlträTikuTiirou  der  wirtsrhaftlichen  Freiheit 
unvereinbar  erscliL'inen  mit  den  dem  btiiatöbürger  als  solchem 
zustehenrlcii  IJcclitf^n.  Die  OegensÄtze  —  von  denen  weiter 
unten  ausialn  li(  ht  r  ym  liandclu  sein  wird  —  des  Staates  a,U 
des  obersten  und  der  Gemeinde  als  des  untersten  verfassungs- 
mässigen Bezirkes  treffen  auf  einander;  d^  Staatsinteresse^ 
welches  auf  Eröffnung  des  ganzen  Staatsgebietes  für  die  wirt^ 
sehaftliche  ThUtigkeit  aller  seiner  Einwohner  gerichtet  ist^ 
tritt  das  Gemeindeinteresse  g^enflber,  welches  dem  Beginn^ 
der  Fortsetzung,  der  Ausdehnung  dieser  wirtschaftlichen 
Thatigkeit  ohne  oder  gegen  den  Willen  der  Oemoindo  widcr- 
stn'ht,  weil  und  soweit  die  Gemeinde  gleichzeiti;^  zur  Annen- 
tUrstu>r<'  verpfliclitct  werden  soll.  Und  nun  nötigt  der  von 
den  Inlialxrn  der  Staatsgewalt  im  wesentlichen  in  Ueber- 
cinstimiuung  mit  der  Theone  anerkannte  Grundsatz,  dass 
eine  Öffentliche  Armenpflege  nicht  entbelirt  werden  könne,  zur 
vielfllltigsten  Erwägung,  wie  ihre  Durchfllhrung  möglich  sei, 
ohne  das  eine  oder  das  andere  Interesse  zu  schwer  zu  ver- 
letzen, wie  es  zum  mindesten  mö^ich  sei,  diese  Interessen 
einigemiassen  auszugleichen.  Es  muss  untersucht  werden, 
ob  die  Gemeinden  oder  wer  sonst  die  Organe  der  öffentlichen 
Ai-iiK'npfle^rr'  hilden  ^'üen,  wer  die  zu  ihrer  U<'bung  nntweu- 
(liL^i  ii  Mittel  aufzuiirin<ien  iiat ,  wem  precfnfOior  die  zu  be- 
zeielinenil''n  Organe  sieh  zu  both[lti;^en  hahcn.  Ks  mus» 
untersucht  werden,  welche  Bczielmng  zwischen  dem  einzelnen 
bedürftigen  Individuum  und  den  Trägern  der  öffentlichen 
Gewalt,  den  Gemeinden,  dem  Staat  und  den  etwa  dazwischen 
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liegenden  mittleren  Verwaltungsbezirken  besteht^  und  wie  weit 
.diese  Beziehung  die  Auferlegung  der  Annenlast  reelitfertigt, 
welch(i  Schutzmittel  den  Gemeinden  als  Trägem  der  Armen- 
last  gegeben  werden  können,  um  eine  solche  Beziehung  nicht 
gänzlich  unabhänm'j^:  von  ihrem  Willen  entstehen  zu  lassen. 
Die  althergebrachte  Verpflichtung  zur  Armenfürsorge  seitens 
der  Heimutgemeiade  als  derjenigen,  welcher  ein  Individuum 
in  der  Gesamratheit  seiner  wirUichaftlichen  und  ]iolitischen  Be- 
ist^ungen  angehörte,  geht  allmählich  in  die  spezitisch  armeu- 
rechtliche  Verpflichtung  ttber.  Die  ESrinnerung  an  die  erstere 
erhält  sich  in  dem  Namen  Heimat,  der  selbst  da,  wo  ledig- 
lich die  armenrecktliche  Verpflichtung  zur  Frage  steht,  zur 
Bezeichnung  dieser  einen  Seite  des  Heimatverhältnisses  zu- 
nächst beibehalten  wird,  um,  bei  allmählicher  Ausscheidung 
aller  übrigen  Beziehungen,  geradezu  der  technische  Ausdruck 
für  die  Angehörigkeit  <;ines  Individuums  zu  einer  Oenieiiide 
in  Bezug  auf  die  öffentliche  Armen{)H<'ge  zu  werden.  Heimat- 
recht,  Heimatgeuieinde  werden  identisch  mit  Armeiirecht  und 
Ameugemeinde.  Durch  die  Untersuchungen,  welche  dies 
wesentlich  modifizirte  Heimatverhfiltniss  zum  Gkg^ostande 
haben,  empfangt  die  Literatur  ttber  das  Armenwesen  einen 
neuen  und  eigentümlichen  Inhalt;  es  sondert  sich  von  ihr 
als  ein  wesentlicher,  aber  in  gewissem  Sinne  selbständiger 
Bestandteil  die  Literatur  über  eben  diese  Fragen  ab  und 
wird  zur  Spezialliteratur  des  Heimat-  oder  des  Armenrechts 
als  des  Iitb<'griü's  aller  auf  die  öffentliche  Armenpflege  bezüg- 
lichen Normen« 


2.  Die  Literator  Uber  das  Armenwesen  im  allgemeinen. 

§  2. 

Eine  umfassende  systematische  Darstellung  aller  auf  das 
Armenwesen  bezüglichen  Momente  ist  in  Deutschland  bisher 

nicht  unternommen  worden.  Die  einzige  in  grösserem  Mass- 
stabe angeh-'j'te  Arbeit  ist  die  von  v.  n«M'an«li),  l)i<^  öffent- 
liche Annen|)fiege ,  in  der  guten  deutseheii  Hearbeitung  von 
F.  J.  Busa,  4  Hilnde,  1843^ — 46.  Dieselbe  steht  auf  dem  oben 
angedeuteten  Standpunkt,  das  Armenwesen  als  ein  Ganzes 
zu  allen  Erscheinungen  des  wirtschaftlichen,  sozialen  und 
politischen  Lebens  in  Beziehung  zu  seteen,  und  begreift  unter 
öffentlicher  Armenpflege  die  Annenpflege  im  weiteren  Sinne; 
ein  Eingehen  auf  die  eigentümlichen  Interesseng^nsätze, 
welche  später  in  den  Vordergrund  der  eigentlichen  armen- 
rechtlichen Literatur  treten,  liegt  ihr  fern.  Dagegen  werden 
alle  nitlieren  inid  ferneren  Veranstaltungen  der  AiTnenptlege, 
Vorbeugung  durch  Leihhiiuser,  Sj)ark.'i.ssen  u.  s.  w..  HiÜfelei- 
ätung  an  ArbeitstUhige  und  Ai'beitsuufähige,  Fürsorge  iUr  Q&- 


Digitized  by  Google 


6 


VI.  4. 


lirecliliche  und  Kranke  u.  &.  w.,  nach  dem  damaligen  Stande 
der  Wissenachaft  in  den  Bereich  der  Betraclituiig  gezogen» 

Das  umfangreiche  Werk  ist  sowohl  wegen  seiner  Tendenz 
auch  heute  noch  in  hohem  Grade  hcadit^^Tiswert ,  als  auch 
wc^M'ii  der  eigPTiliimliclicii ,  im  Grunde  unter  allen  A'erhJtlt- 
nissen  sich  ^Heiclihlcibciuh'n  Natur  der  Armut  und  der  Armen- 
pflege noch  durchaus  makliöch  brauchbar. 

Jim  nächsten  stehen  dem  Gerandoschen  Werke  zwei 
gleichfalls  nicht  deutsche  nnd  gleichfalls  Ende  der  dreissiger 
Jahre  erschienene  Arbeiten,  die  Ton  Duchatel  und  KavilTe. 
von  einem  ungenannten  Bearbeiter  1842  zusammengefasst  und 
in  deutscher  Uebertragung  bearbeitet  Auch  diese  Autoren 
setzen  sich  die  Untersuchung  des  ganzen  Gebiets  zur  Auf- 
gabe und  legen  den  Ilauptnachdrnck  auf  den  OegenKntz  von 
fri'iwilliger  und  öffentlirlior  Ann*'ii|  Hr^'^',  die  letztere  vonir- 
theilend.  Audi  diosc  Arbeiten  sind  wegen  der  grossen 
Sachkenntnisö  ilirer  Verlaüöcr  noch  heute  vollstiindig  brauch- 
bar; das  mit  ausserordentlichem  Fleisb  von  Kaviile  zusammen- 
getragene, zwar  etwas  bunt  und  zuweilen  sogar  tendenziös 
zusammengestellte  Material  darf  als  geradezu  unentbehrlich 
bezeichnet  werden. 

Die  deutschen  Arbeiten  ähnlicher  Art  gehen  nicht  über 
da»  Handbuchmifssige  hinaus.  Hierher  gehören  vor  allem 
die  sehr  gut  geschriebenen  Artikel  von  Stahl  üljer  Armen- 
pflege und  Armenpolizei  und  von  Brat  er,  Oel^cTiiliche  und 
rrivatarmenpflege,  in  Bluntschli  und  Brater,  St.-W.-B.  Xa- 
mentlich  gelit  Slalil  auf  das  ei<ien fliehe  armenrechtlielie  Xer- 
hHltniöS  ein  und  bespricht  im  liberalen  Sinne  das  VcrhiUtniss 
von  öffentlicher,  den  Gemeinden  zu  übertragender  Armen- 
püege  zur  Freizügigkeit  und  Niederlassung.  Spezieller  auf 
dieses  Verhilltniss  und  mit  derselben  Tendenz  geht  Med  icus 
ebenda  s.  v.  Heimat  und  Niederlassung  ein.  Siehe  femer  die 
Artikel  tiber  Freizügigkeit  von  Lette  im  Staatslexikon  von 
Bottrek  und  Welcker;  von  Fleier  in  v,  Holtzendorffs  En- 
cyklopftdie  der  KechtswifsenRchalt. 

Die  weitaus  wichtigste  und  bis  zu  die^^om  Augenblicke 
noch  als  ansiriebigste  Quelle  am  meisten  ])»'nutzte  Arbeit  bildet 
das  Sanmiehverk  ron  Emminghaus,  welches  zunächst  be- 
btininit  war,  den  Verhandlungen  des  Volkswirtschaftlichen 
Kongresses  von  1869  über  das  Armenwesen  thatBächlicbes 
Material  an  die  Hand  zu  geben.  Dasselbe  enthält  aus  der 
Feder  verschiedener  Autoren  Darstellungen  des  Aimenwesens 
der  meisten  europäischen  Staaten,  darunter  aller  grossen  und 
einigei-  kleiner  deutschen  Staaten  und  einifrer  deutschen  Städte 
(Berlin,  Frankfurt  a.  M.,  Elberfeld,  Kiel,  Braun.schweig).  Von 
den  zu  Preus.sen  jrehörenden  Gebieten  sind  Hannover.  Tfet^sen^ 
Katisno,  soMie  dic^  Klbherzogtümer  Gegenstand  abjicsonderter 
Darstellung,    Ftir  Geschichte  und  Dogmatik  des  Anneurechti> 
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sind  diese  Arbeiten  insofern  besonders  wichtig)  als  die  Armen- 

gcHetKgebung  in  jeder  derselben  an  bevorzugter  Stelle  behan- 
delt und  in  Bezug  auf  ihren  Wert  beurteilt  ist.  Docli  ist 
Umfang  und  Wert  der  Arbeiten  ein  sehr  ungleicher.  Neben 
den  Ausflihmngen  über  Baicm ,  Würteniberp:,  Baden  und 
Nassau,  die  von  Makowitza,  Bitzer,  EmminL^liaus  und  St-liolz 
herrühren  und  iiameiith'cli  durch  die  Darlt'j^un«^  des  Eintlusses 
d«'r  wirtsclialtliclicn  Zustünde  auf  das  AnniMiwcsen  vtm  blei- 
bciuh^ni  Werte  sind,  beHuden  sich  andere,  die  notdurftig 
einiges  statistische  Material  nebst  einigen  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zusammenstellen,  ohne  dasselbe  nach  wichtigeren 
Gesichtspunkten  zu  verarbeiten.  Uebrigens  darf  hieraus  kein 
Vorwurf  erhoben  wenlen,  da  das  Werk  in  sehr  kurzer  Zeit 
herzustellen  war.  Für  das  Keiclisai-nienr«  lit  ist  dasselbe,  da 
es  vor  Emanation  des  Gesetzes  über  den  U.-^^^  erschien, 
seibstverstä nd licii  nur  von  mittelliarer  Bedeutung. 

l>ies  letztere  gilt  auch  für  Ivat/inger,  Geschichte  der 
kirehUclieii  AnHeni)tle^e,  die  ahrv  gleichwohl  ftlr  die  Erk«'inU- 
niss  des  liiüturischen  Zusammenhanges  sehr  wichtig  ist,  nament- 
lich da,  wo  es  sich  um  den  Uebergang  von  der  Annenpflege  der 
kirchlichen  zu  der  der  bürgerlichen  Gemeinde  handelt  Doch 
beeinträchtigt  der  Standpunkt  des  Verfassers  fdr  die  Zeit 
nach  der  Reformation  insofern  den  Wert  seiner  Arbeit,  als 
<  )'  unter  kirchlich  immer  nur  katholisch  versteht  und  die  sehr 
b»'deutenden  Leistungen  der  kirchlichen  Gemeindeannenpflege 
in  protestantiselu  Ti  Ländern  ganz  ignorirt.  Im  übrigen  scheint 
niir  der  Vonvurt.  der  gegen  R.  erhoben  wird,  dass  sein  l^uch 
einseitij^"  und  im  katlioHsch-hierarehischen  Interesse  gesehrieben 
sei,  nielit  ^ranz  begründet,  ^^'l^er  sucht  Ratzinger  die  Entartung 
der  kirchliehen  Armenpflege  in  den  Händen  der  Jiohen  Geist- 
lichkeit irgendwie  zu  beschönigen,  noch  will  er  in  seinen  am 
SchluBs  gegebenen  Reformvorschlägen  die  weltliche  Verwaltung 
von  der  Armenpflege  ausschliessen;  vielmehr  soll  dieselbe 
nach  wie  vor  die  Leitung  behalten  und  dtm  Klerus  angenies.soE 
bei  der  U*'l>ung  der  Armenpflege  beteiligen.  Protestantischer- 
seits  wird  die  kirchliche  Annenj)flege  in  dem  gründlichen 
Werke  vnn  Uhlhorn.  T>!<'  christliche  LiebesthHtif^koit,  bo- 
iuindeJt.  Für  das  eigentliche  Arnii  nreeht  ))!etet  dasstdbe  noch 
geringere  Ausbeute,  als  Katzingers  G^'>elu^•ht(^  da  die  Dar- 
stellung rticli  auf  die  Zeit  bis  zum  Beginn  der  Keforuiation 
beschränkt  und  nur  in  einem  Schlusskapit«  l  der  Uebergang 
von  den  damaligen  Zuständen  zu  der  Armenpflege  der  büiger- 
liehen  Gemeinde  angedeutet  wird. 

Als  letzte  hierher  gehörige  Arbeit  ist  die  von  Loening, 
Das  Armenwesen,  in  Schdnbergs  Ilandlmch  der  politischen 
Oekonomie,  zu  nennen.  Derselbe  giebt  in  sehr  guter  Anord- 
nung einen  TJeberbliek  ül«  r  die  Ursachen  der  Annnt,  üb^r 
die  Geschichte  und  den  gegenwärtigen  iStand  der  Armen- 
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geseti^bung,  aber  die  Bog.  brennenden  Fragen  der  Refonn. 
Uber  Organisation  und  Ausübung  der  Armenpflege  .sowohl 
nach  der  prftventiven  wie  der  repressiven  Solte.  Wenngleich 
die  Arbeit,  entsprecliciid  der  Stelle,  an  der  sie  erschienen 
ist,  auf  die  einzelnen  Punkte  nicht  tief  und  erschöpfend  ein- 
geht, so  bietet  sie  doch  ein  ausreichendes  und  zuverläsHijifes 
Bild  des  gesammten  Armen woscns,  wie  es  dem  heutigen  Staml^ 
<b-i-  Wissanschaüt  und  namontlich  auch  der  Yerwaltungspra&iä 
catspricht. 

B.  Die  armenrechtliche  Literatur  im  engeren  Sinne» 

I.  Biö  zu  doli  gegenwäi  Ligen  Returmbostrebungeu. 

§  3. 

a.  Wa.s  dit*  eigentlich  armenrechtliche  Literatur  betritlt,  so 
lässt  sich  nicht  wohl  ein  genauer  Zeitpunkt  angeben,  in  wel- 
chem die  diesbezüglichen  Untersuchungen  begonnen  haben. 
Es  wird  unten  darzulegen  sein^  wie  sich  die  Gesetzgebung 
der  einzelnen  deutschen  Staaten  und  sp&ter  des  Norddeutschen 
Bundes  in  Sachen  der  Wirtschaflto-  und  Armengesetagebung 
verhalten,  in  welchen  Jahren  diesbezügliche  wichtige  und  ent- 
scheidende Gesetzt^  erlassen  worden  sind.  Hier  ist  zu  bo^ 
merken,  dass  die  Literatur  mit  der  Gesetzgebung  gleichen 
Schritt  gehalten  hat,  dieselbe  beurteilend,  Neuerungen  im 
Sinne  voller  wirtschaftlicher  Freiheit,  Aenderungen  im  ent- 
gegengesetzten Sinne  fordernd,  je  nachdem  flie  Gosetzgebtrng 
nieht  weit  genuo"  ochn*  zu  weit  gegangen  /,u  sdiien.  Will 
man  Zahlonan^^^abcn  machen,  so  mair  **s  das  .lalir  1^15  sein, 
in  welelit'ni  dif.  Vereinbarung  der  di'utM  h<  ii  Uuude.saktc  auch 
di'^  Fr(M*heit  der  Niederlassung,  des  (Tinverbelx^triehs  u.  s.  w. 
in  allerdin<;s  sehr  inilssigen  Grenzen  tür  alle  An;^^»' hörigen  des 
Deutschen  Bundes  .sUituirte,  und  das  Jahr  1848,  in  welchfui 
die  grosse  Kundgebung  der  deutschen  Nationalversammlung 
▼on  1848  diese  Freiheiten  als  Grundrechte  des  deutschen  Volkes 
forderte In  dem  Menschenalter,  welches  durch  diese  beiden 
Jahre  als  Endpunkte  bezeichnet  wird,  gelangen  fast  alle  grös- 
seren Staaten  dazu,  nach  vielfachen  Verhandlungen  mit  den 
ständischen  V^retungen,  die  ihnen  angemessen  erscheinenden 
Grundsätze  des  Armenrechts  gesetzlich  zu  formuliren.  Und 
aas  dieser  Epoehe  stammen  auch  die  Arbeiten ,  in  welchen 
das  Armenweseu  in  seiner  engen  Beziehiin;::  zum  Gemeindo- 
leben und  die  Rückwirkung  der  Wirtschafts-  und  der  Armen- 
gesetzgebung auf  das  letzter«'  zum  ersten  M;de  abgesondert 
und  wirklieh  gründlieh  unt^  rsuelit  wonlim  ist.  Ks  sind  dies 
namentlich   die  Schriften  von   Wcrnher,  Beisier  und 

n  Vgl.  unten  §  29. 
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Va  hl  kämpf,  die  auch  noch  gegonwttrtig  von  ffrosBom  Werte 
find.  Ferner  Mo  hl,  der  in  sein^  Lehrbuch  der  Polisei- 
wifMjenschaft  dem  Arimenrecht  seine  Stellung  im  System  des 
OffmtUchen  Rechts  unter  den  im  öffentlichen  Interesse  not- 
wemligcii  Mudsr^eln  gegenüber  wirtschat'th'chen  Notstiinden 
auwoistf  und  Rau,  welcher  in  seinem  Lehrbuch  der  politischen 
Uokonomie  (hw  Anneiiwfson  in  dem  Abschnitt  Bcförflorunj:^ 
tief  VfTtoiluüg  fies  ( f iitererzeugnisses  belmndelt  uii<l  ^jjeziell 
<la^  V'^rhaltnis.s  <lor  politischen  Gromeinde  zur  Armenversor- 
^uri^'  i)»'triichtetV). 

h.  In  der  folgenden  Epoche,  welche  man  durch  die  Jahre  1848 
und  l8o7  begrenzen  kann,  ninunt  die  literarisch«;  Behandlung 
der  Angelegenheit  insot'orn  eine  ctwiis  andere  GesUdt  an,  als 
die  einzelnen  »Staaten  zu  einem  vorläufigen  Abnchluss  ihrer 
Gesetzgebung  gelaugt  sind,  und  nun  die  Forderung  nachdrück- 
licher erhoben  wira,  gai)z  Dentschland  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  zu  behandeln*  Es  sind  hier  in  erster  Linie 
Bitser  und  Flottwell  zu  nennen,  welche  in  verschiedenen 
Schriften  tlber  da«  Heimatwesen  diese  Forderung  vertreten 
und  begriknden.  Neben  ihnen  kommen  die  Abhandlungen  von 
^chAs,  Kries,  Medicus,  Stahl,  Brater  u.  a.  in  ße- 
traclit .  welche  überwiegend  im  Sinne  von  Bitzer  und  Flott- 
well jüich  aussprechen.  Nur  Kries  ist  stärkerer  Beschränkung 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  geneii^t,  entwickelt  aber,  was 
»ehr  bemerkenswert  ist,  gleichzeitig  im  Anschluss  an  die  Ver- 
pHichttni}^-  der  (  ienirinde  zur  Armenpflege  energisch  tlen  (ie- 
danken  de«  \'cr.sicheriinfr»zwanges  am  Arbeitsorte.  Sehiiz 
.Abhandlung  ist  hcnicrkon:*wert  durch  die  gute  Uebersicht  über 
die  Gesetz;;»  ! »uiig  der  einzelnen  SUiaten.  Namentlich  sind 
»eint*  tabellarischen  Zusammenstellungen  (S.  80—86)  über  Um- 
fang und  Inhalt  der  gemeindebUrgerlichen  Gesetzgebung  iu 
Ansehung  der  Besehrftnkungen  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
ftussent  brauchbar. 

tm  allgemeinen  darf  in  Bezug  auf  die  Literatur  diese«» 
Zeitabschnitts  bemerkt  werden,  dass  sie  die  in  Betracht 
kommenden  Fra^^en  gründlicher  und  vorurteilsloser  behan- 
delt, als  es  jemals  in  der  folgenden  Zeit  geschehen  ist.  Die 
Kenntniss  derselben  ist  i^r  jede  eingehendere  Betrachtung  des 
Armf?nrechts  unerlässlich.  Namentlich  gilt  dies  von  der  Schrift 
Bitzer»  „Das  Recht  auf  Annenunterstützung  und  die  Frei- 
zügigkeit", und  der  Flottwells  „.\rmenreeht  und  Annen- 
polizei**.  Heide  Arbeiten  untersuchen  in  ,trnindle<^ender  Weise 
die  Vorau.iseiz andren  des  sog.  Heimatrechts,  wobei  Bitzer  vor- 
zUghcb  die  historische  Seite  dieses  Verhältnisses,  Flottwell 


M  Bei  beiden  (Molil  S.  317,  Kau  S.  360)  findm  -ich  gute  Literatur- 
angHl)*'n  jedoch  mehr  dm  Arinenweaeo  im  aiigeuieiueu  als  speziell 
die  UemiaiveihäUuisse  betreffen. 
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die  flofTTiiatische  betont.  Beide  ^(*l,niip:en  im  weseiitliclien  zn 
denselben  Schbissfolgerungen.  Bitzen*  <*iachtet  die  iniiiier 
kriilti^ere  Beförderung  der  wirtschaftlichen  Freilieit  id^  du: 
natürliche  Konsequenz  der  wirtschaftlichen  unci  politi^ehen  Enl- 
wickelung  und  wtirdi;:t  luunentlich  den  veränderten  Charakter 
des  Gemeinde-  und  8 üia trieben s :  Flottwell  scheidet  streng 
zwischen  der  VerpHichtung  zur  Armeiilursorge  und  dem  au 
und  fUr  sich  hiervon  völlig  unabhängigen  Rechte  der  freien 
Selhatbestiinmung  bei  Aufenthalt  und  Niederlassung.  Für 
die  Systematik  des  Armenrechts  ist  insbesondere  die  dem- 
entsprechende  Klarstellung  des  Verhältnisses  der  vermögens- 
rechtlichen Verpflichtung  sur  Tragung  der  Armeulast  und  der 
im  polizeiliclien  Interesse  zu  fomemden  örtlichen  Fürsorge 
von  bleibendem  ^^'erte. 

Aiit  Bücksicht  darauf,  dass  die  Reichsgesetzgebung  sich 
eng  an  die  preussische  anscbliesst,  sind  hier  auch  noch  die 
sy^teiiiatiselien  Darstellungen  der  letzteren  zu  nennen,  sn 
namentlich  Koch  oll,  System  des  j)renss.  Annenptlr-crcehts, 
Hamm  1864;  Döhl.  Die  Aniirnptie-re  des  prruss.  Staates, 
Berlin  1860;  O  p  p  «•  n  Ii  o  ff .  Die  preuss.  Gesetze  über  die 
RessortverliMltnisse,  Berlin  1^!()8,  u.  a.  Ebenso  gehört  hierher 
die  Systeiuaiik  des  bair.  llcimatiechts  aU  desjenigen,  wel- 
ches noch  ;:,egenwärtig  neben  der  Reichsgesetzgebung  in 
Kraft  ist,  namentlich  die  Kommentare  von  Riedel  (gegen- 
wärtig hair.  Finanzminister),  in  neuer  Aufl.  von  v.  MttUert 
welche  mit  der  Auslegung  der  einzelnen  Artikel  sehr  um- 
fnssende  geschichtliche  und  dogmatische  Darlegungen  ver- 
binden und  für  das  Verständniss  der  Grundlagen  des  Heimat- 
rechts  unentbehrlich  sind.  — 

C.  Die  dritte»  Epoche  umfasst  die  Zeit  von  Grlindungf  des 
Norddeutschen  Bundes  bis  in  die  Mitte  der  siebziger  Jahre. 
Sie  beginnt  mit  Emanation  des  Freizügigkeits  -  Gesetzes  vom 
1.  November  1867,  das  nach  1870  auf  das  ganze  Deutsche 
Reich  erstreckt  wird,  und  des  Gesetzes  tiber  den  Unterst.-W  ohn- 
sitz  vom  6.  Juni  1870,  wt^lches  für  Deutschland  mit  Ausiialuue 
von  Baiern  und  Elsass- Lothingen  gilt.  Eine  systematische 
Darstellung  des  gesanuuten  deutschen  Armenrechts  nach 
dem  Stand  von  1873  (in  welchem  Jahre  der  Auöchluss  von 
Würtemb«'rg  und  Baden  an  da^  Ges,  v.  1870  erfolgte)  giebt 
Roch  oll  in  seinem  System  des  deutsch*  n  Anuenj)riegerechts, 
welches  auch  die  armenrechtlichen  Verhältnisse  in  Baiem 
mit  umfasst.  Ausser  der  Zeichnung  der  GrundzUge  des  durch 
jene  Gesetze  geschaffenen  Zustandes  wird  auch  die  Ausführung 
des  Gesetzes  Uber  den  U.-W.  in  den  einzelnen  Staaten  ausführlich 
dargestellt.  Für  die  Zeit  bis  1873  bietet  die  Arbeit  das  voll- 
ständige dieslK*zt)gliche  Material.  Doch  ist  gerade  die  Organi- 
sation der  Armenverbände  nachträglich  mannigfachen  Ver- 
änderungen unterworfen  worden,  so  dass  die  Arbeit  nach 
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dieser  Richtung  hin  nicht  mehr  gentigt.  Auch  leidet  sie  an 
einor  gewiasen  Breite,  die  sie  ]vj'hv  als  (^uellonwfrk  denn  al» 

iiraktischoH  Handlmch  erscheiiiuii  iässt.  In  dieser  er^toren 
iigeiiJ^ciiatl  i>t  f^io  iiocli  gegenwärtig  von  gro>;ser  Bedtutung. 
Aufs  glik'kiicliäti:  erreicht  den  Zweck  dc6  ktzieren  die  Aus- 
gabe der  bezüglichen  Gesetze  von  Krech.  Obwohl  nur 
eine  ZusammeDstellung  der  einzelnen  rcicha^  und  landesgcsetz- 
liehen  Vorschriften,  darf  sie  doch  beanspruchen,  als  syste- 
matische Daistellini;:  zu  gelten,  weil  sie  nach  sehr  zweck- 
mässig gewählten  Kubriken  —  A.  Umfang  der  Unterstützungs- 
pflicht, B.  Organe  der  öffentlichen  Unterstützung,  C.  Tarife, 
I).  Unterstützung  a.  d.  AuslaTidc  übernommener  u.  s.  w.,  E.  Be- 
hörden und  Vorfahren  in  Streitsachen  der  Armen  verbünde, 
F.  Yerliiillniöö  der  Armcnvcrbande  zu  anderweit  Verpflich- 
teten —  all*'  auf  das  geltende  Armenroeht  bezüglichen  Be- 
stimm ungeu,  wenn  auch  ohn»-  verbindendtii  Tt  xt,  zusamraen- 
fasst  und  eine  vorzügliche  systematische  Uebersicht  ermög- 
licht. Die  Arbeit  von  Seydel  „Das  Reichsarmenrecht'*  Stent 
sich  als  ein  Mittelding  zwischen  systematischer  Darstellung 
und  Kommentar  zu  dem  Reichsgesetze  dar.  Die  Zweifel  sind 
nach  dem  Stande  der  damaligen  Literatur  und  sehr  außftihrlich 
b<'handelt;  da  die  Arbeit  aber  bereits  1877  erschienen  ist  und 
inzwischen  die  Judikatur  des  Bundesamts  für  das  Heimatwesen 
eine  sehr  erhebliche  Vermehrung  erlialten  hat  8o  ist  nie  gegen- 
wiirtij^  nur  nech  von  bedingtem  \\  ert.  Da^^ef:;('n  entsprochen 
dem  gegenwartigen  Stande  der  Kechtöprechung  die  Kemnieutare 
von  Eger  und  Wohlers.  Doch  gilt  von  dem  erstcren  Aehn- 
liches  wie  von  Rocholl;  durch  die  ausführliche  Berücksichti- 
gung der  gesammten  Judikatur  und  Literatur,  deren  Be- 
sprechung den  einzelnen  des  Ges.  ül»er  den  U.-W.  an- 
geschlossen ist,  wird  die  Uebersicht  erschwert.  Im  übrigen 
ist  das  Äusserst  gründliche  und  —  speziell  mit  Bezug  auf 
Prcussen  —  sehr  inhaltreiche  Werk  für  die  Dogmatik  des 
Armenrechts  unontbelirlieh.  Der  von  ^^'nhlers  herrfihrende 
Kommentar  lifsehränkt  t^ivh  auf  Mittlieihn:;:  des  wcsciitlielifU 
Inhalts  der  bunde.<amtlichen  Kntscheiiluiigen ;  neben  dem  Uni- 
stiinde,  dass  sein  Verfasser  an  der  Reichsgeselzgebung  als 
KegierunK^bevollmächtigter  beteiligt  war  und  gegenwärtig 
dem  Bundesamt  f.  d.  H.  als  Mitglied  angehört,  bilden  prügnante 
Ktirze  und  ftusserst  zweckmässige  Stoffeinteilung  den  Haupt- 
vorzug dieser  Arbeit,  welche  ebens«  sehr  die  praktiscli«'  An- 
wendung, wie  die  wissens(  liaftliche  Erkenntni.<s  des  Keiclis- 
gesotzes  erleichtert.  Der  Kemmentar  von  v.  Rönne  bildet 
einen  Teil  der  bekannten  Frir;iii7nT)^'T-n  nm}  EHnntenniL!«  ri 
zum  preuss.  Recht;  er  giebt  n  ullf>läu<lige  ^Sjh  h^^  «  isungen  «1er 
Literatur  und  Judikatur,  die  aber,  dem  Erscheinungsjahr  IbTÜ 
entsprecijend,  mir  bi.s  1878  reielien. 

Von  wissenschaftlichem  Werte  sind  auch  einige  Kommen- 
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tare  zu  dem  Reiclisgusotz  mit  besonderer  Beziehung  auf  einen 
einxeliien  Staat,  ao  namentlich  diejenigen  von  Bäten  er  für 
Wttrtemberg,  von  Wittgenstein  für  Sachsen  u.  a. 

Einige  andere y  Mrie  die  von  Ebert  und  Kleibömer,  sind 
lediglich  dem  praktischen  Bedürfnis«  dienende  Qesetzes- 
ausgaben  mit  Anmerkungen,  die  zwar  keinen  wissenschaft- 
lichen Wort  lwib«^n,  Ihren  praktischen  Zweck  aber  gut  erfüllen. 

Ferner  gehört  liierlicr  die  Studie  von  Bö  Ii  lau  über  das 
mecklenburgische  Armenrecht,  die  in  Ansehung  des  letzteren 
wenig  Ausbeute  bietet,  dagegen  als  Untersuchung  des  Begriffs 
des  lieimatrechts  in  seinem  Verhaltniss  zum  8taats-  und 
Heichsreoht  eine  allgemeinere  Bedeutung  fUr  die  Do^matik 
des  deutschen  Annenrechta  beansprucht  Dasselbe  gilt  von 
der  Untersuchung  von  Jolly  über  die  Verteilung  der  Öffent- 
lichen Armenlast  Endlich  sind  noch  in  diesem  Zusammen- 
hange die  systematischen  Darstellungen  in  den  Lehrbüchern 
des  Verwaltungsrechts,  der  Polizeiwissenschaft  und  der  Volks- 
wirtschaft zu  nenncin.  Von  ersteren  namentlich  die  knap])e, 
a])er  äusserst  konzise,  der  Vorrede  entsprechend  nicht  kritische 
Darstellung  von  Meyer,  während  die  in  dem  neuerdings  er- 
schienenen Stenge  Ischen  Handbuch  seinem  Zwecke  ent- 
sprechend nur  die  dürftigsten  Umrisse  zeichnet  Dagegen  aus- 
führlich mit  besonderer  BerQcksichtigung  der  Organisation  der 
Armenpflege  y.  ROn  ne  im  Preuss.  Staatsrecht  unter  den  Gegen* 
ständen  der  Polizei  Verwaltung:  ebenso  in  anderen  Spezialdarstel- 
hingen  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts  der  eimselnen  Staaten. 

Von  volkswirtschaftlichen  Schriftstellern  ist  vor  allem  Adolf 
Waguf*  r  -/AI  nennen,  der  in  seiner  Grundlegung  zwar  nicht  das 
Arnienrocht,  aber  docli  di»»  ^"zialen.  mit  erstercm  in  engst«'!-  \'er- 
bindung  stehenden  Freih«  it^rechte  (Eheschliessung,  Freizügig- 
keit u.  s.  w.)  unt  Tsui'lii  und  auch  in  Ansehung  des  Armen- 
rechts üu  wichtigtiu  Schlussfolgerungeii  gelaugt.  Von  Seiten 
der  Gkgner  der  Freizügigkeit  unstreitig  die  dogmatisch  wert- 
vollste Untersuchung.  Auch  sind  die  Literaturangaben  S.  447 
nnd  477  in  Bezug  auf  diese  Fretheitsrechte  sehr  gut  und 
zieudich  vollständig,  dagegen  fUr  d^is  Armen  recht  unzureichend. 
Die  Untersuchungen  von  Mario,  Schäffle,  Gamp  u.  a. 
geben  noch  weniger  auf  die  eigentlich  annenrechtlichen  Be- 
griffe o\u  und  sind  überwiegend  sozialpolitischer  Natur.  Ihre 
wesentliche  Bedeutung  lieirt  in  der  nachdrücklichen  Betonung 
umfassender  sozialer  Sell)>tiuilte  durch  Versicherung,  durch 
welche  die  Uebung  der  öüentlichen  Armenptiege  überflüssig  ge- 
macht werden  soll. 

II.    Die  neueste  Literatur  zur  Reform  des 

A  r  m  e  n  r  e  c  h  t  s. 

Die  reichsgesetzliche  Regelung  des  Armenrechts  brachte 
zunächat  eine  Art  Abschluss  der  mannigfaltigen  Bestrebungen 
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der  vorhergehenden  Jahre.  Da  aber  der  Gegensatz  sswisehen 
Gemeinde-  und  Staatsinteresaen  auf  der  einen ,  zwischen 
Staats-  und  Reichsinteressen  auf  der  anderen  Seite  in  der 
Katnr  der  Stellung  liegt,  welche  Gemeinde ^  Staat  und  Reich 
jede«  filr  sich  und  im  Verhältniss  zu  einander  einnehmen,  so 
durfte  von  voriilf"r«^in  orw.Mrt<'t  wcrdnn,  d.nss  die  Reichsg'esotz- 
gebun^  keinen  Friodonssclflnss ,  .s(»i)(l»'rn  nur  einen  VS  allon- 
stillstand  zwischen  den  a\  lilt  rstreitcnilt  u  Interessen  bedeuten 
würde.    DeroeUK?  dauerte  in  der  T}»nt  nur  wenige  Jahre,  weil 


sprach  genommen  worde  und  ein  unerhörter  wirtschaftlicher 
Aufschwung  günstig  auf  die  Armutszustände  zurückwirkte. 
Als  dagegen  der  Ri\ckschlag  eingetreten^  und  angesichts  des 

Niederganges  von  Handel  und  Industrie  das  Angebot  von 
Arbeitskräften  nicht  gleichen  Schritt  mit  der  Nachfrage  hielt, 
als  dementsprecliend  die  allein  auf  Verwertung  ihrer  Arbeits- 
hnxft  angewieseneT'  Kin^isen,  namendich  die  Fabrik-  und  Hand- 
arbeiter, mangels  genügender  Arbeit  das  Proletariat  derjriii»ijen 
iirte  zu  bilden  begannen,  wekhi;  ihnen  bin  dahin  Arbeit  ge- 
währt hatten,  —  da  Hng  man  an,  sich  der  Armen-  und  Wirt- 
schaftsgesetzgebung des  Reichs  als  derjenigen  zu  erinnern,  welche 
das  freie  Ab-  und  Zuströmen  für  das  ganze  Reich  gestattete 
und  den  Gemeinden  die  Verantwortlichkeit  hierfür  in  Gestalt 
der  Armenlast  auferlegte.  Man  begann  von  neuem  Mass  und 
Art  der  öffentlichen  Armenpflege,  die  Voraussetzungen  f^r 
ihre  Anknüpfung  an  die  einzelnen  Träger  der  öffentlichen 
Gewalt  zn  erörtern.  Kine  Reihe  von  Sebriftstelloni  —  es  sind 
dien  nainentiich  Luthardt.  Waentig,  v.  Mar>e!iall,  de 
la  Chevallerie  u.  a.  —  gelangt  dazu,  eine  Uni bih laug  der 
Reichsgosetzgebung  im  Sinne  des  älteren  Heiniatrechts  zu 
fordern;  soweit  dieses  der  Fall  ist,  bietet  die  bezligliche 
Literatur  schlechterdings  keine  neuen  Gesichtspunkte.  Ja  sie 
bleibt  hinter  den  tiefen  ^  gründlichen  Untersuchungen  von 
Scbttz,  Kries,  Flottwell,  Bitzer  und  andern  Schriftstellern 
der  fünfziger  und  sechziger  Jahre  in  Form  und  Inhalt  so  weit 
zurück,  dass  sie  in  keinem  Falle  es  zu  einer  Leistung  von 
bleibendem  Wert  gnbraclit  bat.  Die  bezüglichen  Erzotignisse, 
durchweg  Mittelbildungen  zwi eben  Zeitungsartikel  und  Ab- 
handlunir,  besprechen  meist  einseitig  nnr  (»inige  Gegenstände 
des  Arm*  II \\  .'sens.  nanieiitlieli  auch  di»-  Mittel  der  Selbsthülfe 
und  Vorbeugung,  im  Hinblick  auf  die  herrschenden  Zustände. 
Ihre  Hauptbedeutung  ist  nicht  so  sehr  in  ihrem  materiellen 
Inhalt  als  in  dem  Umstände  zu  suchen,  dass  sie  unzweideutige 
Keimzeieken  von  Missstimmung  und  von  Missstttnden  sind. 
Eine  andere  Richtung  nehmen  diejenigen  Arbeiten,  welche 
von  der  Rückbildung  zu  den  älteren  Verhältnissen  nichts  oder 
wenig  halten  und  das  gänzliche  oder  teilweise  Brechen  mit 
der  hergebrachten  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Armen- 
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pflege  wünschen  und  nBher  begründen.    Auch  hier  sind 
einige  flüchtige,  schnell  hin^^i^worfcne  Darlegungen  zu  ver- 
aeichnen.     Uebi'iwiogcnd   .>ind  aber  tief  ergeh  ende  Arbeiten, 
welche  Art  und  Mass  der  Beteiligung  des  Reichs,  der  Staaten 
bezw.  df?r  grösseren  VtTwaltungsbczirk«'  .ni  'l»'r  ßfTentHcheu 
ArmenpHeg<'  zum  ( Je^^ciistindc  ihrer  Uiucr.suehiuig  machen. 
{Statt  die  lii'kdiistriiktiuu    daa   llftimatverhältnisscs  in  ir*r«'nd 
einer  Form  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  uutcrsuchcn  sie 
zunächst,  ob  die  Gemeinde  nach  Lage  der  geltenden  Gemeinde- 
verfiioeung  überhau^)t  geeignet  ist,  die  Trägerin  eines  solchen 
Verhältnisses  zu  sein,  bezw.  welche  Art  Ton  neu  zu  schaffen- 
der Gemeinwirtschat't  an  ihre  Stelle  zu  setzen  sein  würde, 
welche  der  vorhandenen  Bildungen  ganz  oder  zum  Teil  Atr 
die  öffentliche  Armenpflege  in  Betracht  gezogen  werden  könnte* 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erlangen  diese  zum  grossen 
Teil  durchaus  neuen  Untersuchungen  o\ne  über  die  R "f  o-ni 
der  Arraengesetzgebung  noch  hinausgclieiide  Bedeutung,  indem 
sie   in    unmittelbare  Beziehung   treten    zu    den  wichtigsten 
Fragen  der  staatlichen  Grundverfassung,  zu  den  Fragen  des 
Kommunalwesens  und  der  kommunahMi  Reform. 

Das  Verdienst,  die  Beteiligung  grösserer  Verbände  an  der 
Annenlast  von  grösseren  O^ichtspunkten  aus,  vor  allem  auf 
der  Grundlage  umfassenden,  aus  vielen  Quellen  geschöpfton 
Materials  zuerst  eingehender  Untersuchung  unterzogen  zu  haben, 
gebührt  Adickes,  der  seine  bezüglichen  Ansichten  in  der 
Zeitschrift  für  die  gesammte  StaatswisstMiscliatt  1881  und  spHter 
an  mehreren  anderen  Stollen  noch  publizirtc.  Nächst  ihm  ist 
V.  Reitzen  tei  n  zu  nennen,  der  diese  Fni^i'u  in  Zusammen- 
hang mit  den  Aufgaben  der  kommunalen  Reform  aufs  gründ- 
lichste ebenfalls  an  verschiedenen  Stellen  behandelte.  Ausser 
ihm  vor  allem  noch  0neist  in  der  Schrift  aber:  Die  Kreis- 
Ordnung  und  über  die  deutsche  Finanzreform,  und  Jelly  in 
der  oben  erwähnten  Abhandlung.  Neuerdings  noch  Aschrott 
in  seinem  Werke  über  englisches  Armenwesen.  Hierzu  treten 
die  an  andrer  Stelle  (unten  §  137)  genauer  bezeichneten  Ar- 
boittMi  über  die  Vcifinigiing  von  Armt'nvnrl)änd«  n  zu  gemein- 
schaftlichen Arm<  II |)ricucz wecken.  Auch  sind  hier  diejenigen 
zu  nennen,  welche,  wie  Klvers  und  Germers  ha  u  s  cn  ,  die 
Fragen  bezüglich  Schaffung  von  leistungsffthigen  Verbünden  in 
Verbindung  mit  der  auch  von  iliacn  gewünschten  Kuckkehr 
zur  Heimatgesetzgebung  gründlicher  untersuchen. 

Gleichzeitig  tauchen  Vorschläge  auf,  welche  den  gewohnten 
Boden  des  Armenrechts  gänzlich  verlassen  und  unter  Betonung 
der  Notwendigkeit  vollkommenster  Freizügi^^kcit  die  Loslösung 
der  Armenlast  von  den  Gemeinden  und  Uebertragung  der» 
selben  auf  das  Reich  bezw.  die  Staaten  fordern.  In  diesem 
Sinne  sprechen  sich  namentlich  Wittgenstein  und 
Eochoil  aus. 
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SclbstversUiiuUicli  fehlt  es  nieht  an  «  incr  Z.ilil  von  ver- 
mittelnden Vorschlägen,  deren  Urheber  prinzipiell  an  der 
Rcich^sgesctzgebung  festzuhalten  oder  prinsipieU  zu  dem  }lei- 
matrocht  sarückzukehren  ftlr  richtig  halten^  jedoch  aut^  prak* 
tiäclien  oder  sonstigen  Opportunitätagründen  sich  schon  von 
einzelnen  Acnderungen  tlcr  Gesetzgebung  Erfolg  vorsprechen. 
Audi  älnd  diejenigen  hiur  zu  nennen,  welche  den  witsent- 
iichsten  Naclufruck  auf  die  Orpr.-iiiisation  der  Armenj)dege 
legen  und  «Icp  ( 'n'staltung  des  Arnionrechts  überhaupt  keine 
sonderliche  ßclriituiig  beimessen;  so  namentlich  Seyffardt, 
Lammers,  liöhmert,  DooU,  Kutzinger,  ührle 
u.  a.  ui. 

£ine  Kjritik  und  abersichüicbe  Zusammenfassung  der 
wesentlichsten  ReformwUnsche  findet  man  bei  Ädickes  I  und 
V.  Reitzenstein  I  und  II.  —  Eine  von  Conrad  herrührende 

Zusammenstellung,  Die  neueste  Literatur  über  Armenwoson  in 
Deutschland,  in  seinen  Jahrb.  K.  F.  Bd.  5  8.  32  will  Uber 
das  neueste  Materifil  in  Bezug  auf  die  darin  erörterten  Fragen: 
1.  Wodurch  i>t  dio  Zunahme  dos  Bettel w^sciis  und  d^r  Armcn- 
last  herbeigeführt?  2.  Wie  hat  sich  die  deutsche  Ucset/g<;baiig 
über  den  Unterstützungswohnsitz  bewaiut?  3.  Wie  ist  die 
privat*?  und  öffentliche  Armenpflege  zu  organisiren,  um  bessere 
Resultate  als  bisher  zu  erzielen?  - —  orientiron.  Doch  sind  die 
Angaben  nur  kurz  und  auf  ein  verhältntssmässig  sehr  geringes 
und  sehr  ungleichartiges  Material  gestutzt,  am  ausführlichsten 
noch  aber  die  Verbindung  der  Öffentlichen  mit  der  Privat- 
annenpflcge« 

4.   Die  LiUiatar  des  ausländischeu  Armen weseus. 

Im  Zu8ammenhai:\ge  mit  der  Darstelluiig  der  Refom* 
bostrebungen  ist  die  Angabc  einiger  wichtiger  Yfetke  Uber  aus- 
ländisches Armenwesen  unerlttssnch,  weil  von  jeher  und  auch 
gegenwärtig  die  vielfachen  nachahmenswertem  sowie  andererseits 
auch  warnenden  Ueispiele,  welche  d;is  Ausland  groben  hat,  in 
hervorragendem  Masse  auf  die  Gesotzgt^bung  und  Literatur  des 
deutschen  Armenrechts  T^uHickgewirkt  li.ihen.  Dies  gilt  nament- 
lich von  En;^Maud,  der  Schweiz  uu<l  Fran kreic Ii.  Erstercs 
sowie  die  Mehrzahl  der  schweizerischen  Kantoiu^  lialien  ein  den 
deutschen  Verhältnissen  sehr  nah«^  stehendes  ileimatrecht  in 
mehr  oder  minder  von  diesen  abweichender  Weise  ausgebildet, 
während  in  Frankreich  und  der  Minderzahl  der  schweizerischen 
Kantone  das  System  der  freiwilligen  verbunden  mit  departe- 
mentaler  bezw.  kantonaler  Öffentlicher  Armenpflege  herrscht. 

Nachrichten  über  das  gesammte  ausLindische  Armen wesen 
ünden  sich  in  kurzer,  handbuchmässiger  Form  bei  Stahl, 
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Bitzer,  Loening,  Emminghaus  a.  a.  O. ;  doch  dienen 

dieselben  im  pranzen  mehr  zur  «Jlgemeinen  Orientirung,  als  zur 
spc^ziellen  Belehrung;  die  ausführlich  wen  Angaben  bei  Ge- 
rando  und  Duchatel-Kaville  sind  für  die  neuere  Zeit 
unzureichend. 

a.  Speziell  England  hatte  sich  von  jeher  das  besondere 

Interesse  zugewendet.  Ausser  cinnr  älteren  Arbeit  von 
K  1  <'i  11  r <. (1 1  Ix'sitzr'n  wir  in  dem  1863  an-?  dem  Nac  hlass 
von  Kries  horau.sgegebenon  Werke  en;^li*;rhe  Arinen- 

ptlege"  eine  vortreffh'che  Arbeit,  die  Ijislan;^"  als  lutu]»t»äclilielist<' 
Quelle  |i('di«^iit  hat;  aus  ihr  liat  wesentlich  auch  der  BearVuaier 
des  Abschnittes  über  Grossbritannien  in  Emminghaus'  Sammel- 
werk —  Meier  —  geschöpft.  Von  anderen  Arbeiten  dürften 
nur  noch  die  7on  Gneist.  der  das  englische  Armenwesen  im 
systematischen  Zusammenhange  seines  Verwaltungsrechts  be- 
handelt)  zu  nennen  sein. 

An  einer  neueren  umfassenden  Darstellung,  welche  die 
wicliti;;en,  zum  Teil  umgestiltenden  Aenderungen,  wie  sie 
gerade  die  Gesetzgebung  nach  1865  braclite,  die  praktischen 
Erfahrungen ,  die  mit  der  jüngsten  Roformthätigkeit  gemacht 
worden,  mit  berücksichtigte,  fehlte  bisher  giinzlich.  Diesem 
Mangel  hat  Asch  rot  t  in  seinem  jüngst  erseliit  iunieii  Werke 
„Das  englische  AriiirMiwesen"  abgeholfen.  iJaüü'  lhe  zerfiillt  in 
zwei  Hauptabschnitte,  deren  einer  die  DarsteHuii;^:  «lor  ge- 
schichtlichen Kntwickelung,  deren  anderer  die  gegenwärtig 

f eltenden  Einrichtungen  behandelt;  als  Anhang  sind  einige 
rachrichten  aber  die  Ei^gftnzung  der  Offentliehen  Arraenfttrsoi^e 
durch  die  PrivatwohltliHtigkett  und  eine?  Uebersicht  tiber  die 
Iiage  der  englischen  Aniienstatistik  beigefügt.  Mit  einem 
kurzen  Hinweis  auf  die  deutschen  Einrichtungen  im  Verhält- 
niss  zu  den  englisrh'-n  seldic^st  das  Buch.  Doch  sind  nur 
die  Einn'elitungen  fiii'  iMiLfland  und  Wales  dargestellt,  .s-»  das?* 
wir  bezüglich  Irlands  und  »Sclntttlands  noch  auf  Kries  und 
Meier  angewiesen  bleiben.  —  Einzelne  Mitteilungen  ,  nament- 
lich über  das  englische  Workhouse,  finden  sich  bei  ver- 
schiedenen Schriftstellern,  die  an  anderem  Orte  f^enannt  sind. 

h.  Die  S  e  Ii  w  e  i  z.  Speziell  für  die  Schweiz  sind  die  Nach- 
richten von  Naville  (aus  G(mf)  sehr  umfassende.  V«m 
neueren  Arbeiten  sind  drei  gleich  gute  zu  nennen:  die  von 
B Ihmert  bei  Emminghaus;  die  ron  Kambli,  welcher  na- 
mentlich  das  Verhfiltniss  der  freiwilligen  zur  öffentlichen 


schöpfend  auf  Grund  vollständigen  Materials  für  sämmtliche 
Kantone   erörtert;   drittens   Niederer,   Das  Armenwesen 

der  Schweiz,  eine  im  Auftrage  der  schweizerischen  statisti- 
.sclien  Oesellschaft  und  auf  Kosten  des  I'»nndes  veröftent- 
lichte  Armcustatistik  für  sämmtliche  Kantone  mit  ausführlichen 


Armenpflege,  des  Heimat 
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erlAaterndeii  Bemerkungen.  Für  das  öffentliche  Annen  recht 
von  grossem  Wert  und  in  ihrer  Art  bisher  einzig  ist  die  im 

Eingange  gegebene  Zusammenstelhing  derjenigen  Antworten, 
welche  von  sämmtlichen  Kantonen  auf  17  denselben  l--' ^^t  'llte 
Fragen  eingegangen  siiul.  Diese  Fragen  betreffen  Art  und 
Umlaug  der  Unterstützung,  Autbriugimg  der  Mittel.  Mass- 
i*egeln  gegen  arbeitätliliige  und  arbeitö^cheue  Anne,  namentlich 
aber  das  Bestehen  oder  Nichtbestehen  einer  Vcrptiichtung  zur 
()flfentltchen  Armenpflege,  das  Vorkommen  des  Heimat-  und 
des  Territorialprinzips,  die  in  der  einen  oder  anderen  Rich- 
tung damit  gemachten  Erfabrungen. 

C.  Frankreich.  Hierfür  sind,  zumal  sich  die  wesentlichen 
Grundsätze  der  Annenpflege  in  Frankreich  seit  Anfang  des  Jahr- 
hunderts nicht  geändert  haben,  rlie  ausführlichen  Mitteilungen 
von  Gerando  und  Dueliatel  noch  durchaus  brauchbar, 
ebenso  die  Mitteilungen  bei  Hitzer.  l)<'r  von  M.  Block 
herrührende  Abschnitt  bei  Kinminghaus  oricntirt  nur  2'anz 
obenhin  und  ist  namentlich  für  die  Erkeuutuiss  der  iur  die 
französische  Armengesetzgebung  äusserst  wichtigen  historischen 
Entwickelung  unzureichend.  Dagegen  behandeln  die  umfiing- 
reichen  Studien  7on  v.  Beitzenstein,  zuerst  in  Schmollers 
Jahrbuch  (1881),  später  in  besonderem  Abdruck  erschienen, 
das  fipanzösisehe  Armenwesen  in  erschöpfender  Weise.  Vor 
allem  wird  die  Entwickelung  der  einzelnen  Veranstaltungen 
nach  ihrer  theoretischen  und  praktischen  Seite  aufs  sorgfUl- 
tip^ste  und  mit  genauer  Quellenangabe  bis  zur  Gegenwart 
naeligewiesüu.  Für  das  deutsche  Armenreclit  hat  diese  Arbeit 
einem  seit  dem  Eintritt  Elsass-Lothringens  in  den  Keichsv^er- 
band  besonders  lebhaft  empfundenen  Mangel  abgeholfen. 

In  Ansehung  der  ttbrigen  Staaten  verweise  ich  auf  die 
Arbeit^  in  deren  Verlauf  an  verschiedenen  Stellen  Vorschriften 
der  ausländischen  Armengesetzgebung  angezogen  sind.  So 
namentlich  in  §  167  diejenigen  Belgiens. 

IL  Publizistik. 

§  5. 

Ks  ist  nicht  ganz  leicht,  die  Grenze  zu  bestimmen,  an 
welcher  eine  Aeusserung  auihOrt,  den  Charakter  Wissenschaft- 
lieber  Arbeit  zu  behaupten  und  den  einer  Tagesmeinung  anzu* 
nehmen  beginnt  Die  gegenwärtige  Zeit,  welche  kurzen,  ge- 
legentlichen Aeusserungen  in  Parlamenten,  Kongressen,  Ver- 
einen und  in  der  Tagespresse  so  vielfach  eine  Stiitte  bietet,  hat 
diesen  Dienst  auch  der  I)isku8sion  über  die  öffentliche  Armen- 
pflege erwiesen.  .la  man  gejit  mit  der  Behauptung  nicht  zu  weit, 
dasjv  die  Erörterung  <ler  letzteren  in  dem  vc^riranicenen  Jahrzehnt 
mehr  und  mehr  einen  publizistischen  Ciiarakter  angenommen 
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hat  und,  wie  schon  oben  angedeutet,  selbst  in  Buchform  er- 
scheinende Erörteningen  diesen  Charakter  nicht  verleugnen. 
Wenn  hierdurch  nun  auch  die  nattirlicho  Nrigimg  zu  einseitigem , 
von  Parteiint'TessrTi  sdir  wesentlich  Ixpiiiflnssten  Urtheü'^'n 
iref^irdert  wird,  eine  Neigung,  die  auf  pulitist-liem  und  volks- 
wirtf-chaftlichem  Gebiete  von  jeher  unbesieglieh  gewesen  i&ty 
so  darf  doch  die  Bedeutung  dieser  Aeu^serungen  nicht  unter- 
schätzt werden.  Abgesehen  Ton  wirUicb  emithaften  und 
grflndUehen  Berichten  und  DUkuseionen,  die  hierbei  zn  Tage 
getreten  sind  und  lediglich  in  der  äusseren  Form  den  publi- 
zistischen Charakter  tragen,  bilden  diese  für  sich  allein  nicht 
sehr  wertvollen  Aeusseningen  doch  in  ihrer  Gasammtheit  ein 
unentbehrliches  Material  zur  Beurteilung  der  Zustande  und 
mehr  noch  der  iStiminungy  welche  die  letzteren  erzeugt  haben* 

t  ParlanentariBClie  RUrpersehaflen. 

a.  Reichstag.  Dieser  bildet  die  bedeutendste  und  am 
meisten  wahrnehmbare  Stelle  zur  gelegentlichen  Vorbringung 
von  Klagen  und  Wtlnschen  aus  dem  Gebiete  des  ganzen 

Reichs.  Seit  1880  ist  das  Reichs* Armenrecht  wiederholt  Gegen- 
stand der  Verhandlung  gewesen.   1880  berichtete  die  Petitions- 

Konimission  des  Reichstages  über  mehrere  T*t'titionen,  welche 
die  Herabsetzung  der  AufenthaltsfristcTi  und  der  Altersgrenze 
zum  Erwerbe  des  Unterstiltziingswohiisit/i  s  w(\nschten  —  vgl. 
Druck«.  Nr.  183—;  1881  stellten  die  Ai)georfln»'ten  v.  Vam- 
büler  und  Gen.  Anträge  auf  Wiedereinfiiliruiig  der  Heimat 
und  Aenderung  der  Fristen,  welchen  von  anderer  Seite  (Graf 
Stolbei^  u.  Gen.)  mit  dem  Antrage  auf  Herabeetzung  dieser 
Fristen  erwidert  wurde.  Seit  Erlass  des  Gesetzes  über  den 
UnterMtttzungswohnsitz  fand  damals  zum  ersten  Male  wieder 
eine  gründliche  Erörterung  der  für  das  Armenrecht  mftse- 
gebenden  Gesichtspunkte  statt,  wobei  ein  bemerkenswerter 
Gegensatz  nicht  sowohl  zwischen  den  koiinervativen  und  libe- 
ralen Parteien,  als  zwischen  Süd-  und  Norddeutschiand,  zwischen 
Westen  und  Osten  der  preussisclien  Monarchie  hervortrat. 
Zum  ersten  Male  wurde  dort  auch  das  Bedtlrfniss  einer  gründ- 
lichen Eii4Uete  über  das  Armenwesen  erörtert  und  die  Er- 
hebung einer  solchen  beantragt.  Die  Diskussion  endete  mit 
der  Ueberweisung  aller  Anträge  an  den  Reichskanzler.  ~ 
Vgl.  Drucks,  Kr.  124.  187.  1^.  170.  171.  193;  stenogr.  Ber. 
S.  1291.  —  Anfang  1885  gab  die  Petition  des  Verbands- 
direktors der  stitdtischen  Haus-  und  Grundbesitzerv-ereine  in 
Berlin  auf  Abttndening  des  UntvisTiitzungswolnisitzicesetzPs  ku 
einer  längeren  Disknssion  Anlaas.  Seitens  eines  Regierungs- 
komniissars  ward  die  Erklärung  abgegeben,  dass  in  Anlass 
der  vom  Reichstage  i.Ti  Jahre  1881  gefassten  bezüglichen  Be- 
schlüsse die  verbündeten  Regierungen  mit  der  Bearbeitung 
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dieser  Angelegenheit  beschäftigt,  die  betreffenden  Arbeiten  aber 
noch  niclit  zum  Abschlüsse  gediehen  seien«  Man  miuste  hier- 
nach die  Petition  als  zur  Zeit  zur  Plenarverhandlung  fUr  un- 
jrceipiHt  r'rklriren.  —  1885  8G  wurde  der  Oej]^enstand  zweini.al 
erörtert,  ii^iiinial  bei  GelegenhiM't  der  Bcr  Mthuii;^^!)i  des  Etats 
des  lieichsamts  d.  Innern  bei  Tit.  0:  Statistik  der  ütfciitliclit'ii 
Armenpflege.  Doch  ging  die  Diskussion  nicht  über  eine 
Plänkelei  zwischen  den  Abgeordneten  v.  Ow  und  Dirichlet 
ttber  den  Wert  der  Reichageeetzgebung  hinaus.  —  Vgl.  Stenogr. 
Ber.  S.  362.  —  Dagegen  wurde  aus  Anlass  einer  Petition  des 
Kreises  Mehrungen,  welche  die  Ausdehnung  des  Reichsgesetses 
auf  E3flas8-Lothringen  wünschte,  die  Frage  eingehender  erörtert 
und  namentlieh  der  Gegensatz  von  freiwilliger  und  (öffentlicher 
Armenpfl<'ge.  von  Heimat  und  Unterstützungswohnsitz  von 
verschiedenen  Seiten  betraclit^'t  Auch  hier  endeten  dv'  A'or- 
handhin^en  mit  Uebenveisuiig  (l(>s  Materinls  nn  den  liciuhs- 
kanzler.       Vgl.  Stenugr.  ßcr.  S.  2040  ;  Druck«.  Nr.  223. 

b.  Landtage  der  einzelnen  Staaten.  Auch  in  den 
£inzellandtagen  sind  die  grundlegenden  PVagen  zunächst  bei 
Beratung  der  AusfUhrungsgesetze  zum  Reicb^esets  erörtert 
worden.  Später  sind  dieselben  ebenfalls  Gegenstand  von  Inter- 
pellationen und  Petitiunen  geworden.  In  der  Literatur  werden 
am  häufigsten  die  Verhandlungen  der  sllclisischen  il.  Kammer 
vom  2.  Dezember  1881  und  der  L  würt.  Kammer  vom  1.  Juni 
1888  zitirt.  Do}\  V"rsii(1i  ,  dies  im  einzelnen  zu  verfolgen, 
haben  wir  nicht  unternoniinen. 

V.  Vertretii  n^^<'ii  kommunaler  Selbstverwal- 
t  II  n  s  k  örper.  Hierher  gehören  die  ausserordenth'eh  niannig- 
tachen  Aeusserungen  in  den  ständiöchcn  V^ertretungen :  der 
ProvinziaUandtage ,  der  Städtetage,  der  einzelnen  Gemeinde- 
vertretungen. Eine  Uebersicht  derselben  lllsst  sich  hier  nicht 
wohl  geben.  Eine  grosse  Zahl  ist  im  Verlaufe  der  Arbeit 
angezogen. 

2.  Kongresse  und  Vereine. 

a.  Es  bestehen  sowohl  für  den  B^'zirk  einer  einzcliien  (m> 
nieinde,  wie  f'-rösserer  Verwaltungsbtezirkc  ^^anz  oder  lialb- 
aiiiüiche,  oder  auch  ganz  freiwillige  Vereinigungen  zu  Zwecken 
der  freiwilligen  und  öffentlichen ,  der  präventiven  und  re- 
pressiven Armenpflege.  Es  mag  auf  die  Antibettelvereine, 
auf  die  Vereinigungen  zur  Herstellung  eines  Netzes  von  Natural- 
verpflogungsstationen,  auf  die  sächsischen  Bezirksvereine  u.  s.  w. 
hingewiesen  wenlen.  Von  den  zahllosen  an  die  Oeffentlich- 
keit  gelangenden  Aeusserun^^en  d^-rselben  in  liezug  auf  die 
öffpntlielie  Amvnnjiflejre  winl  ebenfalls  eine  grosse  Zahl  im 
\'t'rlaut>»  der  Arlu  it  init;r<'t<'ilt  werden,  namentlich  in  Ansehung 
der  letztgenannten  ßezirksvereine. 
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Ausserdem  werden  alljährlich  in  Waudervcräammlungen 
und  Kongressen  aller  Art,  welche  Gegenstände  des  öflfent- 
liehen  Lebens  od^r  auch  spozi«  !!  «1<  s  Annonwosons  in  den 
Boreich  ihrer  Betrachtung  ziehiui ,  viellkche  Meinungen  über 
die  öffentliche  ArinenpHege  laut.  In  dieser  Beziehung  sind 
zu  nennen :  der  Zentralvercin  für  deutsche  Arbeiterkolonion 
und  zur  Bekäuiufung  der  Wanderbettelei,  der  Kongress  für 
innere  Mission,  der  Kongress  für  Gefängniaswesen,  ftlr  Ferien- 
kolonien,  für  Sparkassen  u.  s.  w.;  namentlich  auch  die 
gros8<m  Vereinigungen  der  Anhänger  der  verschie(l<Mi<  n  wirt- 
8chafth*chen  Strömungen ,  der  Kongress  deutscher  Volkswirte 
und  der  Verein  für  Sozialpoh'tik,  Abgesehen  von  den  Ver- 
handlunfX''n .  welch»',  wir«  dir  filxT  das  K"mTniinalst(Minrwesen 
und  ahiilii  lic,  in  iiiilt'  lhan'iii  Zusaiinuciiliaii;;»'  mit  diT  iifl't'nt- 
lichen  Arni('n|)tlr;;t?  «tcfhfn.  liabtui  beide.  (Icr  erbUu'e  vor  1870 
auf  dem  XI.  Kongres.s  lö()9  zu  Mainz,  dor  zweite  in  der 
7.  Generalversammlung  1882  zu  Frankfurt  a.  M.  die  Frage 
der  Öffentlichen  Armenpiiego  zum  Gegenstande  eingehender 
Erörterung  gemacht;  in  dem  erstcren  wurde  vornehmlich 
das  Verhältniss  von  freiwilliger  und  öffendtcher  Armenpflege 
untersucht,  wsihrend  in  dem  andern  das  V^crhältniss  von  Armen- 
ptloge  und  Versiclierung  im  Vordergründe  der  Diskussion  stafid. 
Vgl.  die  Referate  und  Verhandlungen,  welche  zu  1  in  dor 
V.-J.-Schr.  f  Volksw.  H.l.  XX  VH  S.  149  tf.,  zu  2  in  B.l.  XXI 
der  »Sehr.  d.  V.  für  Su/ialpulitik  8.  82  ff.  abgedruckt  sind. 

Von  den  anderen  vielikchen  und  an  verschiedenen  Stellen 
der  Arb«;it  mitzuteilenden  Aeusbcrungen  möchte  hier  eine 
Kundgebung  besonders  hervorzuheben  sein,  welche  auf  Wieder- 
einführung des  Heimatrechts  gerichtet  ist  Es  ist  dies  die 
Petition  aer  Versammlung  der  Vertrauensmänner  des  christ- 
lich-konservativen  Vereins  in  Würtemberg  vom  Janu.ir  1885. 
Dieselbe  besitzt  inhaltlich  und  im  Hinblick  auf  die  Stelle,  von 
der  sie  ausgeht,  an  und  für  sich  keine  grössere  Bedeutung 
als  die  Aeus«?ernn;i"  ir^^end  eines  rui deren  ^'e^ein.s,  Soviel 
aber  l>ekaiint.  li.it  .sie  in  l>eutschhiiid  i»ei  meiireren  Hundert 
grössficii  und  kleineren  politischen  Kürperschalten  lebhaften 
Anklan;;  gefunden ;  sie  scheint  hiernach  mehr  als  eine  bios 
einseitige  Aeusserung  und  darf  als  eine  in  grösseren  Dimen- 
sionen verlaufende  Kundgebung  der  süddeutschen  Bevölke- 
rung Überhaupt  botracht<>t  woraen.  Die  Petition  ist  auch  in 
Nord-  und  Mitteldeutschland ,  hier  aber  mit  geringem  Erfolge 
verbreitet  worden.  Der  thüringi.schc  Stftdtctag  vcm  26.  Sept 
1885  hat  sie  mittels  motivirt<T  Tag<\sordnung  abgelehnt 

b.  Speziell :  Dm-  D e u  t  s  e  Ii  e  Verein  fi\r  Ar m e n  - 
pflege  und  \\' «1  Ii  1 1  h  ä  t  i  g  k  e  i  t.  IVotz  ilii-er  Menge  ver- 
mochten die  huötehcnden  Vereinigungen  mauniglailn'r  Art 
das  ßedürfniss  nach  vielseitigem  MeinungsausUiu.^cii  ge- 
rade  über  die   Frag<rn   der   Armenpllege  nicht  zu  bcfrie- 
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(iigeii.  Es  fehlte  an  einer  ZentralHtolIe,  an  welcher  Kla- 
gen und  Wünsche .  Erführunj^en  und  Bosserungs vorschlage 
gerade  in  Bezug  aut  die  Arniciijjilege  zusainmenströmen 
konnten,  um  von  dort  zu  den  einzelnen  Armen  Verwal- 
tungen surUckgeleitet  zu  werden,  um  auf  die  öffentliche 
Meinung  aufklärend,  fbr  den  Gang  der  Gesetzgebung  vor- 
bereitend zu  wirken.  Es  ist  das  äussern i*dentlich  gross«;  Ver- 
dienst des  Senators  Doell,  diesem  Bedürfniss  Ausdruck  ge- 
geben, in  seiner  Schrift  „I^ie  Reform  der  Armenpflege"  die 
AVi(  Iitigkoit  einer  solchen  Zentralstelle  fVir  die  Zusammenfas- 
sung und  den  Austausch  der  die  Arnlell|>f^'L'■•'  It  itcnden  Ideen 
überzeugfud  dargelegt  zu  haben.  8einer  Aiirr^^ung  dankt 
der  I  )f  iitsclii' Verein  für  Ann«  nj>tiege  und  ohlthiUigkeit  die 
Eut.->telmng.  Derselbe  ist  im  Jahre  1880  unter  Mitwirkung 
einer  Anzahl  gemeinnütziger  Männer,  unter  Teilnahme  einer 
Anzahl  von  Annen  Verwaltungen  gegründet  worden  und  hat 
seitdem  im  Herbst  jeden  Jahres  und  zwar  in  Berlin,  Weimar, 
Dresden,  Dannstadt,  Bremen  Versammlungen  abgehalten.  Die- 
selben wurden  durch  gedruckte  Referate  vorbereitet;  ebenso 
werden  die  stenographischen  Berichte  Uber  die  Verhandlungen 
durch  Druck  vervielfültigt. 

Ueber  die  Thätigkeit  des  Vereins  und  den  Inhalt  seiner 
Verhandlungen  lilsst  sich  nicht  wohl  in  kurzen  Wnrtcii  lie- 
richten.  Man  winl  im  Verlaufe  der  Arbeit  keine  nennens- 
werte Frage  berührt  finden,  zu  welcher  nicht  der  Verein  viel- 
faches, oft  das  beste,  oft  auch  das  einzige  Material  an  die 
Hand  gegeben  hätte.  Was  speziell  das  Armenrecht  betriffL 
so  nahm  zunächst  Adickes  Veranlassung,  seine  Ansichten  und 
Vorschläge,  welche  er  a.  a.  O.  veröffentlicht  hatte,  dem  Ver- 
ein zu  unterbreiten.  Es  fand  die  erste  grosse  öffentlic  he  Dis- 
kussion der  wiehtijrsten ,  das  Armenrecht  betrefiViiden  Punkte 
im  Schosse  einer  \'ers;nnnihing  statt,  McKlie  v<m  vornliorein 
durch  ihre  Znsaniinenset/.nn^^  die  (larantie  allseitiger  und  er- 
schöüft;nder  Behanillimg  bt»t.  Jni  nächsten  Jahre  —  1882  — 
staim  die  Frage  des  Unterstützungs Wohnsitzes  von  neuem 
auf  der  Tagesordnung  des  Vereins,  eingeleitet  durch  die  Re- 
ferate von  Elvers  und  Germershausen.  Und  als  wenn  es  nur 
des  Anstosses  bedurft  hätte,  um  an  der  Stelle  rein  theoretischer 
Konstruktionen  die  praktischen  Forderungen  des  Lebens  zu 
erwägen ,  trat  nun  im  Anschluss  an  diese  Fragen  zunächst 
das  Restreben  in  den  Vonlergrund,  in  das  Wesen  der  Armen- 
zustände  einzinlrinu'<  n  und  Aufschluss  über  <lie  thatsilchlichen 
Vf  rliJiltnisse  zu  «'i  langen.  So  wurde  der  Versuch  einer  Armen- 
st^iti.-iik  gemacht,  welche  später  der  Erhebung  des  Reichs  zum 
Vorbild  diente  (vgl.  hierüber  unter  Statistik).  Vor  allem 
wurde  nun  auch  neben  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der 
Organe  der  Armennflege  ihrer  persönlichen  (verwaltungstech- 
nischen) Leistungsfähigkeit  die  Aufoierksamkeit  zugewendet 
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In  dinsem  Sinne  wurde  die  ländliche  Arnieupfloge,  die  Fra^e 
der  BezirksarnHuiiiuu.ser  Gegenstand  besonaers  eingehender 
Verhandlungen.  Und  ebenso  wie  der  Persönlichkeit  des 
Gebenden  wandte  der  Verein  derjenigen  des  Nebmenden  ein 
besonders  reges  Interesse  eu.  Die  Möglichkeit,  pflichtver- 
gessene,  ihre  Angehörigen  der  Armenpflege  libi^rlassende  Per- 
sonen zur  Fürsorge  für  diese  zu  zwingen,  die  Bekämpfung 
deö  Bettel-  und  Vagabundenwesens,  das  Einschreiten  gegen 
die  Verwahrlosung  ju{4:''fi'l^M'li<'r  Personen  und  .'ihnliches  wurde 
wiederholt  zum  Cii'gen.^laiule  der  Ki-Örterung  troTUMcht. 

Der  EiiiHtiss,  wfüchüu  dcrVf'ri'in  auf  das  Anncnw»\s(;ii  <^cübt 
hat,  lUsst  sich  nicht  so  genau  vert'ulgeii.  um  behaupten  zu  können, 
dass  alle  diese  l'unkte  ohne  seine  Anregung  niclit  zur  Sprache 
gekommen  wären.  Aber  soviel  lässt  sich  nachweisen,  dass 
ebenso  wie  in  der  Zeit  von  1875  bis  1880  die  Wttnsche  nach  Aen- 
dening  der  Gesetzgebung  im  wesentlichen  von  dem  Gedanken 
an  die  Rückkehr  zur  Ueima^esetzgebung  beherrscht  sind,  die 
PpTiude  von  1880  bis  zur  Öegenwart  vorzugsweise  von  Be- 
strebungen in  Ansehung?  jener  Punkte  erfüllt  ist,  welche  der 
Deutsche  Verein  in  den  Bereich  seiner  VerhandlunirfTi  gczof^ea 
hat  In  seinen  Berichten  und  Verhandlungen  spiegelt  sieh  am 
getreuosten  der  Ganfi^,  welclien  die  Bestrebungen  tür  Keturni 
dor  Annengesctz^^cbung  genunnnen  haben.  Das  dort  auf- 
gehäufte Material  ist  schlechterdings  unentbehrlich  für  jede 
Untersuchung  der  Fragen  des  Annenwesens.  Dasselbe  speziell 
nachzuweisen,  wäre  zu  umständlich.  An  den  einzelnen  Stellen 
der  Arbeit  sind  die  entsprechenden  Anführungen  gemacht  — 
lieber  die  Grundgedanken  und  die  Entstehung  findet  man 
Nuheres  vornehndich  in  der  angeführten  Schrift  von  Doell, 
in  (b  r  von  Lamraers  herausgegebenen  Wochenschrift  Nord- 
west 1879  S.  '>0.  in  den  Nr.  550.  553.  558.  560  der  Nordd, 
Allg.  Z.  Jah^^^  18H0  und  in  den  stenogr.  Berichton  des  Ver- 
eins 1880  8.  08  ff. 

3.  Die  Presse. 

Man  wird  unter  Aeusserungen  der  Presse  im  weiteren 
Sinne  alle  diejenigen  Druckerzeugnisse  zu  verstcdien  haben, 
die  nicht  unter  das  anderweit  charakterisirte  wissenschaftliche 
und  i)ublizisti.sche  Material  fallen.  Ihre  Eigentiinilichk»Mt  ist 
es,  der  eigentli<'lH*H  Ta*r'"^ni<'inung  Ausdruck  zu  geben,  wobei 
es  keinen  wesentlichen  Unierschied  maciit,  ob  dies  in  Form 
einer  Broschllre  oder  eines  Leitartikels  in  Wochen-  und 
Tageszeitungen  geschieht,  obwohl  dies  letztere  selbstverstünd- 
lich  bei  weitem  überwiegt  Die  einzelnen  Aeusserungen  sind, 
wie  schon  bemerkt,  sich  ohne  sonderlichen  Wert  Aber 
besser  als  an  iigend  einer  andern  Stelle  kommt  in  der  Ge- 
sammtheit  derselben  die  politische  und  wirtschaftliche  Grund- 
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anscbauuiig  der  Parteien  auch  in  Bezug  auf  das  .Vrineuweseu 
zum  Ausdruck.  Aehnlich  wie  Freihandel  und  Schutzzoll, 
Oewerbefireiheit  und  Iimungswesen,  drücken  auch  die  indi- 
viduelle wirtschafklicke  Freiheit  hesw,  die  BeBchrttnkungen 
derselben  Gegensätze  der  liberalen  und  der  konservativen 
Parteien  aus;  und  wie  in  eigentttmÜcher  Verkennung  des 
Ursprunges  der  Reichsgosetzgebung  (aus  der  preuasischen  Ge- 
Äetzgcbinig  von  1842)  das  Gesetz  von  1870  als  Erzeugnisn  des 
JLiberalismus  prachtet  wird,  so  werden  auch  die  Worte  „Unter- 
StUtzmigöwuhnsitz"  und  „Heimat"  zu  Schlagworten  der  libera- 
len bezw.  der  k(niservativen  Parteien  ,  unter  denen  sich  die 
bezeichneten  Gegemiätze  verbergen.  Dies  im  Einzelnen  zu 
verfolgen,  ist  wohl  nicht  nOtig  und  sehr  schwer  mOglich.  Doch 
möchte  ich,  um  einige  positive  Beispiele  2u  geben,  auf  die 
Artikel  der  bekannteren  Blätter  hinweisen ,  welche  sur  Zeit, 
ab  die  Vambtil ersehen  Anträge  verhandelt  wurden,  oder 
kurz  vorher  erschienen.  Man  vergl.  Voss.  Ztg.  vom  18.  Mära 
1881  Nr.  129:  Die  Reaktion  und  (las  Oosetz  betr.  den  Unter- 
öttitzungswohnsitz.  —  Berliner  Tageblatt  vom  14.  April  1881 
Kr.  177:  Annenlast  und  Freizügigkeit,  —  dagegen  Nordd. 
Allg.  Ztg.  vom  3.  Febr.  1881  Nr.  56  und  Germania  vom 
S.  April  1881  >»r.  50:  Unterstiitzungswohnsitz  oder  Heimat? 
Doch  hält  sich  die  letztere  etwas  reservirt  und  hebt  nammt- 
lieh  auch  die  Bedenken  hervor,  die  mit  dem  ihr  an  und  für 
sich  sympathischen  Heimatprinzip  verbunden  sein  können. 

Auf  die  Broschürenlitoratur  glaube  ich  ebenfalls  nicht  ge- 
nauer eingehen  zu  sollen.  Was  hiervon  in  den  letzten  zehn 
Jahren  erschienen  ist,  ist  in  das  unten  folgende  Verzeichniss 
au%enüninien  und  an  seinem  Orte  angezo^<'n  worden. 

Besonders  liorvorzuheben  ist  hier  aber  noch  die  Deutsche 
O em  e i  n  d  e  -  Ze  i  t  u n g ,  welche  seit  mehr  als  25  Jahren  er- 
scheint und  bei  dem  engen  Zusainmenliang  des  Armeuwesens 
mit  der  Gemeindeverwaltung  am  häutigsten  Gelegenheit  hatte, 
auf  Fragen  des  Armenrechts  einzugehen.  Sie  selbst  nimmt 
einen  mittleren  Standpunkt  ein,  der  als  sozialistischer  bezeich- 
net werden  kann ;  sie  ist  heftige  Gegnerin  des  Untersttttzungs- 
Wohnsitzes,  nicht  aber  der  Freizügigkeit;  sie  wünscht  die 
Einfiilinmg  der  Heimat,  aber  nicht  in  dem  alten  Sinne,  son- 
dern als  den  örtlichen  Mittelpunkt  eines  allseitig  auszubildenden 
Hülfskassen Wesens.  Diesen  Standpunkt  verteidigt  sie  mit 
nicht  zu  leugnender  Konsequenz;  doch  schadet  sie  ihren  in 
vielen  Punkten  zutreffenden  Austiili rangen  durch  eine  oft 
ebenso  takt-  wie  gesehumcklose  Ausdrucksweise.  Dagegen 
hat  sie  sich  ein  unleugbar  sehr  grosses  Verdienst  dadurch  er- 
worben, dass  sie  in  durchaus  objektiver  Weise  auch  wider- 
streitenden Meinungen  sehr  häufig  Aufnahme  in  ihren  Spalten 
gewährt  und  aufs  soigfilltigste  alle  auf  das  Armenrecht  be- 
züglichen literarischen  und  publizistischen  Aeusserungen  ver- 
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folgt  lind  vielfach  statistische  Angaben,  namentlich  aus  den 
Verwaltungsberichten  der  Gemeinden,  Kreise  und  Provinzen, 
mitgeteilt  iiAt.  Auf  diese  Weise  bietet  sie  ein  Material  in 
Bezug  auf  die  Reformbestrebungen,  wie  es  nirgends  anders 
in  dieser  Mannigfaltigkeit  und  Vollstündigkeit  zu  finden  ist 

—  Die  näheren  Angaben  sind  ebenfalls  am  betreffenden  Orte 
gemacht. 

An  einem  b<'S(tn(lfr<m  Htorarischon  Oro;an  flir  das  Amion- 
wenon  fehlt  es  noch  zur  Zeit.  Ein  Zentralorgan,  welches  Ko(  Imll 
T  Ein).  S.  V  in  Aussicht  gestellt  hatte,  ist  nicht  erschie  nen. 

—  Ein  Anzeiger  für  Doutsolie  A  rm  en  Itehörd  en, 
herausgegeben  seit  Anfang  18ö5  von  ^uidirat  Ludwig- Wolf 
in  Leipzig,  verfolgt  in  erster  Linie  die  Aufgabe,  den  Annen- 
verbänden dturcli  laufende  Personalverzeichnisse  die  Ermitte- 
lung bedürftiger  Personen  zu  erleichtem.  Im  Anhange  sind 
kleinere  Notizen,  Mitteilungen  von  bundesamtlichen  Entschei- 
dungen u.  s   V  enthalten. 

Das  Zentralblatt  des  Deut  sehen  Reichs  teilt 
forthiufend  Entscheid,  d.  Ii.  f.  d.  H.  mit;  v^^l.  Generalreg.  zu 
den  Jahrg.  1873—82  S.  78  ff.  In  Jahrg.  1883  befinden  sich 
vornelimlich  Entscheid,  betr.  die  armenr<^chtliche  Fainiiien- 
gemeinschaft.  In  den  Jahrgängen  1883  u.  1884  sind  keine 
Entscheidungen  mitgeteilt. 

In  Würtemberg  dienen  die  Blätter  für  öffentliches  Annen- 
wesen als  Organ  der  Zentralleitung  (vgl*  unten  §  220). 

Von  andern  periodisch  erscheinenden  Blättern  sind  na- 
mentlich der  von  Lammers  herausg^ebene  „Nordwest"  und 
das  von  Böhmert  in  Dresden  herausgegebene  „Volkswohl** 
als  solche  zu  bezeichnen .  welche  vi<dfache  Mitteilungen  über 
Annenwesen  und  Arnicnrecht  bringen. 

Die  Schaflun^'  »  ines»  eigenth'chen  Zentralorgans  i\\r  die 
öflentliche  Anueiiptiege  darf  als  ein  Bedürfniss  bezeichnet 
werden. 
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AlpliabetisGlies  Verzeiohnlss  der  armenreoht- 

liohen  Literatur. 

AdiekSS.  I.  Die  Vertheilimg  der  Anneiiliisten  in  Deutschland  u. 
ihre  Refonn,  in  „Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft" 

37.  Jahrgang  2.  und  4.  Heft  S.  235  und  727  ff. 

—  II.  Inwieweit  kann  der  Staat  den  Gemeinden  die  Armen- 
lasten erleichtem?  Bericht  für  den  Deutschen  Verein  1881 
Drucks.  S.  237  ff.    (Ausgabe  in  Buchformat.) 

^   ITT.    Die  Armenlasten  in  der  Provinz  Hannover,  in  „Nord- 
west"  Jahrgang  1880  Nr.  16  — 1*>. 
Armensteuer,   l>n\     Von    einem    preussischen  Fachmanne.  In 
Conrads  JaUrb.  f.  >'at.  u.  Stat.  1881  N.  F.  Bd.  2  Heft  6 
S.  567  ff. 

Arnoidt,  i  riedrich.  Die  Freizügigkeit  und  der  Unterstützungs- 
Wohnsitz.    Berlin  1872. 

Asehrot^  F.  F.  Das  englische  Annenwesen  in  seiner  historischeD 
Entwicklang  nnd  in  seiner  heutigen  Gestalt.  Bd.  Y  Heft  4 
der  Staats^  nnd  sodalwissensch.  Forschungen,  heransg.  tob 
SchmoUer.   Leipsig  1886. 

Bätzner,  W.  Handbuch  der  neuen  Gesetzgebung  Uber  die  öffent* 
liehe  Armenpflege  nach  deutschem  und  wflrttembergischem 
Recht    Stuttgart  1873. 

Belstor,  Hermann.  Betrachtungen  über  Gemeindeverfassung  und 
Gewerbwesen  mit  besonderer  Bezugnahme  auf  Bayern.  Augs- 
burg 1831. 

Berthold.        Armen] n^t  untl  Freizügigkeit  mit  besonderer  Bezug' 

nähme  auf  die  Armenj>riege  der  Stadt  Berlin.  1881. 
Beutner  und  Herrfurth.    Reichsgesetz  über  den  Unterst-Wohnsitz. 

Aus  den  ^esammtea  amtlichen  Materialien  ausführlich  er- 

iauterl.    iierliii  1872. 
Bitzer,  Friedrich.    I.    Das  Recht  auf  Armenuntersttttzung  und  die 

Fkdzflgigkeit.   Stuttgart  und  Oehringen  1863. 

—  n.  Die  Be^ks-Annenarbeitshftuser  im  Königreich  Sachsen. 
Stuttgart  und  Oehringen  1864. 

III.  Annenwesen  und  Armengesetzgebung  im  Königreich 
Württemberg,  in  A.  Emroighans,  Das  Armenwesen  u.  s.  w. 

S.  358  ff. 

Boohlau.  Die  Wandelung  des  Heimatrechts  in  Mecklenburj?- 
Schwerin,  in  den  Jahrb.  für  Nat.  und  StaU  1872  Bd.  19 
S.  321. 
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fidhinort,  V.   Armenwesen  und  Änuenge«ptzgeiiun^'  in  der  Schweiz, 

in  A.  Emminghaus,  Das  Armenwesen  a.  s.  w.    S.  456. 

firatdr.  Oeffentliche  uiul  PrivatarmenpÜege ,  in  BlimUclili  and 
Brater,  Staat .worterb.  I  S.  399. 

firuch,  Emst.  Armenwesen  and  Armengesetzgebung  im  Königreich 
PreubMjn  nach  seinem  Bestände  vor  1866,  in  A.  Emminghaos, 
Das  Armenwesen  u.  s.  w.    S.  25. 

de  la  Chevallerie,  A.    Armengesetzgebang   und  Armenpflege. 

Jjuabeldurl  1S84. 

Cohn,  G.  Arbeit  und  Armut,  in  Schmollers  Jahrb.  f.  Gesetz- 
gebung, Verwaltung  und  \  ulkswu  tbsclialL  1881  Heft  4  S.  1. 

Conrad.  Die  neueste  Literatur  über  Armenwesen  in  Deutschland, 
in  Conr.  Jahrb.  f.  Nat.  und  bUt.    N.  F.  Bd.  5  S.  32. 

Ooutschor'Voroin.  Vgl.  die  Mittelliingen  auf  S.  20  ff.  Die 
einzeliien  Referate  sind  teils  mit  dem  Nemea  ihrer  Yer* 
fiiaer  in  diesem  Yeizeichnifle  anfgefohrt  oder  im  Yerlanfe 
der  Arbeit  nebst  den  anf  sie  besftglichen  Verhandlnngen 
näher  bezeichnet. 

DllChatei  und  Naviile.  Das  Armenwesen  nach  allen  seinen  Rich- 
tungen als  Staatsanstalt  und  Privatwerk.  Im  Auszuge  (nnch 
der  Preisschrift  von  Duchatel ,  Considöration  d'Econoraie 
politique  sur  la  bienfaisance ,  1888,  und  Naviile,  De  la 
charite  legale,  de  ses  eöets  et  ses  causes,  1836)  bearbeitet 
von  einem  deutschen  Staatsbeamten.   Weimar  1842. 

Doell,  A.  Die  Reform  der  Armenpflege.  Bremen  1880. 

Ebors,  Johann  Jacob  Heinrich,  Das  Armenwesen  der  Stadt  Bresian. 
Breslau  1828. 

Ebort,  L.  Die  Armengesetzgebang,  die  Freiztlgigkeit,  sowie  die 
l-j'werbnng  und  der  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörig- 
keit im  Deutsrhen  Reiche.    Breslau  1875. 

£ger.  I.  DasR,-(T.  über  den  Unterst.- Wohnsitz ,  erläutert  u.  s.  w. 
Nebst  einem  Anhange  aller  wichtigeren  bezüglichen  Gesetze, 
Verordnungen  und  Reskripte.    2.  Aufl.    Breslau  1884. 

—  II.    Beiträge  zur  Erläuterung  des  deutschen  Armenpflege- 
rechts,  in  Grochots  Beitrii«en  Bd.  18  8.  719  ff. 

EhriOy  Frans  S.  J.  Beitiftge  aar  Geschichte  nnd  Reform  der 
Armenpflege.  (Ergftnziingshefte  se  den  „Stimmen  aas  Maria* 
Laach"  Nr.  17.)   Freibug  im  Brsisgau  1881. 

Elvors,  I.  Das  Untersttttxnngswesen  und  das  Landarmenwesen 
mit  Rücksicht  auf  die  vagabondirende  Bettelei.  In  den 
Drucks,  des  Deutschen  Vereins  für  Armeuptiege  und  Wohl* 
thätigkeit  1882  S.  8.s  tl".    (Ausgabe  in  Buchformat,) 

—  II.   Die  Beseitigung  der  Laudarmenthums,  in  Deutsch.  Gem.- 
Z.  1882  S.  209. 

Emminghaus,  A.  I.  Das  Armenwesen  nnd  die  Armengesetzgebang 
in  eorop.  Staaten.  Hsransgegeben  von  £.  Berlin  1870. 
(Sammelwerk.) 
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EMininghaus,  A.  Ii.  Armenwesen  tincl  Armengesetzgebong  im 
Grossherzogthum  Baden,  m  Emminghaos,  Du  Armenwesen 

u.  s.  w.  S.  -180. 

Fl68Ch,  Karl.  Die  Ursachen  der  Armut  und  die  Kraukenversiche- 
luiig,  iD  jySoziale  Zeitfragen"  14.  Heft   Minden  in  Westf. 

Is86. 

von  Flottwdii,  Tb.  I.  Armeuiecbt  and  Armenpolizei.  Leipzig 
1866. 

—  II.  Die  Grundsätze  des  ersten  Öenatb  dea  Königl.  Ober- 
tritmnalB  ttber  fMiügigkeit  imd  dffentliehe  Armenpflege. 
Berlin  1861. 

—  IIL  Was  bedeatat  das  deutsche  Heimathwesen?  Potsdam 

1867. 

—  IV.    Gesetzentwurf  zur  Ergänzung  des  Bondesgesetzes  ttber 

die  Freizügi^ikeit.    Berlin  1870. 

—  V.  Die  Freiziiirifjkeitsgesetzgebuüg,  ihre  wahren  Väter  und 
ihre  wahren  Feinde,  in  den  Preoss.  Jahrb.  1877  Jahrgang  40 
S.  602. 

—  VI.  Das  Bundesgesetz  über  den  Unterst.- Wohnsitz ,  seine 
Väter  und  seine  Feinde,  in  den  Preuss.  Jalirb.  1879 
Jahrgang  48  S.  588. 

Friedrich.  Gesetz  ober  den  UnterBt.-Wohnsitz  vom  6.  Juni  1870 
nebst  den  beaflgl.  Vorlagen  des  Bnndesraths  and  den  Ver^ 
handlongen  des  Beicbstages.   Dresden  1870. 

V.  Geraiulo.  Die  öffentliche  Armenpflege,  3  Bde.  Im  Ansang 
flbersetst  nnd  mit  Anm.  begleitet  von  Dr.  F.  J.  Bnss.  Statt- 
gart 1844. 

Germersliaussil,  A.    Vorschlftge  mr  Beform  der  Armengesetc* 

gebang.  Tübingen  18!^  2.  Dasselbe  als  Referat  f&r  den 
Deutschen  Verein  1882  Drucks.  8.  159  ff.    (Aasgabe  in 

Buchformat.) 

GmiRbrecht,  A.  Armcnwpsen  und  Armengesetzgebung  im  voraial. 
Königreich  Uaunover,  in  Emminghaos,  Das  Armenwesen  u.  s.  w 
S.  98. 

Guth,  Heinrich.  Die  Armenpflege,  deren  Geschichte  und  Reform- 
bedfirfioiss,  in  „Zettfragen  des  christlichen  Volkslebens** 
Bd.  X  Heft  4.   Heilbronn  1885. 

HaillMUier,  6.  Znr  Frage  des  sächsischen  Aimenwesens  und  der 

Selbstverwaltung  ländlicher  Gemeinden.    Meissen  1868. 
Huber,  V.  A.    Zur  Reform  des  Armenwesens.   Schaffhaasen  1867. 
Jagielski,  J.    Die  Ueberhandnahme  der  Bettelei  nnd  ihre  Be- 

kfimpfuug.    3.  Auflage.    Leipzia  1885. 
joliy,  L.    Die  Vertheilung  der  üffeuilicben  Armenlast,  in  „Zeitfichr. 

f.  d.  ges.  Staatswissenschaft"  1884  Bd.  40  S.  1. 
Kambli,  C.  W.    Das  \  eihaliniöa  von  bürgerlicher  und  territorialer 

Armenpflege.    Zttrich  1874. 
Kleibömer,  G.   Die  Annengesetzgebung  in  ihrer  nenesten  Gestalt 
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sowie  die  Bestimmungen  über  Erwerb  und  Verlust  der  Reichs- 
und Staatsangehörigkeit  und  über  Freizügigkeit.  Berlin  1879. 

Kollmann,  P.  Statist.  Nachrichten  über  das  Grobsh.  Oldenburg. 
Heft  18 :  Bas  Armenwesen  mit  Einschlass  der  besonderen 
W(^tlifttagkeit88ii8talten.   Oldenburg  1881. 

Kortkampf.  Heimata*  md  StaatsbOrgerrecht.  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen über  H.  und  St.  —  Im  Verlage  von  Kortkampf, 
neiiin  1874. 

Kroch,  Dr.  J  Die  Keichsgesetze  über  den  Unterst. -Wohnsitz, 
die  r  rei/'ügigkeit,  den  Krwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsaugehörigkeit .  nebst  den  auf  ersteres  Gesetz  be^fiL'- 
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§6. 

Die  Klagen  Uber  dea  Mangel  an  genügendem  statistischen 
Material  kehren  fast  bei  allen  Erörterungen  Uber  die  Reform 
der  Annengesetzgebung  wieder.  Dieselben  sind  insoweit  be- 
rechtigt, MS  in  der  That  gewissen  Punkten  der  Reform 
schlechterdings  nicht  ohne  thatsächlic  hes  Material  näher  ge- 
treten werden  kann.  Zum  andern  Teil  wird  freilich  vielfach 
der  Wert  von  Zahlen  überschätzt,  wo  hinreichende  Erfah- 
run^Tf^n  vnrliep^en  und  Thatsachen  anderer  Art  bekannt  ^ind,  , 
die  zur«  !'  licade  Schlüsse  nuf  diese  oder  jene  Erscheinungen 
des  Armeuwesens  jr^stutteii 

Will  man  dii'  Aiitjj^al)»'  der  Arm»Mistati.stik  schärfer  um- 
grenzen, so  ist  eutsprcchimd  der  Mannigfaltigkeit  der  Re- 
zielumgen.  welche  das  ArmcnwcstMi  zu  allen  Erschein mi^'cn 
de?*  wirtschaftlichen,  s-jzialcn  und  politischen  L»b»'iis>  hat, 
zwischen  ihrem  notwendigen  und  ihrem  möglichen  Inhalt  zu 
unterscheiden.  Als  notwendig  darf  derjenige  bezeichnet 
werden^  der  alles  umfasst,  was  mit  den  Untersttttzung  bedürfen- 
den Personen  unmittelbar  zusammenhängt,  als  möglich  jeder  i 
andere,  der  in  grosserer  oder  geringerer  Nähe  mittelbar  auf 
den  Stand  der  Bedürftigkeit  und  die  Mittel ,  ihr  abzuhelfen, 
einwirkt. 

Notwendig  gehört  der  Armenstatistik  daher 

an  die  Darstellung  1.  des  Systems,  2.  der  Verwaltungs- 
organ! aation,  3.  der  Mittel  zur  Bestreitung,  4.  fb'r  Ein- 
rieb tu  n^M>n  und  Anstalten,  5.  des  Personen  k  r ei ses 
<b'r  Arni(Mi|>flf»j!re.  Eine  Armenstatistik  die  es  auch  nur  b'> 
zü<^lieli  eines  der  bezeichneten  Gegenstände  an  Nachrichten 
fehlen  lässt,  ist  unvollständig. 

Dem  möglichen  Inhalt  kann  der  Natur  der 
Sache  nach  keine  Grenze  gezogen  werden;  mau 
muss  sich  beschränken,  die  nächstliegenden  Gegenstände  her- 
Tonsuheben:  dahin  gehören  die  Eenntatss  des  Standes  der 
Bevölkerung,  der  innerhalb  derselben  betriebenen  Nahrungs- 
zweige  und  ihrer  Erträge  (Lohnverhältnisse),  dahin  gehört 
vor  allem  die  Cenntniss  dessen,  was  die  Bevölkerung  selbst 
zum  Schutz  g^en  Armut  durch   Alters-,   Lebens-  und 


M  ^Das  experimentalle  Verfahren  ist  eben  nieht  mir  nicht  immer  der 

Beobiiclitiiup  und  Induktion  üVvorlo.'^cri .  soiuK-rn  in  weitem  Umfaug« 
nnmoplieh" :  vgl.  SehälVIe,  Bau  und  l.eb<Mi  d  s.  K.  1  S.  wo  über- 
haupt sehr  feine  Unterscheidungen  bezüglich  Au weud barkeit  und  Nicbt- 
anwendbarkeit  der  ststistiaebeii  Hethodeo  gemaclit  aind.; 
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SchadcihSN  ersichorung  u.  a.  tlint  und  was  wir  ganz  allgemein 
^»oziale  Selböthülte"  zu  nennen  ptlegen. 

Mit  einem  zusammenfassenden  Ausdruck  kano  man  die 
Gesammtbeit  der  Nachrichten,  soweit  sie  jenen  notwendigen 
Inhalt  betreffen,  als  das  unmittelbar  armenstatistische 
Material,  soweit  sie  auf  den  möglichen  Inhalt  Beeng  haben, 
ab  das  mittelbar  armenstatistische  Material  be- 
zeichnen. 

1,  Das  uumitteibar  armeustatiätische  Material. 

Für  die  EriüUung  ihrer  Aufgabe  ütelien  der  Armenstatistik 
dieselben  beiden  Mittel  zu  Gebote,  über  welche  die  Statistik 
ttberhaupt  verftigt:  das  Wort  und  die  Zahl.  Die  Möglich- 
keit ihrer  Anwendung  hängt  von  der  Beschaffenheit  des  dar- 
aus teilenden  Gegenstandes  .ib. 

Der  Beschreibung  durch  Worte  zugänglich  und  ihrer  vor- 
nehmlich bedürftig  sind  das  System,  die  Verwaltung,  die 
Veranstidtungen,  während  bei  den  Mitteln  der  Amipnpflege 
und  des  von  ihr  umfassfon  Personenkreises  die  BeöclireihuTig 
hinter  die  Zald  zurücktreten  niuss.  Aus  diesem  Gesiehts- 
punkte  vollzieht  sich  nun  eine  methodologische  Seheidung  in 
beschreibende  und  zählende  Armenstatistik  in  der 
Weise»  dass  die  letztere  als  Armenstatistik  i.  e,  S.  verstanden 
und  ohne  weiteren  Zusatz  ab  Armenstatistik  schlechthin  be- 
zeichnet wird.  Als  solche  zei*fällt  sie  in  die  zahlenmässtge 
Darstellung  der  Annenmittel,  ihrer  Aufbringung  und  Ver- 
wendung —  Armenfinanzstat  istik —  und  in  diejenige 
der  von  der  Armenpflege  betroflenen  Personen  —  Person ai- 
armenstatistik  — ;  soweit  die  letztere  über  die  summa- 
riselie  Zählung  hiiiau>  inilivuiuelle  Eif]^en  sc  haften  der  zu 
zälihmdon  Personen  festjstelit,  wird  sie  zur  Individual- 
a  r  mens  tat  is  t  i  k. 

Einer  grossen  fundamentalen,  in  gewisser  Beziehung  fast 
vntlberwinalichen  Schwierigkeit  begegnet  jede  Annenstatistik 
in  der  Unbestimmtheit  des  Begriffs  der  Armut  und  der  viel- 
fachen Vermischung  von  freiwilliger  und  r>(Tentlicher  Armen- 
pflege. Aber  wenn  selbst  der  Begriff  der  Armut  unter  Aus- 
scheidung aller  theoretischen  Merkmale  auf  das  praktisch 
einzig  brauchbare  Merkmal  der  non-ührung  von  Heihlilfc  aus 
ff^mden  Mitteln  zurückgeführt  wird,  so  ist  diese  nn  sich 
]('(li.i,'lieh  thatsächliche  Erscheinun^ir  doch  in  sehr  versehiedenem 
Miiüse  dem  verwaltungstechnischen  Apparat  zugänglich, 
llegelmässig  entzieht  sich  der  öffentlichen  Kenntniss  der  ein- 
zelne Akt  der  nicht  orgnnisirten ,  mdst  auch  die  organisfrte 
Privatwohlthätigkeit.   In  sehr  ungleicher  Weise,  in  einzelnen 
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Orten  und  Ländern  allerdings  nahezu  volktändig  bekannt 
sind  die  aus  kirchlichen  und  weltlichen  Stiflungsmitteln  unter- 
stützten Personen,  sowie  der  aus  ihnen  gettbte  Aufwand. 
Wirklieh  vollkommen  offen  liegen  aber  meist  nur  diejeni^^en 
Unterstützungen,  dio  aus  öffentlichen  Mitteln  auf  Grund  öffent- 
lich -  ro(]itliehen  Zwanges  gewährt  werden,  gleichgültig,  ob 
dieser  Zwang  durch  Gesetz  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist, 
oder  thatsächlich  geübt  wird. 

So  zeigt  sich  der  Weg,  den  die  amienstati ^tische  Praxi* 
einzuschlagen  hat,  gleichsam  von  selbst.  Bezüglich  der  Privat- 
armenpflege ist  sie  auf  sehr  ungleiche,  je  nach  dem  guten 
Willen  der  Beteiligten  fliessende  Erkenntnissquellen  angewiesen; 
die  Stiftuncsarmenpflege  kann  sie  in  den  Bereich  ihrer  Er- 
hebung ziehen,  wo  eine  genfigende  Kontrolc  derselben  vor- 
handen ist  Aber  das  eigentliche  Feld  ihrer  Thätigkeit  wird 
aio  im  Borcicli  der  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h  p  ii  Ar  ni  c  ii })  f  1  ^  <•  orblicken. 
fit'ra(l(j  ihre  Kciiiitiiiss  ist  auch  vom  sozialpulitischeii  Gesichts- 
punkte deswegen  besonders  wichtig,  weil  die  Unterstützung 
aus  öffentlichen  Mittehi  im  allgemeinen  als  Beweis  der  Er- 
schöplung  aller  übrigen  llülfsquelleu  zu  betrachten  ist.  Hält 
man  hierbei  fest  im  Auge,  dass  eine  solche  Erschöpfung  nicht 
in  gleicher  Weise  überall  eintritt,  dass  sie  vornehmlich  durch 
die  allgemeine  Lebenshaltung  der  Bevölkerung  wie  durch  das 
Vorhandensein  anderweiter  vorher  zu  erschöj)tender  Mittel, 
durch  die  Organisation  und  die  Mittel  der  öffentlichen  Armen- 
pflepre  örtlich  und  zeitlich  sehr  verschieden  bedingt  ist,  so 
wird  man  einer  Statistik,  welche  die  Zahl  der  miterstützten 
Personen  und  den  TJnitang  def^  zu  ihrer  Unterstützung  er- 
forderlichen Aufwandes  darstellt,  einen  gewissen  \\ Crt  und 
eine  gewisse  Vergleichbarkeit  nicht  absprechen  können. 

I>ie  Statistik  der  öffentlichen  Armcnnflegc  hat  die  ZaU 
der  Unterstützten  anzugeben»  sie  nach  aer  Art  der  Unter- 
sttltzung  in  dauernd  und  vorttbeigehend  Unterstützte,  in  Hau»- 
arme  und  Anstaltsarme  zu  scheiden.  Von  Wert  sind  fenier 
Angaben  tibrr  Alter,  Geschlecht,  Familienstand,  sowie  mit 
besonderer  Beziehung  auf  das  armenrechtliche  Verhültniss  die 
über  Greburtsort,  Dauer  des  Aufenthalts  am  Orte  der  Unter- 
stützung, Stiatsanreliörij^krit  und  Unterstützungswolinsitz. 
Kamentlieh  dies*»  letzten  zweckmässig  mit  den  Angaben  über 
das  Nationale  kinibinirt,  milssen  wichtige  Schlüsse  auf  die 
Wirkung  der  Armengesetzgebung  gestittten.  Welche  Schwierig- 
keiten die  Erhebung  auch  in  dieser  Besiehung  yorfindet,  kann 
hier  nicht  näher  dargelegt  werden. 

l)i<'  Armenfinanzstatistik  ist  hinsichtlich  ihrer  be- 
grifflichen Grenzen  an  dieselben  Voraussetzungen  gebunden» 
wie  die  Personalstatistik.  Auch  flir  sie  gilt  die  Schwierigkeit, 
f«'8tzustellen ,  welche  Mitte!  es  sind,  die  einer  Gabe  den 
Charakter  der  öffentlichen  ArmenstUtzung  im  Gegensatz  zur 
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stiltungsgemässen  uiid  privaten  verleihen;  auch  für  sie  ist 
dringend  zu  beachten,  dass  diese  Mittel  keineswegs  den  ge- 
sammten  Aalwand  der  Armenpflege  darstellen.  Gleichwohl 
ist  ihre  Aufgabe  eine  leichtere^  weil  es  sich  um  verhältniss- 

mttssig  ein&che,  grosse  Zahlen  handelt,  deren  Kenntniss,  so- 
weit es  möglich,  meist  auch  ohne  die  Nöti;;mi^  einer  Armen- 
statistik vorhanden  und,  wo  dies  nicht  der  Fall,  mit  einem 
verhältnissmnssig  geringen  Aufwand  von  Mtlhe  und  Kosten 
asa  erlangen  ist. 

Für  die  Fragen  des  AnuLMirecht**,  zu  deren  Lösung  die 
Kenntniss  der  Belastung  notwendifj  ist.  welcher  der  einzelne 
Armenverband  ausgesetzt  ist,  genügt  aber  die  Amientimmz- 
statistik  als  solche  noch  nicht  Hierbei  ist  ein  meistens  nicht 
genügend  beachteter  Punkt  von  grundlegender  systematischer 
Bedeutung^).  Es  ist  unmöglich,  selbst  aus  der  genauesten 
Kenntniss  des  Aufwandes  für  da.s  (ittentliche  Armenwesen,  er 
sei  im  Ganzen  oder  nach  einsselneu  Kateg(jricn  dargelegt,  die 
Kenntniss  der  Armeidast  zu  schöpfen  ,  weil  A  rm  e  n  1  a  s  t  im 
Sin  ne  etwaig  er  Txf^form  nicht  idcnttsc-]!  mit  dem 
Aufwand  ist,  weil  ein  A  rni  <•  n  verband  .  der  aus  be- 
öuntieren  Mitteln  ohne  Z  u  h  ü  If  e  n  a  h  ui  e  des  Ge- 
meindesückels  die  Kosten  der  A  i  ni en pflege  be- 
streitet, keine  Armenlast  hat 

Ünd  weiter,  wenn  man  selbst  die  Armenlaat  zuverlässig 
ermittelte,  so  brauchte  man  einen  Massstab,  um  ihren  Dnick 
mit  dem  Druck  der  andern  Liasten  zu  vergleichen,  weil  ein 
spezielles  Keformbedürfniss  nirlit  als  vorliegend  eraelitet 
werden  kann,  wo  der  Aufwand  für  Armenzwecke  erheblich 
hinter  andern  Aufwandszwecken:  Sehid-,  Verknlirs-,  (iesund- 
heitswesen.  zurücktritt.  Kurz;  die  einstiti^c  Ktnntniss  eines 
Punktes,  wo  en  um  feinverzweigte  und  niuniiigfach  bedingte 
Verhältnisse  sich  handelt,  ist  von  geringer  Bedeutung,  und 
insbesondere  die  Kenntniss  der  Armenausgaben  ohne  die- 
jenige der  entsprechenden  Einnahmen  von  fast  verschwinden- 
dem Wert.  Es  handelt  sich  m.  a.  W.  nicht  allein  um  Armen- 
ünanzstatistik ,  sondern  vor  allem  auch  um  Kommunal- 
finanzstatistik. Denn  es  gicbt  mit  geringen  Ausnahmen 
in  Deutschland  keinen  Staat,  dessen  Annenwesen  nicht 
organisch  in  das  CTcnieindewesen  piniretVip^t  wäre,  so  dass  oine 
niclir  als  äiisserlielif  Scheidung  der  Verwaltungsergebnisse 
beider  kaum  möglicli  ist. 

Auch  auf  die  hierhoi  obwalternlen  Schwierigkeiten  kann 
an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingegangen  werden.  Selbstver- 
ständlich müssen  die  Angaben  die  einzelnen  Aufwandszwecke 
deutlich  erkennen  lassen,  die  je  nach  der  Qualität  des  Armen- 


^)  VgL  hienni  die  tfefleoden  Beraerkangcn  bei  L.  von  Stein, 
Fhumsirisseiisebaft,  5.  Aufl.,  I  S.  92. 
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yerbandes  als  Orts-  oder  Landarmenverband  spesifiach  ver- 

Bchtedenc  sind. 

Die  Annenstatistik  ist  oinc  einiiiali>;c  oder  eine  p(;ri(Klische ; 
sie  erstreckt  sich  auf  einen,  anf  niehnMe,  auf  alle  Annen- 
verbände desselben  Verwaltungsl)ezirks,  des  Staiits,  des  Reichs. 
Jede  periodische  und  jede  über  einen  Verband  hinausgehende 
Erhebung  setzt  gleichmttssige  Aufeeichnungen  in  den  ver- 
schiedenen Zeitr&umen  y  innerhalb  der  verschiedenen  Bezirke 
voraus,  um  den  wichtigsten  Gebrauch,  den  man  von  einer 
Statistik  machen  kann,  die  Vergleichbarkeit  zu  ermöglichen. 
Die  gleichmässigen  Aufzeichnungen  haben  gleichmässige  Grund- 
sätze zur  Voraussetzung,  die  auf  Onmdluge  freier  Vereinbarung 
möglich,  in  der  Regel  aber  nur  mit  Hülfe  der  Autorität  der 
vorgcsetzton  Behörde  ernsthaft  durchführbar  sind.  Die  be- 
zU*;licl»('n  Anordnuiigea  halben  die  Einriehtimg  der  Buch- 
führung, sowie  die  Lieferung  von  Is  ach  Weisungen  aus  den 
Ergebnissen  derselben  zu  umfassen. 

Es  Hegt  auf  der  Hand,  dass  Verwaltungen,  die  regel- 
mJIssiger  Aufzeichnungen  entbehren  und  in  Würdigung  der 
ihnen  gesetzten  Grenzen  die  Anordnung  rc-i  hi lässiger  Samm- 
lung und  Nachweisung  diesbezüglicher  Thatsachen  unter- 
lassen wollen  oder  müssen,  auf  den  Weg  einmaliger  oder 
periodischer  Einzele  rhebung  angewiesen  sind.  In 
gnk-hcni  Fallt'  ist  aber  d»'r  Wertunterschied  zwischen  d-'u 
Kc-ultiiteü  des  «jinen  und  <l<'in'n  di  s  andern  Verfahrcn.>  kein 
blos  quantitativer.  Werterhöhtinl  kommt  vor  alh'm  ein 
Moment  bei  den  regelmässigen  Aufzeichnungen  in  Betracht: 
das  ist  die  Nötigung  zu  genauer  und  gleichmttssiger  Buch- 
fUhrung,  welche  genaue  und  vor  allem  gleichmässige  Ergeb- 
nisse sichert,  während  für  die  einzelne  Erhebung  —  besonders 
wenn  sie  in  weit  von  einander  abliegenden  Zeiträumen  ver^ 
anstaltet  wird  —  immer  wieder  neue  Einzelanweisungen  er- 
forderlich sind,  inuner  wi<'der  von  neuem  Uebung  und  Erfahrung 
erworben  werdeti  niuss,  i^aii/.  ab.^ejüohen  davon,  dass  eine  nicht 
von  sehr  langer  Hand  vorberfvit(;i(5  Erhebung  meist  auch  das 
Material  in  ungenügend  vorbereitetem  Znstande  antrifft. 

Gleichwohl  ist  auch  die  einmalige  Erliebung  nicht  ohne 
jede  Bedeutung.  Es  unterliegt  keinem  Bedenken ,  dass  über 
eiu<'  gewisse  Höhe  hinaus  alle  Zahlenangaben,  die  auf  nicht  ^^anz 
sinnloser  Erhebung  beruhen,  eine  gewisse  typische  Bcnleutung 
ansprechen  können  und  unter  Heranziehung  verwandter  Wahr- 
nehmungen l>ei  andeni  Erscheinun^^on  sehr  wohl  ftlr  die  Er- 
kenntniss  der  beschriidjenen  Zustände  verwertbar  sind.  Wenn 
eine  Armenst{iti>tik  das  Verhältniss  von  Stadt  und  Land,  die 
EiuHüsse  der  örrlic  lii  u  Lapre ,  den  Ant(;il  der  Geschlechter 
an  der  Zahl  der  Unterstützten  u.  a.  durch  grosse  Zahlen  er- 
sichtlich macht,  so  sind  das  Wahrnehmungen,  die  unter  allen 
Umständen  als  typische  zu  gelten  haben  und  einer  wcsent- 
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lich'Mi  Veränderung  kaum  je  unterließen  werden.  Nur  ist 
i'ben  dabei  zu  beachten,  da.säi  e»  nur  Aiub'utungen,  Ergänzungen 
«ler  Erfahrung  sind,  nicht  feste  Grundlagen,  an  die  bestimmte 
finanzielle  i^lassnahmen,  wie  etwa  Aufbringung  von  Arnien- 
steuem  u.  dgl.,  angeschlossen  werden  können.  Hier  nmss 
man  sehr  genau  unterscheiden  —  es  wird  dies  im  Verlaufe 
der  Arbeit  an  verschiedenen  Stellen  geschehen  — ,  für  welche 
Punkte  des  Armenrechts  man  sich  an  einmaligen  Andeutungen 

fenUgen  lassen  darf,  und  fUr  weiche  eine  periodische,  min- 
estens  über  mehr  als  einen  Zeitabschnitt  sich  erstreckende, 
eine  mehr  als  ei nen  Armenverband  umfassende  Armenstatistik 
unerlääslicli  ist. 

§  8. 

Ol)\\o]il  armenstatistische  Versuche  schon  sehr  früh  ge- 
mnclit  worden  sind,  fehlt  es  dennoch  fast  cranz  an  einer  systcma- 
tis(  hen  (Grundlegung  für  die  Armenstatistik.  1  i  iges  über  Methode 
und  Inhalt  bei  Lammers,  Ueber  Armenstaiistik,  in  V.-J.-S  fftr 
Volksw.  und  Kulturgesch.  Bd.  XXVIIJ  uuti  Emrainghaus  am 
Schluss  des  Sammelwerkes  S.  720  ff.  Nach  vielen  Seiten  hin  sind 
die  bezüglichen  Fragen  zun  ersten  Male  im  Deutschen  Verein  er* 
Ortert  worden,  der  sofort  unter  der  eoergisehen  Führung  von  BOh« 
mert  eine  armenstatistische  Kommission  niedersetzte  und  sie  mit 
den  Vorbereitung^  zu  einer  Vereinsstatistik  betraute,  von  welcher 
weiter  unten  zu  sprechen  sein  wird.  Zunächst  nur  so  viel,  dass 
seit  der  Gründung  jede  Versnmmlnng  des  Vereins  mit  den  Be- 
ri<  Ilten  und  ^ Crhandlungen  Uber  Arinenstatistik  begonnen  hat.  Man 
hndet  in  allen  .lahrgüngen,  namentlich  aber  in  denen  von  1881 
und  von  18fe^>  bis  IbSö  ein  ausserordentlich  reichhaltiges  und  wert- 
volles Muterial,  in  dem  alle  die  rersonalstatistik  betreffenden  Fragen 
aufs  gründlichste  und  zugleich  aufs  vorsichtigste  erörtert  sind.  — 
Ein  Versuch  systematischer  Grundlegung  bei  Mttnsterberg,  Die 
Annenstati&tik ,  in  Conr.  Jahrb.  1886  Heft  5  S.  377  ff.,  vecgl. 
auch  Loening  S.  897  ff.;  Adickes  I  S.  244;  namentlich  auch 
Einleitung  und  Schluss  <ler  unten  nfther  zu  bezeichnenden  preuss. 
Annenstatistik  von  1849. 

Ueber  die  einzelnen  Erhebungen  bis  einschliesslich  1880  orien- 
tirt  vollständig  Kollmnnn  in  seiner  soirleich  zn  nennenden  Annen- 
statistik S.  2  }!'. ;  bis  rirpi'liliesslich  1882  Bob  mert  in  Zeitschr. 
des  sächs.  stat.  Bur.  Jahrg.  28  14;  bis  einschliesslich  1885 
Loening  a.  a.  0.  — 

>\<'h\  man  von  denjenigen  Zahlenantraben  ab,  die  zunächst  nur 
im  Hinblick  auf  örtliche  Verwaltungszwecke  als  Grundlage  des  Vor- 
anschlages zu  dienen  bestinnni  sind  oder  dem  Verwaliungsberichte 
ftber  einen  abgelaufenen  Zeitrmnn  eingefügt  werden,  so  ist  die  Zahl 
der  eigentlich  armenstatistischen  Erhebungen  in  Deutschland  keine 
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erhebliche.  loimerhiu  ibi  die  Bedeutung  der  Yerwaitangsberichte 
lAr  die  ErkamtniaB  der  ArmeiiTerhftltnisse  des  engeren  Verwaltongs- 
bezirkes  nicht  za  ttnterachfttzen;  mehrere  denelben,  nadi  Maaagnbe 
gldclinrtiger  YerwalUing»bezirke  und  fOr  ^eichartige  Zdtrftnme 
MinmengehaltaD,  vermögen  nnter  Umstanden  sogar  eine  weiter  sieh 
erstreckende  spesielle  Armenstatistik  sn  ersetien,  ja  m  abertreffian. 

§  9. 

^m  einzelnen: 
a.  Pertodisehe  Brhebvngen« 

1.  Oldenburg.  In  erster  Linie  ist  bente  und  wird  wohl  Dir 
lange  Zeit  noch  im  Gebiete  der  eigentlichen  Armenstatistik  die  Ar* 
beit  zu  nennen  seiUi  in  welcher  Kollmann  die  Armenverhältnisse 
des  Grossherzogtums  Oldenburg  zur  Darstellung  bringt. 
Das,  was  oben  der  notwendige  Inhalt  der  Armenstatistik  genannt 
wurde,  wird  vollkommen  erschöpft:  System,  Verwaltung,  Ver- 
anstaltungen der  Armenptlege  so  gut  wie  Mittel  und  Ptrstmenkreis 
derselben.  Aber  darüber  hinaus  lügt  Kollmann  von  ihrem  möglichen 
Inhalt  noch  unendlich  wichtige  Feststellungeo  hinzu,  von  denen  be- 
sonders BodeubeschaÖeiiheit,  Verhältniss  der  ludustriellen  und 
ackerbantreibenden  Bevölkerung,  die  EinkommensverhSltnisse  zu 
nennen  nnd.  Die  Mittel  der  Armenpfl^e  gliedert  er  sorgfältig  nach 
Ausgaben  und  Einnahmen,  TermOgens-  und  Schaldenstand;  er  giebt 
an,  aus  welchen  Quellen  die  Einkfinfte  fliessen  und  welche  einzelnen 
Aufwandszweckc  aus  denselben  bestritten  werden.  Durch  Mit- 
teilungen über  die  weltlichen  und  kirchlichen  Stiftungen  und  über 
Privatwohlthätigkt  it  sucht  er  das  entworfene  Bild  zu  ergänzen. 
Die  Zahl  der  unterstützten  Personen,  ihr  rres  hiecht,  ihr  Alter, 
ihren  Familienstand,  die  Art  ihrer  Unterstützung  und  den  Grad  ihrer 
ßeduntigkeit  bimgi  et  summarisch  und  individuell  zur  Darstellung. 

In  zeitlicher  Beziehung  umfasst  er  bezüglich  der  älteren  Landes- 
teile die  leisten  25  Jahre  (von  1853  bis  1878),  bezfiglich  der  neu 
erworbenen  den  Zeitraum  von  ihrer  Erwerbung  an  bis  1878.  Oert- 
lich  scheidet  er  die  drei  Ctobietsteile  des  Herzogtums  Oldenburg 
(Marsch,  oldenburgische,  münsterische  Geest)  und  die  Fürstentümer 
Lübeck  und  Birkenfeld;  tiefer  in  das  individuelle  Detail  dringt  er 
ein,  indem  er  für  die  einzelnen  Gemeinden  (bezw.  Bürgermeistereien) 
die  vorgedachten  Nach  Weisungen  giebt;  erst  aus  ihrer  öummirung 
zieht  er  das  Fazit  für  die  grösserrn  (Jebietsabschnitte.  Gesondert 
endlicli  werden  die  Angaben  bezüglich  der  Orts-  und  der  Land- 
armenverbände. 

Ueber  diese  Mitteilungen  hinaus  hat  Kollmann  sodann  durch 
Erläuterung  und  ansfährlicbe  Berecbnung  von  VerbältnisszÜSem  inner- 
halb der  behandelten  Zeitabschnitte  und  f&r  die  einzelnen  Beslrke 
das  Material  nach  allen  Richtungen  zugänglich  gemacht  und  mtthe- 
loB^fruchtbarer  Forschung  erschlossen. 
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Zieht  raan  bei  nälierem  Kingehen  noch  die  übrigen  Kollmann- 
&chen  Arbeiten  über  Oldenburgs  Bevölkerungs- ,  Wirtschafts-  und 
EiiikommensvcrhäUiusse  zu  Rate,  so  erhält  man  bezüglich  dieses 
kleinen,  aber  durch  seine  eigentümlichen  Verhältnisse  sehr  grosse 
Yenehiedeoheiten  anfweisenden  Landes  ein  fast  allseitig  erseliöpfen- 
des  Bild,  dessen  Einselheiteii  nicht  minder  sorgfältig  gezeichnet 
elnd,  wie  die  grossen  Umrisse.  —  Das  oldenborgische  Material 
ist  immer  ein  sehr  gutes  gewesen ,  wie  die  Mitteilungen  von 
Strackerjan  (bei  Emminghaus  S.  230  ff.)  beweisen.  —  Die  Arbeiten 
von  Kollmann  ^eben  freihVh  viel  tiefer.  Es  sind  dies:  Stat.  Nachr. 
riber  das  Ghgt.  Oldenburg,  Heft  18:  Das  Arnienwesen.  1881. 
—  Heft  19:  Der  Stand  der  Bevölkerung.  1882.  —  Das 
Hgt.  Oldenburg;  in  seiner  wirtschaftl.  Entwicklung 
während  der  letzten  25  Jahre.  1878.  —  i>ie  Kommuual- 
bestenernng  im  Ghgt  Oldenburg.  In  Schanz*  Finansarchiv. 
1884  II  S.  192. 

Speziell  über  das  Armenwesen  hat  Oldenburg  seit  jener  grossen 
Arbeit  noch  nicht  wieder  etwas  pnblizirt.  Es  hat  aber  seit  1880 
statt  der  sammarischen  Nachwdsongen  Listen  eingeführt,  in  welche 
die  Unterstützten  individoell  einzutragen  sind.  Vgl.  Kollmann 
a.  a.  0.  S.  16. 

2.  Baiern.  Oldenburg  zunächst  ist  Baiern  zu  nennen,  das 
regelmässige  Nachwcisungcn  über  das  Armen wesen 
bnugt.  lu  Be^ug  uuf  Perboualien  sind  dieselben  unvollständiger, 
da  dieselben  nur  die  Gesammtzahl  der  aus  öffentlichen  Mitteln  anter- 
stutzten  Personen,  mit  der  Unterseheidong  in  dauernd  und  vorllber- 
gehend  und  ausserdem  mit  Hervorhebung  der  jugendliehen  Personen 
angeben.  Bei  den  Termögensverhältnissen,  die  im  itbrigen  eben* 
falls  weniger  reich  gegliedert  sind,  ist  eine  ständige  Rubrik  f&r  Art, 
Zahl  und  Gesammteinkünfte  der  Krankenkassen  geöffnet. 

Die  Ijeistnncpii  der  Distrikts-  und  Kreisarmenpfletre  sind  nach 
den  ihnen  eigeiituiiilicheii  Zwecken  der  Beihülfe  zur  Gemeinde- 
amiciipUege  ersiclitlirh  gtnmcht,  während  bezüglich  der  IVivatwohl- 
thatigkeitsvereine  Nachrichten  über  Gegenstand,  Mitgliederzahl,  Ein- 
künfte (vollständiger  erst  seit  1881)  gegeben  werden.  In  Beziehung 
auf  die  Ortlichen  Grenzen  sind  die  gröesoen  Terwaltungsbezirfce 
(Beiurhsimter,  Kreise)  massgebend;  nur  ihr  die  unmittelbaren 
Stidte  (88)  sind  die  Angaben  individueil. 

YerhMtDisBWihlen  werden  in  geringerem  Umfange  nnd  nur  fflr 
die  grossen  Bezirke  (Kreise  und  Königreich)  berechnet  und  einer 
die  Zahlen  weniger  erklärenden,  als  sie  Vtetrachtenden  Darstellung 
eingefügt.  Die  Nach  richten  über  das  Arnienwesen  sind  kurze:  eine 
erschöpiende  Darstellung  des  Systems  tindet  sich  nicht;  sie  liegt 
auch  nicht  in  dem  Charakter  der  periodischen  Publikationen,  was 
au  Gegensatz  zu  Oldenburg  zu  beachten  ist,  für  welches  das  ganze 
Material  von  25  Jahren  in  einem  verarbeitet  wurde.  —  Die  gegen- 
vArtig  bis  1888  fortgeführten  Publikationen  sind  in  der  Zeitschr. 
des  bair.  stat.  Bur.  Bd.  4  S.  229  (ftr  1870),  14  S.  260  (1871—80), 


Digitized  by  Google 


40 


VL  4. 


15  8.  m  (1881),  16  S.  184  (1882),  17  S.  214  (1883)  zu 
finden. 

Die  Yortrefflichen,  die  Amenstatistik  erat  ermOgtichenden  An- 
Ordnungen  betr.  FObrnog  des  Etats-,  Kassen-  und  Rechnongsweseos 
in  Baiern  bernben  auf  der  Entscbl.  des  k.  Staatamin.  d.  Innern 
y.  14.  Mai  1870  und  sind  abgedruckt  bei  Kiedel,  Amenges.  S.  242. 
—  Desgl.  die  Entscbliessung  betr.  Armeostatistik  v.  1.  Juli  1882, 
ebenda  b.  2ti9. 

Von  ergänzenden  Arbeiten  besonders:  Stiftungen  und  Stiftungs- 
zuscblüsse  in  Baiern  a.  a.  0..  regelmässig  seit  1881.  —  Ferner  die 
1878  begonnenen  Beiträge  z.  Stat.  d.  Gemeindebesteaening  a.  a.  0. 
Bd.  10  S.  SeS  (1878),  Bd.  15  8.  69  (1888)  nnd  Seydel,  Zar 
Finanz'Stat.  der  grösseren  Btfidte  a.  a.  0.  Bd.  12  S.  600. 

Eine  sebr  gute  und  umfassende  Bearbeitung  der  bair.  Statistik» 
die  gleichzeitig  Aber  den  Stand  der  Gesetzgebung  und  der  Ver- 
livaltung  orientirt  und  die  Zablenergebnisse  kritisch  betrachtet^  rührt 
von  Th.  Laves  her:  Die  bairische  Armenpflege  von  1847  bis  1880. 
In  Schmollers  Julirb.  lsS4  Tl  2  S.  11X3—250.  — 

3.  Derartig  regtiiaas.^igt;  Angaben,  wie  in  den  beiden  genannten, 
fehlen  in  den  übrigen  grösseren  Staaten.  Nur  noch  die  Hansestädte 
bringen  regelmässige  NuLhiichten,  die  aber  im  ganzen  keine  weiter- 
reichende Bedeutung  haben,  als  die  Yerwaltungsberichte  der  grossen 
deutschen  8tadte  nnd  anderer  Icommunaler  Körper,  auf  deren  unter 
Umstftnden  sehr  lehrreichen  Inhalt  schon  Eingangs  liingewiesen  wurde. 
Bremen  macht  insofern  eine  Ausnahme,  als  es  in  seiner  allgemeinen 
Verwaltungsstatistik  einen  besonderen  Abschnitt  der  „Oe  f  f  e  n  1 1  i  c  h  en 
W  0 h  1 1  h  ü  t  i  gk  e  i  l  und  der  A  r  m  e n p  f  1  e g p-  "  widmet,  und  inner- 
halb desselben  1SS2  eine  Darstellung  des  gesanimtf  ii  Armenwescns 
für  einen  zehnjährigen  Zeitraum  (1873 — 82)  unter  Kennzeichnung 
des  Systems,  der  Verwaltung  u.  s.  w.  gebracht  hat,  die  Ijesmiders 
ftir  die  drei  Madtgebiete  des  bremischen  Staates  (Bremen,  Vege&ack, 
Bremerhaven)  von  grossem  Wert  ist.  Neben  snromarische  Angaben 
der  Annenmittel  nnd  der  untersttttzten  Personen  treten  solche  über 
milde  Stiftungen  nnd  Privatwohlth&tigkeit.  Die  massgebenden  Ver- 
hältnisse sind  durch  Berechnung  der  Kopfbeträge  bei  den  einzelnen 
Kategorien  ersichtlich  gemacht.  Vgl.  Jahrb.  f.  breni.  Stat.  1882 
S.  295  ff.  (Abschn.  XI).  —  Für  Hamburg  in  der  Stat.  des 
Hamb.  Staates  Heft  8  S.  03  ff. ,  F.  11  S.  178  ff.  Lleberblicke 
über  die  Wirksamkeit  dei  Allgeni.  ArnienanstnU.  —  Für  Lübeck 
die  allgem.  Ikrichte  der  Zentralarmendeputation,  von  denen  der  9. 
die  Jahre  187;}  bis  1877,  der  10.  die  von  1878  bis  1882  unifasst.  — 

Der  VoUbtündigkeit  halber  muss  hier  noch  Würtem her g  ge- 
nannt werden,  mit  tiner  Uebersicht  fiber  den  Umfang  der  öffent- 
lichen Armenunterstfitzungen  im  Königr.  Wttrtemb.  vor  und  nach 
der  Einführung  des  R.-6.  ttber  den  UnterRttttzungs^Wohnsitz,  herausg» 
vom  K.  Ministerium  des  Innern,  43  S.  4**,  Stuttgart  188^^.  Dieselbe 
ist  mir  im  Buchhandel  nicht  zugänglich  geworden.  Wie  aber  die 
Mitteilungen,  welche  die  Gem.-Z.  1883  S.  115  macht,  ergeben,  sind 
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nur  gaDz  summ  arisch  die  daaernd  Unterstützten  gezählt,  und  die 
Gesammt-AufwendungeQ,  sowie  die  auf  den  Kopf  entfalieuden  Be- 
träge fOr  die  Zeit  von  1871/72  bis  1879/80  angegeben. 

Uebrigeos  findet  man  eine  grofise  Anzahl  allerding»  nicht  gleich- 
wertiger BtatietiBcher  Angaben  Ar  einzelne  Ltader  In  den  ▼enchie- 
denen  dem  Werke  Ton  EmminghaiiB  einYerleIhten  Arbeiten. 

§  10. 

b.  Einmalige  Erhebungen. 
I.   DentBChCB  Reich. 

a.  £rhebnag  von  1881.  Diese,  durch  die  Varnbülerschen 
Anträge  aaf  Reviaion  der  Armengeeetzgebung  und  durch  d«i  Wunzchi 
flr  die  UniallverBichemng  bessere  Grundlagen  zu  schaffen,  henror- 
gemfen,  beschränkte  sich  auf  die  Ermittelung  d«r  Ursachen  der 
Unterstfltzungsbedürftigkeit,  die  in  vier  Hauptgruppen  gegliedert 
wurden:   1)  Verletzung   oder  Tödtung   durch  Unfall, 

II)  Arbeitsunfähigkeit    fdie  werter  unter  I  oder  III  fällt), 

III)  geistige  oder  körj)erliche  (ie  Ii  rechen,  lY)  andere 
Gründe,  —  auf  die  Feststellung  des  Verhältnisses  der  v(>llig  und 
teilweise  unterhaltenen  dauernd  unterstützten  Personen,  sowie  des 
Wertes  der  Unterstützung  in  Geld  bei  völligem  Unterhalt.  Von 
den  im  ganzen  85  Fragen  wurden  die  auf  Unfall  als  Ursache  be- 
züglichen noch  in  Hinblick  auf  die  Veranlassung  des  Un&lls  in 
solche,  die  in  industriellen,  in  foret-  und  landwirtschaftlichen  Betrieben 
und  bei  anderen  Anlassen  sich  ereignet  haben ,  unterschieden.  Die 
Personenzabl  sollte  nach  Alter  und  Geschlecht  geschieden  dargestellt 
werden,  wobei  den  Unfällen  wiederum  eine  hervorragendere  Stellung 
eingeräumt  und  die  Sondernachweisung  derjenigen  Wittwen  und  der- 
jenigen Kinder  gefordert  wurde,  deren  Ernährer  infolge  des  Unfalls 
verpturl-en  waren.  Ausgcschlosseu  von  der  Erhebung  wurden  die  in 
Staats-,  rruvinzial-  u.  s.  w.  Anstalten,  sowie  die  von  Seiten  der 
Landarmenverbände  unterhaltenen  Personen.  Die  Nachweisungen 
hatten  durch  Ausfüllung  der  vorgeschriebenen  Formulare  seitens  der 
Einzelstaaten  zu  erfolgen,  denen  im  flbrigen  das  Detail  der  £r- 
hebui^;  Überlassen  blieb. 

Wie  man  sieht,  handelt  es  sich  mehr  um  eine  Unfall- Armen- 
statistik, als  um  dne  eigentliche  Armenstatistik;  die  Veröflent- 
lirlmng  eines  Ergebnisses  fDr  das  Reich  als  solches  hat  nicht  statt- 
gefunden '  I 

b.  Die  Bern  fss  tat  ist  ik  vom  S.Juni  1  8  82.  Anlässlich 
der  Berufsslatistik  wurden  unter  Personen  „ohne  Beruf  oder  Berufs- 

M  Nicht  zu  verwechseln  mit  dieser  Annenstatistik  ist  die  Rciclis- 
un  f  allstatistik  \  i>n  domselbqii  Jahre,  deren  Ereebnissi'  durch  Erhebung 
in  den  einzehien  Botriebeu  gewonnen  und  direkt  für  die  Zwecke  der 
Unfall  Versicherung  von  Bödiker  bearbeitet  worden  sind.  Vgl.  Era.-Heft 
nur  Stat.  d.  D.  R.  Bd.  LVUI. 


Digitized  by  G 


42 


VL  4 


angäbe"  zu  2 :  von  Unterstützung  lebende,  zu  4 — 6  :  Insassen  von 
Armen-,  Kranken-  und  ähnlichen  Anstalten,  sowie  deren  Angehörige 
gezählt  —  vgl.  Stat.  d.  D.  R.  N.  F.  Bd.  2.  —  Leider  sind  die 
Ergebnisse  in  der  Weise  publizirt,  dass  die  sftmmtlichen  Personen, 
die  ohne  Berui  sind,  in  derselben  Ucbersicht  zusammengeiaisst  werden, 
80  dass  also  die  von  eigenem  Vermögen  oder  von  Pensionen  lebenden 
mit  den  aus  fremden  Ifitteln  lebenden  naammen  eine  Gnippo  bilden. 
Hierdorch  wird  das  Ergebniss  fOr  «Ue  Zwecke  des  Annenwesens  ü»t 
lUnsorisch.  —  Uebrigens  Iftsst  sich  nicht  verkennen,  dasB  die  derart 
ermittelte  Zahl  der  Almosenemplhiger  and  Anstaltsinsassen  das  Yer- 
hältniss  von  Wohlstand  und  Armut  nach  mancher  Richtung  hin 
besser  andeuten  kann,  als  eine  eigentliche  Armenstatistik ,  weil  bei 
der  Volks-  oder  Berufszählung  der  von  fremdeu  :\I]tteln  Lebende  als 
solcher  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  aus  oifentlichen  oder  privaten 
Mitteln  Beibttlfe  erhält,  gezählt  wird.  Freilich  fehlen  die  vorüber- 
gehend Unterstützten! 

C.  Die  Armenatatistik  Ton  1885.  Dem  dringenden  Be- 
dOrfhiss  nach  statistiacbem  Material  für  etwaige  Reform  nachgebend 
hat  derBnndesrat  dnrch  Beschlnss  vom  24.  Juni  1884  eine  neue  Reiche* 
erhebung  und  zwar  für  das  Kalenderjahr  1885  angeordnet,  welche 
die  innerhalb  dieses  Zeitraums  von  der  öffentlichen  Armenpflege 
unterstützten  Per'^onen,  sowie  die  hierfür  in  Betracht  kommenden 
Ausgaben  und  Einnahmen  erforschen  will.  Auch  hierbei  kominen 
wiederum  mehrere  Formulare  zur  Anwendung,  in  weli  lie  die  eiri/i  lneu 
Bundesstaaten  das  Ergebniss  ihrer  Sonderzuhlung,  und  zwar  tlicsnial 
nach  Orts-  und  nach  Landarmen  verbänden  geschieden,  einzuUageu 
haben.  Der  Umfang  der  Fragen«  deren  Beantwortung  daa  Reich 
verlangt,  ist  ein  sehr  geringer.  Es  werden  in  Bezug  anf  die  Per> 
aonalatatiatik  nnr  folgende  Fragen  gestellt:  1)  Name  des  Unter- 
sUktzten,  2)  hat  der  Unterstützte  mit  ihm  zusammenlebende 
Angehörige)  und  zwar  a)  eine  Ehefrau,  b)  noch  nicht  14  Jahre 
alte  Kinder  und  Kindeskinder,  wie  viele V  3)  Art  der  Unter» 
Stützung,  ob  dauernd  —  vorübergehend,  ob  Anstaltspüege 
offene  Pflege,  4)  Ursache  der  Unterstützungsbedttrftigkeit? 

Ohne  die  Negative  erschöpfen  zu  wollen,  sei  hier  noch  bemerkt, 
dass  unter  anderem  niclit  getrugt  wird  nach:  Alter  —  Geburtsort 
—  Aufenthaltsdauer  —  Untersttttzungswohnsitz ;  Fragen,  die  zur 
Erkenntniaa  der  Wirkungen  des  Gesetaes  vom  6.  Juni  1870  an- 
erltesUch  sind. 

In  Bezug  anf  die  Flnanaatatistik  nmfaast  die  Beicba- 

erbebung  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Ausgaben,  wobei 
1)  Erstattungen  verausgabter  Beträge:  2)  Unterstützungen  a)  in 

baarem  Geldc,  b)  in  Naturalien  ;  3)  Ausgaben  für  a)  Suppenanstalten, 

b)  für  Zehr-  uml  UeisetzeUl ;  4  )  die  ausserordentlichen  (  für  Repara- 
turen u.  dsrl.)  unterschieden  werden,  sowie  die  E rs tattung en  mit 
Unterscheidung  der  von  a)  deutschen  Orts-  b)  Landarmenverbänden, 

c)  von  anderen  Seiten  zur  direkten  Verabfolgung  an  LüLerstützte 
besw.  ala  Erstattung  eingegangenen  Betrftge.  Pofrteni  welche,  wie 


Digitized  by  Google 


VI.  4. 


43 


zarttckgezahUe  Kri{>itaianIeiheD  und  ausgeliehene  Kapitalien,  nur  für 
die  BucbfQbiuug  alä  Ausgaben  oder  Eiiinahmen  erscbeiuen  uud  aiä 
solche  nnr  kasseomftssig  durchlaufendei  nicht  wirkliche  Einnahmen 
und  Ausgaben  sind,  sollen  «user  Betracht  bleiben.  Die  nicht  be- 
sonders hemrgelM^ienen  Ansgabekategorien  sind  in  die  Gesammt- 
sunme  einsostäien. 

Leider  darf  das  von  dieser  Erhebung  sa  erhoffende  Resaltat 

als  kein  günstiges  bezeicbnet  werden.  Es  fehlt  für  sie  dnrchans  an 
den  oben  als  erforderlich  bezeichneten  gleicbm&ssigen  VoraoBsetanngen 

und  an  hegrifflicher  Durchbildung.  Für  die  brennenden  Fragen 
der  Reform  konnte  sie,  selbst  eine  andere  Zuverlässigkeit  voraus- 
gesetzt, als  sie  Itesitzl,  nur  in  genngein  Masse  Aufscbluss  geben. 
Namentlich  wird  durch  die  unterschiedslose  Gleichstellung  der  Orts- 
md  der  Landarmenverbände  iu  den  tiuauzstatistischen  i 'onnularen  die 
wesentliche  and  eigentfimUche  Verschiedenheit  ihrer  Aufwandszwecke 
TöUig  verwischt.  Gerade  hieranf  nnd  auf  eine  Üeinere  DiffarenzÜrang 
Doss  es  aber  ankommen.  Ansserdem  entbehrt  sie  als  einmalige  Er- 
bebong gerade  in  Ansehung  der  vielfach  wechselndra  Ersebeinangen 
des  Ab-  und  Zuströmeos  in  den  Ärmeren  Bevölkemngsklassen,  der 
Zn-  und  Abnahme  des  Armenanfwandes  der  Yergleichbarkeit  mit 
anderen  Feststellungen.  Als  Andeutunf!  über  die  ArmenzustJinde  im 
allgemeinen ,  wie  dies  durch  einmalige  Ermittelung  möglich  ist, 
wird  sie  nicht  ohne  Wert  sein,  aber  in  der  Hauptsache  wenig  l^eues 
bieten. 

Die  Veröffentlichungen  des  Resultats  haben  für  das  Keich  noch 
nicht  begonnen;  Preussen  hat  einige  Hauptergebnisse  bereits  publizirt: 
8.  unten.  —  Vergl.  über  das  Detail  meinen  Bericht  Über  den  Stand 
der  Individnal-Armenstatistik  mit  Bedehnng  anf  die  seitens  des 
Reichs  veranlasste  Erhebung  (Sa  das  Kalenderjahr  1885,  in  Dmcks. 
des  D.  y.  1885  Nr.  2  nnd  memo  Abbandlang  Ober  Armenstat  a.  a.  0. 
Dieselbe  knüpft  nnmittelbar  an  diese  Erhebnng  an. 


II.  Bundesstaaten. 

1.  Preussen.  a.  Die  Armenstatistik  von  1849.  Ein 
in  grösserem  Massstabe  angelegter  Versuch ,  der  namentlich  auf 
finanz8tati=h'srhe  Nachweisnn^en  der  gesammtfn  Armenpflege,  ein- 
schliesslit  Ii  der  kirchlichen  und  Stiftungsarmeni  lU  ^:e,  abzielt.  Die 
Angaben  sind  auch  heute  noch,  soweit  sie  städtische  Verwaltungen 
betreffen,  durchaus  brauchbar,  ftlr  das  Laad  allerdings  ganz 
unzureichend.  Deu  wertvollsten  Bestandteil  der  Publikation  bilden 
die  vortrdllicben,  noch  gegenwärtig  völlig  zutreffenden  Bemerkungen, 
mit  welchen  Dieterici  die  Zahlenangaben  begleitet.  —  Preiias. 
Stat.  1849  Bd.  IV  S.  429  ff. 

b.  Die  finansstatistiscbe  Erhebnng  von  1869.  -** 
Dieselbe  ist  eine  Finansstatistik  im  weiteren  Sinne  nnd  weist  unter 
den  Einnahmen  nnd  Ausgaben  auch  unter  lY  die  Ausgaben  fttr 
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Wohliliaiigkeits-  uud  ArmenanstalteD,  sowie  für  Woliltbätigkeit  und 
Armenpflege  überhaupt  nach.  Die  in  Preoss.  Stat.  1875  Bd.  XXXY 
pnblisirteD  Uebenicbten  betreffen  die  kreis-  und  kommnnaliUndischen 
YerbSnde.  —  Vgl.  hierzu  das  £rg.-H.  VI  zur  Ztscbr.  des  preoas. 
atat.  Bor.  Tab.  III  8.  82  ff.,  woselbst  die  Resiiltate  der  Erbebnng 
für  56  Städte  ftber  20000  £.  genaner  verfolgt  werden. 

c.  Die  finanzstatistische  Erhebung  von  1876.  Eine 
Gemeindefinanzstatistik  im  weiteren  Sinne  für  die  damals  170preu88. 
St&dte  mit  mehr  als  10000  £.  Die  Uebersicht  I  enthält  unter  IV 
Ausgaben  für  Wohlth.-  und  Armenanstalten,  für  W.  und  A.  über- 
haupt, unterschieden  in  1.  für  W.-  und  Arnienans^talten  unter  Gerneinde- 
verwaltung,  2.  Zuschösse  an  andere  nicht  unter  Gemeindeverwaltunff 
stehende  \\'ohlthätigkeits-  uud  Arnienanstalten  ,  -i.  sonstige  Aus- 
gaben für  A.  und  W.  mit  Einsehlii.  ^  der  Arnieukrankenptlege  und 
Auiweudungen  für  arme  Schulkinder,  4.  Summe.  —  In  Tab.  V 
und  VI  sind  die  (iesanimtausgaben,  hierbei  nnter  d  die  für  Armen- 
wesen, sowie  der  auf  den  Kopt  der  Bevölkerung  entfallende  Hetrag 
angegeben,  und  zwar  fttr  die  56  Städte  mit  mehr  als  20  000  £. 
gleichzeitig  nnter  Yergleichnng  mit  den  Ergebnissen  von  1869.  — 
£rg.-H.  YI  zur  Zeitschr.  d.  prenas.  stat.  Bnr.  1879. 

d.  Die  finanzstatistische  Erhebung  von  1877'78« 
Eine  Kreisfinanzstatisük.  In  Tab.  A  sind  nnter  A  III  auch  die 
Ausgaben  ffir  Wohltb&tigkeits-,  Armen-  und  Besserungsanstalten  und 
Armenpflege  nachgewiesen,  unter  ß  III  die  Einnafamen  ans  den 
'^'ohltbätlgkeitsanstalten  und  gemeinnützigen  Einiichtnngen.  —  Krg.- 
H.  VII  der  Ztschr.  des  preuss.  stat.  Bur.  1880, 

(\  Die  f  i  n  a  n  z  s  t  a  t  i  s  t  i  s  c  b  e  r  b  e  b  u  n  g  von  1  880  81. 
Eine  (ienieiude-  und  Kreisfinanzstatistik  im  engeren  Sinne,  die  sich 
auf  die  allerdings  sehr  detaillirte  Nachweisung  des  Aufkc»Tnniens  an 
direkten  Slaatb&teuern.  tiemeiinU ahixaben  bezw.  an  Sebul-,  ivnclieu-. 
Armen-,  Kreis-  und  rrovinzialsteuerji  erstreckt.  Speziell  für  die 
Fragen  des  Armenrechts  Sp.  25  bemerkenswert:  Nachweis  der  neben 
den  Gemeindeabgaben  besonders  zur  Erbebung  gelangenden  Armen- 
steuern.  Die  Uebersichten  betreffen  1.  sämmlliche  Städte  --  d.  h. 
alle  Ganemden  mit  städtischer  Verfassung  —  einzeln,  2.  die  Land- 
gemeinden nach  Kreisen  bezw.  Bfirgenneistereien.  —  Erg.-U*  IX 
der  Ztschr.  des  preuss.  stat.  Bur.  1882. 

f.  Die  finanzstatistische  Erhebung  von  1888'84, 
Eine  Gemeindefinanzstatistik  im  weiteste  Sinne,  welche  alle  Ans* 
gaben  und  Einnahmen  der  Gemeinden  nach  sehr  fein  gegliederten 
Kategorien  nachweist,  ttberall  bei  der  betreffenden  Rubrik  neben 
der  Ausgabe  etwaige  direkte  Erträge  aus  den  betreffenden  Ver- 
anstaltungen vermerkend,  die  Ausgaben  in  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche scheidend.  In  Ruhr.  V  werden  die  .\nsgaben  nnd  Hin- 
nahmen für  Wohltluiiigkeits-  und  Armen-m^tnltm  .  für  W.  und  A. 
überhaupt  nachgewiesen.  Die  Uebersichten  belrelien  1.  sämmlliche 
StSdte  einzeln,  2.  die  Landgemeinden  nach  Kreisen.  —  Im  Ein- 
gänge befindet  sich  ein  Ueberblick  über  die  Geschichte  der  preuss. 
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FiDanzstatistik.  —  Erg.-H.  XVI  zur  Ztschr.  d.  preuss.  stiU.  Bur.1884. 

Preossen  besitzt  in  den  voibezeicbneten  Arbeiten  ein  aus- 
gezeicbnetes,  von  keinem  anderen  Staate  übertroffeues  armenfinanz- 
«tatistüches  Material.  Dasselbe  ist  am  so  w6rt?oller*  ala  die  be- 
attglicben  Nachweisangen  in  engstem  ZoflammenluiDg  mit  dem  fibrigen 
Gemeiadebaasbalt  gegeben  sind,  and  daher  nicht  bloe  zeitlieh  wie 
drtlich,  sondern  namentlich  anch  mit  den  übrigen  Ansgaben  und 
Einnahmen  vergleichbar  sind.  —  Allerdings  ist  hervorzuheben,  dass 
die  für  den  Osten  I'renssens  äusserst  wichtige  Kategorie  der  Outs- 
hezirke  ausser  Hctracht  geblieben  ist ,  weil  die  ihnen  eigentümliche 
Vermischung  von  privater  und  öüentlich  -  rechtlicher  Wirtschaft 
eine  Scheidung  der  bezüglichen  Ausgaben,  ja  seihst  eine  blos  über- 
schlagliche Schätzung  unmöglich  macht.  — -  Vgl.  a.  a.  0.  S.  2G1.  — 
Aasaerdem  die  Schrift  von  Gcfstfeldt,  Stftdtefinanzen  in  Preossen 
(Leipzig  1882,  Bd.  lY  H.  1  der  von  Schmoller  herausg.  Staats« 
and  sociaiwiss.  Forschnngen)»  der  das  Material  bis  einschliesslich 
1881  zam  Gegenstände  mannigfaltiger  Bearbeitung  und  Yergleichnng 
macht.  —  Ferner  v.  Tzchoppc,  Vergleichende  Darstellungen  aus 
der  Finanzstat.  der  preuss.  Stat.  für  d.  .1.  1S83  84,  in  Ztschr.  d. 
preuss.  stat.  ßur.  1884  S.  2UÜ  ff.  —  In  beiden  Arbeiten  ist  auch 
das  Vcrhältniss  des  Arraenaufwandes  zu  den  Hinteln  nnd  den  übrigen 
Aut"vvau(l>zwecken  der  Gemeinden  gut  berü<  ksuihtiirt.  —  Vgl.  über- 
haupt über  den  Stand  der  Kommunalhnanzsiai.  Kulhnann,  Die  Kom- 
munal belastung  im  Grossh.  Oldenburg,  in  Schanz'  Archiv  1884 
II  8.  192;  T.  Bettzenstein  in  Schönbeigs  Handb.  d.  polit  Oekon. 
2.  Aafl.  S.  667;  Loening  ebenda  S,  896. 

^.  Die  Armenstatistik  von  1885.  Von  den  für  die 
Keichserhebnng  zn  liefernden  Nachweisungen  sind  die  Hanptergeb- 
nisse  kurz  und  summarisch  in  Nr.  25  der  Stat  Korr.  des  preuss.  stat.  Bur. 
vom  ;3.  Juli  18SG  veröfTentlicht  worden.  Sie  betreffen  namentlich  die 
Zahl  <lor  Armen,  den  üesammtbctrag  der  Aufwendnngen  seitens  der 
Orts-  und  der  Landarraenverbände  V)- 

h.  Die  Volkszählungen.  1852  wurden  bei  der  Volks- 
zählung „diejenigen  Personen,  welche  lediglich  von  Almosen  leben 
and  zwar  ohne  zn  den  Familienangehörigen  xa  sfthleD,**  besonders 
aufgenommen.  In  dem  älteren  Qaellenwerk  der  Preass.  Stat. 
Bd.  y  S.  1028.  —  Bei  der  Yolkszfthlnng  von  1861  wurden  anter 
den  Berafiiklassen  in  Sp.  13^  „ans  fremden  Mitteln  lebende  Familien- 
bäupter  und  Alleinstehende  (Alinosenempfänger)"  nachgewiesen. 
Prenss.  Stat.  Bd.  V  S.  148.  —  Bei  der  Volkszählung  von  1867 
%Yur(len  nachgewiesen:  ^aus  fremden  resp.  öffentlichen  Mitteln  Le- 
bende a)  Almosenempläuger ,  Insassen  von  Heil-  etc.  Anstalten, 


t|  Inzwischeu  »lud  aufiführlichere  Nachweldungen  in  der  Zeitächr.  des 
preuss.  stat.  Bor.  1886  S.  42—64  erschienen;  dinelben  entrecken  sich 
a-if  die  fiir/j  Inon  I?rn:ioninp:sb' /irl^o  Eine  nähere  Prtifnng  dio.'^er  Publi- 
kation, sowie  die  Verwertung  ihrer  Ergebnisse  in  dieser  Arbeit  ist  mir 
nicht  mehr  mögUch  gewesen,  da  dieselbe  erst  während  der  Korrektur 
henHisgekonmie&  ist 
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Delinirte  in  Gefängnissen  aller  Art;  b)  etwaige  Aogehörige  der 
von  fremden  Mitteln  Lebenden".  Preuss.  Stat.  Bd.  XVI  S.  116.  — 
Desgl.  1871,  Prm.  Stat  Bd.  XXX  Bnbr.  75.  76.  85.  86.  ^ 
Seit  1875  ist  ?on  solcher  Sondenahlmig  im  Hinbtiek  auf  eine  spfttm 
0«werb68tatiBtik  Abstand  genommeii  worden.  —  Die  Ergebnisse  der 
Bemiss&hliing  von  1882  sind  in  Bd.  LXXYI  veröffentlicht  worden; 
dort  sind  entsprechend  den  fftr  das  Reich  bezdchneten  Kategorien 
unter  den  berofslosen  Personen  auch  die  von  Unterstützung  Leben* 
den  und  die  Anstaltsinsassen  nachgewiesen;  in  brauchbarer  Detail- 
Umng  aber  nor  Air  den  gesammten  Staat,  während  ftlr  die  Reg. -Be- 
zirke und  Kreise  die  Angaben  über  diese  Personen  mit  den  über 
die  anderen  berufslosen,  worunter  nanientlirh  solrhr,  die  von  eigenem 
"Vermögen  oder  Pensionen  leben,  zusainmengeworten  sind.  -  Vgl. 
hierzTi  die  Tüeni  oben  S.  42  zu  b,  —  Diese,  wie  dpr  prste  Hlick 
erf^iebt,  sein  uugleichwertigen  Ziffern  sind  jedenfalls  mit  allergrosster 
Vorsicht  zu  benutzen. 

2.  Sachsen.    Die  Ueichscrhebung  von  1881  war  für  Sachsen 
die  Veranlassung  im  Auschluss  an  sie  das  Formular  des  Reiches  er> 
heblich  zn  enreitem,  die  einzelnen  Daten  durch  Individualz&hlkartra 
zn  ermitteln,  nnd  die  Resultate  sdner  Naehforschnngen  in  nmfjaaaen- 
der  Weise  an  veröffentlichen.  -Die  Fragen,  die  weiter  geben,  als 
die   des   Reichs,  betreifen  das  genanere  Nationale  nnd  den 
Unterstfltznngswohnsitz.  Nur  für  Leipzig  nnd  Dresden  wnrde  noch 
weiter  gegangen  nnd  für  jeden  der  Untersttttzten  die  Angabe  des 
▼ollen  Nationale  (Name.  Geburtstag,  Geburtsort^  Religion  u  s  w«), 
der  Anfentbaltsdauer  und  des  UnterstUtzongswohnsitzes,  des  Leo- 
mundes  und  der  Art  der  Unterstützung,  letzere  bis  ins  Einzelne 
gegliedert,  gefordert.    Uebordies  unterschied  sich  Sachsen  noch  da- 
durch vom  Reich,  dass  es  dio  Erhebung  auch  auf  die  Landannpu 
erstreckte.    Die  ^  i  iofi'entlichnngen  sind  sehr  unifassendo  und  ucheu 
die  Resultate  gesondert  nach  Amts-  und  Krei^^hnuptniaiiii-rhalten  in 
Verbindung  mit  einem  kurzen  Ueberblick  Uber  SNstrni  und  Organi- 
sation des  Armenwesens  in  Sachsen  und  unter  ivhtrlegung  des  Ver- 
hältnisses der  einzehien  Kategorien  durch  Prozentberechnungen.  Die 
Publikationen  bezüglich  Leipzigs  und  Dresdens  sind  umfangreiche 
Monographien  der  in  jenen  Städten  aas  öffentlichen  Mitteln  geflbtea 
Armenpflege.  Am  Eingange  der  ganzen  YerOffiBntlichnng  sind  An- 
gaben nnd  Betrachtangen  enthalten,  die  Ober  das  Wesen  der  Armea- 
statistik  nnd  den  Stand  der  betreffenden  Arbeiten  orientiren  sollen. 
Da  Sachsen  dnrch  seine  zentrale  Lage  nnd  die  vorwiegend  industrielle 
Beschäftigung  seiner  Bewohner  ein  ganz  besonders  wichtiges  Gebiet 
ftr  die  Fragen  des  Armenrechts  bietet,  so  sind  die  FeststeUnngen, 
namentlich  bezügl.  des  Unterst.-Wohnsitzes,  von  allgemeinerer  Be- 
deutung.  Anch  bewirkt  der  Umstand,  dass  Sachsen  viele  intelligente, 
in  VerwaltiinL'sgeschäften  geübte  Gempindeverwaltnngen  besitzt,  eine 
grössere  Zuverlässigkeit  dieser  Statistik,  als  sie  einmaligen  Erhebungtm 
an  und  für  sich  zukouunt.  —  Zeitachr.  des  sächs.  staU  Bar.  Jahrg* 
28  und  29. 
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3.  Wü  rt  cm  her  pr.  Ausser  der  schon  erwähnten  dürftigen 
Zusammenstellung.'  I  csitzt  W.  noch  eine  sorgtlUtige  und  wertvolle 
Annenstatistik  in  der  von  Camrror  bearbeiteten  Stat.  der  Fürsorge 
für  Arme  und  Notleidende:  \V intern berg.  Jahrb.  für  Statistik  und 
Landesk.  1876  H.  III.  —  Doch  handelt  es  sich  in  der  Hauptsache 
um  Anstalten,  Stiftungen  und  Vereine  zu  Armenpflegezweckeu,  deren 
EntstehnDg,  Zweck,  Sach-  und  YemiögeDsetmnd  sowohl  einxeln  wie 
unter  folgenden  Kategorien :  a)  für  Kinder  b)  ftkr  die  heranwachsende 
Jugend  c)  fttr  Arbeiter  d)  Kranke  e)  Alte  nnd  Gebrechliche 
f)  Arme  überhaupt  —  nachgewiesen  werden.  Unter  f)  sind  nament» 
lieh  auch  alle  Stiftungen  begriffen,  die  ausschliesslich  den  Zwecken 
der  Öffentl.  Armenpflege  gewidmet  sind.  Doch  eine  Sondernng 
zwischen  den  Gebieten  der  öffentlichen  und  der  Stittungsarmenptiege 
im  en;^i  i  t  ii  Ömne  nicht  durchgeführt,  so  dass  die  Arbeit  ftir  die 
Beurteilung  der  ersteren  nur  von  mittelbarem  Werte  ist.  —  In 
der  an  anderer  Stelle  (vgl.  unten  §  87)  zu  nennenden  Gemeinde- 
finanzstatistik  Bind  nur  Nachrichten  Uber  Abgaben,  Natzungen  n.  s.  w. 
Im  allgemeinen  enthalten,  der  besondere  Haushalt  der  Armenpflege 
nicht  ersichtlich  gemacht. 

4.  Baden.  Einige  Ergebnisse  der  Reichserhebung  von  1881 
sind  in  der  Karlsrnber  offiziellen  Zeitung  mitgeteilt;  doch  handelt 
es  sich  nur  um  ganz  summnriselie  Angaben  der  Zahl  der  Unter- 
Ftfit/ten  und  des  Aufwandes  für  dieselben.  Man  tindet  dieselben 
abgedruckt  in  D.  Gem.-Z.  1881  S.  282  und  in  Schirollers  Jahrb. 
f.  G.  u.  s.  w.  1882  H.  4  S.  285.  —  Ausserdem  sind  auch  in  den 
Isachweisungen  betr.  das  Gemeinderechnungswesen  in  Baden  die 
Armenausgaben,  soweit  sie  aus  Gemeindemitteln  gedeckt  werden,  er- 
sichtlich gemacht  nnd  zwar  seit  1878  als  „besondere  Armennmlagen''. 
In  den  Nachweisnngen  betr.  den  VermOgensstand  der  Stadtgemeinden 
Aber  3000  und  der  Landgemeinden  Ober  4000  Einw.  sind  die  Ana- 
gaben für  „Armenpolizei'^  besonders  hervorgehoben.  —  Vgl.  Stat. 
Jahrb.  für  d.  Grossh.  Baden  regelmässig  in  Tab.  19;  speziell  noch 
Bd.  15  S.  240. 

5.  Andere  Staaten.  Die  Ergebnisse  der  lieichserhebung 
sind,  soviel  bekannt,  nur  noch  von  S.-Meiningen  und  zwar  ebenfalls 
sehr  summarisch  veröffentlicht  vsonlen.  Die  Angaben  über  die  Ur- 
sachen sind  unbrauchbar,  dagegen  die  Armenziffer,  der  Gesammt- 
betrag  und  der  Kopfbetrag  des  Annenanfwandes,  nach  den  4  Kreisen 
gegliedert,  von  einigem  Wert.  —  Stat«  d.  Hgt  S.-Meiningen  Bd.  1 
8.  858  ff. 

III.  Andere  Verwaltangsbezirke. 

a.  Die  A rm en s t atistik  der  Provinz  Hannover  für 
1872,  1877,  187  9.  Obwohl  alle  grösseren  Verwaltungen, 
namentlich  auch  die  provinziaUtandischen,  in  ihren  Berichten  An- 
gaben über  das  Armenwesen  veröffentlichen,  die,  wie  schon  bemerkt, 
unter  Umständen  sehr  wertvoll  sind,  so  kOnnen  doch  immOglich  alle 
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diese  hier  einzeln  aufgezählt  werden.  Eine  Ausnahme  ist  bezOgüch 
der  Provinz  Hannover  zu  machen,  welche  drei  Mal  eigentlich  armen- 
stÄlisüschc  Erhebungen  veranstaltet  und  als  Beilagen  zu  ihren  Ver- 
waltungsberichten tür  1874,  1878  nnd  1881  publizirt  hat.  In  den 
beiden  erstgenannten  sind  die  Einnahmen  der  Armen  Verwaltungen 
nach  ihren  einzelnen  Quellen,  die  Zahl  der  Unterstüfzten  naoh  Art 
und  Daner  unterschieden.  Die  NachweisuDgcii  bcziolien  sich  aui  die 
beibbtandigen  Städte  und  die  Amtsverbäude.  Desgleichen  ilie  Er- 
hebung lUr  1879,  die  aber  sehr  viel  weiter  geht  und  sehr  viel  sorg- 
fiUtiger  Teranstaltet  ist  als  die  froheren.   £9  wird  nocbgewieaen: 

1.  Die  Staatsateaerlaraft  im  GameiL  und  pro  Kopf.  2.  Die  Art  der 
Untersttttzimg  —  in  genaner  Scheidung  zwischen  Axistalts-,  Kost- 
und  Hansannenpflege.  Anch  ist  bei  ersterer  die  nfthere  Eigenschaft 
der  Anstalt,  als  Siechen*,  Irren-  etc.  Anstalt,  bei  letzterer  Geschlecht 
und  Familienstand  der  Unterstfltzten ,  sowie  ihre  Zugehörigkeit  m 
einem  Orts-  oder  zum  Landarmen  verband  angegeben.  3.  firstaitongen, 
4.  Der  Aufwand,  mit  genauester  Scheidung  der  Quellen  desselben, 
namentlich  a)  ob  aus  eigentlichen  Armensteuern  oder  Gemeindc- 
mitteln,  b)  aus  Ersatzleistungen  fies  L.-A.-Verbaiides  oder  anderer 
Annen  verbände,  c)  aus  StiftuiiiriMi ,  freiwilligen  BeiträL'on,  Armen- 
getjüliren,  d)  aus  Amtsnebenanlagekassen.  —  Die  Be<leuTuiit:  lur  die 
Fragen  des  Armenrechts  liegt  bei  dieser  Statistik  v(ir  allem  iu  der 
Scheidung  der  Aufwandszwecke  und  der  Einnahmequellen,  nament- 
lich auch  in  der  sorghilLigen  Ausemaaderhaltung  und  Nebeneinander- 
stellung der  auf  die  Ortsarmen  verbände  und  den  Landarmen  verband 
bezüglichen  Nachweisongen.   Da  HannoTer  eine  Bevölkenuig  von 

2,  s  Hill*  Einw.  hat,  also  in  der  BevOlkerangsrangordnung  Würtem- 
berg  vorangeht,  so  leuchtet  ein,  dass  diese  Erhebungen  einen  grosseren 
als  einen  rein  lokalen  Wert  haben,  obwohl  gewisse  Veranstaltungen 
(namentlich  die  Amtsnebenanlagen)  Hannover  elgentOmlich  sind. 

'b.  Die  Individualstatistik  des  Deutschen  Vereins 
▼on  188  3.  Wie  schon  erwähnt,  wurde  das  Bedttrfniss  einer 
Annenstatistik  im  Schosse  des  D.  V.  sehr  lebhaft  empfunden.  Der- 
selbe veranstaltete  daher  1883  eine  Erhebung,  die  in  Inhalt  und 
Methode  der  siiclisischen  Statistik  ganz  ähnlich  war  und  nur  darin 
sich  von  ihr  unterschied,  dass  sie  statt  eines  ganzeu  Landes  eine 
Anzahl  deutscher,  dem  Verein  angehörender  Städte  nmfasste  und 
Statt  auf  amtlicher  Anordnung  seitens  einer  Zentralsiel  le  auf  der 
Initiative  der  einzelnen  Beteiligten  beruhte.  Die  Aehniichkeit  rührte 
vor  allem  daher,  dass  Böhmert,  der  Leiter  der  amtlichen  sächs.  Stat., 
die  Seele  dieser  Vereinsstat.  wurde.  Die  Erhebung  uniiasat  77  dem 
Vereine  als  Mitglieder  angehörige  Ortsannenverbände  (Städte)  und 
geht  ebenfalls  auf  die  annenrechtlich  ftnsserst  wichttgen  Fragen  der 
Aufenthaltsdauer,  des  Unterst-Wohns.  u.  s.  w.  ein.  Bis  jetst  sind 
in  den  Yereinspublikationen  die  wichtigsten  Resultate,  teils  speiieU, 
teils  zusammenfassend,  mitgeteilt;  Tgl.  a.  a.  0.  Eme  Bearbeitung  in 
grosserem  Stile,  bei  welcher  das  Armenwesen  der  einzelnen  Armen- 
wbilnde  anf  Gnmd  der  Erhebung  eingehender  dargestellt  werden 
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soll,  ist  angekündigt,  aber  bisher  noch  nirht  erschienen.  Mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  diese  Erhebnng  einen  sehr  anerkennLnswerten. 
aber  unstreitig  noch  sehr  lückenhaften  Versuch  darstellt,  hat  eine 
derartige  grössere  Publikation  ihre  erheblichen  Bedenken,  weil  sie 
leicht  den  Charakter  eines  eigentlichen  Qaellenwerkes  annehmen  und 
za  vielfach  irriger  Benatzong  verleiten  kann.  Der  Hauptwert  der 
Tereinsetat  liegt  in  der  schon  oben  hervorgehobenen  Vieleeitigkelt 
und  Grflndlichkeit  der  Aber  aie  geführten  Verhandlangen.  Die  Er- 
gebnisse sind,  so  wdt  sie  sich  auf  grosse  Zahlen  grftnden,  fflr  einige 
Erscheinungen  der  öffentlichen  Armenpflege  verwendbar.  —  Ob  die 
Statistik  torr<;eset/t  werden  wird,  soll  von  dem  Aosfall  der 
iieichserhebung  für  1885  abhängen. 

c.  Armenp flegcstatistik  deutscher  Städte  fttr  die 
Jahre  1872  bis  187  6.  Eine  von  der  Gemeinde-Zeitung  ver- 
anstaltete Privatarbeit,  welche  135  deutsche  Städte  «mfasst  und 
namentlich  das  Verhältniss  der  ortseirtfreborenen  und  nicht  orts- 
eingeborenen  Armen,  den  Autwand  tur  otfentliche  AnnenpHcge,  das 
Erstattung«-  und  Armenstreitwesen  in  24  Rubriken  geschickt  be- 
handelt. Doch  sind  die  Zahlen  offenbar  äusserst  ungenau  und  eben- 
ftUft  nnr  andeatnngsweise  ond  mit  grosser  Vorsicht  zu.  benntsen,  — 
Deatsch.  Gem.-Z.  1878  Beilage  zu  Nr.  22. 

d.  Die  Anforderungen  für  öffentliche  Unter- 
stützungen in  51  deutschen  St&dten  w&hrend  d.  J.  18  7  6 
anter  besonderer  BerOcksichtigung  der  Stadt  Aachen  ans  amtlichen 
Qaellen  mitgeteilt  durch  die  Aachener  Armenverwaltong.  Aachen 
1879.  —  Die  Bevölkerungszahl .  Beträge  an  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern insgesammt  ond  pro  Kopf,  die  Zahl  der  dauernd  Unter- 
stützten ond  die  einzelnen  Veranstaltungen  fUr  letztere,  nach  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  geschieden,  sind  neben  einander  ge- 
stellt. 

e.  Die  Verteilung  der  Armenlasten  in  51  preus- 

sischen  Städten.  Von  Adickes,  als  Beilage  zu  seiner  genannten 
Abhandlung.  Tüb.  Ztschr.  1881  S.  419  ff.  —  Es  ist  eine  Ueber- 
sicht  über  den  Befraa  der  Grund-  und  Gebäude-,  der  direkten 
Staatssteuern,  der  Konimunalsteuem ,  der  Zwangsbeiträge  für  die 
Kosten  der  öffentlichen  Arnieupiiege  insgesuinuit  und  pro  Kopf  ge- 
geben und  eine  Berechnung  hinzugefügt^  welche  das  Verhältniss  der- 
selben zu  einander  ersichtlich  macht.  — 

Hiermit  d&rfte  die  Zahl  der  über  mehr  als  einen  Verwaltungs- 
besirk sich  erstreckenden  bezw.  den  üblichen  Inhalt  eines  Terwaltungs- 
berichts  ftberschreitenden  ZttsammenstelluDgen  und  Erhebungen  er- 
schöpft sein.  Von  den  für  die  Untersuchung  armenrechtlicher  Fragen 
verwendbaren  Einzelangaben  aus  einzelnen  Verwaltungsberichten  wird 
im  Yerlanfe  der  Arbeit  mannigfacher  Gebrauch  gemacht  werden. 

Fovtdiiiifea  (27)  VL  4.  ~  ll(kail»rb«t|.  4 
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2.  Das  mittelbar  armeustatistische  Material 

§  11. 

Eine  Aufeählung  aller  dcrjenij^cn  Angaben,  welche  tVir 
die  Kcnutuisä  der  Erscheinungen  des  Armenwesens  mittelbare 
Bedeutung  haben,  ist  nicht  wohl  möglich.  Dieselben  sind  in 
allen  grosseren,  zum  Teil  auch  in  den  kleineren  (vornehmlich 
in  den  tiiflringischen)  Staaten  sehr  erheblich,  fast  unerschöpf- 
lieh.  Von  der  grundlegenden,  fttr  alle?  Verhältnisse  wichtigen 
Bevölkerungs-  und  Wanderungsstatistik  bis  herab  zu  der  das 
Gebiet  des  Arnienwescns  hart  streifenden  Bettler-  und  Arbeits- 
hausatatistik  auf  der  einen,  der  Unfall-,  KrankoTi-Vprsieherunf^'s- 
statistik  und  älniliehen  auf  d^r  andern  Seite  ^aebt  es  eine 
Reihe  von  Spezialerliebungen,  welche  ftlr  die  Erkenntnis«  des 
Annenwesens  als  uuendlieh  wichtig,  ja  als  schlechtliin  unent- 
behrlich zu  bezeichnen  sind. 

Es  erschien  Angesichts  der  Schwierigkeit  erschöpfender  Aaf- 
zählong  zweckmässig,  Uber  das  einschlägige  Material  an  seinem  Orte 
nähere  Angaben  m  machea.  So  wird  man  la  §  17  Angaben  aber 
Krankenversichenuig  —  in  §  67  ff.  Aber  die  BeT51kenuigs-,  apedell 
Waaderbewegongen  —  in  §  87  ff.  über  KomonisalfiDaiuen  —  in 
§  102  über  Bettlerwesen  —  in  §  151  ff.  aber  Gebrecfaliehe  —  in 
§  180  aber  Krankenanstalten  n.  a.  m.  finden. 
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2.  Kapitel. 

Notwendigkeit  der  Armengesetzgebung. 


I.  Di«  Ornndzli^. 

Von  ilem  jjesetzlicli  geregelten  Zustond  unterscheidet  «ich 
der  gesetzlich  nicht  geregelte  nicht  darlurch,  da.ss  der  Inhalt 
des  ihn  hetroffendcn  Thuns  und  Unterlassens  in  beiden  Fällen 
rill  iiotNvt  ndig  verscliiedener  ist.  Unter  übrigens  gleichen 
Verhältnissen  wird  an  der  f!inen  Stelle  ohne  Gesetz  thatsiich- 
lieh  dasselbe  gethaii  und  unterlassen,  was  au  «  iner  anderen 
Stelle  auf  Grund  des  Gesetzes  gt  tlian  <idcr  unterlassen  wird. 
Der  wesentliche  Unterschied  liegt  vielmehr  darin,  dass  im 
ersten  Falle  etwas  gethan  oder  unterlassen  werden  kann  und 
im  zweiten  Falle  etwas  gethan  oder  uiiterhissen  wenlen 
luuss.  Das»  die  auf  das  V<  rlialt«  ii  der  Menschen  bezüglichen 
V<jrschriften,  wenn  nötig,  im  Wege  des  Zwanges  verwirklicht 
werden  können,  charakterisirt  den  ge8<*tzlieh  jxeregelten  Zu- 
stand gegenüber  dem  gesct/lich  nicht  ;rf^retrt  lt(>ii. 

Weil  nun  das  fn'ie  W  alten  dt  r  tlni  ^Ichm  in  n  uiul  (l»*n 
sie  umgebentlen  Dingen  innewohnenden  Krilfte  das  Matiirliche 
und  daher  überall  das  Primäre  ist.  so  bedarf  es  einer  sekun- 
dären Thätigkeit,  eines  besonderen  Aktes,  um  dies  freie  Wal- 
ten 211  einem  notwendigen  und  gesetzmfissigen  umzugestalten. 
Als  selbstverstftndHche  Voraussetzung  darf  liierbei  erscheinen, 
dass  der  Gesetzgeber  nicht  anders  zu  solcher  Thätigkeit 
schreiten  wird,  als  \\  enn  er  die  Ueberzeugung  erlangt  hat,  es 
müsse  etwas  geschehen,  um  Besserung  und  Abhülfe  herb<*i- 
zufuhren.  und  es  würde  dies  nicht  ü<'>ehehen,  wenn  es  nicht 
unter  Zwangsandrohung  g(;b<»ten  <^der  verbot<'n  w  ilrd«'. 

W  endet  man  diese  allgemeinen  »Sätze  auf  die  Fragen  des 

4* 
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Arni'  nwosens  an,  so  ^olanp;'!  man  zu  d'injenigen  Punkte,  von 
wcU  Ik'mi  .mh  Teil  der  neueren  Reform bostrebungen  seinen 
Au  iiij^  nimmt,  indem  die  Feriihaltung  bezw.  die  Beseitigung 
des  gesetzlichen  Zwanges  in  Bezug  auf  das  Armenwesen  ge- 
fordert wird. 

Diese  Forderung  ist  an  erster  Stelle  deshalb  zu  betrach- 
ten, weil  im  Falle  ihrer  Erfüllung  das  Sekundäre,  die  Armen- 
gcsctzgebung,  hinfHllig,  die  Krwiigung  ihrer  Regelung  Uber- 
nUssig  erscheinen  würde.  Andererseits  gewährt  gerade  die 
Rrtrachtung  der  bezüglichen,  diesen  Punkt  bestimmenden 
Gegensätze  die  geeignete  Grundlage  f^ir  die  weitere  Dar- 
stellung, dif,  von  dein  Boden  der  natürlichen  That«aeh«ni 
ÄU.sgelicnd,  zu  denjenigen  Gestaltungen  zu  gelangen  hat, 
welche  bisher  gcschaflfen  worden  sind,  oder  deren  Schaffung 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  begehrt  wird. 

13. 

D'T  Zustand  der  lietlüritigkeit  einzelner  Personen  — 
K i  n z cl a  r  m  u t  —  oder  ganzer  Pcrsoncnklasseu  —  Massen- 
armut  —  ist  nicht  an  und  fUr  sich  in  der  Beschaffenheit 
der  menschlichen  Natur  begründet;  es  lassen  sich  Zustande 
denken,  in  denen  ein  niedriges  Mass  der  Bedürfnisse  im  all- 
gemeinen Untcrscliicde  zwischen  den  «  inzelnen  Einwohnern 
eines  Bezirks,  also  den  Gegensatz  von  Wohlstand  und  Armut 
nicht  hervortreten  lässt,  oder  in  denen  einem  jeden  Ein- 
wohner ein  aufgemessener,  zu  seinem  Unterhalt  ausreichender 
Krwi  rb  zur  Seite  stolu.  Aber  wenn  es  fiir  solche  /uHtMnde 
auch  nicht  an  Beinj^neleu  fehlt,  so  beziehen  sicli  dicscjhen 
doch  immer  nur  aut  einzelne  Bezirke,  in  denen  eigentüm- 
liche Verhältnisse  einen  meist  nicht  lange  dauernden  eigen- 
tümlichen Einflustt  zu  üben  und,  nur  är  kurze  Zeit,  den 
Zustand  der  Bedürftigkeit  von  allen  Einwohnern  fernzuhalten 
vermochten. 

Vgl.  z.  B.  die  interessanten  Angaben  über  die  Gemeinden 
Kornthal  und  Wilhelmsdorf  in  Würtemberg,  welche  durch  ein  System 
vollständigster  Abschliessung  nach  aussen  auf  der  einen,  durch  vor- 
zügliche Zucht  und  Ordnung  im  Innern  von  bedOrftigen  Einwohnern 
frei  blieben,  bei  Sc  hü  bl  er  S.  93  und  102.  —  Ueber  Zustände, 
in  denen  die  ullgcmeinc  Arnmt  das  Hervortreten  individueller  Be- 
dürftigkeit beinahe  unninglii  Ii  macht,  sind  wiederholt  Wahrnehmungen 
gemacht.  So  von  Ki  ios  bezüglich  der  oberschlepis' fien  Bezirke 
II  S.  8  Anm  1  i  in  der  preussischen  Armenstatibiik  von  1849 
bezüglich  der  Kreise  Wittgenstein,  Brilon,  Liiusphe;  in  Kollmanns 
Armeiiätatibtik  buzuglich  der  müusterischen  Geest  (Oldenburg).  Ein 
ganz  vortreffliches  Bild  des  Gemeindelebens  in  kleinsten  und 
engsten  Verhällnissen  entrollt  Schnapper-Arndt  in  seinem 
Buche:  5  DorfgemeindeD  auf  dem  hohen  Taunus >  in  den  staats- 
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und  socialwisseii schaftlichen  Forschungen,  herausgegeben  von  Q. 
Seh  Hl  oll  er,  Bd.  IV  Heft  2;  auch  Stüve,  Wesen  und  Verfassung 
der  Landgemeinden  nnd  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Nieder* 
sachben  und  Westtalen,  1851,  besonders  S.  150. 

In  Walirhf'it  ist  die  Armut  von  jelior  eine  Thatsficli«^  g<^- 
weson.  Von  jeher  hat  es  Zustände  gegeben,  in  welchen 
einzelne  i'cr.souun  oder  ganze  Klassen  von  Personen  ausser 
blande  oder  nicht  Willens  waren,  sich  dcia  zu  ihren)  Unter- 
halt Erforderliche  durch  eigene  Arbeit  zu  erwerben  und  für 
den  Fall  der  Erwerbslosigkeit  aus  eigenen  Mitteln  Abhülfe  zu 
schaffen,  und  ebenso  hat  es  keine  Zeit  gegeben,  in  wel- 
cher die  Thatsache  der  Armut  nicht  Gegenstand  der  Wahr- 
nehnaung,  der  Beurteilung  und  der  Fürsorge  gewesen  wilre^ 
keine  Zeit,  welelier  es  an  ErwJtgungen  und  Massregeln  ge- 
fehlt li.'itte.  dieselbe  zu  verhüten  und  zu  beseitigen.  Art  und 
Mass  ihrer  Uebung  sind  freilich  immer  versehied<!U  gewesen. 
V<»n  (h'H  hierauf  im  einzelnen  einwirkenden  h'aktoren  wird 
im  folgenden  vi(  liaeh  zu  handeln  sein;  hier  bedarf  es  nur 
der  Hervorhebung  der  wichtigsten  in  Betracht  kommenden 
Gesichtspunkte. 

Soweit  von  Armut  als  Gegenstand  verhütender  oder  be- 
seitigender Massregeln  die  Rede  ist,  hat  man  darunter  immer 
denjenigen  Zustand  der  Bedürftigkeit  zu  verstehen^  in  welchem 
das  Individuum  weniger  besitzt  oder  ei-wirbt,  als  es  notwendig 
zu  seiner  Erhaltung  ljedai*f  —  also  den  äussersten  Zustand 
des  ^Mangels  an  den  zum  Leben  absolut  erforderlichen  Unter- 
hultiiniitteln. 

Die  Arnuit  ist  verschuldet  oder  unverschuldet.  Ver- 
schuldet ist  Armut,  wenn  das  Erwerben  des  Unterlialts 
versilumt  (Müssiggang)  oder  das  Erworbene  über  den  gegen- 
wärtigen Bedarf  hinaus  ohne  Rücksicht  auf  die  Zukunft  ver- 
wendet worden  ist  (Verschwendung).  Unverschuldet  ist 
sie,  wenn  nicht  voraussehbare  Ereignisse  die  Möglichkeit  des 
Erwerbes  Uberliaupt  oder  zeitweilig  hindern.  Diese  Hinde- 
rungen sind  allgemeine  (objektive)  oder  iiidividnelh'  (sulijek- 
tive).  Zu  den  ersteren  geh(1ren  vnrnelindich  gewerbliche 
Krisen,  nuintrelliafte  Staatseinrichtungen  und  Ähnliche  als  Pro- 
dukte nie?)  vrliiicher  Veranstaltungen,  —  Brand-,  Wasser-, 
Hagelsciiäden.  ?^pidemien  und  fthnlielie  al:*  Folgen  von  Natur- 
erschtinungen.  In  subjektiver  Beziehung  hindernd  sind  vor^ 
nehmlich  Krankheit,  Gebrechen,  jugendliches  Alter,  Greisenalter. 

Aufzählungen  der  möglichen  Arnrntsursachen  fmden  sich  vor- 
nehmlich  in  den  LehrbOchem  der  politischen  Wissenschaft  und  Tolks- 
irirtsehaft,  wo  dieselben  den  Ausgangspunkt  fCU*  Erdrtemng  all- 
gemeiner richerheitspolizeilleher  und  frirtsebaftspolitischer  Massregebi 
bilden.  Am  besten  noch  immer:  Mehl  S.  280  ff.  undRau  §  326 
n.  827.  —  Keuerdings  sind  die  Versnche,  die  ArrnntsorsacheD  im  Wege  • 
der  Btatistiscbea  Erhebimg  zu  erforschen,  sehr  sahlreicbe.  Die 
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lieichsstatistik  vou  1885  hat  allerdings  eine  Nomenklatür  von 
Ursachen  aufgestellt,  die  ganz  äusserlit'h  imd  unzulänglich  ist.  Da- 
gegen haben  Sachsen  und  Bremen  im  Anschluss  an  die  letztere  die 
Ursachen  sehr  eingehend  beiiandelt  und  besonders  dem  Auftreten 
der  individuellen  Ursachen:  Krankheit,  Alter,  Verlassen  seitens  des 
Krnähiers,  Arbeitslosigkeii ,  Trunksucht  u.a.,  besondere  Aafmerk- 
samkeit  geschenkt.  —  Ueber  das  Detail  vgl.  Böbmert  in  den 
Berichten  an  den  Dentschen  Verein  fftr  A.  und  W.  1888— 
aoch  oben  §  10'.  Anaeerdem  Mfineterberg)  Die  Annen- 
Btatietik,  in  Gonr.  Jahrb.  f.  Nat  a.  Stat  1886  Heft  5  8.  408. 

Doch  wirken  die  einzelnen  Ursachen  der  Ainnit  nicht, 
wie  ein  einzelnes  Naturgesetz  wirkt,  d.  h.  in  deutlich  erkenn- 
barem Zusanunenhaug  von  Ursache  und  Wirkung,  sondern 
68  handelt  eich  immer  um  mehr  oder  weniger  konaplisirte 
Vorgänge:  Mttseiggang  kann  die  Verminderung  des  Leben«* 
unterbaltoy  dieser  Krankheit^  Krankheit  Gebrechen  nur  Folge 
haben.  Jugendliches  Alter,  für  sich  immer  ein  Ztistaod  der 
Hülflosigkeit,  wird  zum  Zustand  der  Armut,  wenn  die  /.ur 
Unterhaltung  des  Kindes  verpflichteten  Eltern  verstorben,  ab- 
weseix!  oder  sonst  unvermögend  oder  nicht  Willens  sind,  den 
Unterhalt  zu  gewähren.  Greisenalter,  das  als  natürliche  Er- 
scheinung nie  unerwartet  auftreten  kann,  führt  zur  Armut, 
wenn  der  zum  G reise  Gewordene  es  versäumt  hat,  in  den 
Tagen  der  vollen  Erwrrbsfahigkeit  für  die  Siclierung  seiner 
Zukunft  Sorge  zu  tragen,  bezw.  wenn  andere  Ursachen,  bo- 
»onders  j^eringe  Lohnhfihe.  die  Erüliri^^un^^  einer  xVh«;i  sversor- 
gung  unmöglich  gemacht  liahen.  So  schliesst  sich  tnut»  au  das 
andere  mit  trauriger  Notwendigkeit  an:  ein  uft  undurchdring- 
liches Dunkel  hüllt  die  ersten  Ursachen  ein,  aus  denen  die 
folgenden  sich  ergeben.  Mit  Sicherheit  ist  eben  nur  eines  er- 
kennbar:' die  endliche  Wirkung,  die  in  der  äusseren  Erschei- 
nung der  Armut  zu  Tage  tritt  und,  woher  immer  kommend, 
inuner  ein  und  dasselbe  bedeutet:  Mangel  an  dem  num  not- 
wendigen Lebensunterhalt  Erforderlichen* 


Die  Massregeln,  welche  auf  Verhütung  bezw.  Beseitigung 
der  Armut  abzielen,  gliedern  sich  in  natürlicher  Rcihen- 
f<dge,  sobald  mau  vom  Ferueren  zum  Näheren  und  Näch&teu 
vorschreitet. 

In  erster  Linie  steht  die  allgemeine  Wuhllahrtspflege, 
welche  Wohlstand,  d.  h.  das  Gegenteil  von  Armut,  positiv  zu 


Ursachen  im  engsten  Zusammenhang,  indem  sie  durch  Aende- 
rung  schädlicher  Staatseinrichtungen,  wie  etwa  der  ZoUgeseti> 
gebung,  durch  Belebung  des  Verkehrs  und  der  Industrie  und 
Anderes  Erwerbsquellen  eröffnet  oder  allgemein  sagängtich 


§  14. 


fördern  sucht 
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macht.  Ihr  zunilchst  stehen  die  auf  Unschadlit  hiiuiehung 
schädlicher  Naturereignitkie  K*^i'i<^liteten  Bemühungen ,  Vor- 
kehrungen gegen  Feuen-  una  Wassersnot,  gegen  Epidemien 
und  dergl.  Dieser  Thätigkeit  ist  charakteristisch,  dass  sie  es 
mit  keinem  Einzelnen  zu  thun  hat,  sondern,  ganz  allgemein 
allen  Teilen  der  Bevölkerung  zu  gute  kommend,  das  Ver- 
sinken in  Armut  verhindern  will. 

llir  gegenüber  stehen  diejenigen  Bestrebungen,  welche 
den  subjektiven  Ursachen  der  Verammng  nachmlf^.  Sie 

wollen  aiejenigen  Folgen  unschädlich  machen,  welche  durch 
die  Bestrebungen  der  ersten  Art  niclit  haben  verhütet  werden 
können;  sie  wollen  diejenigen,  die  trotzdem  in  den  Zustand 
der  Annut  verfallen  sind,  aii.s  demselbcii  wieder  befreien;  sie 
bind  daher  gerichtet  aui  iicöchatl'ung  von  Mitteln,  welche  den 
in  Armut  gcrateuen  Individuen  den  zeitweilig  oder  dauernd 
fehlenden  Lebensunterhalt  au  gewähren  vermögen.  Die  Be- 
8cha£Fiing  der  Mittel  geschieht  durch  das  Individuum  selbst, 
indem  es  zur  Zeit  des  Erwerbes  soviel  erspart,  um  in  der  Zeit 
der  Erwerbslosigkeit  oder  der  £rwerbsunl)ihigkeit  sich  aus  den 
Ersparnissen  zu  unterhalten  —  oder  sie  geschieht  durch  andere 
Personen,  welche  zu  dem  IndividiinTn  in  iiL'^nd welcher  Be- 
ziehunir  stehen.  Pls  können  das  die  Angehöri^^eii.  lio  Dienst- 
odor  Arbeitgeber,  die  näheren  Gemeinschaften  —  Korj)i)ra- 
tiunen,  kirchliche,  bürgerliche  Gemeinden  u.  s.  w. —  sein;  in 
Ermangelung  solcher  Personen,  oder  auch  vor  ihnen,  können 
es  diejenigen  sein,  welche  nur  im  Yerhftltniss  der  Mitmenschen 
au  ihnen  stehen  und  als  solche  sich  verpflichtet  oder  sonst 
veranlasst  fühlen,  den  Zustand  der  Armut  zu  beseitigen.  So- 
weit die  Hülfe  von  Personen  ^^«deistet  wird,  denen  eine  per- 
sönliche Verpflichtung!^  (Familie,  Dienstherr,  Arbeitgeber)  nicht 
obliegt,  heisst  die  Hülfeleistung  Armenpiflege^). 

80  bewegen  sieli  die  auf  Verhütung  und  Beseitigung  der 
Armut  gericliteten  Thätigkeiten  in  konzentrischen ,  nach  dem 
Mitteljmiikt  hin  sich  verenj^enden  Kreisen;  wahrend  Widd- 
fahrtsj)tifj;e  und  Schutzveranntaltungen  ins  Allgemeine  tu  11, 
tren  n  die  beiden  anderen,  die  Veranstaltungen  xur  belbäthulte 
und  die  eigentliche  Armenpflege  dicht  an  da^  betrefl^ende  lu- 


M  „Die  Pflicht  der  Unterstützang  einzelner  Mitglieder  der  Gesell- 
schaft  durch  uiulpn»  entspringt  aus  fUnf  vtrschiedcnen  Quellen,  die  ihmr 
inneren  Natur  nach  we«enthch  von  einander  abweichen  und  in  ihrer 
staatswirtscbaftlichen  Bedeatun^  scharf  von  einander  zn  trennen  sind. 
I>if''=f'  (^Mifllrn  ?ind  erst'^n«  drr  Grundsatz  >ler  Crcrf^ff^fiti^'k ^-it  mJit  Ver- 
einigung der  Kräfte  zu  geuieiusamer  Verfolgung  eineb  Zieles^  zweitens 
das  DieD9t¥«4ii]tniM  oder  die  Vco-hältoisae  des  Lohnes;  drittens  das  Ver^ 
h&ltiiiss  der  Familie  oder  die  natürlichen  Bedingungen  der  menschlichen 
Existenz  und  Kntwifkluup;  viertens  die  Gebote  unserer  Religion  und 
fünftens  die  kuckstchten  der  ötientlichen  Sicherheit  and  Wohluüirt''  — 
Kries  II  3.  30. 
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dividuuni  heran,  um  den,  der  trotjs  alledem  bedürftig  geworden 
istf  dem  Zustand  der  Armut  wieder  zu  entziehen. 

Der  ursäeliliche  Zusammenhang  aller  dieser  Bcmuiiuugen 
und  Veranstaltungen  leuchtet  ein.  Man  darf  behaupten,  dass, 
wenn  die  beiden  ersten  von  erheblichem  Erfolg  gekrOnt  wür- 
den, die  dritte  wesentlich  verringert  werden  könnte,  und  das» 
mit  vollkommener  ErfUUung  auch  der  an  die  Selbsthülfe  eu 
stellenden  Forderungen  es  der  Armenpfl^e  Überhaupt  nicht 
bedürfen  würde. 

Dass  ein  Zustand,  in  -svekliem  die  Armut  gänzlich  ans  der 
Welt  verschwindet,  nicht  wahrscheinlich,  ja,  an  dem  Masse 
menschlicher  UnvoUkommenheit  gemessen,  wohl  schlechterding'» 
unmöglich  ist,  bedarf  keiner  näheren  Begründung;  vielmehr 
lässt  sich  die  Besorgniss  nicht  unterdrücken,  dass  die  kom« 
pUsdrten  Produktions-  und  Lohnverhältoisse  der  modernen 
Zeit  eher  eine  Steigerung  der  Armut  als  ein  Sinken  der- 
selben erwarten  lassen.  Was  Menschen  thun  können,  ist  eben 
nur :  vorbeugen,  auf  sittliche  Veredlung  hinwirken;  äussersten 
Falls  helfen. 

Mit  Bezug  auf  das  ll^lfen  möchte  es  von  vornherein 
ebenso  unwahrscheinlich , Ja  belbst  unmöglicli  erselieinen,  auf 
die  Herbeiführung  eines  Zustandes  zu  hofi'en,  in  wekheni  die 
Hülfe  nur  von  dem  hülfsbedtirftigen  Individuum  selbst  ausgeht, 
eine  Hülfe  von  anderer  8eite  überflüssig  wird.  Gleichwohl 
kann  gegenwärtig  eine  kurze  Betrachtung  dieser  Hoffnung 
und  der  Umstände,  auf  welche  sie  gegründet  wird,  nicht 
unterlassen  werden,  weil  nicht  blos  die  auf  Beförderung 
der  Selbsthttlfe  gerichteten  Bestrebungen  den  vornehnisten 
Rang  unter  den  auf  Beförderung  der  allgemeinen  Wohl&hrt 
gerichteten  Bestrebungen  überhaupt  einnehmen,  sfmdern  weil 
gcrad(>  in  neuerer  Zeit  positive  \  orsrMnsi'-'»  gemaclit,  positive 
Gresetze  erlassen  worden  sind,  welelie  die  H'  fl'nung,  dass  man 
die  Annenpfl<'ge  durch  Veranstaltungen  der  belbsthtüfe  über- 
flüssig machen  kann,  zu  verwirklichen  versuchen. 

2«  Bas  Verhftltniss  der  Amenpfl<|^  nnd  der  Selbsthfllfe. 

Vgl.  die  gruüdiegenden  Arbeiten  von  Brenta  u  o :  Die  Arbeiter- 
verücherung  gemäss  der  heutigen  in^irtschaftsordnung.  —  Der 
Arh^terversicherangszwang  und  seine  Folgen.  —  Die  gewerbliche 
ikrbelterfrage,  in  Scbönbergs  Handbuch  §  42  ff.  —  Schäffle, 

Gesellsch.  System,  3.  Aufl.,  8.  488  if.  —  Wagner,  Theoret.  V.« 
W.-Lehre.  I.  Teil:  Grandlegnng.  8.  475.  —  Gamp.  Die  wirt- 
schaftlichen sozialen  Aufgaben  unserer  Zeit  aof  industriellem  und 

landwirtschaftlichem  Gebiete.  Berlin  1881.  —  Hirschberg,  Die 
Selbsthilfe  des  Arbeiterstandes  als  Grundlage  seiner  Versichern nü. 
in  Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen,  herausgegeben  von  v.  Holtzeu- 
dorä.  Berlin  1883.  —  v.  Keitzenstein,  Inwieweit  ist  von  der 
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Ausbildaog  der  Arbeiterversicbernng  eine  Mindeniiig  der  Armenlast 
zü  erwarten?  In  Conr.  Jahrb.  1882  S.  ff.  —  Die  Frage  des 
Verhältnisses  von  Versicherung  und  Ärmenptle^'f*  ist  ausführlirher 
öffentlich  erörtert  in  dem  Verein  für  Socialpolitik ,  Verhandlungen 
voui  uud  10.  Oktobei  1882.  Daslleferat  hatte  v.  R e i tzenste in , 
das  Korreferat  Lainmers  und  Ad  ick  es.  Von  den  übrigen 
Bedneni  ist  namentlich  Scbmoller  zn  nennen.  Vgl.  Bd.  XXI  der 
Sebriften  d.  Y.  f.  8.  S.  82  ff.  —  Ebenso  im  D.  V.  f.  A.  il  W. 
Refeiat  von  Lamm  er  s.  Die  UnfallvenicberoDg  in  ibrer  Rttck- 
wirkong  auf  die  Armenpflege.  (Drucks,  und  Yerbandl.  von  1881.) 
Sehr  viele  Nachweisungen,  sowie  Entwürfe  findet  man  in  der 
Deutschen  Gem. -Z.,  welche  seit  langen  Jahren  die  Ersetzung 
der  Armenpflege  durch  Versicherung  öffentlich  verteidigt  und  be- 
gründet hat.   Vgl  besonders  J&hrg.  1877  hr.  31—34. 

§  15. 

Die  Orttnde,  welche  f^r  die  Notwendigkeit  der  Selbat- 
bQlfe  durch  Versicherung  sprechen,  sind  hier  so  wenig  wie 
die  Frage,  ob  freie  Kassen  oder  Kassenzwang  zweckmässiger, 

zu  untersuchen.  Nur  des  Zusammenhanges  vsr^en  nioj^en 
in  Kürze  die  massgebenden  Gesichtspunkte  hervorgehoben 
werden. 

Grundsätzlich  hat  jeder  erwacliseiie  und  arbeitnOihige 
Mensch  ftir  seinen  eigenen  Unterhalt  sowie  für  den  seiner 
nÄchstcn  Angehörigen  zu  Horgen.  Soweit  diese  Sorge  keine 
gegenwärtige  ist,  weil  sie  durch  gegenwärtigen  Arbeitsverdienst 
Dire  Erledigung  findet,  betrifft  sie  die  zukünftige  Lebens- 
möglichkeit,  als  welche  zeitweilige  Erwerbslosigkeit  wegen 
Arbcitsmangel  oder  Krankheit,  dauernde  Erwerbsunfähigkeit 
we<ren  Krankheit,  Invalidität,  Alter  oder  durch  Versterben 
mit  Hinterlasaung  von  Angehörigen  —  in  Betracht  zu  ziehen 
sind.  Die  aus  den  verschiedenen  Möglichkeiten  «ii  h  ergeben- 
den Fr>lgf»n  sind  zeitweilige  oder  dauernde,  sie  treffen  den  Fin- 
zelnen,  sofern  er  ohne  Aiigeliörige  ist,  allein,  oder  ihn  zuf^amnien 
mit  seinen  Angehörigen,  oder  «eine  Angehörigen  allein.  er 
sich  gegen  die  Folgen  sicher  «teilen,  so  nuiss  er  von  tleni, 
was  er  im  Zustand  der  Arbeitsfähigkeit  erwirbt,  soviel  erübri- 
gen, um  seinen  Unterhalt  und  etwaige  besondere  Aufwendun- 
gen, wie  Krankenpflegekosten  für  die  Zeit  seines  Lebens,  die 
Erziehung  und  den  Unterhalt  seiner  von  ihm  abhängenden 
Angehörigen  (Ehefrau  und  unselbständige  Kinder)  auf  den 
Fall  seines  Todes  sicherzustellen.  Die  Sicherstellung  soll  regel- 
mässig in  Gestalt  der  Kranken-,  Unfall-,  Alters-,  Lebensver- 
sicherung erfolgen. 

Gesetzt  nun,  das«  die  natürliche  Induhnz  der  meisten 
Mensehen,  in  guten  Tagen  die  möglichen  schlechten  ausser 
Acht  zu  lassen,  durch  Erziehung  tiberwunden  oder  durch  all- 
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gemeinen  Versicherangszwang  unschiidlich  gemacht  werden 
könnte,  so  wäre  noch  ein  zweiteö  Erforderniää  zu  erfüJlen, 
dam  aflmlich  der  Erwerb  in  der  Zeit  der  Arbeitsfähigkeit 
nicht  blos  zum  gegenwJIrtigeii  Unterhalt  ausreichend  sei,  son- 
dern einen  Ueberschuas  enthalte,  aus  welchem  die  Versiche- 
rungsbeiträge gedeckt  werden  können.  Würde  auch  dieses 
Erfbrdemiss  erfüUti  so  hätte  der  Arbeitslohn  diejenige  Höhe 
erreicht,  welche  er  aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  not- 
wendig haben  muss,  um  dem  Arbeitenden  und  seinen  Auge- 
hörigen  mindestens  die  Existenz  zu  sichern.  Das  Eingreifen 
der  Armenpflege  würde  in  diesem  Fall  übcrtlüssig  sein.  Er- 
reicht der  Arbeitälühu  diese  Höhe  nicht  und  wird  nunmehr 
fUr  den  Unterhalt  der  nicht  versicherten  Personen  durch 
Armenpflege  Sorge  getragen,  so'  treten  die  Mittel  der  Armen- 
pflege an  die  Stelle  des  Arbeitslohns;  und  geht  man  von  dem 
volkswirtschaftlich  wohl  kaum  anfechtbaren  Satee  aus,  d.iss 
der  Arbeitslohn  einen,  und  meist  den  wichtigsten,  Teil  der 
Produktionskosten  bildet,  so  gelangt  man  zti  dem  Folgesatz, 
dass  die  an  die  Stelle  des  Arhi  itslnhns  gc^tn^teiien  Mittel  der 
Arnieuitflf'^«'  «'iniMi  Teil  der  Produktion.sk'Ksien  bilden  und 
dass  um  '  ix  iKsoviel  das  Produkt  billiger  hergestellt  werden 
kann,  ala  der  Arbeitslolin  durcli  die  Zusehiisse  der  Aniien- 
pfloge  zu  seiner  notwendigen,  d.  b.  die  Versielierungspramie 
mitbegreifenden  Höhe  eigänzt  ist.  Mit  anderen  Worten:  die> 
ienigen,  welche  von  der  Produktion  unmittelbar  Vorteil 
nahen  —  die  Produzenten  bezw.  die  Konsumenten  — ,  erhalten 
diesen  Vorteil  auf  Kosten  derjenigeiT,  welche  die  Mittel  der 
Armenpflege  aufbringen,  also  je  nach  den  Umständen  auf 
Kosten  von  Privatpersonen,  auf  Kosten  der  Gemeinde ,  des 
Staates  u.  s.  w. 

Dies  i  t  (1er  unleugbare  Zusammenhang  der  Annenpflege 
mit  der  Versicherung,  aus  welchem  die  theoretische  Berech- 
tigung der  Forderung,  dass  erstere  durch  die  letztere  voll- 
kommen ersetzt  werde,  unzweifelhaft  hervorgeht^).  Die  Frage, 
ob  diese  Forderung  in  absehbarer  Zeit^  d.  h.  so  schnell  ver^ 
wirklicht  werden  kann  oder  wird,  um  die  Reform  in  Bezug 
auf  die  Annenpfloge  selbst  schon  jetzt  ttbci flüssig  erscheinen 
zu  lassen,  ist  dem  gegenüber  eine  thatsächliche,  wenngleich 
auf  mannigfachen  Voraussetzungen  beruhende. 

Was  den  Versuch  der  Verwirklichung  betrifft,  so  i.st  k<>in 
Projekt  bekannt,  welches  den  ganzen  Kreis  der  Versicberungs« 
ptliihügen  zu  umspannen  ^rewHgt  und  dem  Wunsch  naeh  all- 
seitiger Versicherung  vollkumiuen  Funn  zu  geben  versucht 
hätte;  dagegen  ist  dies  in  Bezug  auf  diejenigen  Personen, 
welche  aus  körperiichen  Ursachen  bedürftig  werden  kOnnen^ 
seitens  der  „Deutschen  Gemetnde^Zeitung"  geschehen. 


1)  Selir  gut  und  klar  bei  Hirsehberg  s.  a.  0.  S.  8ff. 
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Deatsche  Gem.-Z.  Jahrg.  1877  Nr.  31—34.  —  Am  nächsten 
ftehflo  diesem  Oedankengange  Wagner  und  Schftffle,  obwohl  die- 
selben keine  podtiven  Vorschläge  machen,  auch  Rocholl  II 
S.  27  ff.  ansfohrlicher^  u.  a.  m  ,  wie  denn  der  Gedanke  der  Selbst- 

hülfe  in  der  ganzen  neueren  TJteratur  die  ausdrückliche  oder  still- 
schweigende Vorau&seücung  der  öffentlichen  Armeuptlege  bildet.  Es 
ist  hierauf  noch  an  verschio<leneii  Stellen  znrOckzakommen.  —  Doch 
nia«  hier  noch  daraul  hingewiesen  werden ,  da&b  die  Frage  nieist 
ans  dem  theoretisch  unrichtigen  Gesichtspunkte  des  Ersatzes  der 
Armenpflege  durch  Versicherung  hehan  ielt  wird.  So  führt  Wagner 
aus,  dass  die  Erschwerung  der  Spekuhiiion  am  besten  durch  Ueber- 
wilznng  der  Lasten,  welche  die  Freizügigkeit  mit  sich  bringe,  aof 
die  Sehidteni  derjenigen  stattfinde,  „weldie  zumeist  die  wirklichen 
oder  die  ihrer  indi?idaeUen  Meinung  nach  vorhandenen  Vorteile  von 
der  Freizflgigkeit  haben:  die  Arbeitgeber  und  die  Arbeiter  Zn 
diesem  Zwecke  mnss  namentlich  die  Armen  last  in  den  hetelligten 
Kreisen  von  der  Gemeinde  fortgenommen  and  anf  die  in  einem  nm* 
fusenden  HQlfskassenwesen  mittels  des  Prinzips  des  Kassenzwangs 
ferbundenen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  übertragen  werden."  —  Die 
Aasbildung  des  Httlüskassenwesens  ist  selbstverständlich  das  nie 
ausser  Augen  zu  lassende  Ziel;  von  üeberwälzung  der  Arnienlast 
auf  Arheiter  und  Arbeitgeber  reden,  heisst  aber  das  Sachverhiiltniss 
geradezu  umlxchren.  Eine  Ueberwnlzun^  tiudet  nur  von  Seiten  der 
letzteren  statt;  die  Seihst  Versicherung  muss  an  und  füi*  sich  immer 
das  Primäre  sein.  Die  (iründe,  welche  zur  Armenpflege  bezüglich 
derjenigen  führen,  welche  nicht  versichert  und  auch  sonst  nüttcllos 
sind,  sind  ganz  andere. 


§  16. 

Die  Gemeinde-Zeitung  unterscheidet  drm  Kategorien  von 
J^ntfnlichkeiten,  die  wegen  der  yerschiedenen  Ursache  ihrer 
FUrsorgebedttrftigkeit  eine  ganx  verschiedenartige  gesetzgebe- 
rische Behandlung  erfordern:  die  aus  wirtschaftlichen 
Ursachen  (Arbeits-  und  Erwerbsmangel),  die  aus  mora* 
Ii  sehen  Ursachen  (Faulheit,  Lttderlichkeit),  die  aus  körper- 
lichen (gesundheitlichen)  Ursachen  hülfsbedUrftig  gewordenen 
Personen.  Die  Fürsorge  für  die  beiden  ersten  Kategorien 
scheidet  sie  aus  dem  Gebiet  der  eigentlichen  Amienfürsnrge 
aus,  weil   ilies«dl)on   der  polizeilichen  bezw.  der  wirtscliafts- 

Eolittschen  Tliäti^^keit  des  Staates  niit(Mdä*r«'n.  Nur  die  (h*itte 
Kategorie  sf>ll  den  Oej*enstand  der  eigentlichen  öti«*nil!(  h  'ii 
Annenptlogo  bilden.  Um  nun  dieser  in  Folp^e  v<»n  Krankheit 
und  »*rwer})lich«!r  Arbeitsunfähigkeit  herbeigeführten  Bedürftig- 
keit f^erecht  zu  werden,  empfiehlt  die  Gemeinde-Zeitung  eine 
eigentümliche    Organisation   des    Hülfsktissenwesens,  dessen. 
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Grundzüge  zunächöt  in  14  Artikeln*)  formulirt  und  demniieböt 
in  etwas  knapper  Weiöc  begründet*)  werden.  Art.  1  lautet: 
^ Jeder  Staatsangehörige,  welcher  das  IG.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  hat,  ist  yerpflichtei^  in  der  Gemeinde  seine» 
durch  Aufenthfldt  oder  Vereheiichung  erworbenen  Unteiv 
statzungswohnsitzes,  und  wenn  er  solchen  nicht  besitzt,  in  der 
Gemeinde  seiner  Geburtsheimat  einer  Hulfskasse 
(Kranken-  und  Unterstützungskasse)  beizutreten,  welche  im 
Falle  der  Erkrankuiiir  oder  ArlH-itsuTifMln^kcit  desselben  ihm 
eiiu'  ]);iare  üiiterstntzuiir,^  von  1  i\lnrk  uiglieli  oder  stritt  der- 
selben eine  eiits|jn'clieii(le  Naturalvcrptiegung  zu  ;^^e\vjüireii  hat. 
Stirbt  ein  hülf8kassen])tiifliti^er  Vater  oder  eine  liült'skass*'u- 

t Pflichtige  verwittwete  oder  unverheiratete  ^lütter  mit  lliiiter- 
assung  von  Kindern,  so  wird  auch  nach  dem  Tode  derselben 
im  Interesse  der  Kinder  die  haare  UnterstQtzung  bis  zu  deren 
16.  Lebensjahr  ebenso  gewfthrt,  als  wenn  ihre  Eltern  zur 
Todeszeit  unterstfitzungsberechtigt  aus  der  Httlfskasse  gewesen 
wären." 

Art.  2.  „Jede  Gemeinde,  besoTidcrs  oder  in  Gemeinschaft 
mit  Naehbarireiiieinden,  ist  verptliehtet,  eine  Hültskasse  zu  er- 
rieliten .  dureh  welche  die  innerhalb  ihres  Bezirks  unter- 
ötiitzun^sberechtigten  EinwolnKT  und  bezieliuu^^'^weise  deren 
Hinterbliebene  im  Falle  der  Erkrankung  und  Arbeitsunfilhig- 
keit  unterstützt  werden." 

Nachdem  sodann  in  den  Artikeln  3  und  4  das  Nfthcsre 
wegen  eventueller  Haftbarkeit  der  Eltern,  Lehrherren,  und 
wegen  Einziehung  der  Beträge  im  Zwangswege  (Hulfskassen- 
steuer)  verordnet  ist,  wird  in  den  Artikeln  4 — 7  vorgeschrieben, 
dass  ein  KjwsenpHichtiger,  der  einen  neuen  Untersttitzungs- 
wohnsitz  erwirlit,  rln-  bisherigen  Verpflichtung  entbunden  und 
an  dem  letzteren  Orte  luitragspflichti^^  wird,  dass  jedoch  bis 
zum  Neuerwerb  die  Ka.sse  des  früheren  Unterstiitzuu.i^swohn- 
sitzes  bezw.  der  Geburtsheimat  insoweit  beteiligt  bleibt,  als 
sie  alle  Beitrüge  zu  erstatten  liat,  welche  über  die  schon  ge- 
leisteten Beträge  des  Neuangezogenen  hinaus  von  der  Hlilfe- 
kasse  des  Aufenthaltsortes  zum  Zwecke  vorläufiger  Unter* 
stutzung  aufgewendet  werden  mtlssen.   Sodann  heisst  es  in 

Art.  8.  ^Gemeinden,  deren  Hulfskasse  durch  die  regel- 
mässigen Leistungen  derselben  erschöpft  ist,  sind  zur  Deckung 
der  ihre  Kasseneinnahmen  Uberschreitenden  ferneren  kassen- 
mässigen  Leistungen  die  Anshtilfe  des  Staates  (Provinz, 
Landarnu  nverband)  in  Anspruc  li  zu  nehmen  bereehtigt.  Des- 
gleiclK'u  können  sie  Ersaty-  fVir  diejenigen  Kassen  beitrüge  ver- 
langen, welche  sie  für  lebeuflan^Jich  kranke,  erwerbs-  und 
arbeitsunfähige  Personen  als  mittelbar  Haftpflichtige  zu  leisten 


Nr.  33. 
')  Nr.  34. 


Digitized  by  Google 


YL  4.  61 

haben;  sofern  nicht  rliVso  Personen  in  besonderen  öftV  ntlirlien 
Anstiiltcn  oder  durch  besondere  milde  Stiftungen  selbätäudig 
versorgt  wpnlen.** 

In  dnv  Ui'ixrnndimp;  wirrl  betont,  dass  es  wtlnschenswert 
goi.  wenn  jeder  Stautsan^^eliörige  von  dem  orwerbsfti highen  Alter 
a\)  einer  Iiiilt'.skab.s(;  ang-nfiöre,  da  jeder  einmal  in  dürftige  Ver- 
hältnisse geraten  und  der  öffentlichen  Fürsorge  anheimfallen 
könne,  und  dann  die  zu  gewUhreude  Gabe  den  Charakter  des 
•Gnadengeschenks  ganz  allgemein  verliere.  Ausserdem  lege 
•die  allgemeine  Kassenpilicht  eigentlich  keinem  Staatsbürger 
eine  neue,  sondern  nur  eine  andere  Last  auf.  „Denn  schon 
jetast  ist  in  den  für  die  Armenpflege  aufzubringenden  Steuern 
jedermann  zur  Boitragsleistung  für  die  Kosten  derselben  ver- 
pflichtet, während  diese  Steuern  bei  Durchführung  eines  all- 
gem«n!ien  HiilfskassenHVstems  im  wesentlichen  fortfallen  würden. 
Die  Hrdthkassenbeitriige  tn^ten  also  im  grossen  und  ganzen  für 
den  jetzigen  Annenstenerzahler  nur  an  die  Stelle  der  Amien- 
ßteuem."  Für  die  lieteiligung  des  Süuites  wird  Folgendes 
geltend  gemacht:  „Behitlt  man  die  materielle  UnterstUtzungs- 
fürsorge  der  Gemeinden  auf  Grundlage  des  Httlfskassenwesens 
durchgiingig  bei,  macht  man  ferner  dieselben  allgemein  für  die 
Ausfälle  ihrer  Httlfskassen  haftbar  und  setzt  man  endlich  für 
die  letzteren  einen  im  ganzen  Lande  gleich  hohen  Betrag  fest, 
si>  muss  die  in  (unzelnen  Gemeinden  erfolgte  Erschöpfung  der 
Hülfskassen  d^n  Zeitpunkt  anheben,  wo  alle  Gemeinden  p'lejrli- 
niitssi^  eine  Heiliidte  des  Staates  wenlen  b  e  a  n  s  |)  ru  e  ii  en 
konnrjn.  Denn  alles  dasjenige,  was  sie  über  die  Leistungen 
ilun  r  erschöpften  llülfskasse  hinaus  noeli  aus  der  Gemeinde- 
kasse gewähren  müssen,  übersteigt  alsdann  die  vollkommen 
gletchmässigen  Leistungen  aller  anderen  Gemeinden  und  be- 
rechtigt die  überbttrdeten  Gemeinden  zu  einer  Staatshttlfe, 
welche  gegenwärtig  völlig  irrationell  und  willkürlich  erfolgt« 

Ob  dieses  Projekt,  dem  der  nicht  genannte  Verfasser  die 
Fähigkeit  nachrühmt,  das  Problem  der  öffentlichen  Armenpii^ 
mit  einem  Schlage  zu  lösen,  allen  Anforderungen  genügt,  lässt 
sich  billigerweise  bezweifeln.  Man  wird  einwenden  können, 
dass  der  Beitrag  von  12  Mark  jährlich  nicht  ganz  gering  ist 
und  dass  Verhältnisse,  in  welchen  der  Arbeitslohn  diesen  Ueber- 
schuss  freilJisst.  nicht  immer  zu  erwarten  sind.  Vor  alhnn 
wird  die  Beteili^'iin«?  der  (leineinden  nnd  des  Staates  gerechtes 
Bedenken  erregen,  da  eljen  jode  andere  Deckung  der  Ver- 
sicherungsprämie als  die  aus  dem  Arbeitslohn  nicht  mehr  die 
Natur  der  Versicherung,  sondern  diejenige  der  Armenpflege 
hat  Dieses,  wie  gesagt,  am  weitesten  gehende  Projekt  ist  für 
unsere  Frage  deshalb  besonders  bemerkenswert,  weil  es  in  ge- 
wissem Sinne  dem  Wunsche  nach  allseitiger  Versicherung  Ge- 
stalt leiht  und  in  diesem  Bestreben  zu  keinem  andern  Eigeb- 
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niss  kommt  als  zu  ilem,  welchem  es  eigentlich  aus  dem  Wege 
gehen  will. 

§  17. 

Wieweit  von  den  bcätoh^  iul-  n  Gesetzen  betreffend  die 
Kranken-  und  Unfallversicherung  cm  li.intiusib  aui  die  Arnien- 
ptiegc  zu  erwarten  steht,  lässt  sich  vorläufig  noch  nicht  mit 
0ewi88hett  sagen.  Jedenfalls  kann  er  vorläufig  nur  ein  ge- 
ringer sein,  weil  von  vornherein  die  Versichening  nur  auf 
bestimmte  Personen  klassen  beschränkt  ist  und  in  keinem  Falle 
andere  Arten  der  Versicherung,  vor  allem  Alters-  und  Lebens- 
versicherung:, zum  Gegenstände  eines  Zwanges  gemacht  sind. 
Ja  selbst  wenn  in  ahsdibarer  Zeit  die  Ein-  und  Durchft\hruiig 
der  Altersversorgung  zu  erwarK'U  wäre,  so  könnten  selbstver- 
stiindlicli  mir  erst  die  jüui^crcu  Elemente  der  Bevölkerung 
herangez(»geii  werden,  welche  die  Früchte  der  Versicherung 
erst  iiaeh  einem  Menschenalter  jj^eniesscn  würden*). 

Es  luit  ako  zunHelist  bei  demjenigen  sein  Ii  •wt  iid.'ii.  was 
neugeürdn<»ten  und  die  bisher  eingegangenen  Versicherungen 
thatsilchlich  l(Msten. 

Auel»  die  Tletrachtun;^:  dieser  tliatsäehliehen  Leistunj^en 
gewährt  iiieht  die  Aussicht  auf  einigcrmas.scn  ausreiehonden 
Ersatz  der  Armen jttl^'ire.  In  Baiern,  wo  lange  v(ir  dem  lleichs- 
gesctz  die  Genn'iiidekrankenversicherung  nicht  blos  zulässig, 
sondern  auch  wirklich  in  sehr  erheblichem  Masse  durchgeführt 
war,  sind  gleichseitig  mit  den  Leistungen  der  Krankenver- 
sicherung die  Aufwendungen  für  Armenkrankenpflege  gestiegen 
und  erreichen  eine  sehr  beträchtliche  Höhe. 


Ges.  betr.  die  Kraukoiiverbicheruuff  der  Arbeiter  vom  lü.  Juoi 
1888.  R.-G.*B1.  S.  78.  —  Geset«  betr.  die  Abftnderaii^  des  Oes.  vom 

15.  Juni  18S8;  vom  28.  Jaouar  mr,.  R.-G.-Bl.  S.  r>.  -  Unfall vor.siolie- 
rnns^rrpjK^tz  vom  6.  Juli  1884.  R.-G.-Hl.  S.  HO.  —  Gesotz  üVxt  die  Aus- 
dehuuug  der  Unfall-  und  Krankenversicherung  voui  2».  Mai  1885.  R.- 
S.  169.  —  Ges.  betr.  die  Fürsorge  für  Beamte  und  Personen  des 
Soldatenatandes  in  Fol^o  von  HotriebsunfftUen  vom  l.*).  M  n  /  1^^^*  R.- 
G.-Bl.  S.  58.  —  Ges.  betr.  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in 
Und-  tud  fontwirtocbaftlichen  Betrieben  bescbiftifi^ten  Personen  Tom 
5.  Mai  1886.  Ä.-G.-B1.  8.  136.  —  Ueber  die  Ausführung  der  Kranken- 
Texsicherune  orientirt  gut  Lewa  Id  in  Schmollen  Jabrb.  18<56  S.  ilo:^  ff. 
V.  Heitzeustein  a.  a.  0.  S.  oHJ. 
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£8  bestaata  im  Königreich  Baiern: 


Krankenkaesen 


gemetndUcbe 


Zahl 


HaiM  4«r  Bei- 

in  1000  Mvk 


iadtutrielle 


Zahl 


Hab«  d«r  Bei- 
träge 
in  1000  Mark 


Es  betniir«B  die 

GBi^arntIltuu^t^f:ibcll 
der  örtlieben 


AuBs<<rdsni 
worden  ttr 
AosUUakriakm* 


in  Milliooen  Mark 


1871 

1875 
1879 
1881 
1888 


3049 
3290 
3567 
4199 
4579 


710 
914 
1163 
1332 
1470 


137 
177 
17« 
239 
264 


388 
473 

rA2 

708 
706 


4.6 

5.1 
6.3 
6.9 
7.5 


Angaben 
fehlen 

3.9 
4.4 


Die  Zahlen  sind  ftns  den  bezflgl.  oben  n&her  beseichnetea 

bairischen  Publikationen  zusammengestellt.    Bezüglich  der  Anstalts- 

krankenpflege  sind  die  Angaben  erst  seit  18S1  vollständige.  -  Die 
Vrrwpriflimircn  für  Anst;iltsl<rankenptlege  gliodprten  sich  in  den 
Jahren  löBl  und  1883  iolgendermassen.  Ks  wurden  aufgewendet 
durch: 

1881  1888 

in  Tausend  Mark 

a)  Gemeindeanstalten   1280  1230 

b)  Stiftungen  unter  Gemeindeverwaltung     346  1259 

c)  Dlütriktsanstalten   682  699 

d)  Ereisanstalten ;  für  Taubstumme  .    .     142  74 

Blinde   11  11 

Irre   795  809 

sonstige   207  219 

e)  Pri?ataQ6tatten   480   840^ 

3948  4441 

In  Frankreich  sind  die  Veranstaltungen  der  Selbst hullo  sehr 
erhebliche.  1881  bestanden  dort  4958  sociöt^s  approuvees  mit 
799  097  und  2053  sociötös  autoris^es  mit  298  437  Mitgliedern, 
welehe  2.9  bezw.  1.4  Mül.  Verpflegungstage  (jonm^es  de  maladie> 
gewährten,  und  eine  Geeammteinnahaie  Ton  14.8  besw.  12.5,  ein» 
Gesammtaiugabe  von  7.4  bezw.  6.1  Hill.  Franken  hatten.  Der  Ver- 
mögcns<^tand  betrug  33.9  bezw.  28.6  Mill.  Franken.  —  Die  Angaben 
sind  dem  zuletzt  1885  erschienenen  Jahrgang  1884  des  Annnaire 
stat.  de  la  France  entnommen  :  sie  reichen  nur  bis  1881.  Diese 
rnblik'itioncn  zeichnen  '^ich  dadurch  ans,  dass  sie  jedesmal  die 
Haupt resuhate  der  früheren  Jahrgänge  mit  aulnehmen  und  so  emen 
sehr  beqnemen  Ueberblick  über  die  Entwicklung  dieser  Einrieb- 
lungcn  gewähren.  — 

Bei  den  caisses  d'öpargne,  welclie  am  31.  Dezeiiilicr  1881 
eine  Gesammteinlage  von  1409  Mül.  Frauken  hatten,  wareu  neu  be- 
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teiligt  138  891  onvriers,  61748  domestiqups,  25  924  cmplov«<c. 
166000  personnes  diverses,  214237  aa  nom  li  enlants  mineurs ;  ebenda 
S.  234.  -  Die  Tabelle  S.  237  leigt  die  Kntwicklong  seit  1835 

in  dauernder  Zunahme  begriflFen. 

Sehr  bemerkenswert  ist  der  Entwicklungsgang  der  caisses  de 
retraite  poar  la  viei Hesse,  a.  a.  0.  Tabelle  S*  246  von  1852  bis 
1881.    Es  warea  beteiligt: 

Pereonen 
1852  1  176 

1870        27  473 

1>^70  ■  53  010 
lÖÖl  106093 

Trotz  alledein  sind  die  Lelstongen  der  freiwilligen  nnd  der 
öffentlichen  Armenpflege  ansserordentlich  grosse  geblieben,  mm  Teil 

in  den  letzten  Jahren  erheblich  gewachsen.  Um  nnr  zwei  der  w  ich- 
tigsten Einnahmequellen  hervomheben«  so  betrugen  in  Frankreich 
die  Sabventionen  an: 


a)evd«t1lete      |   b)  avMMMtoyiA» 

Iii«  fniwUltM 
WoUtkiligksiiMiwUlUB 

iB  XiUlMMB  Fmk« 

1872 

17.6 

• 

4.9 

23 

1875 

17.8 

82 

1877 

16.8 

0.4 

29 

ISSO 

19.Ö 

0.9 

27 

Ibbl 

25.7 

1.0 

25 

1882 

21.7 

1.0 

23 

Vgl  >[nt.  de  la  France,  noavelie  sörie  tome  Xll,  ann^  1882 
(erschienen  1885)  8.  LX  flf.  und  XCI  ff. 

Bemerkenswert  ist  in  dieser  Beziehung  mich  eine  Aeu?serung 
in  dem  Verwiiltungsbericiit  von  Burtscheid  für  1884/85,  einer  Stadt 
von  rund  11  *hiO  Einwohnern,  in  welchem  es  heisst  :  ..Eine  wohl- 
geordnete Kranken-  und  Unfallversicherung,  wie  sie  neuenhn^-  für 
das  ganze  Deutsche  Reich  angeordnet  worden  ist,  hat  hier  zum  Teil 
von  alters  her  bestanden  und  der  Armenkasse  alljährlich  gewiss 
viele  Tausend  Mark  erspart ,  aber  sie  hat  es  nicht  verhindern 
ktonen,  dass  die  laufenden  Armenausgaben  von  17  430  Mark  im 
Jahre  1878  anf  88200  Mark  im  Jahre  1885  herangewachsen  sind, 
während  die  BevOIkemngsznnahrae  in  dieser  Zeit  kwm  12^/o  be- 
tragen hat.^ 


mit  fienten 

0.61 


g'g?  Hill.  Franken. 
17.21 


Digitized  by  Google 


VI-  4. 


65  * 


Man  wird  nach  all**iTi  den  Ausführ  im  *^f'n  v.  Reitzenstoins 
beisiimnien  müssen,  welclier  seine  mehr  erwähnte  Abhaudiung 
mit  folgenden  Worten  schliesat^): 

„Hieraus  folg't  meines  Erachtens,  dass,  soweit  innerhalb 
des  Gehietet»  der  ötfentlichen  Armenpflege  und  der  Verteilung 
<l6r  Armenlast  insbesondere  das  BedUrmiss  einer  Reform  der 
0esetasgebttng  besteht,  dieses  Bedttrfhbs  nichtdurch  die  blosse 
Hinweisung  auf  jene,  der  Armenpflege  durch  die  Versicherung 
bevorstehende  Organisation  beseitigt  werden  kann.  Die  Heil- 
mittel werden  vielmehr  Yorläufig  nur  bis  dahin,  dass  der 
Erfoläs:  der  neuen  Organisation  zu  übersehen  sein  wird, 
inner!ii]b  der  Organisation  der  Armenpflege  selbst  zu 
sucheu  dein.'' 

3*  VerhUtniss  der  fr«iwillie«ii  mid  der  Sffeniliehen 

Armeipfege. 

§  18. 

Die  Annenpflege  will,  was  schon  ihr  Name  besagt^  Arme 

Sflegen :  sie  will  Personen,  die  bedürftig  sind,  .ins  dem  Stande 
er  Bedürftigkeit  befreien,  sie  will  den  Hungrigen  speisen,  den 
Nackten  kleiden,  den  Obdachlosen  beherbergen.  Darin  besteht 
ihrer  innersten  Natur  naeh  der  wesentliche  und  charakteristische 
Unterschied  gegenüber  den  Veranstaltungen  der  Wohlfahrt 
und  des  Schutzes.  Diese  wollen  Allen  zu  gute  kommen ;  kein 
Einwohner  des  Gebiets,  fUr  welches  sie  getroffen  sind,  soll 
von  ihnen  ausgeschlossen  bleiben.  Die  Armenpflege  will  da- 
gegen nicht  allen,  sondern  nur  denjenigen  Personen  zu  HUlfe 
kommen,  die  arm  sind,  denen  die  Nahrung,  Kleidung,  Ob- 
dach entbehren,  wenn  und  soweit  sie  dies  entbehren;  sie  hat 
immer  nur  mit  Individuen  zu  thun.  Diesen  ihren  eigentüm- 
lichen Oharakter  ändert  der  Umstand  so  wenig,  da.ss  solelier 
Individuen  eine  gro8.se  Zahl  vorhanden  ist,  wie  der  andere, 
da&s  nicht  allen  diesen  geholfen  werden  kann.  Die  Tendenz 
der  Armenpflege  iät  Hülfe  und  ^ar  individuelle  Hülfe. 

Noch  ein  anderer  Unterschied  ist  wesentlich.  Die  Wohl- 
fidirtspflege  kann,  ja  muss  unter  Umständen  sich  auf  die  Ne- 
gmtive,  am  die  blosse  Beseitigung  von  Hemmnissen  beschränken, 
wie  etwa  Aufhebung  von  Zöllen,  Erleichterung  der  Ehe* 
Schliessungen  u.  s.  w.;  auch  ist  in  gewisser  Beziehung  Passivi- 
tät, blosses  Gehenlassen  denkbar,  vielleicht  erwünscht.  Die 
eigentliche  Armenpflege  würde  sich  selbst  aufheben,  wenn  sie 


>)  A.  a.  O.  S.  535.  —  Ganz  ähnlich  Reit zensteia  und  Adickes  in 
den  VerliHtvilungen  des  Vercina  für  So(  ia!|)n]itik  :\.  n  O  und  Adickes  in 
Tab.  Zeitachr.  1879  8.  599.  —  Vgl.  auch  in  den  Annalen  dee  Dentscben 
Bsiehs  1^  S.  578uMldie AeoMenuigeii  m Seyffardt  im D.  V.  a.  a.  0. 
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passiv  oder  nepfativ  sich  bethätigte  oder  vielmehr  nicht  Ix- 
tliiitiirto;  ihr«'  Existenz  ist  auf  positive  Leistiingon  ba^irt;  sie 
iuu«s  utlegend  und  gebend  positiv  thätig  sein.  Hieraus  folgt 
zweierlei : 

\A'ährend  die  etwaige  Passivität  der  Wohlfahrtspflege 
gegenüber  dem  Thun  der  Menschen  nichts  weiter  als  ein 
Nichtsthun  ist,  also  weder  Personen  fordert,  die  etwas  thun^ 
noch  Mittel,  durch  welche  lt^  flian  wird,  braucht  die  Armen» 

Sflege  unter  allen  Umstünden  Personen,  welche  pflegen,  und 
fittel,  (luicli  welche  gepflegt  wird. 

Auf  (lic  (iründe,  welche  zur  Ucbimg  der  Arm<'P|'fl«'Lre 
veranlassen  können,  soll  hior  niilit  ausfiihrlTcher  eingegangen 
werden ,  als  es  der  unmittelbare  Zweck  der  Klarstellung  er- 
fordert. Die  Gesichtspunkte,  welche  denjenigen,  der  mehr  als 
seinen  notdürftigen  Unterhalt  besitzt,  bestimmen  können,  einem 
andern,  der  weniger  hat,  von  seinem  Uefaerfluss  aheugeben, 
dürfen  hier  im  allgemeinen  als  bekannt  vorausgesetzt  werden. 
Man  nenne  es  religiöse  oder  menschliche  Pflicht,  die  That- 
Sache  besteht,  dass  eine  solche  Pflicht  anerkannt  und  eine 
unendliche  Fülle  von  Thätigkeit  und  Vermögen  von  jeher 
freiwillig  aufgewendet  worden  ist,  um  dieser  l^tlicht  zu  ge- 
nügen. Hier  ist  vielmehr  gerade  der  Punkt  ins  Auge  zu 
fassen,  dosscn  Anerkennung  eine  so  allseitige  nicht  ist:  der 
Punkt  nanilielj,  an  dem  die  EifUllung  dieser  Pflicht  ihre  will- 
kiirliche  oder  natürliche  Greuise  flndet,  das  ist  der  Mangel  an 
IVrsonen,  welche  Armenpflege  üben  können  oder  wollen,  der 
Mangel  an  Mitteln,  aus  dfenen  Armenpflege  geübt  werden  kann 
oder  soll.  Und  in  Hinblick  auf  diese  Punkte  wird  freilich 
eine  kurze  Betrachtung  nicht  unterlassen  werden  können,  nicht 
ob,  sondern  bis  wieweit  die  Pflicht  zur  Annenpflege  zu  be- 
gründ«'n  ist. 

Man  hat  sieh  zu  diesem  Behui"<'  auf  der  einen  Seite  einen  Zu- 
stand zu  ver^t'iienwiirti^en,  in  welchem  thatsächlieh  eine  Anzahl 
^icnseht  ii  \\  t  ni^^cr  erwerben  oder  besitzen,  als  sie  zur  nutdürf- 
tigen Fristung  ihres  Leiwens  gel irauehen,  und  .luidor  andern  Seite 
die  Möglichkeit  zu  erwägen ,  dasti  dieser  Zustand  durch  die 
vorhandenen  Helfer  und  Hülfsmittel  nicht  gänzlich  beseitig 
wird.  Es  bliebe  dann  ein  Rest  von  Personen,  welche  mangds 
eigenen  Erwerbs  oder  fremder  Hülfe  nicht  sich  kleiden  oder 
nicht  hinreichende  ^^dirung  oder  nicht  Obdach  oder  überhaupt 
weder  das  eine  noch  das  andere  erhalten  würden. 

Die  unerbittliche  Konsequenz  hieraus  lautet:  dieser  Rest 
nniss  nackt,  hnnirernd.  ol)(lacnlos  V)leiben,  mit  anderen  Worten, 
er  nni-s.  da  er  diesen  ZusUind  nicht  zu  ertnigen  taliig  ist, 
leibiieii  untergehen,  cifrieren  und  verhungern.  Es  handelt 
sich  nur  darum,  ob  man  dicise  Konsequenz  wirklich  ziehen 
oder  ihr  Eintreten  verhindern  will,  oder,  wenn  letzteres,  um 
die  Erwägung:  wie  ist  sie  zu  verhindern?  und  weiter:  durch 
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welche  Personen  nnrl  durcli  welche  Mittel  ist  sie  zu  verhir!- 
dern  y  und  damit  gehum-t  man  zu  dem  eigentlichen  Kernpunkt 
der  Fra^^«-:  darf  tVir  den  Fall,  dass  j^ne  allgeniciii«-  M<*nschen- 
pfliclit  nicht  oder  nicht  in  hiiirei«  liciidoni  Masse  tV<  lu  illig  er- 
tüllt  wird  oder  erfüllt  werden  kann,  llulieleistung  und  Bereit- 
stelhing  von  Mitteln  erzwungen  werden? 

ils  ist  dicü,  wie  am  Scldubs  des  §  12  hervorgehoben,  die 
grosse  prinzipielle  Frage,  von  deren  iJeantwurtung  die  Be- 
rechtigung der  ÄrmQngesetegebung  selbst  abliängig  ist  Wird 
sie  verneint  y  so  hat  es  hinsichtlich  der  Armenpflege  bei  dem 
freien  Walten  der  natürlichen  und  sittlichen  Kräfte  zu  be^ 
wenden;  wird  sie  )  *  i.il  t,  so  bedarf  es  das  Eingreifens  der 
Oeset:!gebung,  welche  allein  befuj^t  ist,  Handlungen  und 
Unterlassungen  im  Rahmen  der  aUgemeincn  Rechtsordnung 
mit  Zwang  auszustatten. 

Die  Lösung  der  Frage;  ist  kein  hlossi^s  Kechenexempel. 
Es  lilsst  sich  zwar  denken,  dass  in  kleinsten  Bezirken  Ix-i  ge- 
nauer K<'iintniss  der  Zahl  und  des  Zustanden  der  Bedürftigen 
berechnet  werden  kann,  welclies  Mass  v<>\\  p«  rsöidichen  lUdfs- 
leistungen.  von  (  n  id-  oder  Naturalgaben  ausn  ic  hend  sein  wird, 
um  allen  Jiedürftigcn  zu  helfen,  und  dass  ebenfalls  mit  einiger 
Sicherheit  im  voraus  festgestellt  werden  kann,  dass  die  Ein- 
wohner eines  solchen  Bezirks  die  als  notwendig  erachteten 
Mittc>l  freiwillig  beschaffen  werden.  Aber  ebenso,  wie  das 
Freibleiben  einzelner  Bezirke  von  Annut  eim?  Ausnahme- 
erscheinung ist,  ebensowenig  genttgt  eine  solche  —  übrigens 
in  kleineren  Bezirken  noch  gegenwärtig  sehr  hUutige  —  that- 
pnehliche  BereehniniL'"  und  Fest-^tellnnir  den  F<>rd<'rungen  des 
wirkliclion  Lebens.  >finrr  nnendliclu-n  Manni;_''t'altiL''k«  it  |;«'gen- 
ülM'r  N  crsairt  von  vornheii  in  jeder  Ver>uch,  sieh  über  den 
wahi-sclKMidiclien  Umfang  der  Armut  und  der  zu  ihrer  Be- 
seitigung notwendigen  Mittel  zu  vergewissern.  An  Stelle  der 
Berechnung  der  Ärmene^l  kann  daher  nur  eine  gewisse 
Wahrscheinlichkeitsannahme,  an  Stelle  der  Feststellung  der  zu 
erwartenden  Mittel  nur  ein(^  mehr  oder  weniger  gegründete 
Hoffnung  treten.  Die  Thatsache  ets^'a,  dass  eino  gewisse  Zeit 
hindurch  es  an  Mitteln  nie  gefehlt  hat,  kann  zu  der  Annahme 
})ereehtigcn .  dass  <»s  auch  fernerhin  niclit  daran  fehlen  wird; 
die  Thatsache,  da>s  die  .Mittel  oft  un/.ul;iii;;lich  gewesen  sind, 
erregt  das  bereelitigte  Bedenken,  dass  diese  niemals  ganz  äu- 
reichend  sein  werden. 

Ohne  Bedentnnir  sind  diese  Thatsaehen  für  die  Entschei- 
dung der  Frage  deinioch  nicht;  ?<ie  l)ild<-ii  d<  ii  äussen'n  An- 
la>s.  denselben  näher  zu  treten  und  sieli  |.riii/i)>iell  zu  ent- 
scheiden, ob  es  mit  dem  Wesen  und  dem  Zvv(  ck  der  Arhienj)tl''ge 
vereinbar  sei,  persönliche  und  pekuniäre  lliilfeleistungeu  zum 
Gegenstände  eines  Zwanges  zu  machen. 
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§  19. 


Wie  verschieden  nun  auch  diese  Frage  beantwortet  wor- 
den, 80  darf  doch  vorab  als  die  Ubereinstimmende  Meinung 

festgestrfU  werden,  dass  man  die  äusserste  Konsequenz  de» 
Mjingcls  an  Untorhaltsniittelii ,  dfn  leiblichen  Untergang  be- 
dürftiger I'crsonen,  in  keinem  FaHc  zulassen  dürfe ,  w(»il  eine 
Zulas-sung  in  Widerspruch  mit  den  Anforderungen  der  zivili- 
sirten  Gesellsehaft  stehen  und  Gefahren  heraufbeschwören 
würde,  deren  iiagweite,  über  diis  Schicksal  der  untergehenden 
Individuen  hinausreichend,  die  allgemeinen  Zustände  erheblich 
bedrohen  würde. 

Auf  der  andern  Seite  besteht  auch  darin  Uebereinstim- 
mungy  dass  die  Armennflege  in  keinem  Falle  den  Bedürftigen 
besser  stellen  dürfe  als  denjenigen,  der  sich  durch  seiner 
Hände  Arbeit  erhält,  dass  also  die  Hülfe  immer  nur  das  Not- 
wendige, nie  das  UeberflUssige  gewähren  dürfe. 

Tm  ühriLTeii  sinfl  die  Ansichten  über  das  Verhältniss  der 
freiwilligen  und  Zw  augsarmen  pflege  immer  sehr  weit  aus- 
einandergehende gewesen.  Jede  der  drei  möglichen  Kombina- 
tionen ;  1 )  Verbot  der  freiwilligen  Annenpfle^e,  2)  Verbot  der 
Zwangsannenpflege,  3)  Zulassung  der  Zwangsannenpflege  zur 
Eivänzung  der  freiwilligen  Arm(  n))Hi3ge  hat  ihre  Vertreter 
gefunden.  Es  mag  gleich  hier  Ixuicrkt  werden,  dass  die 
erste  Möglichkeit  nur  zeitweise  Billigung  gehabt  und  gegen- 
wärtig von  keiner  Seite  mehr  verteidigt  wird*),  dass  der 
7^^''Mten  eine  im  Verliilltniss  nicht  Ln*osse  Zahl  von  Verteidi- 
gern zur  Stiitc  stellt,  und  dass  «Ii«'  dritte  Kombination  gegen- 
wärtig von  dt;r  überwiegenden  Mehrheit  in  Theorie  und  Praxis 
acceptirt  wird. 


Die  charakteristische  Verschiedenheit   der  freiwilligen 

Armenpflege  gegenüber  der  Zwangsarmenpflege  liegt  in  der 
Verschiedenheit  von  Persönlichkeit  und  Allgemeinlieit.  Der 
keinem  Zwange  unterworfene  Wille  zur  Hülfeleistung  hflrt 
da   auf   zu    wollen,    wo    das    persönliche   Gefühl    für  den 


maelieude  Aufwand  ilim  ausser  Verliiütnisb  zu  treten  scheint 
mit  den  für  andere  Zwecke  zu  uiuchendcn  Aufwendungen; 
das  Mass  der  freiwilligen  Armenpflege  hängt  also  von  swei 
rein  persönlichen  Momenten  ab:  von  der  Individualität  des 
Gebenden  auf  der  einen ,  von  der  des  Nehmenden  auf  der 
anderen  Seite.  Beide  Momente  kommen  angesichts  des  Zwanges 


Vgl.  Mo  hl  8.  319  Aum.  3  mit  Bezug  aui  Godeffroy,  Theorie 
der  Amnt 


§  20. 


Bedürftigen  zu 
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in  Fortfall;  die  Mittel  müssen  beschafft  und  aufgewendet 
werden,  wenn  und  solange  bedürftige  Personen  vorhanden 
sind. 

Immerhin  fallen  diese  Verschi'Mlenheiten  doch  nur  iiiso- 
weit  in  Betracht,  als  solbstvci.sLaiidlich  auch  das  Zwangsgesetz 
sich  nicht  cntsciilagen  kanu^  diejenigen  zu  bestimmen,  welche 
geben  sollen,  tind  diejenigen ,  welcnen  zu  gelben  ist,  und  als 
es  sinnlos  wäre,  bei  diesen  Bestimmungen  wesentlich  andere 
Momente  als  die  der  LeistungsflÜiigkeit  des  Gebenden  und  der 
Bedürftigkeit  des  Nehmenden  entscheidend  sein  zu  lassen. 

So  sind  es  denn  auch  vorzugsweise  diese  Momente,  von 


Solle  ernsthaft  von  einer  Menscheiipilicht  zum  Helfen  ge- 
sprochen werden,  so  dürfe  diese  nicht  anders  als  auf  Menschen- 
liebe gegründet  sein,  und  Liebe  könne  nicht  erzwungen  wer^ 
den.    Man  müsse  vielmehr  dieser  Liebe  vertrauen,  die  an- 

gesichts  der  Not  der  Mitmenschen  sich  nicht  versagen,  ja  ge- 
rade durch  das  Bewusstsein,  dass  olme  ihre  Bethätigung  Mit- 
menschen dem  Elend  verfallen  mUssten,  zu  höchster  Leistung 
angespornt  werden  wür<l«».  TJmjrekoljrt  würde  der  Zwan^r  die 
Li^'be  iiieht  nur  ertödtcn ,  sond«'rn  geradezu  Härte  und  ün- 
barmherzi*rkeit  zur  Folg«»  haben.  Würden  alle  dem  Oosetz 
Untf^rwerftiieu,  also  etwa  alle  Angehörigen  t?iner  Gemeinwirt- 
schalt  gezwungen,  aus  Mitteln  der  Gemeinwirtschaft  den  Armen 
ZU  verpflegen,  so  bestünde  eine  in  der  menschlichen  Natur 


der  Zwangspfiege  zu  entschlagen  und  mit  der  Ausübung  der- 
selben eine  andere  GemeinwirtBchaflt  zu  beschw(;ren.  Dies 
habe  dann   vor  allem  grosse  Härten  gegen  den  Bedürftigen 

selbst  zur  Folpre,  den  mnn  Tiiclit  bl-is  l<tszuwerden  suche,  wenn 
er  bereits  im  Zustande  der  P><'diirt"ti^d<<'it  nei ,  .sondern  V(tr 
allem  dann,  wenn  er  noch  nicht  darin  betindlich,  aber  in  den- 
selben zu  geraten  drohe. 

Andererseits  verkenne  eine  erzwungene  Arnumpflege  den 
Charakter  der  Liebespfiicht  in  Ansehung  der  Persönlichkeit 
des  Nehmenden.  Werae  der  Zwang  zur  Unterstützung  an- 
erkannt, 80  werde  damit  auch  ein  Recht  des  Bedürftigen  an- 
erkannt, dieselbe  zu  fordern ;  ein  Bedürftiger  habe  aber  keinen 
anderen  Anspruch  —  wenn  man  dies  einen  Anspruch  nennen 
könne  —  als  den  auf  die  Barmherzigkeit  der  Mitnienschen.  Die 
AusseraehtlnssnnfT  dieses  Gesichtspunktes  habe  zur  notwendi*ren 
Folge,  das»  auch  der  Nehmende  alsbald  den  Ursprung  der 
Gabe  verkenne  und  im  Vertrauen  auf  die  Notwendi^'kt  it,  die- 
selbe in»  Fall  der  Bedürftigkeit  gewMhrt  zu  erhalten,  es  ver- 
säume, seine  Kräfte  zur  Abwehr  der  Armut  anzuspannen,  und 
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das«  Pcrsoncni,  welche  aus  natürlichen  Gründen  zur  Hülfe- 
leistung verpflichtet  wären  —  iVngehörige,  Dienstherren,  Ar- 
beitgeber IL  s.  w.  — f  dieser  Pflicht  sich  im  Vertraueii  Äuf 
die  Zwangsarmenpflege  entzögen. 

Und  endlich  könne  die  Zwangsannenpflege,  die  ihrer 
Natur  nach  auf  gesetzlich  geordnetem  Woge  als  öffentliche 
und  durch  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  geübt  werden  müsse, 
nicht  leisten,  was  guter  Wille,  verständip^  Einsiclit  liülfs- 
bereiter  Menschen  leiste;  sie  müsse,  statt  auf  das  Eloml  des 
Einzelnen  einzuf^ehnii  und  tief  in  die  Individualität  des  ein- 
zelnen Pflegefalles  einzudringen,  sich  mit  t'in«'r  Versor^oing 
nach  allgemeinen  bureaukratischen  Gesichtspunkten  begnügen, 
wobei  dann  vor  allem  gefragt  werde,  o  b  jemand  bedürftig  sei, 
nicht,  weshalb  er  es  sei.  Befördert  werde  diese  bureaukra- 
tische  Neigung  durch  die  Unerschöpflichkeit  der  im  Wege 
des  Zwanges  zur  Verftlgung  gestellten  Mittel. 

Am  eingeheodsten  in  der  älteren  Literatur  bei  Dacbatel* 
Navllle  S.  84  ff.  dargelegt.  Die  im  Text  angegebenen  Gesichts- 
punkte sind  im  wesentlichen  dieijenigen,  welche  in  den  Verhand- 
lungen des  XI*  Kongresses  deutscher  Volkswirte  von 
Seiten  der  Anhänger  des  Systems  der  freiwilligen  Armenpflege 
geltend  gemacht  wurden.  Namentlich  das  Referat  von  Bölimert 
und  die  Ausführungen  von  Dorn,  Kickert,  Emminghaus, 
Fauch  er.  abg-druckt  in  der  V.-J.-Schr.  f.  Volksw.  18^10  IM.  17 
S.  149  ff.  Ausserdem  zu  vgl,  Kries  II  S.  45.  —  Kickert 
S.  30  fiilirt  aus:  „Ks  giebt  für  uns  alle  nie  zu  vergessüude  heilige 
Pflichten  der  Mensclüichkeit  und  Nächstenliebe,  über  sie  liegen  auf 
einem  Crebiete,  auf  dem  der  Staat  nicht  Gesetsgeher  ist 
Die  Httlfe,  welche  wir  den  Darbenden  bringen,  soll  ein  Werk 
freien  Entschlusses  sein.  Nicht  das  Macbtgebot  des  Staates,  sondern 
nur  unser  eigeoer  Trieb  und  Wille,  unsere  freiwillige,  ernste 
Thätigkeit  kann  wirklich  helfen.  Daher  hat  alle  amtliche  Armen- 
pflege die  Privatthätigkeit  niemals  ersetzen  können,  und  die  letztere 
wird  sich  erst  dann  in  rerhter  Weise  entwickeln  kfuinen,  wenn  der 
Staat  davon  aijstcht.  Werke  der  liarmherzigkeit  uad  Nächstenliebe 
im  Zwangsweise  durchzuführen.'^ 

PUr  alle  diese  Bohauptungen  wird  nun  teils  die  Natur 
der  Sache  angeftihrt,  teils  auf  diejenigen  Länder  exemplitizirt, 
in  «lenen  man  mit  frt!i\villi^er  und  mit  Zwaugsnrm"n pflege 
lunreiehend(;  Ertahningcn  gemacht,  um  dii"  Wirkung  des  oin^'n 
oder  andorii  8v.st<uii»  beurteilen  zu  können.  TnsbeHrjiidcre 
sind  es  England  und  Frankreich,  die  immer  wieder  hierfür 
in  Bezug  genommen  werden. 

In  Würdigung  dieses  Zusammenhanges  gelangen  die  Ver- 
teidiger der  freiwilligen  Armenpflege  im  wesentlichen  su 
folgend<Mi  Schlüssen:  auszuschliessen  von  der  Armenpflege  seien 
solche  y  die  erwerben  können,  aber  nicht  wollen  und  sich  so- 
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mii  willkürlich  in  den  ZusUiud  der  Armut  versetzen.  Mit 


polizei  zu  than,  welche  Mttssiggau^^  und  Verschwendung  <aus 
Orflnden  des  öffentlichen  Wohls  nicht  dulden  dürfe.  Aus- 

zuächliessen  seien  femer  solche,  die  erwerben  wollen,  aber 
nicht  können^  weil  ungünstige  allgemeine  Verhältnisse  wirt* 
schaftli(;her,  politischer  und  sozialer  Natur  sie  daran  verhin- 
dern. Mit  ihnen  habe  nicht  die  Armenpfle^^e ,  sondern  di«' 
Wöhlfahrts-  und  Wirtschaftspflege  zu  thun,  welche  die  Heinm- 
nisse  des  Erwerbs  beseitigen  müsse*). 

Der  Anueupflege  bedürftig  seien  vielmehr  nur  solchcj  die 
-erwerbsunfähig  sind  und  für  die  niemand  die  Fürsorge  über- 
nimmt; allein  ihnen  gegenüber  habe  sich  die  menschliche 
Barmherzigkeit  zu  bethlltigen,  weil  ihr  Schicksal  ein  unver* 
schuldetes,  in  der  allgemeinen  Unzulänglichkeit  menschlicher 
Dinge  begründetes  sei. 

Die  Erreichung  des  Zieles  der  Armenpflege  wird  erwartet 
von  der  genauen  Dureliführunp^  rationeller,  d.  h.  vor  allem 
in'luidurxlisirender  Grundsätze  und  von  dem  ausdrücklichen 
Ausschluss  jedweden  Rechtes  auf  Unterstützung,  besonders 
aber  von  der  festen  Oi'ganisation  der  freiwillig  sich  darbieten- 


Der  hauptsÄchlicliste  Einwand,  der  j]^egen  die  aussehliess- 
lich  freiwillige  Annenpflege  erhoben  wird,  lässt  sich  in  die 
kurzen  Wort»'  zusjunmenfassen :  Unzulänglielikeit  derselben, 
sofern  wirklieh  der  l<Mhliche  Untergang  einer  mehr  oder  minder 
grt>ssen  Zahl  von  Individuen  verhindert  werden  soll.  Freilich 
darf  man,  wenn  au9  diesem  Grunde  die  Ergänzung  der  frei- 
willigen Armenpflege  gefordert  wird,  nicht  ttbersehen,  dass 
^amit  nur  ein  ttusserliches  Moment  betont  und  dem  Prinzip 
der  freiwilligen  Armenpflege  —  der  freien  Liebe8thnti<;k(>it  — 
kein  Prinzip,  sondern  eine  Thatsache  gegenübergestellt  wird, 
welche  eine  tiefere  Begründung  in  Bezug  auf  das  Prinzip  der 
öffentlichen  Armenpflege  nicht  überflüssig  macht.  Hierbei  kann 
man  nun  die  sehr  charakteristische  Wahmelmuin^  niaehen, 
dass,  wahrend  über  das  Prinzip  d^r  freiwilligen  Armenpflege 
^ar  keine  Meinungsverschiedenheit  besteht,  der  Streit  viel- 

1)  Diesem  Standpunkt  entfiprechen  die  auf  dem  volksw.  Kongreas 

TOn  dem  Referenten  Bühmert  zur  Aimahinp  riii|)fohlenen  Theten,  ft.  ;i.  O. 
8.  151.  171.  Im  übrigen  ist  dies  die  UbUclie,  für  die  Vorwaitazugspraxia 
sehr  wertvolle  Eioteilung. 

')  Eän  Unterschied  besteht  insofern  noch  zwischen  den  Anhängern 
dieser  Orutidslitze,  als  Je  nach  dem  Standpunkt  (lorselben  die  Orf^anisation 
als  weltliche  oder  kirchliche  beabsicbtiict  ist.  An  dieser  Stelle  ist  hierauf 


nicht  nfther  eiDrag«Iien.  Vgl.  RatKinger  3.  $86»  Ehrle  8.  186, 
Schunk  S.  52,  Sohmidthenner  S.  1&,  Kambli  S.  133. 


dteseii 


den  Hülfskräfte  2). 
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mehr  nur  tun  das  Mass  ihrer  Leistiingsfilhigkeit  geführt  wird, 
umgekehrt  Ober  die  thatsKchlichen  Zustände^  wdchen  die  Öffent- 
liche Armenpflege  begegnen  soll,  Uebereinstimmung  herrscht^ 
dagegen  das  Prinsip  derselben  viel  tunatritten  und  in  verschie- 
dener Weise  zu  begründen  versucht  worden  ist.  Diese  Ver- 
suche köniK^Ti  nnvh  hier,  wo  zwar  im  allgemeinen  mf^hr  prak- 
tische als  tli*  iji  etiscln»  Gesichtspunkte  in  den  Vordergrun»!  ge- 
stellt w<  idcii  8()llen,  doch  niclit  ganz  übergangen  werden,  weil, 
wie  sich  wiederholt  ergeben  wird,  die  praktische  Gestaltung 
doch  öehr  wesentlich  davon  abhängt,  wie  ihre  theoretische 
Grundlage  beschaffen  ist^). 

Die  Verpflichtung  zur  öffentlichen  Armenpflege  wird  nun 
von  drei  innerlich  verschiedenen  Standpunkten  aus  zu  be- 
ffrttnden  versucht:  vom  polizeilichen,  vom  wirtschaft- 
lichen, vom  ethischen  Standpunkt 

Der  polizeiliche  schliesst  sich  am  engsten  an  den 
Zwang  der  Thatsachen  an.  Seine  Vertreter  folgern,  dass  der 
natürliche  Trieb  des  Menschen  zur  Selbsterhaltung  gewaltsame 

Befriedigung  fordern  würde,  wenn  ihm  von  keiner  Seite  sonst 
Befriedigung  zu  Teil  würde;  es  würde  also  zunächst  mit  der 
an  Privatpersonen  gerichteten  Bitte  um  Unterstützung  begon- 
nen M  erden ,  um  von  dieser  zum  Öffentlichen  Betteln  und, 
sofern  auch  dies<"s  fruchtlos  sein  sollte,  zu  eigenmächtiger 
Befriedigung  des  Erhaltungstriebes  vermittelst  der  Aneignung 
fremder  Güter  (Diebstahl,  Raub,  Erpressung  u.  s.  w.)  zu 
schreiten.  Da  nun  der  ötaat  als  Träger  der  allge- 
meinen Rechtsordnung  zum  Schutz  des  Eigentums  seiner 
Angehörigen  berufen  sei,  so  habe  er  die  Verpflichtung,  Ver- 
letzung des  Eigentums  zu  strafen.  Er  könn(>  das  aber  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  kein  Grund  vorliege,  welcher 
die  Strafbarkeit  ausschliesst;  ein  solcher  Grund  sei  derjenige 
Notstand ,  durch  welchen  die  Existenz  einzelner  seiner  Ange- 
höriLT^Ti  fliircl»  Mangel  wirklich  bedroht  ist.  „Nur  wenn  tür 
die  aus.serste  Not  (wo  also  sowitld  jedes  eigene  Älittel  als  auch 
Privatwoldtliiltigkeit  völlig  fehl.stlilagen  sollte)  eine  Zusulie- 
rung  üfi'cntlicher  Hülfe  gegeben  ist,  kann  der  Staat  unbedingt 
Eigentumsverletzung  verbieten  und  bestrafen,  und  nur  gegen 


Im  ganzen  besteht  freilich  gegenwärtig  die  Tendenz,  den  That- 
sachen unmittelbar  zu  Ldbe  su  gehen,  ohne  den  dogmatischen  Orfinden 
tiefer  nachzuspüren.  Mit  geringen  noch  zu  erwähnenden  Ausnalimeu  hat 
die  npii»M»'  Literatur  in  dieser  BcTriehunff  fast  nichts  zu  Ta^e  pofonlcrt, 
ein  üm5*tanU,  der  übrigens  ebensowohl  beweisen  kann,  dafs  die  üUeren 
Untersuchongen  eine  ausreichende  Gmndlaire  bieten,  als  auch,  dus  die 
althergebrachte  Verltnupfune  der  Armenpflf^co  mit  den  Organen  der 
öfientucben  Gewalt  eine  in  der  öffentlichen  Meinung  tief  gewurzelte  ist. 
Die«  konetatirt  bereits  Naville  a.  a.  0.  H.  266  ff.  —  Die  versuche,  die 
Öfi^tliche  Armenpflege  theoretisch  zu  begründen,  behandelt  Cohn  in 
seinein  sehr  lesenswerten  Auftatx:  Arbeit  und  Armut 
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den,  dessen  Leben  erträglich  ist,  kann  ein  physisches  fühl- 
bares Uebel  erkannt  werden." 

So  vornehmlich  Mohl,  P.-W.  I  S.  274,  Gcrando  III  S.  610, 
Stahl  S.  d91,  Uuber  S.  5  und  die  in  den  folgenden  Anmerkangen 
genannten.  Monte squien,  auf  dessen  Sätze  noch  vielfach  zurück- 
gegriffen wird,  sagt:  „Quelques  aumönes  (\ne  Von  fait  ii  un  Lomme 
dans  les  rues  no  reniplissent  point  les  oblJgations  de  TEtat,  qui 
doit  h  tous  les  citoyeiis  une  subsistance  assur^e ,  ia  nourriture.  un 
vetenieiiL  convenable,  et  un  genre  de  vie  que  ne  soit  point  contraire 
ä  la  sant6.  .  .  .  C'est  pour  lots  que  TEtat  a  besotn  d'apporter  an 
prompt  scoonrs,  soit  poor  empecher  le  peuple  de  sonffrir,  soit  pour 
öviter  qQ*i1  ne  se  i^?olte/  Vgl.  Esprit  des  lois  Bach  23  Kap.  29. 
Tebrigens  schliesst  das  Yorwiegeo  des  polizeilichen  Gesichtspunktes 
das  Mitwirken  der  anderen  nicht  aus,  wie  die  AoslÖbningen  aller 
hier  iu  Betracht  kommenden  Schriftsteller  beweisen. 

Die  Begründung  der  Verpflichtung  znv  öffendichen  Armen- 
pflege aus  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  geht  von 
dem  Zusammenhange  nns.  ({or  zwischen  neni  ArLeitsj^n  dukt 
inifl  (\pm  Arheitsertnigniss  best(dit.  wird   aus  dem  nljen 

(sj  15)  näher  dargelegten  Verhältiiiss ,  dass  der  uiizureiclu-nde 
Arbeitsertrag  das  Arbeitsprodukt  inn  den  Fehlbetrag  billiger 
mache,  gctolgert,  dass  dieser  Fehlbetrag  von  denjenigen  er- 
gänzt werden  müsse,  welche  den  Vorteil  des  billigeren  Pro- 
dukts genössen;  dies  sei  die  Gesamintheit  der  Konsumenten, 
als  deren  Reprttsentant  der  Staat  erseheine.  Oder  aber  der 
geringere  Aribeitsertrag  rühre  von  mangelhaften  allgemeinen 
►Staatseinrichtungen  her,  flir  welche  wiederum  die  Gesammt- 
h<'it  verantwortlich  sei,  in  deren  Vertretung  der  Staat  solche 
Einnehtungen  angeordnet  oder  die  Beseitignng  iMMinnender, 
die  Frnflihnnig  sc  hützender  Massregeln  unterlassen  haln-.  Ins- 
beöuiidere  gelte  dies  von  freihUndleri^ehen  oder  .s(  ImtzzolliK^ri- 
schen  Massnahmen,  von  Zulassung  oder  Beschriinkung  der 
Freizügigkeit,  von  Gestattung  oder  Ausschliessung  der  Gewerbe- 
freiheit. 

Namentlich  der  interessante  Versuch  von  J.  G.  Uüfiniuiiu, 
„Das  Verbältniss  der  Staatsgewalt  zu  den  Vorstellungen  ihrer  Unter- 
gebenen*, Berlin  1842,  wo  der  Ansprach  «Qf  Lohnznschttss  mit  der 
Notwendigkdt  der  Unterhaltung  des  unentbehrlichen  Stammes  von 
Handarbeitern  begründet  wird.  —  6amp  meint,  dass  die  Fürsorge 
ftr  die  in  Folge  von  Arbeitsstockungen  und  industriellen  Krisen  in 
ihrer  Existenz  bedrohten  Arbeiter  Sache  des  Staates  sei,  der  es 
durch  seine  Zollpolitik  in  der  Hand  habe,  die  Verwertung  der 
vatcrliindischen  Arlieitskrftftr  zu  fördern.  Vgl.  n.  r.  0.  S.  2S4. 
Lebrigens  gehori  die  Arbeit  von  Garnji  nur  zum  Teil  hierher;  seine 
Vorsrhläee  ?.in(i  üherwie^'end  sozialpolitischer  Natnr. — Meyer  führte 
auf  dem  volkswirt&cliaftlichen  Kongress  aus,  dass  ein  Teil  des  all- 
gemeinen liobnfonds  von  vornherein  zurückgehalten  und  in  der 
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irratioiiellen  Form  des  Alnioseos  verteilt  wird.  Da  dies  sowohl  zum 
Schadon  des  fleissigen  Arbeiters,  der  hierdurch  in  seinem  Erwerbe 
2UI iickgehalten  werde,  wie  des  Produzenten  gereiche,  „so  sei  es 
die  Aufgabe  der  Gesellschaft,  die  Arbeiter  zu  grösserer  wirtschaft- 
licher Einsicht,  zu  Tüchtigkeit  aod  Ftlrsorge  benuutaziehen, 
damit  eine  immer  geringere  Summe  des  anszozahleiLdeii  Arbeitelobm 
in  der  Form  des  Almosens  zarflekgelialten  werden  mnsB.  Es  ist 
die  Aufgabe  der  gesitteten  Klassen,  diese  wirtschaftliche  Einsicht 
herbeizufuhren,  ond  nm  ihnen  diese  Aufgabe  fühlbarer  zu  machen, 
ist  eine  Zwangsarmensteuer  nötig."  S.  a.  a.  0.  S.  166.  —  Vgl.  auch 
Cohn  a.  a.  0.  -  Ganz  iKickt  ist  diese  Theorie  des  Lohn/nschusses, 
der  ja  zweifellos  ein  Element  jeder  Armenpflege  ist,  in  England 
unter  der  Herrschaft  der  sog.  Gilberts- Act  von  1782  verwirklicht 
worden.    Vgl.  unten  §  200. 

Vom  ''tili  sc  hon  Gesichtspunkt  wird  die  Verptlichtung 
zur  ÖffentlichfMi  Armenpfleg^e  durch  den  Hinwei«  auf  das  all- 
gemeine M<'nschcnsclucksal  begründet;  in  dorn  Einptinden,  dass 
den  einen  morgen  treffen  könne,  was  den  andern  heute  ge- 
troflfen  hat,  in  dem  Gefühl  „von  der  Zufälligkeit  dessen,  waa 
der  eine  hat  and  der  andere  nicht  hat,  wurzelt  die  Verpfiicfa- 
tung,  welche  der  Staat  mit  seinem  Zwange  durchsetzt,  die  Ver- 
pflichtung, für  die  Menschen  zu  sorgen,  die  einmal  da  sind 
und  für  sich  selber  nicht  sorgen  können ;  das  Gefühl  der 
Bedingtheit  menschlichen  Lebens  durch  ein  Tausenderlei  von 
Hemmungen,  Gefahren,  Unfällen  ir^staltet  sich  für  das  Ge- 
samnitlx'wusstsein  zu  der  Ueberzeugun<;  v<m  dem  Walten  eines 
Glückes»  oder  Unglückes,  desnien  Beziehungen  zu  dem  Einzelnen 
so  unboreclienbar  sind,  da.ss  mehr  oder  wenijjer  bewusst  die 
Verpti  ich  tung  zu  einer  Geaammtbürgachaft  empfunden  w^ird^)." 


§  22. 

Betrachtet  man  die  hier  angedeuteten  Theorien  in  Bezug 
auf  ihre  praktischen  Konsequenzen,  so  wird  man  finden,  dass 
der  wirtschaftliche  und  der  ethische  Gesichtspunkt  nicht  ganz 
zureichend  sind.  Wenn  der  verminderte  Arbeitsertrag  die 
billigere  Herstellung  des  Produkts  ermöi^licht,  so  wäre  es  un- 
gerpcht,  die  Gesammtheit  für  den  Fehlbetrag  zu  belasten,  da 
der  \^>rteil  nur  den  einzelnen  Produzenten  und  Kousumcuton 
des  billigeren  Produktes  zu  gute  kommt. 

IHeB  ist  der  Standpunkt,  den  Cohn  eimummt,  vgl.  a.  a.  O. 

J^.  24.  25.  —  lieber  die  älttn-e  Literatur  v<;I.  namentlich  Mo  Iii  S.  277 
Anm.  16.  Mohl  selbst  bemerkt  in  Ansehung  dieses  Standpunktes,  daaa 
das  sittliche  und  christliche  (>ebot  der  ßarmherzigkeit  nicht  ab  unmittel- 
bare» Zwangsgesetz  f&r  den  Rechtastaat  erklärt  werden  könne,  da  nur 
dir  Frfüllun^  des  Rechtsschutzes  und  drr  jxolizeilichen  Flnlt'e  ZwancB- 
ohUegeaheit  des  letzteren  soi,  unter  welchen  l^riff  jenes  nicht  falle: 
a.  a.  O.  S.  272. 
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Auf  der  anderen  Seite  ist  es ,  wie  man  es  auch  wenden 
mag,  doch  ein  Almosen,  waa  zur  Ei^änzung  des  Fehlbetrages 

gereicht  wird,  nicht  Arbeitslohn.  Dieser  kann  in  seiner  eigent- 
Ochen  Ckstalt  unmittelbar  nor  ans  dem  Produkt  8(  Iljst  gewährt 
werden,  dessen  Erträge  zur  gegenwärtigen  und  künftigen  Sicher- 
Stellung  gegen  Mani^^d  ausreichen  müssen.    Und  endlich  ver- 

9;i^  die  konsequente  Durchführung  des  Gedankens  die  Ge- 
wnlirun^^  des  Fenlbetrnges  an  snichf*,  welchn  dem  Stande  ihres 
Erwcrb^izweigf^s  und  ihrer  persönlichen  Erwerbsfähigkeit  nach 
df*s-«*»'Iben  an  und  für  sich  nicht  bedürfen  würden  und  nur, 
weil  «ie  MüBäiggäiiger  und  Verscliwender  sind,  der  Unter- 
haltsniittel  entbehren,  welche  sie  erwerben  konnten  und 
nicht  erworben  haben,  oder  erworben  aber  nicht  aufgespart 
haben. 

Eben  derselben  Kat^orie  von  Personen  gegenüber  ver- 
ssgt  auch  der  schöne  Gedanke  vom  Ausgleich  zwischen  den 
Zofälligkeiten  des  Lebens.  Nie  wird  man  erwarten  können, 
dass  das  Geffthl  der  Barmhensigkeit  Platz  greifen  kann,  wo 
TOQ  Seiten  des  Individuums  alles  versäumt  worden  ist,  um 
selbst  diesen  Zuf^ligkeiten  zu  begegnen.  Das  will  ja  auch 
die  freiwillige  Armenpflege:  Barmherzigkeit  üben  an  denen, 
weiche  derselben  wert  sind. 

So  wichtig  daher  alle  jene  Momente  sind,  um  den  Zu- 
sammenhang dos  Arm  *n Wesens  mit  den  wirtschafiliclien  und 
111  «ralisch^n  nrundla;^eu  des  mensclilichen  Lebens  aufzuhellen 
und  au  (Ii*'  I^'viehtunL;  die.sf^s  /usainmcnhangs  aufs  enistlichste 
zu  mahnen^  sie  ersehöpfeu  doch  nur  einen  Teil  der  Frage, 
derm  Lösung  sie  versuelion.  Gerade  die  Lücke,  um  deren 
willen  die  Fra.£^e  vornehmlich  gestellt  ist,  vermögen  sie  nicht 
auszufüllen:  die  Lücke,  welche  hinsichtlieh  derjenigen  ent- 
steht, denen,  gleichviel  aus  welchem  Grunde,  das  zur  Erhaltung 
de«  Lebens  Notwendigste  fehlt  So  ist  man  denn  nicht  blos 
ans  prjdcttschen  sondern  auch  aus  logischen  Gründen  eenötigt, 
der  Anschauung  den  Vorzug  zu  geben,  welche  aus  dem  Zu- 
saiumenhang  der  allgemeinen  Rechtsordnung  mit  der  Stellung 
des  Individuums  die  Verpflichtung  folgert^  kein  Individuum  im 
Interesse  der  Rechtsordnung  von  dem  Schutz  gegen  äusseren 
Man^'cl  auszunehmen. 

Treffend  bemerkt  hierüber  Mo  hl  S.  325:  „Der  besondere 
Grund,  aus  welchem  der  Einzelne  in  Mittellosigkeit  verfallen 
ist,  hat  zwar  auf  die  Art  der  lliilfe,  welche  ihm  gewiilirt  wird, 
und  auf  dm  Verhalten  des  Stnat"^  yn  ihm  in  anderen  Be- 
ziehungen den  entschiedensten  Einfiuss;  allein  in  keinem  Falle 
befreit  er  d*Mi  Staat  o'b'r  die  Gemeinde  von  der  Verpflichtung 
zur  GevvHhruu^?  des  al>>^  >lut  Notwendigen.  Die  Polgen  einer 
völli^^  süIljstv«M'sehuM(!ten  Armut  sind  zum  mindesten  ebenso 
nachteilig  für  das  Allgemeine,  wie  die  der  unverschuldeten. 
Aach  der  Müssiggänger  und  Schlemmer  könnte  nicht  einfach 


Digitized  by  Google 


76 


VI.  4. 


dem  Iiiuii::'M  t(i<le  prei8gegel)f»n  werden  ohiio  Gefahr,  wenigstens 
ohne  Naclitoil  Wir  das  allgemeine  Woiil.  Ein  solcher  wird 
nicht  unter.stiitzt,  weil  er  es  sittiieli  vcnlient,  sondern  weil  es 
rechtlich  und  politisch  notwendig  ist,  «lass  er  nicht  ausserhalb 
des  Rechtükreises  stehe.'* 

In  chitrakteriBtischer  Weise  wird  dieso  Meinung  von  dea 
Anhängern  der  attsschliesslich  freiwilligen  ArmenpHege  unter- 
stützt Die  schon  erwähnte,  auf  dem  Volkswirtschaftlichen 
Kongress  zur  Annahme  empfohlene  zweite  These  lautete'): 
„Eine  gesetzliche  ArmenunterstUtzung  ist  nur  aus  sicherheits- 
und  gesundheitspoHzt  ilichen  RUeksichten  zulässig^." 

Rickert  kommt  ^gleichfalls-)  zu  dem  Resultat,  dass  nicht 
weitergehende  Verptlielitungen  im  Wege  des  Zwangen  ge- 
schaffen werflen  dürften,  als  sie  durch  allgemeine  Sicherheiis- 
interessen  und  polizeiliche  Rücksichten  bedingt  sind. 

Heisst  denn  das  etwas  anderes  als  eine  Klausel  setzen, 
unter  welcher  auf  einem  Umwege  eben  dieselben  Personen 
wieder  zugelassen  werden,  die  man  direkt  von  der  Armen- 
pflege  ausschliessen  wollte?  Es  b«'rulit  diese  Verklausulinuig 
auf  der  Verkennung  des  Unterschiedes  zwischen  der  Organi- 
sation der  Armenpflege  und  der  Aufbringung::  (]or  tm  ihr 
nötigen  Mittel.  Dass  die  erste  w<'der  bei  der  freiwilligen 
noch  bei  der  öffentlichen  Armen j)H<'<;e  entbehrt  werden  kann, 
dass  es  ein  selbstversUindlit-hcs  Ziel  beider  sein  muss.  au 
der  wirtsehattlichen  Hebung  der  bedürftigen  mit-,  auf  Be- 
strafiing  der  Müssiggänger  hinzuwirken  —  wird  denn  das  von 
irgend  einer  Seite  verkannt?  £s  handelt  sieh  da  eben  um 
den  Fall,  dass  arbeitsfähige  Personen  verschuldeterweise  sich 
im  Zustande  der  Bedürftigkeit  befinden  und  dem  drohenden 
Untergange  entrissen  oder  von  den  Folgen  des  in  Rechtsver- 
letzung sieh  kundgebenden  Selbsterhaltungstriebes  zurückge- 
halten werflon  niüsson.  Man  nonne  das  nun  Armenuntor- 
Stützung  oder  polizeilic  h«'  iNIassregd ,  die  Hauptsache  ist  doeii, 
dass  die  Unterstützung  »  henfalls  aus  d»Mi  Mitteln  der  Geniein- 
wirtschaft  bestritten  werden  muss,  dass  die  Geber  in  dem  einen 
wie  in  dem  andern  Falle  dieselben  sind.  Widerstreitet  die 
Gewährung  der  Unterstützung  in  der  That  den  wirtschaftlichen 
und  moralischen  Grundsätzen,  so  widerstreitet  sie  ihnen  in 
dieser  wie  in  jener  Gestalt.  Ganz  ebenso  verhält  es  sich  mit 
den  Rücksichten  der  öffentlichen  Gcsundheitspfle;^«'  und  dem 
Aufwände,  der  in  ihrem  Interesse  für  bedürftige  Kranke  zu 
machen  ist.  Man  wini  hierbpi  vor  allem  aucli  beachten  n)'iss<'n^ 
dass  es  sich  doch  nicht  um  Gebiete  handelt,  dio  soliu!  und 
bestimmt  von  einuuder  abgegrenzt  werden  küimen.  Gerade 

»)  A.  a  O.  S.  löl.  171. 

S.  3b.    Vgl.  auch  Emminghaus  S.  2a,  Duciiatel  S.  239, 
Dsatsefas  Oein.»Z.  a.  s.  O. 
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bei  der  Armenpflege  handelt  es  sich  um  so  feine  UebergÄiigo 
von  Arbeitsfähigkeit  zur  Unf)ihi^''keit,  von  ArbeitslosiirkfMt  zur 
Arbeitsscheu  u.  s.  w.,  dass  eine  Scheidung  zwisclifn  n  Fällen, 
welche  polizeiliche  oder  welche  freiwillige  l  nit  rötützung  er- 
heischen, in  vielen  Fallon  schlechterdings  umnoglich  ist*). 

Auch  lässt  sich  gewiss  nicht  leugnen ,  dass,  wenn  aus 
angeblich  unb^reiusten  ÖflTentltcheE  Mitteln  leicht  zu  viel  ge- 
than  uod  Verschwendung  getrieben  werden  sollte,  die  Beseich- 
nung  der  Mittel  als  Armen-  oder  als  Polizeifonds  hieran  nichts 
ändern  würde.  Uebrigens  wird  gerade  in  Beziehung  auf  diesen 
Punkt  ganz  zutreffend  ausgeführt,  dass  vor  Verschwendung 
und  unrichtip:cr  Verwendung  nnch  die  freiwillige  Annenpflege 
nicht  a?i  und  für  nich  gesell ntzt  ist. 

Unzweckinässige  Stiftungen .  persönliche  Interessen  sind 
bekanntlich  für  dm  freiwilliire  Anuenpflege  sehr  hHufipce  und 
sehr  erhebliche  Veraiilasbungeii  schlechter  Verwaltung-). 

Es  handelt  sich  vor  allem  um  die  richtige  Organisation. 
Die  Unterscheidung  zwischen  verschuldeter  und  unverschuldeter 
Armut,  zwischen  erwerbsfithiffen  und  erwerbsunfilhigen  Be- 
dürftigen ist  auch  der  öffentlichen  Armenpflege  möglich.  Und 
der  Umstand,  dass  die  Mittel  zwangsweise  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden,  verhindert  nicht  ihre  richtige  Verwendung.  Das 
Gefühl  der  Verantwortlichkeit  kann  und  muss  ein  Staats- 
beamter ebensogut  haben  wie  ein  Vi'rwalter  freiwilliger  Mittel^). 

Vor  allem  aber  können  die  Verteidiger  der  öffentlichen 
Armenpflege  ein  Argument  geltend  machen,  da«  sich  gleich- 
sam von  selbst  ergiebt,  dass  nämlich  die  Anordnung  eines 
Zwanges  nur  eventuell  und.  zwar  nur  eben  dann  und  nur 
ebensoweit  wirksam  werden  soll,  als  die  freiwillige  Annenpflege 
Mittel  nicht  bereitstellt.  Nur  das  von  der  letzteren  unbesetzte 
erbiet  soll  besetzt  gehalten  werden,  aber  nicht,  um  es  fUr 
immer  zu  behalten ,  sondern  um  es  ganz  oder  zum  Teil  zu 
räumen,  sobald  es  die  freiwillige  Annenpflege  wieder  ein- 
nehmen will. 

Dies  hebeii  auch  8chon  Ducbatel-Naville  hervor,  die  im 
flbffigsn  heftige  Ocgncr  jeder  gesetsKehen  Annenpflege  sind ;  S.  2b0i  VgL 
auch  Krii^s  1  S.  824. 

*)  Man  vpl.  von  den  M'Mt  zahlreichen  Belegen  in  der  Literatur  bo- 
bonUers  Katzingcr,  der  die  bcisj)iello8e  Entartui^  der  kirchlichen  und 
Stiftungsarrocnpfleffe  in  den  Händen  der  hohen  Geistlichkeit  an  vieleti 
Stellen  seiner  GescTiichte  der  kirchlichen  Armenpflege  nachweist,  besonders 
8.  77.  124.  237.  2H1.  819.  Dies  Zeugnias  verdient  bei  dem  ausgesprochen 
kadiolisehm  Standpankt  Rfttzingers  gewiss  besondere  Beachtung.  —  Gknz 
neDerdings  bietet  die  Verwaltung  des  Hospitals  .Santo  Spirito  in  Rom  ein 
Bild  ungianVtlirhor  Misswi  TtschMiL  VgL  die  ZaMhrift  aa  die  Nat-Zeit 
in  Xr.  554  Jaiirgaag  i6ö6. 

^)  Gneist  bemerkte  im  Volkswirtaehalttichen  Kongress:  „Man  wifd 
bei  uns  da>  fülil  der  Verantwortlichkeit  stets  prli:itTt'n,  wenn  man  an 
öffcntiichc  Einrichtungen  anicnUpft."  Aehnlioh  Bamberger  a.  a.  O. 
S.  1<J2.  197.  -  Vgl.  Nüherea  unten  §  216  E 
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Stahl  bemerkt  sehr  zutretiend  S.  391:  „Es  ist  bemerkens- 
wert, wie  allenthalben  iu  den  chrislli«  In  n  Staaten  auf  dem  Itoden 
der  Armenpllege  die  Freiheit  des  Individuums  zu  Grande  lai/  und 
liur  allinuhlich  mit  der  Enlwickelung  aller  misslicheu  Folgen,  die 
wir  hezeichnet  haben,  die  öffentliche  Armenpflege  eingriff,  immer 
ntir  sich  dicht  an  die  Notwendigküt  haltend,  wie  die  Geeebichte  » 
deatlieh  naehweiBt  tmd  wir  oben  b^ont  babeD.  Die  Staats» 
armenpflege  erkennt  sieb  damit  selbst  als  nur  sab- 
sidi&r  an.**  —  Aebnlicb  ancb  Dncbatel  S.  307: 

„Der  Staat  soll  also,  selbst  wenn  er  es  ebne  Geiabr  so  than 
venniichte,  nur  insoweit  der  Armennot  abzuhelfen  suchen,  als  di» 
Besonnenheit  der  Armen  and  die  Privatmildthätigkeit  noch  nicht 
Aufschwang  genug  bekommen  hat  und  daher  sein  Einschreiten  nötig 
■wird  ....  Die  Austlbung  der  Wohlthätigkeit  ist  eine  von  den 
Obliegenheiten,  womit  sich  der  Staat  !mr  mit  dem  Vorsatz  und  dem 
"Wun&ch,  dif'se  Bürde  wieder  abzuwerfen,  befassen  muss  ....  Im 
natflrlichen  Fortschreiten  der  Gesellschaft  mu.ss  alle  vom  Staate 
ausgehemle  Sorge  fiir  die  Armen  endlich  verschwinden,  wie  die 
Staatsreligioneii  und  offiziellen  W  ahrheiten."  —  Sehr  ausführlich  über 
diese  Frage  im  Anschlnss  an  die  Armenpflege  des  Kantons  liasel- 
stadt  bei  Kam  b  Ii  S.  t)3  fi.  namentlich  die  dort  mitgeteilten 
Aeusserungen  des  Referenten  Pfarrer  Breitenstein.  Derselbe 
bemerkt  unter  anderem :  ,,Die  Besorgung  der  Annenpflege  kann  zur 
Zeit  noch  nicht  vOUig  der  Freiwilligkeit  anheimgegeben  werden; 
amtliche  und  freiwillige  Thätigkeit  mUssen  neben  einander,  einander 
ergänzend  wirken.  Der  Staat  kann  und  darf  die  Aufsiebt  Aber 
das  Armenwesen  und  die  unter  Umständen  notwendige  Organisation 
desselben  nicht  aus  den  Händen  geben,  da  dies  zu  den  Kultur- 
zwecken  des  modernen  Staats  gehört."  —  Und  Karobii  selbst 
8.  98:  „Nacli  allem  Gesagten  spreche  ich  daher  als  meine  Ueber- 
zeugnng  aus:  die  staatliche,  obligatorische  Armenpflege  ist,  wo  sie 
bestphr,  heizubehalten.  es  soll  aber  auf  stete  Keduzirunu'  ihrer  Auf- 
pnlii  liiiirjearbeitet  worden,  bis  endlich  die  völlig  freiwillige  Armen- 
idU'ge  ;in  ihre  Stella  treten  kann.  Diese  letztere  Kventualität  sehe 
ich  aber  noch  in  unendlich  weiter  Ferne.** 

Während  sich  als»»  nach  dor  orsten  Ansiebt  tV<'iwilli*xe  und 
Zwangsarnienpflegc  wii;  Gegner  grf^<'niTber8telien  wiirdt  Ti,  '^•dl«*» 
sie,  der  anderen  zufolge,  wie  liiiHVciclie  G^*nn.-;>. n  n»  Im uiin- 
aiidorwirkcn.  Ja  mehr  noch,  es  wird  vielfach  ein  guter  Ein- 
fluss  von  diesem  Nebeneinandergehen  der  froiwilligen  und 
der  gesetzlichen  Armenpflege  erwartet,  insofern  als  bei  etwaigem 


erheblicher  werden  müssten  und  dieser  Umstand  in  dauernder 
Wechselwirkung  daeu  fkihren  wllrde^  den  Druck  der  gos^eta* 
liehen  Lasten  zu  erleichtern  und  die  freiwillige  Liebestfafitig' 
keit  zu  beleben. 

Meyer,  Yolkawurtschafüicher  Kongress  8.  177.  —  Linsingen 
S.  87  bemerkt:  .  •  .  „nur  dadurch,  dass  Jede  Verwendung  aoa 
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öffentlichen  Armenmitteln  unter  anderen  als  jenen  harten  Bedingungen 
den  Gemeinden  vens'chrt  wird,  nur  dadurch,  dass  eben  die  polizei- 
liche Armenpflege  als  eine  strenge,  fast  grausame  auftritt,  lässt 
sich  in  den  Gemütern  der  Resitzenden  kraft  der  natürlichen  Reaktion 
der  gänzlich  enis.chwuudene  binn  iür  Privatwohlthätigkeit  gegen  die 
Armen  wieder  wecken  und  so  allmählich  ein  Zustand  herheiführen, 
in  welchem  das,  was  seiner  Natur  nach  getrennt  sein  soll,  auch 
wirklich  getrennt  ist:  d.  h.  dass  neben  der  polizeilichen,  lediglich 
anf  Al>8tellnng  absolnten  Notstandes  gerichteten,  nnr  IMissere  be- 
stimmt erkennbare  Momente  berflcksiditigenden  Armenpflege  sich 
die  christliche  oder  allgemeine  menschliche  Privatwohlth&tigkeit  in 
fest  organisirter  Weise  der  Armenpflege  in  der  Art  annimmt,  dass 
thunlichst  Kotständen  vorprebengt  und  je  nach  tler  subjektiven  Wür- 
digkeit des  IMttsteliers  auch  weniger  Bedürftige  mit  Liebesgaben 
versehe»  werden.'* 

§  23. 

Und  so  kehrt  die  Betrachtung  su  ihrem  Ausgangspunkt 
zurück.  Wird  auf  der  einen  Seite  anerkannt,  dass  die  öflent- 
livhr  Armenpflege  einzutreten  habe,  wo  die  Mittel  der  frei- 
willigen Armenpflege  nicht  zureichen,  so  bleibt  dies  letztere 
Moment  ebenso  wie  gegenüber  der  theoretisiln  n  Forderung 
der  Son)sthriltV  von  der  l^ntersuchung  abh^iiii^iir .  fd>  di(^scr 
Ersatz  durch  die  freiwillige  AiTncnpflcge  thatsiiililicli  vor- 
handen ist  oder  thatfliehlich  in  so  naher  Zeit  /.u  »  rwarten 
steht,  da.ss  eine  liel'unn  in  Bezug  auf  die  ütlentliche  Anuen- 

SHege  übei-flüööig  erscheint  Mit  der  Behauptung,  dass  dieses 
er  Fall  sein  werde,  ist  es  hierbei  freilich  nicht  gethan;  das 
ist  nur  eine  Ansicht,  welcher  die  Ansicht  vom  Gegenteil  mit 
demselben  Recht  entgegengestellt  werden  kann.  Nur  dass  jene 
lediglich  die  Zukunn  zum  Zeugniss  ihrer  Richtigkeit  anruft, 
während  diese  aus  einer  traurigen,  aber  die  bittere  Sprache 
der  Wahrheit  redenden  Vergangenheit  ihre  Beweise  schöpft 

Nichts  ist  hierfür  lehrreicher  als  die  Retrachtung  der  Um- 
stände, unter  denen  die  öifentliehe  Anm  upHe^e  zu  ausgf'l)rüi- 
teter  Entfaltung  gelangt  ist.  Nirgends  hat  sir  als  l'crtige 
Bildung  eingesetzt,  nirp  nds  tindet  sie  sich  als  primäre  Form 
der  Gewährung  von  Unterstützungen. 

In  allen  Ländern  abendlftndischer  Kultur  begann  die 
Annenpflege  als  werkthätige  Liebesttbung  der  christiichcn 
Gemeinden,  und  in  aÜen  Ländern  fiihrte  die  sittliche  oder  die 
finanzielle  Leistungsunfäliigkeit  der  kirchlichen  Armenpflege 
zu  Notständen,  welche  in  ungeheuerer  Ueberliandnahnio  des 
Betteins  und  der  Zuchtlosipkoit  ilm  n  Ausdruck  fanden. 

Diese  Zustünde,  unerträglich  iiir  die  Bevölkerung-,  un- 
vereinbar mit  einem  geordneten  Regiment,  veranhussteii  die 
öüentiicheu  Gewalten,  zunächst  nur  die  äussere  Eröcheinung 


Digitized 


80 


VJL  4. 


derbelbeu  zu  bekämpfen  und  in  zalillosen  Betteiverordnun^en 
das  Betteln  und  Vagabondireii  zu  verbieten  und  mit  harten 
♦strafen  zu  bedruhcu 

Aber  weder  veränderte  sich  der  Zustand  der  Armut,  noch 
yerringerte  sich  die  Zahl  der  Bettler  and  Landstreicher,  viel- 
mehr  wache  das  Uebel  seitweiltg  nach  dem  Dreisaigjährigen 
Kriege  in  Deutschland  ausserordentlieh.  Auf  das  Eäntretea 
dieser  Thatsachen  hatten  die  territorialen  Gewalten  freilich 
nicht  gewarttit,  weil  sie  einen  untrüglichen  Beweis  fUr  die 
Unzulängliclikeit  der  freiwilligen  Armenpflege  zu  haben 
wünschten.  sotKlern  weil  man  glaubte,  von  Amtswegen  mit  Bettel- 
verboten  ^enug  ^^ethan  zu  haben,  und  weil  man  von  einer 
besseren  Einsicbt  in  den  Zusammenhang  dieser  Eröchciuungen 
mit  wirtachattlieheu  und  moralischen  Ursachen  meist  weit  ent- 
fernt war.  So  gab  es  seit  der  Zeit  der  Reformation  im  Be- 
reich der  Armenpfl^e  eine  Art  Interregnum,  dessen  Herrschaft 
in  einzelnen  Gebieten  schon  früh,  in  den  meisten  erst  sehr 
spät)  SU  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts, 
zu  brechen  gesucht  wurde  vermitteUt  £in-  und  Durchführung 
der  öffentlichen  Armenpflef^e^). 

Am  zutreffendsten  kommt  dies  Verhältniss  in  dem 
Gutacliten  der  Sirbonne  zum  Ausdruck,  welches  sie 
auö  Anlaös  eiii<;r  Antrage  abgab,  welche  der  Magistrat  von 
Ypern  nach  KinfUlirnng  seiner  bekannten  Armenordnung  von 
1525  an  sie  gerichtet  hatte.  Es  handelte  sich  namentlich  um 
die  Frage ;  ob  es  zulüssig  sei,  das  Betteln  su  verbieten,  was 
jene  Armenordnang  bei  gleichzeitiger  Neuordnung  der  Armen- 
pflege nach  individualisirenden  Grundsätzen  gethan  hatte'). 
„Der  Bescheid  der  Sorbonne,  vom  16.  Jan.  1531  datirt,  be- 
zeichnet die  yperner  Armenortlnung  als  ein  ebenso  schwieriges, 
wie  nützliclies  und  heilsames  Werk,  welches  mit  der  Heiligen 
Schrift,  den  Anoninungen  der  Apostel  und  der  Kirche  der 
Vorzeit  im  Einklänge  sei,  wenn  folgende  Punkte  beachtet 
würden:  1.  Es  müsse  die  adoptirte  Armenpflege  mit  solcher 
Sorgfalt  gehandhabt  werden,  dass  in  Folge  der  gänzlichen 


M  Vgl.  hierüber  Riitzinp^r«^  1 1  %  "S  t  n  h  l  8.  379.  I.noning  S.  8M 
u.  a.  Bei  allen  diesen  mehr  oder  minder  ausführliche  Nachweisungeu  fUr 
lül«  sivilisift«»  Staaten.  Auf  Detdl  kann  hier  nidit  Angegangen  wardea. 

'-)  R  a  t  z  1  n  ff  e  r  verkennt  den  allgemeinen  Charakter  dieser  Zustände, 
wenn  er  England  gpezi«ül  den  Vorwurf  macht .  dti  >  Interregnum  durch 
Säkularisation  der  geistlichen  Guter  herbeigeführt  und  damit  das  Ein- 
treten der ^ffeatliehen  Armenpflege  notwendig  gemacht  za  haben.  Deots«^ 
land  zeigt  um  flipso  Zeit  ganz  du  Ih»'  Krsrhi'intmp-  Vgl.  bei  Hanke, 
Deatache  Geschichte  im  Zeitalter  dor  Keformation  Bd.  2  an  vex8chW> 
denen  Stellen,  x.  B.  S.  314.  317.  338. 

•)  Ratzinger  S.  443.  —  Die  Grundsätze  der  A.-O.  Ton  Ypern  idnd 
die  von  J.  L.  ViTis  in  der  Schrift  De  subrentionc  paupcmm  <^ivp  de 
humanis  neeesntatibas  libri  2  aufgesteliten.  Hierüber  out  und  austubr- 
lieh  Ehrl«  8.  87  ff. 


Digitized  by  Google 


VI  4 


81 


Unterdrttckttti|^desBettelii8  kein  einheimischer  oder  aiuwttrtiger 

Armer  der  äussersteni  oder  auch  nur  sehr  schwerer  Not  an* 
heinifalle.  2.  Wenn  die  gemeinsame  Armenkasse  fUr  eine 
»4)Iche  Versorgung  aller  Annen  nicht  ausreiche,  dUrfe  letzteren 
dftü  Betteln  nicht  einfachhin  verboten  werden.  3.  £s  dürften 
<lie  Reichen  duroK  die  Beiträge,  welche  sie  dor  genannten 
Kfwst*  verabfolgen,  sich  nicht  von  dor  VrTj)riic*htuiig  ontbundon 
iwhfr'ii,  Annon ,  die  sie  von  allen  oder  beinahe  von  allen 
Subsibttuizmittelii  entblösst  wissen,  beizuspringen.  4.  Es 
könne  durch  diese  Verordnung  niemand  behindert  werden, 
auf  jede  ihm  beliebige  Weise  Werke  der  Barmherzigkeit  zu 
öben." 

Diese  Sätze  bilden,  ohne  als  solche  iönnlich  adoijtirt  oder 
auch  nor  in  der  Gkstalt  jenes  Gutachtens  hiarcichend  bekannt 
geworden  zu  sein,  regelmässig  das  Programm  für  die  Stellung- 
nahme der  öfiendichen  Ghewalten  zu  dem  Armenwesen,  nach- 
dem die  Vergehlichkeit  des  blossen  Bettelverbots  erkannt  war: 
Unterdrückung  des  Betteins  im  Interesse  der  allgemeinen 
Rechtsordnung  «  positive  Fttrsotge  fUr  die  zum  Betteln  ge- 
drängten Personen  in  Anerkennung  einer  allgemeinen  Rechts- 
ptlicht 

Nun  berufen  sich  die  Anhänger  der  freiwilligen  Armen- 
pflege auf  (l;is  Reispicl  FrankrrM'ehs ,  welchem  gesetzliclier 
Zwang  zur  Annen |»tlege  unbekannt  sei.  Zunächst  ist  hier- 
gegen zu  bemerken,  dass  in  Frankreich  ein  Teil  der  Armen- 
ilirsorge,  diejein'ge  für  Ueisteskranke  und  verlassene  Kinder, 
obligatorisch  ist  ^ ). 

Wenn  iui  übrigen  nnr  die  Anoixlnung  besteht,  dii66  VVohl- 
thaiigkeitriausschUsse  (burciiux  de  bienfaisance)  in  den  einzelnen 
Gemeinden  eingerichtet  werden  und  aus  freiwilligen  Gaben 
Armenpüego  Üben  sollen,  so  ist  darauf  hinzuweisen,  dass 
trotz  ausserordentlicher  J^eistungen  der  Stiftungs-  und  Privat- 
annenpflege  und  trotz  sehr  grosser  Aufwendungen  der  bu- 
reaux  de  bienfaisance  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Gemeinden 
sich  veranlasst  sieht,  beträchtliche  Zuschüsse  (subventions  de 
la  commune)  zu  der  örtlichen  Armenpflege  zu  leisten. 

Vgl.  die  oben  S.  64  gegebenen  Nacbweisangen.  Im  Jahre 
1882,  fOr  welches  die  letzten  Angaben  vorliegen,  veraasgabten  bei 
einer  Befölkerung  von  ntnd  37.7  BCill.  die 


Abgesehen  von  den  a.  a.  0.  aufgeführten  Suhventionen  gewährten 
die  Gemeinden  zu  den  Leistungen  der  bureaux  de  bienfaisance,  die 
unserer  örtlicheu  Arujeupflege  entsprechen,  1882  folgende  Subven- 
tionen in  Hill.  Fr.: 


(Etablissements  Uospit.  127.34 
bureaux  de  bicnfais.  33.07 


Franken. 


>)  Vgl.  unten  {  63. 
f«iMlmiM  CH)  TL  4.  Vtaitwbeif. 
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Departements 


ordentliche  Subventionen 
ansserordentl.  Sabventionen 


4.976 
U.008 


4.914  9.891 
0.958  0.962 


in  Prozenten  der  Gesammt- 
einnahmen  der  bnxeaiizde 

bienf« 


67.8 


20.3 


29.9 


Vgl.  a.  a.  0.  Tab.  S.  LV. 

Kichts  veriiiüchte  schlagender  darzuthuii,  was  eine  Zvsang:»- 
lage  gegenüber  Zuständen  der  Armut  bedeutet, 

£g  lässt  steh  lungekelirt  eine  nicht  unerhebliche  Zahl  nm 
Gemeinden  auch  in  Deutachland  nennen,  welche  trota  dea  all* 
gemein  durchgeführten  Systems  der  Zwangsarmenpflege  eine 
solche  thatsächlich  nicht  geübt,  thatsächlich  die  oft  ttberreich* 
liehen  Au^endungen  aus  freiwilligen  Gaben,  vor  allem  aoa 
Stifhing.smittelny  ganz  oder  zum  grauten  Teile  bestritten  haben 
und  noch  bestreiten'). 

Uebrigons  hängt  das  Mass  der  Leistungen ,  wie  in  dem 
Abschnitt  über  die  finanzielle  Leistungsßihigkeit  der  Annen- 
verbHnde  (unten  5^  8Ö  ff.)  näher  darzulegen  sein  wird,  von  un- 
cnrllieh  vielen  individuellen  Momenten  ab.  Hier  möchte  irli 
noeli  auf  einen  Punkt  hinweisen,  der  bei  der  Erörterung-  dieser 
Frage  von  keiner  Seite  ])erührt  worden  ist,  daf>H  nämlich  ftir 
viele  kleine  ländliche  Gemeinden  die  Frage  überhaupt  nicht 
lautet,  ob  freiwillige  oder  Zwangsamieuuflege ,  sondern  <>b 
Armenpflege  überhauju.  Wo  alle  Einwohner  aiiii  aiud, 
dass  sie  stets  auf  der  Grenze  zwischen  notdürftiger  Erhaltung 
und  Armut  sich  bewegen,  ist  auch  die  Gemeinde  selbst  gäns- 
lich ausser  Stande  filr  bedürftige  Mitglieder  selbst  mit  Auf- 
bietung aller  Krftfte  hinreichend  zu  sorgen;  was  sie  ihnen 
gOgenOber  thut,  behält  in  der  Regel  den  Charakter  der  Mild- 
tbätigkeit,  so  dass  dort  die  Aufhebung'  der  gesetislichen  Armen- 
pflege eine  Veränderung  des  bestehenden  Zustand  es  kaum 
nerbeifUhren  würde.  —  Aehnlich  Kries,  m.  \V.  der  einzige, 
der  diesen  Gesichtspunkt  hervvjrhebt;  vgl.  II  S.  857.  An 
einer  andern  Stelle  8.  22  bemerkt  derselbe: 

„Wie  kann  eine  aus  lauter  Handwerkern  bestehende  Ge- 
meinde im  schlesischen  Gebirge  ilircm  unbesehat'tigtcn  Mit- 
gliedern eine  wirksame  Hülfe  ;j:ewähren,  da  fast  sämratliclie 
Einwohner  auch  in  den  be.ssei-(Mi  Tagen  nur  ein  kümmerliches 
Brot  essen  und  jede  eintretende  Handelskrisis  schwer  auf  ilmen 
allen  lastet?  In  ähnlieher  Weis«  bringt  eine  Fehleriite  d«  r 
KartoÖeln,  eine  anhaltend  regnerische  Witterung,  welche  Feld- 
arbeiten unthunlieh  und  die  Wege  grundlos  macht,  alle  Ein- 
wohner einer  ostpreussischen  Kolonie  oder  eines  oberschlesi- 
schen  Bauemdorfes  an  den  Rand  einer  Hungersnot** 

'1  Vffl.  die  Naehweisaiigen  unten  $  87. 
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Im  übrigen  bewUhrt  sich  in  Frankreich  an  den  Gemeinden, 
welche  Zuschüsse  leisten,  und  in  Deutschland  an  Gemeinden, 
welche  derselben  entbehren,  di»-  fast  spihstvcrstilndliclie  Natur 
der  öfit'iitliehen  Armenpflegf»:  die  Suh.sidiaritiit.  Sie  «oll  und 
sie  will  nie  mehr  sein  als  letzte  Zuiiucht,  wenn  allu  andort  n 
HUlfsmittel  versiegt  sind  Wen  die  Bestrebungen  der  allge- 
meinen Wohlfahrtspflege  vor  Annut  va  behüten  nicht  im  Stande 
waren,  wer  sich  nicht  seihet  vor  Not  zn  schfitssen  gesucht  hat, 
wer  nicht  die  Hände  der  nächsten  Angehörigen  oder  diejenigen 
seiner  Mitmenschen  offen  sieht,  den  nur  nimmt  die  öffentliche 
Annenpflege  auf.  Eine  traurige  Notw<*ndigk<'it  ist  es  g^^wiss, 
zu  deren  Fernh;i1fn?i  LT  beizutragen  keiner  versäumen  dürfte, — 
abfr  eine  Notwendigkeit  so  lanfre ,  als  die  Wahrsehoinlichkeit 
eines  anderweiten  Ersatzes  nieht  besteht.  Ein  solcher  Krsatz 
erseheint  für  absehbare  Zeit  in  Deutschland  ein  unerreichbares 
Ideal. 


')  Das  belgische  Gesetz  vom  14.  Mara  187ß  trägt  diesem  tliatsäch- 
Behen  VerbältniRs  Heohiiun^%  iDdem  es  in  Art.  19  bestimmt,  daes  die 
KostPTi  flrr  (itfi'DtHclien  Arnienpflef^e  von  den  Hoapitäloni  mid  Wolilthät.- 
Bur.  aufzubriugcn  sind,  wozu  die  Gemeinden  bei  UuzuJänglicbkeit  der 
Mittel      ii(itigen  Znschfiise  zu  gewfihren  haben. 


6» 
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3.  Kapitel« 

Die  Aufgabe  der  Armengesetzgebung. 

§  24. 

Der  Umstaini,  tlass  das  Annenwesen  inelir  .»Is  jede  andore 
wirtscliaftlit'lie  und  soziale  Krsrheinung  mit  all<'n  b'aktor'  ]i  d.  s 
wirtschat'tiielien  und  des  sozialen  Lebens  in  innigöter  Vt^rljimiuu.i; 
steht,  hat  von  jeher  einige  Verwirrung  in  dieTlieorie  undPruxis 
der  ArraengeüCtzgebung  gebracht.  Weil  Wohlfahrtspflege  und 
Schutzveranstidtungen  der  Annut  vorbeugen  und  Selbsthiilt'e 
sowie  die  Fürsorge  der  F.unilie  und  der  Arbeitgeber  die 
eigendicho  Armenpflege  möglichst  überflüssig  machen  wollen, 
80  behandelt  die  Theorie  alle  diese,  oder  den  einen  oder  den 
andern  Punkt  im  Zusammenhang  der  Lehre  vom  Armenwesen, 
und  die  Praxis  der  Gesetzgebung  ist  ihr  insofern  nachgefolgt, 
als  sie  häufig  Vorbeugungsmassregeln  und  privatrechtliche 
Verpflichtungen  gleichzeitig  in  demselben  Gesetz  vorschreibt, 
in  welchem  sie  die  Verpflichtung  zur  öfientlichen  Armenpflege 
näher  regelt 

Nicht  vom  St-mdpunkt  dilrrer  Systematik  ist  hiergegen 
Widerspruch  zu  erheben;  wenn  die  Vorschriften  an  und  fllr 
sich  nur  von  Nutzen  für  djis  Oenvinwesen  sind  und  ihren 
Zweck  erfüllen.  niiSclite  es  am  i'^üde  gleicligiilriix  sein,  an 
weK'lier  »Stelle  sie  erselieinrn,  vorausgesetzt,  dass  sie  überhaupt 
erscheinen.  AN'olil  aber  ist  Scheidung  und  Abgrenzung  der 
verschied(Hien  Gebiete  wünschenswert,  ja  notwendig,  weil  die 
Vermischung  der  ve^rschiedenen  Materien  zur  Verkennung  des 
Begriffs  und  vor  allem  des  Zweckes  der  verordneten  Äla.ss- 
regeln  fUhrt.  Gerade  weil  der  strenge  und  so  viel  und  mit 
Rocht  umstrittene  Gegensatz  zwischen  freiwilliger  und  Offcnt- 
lieber  Armenpflege  b^teht,  ist  es  höchst  notwendig,  sich  klar 
zu  machen,  was  von  den  dahin  gehörigen  Dingen  durch  Gesetz 
geregelt  werden  kann  und  muss  und  was  nicht;  gerade  weil 
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die  öffentliclio  Amicn}>fl"L;<'  nichts  weiter  als  (Wo  letzte,  ledipf- 
lich  im  Interesse  der  ali^a-mcineii  TJoclitsordnung  erriclit(?to 
Zuflucht  bieten  will  und  darf,  inuss  dieser  ihr  Charakter  als 
einer  öffentlich -rechtliehen  Institution  zum  klarsten,  unzwei- 
deutigsten Ausdruck  koniuien. 

§  25. 

Will  man  also  die  Grenze  zwiscIkmi  den  verschiedenen 

Gebieten  zielien,  so  liat  man  auszuscheiden,  was  nur  Voraus- 
setzung der  öffentlichen  Annenpflepfc  ist  und  seiner  Natur 
nach  einer  anderen  ReehtsspliUrt'  nn^reluirt,  Aus/.nselilirssen 
sind  also  die  }>rivatruchtlicheu  Ansprüclic,  die  Ordnung  des 
Versicherungswesens;  auRzusehlicssen  sind  ferner  die  Einrich- 
tungen zur  Verhütung  der  Aiiuut,  wie  Lciidiäuser,  Sparkassen 
und  ähnliche;  auszuschliessen  sind  endlich  die  Veranstaltungen 
der  freiwilligen  Annen  pflege.  Das  Armengesetz  hat  also  da- 
mit einzusetzen,  dass  es  ausspricht:  sofern  eine  Person  nicht 
durch  eigene  Mittel  oder  durch  Mittel  der  Angehörigen  oder 
der  freiwilligen  Armenpflege  ihren  Lebensunterhalt  empfangt, 
tritt  die  öffentliche  Unterstützung  ein.  TTnd  nun  hat  es  til)er 
zw<'ierlei  /n  bestimmce  :  über  die  Persönliehkint  fies  Gebers 
und  über  die  des  iSeiiuiers;  i  s  hat  aus7:u sprechen,  wer  zu 
geben  hat  nnd  wem  gegeben  werden  nui>s. 

Im  Kin^ang  des  vorigen  Kapitels  wurde  dargelegt, 
dass  nicht  der  Inhalt  des  Thuns  und  Unterlassens  das  gesetz- 
lich geregelte  von  dem  gesetzlich  nicht  geregelten  unterscheidet, 
sondern  lediglich  das  eine  Moment,  dass  dort  etwas  geschehen 
muss,  hier  etwas  geschehen  kann.  Es  ist  zw<  ekmässig, 
darauf  wiederholt  hinzuweisen,  um  bei  Beginn  der  Betrach- 
tung, welche  Aufgabe  d(ir  Armen gesetzgebunp^  zufUllt,  den 
richtigen  Stiindpunkt  zu  gewinnen.  Die  idfentliche  Armen- 
j,flpo-p  ^vill  dasselbe,  was  Selbsthülfe  nnd  freiwillige  Armen- 
pflege Wollen:  Gewährung'  des  Unterhalts.  Der  Umstand,  dass 
sie  leisten  muss,  was  jene  beiden  nur  freiwillig  leisten  wollen 
oder  können,  ändert  die  Grundsätze,  die  in  Bezug  auf  Geben 
und  Nehmen  an  und  für  sich  sachgemftss  sind,  in  keiner 
Weise.  Auch  bei  der  Öffentlichen  Armenpflege  sollen  Ijeistungen 
nur  demjenigen  zugemutet  werden,  der  hierzu  fhhig  und  nach 
gewissen  Mas^gaben  verpflichtet  ist,  und  Gaben  nur  dem- 
jenigen zufliessen,  der  ihrer  wirklich  bedarf,  —  nur  dass  frei- 
lich der  hinzutretende  Zwang  insofern  ändernd  einwirkt,  als 
die  beiden  ersteren  Mone'iite  nur  mitbestinnnend ,  nieht  end- 
gültig entscheidend  sein  können,  weil  im  lnteret*se  der  «WVent- 
lichen  Ordnunj^  nielit  das  Mass  der  vorhandenen  Mittel,  sun- 
dern der  Uniiung  der  vorhandenen  Bedürftigkeit  in  liutracht 
kommt.  Der  ToUen  Berücksichtigung  jener  Momente  wird 
femer  eine  Schranke  dadurch  gesetzt,  dass  der  Umfang  der 
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Leistungen  nicht  ausser  Zusammenhang  mit  der  Gütervertoilung 
gobraclit  werden  kann  wio  bei  den  freiwilligen  Liobcswerken, 
an  wnlehon  dfr  Fiiizolne  nach  oigciifM'  Willkür  teilnimmt,  Din 
ötfentlichc  Amn'nptiüge  kann  nur  gegründet  sein  auf  di<*  Mitt«  l 
der  Gompinwirtschaft  und  kann  in  Bezug  auf  <lie  lloran- 
ziehung  das  Einzelnen  nicht  melir  tliuii,  als  wa^  die  Gemein- 
ttcliaft  selbst  tliut,  also  beötcufalls  ein  einigermadseu  gerechten 
Steuerssyötem  anwenden. 

Ebenso  vermag  auch  die  Armengesetzgebung  in  Bezug 
auf  die  Persönlichkeit  dpji  Gebers  nicht  willkttrh'che  Bildangen 
SU  schaffen  oder  von  solchen  auszugehen*  Es  ist  vielmehr 
das  wesentlichste  Merkmal  dieser  Persönlichkeit,  dass  sie  nicht 
privater  Natur  ist,  sondern  dass  sie  im  Rahmen  der  allgemeinen 
Kechtsordüung  I\Iittrager  der  öffentlichen  Gewalt  ist  und  aas 
Öffentlichen  Mitteln  den  Aufwand  flir  die  Armenpflege  zu  l>e» 
schaffen  befugt  ist.  Hierbei  kann  es  denn  zweckmässig  er- 
scheinen, an  die  Bildungen  der  bestehenden  öffentlichen  Grund- 
verfassung (Reich,  Staat,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde,  Gutsbfzirk 
n.  8.  \y.)  ndrv  an  HiMiiiigen  zu  8onderzwecken  (I>eichgeiiu'ip»l«\ 
Schulgcinrind«'.  Fcuersozietät  u.  s.  w.)  anzuknüpfen  oder  auch 
Nenluldungen  zum  Zweck  r  Armenf»flege  zu  schaffen  (eigent- 
liche Arniungemeindei.  Ehenso  können  die  Leistungen  der 
öffi-ntiichen  Armenpflege  auf  diejenigen  Mittel  angewiesen 
werden,  aus  welchen  jene  Tra^^cr  der  öffentlichen  Gewalt  den 
ftlr  ihre  Zwecke  notwendigen  Aufwand  überhaupt  bestreit42n 
(Reichs-,  Staats-,  Provinzial-,  Gemeindehaushalt),  oder  es 
werden  besondere,  nur  Armenzwecken  dienende  Mittel  (Armen- 
steuem)  aufgebracht.  Im  ersten  Falle  bilden  die  besüglicben 
Vorschriften  der  Reichs-,  Staats-,  Gemeinde-  sowie  der  Steuer- 
verfassung die  ausserhalb  der  Sphäre  des  Armenrechts  liegende 
Voraussetzung  der  Armengesetzgebung,  während  im  andern 
Falle  die  Schaffung  neuer  Bildungen  als  integrirender  Bestand- 
teil ihrer  Aufgabe  zu  erachten  ist. 

Und  endlich  macht  sich  rin  wesentliclMT  lTnt<Ts(hicid 
g(igenül)er  rler  freiwilHj^en  Annen|)rie.2:e  dann  ufltoiMl,  d.i'^s 
derjenige,  der  die  Mitt«*l  aufbringt,  nicht  notwi'iidi^  am  li  die 
Mittel  verwendet.  W  i^r  zu  ihrer  Aufbringung  an  und  für  sich 
geschickt  ist,  kann  unter  Umstanden  zn  ihrer  Verwi-ndung 
thatsUchlich  ausser  Si-uuU;  sein.  Die  unbezweifelte  ISatiir  der 
^Vrmenpflcge  lässt  ein  Handeln  ins  Allgemeine  nicht  zu,  son- 
dern erfordert  die  Sonderbebandlung  des  Einzelfalles  da,  wo 
sich  derselbe  ereignet,  die  Beseitigung  der  Hülfsbedürfti^keit 
an  dem  Ort,  wo  dieselbe  eingetreten  ist  Es  liegt  somit  im 
selbstverständlichen  Interesse  der  öffentlichen  Armonpllego 
80  gut  wie  der  freiwilligen,  die  einzelnen  Fälle  der  BedClHitig- 
keit  evident  zu  halten,  keinen  Fall  unberücksichtigt  zu  lassen  und 
dementsprechend  innerhalb  des  Gebietes,  ftir  welches  die  Annen- 
geset^ebung  gelten  soll,  auch  den  kleinsten  Örtlichen  Besirk 
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uiit  einem  Organ  auüzu.statten,  welclio.s  vorkoinniendenfalls  den 
Eiuxelakt  der  ArmenpHe^e  ausüben  kann.  Müssen  diese  Or- 
gane nun  zwar  wieder  öffentliche  sein,  so  sind  für  ihre 
LeurtongsfiÜiigkeit  dennoch  ganz  andere  Momente  massgebend 
mIb  fiär  die  Trttger  der  Annenlast;  bei  dieaen  müssen  finanzielle 
Oeaichtspunkte,  bei  jenen  lediglich  persönliche  (verwaltanga- 
tachnische)  entscheiden.  Es  ist  denkbar,  dass,  wenn  der  Staat 
die  Armenlast  auf  seine  Sclmltem  nimmt,  er  dii-ekt  Beamte 
beiiioldet,  die  in  seinem  Namen  an  Ort  und  Stelle  den  Be* 
dürftigkeitsfall  untersuchen  und  Unterstützung  gewähren,  wie 
es  umgekehrt  möglich  ist,  diiss  Gemeinden,  welche  den  Auf- 
wand fin*  oino  Unterstützung  zu  tragen  gehalten  sind,  di«' 
Untersiuizuugen  durch  den  Staat  als  [nh.iber  einer  dem  Be- 
dürfniss  rÜeses  Falles  besser  dienenden  Anstalt  gewähren 
laöaei).  Mit  anderen  W  urtcn :  die  Or^^ane  <ler  öffentlichen 
ArmeiiiiHe^e  können  mit  den  Trägern  der  Arnienlast  idr'ntisch 
Äciu,  aber  sie  brauchen  nicht  mit  ihnen  identisch  zu  sein. 

Aus  den  möglichen  Verscliiedenheiten  zwischen  diesen 
beiden  ergiebt  sich  aber,  dass  die  Organe  der  öffentlichen 
Armenpflege  in  die  Lage  kommen  können,  Unterstützungen  zu 
gewähren  für  Fälle,  bezüglich  deren  ihnen  eine  finanzielle 
YerpHichtang  nicht  obliegt  Denn  die  öffentliche  Gewalt  hat 
an  und  01r  sich  zunächst  nur  ein  Interesse  an  der  Uebung 
der  Armenpflege  überhaupt  und  ordnet  diese  zunächst  unalv 
hängig  von  den  dafür  erfurderlichen  Mitteln;  aber  die  That- 
Sache,  dass  dit;  Organe  der  Armenpflege  und  die  Träger  der 
Anncnlast  unter  Umständen  nicht  identisch  sind,  nötigt  dazu, 
die  erst'M-en  diircli  Aufwendungen,  die  ausserhalb  ihrer  Ver- 

Sflichtun;^  lieg-  n.  nicht  Verluste  erleiden  zu  lassen,  und  ferner, 
a<  Interess»'  dt  i-  öfTe?iflich<'n  AnnenpHr^^e  daSTO^en  sieh^TZU- 
steilen.  da-^«*  die  Organe  der  Ai  inen]»tlejui'  ans  Furcht  vur  der- 
artigen \  t'rkisten  die  Gew.ihrung  der  Unterstützung  in  dem 
ein«"n  oder  andern  Falle  überhaupt  unterlassen.  8n  erwächst 
der  .Vrmengesetzgebung  die  fernere  Aufgabe,  Bestinunungeu 
zu  treffen,  wann  und  in  welchem  Umfange  öffentliche  Unter- 
stützungen zu  erstatten  sind.  Sie  hat  zu  unterscheiden  zwischen 
der  voriäufigen  Unterstützung  im  Interesse  der  öffentlicben 
Armenpflege,  die  unter  allen  Umständen  am  Orte  der  Be- 
dürftigkeit durch  die  verordneten  öffentlichen  Organe  zu  er- 
folgen hat,  und  der  endgültigen  Verpflichtung  zur  Unters tützungc, 
welche  dem  Träger  der  Armenlast  obliegt  und  ihn  da,  wo  er 
mit  dem  Organ  der  Armenpflege  nicht  identisch  ist,  zur  Er- 
stattung des  vorläufigen  Aufwandes  an  das  letztere  nötigt. 

Die  Gesichtspunkte,  aus  welchen  die  endgültige  Verpflich- 
tung zu  regeln  ist,  könneTi  verschiedene  sein.  Mit  einem  um- 
fassenden Ausdruck  kann  man  das  regelnisissi'?  entsehrid«  ii(l<^ 
M<'m»MU  als  ^  Angehörigkeit''  ])ezeichnen;  sowf^it  ein  Individuum 
einem  Bezirk  nach  gewissen  Massgaben  angehört  oder  ange- 
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bdng  erachtet  wird^  ist  der  Träger  der  öffentlichen  Gewalt  in 
diesem  Bezirk  xu  seiner  Unterstützung  bezw.  zur  Erstattung 

etwa  vorläufig  gemachten  Aufwandes  verpflichtet.  Die  Ange- 
höri^^kcit  in  Beznp^  auf  die  Annenpflege  kann  in  die  Ange- 
hörigk'  it  in  Bezug  auf"  aiidcro  Verhältiiiss<^  eingeschlossen  sein, 
wie  in  die  Gemeinde-  oder  Staatsangehörigkeit,  sodass  dit? 
Genu  inde  oder  der  Staat,  welchem  das  Individuum  angehört, 
als  solche  auch  die  Verpflichtung  zur  Armcnfürsorge  haben. 
In  diesem  Falle  bilden  das  GemeindebUr^crrecht  (Heimatrecht) 
und  das  Staatsbtligerrecht  eine  notwendige  Voraussetzung  der 
Annengesetasgebung.  Oder  die  Angebörigkeit  wird  lediglidi 
in  Bezug  auf  die  öffentliche  Armenpfleg«  begründet ,  wobei 
gewisse  Handlungen  des  Individuums  —  Niederlassung,  Aufent- 
halt, Verehelichung  —  als  entscheidend  erachtet  werden 
können.  In  diesem  Falle  liildet  die  Feststellung  der  hierfür 
massgebenden  Momente  ebenfalls  einen  integrirenden  Bestand- 
teil der  Aufga})eii  der  Armengesetzgebung.  Auch  ob  diese 
Ver])Hichtung  des  (jHciitlichen  Organs  eine  lediglich  öH'entlich- 
rechtliche  sein  oder  ob  dem  lndlvi<liiuni  ein  |)ersönlicher  An- 
spruch, bezw.  in  welcher  Form  Rechtens,  zustehen  soll,  bedarf 
der  gesetzlicben  Feststellung. 

Endlich  muss  auch  das  Verfahren  geordnet  werden,  mit- 
tels dessen  die  Ansnrüche  der  Organe  der  Annenpfl^e  unter 
einander  in  den  Fällen  der  vorläufigen  Untersttitzung  verfolgt 
werden  können.  Es  bedarf  der  Regelung  des  Inshmzenzugea 
des  Beschwerde-  und  Kiagerechts,  denen  die  Eigenschaft  dieser 
Organe  als  Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt  ein  charakte- 
ristisclies  OejtHige  giebt. 

Was  die  rcrsönliclikeit  des  Nehmenden ,  also  den  Be- 
dürftigen, angeht,  so  besteht  hier  die  weseutliche  Aufgabe  der 
Gesetzgebung  darin,  das  Kriterium  der  Bedürftigkeit  und  die 
Mittel,  durch  welche  derselben  im  einzelnen  Falle  abgeholfen 
werden  kann,  anzugeben;  insbesondere  wird  hierbei  auf  den 
Zustand  der  Bedürftigkeit  und  die  Ursachen  derselben  Rltck' 
sieht  zu  nehmen  sein.  Die  Momente  der  Arbeitsfilhigkeit  und 
der  Arbeitsunfähigkeit,  der  vorübergehenden  oder  der  dauern- 
den Erwerbslosigkeit  werden  in  Betracht  fallen.  Dennoch 
wird  sich  die  Armengesetzgebung  hier  mit  der  Zeichnung  der 
GrundzllL'^e  im  allgemeinen  begntigen  müssen ;  der  unendlichen 
Mannigtaltigkeit  der  äusseren  Erscheinung  der  Armut  kann 
sie  unter  keinen  Umständen  gerecht  werden.  Da«  Beste  haben 
hieriür  die  Organe  der  Armenpflege  durch  einsichtige  Be- 
urteilung des  einzelnen  Falles  zu  thun.  Die  Gesetzgebung  wird 
hier  vor  allem  gut  tbun,  diejenigen  Grundsätze  im  Auge  zu 
behalten,  welche  ihr  und  der  freiwilligen  Armen i>flege  in  Be- 
zug auf  die  Individualisirung  der  BedttrftigkettsfilUe  gemein- 
aam  >frid. 

Nicht  Gegenstand  der  Armengesetzgebung,  aber  mit  ihr 
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im  cii^rtton  Zusammen iiaiig  .stellend,  sind  Bestimmungen  über 
die  Ik'lmndiung  von  Personen,  die  sich  mutwillig  in  den  Stand 
(iiT  Hediirftigkeit  vernetzend  oder  in  doniselben  absichtlich  ver- 
liarrend  cntwwler  die  Privatmildthatigkeit  oder  die  öffentliche 


LAnditreicher.  Soweit  die  Strafgesetze  sieb  hierauf  erstrecken, 
bilden  dieselben  Eigänsungen  bezw.  Vorauasetzungen  der  Annen* 
gesetzgebung ;  soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  wird  die  letztere 
aelbst  der  Au&aliine  derjenigen  Vorschriften  sich  nicht  eat- 
defaen  können,  welche  die  Armenpflege  gegen  Missbranch 
sicherstellen. 

Mit  den  näheren  Bestimmungen  über  die  Persönlichkeit 
des  Gebenden  und  des  Nehmenden  ist  die  Aufgabe  der  Ge- 
setzgebung in  Bezug  auf  die  öffentliche  Annenpflege  erschöpft. 
Allej?  Uebrige  ist  Beiwerk ,  Ausfiihrung  des  Gesetzes,  nicht 
sein  notwendiger  und  unentlifbrlicher  Inhalt. 

Wie  alle  Gesetzpeljuni; -n  wird  auch  die  Armengesetz- 
gebung dann  am  vollkonnnenston  sein,  wenn  sie  knapp  ist, 
ohnp  unklar,  kurz,  ohne  unvollständig  zu  sein  und,  indem  sie 
öic'li  mit  der  Aui^tclluug  unzweideutiger  l'rinzipien  bezüglich 
ihres  notwendigen  Inhalts  begnügt,  es  den  ausführenden 
Organen  ennöglicht^  die  öffentliche  Armenpflege  mit  lebendigem, 
der  Mannigfaltigkeit  der  Erscheinnngswelt  angepasstem  In- 
halt zu  erfüllen. 


Armenpfl 


Digitized  by  Google 


■ 


4.  Kapitel. 

Ueberblick  über  die  geschichtliche  Entwicklung  und 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Armengesetzgebung  in 

Deutschland. 


1.  Die  Gmndcfige. 

§  26. 

Im  Gegensatz  zu  den  Anforderungen,  welche  die  ayste- 
matisehc  Erkenntniss  menschlicher  Zustiuule  an  die  gesetz- 
gclxiide  Gewalt  zu  stellen  hat,  wird  d'w  {^esetageherische 
Thätigkcit  im  wirklichen  Leben  hauptsächlich  von  zwei  Fak- 
toren bedingt:  einmal  von  der  Stärke  des  Drucks,  welchen 
die  herrsclicnden  Zustände  auf  die  von  densolben  betroffenen 
Personen  und  Persfinenkl.isson  aiisüb«'Ti.  und  zweitens  von  iler 
P^iiliigkeit  und  dein  \\'ni<*n.  di«^  Zu.'^rainli*  zu  erkennen,  zu  Ik'- 
urteilen  und  zu  a  i  rli  rii  scit'Mis  (icr)eni<i;<'n  (  )r;^Mnc,  welche 
zum  Erkennen ,  ßeurteden  und  Bessern  ihrer  Stellung  oder 
der  Natur  der  Sache  nach  berufen  sind.  In  der  Regel  ist 
die  Stärke  der  Druckemptindung  um  ebensoviel  gesteigert, 
als  Fähigkeit  uud  Wille  vermindert  sind.  Und  wie  das  Kicht- 
vorhandensein  solcher  Fähigkeit  bezw.  die  Unlust  von  ihr  Ge- 
brauch zu  machen  immer  und  Überall  im  Staats*  und  Ge- 
aellschaftsleben  den  Anstoss  zu  Umwälzungen  und  tiefgreifen* 
den  Veränderungen  gegeben  haben,  so  knüpfen  sich  auoh 
für  das  Annenwesen  an  dieses  Moment  entscheidende  Wen- 
dungen. 

Die  Lösung  der  grossen  Fragen  nach  Vorrang  der  frei* 
willigen  vor  der  öffentlichen,  der  staatlichen  vor  der  geraeind- 

lieben  Armenptlen;e .  fb>r  Aufentbaltsfreibeit  vor  der  heimat- 
lichen öebund'^Tdu'it  wird  unter  solchen  Umstitnden  versucht. 
Aber  nicht  immer  ist  der  Druck  so  nachhaltig  wie  stark,  nicht 
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immer  die  Fähi^rkeit  so  gross  wi««  der  Wille,  der  Wille  so 
Iwit  wie  die  Fähigkeit,  Wohl  giebt  es  auch  hier  das,  was 
iiuin  Fortschritt  und  Besserung  nennt,  doch  selten  ist  die  Ein- 
luhnin«;  nounr  Einrichtungen,  die  Anschauung  über  ihn'  Ilaiul- 
hahim:;  v<»n  Bestand.  Mfinunpren  li'm^n  die  Meinungen  ab, 
\  <?rhilUniii8»;  die  V  erhältnisse.  ld(«ilist»Mi  bt^miUien  Hieb  ver- 
l^ehhch  die  Natur  der  Sache  als  Riclitöihinir  der  Gesetzge- 
bung, ein  den  Dingen  innewohnendes  MiUü»  als  unwandelbare 
Wahrheit  hinzustellen.  Nicht  die  Natur  der  Sache,  nicht  ihm 
Mass  der  Dingo  ist  es,  welche  vor  allem  bestinuucnd  wirken, 
sondern  eine  Reihe  von  thatsttchlichen  Verhältnissen,  die  mit 
den  ZuBtänden  des  Armenwesens  meist  in  keiner  unmittel- 
baren Beaiehun^  stehen.  Die  vornehmste  Bedeutung  kommt 
nach  dieser  Richtung  hin  dem  Verhältniss  der  Obwalten  su, 
die  einen  Einfluss  auf  öffendiehe  Dingo  zu  üben  vermögen, 
«b  in  Verhältniss  der  Kirche  zum  Staate,  des  Staates  zu  den 
in  seinem  Gebiete  befindlichen  korporativen  und  ständischen 
Gb*<?«leningen,  und  endlich  der  StJiaten  unter  einander  —  Ver- 
hältnisse, deren  <T.'staltunLr  vnr  allem  auf  thatsachlichen  Vor- 
aus;<etzun;ren  zu  beruhen  und  in  erster  Linie  e i n e  F r a g e 
des  M  a  e  h  t  b  e  s  i  t  ze  s  und  d  o  v  finanziellen  Leistungs- 
fähigkeit zu  sein  ptiegt.  J  )i<' Gesichtspunkte,  aus  denen  die 
kircldiche  Armenpflege  i,'»Mibt  wird,  sind  andere  als  di(?  für  die 
Ge  iHtiu(b'annenpnege  nia.s-;;t'bi*n(l('ii ;  Mittel,  die  fiir  diese  zu 
Ocbote  stehen,  llie.säen  zum  gruis.seu  Teile  aus  and(u*en  Quellen, 
als  diejenigen,  welche  jene  zur  Vc^rfügung  bat.  Ander.s  ge- 
staltet sich  Umfang  und  Inhalt  der  Armenpflege,  wenn  sie 
von  Staatswegen  geboten  und  nachdrücklich  im  Bereiche  des 
ganzem  Staatsgebietes  durchgeflihrt  wird,  anders,  wenn  sie 
lediglich  in  das  Belieben  der  einzelnen  Bttrgor  oder  einzelner 
G^emeinden  fiXr  d.is  Gebiet  des  einzelnen  Gemeindebezirkes 
gestellt  ist.  Zu  keiner  Zeit  —  mit  Ausnahme  etwa  der  ersten 
nachchristlichen  Epoche  —  existirt  nur  die  eine  oder  die 
andere  Funn  «b-r  Armenpflege,  die  eine  oder  die  andere  Art, 
die  tiir  sie  erforderlichen  Mittel  aufzubringen;  niemals  be- 
h'^rrscht  ein  einzipr^^r  Oo-^irlitspunkt  die  Uebunp:  derselben. 
K'  '»"n  der  Kirche  sind  i  i»*nn'iiiden  nnd  K*)r|M)rationen  sowii', 
die  Inhaber  df^r  grundherrlicben  Gewalt  bestri;bt,  die  in  näelister 
Verbindung  mit  ihnen  stehenden  Personen  im  Falle  dt  r  Be- 
dürftigkeit zu  unterstützen,  und  wo  die  »St^iatsprewalt  die  Ge- 
währung von  Unterstützungen  gebietet,  knüpft  bie  au  vor- 
handene Bildungen  an,  verpflichtet  sie  Jiierzu  die  kirchliche 
Gemeinde,  die  politische  Gemeinde,  den  Grundherrn. 

Aber  so  unmerklich  meist  die  Ueberglinge  und  Wand- 
lungen gewesen  sind,  welchen  die  Idee  der  Armenpflege  und 
mit  ihr  die  Ansichten  über  die  ihr  zweckdienlichsten  Mittel 
und  Organe  unterworfen  waren:  fürden  Rttckwärtsschauenden 
heben  sich  drei  Epochen  scharf  von  einander  ab,  welchen 
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diese  dn'i  li' walten:  tlic  Kirche  —  die  TJ -ji;  ind'^  —  der 
Staat,  vurihhinlich  ihren  »Stempel  aiitgedrütki  haben,  drei 
Epochen,  für  welche  auch  in  Bezug  auf  das  Armenwesen 
mehr  aU  alles  andere  der  Machtbeaitz  und  die  finanzielle 
LeiBtuugsÜlhigkeit  jener  Gewalten  entscheidend  gewesen  sind. 
Nur  aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  die  Geschichte  des  Armen- 
wesens und  der  Armengesetzgebung  verständlich;  in  diesem 
Zusammenhange  ist  die  Geschichte  der  kirchlichen,  der  kor- 
porativen und  der  öftentlichen  Amionjiflege  ein  Beitrag  zur 
Geschichte  der  Kirchenherrschaft,  der  Gemeindebiidungen,  der 
Staatsidee. 

§  27. 

Davon,  was  die  Kirche  für  das  Armen wesen  geleistet  hat 
und  nnch  leistet,  ist  hior,  wo  die  neuere  Annen ir"<"t/;_''ebung 
in  ]Jeut>elilaiid  zur  Fra^^(?  steht,  so  w<ni^  zu  handeln,  wie 
von  df'iii  jirinzipiellen  Streit  über  die  grössere  ZweckniHssig- 
keit  der  kirchlichen  (»der  der  süuitlichen  Armenpflege.  An 
dieser  Stelle  ist  lediglich  tliatsilchlich  festzustellen,  dass  die 
Kirche  seit  der  Reformation  einen  direkten  Einfluss  auf  die 
gesetzliche  Kegel  ung  des  Armenwesens  nicht  mehr  ausgeüht  hat*). 

Seit  jenem  Zeitpunkte  setzen  die  Gemeinden,  Korporationen 
und  Grundherren  nie  AN^  rke  der  Armenpflege,  die  sie  neben 
oder  zusammen  mit  der  Kirche  schon  vorher  geübt  hatten, 
auf  Grund  autonomen  Beliebens  fort,  bis  der  Staat  in 
diese  ThMtip:kt  it  oinjrreift  und  kraft  seiner  oberherrlichen  Ge- 
walt im  Ansc  hluss  an  jene  Autoiiomif  <'d<'r  im  Gegensatze  zu 
ihr  das  Anii<'in\ csch  tür  sein  ganzes  Gebiet  regelt. 

Die  Gründe,  welche  ein  solches  Eingreifen  r< 'cht fertigen, 
sind  oben  näher  er^1rt<Tt.  Hier  ist  nur  die  thatsäcldiehe  Ge- 
staltung zu  verfolgen,  für  welche  seit  Anfang  dieses  Jalir- 
hunderts  fast  ausnahmslos  die  folgenden  Grundsätze  roass- 

Sehend  sind:  1)  Die  Verhinderung  des  Betteins  und 
ie  Fürsorge  fflr  den  notdürftigen  Unterhalt 
bedürftiger  Personen  ist  Gegenstand  der  sicher- 
heits-  und  sittlichkeitspolizeilichen  Verwaltung; 
2)  als  solche  unterliegen  diese  T  h  ä  t  i  g  k  o  i  t  e  n  der 
Aufsieht  und  Exekutive  der  S  t  a  a  t  s  '  •  >\  a  1 1 :  3 )  zur 
(«eventuell  v  o  r  1 Ä  u  f  i  g  e  ii)  ( i  r  w  ii  \\  r  u  n  des  Unterhalts 
ist  jede   Gemeinde    od<'r    (i  r  u  n  d  h  (?  r  rsc  h  af  t  ver- 

I »fliehtet,  in  deren  Bezirk  sich  eine  bedürftige 
^erson  aufhält;  4)  die  Aufbringung  der  zur  Ge- 
währung des  Unterhalts  bezw.  zur  Erstattung  bei 
vorläufiger  Gewährung  erforderlichen  Mittel  liegt 
derjenigen  Gemeinde  oder  Grundherrschaft  (Orts- 

M  Vgl.  Uber  di>  UrsacbsD  namentlich  bei  Katsinger  S.  806  imd 
Ublhoro  Bd.  2      44^  ff. 
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Obrigkeit)  ob,  welcher  die  bedürftige  Person  an - 
gehört  oder  nach  gewissen  gesetzlichen  Merk- 
mal f'n  für  an^ohörig  erachtet  wird. 

An  und  tVir  sich  waren  diese  OrnnflsStze  im  Hinblick 
auf  di*^  lt*it(Mi<lfMi  ( iesichtspunkto  weder  noii  noch  auch  der 
J^acblÄ^e  wi(l(  rs|irfichend.  Schon  der  bekannte  BeächliiÖKS  des 
K'^n/.ils  vnn  Tours  im  Jtihre  567  hatte  eine  derartige  Ver- 
ptiichtung  der  Gemeinden  ausgesprochen;  dem  engh'schen  und 
skandinavischen  Recht  war  sie  geläufig  und  in  Deutschland  hatte 
mau  es  mehr  lüs  einmal  verordnet  und  eingeschärft,  dass 
jede  Kommune  und  Ortsobrigkeit  ihre  Armen  selbst  zu  ver- 
sorgen gehalten  sein  sollte  i). 

Diese  Verpflichtung  lag  in  der  geschichtlichen  Entwick- 
lung des  Geroeindewesens  und  der  ttlteren  grundherrlichen 
Verüissung  selbst  tief  ho^ründet  UrsprttngHch  eine  Genossen- 
schaft selbständiger  Kamilienhftupter  zu  gegenseitigem  Schutz 
und  gemeinsamer  Verfolgung  wirtschaftlicher  Zwecke,  im  Be- 
sitze gemeinsamen  Vermögens  und  gemeinsamer  Anstalten,  trug 
die  Oomeinde  den  Charakter  einer  erweiterten  Familie,  in 
welcher  tamilienähnlichen  Rechten  faniilienähnliche  Ptliciiten 
L'«'U«'niiber8tanden ,  in  welcher  Rwht«?  und  Pflichton  dor  oin- 
/.ohicii  Mitglieder  aus  ihrer  Zugehörigkeit  zu  der  Gemeinschaft 
fli.-sen  ;  und  eben  deshalb  hatte;  diese  Gemeinschaft  mit  der 
Familie  eine  der  letzteren  selbstverständliche  Eigontümlichkeit 
gemein :  die  Befugniss,  den  Kreis  ihrer  Angehörigen  selb- 
ständig zu  bestimmen,  nicht  blos  ihn  beliebig  zu  erweitern, 
sondern  vor  allem  ihn  gegen  nicht  erwünschte  Erweiterung 
absuschliessen  —  und  den  zu  ihr  gehörigen  Gliedern  im  In- 
teresse des  Gemeinwesens  gewisse  Beschrftnkungen  der  per- 
sdnlichen  Freiheit  aufzuerlegen. 

Das  Recht  des  Aufenthalts  und  der  Wohnsitznahme,  der 
Verchelichung  und  des  Gewerbebetriebes  wurden  abhängig 
gemacht  von  der  Erfüllung  gewisser  ins  Belieben  der  Gemeinde 

festcUter  Voraussetzungen:  der  Zahlung  eines  Einzugsgeldes, 
t^m  Besitze  eines  gewissen  V<'niiögens .  dr^r  nachweisbaren 
Fähigkeit  sich  seinen  Unterhalt  zu  or\vor])(»n,  dor  technischen 
Geschicklichkeit  u.  ;i.  m.  —  aber  deinjcnigon .  welcher  die 
Zuliliin-^en  geleistet,  welcher  die  NacIiAvcisc  ^^clictcrt  und  als 
Gii»'d  der  Gemeinde  mehr  f>der  minder  tonnlicli  autjijenoninieu 
war,  dem  räumte  sie  auch  Teilnnlime  an  ihrer  Gewali  und 
ihrem  Besitz  ein,  den  verstattete  sie  zur  Teilnahme  am  poli- 
tischen Wahlrecht,  an  den  Nutzungen  des  Gemeindovenuögens 

*)  Vgl.  aber  hienadie  wichtigeo  Bemerknngeii  von  Ratzin ser  S.  18$, 
&iet  gegren  die  Aiilftfleimg  protestiit,      sei  in  dem  Satze:  „ut  una(iuae- 

qiie  civitas  pauperf»«?  .  .  s^^onndum  vires  pascat"  .  «^n«'  Wort  clvitas 
{fleichbeclcutend  mit  -biirfferlicher"  Gremeinde,  vielmehr  bezeichne  es  die 
Kirchliche  und  swsr  die  „ntfochisJgemwide"  im  Gegenssts  za  der  ganzen 
Qemeiiide  des  ^Blschoftspreogete". 


Digitized  by  Google 


94  VI.  4. 

und  gewflhrlcistete  ihm  Versorgung  im  Falle  der  Verarmung. 
Niclit  im  strikten,  wohl  aber  im  Sinne  einer  natürlichen  Aus- 
gleichung ütanden  su  Rechte  und  Pflichten  auf  Seiten  der 
Gemeinde  und  ihrer  Angehörigen  als  Leitstung  und  GegenJeia- 
tung  sich  gegenüber ;  insbesondere  war  die  letztgenannte!  sweifel* 
los  wichtigiite  Verpflichtung  sur  Versorgung  kaum  etwas  anderes 
als  Erfüllung  eines  aus  der  Gemeinschaft  entsoringenden  An- 
spruchs des  Gemeindegenossen  ^  da  Httlfe  in  Not,  Versorgung 
im  Atter  zu  finden,  wo  er  in  guten  und  gesunden  Tagen 
selbst  zur  Blttte  und  wirtschaftlichen  Kraft  des  Gemeinde- 
leben s  beigetragen  hatte. 

Die  Beziehung  des  (rrundherren  zur  Armenpflege  beruhte 
auf  wesentlich  anderen  Voraussetzungen;  sein  Verhältniss  zu 
den  auf  seinem  Gebiete  befindlichen  P<'rsonen  war  kein  pari- 
tätisches, wie  das  der  Genirintl«'genossen  untereinander,  sondern 
es  war  das  V<  rhultnis8  des  Lehnsherrn  /um  Lehnsmann«  ,  des 
Bod«*iili*  .Mt/.i  rs  zu  dem  hörigen  Gosindc.  des  lidiabers  der 
patrimonialtn  Gewalt  zu  den  Bt-zirksein^^csessenen  —  kurz 
ein  \  crhältaiss  der  Ueberordnnng  und  Unteroi«iituiig ,  aus 
welchem  die  natürliche  oder  gesotzliche  Verpflichtung  des  Ge- 
walthabers zum  Unterhalte  der  Gowal tuntergebenen  folgte. 
Dieso  Verpflichtung  unterschied  sich  aber  sehr  wesentlich  von 
derjenigen,  welche  den  Gemeinden  oblag,  dadurch,  dass  bei 
dem  Zustande  der  Hörigkeit  der  Unterhalt  unabhiingig  von 
der  persönlichen  Leistungsfähigki  it  d  s  einzelnen  Gewaltunter- 
gebenen im  Zustande  der  Jugend  wie  des  Alters,  der  Gesund- 
heit wie  der  Krankheit  zu  gewähren  war,  wUhrend  der  Ver- 
sorgungsanspruch  an  di<'  Gemeinde  das  Vorhantlensem  von 
Krankheit  oder  Bedürftigkeit  zur  Voraussetzung  hatte. 

S  28. 

Die  Heranziehung  der  Gemeinden  und  selbstilndiger  grund- 
herrlicher Bezirke  zur  Annenftirsorge  war  es  also  an  sich 
nicht,  was  die  eben  genannten  Grundsätze  als  neue  kennzeich- 
nete und  sie  in  merkbaren  Gegensatz  zu  den  die  v(^rpin^:«'ne 
Zeit  behcnsehenden  i^rinzipien  setzte.  Neu  und  /war  sehleelit- 
hin,  ohne  jeden  Vorgang  neu  waren  vielm^lir  /.\\  ei  Momente; 
auf  der  einen  Seite  das  Vo  r  h  a  n  d  e  n  s  u  i  n  einer  starken 
Staatsgewalt,  und  auf  der  andern  die  Veränderung 
der  wi  r  tsc  Ii  a  f  1 1  i  c  Ii  e  n  Verkehrs-  und  Pr  od  u  k  t  i  o  n  s- 
bedingungen  im  Sinne  wirtschaftlicher  Frei hi* it. 

Das  Charakteristische  der  neuen  Epoche  liegt  zum  ge- 
ringeren Teile  darin,  dass  eine  bessere  Einsicht  in  das  Wesen 
der  Anneng(>s(>tzgebung  seitens  der  Staatsgi^walt  gewonnen 
wurde;  dass  viebnehr  die  einer  solchen  Einsicht  entsprechen- 
den Anordnungen  getroflbn  und  im  Gegensats  su  den  viel&ch 
nur  auf  dem  Papier  verbliebenen  Edikten  und  Bettelordnungen 
der  früheren  Zeit  kräftig  und  allseitig  durchgeHlhrt  werden 
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k*)nnton,  kennzoichnet  die  Stellung,  welche  die  Staatsgewalt 
seit  Ende  des  vorigen  Jaiiriiuuderts  zur  Annenpflege  einge- 
nommen hat 

Um  ao  mehr  aber  bedurfte  es  einer  wirksamen  Exeku- 
tive, als  jene  andere  Verind«ranff  im  wirtschaftltchen  Leben 
wesentlich  im  Sinne  der  Durchbrechung  der  bisherigen  engeren 
Gemeinschaften  sich  geltend  machen  und  den  Widerstand  der 
letzteren  fast  mit  Notwendigkeit  herausfordern  musste.  Der 
bisherigen  Autonomie  der  Oomeinden  in  Bezug  auf  Zulassung 
fremden  Zuzuges  und  Beschränkung  ihrer  ATiL'-f^liörigen  stellte 
man  im  allgemeinen  staatliehen  und  uirtsdiartlichen  Interesse 
den  Grundsat?:  der  frrion  SellKstlx^siimiiiuiig  des  Individuums 
gegenüber,  in  welchem  das  Reclii  der  unbeschränkten  Nieder- 
lassung, der  Verehelichuugsfreihcit,  der  Gewerbefreiheit  inbe- 
griffen war.  Die  Rechte,  welche  die  C^eind^enossen  bis  dahin 
als  Mitglieder  der  Gemeinde  hatten  in  Anspruch  nehmen  dürfen, 
sollten  ihnen  nunmehr  als  Mitgliedern  des  Staates,  zu  welchem 
die  Gemeinde  gehörte,  S5U8teh<'n;  was  ihnen  bis  dahin  allein 
als  verbriefte»  Recht  gegen  Entgelt  oder  durch  Geburt  oder 
durch  Gunst  eingeräumt  gewesen  war,  das  sollten  alle  anderen 
Stnatsbfirgor  aueh  verlangen  dürfen,  nur  weil  sie  Stiiatsbürger 
waren.  Ks  handelte  sich  also  um  nichts  Geringeres,  als  der 
Aut/^nomie  der  (ienieinden  in  Bezug  auf  ihren  wichtigsten 
Inhalt  den  8taatbWilleu  entgegenzusetzen,  der  Gemeindeange- 
liörigkeit  die  Staatsangehörigkeit  überzuordnen,  An/.ug  und 
Abzug  der  Staatsbürger  von  und  zu  den  Gemeinden  von  der 
Willkttr  der  letzteren  loszulösen  und  in  das  lediglich  indivi- 
duelle, allenfiills  von  Staatsgesetzen  abhängige  Belieben  der 
enteren  zu  stellen. 

Die  Extreme,  zwischen  denen  die  Gesetzgebung  sich  hier- 
b»^i  bewegen  konnte,  sind  gegeben,  wenn  man  die  Staatsidee 
und  die  Idee  wirtschaftlicher  Freiheit  auf  der  einen  Seite,  die 
Abschliessung  der  Gemeinden  auf  der  andfm  Seite  bis  an 
die  Grenze  des  Möglichen  verfolgt:  vollkommene  Freiheit  des 
Aufenthalts,  der  Niederlassung,  der  Verehelichung,  des  Ge- 
werbebetriebes innerliall)  »les  geriiuiimteu  Stiuites  hier,  absolutes 
Einspruchsrecht  der  Gemeinden  gegen  eben  dieselben  vier 
i>Veibeiten  dort,  sobald  sie  von  einem  andern  als  einem  Ge- 
meindeangehörigen beansprucht  werden.  Fflr  die  Entschei- 
dung in  der  einen  oder  andern  Richtung,  in  der  An- 
näherung an  extreme  Freiheit  oder  extreme  Abschlic^ssimg 
mochten  mancherlei  Motive  massgebend  sein,  sittliche  und 
wirtschaftliche,  gemeinnützige  oder  partikularistische.  Durch- 
schlagend aber  konnte,  der  Eiirentümlichkeit  niensehlieher 
Natur  und  ihrer  ExistenzbediTitrungcu  entspreehend,  nur  eines 
wirken:  das  wirtschaftliehe,  oiler  deutlicher, das  tinanzielle Motiv. 
Unter  den  Befugnissen  des  Gemeiudegenossen  gab  es  einige, 
die,  wie  das  Aufenthalts-  und  Verchelichungsrecht,  das  Recht 
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freien  Gewerbebetriebes  und  der  Teilnahme  am  politijjclif^n 
Loben ,  auch  dem  Fremden  zugestanden  w«'rdcn  mochten ;  in 
Beziehung  auf  sie  liatte  die  Gemeinde  nichtd  weiter  zu  thun, 
als  die  Thore  zu  öH'neu,  Fremde  hinein-,  Einheimisciie  heraus- 
zulassen und  den  ersteren  ohne  Entgelt  Licht  und  Luft  zu 
gewähren.  Auch  das  Recht  des  Gemeinde Ijiirgers  aut  Tml- 
nahme  an  den  Nutzungen  des  Gemeindevermögens  mochte 
nicht  allzuviel  Schwierigkeit  machen,  wenn  man  iÜr  diese 
materielle  Leistung  der  Gemeinde  diu  frühere  Aequivalent 
eines  Einzug«-  oder  Bttigeigeldee  beibehielt^  im  übrigen  aber 
es  ausser  Zusammenhang  mit  der  Niederlassung  stellte,  so  dat« 

J'eder  in  jeder  Gemeinde  sich  nioderlassen  durfte  und  ausser- 
lern  je  nach  Umstünden  gegen  Zahlung  von  allgemeinen  oder 
besonderen  Abgaben  in  den  geschlossenen  Kreis  der  Nutzungs- 
teilnehmer eintreten  konnte.  So  mochten  die  wesentlichsten 
bis  dahin  gemeindebUrgerlichen  Befugnisse  in  die  allgemeinen 
stiiatsbUrgt  rb't'hen  Rechte  gloichs.nn  v«»Hliichtigt  werden.  \h<*r 
ein  Recht  gab  os,  das  einer  VerliUchtigung  in  die  neu*^  wirt- 
scliattliche  Freiheit  nicht  ftlhig  mit  irdi*^eher  Schwere  zuuUchsi 
am  Boden  der  Gemeindegenosaenstliat't  hangen  bb'eb,  jenes 
Recht  d  e 8  H  e  i  m  a  t g  e  II  <)  s  6  c  n  a  u  f  U  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  u  n  g,  weil 
ihm  allein  eine  Pflicht  der  Gemeinde  gegenliburötand ,  welcho 
nicht  nur  durch  freie  Gewährung  von  Luft  und  Licht  erfülh 
werden^  nicht  durch  eine  bestimmte  Geldzahlung  von  Torn- 
herein  vergolten  werden  konnte,  —  dieP  flicht  zurUnter- 
Stützung,  die  Armenlast. 

Und  so  schwer  wog  diese  eine  Pflicht,  dass  sie  in  der  Folj^ 
vornehmlich  bestimmend  wurde  für  alle  gesetzgeberische  TliMtig- 
kcit  auf  dem  Gebiete  d^-s  Oemeindebürgerrechts  und  der  Wirt- 
8chaftsgesotz;^ebung  und  dass  da,  wo  die  Staatsgewalt  dem 
Extrem  ih  r  Freiheit  sich  zu  nähern  suchte,  sit^  das  einzige 
Moment  Ijheb,  welclies  d<  r  vollkommenen  Verwirklichung  der 
Freihoitstondenz  ent«i^e<^<'nzuwirken  vonnoehte. 

Gegen  den  Verlust  bedürftiger  Heimatgenossen  dureli  Ab- 
zug hatten  die  Gemeinden  tV.  ilieli  so  wenig  einzuwenden,  wie 
gegen  den  Gewinn  orts-  oder  landtVemder  Per-sourn  durch 
Anzug,  wenn  die  letzteren  nur  mit  inlisehen  Glücksgütftrn 
ausgestattet  waren.  Aber  die  Pflicht  zn  haben,  für  Ab/.iig- 
liuge,  auf  deren  Lebensführung  ein  Einfluss  nicht  mehr  geübt 
werden  konnte,  im  Falle  der  Verannung  sorgen  und  unver- 
mögende Anzüglinge^  die  man  nicht  abwehren  durfte,  ante^ 
stutzen  zu  müssen,  das  schien  selbst  den  im  übrigen  des 
Zwanges  überdrüssigen  Gemeindebürgem  ungerecht  zu  sein. 
Soweit  die  wirtschaftliche  Freiheit  eingeführt  und  gleich- 
wohl die  Verpflichtung  der  Armenfürsorge  auf  der  Grundliirc 
der  Gemeindeverfassung  im  ganzen  »Sti«tsgebiet  vollständig 
durchgeführt  werden  sollte,  soweit  erhob  sich  auch  das  Ver- 
langen der  Gemeinden,  ihnen  diese  Verpüichtung  zu  crleich- 
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tern  oder  vollständig  abzunf  hmeii ,  andernfalls  nhov  ihneu  die 
Befugmss  des  ►Schutzes  und  der  Abwt  hr  in  iihiilit.  !ier  Weise, 
wie  es  früher  der  Fall  gewesen,  zu  belaööcu  udur  wi«jdcrlier- 
zustellen.  So  wurde  an  die  Staat^cwalt  der  Anspruch  ge- 
«tellti  der  einen  Gemeinde  keinen  Vorteil  auf  Kosten  der  an- 
dern zuzuwenden,  nicht  hier  zu  entlasten  und  dort  zu  be- 
lasten, vor  allem  aber  nicht  den  Gemeinden  durch  einen 
Zwangsakt  diejenigen  Massregeln  zu  verbieten,  die  ein  Korrelat 
der  Verpflichtung  zur  Armenfürsorge  bilden,  eben  jene  Ein- 
spruchs- und  Widerspruchsrechte  gegen  Niederlassung,  Ge- 
werbebetrieb und  VfM-ohelichung,  welche  das  Widerspiel  der 
<2xtremeii  Freiln-it  sind. 

Für  ein«'  Htaats^cwait,  welche  di»*  Staatsideo  von  eii)  mu 
lirdiorcn  Standpunkte  aus  ernf^that't  ins  Auge  zu  fassen  gewillt 
war,  konnte  das  freilich  nichts  anderes  heissen,  als  die  Frei- 
heiten, mittels  deren  sie  Lokalinteressen,  die  ihr  schädlich  er- 
acbienen,  beseitigen  wollte,  im  Gleichgewicht  zu  erhalten  — 
eben  mit  den  lokalen  Interessen:  d.  n.  mit  der  einen  Hand 
zu  geben,  was  sie  mit  der  andern  genonnnen. 

Sie  konnte  daher ,  um  den  Ruf  nach  Gerechtigkeit  nicht 
ganz  ungehOrt  Terhallen  zu  lassen,  bestenfalls  zu&^ieich  mit 
der  Einführung  wirtschaftlicher  Freiheiten,  gewisse  ihr  gereclit 
dUnkende  Gesieht>*punkte  aufstellen,  nach  denen  die  Vcrj^tUch- 
tun^  zur  Arni<;n|)ri»'ge  gciroiiüber  einheiniist  ljen  und  t'r^^!]i  l- 
bth'ti^en  Ortsanwesenden  bemessen  werdcTi  >  illte;  sie  konnte 
ein  niiissiges  Einspruchsrecht  in  Bezug  luil  alle  oder  die  ein»» 
oder  die  andere  jener  Freiheiten  zulassen  bezw.  aufrechter- 
halten. Aber  davon  musste  sie  sclbstrersttndlich  au^hen, 
dass  die  Verpflichtung  der  Gemeinde  gegenüber  dem  Gemeinde- 

Snossen  das  historisch  Gegebene  war  und  dass  sie  nur  die 
öglichkeit  leichterer  LoslOsung  dieser  Verpflichtung  ins  Auge 
bissen  dürfte,  wenn  sie  eine  mehr  oder  weniger  vollständige 
Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit  gestatten  wollte;  sie  konnte 
also  zwischen  Geitieindeangehörigkeit  und  blossem  Aufenthalt 
ein  Mittelp^lied  einschieben  mul  ein<*n  mehr  oder  minder  langen 
Aulentiialt,  eino  mehr  oder  minder  erleichterte  Aufnahme  in 
den  Gemeindtn erband  mit  der  Wirkuni;  anordnen,  dass  mit 
solchem  Aufrntlialt,  mit  solcher  Antnaiime  die  Verpflichtung 
zur  Unterstützung  verknüpft  werde,  während  völlige  Freiheit 
hier  und  eine  für  alle  Zeit  der  ursprünglichen  Gemeinde  blei- 
bende Untenitatzungspflicht  dort  zwar  denkbar,  aber  im  Sinne 
freierer  Gestaltung  unlogisch  und  zweckwidrig  erschienen 
wÄre.  Auch  moditen  andere  Arten  der  Ausgleichung,  wie 
etwa  die  Vereinigung  kl<  inercr  Bezirke  zu  einem  grösseren 
und  deren  gemcinst'iiaftlielie  Belastung,  ebenso  wie  Hülfe- 
leistungen durch  den  »Staat,  die  Provinzen  und  andere  leistungs- 
fähigere korporative  Verbände,  zw(H*knifissig  erscheinen. 

Worauf  es  ankommen  musste,  das  war  vor  allem  die  Ab- 

FoncbuDgen  (27)  VX  4.  —  Kfto«t«rb«rg.  7 
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wäguDg  der  staallicheii  gcsen  die  Gemeindeinteressen,  die 
Aomdung  einea  gerecliten  Maasatabes  für  die  VerteUung  der 
Armenlast. 

Und  in  der  That  sind  dies  die  beiden  anderen  "^^f»l^ente, 
die  gegenüber  jenen  eben  herv^orgehobenen :  der  ErstJirkung 
der  Stnatsgewalt  und  der  Veränderung  der  wirUchaltlichen 
Verkehrs-  und  Produktiousbedingungeu,  in  demselben  Augen- 
blicke von  den  Vertretern  der  Gemeindeinteressen  in  die  \\'ag- 
schale  geworfen  wurden,  in  welchem  diese  dem  Gewicht  der 
öffsnlüchen  Meiniing  und  der  ümatände  zu  Gunaten  der  wirt- 
aohafUichen  Fretheit  nachzugeben  drohte. 

Freilich  konnte  von  einem  aelbat  nur  annähernden  Gleich- 
gewicht kaum  jemals  die  Rede  sein;  die  Aufgabe,  ea  allen 
recht  zu  machen  und  auf  alle  Schultern  gleiche  Laat  zu  legen^ 
musste  von  vornherein  eine  unlösliche  erscheinen. 

Die  Gesduchte  dor  Gesetzgebung  betreffend  das  Bürger- 
recht, die  Eiuwohnergemeinden,  das  Heimatwesen,  das  Pa-ss- 
wesen,  die  Freizügigkeit  und  die  Gowerbefreiheit  ist  im  we- 
sentlichen nichts  anderes  als  eine  Geschichte  des  Kampfes 
zwischen  den  genannten  unversöhiilicli  erscheinenden  Gegen- 
«tttzen  und  Interessen,  eines  Kampfes,  dessen  wechselnde  Ent- 
scheidung ahhttngig  war  von  Kran  und  Gewalt  der  atrdtenden 
Teile.  Seine  endgültige  Schlichtung  wird  unter  keinen  Ver- 
hältnissen denkbar  sein;  immer  wieder  würde  eine  Verschie- 
bung in  den  Gewaltverhältnissen  zur  Wiederaufhahine  des 
Kampfes  gegen  den  besitzenden  Teil  drängen. 

Wie  derselbe  vor  und  nach  Grüiirlnnji:  äos  Deutschen 
Keiehes  seit  Anfang  dieses  Jahrhui^rlerts  in  Deutschland  ge- 
führt und  entschieden ,  wieder  aufgenommen  und  wieder  ent- 
schieden worden  ist,  sollen  die  folgenden  Absclinitte  dar- 
legen. Sie  dienen  als  Vorbereitung  der  weiteren  Betrachtung, 
wie  sich  der  Kampf  von  neuem  entzündet  hat  und  über  weiche 
Kampfesmittel  derselbe  gegenwärtig  verfUgt. 

m 

t 

2.   Die  Geset^buug 
Tor  Grftndnng  des  Nwrdaentsehen  Bundes. 

§  29. 

Die  Perioden  vor  und  nach  Gründung  des  NoKideutschen 
Bundes  zeigen  auch  in  Bezug  auf  die  Armen-  und  W  irtschafts- 
gesetzgebuug  denselben  charakteristischen  Unterschied,  wie  er 
flir  alfe  andern  deutschen  Aiigdegenheiten  wahrnehmbar  ist: 
in  der  ersten  Periode  staatenbttndnerisches  ESnselb^eben,  in 
der  zweiten  bundesstaatlicher  Geaammtwille. 

Art.  XVUI  der  deutschen  Bund  es  Akte  vom  8*  Juni 
1815  enthielt  folgende  Bestinunungen: 
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„Die  verbflndeteii  Fürsten  und  freien  Städte  kommen 
überein,  den  ünterthanen  der  deutschen  Bundesstaaten  folgende 
Beeilte  zuzusichern: 

a)  Grandeigenthum  ausserhalb  des  Staates,  den  sie  bewohnen^ 
SU  erwerben  und  eu  besitzen ,  ohne  deshalb  in  dem 
fremden  Staate  mehreren  Abgaben  und  Lasten  unter* 
werfen  zu  sein,  als  dessen  eigene  Unterdianen. 

b)  Die  Befugniss: 

1.  des  freien  We«i;^zieheiis  mus  einem  deutschon  Bundes- 
f^tnat  in  den  andern,  der  erweislich  sie  zu  Ünterthanen 
haben  will^  auch 

2.  in  Zivil-  und  Mihtilr-Dienste  desselben  zu  treten. 

c)  Die  Freiheit  vun  aller  Nachsteuer  (jus  detractus,  gabella 
emigrationis),  insofern  das  Vermögen  in  einen  andern 
deutschen  Bundesstaat  übergeht,  und  mit  diesem  nicht 
besondere  Verhältaisse  durch  FreizUgigkeits- Vertrüge  be> 
stehen. 

Die  deutsche  verfassungsgebende  Nationalversammlung 
setzte  die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  dahin  fest: 

Jeder  Deutsche  hat  das  Recht  an  jedem  Orte  des  Reichs- 
gebiets scin(»n  Aufenthalt  und  Wohnsitz  zu  nehmen,  Liegen- 
schaften jed»  !'  Art  zu  erwerben  und  darflbcr  zu  verfügen, 
jeden  Nallrll^^^szwci^i^,■  zu  betreiben,  das  Geujeindebürger- 
recht  zu  gewinnen.  Die  Bedingungen  für  den  Aufenthalt 
und  Wohnsitz  werden  durch  ein  Ileimatsgesetz,  jene  für 
den  Gewerbebetrieb  durch  eine  Gewerbeordnung  mr  ganz 
Deutschland  von  der  Reichsgewalt  festgesetzt^). 

Von  anderer  als  symptomatischer  und  der  zukünftigen 
Gestidtung  den  Weg  weisender  Bedeutung  war  aber  w«ler 
die  Vereinbarung  jenes  Artikels,  noch  die  Festsetzung  dieser 
Grundrechte.  Die  Klausel  der  Bereitwilligkeit  zur  Aufnahme 
in  den  Unterthanenverband  schloss  eine  Wirkung  der  zu- 
gestafidcTien  Freiheiten  e})en  bis  zu  dem  Momente  aus,  in 
welelicni  die  Bereitwilligkeit  erklärt  wurde,  m.  a.  W.  in  wel- 
chem der  einzehie  Staat  vdii  seinem  Belieben  iJehraueli  niaelite. 
Die  einzige  Möglielikeit,  dies  Belieben  hinwegzm aiuuen,  konnte 
nur  das  in  den  Grundrechten  enthaltene  Reichs-lndigenat 
bieten^  das  aber  mitsammt  den  übrigen  Freiheiten  vorläuHg 
nur  auf  dem  Papiere  stehen  blieb.  So  fiel  denn  bis  zu  dem 
Vorhandensein  emer  vahrhaften  Reichsgewalt  die  Ordnung^ 
dieser  wiehtigen  Angelegenbe'iten  den  territorialen  Gewalten 
zu,  die  im  schlimmsten  Falle  fremde  ünterthanen  ausschliessen 
und  die  eigenen  in  strenger  Gebundenheit  erhalten,  im  besten 
Falle  den  einheimischen  und  fremden  die  gleichen  Rechte 
gi^naen  und  iiierUber  mit  den  übrigen  Territorialgewalten 


1)  §  138  der  Deutsoben  KeichsTeriassiiiig  d.  d.  l^lraiikfurt  a.  ^. 
28.  März  1849. 
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separate  Uelx'reinküut'to  aus  dem  Gf^siclitspuiikt  der  Gegen- 
seitigkeit tr<'lf<'n  mochterj ;  in  keiiiom  Falle  aber  konnten  T'^n- 
gleichniilssigkeiteii  und  Ungerechtigkeiten  im  Veriiäitniüö  der 
einzelnen  Staaten  zu  einander  vcirhütt't  werden. 

Das  Detail  der  Vorscbritten,  die  in  den  Territorien  seit  Ati- 
fang  dieses  Jahrhunderts  in  Bezuf»  auf  wirtschaftliche  Freiheit  nn  i 
Armeimuterstützung  erlassen  worden,  kann  in  dem  hier  beabsichtig- 
ten Ueberblick  selbstverständlich  nicht  erschojdi  werden.  Es  wird 
genügen  die  wichtigsten  Punkte,  das  Gemeinsame,  wie  das  Ver- 
aehiedene,  hervorzuheben.  Doch  soll  hierbei  die  Berllcksichtigung 
des  einen  oder  des  anderen  Staates  blos  am  seiner  geringen  r&nm- 
liehen  Ansdehnong  willen  nicht  nnterhleibeu;  oft  sind  gerade  die 
Yerhältnisse  der  kleinsten  Staaten,  in  denen  alle  Beschiilnknngen 
nnd  Freiheiten  sichtbarer  einwirken,  lehrreicher,  als  die  von  vielen 
Kebennroständen  bedingten  Gestaltungen  der  grossen  und  aus- 
gedehnten Territorien.  Selbstverständlich  ist  die  Darstellung  der 
iur  die  Reichsgeset/trebnnL'  j^randlegenden  preussischen  und  der 
ausserhalb  der  erbtereu  bteheudeu  bairischen  Gesetzgebung  ausfuhr- 
liclier  gehalten. 

SeldiM'litliin  ^^r'-nieinsam  ist  den  Oesctzprebunfi^en  aller  deut- 
sehen JStaatcn,  mit  einigen  später  zu  nennenden  Ausnahmen 
von  jOfanz  vorübergehender  Bedeutung,  die  Anknüpfung  der 
Annenlabt  an  die  Oemeindekörporsehaften,  dem'U  in  einigen 
Staaten  die  selbsUlndigen  Gutübezirkc,  Dominien,  Doraanial- 
ämter  und  ähnliche  Bildungen  gleichgestellt  sind,  während 
der  wesentlichste  Unterschied  zum  Ausdruck  kommt  in  dem 
mehr  oder  weniger  leichten  Wiederloslösen  der  einmal  tiber- 
kommcncn  Verpflichtung  und  dem  Schutzapparat,  mit  dem  die 
Gemeinden  gegentlber  dem  Entstehen  derselben  ausgerüstet 
sind. 

Die  vornehmsten  Beispiele  der  frciesten  nnd  der  ein- 
schränkendsten Gesetzesbestimmungen  bieten  Preussen  auf 
<ler  einen  und  J^aiern  auf  der  andern  Seitf.  Ueberhaupt  ist 
ein  Gegensatz  zwi.sclien  Norddeutsehland  und  8üddcutseh- 
land  unverkennbar;  er  erneheint  vor  allem  in  dem  Umstand 
begründet,  dass  Preussen  in  den  östlichen  und  westlichen 
Provinzen  Gebietsteile  beaass,  zwischen  denen  erhebliche 
Gegensätze  auszugleichen  waren,  während  die  süddeutschen 
Staaten  auf  kleineren  Territorien  im  wesentlichen  gleichartigen, 
bei  weitem  mehr  geschlossenen  Verhältnissen  gegenüber- 
atanden. 

Jedenfalls  darf  man  den  Standpunkt  Baierns  und  Preussens 
dahin  ausdrücken,  dass  Baiem  grundsiltzlidi  auf  dem  Boden 
der  geschlossenen  Gemeindegenossenschaft  stehen  blieb  und 
von  hier  aus  einiire  Erleichternnjs^en  der  wirtschaftlich  wich- 
tigen Befugnisse  zuiiess,  während  Preussen  grundsätzlich  von 
dem  allgcmeincu  ^taatsbürgcrrccht  ausging  und  der  hieraus 
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folgenden  individueUen  Freiheit  im  Interesse  der  Oemeinden 
einige  Bescliränkungen  auferlegte. 

In  beiden  Staaten  war  die  Uebung  dieser  Grundsätze 
eine  bereits  altgewohnte,  als  sie  daran  gingen,  die  ihnen  ent- 
sprechenden OesetzesTorschriften  zu  kodifiziren« 

tu  Prenssea. 

§  30, 

Ftlr  Preussen  war  bereits  in  dem  Patent  vom  8*  Septem- 
ber 1804  w^en  näherer  Bestimmung  d«*r  Grundsätze  über 
die  N'erpflegong  der  Ortsarmen  in  der  Kurmark,  Neumark 
und  Pommern  ausgesprochen,  dass  die  Kommunen  zur  Zurück- 
weisung ortsfremder  Personen  nur  befugt  sein  sollten,  wenn 
die;*elben  schon  zuvor  an  dem  OvU-  Ilir'  s  Aufenthalts  verarmt 
gewesen,  und  das«  di«'ser  Anspruch  mit  Zurik*kwei>iin^  Mimen 
Jahn^sfrist  nach  dem  Zuzüge  ^n  ltond  gemacht  wt^rden  musste. 
Das  Allgein,  Landrecht  hatte  in  /jisainiiieiihängender  Behand- 
lung der  gan/.rii  Materie  unter  dem  Titel:  „Von  Aniien- 
ansUilten  und  andern  milden  Stiftungen"  (Th.  11  Tit.  19)  unter 
anderem  in  si       13  Folgendes  veronlnet: 

?i  1».  Privilepirte  Korporationen ,  welche  einen  besonderen 
Anuciitoiuis  haben,  oder  dergleichen,  ihrer  Verfassung  gemäss,  durch 
Beiträge  unter  sich  aufbringen,  sind  ihre  unvermögenden  Mitglieder 
tü  ern&hren  vorzüglich  verbanden. 

$  10.  Auch  Stadt-  und  Dorfgemeinden  mflssen  fftr  die  Er- 
nfthrnng  ihrer  verarmten  Mitglieder  und  Einwohner  sorgen. 

Sil.  In  Ansehung  der  aasdracklich  aufgenommenen  Mitglieder 
entsteht  die  Verbindlichlseit ,  sobald  die  Aufnahme  wirltlich  ge- 
schehen ist. 

^  12.  In  Ansehung  anderer  Einwohner  hingegen  i^t  nur  die- 
jenige Stadt-  oder  Dorfgemeinde  znr  Emäbmng  ones  Verarmten 
verpflichtet,  bei  welcher  derselbe  zn  den  gemeinen 
Lasten  zuletzt  beigetragen  hat. 

lo.  Nach  el  en  den  Grundsätzen  (§9 — 12)  müssen  auch  die 
Ehefrauen,  Witiwen  und  unversorgten  Kinder  des  Verarmten  von 
den  Korporationen  und  GcnieiiH n  ernährt  werden. 

Hic'nUircli  wnr  o'm  sehart*'!  Oregensatz  her\'urgeiiüben 
zwn'schon  den  eigentlichen  Gemeindeangehörigen  und  den 
fremden  Zuztiglern  und  es  war  von  manchen  die  Flirsorgepflicht 
tn  begründen  gecigncton  Momenten  eines  besonders  betont:  die 
Thatisache  des  B e i  t  ra^  «^s  zu  den  Gemeindeabgaben. 

Dio^sen  Gegensatz,  den  fast  alle  übrigen  8taaten  durch 
Schaffung  einer  Bürger-  nnd  Einwohnergemeinde  mit  ver- 
schiedenen Rechten  und  Pflichten  nur  zu  verschttrfen  trach- 
teten, Tmnchte  Preussen  in  der  Folge  nuszugleichen  und,  in- 
dem es  jenee  Moment  der  Zahlung  von  Qemeindeahgaben 
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immer  mehr  in  den  Vordergrund  rückte,  die  Einwohner« 
gemeinde  gasa  und  gar  an  die  Stelle  der  Bttrgereem^nde  za 
aeäsen,  die  gemeindebürgerlichen  Rechte  und  Pflicnten  an  den 
blossen  Aufenthalt  und  die  Leistung  von  Oemeindeabgaben 
anzuknüpfen. 

Dieser  Auflhssung  entsprach  es  auf  der  anderen  Seite  als 
Forderung  der  Gerech tigkett^  wenn  gegenüber  der  mit  neuen 
Beugern  ohne  ihr  Zuthun  und  vor  allem  ohne  die  Möglich- 
keit der  Abwehr  bereicherten  Gemeinde  die  Verpflichtung  zur 

Armonflirsorgo  anderweitig  nr)<\  im  Sinne  der  möglichsten 
Erleichterung  gorcgf^lt  wurde.  Unrl  dies  geschah  in  zwcitnrlif^r 
Weise  dureli  die  Gesetze  vom  31.  Dezember  1842  über  die  Auf- 
nahme n«Hi  anziehender  PcrsoiKMi  und  über  die  Verpflichtung 
zur  Armenpflege.  Die  §§  1 — 3  <les  ersteren  Ht;ituireii  un- 
bedingte Freizügigkeit  für  jeden  «elb-^uuidigen  erwcrbsfkhigen 
oder  mit  den  Mitteln  zum  Unterhalt  ausgestatteten  j)reu.s.sii?elien 
Unterthanen.  Nur  der  Mangel  der  Erwerbsfähigkeit  oder  der 
Unterbaltsmittel  berechtigen  zur  Verweigerung .  des  Aufent- 
halts seitens  der  Gemeinde,  nicht  schon  die  Besorgniss  künf- 
tiger Verarmung ;  offenbart  sich  aber  binnen  Jahresfrist  nach 
dem  Anzüge  die  Notwendigkeit  einer  Öffentlichen  Unterstützung 
und  weiset  die  Gemeinde  nach,  dass  die  Verarmung  schon 
Tor  dem  Anzüge  vorhanden  war,  so  kann  der  Verarmte  an 
die  Gemeinde  seines  früheren  Aufenthaltsortes  surttck- 
gewiesen  werden. 

Des  A  u  f e  n  t  Ii  a  1 1  s  <»  r  t  e  s  I  und  zwar  des  früheren  und 
weiter  desjoni^^«Mi  frühereu,  der  nach  3THssgal3e  der  ergänz^^n- 
den  Vorseliritt  11  deö  Armengesetzes  zur  Fürsorge  verpflichtet 
worden  ist.    iiicrüber  verhalten  sich  die  §§  2 — 4. 

S  1.   Die  Ffirsorge  für  einen  Annen  hat,  wenn  Am  kein  An* 
.  derer  (Verwandter,  Dienstherrschaft,  Stiftong  n,  s.  w.)  verpflichtet 
und  vermögend  ist,  diejenige  Gemeinde  zn  llbemehmen,  in  welcher 

derselbe 

1)  als  Mitglied  ausdrücklich  aufgenommen  worden  ist,  oder 

2)  onter  Beobachtung  der  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  heutigen 
Tage  Uber  die  Aufnahme  neu  anziehender  Personen  §  S  einen 

Wohnsitz  erworben oder 

3)  nach  erlangter  Grossjährifjkcit  während  der  drei  1*M/Leii  Jahre 
vor  dem  Zeitpunkte,  ^^o  seine  Hiilfsbedurltigkeil  hervortritt, 
seinen  gewubuliclien  Aul». ut halt  gehalu  hat. 

§  2.    Ein  Wohnsitz  im  Sinne  des  $  1  Nr.  2  wird  lur  Per- 
sonen, welche  als  Dienstboten,  Ilaus-  und  Wirt£cbaftäbeamtc,  Ilaud- 


^)  ^  ^  iautet:  Wer  an  einem  Orte  seinen  Aufenthalt  nehmen  will, 
man  aieii  bei  der  Poluseiobrigkeit  dieses  Ortes  meldeD  und  Uber  seine 

persönlichen  Verhältnisse,  mit  Räcksicbt  auf  die  Vorschriften  der  v^>i  1—6, 
die  erforderliche  Auskunft  geben.  Ueber  die  erfolgte  H^*vpg  iat  eine 
Bescheinigung  zu  erteilen. 
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werksgesellen,  Fabrikarbeiter  u.  s.  w.  im  Dienste  eines  Anderen 
stehen,  an  dem  Orte,  wo  sie  im  Dienste  sich  hefinden,  durch  dieses 
Dieastverhältniss  allein  nieiuals  begründet. 

^  3.  Die  Ver]itiir]itunp  zur  Fürsorge  tör  den  Verarmten  be- 
^nt  in  dem  Falle  des  1  Nr.  1  mit  dem  Tage  der  Aufnahme, 
und  in  dem  Falle  des  §  1  Nr.  2  mit  dem  ZeitpunJcte  der  Erwerbung 
des  Wohnsitzes. 

Sind  die  in  §  1  unter  Nr.  1  und  2  anfgestellten  Bedingungen 
bei  mehreren  Gemeinden  in  Beziehung  auf  dieselbe  Person  vor- 
banden, so  entscheidet  deren  gewöhnlicher  Aufenthalt. 

§  4.  Die  durch  die  Vorschriften  des  §  1  bestimmte  \  erpflich- 
lang  der  Gemeinde  erlischt,  wenn  der  Verarmte  nach  erlangter 
<}ro68jährigkeit  seit  drei  Jahren  m  der  Gemdnde  abwesend  ist. 
Eine  Atisiiahme  hi«r?<m  findet  statt,  wenn  die  Abwesenheit  doreh 
bloB  vorabergehende  YerhUtnIssey  in  Sonderheit  dnreh  den  Betrieb 
eines  nicht  stehenden  Gewerbes,  dnrch  ErftUang  der  allgemeinen 
Militärpflicht,  durch  AbbOssnng  einer  seiti^sn  Freiheitsstrafe  n.  s.  w. 
veranlasst  worden  ist. 

Den  Gemeinden  In  Beaiig  anf  die  Verpfliebttuig  aar 
Annenpflege  gleichgestellt  wnrden  die  eelbstltndigen  Guts- 
herrschalten,  deren  Guter  sich  nicht  im  Gemeindeverbande 
befinden  (§  5),  während  hinsichtlich  einzelner  Besitzungen, 
welche  weder  zu  einer  Gemeinde  gehören,  noch  einen  s^fa- 
atändigen  Gutsbezirk  bilden,  die  Vereinigung  („in  Beziehung, 
wie  auf  allo  KoramunalvprliältnisHo .  so  anrli  auf  die  Armen- 
pfl-'U^e'^)  mit  r  Gemeinde  verordnet  wurde.  Kein  noch  so 
kiemer  Gobiot.steil  des  Staates  .sollte  der  Verpflichtung  zur 
Arnienflirsorge  entzogen  sein.  Rik-ksichtlich  dieser  Verpflich- 
tung hoissen  die  Träger  derselben  „örtliche  Armenver- 
bände Jedem  derselben  liegt  es  ob,  im  BedUrfnissfalle 
▼orläufige  Unterstützung  zu  gewähren  (§  25  ff.)-  §§ 

Sben  nur  an,  welchem  Verbände  die  aefinitiye  Fürsorge  aa- 
lt Durch  diese  Bestimmungen  war  eine  ganz  nene  Art 
der  £ntla8tang  geschaffen.  Im  Interesse  der  Armenpflege 
ordnete  das  Geseta  die  vorläufige  FUrsoi^c  am  Orte  des  vor- 
handenen Bedürfnisses  an ;  im  Interesse  d*'v  örtlichen  Ver- 
liändf»  Hf'ss  o-j  die  definitive  Armenlast  wandern,  übertniu  .sie 
<!' m  Aufenthaltsorte  naeh  gewissen  Massgaben  und  nahm  sie 
diesem  nach  Verlauf  eines  gewissen  Zeitraums  wieder  ab. 

Sollte  aber  das  Gefüge  der  öffentlichen  Fürsorge  für  alle 
im  Staatsgebiet  befiadlichen  Personen  nicht  durchbrochen  wer- 
den, so  bedurfte  es  notwendig  eines  Zwischengliedes,  welches 
die  Lücken  ausfüllte,  welche  der  zu  kui'zc  Aufenthalt  an  dem 
einen,  die  zu  lange  Abwesenheit  von  dem  anderen  Orte  ttbrig 
Hess.  Das  preussische  System  wählte  als  ein  derartiges  Zwischen- 
glied —  es  brauchte  dieselben  nicht  erst  zu  schaffen  —  die 
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kommunalen  Verbände  höherer  Ordnung  und  vefordnete  in 
den  §§  9  und  U  dea  Ges.  t.  1842  gnmdsätzlich : 

§  9.  Ist  keine  Gemeinde  oder  Ontslterrscliali  (örtlicbcr 
Amenverband)  TOrhanden»  weLeh«  nach  den  Bestimmnngen  der 
§§  1 — 7  die  Ffirsorge  fftr  die  Yerannten  obliegt,  8o  ist  diene 
Fftnorge  eine  ProTinstollast^),  welche  toh  LendannenverbAnden  ge- 
tragen wird. 

§  12.  Die  Fürsorge  für  den  Verarmten  (§  9)  hat  derjenige 
Landarmenverband  zn  abemehmen,  in  dessen  Bezirke  das  Bedür&iifl» 
dazu  hervortritt. 

§  31. 

Es  ItiUL'litüt  ein,  das«  der  zuei'st  genannte  Grund  der 
Verpflichtung  der  örtlichen  Verbände  nicht  von  grosser  Be* 
deutung  sein  konnte^  da  es  sich  fUr  die  Armenpflege  doch 
meist  nnr  um  solche  Personen  bandelt,  für  welche  eine  frei- 
willige Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  ohnehin  nicht  zu 
erwarten  stand,  und  die  Angehangen  der  niederen  Bevölkerung» 
die  ab-  und  zuströmt  und  vornehmlich  auf  ihrer  Hände  Arbelt 
angewiesen  ist,  irgend  eine  Sicherheit  gegen  künftige  Armen- 
laat  nicht  bieten. 

Gänzlich  beseitigt  wurde  dieser  Verpflichtungsgrund  durch 
Beseitigung  des  Ertordemisscs  einer  formellen  Aufnahme  als 
Gemeindeglio^l,  wie  sie  zunMchst  in  der  preuss.  Städteordnung 
vom  20.  Mai  iö53  ausgesprochen  wurde. 

Eine  weitere  Aendenuiic  fügte  das  Ges.  v.  21.  Mai  1855 
hinzu.  Die  Wnhnsitzn.ilnrn  .  welche  nur  dir  M^ldunf^  bei  der 
Poiizeiobrigkeit  zur  Voraussetzung  hatte,  Ix'drutete  soviel,  wie 
Be}?rtindung  der  Verj)Hichtung  zur  Arincntursorge  unmittelbar 
durch  blosse  Niederlaäisung.  Man  glaubte  aber  nach  'uiäw  iscbca 
gemachten  Erfahrungen  im  Sinne  der  Grundsätze  über  Frei- 
zügigkeit und  Annenlast  eine  gerechtere  Ausgleichung  herbei- 
sufUnren,  indem  man  dem  Enordemiss  der  Wohnsitsnahme 
noch  das  eines  einjährigen  Aufenthaltes  zufügte;  in  derPraxia 
bedeutete  dies,  da  polizeiliche  Meldung  ohnedies  obligatorisch 
war,  Verpflichtung  zur  Armenfürsorge  in  Folge  thatsftchlichen, 
im  übrigen  nicht  qualiflzirten  einjährigen  Aufenthaltes. 

Gleichzeitig  wurde  eine  neue  Bestinmiung  in  Bezug  auf 
jene  in  §  2  des  Ges.  v.  1842  bezeichneten  un8elbständi«i:en 
Personen  getroffen,  die  den  Aufenthaltsort  stärker  aur  Armen- 

^)  Der  Ausdruck  des  §  9,  daes  die  FurBOiKe  für  Verannte,  mangcis 
eines  örtlichen  Afmenvetbandes,  eine  ProvinziaTlast  sein  solle,  ist  faieraei 
nicht  ga&s  wörtlich  im  Sinne  der  geltenden  EiDteilang  des  Stiuttsgebicteft 

in  Provinzpn  zu  verstehen:  es  liaiiaolte  sich  vieln^'lir  nur  um  die  üeber- 
tragung  der  Last  an  derartige  übei^eordnete  Vorbäude,  die  für  den  Um- 
&ng  von  Krriseo,  Kegierungsbeslrken  oder  ProTisaen  bereits  bestandaa 
oder  nea  einsmichtan  waren. 
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hst  heransog:  die  Verpflichtung  der  Gemeinde  des  Dienst- 
oder  Arbeitsortes  nttmlicb,  in  Krankheitsfkllen  (wozu  Schwanger- 
achafi  nicht  gerechnet  werden  soll)  die  Verpflegung  zu  tiner^ 
nehmen  und  von  dem  nach  Massgabe  des  Gesetzes  anderweit 
Terpflichteten  Armenverbande  nur  insoweit  Erstattung  ver- 
langen zu  dflrfen^  als  die  Dauer  der  Krankheit  den  Zeitraum 
Ton  S  Moiiat(^n  übersteigt. 

So  hatte  Preussen  nunmehr  drn'  Griiiulc  der  definitivon 
UehernahiiH'  dt^r  Aniicidast:  1)  eiiijühri^^cr  bezw.  dreijähriger 
nicht  (|iialitizirt«'r  xVuii'iitlialt  in  allen  Fällen  der  Hülfsbedürf- 
tigkeit,  ge«^'enüber  dem  Aulen tlialtüort  —  2)  ein  Dienst-  oder 
Arbeitüverhältniös  in  Kruukheitsftillon  von  weniger  alö  drei- 
monatlicher Dauer,  g^enüber  dem  Dienst-  und  Arbeitsort  — 
8)  der  darch  dreijährige  Abwesenheit  herbeigeftihrte  Mangel 
einer  Verpflichtung  in  allen  Fällen  der  Httlfsbedttrftigkeit  mit 
Ausnahme  des  Falles  zn  2,  gegenüber  dem  Landannen- 
verbände. 

Bei  diesen  Vorschriften  ist  es  bis  sur  Reichsgesetzgebnng 
▼erbiieben. 

h.  Baiem« 

a.   Baiern  rechts  des  Rheins. 

§  32. 

Wie  der  jjreussischen  Gesetzgebung  eine  gcwisne  FAn- 
faehheit  und  KUrze  der  Vorschriften  —  in  sehr  benierkbai  •  m 
Gegensatz  zu  den  weit  ausholenden,  in  vorsorglicher  Kasiustik 
onerschöpflichen  Wendungen  des  Allgemeinen  Landrcchts  — 
mit  Rücksicht  auf  die  sehr  einfache  Qestaltung  der  neuen 
Vorbältnisse  natürlich  sein  musste,  so  bedurfte  die  süddeutsche 
Gesetzgebung  ^nes  ziemlich  umfangreichen  Apparates,  um 
ein  kunatvoiles  System  von  Gemeindeeinspruchsrechtcn,  in- 
dividuellen Befugnissen  und  staatlicher  Aufsicht  verständlich 
zu  machen  und  vor  Willkür  sicher  zu  stellen. 

Während  in  Preussen  die  Niederlassungs-  und  Armen- 
gesetzgobung  mit  ihren  wenigen  Paragraphen  für  die  prak- 
tische Anwendung'  keine  anderen  Voraussetzungen,  ak  etwa 
noch  ein  Gemeindevcrzeiehniss  erforderte,  im  tihri^en  aber 
von  der  Gemeindegesetzgchuii^  im  eii;^eren  8inue  unabhängig 
war.  musöten  in  den  buddeutselieji  Staaten  die  Arnieiipfleger 
Von  den  Armenpflegegesetzen  auf  die  liciniatsgcsetzc,  von 
diesen  auf  die  Biir<:eiTechti5ge8etze  zurückgreifen,  um  die  all- 
föllig  wichtigsten  Bestimmungen  noch  in  besonderen  Gesetzen 
über  VereheUchungs-  und  Attfenthaltsfrmheit  wieder  an  anderer 
SteDe  aufzosuchen. 

In  Baiem  sind  in  diesem  Jahrhundert  —  von  einem 
missglückten  Versuche  der  Staatsannenpfloge  im  Jahre  180B 
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abgesehen  —  zweimal  die  OegeilstttAde  des  HeimatB-  und 

Artoenwescns  kodifizirt  worden:  in  der  Mitte  der  zwanzig"f*r 
und  am  Ende  der  sechzisr^^r  Jahre.  Beide  Male  wurde  zwischen 
dem  rechtörheinischen  Gebiete  und  der  Pfalz  unterschieden 
und  bezüglich  der  letzteren  den  seit  der  französisclien  Okku- 
pation gewohnten  Verhftltnissen  möglichst  Rechnung  getra^jeTi. 

Die  Gesetzgebung  v  uu  1825,  au  die  sehr  wichtigcu  Beitel- 
mandate von  1770  und  1780  anscliUeeaend ,  umrasste  zwei 
Oesetse: 

1)  Qesetz  ttber  die  Heimat, 

2)  Qeaetz  über  Aneflssigmacliang  und  Verelielichung 

—  beide  vom  11«  September  1825  — ,  und  wurde  eigänzt  durch 

einige  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  von  demselben 
Tage  und  di»'  Verordnungen  bcitreffend  das  Armenwesen  vom 
17.  November  18H)  und  l)rtreffcnd  die  Bettler  und  Land- 
streicher und  die  Errichtung  von  Zwangsarbeitshftusem  vom 
28.  November  1816.  In  dem  Heimatgesetz  wird  der  höhere 
Oesichtsptiukt  der  Heimat  betont,  die  nicht  blos  die  sicher- 
heitspolizeilichen Funktionen  der  ArmenunterstUtzungsgemeindo 
-versehen^  sondern  als  ,»die  Wiege  manch&ltiger  ackOner  Be- 
ziehungen und  GefklUe,  ans  welcher  der  Sinn  Air  die  Mit* 
wiriLung  zu  gemeinsamen  Zwecken  sich  entwickelt,  und  als 
die  Pflanzschule  bürgerlicher  Tugend  und  Ordnung**^)  Wir- 
kungen auf  die  bürgerliche  Gesittung  tlben  sollte. 

In  die  mit  der  Heimat  verbundenen  Rechte  wird  das  des 
bedürftigen  Heimatgenossen  auf  Unterstiltzung  eingeschlossen. 

Von  der  näheren  Darlegung  der  einzelnen  Titel  des 
Heimaterwerbes  nacli  dorn  Gesetz  von  1825  kann  hier  füg- 
lich ahgeselien  werden,  d;i  sie  im  wesentlichen  in  die  neue 
Gesetzgebung  übergegangen  und  im  Zusanunuaiiiingc  der  letz- 
teren darzustellen  sind. 

Kur  ein  Titel  ist  hier  zu  besprechen,  sowohl  weil  er  in 
die  späteren  Gesetse  nicht  mit  übergegangen,  als  auch  weil  er 
der  wichtigste  von  den  im  Gesets  von  1825  angeführten  ist: 
die  Ansässigmachung. 

Die  Ansässigmacliung  ist  nicht,  wie  der  Wortlaut  es  aus- 
zudrücken scheint,  mit  der  Thatsache  des  AufViulialtes  oder 
der  Niederlassimir  identisch,  sondern  stellte  tur  sich  allein 
einen  neuen,  bis  dahin  nicht  gekannten  formalen  Rechtsinhalt 
dar:  nämlich  die  gesetzlich  zulässige,  dem  Heimatserwerbe  mit 
Bezug  auf  seine  Wirkungen  gleichgestellt»;  Niederlassung. 

Als  solche  wurde  «ie  zunächst  von  gewissen  allgemeinen  Vor- 
aussetzungen abhängig  genKu  lit:  1)  Besitz  der  Staatsangehörifrkeit; 

2)  Erffillang  der  zivilrechtlicheu  und  militUrgesetzlichen  Ariforderungeo ; 

3)  guter  Leumund;  4)  vorschriftsmässiger  Besuch  des  Schal-  und 

1)  WortUnt  der  nuaisteriellen  Motav«  sn  dem  QesetMDtmtrC  YgL 
Biedel  I  S.  28. 
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BeligioDSOoterrichtes  —  und  beim  Vorhandensein  dieser  Yonms- 
setioDgen  aa  dk  nachfolgenden  speslellen  Gründe  aogdmflpft: 

1)  den  Besiti  eines  GnmdvemiOgens»  wddies  ein  Steoenunplom 
Ton  45  Er.  entrichtet  und  bis  zum  fispitalbetrage  dieser 
Steuer  schuldenfrei  ist  (§  2  Ziif.  1); 

2)  den  Besitz  eines  realen,  ladizirten  oder  konzessionspfliehtigeii 
CTewerl)es      2  Ziff.  2); 

3)  den  Eintritt  in  ein  öffentliches  Amt  Staates,  der  Kirche 
oder  der  (iemeinde  mit  de6nitiver  Anstellung      4) ; 

4)  einen  auf  andere  Weise  gesicherten  KahrangssUnd  2 
Ziff.  3  und  §  5). 

Die  wichtigste  Aenderung  brachte  aber  das  Gesetz  da- 
durch, dafs  es  im  ausgesprochenen  (legensatze  zu  den  Wünschen 
der  Genieinden  die  Anüäübigmachung  zum  Teil  mit  einer  von 
dem  Willen  der  leteteren  unabhängigen,  krat't  Gesetzes  ein- 
tretenden Wirkung  ausstattete  und  zum  anderen  Teil  in  den- 
jenigen Füllen y  die  eine  Entscheidunff  erheischten,  dieselbe 
den  Staatsbehörden  Übertrug  und  der  Gemeindewülkllr  so  auf 
alle  Weise  entzog. 

§  33. 

Freilich  vermochte  diese  Gksetagebung,  die  in  den  Be- 
stimmungen der  Gewerbeoidnung  einen  gleichfalls  sehr  libe- 
ralen A^rack  fand  und  bemüht  war  „das  Grundeigentum 
und  die  Gewerbe  mehr  und  mclir  zu  entfessehi  und  die  Her- 
stellung eines  ordentlichen  Nahrungsstandes  zu  erleichtern" 
dem  Andringen  der  lokalen  und  partikularen  Interessen  nicht 
lange  Stand  zu  halten.  Durch  d'<s  Gn.setz  v(nn  1.  Juli  1834, 
dif  An<;i«signiaehung  und  Verelielichung  b^tr(^ffend ,  wurden 
alle  west-iitli(  lit  ii  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1825  im 
Sinne  umfassenden  Gemeindeeinspruchsrechtes  wieder  abge- 
ändert. 

Abgesehen  von  der  Erhöhung  des  StcufTsimplinn?  für  den  Titel 
des  Grnndbesitzcs  enthält  §  2  des  Gesetzes  von  i8'i4  noch  folgende 
Aeuderungen  : 

§  2.    Die  AnsässigmachuDg  kann  begründet  werden:  .... 

III.  Darob  erlangte  persönliche  Gewerbskonzession,  deren  Er- 
teilung nur  nach  sorgfältiger  Würdigung  des  Nahrangsstandes  des 
Bewerbers  nsd  der  ftbrigen  Gewerbsmetster  znlflasig  ist; 

lY.  durch  einen  anf  sonstige  Weise  ToUstftndig  gesicherten 
Nahrongsstend,  welcher  —  den  Fall  der  definitiven  Anstellong  ansge- 
nommen  —  hervorgehen  muss: 

a)  aus  einem  das  Stenerminimum  nicht  erreichenden,  aliei  im 
Vereine  mit  sonstigen  Umständen  das  Fortkommen  der  Familie  den- 
noch sichernden  Grundbesitze,  oder 

>)  Wortkut  der  Motive:  Biedel  I  S.  82. 
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h)  ang  einer  sicheren,  den  Bedarf  einer  Familie  gewährenden 

Rente,  oder 

c)  aus  dem,  die  Zukunft  einer  Familie  vurleilhaft  gpstali»  inieQ 
Betrieb  einer  den  Gewerben  nicht  beizozablonden  Erwerbsart,  oder 
endlich 

d)  aus  dem  Lohnerwerbe,  sofeme  dieser  vermöge  des  örtlichen 
Bedarfs  und  im  Gegcnhalte  zu  den  bereits  vorhandenen  Lohn- 
arbeitern als  nachhaltige  Nabrungsqaelle  betrachtet  werden  kann. 
Bei  Erwerbnngen  anf  Grund  dieses  letzten  Titels  ist  in  Konkurrenz- 
ftllen  ausgedienten  Soldaten  nnd  Dienstboten,  welche  15  Jahre  trea 
gedient  haben,  der  Yonnig  zn  geben. 

Und  iiiclit  ^cnug  hieran,  sollen  iiiiL  Auäiudiiiiu  der  Titel 
„Autitillun^"  und  „Gewerbekonzession",  bei  welchen  die  Aii- 
stellungs-  bezw.  Konzessionaurkunde  schon  die  vorpingigt^  Zu- 
atimtnung  der  Gemeinde  voraussetzt,  alle  ttbrig(in  Arten  von 
Ansttssigmachung  durch  einen  rechtakrftft^en  Bebchltts»  lie- 
dingt  sein,  vor  desen  Erlass  sftnuntliche  Beteiligte  za  hören 
sind;  zu  den  Beteiligten  gehören  die  Gemeindeverwaltung,  der 
Armen nflegschaftsrath,  die  gleichmUssigen  Bewerber  um  die- 
selbe Kategorie  der  Ansässigkeit  und  die  Grund-  und  Gericht»- 
herren.  Die  Nichteinwilligung  der  (i«  meiiide  g^enttber  den 
zu  IV  a — d  aufgeftilirten  Tittdn  hat  die  Bedeutung  eines  al>- 
solut  hindernden  Widerspruchs.  Gleichzeitij]:  crkl-M  r*'  >  13  «les 
revidirten  Gemeiiidcedikts  vom  1.  Juli  1834  die  mir  aiit' Grund 
der  letztgedachten  Titel  ansässig  gemachten  Personen  als  blosse 
in-  und  Beisassen. 

§  34. 

Während  eines  Zeitraumes  von  mehr  als  dreissig  Jahren 
hatte  Baiem  Gelegenheit  und  Veranlassung,  die  Güte  seiner 
neuen  Gesetzgebung  zu  erproben.  Einige  kleinere  Gesetze 
und  Verordnungen  änderten  einige  das  Wesen  der  Sache 
nicht  betreffenden  Punkte^),  bis  18(38  und  18G9  eine oi^anische 
Revision  und  systematisclie  Neurirdiiung  der  ganzen  Materie 
erfolgte,  deren  gesetzlicher  Ausdruck  tmt  «»infr  im  folLcenden 
Alm  linitte  näher  darzulegenden  wichtigen  Mudihkation  gegen- 
wärtig nneh  in  Kraft  und  Gültigkeit  steht 

Es  sind  die  Oesotze: 

1)  über  Heimat,  Vereheiiehung  und  Aufenthalt  vom 
16.  April  1868; 

2)  Uber  die  öffentliche  Armen-  und  Krankenpflege  vom 
2d.  April  1860. 

Was  sie  enthalten ,  ist  nicht  durchaus  neu;  es  wird  im 
Gegenteil  angeknüpft  an  bestehende  Einrichtungen  und  mit 


>)  Eine  Uebersicht  dieser  Qesetse  bei  Biedel  I  8.  39  und  S.  41 
Anm.  1;  Mskowicska  8.  349. 
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Ausnahme  des  Begriffs  der  Ansäasigmachiing ,  der  in  Fortfall 
kumnit,  die  Ausdrucksweise  und  begriffliche  Einteilung  der 
Gesetze  von  1810,  1825  und  1834  beibehalten.  Nur  ein 
Unterschied  ist  bemerkbar  ^  der  von  der  Literatur  selten  be- 
achtet oder  wohl  auch  absichtlich  verschwiegen  worden  und 
der  doch  für  das  Verständniss  der  Bodeutung  dieser  Gesetze 
ausserordentlicli  wesentlich  ist. 

Die  Heimat  in  jenem  gemütvollen  Sinne  der  Motive  von 
1825  sollte  zwar  nicht  beseitigt  werden ;  aber  man  sah  sich 
genötigt,  von  diesem  ihren  Inhalt  insoweit  zu  abstrahiren,  als 
er  der  Inbegriff  aller  Rechte  und  Pflichten  gewesen  war, 
welche  dem  he!mat;i:e1iöri;;cn  TiuHvidnum  zukamen  luid  ob- 
lagen, lind  \]m  auf  jeiH'  Miiiinialtnnlcnin^  zu  n-duziren,  welche 
den  prfujsüiaciieu  Oesetzeü  eliaraktcri.sti.seh  war:  auf  das  Recht 
des  Individuums  zum  ungelüiulcrtcn  Aufenthalt,  auf  die  Pflicht 
der  Gemeiude,  das  ihi  nach  gewissen  Massgabeu  angehörige  In- 
dividuum zu  unterstützen.  Riedel  bemerkt  in  dieser  Beziehung 

„Der  Zweck  des  Heimatgesetzes  bestand  vorzugsweise 
darin,  im  Interesse  der  Staatsordnung  eine  sichere  Grundlage 
fiir  das  Aufenthaltsrecht  und  die  öffentliche  Armenpflege  zu 
schaffen.  Um  dieses  zu  erreielt<  bestimmte  das  Gesetz  im 
voraus  eine  Gemeinde,  in  welcher  eine  Person  vom  Stand- 
punkte des  öffentlichen  Rechts  aus  als  zu  ITause  erachtet 
wird  und  im  N f) t f a  1 1  c  zu  unterstützen  ist ;  das  Verhält- 
niss,  kraft  dessen  Jemand  in  diesen  Beziehungen  einer  be- 
stimmten Gemeinde  angehört,  wird  Heimat  «genannt;  ausser- 
dem bedient  sich  die  Gesetzesspraclie  den  Ausdruckes  Heimat 
nicht  nur,  um  den  Inbegriff  der  aus  jenem  Verhältnisse  flies- 
senden Ansprüche  des  Individuums,  sondern  auch  um  die 
Gemeinde  zu  bezeichnen,  in  welcher  die  Person  heimats- 
berechtigt ist;  das  Wort  Heimat  bedeutet  daher  auch  »Hei- 
matrecht im  subjektiven  Sinne«  und  »Heimatorte." 

Dem  Titel  nach  kennt  das  erstgenannte  Gesetz  vier  ver- 
schiedene Arten  der  Heimat:  ursprüngliche  —  erwor- 
bene —  verliehene  —  anjCTcwiesene,  von  denen  die 
dritte  gänzlich,  die  vierte  in  gewissem  Sinne  Neid>ildiin<;en 
darstellten ;  fortgefallen  bezw.  ersetzt  durch  jene  ist  der  Titel 
der  „Ansässigmachung". 

Die  ursprüngliche  Heimat  ist  für  den  bairischen 
Staatsangehörigen  in  derjßuigen  politischen  Gemeinde,  in 
welcher  seine  Eltern  hetmatherechtigt  waren  (Art  1). 

Erworben  wird  die  Heimat  durch  definitive  An- 
stellung im  Staats-,  Gemeinde-  oder  Kirchendienst,  durch 
Verheiratung  filr  Männer,  insofern  sie  hierdurch  die  ur- 
sprüngliche Heimat  als  selbständige  erwerben,  durch  £he- 


>)  Riedel  I  8.  05.  —  8.  66  ist  der  Gegensats  zum  fioehs-,  Staats- 
*  ^oiiid  Qemeindebüigeixecht  scharf  benroigehoben. 
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Bchliessung  fl\r  Frauen,  dorch  £rwerb  des  Bürger- 
rechts (Art.  2 — 5). 

Einen  Ansj^ruch  finf  Verleihung;  <\f^r  Heimat  er- 
wirbt ein  voUjänriger  bairischer  Stnatsangohöriger  durch  frei- 
willigen, selbständigen ,  ununterbroclienen  f  ü  n  f  jäh  ri  g e  n 
Aufenthalt,  wenn  er  gleichzeitig  ^Staats-  und  (ienieinde- 
steueru  entrichtet,  Armenunterstützuug  aber  weder  beauöprucht 
noch  erhalten  hat  (Art.  6).  AoiwenomiDen  sind  hiervon  Ijienst- 
boten.  Gewerbflgehülfen  und  HaussOhne,  sofern  sie  in  Brot 
des  Dienstherren  oder  des  Familienhanptes  stehen  nnd  keine 
eigene  Wohnung  haben  ^). 

Unter  ForÄU  des  Erfordernisses  der  »Steueraihlung  und 
der  Beschränkung  bezttglich  jener  beiden  Personenklassen, 
unter  im  übrigen  aber  gleichen  Bedinguntjen  wird  ein  An- 
spruch auf  Verleihung  zweitens  durch  zehuj  ä  Ii  i  i  Lj^en  Auf- 
enthalt erworben  (Art.  7).  Endlich  steht  es  den  Uemeiiidcii 
frei,  unter  Vereinbarung  ])esonderer  Bedingungen  einzelnen 
Personen  das  Heiinalrecht  zu  verleihen  (Art.  8).  Gegen  die 
Versagung  der  Verleihung  steht,  selbstverständlich  nur  in  den 
beiden  ersten  Fftllen,  die  Beschwerde  an  die  Aufsichtsbehörde 
offen y  deren  Genehmigung  es  im  ttbrigen  nicht  bedarf.  Da- 
gegen ist  den  G^emeinden  noch  eine  Art  des  Einspruchs  zu- 
gestanden, die,  wenn  scharf  gehandhabt,  nicht  ohne  Bedeutung 
ist  —  das  Recht,  die  Er  Werbung  des  Heimatrechtes  von  Be- 
zahlung einer  Gebühr  abhiingig  zu  machen,  für  die  in  Art.  11 
eine  nach  der  Volkszahl  der  (icnieinden  abgestufte  Maxinial- 
skala  aufgesteilt  ist.  Doch  sollen  auch  hiervon  Persuueii  l»'* 
freit  bleiben,  welche  sich  als  Dienstboten,  Gewerbsgehüllen, 
Fabrikarbeiter  oder  Lohnarbeiter  10  Jahre  hindurcii  in  der 
Gemeinde  ernährt  haben-). 

Kann  die  Heimat  einer  in  Baiem  betretenen  Person  nicht 
ermittelt  werden,  so  ist  diese  Person  durch  die  anständige 
Behörde  vorläufig  einer  Gemeinde  zuzuweisen,  welche 
dann  so  lange  als  Heimatgemeinde  gilt,  bis  die  wirkliche 
Heimat  festgestellt  oder  eine  neue  erworben  worden  ist 
EHndelkinder  sollen  hierbei  der  Gemeinde  des  Fundortes,  an- 
dere Personen  der  Gemeinde  des  in  die  vorhergehenden  flinf 
Jahre  fallenden  lot/ten  Aufenthaltes  von  mindestens  6  Monaten, 
und  wenn  auch  diese  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  viiwr 
Gemeinde  des  Verwaltungsbezirkes,  in  d«'ni  das  Kind  gefunden, 
die  Person  betreten  worden,  als  v(»rläufiger  Heimat  zu- 
gewiesen werden  (Art.  15).  Diese  Bestimmungen  finden  auch 
Anwendung  auf  Nlchtbuiemi  so  lange  sie  nicht  fortgewiesen 

')  Als  Wohnung  aoll  aber  sclion  je<ier  welbst  ^emiethote  Raum,  auch 
blotee  Schlafatello  angesehen  werden.     Vgl.  Riedel  I  S,  101  Anm.  17  d. 
^)  Eß  ist  zu  beachten,  das  Art.  11  in  Bezug  auf  die  Persoueukate- 

forien  erheblich  weitergeht  als  Art  6  und  auch  die  wichtige  Klisss  der 
abrik-  and  Lohnarbeiter  mit  eiiwchiiesst 
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werden  können,  und  aut  zurückgekelirte  ehemalige  boirifiche 
Staatsangehi^rige,  wie  auch  auf  die  JBVauen  und  Kinder  aü 
dieser  Personen  (Art  10  u.  17). 

In  Besag  auf  die  Freiheit  der  VerebeLtchung  hatten  die 
Ansichten  immer  sehr  geschwankt;  aas  Gründen,  auf  die 
gleichfalls  in  anderem  Zusammenhange  zurückzukommen  ist^ 
entschloss  man  sich  zur  Beibehaltung  gewisser  Beschränkungen^ 
indem  man  auch  jotzt  wieder  das  Erfordemiss  oinos  Ver- 
e  b  1  i  e  h  u  n  p:  s  z  e  u  g  n  i  8  8  e  8  aufstellte.  Die  Versagung  d  es- 
selben  soll  nur  ;nus  bestimmt  formulirten  gfsetzlielieu  Gründen 
in  Folge  Einsj)niclis  der  lleimatgemeindo  zulässig  sein;  zur  Aus- 
stellung des  Zeugnisses  berufen  ist  die  Di strikti? Verwaltungs- 
behörde. Von  den  Einspruchsgründen  bezielien  sich  die  ersten 
drei  auf  militärische  und  aivilredilliehe  hier  nicht  interesnrende 
Verhältnisse  (Art  34),  während  die  übrigen  ftlnf  das  frühere 

Ssehr  in  die  Gemeindewillkür  gestellte)  Leumundszeugntss  und 
[bd.  Nachweis  gesicherten  Erwerbsstandes  ersetzen  sollen.  In 
erster  Beziehung  darf  nur  eine;  (erkannte,  aber  noch  nicht  ver- 
bttssto  Strafe,  eine  schwebende  Untersuchung,  eine  gerichtliche 
Kuratel  geltend  gemacht  wcnl^-n.  während  für  die  letztere  die 
fölirr'ndon  Grunde  in  Betraeiit  f.illen :  wenn  ein  Mann  inner- 
iial!)  rlcr  unmittelbar  vorhergehenden  3  Jahre  öflentliclH-  Armen- 
unu*rf.tiitzung  beansprucht  oder  erlialten  hat;  wenn  und  solange 
der  Mann  sich  mit  den  der  G^  meindekasse  oder  Armenkasse 
seiner  Heimatgemeinde  gegenüber  ihm  obliegenden  Leistungen 
im  Rückstände  beBndet  (Art.  96).  — 

Neuerdings  ist  durch  KOnigl.  Deklaration  vom  21*  April 
1884  eine  Erschwerung  eingetreten ,  indem  Rttckstände  auch 
dann  hinderlich  sein  sollen»  wenn  es  sich  um  Leistungen  der 
Braut  handelt;  auch  ist  unter  die  polizeilichen  Hinderungs- 
gründe Unzucht  der  Braut  aufgenommen  worden.  Das  Kin- 
sprucbsrocht  der  Gemeinden  ist  rin  absolutes,  d.  h.  die  Staats- 
behörden sind  zur  Verweigerung  des  Zeugnisses  verpflichtet, 
wenn  der  Einspruch  thatsächlich  begründet  ist  und  rechtzeitig 
erhoben  wurde 

Abgeschlossen  wurde  das  bairische  System  durch  einen 
Tit  III  mit  der  Ueberschrift  „Vom  Aufenthalte" ,  worunter 
aber  eigenttich  nur  das  0egenteil|  nämlich  der  „Kicht-Aufent- 
halt*,  d.  b.  die  Zulässtgkeit  der  Ausweisung  seitens  der  Aufent- 
baltsgememde ,  abgehandelt  wurde:  insofern  eine  notwendige 
Ergänzung  der  Tit.  I  und  II,  als  in  diesen  das  Nähere  über 
die  Ueimaty  d.  b.  dei\|enigw  Aufenthaltsort  festgesetzt  worden 
war,  aus  dem  eine  Ausweisung  nicht  zulässig  sein  sollte  (Art. 
43—50).  Von  den  sehr  eingehenden  und  teilweise  zu  sehr 
wiUküriicher  Kasuistik  verführenden^)  Bestimmungen  ist  die 


^)  Vgl.  dio  Bemerkung  bei  Riedel  I  S  201  Anui.  6. 

Vgl.  hierUbt»-  die  w&rneude  Bemerkung  bei  Riedel  I  S.  233. 
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grössere  Zahl  im  sichcrheits-  und  sittenpoHzeilichen  Interesse 
gegen  beötrafte,  aulriiiireriöche  und  uuzü.clitige  Personen  ge- 
richtet Die  übri^  VorschTtften  (Art.  45,  1 — i)  betreffen 
die  Freizügigkeit  im  engeren  Sinne  und  stehen  als  solche  in 
luuntttelbarer  und  ausgesprochener  Beziehung  zum  Armenwesen. 

Dieselben  laulen; 

Unter  Vorbehalt  der  Vorschrift  des  Art.  21  kann  durch  die  zu- 
sttodige  Polizei-Behörde  der  Aufenthalt  in  einer  fremden  Gemeinde 
nadi  llassgahe  folgender  Bestimmungen  verboten  werden: 

1)  Personen,  welche  nicht  binnen  4  Wochen  nach  ergangener  Auf- 
forderung genügenden  Nachweis  Aber  ihre  Heämatberechtigung 
liefern,  kann  der  Aufenthalt  für  so  lange  untersagt  werden,  als 
jener  Nachweis  nicht  geliefert  wird. 

2)  Personen,  welche  von  der  Gemeinde  Armen-UnterstiH/iiii'„'  be- 
anspruchen oder  erliahen,  kf>nnen  auf  Antrag  der  Gemeinde- 
Verwaltung  auf  die  Dauer  von  3  Jahren  aus  der  Gemeinde 
weggewiesen  werden,  wenn  sie  nicht  während  der  zwei  un- 
mittelbar vorhergeheuden  Jahre  in  der  Gemeinde  Abgaben  für 
Armenzwecke  bezahlt  oder  Gemeindedienste  geleistet  haben 
und  wenn  seit  dem  Tage,  an  welchem  sie  zoletzt  Annen* 
Ünterstfttzung  beansprucht  oder  erhalten  haben ,  noch  nicht 
ToUe  6  Monate  verflossen  sind. 

Will  die  ausgewiesene  Person  vor  Ablauf  von  3  Jahren 
ihren  Anfeothalt  wieder  in  der  Gemeinde  nehmen,  so  hat  sie 
den  Besitz  zureichender  Unterhnlt^mittel  darzuthun. 

Die  gesetzliche  Vorhindlichkeif  der  Aufcnthaltsgemeindö, 
in  Krankheitsfällen  oder  in  sonstigen  Fällen  dringender  Not 
die  unentbehrliche  Hülfe  zu  leisten,  wird  durch  gegenwartige 
Bestimmung  nicht  aufgehoben. 
8)  Personen,  welche  mit  ihren  der  Aufenthaltsgemeinde  scholdigen 
Abgaben  länger  als  ein  Jahr,  vom  Verfalltennine  an  gerechnet, 
im  Rfickstande  bleiben,  können  auf  Antrag  der  Gemeinde- Ver- 
waltung ausgewiesen  werden,  sind  jedoch  naieh  erfolgter  Zahlmig 
des  schuldigen  Betrags  zur  Rückkehr  befugt. 
4)  Personen,  welche  sich  in  einer  Gemeinde  aufhalten,  um  daselbst 
Dienst  oder  Arbeit  zu  suchen,  können  aus  der  Gemeinde, 
wenn  sie  innerhalb  der  ihnen  gewährten  angemessenen  l^'rist 
weder  ein  ständiges  Unterkommpn  oder  eine  ihren  Unter!ialt 
sichernde  Beschäftigung  finden,  noch  den  lU  sitz  hinreichender 
Unterhaltsmittel  darzuthun  vermögen,  für  die  Dauer  von 
3  Monaten  weggewiesen  werden,  sind  jedoch  schon  früher  zur 
Rückkehr  befugt,  wenn  für  sie  ein  solches  Unterkommen  oder 
eine  solche  Beschäftigung  gefunden  ist 

Auf  Personen,  welche  in  der  Gemeinde  dnen  selbetiodigen 
Gewerbsbetrieb  angemeldet  und  innerhalb  der  ihnen  gewährten 
angemessenen  Frist  wirklich  begonnen  haben,  ist  vofatehende 
Bestimmung  nicht  anwendbar. 
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p^.  Bairi^che  Pfalz. 
§86. 

In  der  Eheiupt'ab  war  die  Entwickelaog  der  Annengesetz- 
gebung eine  von  dem  rechtsrheimschen  Baieni  grundsätz- 
lich verschiedene.  Unter  französischer  Herrschaft  war  das 
80^.  domicile  de  secours  eingeführt  worden,  das  —  wie  schon 
sein  Name  ausdruckt  —  lediglich  die  Tendenz  verfolgte,  die 
im  Falle  der  Bedürftigkeit  zur  Untersttttzung  ver;|^ichteto 
Gemeinde  zu  bezeichnen,  und  überdies  eine  nach  französischen 
Grundsätzen  bei  weitem  mehr  eingeschränkte  Verpfliditini^ 
zur  Folge  hatte.  Dnsselbe  wurde  dem  Gesetz  vom  7.  friiiiaire  V 
(27.  November  1796)  gemii.ss  dureh  Geburt,  ein jalirigen  bezw. 
sechsmonadichen  Aufentb.  U  nach  vuUeiKbnem  21.  Lebenvsjahre 
(bei  Dienstboten  zwei  Jaiuc;  erworben  und  ging  durch  Ncu- 
erwerb  eines  anderen  verloren. 

Grundsätzlich  hestand  für  jeden  Pfiüzer  das  Recht  freier 
Niederlassung  und  Verehelichung,  das  ahgesehen  von  gewissen 
sicherheitspolizeilichen  Beschränkungen  an  die  Zustimmung 
seitens  der  Niederlassungsgemeinde  nicht  gebunden  war. 

£ine  durchgreifende  Aendcrung  dieses  Zustande«,  der  im 
ganzen  mehr  ein  faktischer  als  rechtlich  im  einzelnen  dureh- 
ebildeter  war,  erfolgte  nicht  vor  18G8;  wohl  aber  wurde  nach 
em  Uebergungc  der  Pfalz  an  Baiern  die  freie  Bewegimg 
durch  Zulassung  der  Erhebung  eines  Bürgergeldes  einzu- 
schränken (V.  vom  9.  August  1816)  und  das  Annenwesen 
durch  die  Ministerialinstruktionen  vom  24.  Dezember  1834  im 
Sinne  des  filteren  bairischen  Heimatrechtes  zu  regeln  versucht 
Die  bestehenden  rechtlichen  Verschiedenheiten  und  vor 
allem  die  alte  Gewohnheit  ungehinderter  üebung  der  indi- 
viduellen Freiheitsrechte  liessen  <  aber  trotzdem  in  der  Pfalz 
zu  einer  A^ersehmelzung  mit  den  Gesetzen  und  AuBchauungen 
des  rechtsrheinischen  Baiem  nicht  kommen,  eine  Thatsache, 
die  bei  der  Neuregelung  der  ganzen  Materie  in  dem  einmütigen 
\Viders])nich  der  pfalzischen  Ji(;völkerung  gegen  die  beab- 
sichtiirie  Gleichst«  Iking  beider  Landesteile  in  Bezug  auf  das 
Heiniatwesen  zum  Ausdruck  kam 

So  entschless  man  «ich  denn  auch,  bei  dieser  Gelegenheit 
von  einer  gleichmässigen  Behandlung  des  ganzen  Königreichs 
abzusehen  und  unter  Aufrechterhaltung  berechtigter  Eigen- 
tümlichkeiten eine  wenigstens  äusserliche  Annäherung  zu 
versuchen.  Das  gelang  insofern,  als  die  Regelung  in  ein-  und 
demselben  für  ganz  Baiern  geltenden  Gesetz  vom  16.  April  1868 
erlblgte  und  auch  für  die  Pfalz  das  System  der  öffentliehen 
Gemeirdcamienpriege  und  des  Heimatrechtes  vollkommen  durch- 
geführt wurde.   Aber  diese  Durchführung  bedeutete  zunächst 


')  Vgl.  Riedel  I  t?.  104  Anm.  I. 
FortchBOgtD  (27)  VI.  4.  —  M&&it«rb«nc>  8 
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nichts  weiter  als  eine  Uebersetzung  des  „domicile  de  secours'^ 
durch  das  Wort  „Heimat"  und  die  Anknüpfung  der  Annen- 
f urSorgepflicht  an  dipjf^ni'^f  Oenioinde,  in  welcher  das  ^Heimat*" 
genanTite  Recht^^^'e^]li^ltniss  begründet  worden.  Dies  KechtÄ- 
verhüituiHs  ssi'lbsi  blieb,  was  TJmfan<;  und  Inhalt  seiner  Vor- 
aussetzungen betritt,  noch  hinter  den  weni;j:  .strengen  VoraUÄ- 
aetzuugen  der  preussischen  (le^ietzgebung  zurück. 

Die  Titel  iür  dm  ursprün^4;liehe,  erworbene  und  angewie^sunc 
Heimat  wurden  auch  ohne  weiteres  auf  die  PtaU  ausgedehnt; 
der  eme  wichtigste  Titel  aber,  welcher  dem  Aufenthalt  sich 
anzupassen  bestimmt  ist,  der  Titel  der  Verleihimg  wurde  in 
der  Pfalz  ersetzt  durch  den  Titel  der  gesetzlichen  Heimat. 

Dieser  ist  in  Art.  29  folgendermasseu  näher  detiuirt: 

I.  Jeder  selbständige  volljährige  Augebörige  der  Pfalz  ist  be- 
rechtigt, in  jeder  pfälzischen  Gemeinde,  in  welcher  er  sich  nieder- 
gelassen hat,  die  Heimat  zu  erwerben. 

II.  Dieser  Heimaterwerb  ist  beding*,  durch  die  Abgabe  einer 
hierauf  bezüglichen  Erkläraug  bei  dem  Bürgerineisteramtc  der  bis- 
berigsn  und  der  neuen  Heimatgemeinde,  sowie  durch  Entrichtung 
der  Hdmatgebtthr,  wenn  eine  solche  in  der  Gemeinde  eiugefOhrt 
ist  und  80  ferne  diese  Gebttbr  nicht  ansdrflcklich  nachgelassen 
wurde. 

III.  Kach  Erfttllung  dieser  Bedingungen  tritt  die 
Erwerbung  der  neuen  Heimat  kraft  des  Gesetzes  ein. 

IV.  Binnen  Jahresfrist  nach  dem  Eintritte  dieses  Heimat- 
erwerhes  kann  durch  den  Gemeinderat  der  neuen  Ueimatgemeinde 
die  Wiederaufhebung  des  neuen  Heimatrechts  beschlossen  werden, 
wenn  der  neue  Heimatangehörige  wahrend  jener  Frist  Öffentliche 
Armenunterstützung  angesprochen  oder  erhalten  hat. 

V.  Gegen  eiueu  solchen  Beschiuss  steht  sowohl  der  betreffen- 
den Person,  als  auch  der  früheren  Heimatgemeiude  innerhalb  viei- 
zehntiigiger  Frist  die  Beschwerde  zii,  welche  unter  Anwendung  der 
Art.  28  Zill  1,  Art.  24  Ziff.  2  und  Art.  25  zu  bescheiden  ist. 
Mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Beschiuss  rechtskrätiig  geworden  ist, 
tritt. das  frahere  Heimatrecht  wieder  in  Wirksamkeit;  in  diesem 
FaUe  ist  aber  die  Gem^de  zur  Rttcksahlung  der  emptangenoi 
Heimatgebtthren  verpflichtet,  soweit  solche  nicht  zur  Dnterstfltzung 
der  betreffenden  Person  verwendet  worden  sind. 

Art.  80  setzt  das  Detail  betr.  die  Heimatgebühr  fest,  wobd 
die  im  Art,  8  ausgesprochene  Befmung  für  Dienstboten  u.  s.  w. 
wiederholt,  das  Maximum  gegenüber  der  früheren  BOrgerrecbts* 
gebühr  erheblich  herabgesetzt  wird* 

Das  Recht  der  Vereheltchung  soll  hingegen  gar  keiner 
Beschränkung  unterworfen  und  insbesondere  nicht  an  die  E2r- 
teilung  eines  Zeugnisses  gebunden  sein.    Am  bemerkena- 

wertesten  ist  von  den  vorstehenden  Bestimmungen,  dass  der 
Heimaterwerby  sobald  die  Voraussetzungen  der  formellen 
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Niederlassungserklärung  und  der  Entriclitiuig  der  Hoimat- 
gebtlhr,  wo  solche  gefordert  werden  kann,  urtüUt  ist.  kraft 
Gesetzes  eintritt  und  unter  resolutiver  Bedingung  (Nach- 
suchen oder  Empfangen  einer  Unterstützung)  wieder  aufgehoben 
werden  kann,  während  eben  diese  Thatsache  im  rechtsrheini- 
schen Baiem  durchaus  suspensiv  bedingende  Wirkung  übt. 
8ehr  eigenartig  ist  die  Vorschrift  des  Art.  28,  der  zufolge  ein 
Kicht-Pfcilzcr,  der  sich  in  einer  p&lzischen  Gemeinde  nieder- 
gelassen hat,  einen  Anspruch  auf  Verleihung  der  Heimat 
nur  nach  Massgabe  der  für  das  übrige  Baiern  gelteiub^n  "Be- 
stimmungen besitzt,  währond  der  Pfälzer  selbstv<  rs(;hi(llic  li  hV 
erleichternden  Bestimmungen  dej>  Art.  29  jeihsi  ii.s  des  Kheinö 
zurücklassen  muss,  wenn  er  sich  diesseits  niederlassen  will. 

y.  Gemeinsame  Grundsätze  für  ganz  Baiern. 

§  36. 

In  letzter  linie  Ist  eine  dem.  ganzen  Lande  gemeinsame 
Gesetzesbestimmung  zu  nennen  und  mit  besonderem  Nachdruck 

hervorzuheben ,  weil  sie  im  Gegensatz  zu  dem  nreussischen 
»System  8teht,  die  Annenlast  \v?iTidern  zu  lassen:  die Hestininuing 
des  Art.  14  nJindieh,  wonach  die  Heimat  nur  durch  Er- 
w e r  1 ) u n d  er  Heimat  in  einer  andern  b a i r i s c h e n 
Gemeinde  oder  durch  Verlust  der  bairischcn 
Staatsangehörigkeit  verloren  geht. 

Nachdem  in  Baiem  durch  diese  Regelung  des  Heimat- 
wesens eine  ausreichende  Grundlage  für  Verteilung  der  Annen- 
last insofern  gescha£Fen  worden,  als  es  nun  keine  Person  mehr 
geben  konnte,  die  einer  Heimat  entbehrte,  baute  das  Gesetz 
vom  29.  April  1869  auf  dieser  Grundlage  die  Verpflichtung 
der  Heimatgemeinden  zur  Armenillrsorge  und  Duldung  des 
Aufenthaltes  auf.  Von  wesentlich  neuen  Gesichtspunkten 
wurde  hierbei  niclit  ausgepmgen;  die  Pflicht  der  Heimatge- 
meinde war  alte  S  it/ hil'^;  aber  es  kam,  abgesehen  von  ver- 
schiedeneu sehr  zwcckniässiigen,  nur  die  innere  Organisation 
der  Armenverwaltung  betreffenden  Festsetzungen ,  doch  zu 
einer  weitergehenden  Berücksichtigung  der  durch  die  ver- 
änderten VerkehrsverfaAltnisse  geschaffenen  Zustände,  in  welcher 
Beziehung  besonders  die  Regelung,  der  Fttrsoige  in  Kranken- 
fkllen  und  die  oiganische  Beteiligung  der  verschiedenen  höheren 
Verwaltungskörner  bemerkenswert  sind. 

Eine  \'eri)fiichtung  im  Sinne  der  preussischen  Vorschrift 
bezüglich  erkrankter  Dienstboten,  Gewerbsgehulfen  u.  s.  w. 
hatte  bereits  das  O^-setz  vom  25.  Juli  1850  über  die  Unter- 
stützung hillfsbedürtti^^er  und  erkrankter  Personen*)  ausge- 
sprochen, indem  es  die  Erstattungsforderung  seitens  der  Ge- 


•)  Gesetzblatt  .S.  341. 
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meinde  des  Aufenthalts  gegenüber  der  Ileimatgemeinde  dann 
aussehloss,  wenn  die  Unterstützung  Dienstboten,  Qewerbslehr- 
Üneen,  G^werbsgehülfen  und  Fabrikarbeitern  gelastet  wurde, 


Dagegen  sollte  jede  Gemeinde  berechtigt  sein,  von  den  vor- 
genannten Personen  einen  angemessenen  Unterstiitzungs-  oder 
Kranken  Verpflegungsbeitrag  bis  zum  Maximum  von  wdchent* 
lieh  3  kr.  zu  erheben. 

Diese  Vorschrift,  welche  zwei  für  sich  selbständige  Punkte 
omfasste^  dh^  Vcrpriichtuii.i:  df-^  Aufenthaltsortes  auf  flrr  einen, 
die  Durchtiilining-.  der  fakiilt  itivcn  Gemeindekrankenverjiielie- 
nniir  ?nif  der  andern  Seite,  bildeti^  das  Gesetz  von  18t><>  in 
koiiseuuenter  Weise  und  unter  strenger  Scheidung  d«'r  l)«  id<^n 
Verhältnisse  fort.  In  Art,  11  verpflichtet  es  die  Gemeinde 
des  Dienst-  oder  Arbeiuortcs  die  Kosten  der  Krankenhiilfc 
für  Dienstboten,  Gewerbsgehlilfen ,  Lchrlui^v  oder  andere 
Lohnarbeiter,  welche  ausseriialb  ihrer  Heimat  im  Dienste 
oder  in  einer  ständigen  Arbeit  stehen,  bis  zu  einer  Rrankheita- 
dauer  von  90  Tagen  endgültig  zu  tragen.  Schwangeiscbaft 
und  G^steskrankheit  sind  ausgeschlossen.  Diese  Kostenüber- 
nahme ist  ein  Akt  der  (öffentlichen  Armenpflege^). 

Dagegen  ordnen  Art  20  und  21  unter  dem  Abschnitt 
,,Von  den  Krankenkassen  und  Krankenkassenbeiträgen'*  an, 
dass  es  den  Gemeinden  freistehen  solle,  die  Personen  der  in 
Art.  11  genannten  Kategorien  zu  regelmässigen  Kranken- 
kassen beitraL'"PTi  (nicht  ühv.r  15  Pf.  wöchentlich)  heranzuziehen 
und  dit'  P  i träge  zur  Arnicnkusse  oder  zu  einer  besonderen 
Krankenhauskasse  zu  vereinnahmen.  Auch  ist  die  (iriindung 
besonderer  Kassen  seitens  grösserer  Unternehmer  für  zulässig 
erklärt,  in  welchem  Falle  der  zu  solcher  geleistete  Beiti*ag  von 
den  Geiueindebeiträgen  entbindet  Dlo  auf  (  Irund  dieser  Bei- 
tragszahlungen gewährte  Krankenhülfe  gilt  in  keinem  Falle 
als  Armenuntersttttzung. 

Eine  Ausnahme,  die  in  der  Mitte  zwischen  den  beiden 
genannten  Vorschriften  steht  und  an  die  Alteren  preussischen 
Bestimmungen  erinnert,  statuirt  Art  15,  indem  er  noch  in 
denjenigen  Fällen  den  Anspruch  auf  Eraatz  seitens  der  Aufent* 
halts-  gegenüber  der  Heimatgemeinde  ausscldiesst,  in  «lenen 
Krankenhülfe  und  Unterstützung  zur  Bestreitung  des  Lebens- 
unterhaltes nicht  über  die  Dauer  von  14  Tagen  hinaus  solchen 
Personen  gewährt  worden  ist,  welche  während  ihn?s  letzten 
Aufenthalts  in  der  Oemeind**  T'mlagen  entrichtet  haben. 

An  der  Trnirung  der  Arnienlast  neben  der  Genieitule  oder 
ohne  die  Gemeinde  sind  die  ihnen  Ubergeordneten  X'erbände 


')  Auch  h]cy  ]<t  lio  Ilereinbeziehung  der  Lohnarb <m t r ,  sowie 
die  Fe^tspt/un^  der  V urpflichtunfr  des  Dienst«  und  Arbeitsor tes^ 
uicht  de«  Aufeuthaltsortes,  bemerkenswert. 


weJ 
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—  StAftty  Kreis,  Distrikt  —  in  mehrfacher  Hinsicht  beteiligt 
worden. 

Eine  solche  Beteiligimg  der  übergeordneten  Verbinde  war  anch 
der  frttheren  bairischen  Gesetigebnng  nieht  an  sich  fremd.  Schon 

das  BettelmaDdat  yon  1770  nnd  die  Verordnung  von  1816  hatten 
eine  Beihülfe  an  nnverml^gende  Gemeinden  seitens  der  Bezirks- 
obrigkeiten vorgesehen.  Doch  war  ein  ninständlicher  Fonnalismns 
der  Knt  Wickelung  dieser  Institution  nicht  gtinstig,  so  dass  man 
eine  gänzliche  ^Neuregelung  beschloss  und  in  dem  Armengesetz  von 
1869  neue  und  praktisch  anwendbare  Einrichtungen  schuf,  wie  sie 
im  Text  zur  Larhtellung  gelangen.  —  Vgl.  Riedel  II  S.  203. 

Der  Staat  Avurde  unmittelbar  nur  für  eine  Kategorie 
von  Fällen  —  die  der  zugewiesenen  Heimat  —  zum  Träger 
der  Armenla<>t  gemacht  Für  Jene  ileiiiiatgeuosseu ,  die  nur 
aus  formalen  Grttnden  dazu  gciuacht  werden  sollen ,  aber  in 
der  That  heimaüos  sind  und  ausser  aller  näherer  Beziehung 
zu  der  Gemeinde  ihrer  angewiesenen  Heimat  stehen^  wurde 
die Flirsorgepflicht  der  Staatskasse  in  demjenigen  Umfange 
übertragen,  in  welchem  sie  sonst  von  der  Heima^emeinde  zu 
tragen  sein  wttrde*). 

Dos  weiteren   wunl*-  Distrikten  und  Kreisen  ein 

Teil  (}rr  Aufgaben  der  Armenpflege  zugewiesen.  wcIcIk*  die 
Geiaeiiuien  nicht  oder  nicht  allein  in  ausreichender  Weise  zu 
erfüllen  im  Stande  waren. 

Als  Gegenstände  der  Distriktsarmenpflege  werden  vor* 
uehmlich  bezeichnet : 

1)  die  Unterstützung  überlasteter  Gemeinden: 

2)  die  Unterhaltung  der  bestehenden  Distrikts- Wohlthfttigkeits- 
uud  -Krankenanstalten; 

8)  die  Errichtung  von  Distrikts-Armenbäusenif  BeächaUigungs- 
anstalten,  Armenkolooien,  Krankoihänsem,  sowie  Distriktsanstalten 
zur  Erziehung  anoer  Terwahrloster  Kinder:  Art.  38  des  Armen» 
Gesetzes. 

Die  Ereisarmenpflege  soll  umfassen  alle  anf  die  Öffent- 
liche Armenpflege  bezüglichen  Leistungen,  welche  den  Kreisgemeinden 
anf  Grund  gesetzmässiger  Beschlüsse  ihrer  Vertreter  oder  auf  Grand 

besonderer  gesetzlich^^r  Bestimmun L'on  obliegen,  namentlich: 

1)  die  Unterstützung  überbürdeter  Distriktsgemeinden ; 

2)  die  Unterhaltung  und  Begründung  von  Wohlthätigkeits-  und 
Beschftftignngsanstalten ,  Armenkolonien,  Irrenhäusern  nnd  andren 
Sauitätsanstaltcu :  Art.  41  des  Ges.  —  Solche  besondere  gesetz- 
liche Bestimmongen  enthält  vomehmlich  das  Kreislastenausscheidongs- 
gesetz  y<m  28.  Hai  1846,  in  dessen  Art  I  als  Ereislwt«!  ertdärt 

*)  Die»  steht  in  Art.  is  des  Heimatgesetzes,  obwohl  es  in  den  or|;:a- 
nischen  Zusammenhang  des  Armengesetzos  hineingehört.  —  Diese  Ver- 
streuung  vou  materiellen  VorschrüÜen  ausserhalb  der  sedes  materiae  ist 
niigem  so  bSnflg,  wie  in  der  Heimat*  und  Aimengesetzgebung. 
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and  anf  die  dalür  za  bildenden  Fonds  der  einzelnen  Begieninge- 
besirke  fiberwieaen  werden: 

a)  allgemeine  Sanitätsanstalten  des  Regierungsbezirks,  namentr- 
lich  Kranken-,  Gebär*  and  Irrenhäoser; 

b)  Kreis-Armen-  und  Findelhäaser ; 

c)  Kreisbeschäftigungsanstallen; 

d)  alle  Ausgaben,  welche  auf  den  Antrag  des  Landr.its  zur  Er- 
leichterung von  Distrikts-  und  (ienieindelasten  mit  Genehmigung  des 
Königs  auf  die  Fon  ls  ibernommen  werden. 

Hervorzuhebf.il  ist  in  Bezug  auf  diese  verschiedenen  Arten 
der  Beteiligung,  dass  sie,  mit  Ausnalnnc  der  Verpflichtung 
der  Staatskasse,  an  und  für  sich  iakuitiitiv,  nicht  von  den 
Wünschen  der  Gemeinden,  sondern  nur  von  den  gcsetzmäs- 
sigen  Beschlüssen  der  massgebenden  Faktoren  abhängig 
ist  Dies  gilt  vor  allem  von  der  BeihOlfe  an  unvermögende 
Gemeinden  wie  von  dem  Mass  der  Erleichterung,  welches 
den  Gemeinden  durch  Mitbenutzung  der  Anstalten  oder  durch 
freie  oder  nach  geringem  Tarif  zu  vergütende  Verpflegung 
aller  oder  einzelner  Klassen  von  kranken,  irren,  blinden  u.  s.  w. 
Personen  gewährt  werden  kann.  Die  grundsiitzlieh  verpflich- 
tet(;  Gemeinde  ist  immer  mit  den  dargelegten  zwei  Ausnahmen 
die  Heimatgemeinde.  Die  einmal  vorhandene  Ib  imat  wird 
nicht  anders  als  durch  Erwerb  einer  neuen  verloren,  den  es 
Zwischenglied  der  ureussischcn  Laiidai üieaverbände  al.>  un- 
mittelbarer Trttger  der  Armenlast  ist  der  bairischen  Gesetz- 
gebung formell  gar  nicht,  materiell  nur  in  Bezug  auf  heimat- 
lose Personen  bäiannt 

t»  1f  firtemberg  aud  Baden. 
§  87. 

in  WUrtemberg  und  Baden  waren  Ptiicht  und  Recht  zur 
Armenfiirsorge  ebenfalls  an  das  Gemeindeblirgerrecht  ange- 
knüpft, was  insofern  noch  von  besonderer  Bedeutung  ist,  als 
beide  Staaten  bis  zur  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes 
einer  die  Materie  der  Armenversoigung  besonders  regelnden 
Gesetzgebung  entbehrten;  es  ist  daher  —  stntt  wie  für  Baiern 
auf  die  Heimat-,  filr  Preussen  auf  die  Niederlassungs-  und 
Armengesetzgebung  —  für  beide  in  Bezug  auf  die  Pflicht  zur 
Armenfürsorge  unuiittell)ar  auf  die  Bürgerrech tsgesetzgebung 
zurückzu^^reifen.  i- ur  W  ürteniberg  kommen  dabei  liauptsitchlich 
die  Polizei  Verordnungen  vom  11.  Sept.  1807,  das  Verw.-Edikt 
vom  1.  Marz  1822,  das  Bürgerrechtsgesetz  vom  15.  April  1828, 
revidirt  v.  4.  Dez.  1833,  das  Gesetz  betr.  die  zusammengesetzten 
Gemeinden  vom  17.  Sept  1853  in  Betracht;  für  Baden  das 
Gesetz  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden 
und  das  BUrgerrechtsgesetz ,  beide  vom  31.  Dez,  1831,  neu 
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ge&Mt  durch  V(  rordnuDg  vom  5.  Nov.  1858  — ,  und  das  Go- 
setz  über  Niederlassung  und  Aufenthalt  vom  4.  Okt.  1862. 
Das  Gesetz  vom  15.  Febr.  1851  enthält  einzehie  Bestimmungen 
Uber  (Ii«'  Ki  werbuug  des  ßürgerreehts. 

In  beiden  Staaten  wird  zwischen  dem  V  o  1  Ib  fir  ^- 
r  cc  h  t  und  einem  minderen  Recht  unterschieden,  das  in  \\  iirtem- 
berg  Bc isitzrecht,  in  Baden  Einsassenrecht  jronannt 
wird.  Das  Vollbürgerrccht  gewährt  einen  Anspruch  aut  An- 
sääsigmachung.  Verehelichung)  Gewerbebetrieb,  auf  Teilnahme 
an  den  Nutsungeu  des  GemeindevermOgens,  auf  Unterstützung 
im  Falle  der  Dürftigkeit,  während  die  Beisitiser  und  Einsassen 
von  den  Nutzungen  und  zum  Teil  von  den  politischen  Rechten 
ausgeschlossen  sind;  der  Unterstützungsanspruch  hingegen 
steht  auch  ihnen  zu.  Erworben  wird  das  Bürgerrecht  durch 
Geburt,  Verheiratung  und  Aufnahme;  die  Aufnahme  muss 
erfolgen ,  sofern  nieht  gewisse  gesetzliche  Gründe  vorliegen, 
w^elche  die  Genieiiule  zur  Versagnng  berechtigen.  Solche 
Gründe  «ind  vor  allem  Mangel  der  Staatsangehörigkeit,  ein 
schlechter  Leuiniuid,  der  Mangel  persönlicher  Fähigkeit  zur 
Ausübung  einer  Kunst,  eines  Handwerks  u.  s.  w.,  der  Nicht- 
besitz  eines  bestimmten  Vennögens.  Auf  das  Detail ,  das  hn 
ganzen  fthnlich  wie  in  Baiem  geordnet  war,  kommt  hierbei 
nicht  viel  an;  doch  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass 
die  badische  Gesetzgebung  die  Aufnahme  vor  Gemeindewill- 
kür sicherer  stellte,  als  Wttrtemberg,  indem  sie  namentlich  den 
Nachweis  eines  geringeren  Vermögens  forderte  und  den  Nach- 
weis  der  persönlichen  Fuhigkeit  wesentlich  erleichterte.  V^o 
ftlr  den  BegritT  des  schlechten  Leumunds  aufgestellten  Kate- 
gorien sind  in  den  Gesetzgebungen  beider  Staaten  ziemlich 
gleich:  ein  solcher  soll  als  vorliegend  erachtet  werden,  wenn 
Jemand  entehrende  Strafen  erlitten  hat,  wegen  Eigentumsver- 
gehen oder  Landstreichens  in  den  letzten  Jahren  mit  Strafe 
belegt  oder  zur  Zeit  in  Untersuchung  verwickelt  ist,  endlich 
wenn  Jemand  unter  Kuratel  gestellt  oder  ein  notorisch 
schlechter  Hausvater  ist. 

Das  Beisitz  recht  wurde  durch  freiwillige  Aufnahme 
und  Geburt  erworben;  die  erstere  Erwerbungsart  ist  durch 
Gesetz  vom  6.  Juli  1849  aufgehoben  worden*). 

Das  badische  Einsassenrecht  setzt  ebenfalls  frei- 
willige Anfnalime  und  die  Staatsangehörigkeit  voraus. 

In  Bezug  auf  die  Armenpflege  gehen  beide  Staaten  von 
der  gleichen  Grundlage  wie  Baiern  aus;  die  Gemeinden,  in 


Gaupp,  Das  Staatsrecht  de«  Königreichs  \Vürt<»niborg,  in 
Marquardsens  Handbiich  des  öffentlichen  Rechts  Bd.  3  S.  177  Arnn.  3, 
behauptet  gegen  K>ar^^  ^^ss  der  Erwerb  des  Beieitzrechts  dim^h  Geburt 
nkfat  aä^sfiKiDen  mL  TlialsleUfeh  kann  diese  Erwerbmigsart  wobl  nur 
noch  als  AusDahm«  vorkommen. 
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welchiMi  das  Bürger-,  das  Beisitz-  oder  Emsassenrecht  besesse  n 
wird,  ßirifl  zur  Unterstützung  der  bedürftigen  Bürger,  Bei- 
sitzer oder  Einsassen  verpflicht(it.  Und  ebenso  wie  in  Baiem 
erlösch<!n  Reclit  und  Pflicht  in  der  Hau]>ts.'ir]ie  nur  durch 
Antnahme  in  eine  anden-  GdTifind»*,  sowie  duri'li  Verlust  der 
Staatsan<?ehörigkeit.  Dif  andern  Krlösehuii^s^ründe(in  Würtem- 
berg  di«'  fuiitjälirige  Nichtxaliluiig  d<'r  Rekuguitionsgelder,  aber 
nur  falls  die  betreffende  Person  noch  in  einer  andern  Ge- 
meinde Bürger-  oder  Beisitzrccht  besitzt;  in  Baden  die  Auf- 
kündigung behufs  Ausinranderung)  sind  insofern  unerheblich, 
als  beide  Staaten  Vorsorge  treffen,  im  Falle  des  Mangels  einer 
veri)fiiehteten  Gemeinde  ebenfiüls,  der  Imirischen  Vorschrift 
ähnlich,  heimatlose  Personen  einer  Gemeinde  zuzuteilen. 

Und  zwar  thut  Würtemberg  dieses,  falls  ein  Biirprer-  oder 
Boisitzreclit  derselben  nicht  ermittelt  werden  kann,  durch  Schaf- 
fung einer  dritten  Kateprorie  von  heimatberechtigten  Personen, 
W(;lche  nicht  Bürger  noeli  Beisitzer  sind,  während  Baden  der- 
artig zugewiesene  Personen  als  Einsassen  bezeichnet  und  sie 
denselben  fonnell  pileielistellt.  Materiell  gestaltet  sicli  das  Ver- 
hältJiiö6  insofern  anders,  als  im  Falle  etwa  nötig  werdender 
Armenfürsorge  die  Kosten  nicht  lediglich  oder  überhaupt  nicht 
von  der  Zuweisungsgemeinde  getragen  werden.  Die  in  beiden 
Staaten  fast  wörtlich  übereinstimmenden  Zuweisungsgründe 
sind  wiederum  ganz  ähnliche  wie  in  Batem.  Nur  steht  an 
Stelle  (L*s  dort  massgebenden  letzten  sechsnionatlichen  Aufent- 
halts innerhalb  d«  r  vorli ergehenden  fUnf  Jahre  hier  die  frühere 
Heimat  und  danach  der  letzte  fünfjährige  Aufenthalt  in  einer 
Gemeinde.  Dann  fo\^t  der  Ort  der  gesotzlichen  Trauung, 
der  Ort  der  Auffindung  und  endlieli  derjenige  der  ])olizei- 
lichen  lietretung.  Baden  schiebt  zwiselien  den  Ort  des  fünf- 
jährigen Aufenthalts  und  den  der  Trauung  noch  den  des 
dreimonatlichen  Aufenthaltes  ein. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Gesichtspunkte,  Ton 
denen  die  Armengesetzgebung  gegenüber  der  durch  die  va- 
girenden  und  heimatlosen  Elemente  geschaffenen  Notlage  aus- 
zugehen genötigt  ist,  sind  auch  hier  die  Bestimmungen  Uber 
die  Arnienlast  im  Falle  der  Zuweisung.  Ganz  und  gar  soll 
dieselbe  der  Zuweisungsgemeinde  in  den  beiden  Fällen  des 
früheren  Heimatbesitzes  und  des  Aufenthaltes  verbleiben  (in 
Würtenibei-g  auch  in  dem  Fnll«'  der  Trauung),  dagegen  wird 
für  die  übrigen  J^'älle  in  Baden  der  Staat  zur  Tragung  der 
Ku?,Len  angehalten,  während  in  ^^  ürtemb«;rg  die  Zuweisungs- 
gemeinde Va,  das  Oberamt,  zu  dem  dieselbe  gehört,  des 
Aufwandes  tragen  soll. 

8  88. 

Die  Geactzgebung  W'Urtemberi^s  hat  l)is  zu  seinem  Ein- 
tritt in  den  Verband  des  Deutsehen  Reichs  eine  Aenderung 
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nicht  orfjihren*).  Baden  hat  dagegen  verschiedene  erhebliche 
Wandelungen  durchgemaclit ,  um  <chh'pssh*ch  unmittelbar  vor 
dem  B<'iri!in  des  französisclini  Ivrioges  seino  iiizwisrh'^n  ver- 
änderte V\  irtschattrigesetzgebung  durch  ein  Annengcäctz  im 
Sinne  des  preuasischen  Systems  zu  ergänzen  2).  Zunächst 
freilich  bewegte  es  »ich  ebenfalls  in  der  Richtung  auf  Be- 
flchränkung  der  freien  Bewegung,  indem  mittels  der  Gesetze 
vom  15.  Febr.  u.  25.  April  1851  der  Erwerb  des  BUi^errechtes 
in  einigen  Beziehungen  nicht  unerheblich  erschwert  wurde. 

Zehn  Jahre  später  erfolgte  dann  eine  vtfUige  Umkehr  und 
die  Aufhebung  fast  aller  Beschrttnkungen  der  individuellen 
Selbstbestimmung,  welche  bis  dahin  das  streng  geschlossene 
Bürgerrechtssytem  bedingt  hatte.  Durch  die  T;  setze  vom 
4.  Oktober  1862  tiber  Niederlassung  und  Aufenthalt 
und  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  31.  Dez.  1831 
über  die  R  ^  lite  der  Gemeindebtirger  bezüglich  der  Beschrän- 
kung des  Rechts  zur  Ver ehelich ung,  in  Ver])indujig  mit 
dem  O  ewerbeges  ctz  vom  20.  Sei)t.  1862,  wurden  die  in 
Preussen  seit  1842  bestehenden  Grundsätze  eingeführt.  Die 
Befugniss  jedes  Staatsangehörigen  sich  an  jedem  Orte  dos 
Inlandes  vorübergehend  oder  dauernd  aufzuhalten  und  daselbst 
jedes  Gewerbe  zu  betreiben,  wurde  gesetzlich  sicheigestellt. 

Durch  Zulassung  der  Freizügigkeit  war  nun  eine  dritte 
Kategorie  geschaffen,  deren  Angeliörige  weder  BUrger  noch 
Einsassen,  sondern  nur  Staatsbürger  zu  sein  brauchten,  um 
die  Gemeinde,  in  der  sie  sich  niedergelassen',  zur  Duldung 
der  Kiederlassung  zu  nötigen;  auf  der  andern  Seite  stand 
ihnen  aber  weder  die  Teilnahme  an  Gemeindenutzungen,  wie 
den  Vnllbürgern .  noch  der  Anspruch  auf  Unterstützung]^,  wie 
den  Bürgern  und  Einsas.sfH  zu.  So  entljelirte  Baden  zunächst 
ähnlicher  Beötimmungen,  wie  Preusöen  sie  zu^^deich  mit  seiner 
Freizügigkeitsfresetzgebun^  erlassen  hatte;  und  in  der  That 
fehlte  es  für  diese  dritte  Kategorie  tler  blossen  E  i  n  w  o  h  n  e  r 
au  einer  zu  ihrer  Versorgung  im  Falle  der  Verarmung  ver- 
pflichteten Gemeinde,  insofern  als  eine  organische,  alle  Ge- 
meinden zu  mindestens  vorläufiger  Fürsorge  verpflichtende 
Armengesetztgebung  nicht  vorhanden  war.   Nur  f)lr  die  Be- 


Doch  war  das  Bedfirfuiss  einer  gesetzlichen  Regelung  schon  vor 
1870  soerkannt  und  ein  ^twurf  aascearmätet  worden,  welcher  die  Ärroen- 

ftlrsor^^e  der  Aufentlialt?-  an  Stelle  cum-  Heiinatgeineinde  übertragen  wollte. 
Der  Entwurf  gelangte  nicht  zur  Veralischieduiig.  V^l.  Bätzner  S.XXXIX. 

*)  Die  Besprechung  dieses  Gesetzes,  das  vom  .:>.  Mai  1870  datirt  ist,  im 
Zusammenhange  der  ersten  Periode  entspricht  zwar  nicht  ganz  der  Uebei> 
Schrift  diese.«  Abschnitts  (S.  98);  gleichwohl  wird  im  Hinblick  *1  iruuf ,  dass 
Baden  an  dem  für  den  Norddeutschen  Bund  so  wichtigen  IrYcizügigkeits- 

gesetze  zunächst  keinen  Teil  und  sein  ganzes  Reformwerk  vor  dem  Ein- 
itt  in  den  Reichsverband  abgeschloasen  hatte,  diese  Vorwegnthme  ge- 
rechtfertigt und  sweckmäaeig  erscheinen. 
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handlang  solcher  rorsonen,  welche  vorüber^-  In- an  eineio 
anderen  als  ihrem  Heimatorte  erkrankten,  enthi«.4ten  die  Vor- 
ordnung wegen  des  Btitels  und  Müssigganges  vom  20.  Mai 
1810  und  ein«'  Verordnung  vom  16.  Febr.  1838,  die  Behand- 
lung armer  Dienstboten,  Handwerker  und  anderer  armer  Rei- 
sender im  Falle  ihrer  Erkrankung  ausserhalb  ihres  Heimat- 
ortes betreffend,  —  einige  Bestimmungen,  welche  kranke  Men- 
schen gegen  Vernachlässigung  und  vor  allem  gegen  die  ge- 
filhrdende  Herausschaffung  ans  der  Gemeinde  sieher  stellten. 
Die  Verbindlichkeit  der  letzteren  in  ihrer  Ei^jrenschafit  als  Orts- 
{»olizeibehörde  sollte  bis  zur  Möglichkeit  des  Rücktransports 
in  die  Heimat,  mindestens  aber  4  Wochen  dauern ;  die  Kosten 
sollten  zunilchst  aus  Kassen,  zu  welchen  die  in  der  Verord- 
nung  von  1838  genannten  Personenkhissen  beizusteuern  hatten, 
ovontnell  aus  Zunft- .  Stiftungs-  oder  schliessUrl!  aus  den  Ge- 
nieindekaiisen  entnommen  werden.  Bei  langer  dauernder 
Krankheit  war,  soweit  es  sich  um  badischo  Staatsan;^ehörij^e 
handelt,  die  Heimatgemoinde  zur  Uebenialnae  ihrer  kranken 
Angehörigen  bezw.  zur  Eratattung  der  weiter  entsivlienden 
Kosten  verbunden;  gegenüber  heimatlosen  Personen  und  Aus- 
ländern trat  das  Amt  an  die  Stelle  der  Hcimatgemeinde. 

Die  Lücke  auszufüllen  war  das  Gesetz  vom  5*  Mai 
1870  Uber  die  öffentliche  Armenpflege  bestimmt^ 
wdches  die  Pflicht  zur  vorläufigen  Fürsorge  m  iedem  Bedürftig- 
keitsfalle  allen  Gemeinden  aufearlegte  und  gleicnzeitig  die  Frage 
der  definitiven  Armenlast  im  Anschlnss  an  die  Thatbachi*  des 
längeren  Aufenthalts  unabhängig  von  der  inneren  Gemeinde- 
verfassung regelte.  Die  weitere  Loslösung  des  Niederlassunga- 
rechts  auf  der  einen,  der  Armi  iilast  auf  der  andern  8eito  von 
dem  Bürger-  und  Einsassenrecht  fand  durch  zwei  andere  Ge- 
setze, die  E  r  1  e  i  e  h  t  e  r  u  u  g  d  r  1»  e  s  e  h  1  i  e  s  s  u  u  g  betr.  n  i ul 
das  A  u  i'v  n  t  Ii  a  1 1  s  r  echt  betr.,  statt,  die  beide  gleiciüall* 
vom  5.  Mai  187U  datirt  sind. 

TrHger  der  detinitiven  Armenlast  ist  luin  die  Gemeinde, 
in  welcher  ein  InlUnder  den  Un  ters tü  t  z  u  n  gs  w  o  h  n  si  tz 
hat  (§  0  des  Armenptlcgegesetzes) ;  »  r  hat  ilcnselbeu  in  der- 
jenigen Gemeinde,  in  wekher  er  nach  erreichter  Volljährig- 
kett  sich  ans  freier  Selbstbestimmung  drei  Jahre  lang  aufge- 
halten bat  (§  10).  Durch  ebensolange  dauernde  Abwesenheit 
geht  der  Unterstiitzungswohnsitz  venoren. 

Ftlr  erkrankte  Dienstboten,  Fabrik-  und  Handarbeiter, 
Gewerbsgehülfen  oder  Lehrlinge  hat  der  Dienst-  oder  Ar- 
beitsort auf  die  Dauer  von  acht  Wochen  die  unentgeltliche 
Verpflegung  zu  übernehmen  (§  24). 


1)  Das  bs^sche  Gesetz  gebiancht  den  Namen  «Unterstütsnogs» 
wohnBitz  '  zum  ersten  Ifale  in  DentKbland  im  bewussten  O^euBatze 

zur  Heimat. 
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In  df*ni(»nif!^en  Fällen,  in  denen  di^r  Unterstiitzunp^s Wohn- 
sitz in  der  einen  riemeind»'  verloren  worden  ^  ohne  in  einer 
andern  erworben  zu  sein,  wird  die  VerpHielitung  zur  Annen- 
pflege den  korporativen  Verbänden  h<)her»'r  Ordnung,  den 
K  r  e  i  ä  V e  r  b  il  n  d  e  ü  aufgelegt  und  damit  ein  Zwischenglied  ein- 
geschoben, das  ebenso  wie  in  Preussen  unmittelbar  als 
TrJiger  der  Armenlast  fungiren  boU.  Zur  Erleichtertmg  der 
KreisYerbttnde  soll  der  über  einen  gewissen  Betrag  hinaus- 
gehende Aufwand  denselben  von  der  Staatskasse  ersetzt  werden. 

Eine  gewisse  Beziehung  hat  das  Gesetz  gleichwohl  zur 
Bürgergeineinde  durch  die  singulttre  Vorschrift  des  5?  14  aut- 
recht  erhalten,  indem  es  die  Gemeinde,  in  welcher  der  Hülfs- 
bedürftige  das  l)ür^'-err«'eht  an^'etreten  oder  durch  Aufnahme 
erworlM'ii  hat,  so  lauge  zur  Uiit<Tstützuug  verpflichtet,  als  er 
da.selijsl  seinen  gewidndielien  Aufenthalt  nimmt.  In  di«'sem 
Falle  soll  die  nach  10  entstandene  Verpflichtung  so  lange 
ruhen,  als  sie  nicht  zufolge  des  §  13  aufhört.  Ausserdem 
gestattet  §  13  die  urkundliche  Verlängerung  der  Frist  für 
Verlust  des  Unterstatzungwohnsitzes  seitens  der  Gemeinde,  in 
welcher  derselbe  erworben  ist  Gerade  diese  letzteenannten 
Vorschriften  sind  besonders  geeignet,  den  Entwickelungsgang 
der  Annengesetzgebung  verständlich  uiid  dio  im  Leben  des 
deutschen,  besonders  des  silddeutschen  Volkes  unbesiegbare 
Scheu  vor  der  gänzlichen  Zerstörung  der  geschlossenen  BUrger- 
gomeind«-  ersichtlich  zu  machen.  l)en!i  saehlieh  kann  jenen 
Beatimmungen  eine  wesentliche  Bed<Mitung  nicht  beigemessen 
werden;  es  lässt  sich  mit  einiger  Sicherheit  annehmen,  dass 
Jemand,  der  in  einer  Gemeinde  l>ürger  int  und  zugleich  sich 
in  ihrem  Gebiete  aufhält,  dies  thut  nicht  obgleich,  sondern 
eben  weil  er  Gemeindeblirger  ist  und  weil  er  die  Absicht, 
seinen  Wohnsitz  zu  Terlegen,  nicht  hegt  Für  diese  wttrde 
daher  in  Bezug  auf  Armenpflege  Bürger-  und  Untersttttzungs- 
wohnsitzgemeinde  regelmfissig  identisch  sein.  Das  Sehwer- 
gewicht  der  neuen  Bestimmungen  liegt  selbstverständlich  in 
der  Verpflichtung  einer  Gemeinde  gegenüber  ihren  nicht- 
bürgerlichen Mitgliedern,  die  nur  durch  die  Thatsache  des 
Aufenthalts  mit  ihr  verknüpft  sind. 

dm  Stelisen, 

§  39. 

Nächst  den  bisher  dargestellten  Gesetzgebungen  ist  von 
besonderem  Interesse  diejenige  des  Königreichs  Sachsen,  wel- 
che in  der  Mitte  steht  zwischen  den  Vorschriften  Preussens 
und  denen  der  süddeutschen  Staaten.  Durch  seine  geo- 
graphische Lage  im  Herzen  Deutschlands  und  vor  allem  durch 
das  Vorwiegen  industrieller  Thätigkeit  iu  seinem  Gebiete 
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melir  als  der  O^iton  und  Süden  zur  Oestattung  freierer  R»*- 
wegiing  iT'^Tiötigt,  war  Snelisen  derjenige  Staat.  weUlir  r  zu- 
erst, nocli  -Acht  Jahre  früher  als  Preussen,  den  Zusaiiuiirnhang 
der  Freizügigkeit  mit  der  Armenlast  gesetzlich  klarstellte  und 
das  Recht  der  Niederlassung  in  ausgesprochener  Beziehung 
zur  Armen fürsorge  regelte.  Die  hierüber  liaudelnden,  die 
Materie  vollsWndig  encliöpfeiideii  Vorschriften  »ind  enthalten 
in  dem  Heimatsgesetz  vom  26.  November  1834  und  der 
Armenordnung  vom  22.  Oktober  1840  mit  den  Novellen 
vom  18.  September  1856  und  5.  Mai  1868.  Das  Ileimat- 
gesctz  stellt  den  Grundsatz  an  die  Spitze,  dass  jeder  Staats- 
angehörige zu  irgend  einem  H ei matbez irke  im  Vcrliältniss 
der  Heimatangehttrijrk  eit  stalten,  und  jedes  Grundstück 
hinsichtlich  des  A  r  ni  e  n  v  e  r  s  o  r  g  u  n  g  s  v  e  r  b  a  n  d  e  s  zu 
einem  Heimatbezirke  gehören  müsse  (§  1.  2).  In  der  Regel 
soll  jeder  Gemetndebezirk  znjrleich  ein  Heimatbezirk  sein. 

Die  Niederlassung  soll  an  keinem  Orte  versagt  sein, 
sobald  ein  Heimatschein  und  ein  sog.  Yerhalteschein  bei- 
gebracht wird.  Der  Heimatschein  enthttlt  die  urkundliche  Be- 
stätigung einer  bestimmten  Heimatangehörigkeit,  der  Verhalte- 
schein ein  obrigkeitliches  Zeugniss  darflber,  dass  innerhalb 
des  letzten  Jahres  kein  AusxN  tisungsgrund  vorgekommen  sei. 
Als  Ausweisungsgrund  ^ilt,  abgesehen  von  polizeilichen  Grün- 
den, nur  das  Nachsuchen  eines  öffentlichen  Almosens  und 
Betteln  15  — 17).  Die  Gründe  des  Heim.itf^rwerbes  sind 
ähnliche  wie  in  den  süddeutschen  Staaten.  Heimatlose  Per- 
sonen sollen  einer  Heimat  zugewiesen  werden,  wofiir  eben- 
falls ähnlich  wie  in  jenen  Staaten  eine  Rangordnung  nach 
gewissen  Merkmalen  (letzte  Heimat,  Verehelichung  und  letz- 
ter Aufenthalt)  festgestellt  ist 

Der  Heimatbezirk  ist  zur  unbedingten  Duldung  des 
Aufenthalts,  sowie  zur  armenpolizeilichen  Fürsorge  fUr  seine 
Angehörigen  verpflichtet.  Doch  ist  im  G^ensatz  zu  Baiem, 
Würtemberg  una  Baden  bemerkenswert,  dass  die  sul)sidiÄre 
Verpflichtung  grösserer  Verbände  oder  des  Staates  nicht  aus- 
gesprochen ist.  Die  Heimat  ist  daher  in  den  Fällen  der  Zu- 
toilunfi:  nicht  ])]')h  formell,  sondern  auch  materiell  die  allei- 
nige Trägerin  der  Armenlast. 

Die  Armenordnung  von  lS4ii  hatte  diesen  Bestimmungen 
gegenüber  nicht  mehr  die  Aulgaijc,  welche  das  bair.  Gesetz 
von  1869,  das  badische  Gesetz  von  1870  erflülen  mussten: 
die  Verpflichtung  zur  Armenfürsorge  auf  der  Grundlage  der 
Heimatbezirke  neu  zu  schafl^en.  Sie  wiederholte  nur  die  Vor- 
schrift des  Heimatgesetzes,  wenn  sie  in  §  8  aussprach:  ^"Der 
Anspruch  auf  öffentliche  Unterstützung  beruht 
auf  dem  Heimatrecht"  Im  tlbrigen  stellte  sie  sehr 
sorgfilltige  Grundsätze  über  die  Handhabung  der  örtlichen 
ArmenpHege  und  das  Verfahren  gegen  Bettler  auf.  Eine 
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Verpflichtung  des  Dienst-  oder  Arbeitsortes  erkennt  Satlisen 
nicht  nn.  Doch  ist  in  den  §§  39  und  47  die  VerpriichtuTig 
des  AuiV'iithaltsnrtes  zur  Verpflegung  erkrankter  Durchreiseu- 
der und  heimatloser  Dienstboten  ausgesprochen. 

6«  Die  Uetiiereii  StMtea* 
§  40. 

Der  Gesetzgobung  der  bisher  in  den  Kreis  der  Dar- 
stelhmg  gezogenen  StaattMi  ist  trotz  vieler  und  grosser  Ver- 
scliiedenheitcn  eins  gemeinsam  und  charakteristisch:  die 
Rigelung  der  Materie  aus  dem  Gesichtspunkte  möglichster 
Einheitlichkeit  ftir  das  ganze  Staatsgebiet.  In  den  ausgedehnten, 
zum  Teil  mit  sehr  heterogenen  Verwaltungs-  und  Verfassungs- 
einrichtungen ausgestatteten  Bezirken  war  die  Aufrechterhai- 
tUDg  lokaler  £igentümlichkeiteny  partikulärer  Bildungen,  die 
Schonung  widerstreitender  Interessen  nur  so  lange  möglich 
gewesen,  als  sie  einander  mehr  oder  weniger  fremd  gegen- 
üb«  rst:ni<len  und  die  Staatsgewalt  weder  stark  noch  fithig  war, 
iln-  allgemeines  Staats-  und  Vcr\valtinigsint<'rt'sse  ihnen  gc^en- 
iibcr  jreltend  zu  ^nnclH'n.  Anders  lag  es  in  den  kleineren 
und  kleinsten  biaatt  ii,  in  wolcben  die  öfTcntlichcn  (Jewalten 
von  diesem  grüssereu  Staats-  und  wirtschaft8|>oliti.scheu  Ge- 
sichtspunkte auszugehen  keine  Veranlassung  luitteu,  weil  sie 
die  Ortlich  wenig  ausgedehnten  Bezirke  bequem  fLberschen 
und  wo  nOtig  im  einzelnen  eingreifen  konnten.  So  erklärt  es 
sich  denn,  dass  in  den  kleineren  Staaten  sich  vielfach 
charakteristische  Bildungen  unzerstdrt  erhalten  konnten,  die 
in  den  grösseren  längst  den  grossen  allgemeinen  Grundsätzen 
zimi  Opfer  gefallen  waren,  dass  je  nach  Fähigkeit  und  Willen 
tb-r  Rr'i/i'Tungsgewalt  die  Ordnung  der  hier  in  Re<b*  stehen- 
d»-n  Angelegenheiten  bald  der  (»emeindeautonomie  überlassen 
blieb,  bald  von  Sümtswegen  erfolgte  und  dass  viel  mehr  als 
in  Preussen,  Baiern  u.  s.  w.  einzelne  besondere  Umstände  und 
Verhältnisse,  wie  etwa  die  geographische  Lage  eines  Bezirkes, 
der  Nahrungsstand  der  Landbesitzer  ^  das  Vorhandensein 
ausreichender  privater  oder  kirchlicher  Armenmittel  u.  a.  m.^ 
auf  die  Gestaltung  der  Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung 
im  einzelnen  erheblich  einwirkten. 

Der  allen  gemeinsame  Grundzug  ist  freilich  auch  hier  in 
der  Verpflichtung  der  Hetmatgemeinde  oder  der  Grund- 
herrschaft zu  suchen,  die  zu  ihr  gehörigen  Armen  zu  ver^ 

sorgen,  die  Zugehörigkeit  von  einem  mehr  oder  weniger 
f|iialifizirten  Heimaterwerbe  abhängig  zu  machen.  Aber  die 
Voraussetzungen  dieses  Erwerbes  sind  ebenso  verseliieden, 
wie  der  Umfaug  der  Verpliichtuug ;  letztere  ist  häutig  gesetz- 
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lieh  gar  nicht  geregelt,  nur  gewohnheitsrechtlich  dem  Ver- 
mögen der  Verpflichteten  entsprechend  entwickelt 

Dass  die  erschöpfende  Darstdlung  des  hieriiergehOrigen 
Details  im  Rahmen  dieses  Ueberblicä  weder  möglich  noch 
notwendig  ist,  wurde  bereits  im  Eingänge  hervorgehoben.  Es 
dürfte  prenügen,  besonders  charakteristische  Erscheinuneen 
hervorzuheben,  von  dem  Vorhandensein  ausreichender  Ver- 
anstaltungen oder  von  ihrem  Fehlen  zu  berichten. 

§  41. 

VoUständig  jeder  gesetzlichen  Regelung  des  Heimat-  und 
Armenwesens  entbehrte  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  nur 
das  Herzogtum  Lauenburg,  was  mit  dem  vielfiMshen  Herr- 
schaftswechsel, welchem  dasselbe  unterworfen  war,  zusammen- 
hing. Je  nach  Ortsgewohnheit  und  Umfang  der  Mittel  thaten 
dort  die  Obrigkeiten  zur  Abwehr  der  Bottier  und  Unterstützung 
der  Bedürftigen,  was  sie  wollten  oder  konnten.  Im  Gegen- 
satz hierzu  hatten  die  beiden  anderen  Elhherzoj^tümer  Scldes- 
wig  und  Ilolötein  eine  höciist  entwickelte  Gosetzgel)Ufi,L^ .  die 
im  Beginne  d<-ä  .lalirliunderts  von  dem  Grundsatze  weitgehen- 
der wirtschaftlicher  Freiheit  ausgehend  —  Gesetz  vom  23.  De- 
zember 1808  —  ein  Meuschenalter  später  zu  erheblicher  Be- 
schränkung der  Aufenthalts-  und  Verehelichungsfreiheit  Uber- 
ging und  dem  entsprechend  auch  das  Heimatrecht  r^elte  — 
Armenordnung  vom  29.  Dezember  1841  — . 

Auch  in  der  ehemals  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M.  gab 
es  keine  eigentliche  Armengesetzgebung.  Doch  bestand  kein 
Zweifel,  dass  die  Stadt  zur  Unterstützung  ihrer  fii&iger  vor- 
ptlichtet  sei. 

Im  Königreich  Hannover  war  das  Niederlassungs-  und 
Heimatwesen  gesetzlich  ger«>^«'lt.  wiihnMid  der  Gestaltung  des 
Annenwesens  nur  in  zwei  \'erMrdnungen  (vom  ü.  Juli  1827 
und  9.  August  1838),  welche  die  Fürsorge  der  Ort^^obrigkeit 
für  obdachlose  Personen  und  erkrankte  nicht  ortsaugehörige 
Personen  anordneten,  Rechnung  getragen  war.  Auch  hier 
entwickelte  sich  nach  Herkommen  und  Vermögen  eine  mehr 
oder  weniger  ausreichende  Armenpflege. 

Im  übrigen  sind  die  hierher  gehörigen  Bestimmunffen 
auch  der  (Mnzelnen  kleinen  .Staaten,  ebenso  wie  es  in  den 
grosseren  der  Fall  ist,  bald  in  der  Bürgerrechts-  und  Gemeindo- 
ircsetzgebung ,  bald  in  Bettler-  und  Annenordnungen  zu 
tinden. 

Die  für  die  \'er})tlichtung  der  G«'meinden  wesentlichste 
Frage,  wodurch  die  Heimatan^«liörigkeit  erworben  wenien 
konnte  und  wie  lange  dieselbe  bewahrt  wurde,  lösten  die  ein- 
zelnen Staaten  in  sehr  verschiedener  Weise.  Neben  der  inuner 
gestatteten  freiwilligen  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  kehrt 
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Oeburt  als  ursmltagUcher  Erwerbflgrand  fast  Überall  wieder; 
dagegen  sind  aie  Bestimmungeii  über  die  Zuteilung  heimat- 
loaer  Personen  an  Gemeinden  und  Uber  die  Voraussetzungen^ 
durch  deren  Erfüllung  die  Heimat  auch  ohne  die  Zustimmung 

<ler  G«nieinde  er\^'orben  werden  kann  —  die  Bestimmungen  also, 
in  flonen  das  Mass  der  wirtschaftlichen  Freiheit  oder  ihrer 
Bt^ijchninkunjLC  am  deutlichsten  zum  Ausdruck  kommt  —  von 
buntester  Manuigialtigkcit;  vor  allem  wird  auch  liier  dem 
Aufenthalt,  seiner  Dauer  und  seiner  Qualitikation  ent- 
scheidendes Gewicht  beigelegt  Wo  der  Erwerb  durcli  xVufcnt- 
halt  erschwert  werden  soll,  sind  meist  dem  Erforderniss  des 
Ablaufes  eines  bestimmten  Zeitraums  noch  einige  andere, 
wie  vor  allem  das  der  Zahlung  von  Gemeindeal^ben,  der 
Führung  eines  eigenen  Haushaltes,  des  Nichtempfanges  von 
Armenuntersttttzung,  hinzugettigt.  Zuweilen  ist  auch  einem  kurz 
dauernden  qualitizirten  ein  lang  dauernder  nicht  (jualifizirter 
Anfcnthalt  ^•■l»'Hlif,^estel]t.  So  g^ewälirte  Anhalt  die  Heimat 
nach  dreijiiiii'igem  Auteiithalte ,  wiihi-fmddessen  der  Auf- 
zunehniendf  sich  und  den  ►Seini^'-en  den  notdürftigen  Unter- 
halt auf  ehrliche  Weise  verschafft,  keiner  öffentlichen  Unter- 
stützung bedurft  und  nicht  gebettelt  hatte,  dagegen  nach  zehn- 
jährigem ohne  Erfüllung  jener  Bedingungeu.  Für  Schleswig- 
Holstein  gentigte  lediglich  die  Thatsache  des  Aufenthaltes, 
dessen  in  dem  Gesetze  von  1808  auf  3  Jahre  festgesetzte 
Dauer  aber  durch  die  Annenordnnn^^  von  1841  auf  15  Jahre 
erhöht  wurde.  In  beiden  Mecklenburg  wurde  zweijähriges 
Wohnen  mit  eigenem  Heerde  oder  Gewerbebetriebe  oder 
Unterhalt  aus  eigenem  Vermögen,  in  Lübeck  dreijähriger  unter 
Beobachtung  der  polizeiliehen  Meldevorsclinften  ir<"J:i'ündeter 
Wolm.sitz  ei-foi*dert.  In  Brauuschweig  erlan^^te  der  Ortsfremde 
einen  /Vusoruch  aut"  ^^'^leihung  des  \N"Mlni<>i-tsrechtes,  wenn 
er  während  G  Jahren  sich  ununterbna  lu  !)  an!  (  h  te  aufgehalten, 
seine  Abgaben  entrichtet,  keine  Untcr.siutzung  empfangen, 
keine  Strafen  wegen  gewisser  Delikte  erhalten  hatte,  während 
in  Sachsen -Weimar  und  den  beiden  Schwarzburg  ein  fort- 
gesetzter zehnjähriger,  in  Waldeck  desgleichen  ein  fünfjähriger 
Aufenthalt  ohne  weiteres  zum  Heimaterwerb  fülir»  n  sollte. 

Verloren  wird  die  einmal  erworbene  Heimat  oder  Orts- 
angehörigkeit fast  durchweg  nur  durch  Erwerb  einer  anderen 
und  durcli  V^M-bist  der  Staatsan^xeliöriirkeit.  Ledi'^lich  Waldeck 
und  M<^cklenburL:  Schwerin  kuTipfttMi  den  \'erlu.st  ähnlich  wie 
Pr<'n-s<'n  an  eim;  iM'stimnite  Ab^\  idieitsdauer  (5  und  2  Jahre); 
diali  verlie.ss  Meckl«'nl)urg-8clnverin  noch  ganz  spät  diese  Auf- 
fassung und  fiüirte  durch  Verordnung  vom  30.  Mai  18ü2  den 
in  Mecklenburg- Strelitz  immer  in  Geltung  gewesenen  Grund- 
satz ein,  dass  die  einmal  erworb^e  Heimat  nur  durch  Er- 
langung einer  anderen  verloren  werde. 

W*ar  Heimat  und  Armenversorgung  nun  auch  im  all- 
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gemeinen  auf  die  nolitische  Gemeinde  aufgebaut^  so  gab  es 
doch  hiervon  erhebliche  und  charakteristische  Amnahmen, 
welche  für  die  Erkcnntiiiss  der  geschichtlichen,  an  das  Be- 
stehende anknüpfenden  Entwicklung  von  besonderer  Wichtig* 
keit  sind. 

Tm  Nordwesten  Deutschlands  (lierzo^^tum  Oldenburg, 
Fm  >:(  fiuun  Lübeck,  ( )strriesland  und  Kll)lH'rzi><^nUmer)  hil(l«Hc 
da?»  Kirchspiel  von  Alters  her  die  (irundlage  der  Aniirii- 
vcrsurgunp:;  an  diese  Bildung  wurde  angeknüpft  und  «lie 
Verpflicljtuiig  zui  Aimenpflege  der  Kirchspielsgeraeindc,  welche 
mit  der  politischen  Gemeinde  identisch  sein  kann,  aber  nicht 
zu  sein  nraucht,  übertragen.  Wfthrend  aber  in  OstfriosUnd 
bis  zur  reichsgesetzlichen  R^elung  der  Armen-  und  Wirt- 
schafte^esetzgebung  die  Armennflege  den  Kirchspielen  ver- 
blieb, wurde  im  Herzogtum  Oldenbuig  durch  die  Genieinde- 
ordnung vom  1.  Juli  1855,  im  Fürstentmn  Lübeck  durch 
die  Gemeindeordnung  vom  22.  Juni  1857  die  politische  Ge- 
meinde an  die  Stelle  des  Kirchspieb  gesetzt,  in  Schleswig- 
Holstein  durch  die  Armenordnung  vom  29.  Dezember  1841 
die  ArmenpHege  den  Armendistrikton  zugeteilt,  als  weK-hiMede 
Stadt  sowie  die  lilndlichen,  meist  aus  dem  früheren  Kirchen- 
verbande  hervori^epui^enen  Distrikte  zu  gelten  hatten. 

Im  vonualif;("ii  Köuigreicli  llHnuovcr  bestanden  neben  den 
pulitibchen  CTemeiiidcverbänden  koiitcssionelle,  lediglieh  der 
Unterstützung  der  Glaubensgenossen  dienende  Armenvi  rbünde. 

Ebenso  wie  die  preussiöcheu  Gutöbezirke  fiuigirtL-n  in 
Braunschweig  und  Mecklenburg  die  Bezirke  der  ritterscliaft- 
liehen  Gttter  und  der  Dominik  als  unmittelbare  Tritger  der 
Armeniast.  In  Mecklenbuiv  wurde  zwischen  diesen  beiden 
Arten  von  Grundbesitz  insofern  ein  Unterschied  gemacht,  als 
die  Inhaber  der  ritterschafitlichen  Güter  zur  ArmenpHege  und 
Armeulast  im  Sinne  der  alten  ^rundherrlichen  Gewalt  ver- 

Sflichtet  l>lieben,  w.thrcnd  fUr  die  Domanialheraschafiten  unter 
em  9.  Mai  1850  eine  besondere  Armenordnung  erlassen  wurde, 
welche  die  Amienhist  eigenartig  regelte.  Während  bis  dahin 
die  zur  Domanialverwaltung  berulVTien  Aemter  unter  Hinzu- 
ziehung^ der  A Tntseingesessenen  zu  Beiträgen  die  Armenpflege 
geübt  hatten,  wurde  durch  die  Aruienordnunjr  der  Grundsatz 
aufgestellt,  das.s  jt*d<'  (b^r  /um  Amt  gehörigen  Ortschaften  ihre 
Armen  selbst  verpHc^^cii,  das  Amt  dagegen  gewisse  besondere 
AufwciK lullten  ;^^aiiz  oder  zum  Teil  tragen  s<dlte:  so  tullt 
dem  Amte  die  lliilfle  der  Arzneimittelkosten  zur  La«t;  die 
Fürsorge  t\lr  Geisteskranke,  Taubstumme,  für  die  Unierhaltung 
von  Krankenanstalten,  Besoldung  von  Aerzten  n.  a.  m.  liegt 
ihm  allein  ob;  auch  soll  es  übenasteten  unvermögenden  Ort- 
schaften Beihülfe  gewähren. 

Ueberhaupt  findet  sich  der  Gedanke,  die  Armenlast  den 
unteren  Organen  der  Armenpflege,  namendich  den  Gemeinden 
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durch  Heranziehung  der  übergeordneten  Verbändo  oder  Vor- 
waltimprshezirkn  zu  crloichtcni .  auch  in  0('t>('tz^'"('bung  und 
Gevvulinhcit  der  klein("ii  .SUiateii  unter  nianclu  rloi  Foimon  und 
in  vertichie(l(!iist(Mii  Ma«iüe  ausgesproclu^n  und  ilurchgeliilirt. 

80  waren  in  liiuinover  die  öo^euaaiitcu  A  nits  neben - 
anlagcverbände  zur  Bethülfe  an  überlastete  Gemeinden 
berechtigt,  zur  Fttrsorge  für  Gkisteskranke  verpfliclitet. 
In  den  drei  Gebietsteilen  des  GrosshensogtuniB  Oldenburg  be- 
standen von  Alters  her  generelle  Fonds,  aus  denen  gewisse 
Kosten  der  Armenpflege  bestritten  wurden.  Insbesondere  higen 
dem  G^eral- Armenverband  des  Fürstentums  Birkenfeld  sehr 
umfassende  Leistiinf^en  in  l^czug  auf  BeihCilfen  an  bosclnverte 
Spezialdistrikte  und  direkte  Ue})or!ia!mif^  gewisser  Armen- 
pn^efhlie  ob,  wie  Gei.ste.skranklK'it.  Si(  <  htum  u.  s.  w. 

In  Briiunscliweig  bcsuiiuiea  Auii.>annenkas.sen ,  aber  nur 
für  die  Landgemeinden,  von  deren  Kiukiint'tf^n  ein  Teil,  jedoch 
nicht  über  ein  Drittel,  der  Staatskasse  zur  Bewilligung  ausser- 
ordentlicher Unterstützungen  zur  V^ügung  zu  stellen  war. 

Im  vormaligen  Kurfürstentum  Hessen  gab  es  derartige 
Kassen  nicht ,  während  in  dem  benachbarten  Herzogtum 
Nassau  aus  dem  sogenannten  Zentralwaisenfonds  die  Waisen- 
pflege ganz  oder  unter  teilweiser  Heranziehung  der  verpflichteten 
Gemeinden  geübt  wurde;  auch  stand  dort  ein  Landarmcnfonds 
zu  Zwecken  der  Beihülte  an  überlastete  Gemeinden  und  zur 
Unterstützung  nielit  »rtsbehöriger  Fremder  zwar  nicht  effektiv, 
aber  in  An  stalt  eine?»  Staatskredits  zur  Verfllgung.  In  Anhalt 
übenialuu  die  t'iu'stliclie  Kannuerkasse  da,  wo  der  Armen  zu 
viel  waren,  die  Versorgung  dieser  übrigen  Armen  —  bis  die 
von  den  Dörfern  aus  diesem  Grunde  an  sie  gewiesenen  Armen 
der  Kammerkasse  selbst  zu  viel  und  die  Grundsätze,  nach 
denen  landesherrliche  Leistungen  ferner  erfolgen  sollten,  ge- 
nauer und  im  Sinne  rationeller  Armenpflege  prftzisirt  wurden. 

f.  Die  Begelnng  der  Armenfllrsorge  für  fremde  Stsatsangehdrlge 
swisehen  4«a  einieliien  deatsehen  Htsatea. 

§  42. 

Soviel  vun  der  Armen«reH<'tzgebung  d<'i-  d<;utsch<  n  Staaten 
in  Bezug  auf  ihre  Angehürigeu.  Im  x^uoehluss  an  diu  terri- 
toriale Gemeinde-  und  Grundverfassimg  gewährleistete  sie  im 
allgemeinen  dem  Staatsbürger  innerhalb  seines  engeren  Vater- 
landes ein  mehr  oder  minder  umfossendes  Recht  der  freien  Be- 
wegung zugleich  mit  der  Aussicht  auf  notdürftige  Versorgung 
im  Verarmungsfalle.  Als  Voraussetzung  fUr  ihre  Anwijudung 
wurde  aber  der  Besitz  der  Jidiiiidi>eli»'n  Staatsangehörigkeit  aus- 
drücklich gefordert.  Trotz  Art.  XV III  der  deutschen  Bundi's- 
akte  blieb  jeder  einzeliu"  deutsehe  Staat  d- ni  andern  gegenüber 
Ausland;  jeder  Angehörige  eines  anderen  als  des  Aut'cnt- 
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halUstaates  Ausllinder.  lu  Bezug  auf  dio  hif  i  in  FrH.(e 
stehenden  VerhältnisüC  liiess  das  soviel  aU  von  dem  B-  liebfii 
des  Aufenthai tsstaatcs  «abhängig  sein,  eine  der  \\iiikür  «le» 
letzteren  entrückte  Befugniss  zum  Kommen,  Gehen  und  Bleiben 
nicht  besitzen.  Gleichwohl  vermochte  auch  der  Aufenthalts- 
ötiiat  bei  organischer  Regelung  der  Armenfursurge  in  meinem 
ganzen  Gebiete  irgend  welcher  BeBtimmuugen  Uber  die  Unter- 
stützung von  Audfändern  nicht  zu  entbehren;  es  muMte  auch 
für  sie  im  Falle  der  Bedürftigkeit  vorläufig  gesorgt  werden; 
und  selbst  wenn  der  Aufenthaltsstaat  von  seiner  BeAigntss  der 
Ausweisung  fremder  Personen  alsbald  Gebrauch  machen  wollte, 
konnte  er  sich  t  iner  wenn  auch  nur  ganz  vorttbergeheoden 
Httlfeleistung  nicht  entziehen. 

Die  wichtigsten  Vorschriften,  welche  die  Staaten  aus 
diesem  Grunde  erlassen  haben,  enthielten  die  schon  wieder- 
holt erwähnten  VcrnrdnnTi<*^<  n  über  die  Behandlung  durch- 
reisender und  «'rkrankter  l^('^^^<)nen,  und  über  di<*  PHicht  der 
Gemeinden  zur  Kninkenptiei^e  i;e;:(enül)tM*  Dienstboten.  (iew«>rlM'- 
gehülfen  und  Arbeitern.  Mit  diesen  Vorschriften,  weh  he  dur«  !i 
weg  auf  die  Anordnung  einer  vorhiuligen  Fürsorge  liiiiauslauteii. 
war  dem  oben  hervorgehol)encn  dritten  CJrundbatz  der  polizei- 
lichen Armenpflege  Rechnung  getragen,  dass  jeder  bedürftigen 
Person  zunftcbst  ohne  Rücksicht  auf  die  definitive  Verpflich- 
tung  von  der  Ortsobrigkeit  Hülfe  zu  leisten  sei.  Darttber 
hinaus  musste  es  sich  weiter  darum  handeln,  wer  den  vor- 
läufigen  Aufwand  zu  tragen  bezw.  zu  eratatten  rerpflichtet 
sein  sollte  und  wohin  der  Bedürftige,  der  eine  Zugehörigkeit 
zu  irgend  einem  Orte  des  Aufenthaltsstaates  nicht  besass,  zu 
verbringen  war.  Der  erste  Punkt  ist  gegenüber  dem  zweiten 
von  verhiiltnissmässig  unteigeordneter  Bedeutung.  Die  Regel 
war  hier,  dass  in  derselben  Weise  wie  bei  den  des  Unter- 
stütz nngswohnsitzes  oder  der  Heimat  entbehrenden  Personen 
die  Suiatskasse,  der  Provinzial-  oder  ein  Uhnlicher  Verband 
zur  Erstattung  verptticlitet  wurde.  Viel  wichtiger  war  die 
Frage  des  Verbleibes  der  Ausländer,  welche  man  auszuwei.-^en 
beabsichtigte.  Als  das  ]>equeniste  und  daher  lange  Zeit  be- 
liebteste Mittel  galt  l>ekanutlich  in  Ländern  mit  l)e.si)nd«»rs 
starker  Frequenz  au8hindi.>>cher  Bettler  und  ähnlich  lästiger 
Personen  der  sogenannte  Schub ,  d.  h.  ein  Zwaugstransport 
der  Auszuweisenden  bis  an  bezw«  ttber  die  Ghrenze  des  Nach- 
barstaates, welchem  damit  in  gleicher  Weise  die  weitere  Für- 
sorge freundnachbarlich  überlassen  wurde;  er  mochte  seiner- 
seits vorübergehende  Hülfe  leisten  und  denmächst  die  An- 
kömmlinge an  die  nächste  Landesgrenze  befördern. 

Dies  Mittel  gehört  in  dieselbe  Kategorie  von  Massregeln 
wie  jene  älteren  Bettelverbote,  d.  h.  es  wirkte  nur  negativ. 
Der  ausweisende  Staat  entledigte  sich  seiner  lästigen  Besucher, 
ohne  sich  zu  vergewissern,  dass  der  ohne  sein  Zuthun  zur 
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Aufnahme  genötigte  Staat  irgendwie  positive  Vorkehrungen 
für  die  vorläufige  Unterbringung  der  Anknmmlino'e  jj-otrr^ttVn 
habe  oder  denselben  den  ferneren  Aufenthalt  gestatten  w  i]  I 
Knd  nicht  blos  schHdiijt«'  ein  solches  Verfahren  —  ganz  ab- 
<;t  f»(>hcn  von  d(M'  gro.s.-jon  Härte  gegen  die  davon  betroffenen 
Personen  —  den  aufnehmenden,  sondern  ebenso  den  aus- 
weisenden Staat,  weil  entweder  der  sofortige  Rückschub  ver- 
anlasst ttnd  jeder  fernere  Zwangstransport  an  die  Grenze  ver- 
hindert oder  bei  guter  Gelegenheit  Ketorsion  gettbt  wurde. 
Die  negative  Tendenz  dieses  einseitigen  Vorgehens  musste 
daher  eine  Hhnliche  Wirkung  wie  die  einseitigen  Bettelverbote 
Üben,  das  heisst:  ein<>n  Notstand  ganz  vorübergehend  und 
äusserlich  an  einer  Stelle  beseitigen,  um  ihn  an  einer  andern 
in  verstärk  tt'in  Masse  hervorzurufen.  Abf^oholfcn  konnte 
demsclboii  nur  durch  inf''rt*'mtoriale  Abmachungen  werden,  mit- 
tels wrkher  zwischen  den  einzelnen  Staaten  feste  Grundsätze 
ttber  die  Voraussetzungen  und  das  \'erl"ahren  bei  der  Aus- 
weisung vereinbart  wurden.  In  der  That  war  dies  wieder- 
holt geschehen  und  hierbei  als  völkerrechtlicher  Grundsatz 
anerkannt  worden,  dass  keiner  der  vertragenden  Staaten  dem 
andern  g<^en  seinen  Willen  eine  von  ihm  ausgewiesene  Person 
zusenden  dflrfe^  ausser  wenn  diese  dem  letzteren  als  angehOrig 
zu  erachten  od«  r  In  einou  rückwärts  li^endcn  Staat  durch- 
zutransportiren  ist^).  Von  weitertragender  Bedeutung  ver- 
mochten solche  Vereinbarungen  für  das  in  so  viele  einzelne, 
in  sich  :dtLr''^(ldossene  Territorien  zersjditterte  Deutschland 
(•rüt  zu  werden,  soliald  .>>i»'  zwiselien  einer  erheblichen  Mehr- 
zahl Von  Territorien  abgeschlossen  wurden.  Da8  \'ertragsver- 
hältiii.s.s  /wischen  dem  einen  und  dem  andern  seliiitzte  nicht 
vor  Missstiinden,  welche  die  unzulässige  Abschiebung  aus  den 
an  dem  Vertrage  unbeteiligten  Staaten  zur  Folge  haben  musste. 
Das  Bedürihiss  einheitlicher  Regelung  dieser  Materie  führte 
nuAy  obwohl  verhättnissmässig  spät,  zu  zwei  Vereinbarungen 
zwischen  den  deutschen  Staaten,  welche  auf  der  einen  Seite 
die  Ausweisung  fremder  Personen,  auf  der  andern  die  Für- 
sorge  für  erkrankte  fremde  Personen  betrafen.  Die  erste  der- 
selben —  die  sog.  Gothaer  Konvention^)  —  datirt  vom 


'i  V£-!  nber  die  Orundsiitze  Mohl,  P.-W  IM.  M  S  no.  Teber 
Verein buruu^eii  dieser  Art,  welche  vor  deu  sogleich  im  Laxt  zu  neiinen- 
den  «Hgememen  KonventSonen  bestroden,  Vj^l.  v.  BÖnne,  Dss  Staate> 
recbt  «1er  preuss.  Monarchie,  4.  Aufl.,  Bd.  4  S.  122. 

Der  genaue  Titel  ist:  Vertifip  zwischen  Preuesen  und  Tnehroren 
anderen  deutschen  Regierungen  wegen  gegenseitiger  Veruhichtung  zur 
UebereaboM  too  Aassnweiflaiden.  ~  Die  Schlusspfotokolle,  von  Gotha 
15.  Juli  18Ö1,  Eisenach  2'..  Juli  ISM  Eiseiiach  29.  Juli  185S.  enthalten 
einige  ergänzende  und  ileklaraturische  Bestimmungen.  —  Das  pcpammte 
Material  nebst  den  auf  Prpussen  bezüglichen  ministeriellen  Ausfuhrunfifsver- 
ordnongen  ist  vollständig  abgedruckt  m  der  von  H  e  u  t  B  e  r  tmd  Herrfnrth 
beariMiteten  KortkampfBchen  Ausgabe  derReickBgnetae  Bd.  17  S. 270 ff. 

9* 
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15.  Juli  1851  lind  ist  uröprüiiglich  zwischen  Preussen,  Baiorn, 
Sachsen,  Oldenburg,  WaMeck,  Li})pe  und  den  thttringisehen 
Staaten  nnter  Offenhaltuiig  des  Beitritts  t\lr  die  anderen  deut- 
schen kStaatfii  abgeschlossen  worden.  In  den  folgenden  Jahren 
traten  sämmtlicbe  Staaten  des  vormaligen  Deutschen  Bundes 
mit  Ausnahme  von  Oesterreich ,  Holstein,  Lauenburg  und 
Liechtenstein  derselben  bei. 

Jede  der  kontrahtrenden  Regieningen  verpflichtete  sich 
darin^  ^ejeni^en  Individuen,  welche  noch  fortdauernd  ihre  An- 
gehörigen sind,  sowie  ihre  vormaligen  Angehörigen,  auch  wenn 
sie  die  Unterthanenschaft  nach  der  inländischen  Gesetzgebung 
bereits  verloren  haben,  so  lange  als  sie  nicht  dem  anderen 
Staate  nach  dessen  eigener  Gesetzgebung  angehörig  geworden 
sind,  auf  Verlangen  des  anderen  Staates  wieder  zu  übernehmen. 

Ist  die  betreffende  Person  zu  keiner  Zeit  einem  der  kon- 
trahirenden  Staaten  angeliörig  p-»wesen,  so  sollen,  ähnlich  wie 
bei  der  Zuweisung  lieiniatloser  Personell,  jxewisse  andere  That- 
sacheii  —  und  zwar  der  letzte  nach  vollendetem  21.  Lebensjahr 
innegehabte  fiintjährige  Aufenthalt,  Verehelichung  in  Ver- 
bindung mit  mindestens  sechswöcheutlicliem  Wohnen,  end- 
lich Geburt  —  die  Rangordnung  der  Staaten  in  Bezug  auf  die 
Verpflichtung  zur  Uebemahm^  entscheiden.  Für  Ehefrauen 
und  Kinder  sollen  die  Verhältnisse  des  Ehegatten  bezw.  der 
Eltern  massgebend  sein.  Trifft  auch  keiner  der  in  zweiter 
Linie  genannten  Umstilnde  zu.  so  muss  der  Staat,  in  welchem 
der  Heimatlose  sich  auf  liält,  denselben  behalten. 

In  Bezog  auf  solche  Heimatlose  bemerkt  §  4  des  SchlussprotokoUes 
vom  25.  Jali  1854:  „Es  wird  allseitig  anerkannt,  dass  Personen,  welche 

in  Gemässheit  •  .  .  beibehalten  werden  müssen,  niclit  nar  nicht  aus- 
gewiesen, sondern  auch  nicht  durch  sonstiges  Verfahren  einem  an- 
deren Voreinsstnato  zugeschoben  werden  dürfen."  Für  das  ehe- 
dem üblic  li  gewesene  Verfahren  ist  es  immerhin  charakteristisch,  dass 
diebeü  drei  Jahre  uacli  der  Gothaer  Konvention  abgefasste  Schlusä- 
Protokoll  eine  derartige,  lediglich  deklaratorische  Bemerkung  nicht 
tür  überHüssig  erachtet. 

Das  Schwergewicht  lie<i:t  aut'  der  in  >^  8  getroffenen  V('r- 
einbarung :  ^  (J  h  n  e  Z  u  s  t  i  m  nui  n  g  der  B  e  h  ö  r  d  e  des 
z ur  Ucbernahmc  ver ptlichtcteu  Staates  darf  die- 
sem kein  aus  dem  anderen  Staate  zugewiesenes 
Individuum  zugeführt  werden,  es  sei  denn,  dass  a)  der 
Rückkehrende  sich  im  Besitze  eines  von  der  Behörde  seines 
Wohnortes  ausgestellten  Passes  (Wanderbuelis,  Passkarte), 
seit  dessen  Ablauf  noch  nicht  ein  Jahr  verstrichen  ist^  befiiub't, 
oder  I))  dass  der  Ausgewiesene  einem  in  gerader  Richtung 
niekwärts  liegenden  dritten  Staate  zugehört,  welchem  er  niclit 
wfdil  anders  als  durch  das  Gebiet  des  andern  kuntruhirendcn 
Staates  zugeführt  werden  kann. 
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Im  Falle  von  IMeimm^sverschiedenheiten  zwischen  den  Ho- 
hürden^  deren  8cliliclitunt!:  nnvh  im  diplomatisclien  Wcgi'  er- 
folglos versucht  worden  ist,  soll  eiuer  zu  den  kontrahiienden 
Staaten  gehörenden  deutschen  Regierung  die  »chietlhi  ichterliehe 
Entscheidung  Ubertragen  werden.  Bis  zur  Erledigung  der 
Differenz  ist  das  Individuum  in  demjenigen  Staate,  in  welchem 
es  sich  beim  Entstehen  derselben  betdnden  hat,  zu  behalten 
Die  Kosten  der  Ausweisung  trägt  innerhalb  seines  Gebietes 
der  ausweisende  Staat 

Die  aweito  der  hierher  gehörigen  Vereinbarungen  lio 
sog.  EisenacherK  o  nven  ti  on  — ,  welche  vom  11.  Juli  1853 
datirt,  ist  ursprtingliuh  zwischen  den  R<'^erungcn  der  nachmals 
zum  NorddeutsclioTi  Hunde  gefiöri^en  Staaten  mit  Ausnahme 
von  Hamburg  und  Lübeck,  ebeiitulls  unter  OtVenhaltung  de.s 
Beitritts  fllr  die  libriiren  deutschen  Süiatcn,  abgeschlossen 
worden.  Sj>äter  sind  diese  säramtlich  mit  Einschluss  Oester- 
reichs beigetreten,  llir  wesentlicher  Inhalt  ist,  dass  jede  der 
kontrahirenden  Regierungen  eich  zur  Kur  und  Verpflegung 
erkrankter  Personen  nach  denselben  Grundsätzen  wie  bei 
ihren  eigenen  Untertfianen  und  bis  au  dem  Zeitpunkte  ver- 
pflichtet,  wo  ihre  Rtickkelir  in  den  zur  Uebornahme  verpflich* 
teten  Stuit  ohne  Nachteil  fUr  ihre  oder  Anderer  Gesundheit 
geschehen  kann.  Ein  Ersatz  der  hierbei  oder  durch  die  Be- 
erdigung!: erwachsenden  Ko.ston  soll  gegen  die  Staits-.  Oenieinde- 
oder  anflf^re  öffentliche  Kassen  nicht  beansprucht  werden  dürfen. 

lieber  die  Tendenz  der  Konventionen,  sowrlt  sie  ihr 
eigener  Inhalt  nicht  ergiebt.  verlialten  sicli  die  Sehhissproto- 
kolle,  insbesondere  das  Eisenacher  vom  25.  Juli  1854.  Dort 
wird  vor  allem  erklärt,  dass  die  Versammlunges  als  im  Zwecke 
des  Vertrages  liegend  erachte,  die  Zahl  der  Heimatlosen  soviel 
als  möglich  zu  vermindern,  insbesondere  aber  dem  lieber- 
gange  von  Staatsangehörigen  in  den  Zustand  der  Heimatlosig* 
keit  vorzubeugen.  „Sie  spricht  daher  den  Wunsch  aus,  dass 
in  denjenigen  kontrahirenden  Staaten,  deren  innere  Geseti- 
gebung  kein  Hinderniss  entgegenstellt,  die  Erlaubniss  zur 
Auswandeining  in  einen  anderen  deutschen  Staat  nicht  eher 
erteilt  a\  erde,  als  bis  die  Aufnahme  in  dem  letzteren  zugesichert 
worden  ist."  Ebenso  soll  von  jeder  Re^'^ierung,  soweit  es  nicht 
bereits  geschehen,  Anordnung  getroffen  werden,  damit  in  ihrem 


'1  Ver  übrif^e  Inhalt  der  Konvention  und  der  Schlussprotokoll o 
triftt  eiriijpc  kasnistisclie,  liier  nicht  interessirende  Detail,   besonders  iu 
Bezug  jiui  die  Zugehörigkeit  von  Ehefrauen  und  lündem  und  weffen  der 
Bangordnung  der  Uebfmahmevcritflicbtunß^  seitens  der  einzelnen  otasten. 

*)  Der  genaue  Titel  i^^tr  Ueber  iiiknnft  /^vi  i  hen  Preusson  und 
mehreren  anderen  deutschen  .Staaten  wegen  \  erptiegung  erkrankter  und 
Beerdigung  verstorbener  Angehörigen  eines  anderen  kontislüfeDden 
St:iar<  s.  —  Abgedruckt  in  der  pieiias.  OeB.-S.  1858  8.  877,  in  dem  batr. 
Begieraogvbl.  iti^  &  120  o.  a. 
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Gebiete  keine  Verheiratung^  eines  Angehörigen  <^in»'s  a?H]crii 
der  kontrahirenden  Staaten,  sei  es  niit  eiiior  Inl-irnienn  oflrT 
Auslftnderin,  ohne  Konöeuö  der  Ileimatbehürde  desselben  ge- 
stattet werde.  Man  wollte  dadurch  einer  Gefahr  vurbeugen, 
welche  für  Stauten  mit  erheblichen  Kliebesehränkungon  daraus 
erwuchsen  konnte,  daijs  einer  ihrer  An'jjehörigen  in  einem  die 
Eheschliessung  erleichternden  Staate  sich  verheiratete  und  im 
Falle  einer  etwaigen  Uebemahme  sammt  Frau  und  Kindern 
zurackabemonunen  werden  musste,  wAhrend  ihm  in  der  Hei- 
mat die  Möglichkeit  eine  Familie  au  gründen  gar  nicht  ge- 
währt worden  wäre^). 

In  Bezug  auf  Angehörige  nichtdeutscher  Staaten  blieb  das 
Bell' 1h  II  des  einzelnen  Staates  insoweit  entscheidend,  ab  er 
nicht  durch  Separatrertrag  mit  dem  ausländischen  Staate  ein 
bestimmtes  Verfahren  vereinbart  hatte.  Für  BedllrftigkeitsH 
und  Krankheitsf^llle  pilt  in  der  Regel  die  gleiche  armcnpolizei- 
liche  Vcrsehrift  wie  für  aiiflcre  staatsfremde  PersoTuni.  tl.  1«. 
die  Vei  jiJliehtung  des  Aufenthaltsortes  zur  vorläufigen  Fürsorge, 
(leren  Aufwand  der  zunächst  übergeordnete  provinziale  Ver- 
band oder  der  Staat  selbst  zu  ersetzen  hatte. 

3.  Die  Oesetsgebmig  seit  0rltaiiiug  des  Norddeutschen 

Bundes. 

a.   Vor  der  Grttndung  des  Deutschen  Reich«. 

§  43. 

Nicht  die  bunte  Mannigfaltigkeit  der  Territonalgcsetz- 
gebnngen,  deren  Bild  im  vorigen  Abschnitte  zu  entrollen  ver- 
sucht wurde,  darf  an  und  für  sich  als  das  unerfreulichste 
Kennzeichen  der  Periode  vor  1867  gelten.  So  lange  eine  kraft- 
volle  Bundesgewalt  fehlte,  so  lange  d'w  Quelle  gemeinaamcn 
Rechts  verschlossen  war,  blieb  den  Staaten  keine  andere  M?^jr- 
lichkeit,  als  in  ihrem  Clebiete  nach  eigenem  Ermessen  Recht 
und  Onbiiiiii;  zu  schaffen,  mit  den  anderen  Staaten  im  We«::e 
des  Paktircns  einzelne  Punkte  nach  gleichmässigen  Grund- 
sätzen zu  regeln. 

UnertVeulicher  vielmehr  war  der  Geist,  wrkiier  die  Terri- 
torialgesctzgebun^^en  und  jene  Vereinbarungen  beseelte;  im 
Sinne  sonderstautlidier  Gestidtung  gemeint  hatten  sie  nicht 
nur  nicht  das  Interesse  des  Ganzen  im  Auge,  sondern  zeigten 
sich  ängstlich  bemüht,  das  Becht  der  Sondeigestaltung  unver- 
ktlrat  zu  bewahren.  So  zweckmttssig,  ja  notwendig  die  Gothaer 


Hierzu  ist  die  bemerkenswerte  Erklärung  Preu&sena  in  ^  13  des 
SchluflsprotokoUs  m  Tergleichaa,  dsM  eigentliehe  TraukonacDse  dort  nicht 
erteilt  wdideii. 
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und  Kiöciiacher  Konvention  für  den  Verkehr  zwischen  den 
NacbbarLändern  erscheinen,  man  würde  ihren  Sinn  ver^ 
kennen,  wenn  man  ihaea  eine  fthnliche  Tendenz  unterl^en 
wollte,  wie  sie  in  der  Wirtschafte-  und  Annengesetzgebung 
der  einzelnen  deutschen  Staaten  zum  Ausdruck  \am.  .  Diese 
Konventionen  zielten  in  der  That  nicht  auf  Erleichterung  der 
freien  Bewegung,  um,  ähnlich  wie  die  territoriale  Gesetzgebung 
für  ihre  Angehörigen,  nun  flir  alle  Angehörigen  deutscher 
Territorien  behufs  Förderung  allgemeint*?'  ^Ifutscher  T?it^'r*'sson 
freir  Hahn  zu  (eröffnen.  Es  soll  umgekehrt  der  iin^^ehiiuierto 
Zuzug  erüiliwort,  der  verpHichtete  Stiiat  zur  rt-^eren  Aufmerk- 
samkeit gegenüber  den  vagirendeii  Elementen  angeregt,  im 
ilbrigen  ein  Staat  gegen  den  andern  vor  ungebührlichem 
Zufluss  geschützt  werden.  Wie  das  engherzige  Gemeinde- 
tnteresse mit  der  Staatsidee  im  Kampfe  sich  be&nd,  so  wider- 
strebte das  territoriale  Sonderinteresse  der  Verwirklichun|^  des 
deutsch-nationalen  Gedankens,  Nicht  kraft  eines  geheihgten, 
in  der  Gemeinsamkeit  der  Abstammung,  Sprache  und  der 
Sitte  tiefwurzelnden  Rechts  stand  es  dem  Deutschen  zu,  in 
deut-(  lif'm  Lande  sieh  anfzuhalton  und  niederzulassen  ;  alsFrc^md- 
lin^jc  wurde  er  nur  geduldet  und  kinintc  vertrieben  werden,  s<  l>nld 
('S  dem  Gewalthab^T  belieben  mochte.  In  besserer  F"nn  Reeiitens 
freilich  als  vordem,  wo  er  der  rüeksiehtsli)seüten  Willkür  preisge- 
geben war;  aber  Willkür  war  und  l)li»rb  Erlaubniss  und  Ver- 
sagung der  freien  Bewcgtmg  ausserhalb  des  lieimatstaates 
darum  nicht  minder. 

Man  wird  sich  diese  Thatsache  vergegenwärtigen  müssen, 
um  einen  Umschwung  zu  begpreifen,  der  sich  gleichzeitig  mit 
den  grossen  politischen  Umgestaltungen  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Annen-  und  Wirtschaftsgesetzgebung  vollzog,  die  abge- 
sehen von  ihrem  rein  sachlichen  Inhalt  nunmehr  der  vor- 
nehmste Ansdrnek  dor  deutschen  Einheit  zu  werden  bestimmt 
war.  Freilich  handelte  es  sich  hierbei  niclit  um  plötzlich  er- 
waebte  Wünsche,  nicht  um  ein  neu  eni])t\indenes  Bediirfniss.  Die 
Forderungen,  welche  diese  Oesetz^^ebung  in  Rechtsansprüche 
umzuwandeln  sich  bemühte,  waren  älter  als  ein  Menschenalter. 
Die  Bundesregierung  brauchte  nur  dem  längst  bekannten  und 
ersehnten  Inhalt  eine  den  neuen  Verhältnissen  entsprechende 
Form  zu  finden,  nur  ein  in  der  Literatur  seit  dreissig  Jahren 
aufgehäuftes  Material  zurechtzulegen,  um  mit  ausreichenden 
Entwürfen  und  Motiven  an  die  gesetzgebenden  Faktoren  heran- 
treten zu  können.  G^enUber  den  weiter  unten  im  einzelnen 
zu  verfolgenden  Vorwürfen,  die  mit  Bezug  auf  diese  Gcsetz- 
ge])un;L;  erhoben  worden  sind ,  und  d«^ren  seliärfster  auf  Will- 
kürlichkeit und  Vergewaltigung^  der  i  in/,elötÄatlichen  Gesetz- 
gebung: lautet,  ist  hierauf  nachdrückiich  hinzuweisen.  Ein 
Bliek  in  die  Arbeiten  der  gesetz^^ebenden  Faktoren  be- 
lehrt darüber,  dass  man  weit  davon  entfernt  war,  uiii  iiultt! 
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einer  theoretiöcliun  Formel  «ich  iihor  das  Bestehende  einfach 
hinwegziiBetzen,  mit  einigen  Selihij?worten  von  wirtschat'tlieher 
Freiheit  ein  äusseröt  mühseligem  Detüil  zu  erledigen.  Der  Zu- 
stand, in  welchem  die  von  der  Bundesregierung  vorgelegten 
GesetaentwOrfe  aus  den  Kommissionen  der  Abgeordneten  an 
den  Reichstag  Eurlickgelangten,  die  Aufnahme,  welche  sie  in 
diesem  Zustand  sowohl  bei  der  Bundesregierung,  ^^  ie  bei  den 
Mi^liedcrn  der  gesetasgebendon  Versammlung  fanden^  beweist 
zur  Genüge,  wie  langsam  und  Schritt  für  Schritt  man  vorzu- 
gehen gewillt,  ja  geradezu  genötigt  war.  Wenn  im  Naeli- 
8tehend<Mi  auf  die  Entstehungsgeschichte  der  deutsehen  Armen- 
und  ^^'^rtöchaftöge8etzgebung  an  wiclitigen  Stellen  etwas  näher 
einge^^•lngen  wird,  so  geschieht  dies  namentlich,  um  ihren  ffe- 
schichtlielien  und  natürlichen  Zusammen  hang  mit  den  «laniiils 
vorhandenen  Bildungen  zurückzurufen,  welcher  dem  Gedäckt- 
niss  der  MiÜebenden  mehr  und  mehr  zu  entschwinden  scheint 
Denn  nur  gelöst  aus  diesem  Zusammenhange  mag  sie  als  ein 
Willkürakt  erscheinen,  der  statt  von  der  einzelnen  Staatsge- 
walt von  der  Bundesgewalt  geübt  worden;  aber  eingefügt  in 
den  Rahmen  grosser  weltgeschichtlicher  Ereignisse  stellt  sie 
sich  dar  als  die  notwendigste  Folge  unwiderstehlicher  Ursachen ; 
gleichwie  von  selbst  schliesst  in  der  Kette  dieser  G»^set2gebnngs- 
akte  sich  Glied  an  Glied,  bis  das  Gefüge  voUend^'t  und  der 
Gedanke  deutscher  Einheit  auch  in  wirtscliaftspulitisciier  Be- 
ziehung allseitig  verwirklieht  ist 

Der  dringendsten  Forderung,  deren  Existenz  bereits  der  ver^ 
klausulirte  Art.  XVIIl  der  deutschen  Bundesakte  von  1815 

dargethan  und  welche  die  Nationalversammlung  von  1848  in 
den  Grundrechten  aufs  nachdrücklichste  wiederholt  hatte, 
wurde  zuerst  Genfige  geleistet;  die  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  gewührleistete  gemeinsames  I  n  d  i  - 
genat  f^ir  alle  Angehörigen  der  einzeiueu  Bundesstaaten  mit 
der  \\  irkung: 

„Daüs  der  Angehörige  (Unterthan,   Stiuitsbürger)  eines 

J'eden  Bundesstaats  in  icdcm  andern  Bundesstaate  als 
Unländer  zu  behandeln,  und  demgemllss  zum  festen  Wohnsitz, 
zum  Gewerbebetriebe,  zu  öffentlichen  Aemtem,  zur  Erwerbung 
von  Grundstücken,  zur  Erlangung  des  Staatsbttrgerrechts  und 
zum  Genüsse  aller  sonstigen  btirgcrliele  n  Rechte  unter  den* 
selben  Voraussetzungen  wie  der  Einheimische  zuzulassen, 
auch  in  Betreff  der  Rechtsverfolgung  und  des  Rechtsschutzes 
demselben  gleich  zu  behandeln  ist.  In  der  Ansflbnng  dieser  Be- 
fngniss  darf  der  Bundesangehörige  Avc^lor  durch  die  ( >l>rigkeit 
seiner  Heimat,  noch  dui-ch  die  Obrigkeit  eines  andern  Bundes- 
staates beschränkt  wei'den."    (Art  3.j 
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Gleichzeitig  untonvarf  Art.  4  nobcn  anderen  Anisrelegen- 
heiten  „die  Bestimmungen  iil)i'r  F reiz  üg i gic  »m  t ,  Ho i ni a ts- 
u  n  r]  N  i  e  d  f  r  1  a  8  8  u  n  g  s  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  8  s  e .  S  t  n  a  t  s  b  ii  r  g  o  r  - 
reell  t,  Passwosen  und  Fremd  e  n  p  o  1 1  z  e  i  und  über 
den  Gewerbebetrieb"  der  Beaufaicutigung  und  Gesetz- 


Das  war  freilich  zunHchst  nur  eine  Grundlage,  in  An- 
ziehung des  Willens  und  der  Macht  der  neuen  Bundesgewalt 
zwar  eine  völlig  gesieherte,  aber  der  organischen  Ausbildung 
im  Einzelnen  doch  dringend  bedürftige  Griiadlage.    Die  Be- 


Bandeagebiets  die  vorbezeichneten  Kechte  dem  Einheimischen 
gleich  zu  Üben,  konnte  wesentlichen  und  wichtigen  Inhalt  erst 
gewinnen,  wenn  in  den  Rechten  selbst  zwischen  den  ver- 
schiedenen Bundesstaaten  ein  Unterschied  nicht  mehr  bestand, 
wenn  die  Beichsgewalt  die  temtorialen  Bildungen  in  ähnlicher 
Weise  beseitigte,  wie  es  den  lokalen  Gewohnheiten  und  Rechten 
gegenüber  seitens  d'  r  Territorien  geschehen  war.  N?<  lit  allein, 
dass  der  Preusse  in  Sachsen  dem  Sachsen  ebenbürtig  lieimat- 
rechte  erwerben  durfte,  war  ein  er» treben*» wertes  Ziel,  sondern 
mehr  noch,  dass  der  Preusse  dort  und  der  Sachse  in  Pruussen 
gleichartigen  Kecht*>gestaltungcn  begegnen,  einen  Unterschied 
zwischen  fremdem  und  einheimischem  Recht  nicht  mehr  vor- 
finden konnte. 

Im  einzelnen  verhielt  es  sich  nun  mit  den  Befugnissen, 
welche  in  dem  Bundesindigcnai  inbegriffen  waren,  ganz  ähnlich 
wie  mit  den  staatsbürgerlichen  Rechten,  als  sie  den  gemeinde- 
btirgerlichen  Rechten  übergeordnet  werden,  dieselben  be- 
schränken oder  gänzlich  aufheben  sollten.  Alle  jene  Befug- 
nisse —  Aufenthalt,  Niederlassung,  Verehelichung,  Gewerbe- 
betrieb —  mochten  zugestanden  werden,  wenn  und  inso- 
fern auf  das  wesentlichste  Korrelat  derselben,  auf  die  Ver- 
pflichtung zur  Amicidast  die  gebührende  Rücksicht  ge- 
nommen, wenn  rinr  um  ebensoviel  als  jene  Befugnisse  an 
Boden  gewinnen  sollten,  die  Armenlast  eingeschränkt  oder 
aufcrehoben  wurde.  So  musste  d'w  natürliche  Beziehung,  wel- 
che i  reizügigkeit  und  Gew^-rhetVeiheit  zur  Armen  Versorgung 
haben,  die  Beziehung,  welche  schon  in  der  preussischen,  säch- 
sischen und  badischen  Gesetzgebung  völlig,  in  der  bairischen 
beinahe  unverhUUt  zum  Ausdruck  gekommen  war,  auch  für 
die  Bundesg^esetzgebung  das  retardirende  Moment  ihrer  auf 
vollständige  individuelle  Freiheit  gerichteten  Bewegung  werden« 
Aber  8i(i  wurde  auch  gleichzeitig  der  Anlass,  ganz  ebenso  wie . 
sie  es  für  jene  Gesetzgebungen  gewesen  war,  die  Verpflichtung 
zur  Armenlast  im  Anschluss  an  die  Wirtschaftsgesetzgebung 
ausdrücklich  von  Bundeswegen  zu  regeln  und  der  WillkUr 
der  Einzelstaaten,  soweit  angänglich,  zu  entziehen. 


gebung  des  Bundt;s. 
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§  45. 

Der  Gesetze,  welche  zusammen  den  crstf-Ti  und  ^virliti^strn 
Teil  der  dcutechen  Anneii>  und  Wirtöchai'tegc^scUgcbuo^ 
bildeten,  waren  acht: 

1)  Gesetz  über  das  Passwescn  vom  12.  Oktobor  1867. 

2)  Gesetz  über  die  Freizlij^ngkoit  vom  1.  Nov«MnbcT  1867. 

3)  Gesetz  t\ber  die  Aulhebunji^  der  polizeiliclicn  Be- 
scbränkun^^eii  zur  EhrschlicKsuncr  v(jm  4.  Mai  lÖ6b, 

4)  Gewerbc-Uidium^  vom  21.  Juni  lb69. 

0)  Gesetz  betr.  Gleichberechtigung  der  Kontessi(»ncn  in 
bürgerlicher  und  staatsbürgerlicher  Beziehung  vom 
8.  Juli  1869. 

6)  Gesetz  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteaerung  yom 
18.  Mai  1870. 

7)  Gesetas  über  Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870. 

8)  Gesetz  tiber  den  Untersttttzungswohnsitz  vom  6.  Juni 
1870. 

Keines  derselben  stand  ausser  Zusammenhang  mit  den 
Fragen  der  Armengesetzgebung;  aber  grundlegend  regelten 
dieselben  nur  die  zu  2  und  8  gcnannteUi  die  Gesetze  Uber  Frei- 
zttgigkeit  und  Unterstützungswohnsitz. 

Art.  3  der  Bundesverfassung  hatte  ausdrücklich  nach 
Statuirung  jener  Ghrundrechte  in  al.  1  und  2  in  einem  al.  3 
hervorgehoben,  dass  diejenigen  Bestimmungen,  welche  die 
Armenversorgung  und  die  Aufnahme  in  den  lokalen  Gemeinde- 
verband  betreffen,  unberührt  blelb.  n  «olltcn.  Nun  legten  die 
Motive,  welch<*  den  Entwurf  der  Freiziijun7rkeits-(Tesetzes  be- 
gleiteten, die  UebeUtände  dar.  welche  mit  dem  Bestehenl>leiben 
jener  Bostimnuing^en  verbünd  ii  \  aren,  und  forderten,  „damit 
eine  feste  und  Residierte  Grundlage  ftir  die  fortschreitende 
Pflege  der  wirtüchaftlichen  Interessen  der  Nation  nach  alleu 
Richtungen  hin  gewonnen  werde",  die  gesetzliche  Regelung 
der  wichtigsten  Befognisse,  insbesondere  des  freien  Aufenthalta 
und  der  Niederlassung,  Der  Entwurf  fand  im  allgemeinen 
die  Billigung  des  Reichstages  und  ist  bis  auf  sachlich  nicht 
erhebliche  fraktionelle  Aenderungen  Gesetz  geworden. 

In  §  1  wurde  im  wesentlichen  unter  Wiederholung  dea 
Art.  3  der  Verfassung  das  Recht  des  BundesangehUrigen  fest- 
gestellt, innerhalb  des  Bundesgebiets  „an  jedem  Orte  sich  auf-^ 
zuhalten  oder  niederzulassen,  wo  er  eine  eigene  ^A'ohnung 
oder  ein  Unterkommen  sich  zu  verschaffen  im  Stande  ist". 

3  beliess  es  bei  den  landesgesetzHchen  AufentbaltsbeschrMn- 
kungen  in  Bezug  auf  bestrafte  Personen  und  gestattete  für 
diesen  Fall,  sowie  im  Falle  wiederholter  Bestrafung  wegen 
Landstreichens  und  Betteius  innerhalb  der  letzten  zwölf  Mo^ 
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natc  die  Versagung  des  Aufenthalts  iu  jedem  andern  ab  dem 
heimatlichen  BundesHUiiit. 

Die  §§  4  und  5  laut<Mi: 

15  4^).  Die  Gemeinde  ist  zur  Abweibung  eine-  neu  An- 
ziehenden nur  daim  befugt,  wenn  sie  nachweisen  kiuin.  dass 
derselbe  nicht  hinreichende  Knüte  besitzt,  um  sich  und  seinen 
nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen  den  notdürftigen  Lebensunter- 
halt SU  verschaffen,  und  wenn  er  aolchen  wäLer  aus  eigenem 
Vermögen  bestreiten  kann,  noch  von  einem  dazu  verpflichteten 
Verwandten  erhält 

Ben  Landesgesetzen  bleibt  vorbehalten,  diese  Belugniss 
der  Gemeinden  zu  beschränken. 

Die  Beaorgniss  vor  künftiger  Verarmung  berechtigt  den 
Gemeindevorstand  niclit  zur  Zurückweisung. 

§  5.  Offenbart  sich  nach  dem  Anzüge  die  Notwendigkeit 
einer  öffentlichen  Unterstützung,  bevor  der  neu  Anziehende 
andern  Aufenthaltsorte  einen  Unterstützungswohnsitz  (lieiniats- 
recht)  erworben  hat,  und  weist  die  Gemeinde  niicli,  dass  die 
Unterstützung  aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer  nur 
vorübergehenden  Arbeitsunfkhigkeit  notwendig  geworden  ist, 
so  kann  die  Fortsetzung  des  Aufenthaltes  versagt  werden. 

In  ihnen  ist  die  mehrfach  hervorgehobene  IJezielmiig  der 
Aufenthaltsfreiheit  zur  Armenpflege  au&  deuÜichste  zum  Aus- 
druck gelangt  und  in  diesem  Sinne  die  Beftigniss  zur  Ver- 
sagung des  Aufenthalts  —  mit  Ausnahme  der  sicherheitspoli* 

zeilichen  Vorschrift  in  §  8,  deren  Handhabung  aber  nicht 
Gemeindeangelegenheit  ist  —  auf  den  einen  Grund,  den  er- 
kennbaren Zustand  dauernder  Hülfsbedürftigkeit  be- 
schränkt. Wie  sehr  man  sich  bewusst  war,  dass  kein  anderes 
Moment  nuf  diese  Verhältnifise  von  ähnlichem  Einfluss  sei,  nur 
diese  Besorgniss  der  künftigen  Verarmung  erfnhrungsmässig 
die  wahre  Ursache  aller  Belästigungen  neu  anziehender  Per- 
sonen von  Seiten  des  Autenthalti>ortes  sei,  zeigte  ^  9  des 
Gesetzes,  welcher  den  in  g  4  genannten  Gemeinden  „an  den- 
jenigen Orten,  wo  die  Last  der  öffentlichen  Armenpflege  ver- 
fassungsmässig nicht  der  örtlichen  Gemeinde  obliegt,  die  andere 
weiten  Träger  der  Armenlast,  Armenkommunen  imd  Gutsbezirke" 
gleichstellte.  Gleichzeitig  wurde  in  §  8  die  Befugniss,  von 
den  Anziehenden  wegen  des  Anzugs  eine  Abgabe  zu  erheben, 
in  Fortfall  erklärt,  daflir  aber  den  Gemeinden  das  Kecht  zu- 
gestanden, den  Anzttgling  zu  den  Gemeindeabgaben  heran- 


>)  Der  WortUmt  ist  im  wesentUchen  dem  preuss.  Gesetse  von  IStö 

entnommen;  nur  ist  letzteres  insofern  weitergehend,  alf?  es  die  Abweisung 
nur  znlilsst,  wenn  nachgewiesen  werden  konnte,  daas  die  Verannung 
vor  dem  Anzüge  vorhanden  gewesen  sei.  —  Vgl.  das  sehr  ausfährliche 
Material  über  den  prenadBchen  Wortlaat  QDd  dewen  Bedeatang  bei 
Arnold  &  44. 
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zuziehen,  sofern  die  Dauer  des  Aufenthalts  drei  Monate 

überstcif^t. 

]m  fibrigcn  änderte  das  Gesetz  an  der  raatfri^lien  Orund- 
läge  der  öffentlichen  Armenpfletje  so  gut  wie  nichts;  es  wieder- 
holte den  in  der  Gothaer  Konvention  aufgestellton  OrundBatz. 
dass  der  Aufenthai tsstaat  nach  Massgabe  der  in  meinem  Ge- 
biete geltenden  Normen  die  Verpflichtung  zur  vorläuflgen  Für- 
sorge habe,  und  fttgte  hinzu,  daas  ein  Ersataautipruch  insoweit 
begründet  sein  solle,  als  die  FUrsoree  für  eine  aussa weisende 
Person  l&nger  als  drei  Monate  gedauert  habe.  Das  bunte 
Allerlei  der  Heimat-  und  UntersttltzungswohnsitigeaetEe  Hess 
es  unberührt 

§  46. 

Dass  mit  diesem  Gesetze  gewissermassen  nur  halbe  Arbeit 

githan  war,  verhehlte  man  sich  nicht  Die  Gemeinden  und 
utsbezirke  zwang  man  zur  Duldung  des  Aufenthalts  in  jedem 
anderen  Falle  als  dem  dauernder  Htilf^bi^ürftif^eit  des  An- 
ziehenden —  aber  man  gab  keine  Bestimmung,  wem  die 
Folgen  dieses  Zwanges  im  Falle  der  Verarmung  zur  Last 
fallen  sollten.  Die  Ausweisung  wegen  dauernder  Bedürftigkeit 
licss  man  zu  —  aber  man  gewtihrte  verscliiedenes  R^-eht,  in- 
dem in^n  dir»  liiorfilr  offen  stehende  i'rist  von  der  landes- 
^esctzlich  ^<  ItMiden  lleiiiiatgesetzgebung  abhängig  machte 
uud  die  in  jener  vorhandene  Ungleicnheit  bcötelien  liess. 
Der  Fortschritt  zu  einem  bisher  nur  in  Preussen  gekannten 
Mass  von  freier  KSell>8tbestiniinung  wurde  vollzogen  —  da^ 
Korrelat  diesiCf»  Fortüchrittesj  tlie  gerechte  Verteilung  der  Ar- 
menlast, blieb  zunächst  ungeregelt 

An  dieser  Halbheit  trugen  die  gesetzgebenden  Faktoren 
keine  Schuld.  Als  die  Abgeordneten  v.  Bockum-Dolffs  und 
Y.  Luck  Amendements  stellten,  statt  jener  Vielheit  der  Fristen*) 
eine  einzige  festzustellen  und  die  Berechtigung  zur  Auswei- 
sung aus  §  5  auf  die  Frist  eines  Jahres  zu  beschränken, 
durfte  ihnen  erwidert  werden,  dass  dieser  Eingriff  in  die  Hei- 
matgesetzgebung der  einzelnen  Staaten  vorläufig  unthunlicb 
•  sei;  noch  habe  dieses  Chaos  von  Rechtszuständen,  Gewohn- 
heiten, Privilegien  nicht  entwirrt  wenL^n  können;  doch  sei 
die  Entwirninf):  in  Vorbereitung,  ihr  endgültiger  Abschluss  nur 
eine  Frage  der  Zeit. 

So  begnügte  sich  der  Reichstag  mit  dem  zunächst  £r- 

^)  Während  die  Antragsteller  zunächst  in  der  Korotnission,  dem* 
nächst  im  Reichstage  ihre  AntiiB^e  damit  begründeten,  dass  ohne  dieie 

Frist  vielfache  Verwimnifr  (BocKnnVl  viml  eine  schwere  Brnnrhtrili^mg 
Preussenfi  zu  fürchten  sei  (Luck),  crklaiio  der  Prasiüeut  des  buude»- 
kanzleramta,  Delbrück,  dass  die  Hinzufügung  einer  derartigen  Bestimmimg 
die  Annahme  da  ganzen  Gesetzen  seitens  der  verbündeten  Regicrongev 
in  Frage  itellen  wlide.  Vgl.  Steu.  Ber.  Bd.  1  S.  d'59  ff. 
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reichbaren  und  besuliloss  neben  dem  angegebenen  Inbalt  dos 
FreizUgigkeitsmesetzes  noch  eine  Resolution,  durch  welelie  d(T 
Bundeökiiiizier-  aulgefurdert  wurde,  dem  Reichötage  in  seiner 
nächsten  Session  ein  Gesetz  tlber  das  Heimatrecht  und  die 
VerpflichtUDg  der  G^emeinden  zur  Unterstlltzung  bezw.  Ver- 
pflegung Nichteinheimiacher  vorzulegen.  Und  noch  eininal 
musste  er  diese  Aufforderung  im  folgenden  Jahre  bei  Gelegen- 
heit der  Diskussion  tlber  die  Beschränkungm  der  Eheschlie»- 
sang  wiederholen,  bis  endlicli  mittels  Schreibens  des  Bundes- 
kanzlers vom  14.  Februar  1870  ein  Entwurf  des  Bundesrates 
an  ibii  gelangte,  Molelier  den  Titel  „Gesetz  tiber  den  Unter- 
stützungswohnsitz'^  tiihrte  und  das  zwei  Jahre  vorher  gegebene 
Versprechen  einzulösen  bestimmt  war^). 

Zur  äusseren  Geschichte  dieses  Entwurfes  sei  erwähnt, 
dajjs  liim  ein  anderer  von  der  preussi sehen  Regierung  aub- 
gearbeiteter  und  den  Bundesregierungen  unterbreiteter  Entwurf 
vom  19.  Febr.  1869  vorausgegangen  war,  welcher  die  Zustim- 
mung der  tthrigen  Bundesstaaten  nicht  gefunden  hatte  und  viel- 
seitigen Wünschen  entspn  ehend  umgearbeitet  war.  Im  Reichs- 
tage beschränkten  sich  die  Verhandlungen  bei  der  ersten 
Lttung  auf  die  prinzipiellen  Fragen  und  auf  rlie  Verweisung 
des  Entwurfs  an  eine  Kommissinn  x(m  21  ^litgliedern ,  aus 
deren  Schoss  ein  voUstiindig  neuer  Entwurf  hervorging,  wel- 
cher nach  ausfiihrlichi  r  Debatte  in  zweiter  Lesung,  unter  Be- 
rückbichtigung  einer  Keilie  von  AbSnderungsantrilgen  in  dritter 
Lesung  angenommen  und  nach  Annahme  durch  den  ütmdesrat 
als  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom 
6.  Juni  1870 -nublizirt  wurde.  Die  einheitliche  Regelung 
des  Rechtszustanaes  in  Bezug  auf  Freizügigkeit  und  öffent- 
liche Armenpflege  war  somit  ror  das  Gebiet  des  Norddeutschen 
Bundes  ztir  Thatsache  geworden. 

Das  Gesetz  ist  pnbllzirt  im  Bondesgesetz-Blatt  von  1870^ 
8.  860  ff«  —  Die  erste  Beratung  und  die  Kommlssionswahl  fand  statt 
in  der  Sitzung  vom  25.  Febrnar  1870.   Stenographische  Berichte 

S.  85  ff.  —  In  die  Kommission  wurden  gewählt:  v.  Hennig  (Vor- 
sitzender), Friedenthal,  Weigel,  Coniely ,  Wiggers,  Fries,  Stc- 
pbany,  v.  Jagow,  Sänger,  Prinz  Uandjery,  Grumbreclit,  v.  Hüllessem, 
V.  Seydewitz,  Richter,  y.  Hagemeister,  Oehmichen,  Hinrichsen, 
V.  Zehmen,  v.  Kardoiff.  v.  Bocktim  Dolflfs,  Graf  v.  Arnim.  —  Die- 
selbe beriet  in  15  Sit/uni^f^n ;  au  dt  ii  Verhandlungen  nahmen  zwei 
preussiscbe,  sowie  ein  büclisibcher  und  ein  hessischer  Bevolliiiiiditigter 
—  Wohlers,  v.  l'iittkaiiier,  Schmalz,  Hotiiiann  —  als  Vertreter  des 
Bundesrates  Teil.  —  Der  Bericht  datirt  vom  2.  Mai  1870: 
Stenograpbiflche  Berichte  Bd.  4  S.  563  ff.;  der  demselben  bei- 
gefügte neae  £ntwarf  ist  unter  Nr.  121  der  Dracksachen  abgedmckt. 
Die  zveite  Leoung  fand  in  den  Sitzungen  vom  14.,  16.,  17.  Mai 


1)  Stenogr.  Berichte  Bd.  1  S.  6,  Bd.  3  S.  160. 
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1870  statt  —  btenogr.  Berichte  Bd.  2  S.  899  tf.  die  dritte 
in  den  Sitzungen  vom  21.  und  23.  Mai  1870  —  Stenographische 
Bcriclite  Bd.  2  S.  1096  ff.  u.  1119  Das  Material  ist  abgesehen 
von  der  Publikation  unter  den  Drucksachen  des  Keichstageä  in  der 
Legislaturperiode  von  1870  vollständig  vom  Eegierungsrat  Friedrich 
(Dresden,  C.  C,  Memhold  A  Söhne)  zusammengestellt;  die  Zn< 
saramensteUmig  ersetzt,  da  sie  den  Wortlaut  getien  naeh  den  Steno» 
graphischen  l^ricbten  reprodnzirt,  vollkommen  die  etwas  mttbsane 
Anbnchimg  and  Lektüre  des  in  den  Dmcksaeben  Terstrevten 
Materials.  —  Auszugsweise,  aber* unter  Hinznfligong  anderweiten 
amtlichen  Materials,  namentlich  von  Ausführungsgesetzen,  Terord* 
nangen  u.  s.  w.,  ist  das  Material  enthalten  in  der  Bearbeitung 
von  Beutner  und  Herrfurth.  —  Noch  weiter  geht  die  als  Quellen- 
werk  unentbehrliche  und  äusserst  sorgfältige  Ausgabe  von  Arnold, 
welche  gleichzeitig  das  gesaninite  Material  bezttdich  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes, sowie  des  Ausftihrungsgesetzes  für  Preusst  u  ent- 
hält. Nameutluh  ist  auf  die  selir  lehrreiche  synojJiiM  in  Zu- 
feammensicUuiiL'  des  Gesetzes  1)  nach  dem  l^iilwurf  II)  nach  cieii  Be- 
schlüssen der  i\onuuission  III)  nach  denen  des  Reichstages  in  zweiter 
Beraiuii;^  IV)  nach  dein  im  Keichsgesetzblatt  publizirtcn  WortUui 
aufmerksam  zn  machen.  —  Ausserdem  findet  man  den  Wortlaut  des 
Gesetzes  in  den  verschiedene  an  anderer  Stelle  bezddmeten  Kom^ 
mentaren  nnd  Einzelansgaben,  woselbst  anch  das  Material  mehr  oder 
minder  ansftihrlich  angezogen  ist;  am  ausführlichsten  bei  Eger. 

§  47. 

Dieser  Erfolg  war  kein  leichter  gewesen.  So  einig  man 
über  (Wo  Unvollständigkeit  der  mit  dem  Frei7ügip:keitsgr*sotze 
inaugurirten  üesetzgebunp^  war,  so  woiiig  oiiii^-  war  man  iiber 
die  Mittel  zur  Herstellung  der  Vollstiindigkeit,  Was  vom 
Standpunkte  dt;r  Theorie,  vom  Standpunkte  der  Praxis,  wa» 
aus  dem  Gesicbtspunkte  dc^s  allgemeinen  und  dem  de^  |).u  ti- 
kulftren  Interesses  gesagt  und  v.ir^^csolilagen  werden  koniii»-, 
ist  in  den  Entwürttiii  und  den  ^^  rliaiulkingen  gesagt  und  vor- 
geschlagen worden.  Zwischen  radikaler  Bcseitigimg  allen 
Uemeindcbttrgorrechta  und  seiner  Ersetzung  darch  daa  Aufent^ 
hal'tsrecht  auf  der  einen  und  der  Beibehaltung  der  territorialen 
Heimatgesetze  und  Regelung  der  Angelegenheit  im  interterri- 
torialen Wege  der  Vereinbarung  auf  der  andern  Seite  beweg- 
ten sich  Wttnsche  und  Meinungen. 

Der  am  wenigsten  radikal  gemeinte,  mit  behutsamer  Scho- 
nung des  Bestehenden  zur  Dißkussion  stellte  Vorschlag  war 
auch  zugleich  derjenige^  von  welciiem  die  Diskussion  ohnedies 
ihren  Ausgang  nehmen  musste :  der  E n t w u r f  d e s  Bundes- 
rates. Der  Priisident  dfs  Bundeskanzloramtes  Delbrfick.  w  el- 
cher seine  Boratnnp:  ('inlriti-te,  schickte  erliiutermb*  H»'m«'rkiin- 
gen  Uber  die  Stellung  der  verbliudetcu  Rt^icrungen  zu  der  J^La- 
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teriü,  über  daa  Verliältniss  der  Terrii()naige8et7«n'bun«^en  zu  ein- 
ander voraus.  Er  charakterisirte  das  sog.  prenüsisch«'  und  })ai- 
rische  Sy  stem  und  teilte  mit,  das»  jener  erste  von  fler  preuüüibclien 
Regierung  ausgegangene  Eutwurnm  Sinne  des  ersteren  Systems 
den  Bund  als  einheitliches  Staatsgebiet  aufgefasst  und  unter 
Beseitigung  aller  bestehenden  Heimatrecbte  vorgeschlagen  habe, 
Aufenthaltsrecht  und  ArmenTersorgung  an  einen  binnen  be- 
stimmter Frist  zu  erwerbenden  und  wieder  zu  yerlierenden 
Unterstützungswohnsitz  anzuknttpfon ,  und  das  Zwischengh'ed 
der  Landarmen  verbände,  ebenso  wie  in  dem  preussischen  Ge- 
setze, oinzuseliichen.  Hiergegen  habe  sioli  aber  bei  der  Mehr- 
zalil  «l*  r  Hun(lesrt'^n'«'nniu"en  starke  Abneigung  gezeigt,  welche 
vornclunlieii  (liireh  dif  lietürelitung  begründet  wonlen  sei,  man 
wünlt'  durch  Naehalmuiuß^  di's  Institutes  der  Landann<'n  verbände 
eine  grosse  Zahl  li'Mmatloser  Personen  schatien.  Ausserdem 
sei  betont  wurden,  dass  die  Regelung  der  Angelegenlitit  im 
innigsten  Zusammenhange  mit  der  Gemeind^esetzgebung  stehe 
und  zufriedenstellend  nur  im  Anschluss  an  diese  geordnet 
werden  könne*  So  sei  man  denn  dahin  gelangt,  jenen  Ent- 
wurf fallen  zu  lassen,  und  „die  LOsung  der  Frage  auf  einem 
anderen  Wege  zu  versuchen*". 

Der  Weg,  den  man  eingeschlagen  hatte,  warder  folgende: 
Man  unterschied  grundsätzlich  1)  Norddmitsche,  welche  sich 
in  ihrem  Heimatstaate  aufhalten  und  dort  unterstützungs- 
bedürt'tii:  werden,  2)  Norddeutsche,  welche  sich  in  einem  an- 
deren 1  Bundesstaate  aufhalten  und  in  diesem  unterstützungs- 
bedürftig werden.  Die  ersteren  liess  der  Entwurf  ganz  ausser 
Betracht  —  bezüglich  ihrer  sollte  die  territoriale  Heimat- 
Gesetzgebung  in  Kraft  bleiben.  Dagegen  soUte  hinsichtlich 
der  zweiten  Kategorie  in  Zukunft  die  bundesgesetzliche  Rege- 
lung allein  entscheidend  sein;  für  sie  stellte  der  Entwurf  ein 
durchgebildetes  System  auf,  das  dem  kttnftigen  Rechtsver- 
hlÜtnisse  zu  Grunde  gelegt  wurde. 

Nachdem  die  §|5  1 — 5  des  näheren  angeordin^t  liatten,  dass 
in  jedem  Staate  ein  zur  öffentlichen  Unterstützung  verpHieh- 
tcter  Ertlicher  Verband  ein^^erichtct  w(  i  ih  n  nnis>i'.  in  wi  kliem 
ein  Norddeutscher  den  Untcrstützungswohnsitz  «M  ut  i  lx-n  könne, 
wurde  in  §  7  festsfesetzt,  dass  letzterer  durch  freiwilligen  un- 
unterbrochenen fünfjährigen  Aufenthalt  nach  vollendetem 
24.  Lebensjahre  erworb^  und  durch  ebensolange  Abwesen- 
heit wieder  verloren  werde  (§  19).  Dem  Erwerb  wurde  so- 
dann die  Wirkung  beigelegt,  dass  der  örtliche  Armenverband 
zur  dauernden'  Duldung  des  Aufenthalts  und  zur  Armen- 
unterstützung verpflichtet  sein,  dem  Verluste,  dass  diese  Ver- 
pflichtung wieder  erlöschen  sollte.  Hatte  der  Aufenthalt  zwar 
m  dem  fremden  l>undes8taate,  abor  in  keinem  örtlichen  Ver- 
bände fünf  Jahre  jrednuert,  so  sollte  der  HumlesstnMt  in 
gleicher  Weise  zur  unmittelbaren  Füi-sorge  verptiichtet  sein. 
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Hatte  der  Aufenthalt  auch  in  dem  Bundesstaate  noch  nicht 
t'üiil'  Jahre  gedauert  und  lagen  die  Ertunlcniisso  des  §  5  des 
Frciz.-Ges.  vor,  so  sollten  die  Gothaer  Konvention  und  An- 
hänge mit  der  Massgabe  Anwendung  finden,  dass  an  Stelle 
der  diplomatischen  Vermitteliuig  die  Entscheidung  eines  be- 
sonderen Ausschusses  des  Bundesrats  für  das  Ileiniatwesen 
zu  treten  hatte.  Sollte  endlich  der  Fall  so  liegen,  dass  zwar 
kein  bundesgesetzlich,  aber  ein  landesgesotzlich  verpflichteter 
Armenverband  (wo  also  schon  nach  bisherigem  Recht  eine 
kürzere  Frist  genüp^te)  vorhanden  wfire.  so  sollte  die  Landes- 
gesetzgebung entscheiden,  ob  dieser  die  Fürsorge  übernehmen 
müsse. 

So  begnügte  sich  der  Entwurf  statt  gemeinsamer  (  )rdnung 
mit  lediglich  interterritorialer  Regelung  der  Angelegenheit; 
statt  die  bestehenden  endlosen  Verschiedenheiten  zu  beseitigen, 
wurde  den  22  Gesetzgebungen  der  paktirenden  Staaten  die 
dreiundzwanzigste,  der  bunten  Musterkarte  von  Fristen  und 
Heimatrechton  einige  neue  Fristen,  ein  neues  Heimatrecht  hin* 
zugefügt,  das  künstlicher  war,  als  alle  bis  dahin  bekannten. 
Nicht  einmal  die  alten  Konventionen  hatte  man  zu  erselzea 
gesuelit:  falls  auch  das  neugeschaffene  Rechtsverhältniss  mangels 
seiner  Voraussetzungen  nicht  zur  Anwendung  kommen  konnte, 
sollte  auf  sie  zurückgegriÜ'en  werden. 

S  48. 

Es  war  gewiss  nicht  schwer,  die  schwachen  Seiten  dieses 
Entwurfs  herauszufinden  und  zu  behaupten,  dass  eine  solche 
Regelimg  fast  schlimmer  wie  keine  sei.  Aber  es  yordieut  her^ 
voigehoben  zu  werden,  dass  aus  den  Reihen  der  Reichstags- 
abgeordneten  nicht  einer  den  Entwurf  fUr  das  nahm,  als  was 
ihn  die  Bundesregierung  gemeint  hatte,  als  eine  definitive 
Regelung  der  wichtigen  An^j^oleg^enheit.  Der  einzige  von  ihnen, 
welcher  dem  Gesetz"  mit  einiü:en  Kinschräiikungen  überhaupt 
zustimmen  zu  wollen  erklärte,  —  der  Abg.  Graf  EuliMiburg 
—  führte  au»,  dass  man  dringend  eines  Notgesetzes  ho- 
diiri'e  und  nU  solches  ihm  das  System  des  EntAvuii'e»  bei 
gleichzeitiger  Herab.setzung  der  Frist  auf  1  Jahr  (!)  genügen 
würde.  Alle  übrigen  Abgeordneten  —  die  Vertreter  aller 
Parteien  des  Reichstages  —  hielten  nur  eine  Art  des  Verhaltens 
dem  Entwürfe  gegenüber  für  angemessen:  entschiedene  Ab- 
lehnung. Sofort  in  der  ersten  Beratung  legten  die  Abgg. 
Friedenthal,  Grumbrecht,  Wiggers,  Kardorff,  Miquel  dar,  dass 
eine  Regelung,  wie  der  Entwurf  sie  beabsichtigte,  statt  zu 
bessern,  die  Verwirrung  nur  steigern,  statt  zu  befreien,  die 
Absperrnn.cc  nur  nocli  ni«  br  befördern,  stntt  durch  f^cmeinsame 
Einrichiiuigen  auili  genieinsamen  Rechtsbudeii  zu  schaffen, 
eine  ärgere  Rechtsungleichheit,  als  sie  vordem  bestiindon,  er^ 
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lengen  wQrde;  in  deni eiligen  Staaten,  in  welchen  bisher  eine 
längere  Frist  als  die  jlintjlihrige  zur  Erwerbang  des  Heimat- 
rechtes erforderlich  gewesen  sei,  würde  bei  Aufrechterlialtung 
ilt  r  Landesgesetigebang  fUr  die  einheimischen  Fälle  der  Nicht- 
Einheimisehe  nunmehr  besser  gestellt  sein  als  der  Inländer. 

Nachdrücklich  und  allseitig  wurde  die  einheitliche  Rege- 
lang im  SiTui»'  des  nationalen  Oedankens,  welcher  der  V<'r- 
fosi^tmi-^  zu  Grunde  liege,  die  «eidliche  Aufräunum^^  mit 
.Ptaiilbiirgertum"  und  „territorialen  Absperrungsgelüäten*' 
gefordert, 

§  49. 

Diesen  Forderungen  entüprach  der  Entwurl'  der  Kommis- 
sion, welche  denselben  mit  ausführlicher  Motivirung  dem 
Beichstage  unterbreitete.  Dass  die  Kommission  die  Abwei- 
chungen von  dem  Entwarf  des  Bundesrates  im  Sinne  der 
ersten  Reichstagsberatung  motivirte,  war  sdbstverständltch ; 
sie  darf  aber  £ineben  noch  das  besondere  Verdienst  anspre- 
chen, die  fltr  eine  bundesgesetzUche  Regelung  der  Materie 
ttberbaupt  unerlässlichen  Voraussetzungen  von  Grund  aus  er- 
örtert und  mit  prägnanter  Kürze  in  ihrem  Berichte  dargelegt 
zu  haben.  Sie  unterschied  zunächst  zwischen  dem  bisherigen 
negativen  Inhalt  der  Bundesverfassung,  welcher  di*'  Schran- 
ken drr  freien  Bcweji^ung  von  Staat  zu  Staat  besf  itii^<  !i  wollte, 
und  tler  iM>sitiven  Thätigkeit,  welche  dem  Bunde  durch 
da»  in  Art.  4  festgesetzte  Auffichts-  und  Gesetzgebungsrecht 
auch  in  Bezug  auf  di«  Niedcrlassungs-  und  Ileiniatverhiiltnisse 
«•ingerttumt  war.  W<'iter  legte  sie  dar,  wie  dit;  Beschränkung 
der  Ausweisungsbetugniös  aus  §  4  des  Freiz.- Gesetzes  den 
Ort  dee  Aufenthalts  zur  Duldung  und  eventueller  Unter- 
stfttsung  ihm  nicht  angehöriger  Personen  führen  könnte ,  und 
wie  der  in  §  5  aufrecht  erhaltene  Qrund  der  Ausweisung 
▼orkommendenfidls  den  Aufenthaltsort  vor  die  fVage  stelle^  wo- 
hin jemand  ausgewiesen  werden  kOnne.  In  folgenden  zwei 
Fragen  fsaste  sie  sodann  den  wesenütchen  Inhalt  dieser  Er- 
örterungen zusammen: 

1.  WelchesistderjenigeOrt,  anden  der  nach 
dem  Frei  ztigigk  ei  tsg  esetz  Auszuweisende  hin- 
zuweisen ist,  und  welches  ist  der  Ort,  von  dem, 
welches  sind  die  Voraussetzungen,  u  ii  t  e  r  d  e  ii  v  n 
auch  der  UülfsbodUrftige  nicht  ausgewie  sen  wer- 
den k  an  n  V 

2.  Wie  regelt  sich  unter  den  möglicherweise 
kouk  u  r  ri  renden  Orten  die  Ö  tfen  tliclie  Pflicht, 
diejenigen  Leistungen  zu  gewahren,  welche  kraft 
staatlichen  Zwanges  als  Folge  der  Hülfsbedürf- 
tigkeit  eintreten? 

„Die  positive  Lösung  dieser  Fragen  in  ihrem  prinzipiellen 

fteMbnfM  (Sn  VI.  4.  -  MttMtortorf .  10 
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unrl  svstomatischen  Zusammenhange,  unter  einander  und  mit 
d^Mi  ii  II  grenzend  PH  Rccht.sgfbieten,  wurde  als  die  Angabe  des 
vorliegenden  Gesetzes  erkannt." 

Ueher  die  Befugnis»  des  Bunde«  zur  Losun^^  dieser 
Fnigcn,  über  die  Notwendigkeit  einheitlicher  Rege- 
lung war  die  Kommission  im  grossen  und  ganzen  eini^*). 
Auch  die  Vorfrage,  ob  überhaupt  eine  Zwaugäp flicht  der 
Öffentlichen  Untersttttzung  anzuerkennen  sei,  glaubte 
sie  bejahen  zu  müssen  %  jedoch  unter  ausdrücklicher  Hervor- 
hebung ihrer  Auffassung,  dass  diese  Zwungspfltcht  nur  eine 
Verbindlichkeit  des  öffentlichen  Rechts  sei  und  aus  ihrer  Cr- 
füllun«^:  nicht  den  hülfsbi'dürftigen  PrivatpersonoTi ,  sondern 
le(li<::lic}i  den  konkurrirendeu  Anuenverbänden  ein  Anspruch 
erwachse. 

In  gerin};«M»Mn  Ma^se  nur  bestand  Einigkeit  über  die 
Art  der  Anknüpfung  der  Zwangspflicht,  die  Verteilung 
der  Arm e n  1  ast. 

Es  galt  Stellung  zu  nehm«!  gegenüber  den  Systemen, 
welche  derzeit  in  den  einzelnen  Ländern  bestanden  und  welche 
man  mit  den  Namen  Heimat  und  Untersttttzungswohn- 
sitz  zu  bezeichnen  p^vohnt  war. 

Die  überwiegende  Mehrheit  der  Kommission  glaubte  aas 
inneren  Gründen  dem  letzteren  den  Vorzug  geben  zu  müssen. 
Sio  ix'iujx  davon  aus.  dnss  dit-  öfTi'ntlicli-rorlitliche  Veri)flichtung 
zur  Aimenfürsori^o  im  inneren  Zusaniiuenliange  mit  (b^r  wirt- 
schaftlichen Seite  des  Staatswesens  «tthe.  Prinzijneli  habe 
die  Pflicht  zur  Unterstützung  diejenige  Oeui  ein  schuft,  welcher 
die  wirt:>chuftlichen  Leistungen  des  ßetrelfenden,  so  lange  er 
nicht  hülfsbedürftig  ist,  zu  gute  kommen.  Dies  sei  in  frülieren 
Zeiten  die  nach  aussen  hin  ziemlich  abgeschlossene  Heimat- 
gemeinde  gewesen,  in  deren  Sondergebiet  sich  der  Bedürftige 
Yomehmlich  bewegt.  d<T  seine  wirtschaftlichen  Leistungen  zu 
gute  gekommen.  Nach  allseitig  riii<^M'fiilirter  Freizügigkeit 
stehe  —  80  heisst  es  im  Wortlaute  des  Berichtes  -  „der  Idee 
des  geschlossenen  Wirtschaftsgebiotcs  ^jep^cnwärtig  der  Ge- 
danke gc<^a'nü})or ,  dass  der  Staat  in  seiner  Gesammtheit  ein 
grosses  wirtschaftliches  (Jt  biet  für  die  Thätigkeit  aller  seiner 
Angehörigen,  für  den  freien  Austausch  ihrer  Kräfte  bilde, 
dass  als  wirtschaftliche  Heimat  das  Vaterland  in 


'!  Kill  Sej)ai-Ätvotum  des  Abg.  üehinii  lins  —  abgedruckt  als  Bella^ 
des  Kommisaiousberichtes  —  ^ab  «-iner  tiutgcgen^eseteten  Auffassung  der 
Art.  3  und  4  der  Buudesverfas«iung  Ausdruck;  aasselbe  bezog  sich  aber 
nicht  auf  die  ganae  Materie,  iondeni  nur  auf  die  Befuguias  cles  Hundea, 
über  die  AuBfiihninp^  der  Runde3pe^f't7:f>  txi  wachen,  welche  Oeliuii»  b.n 
bei  Gelegenheit  der  Spczialdiskussioii  über  die  §§  BO  uud  S4  des  Eatwurteä 
bestritt  —  Vcl.  noch  Atim.  1  8.  165. 

^)  Nur  ein  Mitglied  war  anderer  Aneicht,  ohne  jedoeh  AntrXge  sn 
•teilen. 
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«einer  Gesammthcit  erscheine  und  dass  es  der  freien 
WiileiMbestiminang  des  Einzelnen  überlassen  bleibe,  wie  und 
wü  er  seine  wirtschaftliche  Thätigkeit  entfalten  und  zu  diesem 
Beliufe  seinen  Aufenthalt  nehmen  wolle.  Dieser  Gedanke  sei 
es,  der  die  politische  und  wirtschaftliche  V<'rfassun^  des 
»Staates  der  Gegenwart  ilc>  Xonldeutschen  Bundes,  durch- 
drin^^e.  Hiernach  8«?i  c«  k<iMaKM|u«'Tit,  die  Unterstützung  der 
Bttllsbedürlügen  als  eine  »Staats last  zu  charakterisiren. 

Oleichwohl  wies  «lie  K  nnnission  die  weitere  Folgerung, 
die  sich  „scheinbar''  an  ilie^t  Autfassiing  kntipfen  musste,  den 
^taat  zum  unmittelbaren  Trilgcr  der  Armcnlaüt  zu  maclien, 
aus  Opportunitätsgrttnden  ab.  „Wie  der  Staat"  —  so  führte 
•ie  weiter  aus  —  „eine  Reihe  seiner  Lasten  auf  seine  Oigane 
flbeitrtigt)  wie  er  fizekutiyfomien,  die  seinem  Wesen  ent- 
springen, dennoch  an  seine  Glieder  abtritt,  je  nach  der  ver- 
sehiedenartigen  Beschaffenheit  jener  Funktionen,  jenachdem 
deren  Inkalt  und  Zweck  die  zentrale  oder  deaentralisirte, 
adbstrerwaltende  Thätigkeit  fordert,  so  werde  er  auch  die 
staatliche  Last  und  Funktion  d^r  Annen  pflege  denjenigen 
Organen  zuweisen  können,  welche  nach  der  inneren  Natur, 
nach  dem  Endzwecke  jener  Funktion  als  die  richtigen  sich 
erweisen. 

So  ergab  sich  denn  die  weitere  Frage,  w.  lt  lies  diese  Or- 
gane seien,  wie  dieselben  beschaffen  sein  niii>-t(  n.  Für  ihre 
Beul itwru' lang  erachtete  die  Konnuission  dr*  i  Mniucnte  ent- 
scheidend: 1.  Die  Verteilung  der  La.sL  nach  einem 
gerechten  Kriterium.  2.  Die  Tendenz,  die  mit 
der  HttlfsbedUcftigkeit  verbundene  Störung  der 
wirtschaftlichen  Existenz  des  Einseinen  nach 
H^gliclikeit  auf  das  geringste  Mass  zurückzu- 
führen. 8.  Die  Qualifikation  zur  Erfüllung  der 
Aufgabe  der  Armenpflege  nach  ihrer  sittlichen 
und  praktischen  Seite.  —  In  Würdigung  dieser  Mo- 
mente entschied  sich  ihre  Mehrheit  für  das  preussische 
System  der  Ortsarmen  verbände,  in  welchen  Unter- 
stützun^swohnsitz  durch  Zeitablauf  erworben  und  verloren 
wird,  der  L a n  d  a  r tu  <■  n  v  er  b il n d  «• ,  wolcdie  insoweit  ein- 
treten, als  ein  verpthcliteter  Ortnanneii verband  nicht  vorhanden 
ist  Dieses  System  schien  ihr  den  (Tf'd:nik«'n  des  wirtschaft- 
lichen Aequivah'nts  am  zweckm.lssi Josten  zur  Ausführung  zu 
bringen;  im  Sinne  desselben  führte  sie  noch  insbesondere 
Folgendes  aus: 

,Hat  die  freie  Willensbestimmung  des  Einzelnen  nicht 
dazu  geDährt;  ihn  an  einem  bestinmiten  Orte  festen  Fuss 
ftsseu  zu  lassen,  so  werde  der  Regel  nach  seine  wirtsehaffc- 
liehe  Thiltigkeit  zu  gute  gekommen  sein  einem  grösseren 
Gebiete,  innerhalb  dessen  er  sich  vor  dem  Eintritte  der 
Httl&bedttrftigkeit  bewegte;  und  dieses  grössere  Gebiet  werde 

10* 
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einzutreten  haben  für  diejenigen  Hulfabedttri'tigen  ^  welche 
eine»  Unterstützungswohnsitze»  entbehren.  Dergeätalt  führe  za 
der  Konstruktion  des  prinzipalen  und  des  subsidiären  zur 
Unterstiitzun<i:  verpflicliteten  räumlichen  Hezirkes  der  Oodankr 
des  A  e  c|  u  i  V  a  1  en  ts  für  die  genossenen  wirtschaft- 
lichen Vorteile." 

„Halte  man  au  die>em  Gedanken  ie^t,  so  (•r^;«'lje  sich 
weiter  daraus,  dass  der  prinzipale  Unterstützung^hezirk  die 
Ortijgemeinde  sein  kauii,  aber  nicht  sein  niuss,  unter  Um- 
ständen sogar  nicht  sein  darf.  .  .  .  Entscheidend  .  .  .  . 
sei  nicht  die  kommunale  Qualifikation  als  Bolche^ 
sondern  der  Gesichtspunkt,  räumliche  Bezirke ,  welche  ein 
Wirtschaftsgebiet  —  in  erster  oder  zweiter  Linie  — 
darstellen  und  der  Annenlast  und  -pflege  gewachsen  sind,  ab 
Armenverhttnde  zu  organisiren.'' 

So  entfernte  sich  di<'  Kommission  mehr  und  mehr  ▼on 
der  Vorstellung  y  von  wekher  nie  ursprünglich  ausgegangen 
war  und  die  in  der  That  die  frühere  Gesetzgebung  in  den 
einzelnen  Staaten  beherrscht  hatte,  von  der  Vorstellung  eines 
V«'rli;iltTÜsses  von  Leistiin^^  und  Ge^^cnleistunjj:  zwischen  Imli- 
vi(iuuin  und  G<'nieinde,  wie  es  in  den  Einzugsgeldern,  der 
Bürgerp'bühr,  der  Abgubenzaldunf?  u.  s.  w.  zum  Ausclruck 
gekonnnen  war.  An  .Stelle  ih-s  Gemeindegebiets  setzte  sie 
ganz  allgemein  ein  Aut'enthalts<^^ebiet,  den  Gegensatz  von  Ge- 
meindebiirgerrecht  und  Suuitabürgerreeht  erweiterte  sie  zum 
Gegensatz  zwischen  Heimat  und  Staat,  zum  Gegensatze 
zwischen  Leistungen,  welche  der  einen  und  dem  anderen  zu 

Sute  kommen.  Förmlich  und  unzweideutig  sprach  sie  es  ans^ 
aas  die  neue  Gestaltung  prinzipiell  losgelöst  sein  solle  von 
der  Grundlage  des  Gemeindewesens  und  dass  die  gleichwohl 
erfolgende  Anknüpfung  der  Armenlast  an  die  Gemeinde  nicht 
aus  inneren,  ihrem  Wesen  entnommenen  Gründen,  sondern 
aus  anderweit  massgebenden  Rücksichten  der  Zweckmässig- 
keit und  Opportunität  geschehen  solle. 

§  60. 

In  Ansehung  fler  Reichs  ta^  sver  ha  n  d  luug  en  über 
den  KommisöiuiiJscntwurf  ist  vorweg  zu  bemerken,  dass  eben- 
so wie  in  den  Kommissionsbera tunken  alles  formelle  Detail, 
ja  selbst  wichtige  Einzelheiten  zurücktraten  gegen  die  Er- 
örterung der  prinzipiellen  Fragen.  Denn  dies  verlieh  jenen 
Verhandlungen  eine  besondere  Tragweite  und  Bedeutung,  dass 
nicht  allein  und  nicht  in  erster  Linie  die  R^elung  der 
Annenlast  umstritten  wurde,  sondern  dass  hier  die  Gegen* 
Sätze  kleinstaatlichen  Sondei^eistes  und  des  erstarkten  deut- 
schen Gemeingefühls  unter  ganz  neuen  Yerhidtnissen  auf  ein- 
ander stiessen.   Der  Kampf,  der  auf  dem  Boden  der  Heimat- 
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esetz^ebung  geführt  A^itrde,  war  vor  allem  ein  Kampf  um 
ie  detttache  Einheit,  der  zu  Gunsten  der  einheitlichen  Wirt- 
«chafts-  und  Arniengesetzgebong  erfochtene  Siog  vor  allem 

ein  Si«'g"  der  deutsehen  Sache. 

Frt  ilich  darf  man.  wenn  anders  man  {gerecht  sivn  will, 
e'mm  indfrn  Punkt  nicht  übersehen,  der  für  die  endgültige 
Entscheidung^  in  Betracht  tiel.  Der  Abg.  von  Zehmen  hatte 
in  gevviijsem  Sinne  Kecht,  wenn  er  den  Vorwurf  des  Parti- 
kularismus zu  widerlegen  suchte,  indem  er  behauptete:  ^Ich 
stelle  den  Herren  ein  Prinzip  entgegen  und  ein  Prinzip  ist 
ÄteiJj  universell,  ist  nie  partikularistisch,  ein  Prinzip  muss 
darch  Gründe  widerlegt  werden,  es  kann  nicht  durch  blosse 
Worte  widerl^t  werden,  denen  ich  eine  innere  Bedeutung 
nicht  susprechen  kann.  Im  Gegenteil  möchte  ich  —  und 
die  Herren  aus  den  altpreussischen  Provinzen  mögen  mir  das 
Terseihen  —  die  Anklage  gegen  dieselben  erheben,  dass  sie, 
wie  mir  scheinen  will,  sich  nicht  genü^^^  nd  auf  einen  prin- 
zipiellen Standpunkt  gestellt  haben,  sondern  doch  etwas  auf 
die  Chaussee  der  liebgewordenen  Gewohnheiten  gegangen  sind/ 

In  gewissem  Sinne  hatte  er  Recht.  Nicht  darin,  dass  er 
die  von  ihm  vertretene  Ansicht  eine  mehr  prinzi|)ielle  nannte. 

d?'^  gegnerische;  die  letztere,  welche  der  grösste  St.-iat  des 
Bundes  nach  sehr  eingehenden  Vorarbeiten  zn  der  seinigen 
gemacht  hatte,  durfte  ebenso  gut  fUr  eine  auf  durchgebildeten 
Prinzipien  ht^ndiende  gelten.  Aber  darin  lag  das  Richtige 
der  Behauptung,  dass  sie,  wenn  auch  in  etwas  verhüllten 
Ausdrücken,  jenen  in  den  Grundzügeu  hervorgehobenen 
wichtigsten  Faktor  fUr  die  Regelung  öffentlicher  Dinge  wür- 
digte: das  Machtverhältniss  der  öffentlichen  Ge- 
walten. Wenn  f^r  die  gesetagehende  Gewalt  die  Frage 
entstand,  welcher  einzelstaatlichen  Bildung  sie  sich  aUenfaUs 
anschliessen,  welcher  sie  den  Vorzug  geben  sollte,  so  war  es 
kein  Zuftdl,  dass  die  Gesetzge])un^^  des  führenden  Staates  in 
überwiegendem  Masse  zum  Vorbild  diente  und  die  neuen 
deutschen  Gesetze  zum  guten  Teile  alte  preussische  waren. 
Zudem  war  Preussen  im  Norddeutschen  Runde  nicht  hlos 
der  führende,  sondern  auch  der  einzi^^e  Staat,  ^velcher  im 
eigenen  Ocl)iete  ähnlichen  durchaus  ungleichartigen  Verhält- 
nissen in  seinen  östlichen  und  westlichen  Provinzen  f^egen- 
tilMTiLCestanden  hatte,  wie  sie  nun  die  verschiedenen  Staaten 
im  Bundes^rehieti'  ilarl)nten.  Die  Bev(ilk«'run^'  seiner  einen 
Provinz  (Rheinprovinz)  war  grösser  al.^  die  des  grössten  luii- 
bet^iligten  Staates,  des  Königreiclis  Sachsen. 

So  vermochten  die  Vertreter  seines  armenrechtlichen  Sy- 
stems zu  dem  beträchtlichen  Gewichte,  welches  die  preussi- 
sche Ifachtstellung  zu  seinen  Gunsten  ohnehin  in  die  Wag- 
schale werfen  konnte,  noch  ein  anderes  mit  der  Behauptung 
hinzuzufügen )  dass  Preussen  bisher  allein  die  Probe  seiner 
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G<»?«fnzgrljung  für  uii^^i*'it.'iiartige  Gebiete  habe  raachen  können 
und  (la^s  diese  Prolte  während  v'mos  McniMshenalters  zur  Be- 
trio<.li^nin^  der  Beteiligten  aiisget'allen  sei. 

Gerade  in  Bezujr  auf  das  Verhftltniss  der  Gewalten  ist 
endUch  noch  ein  anderer  Punkt  zu  beachten,  der  heute,  wo 
wir  uns  gewöhnt  haben,  von  einer  Reichsgesetzgebung 
schlechthin  su  sprechen  and  sie  als  die  einheitliche  deutsche 
im  Gegensatz  zur  einzelstaatlichen  Gesetzgebung  zu  betrachten^ 
fast  vollständig  unbeachtet  bleibt  Damals  als  die  einzelnen 
Akte  der  Wirtschaftsgesetzgebung  beraten  wurden,  handelte 
es  sich  um  eine  Gesetzgebung  für  das  Gebiet  des  Norddeut- 
selifMi  Bundes,  von  weldifüi  Preusseii  zwei  I>rittel^  die  übrigen 
►Staaten  ein  Drittel  einnahmen;  damals  stiiiul  SUddeutschland 
—  Baiem ,  Wiirtemberg  und  Baden  —  noch  ausserhalb  der 
Gemeinschaft.  —  AI»  diese  1870  daü  Deutsche  Reich 
bilden  halfen,  übernahmen  sie,  ohne  in  erneute  Diskussion 
Uber  die  einzelnen  grundlegenden  Fragen  einzutreten,  zum 
grösseren  Theile  diese  für  den  Norddeutschen  Bund  ge* 
eebene  Verfassung  und  Oesetzgebung  lediglich  um  der  guten 
deutschen  Sache  willen. 

Das  lässt  sich  ja  nachträglich  nicht  mit  Gewissheit  sagen,, 
welchen  Gang  eben  diese  Gesetzgebung  genommen  hätte,. 
weTin  dif'jenij^en  Staaten  an  ihrer  organischen  Schaffung  von 
vornherein  Teil  |;r<'nonnnon  hätten,  welche  gerade  für  die 
hierbei  in  Fra^-'t'  ^teilenden  Zustände  p-mz  andere  Gewohn- 
heiten und  Meituiiigen  besassen  als  der  Norden  i>eiithchland8^ 
uiiti  welche  Preussen,  wenn  auch  nicht  überlegen,  doch  in 
ihrer  Geschlossenheit  an  Grösse  und  Bedeutung  erheblich 
näher  standen,  als  die  Glieder  des  Norddeutschen  Bundes. 
Aber  das  darf  doch  wohl  behauptet  werden,  dass  die  Fest* 
Stellung  und  Durchbildung  der  m  Art  3  der  Bundes-  und 
nachmaligen  Reiehsverfassung  gt'währleisteten  deutschen  Ghmid- 
rechte  unendlich  grösseren  JSchwierigkeiten  begegnet  wärcy 
wenn  dieselbe  von  Anfang  an  allen  deutschen  Staaten  ol^e- 
legen  hätte,  wenn  nicht  nuvh  naeh  dieser  Riehtimu*  liin  die 
Vorgründung  des  Norddeutseiien  Bundes  d^r  Cirundunir  des 
Deutschen  Reichs  in  umfassender  Weise  vorgearbeitet  hätte. 

§  51. 

Der  Inhalt  des  im  Anschluss  an  den  Kommissionsontwarf 
vom  Reichstage  beschlossenen  Gesetzes  vom  ^.  Juni  1870 
aber  den  Untersttttzungswohnsitz  ist  mit  der  Be* 
merkung,  da^  es  im  wesentlichen  dem  prcussischen  Gesetze 
von  1842  entspreche,  nicht  erschöpft.  Zweierlei  musste,  so- 
bald mehr  als  ein  Staat  beteiligt  war.  anders  geordnet  wer- 
den:  die  BestiinrnunL''en  über  die  Organe  der  Armen|>tlege  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  und  die  Vorschriften  über  die 
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Erle<ligiiri^^  von  Streitigkeiten  zwischen  diesen  Organen.  Nach 
grossen  Gruppen  betrachtet  gliedert  sich  das  Gesetz  in  drei- 
facher Weise, 

Die  erste  Gruppe  yon  Bestimmuiigeii  umfant  die  Be- 
ziehungen der  Norddeutschen  su  dem  Aufenthaltsorte  und  die 
Verpflichtung  des  letzteren  zu  ihrer  Unterstützung;  in  der 
zweiten  befinden  sich  die  Vorschriften  über  die  zur  Unter- 
stützung verpflichteten  Organe;  die  dritte  enthält  die  Anord- 
nnniren  tlbor  das  Streitvcrfahren.  Für  alle  Staaten  schlecht- 
hin gleichartig  sind  nur  jene  der  ersten  Gruppe. 

Es  erscheint  zwecknmssig,  den  wesentlichen  inliuit  des 
Gesetzes  entsprechend  dieser  Dreiteilung?,  die  eine  natürliche 
und  systematische  ist,  zu  betiachten  und  bei  jeder  Gruppe 
die  ihr  eigentümlichen  Streit-  und  Zwei  felspunkte  nach  Mass- 
gabe der  vorerwähnten  Verhandlungen  hervorzuheben. 


I.Gruppe.  Die  untersttttzungsbedürftigen  In- 

di  vid  n  en. 

Hier  handelte  es  sich  zunächst  um  die  Frage,  ub  man  im 
Sinne  des  Bundesrats- Entwurfs  nur  für  ausserhalb  ihres  Hermat- 
8t;Kit'*s  herindÜche  Norddeutsche  Bestimmungen  treffen  und  be- 
züglich der  im  lieimatsstaate  verbliebenen  es  wie  Ijisiier  bei  der 
Landesgesetzirebung  lassen,  oder  ob  man  säninitliche  Ange- 
hörige des  i>undes»  unabhiin^n^  von  dem  Aufenthaltsstaate 
gleichmässigen  Vorschriften  unterwerfen  sollte.  Es  ist  schon 
oben  dargelegt  worden,  dass  und  weshalb  man  sich  im  Sinne 
der  zweiten  Alternative  entschied.  Ausser  den  Abgeordneten, 
welche  in  der  ersten  Beratung  in  diesem  Sinne  sich  geäussert 
hatten,  sind  noch  als  Redner  der  zweiten  Lesung  Sfingor  und 
Stefihany  zu  nennen ,  von  denen  namentlich  letzerer  darauf 
hinwies,  „dass  das  Bundesindigenat  zum  grossen  Teile  inhalts- 
los sein  wünle,  wenn  nicht  ^]ei(  lizeiti«?  die  Lage  derer,  die  eine 
Unterstützung  bedürfen»  einheitlich  nach  gleichen  Normen 
regulirt  vvürde". 

Im  übrieren  erstand  dieser  Re«rHung,  nachdem  die  Kom- 
mission ihren  Entwurf  vorgelegt  hatte^  ein  Gegner  nicht  mehr 
Demgemäss  konnte  §  1  des  Gesetzes  lauten:  Jeder  Nord- 
deutsche ist  in  Jedem  Bundesstaate  in  Bezug  a)  auf 
die  Art  und  das  Mass  der  im  Falle  der  Hülfsbedttrftrgkeit 
zu  gewährenden  öffentlichen  Unterstützung  als  Inländer  zu 
behandeln. 


^)  Was  in  dieser  Resiehmig  die  beiden  nichtpreuasischen  Bevoll- 
mächtigten zum  Buiulesrat  iSdimal/  für  Sacliscii.  Fiofiniiun  für  Hest^en) 
iuich  in  zweiter  Lesung  anführten,  war  nur  Wiederholung  der  Motivining 
dt»  Bundesratsentwuris. 
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Die  Gothaer  und  Eisonacher  Konvention  der  Vorbehalt 
des  Art.  3  der  Bundesverfassung  waren  damit  ausser  Geltung 
gct<("tzt,  und  der  Inhalt  des  Bundesindigenats  um  die  Gleich- 
stellung der  Bundesangehörigen  in  Bezug  auf  die  Öftentlicke 
Armenpflege  erweitert. 

Gleiche  Grundsätze  in  Bczu^*  auf  diese  selbst  brauchten 
damit  an  und  für  sich  nicht  verbunden  zusein;  aber  die  Not- 
%vendigkeit  solche  festzustellen  ergab  sich,  wenn  niau  diese 
formelle  Gleichheit  zu  einer  materiellen  machen  wollte.  Hierüber 
war,  nachdem  das  in  BVage  stehende  erste  Prinzip  entschieden 
war,  keine  Meinungsverschiedenheit  mehr.  Nun  handelte  es 
sich  um  die  Grundlage  der  materiellen  Gleichstellung^  um  das 
System  der  öffentlichen  Armenpflege.  Die  Sachlage  war  gegen- 
über der  ersten  Beratung  eine  völlig  veränderte.  Damals  war 
ein  dem  preussischen  Untorstützungswnhnsitz  ähnlii  lics  Rt-chts- 
vcrlKÜtniss  nur  insoweit  in  Fraji^e,  als  der  Bundes-Entwurf  die 
K'  ^^eliing  der  Materie  überhaupt  versucht  iiatto:  d.  h.  für  die 
intf-rterritorialen  Fälle;  mit  dieser  Beschränkung  konnte  die 
neue  Einrichtung  nur  geringe  d.  h.  eben  nur  interterritoriale 
Bedeutung  haben. 

Die  Vorschlilge  aber,  welche  aus  der  Kommission  snrUck- 

felang^  waren ^  gingen  unendlich  viel  weiter,  zielten  ab  auf 
te  gftnzliche  Aufhebung  der  territorialen  Gesetzgebung,  auf 
Ersetzung  derselben  durch  Bundesgesetz  mit  der  dem  letzteren 
eigentümlichen  Wirkung,  dass  Bundesrecht  Landesrecht  bricht. 

Ueber  die  Bedeutung  dieser  Vorschläge  war  man  sich 
auf  allen  Seiton  des  Hause.s  wip  am  Tische  des  Bundesrates 
völlig  klar.  Wie  auch  die  Entse  hoidnnii-  fallen,  welches  8yf«tcm 
auch  adoptirt  werden  mochte :  von  dem  ^iomeute  an,  in  welcliem 
ein  solches  Gesetz  in  Kraft  trat,  gab  es  in  den  Gemeinden 
zwei  Arten  von  Einwohnern :  Einwohner,  welche  kraft  Landes- 
rechts oder  lokaler  Ordnungen  Bürger-,  Nutzungs-,  Wald-  und 
ähnliche  Rechte  besassen,  und  Einwohner,  welche  kraft  Bundes- 
rechts  zum  Aufenthalt»  Gewerbebetrieb  u.  s,  w,  befugt  waren 
und  für  welche  nach  Bundesarmen recht  die  eine  oder  andere 
Gemeinde  im  Falle  der  Bedürftigkeit  zu  sorgen  verpflichtet 
war.  Der  Gegensatz  zwischen  Staat  und  Gemeinde  wieder^ 
holte  sich  zwischen  Bund  und  Einzelstaat.  Der  Landesgesetz- 
gobun;,^,  welche  diese  VorhMltnisse  zuvor  geordnet  hatte,  war 
auch  kein  anderer  We^-  übrig  <?eblieben,  als  zwei  derartige 
Klassen  zu  scliafl'en:  H  ii  rge  r  (V'ullbürger ,  Nutzungsbürger) 
auf  der  einen,  Einwohner  {Schutzbürger,  Beisitzer,  Ein- 
ßjisseu)  auf  der  andern  »Seite. 

Aber  in  dem  Verhältniss  von  Bundes-  und  Einzelstaat 
hatte  dieser  Gegensatz  noch  eine  Ronsequenz  von  einschneiden* 
der  Bedeutung,  welche  in  dem  Verhältniss  ron  Staat  und  Ge- 


1)  §  1  hebt  dies  noch  ausdrücklich  herror. 
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meinde  nicht  gezogen  werden  musstc.  Im  Einzelstaatc  war 
die  jresotzgcbende  Gewalt  die  höcliste  und  iiiochte  daher, 
soweit  sie  es  für  angemes.sen  erachtete,  den  Gegensatz  be- 
stelicn  lassen,  verschärfen  oder  zu  beseitifren  trachten.  Es 
ist  im  vorigen  Abschnitte  eine  hinreichende  Zahl  von  Bei- 
spielen hierftr  gegeben :  Preussen  versclunolz  Bürger-  und  Ein- 
wohnergemeiiide  nahezu  volbtHndig,  während  die  attddeatschen 
Staaten  die  Qualifikation  der  Gemeinde  als  Bürger-  und  Aufent- 
haltsgemeinde mit  bestimmten  Rechten  und  Pflichten  für  jede 
aufrecht  erhielten  oder  die  eine  oder  die  andere  besonders 
betonten.  Das»  aber  dieser  Unterschied  ein  lediglich  formaler 
war,  sobald  die  materiellen  Verschiedenheiten  beseitigt  oder 
aut  das  geringste  Mass  zurückgeführt  worden,  ist  /^leiclifalls 
im  ersten  Abschnitt«'  dargelegt  worden ;  wenn  von  deiy  Inhalt 
des  ehemaligen  Vollbürgerrechts  alle  Befugnisse  mit  Ausnahme 
der  politischen  Wahlrechte  und  der  etwaigen  Niitziin^^.snH-lite 
dem  Einwohner  gleichfalls  zustanden,  so  blieb  von  demselben 
wenig  oder  nichts  als  besonders  wertvoller  oder  eigentüm- 
licher Bestandteil  surttck  und  die  von  Preussen  ausgesprochene 
Verschmelsung  bedeutete  nur,  dass  in  diesem  Staate  die  neu 
geschaffenen  Verhältnisse  einen  gesetzlichen  Ausdruck  ge- 
funden hatten,  während  er  in  den  übrigen  Staaten  ein  that- 
sächlicher  geblieben  war. 

Aber  wie  dem  aueli  sein  mochte,  diese  Gesetze  und  diese 
Thatsaelien  sclinf  sieli  der  (»inzelne  Stiat  innerhalb  seines 
Gebi'  t«'^.  in  weichem  er  zuständig"  war,  Stnat?il>ürjxr'rreeht  nnd 
GcniciiKlebür^errecht,  Auft'ntlialt.sbefugui8c>e  und  üHentUciie 
Armeupriege  gleichartig  und  gleichzeitig  zu  regeln.  Hierin 
lag  der  tiefereifende  Unterschied  gegenüber  der  Bundesgewalt, 
zu  deren  Zuständigkeit  die  mit  dem  Indigenat  zusammen- 
hängenden Rechtsverhältnisse  gehMen,  während  die  Gesetz- 
gebung über  Gemeindeverfassung  und  Bürgerrecht  den  ein- 
zelnen Bundesgliedem  verblieben  war.  Die  Thatsachen  aber 
und  deren  Folgen  lagen  ausserhalb  der  Kompet(>nz  des  einen 
wie  der  andern,  und  wenn  in  den  Gliedstaaten  die  Zulassung 
von  Einwolmern  neben  den  Vollburgern  mit  «l'-ii  nit  hrfrenannten 
Befugni.ss«Mi  thatsMehlich  die  Wirkung  geliaid  liatt»',  den  Inhalt 
des  eigentlichen  Büiyerrcehts  auf  ein  so  wenig  erhel)liehes 
Mass  zurückzuführen,  so  liess  sich  erwarten,  dass  die  Bundes- 

fesetzgebung ,    wenn    sie   das   Beispiel    nachahmte,  dieselbe 
(Wirkung  üben  würde,  auch  ohne  dass  sie  direkt  in  die  Bürger- 
rechts- und  Gemetndegesetzgebung  einzugreifen  befugt  war. 

Dieser  natürliche  Zusammenhang  war  schon  bei  der  Be- 
ratung des  Freizügigkeitsgesetzes  erkannt  worden;  schon  da- 
mals stellte  der  Abgeordnete  von  Luck  den  sehr  interessanten, 
bei  dem  damaliiroti  Sachstande  selbstverständlich  abgclelmten 
Antrag,  zu  l)t'seliliessen ,  dass  neben  dem  durch  jenes  Gesetz 
gestatteten  liecht  zur  W  ahl  des  Aufenthalts  ein  besonderes, 
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von  anderen  einschränkenden  Bedingungen  abhilngiges  Recht 
zum  Wohnsitz  nicht  mehr  st«'\tttin(len  »olle.  Und  schon  bei 
der  ersten  Lesung  diesen  Gesetzes  yprach  Miqucl  es  aus,  dass 
man  ttW  den  UnteratUtsangswohnsits  hinaas  gemeinsame 
Grundsätze  suchen  mttsse  ttber  Erwerb  und  Veilnst  der  Qe- 
meindeangehörigkeity  als  deren  Folge  die  Hemiat  und 
die  Unterstützungspflicht  sich  eigäben.  Man  müsse  cur  LOsung 
des  inneren  Widerspruches,  der  durch  die  neue  Gesetzgebung 
geschaffen  sei,  geraaezu  und  allgemein  aussprechen :  Derjenige, 
(ler  sich  eine  bostiniintc  Zeit  hindurch  (l  Jnhr)  in  der  Absicht 
(Inuprndcr  Niederlaäsnng  in  der  Gemeinde  auigehalten  hat»  ist 
ü  e  m  e  i  n  d  e  ni  i  t  g  Ii  c  (1 . 

Nahm  Miquel  nun  auch  k<*ine  Veranlassung,  einen  der- 
artigen, ^  von  vornherein  auösiciitüloöen  Antrag  bei  der  späteren 
Beratung  zu  formuliren,  so  hatte  er  doch  mit  seinen  Aus- 
ftihrungen  den  Punkt  beKeichnet^  welcher  in  der  That  der 
Schwerpunkt  nicht  blos  dieser  einen  Frage  nach  dem  richtigeii 
System,  sondern  der  glänzen  G^etagebung  sein  musste.  Und 
wenn  im  Reichstigc  der  Kampf  um  „Heimat''  und  „Unter- 
stützungswohnsita*^,  der  bereits  im  Bundesrat  und  der  Reichs- 
tagskommission mit  ungleichem  Erfolge  geführt  war,  wieder 
auff^cnonnncn  wnrdo,  so  pilt  f^s  eifrcntlich  nicht  molir  dem 
Siege  der  geschl<>ss(»ncn  Hürj^crgeuieinde  oder  der  fr*'icn  Aufent- 
haltsgemeindc  -  diesen  hatte  ja  schon  dns  Freizugigkeitsgesetz 
zu  (innsten  der  letzteren  entschieden  — ,  «ondem  violmfhr  nur 
der  Entscheidung,  ob  man  sogleich  alle  Konsequenzen  jenes 
Gesetzes  mit  voller  Schärfe  von  Bundeswegen  aussprechen  oder 
von  den  eigentOmlichen  territorialen  Bildungen  noch  retten 
BoUei  was  zu  retten  war. 

Und  zu  retten  war  vor  alff  in  l  ines,  das  zwar  nicht  mehr 
das  alte  und  volle  Rilrgerrecht^prinzip  bedeutete,  aber  ihm  in 
dem  Namen  und  dem  Reste  seines  noch  in  den  Einzelstaaten 
gtiltigen  Inhalts  ?im  nächsten  stand:  dir»  Heimat  und  der 
vom  Unterstüt/unf^swnhnsitz  sie  nntcrscheich^nd'^  Krundisatz, 
das»  die  a  1 1  n  11  o  i  m  a  t  nur  durch  Er  w  e  r  b  <•  i  n  c  r  n  »•  n  e  n 
verloren  wenb  n  kann.  Mit  Beibehaltunfr  di»  s(  s  Grundäaue« 
glaubte  man  amh  einen  Rest  der  alten  Heimatöverbindung 
erhalten,  vor  allem  es  erreichen  zu  können,  dass  Niemand  in 
Bezug  auf  die  Annenversorgung  ohne  Heimat  bleibe*  Jenes 
Zwischenstadium  y  welches  in  Preussen  durch  Schaffung  der 
Landarmenverbttnde  erzeugt  war,  fürchtete  man  als  den  letzten 
Schritt,  der  zur  völligen  Auflösung  des  eigentlichen  Gemeinde- 
verbandes fiihren  mtisste. 

Diesen  Standpunkt  vertrat  die  Minorität,  welche  in  den 
Personen  der  menrgenannten  Bundesrats! »evollmächtigten  und 
drs  Abgeordneten  von  Zehmen  (iSachfcicn)  zum  Worte  kam. 
Dagegen  traten  vor  allem  der  Berichterstatter  Fricdenthal, 
sowie  die  Abgeordneten  Sänger,  Stephany  und  Grum brecht 
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auf,  welche  aus  mannigtachen  Gründen     das  in  dem  Kom- 

missionsentwiirf  bofnlj]^to  System  des  prcussischcn  Uiitfr- 
8tUtzun^8wohn8itz<».s  zur  Annahme  empfahlen.  Ihnen  trat  die 
Mehrheit  des  Reichstages  bei. 

§53. 

Die  wesentlichen  QrundstttsEe  ttber  die  Anknflpfung  des 
Individuums  an  beetnnmte  Besirke  in  Bezug  auf  die  Armen- 
pflege enthalten  die  §§  1.  2.  9.  10.  22.  30.  31. 

§  1  fügt  seinem  schon  raitgetheilte  al.  a  noch  ein  al.  b 
hinau,  inhalts  dessen  jeder  Norddeutsche  in  jedem  Bundes- 
Staate  in  Bezug  auf  den  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
s  tii  tzung»  Wohnsitzes  als  Inländer  zu  Leliaudelu  i.st. 
i:j  2  spricht  aus,  dass  die  öffentliche  Unterstützung 
Norddeutscher  durch  O r  t  sn  r  m  c n  vor  bä nde  und  durch 
Landarmen  verbände  ^eubi  werden  s»oll. 

Der  UnterstUtzungswohnsitz  wird  erworben  durch  Aufent- 
halt, Verehelichung,  Abstammung  (§  9).  Wer  innerhalb  eines 
Ortsannenverbandes  nach  zurttckgelegtem  24.  Lebensjahr  zwei 
Jahre  lang  ununterbrochen  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt 
gehabt  hat,  erwirbt  dadurch  in  demselben  seinen  Unter- 
attttzungswohnsitz  (§  10). 

Der   Verlust    des  Unterstützungswohnsitzes    tritt  ein 

a)  durch  Erwerhunj?  eines  mideren  T^nterstützungswohnsitzes; 

b)  durch  zweijährip^c  ununterbrochene  Abwesenheit  nach  zurück- 
gelejL^teia  24.  Lebensjuhr  (§  22). 

Zur  ErjJtattung  der  durch  die  Unterstützung  <'ino» 
hüh'sbedürttigen  Norddeutschen  erwachsenen  Kosten  sollen 
nach  ^  30  verpflichtet  sein  a)  wenn  der  Unterstfitzte  einen 
UntentOtsungswohnsits  hat  derOrtsarmenverband  seines 
Untersttttzungswohnsitses;  b)  wenn  der  Untersttttzte  keinen 
Untersttttzungswohnsitz  hat,  derjenige  Landarmen  verband, 
in  dessen  Bezirk  er  .sich  bei  dem  Eintritte  der  Hülfsbedttrftig- 
keit  befand,  oder  falls  er  im  httlfsbedttrftigen  Zustande  nn^ 
einer  Anstalt  entlasspu  wurde,  derjenige  Landarmenvorband, 
aus  welchem  seine  Kinliefcrung  in  die  Anstalt  erfn]^-t  ist. 

Der  nach  N'nrsehritt  des  ii  30  zur  Kostent-rst-ittung  ver- 
pflichtete Armenverljjind  ist  zur  Uebernahme  eine;»  liidfs- 
d urftigen  Norddeutschen  verpflichtet,  wenn  die  Unterstützung 
aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer  nur  vorübergehenden 
Arbeitsunfähigkeit  notwendig  geworden  ist  ( §  5  des  Fretzttgig- 
keitsgesetzes)  (§  31)'). 

')  AiK'h  hier  ipt  daH  Detrtil  der  ?j>i\teiTn  Fnirterong  in  Zosammen- 
hSDge  mir  den  iiefonnbestrebun^eu  vor^ubehaiteu. 

*l  Vpl.  hierzu  die  |;§  55  uud  56.  Die  Ausweisung  kann  uuter- 
bleiWn  infol^'O  gegenseitige! -UebereiliklUlft;  tae  muss  unterbleibSD,  wenn 
mit  ihr  besondere  Härten  fttr  das  auasawasende  Individattm  verbuodea 
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§  54. 

Die  ttbrigen  Bestimmungen,  soweit  öie  dieser  Gruppe  an- 
gehören, sind  teils  Ergänzuugs-,  teils  Ausnahmevorscbrifteu, 
welche  die  Grundzttge  unberührt  lassen.  Als  vornehmste  Aus- 
nahmevorachrift  ist  die  des  §  29  zu  nennen^  der  ssufolge  gans 
ähnlich  wie  in  den  meisten  Territorialgesetzgebttngen  der 
Ortsarmenverband  bezüglich  solcher  Personen,  welche  innerhalb 
seines  Bezirkes  im  Gesindedienst  stehen  oder  als  Gesellen, 
werbegehtilfen,  Lehrlinge  arbeiten,  zur  unentgeltlichen  Kranken- 
pflege verpflichtet  ist,  soweit  diese  die  Dauer  von  sechs  Wochen 
nicht  ühcrselircitet.  Die  Befugniss,  solche  Personen  zu  Kranken- 
kassen bei  trägen  heranziehen  zu  dUri'en,  ist  vom  Gesetz  nicht 
aU8gc.s])roeh('n  ^ ). 

Die  11 — 14  und  23 — 27  des  Gesetzes  geben  i  iuigr  D.iUiils 
bezüglich  der  Qualifikation  des  den  Erwerb  des  Unterstützung^- 
Wohnsitzes  bewirkenden  Aufenthalts  und  der  den  Verlust  be- 
wirkenden Abwesenheit;  für  beide  Fälle  ist  dieses  Detail 

ebenso  wie  es  die  Fristbestimmungen  sind,  das  gleiche. 

Der  Lauf  der  Fristen  für  Erwerb  und  Verlust  beginnt 
mit  dem  Tage,  an  welchem  Aufenthalt  besw.  Abwesenheit  be- 
ginnen. Durch  den  Eintritt  in  eine  Kranken-,  Bewahr-  oder 
Heilanstalt  kann  weder  Aufenthalt  noch  Abwesenheit  begonnen 
werden  (j^  11.  23). 

Der  Lauf  der  Fristen  ruht,  so  lange  die  freie  Selbst- 
bestimiauiig  über  Aufenthalt  und  Abwesenheit  ausgeschlossen 
ist  (§  12.  24)  und  so  lange  eine  Unterstützung  aus  öftentlichen 
Mitteln  gewährt  wird  (§  14.  27). 

Der  Lauf  del^  Fristen  wird  unterbrochen  durch  den 
von  einem  Armenverbande  gestellten  Antrag  auf  Anerkennung 
der  Verpflichtung  zur  Uebemahme  eines  Hülfsbedürftigen, 
vorausgesetzt  dass  der  Antrag  hinnen  2  Monaten  weiter  ver- 
folgt wird  und  nicht  erfolglos  bleibt  (§  14.  27). 

An  den  durch  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstützungs- 
wohnöitzes  gescliatfent'n  Keclitsverhältnisijen  des  Ehemannes 
bezw.  d«'r  Eltern  nehmen  di<'  Ehetrauen  und  Kinder  s«>  l-inge 
Teil,  als  sie  nielit  nach  \'orschrift  des  Gesrtzes  selli-taiidig 
den  Untorstützungswuhnsitz  erworben  oder  verloren  haben. 
Als  selbständig  gilt  die  Wittwe,  die  geschiedene  und  diejenige 
Ehefrau,  welche  Yon  ihrem  Ehemann  verlassen  ist  oder  die 


ßeiu  würden  und  dies  durch  EutscUeidiuig  der  «uatäudigen  Behörde  fest- 
gcä teilt  worden  ist. 

^)  GepenOber  dorn  ureuss.  (iesetas  von  1842  ist  hen'orzuheben,  da« 
dnrt  die  Frist  zum  Erwerbe  des  Unterstützun^wohnpitzes  für  Dien-thr  Ton 
uud  gewerbliche  Arbeiter  von  der  regelmässigen  Frist  abweicht  und  drei 
Jahre  beträgt,  während  das  Yorli^ende  Gesetz  nur  eine  Frist  bezüglich 
des  Erwerbes  und  Verlustes  des  ÜntefstlltsiingswQhiisitBes  und  besflgUeh 
aller  Personen  nonnirt 
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von  ihm  getrennt  lebt  und  ohne  seine  BeihüUe  ihre  Ernährung 
lindet  (§  15-21). 

§  65. 

2.  Gruppe.  DieOrgancderöffentliclienArmen- 
j)  f  1  e  g  e. 

In  seiner  Tendenz  hat  auch  das  Geüctz  über  den  Untcr- 
stUfamngs- Wohnsitz  jene  annenpolizeilichen  Grundsätze,  welche 
oben  (S.  92)  dargelegt  wurden,  nicht  verhissen.  Ihm  steht  in 
erster  Linie,  dass  mr  jeden  Hulfsbedarftigen  gesorgt  wird, 
in  zweiter  wer  zur  definitiven  Fttrsoiige  verpflichtet  ist. 

Aus  diesem  Gesichtspunkte  schreiben  J  28  und  60  vor, 
dass  jeder  Htllfsbedflrftige,  gleicligilltig  ob  Inländer  oder  Aus- 

lünder,  vo  r  1  ä u  f i g  von  demjenigen  Ortsannenverband,  vorbe- 
haltlich seiner  An8])rUche,  unterstützt  werden  muss,  in  dessen 
Bezirke  er  sicli  bei  Eintritt  der  Ilülfsbedürftigkeit  l)rfindet; 
danach  erst  wird  in  den  schon  genannten  ij^  i^l* — -^1  di''  Fra^^o 
der  definitiven  Verpflielitung  zur  Fürsorge  geregelt,  welche, 
s<»tV'rn  es  sicli  um  Nonlileiit^che  handelt,  <li<'  VerpHichtung  zur 
Erstattung  etwiiigcn  Aufwandes  und  zu  etwaiger  Uebernahme 
in  sich  schliesst. 

Die  Festsetzung  über  Art  und  Mass  der  öffentlichen  l'nter- 
sttttzuDg,  sowie  über  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel  über- 
lässt  §  8  der  Lanilespesetzgebung.  —  Vgl.  hierzu  §  30  al.  4  über 
die  Erstattung  von  Kosten  der  Anstaltspflege.  —  Bezüglich  der 
Ausländer  bestimmt  5^  60  ganz  allgemein,  dass  zur  Erstattung 
derjenige  Bundesstaat  verpflichUBt  ist,  welchem  der  vorläufig  uuter- 
Stutzende  Ortsttrmenverband  angehört,  vorbebaltUeh  der  anderweiten 
landeegesetsUchen  Regelung  dnreh  Uebertragung  auch  der  endgültigen 
Yerpfliehtnng  anf  seine  Armeaverbftnde. 

Ans  ebe-n  demselben  Geisulitsuunkte  rechtfertigt  sich  6o- 
dann  die  weitere  Vorschrift,  dass  kein  noch  so  kleiner  räum- 
licher Bezirk  ausserhalb  der  Verpdiclitung  zur  Armenpflege 
stehen  und  jedes  Grundstück,  sofern  es  nicht  selbst  einen 
Ortsannenverband  bildet^  einem  angrenzenden  0»-A.'V.  zuge- 
schlagen werden  soll  (§  4). 

Die  schwierigste  Au^be  blieb,  wie  überall  zuvor  in  der 
Territorialgesetasgebung,  die  Bestimmung,  welche  räumlich  ab- 
gegrenzten Bezirke  als  Armenrerbände  fungiron  sollen.  Auf 
der  einen  Seite  war  zu  berücksichtigen  die  Leisttmgsikhigkeit 
zur  Aiii^übung  der  vorläufigen  Fürsorge,  also  eine  verwaltungs- 
techni^elie  Fähigkeit,  auf  der  aiid(Tn  die  Leistungsfilhigk^  it 
zur  Tnjgung  der  detinitivcni  Unterstützungskogten .  nlso  (mhc 
tinnnzi«*lle  Ffihigkeit.  Und  weiter  wnr  der  Verband  in  seiner 
nlumiichen  Ausdehnung  so  abzugrenzen,  da^s  der  auf  der 
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OmiKllip^o  rl(».s  wirtschaftlichen  Aequivalents  aufgebaute  Unter- 
stützungswohnsitz  seine  Schuldigkeit  tlnin  und  dass  bei  Je- 
mandem, der  öich  innerhalb  eines  B»  /.iikt;^  wenig.stt'iis  zwei 
Jahre  aufgehalten  hatte .  Hinigermaösen  von  Leibtung  und 
Gegenleistung  die  Kode  öein  konnte. 

Obwohl  nun  die  RonmisBion  erklftrt  hatte ,  daw  die 
kommunale  Qualifikation  ein  Ghrund  sein  könne^  aber  nicht 
an  und  für  sich  sein  müsse ,  die  politische  Qomeinde  als 
zweckentsprechendes  Ofgan  zu  bezeichnen,  so  war  sie  docli 
ausser  Stande,  unter  den  in  Deutschland  goKebenen  Verhält- 
nissen eine  andere,  die  Zwecke  der  Armenpflege  in  höherem 
Masse  gewährl (ästende  Qualifikation  ausHntfifi^  zu  machen,  als 
diejenip^e,  welche  die  Territorialgesetz^^eljunir'  n  1)i^h<'r  erfoniert 
hatten  und  welche  die  allgemeine  und  iierkommliche  war; 
eben  die  der  G<*niein(le  und  des  Gutsbezirkes. 

So  baut  denn  auch  duö  Oesetz  daö  »Sybteni  seiner  Orts- 
armenverbände auf  die  Gemeinden  uud  Gutsbezirke  auf,  hier- 
bei den  roannfg&ltigsten  Kombinationen  freien  Spielraum 
lassend.   §  3  lautet: 

gOrtsarmenyerbttnde  können  aus  einer  oder  mehreren 
Gemeinden,  und  wo  die  Gutsbezirke  ausserhalb  der  Gemeinden 
stehen,  aus  einem  oder  mehreren  Gutsbesirken,  beziehungsweise 
aus  G(5meinden  und  Gutsbezirken  zusamnienj^osetzt  sein.  Alle 
zu  eiiK'iii  ( )rtsarmenverb;nidt'  vor^iniirten  Gemeinden  und  Guts- 
bezirke gelten  in  Ansehung  der  durch  dieses  Gesetz  geregelten 
Verhältnisse  als  eine  Einheit." 

Diese  Bestimmung  enthält  eine  Begrenzung  nach  unten 
und  nach  oben  hin;  nach  unten:  dass  mindestens  eine  Ge- 
meinde, mindestens  ein  Gutsbezirk  die  Funktionen  des  Orls- 
armenverbandes  ttbemehmen  muss  —  nach  oben:  dass  jede 
Vereinigung  nur  wieder  aus  solchen  zur  Funktion  des  Orts- 
armenverbandes geeigneten  Or<j:ane!n,  also  aus  Gemeinden  oder 
Gutsbezirken.  ])estehen  darf.  Dies  vorausgesetzt,  gehen  die 
einzelnen  Bestandteile  eines  durch  Vereinigung  gebildeten 
Ortsarmenverbandes  derart  in  dem  let/t  von  auf,  dass  die«:elben 
in  Ansehung  des  Gesetzes  als  eine  Einhfit  gelten  .  dass  also 
vor  allem  der  Anfentlialt  in  einer  der  dazu  gehörigen  Ge- 
meinden und  Gutsbezi rk»'  zum  Erwerbe  und  nur  die  Abwesen- 
heit von  jeder  derselben  zum  Verluste  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes fuhrt 

Im  tibrigen  liegt  es  der  Landesgesetzgebung  ob,  über 
die  Zusammensetzung  und  Einrichtung  der  Ortsarmenver- 
bttnde  Bestimmung  zu  treffen  (6  8). 

In  Bezug  auf  die  Landarmen  verbände  kam  die 
Notwendigkeit  in  Betracht,  ihre  Funktionen  grösseren,  den 
Ortsannf^n verbänden  übergeordneten  Bezirken  zu  übertragen ; 
hier  fehlte  es  aber  an  einem  »MiduM'tlichen  Massstabe,  wie  er 
für  die  Ortsarmenverbände  durch  das  Vorhandensein  gleich- 
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artrgor  unterster  politischer  Körperschaften  gegeben  w<ar,  inso- 
fern die  darüber  sich  crhobenden  VerwaltuTig"sknrper  höherer 
Ordnung  in  den  L'inzelnen  »Staaten  durchaus  versciiiedono  Bil- 
dung hatten  —  gleichartig  waren  nur  erst  wieder  die  Xi  v- 
waltungskörper  liöL'hstcr  Ordimng,  die  Staaten  selbst.  Da- 
zwischenlagen inPrcuöäeu  Kreise,  Regierungbbezirke,  Provinzen, 
in  Sachsen  Amte-  und  Kreishauptmannschaften  u.  s.  w.,  während 
in  den  kleineren  Staaten  nur  eine  Zwiachenbildung  bestand 
oder  die  Staatsverwaltung  sieb  unmittelbar  den  Gemeinden 
überordnete.  Hier  von  xornherein  eine  Auswahl  su  treffen 
mid  von  Bundeswegen  die  in  den  einzelnen  Staaten  su  Land- 
armen virljänden  geeigneten  Organe,  zu  bestimmen,  war  also 
unthinilirlK  auf  der  anderon  Seite  war  aber  auch  die  Nötigung 
hierzu  -rri liger,  da  dio  LiiTulrirmenverbiliirl*^'  nur  eventuell  eiu- 
tren-n,  die  Ortsanneuverljaiide  im  übrigen  zu  vorläufiger 
Unterstützung  verpflichtet  öein  sollten,  ea  bicli  also  mehr  um 
Sicherstellung  der  finanziellen  als  der  verwaltungstechnischen 
LieistungsiHhigkeit  handeln  musste.  Endlich  kam  noch  ein 
Drittes  in  Betracht  In  den  meisten  Eimselstaaten  war  von 
jeher  ii^end  eine  Art  der  BeihOlfe  zu  der  Örtlichen  Armen« 
pfl^e  üblich  gewesen:  in  Preussen  bestand  bereits  vor  dem 
Oesetz  von  1842  die  Einrichtung  der  provinziellen  Fürsorge 
ftr  Geisteskranke,  Gebrechliche  u.  a.;  seit  1842  hatten  sich 
derartige  Einrichtungen  im  Anschluss  an  die  neu  geschaffenen 
Landarmenverl »ilnd " .  Ml><^eselH^n  von  der  ihnen  dort  gestellten, 
ohnedies  der  Entiaätung  der  Annenverbände  dienenden  Auf- 
gabe, in  der  Richtung  auf  Uebernahme  ;4t!vvii>ber  Anneiipfiege- 
•ßlll«'  weiter  entwickelt.  Ebenso  war  in  den  übrigen  Staaten 
die  Irrenpflege,  die  Zalihing  von  Beiträgen  an  unvermögende 
Oemeinden  u.  dgl.  mehr  Gegenstand  der  unmittelbaren  Eür- 
aoige  des  Staats,  des  Kreises,  des  Amtsverbandes  u.  s.  w.^) 
gewesen. 

Es  lag  nicht  nur  kein  Grund  vor,  in  diese  mannigfachen 
Thätigkeiten  vcrschi(>dener  Organe  einzugreifen,  sondern  um- 
gekehrt traf  die  Erhaltung  und  Beförderung  derarti^jrer  Ein- 
richtungen mit  der  Tendenz  eines  vor  allem  auf  gereehtf 
Verteilung  der  Armenlast  abzielenden  Gesetzes  durcliaus  zu- 
sammen. 

Aus  all  diesen  Gruntl*  ii  konnte  sich  da.«is<*lbe  daher  be- 
gnügen, den  einzelnen  Staaten  die  Einrichtung  von  Land- 
arnienverbänden  vorzubclireiben  und  den  von  letzteren  mit 
den  Funktionen  des  Landarm^verbandes  su  betrauenden  Or- 
ganen die  eine  Verpflichtung  aufzuerlegen,  welche  zu  den 
unerlftsslichen  Grundlagen  des  Systems  gehörte:  die  unbe- 
dingte Verpflichtung  zur  Unterstütaung  hülfsbedürftiger  Nord- 
deutscher, welche  endgültig  zu  tragen  kein  Ortsarmenverband 

>)  Vgl  bierttber  ooten  Kapitel  10. 
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verptiic'iitet  i.st  (ij  5).  Im  iil)rijU''on  l»lieb  es  der  Landosposetz- 
gebiing"  ül)orlass«']i.  zu  bestiinmen,  <»b  der  St;mt  uninittelbar, 
ob  er  diurli  andere  Organe  die  Funktionen  des  Landaniien- 
verbandes  -üben  soll,  in  welcher  Art  und  in  welchen  Fällen 
den  Ortsarmenverbänden  BeibUlfe  zu  gewähren  sind,  und  endlich 
ob  und  inwiefern  sich  die  Landarmenverbttnde  der  Orte- 
annenverbKnde  als  ihrer  Organe  bei  Ausübung  der  öffentlichen 
Armenpflege  bedienen  dürfen^)« 

§  56. 

Der  positive  iuhalt  der  vorstehend  mitgeteilten  Gesctzc«»- 
vorschrifteu  schloss  einen  negativen  gewissermassen  von  selbst 
ein.  Trotz  allen  Spielraums,  welcher  für  die  Bildung  der 
Armenverbande  im  einzelnen  aus  guten  Grttnden  gestattet 
war ;  andere  als  die  vom  Gesetze  erforderten  Verbände  konnten 
in  öffentlich-rechtlieher  Beziehung  nicht  mehr  als  zulässig  er- 
achtet werden.  Die  armenpolizeiliche  Vorschrift,  dass  kein 
Norddeutscher  in  keinem  Räume  des  Bundesgebietes  im  Falle 
der  Bedfirftigkeit  ohne  Untersttitzung  bleiben  soll,  dass  keine 
Unterstützung  anders  als  durch  die  gesetzlich  geordneten  Ver- 
bände mit  der  Wirivung  einer  öffentlichen  (d.  h.  einer  erstat- 
tungsftlhigcn j  verabfolgt  werden  kann,  bedingte  es  auch,  aus- 
zusprechen, dass  andere  als  diese  Verbände  Annenverbände 
im  Sinne  des  Gesetzes  nicht  sein  kOnnen.  Damit  waren  Kirch- 
Spielsgemeinden,  konfessionelle  Armenverbände  und  ähnliche 
halböffentliche  oder  auch  ganz  private  Bildungen,  welche  bis* 
her  mehr  «Mler  w  eniger  an  ihrer  Stelle  ausreichend  gewesen 
waren,  aus  der  Reihe  der  öffentlich-rechtlichen  Organe  der  Armen- 
pflege entfernt  und,  soweit  sie  nicht  mit  den  politischen  Gruiid- 
bildiingon  der  Gemeinden,  Distrikte  u.  s.  w.  übereinstimmten^ 
ihrer  biöherigeu  Funktionen  entkleidet 

In  §  6  des  Gesetzes  ist  dies  in  Bezug  auf  Armenverbände» 
deren  Mitgliedschaft  an  ein  bestimmtes  Glanbensbekenntniss  geknüpft 

ist ,  noch  ausdrücklich  ausgesprochen.  Der  §  50  des  Entwurfs, 
welcher  lautete:  Landannen  verbände  und  sonstige  für  einzelne 
Zweige  oder  Fülle  der  öffentlichen  Armenpflege  eingenchtete  ;ji  ossere 
Verbände  stehen  in  Bezug  auf  die  Verfoljniii^r  ihrer  Rechte  den 
Armenverbänden  gleich",  wurde  von  der  Kuiuniission  in  der  aus- 
drücklichen Absicht  ausgeschieden,  Nebeubildungcn  nicht  zuzula^^eu 
and  geradezu  die  bestehenden  Yerb&nde,  sowdt  sie  grossere,  dem 

M  Hierher  ^jehört  noch  die  etwas  weiter  greifende  Vorschrift  des  ij  oi», 
wonach  jeder  Bundesstaat  verpflichtet  sein  soll,  für  Erstattung  derjenigen 
Kosten  za  sorgen,  sa  deren  Zahlane  ein  OrtBarmcn verband^  Isat  Be- 
6cheini|:rnTip:  aemer  voigeBetstfin  Beböide  ganz  oder  teilweise  aasMr 
Stande  iAt. 
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L-A.-V.  fthnliche  sind,  dm  L,«A.-y*  anznnfthern  oder  sie  darin 
dnsoBcliliesBen.  Let2tere8  blieb  dann  eben  Saebe  der  Landes- 
leselxgebiiBg. 

§  57. 

3.Gruppe.  Verhältniss  der  Armen  verbände  zu 
einander. 

Dass  eui  Anuenverband  in  die  Lage  kornuieii  kann,  durch 
vorläuiiire  Unterstützung  einer  ihm  nach  Massgabe  des  Ge- 
setzes nicht  zugehörigrn  Person  die  Geschäfte  des  endgültig 
verpliich  toten  Annen  Verbandes  zu  besorgen,  war  bereite  durch 
die  Unterscheidung  zwischen  vorläufiger  und  endgültiger  Ver- 

äichtnng  zur  Untmttttsung  ausgesprochen ;  es  erilbrigte  noch, 
B  Verfahren  su  ordnen,  mitteU  dessen  der  Ansprach  ana 
der  GeschäftsfUhning  geltend  gemacht  werden  konnte. 

Zunächst  sind  in  dieser  Beziehung  einige  Bestimmungen 
m  nennen,  welche  die  selbstverständliche  Konsequenz  des 

finzen  Systems  sind  und  welche  ohne  Debatte  aus  dem 
andeeratsentwurf  in  den  Kommissionsentwurf,  aus  diesem 
in  das  Gesetz  tibergingen:  die  Bestimmungen 

1)  dass  Rechto  und  Verbindlic]ik«'lten  nur  zwischen  flcn 
ziu*  Gewäiimng  üffentlichor  Unt<  rstiitzung  nach  Vorschrift 
die:<e8  Gesetzes  verpflichteten  Verbünden  begründet  werden 

2)  dass  jeder  Armenverban«!  bt  rechtigt  ist,  seine  Ansprüche 
p'^en  einen  andern /\rnienvi'rband  auf  dem  durch  dieses  Ge- 
i»ctz  bezeichneten  Wege  bclbs tändig  und  unmittelbar  vor  den 
zur  Entscheidung  sowie  ziu*  Vollstreckung  derselben  berufenen 
Behörden  geltend  zu  machen  (§  36), 

3)  dass  Orts-  tmd  Landarmenverbttnde  In  Bezug  auf  die 
Verfo^nng  ihrer  Rechte  gleich  stehen  (§  7). 

Auch  ist  hier  vorab  die  Vorschrift  des  §  34  zu  erwähnen, 
welche  mehr  instruktioneller  Natur  ist  und  den  yorläutig  untcr- 
Bttttzenden  Ortsarmenverband  verpflichtet,  eine  vollständige 
Vernehmung  des  Unterstützten  uIht  seine  persönlichen  Hei- 
matsverbältnisse  zu  bewirken  und  den  etwaigen  Anspruch  auf 
Erstattung  bei  Vermeidung  des  Verlustes  dieses 
Anspruchs  binnen  6  Monaten  nach  liegonnener  Unter- 
stützung!: bei  (iem  vormeintheh  verpflichteten  A rmenverbande 
mit  <ier  Anfrage  anzunieklen,  ob  der  Ansprucii  anerkannt 
wird.  Die  Anmeldung  soll,  falls  der  verptlichtete  Armenver- 
i»and  nicht  zu  ennittelu  ist.  bei  der  dem  vorläulig  unter- 
stützenden Aiiiienverbande  zunächst  vorgesetzten  Behörde  er- 
folgen. Geht  innerhalb  vierzehn  Tagen  eine  zustinunende 
Antwort  des  in  Anspruch  genommenen  Annenverbandes  nicht 
ein,  so  gilt  dies  einer  Ableh  nung  des  Anspruchs  gletcL 

FonAufn  (S1)  VI  4.  ^  Mtaft«rTMrf.  11 
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Ein  Antrag  des  Abg.  Grumbrecht,  statt  der  Präsumtion  der  Ab- 
lehnung die  Präsumtion  der  Anerkennung  bei  Nichtantwort  innor- 
hiilb  o  ^VüL•llc'n  ein/utüliren,  wfW  sonst  wieder  ein  Privileg  für  den 
viTiitiicliteleri  Arntcnvci liand  gescbart'en  würde,  wurde  mit  dem  zu- 
tretenden Hinweis,  dass  eine  solche  Bestimmung  gegen  die  einfachsten 
liechtsprin/.ipien  Verstössen  würde,  abgelehnt,  dagegen  §  35  angenommen. 

In  den  Entwürfen  des  Bundesrats  und  der  Kommission  war  nur 
die  Verpflhhtang  zur  Vernehmung  und  Anmeldung  ohne  Frist* 
bestinimung  ansgesprochen.  Im  Reichstage  wurde,  besonders  von 
Grnmbrcchtf  geltend  gemacht,  dass  eine  solche  instmktioiielle  Vor- 
schrift Uberhaupt  nicht  in  das  Gesetz  gehöre.  Dagegen  stellte 
der  Abg.  Frantz  den  Antrag  aaf  ßinf&gong  Ton  Fristbestimmungen  — 
Nr.  157  III  der  Drucksachen  — ,  um  den  verpflichteten  Annen- 
verbänden gegen  die  Lässigkeit  der  vorläufig  unterstützenden  Sicherheit 
zu  gewähren ;  er  machte  besonders  geltend,  dass  es  für  die  ersteren, 
falls  sie  von  dem  Ansiirucdie  erst  nach  langer  Zeit,  vielleiebt  nach 
Jahren,  erfahren,  oft  unmöglich  sei,  noch  die  Anfentha!tsverhältnii»-e 
festzustellen,  sich  au  früher  vermögend  gewe&ene  Verwandte  zu  re- 
gressiren  u.  s.  w.  Die  von  Frantz  beantragte  Frist  von  8  Wochen 
wurde  auf  Antrag  des  Abg.  v.  Hennig  auf  6  Monate  erhöht.  —  Der 
Berichterstatter  Friedenthal  glanbte  noch  darauf  hinweisen  su  mttssen, 
dass  es  sich  hierbd  immer  nur  um  Kosten  handeln  könne,  die  der 
Vergangenheit  angehören,  da  im  Falle  dauernder  Bedftrftigkeii  in 
jedem  Momente  der  Dauer  der  Ansimich  auf  Ausweisung  beew. 
fernere  Kostenerstatiung  erwachse. 

Die  einmal  geschehene  .Anmeldung  uiikt  auf  unbescliranlae  Zeit; 
auch  wenn  nachträglich  der  erstaitungsptiichiige  Annenverbav.d  er- 
mittelt wird,  soll  es  keiner  Wiederholung  d^r  Anmeldung  bedürfen 
—  vgl.  Entsch.  vom  2.  Mai  lb8d  Bd.  XVÜ  S.  143. 

S  5b. 

Fdr  die  Ordnung  des  Verfahrens  selbst  waren  swei  Mög- 
lichkeiten gegeben.  1.  Es  konnten  alle  Annenstrcit^aehen 
einem  von  Bundesw^gen  zu  ordnenden  gleichartigen  Verfahren 

unterworfen  worden;  2.  es  wurden  nur  diejenigen  Fillb-  vor- 
gesehen, in  welchen  Anii'Mi  verbände,  di<'  vorschiedenen  Hiiiulcs- 
fitaaten  ani^cliören.  in  .Streit  anraten.  Mit  anderen  Worten:  es 
liandelte  sich  :iiich  hierbei  darum,  ob  mau  durch  Bundasre<  ht 
alles  L;uidea.reeht  beseitigen  oder  sich  mit  interterritorialer 
iiigeluiig  l)ogntif^en  wollte.  Das  Gesetz  ful^t  der  zweiten 
Alternative.  Streitigkeiten  zwischen  verBchiedenen  Armen- 
verbänden f  welche  demselben  Bundesstaate  angehi^ren ,  soUen 
auf  dem  durch  die  Landesgesetze  vorgeschriebenen  Wege  er- 
ledigt werden  37).  Gehören  dagegen  die  streitenden  Teile 
vorschifMlenen  I  -  n  'lesstaaten  an,  so  findet  ein  Imndeagesetz- 
lich  ^jfennlnetes  Vorfalireu  statt  (§  38 — 51  d.  (res.). 

Doch  soll  auch  in  diesen  interterritorialen  Streitf^lllen» 
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soweit  aie  die  untere  Instant  angehen,  über  den  erhobenen 
Aosprach  im  Verwaltungsw^  durch  diejenige  Spruchbehörde 
entochiaden  werden,  welche  dem  in  AuBpruch  genommenen 
Verbände  vorgesetzt  ist,  und  die  Zuständigkeit,  der  Instanzen- 
zug und  das  Verfahren  der  landesgesetzliehen  Regelung  vor- 
behalten  bleiben. 

Waa  die  Entscheidung  in  letzter  Instanz  anging,  Hess 
sich  zwar  denken,  dass  bei  \m  übrigen  einheitlicher  Regelung 
der  Materie  für  das  ganz«'  Bundesgebiet  eine  über  die  Einzel- 
.«t.iateii  binausr«'ic']ii*nde  Instanz  gescliaften  wurde,  welche  von 
lUuidi'.swe^^cn  Aufsielit  übte  und  Recht  spracli.  Unbedingt 
erforderlich  war  dieHolbe  »elbijtvcrätilndh'ch  nur  bei  Streit- 
sachen /.wiseheu  ArmenverliSnden,  die  verschiedenen  Bundes- 
öixitcn  angehören.  Dicöcr  Tunkt  bildete  nun  den  dritten  be- 
deutenden Aulaüö  für  die  gesetzgebenden  Faktoren,  bich  über 
die  Kompetenzen  der  Bundesgewalt  aufs  gründlichste  auszu- 
sprechen« Und  indem  von  der  einen  Seite  die  Befugniss  des 
wides  zur  Schaffung  einer  solchen  Instanz  fUr  alle  (aUo 
auch  die  nicht  interterritorialen)  Streit&lle  des  Armenrechts 
in  Anspruch  genommen,  von  der  andern  Seite  jede  über  ein 
interterritoriales  Austrttgalverfahren  hinausgehende  Befugniss 
bestritten  wurde,  erhielt  die  Diskussion  wiederum  eine  die  Wich- 
tigkeit der  in  Frage  Stehenden  Angelegenheit  bei  weitem  über- 
ragende Bedeutung:  wiederum  standen  Bund  und  Einzel- 
staat in  scharfem  Gegensatz  einander  gegenüber;  wiederum 
meinten  die  Vertreter  der  einen  Kiclitung,  dass  durch  die 
endgültige  Entscheidung  in  iiirem  Sinne  die  genieinsame 
deutsche  Sache  aufs  beste  getördert  werde,  während  die  an- 
dern eiacii  unerträglichen  Eingriff  in  die  einzelstaatheln  n 
Hoheitsrechte  abwehren  zu  müssen  glaubten.  Von  dem  Er- 
^ebniss  dieser  Kampfe  unterscheidet  sich  aber  die  Frucht 
jener  anderen,  welche  man  um  die  einheitliche  Regelung  der 
Armenillrsorge  und  das  armenrechtliche  System  geführt  hatte, 
durch  den  Erfolg,  welcher  in  der  Hauptsache  deijeni^en  Seite 
blieb,  welche  der  gemeinsamen  obersten  Instanz  widerstrebt 
hatte. 

Der  Verlauf  dieser  Kämpft  ist  für  das  Verständniss  der 
schliesslichen  Regelung  deshalb  besonders  wichtig^  weil  es 
noch  bis  zur  Gegenwart  keine  armen  rechtliche  gemeinsame 
oberste  Instanz  giebt  und  die  sie  betreffenden  Fragen  noch 
g^enwttrtig  bestrittene,  zum  Teil  ungeh'iste  sind 

In  gewissem  Öinne  am  weitesten  ^\  ar  in  dieser  Beziehung 
der  Entwurf  des  Bundesrats  zurückgeblieben,  der  von  vorn- 
herein nur  der  interterritorialen  Ue^  dung  ^^alt,  von  vornlierein 
nur  eine  genieinsaTne  Intstfinz  für  die  dahin  gehörigen  Fälle 
im  Auge  haben  konnte.    Als  solche  bezeichnete  er  den  Bundes- 


*j         iuerzu  unten  ^  210.  2lil.  222. 

11* 
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rat.  und  zwar  oinen  aus  «einer  Mitte  zu  bildenden  Aus- 

sehii^s  t  ür  dad  II  eimatwes  e  n. 

Diese  Bestimmung  .hatte  zunäclist  in  der  Kunmiis.sion,  da- 
nach im  Reichstage  das  eigentümliche  .Schicksal,  weder  der 
einen  noch  der  andern  Partei  zu  gefallen :  den  Vertretern  der 
Elnheitshestrebun^n  erschien  die  Bescbränkttng  auf  die  we- 
nigen eigentlich  interterritorialen  Fälle  viel  zu  eng^  während 
die  Gegner  die  Bildung  eines  solchen  Ausschusses  als  ausserhalb 
der  verfassungsmässigen  Kompetenz  des  Bundesrats  ii^end 
erachteten. 

Dem  entsprechend  bewegten  sich  Anträge  und  Beschlüsse 
in  der  Richtung  auf  Erweiterung  hier,  auf  Einengung  der 
Bundesbefugnisse  dort.  Die  Kommission,  welche  den  für  die 
damaligen  Verhältnisse  wirklich  Ungeheuern  Sprun^:^  von  dor 
blos  intertcrritonalon  zur  <'iTiheitlicht'ii  Rogelun^  der  ^.ranzen 
Materie  ^o-wa^rt,  und  —  Mch  zeigte  —  mit  Ertol«;  ^^-wiigt 
hatte,  iiaiiin  auch  (l«*u  Gedanken  einer  buiidcKuntlicheii  In- 
stanz mit  Lebhaftigkeit  auf  und  folgerte  aus  der  Thatsache 
der  nunmehr  gemeinsamen  RechtsqueUe  die  Notwendigkeit 
ihrer  gleichmässigen  Benutzung,  die  nur  durch  eine  gemein- 
same  höchste  Instanz  gewährleistet  werden  könnte.  Mit  Ge- 
schick drdiizirte  sie  aus  dem  Vorgehen  d*>s  Bundesrats,  dass 
er  durch  seinen  Entwurf  die  Frage,  ob  die  iSchafiung  einer 
solchen  Instanz  verfassungsmässig  zulHssig  sei,  präjudiziell  in 
bejahendem  Sinne  entschieden  hätt(*,  und  mit  Wftrme  betonte 
sie.  da.ss  es  neben  dem  foniiclli'n  Recht  auf  den  fioist  der 
Verfassung  ankomni<^,  welch»'  d<'in  Bunde  nicht  die  Gfsetz- 
gebuntr  übertragen  liätt-».  wenn  .siu  ihm  nicht  aucli  die  Mög- 
bchkeit  hätte  geben  wollen,  Garantien  fiii  ihre  Duix-hführuug 
zu  schafftm 

Die  Gegner  bestritten  die  Kompetenz  des  Bundesrats, 
auch  nur  zur  Bildung  eines  neuen  Bundesratsausschusses, 
durchweg  und  beriefen  sich  hierfür  auf  die  Art,  3.  4.  15.  17 
der  Bundesverfassung.  Art  3  enthalte  die  Bestimmung,  dass 
von  dem  gemeinsamen  Indigenate  die  Armenversorgung  und 
die  Aufnahme  in  den  lokalen  Armenv^M-band  nicht  bertlhrt 
sein  solle;  in  Art.  4  seien  die  Gegenstände  der  Bundesgesetz- 
gebung, in  Art.  8  die  zu  bildenden  Ausschüsse  festgesetzt  — 


uimatweöcu  nicht  auf  — ,  und  endlich  Ubertrage  Art.  17  dem 


M  Im  Reichstage  war  es  besonders  Lasker,  welcher  das  Wort  ^Aof- 
eicht"  in  dem  Sinne  intprpretirte,  dass  darunter  nicht  blos  ein  eiiimalijces 
Eingreifen,  sondern  das  ordDungsmässige  Lösen  der  entstehenden  Zweifd 
im  Wege  der  Entscheidnng  durch  geordnete  Organe  sn  verstehen  sei. 
Miquel  sprach  aus,  dass  die  Schafibtig  eber  obersten  Instanz,  falls  die 
Berechti^aiiig  tiiemi  nicht  schon  aus  der  Verfamung  benolatea  sei» 
zweifellos  durch  ein  Spezialgesetz  erfolgen  könne. 
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Bunde  nicht  die  Handltabung  der  Gesetse,  sondern  lediglich 
die  Ueberwachung  ihrer  Aus&hrung. 

80  standen  sich  denn  gegenüber  die  Verflachter  der  Ein- 
holt, wf'lche  von  rler  ZorsplitteruTip:  df^r  Rechtsprechung  in 
viele  huHli's*j;<'s('tzlich  liüclusto  Instfuizeii  die  wohlthHtigon 

Wirkungen  dts  (iesetzes  gefHhrdendi;  Vielfältigkeit  und 
Zwiespältigkeit  befürchteten  —  und  jene  andern,  ftir  welche 
die  Zulassung  der  gemeinsamen  obersten  Instanz  die  weitere 
Stärkung  einer  die  Landeshoheit  unheilbar  zerstörenden 
Bandesgewalt  bedeutete'). 

Und  an  diesem  Punkte  wurde  nun,  nachdem  schon  die 
rerschiedenen  Heimatsysteme  ein  Opfer  der  Bundeshoheit 

feworden,  um  so  nachdrücklicher  festgehalten.  Wie  nach- 
rficklich^  das  zeigte  nicht  blos  die  Erklitrung  des  sAchsisctuni 
Bevollmächtigten  (Schmalz);  es  erklärten  vielmehr  zunächst 
in  der  Kommission  der  lirvolhiiächtigte  der  preussischen  8tants- 
regierung  (v.  Puttkanier)  und  (Icniniiclist  im  RiM'chsrta;;»'  der 
Präsident  des  Bundeskanzleramtes  (DclbriKk)  in  ^'i^^fuer  Per- 
son, dass  das  gauise  Gesetz  auf  unüberwindlichen  W  iderstand 
Stessen  würde,  wenn  die  Kommissionsbeschlüsse  wegen  »Schaf- 
fung einer  ausnahmslos  höchsten  gemeinsamen  Instanz  ange- 
nommen werden  würden. 

Da  diese  Erklärung  ^  die  bestimmt  genug  ausgesprochen 
war,  um  das  Eintreten  d«  r  dann  in  Aussicht  gestellten  Even- 
tualität ausser  allen  Zweifel  zu  setzen ,  das  äusserste  Mass 
<ies  Entgegenkommens  seitens  der  widerstrebenden  Elemente 
und  somit  die  Grenze  de^  überhaupt  Erreichbaren  bezeiehnet(^, 
so  wurde  sie  ausschlaggebend  fUr  die  Bcschlussfassuug  des 
Reichstages. 

Entsprochen  wurde  ihr  dureh  einen  Antra,*r  des  Abii", 
iMirpu'l  -),  inhalts  dt  ss«  11  bei  allen  Streitigk<'it<'n  /.wirtclitMi  Armen- 
verbiinden,  welche  verschiedenen  linndcsstaaten  angehören, 
die  Berufung  an  eine  gemeinsame  Bundesinsiauz  (nach  nale  rt'U 
im  Detail  zu  beratenden  Massgaben)  zulässig  sein  sollte.  Auch 
sollte  es  der  Landesgesetzgebung  frei  stehen,  bis  zu  ander- 
weiter von  Bundeswegen  erfolgender  Regelung 
der  Kompetenz  der  Bundesinstan  z  auch  Streitigkeiten 
zwischen  Arnumverbänden,  die  nur  ihrem  Gebiet  angehörten, 
dieser  Bundesinstanz  zu  unterw(?rfen. 

Nachdem  Miqucl  seinen  Antrag  begründet  und  insbosnn- 
dere  dargeh'gt  hatte,  dass  es  besser  sei,  das  Geringere  anzu- 
nehmen, als  gar  keinen  Fortschritt  auf  dem  Wege  eiuheit- 


M  Der  Abgeordnete  Oehmichen  sprach  geradezu  von  i^alliniüilicheiii 

Meditttisiren"  Seine  vorffi'^mng^ßmiissiffen,  in  der  Romraission  vorge- 
brachten Bedenken  hatte  er  iu  einem  beparatvotum  niedergelegt  \gL 
Anm.  1  S.  146. 

Nr.  197  der  Oruckaachen. 
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lieber  Gesetzgebung  zu  machen,  erklärten  auch  anden»  Mit- 
glieder des  Roic  hstnp^f's  und  zwar  aus  beidr'U  Lagern  ihre  Be- 
reitwilliVk^  it  zu  ciiiom  Komj^roiui.ss  im  Interesse  dr^s  Ganzen. 
So  wurde  der  Mi(]Molscli>'  Antrag  vom  Roichsti^^c  an^r^noin- 
nvn  *)  und  eim  1  miKlcsgesotzIicln*  oberBt«'  liistaiiü  g«-*8eh.-itT<;iK 
welche  die  o  bl  i^f^  to  r  i  sc  h  Instanz  für  alle  intiMttrri- 
torialen,  die  fakultativ»  liir  die  nur  territorialen  6trcit- 
fölle  zu  liilden  betiLiunut  wurde       41.  52). 

Von  sekundärer  Bedeutung  war  an  dieser  Stelle  die 
Frage  der  Organisation,  welche  der  Miquelsche  Antrag  vor> 
behalten  hatte;  an  dieser  Stelle  —  denn  an  und  für  «ich 
kam  den  Fragen,  ob  Verwaltnnga-  oder  zivilgerichtliches  Ver- 
fahren, ob  Gebtthrenfreiheit  oder  GebOhrenlast,  ob  anf  Leben»* 
seit  ernannte  oder  absetzbare  Richter  u.  a.  m.  auch  in  An- 
sehung des  vorliegenden  Gesetzes  eine  nicht  zu  unterschlltzende 
Bedeutunf,'^  zn. 

Die  \\  ansehe  und  Meinungen  hinsichtlich  der  Organisa- 
tion bewegten  sich  aber  auch  hier  wieder  zwischen  zwei  Ex- 
tremen. 

Wlilinünl  d<'r  .sHelisische  Abp^eordnetc  v.  Eiiisi«;del  nichts 
anderes  als  die  lieil)ehaitung  einer  mehr  diplomatischen,  an 
feste  Formen  nicht  gebundenen  Austrägalinstanz  im  Sinne  d^r 
Gothaer  Kouvctiitiou  wünschte,  trat  Lasker  tilr  ein  Verfahren 
ein,  bei  welchem  der  ordentliche  Rechtsweg-  prinzipiell  oder 
mindestens  fakultativ  zugelassen,  die  gesetzmässige  Durch- 
führung durch  Besetzung  des  GoriehtB  mit  unähängigen 
Richtern  sichergestellt  werden  sollte;  und  währmd  v.  Einsiedel 
den  Bundesrat  als  die  geeignete  Behörde  bezeichnete,  be* 
antragte  Lasker,  das  damals  schon  errichtete  Bundes  - Ober* 
Handelsgericht  mit  Wahrnehmung  der  bezüglichen  richter- 
lichen Funktionen  zu  betrauen :  er  betonte  hierbei  besonders 
nachdrücklich  den  ünterseliied,  welcher  zwischen  dem  Interesse 
der  Vei  waltung  an  der  Gewährung  öffentlicher  Armenpflege 
und  dem  Interesse  der  Armenverbände  an  der  Entscheidung 
über  die  Verpflichtung  zur  Annenlast  bestünde;  die  Fm^e, 
wer  dt'tinitiv  die  Arincnlast  zu  traj^en  habe,  löse  sicli  al>  eine 
nach  Normen  des  objektiven  Rechts  zu  entscheidend«'  rein  aus. 

lu  der  Mitte  zwischen  diesen  Ansichten  stand  der  Eut- 


1)  Bemerkenswert  ist  dum  Amcudement  des  Abgeorciucten  Gr&f 
Baasewitz,  die  Worte  „Ins  zo  anderweiter**  n.  a.  w.  fortsulaaeen »  damit 
die  in  diesen  Worten  aus&redruckte  Anerkennung  d^  Kompetenz  dn 
Bundes  nicht  prfijndizielle  Bedeutung  erlange.  Abgeordneter  Fried *»iithftJ 
erwiderte  hieraut'j  dass  die  Absicht,  ein  Pr^|udi^  zu  sehatiten,  wohl  nicht 
Torliege.  man  wolle  eben  die  Frage  offen  laaaen;  nur  mfine  man  auf 
der  andern  Seite  der  Folgerung  yorbeugen,  die  aus  der  Streicbang  jener 
Worte  gezogen  werden  könnte,  dna««  man  im  Wege  des  Koini)rom?s<jei 
die  Inkompetenz  hir  alle  Zeit  iiätte  zugestehen  woUao.  t'nuad^ 
Delbrfick  erklSite,  dass  gegen  den  Antmg  >liquel  rer&naiigaBil«lge 
denken  nicht  obwalteten. 
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wurt* des  BundeBrate,  welcher  einen  Bundesratsaussctiuss 
fiir  das  Heiniatwesen  als  entscheidende  Behörde  vor- 
fresc  lil;i<JC(^Ti,  daneben  aber  (§  42  des  Entwurfs)  (]<m  ordentlichen 
Keclitsvve^  zugelassen  hatte.  Keiner  dieser  \'«r8chläge  fand 
eine  Majorität.  G',i;eii  den  (l<s  Al>ge<»rdneten  v.  Einsiedel 
sprach  selbstverstän<llieh  die  Auffassung,  welche  durch  An- 
nahme des  Miquelschen  Antraget»  zun»  AufMliuek  gekommen 
war;  von  der  fakultativen  Zulassung  des  Rechts-  und  Ver- 
waltungsweges fUrchtete  man  eine  schädliche  Zwiespältigkeit; 
dem  Laskerschen  Antrage  hielt  man  das  Bedenken  entgegen, 
dass  ei>  den  rein  Juri stiscii  gebihleten  Elementen  an  hinr^Mchen- 
der  praktischer  Erfahrung  fehlen  wUrde,  welche  im  Hinblick 
auf  die  eigentümliche  Natur  der  aus  d<'r  Armenpflege  ent- 
springenden Rechte  und  Verbiudh'elikeiten  für  die  Entschei- 
dung von  hierbei  erwachsenden  Streitigkeiten  ein  unerlässliches 
Erforderniss  sei. 

Immerhin  hVwh  man  Ix'i  dem  Gedanken,  eine  höchste 
Iiij5t4iuz  nach  Art  eines  Gerielitsliofes  zw  bilden,  stehen.  Schon 
die  Konnnis.sion  hatte  es  au.sgi'sjtrcchen,  dass  ein  solches  ent- 
scheidendes Organ  nicht  ein  ohne  jed(*  Stabilität  gebildeter 
Bundesausschuss  sein  kinine,  dessen  Mitglieder  Mandate  und 
Instruktionen  ihrer  Regierungen  erhielten,  dass  zum  mindesten 
Ständigkeit,  Kollegialität  und  richterliche  Qualifikation  eines 
Teiles  der  Mitglieder  als  Garantie  des  Verfahrens  gefor<lert 
werden  müssten.  Es  handelte  sich  nur  noch  darum,  an  Stelle 
der  richterlichen  Mitglieder  oder  neben  ihnen  diejenigen  Ele- 
mente zu  b(;zeichnen,  welche  aus  der  Verwaltung  und  der 
Laienwelt  mit  herangezogen  werden  sollten. 

Wesentlich  aus  diesen  Erwägungen  ist  die  vom  Reichstage 
beschlossene  und  demnächst  geset/lieh  sanktionirtc  Behörde 
hervori,'egan,i;tMi ,  wi'lehe  den  Namen  Das  Bundcjianit  für 
das  Heiniatwesen  crliielt.  Sie  ist  das,  was  der  spUtcr  l>ei 
vveitrm  gelUutiger  geworden»'  Name  „ Verwaltungsgerichtshof 
bezeichnet:  eine  ständige  und  kollegiale  Behörde,  deren  Mit- 
glieder auf  Lebenszeit  ernannt  werden  und  von  denen  der 
Vorsitsende  und  mindestens  2  Mitglieder  die  für  das  höhere 
Richteramt  erforderliche  Vorbildung  haben  müssen  (§  42). 
Sie  soll  ihren  Geschäftsgang  durch  ein  \«»ni  Bundesrat  2U 
bestätigendes  Regulativ  ordnen^)  und  mittels  eines  einfaclien, 
im  wesentlichen  d«'m  preussischen  Recht  entsjaeeliendcn  Ver- 
fahrens auf  eingelegte  Berufung  innerhalb  der  geordneten 
Kompetenz  ontscdinideu.  Die  Entscheidimir  erfolgt  gebühren- 
frei m  ött'eutiicher  Sitzung  nach  erfolgter  Ladung  und  An- 


')  Vgl.  die  41?— 51  uud  Bekanntmachuncr  b<^tT.  das  Kc^'uiaüv  zur 
Ordnuog  de«  Gesx  liiittagangefi  bei  dem  Bundesamt  für  das  ileiinatwesen 
von  G.  JasQiir  1873:  Zentmlblatt  d.  D.  R.  8.  4  ff. 
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hörung  der  Partoicn  mittel»  öchrittlicheu  Erkenntnisses^);  ein 
weiteres  Rechtsmittel  ist  gegen  dieselbe  nicht  zulässig. 

§  59. 

Von  den  abrigen  Befitimmungen  des  Gesetzes,  welche 
eine  gewisse  prinzipielle  Bedeutung  beanspruchen  kennen,  sind 
nur  noch  die  des  §  65  zu  nennen^),  welcher  den  Tag  dt-r 
Gesetzeskraft  auf  den  1.  Juli  1871  festsetzte  und  der 
aus  der  Fristsetzung  eines  bestimmten  Termins  sich  ergebenden 
Nötijjuii^r  Rechnung  trnir.  den  U ^' <>  r  ij:  ?m  g  aus  den  be- 
stelitMideii  individuellen  Rechtsverhältnissen  in  die  neu  ge- 
schaftViKMi  Zustände  zu  regeln.  Es  wurde  hierbei  in  Beziehung 
auf  die  in  Betracht  kommenden  Persunen  prinzipiell  unterschieden 
zwischen  solchen,  welche  am  1.  Juli  1871  eine  Heimat  oder  einen 
Unterstdtsungswobnsitz  nach  J^andesrecht  besitzen,  und  solchen, 
welche  ebendann  einen  Teil  der  für  den  Erwerb  erforderlichen 
Voraussetzungen  erftillt  haben  würden.  Die  ersteren  stallten 
das  am  1.  Juli  1871  bestellende  Rechtsverhält niss  nach  Mass- 
gabe  des  Bundesgesetzes  als  UuteratUtzungswohnsitz  fortsetzen; 
bei  den  andern  wurde  noch  weiter  unterschieden,  ob  sie  imch 
Landesrecht  Heimat  oder  Unterstützungswohnsitz  durch  quali- 
fizirton  oder  durch  blossen  unqualifizirten  Autenthalt  hätten 
erwerben  k(innen.  Im  ersteren  Falle  soll  die  vergauj^ene  Zeit 
iiberlianpt  nicht  mifo'.ftlden  und  der  Fri.st<inlauf  zum  Erwerb 
des  neugeschaffenen  Unterstützungswohnsitzes  erst  vom  1.  Juli 
1871  an  gerechnet  werden;  dagegen  soll  im  andern  Falle  die 
abgelaufene  Zeitdauer  voll  zur  Anrechnung  kommen  und  mit- 
hin durch  einen  am  1.  Juli  1871  bereits  zwei  Jahre  fort- 
gesetzten Aufenthalt  der  Unterstützungswohnsitz  als  erworben 
gelten,  bezw.  eine  kürzere  Frist  durch  den  nach  diesem  Zeit- 
punkt bis  zur  Dauer  von  zwei  Jahren  fortgesetzten  Aufenthalt 
ergänzt  werden  können« 

Es  «arde  voransgesehen ,  dass  diese  Yorschrift  die  Land- 
armenverbände zunächst  sehr  tiberlasten  wflrde;  man  glaubte  aber 
in  anderer  Weise  der  nngebflhrlichen  Belastung  von  Gebieten,'  in 
denen  solche  Bestimmungen  bisher  nicht  gegolten  hatten,  nicht  vorbeugen 
zu  können.  —  Die  zweite,  äusserst  rtKlikale  Vorschrift  wurde  be- 
sonders  von  den  Abgg.  Schleiden,  Kraus  und  iüurichseo  auch  noch 


')  Erkcnntniss  im  Gegensatz  zu  Hcschluss,  welchen  S  .ST  des 
B.-Entw.  vorgeschlagen  hatt^:  im  Reichstage  ti-aten  besonders  v.  Kardi>ni, 
Miquel,  v.  Jagow  für  die  Garantie  des  förmlichen  Erkenntaieees  «m. 

-)  Der  B.-Eutw.  hatte  r].  rarti(ie  reberguugsbestimmunpen  .'^einer 
ganzpn  ,\nlage  nach  nicht  autzunclimen  brauchen.  Dieselben  wurden 
erbt  durch  die  Kommission  hinzugelügt  und  bildeten  im  Reichstage  noch 
zum  Schluss  den  Gegenstand  einer  ziemlich  erregten  Debatte,  an  welcher 
sich  ^esondefs  die  Abgeordneten  för  Schleswig'Holstein  alt  Q^er 
beteiligten. 
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in  3.  Lesung  anfs  le^h:ifteste  im  Hinblick  nnf  Schleswijj-Holstein  be- 
kämpft Dort,  wo  liisher  ein  fünfzehnjäliriuor  unqiialitizirter  Aufent- 
halt zum  Erwerbe  des  lieimatreclits  ertorderlich  gewesen  war,  mussten 
sämmtliche  in  einer  Gemeinde  mehr  als  2  und  weniger  als  15  Jalire 
authaltsam  gewesene,  am  30.  Juni  1871  noch  nicht  heimatberecli- 
tigte  Personen  am  1.  Juli  1871  in  dieser  Gemeinde  ohne  weiteres 
den  U.-W.  erworben  haben,  woYon  wohl  nut  Recht  eine  erhebliche 
Belastung  der  Gemeinden  als  Ortsarmenverbände  gefbrchtet  wnrde. 
Dies  erlnnnte  man  von  allen  Seiten  an,  betonte  Jedoch  dem  g^en- 
ttber  die  Notwendigkeit,  das  Gesetz  mit  rückwirkender  Kraft,  fthn- 
lich  wie  bei  Einführung  neuer  Verjährungsfristen,  ansznstatten. 
Schliesslich  wurde  auch  diese  Tlebergangsbestimmung  angenommen. 
Ge^ienwärtig  haben  die  Uebergangsbestimmungen  selbstverständlich 
nur  noch  geringe  praktische  Bedeutung;  sie  können  nur  noch  zur 
Anwendung  gelangen  in  Bezug  auf  Personen,  welche  kraft  eigenen 
IvLi  lits  einen  ünterstfUzongswohnsitz  noch  nicht  haben  erwerben  können 
und  deren  Eltern  vor  dem  1.  Juli  1878  verstorben  sind.  — 

Die  EntscheidDugen  des  Bandesamts  f.  d.  H.  enthalten  ans 
neuerer  Zeit  nnr  noch  2  (auf  Beoss  beiQgUche)  Fttle.  Vgl.  Entach. 
Bd.  XVI  S.  181  ff. 

So  war  denn  ein  neutir  Kecht^zustiuid  allseitig  vorbereitet, 
eine  Grundlage  der  öffentUchen  Armenpflege  im  ganzen  Bundes- 
gebiet  nach  gleibhmäi^sigen  Grundsätzen  geschanen.  Kur  dieser 
wundläge  gelten  die  zwingenden  Vorschriften  des  Gesetzes, 

das  im  übrigen  dispositive  Bestimmungen  der  Landes« 
gesetze  behufs  Ausführung  der  ersteren  im  weitesten  Umfange 
zulässt.  Es  soll  kein  GruiKlstiiek  im  Bundesgebiet  geben,  das 
nicht  einem  Ortsannenverbainl,  keinen  Ortsarraenverband,  der 
nicht  einem  Landarmenvorbniid  zii<;eh<3rt.  Es  soll  im  ganzen 
BundPH^rebiet  kein  Hülfsbeilürl'tiger  ohne  Hülfe  bleiben ,  kein 
NorddeuUclier  in  dr-m  einom  Teile  des  Bundesgebiets  andere 
Behandlung  erfahren  als  in  dem  .uidcrn.  Für  keine  Leistung 
im  Interesse  der  öffentlichen  Armenpflege  soll  es  an  einem 
endgültig  Terpflichteten  Verbände  fehlen ,  fUr  kein  Individuum 
an  einem  Verbände,  der  zur  Duldung  seines  Aufenthaltes  ver- 
pflichtet ist  Alle  dahin  zielenden  Vorschriften  sind  zwingende^). 
Aber  auf  diesem  unerschütterlichen  Fundament  sollen  oie  £in- 
selstaaten  das  Werk  der  öffentlichen  Annenpfiege  aufbauen 
und  ausbauen.  Art  und  Mass  der  Unterstützung,  Regelung 
des  Vorfahrens  in  den  Landesin stanzen,  Einrichtung  und  Ab- 
grenzung d(!S  Urafangs  der  Armen verl)ände,  Massrejj^^'ln  zur 
Ei'leii'hterung  der  Aruienlast  —  alle  diese  Angele^^enii»'iten 
sind  8aclie  der  Landesgesetzgebungen,  welchen  damit  eine 

^)  V^L  insbesondere  §  64:  Das  Eintreten  der  in  den  ^§  10  und  22 
an  den  Ablaof  einer  bestimmten  Frist  fteknüDflen  Wirkuugeu  kann  doich 
Tertng  oder  Vendeht  der  beteiligtsn  Behöraen  oder  Personen  nicht  ans* 
geschlossen  weiden. 
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nicht  mmder  schwierige  Aufgabe  zu^rrwiesen  wird,  als  sie 
der  Bundesgesetzgebung  im  Bereiche  iLici  Machtbefugnis^  ob- 
gelegen hatte. 

1877  wurde  ein  das  U.-W.-G.  abändernder  Entwurf  des  B  -K.  be- 
kannt, der  einige  AenUerungeu  in  Bezug  auf  die  Fristen  und  auf 
§  2y  u.  a  ra.  enthielt.  Derselbe  ist  nicht  an  den  Reichstag  ge- 
langt. —  Er  ist  abgedruckt  in  der  Gem.-Z.  1877  S.  123.  Auszugs- 
weise sind  Inhalt  und  Motive  in  Births  Annalen  1877  S.  1042 
mitgeteilt.  —  Die  einzelnen  Abändernngen  werden  an  den  hetreifen- 
den  Stellen  mitgeteilt  werden. 


b.  Nach  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs. 

§  60. 

Bevor  noch  das  vom  Norddeutschen  Bunde  erlassene 
Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  in  Kraft  getreten 
vrar,  fanden  jene  grossen  Begebenheiten  statt,  welche  eot 
Gründung  (l«s  Deutschen  Reichs  und  zur  Umwandlung 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bunde«  in  die  Reic hs- 
ver fassung  fVilirteii.  An  dieser  Umwandlung  nahm  die 
Mehrzahl  all<  i-  Jiuiule^gesetze  Teil;  aber  von  den  beiden  den 
Aufenthalt  und  die  öffentliche  ArnnMipflege  regelnden  Gesetzen 
wurde  nur  das  die  Freizügigkeit  betieffende  im  ganzen  Reichs- 
gebiet eingeführt^  während  das  Gesetz  Uber  den  Unterstützungs- 
wohnsitz ein  gleiches  Schicksal  nicht  erfuhr  und  bis  heute 
nicht  erfahren  hat  Gerade  in  Bezug  auf  dieses  Gesetx  blieb 
der  im  tibrigen  stetige  Verlauf  der  Reichsgesetzgebung  ein 
ungleichmässiger. 

Die  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde ,  Baden  und 
Hessen  (für  die  südlich  vom  Main  geleudien  Gebiete)  ver- 
einbarte Verfassung  des  Deutschen  Bundes  vom  15.  No- 
vember 1870  enthielt  die  Art.  3  und  4  d*'r  Norddeutschen 
BuudesverfnsHung  und  führte  die  in  Art.  8n  näher  Ije/.eiclmeteu 
Gesetze,  darunter  das  über  die  Freizügigkeit,  in  dem  nun- 
mehrigeu  Bundesgebiet  als  Bunde**»r.  >etzt'  ein,  wiilirend  gleieli- 
zeitig  dii6  (jesetz  über  den  IJntcrstützung-^wclinsitz  nur  tur 
Hessen  südlich  des  Mair»  (mit  Gesetzeskraft  vom  I.Juli 
1871)  eingeführt  wurde  >). 

Ebenso  unterblieb  die  Eintuliruiig  des  letztgenannten  Ge- 


Art.  1.  3.  4'.  so  der  VerfassuDg  des  Deutschen  Bundes;  dazu 
FtotokoU  vou  Versailles,  lö.  November  1»70,  B.-G.-Bl.  1870  S.  627. 
Der  hier  gestiftete  Bund  soll  den  Namen  ^Deutsches  Kelch*  fUhieo, 
eine  Bezeichnung,  die  in  den  sogleich  zu  nennenden  Vereinbarungen  mit 
Baiem  und  Würtcmberg  fehlte  und  e»t  in  der  VeiiMSung  vom  Itf.  April 
IbTl  wieder  aofgenoumien  wurde. 
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setzes  bei  dor  Vereinbanm^-  (iber  den  Beitritt  Würtem- 
bergö  zur  Verfasäuii;^  des  Deutschen  Bundes^). 

Und  in  dem  Vertrage  betroirend  d(!n  Beitritt  Baieriis 
unterblieb  nicht  nur  die  Einführung,  bondern  es  wurde  in 
Art.  III  §  I  noch  der  auBdrUcklicbe  Vorbehalt  gemacht,  dass 
das  Recht  der  Handhabang  der  Aufsteht  seitens  des  Bundes 
Uber  die  Heimat-  und  Niederlassungsverhältnisse  und  dessen 
Recht  der  Gesetsgebung  über  diesen  G^enstand  sich  nicht 
auf  Baiern  erstrecken  solle 

Dies  Sachverhältniss  blieb  in  dem  Gesetz  botreffend  die 
Vorfassun^  des  Deutschen  Reichs  vom  16.  April  1871 
zunächst  un^  f  räii  b  rt.  Der  Vorbehalt  Baiems  wurde  aus- 
drUckltch  aulii  rlit  erhaiteu'M. 

Demiiaehst  wurde  durch  Gesetz  vom  22.  April  1871  unter 
anderen  (ieüutzen  de»  ehemaligen  Norddeutschen  Bundes  das 
Gesetz  Uber  die  Freizügigkeit  auch  in  Baiern  eingeführt*). 

In  Elsass-Lothringen  wurde  bei  seiner  Vereinigung 
mit  dem  Deutschen  Reich  Art  3  der  Reichsverfassung  durch 
Gesetz  vom  9.  Juni  1871^)  sofort  in  Wirksamkeit  ge^etzt^ 
während  im  übrigen  der  Tennin  für  den  Beginn  ihrer  Wirk- 
samkeit bis  zum  1.  Januar  1872  hinausgeschoben  wurde;  durch 
Gesetz  vom  8.  Januar  1873  wurde  das  Gesetz  über  die  Flrei- 
zttgigkeit  ebenfalls  nn  Reichsland  einjifcführt®). 

Das  Oosetz  vom  Nnveiuber  1871  endlich  verordnet, 
dass  das  (resetz  iilier  den  ünterstiitznn,c:swohnsitz  in  Würt^ni- 
berg  und  Baden  am  1.  Januar  1873  in  Kraft  treten  solle 'J. 

S  61. 

Das  an  vorletzter  Stelle  genannte  Gesetz,  das  einzige 
welches  nach  1871  ergangen  war,  schloss  die  Reihe  der  auf 
die  HeimatS'  und  Armengesetzgetning  bezüglichen  Akte  der 


>)  Vertrag  vom  25.  November  1870,  B.-G.-B1.  1870  S.  654;  dasu 
jProtokoU  von  demselben  Ta^e,  Berlin:  n.-(;.-Bl.  1S70  S.  r.r.T. 

Vfrtrai?  betr.  den  Heitritt  Baiems  zur  N'L'ifaf^uii^'  des  Deutschen 
Bundes  vom  23.  November  lÖTO,  nebst  öchlus.^^Drotokoli  vou  demselben 
Tage:  B.-G.-BU.  1871  8.  9.  —  IMes  ist,  obwohl  die  Vereinbarung  mit 
Würfpmbprp;  erst  zwei  Tm^t  <jia't('r  ^^otrotlV'n  wurde,  der  eigenf üthe 
Gruudvertrag.  In  demselben  wurde  die  Verfassung  des  Nord deutsc  heu 
Buades  zu  derjenigen  des  Deutschen  Bund^  erklärt  und  in  der  Ueber- 
gsngsbestimmung  nochmals  eine  Aufzahlung  der  für  das  «ran/e  Bundee- 

SeJiief  iTfltoiuIcn  iiitcrt'n  ] »umip  ir'Jietze  p'^A'^brn,  in  welcher  das  Gesetz 
her  den  Unterstützungdwohuäiu  uicht  enthalten  war;  auch  wurde  hier 
Wiederholt,  dan  letssterea  in  Heaeen  südlich  d.  M.  am  1.  JuU  1871  in 
Smfk  treten  sollte 

3)  r  0.  I>1  1S71  S  63  §  1—3  und  Art  >  u.  4  der  Ver£ueung. 

*)  B.-G.-Bi.  i^71  S.  87. 

•)  R.-G  -BL  1871  S.  212.  • 

«)  R.-G.-BL  !873  S.  51. 

^)  R..G.-BI  1871  S.  m. 
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Beichagewalt  ab.  Bis  zur  Gegenwart  ist  an  dem  so  geschaffenen 
Zustande  von  Rechtswegen  nichts  geändert  worden. 

Nach  einem  zweijährigen  Interimistikum,  welches  Baden 

und  Würtemberg  dem  Art  3  der  Reichsverfassung  und  dem 
Freizügigkeitsgesetze  gegenüber  in  die  gleiche  Lage  versetzt 
hatte  wie  seiner  Zeit  die  einzelnen  l^undesstaaten  nach  1867 
und  vor  1871,  besass  das  D  Mitscho  Rrich  eiiio  nut'  eben  diesen 
Art.  3  und  ehon  dieses  Gesetz  über  di*'  l'''r'Mzüpfrknit  L^^'ü-iilndete, 
für  sein  ^;auzes  Gebiet  geltende  allgemeine  Niedt^rhissungs-  und 
Gewerl)etVeiheit  und  mit  Ausnahme  von  Baiern  und  Elsass- 
Lothringen  in  Bezug  auf  die  ütfentliche  Armenpflege  einen 
auf  das  Gesetz  über  den  Unters tützungswohnsitz  gegründeten 
einheitiichen  Rechtszustand,  dessen  Ausbau  in  der  bereits  eben 
dargelegten  Weise  den  einzelnen  Staaten  vorbehalten  blieb. 
Hiervon  ist  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  zu  handeln. 

Die  zusaDimeuhängende  und  systematische  Darstellung  der 
landesgesetzlichen  Ausfühmngsvorschriftcn  liegt  ausserhalb  des 
Rahmens  dieser  Arbeit.  In  Bezug  auf  sie  muss  auf  die  Darstellung 
RochoUs  and  namentlich  die  vortreffliche  Ausgabe  von  Krech  ver- 
wiesen  werden.  Doch  ist  im  VerUuife  der  Arbeit  bei  der  Dar* 
Stellung  der  Beformbestrebuigen  der  Besprechnng  jedes  wesentiieheD 
Ponktes,  wie  insbesondere:  Organisation  der  Armen  verbände,  Mass 
und  Art  der  UnterstütEong,  Betdligong  grösserer  Verbände  an  der 
Armenlast,  Zwangsmassregeln  gegen  Arme  u.  s.  w.,  eine  Uebcrsicht 
der  hauptsächlichen  landesgesetzlichen  Vorschriften  beigefügt  worden« 

Dieselben  befinden  sich  in  den  nachstehend  bezeichneten  Ge- 
setzen und  Verordnungen.  Wo  im  Folgenden  lediglich  ein  Bandes* 
Staat  mit  Angabe  des  §  —  z.  B.  Preussen  ^  1,  Würtemberg 
Art.  2  u.  s.  w.  —  zitirt  wird,  bezieht  sich  dies  auf  das  Ausführungs- 
gesetz des  betreffenden  Staates. 

1.  Preussen.  Ansf.-Ges.  v.  8.  März  1871  —  speziell  für 
Lauenburg  v.  24.  Juni  IsTl.  —  2.  Sachsen.  Heiuiatgesetz  v. 
26.  November  1834,  und  Armenordnung  vom  22.  Oktober  1840,  und 
Ausführuiigs- Verordnung  vom  6.  Juni  1871.  —  3.  Würtemberg. 
Aii8f.*Ges.  vom  17.  April  1878.  ^4.  Baden.  Gesetz  die  dffent- 
tiche  Armenpflege  betr.  v.  5.  Hai  1870,  und  Ansl-Ges.  v.  14.  Hftrx 
1872.  —  5.  Hessen.  Aasf.*Qes.  v.  14.  Jnli  1871.  —  6.  Mecklen- 
burg-Seh  wer  in.  Ausf.-Verordnung  v.  20.  Februar  1871,  und  V. 
Aber  das  Verfahren  in  Heimatsachen  v.  30.  Juni  1871.  —  7.Sach* 
sen-Weimar.  Ausf.-Ges,  vom  23.  Februar  1872. —  8.  Mecklen- 
burg-Strel  itz.  Ausf.-V.  V.  20.  Februar  u.  27.  April  1871, 
und.  V.  über  das  Verfahren  in  Ileiiiiatsachen  v.  4.  Juli  1S71.  — • 
9.  Ö Idenburg,  a.  Herz.  Oldenburg.  Revid.  Gem.-Ordn.  v. 
15.  Aitril  187:'..  b.  Fst.  Birkenfeld.  Gesetz  über  das  Arnien- 
wesen  und  Kev.  Gem.-O.,  beide  v.  28.  März  1876.  c.  Fst.  Lübeck. 
Kev.  Gem.-O.  v.  30.  März  1876.* —  10.  Braunschweig.  Ausf.- 
Ges.  y,  5.  Joni  1871.  —  11.  Sachsen-Meiningen.  Anst-Ges. 
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V.  24.  Februai'  1872.  —  12.  Sachsen- A  1  t  e  n  b  ui  g.  Ausi'.-V. 
V.  3.  Juni  1871.  18.  Sachsen-Coburg-Gotha.  Aosf.- 
0«s.  V.  31.  Mai  1871.  —  14.  Anhalt.  Aast-Ges,  vom  29.  Juni 
1871.  —  15.  Schwarzbnrg-Sondershausen.  Ausi-OeB.  v* 
25.  Januar  1872  und  28.  Oktober  1872.  —  16.  Schwarsbnrg- 
Rudolstadt.  Ausf.-Ges.  und  Verordnung  betr.  die  Organe  der  öffentl. 
Untentfltzong,  beide  v.  23.  Juni  1871.  —  17.  Wal  deck.  Ausf.- 
Ges.  V.  29.  Juni  1871.  —  18.  Reuss  ^.  L.  Aiist.-Ges.  v.  25.  Ja- 
nuar 1871  und  V.  1.  Juli  1878.  Nachtrnfzsgrs.  v.  5.  Juli  1879.  — 
19,  Reuss  j.  L.  Aust.-Ges.  v.  21.  Juni  1871.  —  20.  Schaum- 
büfg-Lippe.  Aust.-Ges.  v.  7.  März  1872.  —  21.  Lippe. 
Ausf.-Ges.  V.  12.  September  1877  und  Ges.  v.  9.  Oktober  1879.  — 
22.  Lübeck.  Verordnung  und  Ges.  v.  29.  und  30.  März  1871. 
—  23.  Bremen.  Y.  und  Ges.  v.  2.  Janoar  1879,  und  Ges.  t.  2.  No- 
vember 1879.  —  24.  Hamburg.   Ges.  v.  23.  Jnni  1871. 


§  62. 

Noch  bedarf  es  in  diesem  Zusammenhange  einer  Betrach- 
tung des  Zustiindes  in  dem  ausserlialb  der  Armengeaetz- 
gebung  verbliebenen  Staaten.  Voral»  ist  hervorzuheben,  das» 
dieser  Znstand  abge.sehen  von  den  materioll»«n  Verschieden- 
hfiteu  aucli  in  Bezug  auf  die  vcrfasHungsniasssiigo  Stellung  in 
>MMd<'n  Ländern  «  in  grundsätzlich  verschiedener  ist.  Für 
E  U  a  i>  ä>  -  L  o  t  h  r  i  u  g  e  n  ist  die  Einführung  des  Gesetze.^  über 
den  Unterstützungswohnaitz  im  Wege-  der  Reichsgesetzgebung 
verfassungsmässig  jeder  Zeit  zulässig;  für  Baiem  bleibt  die 
Befugniss  hierzu  so  lange  ausgeschlossen,  als  dasselbe  seine 
Reservatrechte  wegen  der  Heimat-  und  Niederlassungsgesetz- 
gebung nicht  freiwillig  au%eben  wilP). 

Die  bairischen  Titel  des  Heimaterwerbes  aus  dem  G*\set/. 
von  1868  unt«  rschoiden  sich  von  dem  reichsgesetzlichen  Titel 
zum  Erwerb  des  Uuterstlltzungswohnsitzes  namentlich  dadurch, 
dass  hier  der  Ervverb  sich  kraft  CJt  s^'tzes  vollendet,  withrend 
dort  in  allen  Fällen  (V\o  Mitwirkung  der  Gemeinde  oder  d^r 
Aufsichtsbehörde  vorgest  lien,  und  «olbst  da.  wo  ein  Anspruch 
auf  Verleihung  in  Fr.l<:e  qualitizirlen  Aufenthalts  erwächst, 
da-^  reell tsbegründeudc  Moment  in  den  formellen  Akt  der  Ver- 
leihung selbst  verlegt  ist-j.    Ausserdem  ist  die  Erwerbung  des 


Vgl  Anm.  2  S.  171.  ■ —  Die  Ketugniss  dos  Reichs  in  Bezug  auf 
Eisasa-Lothriogen  exgiebt  sich  aus  Art.  4  der  Reichsverfassuug,  oofem 
Dum  nicht  die  bei  der  Berathuue  des  Gesetzes  Über  den  Untersuttsonn- 
wohnsitz  im  Norddeutschen  Reicnstage  geltend  gemacbten  Bedenken  nbr 
durchyohlaf^cnd  erachten  will.    Vgl,  die  Ausfühnmgeu  J^.  146. 

-j  Dieser  Zusammenhaue  wird  bei  der  Besprechung  der  Keform- 
beetreboDgen  eingehender  «u  Detraehten  sein. 
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UntersttitzungBwohnsitzes  nur  von  dem  Besitze  der  Reichs- 
angehOrigkeity  der  Heimaterwerb  dagegen  von  dem  der  bairiflchen 
Staatsangehörigkeit  abhängig. 

In  diese  formelle  Geschlossenheit  der  bairischen  Hehnat- 
verhältnisse  schob  sich  nun  wie  ein  Keil  die  Freizügigkeit^- 
gesetzgebung  mit  der  einen  wesentlichon  Folge,  dass  der 
Aufenthalt  unbeschränkt  für  jeden  Reichsdeutschen  in  jeder 
G<^moinde  zulässig,  die  Answ«Msung  nur  im  Fallo  des  §  5  des 
Freizügigkeitsg<»8rtzos  orLiulit  sein  sollte,  ohm'  dass  hierbei 
die  Staatsangehörigkeit  IVniür  einen  Unterschied  machte  An 
und  für  sich  erforderte  diese  Umgestidtung  keine  Aenderung 
der  Ilciniatgesetzgebung,  soweit  es  auf  den  formellen  Besitz 
einer  Heimat  auch  für  die  blossen  Einwohner  ankam ;  es  stand 
nichts  im  Wege,  dieselben  ebenso  zu  behandeln,  wie  die  Hdmat- 
losen,  welche,  soweit  ihre  Ausweisung  aus  dem  Staatsgebiet 
nicht  zulässig  war,  einer  Heimat  zugewiesen  wurden  unter 
Uebernalime  etwaiger  Armenpflegekosten  auf  den  Staat.  Aber 
diese  Behandlung  hätte  eben  einen  lediglich  formellen  Wert 
gehabt;  den  materiellen  Veränderungen,  welche  durch  das 
Kcichsrecht  geschaffen  worden,  hätte  man  dadiuT-h  nicht  f^e- 
reclit  werden  kr)iiiien.  So  entschloss  sich  denn  Baiern  zu  der 
Abänderung  eiiiiiier  Bestimmungen  über  Heimat,  Vereheiichung 
und  Aufenthalt  ilurch  daö  Gesetz  vom  23.  Februar  1872.  dessen 
wesentlichste  und  bedeutungsvollste  Neuerung  die  Z»iiassung 
des  Heimaterwerbes  kraft  Gesetzes  ist  Gemäss  Art.  2 
des  Gesetzes  sollen  heimatlose  Angehörige  des  bairischen 
Staates  durch  fünf-  bezw.  zehnjährigen  (|ualifizirten  Aufent- 
halt') die  Heimat  in  der  Aufenthaltsgcm(»indo  krafit  Gesetzes 
erwerben.  Nicbtbaiern  können  den  bairischen  Staatsangehörigen 
gleich  den  Anspruch  Jiuf  Verleihung  der  Heimat  in  einer 
bairischen  Gemeinde  unter  den  für  bairische  StJiatsangehörige 
geltend<'n  Voraussetzungen  erlanircn ;  dncli  wird  die  Verleihung 
erst  wirksam,  wenn  die  betrelleude  Person  die  l)airiseht'  Staats- 
angeli<>rigkeit  erlangt  hat  (Art  1  des  OeöLtzcs  von  15^72). 
Kiidlich  sollen  Re!ehsaii<ieli(irig<;,  welche  in  den  Imirischen 
Staatsverband  autgenonimen  sind  —  vor  Erlangung  einer 
wirklichen  Heimat  —  die  vorläufige  Heimat  in  jener  Gemeinde 
besitzen,  in  wdcher  sie  sich  zur  Zeit  ihrer  Aufnahme  nieder- 
gelassen hatten;  dasselbe  gilt  von  Beamten  und  öffentlichen 
Dienern*)  in  Bezug  auf  die  Gemeinde  ihrer  Anstellung  (Art.  3). 
Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auch  auf  Nichtbaiem 
Anwendung,  so  lange  deren  Wegweisung  aus  dem  Staats- 


Die  Qaalifikiition  entspHeht  genau  der  hi  Art  10  des  Oeteties 

von  18<;s  besdehocten.  —  Vgl  obon  S.  110. 

^1  Diese  enverbon  durch  die  Anstellung  die  Staataangehöripkdt: 
§  9  des  Gesetzes  über  Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und  Staatg- 
angehOrigkeit  vom  1.  Juni  1870. 
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«r»*lMf't*^  nicht  möglich  ist  (Art.  4).  Pi"  in  doiii  Gesotz««  von 
18os  itistgesetzten  Anfpnthalt8bfsr]ir;ii.ikungen  (vgl.  üben  S.  112), 
die  nach  Einführung  des  Freizügigkcitügesetzes  soweit  in  eg- 
fall  koninion  mussten,  als  sif  dii'seni  zun  iderlietcn .  v\  iir<lf*n 
in  Art.  \)  de&  Gesetzes  von  1872  auödriieklich  als  uii/,i4la->>ig 
erklärt,  womit  nauientlich  die  ersten  4  Niunmera  des  Ai  t.  45 
«asser  Kraft  traten.  Die  aufrecht  erhaltenen,  lediglich  auf 
aicherheits-  und  sittlichkeitapoltzeiliche  Beschränkungen  ab- 
sielenden  Beatinunungen  sina  in  Art  10  dem  deutschen  Straf- 
gesetsbuch  entsprechend  neu  redigirt 

§  63. 

(Tunz  ain](*rs,  rechtlich  wie  thatsächlicli,  la^on  dir»  Ver- 
hältniöäc  in  Elsnss-Lothringen.  Aehnlicli  wie  in  der 
benachbarten  Khuinplaiz,  welche  ebenfalls,  wenn  auch  v>ur  kurze 
Zeit,  unter  fmnzösischer  Herrschaft  gesttuulen  und  das  in 
Fhinkreich  geltende  Recht  der  Freizügigkeit  späterhin  bei- 
behalten hatte,  waren  auch  für  das  Reichsland  die  Grund- 
sätze des  Art  3  der  Reichsverfassung  und  des  Freizügigkeits- 
gesetzes altgewohnte.  Die  Nötigung,  welche  die  übrigen 
Glieder  des  Reichs  im  einzelnen  und  später  das  Reich  sell>st 
dazu  geführt  hatte,  eine  unmittelbare  Beziehung  der  Aufent- 
haltsfreiheit zur  oflfontlichnn  Amn^npflege  liorzustoHm  oder 
beizubehalten,  halte  für  Frankreich  insofern  nicht  oder  nicht 
in  erheblichem  Masse  bestanrlen .  al<  das  deutscht"  Systmi 
der  Annenpflege  dort  uid>ekannt.  vor  all» m  eine  prinzipal., 
mit  öll'entlich-rechtlichem  Zwange  ausgestattete  Unterstüi/uiigs- 
|jflicht  der  Gemeinden  nicht  vorgeschrieben  war.  Das  Gesetz 
vom      '  ^^^^  g.^^^ 

27.  November  1796' 
Lothringens  in  den  Reichsverband  in  Frankreich  die  Grund- 
lage der  öffentlichen  örtlichen  Armenpflege  gebildet  hatte, 
onlnete  die  Einrichtung  von  Wohlthätigkeitsausschttssen  (bu- 
reauz  de  bienfaisance)  in  den  Genieind<Mi  an;  nb«'r  im  Gegen- 
satz zu  den  deutschen  Einrichtungen  ist  diesen  charakteristisch, 
dass  sie  weder  organisch  in  flie  Gemeindeverwaltung  einge- 
fnut  >ind,  noch  dnss  die  ( Jcnifindf  b«'ini  Manir-  l  aiinn'ichender 
Mittel  zur  Eruiinzung  des  Fehhjnden  verpflichtet  ist.  Der 
Untcrscliietl  ist  —  wie  schon  »d>en  dargelegt^)  —  zw'it'll's 
ein  mehr  f-rnialcr  als  thatsächlicher.  Wo  das  Zuströmen 
auswärtiger  Eleniente  erhöhte  Anforderungen  an  die  Armen- 
pflege stellt,  wo  die  Mittel  für  dieselbe  reichlicher  fliessen 
oder  bequemer  aufgebracht  werden  können,  sind  die  freiwilligen 
Zuschilsse  der  Gemeindeverwaltungen  zu  den  Ausgaben  der 
Wohlthätigkeitsausschttsse  auch  in  Frankreich  vielfach  sehr 

«)  Vgl.  &  ÖL 
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beträchtliche;  wo  es  dagegen  im  allgemeinen  an  Mitteln  fehlt, 
wo  die  gesammte  Bevölkerung  eines  Bezirks  in  dürftigen,  daa 
Zuströmeo  wenig  befördernden  VerhältniMon  lebt^  bleibt  auch 
in  DeutscUand  das  Mass  der  öffentlichen  Unterstützungen 
weit  hinter  den  Anforderungen  zurück,  welche  das  Gesetz  an 
die  Gemeinden  stellt.  Aber  insofern  ist  diese  formale  Ver- 
schiedenheit in  der  That  von  Bedeutung,  als  Ersatzansprüche 
der  Gemeinden  gegen  einander  in  Frankreich  nicht  erwachsen, 
etwai^^c»  8tr(?itigkoit(  n  hierüber  einen  Kichter  in  Frankreich 
nicht  finden  können^). 

Dagegen  war  in  Frankreich  a  i  ii  Teil  der  Fürsorge  für 
Betlurftige  ebenfalls  gesetzlich  geregelt  und  seine  Ausübung 
in  verbindlicher  Weise  ölVentlichen  Körperschaften  zur  Pflicht 
gemacht:  die  Fürsorge  für  verlassene  Kinder  und 
für  Geisteskranke.  Aehnliche  Gesichtspunkte^  wie  sie 
in  Deutschland  sich  in  Bezug  auf  diese  wichtigen  Gegen* 
stände  geltend  gemacht  und  zur  Heranziehung  der  über* 
geordneten  korporativen  Verbände  oder  der  höheren  Ver- 
waltungsbezirke geführt  hatten,  waren  ftir  diese  Gestaltung  in 
Frankreieh  massgebend:  auf  der  einen  Seite  die  Absieht  der 
Entlastung  der  Gemeinden,  auf  der  andern  die  Nötigung  zu 
um fasi^en deren  Veranstaltungen,  welche  ausserh;)!))  des  den 
Gemeinden  srestellten  Auigabenkreises  lagen.  Aus  diesen  Ge- 
sielitspujikten  wurden  die  genannten  hcid^'U  Kategorien  der 
.Vrmenfürsorge  in  sehr  allmahlieher  EuLwiekeluag  zu  einer 
Aufgabe  der  Departements. 

Bezüglich  der  verlassenen  Kinder  (enfimts  trouv&  et 
abandonnes)  schloss  das  Ges.  vom  10.  Mai  1838  diese  £nt- 
Wickelung  dadurch  ab,  dass  die  Kosten  für  diese  unter  die 
obligatorischen  Ausgaben  der  Departements  au%enommen 
wuraen  und  ausserdem  eine  Verpflichtung  der  Gemeinden  zu 
denselben  beizutragen  anerkannt  wurde;  doeli  soll  dieser  Bei- 
trag ein  Fünftel  des  gesammteu  licti-age.s  d("r  äusseren  O»*- 
nieindeausgaben  nicht  iil)er.st('i|2:<'n,  unbeschadet  der  liet'ugniris 
der  l)ej)artements,  einzelnf  (  iemcinden  ganz  frei  zu  lassen  2). 

Die  Verpflichtung  bezüglich  der  Irrenptiegc  stellte  das 
Ges.  vom  30.  Juni  1838^)  ebenfalls  dahin  fest,  dass  im  wesent- 
lichen die  Departements^  soweit  sie  nicht  von  dem  Verpflegten 
oder  dessen  Angehörigen  Erstattung  erhalten,  die  hieraus  er- 

')  Mayer  —  Tlii  <  rie  des  franz.  Veiw. -Rechts,  Straesburg  18*^6  —  be- 
merkt S.  492,  dose  ullerdiiiga  jeder  im  Rechtswege  zu  vertblgende  An- 
spruch auf  EiBtattUDe  unter  den  Gemeinden  ausgeschlossen  sei,  daas  da- 
gegen ein  „moralischer"  Anspruch  auf  Erstattung  nach  MsMgabe  des 
auB  der  Revolutions-Geset7:g(>bung:  herrührenden  domicile  de  seooiiTS  (Er- 
werbsfrist 1  Jahr  bezw.  Geburt)  anerkannt  werde. 

^)  Vgl.  aber  die  Bemerkung  unten  §  167. 

^)  Im  übrigen  waren  diese  Ausgaben  auch  bereits  in  dem  Gesetze  vom 
10.  Mai  ls:i8  ab  obligatorische  der  Depaxtemeiita  bezeichnet.  Vgl.  hier- 
über Reitzenstein  III  S.  197.  210. 


Digitized  by  Google 


VI,  4.  177 

wachscncn  Kosten  tragen  sollen  und  ebenfalls  die  (Gemeinden 
nach  einer  bestimmten,  ihrem  Umfange  angepassten,  im  Ver- 
hältnis» zu  ihrer  geringeren  Grösse  absteigenden  Skala  zu  Bei* 
trttgen  heranziehen  können. 

Dem  Umstände  entö})r('chend,  dass  jono  beiden  Auf;::ab»'ü 
der  DepartenieiiLs  öffentlicli-reehtliLlie,  dein  Belieben  entzogene 
geworden,  bedurfte  es  irgend  eines  Massst^djc.'S,  nach  welcliein 
die  örtliche  Verpflichtung  der  Departements  bezw.  der  Ge- 
meinden in  Bezug  auf  die  einzelnen  Individuen  zu  beurteilen 
war;  es  musste  irgend  eine  Regel  gegeben  werden,  ob  jedes 
Departement  sich  jedes  in  seinem  Bezirk  bedürftig  werden- 
den Indtyiduums  anzunehmen  oder  ob  nur  auf  solche ,  die 
iwendwie  als  ihm  zugehörig  zu  erachten  sind,  die  Fürsorge- 
pflicht  sich  zu  erstrecken  habe.  Diese  Frage  war  nun  im  Sinne 
eines  äusserst  abgeschwfiebten  Heiniatsystems  entschieden, 
dessen  Anforderungen  noch  hinter  dem  frtiheren  preussischen 
Gesetz  von  1842  zurückblieben  und  auf  den  Bestimmungen 

des  Gesetzes  vom  ?f  Tvw^^^^^^^rrrX  beruhten.    Danach  sollte 

LD.  Oktober    1  l\)ö 
d;L^  durch  einjährigen  qualihzirLen  Aufenthalt  nach  ern;ichter 
Groööjiihrigkeit  begründete  Domizil  (domicilc  de  secours),  even- 
tuell der  Geburtsort  cntsclieidend  sein 

Neben  bezw.  zwischen  der  freiwilligen  und  der  öffentHch- 
rechtlichen  Arm^pflege  steht  ausserdem  die  geschlossene 
Annenpflege  der  Hospitäler^  auf  deren  grosse  Bedeutung  hier 
nicht  weiter  einzugehen  ist.  — 

Aus  der  vorstehenden  Skizzirung  der  französischen  Grund« 
Sätze  erhellt  zur  Genüge,  dass  für  Elsass-Lothringen  bei  seiner 
Vereinigung  mit  dem  Deutschen  Reiche  nicht,  wie  fUr  die 
übrigen  Staaten,  die  Frage  zu  lauten  hatte:  weichem  der 
geltenden  annen rechtlichen  Systeme  der  Vorzug  zu  geben  sei, 
sondern  ob  es  überhaupt  rätlich  sei,  das  französische  System 
zu  verlassen.  Bei  d(;r  Beantwortung  dieser  Frage  konnte  so 
wenig  wie  es  in  Dcutsciiland  der  Fall  war,  lediglich  eine 
theoretische  Maxime  entscheidend  sein,  mittehs  deren  man 
sich  über  die  französischen  Gepflogenheiten  in  Bezug  auf  die 
Armenpflege  ohne  Rücksicht  auf  die  Vcrgangenhdt  hinw^- 


^)  Keitzenstein  a.  a.  0.  S.  222  bemorkt  zwar,  dass  Bfit  dem  Gesetz 
vom  18.  Juli  1866  über  die  Gcneralräte  die  Ausgaben  für  Irren-  und 
Wtieeiipflege  nicht  mehr  zu  denjenigeii  gehören,  trelehe  im  Fallo  ver- 
weigrrt-^r  Hilli|^un{,^  durcli  die  GcTiornlnitc  v.m  Amtswcgeii  in  das  Budgft 
der  Dcpartemeuts  eiBgeatellt  werden  konnten,  fugt  aber  hinzu,  dBna 
die  materielle  Rechtsverbindlichkeit  thatsächlich  nie  in  Frage  gezogen 
worden  sei. 

-1  R  oitz enstein  III  S.  223  bemerkt  hierzu,  dass  die  Praxi?  den  Grund- 
satz betoige,  den  einjährigen  Autenthalt  schon  dann  entscheiden  zu  lasBen, 
wenn  denelbe  aneh  nur  mit  einem  kleinmi  Teile  in  das  Qiofl^j&hrig* 
keitMatv  lUle. 

FmchuiiB      Tl.  4.  '  XOMtorbwg.  12 
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setzte.  Es  handoltc  skh  vielmehr  um  eine  Opportunitätsfrage, 
für  deren  Eniselieiduiig  zu  Oiinsten  der  bestenenden  Verhält- 
nisse vor  allem  der  \\  uti.sch  ungestörter  Fortentwickelung 
massgebend  sein  niusöte,  wie  er  schon  in  der  Bekanntmachung 
des  Zivilkommissars  vom  30.  August  1870  zum  Ausdruck  ge- 
kommen war*).  Aus  diesem  Grunde  vornehmlich  Hess  die 
Reichsregierong  es  bei  der  hergebrachten  Uebung  der  Armen- 
pflege bewenden  und  nahm  von  der  Einführung  des  Geeeties 
ttber  den  U.-W.  in  Elsass-Lothringen  sunftchst  Abstand. 

§  64. 

Baiem  und  E1hji.s.s  -  Lothringen  waren  unter  den  dar- 
gelegten Umständen  im  Verhältniss  zu  dem  Übrigen  Reiclis- 
gebiet  zum  Teil  Ausland  geblieben').  Wtthrend  sie  in  Be- 
zug auf  Indigenat  und  Freizügigkeit  mit  letzterem  ein  Qanzee 
bildeten  und  gleichem  Rechte  unterworfen  waren,  bedurfte  es 
in  Bezug  auf  die  öffentliche  Annenpflege  noch  besonderer  Be- 
stimmungen, in  welchen  die  interterritorialen  Fälle  für  Nicht- 
Baiem  in  Baiem,  für  Nicht-Reichsländer  im  Reichslande  vor- 
gesehen wurden.  Man  liess  es  hierfür  bei  dem  |5  7  de^^  Frei- 
zügigkeitsg  'setzes,  dm  heisat  bei  der  Qothaer  und  Eisenacher 
Konventi<<n  bewenden®). 

Bezfiglieh  der  Angehörigen  nicht  deutscher  Gebiete  ist 
Aufentii.'iltsfreiljcit  und  Unterstützungspflicht,  soweit  nicht  60 
über  die  Verpflichtung  zur  vorläufigen  Fürsorge  entgegensteht, 
Gegenstand  besonderer  Regelung  im  Wege  der  Uebereinkunft 
mit  den  auswärtigen  Staaten.  An  und  mr  sich  ist  das  Recht 
zur  Versagung  des  Aufenthalts  in  diesen  Fällen  nach  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  ein  unbedingtes.  Wo  hierüber  von 
Seiten  des  einzelnen  Staates  oder  des  H<"i(  hos  Vertrüge  ge- 
schlossen sind,  handelt  es  sieh  um  eine  ahnliche  Regelung, 
wie  diejenige,  welche  früher  mittels  der  Gothaer  imd  Kis«»- 
nacher  Konvention  zwischen  den  einzelnen  deutschen  btaaten 
angestrebt  wurde. 


Es  hiess  darin:  „Der  leitende  Gedanke  dieser  inatituirten  Zivü- 
Vorwalfurifr  ist  die  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Geeetze,  Einrich- 
tungen und  Anordnungen.  Die  Verwaltung  wird  in  den  bestehenden 
FoTmen  1lb«»ll  foitgeranrt:  nur  die  S^tcebat  gewechselt''  Vgl.  Leoni, 
StantBrc'cht  v  r  K]8n.s8-I.<)thriiigeD,  in  Msxqiiaiweiii  Haadbach  des  OffBnt' 
liehen  Kechta  Bd.  2  S.  221. 

*)  Vgl.  Preuösen  ^  69,  wo  ausdrücklich  hei'voi^hoben ,  daaa  unter 
einem  Deatschen  and  emein  deutschen  Armenverbande  im  Sfame  des 
setze«^  nur  solche  zu  vpr^tohen,  die  dem  Qeltimgsbereiebe  des  Gesetsee 
vom  1.  Juni  1^70  angehören. 

•)  ¥ikt  Baiem  war  dies  noeh  aasdnacUich  in  Nr.  IQ  des  SdihiiS- 
protokoUfi  Tom  28.  November  1870  wiedefholt  worden:  B.-0.-BL  1^0 
a  23. 
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Das  Reich  hat  bis  jetzt  nur  mit  drei  Staaten,  Dänemark, 
Italien  und  Belgien,  Üebereinkftnfte  wegen  wechselseitiger  üeber- 
nahme  htilfsbedürftiger  Angehöriger  geschlossen.  Ihr  wesentlicher 
Inhalt  ist:  Verptiichtimg  des  Aufenthaltsstaates  znr  ünter- 
gtiit/ung  nach  den  in  seinem  Gebiete  herrschenden  Grundsätzen,  aber 
ohne  Anspruch  auf  Erstattung,  sowie  Verpflichtung  des  Heimat- 
staaieä  mr  Uebernahme  aui  vorgängigeu  Aulrag.  Die  aut  letztere 
bezüglichen  Yerhandlimgen  sollen  gegenttber  Dflnemark  nnd  Italien 
im  Wege  der  direkten  Korreepondeiis  swischeo  den  beteiligten  Be- 
hörden, gegenllber  Belgien  im  diplematiaehen  Wege  gefthrt  werden. 
Ameerdem  gilt  noch  fftr  die  Bftmmtlichen  einzelnen  Staaten  dee 
Deutschen  Reichs,  obwohl  nicht  für  das  Deutsche  Reich  als  aolchee, 
•die  Eisenacher  Konvention,  soweit  das  Verhältniss  zu  Oesterreich 
in  Betracht  kommt,  da,  wie  oben  erwfthnt,  Oesteneioh  sich  der- 
selben angeschlossen  hattet). 

^V(  gen  Dänemark  s.  Uebereinkunft  vom  11.  Dezember  1873, 
2u8J>t7(lekiaration  vom  25.  August  1881,  Bekanntmachung  vom 
17.  Juli  1884:  Zentralbi.  f.  d.  D.  R.  1874  S.  31,  1881  S.  407, 
1884  S.  201.  —  Wegen  Italien  Uebereinkunft  vom  8.  August 
187S:  ^bendA  1873  8.  281.  —  Wegen  Belgien  DeUamtion  vom 
7.  JnU  1877:  ebenda  1877  S.  411. 


Oegenwftrtfger  Zustand  innerhalb  des  Deutschen 

Reiches* 

§65. 

Es  ist  ttblich,  im  Hinblick  auf  die  gegenwärtige  G^taltung 
dee  Armenrecbts  im  Deutschen  Reiche  von  drei  Sjstemen  zu 
aprecben:  dem  deutschen  (ünterstützungswohnsitz),  dem 
bairischen  (Heimat),  dem  reich sländischen  (freiwillige 

Arnif'?ipfle<^e).  Soweit  Namen  rntscheidend  sind,  ist  dies 
ruhtiL^;  will  man  aber  von  dem  matpriellon  Inhalte  der 
gegenwärtig  massgebenden  OesetzeshesUniimingen  die  Ein- 
teilung herleiten,  so  ist  man  genötigt,  nebr-n  diesen  drei 
Systemen  noch  ein  viertes  zu  nennen,  dessen  oben  ausführlich 

fedacht  worden,  das  pfälzische.  Es  ist  das  nicht  bios  die 
Befriedigung  eines  Bedürfnisses  nach  systematischer  VoU- 
«tttndigkeit;  in  der  That  giebt  es  ein  pfkustsches  System,  das 
mit  dem  bairischen  nur  den  Namen  „Heimat"  und  die  Eigen- 
schaft gemein  hat,  dass  die  einmal  erworbene  Heimat  erst 
durch  den  Neuerwerb  einer  anderen  verloren  geht  Im  ttbri- 
gen  steht  dort  der  sofortige  Heimaterwerb  kraft  Gesetzes 
auf  Grund  eines  blossen  Willensaktes  im  Vordergrunde,  wäh- 


*)  Vgl.  8. 18a  Der  Ootbaer  RonTention  hatte  sieh  Oestemieb  nicht 
angeschlossen. 

12* 
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rend  hier  die  au sd  rüc  k  1  i  ch  c  A n  t"n  a  hm  c ,  die  in  gewissen 
Fällen  nach  länger  dauerndem  Aufenthalt  gefordert  werdea 
kann,  den  ersten  Platz  behauptet. 

Der  historischen  Entstehung  und  der  thaU>ächliehen 
Uebung  nach  steht  der  Unterstützungswohnsitz  der  bairischen 
Heimat^  die  pfiüzudie  Heimat  dem  firaBzOsiachen  domicile  de 
secours  am  nllchsten.  Deutlich  scheidet  sich,  wie  in  vielen 
anderen  Beziehungen,  auch  in  dieser  die  Rheinpfak  von  dem 
I^nde  rechts  des  Rheins.  Und  wenn  der  Unterschied  ftir  die 
hier  in  Rede  stehenden  Angelegenheiten  besonders  nachdrücklich 
betont  wirfl,  sn  <]:osehiolit  es,  weil  der-sclbc  in  hohem  Orade 
charaktoristiäch  und  lehrreich  ist  und  weil  das  rein  äuaserliche 
Einordnen  der  pftllzischen  „Heimat"  unter  den  gemeinsamen 
Namen  „Heimat"  dazu  führt,  da^s  diese  eigentümliche  Rechts- 
])ihlung  fast  ganz  unbeachtet  bleibt^).  Im  Sinne  materieller 
Verschietleuheiten  besitzt  Deutschland  also  gegenwärtig  vier 
Systeme  in  Bezug  auf  die  R^elung  der  öffentlichen  Annen- 
fUrsorge,  soweit  dieselbe  mit  Regelung  der  endgültigen  Ver- 
]Dflichtung  zur  Tragung  der  Armenlast  identisch  ist  im  Sinne 
der  armenpolizeilichen  vorläufigen  Fttrsoi^e  für  hülfshedttrftige 
Individuen,  welche  von  der  definitiven  Verpflichtung  zunächst 
unabhängig  ist,  giebt  es  nur  zwei  Systeme,  das  deutsche  und 
das  französische.  In  Bezug  endlich  auf  diejenigen  indivi- 
duellen Rechte,  welche  jeder  Anncngesetzgeljung  die  Riclitnng 
gewiesen  haben,  für  ilin  n  Inlialt  vor  allem  bejitimmend  ge- 
wesen sind,  giebt  es  in  Deutöchland  nur  ein  System:  aas 
System  des  gemeiusamen  deutschen  Indigenat*»  und  der  Frei- 
zügigkeit innerhalb  des  ganzen  Deutschen  Reiches. 


Gegenwärtig  ist  dies  canz  alltremcin  der  Fall.  Es  werden  immer 
nur  die  drei  Systeme,  die  drei  Koi  I  f  uf  biete  unterschieden.  Vgl  z.  B. 
Loening  §  26  S.  88»-$,  der  unt*  i  <1< n  ]  itf^ln  Hes  Heimaterwerbes  in  Raiem 
nur  die  für  die  recbtarheinischeu  Teile  gelteuden  Bestimmungen  au^brt ; 
auch  T.  Reitzenstein  II  S.  112,  Adickes  S.  240  a.  ft.  Meyer 
8.  181  fuhrt  die  B^itimmuDgen  fttr  die  Ffala  an. 
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5.  Kapitel. 

Die  Beurteilung  der  geltenden  Gesetzgebung. 
L  finanzielle  Wirkungen. 


L  JHe  Höhe  der  Araenlsst 

Bevor  man  die  Frage  Dach  dem  Stande  der  Armenlast 
lu  beantworten  versucht,  ist  es  notwendig,  sich  knra  darüber 
za  verständigen,  was  der  Ausdruck  „Annenlast"  bezeichnen 
80II ;  nicht  der  kleinste  Teil  der  auf  diesem  Gebiete  herrschen- 
den Verwirrung  rührt  daher,  dass  der  Fragende  etwas  anderes 
darunter  versteht  als  der  Antwortende. 

Mit  Armenlast  wird  regelmässig  ein  Zweifaches  ])oz<'ielmet: 
einmal  der  dureh  die  Armut  erzeu^'-te  Druck  im  allgemeinen 
und  zweitens  derjenige  Druck,  welciien  die  ArmutszusUlnde 
auf  einen  einzelnen  Armenverband  in  Gemilssheit  seiner  Ver- 
pflichtung zur  öffentlichen  Armenpflege  austiben.  Es  ist  sehr 
wohl  möglich,  dass  die  Armenlast  uii  allgemeinen  eine  sehr 
hohe  und  in  dem  einzelnen  Armen  verbände  eine  sehr  niedrige 
ist,  wie  auch  umgekehrt  eine  hohe  Belastung  des  einsdnen 
Armenverbandes  mit  dem  niedrigen  Stande  der  Armenlast  im 
sUgemeinen  vereinbar  ist.  Hier  ist  sunächst  von  der  Armen- 
last  im  ersteren  Sinne,  von  den  AimutBzustilnden  im  allge- 
meinen zu  handeln. 

Olyirohl  volkswirtschafidiche  und  sozialpolitische  Unter- 
rochnngen  im  Kähmen  dieser  Arbeit  nicht  beabsichtigt  sind^ 
wird,  wie  schon  an  manchen  früheren  Stellen,  eine  kurze  Be- 
trachtung des  Zusammenhanges  des  Annen weKens  mit  den 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Zuständen  nicht  ganz  untf'rbleibeu 
können.  Man  ist  zum  Verstilndniss  dessen,  was  riie  Wirt- 
achafb-  und  Armengesetzgebung  Nützliches  zu  bewirken  be- 
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Äbsichtigte,  genötigt  sidi  «i  vergegeuwärtigen,  was  de  za 
der  Annahme  veniiiilasBt  hat,  sie  werde  nütsuiche  Wirkungen 
erzielen. 

Der  wichtigste  Anlass  ist  überall  in  dem  Missverhältniss 
der  Bevölkerung  zu  den  vorhandenen  Erwerbsquellen  und  der 
darauf  gegründeten  Furcht  vor  UebervOlkerung  und  Erwerbs- 
numgel  zu  suchen.  Man  kann  sich  dieses  Verhältniss  am  zweck- 
mässigsten '  durch  eine  einfache  Formel  veranschaulichen.  Ks 
sollen  gegeben  sein  x  Einwohner  und  x  Erwerbsgelegenheiten 
innerhalb  eines  bestimmten  Bezirks.  Drei  Fälle  sind  möglich: 
boide  X  sind  gleich,  oder  das  eine  x  ist  f]:rö«^sor  als  d:is  an- 
dere. 8ind  beid»'  ^U'icli.  so  hat  jeder  Eiiiwuhncr  die  ihm 
notwendige  Erwcrbsgeiegenhoit  (A);  ist  das  orst«^  x  um  u 
grösser  als  das  zweite,  so  iji».il)on  x  —  n  Einwolmcr  ohne  Er- 
werbsgelegeiihcit  (B);  ist  diu*  erste  x  um  n  kleiner  als  das 
zweite,  so  ist  nicht  nur  sämmtlichen  Einwohnern  Erwerbs- 
gelegenheit  geboten,  sondern  es  bleibt  noch  ein  Ueberschuss  n. 
WiU  man  diese  Formel  nur  nicht  allzu  mechanisch  verstehen, 
so  emebt  sie  gleichsam  von  selbst,  was  geschehen  muss 
oder  Kann,  um  die  beiden  x  einander  möglichst  gleich  zu 
machen.  Auch  hier  sind  drei  Fälle  denkbar :  man  verkleinert 
das  erste  x  (Bevölkerung)  um  soviel,  dass  es  das  zweite  x 
(Erwerbsgelegenheiton)  nicht  mehr  überschreitet;  das  be- 
zwecken vor  allem  die  auf  Besch ränkun^i;  des  freien  Zupres 
und  der  Eheschliessung  (d.  h.  eigeutlieli  der  Zeugung)  ge- 
rielitcten  Massregeln.  Oder  man  verp:rössert  das  zweite  x 
(Eru  erbsgelegenheit)  um  so  viel,  nU  m  hinter  dem  ersten 
zurückgeblieben  ist;  dahin  gehören  alle  auf  Beförderung  des 
Handels,  der  Industrie  u.  s.  w.  gerichteten  Massnahmen.  Oder 
drittens  man  ftlhrt  einen  Ausgleich  zwischen  dem  Bezirk  B, 
der  übervölkert  ist,  und  dem  Bezirk  C  herbei,  dessen  Erwerbs- 
gelegenheiten nicht  voll  ausgenutzt  worden;  dies  wird  durch 
Gewährung  vollkommener  Freizügigkeit  und  dewerbefreiheit 
zu  erreichen  beabsichtigt^). 

Ein  charakteristischer  Unterschied  bestellt  zwischen  den 
Massregeln  in  den  beiden  ersten  und  denjenigen  im  letzteren 


')  Auf  das  seit  der  Malthnsschen  Theorie  —  die  Volksvermehrung 
habe  die  Tcndeuz  in  geometnBcber,  die  Unterhaltamittel  in  arith- 
metiseher  Progreaaion  su  wachsen  —  som  imerachöpften  Gkgenstande 

der  tliooretischen  Betrachtung  sowie  der  praktischen  Politik  gewordene 
Verhäitnias  von  Bevölkerung  und  Enverbsgelegenheiten  kann  hier  -olh-^t- 
verständlich  nicht  weiter,  als  wie  im  Text  geschehen .  eingegang  en 
werden.  —  Vgl.  hierilber  namentlich  Roscher,  System  Bd.  I  §  ^42 
und  neviestm-  <lie  von  der  fröttnut  r  Akademie  preisgekriMite  Sclirit) 
von  Heinrich  Soetheer.  Die  ^ Teilung  der  Sozialisten  zur  Bevölke- 
nmgslebre,  Berlin  16>>(>,  der  eine  volUtknd^e  Darstellung  der  theoretischen 
Venuclie  seit  Malthus  bringt 
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Falle:  jene  l>iaucliRn  sich  niclit  weiter  als  mir  auf  den  einen 
bctroflfcnen  Bezirk  zu  erstrecken  —  diebe  haben  die  Aus- 
dehnimg  ftber  mehrere  Beadrke  zu  ihrer  notwendigen  Vor- 
«uflsetKang. 

Die  Geschichte  der  WirtschaftB-  und  Annengesetzgebung 
der  neueren  Zeit  lehrt  nun,  da88  man  es  mit  einer  jeden  der 
hier  besseichneten  Maaaregeln  versucht  hat,  in  der  Regel  ab(;r 
raehrere  dorselben  neben  einander  hat  eintreten  lassen,  und 
schlicsslic}!  einer  möp^lichst  vollkommenen  Freizüf]:i!n:kcit  und 
Ge^verbetreiheit  den  Vorzug  ^ej^^el)i'n  hat.  Dies  ist  der  ^eg'en- 
wärtige  Zustand.  Er  ist  dius  Ergt  bniss  ein»T  Wirtschatts- 
und Bev^ölkerunp^8])uliiik,  welche  von  der  m<>glichst  freien 
Entfaltung  der  vorhandenen  Arbeitskräfte  innerhalb  des 
grösstmöglichen  Gebietes  die  vernünftigste  Ausgleichung  zwi- 
schen Volkazahl  und  firwerbsgelegeimeiten  erwartet  in  der 
Voraussetzung,  dass  die  Wahncheinlichkeit  einer  Differenz 
zwischen  beiden  um  so  geringer  sein  verde,  je  grösser  der 
beide  umfassende  Bezirk  ist  und  umgekehrt.  Und  weil  ihr 
die  Herbeiführung  einer  solchen  Ausgleichung  Ennöglichung 
von  Erwerbsgelegenhcit  für  Alle  und  diese  wi«'d('rura  Verhtitung 
oder  wenigstens  Verminderung  der  Armut  bedeutet,  so  ist  fH«' 
Reichsgesetz]L^el)un:^  gemeint,  mittels  der  ineinandergreifenden 
Gesetze  aus  den  Jahren  1867 — 1870  die  Zustünde  der  Armut 
verbessert,  d.  h.  ein  Linken  der  Annenlast  im  allgemeinen 
bewirkt  zu  haben. 

Dieser  Meinung  wird  mannigfach  entgegengetreten.  Nicht 
nur  dass  ein  solcher  Erfolg  bestritten  wird,  die  Gegner  behaupten 
vielmehr,  dass  eben  diese  Gesetzgebung  die  wirtschaftlichen  Zu* 
atttnde  ▼erscUimmert,  dass  unter  ihrer  Herrschaft  die  Annen- 
last  geradezu  gewachsen  sei.  Die  Freizügigkeit  gestatte  zwar 
die  Ausbreitung  der  Arbeitskräfte,  ihre  Verteilung  in  arbeits- 
bedürftige  Bezirke;  aber  di*'  Gesetzgebung?  habe  die  wirklieh 
ßaeliir-emässe  Ausbrcitnii::'"  und  Verteilung  nicht  sicherzu- 
stellen gewusst.  ^^  o  nur  die  Fn'iheit  des  Individuums  und 
seine  Meinung  über  di<'  Möglichkeit  und  Wahrscheinlich- 
keit einer  Erwerbsgelegeuheit  entücheide,  da  sei  eine  Ver- 
kennung der  in  Beti*acht  kommenden  Verhältnisse  nur  zu 
hanfig.  Nicht  eine  Vertalung  der  Arbeitskräfte  finde  statt, 
sondern  eine  Anhäufung  derselben  an  Orten,  welche  dem 
IndiTiduum  besonders  anziehend  erschienen.  So  sammle 
sich  in  grossen  Städten  und  Industriebezirken  eine  Ueberzahl 
Ton  Arbeitskräften,  für  die  eine  lohn^de  und  oft  überhaupt 
eine  Erwerbsgelegenheit  nicht  mehr  vorhanden  sei,  imd  so 
erzeuge  sich  ein  schlimmeres  Proletariat,  wachse  die  Armut 
bedrnidicher  an  als  ehedem,  wo  eine  gewisse  Beschränkimg  des 
freien  Zuges  bestanden  habe.  Hinzu  ki^me  die  freieste  Oe- 
stiittung  der  Eheschliessung,  welche  dab  schon  vorhandene 
Proletariat  ins  schrankenlose  vennehrte.    Und  endlich  sei  die 
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gleichzeitige  und  allseitige  DurchfUhnuig  der  öffentlichen 
Armenpflege  eine  Prttmie  auf  leichtmnntgeB  Umherziehen  und 
leichtsinnige  Eheflchliessune,  indem  mm  dem  ErwetMwm 
nicht  wie  früher  blos  inner]  s^ner  HeimEt^  sondern  inn^F* 
halb  des  ganzen  Reichsgebietes  die  Garantie  geboten  »ei, 
dass  ihm  im  Falle  der  Bedfürftigkeit  die  erforderliche  Hitlfe 
wttrde  geleistet  werden« 

Wenn  für  die  vorstehenden  Behauptungen  keino  f beweise 
erbracht  wenlen,  sondern  zu  ihrer  Unterstützung  fast  lediglich 
auf  die  Natur  der  8ache  und  gewisse  Erscheinungen  unserer 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hingewiesen  wird, 
so  wird  man  sie  deshalb  allein  noch  nicht  für  unrichtig  halten 
dürfen.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  ein  btriktcr  Beweis 
bei  diesen  Punkten  überhaupt  sehr  schwierig,  wenn  nicht  un- 
möglich ist,  weil  es  sowohl  an  einer  Statistik  mangelt,  welche 
das  ganze  Reich,  also  das  gesammte  Ausgleichungsgebiet  om- 
fiuste  und  eine  Veigleichtmg  der  versdiiedenen  Zeitrftmne 
ermöglichte  und  weil  zwicitens  selbst  der  positlTe  Nachweis 
des  Wachsens  der  Armenlast  im  allgemeinen  noch  nicht  den 
Schluss  gestatten  wtlrdCy  dass  dies  die  Folge  der  Armen-  und 
WirtBchaftsgesetzgebung  sei.  Niemand  ist  im  Stande  mit  Zu- 
verlässigkeit zu  sagen,  ob  nicht  das  Festhalten  des  entgegen- 
gesetzten Systems  noch  schlimmere  Folgen  gehabt,  die  Armut 
erst  recht  befördert  und  die  ohnehin  gewachsene  Annenla^^t 
ins  unemiessene  gesteigert  haben  würde.  Gleichwohl  sind 
wir  doch  nicht  ohne  jeden  Anhaltspunkt.  Denn  wenn  es  auch 
richtig  ist,  dass  es  an  einer  Armenstatistik  für  das  ^^arize 
Keich  fehlt  und  dass  ein  bündiger  Beweis  in  der  Hauptsiu^he 
nicht  möglich  ist,  so  unterschätzt  man  doch  auf  der  einen 
Seite  das  Torhandene  statistische  Material  und  ttberechätst  auf 
der  anderen  die  Bedeutung  eines  strikten  Beweises  für  Er* 
scheinungen,  die  wie  das  Annenwesen  sich  aus  dem  grossen 
Gewebe  mannigfidtiger  Ursachen  und  Wirkungen  niemals  rein 
herauslösen  lassen  Wir  besitzen  statistisches  Material  fiXr 
einzelne  Staaten  und  grössere  Verwaltungsbezirke,  welchem 
auch  für  die  vorliegenden  Fragen  eine  Antwort  entnommen 
werden  kann,  und  wir  sind  im  Stande,  auf  indirektem ,  ja 
auch  auf  n'^g.Mtivem  Wege  einigerma^isen  zu  erkennen,  von 
welchen  Ei iiH rissen  das  Armen wesen  und  der  Zustand  der 
öffentlicheu  Armenpflege  vornehmlich  bestimmt  wird.  • 

1)  Wenn  Lo eniag  8. 885  mebt,  data  steh  die  Wirkimg«i  des  Qewtses 

über  UnterstützmigswobDsitz  erst  übersehen  lassen  können»  wenn  ^e- 
nfipendes  statistisches  Material  vorliegt,  so  verpisst  er,  daes  dies  Matfnnl 
doi'h  immer  nur  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  betreffen  kaun^  dm 
Hateiisl  fBr  die  vergante  Zeit,  denen  Vorbandeiweni  flb'  ^  Ver- 
gleichung  doch  unerlAsshch  ist,  kann  in  keiner  Weise  mehr  beschafil 
'W  f'rrl«*n.  Was  daher  von  den  hier  in  Rede  i^tehenden  Behauptungen  auf 
Gi'und  unserer  gegenwärtigen  Kenntnisse  nicht  erwiesen  bezw.  widere 
kgt  werden  kann,  wird  niemalB  erwiesen  besw.  widerlegt  werden  ktoen. 
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Für  die  hier  interessirenden  Fragen  kommen  vor  allem 
di^jeiiigen  Elemente  der  Bevölkerung  in  Betracht ,  welche  ohne 
anderen  ROckhalt  auf  den  täglichen  Erwerb  angewiesen  sind  und 
schon  bei  kurz  andauenider  Erwerbslosigkrir  der  Armenpflege  an- 
heinitallen  —  das  sind  die  Haus-  und  Fabnkarl)eiter,  die  Gewerbs- 
gehüiten  und  ilie  Dienstiioieu.  Dass  diese  Klasse,  wie  zu  allen 
Zeiten,  auch  t^egen wartig  diejenige  ist,  deren  Zu-  und  Abnahme  im 
ütiiizen  und  deren  Zuzug  und  Abzug  nach  und  von  einzelnen  Be- 
zirken über  den  Stand  der  gesammten  bezw.  der  ortsanwesenden 
Bevölkerung  entscheidet,  wird  keines  Beweises  bedürfen^). 

Ans  diesem  Gnmde  sind  mm  auch  fikr  uieere  Zwecke  die- 
jenigen Kacbwdsimgen  besonders  wichtig,  welche  die  sog.  Wande- 
rnngen  zum  Gegenstande  haben;  dieselben  bilden  ein  m.  £.  bia- 
her  fIkr  diese  Frage  bei  weitem  nicht  genügend  gewfirdigtee  und 
benutztes  Material.  Insbesondere  sind  für  die  Beorteilnng  der 
Wirkungen  der  Freftzllgigkeit  (seitdem  dieselbe  auf  das  ganze  Reich 
erstreckt  ist)  von  grosser  Bedeutung  diejenigen  Ergebnisse,  welche 
den  Anteil  der  fremden  Elemente  an  der  Znsammensetzung  der  ]?e- 
völkerung  darlegen,  und  von  diesiii  wiederum  diejenigen,  welche  er- 
kennen lassen,  ob  die  Zunahme  der  Bevölkerung,  soweit  sie  durch 
Wanderung  bewirkt  wird,  von  Individuen  herrührt,  die  überwiegend 
ans  demselben  Kreise,  derselben  Provinz,  demselben  Staate  stammen, 
oder  von  solchen,  die  einem  anderen  als  dem  Aufentbaltsstaate  oder 
dem  Auslande  angehören. 

Ich  Mn  genötigt,  hier  md  im  Folgenden  wiederholt  Zahlen  zn 
heaatzen,  welche  das  Ergebniss  der  Yolkszfthloog  von  1880  sind» 
well  ein  Teil  der  hier  in  Betracht  fallenden  Nachweisnngen  anf  Gmnd 
der  Volkizfthlnng  von  1885  bei  Bearbeitung  dieses  Abschnittes  und 
auch  bei  Schlnss  dieser  Arbeit  noch  nicht  pnbliairt  war.  Gleichwohl 
glaubte  ich,  die  Ausfahrnng  diesee  m.  £.  äusserst  wichtigen  Ab- 
schnittes nicht  unterlassen  zu  sollen,  weil  auf  der  einen  Seite  die 
allgemeinen  Erscheinungen,  auf  welche  hingewiesen  werden  soll,  in 
den  letzten  5  Jahren  keine  Veränderung  erfahren  haben  können  und 
auf  der  andern  gerade  die  Perioden  1870—1875  und  1875 — 1880 
in  Bezug  auf  wirtschaftliche  Verhältnisse  äusserst  ausgeprägte  Gegen- 
sätze darbieten. 

In  Bezug  auf  Gf^wmn  und  Verlust  der  einzfdii«  n  Stauten 
bezw.  Gehietsteilo  durch  ^xegrenseitigen  Austausch  ihrer  Geburta- 
bevölkerung  stellte  sich  1880  das  VerlKiltniss  für  die  grösseren 
Staaten  und  die  preu^sischen  Provinzen  folgenderniasson  ^) : 


J)  Man  vgl.  2.  B.  die  Tab.  in  13  in  der  Statistik  d.  D.  K.  Neue 
Folge  Bd.  2  (Berufaetat.)  Einleitung  S.  84. 

Vgl.  die  Tabellen  über  Zu-  und  Abnahme  der  preuseischen  Pro- 
vinzen und  der  einzelnen  Staaten  dnrrh  Wanderung  in  Vtat.  d.  Deutsch. 
Reichs  Bd.  Teil  1  S.  5,  Teil  2  Kiuleitung  S.  LXXXl  und  Tabelle 
&S4i. 
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Die  östLtchen  Provinzen  Preussens  geben  hiemach  mit 

feringen  Ausnalimen  an  den  Westen,  vornehmlich  an  die 
'rovinzen  Rraiulenburg',  Schleswig-IIolstf^in  und  Sachsen,  so- 
wie (las  Könign'icli  Saclison  ab,  wilhroivl  fler  p'-riiigt'  Anteil, 
den  die  westlichen  Provinzen  nn  der  Bevölkeriui*;  Branden- 
burgs haben,  deutlich  ins  Auge  fällt  Sehr  erheblich  ist  der 
Gewinn,  den  da«  König^reieli  Sachsen  v(in  den  Provinzen 
Schlesien  und  Sachsen  zic^ht.  Im  Westen  besitzt  die  Pruviuz 
Hannover  eine  stärkere  Anziehungskraft  alt»  Ileascn-Nassau 
und  Westfalen;  die  Rheinprovinz  die  stftrkate  von  allen,  ao 
dasB  mit  geringfügigen  Ausnahmen  aus  allen  preussisehen 
Provinzen  und  deutschen  Staaten  derselben  fremobflrtige  Be* 
völkerun^  zuströmt  Im  Nordwesten  Deutschlands  liegen  die 
Verhältnisse  etwas  anders^).  Diebeiden  Meckh^nburg  erhalten 
geringen  Gewinn  von  Os^reussen  und  Schlesien,  geben  aber 
sehr  viel  mehr,  besonders  an  Brandenburg  und  Hamburg  ab, 
als  sie  von  jenen  gewinnen.  Dage^i^en  zeijs^t  Braunschweig*  er- 
heb! icfie  Zunahme,  besonders  von  Sachsen  und  Hannover  her, 
wilhrend  es  selbst  nach  den  Hansestädten  hin  einen  erheblichen 
Abgang  erleidet.  Ueberhaupt  strömt  den  Hansestädten,  v.ir 
allem  Hamburg,  eine  ausserordentlich  beträchtliche  Bevölke- 
rung aus  allen  Teilen  Deutschlands  zu,  im  (  janzen  100  485, 
wovon  die  Mehrzahl  auf  Schleswig-Holstein,  Hannover  und 
die  beiden  Mecklenburg,  nämlich  bezw.  55  678,  31 222  und  27  555 
entfallen.  In  Mitteldeutschland  ist  es  vor  allem  das  Königreich 
Sachsen,  das  aus  fiist  allen  Teilen  Deutschlands  grossen  Oe* 
winn  zieht,  während  die  thüringischen  Staaten  sehr  ungleiche 
Anziehungskraft  äussern :  im  Verhältniss  am  stärksten  Anlial^ 
am  schwnchsten  Sachsen- Altenburg.  Vor  aUem  ist  bemerkens- 
wert, das.s  d«  r  Austausch  zwischen  diesen  Staaten  selbst  selir 
ins  Gewicht  lallt  und  die  Ziffern  sich  ganz  anders  und  ge- 
ringer stellen  würden,  wenn  die  thüringische  Staatengruppe 
als  ein  Staat  betrachtet  würde.  —  (Dies  bemerkt  ant-h 
der  Bearbeiter  der  Keichsstit.  a.  a.  O.  S.  LXXVH.)  —  Im 
Sfiden  empfkngt  Baiern  hau])tsachlich  von  Würtemberg  24503 
und  giebt  10916  an  die  Rhein  pro  vinz  ab.  Im  übrigen  ij»t 
der  Austausch  mit  den  andern  Staaten  ein  sehr  unerheb- 
licher. Als  charakteristisch  für  die  Bewegung  mit  der 
Tendenz  nach  Westen  ist  auch  hier  hervorzuheben,  dass  die 
bairische  P&lz  nach  Elsass-Lothringeu  und  Würtemberg  nach 
Baden  hin  einen  starken  Verlust  erleidet  Im  übrigen  ist 
auch  dort  die  Bewegung  eine  sehr  mässige.  Lediglich  em* 
pfangend  verhält  sich  auch  in  Bezug  auf  die  anderen  Staaten 


')  V^l.  a.  a.  0.  —  leb  hvthp  (V\p  Zfihlrn  hc/fiplioh  dor  klf^inMrrn 
btaatcü  nicht  xmtgeteütf  am  da.'«  Zahieowerk  uicht  zu  sehr  zu  bauten,  uihI 
h^üge  mich  mit  den  im  Text  gegebenen  Schliusfolgefungen. 
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das  Reichsland,  dem  aus  allen  Staaten  100  801,  vomohmltch 
ans  der  RheiDprovinK,  aus  Baiern  und  Baden  grosse  Massen 
xuströmen. 

§  68. 

Zoh^tiin  schon  die  vorstehenden  Zahlen,  flass  es  vor  allem 
benacliltai  te  Länder  und  Provinzen  sind,  die  mit  einander 
austauschen,  so  ergiebt  sich  (iie.se  Thatsache  zur  Evidenz  bei 
näherer  Betrachtung  der  Gebürtigkeit  der  in  den  einzelnen 
Staaten  ortöan\veät;nden  Bevölkerung.  Um  nur  einige  präg- 
nante Beispiele  herauszugreifen,  so  sei  auf  den  Anteil  hin- 

Sewiesen,  welchen  in  Preussen  und  Baiern  die  einzdnen 
eutschen  und  ausserdeutschen  Staaten  an  der  Bevölkerung 
haben      So  wurden  1880  von  Pmonen,  die  geboren  sind  in : 


gesttblt  in 

gezählt  in 

Preoaaen 

Baiern 

26535  563 

29  480 

46  955 

6  107  021 

63  142 

5  847 

15  745 

39  672 

15  578 

16  084 

50  333 

d0887 

38808 

m 

HnnlAod  

50787 

788 

Erwägt  man  die  Verschiedenheit  der  Grösse  beider 
Staaten,  so  erkennt  man,  wie  entscheidend  fUr  Zu-  und  Weg- 
sng  die  geographische  Iiage  ist,  vor  allem  an  den  Ziffern  für 

Wtlrtemberg  uiul  Sachsen  auf  der  einen,  für  Oesterreich  und 
Russland  auf  der  andern  Seite.  In  Baiern  sind  um  ein 
Drittel  mehr  Wtirtemborp:er,  fast  um  dw  Hälfte  mehr  Oester- 
r»M*rber  als  Preussen;  Kussen  sind  in  13aiem  fast  irtw  nielit, 
aber  in  Preussen  noch  in  grösserer  Anzahl  als  liaiern  zu 
finden^).    Stellt  man  des  Vergleiches  halber  diesen  Zalüen  die 


»)  Vgl.  Stat.  d.  D.  R  :x.  a.  O.  Bd.  2  S.  244.  245;  Jahrb.  f.  d.  amtl, 
Stat  PreusscQs  5.  Jahxg.  Ö.  77.  78;  Zeitachr.  des  bair.  stat  Bur. 
Jahrg.  14  S.  84  -  87. 

*)  Es  ist  zu  beachten,  dass  hier  IlbeiBll  die  Gebttrtigkeit  nicht  die 
Staatsangehörigkeit  in  Betracht  -rfzo^en  ist:  die  Staatsangehätigkeit  6^ 
giebt  durchw^  sehr  viel  niedrigere  Zifiem.   Vgl.  a.  a.  0. 
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Resultate  der  V(>lksz?ihlnn<r  von  1880  f\ir  Oesterreich  gegen- 
über, so  erhält  uiau  ähnliehe  Ergebnisse. 

Es  befanden  sich  in  nennenswerter  Zahl  in 


Ehiwohoer  geboran  in 


PveoMen 

König- 
reich 
Sachsen 

Baiern 

w  urtem- 
berg 

aodMcn 

deutschen 
Staatea 

Nied  tTöst  erreich    .  . 

10426 

2%0 

9  494 

2175 

5400 

OberöeteKmch  .  .  . 

3  354 

7  270 

9  970 

4d97 

1612 

2717 

11876 

8171 

4 
1 

Uberhaapt 

88795 

M588 

84477 

5087 

,  10500 

zusammen  93  442 

^fiiH  sieht,  da»ö  diT  Anteil  PreusH<^n8  und  Baienis  an  tler 
Bevölkerung  Niederööterreiehs  ein  nahezu  gleicher  ibt  und 
doäs  im  übrigen  Sachsen  bei  Böhmen  stärker  beteiligt  ist^ 
ak  Preassen,  und  Frenssen  allein  eine  nennenswerte  Zf£l  Ton 
Personen  nach  Osterr.  Schlesien  abgegeben  hat^). 

8  69. 

Geht  man  nun  noch  etwas  weiter  zurttdk  und  verfolgt 
die  Bewegung  in  den  grösseren  Verwaltungsbezirken  der  ein- 
zelnen Staaten,  zunächst  in  den  preussischen  Regierungsbe- 
zirken, 80  ergiebt  sieh^),  das.s  in  Preussen  durchschnittlich 
90  "o  der  ortsanwesenden  Beviilkerung  aus  der  Zählprovin& 
selbst  stammen. 

Im  Einzelnen  sind  aus  anderen  preussisclicn  Provinzen 
in  Berlin  21  "u,  im  Regierungäbezirk  AmsLcr^^  11  ^/o,  Pots- 
dam und  Bnmibirg  10 '^  o  u.  s.  w.  abwärts  in  Trier  etwa*» 
über  1^  0,  in  Gumbinnen  noch  unter  l**/o  gebürtig.  Die  Zahl  der 
in  anderen  deutschen  Staaten  gebürtigen  Personen  ist  am  stärk- 
sten im  Regierungsbezirk  Wiesbaden  8^/a%,  Erfurt  6  ^/o,  Sig* 
maringen  9^  0,  Berlin  im  übrigen  von  1  bis  3^/«,  aber 
in  Ostpreusscn  und  Westpreussen  nur  0.1 — 0.3^  o,  so  da^s  also 
dort  fast  gar  keine  ausserpreussischen  und  zugleich  deutschen 
Elemente  vorhanden  sind. 


\'gl.  Oesterreich.  Stat  Bd.  1,  1882. 
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Preiias.  Stat.  LXYI  (1883).  Innerhalb  des  ZähUngskreiBes 
waren  geboren  etwa  72  ^/o,  mnerhalb  der  Zäblgemeinde  etwa 
58  ^  0.   In  absoluten  Zahlen 

ortsanwesende  Bevölkerung    .   27  016  763 

davon  geboren  in  Preussen   26  535  563 

in  der  Zahlungsprovinz   24  877  376 

in  dem  ZaLlungskreise      ........  20321252 

in  der  Zählung&gemeinde  16  721  58B 

Leider  ist  diis  Detail  for  die  Gemeinden  nicht  mitgeteilt. 

Von  besonderem  Interesse  sind  die  Verhältnisse  lu  Baiern, 
weil  dort  zwar  das  (iesetz  über  die  Freizügigkeit,  aber  nicht 
das  Uber  den  Unterstützungswohnsitz  gilt,  also  der  aus  dem 
letBteren  etwa  fliessende  Anreiz  zur  Wanderung  fort&llt;  aucli 
ist  das  tiefere  Eindringen  durcli  die  ▼ortre£Flic]ie%  auch  die 
Verhältnisse  der  einzelnen  Gemeinden  berücksichtigenden 
Publikationen  des  bairischen  stitistischen  Bureaus  ermöglicht. 

Da  ergiebt  sich  nun,  dass  1880  in  dem  Regierungsbezirk 
Niedorbaiern  von  634286  Einwohnern  überhaupt  nnr  131 4 Nicht- 
baiern  aufhaltsam  waren,  und  zwar  1081  in  der  Hczirkshanpt- 
sUidt  Passau,  in  den  ländlichen  Gemeinden  taat  gar  keine. 
Ebenso  hat  Oberbaiern  eine  sehr  versehwindende  Zahl  von 
Nichtbaiern,  aber  in  einer  Gemeinde  (Agatharied)  sind  von 
1324  Einwohnern  743  AusUlnder  rttherwiegend  Oesterreicher); 
ähnlich  liegt  ee  in  den  Bezirken  Oberpfalz,  Oberfranken  (mit 
Ausnahme  des  Am  tsgerichtsbezirks  Hof),  Mittelfranken,  während 
Unterfranken,  vor  allem  aber  Schwaben  und  die  Pfalz  eine 
sehr  erhebliehe  Einmischung  von  nichtbairischen  Elementen 
zeigten  (von  604 H85  bezw.  659  81(3  Bewohnern  sind  19970  bezw. 
16S47  Nichtbaieni).  In  der  Gemeinde  Nou-Ulm  in  Schwaben 
öiad  Von  5»  »47  Einwohnern  2(330  nichtbairisehe  Deutselie. 

Den  genaucstfMi  Einblick  in  die  Bewegung  der  (lemeindo- 
bevölkerung  gewahren  die  ausgezeichneten  Arbeiten  Kolhnanns 
betr.  Oldenburg*).  Die  ortsanwesende  Bevölkerung  betrug 
1880  :  337478,  wovon  294470  =  87.26^/0  Inlftnder,  d.k.  olden- 
burgische Staatsängehörig*.,  43008  =  12.74 ^/o  Ausländer  waren. 
In  den  drei  Landesteilen:  Herzogtum  Oldenburg  —  dieses 
wieder  geschieden  in  dieselir  verschiedenartigen  Gebiete  Marsch, 
oldenburgische  und  münaterische  Geest — ,  Fürstentum  Lübeck, 
Fürstentum  Hirkenfeld,  wurden  fol^^ende  VerhUltrn'sse  bezüglich 
der  in  der  Zählgemeinde  geboreneu  Personen  ermittelt: 
Marsch  48.89  »/o  Lüb<'ek  50.90% 

Oldenburg.  Geest  60.53  „   Birkenfeld  81.94  ^ 
munater.  Geest    78.19  „ 

In  den  früheren  Zählungen  1858  und  1871  hatte  sich  ein 
ähnliches  Resultat  ergeben» 


1)  StatiBtiBcfae  NaehiichleD  ttber  das  Qrasshenogtam  OldsDbiirg, 

Heft  19  (18821 
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Um  nun  zu  eniiitteln,  welche  Moni'^'nto  auf  den  Zuzug 
und  auf  Hie  Scssli.'iftigkoit  Einfluss  haben,  h(M*fchnet  Koll- 
mann  ^)  für  die  »  in /.  Inen  Teile  des  Herzogtums  Oldenburg 
die  Zahl  der  Geuieiudcgebtirtigen  und  Fremden  in  dr-n 
Gemeinden  unter  500,  600 — 1000  u.  s.  w.  Einwohnern  uud 
findet,  dasü  je  kleiner  die  (Jemcinden,  um  so  gering«*r  die 
erstere  Zahl  sei,  was  er  wolii  ganz  richtig  damit  erklären  zu 
zu  können  meint,  dass  in  diesen  das  Gesinde  und  Arbeit»* 
personal  toh  auBwKrto  bexog^  werden  mttsae.  Wäter  stellt 
fcoUmann  eine  selir  interessante  —  für  unsere  Frage  sehr 
fruchtbare — Berechnung  an,  um  speziell  die  Bewegung  zwischen 
den  Nachharj^^emeinden  zu  erforschen;  er  teilt  zu  diesem 
Behufe  die  Zuzugsbezirke  in  mehrere  Zonen  mit  Entfernungen 
von  bezw.  2,  2—4,  4—6,  6 — 8,  8 — 10  Meilen  und  findet  hier- 
bei, das»  der  Austausch  innerhalb  der  ersten  Zone  (bis  2  Meilen ) 
am  lebhaftestf'ii  ist  und  etwa  7*^  oder  ,[:rf'sani!!iten  Bevölkerung 
beträgt,  wäluvnd  in  den  übrigen  eine  langsame  und  völlig  sicht- 
bare Abstutung  wahrnehmbar  ist;  der  Austausch  ist  stärker  in 
den  Nord-  als  in  den  SUdgemeinden.  Er  beträgt  in  einer  Ent- 
fernung von 

in  den  Nord-Gemeinden  Süd-Gemeinden 

2-4  Meüen  4V  2  «  o  3.00 

4-6     „  2.95  „  1.24  , 

6^8     „  2.89  „  1.24  „ 

8—10    ,  3.97  ^  0.66  , 


§  70. 

Kino  besondere  Stellung  nehmen  diejenigen  Gemeiuden 
ein,  welche  den  Mittelpunkt  grösserer  oder  kleinerer  Gebiete 
bilden:  die  Stftdte.  Im  allgemeinen  ist  bezüglich  ihrer  die  Wahr- 
nehmung zu  machen^  dass  sich  ihre  Bevölkerung  unverhftlt- 
nissmässig  viel  schneUer  vermehrt ^  als  diejenige  der  sie  um- 
gebenden Gebiete  und  dass  sie  seihst  im  Osten  eine  nicht 
unerhebliche  Anziehungskraft  äussern.  Dies  tritt  am  deut- 
lichsten hervor  in  der  nachfolgenden  Uebersicht  der  Bevölke- 
rungsvennehrung in  den  Orten  des  Deutschen  Reiches,  die 
mehr  und  die  weniger  als  2000  Einwohner  hatten,  in  den 
Jahren  1871,  1875  und  1880: 


*)  A.  a.  O.  S.  61.  Doch  sind  die  folgenden  Zahlen  wogeu  der 
Kleinheit  der  Gebiete,  die  sie  umfassen,  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen. 

-)  KnllmaDQ  macht  auf  diese  Berechnunq'  noch  eine  beaondere, 
die  nicht igkeit  derselben  bestätigende  Probe  au  drei  beliebig  heraus- 
gegriffenen Qemfliiideii.  VgL  a.  a.  O.  8.  65. 
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Von 

100  der  BeyöLkerung  kamen 

«nf  die  Wohtiorte  tob 

Gebietsgrupp  en*) 

nOOEtiiwo1iii«ni  und 

unter 2000Efnvo)u>erti 

bei  d«r 

VoikMähiiar 

1871 

1875 

1880 

1871 

1875 

1880 

22.6 

23.8 

25.4 

IIA 

76.2 

74.6 

die  anderen  Ostaeebesirke  

88.8 

42.8 

44.6 

60.2 

57.7 

55.4 

Provinz  l^ranrlenhniv  mit  Bmüh 

53.8 

'  58.0 

605 

46.2 

42.0 

39.5 

20.9 

22.5 

23.8 

79.1 

77.5 

76.2 

T^AonpriininlienflrA    AiMfllaii  nnil 

29.0 

32.4 

34.3 

71.0 

67.6 

65.7 

r^ip^mit/  .... 

;{8  4 

35.4 

69.4 

66.6 

64.6 

PkOYins  fliirhnfrfi-  ffildedieiin-  Bnum- 

43.8 

50.5 

56.2 

53.1 

49.5 

385 

40.8 

61.5 

59.2 

56.2 

X  1  Ii  V  IUa    J  IfMlIIV  T  \;i     VUUC  XAllUCDUdLUy 

borgisches  Heraogtam  Oldenburg, 

32.1 

350 

olA 

65.0 

62.6 

.RhpiTinrovinz  Hcicrii^niniräHpscirk  Arn»* 

58.6 

60.8 

62.7 

43.4 

39.8 

37.8 

Provinz  Hessen  -  Nassau,  Regierungs- 

bezirk  Munden,  Grossherzogtum 
Hmmd,    FnrstontOmer  Walaeck, 

Lippe  und  Schaomburg-Lippe  .  . 

30.7 

88.6 

35.7 

69.3 

66.4 

64.3 

22.6 

25.0 

26.7 

77.4 

75.0 

73.3 

Würtemberg,  Baden,  Uobenzollem  . 

31.1 

33.9 

36.0 

68.9 

66.1 

64.0 

BheiiipfiÜB  imd  ELnM-Lofhringen.  . 

34.3 

35.9 

37.5 

65.7 

64.1 

62.5 

Speziell  die  Zunahme  der  städtischen  Bevölkerung  zeigt 
sich  in  folgenden  Zahlen.  £8  gab  im  Deutschen  Reiche 
Städte: 

1871   1875  1880 

mit  mehr  als  100000  Einwohnern      8  12  U 

„      „     „    20000        «           75  88  102 

»      »     »I      5000        „          529  591  641 

,     «     „     2000        ^        1716  1887  1950«) 

Für  Preusöeu  zeigt  die  ncucstü  Volkszählung  eine  Zu- 
nahme der  städtischen  Bevölkerung  im  ganzen  um  836927 
Personen.  Doch  entfidlt  hienron  der  Hauptanteil  auf  die 
nasseren  Städte  mit  10000  Einwohnern  und  darüber,  deren 
2ahl  sich  von  176  mit  rund  6  auf  197  mit  rund  7  Millionen 


A.  a.  O.  I  S.  XIL  Die  Gebiete  sind  dort  nicht  nach  den  poli* 
tiieheii  Gienzen,  sondern  einem  gewissen  natürlieben  Znaunnienhsnge 
gsmfifls  geordnet. 

*)  Ä.  a.  O.  8.  XU.    Dort  werden  die  ötädte  mit  den  angegebenen 
fievölkeruugsziffem  in  Groös-,  Mittel-,  Klein-  und  Landstädte  geschieden. 

18» 
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Einwohnern  vermehrt  hat.  Der  Zuwachs  in  den  lÄndliehpn 
Orten  ist  ein  sehr  geringer:  197795  Einwohner  ~  I.IS*^.*, 
wovon  der  Hauptanteil  auf  die  westlichen  Provinzen  kommt 


§  71. 

So  zweifellos  nun  aus  den  vorstehenden  Angaben,  die  noch 
erb ( Irlich  vermehrt  werden  könnten,  diese  doppelte  Tendenz: 
der  Zug  von  Osten  nach  Westen  und  das  Zuströmen  in  die 
grösseren  Orte,  hervoi-geht,  so  hält  sich  diese  Tendenz  doch 
nicht  in  einer  stündi^en  arithmetischen  Progression.  Man  V»e- 
traclitr  die  nachstehende  Uebersieht  der  Zu-  und  Abnahme  der 
Bevölkerung  in  d^n  natürlichen  Cii  bietsgruppen  des  Deutsclien 
Reieh(;s  in  der  Zeit  von  1876  bit>  lb80  um  gegenüber  der  Zeit 
von  1870  bis  1875  eine  durchgehende  Zuuahnie  der  Bevölk«Tung 
in  den  östlichen,  eine  durchgehende  Abnahme  in  den  west- 
lichen Gebieten  wahrzunehmen,  oder  anders  ausgedrückt:  die 
Minderung  der  Forfasugssifibr  dor^  der  Zuzugsziffer  hier.  Itan 
beachte  y  dass  der  Unterschied  im  rheinischen  Gebiete  etwa 
6%  in  Berlin  sogar  13*/o  betragt"). 

In  den  nachbenannten 


Ge  bie  tsgr  uppen 


kam  aui  lOUU  der  mittlerea  Bevöl- 
kerung dnzcfascIiBitHieh: 


nach  ErffeDoiita  dor 
Zählaagcn 

1871/75 1 1875'80 


Verlust  [  —  )tiewinn(-r'^ 
durcii 
WuderuDgm 

1871/75  1875/80 


Stadt  Berlin  

Flrovinz  a)  Ostpreus^en  

bj  Westpreuasen  

Provinzfin  Pommeni  and  Schleswig- 
Holstein  ,  beide  Mecklenburg, 
Fürsten ftirn  und  Staat  Lübeck, 
Staat  Hamburj^  

Provinz  BrandeiAQTg  (ohne  Beilin) 

Provinz  I\ii3en  

Regierungsbezirk  Oppeln  

Kc^erunii^bczirkc   Breslau  und 
Liegnitz  

Königreich  Sarhsrn  und  die  SOht 
thüringischen  Staaten  

Provinz  Sachsen,  Lauddr.  ÜiidcB- 
hdm,  Herzogtum  Bnmnadiweig 
imd  Anhalt  .  


39.18 
4.57 
5.32 

29.23 
8.17 
9.11 

-i- 29.32 

—  7.29 

—  9.62 

—  3.81 

-  6.71 

7.47 
14.64 

3.49 
12.44 

12.24 
9.88 

11.72 
9.20 

—  5.44 
•f  8.94 
— 11.42 

—  2.66 

—  1.78 

—  841 
6.09 

—  5.68 

7.18 

7.87 

—  2.7Ä 

—  I.&7 

15.79 

14.09 

+  2.4S 

—  022 

7.94 

12.5« 

—  8.71 

—  1.20 

Vgl.  Preuss.  Stet  1886:  VorlSiifige  Ergebniase  der  TolknahloDic 

▼om  1.  Dezember  1885. 

■)  Vgl.  a.  Ä.  O.  S.  Vll. 
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* 

auf  1000  der  mittleren  Bevölkerung 
kam  duivhaehiiittlieh: 

Gebietagruppen 

MMb  KrgcbnisR  der 

Wrluat  ( -  \  <  n<wiiiu  (-j-) 

1871/75 1 

lb75/80 

1875/80 

Provinz  Hannover  ohne  Hildeftheini. 
Regioningi^bozirk  Nfünster,  olden- 
burgisches   iierzügtiun  Olden- 
burg, Staat  Bremen  

Bh<nnpr<>vinz,  Regienin^'-sbcark 
Arnsberg,    oldenb.  Fürat^ntnm 

Provinz  Hei^en-Naaeau,  Regierangs- 
bezirk  Mindon,  Grosaherzo^tum 
Hessen ,  FürmieDtümer  Walueck, 
Liippe  und  Schaumbur^- Lippe.  . 

Würtemberg,  Baden,  H  Itm/ollem 
£beiDp£als  imd  Elaaa^Lothringen  . 

18,37 

8.96 
8.36 

0.95 

11.82 

14.26 

11.15 
10.05 
8.68 
6.40 

—  0.48 

i 

+  4.11 

—  2.19 

—  0.17 

—  4.35 

—  9.55 

-  0.87 

-  \M 

-  1.69 

-  0.U8 

-  3.35 

-  4.22 

.9*96 

11.87 

-  1.91 

—  1,78 

Oanz  dieselbe  Erscheinung  zeigte  Bich  bei  den  erösBeren, 
insbesondere  den  Industrie-St&dten.  Um  nur  einige  besonders 
markante  Beispiele  herauszugreifen,  seien  die  folgenden  Zahlen 

mitget»  ilt 

Ks  hatten  durchschnittlichen  jährlichen  Zuwachs  auf  100 
Einwohner 

1871/75  1875/80  1871/75  1875/80 


Hamburg 

2.54 

1.82 

Osnabrück 

6.15 

1.89 

Hannover 

4.90 

2.82 

Bielefeld 

4.89 

2.87 

Bremen 

5.32 

1.85 

Charlottenburg 

6.98 

3.29 

Dortmund 

6.52 

2.83 

OfTenbach 

3.39 

1.87 

Augsburg 

2.76 

1.41 

Königshütte 

7.14 

1.11 

Wiesbaden 

5.20 

2.80 

Hagen  i.  W. 

4.80 

1.55 

Duisburg 

5.04 

1.96 

Pforzheim 

4.47 

0.28 

Plauen 

5.18 

3.96 

Hanau 

2.48 

0.60 

Zwickau 

3.54 

2.11 

Mühllieim  n.  liuhr 

1.71 

0.68 

Bochum 

7.24 

3.28 

Mühlheim  a.  Bhein 

6.22 

3.25 

Auch  in  der  Periode  1881/85  hat  sich  dieses  Verhältniss 
noch  nicht  erheblich  geändert     Von  den  oben  genannten 

Ereussischen  Städten  sind  es  allein  Charlottenburg  und  Muhl- 
eim  a.  Ruhr,  die  mit  7.99  bezw.  2.92  ♦'/o  den  Stand  von  1871  75 
tibcr.>cliritten  liaben.  Im  übrigen  ist  eine  in  die  Augen  fallende 
Bevölkerungszunahme  in  den  Kreisen  Dortmund,  Bochum, 

A,  a.  O.  S.  XUl. 
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Gelsöiikirchen ,  Hattingen  in  Westfalen  und  in  den  Kreisen 
Miihlheim  a.  Kühr,  Eftsen,  Ottweüer  in  der  Kheinprovinz  wahr- 
nehm  bar 

Noch  ist  wichtig  fWv  die  Beurteilung  der  Wanderungen 
die  Gr<)sse  und  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  in  den  Ge- 
bieten, aus  welchen  uml  in  welchen  sie  stattfinden.  Hii-rüber 
verhält  sich  die  folgende  Tabelle,  deren  Zahlen,  wie  eine 
Vergleichung  mit  dem  Jahre  1871  ergiebt,  als  typisch  gelten 
können.  l&O  kamen  in  den  nachbenannten 


Gebietsgruppe  n') 


bewohnte 
GebXiide 


auf  1  qkm 


^CBtprouHn 

una  Schlefl 


Ost-  nnd  Wf 

Pommeni    und   Schleswig  •  Holstein ,  beide 
Teklenburg,  Ffir<»teiituin  und  Staat  Lü- 
beck, Staat  Haneburg  

Provins  Brandenburg  


Provinz  Pr>ReTi  

Regiening8i)Gzirk  Oppeln  

Kegierungsbezirke  Breslau  und  liegnHi  ,  , 
Rönigreicn  Sadisen  and  die  8  thftnng^Khen 

Staaten  

Provinz  Sachseo,  Landdr.  Uildeäheiin,  Herzog- 
tum Braunsehweig  und  Anhalt  

Pi()vl!iz  Hannover  ohne  Hildesheim,  Regie- 
niiippbozirk  Münster,  Oldenburg.  Herzog- 
tum Uidenbiirg,  Staat  Bremen  

Bheinprovinz ,  Kegierungsbezirk  Arnsberg, 
oldenbur irisches  Fürstentuiu  P>Irkenfeld  .  . 

Provinz  Hessen  -  Nassau ,  Kegierungsbezirk 
Minden,  Groasherzogtum  llesBeu,  FUrsteu- 
tfimer  Waldeek,  Lippe  und  SehaumlniTg- 
Lippe  

Baiem  rechts  des  Khdns  

Würtemberg,  Baden  und  Hohenzollem  .  .  . 

BheinpAüz  nnd  Elsaas-Loihiingen  


Deutsches  Keich 


58.7 

5.2 

5a7 

71.5 

(mit  Berlin) 

58.8 
109.1 
948 

t>.2 

6.0 
(olia«  BerHs> 

11.2 
10.6 

151.8 

20.1 

91.4 

11.5 

55.8 

147.8 

19.4 

102.5 
68.8 
101.0 
109.8 

14.3 
9.^ 
148 
18.0 

83.69 

10.4 

einem  unigekelu'ten  Ver- 
das«  die  dünn  bevölkerten 


Die  Wanderung  steht  also  in 
Iiilltiühs  zur  Dichtiijkeit  in  der  Art, 
Gebiete  durch  die  W  anderungen  entvölkert,  die  dicht  bcvülkerteu 
noch  mehr  bevölkert  werden.  Besonders  charakteristisch  sind 
in  dieser  Beziehung  noch  die  Auswanderungsziffern,  ans  denen 


M  Verl.  Preus?.  Stat.  a.  a.  O. 

'^l  ZutfHmuiengestellt  aus  den  Tabellen  a.  a.  0.  .S.  IX  und  XV. 
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mehr  noch  als  die  Anziehung  des  Westens,  die  Neigung  zur 
Abstossung  im  Osten  bemerkbar  wird. 

Man  yeigletche  folgende  Zahlen  für  das  Jahr  1884.  An  der 
überseeischen  Auswanderung  ans  Deutschland,  die  im  gansen 
148586  Personen  betrog,  nahmen  Teil  aus 

Proyinc  Westpreussen  14069  Provinis  West&len  8268 
„  Pommern  15412  „  Rh^nland  5058 
«     Posen  18500  Bremen  1146 

Oldenburg  1958 
Hamburg  2504') 

Der  Gegensatz  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  dea  Ge- 
bieten mit  den  geringeren  Auswanderungsziffem,  namentlich 
Hainburg  und  Bremen,  die  Gelegenheit  zur  Auswanderung 
viel  näher  und  bequemer  liegt 

§  72. 

Genug   nun   der  ZalUenl  liicüsc   die  unitUnglichen 

statistischen  Publikationen  des  Reichs,  der  einzelnen  Staaten 
und  der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  reproduziren  und  ein 
mehr  oder  minder  schndl  veraltendes  Zanlenwerk  anhäufen, 
wollte  man  die  Gestaltungen,  welche  aus  den  Wanderungen 
resultiren,  noch  weiter  verfolgen.  Hier  kam  es  nur  darauf 
an,  im  Zusammenhange  der  Untersuchung  die  wichtigsten 
Thatsachen  hervorzuheben,  welche  in  den  Wanderungen  zu 
Tage  treten. 

DasEr^ehnisH  IühhI  sich  etwa  in  folgende  Sätze  zuäunimen- 
fansen:  1)  Der  Übten  zeiget  die  relativ  gering;ste  Anziehungs- 
kraft, so  dasb  die  relativ  stärkste  Auüwaudcruii^  au.s  seinem 
Gebiet  und  die  relativ  schwächste  jE^inwanderung  in  dasselbe 
erfolgt  2)  Die  Wanderungen  bewegen  sich  in  der  Richtung 
von  Osten  nach  Westen.  Doch  vollzieht  sich  die  Bewegung 
hauptsächlich  innerhalb  kleinerer  Gebiete  —  wobei  die  grösseren 
Orte,  vor  allem  die  Städte  als  Mittelpunkto  des  Wandenings- 
gebiets  eine  besondere  Anziehungskraft  äussern  —  und  dem- 
nächst vornphmlich  im  Austausch  mit  bcnachbartt^n  Gebieten, 
wobei  die  politische  Abgrenzung  von  so  geringer  Bedeutung 
ist,  dass  die  Einwanderung  niehtdoutsclicr  Elomonte  nach 
Deutschland  aus  den  Grcnzlanden  duisöland  und  (Oesterreich) 
sehr  viel  erheblicher  ist,  als  die  aus  nicht  unmittelbar  be- 
nachbarten deutschen  Bundesstaaten.  8)  Die  Wanderungen 
haben  nicht  die  Bedeutung  eines  Ausgleichs  zwischen  den 
verschiedenen  Gebietsteilen  des  Deutschen  Reiclis;  der  Zuzug 
steht  vielmehr  im  umgekehrten  Vcrhältniss  zur  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung,  so  dass  die  dünn  bevölkerten  Gegenden  dadurch 


1)  Mmwtaheflte  zur  Statistik  d.  D.  K.  1884  XO  8.  56. 
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entvölkert,  die  dicht  bevölkerten  noch  mehr  bevölkert 
werden.  Auch  tragen  die  ersteren  zur  überseeischen  Aus- 
wanderung in  erhfhiieliorem  Masse  bei  als  die  letzteren. 
4)  Die  Wanderung  sclireitft  nicht  in  t»  ^elniässigem  Verhäit- 
niss  fort.  Die  Lage  der  wirtschaitiichen  Verhältnisse  wirkt 
wesentlich  auf  dieselbe  <.un.  Der  dem  Jahre  1873  folgende 
wirtschaftliche  Rückschlag  ist  in  der  Verminderung  des  Zuzugs 
nach  den  iiKlustrielleii  Bezirken  des  Westens  uiirl  nnih  den 

f rossen  Städten,  in  der  Vemünderung  des  Fortzuges  aus 
en  östlichen  Bezirken  d  entlieh  erkennbar. 

Die  vorstehenden  Sätze  werden  nicht  den  Anspruch  eihel)eii 
können,  vullkunmien  neu  oder  einem  schwer  zugänglichen  Material 
entnommen  zu  sein.  Wahrnehmungen  dieser  Ai  t  sind  von  jeher  ge- 
macht worden  und  das  Material  liegt  geradezu  massenhalt  in  den 
mehrerwftlmten  Publikationen  anfgespeichert. 

Gerade  in  Beziehung  zum  Armenweaen  sind  aber  die  Beobach* 
tnngen  aber  Wanderungen  selten  benutzt  Sehr  bemerkenswert  er^ 
scheinen  mir  die  Ergebnisse  von  Wer nh er,  der  in  seiner  Abhand- 
lung Uber  Gemeindebtkrgertum  auch  die  Einflüsse  nntcrsui  ht.  welche 
auf  Zu-  und  Fortzng  wirken.  £r  gelangt  S.  173  zu  dem  Schlüsse: 
„Da  ferner,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  sowohl  die  Zunahme  der 
Bevolkf^rnniT  überhaupt  nl«  insbesondere  die  Anzahl  der  Einzi'-her 
hauptsächlich  durch  zeitliche  und  örtliche  Verhältnisse  regiilirt 
wurde,  so  läset  sich  nicht  erwarten,  dass,  wo  überttaupt  kein  be- 
sonderer Zudrang  von  Einziehern  Stattland,  die  Aenderung  der  Ge- 
setzgebung auf  deren  Zahl  erheblichen  Einfluss  habe  äussern  können."* 
Mau  hat  hierbei  besonders  zu  beachten,  dass  die  WernhüFbche  Ab- 
handlung 1837  geschrieben  ist,  also  in  demselben  Jahre,  als  die 
erste  Eisenbahn  in  Deotschland  gebaut  wurde,  und  die  „unheimUebe 
moderne*  Schnelligkeit  der  Fortbewegung  grosser  Massen  noch  nicht 
möglich  war. 

Neuerdings  hat  v.  Randow  das  bevölkerungsstatistische  Material 
benutzt,  um  die  bei  den  Wanderungen  obwaltenden  Verhältnisse 
ntther  zu  untersuchen  und  gewisse  Grundsätze  bezttglich  der  Be- 
weglichkeit und  der  Sesshaftifikeit  der  Bevölkerung  aufzustellen, 
welche  trotz  ihres  in  letzter  Zeit  etwas  tendenziösen  Cliarnkters 
(Polenausweisungen!)  unzweifelhaft  richtige  und  meines  Krachiens 
in  hohem  Grade  bedeutungsvolle  sind.  —  Vgl.  -Die  Wander- 
bewegung der  zentr  ileuropäischen  Bevölkerung"  in  der  Monatsscbr. 
der  österr.  Zentraikomni.  Jahrg.  1HS4  Heft  6  nnd  ^I)ie  Landes- 
verweisungen aus  l'reusseu"  in  Schmollera  Jahrb.  1886  Heft  1 
S.  91;  dazu  die  Besprechung  in  Schmollers  Jahrb.  1886  Heft  2 
S.  802.  —  V.  Randows  Ausflfthmugen  gipfeln  in  Folgendem  (S.  95) : 
„Bei  der  Wanderbewegung  lassen  sich  gewisse  Haaptströmungen  er- 
kennen, denen  die  Wanderelemente  folgen.  Ein  Haupttraktns  AUirt 
nach  den  Reichsbanptstädten .  ein  zweiter  nach  den  Seehandels- 
gebieten (bei  Deutschland  Schleswig-Holstein  und  die  Hansestädte 
nut  Oldenbuig,   bei  Oesterreich  Triest  und  das  Kostenland  1« 
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alle  Übrigen  W'aiideieiemente  aber  öchlageu  die  we&Uiciie  KichLuug 
du,  wobei  ein  Teil  derselben  in  Zentren  der  grossen  Staaten 
ztirflckbleibt.  Eine  Wanderung  nach  dem  Süden  Denteehlaads  und 
Oesterrdebs  findet  nor  wenig,  eine  solche  nach  dem  Korden  nnr 
unter  ganz  besonders  günstigen  Bedingungen,  eine  nach  dem  Osten 
absolut  nicht  statt.  Der  Norden  und  vor  allem  der  Osten  sind  ah- 
stosspnde  Pole  dt  r  Bewegung,  und  dieses  grosse  Gesetz  der  Be- 
wefjinig  ist  so  unersrliütierlich,  dass  es  nur  eine  einzige  Ausnahme 
duldet,  die  dann  eintritt,  wenn  es  sich  nm  ein  Grenzgebiet  der 
Heimat  handelt,  indem  die  Grenzgebiete  der  Heimat  eine  so  mäch- 
tige Attraktion  tiben ,  dass  diese  selbst  die  Scheu  der  Wander- 
elemente vor  dem  Korden,  dem  budeu  und  dem  Oölea  Uberwindet. 
Die  Attraktion  bat  daher  nachstehende  Stftrfcegtade:  1)  die  Grenz- 
gebiete der  Heimatsprovinz,  2)  die  Reichshauptstldte.  3)  die  grossen 
Handelsemporien  an  der  See,  4)  das  Zentrum  der  Staaten  und 
schliesslich  der  gesammte  Westen.  Sind  Haoptstadtgebiete  oder 
Seehan<!elsgebiete  zugleicb  Grenzgebiete  der  Heimat,  so  wirkt  die 
Attraktion  mit  doppelter  Gewalt." 

Das  weitall?  Heste  in  allseitiger  Durchdringung  des  Verhält- 
nisses von  Wanderung  und  wirtschaftlirlieii  Zuslandeii  giebt  Koll- 
mann: Stat.  Nachr.  über  das  (irossh.  Oldenburg  Heft  (1H82), 
insbesondere  S.  20.  So  ist  die  Gemeinde  Bant,  die  1875  1114  i.iiiw. 
hatte,  1880  auf  4665  Einw.  gewachsen,  meist  Arbeiterfamilien, 
deren  Ernährer  im  benachbarten  Wilhelmshaven  Arbeit  finden.  In 
Jever  grosser  Zndrang  von  Banhatidwerkem  in  Folge  vieler  Neu- 
bauten.  Rttckgang  der  Stadt  Brake  wegen  Zurttckgehen  des  Scbifis- 
banes  u.  s.  w. 

üeber  die  fremdländische  Bevölkerung  der  Schweiz,  welche 
nach  der  Volkszählung  von  1.  Dezember  ls8n  hei  2  846102  orts- 
anweseudeo  Personen  211035—  7.7  ^/o  betrug  und  zwar 

05  262  Deutsche  —  45  o 
53  653  Franzosen  =  25  "  o 
41645  ItaUener    —  19  ^/o 
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wird  bema>kt,  dass  eine  so  betrftchtliche  Einwanderung  stattfinde» 
trotzdem  die  Fremden  an  keinerlei  Vorrechten  der  Landesangehörigen 
teilnihmen.  Namentlich  wird  auch  hervorgehoben,  dass  dieselben 
günstiger  in  Bezug  auf  Arbeitskraft  stehen,  weil  bei  ihnen  72"  o  (gegen 

58  "  .)  bei  den  Sdiweizcrn')  auf  die  produktiven  Altersklassen  von 
If)  bis  60  Jahre  entfallen  —  wn?  ipflcnfalls  ein  Tlewci's  ist.  dass 
ein  Aufsuchen  fremder  (ichiete  regelmassif:  von  arbeitsfähigen  Per- 
sonen zwecks  Erlangung  von  Arbeitsgelegenheit  erfolgt.  —  Vgl. 
Eidgeuuss.  Volkszählung  v.  1.  Dezember  1880  Bd.  «,  Bern  1883. 

Ein  äusserst  bemerkenswertes  Beispiel  bietet  endlich  speziell 
in  Besng  auf  die  ArmenverbUtnisse  Grossbritannien.  Wahrend  n&ni- 
lieh  10  England  und  Schottland  ein  nach  verschiedenen  Massgaben 
SU  erwerbädes  Heimatrecht  besteht  ^  herrscht  in  Irland  das  Terri- 
torialprinsip  —  d.  h.  eine  Bescbrtnkung  der  Freisflgigkeit  mit 
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Rücksiebt  auf  die  Armenlast  findet  nicht  statt.  Gleichwohl  wurden 
in  den  Jahren  1870  bis  1874  von  England  1286,  von  Schott- 
land 1151  Arme  nach  Irland  ztirfick geschickt ;  aber  allein  in  den 
ersten  6  Monaten  1875  wurden  in  England  32  266,  in  Schottland 
58  474  in  Irland  geborene  Personen,  hingegen  in  Irland  nur  358 
besw.  196  in  England  besw,  Schottland  geboren«  Personen  notersUltat. 
Wenn  somit  in  Irland,  wo  Beeebrfinknngeii  des  freien  Anfenthaitea 
gesetzHcb  nnznlAssig  sind,  eine  so  geringe  Zahl  von  EnglAndem 
UnterstHtrang  eneht  und  umgekehrt  in  En^and  und  Schottland  trotz 
vielfacher  Ausweisongen  bedfirftiger  Personen  eine  fast  nnglaablich 
scheinende  Zahl  von  Irländem  ontersttttzt  wird,  so  ist  das  gewiM 
ein  Beweis,  wie  viel  der  Einflnss  der  traurigen  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  Irlands  grösser  ist.  als  die  Wirkung  der  nnbeechritnJrten 
Aufenthaltsbetagniss.  —  Vgl.  Aschrott  S.  177. 

Hiernach  wird  die  ausführliche  BegrUndiing  der  vorstehend 
formulirten  Sätze  im  Zusammenhange  mit  den  Reformfragea 

auf  dem  Gebiete  der  Armen-  und  WirtschaÜtsgesetBgebung 
nicht  überflüssig  erscheinen.  £s  wird  von  denselben  im 
weiteren  Verlaute  ein  vielfach  fruchtbarer  Gebrauch  zu  mach^ 
sein,  insbesondere  für  die  Fragen  der  Verteilung  der  Armen- 
last. Hier  solbii  sie  v^r  nllem  dazu  dienen,  den  Gegnern 
der  Reich^gesi  t/K^  biing  mit  dem  Hinweis  auf  unwiderlegliche 
Tbatsacheii  zu  begc^nicn.  Wfnn  in  der  Tliat  die  Geötattnng 
der  Freizügi^^kcit  unter  gleiclizfitiger  rfichsgesetzliclier  Ke;;e- 
lung  d<  r  öffentlichen  Armenptirge  die  Entfcsselun^j:  aller  indi- 
viduellen Begierden,  die  Lockerung  aller  persüulichcii  u»d 
heimatlichen  Verbindungen  und  gleichzeitig  damit  das  Wachsen 
der  allgemeinen  Armut  ssur  Folge  haben  mttsste,  so  könnten 
die  Wanderungserscheinnngen  sich  nicht  vollziehen,  wie  sie 
sich  vollziehen.  Wenn  es  wahr  wäre,  dass  die  Garantie  der 
Annenftirsorge  innerhalb  des  ganzen  Creltung^ebietee  des 
Unterstlltzungswohnsitzes  die  ärmeren  Klassen  anzöge  und  in 
Sicherheit  wiegte,  so  würde  kein  Grund  fUr  den  ganz  ausser- 
ordentlichen  Rückgang  des  Zuzuges  nach  Westen  im  letzten 
Jahrzehnt  gegenüber  d'^n  Jahren  1871 — 75  vorliegen.  Wenn 
die  Garantie  gesetzlicher  Armenpflege  die  blassen  anzulocken 
vermöchte,  so  würde  Klsass-Lothringen,  das  noch  gegenwärtig 
das  Prinzip  der  sog.  fakultativen  Armenpflege  befolgt,  nicht 
das  einzige  Gebiet  sein,  welches  vun  allen  Staaten  und  Ge- 
bietsteilen im  Deutschen  Reiche  mehr  Bevölkerung  i^uipfkngt 
als  es  au  dieselben  abgiebt;  wenn  die  Sicherheit^  nicht  aua- 

Sewiesen  und  am  Orte  des  Aufenthaltes  unterstützt  zu  werdai, 
ie  Wanderungen  massgebend  beeinflusste,  so  würde  ntcbt  in 
Baiem  die  Zahl  der  Oesterreicher  grösser  als  die  der  Preussioi 


Baiern  sein,  da  die  ersteren  eim  n  Ansiiruch  auf  Unterstützung 
und  Duldung  des  Aufenthalts  als  Ausländer  nicht  besitzen. 


und  in  Preussen  jene  der  R 


icht 


als  die  der 
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Alles  dies  vielmelir:  Einwanderung  und  Auswanderung, 
hastiges  Zuströmen  uiifl  langsani'^'*  Zurückstanon  dnr  Be- 
wegung sind  Erscheinungen ,  welche  der  uinviderstehlichen 
Gewalt  natürlicher  Gesetze  unterwoHen  sind.  Nic  ht  die  Gesetz- 
gebung, ja  nicht  einmal  die  politische  Abgrenzung  dt  r  Staaten 
gegen  einander  vermag  hieran  etwas  Wesentliches  zu  ändern. 
So  Stellt  sich  die  Wirtschafls-  und  Amien^esetzgebung  nicht  als 
Ursache  y  sondern  yielmehr  ab  Folge  dieser  natürlichen  Ge- 
setze dar;  sie  sucht  Erscheinungen  in  den  Rahmen  der  Rechts- 
ordnung zu  ftigen.  welche  sich  ausserhalb  der  Rechtsordnung 
vollziehen.  Sie  schafft  dieselben  nicht,  sie  sanktionirt  sie  nur. 
Mit  dieser  MasRgabo,  aber  auch  nur  mit  dieser,  wirkt  sie  frei- 
lieh mit  zur  weiteren  Entwicklung  dieser  Erscheinungen,  die 
unter  ihrem  ^^chutzc  sich  freier  entfalten  dürfen. 

§  73. 

Wurde  im  Vorstehenden  der  für  unsere  Frage  wichtigste 
Nachweis  versucht,  dass  die  auf  Ab-  und  Zuzug  der  ftrmeren 
Klassen  einwirkenden  Einflüsse  im  wesentlichen  unabhängig 
von  der  Armengeset^ebung  sind,  so  bedarf  es  noch  im  Folgen- 
den der  Hei\  orhebung  einiger  anderer  Momente,  welche  im 
natürlichen  oder  sonst  nachweislichen  Zusammenhange  mit  der 
Höhe  der  Armenlast  stehen  und  gleichwohl  von  der  Annen- 
gesetzge})un<r  der  Natur  der  iSache  nach  oder  sonst  uachweis- 
lich  umibhiingig  sind. 

Vor  allem  iijt  hierin  von  gröüöter  Bedeutung  die  ver- 
änderte Richtung,  welche  die  Armenpflege  tlberhaupt  und  mit 
ihr  die  öffentliche  Armenpflege  in  Bezug  auf  einige  ihrer 
wichtigsten  Gegenstftnde  genommen  hat  —  in  Bezug  nämlich 
auf  Kranke,  Q^rechliche  und  auf  jugendliche  Personen.  Die 
Erkenntniss,  dass  nie  sicherer  der  künftigen  Verarmung  vor^ 
gebeugt  werden  könne,  als  durch  sofortige  Beseitigung:  der 
momentanen  Erwerbsstörung  und  durch  sittliche  Einwirkung  auf 
den  jungen  Menschen,  hat  tr^t/.  Kranken-  und  Unfnllver- 
sichernnp:  —  die  Ausgaben  liir  Kraid-ien-  und  WaisenpHci^e 
sehr  eriieblich  vermehrt^).  S|)e/iell  in  Bezug  auf  Kranken- 
pflege ibt  übrigens  hervorzuhelM  iij  ilass  der  Charakter  des  Auf- 
wandes ein  gemischter  ist,  weil  ebensowohl  Gesichtspunkte 
der  öffendichen  Gesundheitspflege  wie  der  Armenpflege  bei 
derselben  in  Betracht  kommen. 

Mit  der  Einsicht  in  die  Aufgaben  der  Armenpflege  hüngt 
der  Zustand  zusammen,  in  welchem  die  Armenpflege  sich  be- 
findet.   Das  Prinzip  der  Individualisirung,  von  der  Armen- 


')  Die  Thatsache  dai-f  wulj]  nls  uotoriscli  gelton.  Auf  Anführung 
von  Beispielen  verzichte  ich  hicj-,  weil  an  verfcliiedoncn  ancioreii  stellen 
NftcbweisuDgen  dieser  Art  iu  (^össerem  Umfange  zu  geben  äiud. 
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Verwaltung  Elberfelds  wieder  belebt,  hat  in  Elberfeld  selbst 
und  in  vielen  Gemeinden ,  die  seinem  Betspiele  gefolgt  sind, 
eine  erhebltehe  Besserung  der  Armenzustände  und  eine  vesent- 
liebe  Minderung  des  Armenaufwandes  zur  Folge  gehabt  Docb 
zeigte  sieb  meist  die  cbarakteristische  Erscheinung,  dass  zu- 
nächst der  Aufwand  fUr  Armenzwecke  stieg  und  gleiclizeitig 
die  Zahl  der  Armen  sich  verminderte,  wofür  die  Erklärung 
darin  zu  suchen  ist,  dass  die  Individualisirung  zwar  zur  Ent- 
deckung;- vif'lor  Personal  führte,  welche  einer  Untorstützin^u 
nicht  Aviir(Hi^'  waren,  aber  auch  die  Bedürftigkeit  anderer 
PfTsonen  oder  die  Unzulänglichkeit  der  bisherigen  Unter* 
Stützung  ans  Tageslicht  brachte*). 

Hierher  gehört  auch  die  an  anderer  Stelle  näher  zu  be- 
traclttende  Tliatsache,  dass  durch  energische  Handhabung  de« 
Arbeitszwangos  gegen  arbeitsscheue  und  liederliche  Personen, 
insbesondere  durch  Anwendung  des  ArbettshaussjstemSy  die 
Armenlast  sich  —  wenigstens  zeitweise  —  sehr  erheblich  Ter- 
minderte*). 

Nicht  identisch  mit  guter  Armenpflege  ist  harte  Armen- 
pflege, welche  lediglich  das  linanzielfe  Interesse  der  Steaer- 
Zahler,  aber  weder  dasjenige  der  öfiTendichen  Wohlfahrt  noch 
das  der  bedürftigen  Personen  im  Auge  hat.  Eine  solche  Art 
der  Annenpflege  kommt  darin  zum  Ausdruck,  dass  sehr  viel 
weniger  verwendet  wird,  als  verwendet  werden  müsste,  und  dies 
Wenige  in  e'mt^r  Weise,  wekhe  den  Charakter  der  Armenpflege 
faätganz  verliert.  Dahin  ^'^ehört  z.  B.  das  Verdingen  von  arbeiüi- 
unftlhigen  jungen  und  alten  Persnnen  an  den  Miiule.sttorderii- 
deu,  dahin  die  Unterbringung  in  Armenhäuser,  in  denen  uhne 
Unterschied  des  Alters  und  Gleschlechts,  vor  allem  auch  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl,  soviel  Personen,  wie  unterzubringen 
eben  nötig  ist,  zusammengepfercht  werden'). 

In  aUen  diesen  Beziehungen  macht  sich  besonders  ein 
scharfer  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  geltend.  Ueber- 
haupt  ist,  trotzdem  nach  dem  Willen  der  Gesetzgebung  jedem 
Bedürftigen  nach  Massgabe  seiner  individuellen  Bedürftigkeit 
der  nntwendij^e  Lebensunterhalt  gewährt  werden  soll,  die  Be- 
scliaftenheit  d<'s  Bezirks,  seine  geograpliiselu^  Lage,  der  Wohl- 
stiiTirl  seiner  Bevölkerung',  dir»  Höhe  der  iihrit^^n  öffentlichen 
Lasten  vom  grössteu  Einfluss  auf  Steigen  und  Sinken  der 
Armenlast 


>}  So  z.  B.  in  Krefeld,  vgl.  Seyffardt  I  8.  18;  Landsberg  a.  W.. 

vgl.  Verw.-Ber.  für  1882-  83;  Frankfurt  a.  M.,  vgl.  Drucks,  des  D.  V. 
f.  A.  u.  W.  1884  Nr.  1  S,  35.  —  Ganx  allgemein  kann  diese  Ersrhw- 
nuD^  für  liaieni  verfolgt  werden,  dessen  periodische  Armenstatistik  ein 
stetigos  Herontergehen  der  Zahl  der  Armen  neben  steigendeoi  Aufirand 
nachweist.  Vgl.  besonders  Uie  Tabellen  im  Jahigang  1882.  —  Wtgfitk 
des  elberfelder  Systom^  vgl.  unten  §  194. 

*)  Vgl.  unten  3  2(*2  E 

•)  Nähere  Angaben  §  88. 
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Schon  Dieterici  wies  für  das  Jahr  1849  —  also  lange  nach 
Einführung  der  preussischen  Gesetze  von  1842  —  nach,  dass  der 
Armenanfwand  in  grossen  Städten  sehr  vi.  l  hnhor  sei  als  auf 
dem  Lande,  dass  aber  in  den  in  der  Kultur  höherstehenden 
wojitliclien  Bezirken  mit  d«rchj^aO)ihleter  Geldwirtschaft  Stadt 
und  Land  sich  hierin  <'iiiand<'r  viel  näher  btelieii.  So  stellte  sich 
das  Verhältiiibs  des  Aufwandes  von  Stadt  und  Land  im  Osten 
Preussens  wie  8:1,  im  Westen  wie  1  :  3.  Während  in  der  . 
Rheinprovinz  eine  aus  Öffentlichen  Mitteln  unterstützte  Person 
auf  11.84  Einwohner  gezählt  wurde,  ergab  sich  das  folgende 
Verhältniss  in  den  nachstehenden  Rogierun^shezirken:  Marien- 
werder 1  :  147.72,  Broraberg  l  :  329.61,  Köslin  1  :  159.70. 
Dieterici  bemerkt  zu  diesem  Ergebniss  sehr  treffend,  man 
könne  hieraus  nur  sehlt*>ssen,  wie  viel  Arme  unterstützt  wiardeu, 
nicht  wie  viele  vorlianden  waren. 

Eine  s.'hr  gewiclitTL'T'  Bestätigung  haben  diese  einmaligen 
Wahrii*  Imiunp-n  durch  die  neueren  arnienstatistischen  Puhli- 
katiunen  von  Baiern  und  Oldenburg  erhalten,  die  einzigen. 
Welche  für  das  Gebiet  des  ganzen  SUiates  periodische  Erhebungen 
veranstaltet  und  sehr  sorgfältig  verarbeitet  haben. 

So  uiuuiu  die  llhcinpfalz,  gegenüber  dem  rechtsrheinischen 
Baiem,  ganz  besonders  gegenüber  Niederbaiern,  eine  in  vielen 
Punkten  günstigere  Stellung  ein.  Sie  ist  dichter  bevölkert, 
hat  reiche  Industrie ^  sehr  leistungsfkhige  Gemeinden:  dort 

ist  der  Aufwand  für  Armenpflege  in  Stadt  und  Land  beinahe 
gleich,  eher  in  letzterem  etwas  höher,  während  in  Niederbaiern 
und  ünterfranken  der  Unterschied  ein  sehr  merklicher  ist; 
ebenso  ist  die  Zahl  der  Araien  d.  h.  der  aus  öffentlichen  Mitteln 
unterstützten  Personen  in  der  Piklz  eine  grössere. 

In  Oldenburg,  dessen  Annenverhältnisso  Kollmann  in 
umfassender  Weise  für  einen  15-  bezw.  20  jilhngen  Zeitraum 
in  besonderem  Hinblick  auf  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
untersucht  hat.  ergiebt  sich  ein  tietgreit'cnder  Unterschied 
zwischen  den  drei  Gebietsteilen  deü  llcrzogtuni^  Oldenburg: 
Marsch,  mUnsterische  und  oldenburgische  Geest,  sowie  den 
Fttrstentflmem  Lübeck  und  Birkenfeld.  Kolhnann  weist  nach, 
dass  je  weniger  Kontribuenten  mit  geringem  Einkommen  auf 
(•inen  Wohlhabenden  kommen,  um  so  besser  die  allgemeinen 
Woldstandsverhältnisse  sind  und  dass  im  allgemeinen  mit  der 
Wohlliabenheit  die  Armenziffer  steigt 

Die  nachstehende,  aus  den  verschiedenen  Tabellen  da?  Ki  llinann- 
schen  Werkes  zusammengestellte  Tabelle  ergiebt  das  folgende  sehr 
lehrreiche  Besaltat: 
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Es  kamen 
dnrehflohnitttieli 
im 

öffent- 
lich 
InU-r- 
»t&Ute 
in  ProMnt 

4«r 
BtfAlk*- 
maf 

riflcb« 
BotOI- 

in 
ProMBt 

In* 

BeröUre- 

la 
Ptmwnt 

1  h»  d«r 
Rod«»- 

flieh«  io 
Mark 

«ttttofw 

rioM 

Eontri- 

Mark 

ftaf  1 

Wolil- 
hatMBdau 

btjiftkrta 

Heraogtmii  Oldenbiirg 

4.16 

54.96 

23.57 

22.2 

746.7 

19.8 

darunter  Marsch  .  .  . 

5.60 

47.74 

24.69 

48.8 

819.5 

14.5 

oltit  nburg.  Geest.   ,  . 

4.09 

47.55 

2S.96 

14.») 

775.7 

IJ^.O 

münster.  Geest.  .  .  . 

2.69 

76.68 

12.::^^ 

12.9 

5P2.2 

48.1 

Füistentum  Lübeck  . 

5.81 

50.21 

26.20 

Si-l 

645.0 

22.6 

FflisteDtam  Birkenfield 

&45 

88.06 

44^ 

20.6 

606.2 

84.1 

GroiBbenogtiim  .  .  . 

4.26 

58.48 

26.82 

28.1 

728.8 

90.6 

Kollmann  glaubt  den  Grund  für  diese  ganz  regelmässig 
wahrgenommene  Erscheinung  in  zwei  Richtungen  suchen  zu 
sollen : 

In  der  Gfeest  lebt  eine  durchgehends  arme  Bevölkerung 
mit  sehr  gerinp^rn  Lebensanspriichen ;  die  Grenze,  bei  welcher 
eigentliche  Annut  als  eingetreten  gilt,  wird  Hchr  weit  hinan«- 
geschoben;  die  spärlichen  Mittf^l  werden  sehr  zurückgehalten, 
die  .Armenpflege  bis  zur  Hirt»'  spursani  gcttbt.  In  der 
Marsch  stehen  bei  grös.^ertT  Wohlhabenheit  reichere  Mitte! 
zur  Vertugung;  die  allgemeine  Lebenshaltung  ist  eine  hühi  re, 
die  Bereitwilligkeit  zur  Unterstützung  eine  grö.Hsere.  Auch 
kommen  hier  noch  einige  besondere  Momente  in  Betracht 
Der  schwere,  fimchthare  Marschboden  kann 'nur  im  Besitze 
von  Wohlhabenden  stehen;  ihnen  stehen  unbegllterte  Luid- 
arbeiter  gegenüber,  deren  unzulänglicher  Verdienst  durch 
die  Annen  pflege  gewissermassen  ergänzt  wird.  Ueberdles 
nutzt  die  Bearlx'itung  des  schweren  Bodens  die  Rräfite  ver- 
hältnissmässig  schnell  ab;  feuchte  Wohnungen,  sowie  die  Aus- 
dünstungen der  Kanäle  und  Abzugsgräben  bewirken  Malaria 
und  (Tallenfi*  b^  r ,  welche  nur  durch  das  sehr  teuere  Chinin 
wirksam  bekämpft  werden  können. 

Ueberliaupt  sind  die  zuletzt  berührten  Momente,  die  man 
mit  einem  zusammenfassenden  Ausdruck  die  „allgememen  wirt- 
schafUichen  Einflösse'*  nennen  kann,  mehr  als  alles  andere 
bestimmend  fdr  die  Hohe  der  Armenlast. 

Die  Lage  der  Landwirtschaft,  der  Industrie  und  des 
Handels  im  ganzen  Staatsgebiet  oder  in  einzelnen  Bezirken, 
das  Auftreten  einzelner  Naturerscheinungen ,  wie  Hagel-  oder 
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Was8«'rsehädea ,  Epidemien  u.  dorfrl.,  willkürliche  Handlungen 
der  Mensehen,  wie  Krieg,  Aufrulu  und  vieles  andere  —  all  <Lis 
bewirkt  Steigen  oder  Sinken  des  Wohlbtaudes,  Steigen  und 
JSinkon  der  Armut  und  damit  der  Armenlast  Eines  Kach- 
weiBes  in  dem  Sinne ,  dm  ein  neuer  und  bisher  nicht  go- 
kannter  Zusammenhang  au&edeckt  werden  soll,  bedarf  es 
hierfUr  selbstverstlbidlich  nicht  Aber  gegenüber  einer  stark 
einseitigen  Betonung  g(?wi8ser  Wirkungen  der  Armengesetz- 

febung  wird  es  nicht  überflüssig  sein,  darauf  hinzuweisen,  wie 
ie  betrf  »fr»'?H'ii  Annenverbändo  selbst  sich  zu  dieser  Frage  stellen. 
So  berieiitet  die  Amienverwaltung  von  Dortmund,  dass 
1882  in  Folge  der  besseren  Erwerbs-  und  Einkonmiensver- 
hältnisse  der  Arbeiterbevölkerung  eine  Abnabme  dos  Armen- 
aufwandes  von  3.02  M.  pro  Kopf  im  Vonahre  auf  2.88  M. 
atatigefunden  habe.  In  Chemnitz  waren  nir  1882  82556 
als  Kosten  der  Öffentlichen  Armenpflege  veranschlagt)  während 
nur  58 126  M.  verwendet  wurden.  Ebenso  blieben  die  Ausgaben 
in  der  Etatsperiode  1882—83  in  Barmen  um  25000  M. ;  1883—84 
in  Hildesheim  um  6530  M.,  in  Danzig  um  SGOO  M.  zurflek  *). 

In  dem  VonvHltunj[^.sl)on<'lit  vcni  Bioh  t'eUl  für  1883 — 84 
heisst  es:  .T)i»'  ungestörte  i  j  twi^  klung  der  Industrie  einerseits, 
das  Wetter  andererseits  erleichterte  die  Arbeiten  der  Amien- 
verwaltung. Dor  milde  Winter  enthob  die  Verwaltung  der 
Verteilung  von  Kohlenniarken  und  ausäerordentlichen  Gaben; 
eine  gute  Ernte  verscheuchte  manche  Sorge  ^  alle  Fabriken 
konnten  ihre  Arbeiter  fortwährend  lohnend  beschäftigen;  im 
«Ugemeinen  waren  alle  mehr  oder  weniger  zufneden,  eigenl^ 
liefe  Zeichen  von  Missstimmung  waren  nicht  zu  bemerken. 
An  Arbeiten  fehlte  es  den  Thätigkeit  suchenden  Personen 
nicht.  Wenn  die  Ausgaben  um  ein  Geringes  zugenommen 
haben,  so  Vwpt  <\n^  h\  der  Zunahme  (l«»r  Hevölkenmg." 

Umgekehrt  khigt  speziell  in  Bezug  auf  die  Etafcsperiode 
1880 — 81  eine  grosse  Zahl  von  Verwaltungen  über  Zunahme 
der  Annenlast,  So  Ix'riehtet  Königsberg  i.  Pr. :  ^ Das  abgelaufene 
Verwaltuugsjahr  war  für  die  Armenverwaltung  ein  ganz 
besonders  schwieriges.  War  schon  im  Vorfahre  die  Not 
unter  unserer  ärmeren  Bevölkerung  wegen  des  Darnieder- 
liegens  von  Handel  und  Gewerbe  und  wegen  des  frUh  auf- 
tretenden und  lang  anhaltenden  Winters  gross  gewesen,  so 
steigerte  sieh  dieselbe  bei  der  fortdauernden  Geschäfbsstille  und 
Erwerbslosigkeit  unseres  Arbeiterstandes ,  von  der  wir  oben 
bereits  gesprochen  haben,  itii  TTerbste  1880  und  wfthrend  des 
darauf  folgenden  Winters  zu  einer  ungewöhnlieln'n  Höhe,  griff 
in  immer  weiteren  Kreisen  um  sich  und  zwang  eine  grosse 
Zahl  von  Personen,  die  sonst  dnreh  eigene  Kraft  ihren  und 
ihrer  iiVngehörigen  Lebensunterhalt  beüchatVt  hatten,  die  ööent- 


Vgl.  die  betieffenden  Venraltungsberiebte. 
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liehe  Armenpflege  od«  r  die  Privatwohlthätigkeit  in  Anspruch 
zu  nelunen.  Die  Behörden  gaben  öich  einem  wirklichen  Not- 
stände ^1  genüber  und  musBten  bei  Zeiten  darauf  bedacht  sein, 
Eur  Bekämpfung  desBelben  ausserordentliche  Mittel  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Die  Armenverwaltung  vor  aUem  hatte 
daher  (>inen  ganz  besondcirs  schwierigen  Stand." 

Ebenso  glaubt  der  Magistrat  von  Erfurt  die  Zunahme  der 
Armenlast  den  wirtscltnftlich  ungünstigen  Verhältnissen ,  der- 
jenige von  Königshütte  dem  Niedergange  der  Industrie  zu- 
schreiben zu  «ollen  ^ 

Tn  letzter  Linie  s<  i  endlich  noch  auf  die  beiden  Staaten 
hiii^i  '-N  ieson ,  deren  statistische  Naeliwcisungen  eine  Vprjrlei- 
chung  (ier  Zahl  der  Armen  und  den  für  sie  stattgehabten  Auf- 
wandes für  längere  Zeiträume  ermöglichen ;  obwohl  nur  einen 
kleinen  Teil  des  Deutschen  Reichs  umfiftssendj  dürfen  sie 
dennoch  in  gewissem  Sinne  als  typisch  gelten.  Es  sind  dies 
Baiem  und  OIdenbui*g,  deren  diesbesügliclie  Verhttltnisse  die 
nachstehenden  Tabellen  ergeben'): 


Königreich  Baiern. 

Geeammtzabl 
der 

unterstützten 
Personen 

Auf  1000  Eän- 
wobner  treffen 
Untentttrte 

Die  Ausgaben 
für  das 
öffentliche  AnnsD- 

wosen  betragen 
iu  Millionen  Mark 

1871 

ia6267 

28.1 

465 

1878 

132157 

27.0 

4.70 

1878 

'128561 

26.0 

4.98 

1874 

127684 

25.6 

&12 

1875 

125812 

24.9 

5^ 

1876 

12S184 

24.8 

5^ 

1>T7 

125277 

24.4 

5.60 

1^78 

ia4r>85 

26.0 

5.93 

lb79 

143  974 

27.5 

6.30 

18b0 

146  3b8 

27.7 

6.91 

^)  AeuMeningen  ähnlieher  Art  finden  nch  vielfach.  Unten  §  102 
eind  noch  in  anderem  Zn?nnimcnbange  mehrere  angeführt  darf  aucli 
ale  beachtenswert  hervorgehoben  -vrcrden ,  dass  der  würtembergische 
Minister  des  Innern  in  der  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
19.  April  1883  in  Bezug  auf  <fie  Wirkung  des  Reicnagesctz.e«  Tom 
f).  hmi  1870  auf  di(>  Armenkst  l  omerktei  dssB  dieselbe  als  die  Wiikong 
besonderer  Verhältnisse  ersciieine. 

*)  Ans  den  mehierwllinten  PnUikatioiMn  ansnmmengisleUt;  Bsisn 
S.  270.  288;  Oldenbmg  S.  125.  181.  257. 
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Oldfln  bn 

rg. 

MiUlere 

Vnt«r- 

Die  UDt«r- 
itOUten 
betrftgeo 

Protnl  dar 

Auf  ICK)  Eij|> 

W  VUlltTl 

«ntfallea 

IUI  lAA^ 

(1861—65 

243206 

10  579 

4.4 

188 

HenEOgtom  Oldenbcng 

<1866- 

-70 

245  138 

1144.5 

4.7 

210 

ll871- 

-75 

246  216 

10121 

4.1 

223 

darunter 

fl861- 

-65 

70  269 

4  421 

6.3 

321 

Marsch 

<1«66 

-70 

70581 

4474 

6.3 

351 

|l871 

-75 

69172 

8878 

5.6 

S78 

ri861~«5 

107  356 

4402 

4.1 

169 

oldenb.  Geett 

•  isn6- 

-70 

110151 

4  821 

4.4 

185 

(l>7i- 

-75 

111885 

4  577 

4.1 

203 

(lb6l 

-65 

64  136 

1756 

2.7 

80 

miiuäter.  Geest 

<1866 

-70 

63  222 

2150 

3.4 

99 

75 

62  566 

1666 

2.7 

100 

ri861- 

-65 

89822 

1622 

4.1 

248 

Stadtgemebdeii 

{18e6-70 

41295 

1  922 

4.6 

255 

nsTi 

—  <5 

43  229 

1  921 

4.4 

267 

(1861—65 

203  s>*4 

8  957 

4.4 

17S 

Landgemeinden 

{186^70 

203  834 

9523 

4.7 

200 

(1871 

-75 

202967 

8200 

4.0 

218 

Im  Sinne  derjenigen,  welche  einen  schttdlichen  EinfluBB 
der  Gesetzgebung  auf  das  Wadisen  der  Armenlast  im  all- 
gemeinen leugnen,  mus8  das  Ergcbniss  der  vorstehenden  Zalilen 
aU  ein  günstiges  bezeichnet  w^^en.    Die  Zahl  der  bedürftigen 

Individuen,  auf  die  es  vor  allrm  nnkninnien  muss.  ItMt  sielj  im 
\'«  rliältiii.>^ä  zur  B»'V()lk<'riin^'  im  ;;aiiz('n  crhrhlieli  vt-niiiiiderl. 
iSIan  darf  tlies  Erf^^t-bni««  freilich  nicht  zu  lioeli  au.scldageiiy 
weil  die  Zahlen  in  .sehr  ungleicher  \Vpise  zu  8Uiude  gekuuuuen 
.sind  imd  auf  sehr  vel•^chiedeneu  Voraussetzungen  beruhen*); 
aber  jedenfalls  deuten  auch  sie  auf  die  schon  oben  erwähnte 
Erscheinung,  dass  nicht  sowohl  die  Zustände  der  Armut  sich 
vermehrt  haben,  als  die  Fürsorge  der  Armenverwaltungen 
eine  grossere  geworden  ist. 

§  75. 

Betrachtet  man  das  bisher  mitge  teilte  Material ,  so  wird 
man  die  Empfindung  der  Unvollstiliidi^kt  it  niclit  wohl  unter- 
drücken können.  Aber  es  ist  uiiuiüglich  das  vorhandene 
Material  auch  nur  annähernd  zu  erschöpfen. 

Man  wird  schlechterdings  keinen  Faktor  im 
•  wirtschaftlichen  und  politischen  Leben  der  £in- 

>)  Vgl  hierüber  oben  S.  30. 
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zclnen  wie  der  Gesammtheit  bezeichnen  können, 

der  niclit  im  mitt<'l})ar»'n  oder  unmittelbaren  Zu- 
8 a  m  ni  e  n  \\  a n  g e  ni  i  t  de m  A  r ni  e  n  w e  s  e n  st  ii  ii  d  e ,  der 
nicht  i  r  g  e  n  d  \v  i  e  a  u  f  d  c  n  U  ni  t'a  n  g  d  e  r  B  «•  <1  ii  r  t't  i  g k  i  t 
und  die  Mittel,  i  Ii  r  a  l>z  u  h  i'l  fen  ,  v  o  ii  E  i  n  fl  uss  wäre. 

Alx'r  soviel  darf  man  schon  aus  den  mitgeteiltt*n  Zahlen  und 
Thatsaclieu  entnehmen,  dass  ein  einziger  von  solchen  Uuibtänden, 
die  nicht  vorher  berechnet  werden  können,  wie  insbesondere 
Perioden  des  wirtschaftlichen  Aufschwunges  oder  Niederganges, 
die  gute  oder  schlechte  Führung  der  Armenverwaltung,  geeignet 
ist,  stärkeren  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Armenwesens  zu 
gewinnen,  als  alle  jene  gesetzgeberischen  Akte  zusammenge- 
nommen. £b  wird  der  Schluss  gestattet  sein,  dass  nicht  blos 
den  Nachweis  wachsender  Armut  zu  fiihron  unmöglich,  sondern 
dass  auch  «He  Tliatsache  eines  solchen  ^\'achsens  sj>eziell  in 
Fol^e  d<  r  neueren  Wirtschafts-  und  Armeugesetzgebuug  nicht 
wahrscheinlich  ist. 


2.  Die  Verteilung  der  Armenlast. 
§  76. 

Um  zwei  Punkte  handelt  es  sich  bei  der  Frage  nach 
gerechter  Verteilung  der  Armoiüast :  diese  muss  nach  aussen, 
d.  h.  im  Verhältniss  der  Ajmenverbände  unter  einander  gerecht 
verteilt  sein,  und  sie  muss  zweitens  nach  innen  im  richtigen 
Verhältniss  zu  den  Übrigen  Aufwendungen  des  Annenverbandes 
als  Träger  anderweiter  öffendich-rechtlicher  Verpflichtungen 
stehen.  In  Bezug  auf  den  ersten  Punkt  ist  di»'  iinanzielie 
Leistun^^sfaliit,H<eit  des  Arnienverbaiid«'s  als  solchen  nicht  in 
Fraue,  während  Ixzüiclieh  des  zweiten  vor  allem  die  Zu- 
lün^rliciikeit  oder  Uiizuliinglichkeit  der  ihm  zur  Verfügung 
stehendt'U  Mitti'l  zu  erwä^^rn  ist.  Dies  wird  meist  nicht  ge- 
nügend auseinandergehalt« ii ;  man  verwechselt  häutig  die  Ver- 
jjtiichtung  zur  Armenpflege  mit  der  Fähigkeit  zu  ihrer  Er- 
füllung. Die  Untersuchung  ist  aber  deshalb  besonders  wichtig, 
weil  jeder  der  beiden  Punkte  eine  verschiedenartige  gesets- 
g<'berische  Behandlung  erfordert,  ^fan  erinnere  sieh,  dass  die 
Keichsgesetzgebiug  nur  die  ^'erteiiung  der  Armenlast  unter 
di«?  verschiedenen  Armenverbände  zum  Gegenstande  liat  und 
fli«'  Belastung'"  nach  Massirabe  der  Leistungstsihigkeit  der 
l;iiidesiceset/.li(  heil  K«'geluiii:  ülx'Hässt.  Auch  in  der  nach- 
tolgt'inh'ii  Darstellung  sollen  die  beiden  Soudcrgcbiete  möglichst 
geschieden  werden. 
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§  77. 

A.  Die  Verteilung  der  Armenlaat  nach  aussen 
(zwischen  den  verschiedenen  Armenverbänden). 

Die  Geschichte  der  Armengesetzgebung  im  engeren  Sinne 
ist  nichts  anderes  als  die  Geschichte  der  Versuche,  die  Armen- 
last gerecht  zu  verteilen.  Die  Versuche  der  älteren  Landes- 
gt'setz^ebung  tragen  den  Namen  Heimat,  der  Versuch  der 

Reichsgesetzgebung  nennt  sich  Unterst ützungswohnsitz. 
Gemeinschaftlicli  ist  diosem  wie  jenen,  dass  sie  die  Verpfiieli- 
tung"  eines  örtlich  begrenzten  l^iezirks  als  Annenverl)aii<l  in 
Bezit'liuni^  setzen  zu  dem  bedtirttigen  Individuum  aus  dem 
Gesiclitsjmnkte  der  An^ehörijrkci  t.  X  crscliieden  sind  die- 
selben, soweit  es  sich  um  Art  und  Uniliiii{;  der  Bezirke  und 
lun  die  Merkmale  handelt,  durch  welche  die  Angehörigkeit 
erkennbar  gemacht  werden  soll. 

Der  Standpunkt,  welchen  die  Heimatgesetzgebung  inne 
hatte,  wurd«'  an  einer  anderen  Stelle  dahin  nrilzisirt,  dass  die 
Gemeinde  als  nachbarlich -genossenscliattlicher  Verband  eine 
Art  Familie  darstelle  und  der  Anspruch  des  Gemeindegenossen 
in  dieser  familienjiliTilirlu'n  Zugehörijrkoit  zu  der  Gemeinde 
begründet  sei.  Den  ^Standpunkt,  wdrl,  mi  »lie  Kniehsj^esetz- 
gebuiij;"  »iiinahm,  hat  die  Reiclisl;i^6k<»iiuni>si()]i  durch  den 
Begritl'dt'8  w  i  r  ts  c h a  f  tl  i  c  h  e  n  A  e  (j  u  i  v  a  1  e  n  t  .s  kenntlich  ge- 
macht, welches  eine  Ausgleichung  zwischen  der  Armeidast  im 
einzelnen  Falle  und  den  durch  das  Individuum  dem  Armenver- 
bände  gebrachten  wirtschaftlichen  Vorteilen  bedeuten  soll. 
Gegen  diesen  Begriff  haben  sich  mit  seltener  Einmütigkeit 
Freunde  und  Gegner  der  Reichsgesetzgebung  erklärt.  Iln« 
Vorwürfe,  im  Ausdruck  verschieden,  kommen  in  der  Sache  alle 
darauf  hinaus,  dass  das  fiir  die  Verteilung  der  Armenlast 
mass;xebende  Prinzip  ein  willkürlich  erfniidont^.s  sei  und  dem 
Ans]>nu'he  an  Gerechtigkeit  in  keiner  Weise  genüge^).  Obwohl 
di<'><  lben  nun  gleichmiissig  in  Bezi^^hunör  auf  Orts-  und  auf 
Laiidarmenverbände  erhoben  werden,  wird  t  .-  doch  zwei  kinassig 
sein,  zwi.schen  diesen  beiden  Organen  der  öft'entlicheu  Armen- 
pH  cge  zu  unterscheiden  und  für  jedes  von  ihnen  zu  unter- 
auchen, wie  weit  die  Vorwflrfe  gerechtfertigt  sind  und  was  von 
dem  Oedanken  dos  wirtschaftlichen  Ae(|iiivalents  für  das  eine 
und  für  das  andere  zutreffend  ist,  was  nicht 


M  Vgl.  LoeniD^  8.885:  .nicht  gerechtes  Prinzip^';  Wänti^  S.  12: 
^der  \villkiirlirl,<tr  .iIUt  KechtsbepriiT.«;  Koch  oll  II  S.  14:  .Dpin  Ge- 
danken  liegt  weder  eine  historiBcrhe,  noch  an  sich  vernünftige,  noch  auch 
praktisch  brauchbare  Idee  zu  (»runde.  Er  ist  rein  —  willkürlich  er- 
fiind<'n-:  Adick  rs  I  S.  273:  , völlig  haltlose  Hegründung'- :  Wittgen- 
Btein  Ii:  ..•:aii/lich  rr-rfehlt'':  Lutharrlt  S  40:  „Vnrati^setzun^reii  «lio 
tbat«äcblich  nicht  zutretlen,  Sculiüse.  welche  logisch  nicht  richtig  sütid", 
n.  a.  m. 
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§  78. 

Das  wirtschaftliche  Aequi     lent  bei  den  Orts- 

armen  verbänden« 

BezüglkJi  der  Ortsarmenverbilndc  wird  der  Vorwurf  der 
WillkUrlichkeit  näher  dahin  begründet,  dass  zwischen  einem 
zweijährigen  Aufenthalt  und  einer  oft  für  die  Lebenszeit 
dauernden  Unterstützung  eines  Individuums  nebst  Angehöri- 
gen nicht  das  geringste  Gleichgewicht  bestehe;  meist  seien  die 
unterstützten  Personen  wegen  Dürftigkeit  von  Genieinde- 
abgaben frei  geblieben,  hätten  also  nicht  einmal  ein  Aequi- 
valent  zu  dem  Aufwände  der  G<^ni»Mnwirtsc}iMft  ^eloistot,  ;\u* 
deren  Mitteln  ^i*-  später  Unterstütz u hü-  «'rliii  Iten.  Fasse  man 
aber  datj  wirtäciiaftliche  Aequivaleut  auch  nur  im  Sinne  von 
Arbeitsleistung,  so  sei  es  fal  sch,  anzunehmen,  dass  die  zwei- 
jährige Arbeit  von  Personen,  wie  sie  hier  in  Frage  stünden  — 
Lohnarbeiter,  Dienstboten,  Handwerksgehülfen  u.  s.  w.  — ,  dem 
Aufenthaltsorte  irgend  welchen  Vorteil  bringe.  Der  Vorteil 
komme  dem  Arbeiter  oder  mehr  noch  dem  Arbeitgeber*)  zu 
gute.  Bestenfalls  seien  es  Vorteile,  die  in  Ansehung  der 
Gesammtwirkung,  welche  von  thätigen  Menschen  ausgehe, 
„durch  tausend  Kanüle  dem  Staate  hezw.  dem  ganzen  Menschen- 
geschlecht zutiiessen" ;  von  einem  individuellen  Vorteil  des 
Aufenthaltsortes  könne  m'eht  die  Kede  sein.  Auch  von  dem 
Mittelpunkte  einer  wirtscliaftlielien  Tliätigkeit  könn<^  mau 
nicht  Wühl  da  sprechen,  \vu  niclitri  auf  den  \\  illcn  des  An- 
und  Abziehenden,  sondern  alles  auf  die  mehr  oder  weniger  zu- 
föUige  Thatsache  des  Aufenthalts  ankäme*). 

Dieser  Argumentation  ist  das  von  vornherein  zuzugeben, 
dass  ein  zweijähriger  selbst  mit  Arbeitsleistung  und  Abgaben- 
zahlung verknCipfter  Aufenthalt  in  der  That  nicht  als  eine 
Vergeltung  des  Nachteils  betrachtet  werden  kann,  welcher 
für  den  Aufenthaltsort  mit  der  Armenlast  verknüpft  ist 

Aber  damit  ist  die  Sache  noch  nicht  zu  Gunsten  dieser  Mei- 
nung entschieden.  Noch  kommt  ein  sehr  wesentliches  Moment 

in  Betracht,  dessen  Untersuchung  neben  der  Erörterung 
der  bejirifFlichen  Grundlag'e  «geboten  ist:  das  thatsJtrhlicho 
\'(  rliäluiiss  von  Leistung  und  Ge^^-nleistung  zwischen  Indi- 
viduum unil  <  )rtijarmen verband.  Allerdings  wird  durch  die 
Festsetzung  einer  zweijährigen  Aufenthaltsdauer  Olr  den  Er- 
werb des  Unters  tu  tzuugswohusitzes  die  Müglichkeii  gegeben, 
dass  ein  Armenverband,  innerhalb  dessen  eine  Person  sieh 
zwei  Jahre  aufgehalten  hat,  die  Armenfürsorge  für  sie  und 

1)  Luthardt  S.  oO. 

^)  Rocboll  S.  15.  —  Im  Gegensatze  zu  der  förmlichen  Wohs* 
sitznahme! 
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ihre  Angehön'g'en  übernehmen  nmss.  Aher  dies«*  ^Töirlieh- 
keit  ist  nicht  identisch  mit  der  Notwendigkeit;  i6t  nicht 
notwendig,  dass  Jemand  nach  zwei  Jahren  dem  Aufenthalts- 
orte zur  Last  falle ;  es  kann  dies  auch  der  Fall  öcin  cr^t  nach 
10,  20,  50  Jahren.  Eb  ist  maelichy  dass  ein  unterBtUtzungs- 
bedürftiges  Individuum  nur  durch  Aufenthalt  mit  dem  Armen- 
verbände  in  Beziehung  steht;  aber  es  Ist  ebensowohl  möglich, 
dass  es  durch  Gemeindebllrgerrecht,  Verehelichung,  Einzugs- 
geldy  kurz  durch  alle  jene  Merkmale  demselben  verbunden  ist, 
welche  der  strengsten  Heimatgesetzgebung  charakteristisch 
sind.  Nur  dass  das  Reichsgesetz  nach  diesen  M«»rkniRleii  nicht 
fragt,  den  längeren  Aufentlialt,  sowie  die  Gemcindeaiigeliörig- 
keit  ausser  Betracht  lässt  und  «ich  mit  dt^r  Feststellung  jenes 
einen  Merkmals  des  Aufenthalts  begnügt  und  für  diesen  ein 
geringstes  Mass  festsetzt. 

Beachtet  man  diesen  Gegensatx  von  Möglichkeit  und 
Notwendigkeit,  so  gelangt  man  von  selbst  zu  einem  Dritten, 
wdches  in  der  Mitte  zwischen  jenen  Innden  steht,  zu  dem 
Moment  der  Wahrscheinlichkeit.  Und  in  der  Würdigung 
dessen,  was  im  wirklichen  Leben  als  wahrscheinlich  zu 
gelten  liat,  wird  man  den  Schlüssel  zum  Verständniss  des 
hier  interessircndcn  Inhaltes  des  Reich sgesetzes  zu  suchen 
haben,  wird  man  den  gewichtigsten  Vorwurf,  der  gegen  das- 
selbe erhoben  ist,  widerlegen  könuen:  den  Vorwurf  der  W  lil- 
kUrlichkeit. 

Was  that  denn  Baiem^  als  es  genötigt  war,  unter  dem 
Drucke  des  Verlangens  nach  wirtschamicher  Freibett  an 
seiner  älteren  Heimatgesetzgebung  zu  ändern?  Zu  den  Titeln 

der  urs[>rüngHclicn  und  der  erworbenen  Heimat  fügte  es  noch 
den  der  Verleihung  hinzu  und  gewährte  den  Staatsbürgern 
im  allgemeinen  nach  fünfjährigem  qualifizirten  und  den  für 
die  Armenpflege  am  meisten  in  Botracht  fallenden  Personen- 
klassen nach  zehnjährigem  unqualitizirten  Aufenthalt  einen 
Anspruch  auf  Verleihung  des  Heimatrechts.  Und  als  das 
H'  ichsgesetz  über  die  Freizügigkeit  auch  Baiern  eine  neue 
Klasse  von  Gemeindeeinwohnern,  die  reichsbürgerlichen  näm- 
lich, zugeführt  hatte,  entschloss  es  sich  zur  Schalung  eines  ganz 
neuen  Heimatstitels,  indem  es  bezüglich  aller  heimatlosen  An- 
gehörigen des  bairischen  Staates  an  den  fün^ährigen  quali- 
Szirten  bezw.  den  zehnjährigen  unqualifizirten  Aufenthalt  den 
Heimaterwerb  kraft  Gesetzes  anknüpfte. 

Und  was  tli.iten  denn  die  Gcsctzgfbungen  der  übrigen 
deutschten  »Staaten  vor  Erl.iss  d(3r  Reichsgesetzgclmng,  was 
die  Gotbaer  Konvention  gegenüber  den  neuen  Elementen, 
denen  in  den  mehr  <)d<'r  weniger  fest  geschlossenen  Kreis  der 
Heiiuatgenieinde  einzudringen  gestattet  wurde?  Auch  sie  sahen 
sich  genötigt,  dieselben  in  Zusammenhang  mit  der  öffentlichen 
Armenpflege  zu  bringen,  d.  h.  einer  Gemeinde  zuzuweisen^ 


Digitized  by  Google 


214 


VL  4. 


welcher  die  Armenlast  obliegen  soll;  sio  bezeichneten  als 
geeigneten  ^fass^^tab  für  das  zeitliclie  Eintreten  und  iWm 
Dauer  der  Verjitiiclitun^r  d(»n  Aufenhalt,  der  entweder  zum 
Erwerbe  des  Gemeiiidebürgerrechts  bezw.  der  Heimat  fuhren, 
odi  r  wie  in  Preussen  und  in  den  Elbherzogtüniern  unabliaugig 
hiervon  die  Verptiicluung  zur  ArmenpHege  begründen  sollte, 
Zwibclien  den  Fristen  von  15  Jaliren,  welche  die  letzteren, 
und  der  einjährigen,  welche  Prcußsen  vorschreibt,  bewegten 
sich  die  aaderen  mit  Fristen  von  8^  5,  6,  10  Jahren.  Ebenso 
verpflichteten  sich  in  der  Q-othaer  Konvention  die  Staaten, 
ihre  vormah'gen  Angehörigen  auch  dann  zu  übemehmeQ, 
wenn  der  zu  Uebernehmende  seinen  letzten  füni^fthrigen  oder 
bei  gleichzeitiger  \'erehelichung  einen  mindestens  aechswöchent- 
lichen  Aufenthalt  in  ihrem  Gebiete  gehabt  hatte.  Ist  dies 
alles  denn  auch  nur  Willkür  oder  zeigt  sich  nicht  darin  viel- 
mehr das  dl  iitlichste  Bestroben,  den  Tlmtsaehen  naclizufnlgen 
und  die  Arnienlnst  dahin  zu  Icf^en,  wo  das  Individuuni  wiihr- 
s e  h  t' i  n  1  ic Ii e r  W e  i  s  ü  am  engsten  durch  wirtscliattlielu'  und 
persönliche  Beziehunjren  verknüpft  ist?  Und  ist  es  Willkür 
oder  Zufall,  dass  alle  Staaten,  da  sie  nun  einmal  die  .'»Ite 
vollkommene  Geschlossenheit  der  llciuiatgememde  nicht  im  iiv 
aufrecht  zu  erhalten  vermögen,  die  Verknüpfung  des  Indi- 
viduums mit  einer  Gemeinde  am  ersten  und  sichersten  da 
glauben  voraussetzen  zu  dürfen,  wo  sich  dasselbe  eine  be- 
stimmte Zeit  hindurch  aufgehalten  hat? 

Boll  denn  damit  gesagt  werden:  es  ist  wünschenswert, 
dass  jede  Person  sich  1,  2,  10,  15  Jahre  an  einem  Orte  auf- 
halte und  dann  der  Gemeinde  zur  Last  falle^  oder  boU  es 
nicht  vielmehr  heissen :  es  ist  gerecht,  dass  die  Gemeinde,  in 
der  Jemand  den  Mittelpunkt  stnner  wirtschaftlichen  Th&ttg- 
keit  hat,  auch  fUr  ihn  im  Falle  der  Verarmung  sorge? 

Und  in  diesem  Zusammenhange  bedeutet  dann  die  kiirze 
od<M'  die  lange  Frist  nichts  anderes  als  die  Meinung  des  Ge- 
setzj^ebers,  dieselb«'  entspreche  den  wahrsclieinlichen  GestJiI- 
tungen  des  wirkH«  lM'ii  Lrlions;  in  diesem  Zusammenhange  ist 
der  Aufenthalt  \\iilirend  einer  bestimmton  Zeitdauer  nicht  al» 
unmittelbarer  Verptiielitungsgrund  zur  Uebernaliuie  <ler  Amien- 
last.  sondern  lediglieli  als  ein  Merkmal  der  Zugehörigkeit  <le» 
Individuums  zu  dem  belasteten  Oriiarmenverbande  zu  ver- 
stehen. Erkennt  mmi  hierin  den  wahren  Sinn  der  Frist- 
bestimmungen, so  wird  man  verschiedener  Meinung  darüber 
sein  können,  ob  zwei  Jahre  als  Minimum  des  Aufenthalts  ge- 
nügend sind,  ob  mehr  oder  weniger  erfordert  werden  müsse,  — 
aber  man  wird  nicht  in  der  Fristg*1)ung  als  solclier  eine  der 
Reichsgesetzgebung  eigentümliche  Willkür  zu  erblicken  ver- 
mögen. 
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Ks  wirfl  weiter  untt  n  (lar/ulegen  st  in,  welche  Meinungen 
t^icli  in  dieser  Bezirlniii;::  ^eljildft  haben,  wt  lelie  Vorsehliige 
geimicht  werden,  iiier  ist  znniichst  noch  die  Fra^^e  nach  dem 
thatJ^Mchlichen  Gieiciigewicht  zwischen  wirtschaf'tliclien  LetbUui- 
^cu  und  der  Annenhist  der  OrtHarnit'iivtrbaiidc  in  dem  (djon 
angedeuteten  .Sinne  zu  unterbuchen.  HelbstveröUiudlich  kann 
angesichts  der  Natur  des  aoe.  wirtachaftlicheu  Aequivalents  von 
einem  strikten  Kachweis  des  thatsächlichen  Gleichgewichts 
nicht  wohl  die  Rede  sein;  es  kann  sich  viehnehr  immer  nur 
um  ein  mittleres  Durchschnittsmass  von  Leistungen  seitens 
der  in  Betracht  konnueiiden  Klassen  von  Individuen  handeln. 
Ein  KrUppel,  der  drei8sig  Jahre  lang  von  Vcn^'andton  durch- 
gefüttert worden,  und  erst  nach  deren  Ableben  der  Gemeinde 
zur  Last  ftillt^  hat  der  letzteren  sicherlich  nie  den  geringsten 
Vorteil  gebracht;  ein  Mann,  welcher  am  ernten  Tage  seine?» 
Aufenthalts  ein  Feuer  mit  eigener  Lebensgefahr  löscht,  leistet 
ihr  einen  unschätzbaren  Dienst  (tlen  übrigens  die  ältere 
biiiriMhe  Gesetzgebung  mit  Verleihung  des  lieiniatrechtes  be- 
lohnte)*). Aber  das  Bediirfnisg,  welchem  die  Gesetzgebung 
dienen  will,  hat  es  weder  mit  der  einen  noch  mit  der  andern 
Ausnahme,  sondern  mit  der  Regel  zu  thun,  welche  durch  ein 
mittleres  Durchschnittsmass  dargestellt  wird. 

Man  wird  sich  daher  der  Gegenüberstellung  der  einzelnen 
Person  und  des  zu  seiner  Unterstützung  verpflichteten  Annen- 
\  <  .  )»;ujdes  —  deren  Wichtigkeit  im  ttbngen  unbezweifelt 
bleiben  soll  —  in  diesem  Zusammenhange  ein  wenig  enthalten 
müssen;  man  wird  an  die  Massenbewegung  zu  denken  habeUt 
die  oben  ausführlicher  dargelegt  wurde,  die  Bewegung  von 
Osten  nacl?  W<'>it"n  und  s])eziell  diejenige  naeli  (1<m:  Indu- 
striebezirken, den  btüdten  und  den  grösseren  Orten.  1  hut  man 
dies,  so  wird  man  auch  die  aus  Anlass  <ler  Armenlast  iort- 
wkhrend  gegenwärtige  Vorst(;llung  für  einen  Augenblick  los- 
wenlen,  dass  jeder  Zu/ieliende  eine  hidfsbedUrftige  Persern 
sei;  miua  wird  auch  ohne  das  llulfsmittcl  zahlenmiissiger  An- 
giben aus  allgemeiner  Anschauung  und  Erfahrung  zu  der 
Einsicht  gelangen,  dass  die  Anziehungskraft  gewisser  Orte 
darin  liegt,  dass  sie  günstigere  Erwerbsgelogenheit  bieten,  dass 
die  Erwerbsgelegenheit  wiederum  den  Anlass  zur  Entfaltung 
mannigfaltiger  Tnätigkeit  bildet,  dass  den  Thätigkeiten  eine 
produktive  Bedeutung  für  die  Gesammtheit  zukommt,  und  dass 
endlich  die  Gesammtheit  derer,  die  an  ein^^m  Orte  vereini^rt  sind, 
in  lebendiger  Wech.sehv  iikung  durch  das  Zuströmen  tVisi  her 
KrSfte  leistungsfähiger  wird.  Freilicli  gehen  Müssiggänger 
und  Ven»chweudcr,  ^Ute  und  Schwache,  Kranke  und  Gebrcch- 


Vgl  §  1  Abs.  4  des  Geaetses  vom  IL  September  1825. 
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liehe  mit  darein;  aber  man  vergesso  nicht,  wie  viel  frisclie 
erwerbsfiLhige  und  wirklich  erwerbsthätige  Elemente  hinza- 

geftihrt  worden ,  nnd  da8s  jede  Arbeit  dorn  Ganzen  zu  guto 
koniineii  niuss,  weil  sie  oIiti»-  Zweckbeziehung  zum  Ganzen 
undenkbar  ist.  Nicht  ein  Fal n  ikarbeitf^r  leibtet  d<'m  G"ni«jin- 
wcscn  otwas,  aber  hundert  und  tausend  und  hunderttausend 
leisten  ihm  unendlich  Vi(il(!s  in  unniessbarer  Weise.  Der  Indu- 
strie, welche  sie  schaffen  helfen,  schliesöt  «ich  der  Handel  an, 
dem  Handel  die  Bereitung  von  Verkehrswegen  und  ^> 
weiter  fort. 

Es  wird  im  Folgenden  steh  mannigfiMshe  Ghelegenhett  finden, 
diese  so  einfache  nnd  doch  so  oft  verkannte  Wahrheit  an 
charakteristischen  Beispielen,  Yornehmlich  an  der  yerschieden- 
artigen  LeistungsOihigkeit  der  östlichen  und  der  westlichen 
Gemeinden  darzuthun.  Hier  liegt  mir  nur  daran,  auf  dienen 
allgemeineren  Gesichtspunkt  hinzuweisen,  vor  einer  allzu 
meclianischen  Abrechnung  der  Leistungen  des  einzelnen  Indi- 
viduums gegenüber  rlt-ni  Gemeinwesen  zu  warnen.  Das  muj<s 
freilich  eine  unsinnige  Rechnung  geben.  Wägt  man  aber 
von  einem  höheren  Standpunkt«'  aus  N'erteil  und  Last  grgen 
eijiander,  so  hat  unzweifelhaft  die  Oeiut  inde,  welche  gelegent- 
lich eine  grosse  Annenlast  tragen  nuiss,  auch  viel  mehr 
empfangen,  w^as  sie  leistungsialiig  macht:  Verkehrsanlagen, 
Fabriken,  blühenden  Handel  u.  s.  w.;  sie  ist  —  wenn  man 
den  Ausdruck  nicht  missverstehen  will  —  in  gewissem  Sinne 
verantwortlich  ftlr  den  Niedergang,  wie  sie  vermögend  zum 
Aufschwünge  war.  In  diesem  Sinne  ist  die  Thatsache  natür- 
lich und  billig,  dass  die  Genieinden  des  Westens  sehr  viel 
höhere  Armenlasten  su  tragen  haben  als  die  des  Ostens. 

Ein  sehr  interessantes  Beispiel  bieten  die  Verhandlungen 
der  zweiten  Kammer  der  badisciten  Strh^d* «Versammlung  vom 
Jahre  1831,  Sitzung  vom  2.  .Juli  1831;  vgl.  Vahl  kämpf 
S.  63.  „Dort  war  zur  Sprache  gekoiumen,  dass  ein«  Ver- 
gleichung  der  Biirgerlisten  von  5'>  und  100  Jahren  rlickwärts 
mit  den  jetzigen  als  Resultat  das  Versehwinden  der  alt'  ii 
Faniilienuamen  ergebe:  wo  sich  noch  der  Nauie  einer  Fauiilie 
finde,  die  vor  hundert  Jahren  da  gewesen,  da  sehe  man  in 
den  Nachkommen  in  d^  Regel  arme,  schwächliche^  wenig  ge- 
achtete Leute,  was  in  dem  gesetzlichen  Wechsel  der  Natur 
liege.  Die  jetzt  blühenden  Geschlechter,  die  zahlreichen  und 
^\  (  Idhabenden  Familien,  die  Mitglieder  der  Gemeinderäte  seien 
Einwanderer. 

Noch  mehr  —  der  Kegierungskommissanus  hat  nicht 
allein  diese  Behauptung  bestätigt  und  in  der  Erschwenmg  der 

Uebersiedelung  eine  BesohWinkung  der  Nnturgesf^tze  gefunden, 
nicht  allein  die  sehen  längst  geniaehte  j  j  t;ilirung  und  Beidjach- 
tung  angeführt,  daos  die  obere  Khittse  der  Gesellschaft  m  h 
aus  den  niederen  Klassen  eigäuzt,  dass  in  die  Städte  vom 
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flatten  Lande  und  m  dieses  von  den  Gebirgen  regelmässig 
änwanderer  (aber  nicht  umgekefart)  strömen  und  sich  solcher- 
gestalt das  Geschlecht  veijOngt:  sondern  es  ist  von  ihm  zur 
Begründung  dieser  Ansicht  auch  noch  die  merkwürdige  That- 
sache  her^-orgehohcn  worden,  dass  bei  der  Kekrutenstellung 
in  dnn  ►Stitdten.  welche  bei  Aufnahme  neuer  Bürger  nachsichtig 
waren,  in  der  Regel  ein  Drittel,  oft  die  Hälfte  mehr  taugliche 
Mannschaft  sich  fand,  als  gefordert  wurde;  während  in  den- 
jenigen Stiitlten ,  wt»  die  gegenteilige  Praxis  bestanden  hatte, 
oft  die  ganze  Zahl  der  Uiuglicheu  jungen  Männer  nicht  liin- 
reichte,  nur  das  Kontingent  zu  stellen.** 

Auch  Schtts,  S.  75f  bemerkt:  „Wenn  einer  oder  der 
andere  der  neuen  Ansiedler  aber  selbst  oder  durch  einen 
seiner  Angehörigen  der  Gemeinde  zur  Last  fallen,  wenn 
durch  die  Konkurrenz  eines  tüchtigen  Ansiedlers  ftir  die  bereits 
vorhandenen  Bürger  ein  Nachteil  erwachsen  und  dadurch  der 
Oenieinde  eine  Belästigung  zugehen  sollte,  so  muss  daran 
erinnert  werden,  daiss  andere  «liirrh  ihre  Thätigkeit  und  ihre 
Abgaben  die  J iidts(jaellen  der  Gemeinde  erhöhen,  und  dass 
sie  nicht  nur  t'ilnehnien  an  den  Vorteilen,  die  sie  l)ieten, 
sondern  auch  an  den  Lasten  und  Schulden,  die  sie  zu  trugen 
haben*** 

Will  man  nur  die  steuerlichen  Leistungen  der  Unter- 
attttzten  selbst  in  Rechnung  stellen,  so  wird  freilich  der  Gewinn 

fleich  Nichts  oder  noch  weniger  als  Nichts  sein,  indem  der 
Lnnenaufwand  die  ersterm  wahrscheinlich  übersteigt  In 
dieser  Beziehung  hat  der  Miigistrat  von  Altendorf  eine  sehr 
benv  rkonswerte  Berechnung  darüber  angestellt,  wie  viel  im 
Vei  !i  iltnis.s  zu  dem  Aufwand  der  Armenj>tiege  frn-  die  dauernd 
unterstiitzten  Familien  (34  mit  etwa  iiOO  M.  jähri.j  \<ni  diesen 
an  Steuern  gezahlt  worden.  Die  34  Personen  wohnten  zu- 
sammen 153  Jalire  in  A.  und  steuerten  in  der  1.  — 3.  Stufe; 
bei  300 ^/o  Zuschlag  würde  dies  für  jede  Person  im  Durch- 
schnitt  in  5  Jahren  185  M.,  in  10  Jahren  270  M.  betragen, 
wfthrend  fUr  ein  Jahr  bereits  300  H.  ArmenuHegekosten  auf- 
gewandt wurden.  —  Altendorf  sieht  aber,  wie  beiläufig  bemerkt 
werden  mag,  das  Palliativ  nicht  in  Fristenänderungen,  sondern 
a)  in  Ausbildung  der  Arbeiter^-ersicherung.  b)  in  Beteiligung 
grösserer  Verbände  an  der  Armeulast.  Vgl.  Verwaltungö- 
bericht  für  1881^2. 

§  80. 

Gelangt  man  so  in  Gemässheit  des  Vorstehenden  dazu, 
den  Gedanken  des  wirtscliaftlichen  Ae<(uivalents  im  allgemeinen 
natürlich  und  billig  zu  linden,  so  wird  es  weiter  darauf  an- 
kommen, zu  pi-üfen,  ob  der  demselben  in  der  Reichsgesetzgebung 
gegebene  Inlialt  den  wirklicln  ii  Verhältnissen  entsj>rielit.  ob 
in  der  That  die  von  iiir  gesetzte  Frist  dem  Auteil  der  ludi- 
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viduen  an  dem  wirtschaftlichen  Gedeihen  des  Gemeinwesen» 

f erecht  wird.  Man  wird  also  vor  allem  zu  prtlfen  haben^  ob 
ie  in  Betracht  kommenden  Individuen  in  aer  Regel  schon 
nach  zwei  Jahren  der  Öffentlichen  Armenpflege  anheim£dltm 
oder  nach  welcher  Aufenthaltsdauer  sonst,  —  und  ferner ,  in« 
wieweit  dies  mit  allen  Bedürftigen  der  Fall  ist  und  ob  etwa 
einzelne  Klassen  riiio  günstige  oder  ungünstige  Ansnalime 
bilden,  ob  etwa  das  Alter,  das  Geschlecht,  der  Beruf,  der 
Geburtsort  und  andere  Momente  hierauf  einen  EinÜus» 
ausüben. 

Die  Unterscheidung  ist  freilich  auch  hier  keine  ^anz 
leichte,  weil  bei  dem  oft  hervorgehobenen  Charakter  des 
Arnit'nweö<'ns  keines  der  zu  untersiiehendfii  ^kLunente  unvor- 
misclit  nachzüwoiijcu  ist.  Auch  macht  .sich  gerade  bezüglieli 
dieser  Fragen  der  Mangel  an  Material  empfindlich  geltend; 
gerade  diese  Fragen  haben  die  oben  näher  bezeichneten  stati- 
stischen £rhebungen,  deren  letzte  die  Reichserhebung  von 
1885  ist^  hervorgerufen^).  Immerhin  wird  man  auch  dem 
bisher  vorhandenen  dtLrftigen  Material  einige  Andeutungen 
entn<'hmen  können. 

Uebcr  die  Dauer  des  Auft^ntlialts  beim  Eintritt  der  ersten 
Unterstützung  sind  nur  Einzel-Angaben  bezüglich  einiger 
Städte,  Howie  zusammenfassende  Angab(»n  bezüglich  derjenigen 
Armenverbän(^'  vorhanden,  wch-hc  sicli  an  der  SUitistik  des 
Deutschen  V<  icina  beteiligt  und  diesbezügliche  Nachrichteu 
gegeben  hattm 

1880  stellte  sich  in  Dresden  and  Leipzig  dieses  Yerb&ltniss 
folgendermassen: 

(Tabelle  1,  S.  219) 

Vgl.  ZdtBchrift  des  sBehs.  stat.  Bor.  Jahrg.  29  S.  79  Tab.  126 
u.  127.  IHe  Zahlen  bezieben  sich  nur  auf  die  am  Ort«  nnterstatzangs- 

wohnsitzberechtigten  Personen. 

1883  ergab  sich  für  die  Anfenthaltsdauer  der  nach  Berlin  und 
Dresden  Zugezogenen,  im  Verhältniss  zum  Eintritt  der  ersten  Unter- 
Btatzong,  das  folgende  Resultat: 

(Tabelle  2,  S.  220) 

Vgl.  einige  neuere  Ergebnisse  der  Armenstat  der  Städte  Berlin 
und  Dresden:  Dentscher  Verein  1884  Dmcks.  Nr.  1  nnd  Nach* 
trag  S.  6.  — 

Von  besonderem  Interesse  ist  das  Verhältniss  der  Altersklassen 
zu  der  Anfrnthiiltsdauer.  Für  die  bei  der  tStat.  des  Deatschen 
Vereins  beteiligten  40  Armenverbäude  ergiebt  sich  das  nachstehende 
Resultat : 

(Tabelle  3,  S.  220) 

»)  Vgl.  oben  8.  41. 
Vgl.  oben  S.  48. 
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Vgl.  Bericht  über  die  weitere  Bearbeitung  der  Annenstatistik 
des  Deutschen  Vereins,  Drocks.  1885  Nr.  1.  Tab.  14 — 17.  —  Der 
Kürze  halber  teile  ich  nur  die  Verhältnisszahlen  mit;  auch  habe 
ich  die  Altersklassen  unter  '^B  J  .  die  in  Ansehung  des  Erwerbs  des 
Ünterst.-Wobnsitzes  noch  nicht  selbständig  sind,  fortgelassen,  obwohl 
ich  nicht  verkenne,  dass  die  Angaben  auch  für  die  jugendlichen  Per- 
sonen für  das  Gesamnitresultat  unentbehrlich  sind ;  es  mösste  folge- 
richtig AuieuLhaii^sduuer  und  Alter  derjenigen  Personen  eingerückt 
werden,  von  dei«ii  U»-W«  dtt  U.-W.  der  unselbständigen  Personen 
abhftngt  Dies  ist  in  den  biaherigen  Publikationen  nicbt  gescbeben. 
Vgl.  meinen  dem  Dentacben  Y.  f.  A.  n.  W.  erstatteten  Beriebt 
Dmcks.  1885  Nr.  2.  S.  25. 

In  Breslau  wurde  1880  nnd  1881  das  nacbstebende  Yerhält- 
niss  bezüglich  der  auswärts  geborenen  dauernd  und  vorflbeigehend 
ans  öffentlichen  Mitteln  unterstutzten  Personen  ermittelt  0: 


Dauer  des  Aofentbalts  in  Bieslsn 

Qeburt^abr 

bis 

2 

Jahre 

2 

bis 

5 

Jahre 

ÜbiT 

6 

bia 

8 

Jahr» 

8 

bis 
10 
Jahre 

10 
bis 
20 
Jahre 

ftl-er 
20 
bis 
SO 
Jahre 

aber 
3U 
Jahre 

onbe- 
kanot 

SanuM 

18<50— 76.  .  .  . 

7 

_ 

9 

20 

1875-71.  .  .  . 

14 

14 

17 

7 

88 

85 

1870-66.  .  .  . 

20 

12 

18 

18 

17 

32 

117 

1865—61.  .  .  . 

24 

16 

11 

10 

26 

46 

183 

1860-56.  .  . 

34 

30 

28 

7 

38 

9 

75 

216 

1855-51.  .  . 

32 

53 

61 

38 

62 

15 

76 

887 

1850-41.  .  .  . 

4.5 

73 

180 

109 

385 

74 

49 

177 

1042 

1S40-31.  .  .  . 

■ 

-o 

41 

64 

49 

353 

251 

86 

156 

102a 

Ib30— 21.  .  .  . 

10 

25 

24 

29 

139 

195 

280 

95 

797 

1820—11.  .  .  . 

8 

20 

43 

21 

148 

1U9 

473 

117 

939 

lMO-01.  .  .  . 

2 

12 

15 

Ii 

85 

60 

324 

84 

596 

1800  nnd  früher 

5 

1 

10 

77 

22 

136 

Unbekannt   .  . 

1 

2 

- 

6 

11 

Summe 

21» 

302 

413 

307 

l 

1269 

,725 

1  1289 

928 

5452 

Endlich  mag  noch  der  Versuch  hier  eine  Stelle  finden,  die 
Zabl  der  in  Berlin  danerod  Ünterstatzten  mit  der  Zahl  der  ül  cr- 
banpt  naeb  Berlin  zugezogenen  Personen  in  Ansehung  des  Alters 


'  )  Breslauer  Stat.  VI.  ^'  ri«  H  »ft  '2  inxi  3  S.  254  forpchienen  1"^2). 
Hei  dieser  Zählung  ist  der  Aul  wand  für  Krankenpflege  und  Beerdignncren 
nicht  berttcksichtigt;  di^egen  sind  die  Landarmen  mitgezählt,  da  Breslau 
einen  LrA.'V.  fllr  sieb  bildet.  Vgl.  S.  246; 
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und  der  Aufenthaltsdauer  zu  vergleichen.    Im  Vergleich  mit  1000 

nach  Berlin  zugezogenen  —  ausserhalb  und  in  Berlin  geborenen  — 
miinnlichen  Personen  uebenstehendeii  Alters  nach  der  Zahlung  von 
1880  fielen  in  der  Periode  1870  bis  1873  aU  Selbstuuterstaute 
dauernd  der  offenen  Armeuptlege  anheim: 


übeiluiupt 
ohne  gebome  Berliner 

er 

r 

im  Alter  von 

1.5 
5.6 
15.0 
18.7 
23.0 
51.4 
58.8 
104.0 
100.0 
250.0 
238.1 

nach  einer  AufonthaltBdauer  von  Jahren 

11.0 

11.9 

0.6 
1.8 
7.1 
7.7 
21.1 
27.1 
54.1 
117.6 
132.4 
270.3 
230.8 

14.4 

2.5 
3.1 
6.8 
8.9 
14.5 
39.7 
78.1 
148.1 
140.8 
285.7 
250.0 

00 

B* 

*  * 

CO        00  cc   —  ^ 
'OC^4^Cn03               %o  to 

10.7 
11.1 

2.5 
.5.8 
6.2 
7.7 
10.3 
14.2 
37.9 
72.1 
123.6 
134.1 
54.5 

O  c 

S' 

tN3  »— '    Ot    i"«    tO  >— »  1^ 

•••••••                          •  -  1. 

t— ' 

35.7 
36.7 

1 

29  bif^ 
40 

71.4 
72.9 

12.0 
10.8 
24.7 
50.4 
73.8 
99.7 
99.7 
80.3 

< 

CT.  < 

i 

73.1 

— 

36.4 
45.2 
88.6 
91.1 
88.2 
61.2 

i  t 

1,9 
4.1 
5.9 
8.1 
11.3 
16.7 
35.9 
73.0 
1U5.5 
112.6 
69.5 

Über- 
haupt 

15.1 

-1          O         Cv   »—  ^ 

CO   X   tc         5^   7-J   ^   pc   p   *w  j— 

ohne 
ge- 

Ber- 
liner 
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Vgl.  Stat.  Jahrb.  der  Stadt  T^erlin  Jahrg.  11.  S.  219.  Ver- 
suche ähnlicher  Art  sind  noch  in  einigen  Stftdten  angestellt  worden; 
di^elben  hahen  iranz  ähnliche  Resultate,  wie  die  in  den  Tabellen 
S  219  221  mitgeteiiten  ergeben.  Vgl.  Ver\v.-Ber.  von  Dortmund 
lb84— Ö5  S.  17;  Landsberg  a.  W.  18Ö4-85  S.  12  S, 

Betrachtet  man  ilir  vorstehend  mit^teüten  Zahlen  und 
nimmt  sie  ohne  jede  Uobcrschätzung  nur  für  das,  was  sie 
sind :  als  die  Resultiite  einmaliger  und  im  D(?tail  unzuver- 
lässiger Erhebungen,  sn  wird  man  doch  (*in<'  prewisse  Ropfel- 
mässigkeit  (1er  in  iiinen  zum  Ausdruck  gelaiigti  ii  Erscheinuiificii 
nicht  verkeinu  n  kr)nnen,  U<;ljerwiepMid  ist  «  s  »  ine  Aufenthai u- 
(l.iu<  r  voll  iiK  in  al.s  10  Jahren,  nach  dt-reu  Ablauf  die  iM*ste 
Unterstützung  eintritt;  und  üben\'icgend  sind  es  die  niiLÜtrcn 
Altersklassen  von  2d--60  Jahren,  welche  erst  nach  langem 
Aufenthalte  eine  Unterstützung  erhalten.  Dagegen  sind  es 
die  jüngeren  und  die  alten  Personen,  die  in  stärkerem  Masse 
nacii  kurzer  Aufenthaltsdauer  unterstützungsbedürftig  werden. 
Kann  dies  Resultat  bezügh'ch  der  jüngeren  Altersklassen  in 
Ar.sehimg  der  Aufentlialtsdauer  an  und  für  sich  nicht  befremden, 
yso  tordort  es  doch  die  weitere  UntersuehuTiir  der  bef*ond(»ren 
(inuub'  heraus,  weshalb  überhaupt  eine  Unterstütziin<r  der- 
selljcn  ertnrderlich  ist.  worauf  an  anderer  St<'llt*  (M'iizugehun 
sein  winP).  liezugh'ch  niter  Leute  deuten  die  Zalden  auf 
eine  wiederholt  beklagte  Erscheinung,  dass  dieselben  durch 
gute  Annenanstalten  angezogen  werden.  ftUt  aber  sofort 
in  die  Augen,  dass  dies  Missverhältniss  in  Berlin  ein  sehr 
viel  stärkeres  ist  als  in  den  einen  mittleren  Durclischnitt 
renräsentirenden  40  Ann^  nverbänden.  Auch  darf  nicht  ilber- 
senen  werden,  dass  die  Zahlen  überhaupt  nur  für  gnissere 
Stadtjremeinden  gelten  und  keinen  Massstid)  für  die  Zustände 
lu  kleineren  Gemeinden  und  Qutsbezirken  gewähren. 

§  81. 

Noch  einen  andern  T*uiikt  möchte  ich  al>  wie  litig  für  die 
Beurteilung]:  des  wirtsrlialtüchen  A<'<jnivalents  in  diesem  Zu- 
SiunnK  nhani:«'  hervorheben.  Wie  mau  sich  «Tinnern  wird, 
wurdi'  als  »  in  wesentlicher  Mangel  der  U<  >tininiungen  über 
den  Unterstützungswoliii.sitz  von  dessen  Gcgneni  Ix'tont.  da.ss 
mit  der  Verpflichtung  zur  Unterstützung  des  Faniilicuhaupte?» 
auch  diejenige  zur  Unterstützung  seiner  unselbständigen  An- 
gehörigen übernommen  werde,  und  dass  somit  aus  dem 
zweijährigen  Aufenthalt  eine  ungeheure  Last  erwachse.  Auch 

>)  Vgl.  deu  folgendeu  AbBcbuitt  betr.  die  finanzielle  Leistungsfähige 
keit.  der  ülu  rlmupt  dio  Ergänzung  der  hier  g^ebeuen  Ausfunnrngen 
bildet;  besonders  }i  i^U. 
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dies  Bedenken  halte  ich,  so  bcreclitifjrt  es  in  der  Theorie 
ist,  in  der  Praxis  nicht  ftlr  so  ^f^'hv  erheblich;  waltrsrhein- 
lieh  sind  es  —  waö  übrigens  auch  der  Natur  d»T  bache 
entspricht  —  vornehmlich  die  mittleren  Aitersklasben,  al^o  die- 
jeiiif^en  mit  längerer  Aufcuthaltsdnuer,  welche  Familie  besitzen. 
Eö  lässt  sicli  dies  schon  aus  dum  luunerischen  Vcrhältuiös  der 
vorübergehend  und  dauernd  unterstützten  Personen  schliesscn, 
wie  dasselbe  in  den  ansführltchen,  über  längere  Zeiträume 
sich  erstreckenden  Zahlenangaben  für  Balem  und  Olden- 
burg zu  Tage  liegt  (vgl.  a.  a.  O);  vornehmlich  aber  führen 
hierzu  die  Ergebnisse  der  Berufsstatistik  von  1882,  die,  so 
zweifelhaft  ihr  Wert  bezüglich  des  Details  sein  mag,  hinsicht- 
lich der  grossen  daraus  gewonnenen  Zahlen  wohl  als  Qrpische 
gelten  können').  Die  Verteilung  der  Berufsarten  auf  die 
einzelnen  Reichsgebiete,  wie  sie  diese  Statistik  in  einem  Ge- 
sammtbilde  dargelegt  hat,  ergiebt  das  ausserord« 'Tätliche  Uebor- 
wiegen  der  Landwirtschaft  im  Osten,  des  Handels  und  der 
Industrie  im  Westen.  Zusammengehalten  mit  den  an  anderer 
Stelle  berührten  Ergebnissen  der  Wandeningsstatistik  bestätigt 
sie,  dass  es  vor  allem  Handel  und  ladustric  sind,  wckhc  die 
Hoffnung  auf  besonders  günstige  Erw^erbsgelegenheit  bieten 
und  daher  besondere  Anziehungskraft  äussern. 

Dies  sind  im  wesentliclien  bekaniue  Tluitsachcn.  Da- 
gegen ist  zum  Teil  neu  oder  auch  ganz  neu,  was  wir  über 
die  Qualität  der  bei  den  verschiedenen  Berufiiarten  beteiligten 
Erwerbsthätigkeiten  er&hren,  insbesondere  wie  weit  es  sich 
bei  denselben  um  eine  selbständige  oder  unselbständige  Thätig- 
keit  handelt  Im  allgemeinen  entspricht  nun  das  Verliältnisa 
von  Gehülfen  und  Arbeitern  zu  der  Gesammtzahl  der  Ein- 
wohner der  Verteilung  der  Hauptberu&arten  in  den  einzelnen 
Gebietsteilen.  Während  Gehülfen  und  Arbeiter  in  der  Land- 
und  Forstwirtsf'li.ift  z.  B.  in  Ostpreussen  405,  P(jsoti  4 '7, 
dagegen  in  Berlin  5,  in  den  IJansastädten  33.6  auf  1U«»0  Ein- 
wohner betnigen,  kommen  auf"  'dx']!  snleli(i  in  Ilandi  l  und 
Industrie  in  Ostpreussen  und  I*os<  n  101.2  bezw.  101.4.  in 
Berlin  und  den  Hansestädten  471.1  bezw.  412.4**/oo.  Und  da^js 
es  sich  hierbei  —  worauf  es  für  unsere  Frage  hauptsächlich 
ankommt  —  vorwiegend  um  unselbständige  Personen  handelt, 
welche  ohne  Augehörige  zuziehen,  dafUr  dttrfte  die  folgende 
Berechnung  sprechen,  in  welcher  die  Orte  nach  ihrer  Grösse, 
nach  den  in  innen  betriebenen  Berufsarten  und  nach  der  Zahl 
der  Angeluhigen  unterschieden  sind*).  Es  entfallen  nämlich 
auf  1000  Einwohner: 


^)  Vgl.  UberliHupt  Stat.  d.  Deutschen  Keicha  Neue  Folge  BU.  2, 
1884:  Berufsstatistik,  Zählung  vom  5.  Juni  1882. 
s)  Vgl.  a.  a.  O.  S.  87  Tab.  18  b. 
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Gebülfeu  und  Arbeiter 


in  der  Landwirtoefaaft 

in 

Handel 

und 
Verkehr 

in  Orten  mit 

mit     1  obne 

selbetindicen 

landwirtschattlichen 
Betrieb 

in  der 
Industrie 

1 

2 

8 

4 

a)  100000  Einwoluieiii  «nd 

0.7 

2.9 

291.8 

189.8 

b)  20—100000  Einwohnern 

2.0 

9.2 

33Ü.3 

94.4 

c)   5—  20000  „ 

15.4 

25.4 

318.8 

67.7 

d)  2—   öOiiO  j, 

47.2 

43.8 

265.7 

41.4 

e)  onter  üUUO  ^ 

109^ 

88.8 

126.4 

17.7 

£a  kommen  Angehörige  ant  je 
lüO  Arbeiter 

in  Orten  mit 

zu  1 

zu  2 

zu  3 

zu  4 

a)  100000  Einwohnern  and 

118.7 

98.8 

101.4 

b)  20—100000  Einwohnern 

268.0 

18&2 

11&2 

116.4 

c)  5—  90000  t, 

^13 

iao.7 

112.1 

12&5 

d)  ^S-  5000  „ 

258.0 

106.9 

112.7 

121.0 

6)  unter  2000  , 

277.1 

99.6 

128.0 

142.4 

Eine  Bestätigung  dieser  Ansicht  geben  auch  die  Berichte 
des  Vereins  zur  Beseitigung  der  Strassen-  und  Hausbettplei 
in  Bochum,  der  in  dankenswerter  Weise  sicli  die  Mühe  ge- 
nommen hat,  diiä  Alter  dor  von  ihm  unterstützten  Personen 
zu  erforschen  und  mitzutt  ilen.  Die  den  Berichten  zu  ent- 
nehmenden Zahlen  dürfen  eine  besondere  Beweiskraft  bean- 
s|>rucben,  weil  sie  eine  Stadt  betreffen ,  die  in  Betreff  des 
starken  Zuzu^  Ton  aiuserbalb  ab  Irisch  gelten  kann  und 
weil  gerade  dieser  Verein  die  schöne  Aufgabe,  der  öffentlichen 
Annenpfl^e  die  arbeitsflihigen  Elemente  fenuuhalten,  in  hohem 
Masse  zu  erfüllen  bemikht  ist^).   £s  wurden  nun  untersttttzt: 


M  Die  Berlt-htc  sind  mir  durch  Güte  ds8  VoidtBendeii,  Herrn  Böiger» 

mebter  Lange,  zugänglich  L'eworden. 

ronebiUH(«D  (27)  VL     —  X&iutMberg.  15 
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1881    1882    1883    1884  188.5 

im  Ganzeil  4971  4797  4517  1329  870 
davon  im  Alter 

von  17—20  Jahren  1846  1688  1576    487  279 

„   21—25     n  1327  ISaS  1208  867  242 

^   25—80     ,  738  695  656  216  172 

§  82. 

Es  würde  zu  weit  tuliren,  alle  Momente  auizusuchen,  die 
hier  noch  von  Bedeutung  sein  könnten;  auch  ist  dies  nicht 
die  Abncht  der  vorotdieDdeii  Betrachtungen.  Diese  gingen 
yielinehr  nur  dahin,  einer  lediglich  theoretischen  Beurteilung 
des  sog.  wirtschaftlichen  Aequivalents  die  Gestaltungen  im 
'wirklichen  Leben  entgegenzuhalten,  nachzuweisen,  dass  das, 
was  geschehen  kann,  nicht  notwendip:  geschehen  muss  und 
dasB  flie  Wahrscheinlichkeit  für  dio  Rit  litigknit  eines  solchen 
Aequivalents  in  Bezug  auf  die  Oitsiirnit^iiverbändn  s]>n(]tt. 
Dies  vorhindert  niclit  dio  TJf'bprlastuiig  einzelner  Armenver- 
bäiido,  uiflit  «'inen  unhi-ilvolh;!!  Eiailuiib  der  Reich^gesetzgcbung 
auf  das  Bottier-  und  Laudstreicherwesen,  nicht,  das«»  dies  Aequi- 
valent,  wenn  es  lediglich  auf  das  eine  Merkmal  der  zweijährigen 
Aufenthaltsdauer  beschränkt  wird,  unter  Umständen  den  lächer- 
lichsten  Widerspruch  ergeben  kann  —  aber  dies  alles  berührt 
den  Grundgedanken,  den  bisher  alle  Armengesetzgebungen 
anerkannt  haben,  in  keiner  Weise,  Auch  die  Verjährungs- 
fristen des  Zivil-,  Straf-  und  Pro7ossrechts  wollen  kein  Recht 
willkürli'-h  erzeugen  odor  vornichton ;  os  ist  nur  die  Annahme, 
dass  Jemand  ein  Rocht  iuicrkoniicn  oder  es  nicht  «^olt^  nd 
machen  wolle,  wenn  er  wählend  einer  bestimmten  Zeit  dem- 
selben nicht  widersprochen  oder  seine  Verfolgung  nicht  be- 
trieben hat  Unter  Umständen  kann  darin  Härte  und  Willkür 
li^en.  Aber  man  vensicbtet  dann  überhaupt  auf  jedwede  gesetz- 
liche Regelung  von  Gegenständen  des  privaten  oder  Öffentlichen 
Rechts,  wenn  man  unter  allen  Umständen  Willkür  vermeiden 
wilL  Auch  die  vernünftigste  G^otzgebung  kann  sich  dem 
Bedürfiiis.H  des  wirklichen  Lebens  nur  annähern,  nie  es  voll- 
kommen befriedigen;  sie  unterscheidet  sich  von  en^or  minder 
vernCinftiirf'n  nur  dadurch,  d;iss  sie  im  grossen  und  ganzen 
das  Richtige  trifft,  während  die  letztere  stets  zu  £alschcji  oder 
nur  zu  zuällig  richtigen  Ergebnissen  fuhrt. 

Das  wirtschaftliche  Aequivalent  bei  dou  Land- 

armenverbäuden. 

§  88. 

Bezüglich  der  Landarmenverbände  wird  der  Vorwurf  der 
WÜlkürlicbkeit  vor  allem  dahin  begründet,  dass  nicht  nur 
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zwischen  der  wirtschaftlichen  Leistung  des  Individuums  und 
der  Vorpflichtung  dm  grö««sorttn  Verbandes  zur  Arnionfiirsorg'e 
kein  Grleiclij^cewicht  bestehe,  sondern  dass  ilberliau}»t  von  wirt- 
schaftlichen Vorteilen  nicht  bei  Individuen  die  Rcdo  sein  könn«', 
welche  an  keinem  Orte  im  (lebiete  des  Liindaruiunverbandes 
festen  Fuss  gefasst  haben;  umgekehrt  brächten  diese  vielmehr 
nur  Nachteile. 

Um  die  Berechtigung  dieses  Vorwurfs  zu  prttfen.  wird 
•es  zweckmässig  sein,  sich  den  Gedankengang  der  Reichsten* 

koramission  kurz  ins  G^edäch^ni>-  zu  rufen.  Tor  gerade  in  Äe- 
siehuug  auf  die  LandariDenverbäude  ein  sehr  eigentümlicher  p:e- 
wosen  ist.  DieKommission  hatte  den  Gegensatz  vonir-iniat  und 
wirtsc'haftlichor  Hoschränkung  auf  der  einen,  von  Gr'saniintvater- 
land  und  wirtschaftlicher  Freiheit  nnf  der  aTidern  Seite  in 
helles  Licht  gesetzt  und  war  von  di»  sm»  Gegensatze  aus  zu 
dem  Schiusa  gelangt:  „diiss  der  JSt;uit  in  seiiuir  Gesammtheit 
ein  grt)sses  wirtschiäUiches  Gebiet  fllr  die  Thfttigkeit  xüler  seiner 
Angehörigen,  für  den  freien  Austausch  ihrer  Kräfte  bilde,  dass 
als  wirtschaftliche  Heimat  das  Vaterland  in  seiner  Gesammthoit 
-erschifMie".  Hiemach  sei  es  konsequent,  die  UnterstQtznng 
der  HiilfsbedUrftigen  als  eine  Staatslast  zu  charakterisiren,  und 
achein  bar  würde  sich  hieran  ^die  wettere  Folgerung  kntipfen, 
dass  der  Staat  unmittelbar  die  Unterstttlsungslast  ZU  tragen, 
die  analoge  Pflicht  auszuüben  hätte'". 

Diese  „scheinbar"  richtige  Folgerung  lehnte  aber  die 
Kommission  mit  dem  Hinweise  ab.  dass  die  geeigneten  Organe 
d*»r  Armenpflege  nicht  der  Staat,  sondern  dessen  Glieder,  die 
politischen  Körperschaften  seien.  Hierdurch  genötigt,  das  In- 
diridunm  nun  doch  wieder  mit  diesen  Körperschaften  in  iigend 
welche  persönliche  Beziehungen  zu  setzen,  sprach  sie  aus,  dass 
dei  ienige  Ort  zur  Unterstützung  vernflichtet  sei,  der  von  dem 
Bedürftigen  zuletzt  wirtschaftliche  Vorteile  genossen,  daher 
derjenige,  „in  welchem  sich  der  Bedürftige  geraume  Zeit  vor 
dem  Eintritt  der  nülfsbedürfti«:j:keit  aufhielt,  welcher  der  letzte 
Mittelpunkt  seiner  wirtsciiaftliehcn  Tliäti}j,k<'it  war".  So 
kam  si«'  zunäelist  auf  dif^  Gertieinden  un«l  ( I ut>l»''/irke,  welche 
bereits  vorher  in  allen  Kinzelstanten  aU  Armen  verbände  fungirt 
hatten,  zurück. 

Aber  sie  blieb  hierbei  nicht  stehen  und  glaubte  den  Ge- 
danken des  wtrtschaftiichen  Aequivalents  bis  in  seine  ttusserste 
Konsequenz  verfolgen  zu  sollen.  So  fUhrte  sie  denn  weiter  aus: 
„Hat  die  freie  Willensbestimmtmg  des  Einzelnen  nicht  dazu 
geftihrt,  ihn  an  einem  bestimmten  Orte  festen  Fuss  fassen  zu 
lassen,  so  werde  der  Rigel  nach  seine  wirtschaftliche  Thätig- 
keit  zu  gute  gekommen  sein:  eineni  grösseren  O'-Ie^'t«-.  inner- 
halb dessen  er  sieh  vor  d«'ni  Eintritte  der  Hidisbedürttigkeit 
bewegte;  und  dieises  grössere  Gebiet  werde  t;inzutreten  liaben 
für  diejenigen  Hülfsbed Urftigen,  welche  eines  Unterstützungs- 
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Avnlnisitze.s  entbehren.  Dergestalt  führe  zu  der  Konstruktion 
des  jirinzipalen  und  des  öubsidi  iren  zur  Unterstützung-  ver- 
])tbchteten  r;iunilichen  Bezirk.^  der  Gedanke  des  Acquiviileuti» 
für  die  genuäseiien  wirtschaftlichen  Vorteile." 

Damit  war  sie  denn  glücklich  zu  dem  Punkte  zurück- 
gelangt, von  dem  sie  ausgegangen  war,  zu  der  „grösseren  wirt- 
schaftUchen  Heimat'*,  und  nachdem  sie  kurz  vorher  die  Folge- 
rung für  eine  scheinbare  erklärt  hatte,  dass  die  Annenlast  non 
auch  von  dieser  grösseren  Heimat  unmittelbar  zu  ttbemehmea 
sei,  trug  sie  kein  Bedenken,  an  dieser  Stelle  die  Folgerung 
zu  ziehen.  Und  darin  liegt  das  Gmn<^rrttimliche ,  ja  das 
Widersinnige  der  ganzen  Konstruktion.  Man  beachte,  wie  in 
dem  ersten  Satze  der  „Ort**,  in  welchem  Jemand  den  Mittel- 
punkt seiner  wirtschaftlichen  Thätigkeit  hat,  die  Hauptstelle 
einnimmt,  und  wie  ihm  in  dem  zweiten  fn>>i  unmciklich  nn't 
AuslaBSung  den  Wortes  „Mitt«'lpunkt"  das  „grös-rii'  Grbiet, 
welchem  die  wirtschaftlich»'  Tliiitigkeit  zu  gute  gekommen/ 
substituirt  wird,  und  nachdem  dieüc  Substitution  gelungen,  beide 
Bezirke ;  der  Ort  und  das  g  i  o  s  s  e  r  e  G  e  b  i  e  t  aJü  selbständige 
unmittelbare  Träger  der  Armenlafit  einander  koordinlrt  werden* 

Widersinnig  ist  diese  Konstruktion,  weil  sie  zwei  Dinge 
aus  demselben  Gesichtspunkte  behandelt,  für  welche  schlechter* 
dings  entgegengesetzte  Gesichtspunkte  obwalten.  Der  Ort  als 
Mittelpunkt  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  ist  nicht  denkbar 
als  gri(sserer  politischer  Bezirk;  der  Ort  kann  immer  nur 
eine  in  sich  geschlossene,  der  Staatsverfassung  entsprechende 
unterste  politische  Körperschaft  (Ortschaft,  Gutsbezirk,  Ge- 
meinde)  sein,  nicht  die  Voreinigung  vieler  oder  aller  Orte, 


Schaft  höherer  Ordnung  bilden.  Und  wiederum  kann  nem 
grösseren  Gebiete  keine  Thätigkeit  nicht  fest  angesiedelter  In- 
dividuen zu  gute  koninKMi,  welche  ihm  nicht  v'on  allen,  auch 
von  den  an  einem  Orte  fest  angesiedelten  Individuen  zu  gute 
kttme,  weil  alle  diese  Orte  der  grösseren  politischen  Rörper8<maft 
suborainirt  sind  und  weil  jeder  Gemeindebttiger  zugleicb  auch 
Staatsbürger,  jeder  Staatsbttiger  auch  Reichsbüiger  ist  So- 
weit  also  der  Begriff  des  wirtschaftlichen  Aequivaients  auf  das 
grössere  Gebiet  angewendet  wird,  drückt  er  nichts  weiter  aus, 
als  die  in  diesem  Zusammenhange  triviale  Wahrheit,  daas  der 
Zustand  des  Staatswesens  nicht  wohl  unabhängig  von  dem 
Verhalten  der  im  Staate  lebenden  Individuen  gedacht  werden 
kann  und  d?iss  wirtschaftlich^  Leistungen  auch  liegen  über  der 
Provinz,  dem  »Staat,  dem  Reich  nötig  sind,  um  diese  li^istun^- 
Olhiir  zu  machen.  Soweit  er  aber  den  sjx'ziellen  Anteil  des 
idiiums  an  dem  wirtschaftlichen  Gedeihen  eines  Bezirk* 
ausdrücken  will,  innerhalb  dessen  es  arbeitete  und  daä  ausübte, 
was  man  seinen  Lebensberuf  zu  nennen  pflegt,  soweit  ist  er 
auf  Personen,  die  nicht  zu  einem  bestimmten  Orte  in  Beziehung 
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stehen,  nicht  nur  unanwendbar.  sftndern  er  drückt  das  genaue 

Gegenteil  davon  aus.  Denn  die  Feststellung,  dass  dieses  In- 
dividuum keinem  Orte  innerhalb  des  grösseren  Gebiets  spezielle 
wirts<li?)ftlichn  Leistungen  gemacht  habe,  kann  doch  nur  zu 
dem  S  lilussc  lühron,  es  habe  keinem  Orte  etwas  gclcistit, 
ab  r  (locii  nimmermehr  zu  dem,  den  die  Kommission  gezogen 
hat,  cü  habe  alle  n  etwas  geleistet. 

Hierin  steckt  ein  so  handgreiflicher  logischer  Fehler,  dass 
der  gegen  diese  Motivlrung  erhobene  Vorwarf  der  WiUkllr- 
Üchkeit  als  durchaus  berechtigt  anzuerkennen  ist.  Und  weiter 
kommt  in  Betracht,  dass  hier  die  unzureichende  theoretische 
Begründung  auch  nicht  ergänzt  oder  ausgeliehen  wird  durch, 
die  Crestaltungen  des  wirklichen  Lebens.  Es  besteht  in  der  That 
keine  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  landarmen  Individuen  dem 
Landanncnvcrbande  auch  nur  den  geringntcn  \'orteil  hrin2*  «n ; 
es  ist  vielmehr  den  vielfach  hierüber  laut  gewordenen  Klagen 
unbedingt  Glaubf»n  zu  schenken,  dass  gerade  sie  mit  denjenigen 
Elementen  identisch  aind,  welche  die  von  ihnen  durchstreiften 
Bezirke  in  finanzieller  und  sittlicher  Beziehung  sehr  schwer 
schädigen« 

GHLeichwohl  ist  mit  der  Anerkennung  der  Berechtigung 
jenes  Vorwurfe  noch  nicht  ausgesprochen,  dass  das  Institut 
der  Landarmen  verbände  ein  schlechthin  ungerechtfertigtes  sei. 
'Zunäclist  ist  damit  nur  ein  Argument  gegen  die  Motivirung 
erbracht,  welcher  die  gcsetzg<djenden  Faktoren  sieh  in  An- 
sehung (b'sselltcn  bedient  haben.  Es  bi'weist  nichts  iiegiMi  daö 
Institut  selbst,  sofern  sich  dieses  aus  Ix-sscren  Gründ'Mi  nicht- 
fertigcii  oder  sich  etwa  erweisen  lässt,  dass  die  gesetzgebenden 
Faktoren  diese  besseren  Gründe  im  Sinne  gehabt  und  nur  in 
falscher  Weise  zum  Ausdruck  gebracht  haben.  Dies  wird  im 
folgenden  zu  untersuchen  sein. 

S  84. 

Unter  den  Grundsätzen  der  von  Staatswegen  geordneten 
öffentlichen  Annenpflege  nimmt  die  erste  Stelle  der  ein,  dass 
kein  bedfirt'tiges  Individuum  an  irgend  einem  Orte  des  Staatsg. 
bietes  olmr  Unt*  rstützung  bleiben  soll.  In  zweiter  Linie 
kommen  «laun  erst  die  Bestimnuingen,  wer  den  hierfür  erforder- 
lichen Aufwand  endgültig  zu  tragen  verpflichtet  sein  soll.  Zwei 
Kategorien  von  Personen  werden  hierbei  unterschieden:  solche, 
die  mit  dem  Ort,  an  welchem  sie  unterstttzt  werden,  in  einem 
Verhttltniss  der  Angehörigkeit  stehen,  und  solche,  welche  in 
einem  derartigen  Verhältnisse  nicht  stehen.  Bezüglich  der 
ersten  Kategorie  gelangen  alle  Armenges«'tzgebungen  zu  dem- 
selben positiven  Resultat:  V<  r)iflie1itnng  des  Aufenthalts- 
ort'\s  zur  endgültigen  Tragun;x  der  xVruifnlM-<r  wegen  der  An- 
gehörigkeit des  bedürftigen  Individuums;  bezüglich  der  zweiten 
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Kategorie  statuireii  sie  da^jegeu  zuuaclist  nur  riiu'  N  «v^'-  rs  t  i  v  e : 
di<*  NichtA^fTpriiclitung  wegen  NiehUmgehöri^^krit.  Die^c  >*e- 
f^atlvt^  gilt  t'ä»  iii  irgend  einer  Weiöe  zu  überwiiulrn.  Auch 
hierbei  sind  wieder  zwei  Kategorien  von  Individuen  zu  unter- 
scheiden: ersten«  diejenigen,  welche  mit  irgend  einem  andern 
Orte  im  Verhältniss  der  AngehOri^keit  stehen,  und  awoiten« 
solche  y  welche  mit  keinem  Orte  innerhalb  des  Staatsgebiets 
im  Verhttltniss  der  Angehörigkeit  stehen.  Bezüglich  der  Per- 
sonen der  ersten  Kategorie  wird  folgerichtig  die  Annenlast 
dem  Orte  aufgelegt,  dein  sie  angehören;  bezüglich  derer  der 
/wpifpii  bedarf  es  hini^^ofron  »-iner  anderweiten  Festsetzung,  wer 
der  Träger  der  sie  beUeÜenden  ArnienlaHt  sein  so]!.  Gesetzt 
nun,  dass  es  gar  kein*'  Individuen  gäbe,  welche  zu  keinem  <  ^rte 
im  Verhältniss  der  Angehörigkeit  stehen,  so  würde  diese  F«'st- 
seizuiig  gänzlich  uboriiüssig  sein,  die  Ariucniast  auf  die  ein- 
nelnen  Orte  des  StaatsgeMets  nach  Massgabe  der  individuellen 
AngdbOrigkeit  verteilt  bleiben.  Von  dieser  Annaihme  geht  die 
Heuanatgesetzgebung  aus.  In  ihrem  Oeltongsbereiche  soll  ea 
kein  Individuum  geben,  das  nicht  zu  einem  Orte  im  Verhält- 
niss der  Heimatangehörigkeit  stünde.  Die  Ueimatverbände 
sollen  die  alleinigen  Tritger  der  Armonlast  sein. 

Bei  der  oben  versuchten  nitheren  Prüfung  des  Begriff» 
d^r  „Angehttrigkeit"  ergab  sieh,  dass  Heimat  und  Unter- 
stützungswohnsitz denselben  Ursju'ung  haben,  dass  beide  den 
Wunsch  des  Gesetzgebers  ausdrücken  wollen,  die  Armenlast 
dahin  zu  legen,  wo  das  Individuimi  den  Mittelpunkt  seiner 
wirtschaftlichen  Thätigkeit  hat;  hierin  wurde  eine  billige 
und  natürliche  Ausgleichung  insofern  gefunden»  als  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  den  Gestaltungen  des  wirklichen 
Lebens  zu  entsprechen  seidenen  und  die  Heimat  so  gut  wie 
der  Unterstützungswohnsitz  als  emsthafter  Ausdruek  einer 
^Angehörigkeit"  gölten  konnten,  mochten  di*'  "Nf^  rknuilc  nun  1 
oder  2  oder  10  Jahre  qualitizirteu  oder  uuquaiilizirten  Aufent- 
haltes sein. 

Und  ebenso  wie  in  jenem  Zusammenhange  wiitl  es  auch 
hier  von  Wert  sein  z.u  betrachten,  wie  es  im  wirklichen  Leben 
mit  denjenigen  aussieht,  welche  ausserhalb  ihrer  Heimat  oder 
ihres  ÜnterstOtzungswohnsitses  bedürftig  werden.  Von  einem^ 
der  sein  Leben  lang  in  einem  Orte  gewohnt  hat  und  an  einen 
andern  Ort  verzieht,  wird  Niemand  zweifelhaft  sein,  dass  er  zu- 
nächst dem  Orte  angehörig  bleiben  soll  und  darf,  an  dem  er  sich 
bislang  aufg(?halt(m  hat;  bei  einem,  der  für  einige  Zeit  vt)n 
seinem  gewöhnlichen  AuffMitlialtsorte  verreist  und  unterwegs 
erkrankt,  wird  es  Niemand  unbillig  finden,  dasK  der  erstcre 
für  ihn  Kurkusten  zalde.  Aber  nun  denke  man  an  Andere, 
die  den  frülieren  Aufenhalt  seit  langem  verlassen,  nirgends 
so  laug,  sieh  aufgehalten  haben,  um  den  Ansprüchen,  die  in 
Bezug  auf  Heimat-  und  Wohnsitzerwerb  gestellt  werden,  zu 
genügen,  und  erwäge,  ob  diese  Personen  noch  mit  dem  früheren 
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Atifenthaltsurt  zuäammenhangen,  ihm  uucli  ernfitlrnft  als  „an- 
^eliörig**  erachtet  werden  können. 

Aosaer  diesen  7on  der  ursprünglichen  Heimat  losgelösten 
Individnen  ezistirt  nnn  aber  eine  «weite  Klasse  von  PerBonen^ 

diejenigen,  die  niemals  zu  einem  Ortf  im  Verhältniss  der  An- 
gehörigkeit gestanden  haben :  das  sind  im  Geltungsgebiete  des 
Untersttitzungswohnsitzgesetzes  die  aus  dem  Auslände  (auch 
Baiem  und  Elsa ss- Lothringen)  zurückkehrenden  Kfieh.sanije- 
hörigen  und  die  Ausländer;  im  Geltun^^s^^ebiete  der  bairisrheu 
Heimatgesetzgebung  .sind  im  die  einwandernden  Reichsdentselien, 
welche  zwar  die  bairische  StaatHangehörigkeit,  aber  UDch  keine 
Heimat  erworben  haben,  die  aus  dem  Auslände  zurückkehren- 
den ehemaligen  bairischen  Staatsangehörigen  und  die  Aus- 
lilnder.  Umf  endlich  sind  es  in  aUen  FflUen  diejenigen ,  be- 
züglich deren  ein  Untersttttzungswobnsitz  oder  eine  Heimat 
sicn  nicht  ermitteln  llisst 

Wie  verhalt  sich  nun  all  diesen  Personen  g^enUber  die 
Reichsgesetzgebung?  Sie  entlastet  ganz  ebenso  wie  es  früher 
Preusson  unfl  B;i(len  gethan,  die  Ortsarmenverbände  von  den 
ihnen  trühi  r  ir^rli r>n'L''  gewesenen  Individuen,  welche  durch 
längereAbutiseniieii  in  \\  alirheit  vc^n  ihnen  wieder  losgelöst «ind, 
und  sie  hält  denselben  die  Ainn^nlast  für  diejenigen  Personen 
fem,  die  nie  in  einer  Beziehung  zu  ihnen  gestanden  haben. 
Zorn  TrHger  der  Armenlast  macht  sie  in  allen  diesen  Fallen 
den  Landannenverband.  Und  wie  verhält  sich  die  bairische 
Heimatgesetzgebung?  Sie  Ittsst  dies  Moment  längerer  Ab- 
wesenheit und  waiirhafter  NicktaDgehörigkcit  gänzlich  ausser 
Betracht:  der  einmal  erworbenen  Heimat  bleibt  die  Armen- 
last auf  ungemessen  lange  Zeit  und  mindestens  so  lange,  als 
bi«  eine  neue  Heimat  envorben  ist,  und  die  eigen tliih  Heiniat- 
Inst'ii  weist  sie  einer  (ii  iii'  inde  zu,  die  als  Heinuitgenieinde 
zu  gelten  hat.  Gleichzeitig  legt  sie  dem  lSt^late  die  Armeu- 
kuit  für  die  heimatlosen  Individuen  auf. 

Betrachtet  man  von  den  vorstehend  entwickelten  Gesichts- 
punkten aus  den  Gedanken  des  wirtschaftlichen  Aequivalents 
und  das  Heimatprinssip ,  so  fkUt  ein  eigentümliches  Schlag- 
licht auf  jenen  wie  auf  dieses.  Man  erkennt,  welche  Gewalt 
4^ne  theoretische  Konstruktion  auf  die  Gemüther  zu  tiben 
vermag.  Ihrem  wirtschaftlichen  Aequivalent  zu  Liebe  wendet 
die  Reichsgesetzgebung  den  O.  denken  desselben  auf  ein  Ver- 
b'iltTiiss  an,  welches  das  gi  i.i  l  •  (regenteil  desselben  ist,  und 
ilirer  Heimat  zu  Liebe  bedenkt  die  Heimatge^et/geliung  auch 
den  mit  einer  Heimat,  bei  dem  die  Voraussetzungen  einer 
solchen  nicht  mehr  vorhanden  oder  niemtds  vorhanden  ge- 
wesen sind.  Um  des  Systems  willen  wird  der  Landarme  als 
ein  Mensch  angesehen,  der  durch  seine  rastlos  umherirrende 
Thätigkeit  dem  Landarmenverbande  wirtschaftliche  Vorteile 
gebracht  hat,  und  um  des  Systems  willen  der  Heimatlose  als 
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ein  i^Innsch  erachtet,  der  im  reellen  Rnsitzo  einer  Heimat  ist. 
80  darf  denn  denjenigen  Gegnern  der  Reichsgesetzgebung, 
welclie  zugleich  Aiihiinger  der  Heimatgesetzgebung  sind*), 
der  Vorwurf  zurückgegeben  werden,  dasb  die  Konstruktion 
bezüglich  jener  heimatlosen  Individuen  eine  ebenso  prinzip- 
widrige  und  willkürliche  sei. 

§  85. 

Die  Erkenntnisa  der  willkürlichen  Ausdehnung  jener 
Prinzipien  enthebt  aber  nicht  der  ErwSgung  des  wahren 
Grundes,  dor  das  Institut  der  Landannen  verbände  rechtfertigen 
kann.  Er  liegt  näher,  als  in  der  Regel  angenommen  wird; 
ja  man  darf  behaupten,  dass  er  durch  nielits  besser  und  zu- 
verlässiger erkannt  werden  kann,  als  durcli  Betrachtung  des 
Resultate,  zu  dem  di"  R^ichsgesetzgebung  so  gut  wie  die  Heimat- 
gesetzgebung schiiessiich  gelangt  ist:  beide  verpdichten  in 
denjenigen  Fällen,  in  denen  sie  ein  Individuum  nicht  oder 
nicht  mehr  einem  Ortsannenvcrbande  oder  einer  Hciinat- 
gemeinde  angehörig  erachten,  zur  Trag m ig  der  Armenlast  den 
Staat  Hieran  ändert  nichts,  dass  im  Geltungsgebiet  des 
XJnterstUtzungswohnsitzes  der  Landesge^etzgebung  überlassen 
geblieben  ist,  diese  Verpflichtung  auf  die  anderweiten  Organe 
des  Staates  (Provinzen,  Kreise,  Amtsverbände  u.  s.  w.)  zu  über- 
tragen. Es  ist  vielmehr  zu  beachten,  dass  das  Reichsgesetz 
ausdrücklich  als  Ortsann euverbändt^  nur  Gemeinden  und  Guts- 
bezirke zuiässt,  dagegen  Innsichtlich  dor  Landarmenverbände 
jede  Art  der  öffentlieh-n^ehtliehen  Bildungen  fiir  zuliissig  er- 
klärt-). Und  hierin  konunt  m.  E.  der  walire  Kechtügrund 
fUr  die  Verpflichtung  der  Landarmenverbände  zum  Ausdruck : 
es  ist  die  Stellung  des  Staates  als  Träger  der  allgemeinen 
Rechtsordnung.  Im  Rahmen  dieser  Rechtsordnung  erachtet  er 
den  Schutz  des  bedürt'tigen  Individuums  gegen  leiblichen 
Untergang  und  den  Schutz  der  Gesellschaft  gegen  die  durch 
Kot  zu  Gewaltthaten  geneigten  Indi^  iduon  für  geboten.  So 
weiiipr  er  aber  die  Eltern  uiul  Kinder,  die  Dienstherren  und 
Arbeitgeber  von  dor  Verpflichtung  entbindet,  für  ihre  An- 


Luthardt,  Waestig,  Maraehall  o.  a.;  nicht  aber  Adickes 

und  Hoch  oll. 

*)  §  5.  „Die  öffentliche  llDteratützuiig  hülfsbedUrttiger  NoniUeut^her, 
die  endgGltiff  zn  tragen  kdn  0.-A>V.  Tcrpflichtet  ist  {Oer  Landarmen), 

liegt  dem  L,-A,-V.  ob.  Zur  Erfüllung  dieser  Obliegenheit  hat  jeder 
Bundesstaat  bis  1.  Juli  \>*1\  entweder  unmittelbar  nie  Funktionendes 
L.-A.-V.  zu  übernehmen,  oder  besondere,  räumlich  begrenzte  L.-A.-Ver- 
bSnde,  wo  solche  noch  nicht  beste) icu,  einzurichten. 

Die.-<elb('ii  umfasspn  regelmässig  eine  Mehrheit  vf»n  O.-A.-V.,  können 
sieb  aber  ausnabuisweise  auf  den  Bezirk  eines  einzelnea  0.-A.>V.  be- 
schränken." 
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gehörigen,  für  ilir  (Tosiiiflc,  für  ilire  Arltoiter  zu  sorgen,  8o 
wem';;  will  er  das  politi.stlie  Gumcinwoeii,  welches  g'leichzcitig 
eine  natlirliche  Vereinigung  zu  gemeinsamen  Zwecken  ist,  von 
der  LtHät  befreien,  welche  ihm  bezüglich  seiner  Angehörigen 
oblieigt  Nur  da,  wo  eine  solche  Angehörigkeit  nicht  vor- 
haoden  oder  nicht  ermittelt  ist,  tritt  der  Staat  helfend  jind 
ergänzend  ein,  so  bezüglich  der  Landannen,  der  Heimaüosen, 
der  Auslftnder.  Nicht  der  Gegensatz  von  Orts-  und  Staats- 
angehörigkeit;  sondern  der  Gegensatz  von  Orts-  und  NichtortS' 
angehörigkeit  ist  es.  der  hier  wirksam  wird.  Und  so  motivirt 
dürfte  sich  das  Institut  der  Landarmenverbände  al»  eines  der 
Mittel)  die  Armenhist  gerecht  zu  verteilen,  doch  sehr  wohl 
gegen  den  Vorwurf  der  VVillkür]iehk»Mt  verteidigen  lassen. 
Mau  kann  auch  hier  verschiedener  Meinung  sein  über  die 
Merkmale  der  Nichtangehörigkeit,  kann  sehr  wohl  die  Frist 
von  zwei  Jahren  hierfür  als  zu  kurz  erteilten;  auch  ist  die 
Berechtigung,  andere  Nachteile  zu  rtlgen,  niclit  ausgeschlossen. 
All  dies  wird  noch  zu  prüfen  sein.  Nur  halte  man  fest,  dass 
dadurch  das  hier  aufgestellte,  lediglicli  tinanzielle  Prinzip  so- 
wenig berührt  wird,  wie  der  Beehtagnind  für  die  Verpflich- 
tung der  Ortaarmenyerbände  durch  gewisse  mit  demselben 
Terkniipfte  Uebelstftnde  berührt  wird. 

Noch  möchte  ich  aaf  einen  l'unkt  aufmerksani  machen,  der 
mit  dem  Vorstehenden  in  einer  gewissen  äusseren  Beziehuug  steht 
und  <;erade  deshalb  auch  in  Hinsicht  seiner  inner ea  Natur  häufig 
zu  begrifflicher  Vcrwuruiig  Anlass  giebt.  Die  hiei  untersuchte 
Funktion  des  Staates  als  Träger  der  Armenlast  hat  ihrem  ^Vesen 
nach  nichts  an  thon  mit  den  numnigfisush^  —  imt«a  aiwffthrlicher 
an  heaprechenden  —  Yeraoataltongen  der  Armenfttrsorge  durch 
ProTinaial-,  Distrikta-,  Kreia*  mid  ähnliche  Anstalten,  durch  Bei- 
hülfe  an  nnYormögende  Gemeinden  u.  s.  w.  In  dieaen  F&llen  han- 
delt ea  sich  immer  nm  Funktionen  der  den  Gemeinden  ühergeord- 
neten  politiacben  Bezirke^  welche  dieselben  znr  besseren  Erreichimg 
gewisser  gemeinsamer  Zwecke  üben;  aber  es  besteht  nur  eine  Be- 
ziehang  der  letzteren  zu  jenen  untersten  koinmnTuden  Körpersebaften, 
keine  hingegen  zu  den  einzelnen  Individneu  In  diesem  Sinne  hüben 
die  vielfach  den  Landannenverbänden  überwiesenen  oder  von  ihnen 
übernommenen  Aufgaben  der  Armenpflege  keine  spezifisch  armen- 
rechtlicbe,  sondern  eine  gaa/  allgemein  öffentlich-rechtliche  Bedeutung. 

In  dem  im  Text  entwickelten  biune  auch  Jolly  S.  7  ff.  Nach- 
dem er  dargelegt  hat,  dass  die  natürliche  Unterstützungspflicht  der- 
jenigen Gemeinde  zukomme,  mit  der  Jemand  ijii  Verhältniss  der  üuch 
gewissen  Merkmalen  erkennbaren  Angehörigkeit  stände,  fährt  er  S.  9 
fort :  (^Endlich  liegt  eine  natOrliche  UnteratAtzangspflicht  Jedem  höchsten 
pelitiacbeD  Verein  gegen  jeden  Bedürftigen  oh,  der  aich  anf  adnem 
Gebiete  befiDdet  Sie  trifft  ihn,  aoweit  die  UnteratOtzongapflicht  der 
heimatlicheii  Verbände  aich  ans  irgend  welchen  Grftnden  nicht 
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geltend  machen  lässt,  nti>  ilem  (rrnntle.  weil  die  Unterstätziing  der  Re- 
dürftigen eine  allgeinniu'  Menschenptiichi  ist  und  weil  die  höcijsten 
politischen  Vereine  aal  ihrem  Gebiete  alle  Aufgaben  m  lösen  haben, 
welche  die  Einzelnen  und  die  engeren  Vereine  der  Einzelneu  nicht 
zn  Ideen  vermögen.  Höchster  poläsdier  Yereiii  ist  das  Bdcfa  und  ao- 
mit  jst  in  Dentsehland  in  letster  Linie  das  Reich  onterstUsongs- 
pflicbtig/ 

B.   Die  Verteilung  der  Armenlast  nach  innen. 

(Die  ünanzielle  LeistungstUhigkeit  der  Armenverbände.) 

§  80. 

Es  giebt  keinen  Puuki  im  Bereiche  der  uiFentlichen 
Annenpflege,  über  den  die  Klagen  so  laut  und  so  allge- 
mein sind  wie  die  Ueberlastung  der  einselnen  Annen- 
verbände,  und  in  keinem  Punkte  —  wie  gleich  vorweg  be- 
merkt werden  mag  —  dürften  die  Klagen  berechtigter  sein. 
Nur  findet  auch  hier  sehr  häufig  Verwirrung  statt  in  Be- 
ziehung auf  den  Gegenstand  der  Klagen;  am  häufigsten  ist 
die  irreführende  Gleielistellnng  der  Amienla.st  mit  den  öfFent- 
liehen  Lasten  im  allgemeinen  und  folfreweise  die  irrige  Vi>r- 
stellun^  über  den  Druck,  welchen  diese  und  welchen  jene 
ausüben. 

Nun  leuchtet  ein,  dass  im  JSinne  einer  auf  gerechte  Be- 
lastung gericliteten  Reform  es  nicht  vornehmlich  auf  das  ab- 
solute Mass  des  Armenaufwandes  ankommen  kann,  sondern  viel- 
mehr auf  das  Vcrhältniss  desselben  zur  Leistungs&higkeit  des 
Armenverbandes  im  allgemeinen  und  zu  den  übrigen  Aufwen- 
dungen, welche  dem  Armenverbande  als  gleichzeitigem  Träger 
anderer  öffentlielier  Lasten  obliegen.  Und  weiter  konmit  es  darauf 
an,  üb  der  Aufwand  aus  den  Nutzungen  besonderen  Annen- 
oder sonstiir«'!!  (  Jemeindovermöp^ens  bestritten  wird,  oder  (dj  zu 
seiner  Deekuiig  steuerlii  lie  Leistungen  der  Verbundsangehö- 
rigen  erforderlieh  sind.  Ein  Annenverband,  der  ohne  Zuliülfe- 
nahme  der  letzteren  die  Kosten  der  Armenpflege  bestreitet, 
hat  in  dem  hier  gemeinten  Sinne  keine  Armenlast 

Die  wahre  Sachlage  klarzustellen  ist  auch  hier  nicht 
ganz  leicht,  obwohl  es  an  gutem  finanzstatisti^ehen  Material 
nicht  fehlt.  Nur  macht  sich  bei  demselben  der  üebelstand 
geltend,  dass  die  hauptsächlichsten  Nachrichten  nur  fUr  die 
grösseren  Oemetnwosen  individut'llr*  und  zuverlässige,  beztig'- 
lich  der  kleineren  (ländliche  Gemeinden  und  Gutsbezirke)  im 
allg«  nieinen  nur  summarische  utuI  zum  Teil  sehr  unzuverlässige 
sind,  ja  bezüglich  der  Outsbezirke  fast  ganz  fehlen.  Gleich- 
wohl wird  es  möglich  sein,  von  den  Verhältnissen  der  kleineren 
städtischen  Gemeinwesen  auf  die  der  ländlichen  einiger- 
massen  richtige  Schlüsse  zu  ziehen  und  unter  Verwertung 
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des  gesammten  Materials*)  ein  im  Ganzen  zutreffendem  Bild 
der  hier  zu  betrachtenden  Zustände  zu  gewinnen. 

87. 

Ob  es  Armenverbände  giebt,  die  überhaupt  keine  Armen 
in  ihrer  Mitte  liaben,  lässt  sich  nicht  nachweisen;  wahrschein- 
lich ist  es  nicht.  DajG^eg^en  gitibt  es  eine  verhältnissmässig 
nicht  geringe  Zahl,  die  keine  öffentlichen  Armen  d.  h.  aus 
öffentliciien  Mitteln  unterstützte  Personen  hnheii.  Im  König- 
reich Sachsen  wurden  1880:  Ü45  derartige  Gemeinden 
ermittelt^);  doch  ist  es  bemerkenswert,  dass  hiervon  nach 
der  Grosse  derselben  auf  Gemeinden  mit 

100  Einwohnern        100         200         300        400  und 
und  darunter       bis  200     bis  800    bis  400  darttber 
222  268         89  89  27 

entfielen y  also  &st  nur  ganz  kleine  Gemeinwesen,  innerhalb 
deren  ebensowohl  die  allgemeine  Bedflrfnisslosigkeit ,  wie  all- 
gemeiner Wohlstand,  ebensowohl  gute  vorbeugende  Massregeln 
und  örtliche  Stiftungen,  wie  der  Mangel  an  Mitteln  und  daraus 
entspringende  liarte  Armenpflfge  den  Grund  dieser  an  sich 
erireuliclu  n  Eracheinung  abgeben  können. 

In  Idenburg,  fiir  welches  genaue  Angaben  bezüglich 
der  einzelnen  Gemeinden  für  eine  Zeitdauer  vt)n  25  Janren 
vorliegen^),  gab  üb  keine  Gemeinden  ohne  Arme;  doch  Hndet 
sich,  ebenfalls  in  kleinen  Gemeinden  —  Wiefels,  Strücklingen, 
Westrum  u.  a.  — .  eine  im  Verhidtniss  zur  Bevölkerung  sehr  ge- 
ringe Zahl  von  Armen,  so  in  Wiefels  mit  rund  400  Ein-- 
wobnem  nie  mehr  als  drei.  In  den  Stftdten  und  in  den 
grösseren  Gemeinden  ist  die  Armenziifer  schwankend,  geht 
aber  nirgends  unter  4**/o  der  Bevölkerung  herab. 

Gfnistiger  liegen  ansch^M'nend  die  Verhältnisse  in  Bai  er  n. 
Es  gab  1880:  743,  1881:  805  Gemeinden,  welche  keill'^  und 
1349  bezw.  1402,  welche  nur  Umlagen  in  Höhe  von  1  birs  2U'Vo 
der  Stiatssteuern  erhoben,  wie  denn  überliaujit  die  Undagen 
dort  im  allgemeinen  nicht  sehr  hohe  sind  und  in  den  letzten 
Jahren  sich  vennindert  haben  Doch  ist  in  hohem  Grade 
beachtenswert,  dass  es  zwar  die  kleinen,  aber  nicht  die  kleinsten 
Gemeinden  sind,  welche  keine  oder  sehr  niedrige  Umlagen 
erheben.   Das  Verhältniss  stellte  sich  1881  so: 

M  Vgl  über  du  finaiustatistiflclie  Material  im  allgemeinen  oben 

Ö.  35  und  S  9  ff. 

Zeitschr.  des  k.  sMchs.  etat  Bor.  J$higKDg  28  S.  48. 

»)  K  oll  mann,  Oldenburg  8.  120  ffl  Tab.  I— in. 

*)  Zeitschr.  des  bair.  .itaf.  Bur. ;  Die  Statistik  der  npinoinde- 
beäteaeruug.  Dieselbe  kehrt  von  lieft  X  (1878)  an  in  den  PuiiiikauoDea 
i«relm&<(9ig  wieder.  W^en  der  obiaeii  Zsblen  vgl.  Heft  XIY  nnd  XV 
^reCeUe  d. 
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Bei  einer  Seeleiusahl 

IäUMV  Clor  ijrvUicluUCU 

■  m  ■  v^~kM  n  n  W  •*h  V  A  K 
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die  keine' Umiagea 
erheben 
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9 

101— .500   

4974 

506 

^)0<)— 1000   

2111 

205 

815 

84 

54 
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In  Preusscn  gab  es  1880  81  14  kleine  Städte,  in  wel- 
chen keine  Gemeindeabgaben,  15,  in  welchen  nur  Hundesteuer, 
und  640  Landgemeinden,  in  denen  keine  Gemeindcabgaben 
erhoben  wurden-).  In  Würtemberg  wurden  1878:  204  Ge- 
meiiidoii  ermittelt,  die  keine  Umlagen  erhoben.  Auch  hier 
sind  es  wieder  die  kleiueren  Gi  iueiiiden,  die  den  Ilauptanteil 
liabcn,  wälirend  die  kleinsten  zum  Teil  sehr  hoch  belastet  »ind^). 
Von  grösseren  Gemeinden  dürfte  Ueberlingen  in  Baden  das 
eklatanteste,  aber  soviel  mir  bekannt,  einzige  Beispie!  fUr  die  rdl- 
Uge  Deckung  der  Kosten  des  Armenwesens  aus  Stiftungsmitteln 
bieten.  Selbst  die  übrigen  an  Stiftungen  reichsten  Gemein- 
wesen —  es  sind  meines  Wissens  die  alt*'  Bischofst^idt  Bam- 
berg und  die  alte  Hansestadt  Lübeck  —  kommen  nicht  ganz 
ohne  die  Beihülfe  aus  öffentlichen  Mitteln  aus. 

Ueberlingen  liatte  1870  bei  3600  Einw.  etwa  70000  M. 
StUtnngseinkttnfte  zu  verwenden.  Vgl.  Emminghaas  II  S.  887.  1880 
sfihlte  es  rund  4000  Einw.  und  erschelDt  noch  gegenwärtig  in  den 

Nachrichten  über  das  bad.  Gemeinderechnungswesen  als  die  eindge 
grössere  Gemeinde,  welche  keine  Ausgabe  für  das  Armenwesen  ans 

öflfentlichen  Mitteln  zu  bestreiten  hat.  Vgl.  Stat.  JahrV).  für  das  Ght. 
Baden  Bd.  15  Tab.  li>  S.  240.  -  Bamberg  verwendete  1878 
bei  21M)00  Einw.  die  imgeheuere  Summe  von  604  000  M.  für 
das  Armenwesen,  wovon  87  "/o  aus  ätiftungsmittelo  flössen.  Vgl. 


')  GemflindeTenseichiliflB  fUr  Baieni:  Heft  XXXV  der  Beitiige  sur 

Statistik. 

*)  Beiträge  zur  Statistik  der  Gemdodeabfaben  in  Preossen :  Zdt- 
Schrift  dM  preu.^s.  Statist.  Bur.  Ergänsungsheft  Tx  S.  106.  1883 — !H  waren 
es  nur  noch  8  il«'r  engten  und  H  der  zweiten  Kategorie.  Bezil^licli  der 
Landgemeinden  sind  l^^^^i  64  keine  Detailangaben  gemacht  Vgl.  ebenda 
ErgftnznngBheft  XVI  S.  967. 

^)  F^r  W^ürteml)crjj;  cxistirt  nur  eine  ausführliche  Nachwoisun^  über 
die  Gemeindcundatjen .  s«»^.  (iemeindeschaden:  Beiträge  zur  Stati-^tik  der 
Vermögensverwaltung  der  Anit.'^kürperschaficii,  (^remeinden  und  .Siiltuugen 
und  der  Besteuerung  fUr  AratskörperschaftB-  und  Gemeindezwecke»  in  den 
Würtemh  Jahrb.  f.  iStat  and  Landeskunde  1883  8.  188  ff. 
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Seydel  in  Zeitschr.  .1  1>air.  stat.  Bar.  Bd.  12  S.  100.  —  I.übcck 
hat  seit  dem  1  Jami  ir  1879  bezw  1.  Januar  1881  dir  trüber  in 
die  Staatskasse  tiiessenden  Abüaben  für  öffentliche  Vergnügungen 
und  die  Hundesteuer  den  Onburmenverbänden  zugewiesen ;  aller- 
dings sind  die  Beträge  iiir  die  Stadt  Lübeck  selbst  sehr  unerheblich. 
1882  betrugen  sie  15455  M.  gegenüber  504  680  M.  Gesammt- 
anfwendiiiigen  der  Armenpflege,  die  Im  ftbrigen  aus  Stiftungs*  und 
Ihnlichen  Mitteb  bestritten  wurde.  Yg).  den  X«  Allgem.  Bericht 
der  Zentral-Armen-Bepntation  fOr  1878/82  8.  40  und  41. 

Auf  der  anderen  Seite  möchte  es  kein  grösseres  Gemein- 
wesen geben,  dem  i'ür  Zwecke  der  Armenptiege  nicht  irgend 
welche  Stiftunffsmittel  zur  Verfügung  stünden  Doch  sind  die 
Beträge  unendlich  verschiffen;  r^elmAssig  sind  sie  in  Orten 
am  höchsten,  die  in  einer  früheren,  dem  kirchlichen  Stiftnngs- 
wesen  geneigten  Elpoche  ihre  Glanzzeit  hatten.  Doch  kommen 
auch  Orte  vor,  denen  einzelne  reiche  Angehörige  noch  g^n- 
wärtig  g:rosse  Zuwendiinjren  zu  Armenzwecken  machen.  Im 
ganzen  ist  zur  W  iirdiirun^  diesrr  V^-rbMltnisse  nl)er  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  heuti^^'e  Tendenz  mit  ^aitt-ni  Cirunde 
mehr  auf  Stiftungen  zu  Zwecken  dor  Erziehung  und  der 
Krankenpflege  2)  ausgeht,  und  dass  eine  grosse  Zahl  von  Ar- 
beitgebern dui'ch  Wohlfahrtseinrichtungen  für  ihre  Arbeiter 
sehr  wirksam  der  Armenpflege  in  die  Hände  arbeiten*).  Jeden- 
falls ist  die  Höhe  all  dieser  Mittel  und  Veranstaltungen 
eine  individuell  höchst  verschiedene. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Einkünften  aus  nutzbarem 

Vennögen.  Es  giebt  Orte,  die  keine  Gemeindesteuern  erheben, 
weil  sie  ihre  gesammten  Ausgaben,  einschliesslich  des  Auf- 
wandes für  öffentliche  Armenpflege,  aus  solchen  Einkünften 


*)  NachweisQDffen  hierttb^  in  gröswireiii  Umluige  haben  nur  Baiem, 

Würtemberg  und  Oldenburg  gebracht.  —  Baiern:  Stiftungen  und  Stif- 
tungszuflÜBse  in  Baiem,  Z.  d.  oair.  stat.  Bnr.  Jahrg.  13  S.  70,  lö  S.  180, 
16  S.  122  ff.  —  Würtemberg:  8tat.  der  Fürsorge  für  Anne  und  Not- 
leidende, Waitemb.  Jahrb.  f.  Landeskunde  u.  Stat  1876  Heft  8.  — 
Oldenburg:  a.  a.  0.  S.  274  fT*.  -  Von  ein/*  Inen  Nacliwei.sungen  be- 
sonder» Preuason:  Denkschritt  betr.  den  Schutz  Jugendlicher  Personen, 
Zeitschr.  d.  preuss.  stat.  Hur.  £rgänzung8heft  XV. 

*)  In  Baiem  betrogen  Zawendnngen  so  Stifinngaiwecken 

1880         1881         1888  1888 

inagesammt  8461866    8  400798    8784884  8718811 

davon  für  Zvy ecke  der  Wohl- 
thätigkeit  .  .  .  Prozent      50.4  44.6  46.1  88.8 

.  desunteniehts      „  4.6  7.1  7.8  19.7 

VgL  a.  a.  0. 

Man  denke  an  die  grospartigcn  V<^rMn«taltiinppn  von  Kropp  in 
Essen,  an  die  Einrichtungen  der  mecham;9ciieu  Weberei  in  LindeUt  der 
wiederholt  preisgelvooten  Veranstaltungen  der  Banmwollspinnerei  von 
Stanb  &  Co.  in  Qeiilingen  a.  a.  m. 
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zu  bestreiten  vermögen  Ander«'  decken  <Mnen  mehr  oder 
minder  grossen  Teil  derselben  aus  dieser  Quelle.  In  der 
Mitte  zwischen  Armenstiftungen  und  nutzbarem  Vennögen 
bt«*lit  das  eigentliche  rentireude  Armen  vennögen,  welchem  früher 
meist  das  eine  oder  das  andere  gewesen,  und  nachträglich 
den  spesiellen  Zwecken  der  öffenüichen  Annenpflege  in  urgaui- 
echer  Verbindang  mit  der  dflfentÜchen  Annenverwiltui^  be- 
stimmt worden  ist.  Der  Charakter  dieses  VennOgens  ist  kein 
ganz  ungemiflcbter,  die  Erträge  daher  nicht  ganz  sicher  fest- 
zustellen; meist  wird  noch  als  Stiftung  bezeichnet,  was  längst 
organisch  in  das  (remeindevemiög-en  eingefügt  ist  —  Auch 
hier  sind  die  ilirträge  örtlich  sehr  verschieden^). 


§  88. 

In  Ansehung  de»  Aufwandes,  der  nun  uiangel-  Siitiungen 
und  Nutzungen  bezw.  in  Ergänzung  derselben  für  Zwocke 
der  öffentlichen  Amienptlegu  genuicht  werden  muss,  liegt  es 
im  grossen  und  ganzen  anders,  als  in  Bezug  auf  die  eben  genann- 
ten Einnalimen.  Das  VoriLommen  der  letzteren  hängt  von 
sdir  verschiedenartigen  individuellen  Einflilssen  ab;  aUenfaUs 
iJIsst  sich  als  eine  Art  Regel  aufstellen,  dass  Stiftungen  Uber- 

So  z.  B.  I'utzifr  ih{H  1888—84  seioen  sehr  beträchtlichen  Annen- 
aufwaud  (3  Mark  pro  Kopt  und  23  ^'o  des  Gesaauntaufwandes  für  Ge- 
meiadezweeke)  ohne  Gemdodeomlagen  deckte;  ftfanlich  Treaenfafrietien, 
Woldonberff,  BeveruDgen  u.  a.  meist  sehr  kleine  StiiJte.  Vgl.  a.  a.  O. 
Ergfinzungslicft  XVI.  —  Obwolil  in  den  würtemb.  Nachweisungen  a.  a.  U. 
S.  1U3  Ü'.  die  Eiuzelaufwenduii^en  nicht  eröichtltch  gemacht  sind,  äo  läset 
sieh  doch  der  EidHu^s  des  Bcsities  von  Bärgerrami^en  auf  die  Höbe  der 
Gemeindeamlagen  nicht  verkennen:  itn  SrlnvnrzwfUdkreis,  in  welchem 
von  515  Gemeinden  411  Büxseniatzuugen  im  Jährlichen  Nutzungs werte 
TOD  insgeaammt  2A  MilL  Ifark  beeitzen,  rnnd  97  Gemeinden  von  Geradnde- 
sehaden  frei.  Wie  ungleich  aber  die  Verhältnisse  selbst  in  eng  benachbarten 
Gemeinden  tiefen,  zeigt  die  Thatsache,  dass  z.  B.  im  Anib<bezirk 
Freudenstadt  neben  11  Bchadent'reien  Gemeinden  1  mit  606,  1  mit  434, 
5  mit  »->400.  4  mit  250-^00,  7  mit  200-250»/o  Umlage  von  der  Staali- 
stsver  vorbanden  sind    Vgl.  a.  a.  0. 

*)  8o  entfieloi  beiqnelsweise  1883—84  pro  Kopf  des  Einwohners 


m 


AiunUa  f&r  dM  diewlbeo  aadi  Absif 

■  ämnwmm      der  efa       -  - 


laMeMirail  dar  £smumnnAtma§ 

mak  U«rk 


S:r_!]  4.6  1.7 

Hanau   4.5  1.6 

Frankturt  a.  M   S.O  bJi 

Köln   O.U  44> 

Bonn   6.1  3.6 

Danxig   4.8  ^5 

Lemkep   8.7  9.5 

EMen.   4.7  44 

T^'mning   4.8  4.8 

(Jstrovvo   1.8  1.3 

Preuss.  Stat.  a.  a.  0.  Ergänzungsheft  XVI. 
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wiegend  in  grösseren,  Büi^emutzungen  in  kleineren  Gemeinden 
zu  finden  sind.  Da^'^'\iiron  lif^stelit  hinsichtlich  (l*^s  Masses  der 
Aufwendungen  unzweifelhaft  eine  im  grossen  und  ganzen  nielit 
von  Zufälligkeiten  abhängige  V(i;rschiüdenheit  zwischen  den 
einzelnen  Gruppen  der  Geni«  iuwesen.  Hier  kommt  alles  das 
in  Betracht,  was  oben  in  Auhchung  de*»  Wachsens  der  Armen- 
Iwt  im  aUgemeinen  ausgt^tUhrt  wurde.  Vor  allem  sind  die 
Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  die  GrOase  und  geographische 
Lage  der  Gemeinwesen,  die  Haupt-Erwerbsthätigkeiten  ihrer 
Einwohner  hierfür  von  entscheidender  Bedeutung.  Den  dttnn 
bevölkerten,  vorwiegend  Landwirtschaft  treibenden  und  vor- 
wiegend aus  kleinen  Gemeinden  und  Gutsbi  zirken  gebildeten 
östlichen  Bezirk cti  stehen  in  scharf  erkennbarem  Gegensätze 
die  westlichen j  (iieht  bevölkerten,  %*(>rwiegend  industriellen 
Bezirke  gegenübt^r;  ebenso  stehen  sich  in  den  einzelnen  Be- 
zirken städtische  und  ländliche  Gemeinden  gegenüber,  den 
Gegensatz  von  Osten  und  Westen  wiederholend*).  Nachwei- 
aungen  der  aof  den  Kopf  des  Einwohners  entfiillenden  Be- 
trüge Air  öffentliche  Aimenpflege  zeigen  dies  Verhältniss  gana 
konstant 

Es  entfielen  2.  B.  in  Preussen  von  den  öffentlichen  Aus- 
gaben für  Armenpflege  und  Woblthätigkeitszwecke  im  EtaLsjahr 
1888/84  aof  den  Kopf  der  Bevölkerung: 


in  den 

in  den 

StadtjEemeinden 

Laiidgeinei] 

M. 

M. 

,    .  2.21 

0.59 

0.64 

Brandenburg  ohne  Berlin  .  . 

.    .  2.16 

0.49 

3.04 

0.55 

0.30 

0.35 

Sachsen    .    .    .    •    .    •  , 

.    .  2.48 

0.36 

Scbleswig-Hoktein  .   .   .  , 

.    .  4.70 

2.32 

1,13 

1.08 

Hessen-Kassaa  .... 

.    .  4.37 

0.62 

1.45 

')  Obwohl  die  Zahl  der  Land •;eineuiden  und  Gutsbezirke  in  Pi  rupsen 
45,  in  Sachsen  40,  in  Baiem  mal  so  gros«  ist  als  die  Zahl  der  bUidte, 
80  lübeu  doch  in  l'reussen  42,  in  ?>.icb8en  56,  in  Baiem  nur  28.5'*  0  der 
Bevölkerung  in  Gemeinden,  die  über  2000  Einwohner  zählen ;  aber  in  Ost- 
preoaseD  sind  o.s  wiederum  nur  22.8,  in  Rheinland  und  Westfalen  r)2.5  nnd 
fS,2%,  Vgl.  Stat.  d.  D.  Heichs  Bd.  57  T.  I  EinL  S.  XI.  -  PreuBsen  zählt 
bei  aMaopt  54436  Kornmniitlmnlieiten  15808  Gntsbedrke  und  87847 
Landgemaiaidan;  der  ganz  überwiegende  Teil  der  ersteren  entflillt  auf  die 
alten  I^rovinzen,  während  die  letzteren  in  allen  Provinzen  vorhnnden 
And;  jedoch  and  von  ^7  Landgemeinden  mit  mehr  als  5000  Einwohnern 
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Vgl.  a.  0.  S.  264  and  265.  —  Sehr  chaxaktensUflch  auch  in 

Oldenburg. 

Es  enttielen  von  den  gesanunten  Kosten  der  Armeupüege  anf 
den  Ko|»f  der  Bevölkerung 

im  Daxdiflebiiitt 

der  Jahre 

in  den  Gebietsteüen     1861  bis  1865   1871  bis  1875 

M.  M. 

Manch   8.22  8.78 

Oldenburg.  Geest  .  .  1.69  2.08 
mttnster.  Geest  .   .   .      0.80  1.00 

Lübeck   3.10  3.48 

Birkenfeld    ....      0.84  2.19 

Vgl.  Kolhonann  a  91.  92.  — 

In  grösserem  Massstabe  sind  Belege  hierfttr  in  der  bairischen 
Armenstatistik  zu  finden,  welche  dnrchgängig  den  Aufwand  der  un- 
mittelbaren Städte  und  der  Bezirksämter  in  den  einzelnen  fiegiemnga- 
bezirken  einander  gegenttberstellt.   Vgl.  a.  a.  0. 

Wenn  bei  allen  diesen  Angaben  auch  sa  berttckBiehtigen 
ist,  dass  dem  Westen  im  allgemeinen  und  den  Stiidten  ina- 
besondere ein  grösserer  Anteil  an  der  aUgcineinen  Annenlaat 
zufiült,  so  ist  die  Differenz  der  Betrüge  doch  eine  zu  grosse^ 
um  nicht  sofort  klarzustellen,  dass  der  Aufwand  im  Osten 
und  auf  dem  Lande  ein  absolut  niedn-^er  ist. 

Selbstverständlicli  liiiidort  die  ab.solatc  Niedricrkeit  des 
Aufwandes  nicht,  dass  die  letzt<^('iiannten  Bezirke  r«  liitiv  höher 
belastet  sind  als  die  crsteren,  insofern  ihre  Leistungsialiigkcit 
auch  geringeren  Ansprüchen  gegtintiber  noch  eine  unzu- 
reichende ist  und  insotem  der  Annoiauiwand  die  Gemeinde- 
mittel  yerhiütnissmilssig  am  stärksten  in  Anspruch  nimmt 


§  89. 

Es  ist  üblich,  die  LeistungsfKhifrkeit  eines  politischen  Be- 
zirks an  dem  Masse  der  sog.  Suuitssteuerkraft  zu  prüfen. 
£in  hoher  durchschnittlicher  Kopfbetrag  an  Staatssteuem  soll 
eine  hohe  Leistungs^igkeit  ausdrücken,  ein  niedriger  eine 
niedrige.  Das  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  richtig,  so- 
weit nämlich,  als  überhaupt  vernünftiger  Weise  von  einem 
Durchschnitt  gesprochen  Averdc^n  kann  und  soweit  die  Staats- 
steuer, die  immer  in  Geld  zur  Hebung  gelangt,  in  Vergleich 
gesetzt  werden  kann  mit  Aufwendungen,  die  ebenfalls  in  Geld 


56  im  Wc  t<  n.  15  in  den  Industricbezirken  HeblerienSt  6  bei  Berlin  be- 
legen.   Ganz  kh'iiin  IhikIIIuIio  Gemeinwesen  kommen  fast  nur  in  Ost- 

Szeuueu,  Posen  und  Pommern  vor.   Vgl.  Preuss.  btat.  ldÖ5,  ätat  Korr. 
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erfolgen.  Wenn  in  zwei  Gemeinden,  einer  von  50  und  einer 
von  5000  Einwohnern,  der  durchschnittliche  Staatssteuerbetrag 
30  Mark  betriif^c ,  so  konnte  das  im  ersten  Falle  auch  sehr 
wohl  davon  herrühren,  dass  ein  einzelner  1200  Mark  und  die 
übrigen  41*  Einwohner  zusaninien  300  Mark  aufbringen^  die 
Gesammthohe  und  der  Durchschnitt  würden  also  von  der 
ganz  zußlUigeu  Anwesenheit  eines  Einzelnen  henUhren,  über 
den  allgemeinen  Wohlstand  nichts  erkennen  lassen.  Im  an- 
dern FflJle  würde  dagegen  dieser  Betrag  eine  von  ssnfklligen 
EreigniHscn  unabhängige  sehr  grosse  Wohlhabenheit  eines 
grossen  Teils  der  Einwohner  ausdrücken.  £s  kann  femer 
in  einem  nach  Massgabe  seiner  Staatssteuem  sehr  wcmig 
leistungslilhigen  Gemeinwesen  mit  liberwiegender  Naturalwirt- 
schaft .sehr  wohl  möglich  sein,  einen  hülflosen  Einwohner  durch 
Reihezug  oder  gemeinschaftliche  Beisteuern  an  Naturalien 
ganz  auököumdich  zu  unterhalten,  wiihrend  der  Gemeinde  die 
baare  Zahlung  einet»  au  äich  minderwertigen  Aufwandes  üchr 
schwer  fallen,  ja  vielleicht  unmöglich  sein  würde.  Und  dies  wird 
umsomehr  der  Fall  sein,  je  kleiner  die  G-emeinde  ist  und  je  mehr 
in  ihr  die  Natnralwirtscnaflfc  Uber  die  GMdwirtschafI;  überwiegt. 

Es  kommt  also  fUr  den  einen  Teil  unserer  Frage  wesentlich 
darauf  an,  zu  prtifen,  ob  es  derartige  Gemeinden  in  erheb- 
lichem Mivsse  giebt  oder  ob  Anforderungen,  welche  vornehm- 
lich durch  Geldleistungen  befriedig;!  werden  müssen,  in  erheb- 
lichem Masse  an  sie  herantreten.  Was  nun  Heu  ersten  Punkt 
betrifft,  so  ist  die  Zahl  der  kleijien  Genieinden  eine  sehr  be- 
trJiclitliche.  jNIan  ist  zwar  verschiedener  Meinung  dariihei-, 
w'iiiy  unter  kleinen  Gemeinden  zu  verstehen  ist  —  es  ist  hier- 
auf noch  bei  den  auf  Schaffung  leistungsfilhiger  Verbände 
abzielenden  Reformen  zurückzukommen  aber  jedenfalls  wird 
man  nicht  fehlgehen,  wenn  man  Gemeinden  bis  500  Einwohner 
als  so  kleine  annimmt,  dass  in  ihnen  auch  schon  vereinzelte 
GeldansprQche  die  Wirtschaftsführung  wesentlich  beeinträch- 
tigen und  unter  Umstünden  eine  sehr  bedeutende  Vermehrung 
fler  Oemeindenmlaj^on  zur  Folge  haben  können.  Um  nur 
die  beiden  p-Össten  Staaten  anzuführen,  so  ;^ie])t  es  in  Pniusseii 
von  37  347  LandKeni.-inden  28  325  ^  7(3.5  die  bis  500 
hunv.  haben;  liiervon  haben  wieder  5808  15.7  "'.u  nur  bis 
100  Einwohner,  und  von  diesen  wiederum  147  (fast  sämmtlich  im 
Osten  der  Monarchie)  15  KOpfe  oder  weniger^).  In  Baiem') 
entfallen  auf  dieselben  Eat^rien  bei  im  ganzen  7868  Land* 
gemeinden  5084  =  68.5  ®/o^  jedoch  nur  1  ^/o  auf  diejenigen 
von  unter  100  Einwohner;  bei  diesen  ist  die  geringste  Ein- 
wohnerzahl 36. 

M  Neueste  PtaMikation:  Zatsefar.  d.  pccnas.  stat  Bar.  1885,  Slat. 
Kon,  s  XXI. 

Gem  -Verz.  dm  KöDigr.  liaiem:   Heft  35  der  Beitr.  S.  7. 
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Die  Ausgaben,  wolclie  an  dio  Gemeinden  herantreteu 
köiinon,  sind  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Angehörigkeit  und 
des  Aufenthalts  unterschieden;  solche  fUr  Angehörige,  die  in 
der  Geuiciiidc  aut'lmltsani,  und  solche  für  Angehörige,  die  von 
ihr  abwesend  sind;  zweitens  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
UntersttttzungBart:  solche,  die  in  Gewährung  von  UnterhaJt 
und  Obdach  bestehen,  und  solche,  die  durch  Unterbringung 
in  eine  Anstalt  gewährt  werden  müssen,  wie  insbesondere 
Krankenpflege,  Taubstummen-,  Blinden-,  Irren-  und  Sieehen- 


Qualifikation  der  Hulfsbedttrflagkeit  vorliegt,  die  eine  tech- 
nische Behandlung  erfoi*dem. 

üeber  die  Verpflichtung  zur  ArmenfÜisorge  in  den  beiden 
eraten  Fällen  jeder  Kat^rie  wird  man  selten  eine  Klage 
seitens  der  Gemeinden  selbst  vernehmen;  mit  diesen  ihren 
Angehörigen  findet  sich  die  Gemeinde  so  gut  oder  so  schlecht 
ab,  wie  es  eben  geht.  TTliiifiger  ist  die  Klage  seitens  der 
Freunde  des  Armenwesens  wie  der  Auibiciitübeliörden ,  dass 
der  Zustand  der  Ortüarnien  ein  ganz  unerträglicher  H«'i  und 
die  Gemeinde  nicht  einmal  liiiu-n  gegenüber  die  aus  der  laiiii- 
lienähnlichen  Verbindung  erwachsene  und  als  solche  auer- 
kannte  Pflicht  hinreichend  erfüUe.  Die  Berichte  Aber  die 
ländliche  Armenpflege  gewähren  von  Alters  her  und  noch 
gegenwärtig  einen  Einblick  in  wahrhaft  erschreckende  Zu- 
stände. 

Die  Frage  ist  neueidings  Gegenstand  eingehender  Untersuch «ng 
geworden.  Vgl.  namentlich  ilie  Referate  von  Ziller,  Hozel  und 
V.  UeiLzcnstein  betr,  die  ländl.  Armenpflege  für  den  D.  V.  f.  A.  u.  W. 
1884  and  1885.  Die  letzten  Verhandlangeo  haben  zur  Nieder- 
seUQDg  einer  aas  16,  allen  Teilen  Deotschlsnds  angehftrigen  Hit* 
gliedem  bestehenden  Kommission  geführt»  welche  diese  Zustände  ge- 
rade mit  Beeng  auf  die  LeistmigsCUiigkdt  der  ländlichen  Gemeinden 
nntersQchen  soll.  Inzwischen  hat  die  Eommissioa  die  Ergebnisse 
ihrer  Untersacbnng  in  Bncbform  unter  dem  Titel :  Die  ländliche 
Ar m enpf lege  und  ihre  Reform  (Freiburg  i.  B.  1886,  Wagner- 
sehe  Universitätsbuchhandlung)  veröffentlicht.  In  dem  ersten  Teile 
(S.  1 — 172)  werden  die  in  den  Drneksarhen  des  D.  V.  verstreuten, 
auf  den  Gegenstand  bezüglichen  triiheren  Fierichte  und  Verhand- 
lungen zusammeugeiasst,  sowie  die  Kommissionsbeschlüsse  und  ihre 
Begründung  mitgeteilt.  Im  zweiten  Teile  (bis  jetzt  128  Seiten) 
sollen  die  Berichte  der  Referenten  für  die  einzelnen  Gebietsteile 
Deutschlands  abgedruckt  werden ;  hierfür  ist  noch  ein  zweiter  Band 
in  Aussicht  gestellt.  —  Auch  ist  die  Frage,  eingeleitet  durch  die 
Beferate  des  Landesdirektors  Graf  Wintzingerode  und  Ober- 
amtmann Hvzel,  anf  der  7,  JahresTersammlnng  des  D.  Y.  (21.  and 
22.  September  1886)  znm  Gegenstand  der  Yerhandlnng  und  Be> 
schlussfassnng  gemacht  worden.  —  Leider  habe  ich  dies  nament- 
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lieh  in  AnMhimg  der  Einzelberichte  Äusserst  wertToUe  Material 
nicht  mehr  ausgiebig  benatzen  können,  da  dasselbe  erst  während, 
oder  kurz  vor  der  Korrektur  erschienen  ist.  Doch  möchte  ich  ganz 
allgemein  bemerken,  dass  weder  dnrch  die  thatsächlichen  Wahi- 
nehraungen  der  lierichterstatter,  noch  durch  die  neuen  Verhandiungen 
um!  Beschlüsse  des  Vereins  die  Reformb<»trebungen  eine  veränderte 
Hichtuug  trhaiteu  halieu.  Lö  wird  sich  dies  noch  für  die  einzeluen 
Paukte  im  Veriaafe  der  imteD  folgenden  Darstellang  ergeben. 

Einem  tandrfttlichon  Berichte  ?om  Ende  der  Tiersiger  Jahre 
an  die  Regierung  zu  Marienwerder  Aber  den  Znstand  der  Armen- 
pflege, abgedruckt  bei  Kries  S.  359,  entnehme  ich  das  Folgende: 

^Ohne  Vergleich  noch  ttbler  ist  der  Zustand  der  Armenpflege 
auf  dem  Lande.  Nicht  eben  da^  es  an  Gaben  fehlte;  die  städti- 
schen wahren  und  Pseudo- Armen  haben  vielmehr  einen  grossen  Teil 
ihres  Unterhaltes  vom  Lande,  wo  ihnen  von  einigen  aus  Mitleid, 
von  noch  mehreren  aus  Furcht  vor  Rache  eine  Gabe  selten  ver- 
weigert wird.  Aber  es  mangelt  hier  nicht  nur  an  allen  Anstalten 
zur  gehörigen  Unterbringung  von  HülfsbedUrftigen,  sondern  an  jeder 
OrgauDisation  der  Armenpflege.  In  froheren  Zeiten,  in  denen  hlllft* 
bedtkrftige  Arme  anf  dem  Lande  dberhaiipt  noeh  eine  SeUenheil 
waren,  ersetste  diesen  letzteren  Mangel  ein  dnrch  dauerndes  Unter- 
einanderwohnen,  geringen  äusseren  Verkehr  und  wichtige  gemeinsame 
Interessen  enggeschlossener  Dorf  verband,  in  dem  es  auch  dem  Armen 

wohl  werden  konnte   Nachdem  aber  die  Agrargesetze  diese 

alten  Verbindini[it'!T  aufgelöst  und  die  zahlreiche  Klasse  der  Los- 
leute geschafleu  haben,  die  bald  hierher  bald  dorthin  ziehen,  mit 
Gutsherren  und  Gemeinden  nicht  leicht  in  nähere  Verhältnisse 
treten,  das  Einschreiten  der  Armenpflege  aber  viel  öfter  notwendig 
machen,  als  früher,  hat  sich  der  Charakter  und  das  Bedürfniss  der 
Armenpflege  anf  dem  Lande  völlig  verändert.  W«r  Üntersttttznngs- 
ansprttche  macht,  wendet  sich  damit  notgedrungen  alsbald  an  die 
königlichen  Behörden.  Er  wird  Aber  seine  heimatlichen  Verhältnisse 
Temommen,  ärztlich  untersucht,  und  sofern  sein  Antrag  danach  be- 
gründet scheint,  der  hetreffende  Ortsvorstand  zur  entsprechenden 
Fürsorge  angewiesen.  Nun  werden  von  diesem  Einwendungen  er- 
hoben, deren  Untersuchung  oft  "Monate  lang  daueit  und  wahrend 
dcroT!  bei  dem  Zustande  der  Dortverwaltung  eine  vorlautige  Untcr- 
stfHzuiig  in  der  Regel  nicht  zu  erzwingen  ist.  liieUft  der  Gemeinde 
endlich  kein  Ausweg,  so  dringt  äie  aut  Natural  Verpflegung  der  Reihe 
nach,  wohl  wissend,  dass  selbst  dann,  wenn  Abbauten  die  Ausführung 
nicht  Tellig  nnmöglich  machen*  die  Art,  wie  eine  so  erzwungene 
Armenpflege  ?on  den  Meisten  dnmal  gewährt  wird,  auch  dem  Ge- 
duldigsten das  Wiederkommen  verleidet.  So  verkommen  auf  dem 
L^nde  die  meisten  Armen  und  ernähren  sich  nur  durcli  Betteleit 

die  sie  unverhohlen  treiben  Ks  macht  dabei  wenig 

ün  t  e  r  s  f  h  i  d  ,  ob  der  Verarmte  lange  oder  kurze 
Zeit   im   l»i)rf*^    «jp  wohnt.     Nach  und  2"jini!rjem  Auf- 

enthalt von  Emwohuerlamüieu  tindet  man  dasselbe  Strauben  der 

16* 
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Gemeinde .  etwas  Genügendes  zur  Beihälfe  zu  thun ,  eben  weil 
zwi'-chen  den  liauern  und  den  Einv,  ohnern ,  die  meist  auswärts 
arbeiten,  ein  nälieres  Verliiiltuibs  durch  die  Nachbarschaft  der 
Wohnung'  i?ar  nicht  begründet  und  der  Bauer  überhaupt  im  all- 

gemeiucu   auch   hart  herzig  ist   Hierzu    kommt   nun  die 

wirkliche  Unznlänglicbkeit  so  vieler  OrtsTerbände ,  die  oft  nnr 
ans  wenigen  Bauern  oder  ans  anbemittelten  KiUmem  nnd  Ein- 
wohnem  bestehen»  welche  selbst  kaum  das  Leben  baben/ 

Eine  besondere  Nachtseite  der  ländlichen  Armenpflege  bilden 
die  Armenh&nser,  auf  welche  noch  in  anderem  Zusammenhange 
zurückzukommen  ist.  Yergl.  unten  die  §§  187  u.  206.  Mannigfache 
Mitteilungen  über  diese  bei  Emminghaus  II  S.  386  ß.  —  Neuere 
Nachrichten  aus  Sachsen  in  Zeitschr.  Jahrg.  27  S.  209.  Es  be- 
standen 1183  Gemeindearmenhäuser,  davon  1053  in  Dörfern-  nnt 
1U533  Insassen,  hiervon  3  884  Kinder  unter  14  J.,  —  überhaupt 
in  den  Städten  2  807,  auf  dem  Lande  7  726.  —  Besonders  beachtens- 
wert sind  die  aof  sorgfältigen  lokalen  Untersacbnngen  in  den  ein- 
zelnen Gemeinden  beruhenden  Mitteilasgen  Aber  Wtirtemberg.  Es 
worden  bei  den  seit  1876  regelmlssig  stattfindenden  oberamtsftrzt- 
liehen  Medizinslvisitationen  der  Gemeinden  in  Besag  auf  den  Zn- 
stand der  Armenhäuser  1200  Besesse  (YerfOgimgen  zur  Beseitigung 
vorgefundener  Mängel)  gezogen.  Das  allgemeine  Urteil  über  die- 
selben lautet  wörtlich: 

„Mit  wenigen  Ausnahmen  wurden  die  Armenhäuser  in  einem 
unbefriedigenden  Zustande  betroffen.  Abgesehen  von  der  in  der 
Regel  ganz  baufälligen  und  verwahrlosten  Beschaffenheit  des  Hauses^ 
dem  hohen  Grade  von  Schmutz  und  Unreinlichkeit  in  den  Woh- 
nungen, der  bäufigen  UeberfUlnng  der  feuchten  nnd  ungesonden 
Parterrewofannngen  mit  vermodertem  oder  gsr  keinem  Bretterboden^ 
dem  traarigen  Znstande  oder  gänzlichen  Mangel  des  Abtritts  — 
ergab  sich  noch  eine  ganze  Reihe  der  verschiedensten  Ausstellungen.* 
Vgl,  den  Beriebt  in  Wart.  Jabrb,  f.  St.  n.  L.  1879  S.  265. 

§.  90. 

Oleichuohl  vvinl  niuii  aus  dem  Fehlen  der  Klagen  der 
Gemeinden  aul'  der  einen  und  der  Rügen  der  Behörden  auf 
der  anderen  Sdte  nicht  ohne  weiteres  schliessen  dtlrfen^  dass 
die  Armenlast  bezüglich  dieser  Personen  der  Leistongsfithig- 
keit  der  Gemeinden  entspreche  oder  nicht  entspreche.  E» 
giebt  in  der  Thut  OcnuMiKlen,  in  denen  der  allgemeine  Zustand 
so  kümmerlich  ist,  dass  seibat  die  MitdurchfÜtterung  eines 
alten  Einwohners  mit  einfachster  Kost  eine  Last  ist,  und  es 
gif^bt  andere,  in  denen  die  bflnorh'rli''  Lothartrie  und  T'^ntr«"- 
neigtheit,  mehr  als  das  Allcräuöscrstc  zu  thuii,  fast  unüber- 
windlich ist. 

Dagegen  stehen  jenen  beiden  anderen  Ant'onlenuigen  im 
ganzen  alle  kleineren  Gemeinden  leistungsuufalii^  gegenüber. 
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"\\'<'Mn  sie  für  Angehörige,  die  ausserhalb  uiiterstützungöbedürt'tig 
wi  nlen,  den  hierfür  gemach teu  Auiwand  baar  erstatten  und 
für  kranke  oder  gebrechliche  Gemeiiideangehörige  in  Ver- 
pflegungsanstalten  die  ilblichen  Verpflegungssätze  baar  be- 
zahlen  müssen,  da  sind  selbst  die  niedrigsten  Betrage  eine 
schwere  Last;  sie  ist  besonders  in  dem  ersten  Falle  der  Ge- 
meinde uni  80  empfindlicher,  als  sie  die  Erstattung  nicht  nach 
den  innerhalb  der  Gemeinde,  sondern  nach  den  am  Unter- 
8tiitzungsort,  meist  grossen  und  teueren  Stödten,  geltenden 
Lebensmittelpreisen  zu  leisten  hat.  Tu  illesem  Zusammenhange 
ist  insbesondere  diejeni^je  Bestimmung  zu  erwähnen,  welche 
den  Armenverband,  iuiurhalb  dessen  Jemaud  seinen  Unter- 
»tiitzungswohnsitz  hat  zur  Unterstützung  auch  derjenigen  An- 
gehörigen desselben  verpflichtet,  welche  noch  keinen  selbstün- 
digen  UnterstUtzungswohnsitz  erworben  haben,  also  aller,  die 
noch  nicht  26  Jahre  alt  sind.  Augäugh'ch  der  zweiten  Kate- 
gorie bedarf  es  keines  Beweises,  dass  eine  Gemeinde  von  500, 
la  seibat  von  wenigen  tausend  Einwohnern  ftlr  sich  allein  kein 
Krankenhaus  und  noch  weniger  eine  jener  Anstalten  errichten 
kann,  w<  1  1  u  zur  Pflege  schwerer  geistiger  oder  körper- 
licher Gebreeheu  bestiinnit  sind.  Hier  handelt  es  sieh  als«» 
fiir  die  Gemeinde  immer  d  irnui,  ob  sie  derartige  Fälle  ver- 
nac  iilllssigen  soll  —  ein  Ausweg,  der,  wie  unten  gezeigt  werden 
wird,  sehr  häufig  ergriffen  wird  — ,  oder  ob  sie  zu  der  sehr 
betritchtlicheu,  150 — 300  Mark  im  Durchschnitt  betragenden 
Ausgabe  ftlr  Anstaltspflege  sich  entschliessen  soll.  Da  die 
erstere  Eventualität  dem  Sinne  der  gesetslichen  Armenpflege 
durchaus  zuwiderläuft,  so  wird,  wenn  auf  die  Erfüllung  der 
andern  gedrungen  werden  muss,  dem  betroffenen  Armenver- 
bände  eine  oft  unerschwingliche  Last  auferlegt. 

Um  eine  Vorstellung  davon  zu  geben,  um  welche  Summen 
es  sich  handelt,  die  genügen,  eine  kleine  Gemeinde  aus  dem 
Gleichgewicht  zu  bringen ,  möchte  ieh  auf  die  Beiträge  hin- 
weisen, mittels  welelier  dii?  Lan<lannenverbände  überlasteten 
Ortsanuenvt'rl)jlnden  zu  Hülfe  knuinien.  So  gewährte  der 
L.-A.-V.  der  Provinz  Brandenburg  1885:  36  Ortsannenver- 
bänden Beihülfen,  die  sich  auf  7562  Mark  beliefen,  darunter 
solche  von  60,  90,  100,  180,  200  Mark  u.  s.  w.  Schleswig- 
Holstein  untersttttste  1884  —  85  :  3  0.-A.-V  mit  zusammen 
745  Mark,  Hannover  1884:  10  mit  insgesammt  8462  Mark, 
W()von  einzelne  mit  50,  75,  100,  200  Mark  u.  s.  w.  Die  un- 
mittelbare Rückwirkung  des  einzelnen  Armenpflegefalies  auf 
die  Höhe  der  Gemeindeunilagen  erhellt  sehr  deutlich  aus  den 
Nachweisungen  für  ( Mdenbnrg,  den  einzigen,  aus  welchen 
derartige  Details  ersiclitlich  sind^).  Sn  ])etnigon  in  einigen  der 
kleineu  Gemeinden  die  Gemeindeumlagen  in  Mark  : 
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1ft7A 

1R71 

1fi79 

XOlO 

tum 

Holle 

019 

QAA 

1741 

loSSD 

1417 

1421 

naiulel 

ö#0 

oUl 

A  A  A 

OK.O 

ODO 

Oldorf 

740 

420 

932 

905 

1079 

1322 

Middogge 

904 

1105 

1136 

1843 

043 

608 

Bakum 

1261 

1263 

652 

1371 

1483 

737 

Uunüosen 

492 

520 

136 

127 

327 

447 

Man  nimmt  eine  offenbar  von  ZufilUigkeiten  vielfiich  be- 
dingte Il5he  der  Umlagen  wahr.  Und  darin  liegt  eine  sehr 
geälhrliche  Verwandtschaft  mit  der  StaatSBteuerkraft  der  Ge- 
meinde.   Auch  diese  ist  von  dem  sehr  zufälligen  Umstände 

abh.tngip:,  ob  der  eine  oder  fler  nndfre  bemittelte  Einwohner 
in  der  (Temeinde  lebt.  Die  Einnaiunen  werden  ganz  andere^ 
wenn  dieser  eine  fortzieht,  wie  die  Ausgaben  andere  werden^ 
wenn  ein  einzelner  kostspieliger  Armenpflegefall  vorkummt, 
Uebrigeus  ist  hier  eine  Scheidung  zwischen  östlichen  und 
wesüicben  Gemeinden  niclit  wohl  angängig ;  so  kleine  Gemein- 
schaften stehen  gewissen  Anfordemngen  immer  httlflos  g^en- 
ttber;  ja  eher  sind  die  letzteren  noch  im  Nachteil,  weil  im 
Westen  die  Geldwirtschaft  überwiegt. 

Schreitet  man  von  dem  Verhältniss  Ton  Leistungs&big- 
keit  und  Armenlast  in  den  kleinsten  Gemeinwirtschaften  fort 
bis  zu  dem  in  kleinen ,  mittleren  und  grossen  Chsmeinwirt- 

Schäften,  so  nimmt  man  walir,  dass  mehr  und  mehr  mit  zu- 
nehmender (Irö.sse  derselben  die  Zullilligkeiten  sieli  fnisi^l<Melien 
und  dass  von  einem  gewissen  Punkte  an  nicht  mehr  einzelne  Fälle 
von  Bedeutung  für  die  Armonlast  sein  können,  sondern  nur 
noch  gan/.e  Kategorien  von  Fallen  es  sind,  welche  die  Höhe  des 
Armenaufwandes  bedingen  und  unter  Umständen  eine  gewisse 
Leistangsun&higkeit  zur  Folge  haben* 

In  diesem  Zusammeahange  ist  das  bei  Betrachtung  des 
wirtschaftlichen  Aequivalents  gewonnene  Eigebniss  in  Besag 
auf  die  jttngeren  Altersklassen  bemerkenswert  und  nach  einigen 
Bichtungen  hin  näher  zu  betrachten.  Wie  wiederholt  nach- 
gewiesen worden^  sind  es  gerade  diese ,  die  jüngeren  Alters- 
klassen, welche  den  Hauptanteil  an  der  Wander bewegung 
haben,  welche,  teils  durch  vorhandene,  teils  flureli  erhoffte 
Krw*'rl)8^"elegenhcit  angezogen,  oft  aucli  nur  (Inn  Hange  zum 
Umherschweifen  nachgebend,  den  Städten  und  lndut>U  i<4)ezirken 
zuströmen.  Sie  bilden  in  der  That  ganze  Kategorien  tiir  sich, 
die,  soweit  sie  unterstützungsbedürftig  werden,  auch  für  die 
leistungsfähigste  Gemeinde  eine  schwere  Last  werden  können. 
Es  ist  also  vor  allem  wichtig,  zu  erfahren,  ob  und  aus  welchen 
Grilnden  für  diese  Kategorien  Unterstützungen  nötig  weidea. 
Betrachtet  man  aus  diesem  Gesichtspunkte  die  oben  (S.  219) 
in  Ansehung  der  Aufenthalt^sdauer  mitgeteilte  Tabelle  näher, 
so  findet  man^  dass  der  Anteil  der  Personen  mit  kurser  Aufent- 
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haltsdauer  an  den  vorübergeiieiiden  Unterbtützungen  in  Leipzig 
wie  in  Dresden  ein  sehr  viel  höherer  ist,  als  der,  den  sie  an  den 
dauernden  Unterstützungen  nehmen:  eine  Wahrnehmung^  die 
allgemeinere  Bedeutung  beanspruchen  kann,  weil  sie  mit  dma 
übereinstimmt,  was  die  tfiglicne  Erfahrung  lehrt  und  was  in 
der  Natur  der  Sache  liegt  Jüngere  Menschen  sind  vor  allem 
auf  ihrer  Hände  Arbeit  angewiesen  und  bedürfen  einer  Unter- 
stützung —  die  Fälle  völliger  körperlicher  Unßihigkeit  und  gana 
jugendlichen  Alters  lasse  ich  hier  zunächst  ausser  Betracht  — 
nur  für  den  Fall,  dass  vorübergehende  Ursachen  ihre  Arbeits- 
fähigkeit beeinträchtigen  oder  es  ihnen  an  Arbeitsgelegenheit 
mangelt. 

Auch  hierfür  liefert  die  Statistik  vielfache  Beispiele.  Im 
Königreich  Sachsen^)  wurden  1880  von  den  vorüberziehend  Unter- 
stntzten  wegen  Krankheit  59.20,  wegen  Arbeitslosigkeit  9. Gr»,  \se^im 
genngeu  Lohns  7.67,  also  zusammen  mehr  als  75  ^lo  untersuit/t. 
In  einigen  Bezirken  stellte  sich  das  Verhältniss  noch  höher,  so  in 
der  Amtsbauptmannscbalt  Grimma  aof  85,  in  Leipzig  auf  88,  in 
Chemnitz  auf  95  ^/o. 

Ebenso  erglebt  der  Durchachnitt  der  40  Annenverbftnde  46 
und  13^/0  ftr  Krankheit  ond  Arbeitdoeigkeit').  Die  Statistik  der 
preoas.  Heilanstalten  für  die  Jahre  1877—1879  ergab,  dass  von 
aAmmtlichen  in  Anstalten  verpflegten  Männern  die  Mehrzahl  im 
Alter  von  25  bis  30  Jahren,  jedoch  mit  Hinzurechnung  der  Militür- 
kranken  im  Alter  von  20  bis  25  Jahren  stand  Sind  hier 
zwar  auch  keine  Unterschiede  zwischen  bedürftigen  und  vermögen d>>n 
Kranken  gemacht,  so  wird  es  doch  unbedenklich  sein,  auch  analog 
für  bedürftige  Personen  dies  Yerhaluiiss  als  das  richtige  anzunehmen. 
Für  eine  einzelne  Klasse  von  Personen,  die  zweifellos  überwiegend 
bedflrftig  aind  und,  aowdt  nicht  KnnkenTeraichenmg  fttr  ae  ein« 
tritt,  notorisch  der  Armenpflege  anheimfallen,  —  Ar  die  Dienst- 
mftdehen  nnd  Fabrikarbeiterinnen  er|^  sich  folgende  Fireqnenx  nach 
Alteraklasaen^). 

8.  Tabelle  auf  folgender  Seite. 

Die  Kategorien  von  20  bia  80  Jahren  bildeten  demnach  66 "  o 

aller  aafgenommenen  Personen;  hei  den  Dienstmädchen  entfielen 
rond  88  die  Altersklassen  von  15  bis  30  Jahren. 

Um  die  fiedeutung  dieser  Zahlen  ftir  die  Annenlast  zu 
würdigen,  muaa  man  noch  einige  andere  Umstände  in  Betracht 

ziehen.  Wenn  allerdings  auch  für  n^-u  7,M«r«*'/'»ir'»n<'  Personen 
unter  26  Jahren  der  Armenvpr})Mnd  zur  Unt*  r^ttitzung  ver- 
pflichtet ist,  in  welchem  die  Mtem  der  BedUrttigen  ihren 


A.  a.  0.  Jahrg.  28  &  84.  85. 
»)  A.  Ä.  0.  &  30. 

*)  Pkwm  Slal  LXV  (1883)  &  XIX.  XXI  Tab.  e. 
*)  Ebenda  &  185  Tab.  7.  8. 
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Von  insgesammt  4879  besw.  4  748  ■  aDverheirateten  wdblkhen 
Personen»  welche  1878  besw.  1879  in  Prenssen  in  EntbindnngB- 
anstalten  entbanden  wurden,  waren: 


Jafaie 

M — 3>0 

Jahxe 

AE  Q|V 

Jahfe 

80  Jahre 

lind 
darüber 

aUe 
Altcrs- 
klaasen 
ttbet^ 
hanpt 

xylcuDuutuic  neu 

1878  .... 

301 

1554 

979 

361 

1879  .... 

418 

1542 

878 

354 

3192 

Fabrikarbeiteriniien 

1878  .... 

9'.) 

279 

160 

127 

665 

1879  .... 

uo 

237 

125 

82 

554 

UnterstUtzung'BWdlinsitz  haben ,  so  hat  man  dem  gegeiiübi-r 
sich  ins  Gedächtiiibs  zu  rufen,  dass  §  29  des  Gesetzes  idx  r 
den  Unterstützuügswühnsitz  dem  iVrmen verbände  des  Dienst- 
und Arbeitsortes  die  Verpflichtung  auferlegt,  gewisse  —  es 
sind  eben  die  hier  am  meisten  intereasirenden  —  Personen- 
klassen auf  die  Dauer  von  6  Wochen  ohne  Anspruch 
auf  Ersatz  in  KrankheitsffelUen  zu  verpflegen.  Es  kommt 
weiter  hinzu,  dass  Gemeinden  mit  guten  Krankenanstalten 
sowohl  eine  grosse  Anziehungskraft  auf  die  Kranken  selbst 
.nisfibfMi,  als  auch  kleine  benachbarte  Gemeinden  veranlassen, 
ihre  Kranken  dortiiin  zu  schaffen,  dass  aber  von  dem  vor- 
läufig verpflegenden  Anui'nverband  nicht  der  wirkliehe  Auf- 
wand, Sundern  nur  ein  tarifmilssiges,  hinter  dem  wirklichen 
Kostenaufwand  vielfach  zurückbleibendes  Pauschquantum  ge- 
fordert werden  darf.  Endlich  ist  die  ganz  all^metne  Ver^ 
pflichtung  der  Annenverbände  xur  vorlättfigen  Fttrsorge  hier 
insofern  von  besonderer  Bedeutung,  als  sie  die  —  in  dieser 
Beziehung  schon  im  öfientlielien  Oesundheitsinteresse  gewissen« 
haften  —  grosseren  G^einden  vielfach  nötigt,  Kranke  auf- 
zunehmen und  zu  verpflegen,  deren  Herkunft  nicht  j^cnau  zu 
ennittcln  ist  und  für  welche  sie  auch  die  Kosten  nur  im  Falle 
strikten  Nachweises  des  mangelnden  Unterstützungswohnsitzes 
erstattet  erhalten.  In  allem  diesem  lie^s^t  für  diejeni<;en  Ge- 
meinden, zu  denen  iiin  der  Zuzug  am  stärksten  stattfindet, 
eine  schwerere  Belastung  als  in  der  Fürsorge  für  diejenigen 
Personen,  welche  ihnen  durch  längeren  Aufenthalt  angehören; 
und  zweifellos  sind  von  diesen  wiederum  diejenigen  am 
stärksten  belastet,  die  nur  deshalb  zu  vorläufiger  Fiirsofge 
vielfoch  genötigt  sind,  weil  sie  an  den  grossen  Heerstrassen 
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liegen  und  für  den  j;,n'08ßen  Strom  ehrlicher  und  unehrlicher 
Keisendon  bequeme  Stationen  bilden. 

Ueber  diese  Belastung  durch  Krankenpflege  sind  auch 
seitens  der  grossesten  Gemeinden  die  Klagen  sehr  nachdrück- 
liche und  gewiss  in  eben  dem  Masse  als  berechtigt  zu  er- 
achten,  als  die  persönliche  Verbindung  des  unterstützenden 
Armenverbandes  mit  dem  unterstützten  Individuum  eine  rein 
ftusserliche  und  zufällige  ist^). 

§  91. 

Abgesehen  von  den  im  Vorstehenden  hervorgehobenen 
Momenten  wird  i^ich  nun  eine  scharfe  Grenze  hi  ziiglich  der 
LelstungsfUhigkeit  in  den  einzelnen  Gemeinden  schwer  ziehen 
lassen.  So  zweifellos  untHhig  in  vielen  Beziehungen  die 
kleinsten  Gemeinden  sind,  so  zweifellos  fHhig  sind  die  grosseii 
und  grossten.  Zwischen  ihnen  liegt  eine  Zahl  von  Gcmeiudcu, 
die  bald  das  eine,  bald  dns  andere  sind ;  die  Fülle  der  hier 
in  Betracht  fallenden  imlivicluellen  Bedinpmgen  und  Zustände 
kann,  wie  jeder  Blick  in  eine  kommunale  Finanzstatistik 
lehrt,  nicht  erschöpft  werden.  Aber  jedenfidls  darf  man,  so- 
bald man  die  kleinen  Gemeinden  ausser  Betracht  lässt,  die 
Staatssteuerkraft  als  einen  im  ganzen  zutreffenden  Masssteb 
der  LeistungsfHhigkeit  betrachten.  Hier  ergiebt  sieh  nun 
wieder  der  oft  betonte  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land, 
zwischen  Osten  und  Westen,  sobald  man  die  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung:!;  «'ntfallenden  Beträge  nach  p:rö.s«eren  Bezirken 
(Provinzen,  Ke^^ierungsbezirke)  zusamnit  iig«  tas.st  mit  einander 
vergleicht.  Audi  bleibt  dieser  Gegensatz  noeli  wahrnehmbar, 
wenn  man  auf  kleinere  Bezirke  (Kreiüc,  /Vjntsverbände  u.  s.  w.) 
zurückgeht;  aber  schon  hier  beginnt  eine  Differenzirung,  die 
innerhalb  dersdben  Provinz  zwischen  zwei  benachbarten 
Kreisen  hervortritt,  um  sich  in  den  einzelnen  Gemeinden 
innerhalb  desselben  Kreises  2)  fortzusetzen. 

In  nocli  liöherem  Masse  ist  dies  der  Fall  bezüglich  der 
Gemeindeabgaben.  Lässt  sich  auch  hier  eine  gewisse  Gleich- 
mässi^keit  des  Fortsehreitens  der  Belastung  von  Osten  nach 
Westen,  vom  Lande  nach  den  Städten  liin  (lurehaus  nicht  ver- 
kennen, so  sind  hier  doch  bereits  die  jh-on  inziellen  Verschieden- 
heiten sehr  grosse;  sie  öteij^ern  sieh  sehr  erheblich  in  den 
einzelnen  Kreisen,  um  in  den  einzelnen,  selbst  nächst  benach- 
barten Gemeinden  zu  Gegensätzen  zu  filhren,  die  nur  durch 
eingehende  Betrachtung  aller  ftlr  die  Besteuerung  massgeben- 


<)  V^l.  hienm  §  172  ff.  und  die  dort  mit^^eteilten  Beleg«. 

*)  Mit  geradezu  verblüffender  Deutlichkeit  erhellt  dieser  Gcpeusiitz 
von  Osten  mid  Westen  aus  den  knrtograph.  Darstellungen,  die  Tz  scUoppe 
seiner  Hevirbeitung  der  ErKebnisse  Oer  preufis.  Fiuauzstatiatik  iür  1803—^ 
beigef  ugt  hat  Vgl.  Zettschr.  des  prenss.  stat  Bmeans  1884  hinter  8.  284. 
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den  Uiiistiindü  erklärt  werden  können,  auf  den  ersten  Blick 
aber  kaum  verständlich  sind. 

Ich  muss  mirh  hier  mit  der  Keproduktion  einiger  weniger  Zahlen 
begnUgrn  Das  mehr  lach  erwähnte  kommonalhnanzstat.  Material  bietet 
eine  Fülle  von  Beispielen. 

In  den  preussischen  Provinzen  ergab  sich  1883/84  foigeudea 
Verhältniss : 


Provinzen 

Stadtgemcinden 

Landgemeinden 

StUltB- 

•teoem 
Mark 

an 

Gemeinde- 
aogaoen 

an 
Qire&idi 
Staata- 
atenem 

Ibrk 

Gremn*nd€>- 
abgaben 

ÜMk 

5.88 

QvvO 

9E.UV 

8»o4 

IL  WestpreoMen  .... 

MOS 

O  (MI 

HL  Stfedtkrds  Berlin  .  . 

1&88 

21.8t 

IV.  Bmidenbiiig  .... 

$.64 

7.85 

a49 

2.95 

6.04 

6.85 

2.75 

IM 

4.G4 

5.66 

1.97 

1.27 

VIL  Schlesien  

7.29 

8.94 

2.40 

2M 

7.26 

7.61 

5.4a 

2.5S 

IX.  Schleswig-Uolstem.  . 

6.87 

18.52 

7.09 

7.91 

X.  Hannover  

7.85 

8.56 

4.69 

3.22 

XL  WeBt&len  

5.71 

9.68 

3.71 

6.78 

XII.  Heaieii-NaaBMi  .  .  . 

11.01 

1649 

8.28 

SM 

7.58 

1&84 

&80 

ISß 

XIV.  HobensoUem  .... 

6w40 

7.28 

8.44 

8M 

7.90 

11.46 

8ü8 

402 

So  bietet  mter  andeoren  auch  ein  Tdl  der  wflrtemberg.  Ol»er- 
amtsbeEirke  eine  bunte  Hosterkarte  verschiedenartigster  Bekatnng. 
Z.  B.  beträgt  der  Gemeindeschaden  in  ^/q  der  Staateeteom  im 
Oberamtsb.  MüDsingen  in  den  Gemeinden: 


Bemloch  .  .  , 

.  .  0 

164.7 

Koblstctten  • 

. .  0 

Erbstetten   

194*9 

Wapfen  .  .  . 

.  .  31.3 

Gundelfingen  «  •  •  . 

244.2 

Wil finden  .  , 

.  .  64.4 

171.4 

Feldstetten  . 

.  .  113.0 

345.1 

8  92. 

r>.'»8  eine  erhelh  ;nis  dnr  vcrgl(Mrliendon  Betrachtung  des 
•Standes  der  Staats-  und  Gemeindeabgaben  mit  unzweifelhafter 
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Gewissheit,  dass  es  eine  grosüc  Anzahl  von  Gemeinden  giebt, 
die  eine  im  Verhttitniss  zu  ihrer  Stiiutöaituerkraft  sehr  huhe 
Gemeindehuit  zu  tragen  haben  Für  uns  handelt  es  sich 
hierbei  vor  allem  um  die  Frage,  welchen  EinfluBS  auf  die 
Höhe  der  Gemeindelast  die  Hohe  der  Armenlaat  ttbt. 

Im  allgemeinen  stellte  sich  in  Preussen  1883—84  der  Durch- 
schnitt des  Armenaufwandes  in  Stadt  und  Land  auf  und 
0.8  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  während  an  Oesammt- 
aosgaben  der  Gemoinden  28.8  und  6.4  M.  auf  den  Kopf  enttielcn ; 
das  Verhältniss  war  Jilso  13.2  und  12.2  ^  o.  Hierboi  ist  al>or 
zn  berflcksichtigen ,  dass  der  Anteil  auf  dem  Lande  hoiier 
ausfallen  würde,  wenn  die  Au.sp^aben  für  Gemeindeverwaltung 
(deren  Hauptautgabe  vielfacli  dat»  Armenwesen  ist),  öuwie  der 
Betrag  der  vielfach  Armenzwecken  dienenden  Korporations- 
ahgaben inbegriffen  wttre,  und  dass  der  Betrag  fUr  aie  Stildte 
niedriger  sein  wttrde  ohne  Hinzurechnung  der  Ausgaben  fUr 
sanitäre  Anstalten,  die  nur  mittelbar  der  Armenpflege  dienen* 
Auch  sind  in  den  Betrügen  für  die  Städte  die  Aufwendungen 
mit  verrechnet,  die  von  Berlin,  Breslau,  Königsberg  i.  Pr. 
und  Frankfurt  a.  M.  in  ihrer  Eigenschaft  als  Landarmen- 
verbände zu  machen  waren,  und  endlich  siiul  Tiielit  abgerechnet 
die  Einnahmen  aus  rentirendem  Armen vennögen  und  anderen 
Einnahmen  der  Armenpflege.  Rechnet  man  die  letzteren  ab, 
so  ergiebt  sicii  auf  den  Kopf  2.6  und  0.7  Mark.  Verglichen 
mit  den  wesentlichsten  Aufwandszwecken  stellt  sich  folgendes 
VerhAitniss  heraus: 


i 

^1 

c 

i 

1 

*  t 

E 

i 

l! 

II 

^} 

Iii 

1 

ja 

» 

> 

§1? 

'1 

tag  2 

=  htm 

£  S'd 

MiUioi 

MD  Hark  abtolat 

StadtgemeiDden  .  . 

272.2 

35.9 

5«.8 

31.9 

34.3 

24.1 

LftadgemeiDdeD .  . 

100.9 

12.9 

0.9  1 

18.5 

22.4 

ia.3 

7.8 

auf  den  Kopf  Mark 

Stadtgememden  .  . 

28.75 

3.79 

5.68 

3.37 

I  3.62 

2.54 

2«B4 

6.42 

0.82 

ao6 

1  1.17 

,  1.42 

,  0.84 

,  0.49 

in  Prozent  der  Gesuntntaii^ben 

lüO 

13.2 

19,9 

11.7 

12.6 

8.8 

8.2 

Landgememden .  . 

100 

1  12.8 

0.9 

18.4 

22.3 

ia2 

7.7 

1)  Leider  li^  zur  Bearteilung  dieses  Verhältnisses  Detailmaterial 
mv  in  der  preius.  Finaantstistik  rw,  Dit  tlbrig«n  Staaten,  welehe 
finanaslalistiaehe  NachweiBaiig«!  in  Psng  snf  die  Gemeinddastsn  gebent 
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Man  bemerkt  das  Ueberw  iegeii  der  Ausgaben  filr  die  \'»^r- 
kehrsanlagen  und  Volksschulen  auf  dem  Land«',  f^owie  da.ss  dort 
die  Gemeindeverwaltung  in  der  That  einen  lioiieron  xVufwand 
absorbirt,  als  die  örtliche  Armenpflege,  Gewerbliche  Anlagen 
kamen  dort  fast  gar  nicht  vor.  Bezüglich  des  Ueberwiegcns  der- 
selben in  den  Städten  ist  aber  hervorzuheben,  dass  zur  Deckung 
derselben  nicht  nnr  keine  Steuern  erforderlich  sind,  sondern  um* 
gekehrt  diese  Anlagen  regehnässig  noch  Ueberschttsee  eigeben. 

Um  das  Verhältniss  der  Au^andsxwecke  in  den  Pro- 
vinzen ersichtlich  zn  machen,  teile  ich  im  Nachfolgenden  eine 
Tabelle  mit,  in  welcher  der  prozentuale  Anteil  der  Ausgaben 
für  die  Armenpflege  und  die  Volksschule,  sowie  derjenigen 
übrigen  Ausgaben  berechnet  ist,  welche  in  der  betreffend«! 
Provinz  am  stärksten  hervortreten. 

S.  Tabelle  S.  253, 

Die  nebenstehende  Tabelle  deutet  auf  mehrere  bemerkenS" 
werte  Erscheinungen:  einmal ^  dass  die  in  den  Städten  auf- 
gewendeten Beträge  für  Armenpflege,  obwohl  sie  absolut  etwa 
fünfmal  so  gross  sind  wie  diejenigen  auf  dem  Lande,  an  den 
Gesammtausgabeii  ii^eringeree  Ant'^tl  nehmen,  und  zweitens  das« 
die  Ausgaben  für  V  oiksüchulw  scu  in  einer  gewissen  Beziehung 
stehen  zu  den  Ausgaben  für  Armenpflege.  Man  vergleiche 
die  niedrigen  8atze  der  ersteren  Art  in  Posen,  Seideswig  und 
Hannover  mit  der  Höhe  de^j  Armeuaufwaudes,  und  ebenso  um- 
gekehrt in  Hessen-Nassau  und  Sachsen.  Freilich  darf  man 
diese  Zahlen  nicht  überschätzen.  Die  hohen  Sätze  für  VoUu- 
schnlwesen  in  Ost-  und  Weetpreussen  sind,  wie  die  absoluten 
Zahlen  belehren,  vielmehr  ein  Zeichen  allgemeiner  ärmlicher 
Zustände.  Ausgaben  für  höheres  Schulwesen  konnnen  selbst- 
verständlich nur  in  den  Städten  vor;  sie  sind  mit  wenigen 
Ausnahmen  höher  oder  ebenso  hoch  wie  die  für  Volksschul« 
wesen  und  zusammen  mit  diesen  meist  mehr  als  doppelt  so 
hocli  w!»^  der  Aufwand  für  die  Armenpflege.  Hier  tritt  ihm 
ungünstige  Verhältniss  von  Sehleswig-IIolstein  und  P(>s<in.  das 
günstige  von  Sachsen  und  Hessen-Nassau  noehnials  in  hellen 
Licht.    Sehr  bedeutend  ins  Gewicht  fallen  vor  allem  aul'  dem 


thnn  dies  ma  muninarisoh  in  Ansehung  der  Glemeindebestenemtig  im 
ganzen  (wie  Baieni  und  Würtember^,  S.-MeiningenX  <Mier  swar  in  An* 

sehung  der  hnnptsächlichen  Aufwanaszwecke,  aber  nnr  flir  jjrösaere  Ge- 
bietsteile (OldenburK).  —  Detailnach Weisungen  jdebt  es  für  PreuMen  in 
Aneehung  aller  Stldte  nur  f&r  das  Jahr  188S*84,  und  in  Aasehmic 
der  170  Städte  über  10  000  Einwolmer  auch  flir  1876.  —  Neuerding»  «nl 
die  Finanzen  der  trrösaeren  Gemeinden  T^nHon«*  nach  Auf wandß7 w en 

gegliedert  dargestellt,  die  Ausgaben  iür  Armcupolizei  besonders  keuut- 
cb  gemacht:  Stat  Jalurb.  f.  d.  Ght  Baden  Bd.  15  Tab.  19  &  240. 
—  Aussf  III  dir  Puldikationen  der  Hansestädte  und  die  Darstellung 
der  bair.  Städte  von  Öeydel.  —  Näheres  über  die  Qtiellen 

üben  in  ^  y  il.  —  Es  ist  wiederholt  zu  betonen,  dass  diese  Zaiilen 
nur  den  Wert  einer  annähernden  Schätzung  besitzen  und  dass  in  ihnai 
die  Finanaen  der  Gntsbesirke  nicbt  inbegcmen  sind. 
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Laude  die  Verkehrsanlageu ,  obwohl  diu  örtlichen  Anforde- 
rungen in  dieser  Beziehung  in  den  Städten  naturgemäss  sehr 
viel  höhere  sind  und  das  ländliche  Verkehrswesen  in  grösserem 
Maase  aus  Kreis-  und  Provinzialmitteln  bestritten  wird. 

Verfolgt  man,  wie  sich  die  Aufwendungen  weiter  nach 
Kreisen  und  Stadtgemeinden  gliedern,  so  erhält  man  ein 
flusserst  buntes  Bild,  in  dem  zwar  auch  wieder  die  allgemeine 
Tendenz  des  relativen  Vorwiegens  des  Schul-  iinrl  Armenanf- 
wandes  in  den  östlichen  Provinzen  hervortritt,  da.s  aber  im 
übrigen  eine  Reihe  höchst  individueller  Gestaituugen  im  vermittelt 
neben  einander  zeigt.  Als  allgemeinstes  Ergebnis^  darf  man  be- 
trachten, dass  in  der  Regel  unter  den  grösseren  Aufwands- 
zwecken die  Armenpflege  in  den  Städten  die  vierte,  auf  dem 
Lande  die  zweite  oder  dritte  Stelle  einnimmt  und  dass  der 
Aufwand  in  der  Kegel  da,  wo  er  absolut  am  höchsten  ist,  den 
relativ  geringsten  Anteil  an  den  Gesammtausgaben  hat. 

Deutet  schon  das  Vorstehende  darauf,  dass  es  vor  allem  die 
grossen  OentonKlen  sind,  in  denen  die  Armenpflege  mehr  in  den 
Hintergrund  tritt,  obwohl  sie  am  stärksten  dem  Zuzüge  aus- 
gesetzt sind,  so  wird  di^^se  Wahrnehmung  durch  eine  Ver- 
gleichung  des  Armenaufwancies  seitens  (;iner  Anzahl  grüööerer 
Städte  in  den  Jahren  1876  und  1884  vollauf  bestätigt  Es 
betrug  nämlich: 


• 

in 

die  Ui>\\ii  lic-  Armen- 
autwaudes 

die  Gremeinde- 
abgaben  atif  den 
Kopf  der  Bevölke- 
niog 

1876 

1884 

1876 

1884 

5  032492 

7  929  724 

21.88 

22.21 

1 361 782 

l  220  (»41 

15.30 

16.25 

1  535  525 

1  88>i  801 

22.35 

22.27 

342  ä2s 

m  220 

10.24 

11.45 

395465 

655  015 

10.44 

11.40 

314560 

585492 

14.55 

13.59 

215739 

344210 

11.98 

17.09 

371495 

499862 

14.55 

16.11 

199273 

268000 

1&74 

11^ 

128505 

168093 

17.28 

17.77 

176689 

196  860 

8.38 

10.61 

Bochum  

137  267 

149  100 

s.y2 

12.85 

Kemschoid  

147  228 

105  000 

18.34 

26.35 

Mühllioira  a.  Kbein    .  . 

73211 

lü5  8ü0 

15.10 

13.99 

72  698 

75  852 

10.95 

12.20 

Mühiheun  a,  d.  Hohr  .  . 

39687 

Ü6468 

13.58 

13.58 
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Man  nimmt  wahr,  dass  das  Steigen  und  Fallen  der  Armen- 
last nahezu  gleichgültig  für  den  Kopfbetrag  der  Geuieinde- 
abgaben  sich  en^'eist,  ja  dass  in  einigen  Fällen  (z.  B.  Barmen, 
Müldlieim,  Eäst^n)  bei  steigendem  Aufwand  jener  Betraf 
henmtargeht  und  umffdLdirt  (&  B.  Breslau  und  RemscIiQi^ 
das  Fallen  der  Armenlast  das  Herau^ben  des  letzteren  nickt 
hindert  Hierin  dürfte  vor  allem  die  gesteigerte  Letstongs- 
Ikhigkeit  der  grossen,  vornehmlich  dem  Zuzüge  ausgesetzten 
Gemeinden  zum  Ausdruck  kommen:  denn  nicht  die  Ausgaben 
nehmen  ab,  noch  werden  der  Gemeindeabgaben  weniger;  aber 
das  Zuströmen  von  ausserhalb  Ijringt  auch  eine  hinreichende 
21ahl  von  dementen,  die  an  der  allgemeinen  Last  mittragen 
helfen. 

Gleichwohl  giebt  es  eine  nicht  geringe  Zahl,  insbesondere 
Oemeinden  von  mittlerer  Grösse,  deren  Genieindelast  in  einem 
ganz  ersichtlichen  Missverhftltniss  zu  ihrer  Staatssteuerkraft 
steht^  welches  meist  in  überaus  bohra  Zuschlägen  zur  Staats- 
personalsteuer  zum  Ausdruck  kommt.  Untersucht  man  aber 
nfther,  welchen  Einflüssen,  insbesondere  ob  dem  Stande  der 
Armenlast  die  Höhe  der  Belastung  zuzuschreiben  ist,  so  findet 
man,  sobald  man  von  der  Zusammenfassung  grilssorer  R'^zirke 
absieht,  das^i  nnch  hii'r  unendliche  individuellt'  Verschieden- 
heiten obwalten,  in  der  nachfolgenden  Tabelle  sind  für  eine 
Anzahl  jener  Ötädte  die  belangreichsten  Daten  zusammen- 
gestellt. 

S.  Tabelle  S.  256. 

In  Haspe  sind  Schul-  und  Armenaufwand  fast  gleich  hoch, 
bilden  zusammen  60  ^/o  des  Gesammtaufwandes,  in  Schwefan 
sind  die  ersteren  fiist  doppelt  so  hoch  wie  die  letzteren;  in 
Krefeld  stehen  Armen«  und  Schuldenwesen  ziemlich  gleich, 
in  Witt<m')  uberwiegt  letzteres  beträchtlich;  in  dem  Ideinen 
Ptissenheim  sind  die  Ausgaben  für  verschiedene  Angelegen- 
heiten doppelt  so  hoch  wie  die  fUr  das  Annenwesen,  wAbrend 
die  Schule  nichts  beansprucht. 

Wie  bezüglich  jener  Gemeinden ,  welche  iStiftungen  oder 
Bürgernutzungen  l)e.sitzen,  gezeigt  wurde,  dass  der  Aufwand 
für  die  Öffentliche  Annenpflege  unaldiäiigig  davon  zum  Teil 
ein  sehr  hoher  ist,  so  zeigt  sich  hier,  dass  dieser  Aufwand  unter 
Umstilnden  ein  sehr  nicMariger  sein  kann  und  nicht  notwendig 
die  Gemeindeabgaben  steigen  oder  fallen  macht 

§  93. 

Die  Zahl  der  Beispiele  konnte  aus  dem  vorhandenen 
Material   beliebig  vermehrt  werden,  olme  dass  damit  der 

^)  Ueber  die  eigeDtümlichen  Verhäitnisec}  W  ittau  vgL  aber  Gerat- 
feldt,  StfdtelnuuuteQ  B.  m 
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Gegenstand,  dessen  erschöpfende  Behandlung  notwendig  eine 
ver<]floichende  und  periodische  Armen-  und  Kommunalfinanz- 
statistik zur  Voraussetzung  hat,  vöUip"  klarg-ostollt,  jedr^r  Ge- 
stiiltung  auf  den  Grund  gegangen  werden  könnte.  Drci(^rlei 
darf  abt'r  auch  aus  dem  vorhandenen  Material  ohne  Bedenk»  ii 
geschlossen  werden :  erstens,  dass  die  Verteilung  der  Annen- 
last in  Anaehong  der  LeistungsiUhigkeit  der  ArmeiiTerbände 
im  wesentlichen  auf  denselben  Gnindstttzen,  und,  was  viel- 
leicht noch  wichtiger,  auf  denselben  thatsSchlichen  Grundlagen 
beruht,  wie  die  Verpflichtung  zur  Tragung  anderweiter  Ge- 
meindelasten, dass  aber  unter  den  Gegenständen  der  G^einde- 
verwaltung  das  Annen wesen  regelmässig  nicht  die  erste  und 
nur  in  kleinen  und  annen  Gemeinden  die  zweite,  im  übrigen 
di<'  dritte,  vierte  oder  eine  spätere  Stelle  einnimmt;  in  diesem 
Betracht  sind  die  Klagen  über  ungereehte  Belastung  desselben 
Ursprunges,  wie  die  gegenwärtig  immer  dringender  werdenden 
KUigen  Uber  die  Kommunallasten  im  allgemeinen. 

Dagegen  hat  die  Annenlast  gewisse  Besonderheiten,  die 
unabhängig  von  dem  kommunalen  Wesen  in  ihrem  eigenen 
Wesen  liegen  i  die  Verpflichtung  zur  vorläufigen  Ftirsorge 
und  zur  Fürsorge  fllr  alle  Kategorien  der  Bedürftigkbit.  End- 
lich ist  die  Eigentümlichkeit  dieser  Last  nach  der  Bichtung 
hervorzuheben,  dass  sie  im  wesentlichen  der  Autonomie  der 
Gemeinde  onf7«irr,.,i  vnn  Reiehswegen  auferlegt  ist  und  dass 
bei  dieser  <  ielri^cuiieit  alle  Arten  kommunalrr  Kör]>or,  die  leis- 
tuugöfähigeu  und  die  leistungsuiifahi^^en,  als  ((ualitativ  gleich- 
artige Träger  der  Armenlast  einander  kuurdinirt  worden,  was 
in  der  Praxis,  da  die  Thatsachen  immer  stärker  sind  als  die 
Gesetze,  dennoch  zu  ausserordenüich  grossen  Verschieden- 
heiten nlhrt  Nur  ist  hierbei  nicht  zu  vergessen,  dass  diese 
Verschiedenheit  nicht  von  der  K  l  Iisgesetzgebung  herrührt, 
sondern  schon  vordem  in  den  einzelnen  Staaten  bestandm 
hat  und  auch  gegenwärtig  in  Baiern  !)•  stellt.  Es  hindert  dies 
freillc!»  ni'  ht.  dass  die  überhaupt  oder  in  Ansehung  gewisser 
Friegetalle  nielit  »juaHfizirten  ArnnMiv('rl>ände  t'h(ui  m'eht  hin- 
reichend leistun^^stalii;^'  sind  und  das»  jfdcr  Versuch  cinf-r  Ki  tnrui 
sich  mit  diesem  Zustande  trotz  der  Rcichsgesetzgebung  ernst- 
hait  zu  beschäftigen  haben  wird. 

3»  Abschiebluyi;. 

§  94. 

Das  Wort  „Abschiebung"  hat  in  Bezug  auf  die  öffent- 
liche Armenpflege  einf^n  (loj>|i('lt('n  Sinn,  einon  cn^'-fren  und 
einen  weiteren.  Es  b  « lautet  zunilch«t  nur  das  köiperliche 
Fort))nn^'en  liiillslieilurttiiier  Pers«)nen  aus  dem  Bezirke  eines 
Annenvcrbandcä  uinie  Gewährung  der  gesetzlich  vorgcschrie- 

Fonc)iBQg«n  (21)  VI.  4.  —  Mäiuterberg.  17 
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benen  Hiilfeleistung;  im  überti'agonoii  Sinne  bedeutet  abt^r 
weiter  uoeh  die  Abwiilzun^  der  durch  das  Armengesetz  •! uf- 
erlegten Verpflichtuufi;  zur  ütientlichen  Amienpfleg-e  überhaupt. 
In  diesem  letzteren  iSimie  wird  der  Ausdruck  jj:e;;eiiwärtig  aU 
technischer  gebraucht  und  l>ezeiehnet  in  umfassender  Weisse 
dasjenige  Verhalten  eines  Ar  nieii  v  r  b  a  ii  d  e  s,  mit- 
tels welchen  er  sich  der  Verpflichtung  zur 
öffentlichen  Armenpflege  im  einzelnen  Falle  dem 
Gesetze  zuwider  entzieht 

Prinzipiell  ohne  Bedeutung  ist  es  hierbei,  ob  die  YerpAich- 
tung  eine  endgidtige  oder  eine  vorläufige  ist.  Entscheidend 
ist  vielmehr  nur  das  Moment  der  Hül&bedttrftigkeit,  der  jeder 
Armenverband,  sobald  sie  innerhalb  seines  Bezirks  hervor- 
tritt,  abzuhelfen  hat. 

Die  Gegner  der  geltenden  Gesetzgebung  beliauptcn  nun. 
dass  ein  pflichtwidriges  Verlialt(iii  der  Armenverbände  durch 
dieselbe  provozirt  werde,  weil  daß  Wachsen  und  die  ungerechte 
Verteilung  der  Armenlast  es  jedem  Arnienverbande  nahe  lege, 
sich  der  gesetzlichen,  6chr  drückenden  Verpflichtung  wenn 
irgend  angänglich  zu  entziehen. 

Hiergegen  ist  zunächst  zu  bemerken,  dasa  ein  derartiges 
Verhalten  regelmässig  im  Znsammenhange  mit  der  gesetalichen 
Armenpflege  beobachtet  worden,  und  zwar,  wie  ausdrücklich 
hervorzuheben  ist,  unabhängig  davon,  ob  das  System  der 
Heimat  oder  das  des  Unterstützungswohnsitzes  das  herr* 
sehende  war. 

Es  sei  gestattet,  einige  von  den  durch  Naville  mit  grossem 
Fleiss  gesammelten  Beispielen  mitzuteilen;  diesellnm  beziehen  sich 
durchweg  auf  Länder  mit  strengster  Heimat-  und  liurgergeseizgebuüg 
und  auf  die  Zeit  vor  18  4  0;  vgl.  Duchatel-XiAville  S.  lU)  ff. 

„Man  sollte  denken,  —  bemerkt  NaviUe  —  dass  die  Länder, 
wo  das  Heimatreeht  durch  das  Bürger-  oder  Naehbarrecht  bedingt 
ist,  gegen  diese  Plage  (nämlich  die  Abschiebangen)  gesichert  wären ; 
dem  ist  aber  nicht  so ...  .  Um  sich  gegen  die  äbermässigen  Lasten 
in  Sicherheit  zu  setzen»  von  denen  man  durch  das  Institut  der 
Heimatsberechtigang  bedroht  wird,  nimmt  man  zn  zuTOrkommenden 
Massregeln  seine  Zoflucht,  welche  neues  Unheil  erzeugen.  Die  Be- 
hörden, ängstlich  zu  verhindern  bemüht,  dass  sich  nicht  Personen, 
welche  in  der  Folge  unterstützt  werden  müssten,  in  ihrem  Bezirke 
festsetzen,  eriaaben  sich  Vorkehrungen,  welche  die  Menschlichkeit 
verwirft. 

In  vielen  Gebieten  Deutschlands  dürfen  die  Gemeiudeii  trcmd«- 
Hirten  nur  anf  eine  bestimmte  Zeit  anm  hmen,  damit  sie  nicht  bei 
ihnen  lleimatsrecht  erlangen.  Somit  sind  solche  Leute  zu  einem 
heromirrenden  Leben  gezwungen,  ohne  irgendwo  ein  llecbt  auf 
Unterstatzung  zu  erwerben,  was  noch  obendrein  dnrch  die  heftigen 
Streitigkeiten  erschwert  wird,  die  sich  oft  ihretwegen  swisehen  den 
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yerschiedenen  Gemeindeu,  wo  sie  sich  aufgehalten  haben,  erheben. 
In  Krgiand  hatte  man  Beispiele  von  Massregcln  derselben  Art.  Man 
mietete  das  Gesinde  nur  auf  51  Wochen,  damit  man  ihnen  nicht 
dadurch,  dass  man  sie  eine  Woche  länger  behielt,  das  Recht  gebe, 
•0  das  Kirotepiel  Anspruch  auf  Yeraorgang  za  machen. 

An  vielen  Orten  Dentecblands  ist  die  Gewinnung  des  Börger- 
oder  Nachbarrechts  dorch  EinbringiiDg  einer  gewissen  Geldsamme 
bedingt.  In  Graubündten  ist  man  bei  Bürger-  and  Naciibarrechts- 
gesuchen  so  vorsichtig  und  bedenklich,  dass  die  Aufnahme  schier 
anmöglich  wird.  Ein  altes  Lamlcsgesetz  verurteilt  den,  welcher  die 
Aufnahme  eines  Fremden  nur  vorschlagen  würde,  za  100  Kronen 
Strafe  .... 

In  reiiii.-.yhiuiicu  haben  die  Armen-Inspektoren  das  Recht,  von 
dt-iicu,  welche  in  einer  Grafschaft  (count)  j  wobueu  wollen,  Kaution 
an  verlangen,  and  sie  sind  bierzn  verpflichtet,  sobald  sie  Anlass 
aar  Besorgniss  haben,  dass  solche  Personen  dem  Staat  zur  Last 
&llen  könnten.  In  den  Kiederlanden  macht  man  gleichfalls  denen, 
welche  in  einer  Eommane  wohnen  wollen,  tausend  Schwierigkeiten, 
wenn  sie  nicht  hinreichende  Gewfthr  leisten,  dass  sie  von  ihren 
eigenen  Mitteln  leben  können. 

So  schwer  man  es  einem  Fremden,  der  einst  zur  Last  fallen 
könnte,  macht,  sich  im  Lande  niodpizulafeben ,  ebensoviel  Gewalt 
wendet  man  au,  ilui.  wenn  die  Autnahme  ihm  gelangen  ist,  wieder 
auszutreiben.  In  Lngland  hat  man  häuiig  gcbehcn,  dass  ludivijuen 
Orte,  wo  sie  15  Schill,  wöchentlich  verdienen  konnten,  verlassen 
ond  sich  an  andere  Orte  wenden  mnssten,  wo  sie  nor  10  Schill, 
verdienten ;  dass  30  bis  40  Familien  an  einem  Tage  ans  einem  ein- 
sigen Kirchspiel  fortgewiesen  warden;  dass  man  Massen  von  Ar- 
beitern wegen  einer  augenblicklichen  Stockung  der  Arbeit  in  der 
Maoufalctor,  wo  sie  beschäftigt  waren,  aus  einem  Bezirke  fortschickte, 
wohin  sie  mit  grossen  Kosten  zurückgebracht  wurden;  dass  man 
"^'ittwcn  mit  ihren  kleinen  Kindern  in  Flecken  verbannte,  wo  sie 
nur  mit  Mühe  sich  ein  Obdach  ver»chatl"cn  konnten.  Schon  Adam 
Smith  (Wealth  of  Nations  1.  1  ch  X)  klagt,  dass  man  schwerlich 
in  England  einen  40  Jahre  alten  Fabrik-  oder  Manufaktur-Arbeiter 
finde,  der  nicht  durch  die  Ueimatsgesetze  in  jeder  Epoche  seines 
Lebens  grausam  gelitten  habe. 

Da  die  Öffentliche  Meinung  in  England  nicht  erlaubt,  die  Ehen 
gesetzlich  zu  beschränken,  so  nimmt  man  zu  Privatueckcrcicn  und 
Bedrückungen  seine  Zuflucht.  Das  Gewöhnlichste  ist,  dass  die  In- 
spektoren oder  auch  die  Grundbesitzer  die  kleinen  Häuser  und 
Hütten  niederreissen  lassen ;  sie  kaufen  /m  *Hosem  Behnfe  diese,  wie 
sie  sie  nennen,  lU  t  t  e  1  uester.  So  beraubt  man  <lie  Armen  jedes 
Mittels,  sich  irgcnriwo  niederlassen  zn  können;  man  zwingt  sie,  von 
Ort  zu  Ort  hernmzuirren ,  um  einen  Zufluchtsort  zu  tinden,  sich 
gegen  alle  Vürschritien  der  Gesundheit  und  des  Auslands  in  engen 
Hütten  zusammenzudrängen.  Die  Inspektoren  sehen  nch  zuweilen 
selbst  in  der  grOssten  Verlegenheit,  wo  sie  ihnen  ein  Obdach  ver* 
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schaffen  sollen.  Auf  diese  Weise  sind  manche  Orte  so  entvölkert 
worden,  dass  man  auf  Mittd  bat  sinnen  mflssen,  sie  wieder  so  be- 
yölkern  . .  • . 

Wenn  die  bestehenden  gesetzlichen  YofBcbriften  den  Ver«- 
waltungsbebdrden  der  Kommnnen  nicht  vorsichtig  und  streng  genug 

erscheinen,  so  nehmen  sie  List  und  Bestechung  zu  Hilfe.  Alle 
]Mittel  gelten  ihnen  gleich,  wenn  es  s\rh  flfirum  handelt,  Hilfs- 
bedürttiL'p  los  zu  werden,  deren  Aufenthalt  zur  Last  gereicht  oder 
noch  gereicheu  kann. 

Man  nimmt  zur  Lüge  seine  Znflucht.  die  BeliOnlen  machen  sich 
kein  Gewissen  daraus,  den  schlechtesten  Subjekten  die  schünstea 
Empfehlungen  zu  geben,  damit  sie  ihr  Elend  nnd  ihre  Laster,  einem 
anderen  Orte  zntragen  können.  Man  wendet  Listen  aller  Art  an, 
wodurch  Individuen,  welche  man  los  sein  will,  ihr  Heimatsrecht  im 
Orte  verlieren  können,  damit  ein  anderer  Distrikt  die  Last  bekomme. 

Bald  beschäftigt  man  sie  auswärts.  So  giebt  man  in  England 
Kinder  in  ein  anderes  Kirchspiel,  als  in  dem  sie  geboren  sind,  in  die 
Lehre,  damit  sie  daselbst  so  lange  verbleiben,  als  zur  Erlangung 
des  ileiniatsrechtes  dort  erfonlerlich  ist.  Durch  dieses  Verfahren 
hat  in  eiuigen  Bezirken  die  Lie^olkening  bei  den  ariteitsanien  Klassen 
bedeutend  zugenommen  und  die  Taxe  ist  drückender  geworden. 
Grundbesitzer,  an  Unrechtlichkeit  mit  den  Behörden  wetteifernd, 
▼ersetzen  nnd  beschftfligen  zn  gleichem  Behuf  hilfsbedlirftige  Ar* 
beiter  auswärts .... 

Zuweilen  bewirtet  man  die  Entfernung  der  Armen  durch  ein 
^  heimliches  Almosen.  Ist  der  Arme  fremd  und  fehlt  es  an  einem 
gesetzlichen  Mittel  ihn  aus  der  Kommune  fortzuweisen,  so  bewilligt 
man  ihm  eine  Unterstützung,  worauf  er  kein  Recht  hat.  unter  der 
"RedinL'iing,  dass  er  die  Knmmnne  verlasse,  bo  werden  in  Massa- 
chusetts Ötaatsarme,  die  einer  JStadt  mehr  kosten,  als  man  zu  iliren 
Unterhalt  einnimmt,  durch  ein,  ihrer  gewöhnlichen  Unterstützung 
hiii/u|^efugtes  Geschenk  vermocht,  anderwärts  ihre  Wolmuiig  aufzu- 
schlagen. In  den  Niederlanden  gebraucht  man  auch  solche  Mittel. 
Wenn  der  Hilfsbedürftige,  den  man  los  sein  will,  an  dem  Orte  das 
Heimatsrecht  hat,  so  verscbafit  man  ihm  im  Geheimen  die  Mittel, 
in  emem  anderen  Besirke  leben  sn  können,  bis  er  dort  seine  Ver- 
sorgung in  Anspruch  nehmen  kann.  In  Dänemark  und  England  be- 
dienen sich  die  Gemeinden  desselben  Mittels,  um  ihre  Armen  los 
zu  werden.  Vorzüglich  sucht  man  sie  in  die  Städte  zu  bringen, 
wo  den  Nachforschungen  '''^r  Polizei  leichter  zu  entgehen  ist.  In 
EnglaiKi  werden  die  Hilfsbedürftigen  durch  kloine  Geschenke  ver- 
mocht, in  irgend  einer  grossen  Stadt  betteln  zu  gehen,  selbst  wenn 
sie  au  ihrem  Heimatsort  mit  geringeren  Kosten  leben  könnten.  In 
Bern  und  seinen  Umgebungen  halten  sich  mehrere  Hundert  Familien 
auf,  welche  tou  ihren  Gemeinden  die  Mittel  bekommen,  ihren  Hans- 
zins  und  andere  Lasten  tragen  zu  können.  Da  man  in  der  Stadt 
Luzem  Jeden,  der  sich  verpflichtet,  jährlich  4  Schweizer  Livres 
zu  bezahlen,  einnimmt,  so  machen  die  Gemeinden  des  Kantons  Gran- 
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bündten  zuweilen*  den  ihnen  zur  Last  fallenden  Individuen  ein  Gc- 
scbenk  mit  diesem  Oelde,  damit  sie  dort  iiire  Woiinung  uehmeu.  .  .  . 

Der  Gebrauch,  sich  von  armen  Mädchen  dadurch  zu  befreien, 
dass  man  sie  unter  der  Bedingung,  anderwärts  einen  Mann  zu  suchen, 
auabteucrte,  \sar  üv  allgemein  in  diesem  Kanton  geworden  und  wurde 
00  öffentlich  ansgefibt,  dass  der  Staatsrat  sich  verpflichtet  glaubte, 
mittelat  Zirkulars  vom  20.  Febr.  1829  jede  Unterstfitzung  unter  der 
Form  von  Aussteller  und  jede  Erhebung  der  Taxe  zn  einem  solchen 
Behuf  zu  untersagen.^  — 

Andere  Beispiele  bei  Rambli  8.  60  n.  a. 

Man  wird  die  Abschiebung  als  eine  mit  jeder  Armen^ 
gesetzgebung  fast  unausbleiblich  verbundene  Folge  betrachten 
<liirfen.  Doch  hat  immerhin  das  System  einigen  £influ8s  auf 
Art  und  Mass  derselben,  weil  bei  besonders  ungerechter  Ver- 
teilung der  Anii< nlust  die  Neigung  sich  derselben  zu  ent- 
ziehen auch  besonders  gefördert  wird.  Auf  der  andern  Seite 
ist  der  Umfang,  den  die  Ahsehitibung  gewonnen  hat,  ein 
Merkzeichen  für  die  Aufmerksamkeit,  welche  die  Behörden 
der  Durchführung  der  Freizügigkeit  und  der  öffentlichen 
Armenpücge  zuwenden.  Im  Hinblick  auf  diese  beiden  Momente 
erscheint  die  Untersuchung  geboten,  welche  Art  der  Ab- 
acbiebung  gegenwärtig  besonders  häufig  vorkommt  und  von 
welchen  Amieriv(  rbUnden  sie  vornehm lieii  geübt  wird. 

Man  wird,  sofern  eine  gewisse  Regelmässigkeit  dieser  Er- 
scheinunjj:;  smIUm  festgestellt  werden  kennen,  zweifellos  hiervon 
nützlielie  Fingerzeige  für  jene  Iteideii  wescntliehsten  Punkte  je- 
der Armengesetzgebung,  (lie  Verteilung  der  Armenlast  und  die 
Behördeuorgauisation,  erhalten. 

Eine  gewisse  thauächHche  Verschiedenheit  weisen  nun 
die  AbschiebungsfUUe  insofern  auf^  als  es  sich  um  endgültige 
oder  vorläufige  Untersttttzungsverpflichtung  seitens  desjenigen 
Annenverbandes  handelt,  in  welchem  die  Bedürftigkeit  hervor- 
getreten  ist,  und  insofern  als  eine  ganz  vorübergehende  oder 
eine  voraussichtlich  länger  dauernde  Hülfeloistung  in  Frage 
kommt.  Es  wird  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass  kleine  Oe 
meinden  in  der  Speiiduiig  des  sog.  Urtsgeschenks.  einer  kleinen 
einnijiligen  Gabe  an  I  )urehreisende,  sehr  freigebig  sind,  weil 
alsdann  von  diesen  niciit  eine  dauernde  Belastung,  sondern  um 
so  eher  die  baldige  Weiterreise  zu  erwarten  steht'),  da.ss 
sie  hingegen  niemals  dringender  die  Abschiebung  betreiben, 
als  wenn  es  sich  um  kranke,  oder  dem  Krankwerden  nahe 

')  Dies  wii"d  besonder?  in  der  würtcnib.  Erhebunir  über  Vcrab- 
folgun^'  von  Ortsgesclienkeu  u.  dgL  koustatirt  Vgl.  Würtemb.  Jahrb. 
f.  Sl  u.  L.  l«7y  S.  24o  Ü. 
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Personen  handelt.  Sie  wissen,  dass  der  Armenverband,  in 
dessen  Bezirk  Jomniul,  sei  es  aus  welchem  rirnnrln  es  sei.  der 
gesetzlichen  Pflicht  geniii^s  oder  ihr  zuwider  verbracht  ist, 
sieh  des  Bedürftigen  ainiehiiien  muss,  d.  h.  für  ihn  sorgen 
oder  ihn  wieder  weiter  schieben  muss;  sie  aber  sind  ihn  jeden- 
falls zunächst  los.  Hierbei  wirkt  denn  der  Mangel  au  ge- 
eigneten Anstalten  in  kleinen,  und  die  Bcsorgniss,  etwaigen 
vorläufigen  Aufwand  nicht  oder  nur  tarifgemÄss  erstattet  zu 
erhalten,  in  grösseren  Gemeinden  mit,  sich  der  ihnen  «ogo- 
schobenen  Kranken  ihrerseits  wieder  zu  entledigen. 

Es  scheint  in  der  That,  als  wenn  die  ArmenverbAnde,  besonders, 
die  kleineren,  fürchteteD,  sie  bfttten  Jemanden  g&nzllch  zn  behalten 
und  weiter  za  nntersttttzen,  wenn  sie  sich  überhaupt  einmal  mit  ihm 
befosst  haben.  Das  Bundesamt  f.  d.  H.  spricht  es  allgemein  mid 
wiederholt  aus: 

Die  Klagen  wegen  Verletzung  der  vorläufigen  Unterstützangs- 
pflicbt  bilden  nach  wie  vor  in  an?emiinderter  Zahl  einen  häufigen 
Get^enstand  der  Entscheidung.  Vgl.  £ntsch.  XIII  S.  40,  aacb  X 
S.  45,  XIV  S.  48  u  a.  m. 

Tm  ühriffpn  be/ieht  sich  die  überwiegende  Zahl  diesbezöglich^*r 
bundesaintlk  hei  Eui&cheidiingen  auf  die  Abschiebung  kraiik<^r  Per- 
sonen, die  ain  häufigsten  beklagt  wird  und,  soweit  ich  beurteilen 
kann,  auch  wirklich  am  häufigsten  vurkummt. 

Zu  den  fünf  Fällen  in  Entsch.  X  S.  45  flf.  wird  einleitend  be- 
merkt: „Fälle  einer  Pflichtyers&umniss  der  bezeichneten  Art,  ver- 
bunden mit  der  Fortschiebnng  selbst  schwer  erkrankter  HfUfs^ 
bedürftiger,  geben  nach  wie  vor  zn  häufigen  Bechtsstreitigkeiten 
uiter  Armen?erbftnden  Anlass.'^  —  Einige  sehr  gröbliche  Fälle  dieser 
Art  teUte  Bürgermeister  Klnpsch  in  seinem  Referat  für  den 
Städtetag  der  Provinz  Posen  von  1874  mit.  —  Auch  Entsch.  III 
S.  75,  X  S.  45,  XII  S.  37,  XIII  S.  40,  XIV  S.  44,  bes.  die  Ent- 
scheidung vom  9.  September  1882  und  XV  S.  41  vom  17.  März 
ISSo.  XVII  S.  65  u.  a.  Auch  kommt  diese  Al»scliirbiing  in  der 
Gestalt  vor,  dass  doni  Kranken  gutwiHig  Reisegeld  gegeben  oder  er 
an  da«!  Krankenhaus  eines  benachbarten  Armen  Verbandes  gewie.-en 
wird.  So  Kntsch.  V  S.  36,  X  S.  45  u,  a.  —  Bei  Gelegenheit 
einer  Klage  gegen  den  Ü.-A.-V.  Hanau  (einer  Stadt  von  beiläufig 
24  000  E  )  wurde  festgestellt,  dass  in  Hanau  die  regelmässige  Ein- 
richtung bestand,  anf  einen  Schein  des  Armenarztes,  welcher  lautete: 
^K.  bedarf  der  Unterstfitznng  zur  Weiterreise^,  eine  solche  zu  ge* 
währen  nnd  zwar  aach  in  Fälleo,  in  denen  der  Arzt  sich  hfttte 
überzeugen  müssen,  doss  sofortige  Krankenhillfe  notwendig  sei. 
Vgl.  Entsch.  V,  7.  April  1883  in  XV  S.  37,  — 

Verhältnissmässig  seltener  sind  KLigen  über  ZurUckschaf- 
fang  nicht  kranker  und  nicht  dauernd  bedtlrftiger  Personen 

M  Ein  =elir  bemerkenswerter  Fall  des  RücktrRn^portejj  vnn  7  ro«i!«i- 
schen  Au&wandererfaoülieu,  die  der  sofortigen  Hülfe  bedurften,  in  Entscb. 
12.  Oktober  187tj.  X  S.  52. 
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Jjagt'f:«'!!  scheinen  die  FSlle  des  Schutzes  vnr  Zuzu^^  und  (lt*r 
Belbrdtrung  des  Abzuges»  selir  liäuHjj  zu  sein;  man  niusn  da- 
bei noch  berücksichtigen ,  das»:»  »icli  viele  derselben  naturge- 
miiss  der  öfi'entlichen  Kenntnis»,  insbesondere  der  des  geschä- 
digten ArmeuyerbandeSy  entziehen,  weil  der  Bedürftige  mit  dem 
al^hiebenden  Yerliande  unter  einer  Decke  zu  stecken  {xfl^gt 
Hierher  gehttrt  die  Unterstützung  zugezogener  Personen  durch 
kleine,  aber  dauernde  Spenden  von  Geld  oder  Naturalien,  um 
den  Verlust  des  auswärtigen  Unterstützungswohnsitzes  und 
den  Krworh  (losselht'n  nm  Aiif<'nthalts«>rte  zu  luii<1«'rn,  sowie 
di«'  Kruiunterung  zum  Fortzu^^  »  inlipimischer  (xlvr  zum  Wieder- 
i'  i  tziig  fremder  Personen  durch  Gewährung  des  Reisegeldes 
und  d(T  noiu  t  ndipm  Unti'ihaltsniittel  für  die  erste  Zeit  nach 
dem  Forizuge;  Iderher  gehört  \or  allem  die  heimliche,  d.  h. 
die  ohne  Wissen  des  Aufenthaltsortes  verabfolgte  Unterstützung 
an  auswärts  wohnende  Individuen  bis  zu  dem  Zeitpunkte^  in 
welchem  sie  den  Unterstlitzungswohnsitz  ausserhalb  erworben, 
mithin  in  dem  verpflit  lit«'ten  Armenverbande  verloren  haben. 
Dies  geschieht  besonders  häufig  in  Ansehung  dauernd  bedürf- 
tiger Personen. 

Ein  hdchst  charakteristischer  FaU  in  der  Entsch.  6.  Okt  1888, 
XV  S.  18 :  Der  nur  ans  123  Einwohnern  gebildete  O.-A.-V.  Augusten- 
burg hatte  für  eine  nach  Osterhever  verzogene  Person  540  M.  im 

Wege  der  Kollekte  zusammengebracht  und  der  letzteren  ausgehändigt. 
Als  nach  Ablauf  von  mehr  als  2  Jahren  die  l'orsoii  in  O  unter- 
stützt werden  musste  und  0.  sjegen  A.  den  hiertur  notwendigen  I^o- 
trag  einklagte,  lehnte  A.  die  Erstattung  ab,  weil  der  Unterstüt/.te 
den  U.-W.  in  0.  erworben  habe,  woraul  ü.  das  Verfahren  von  A.  repli- 
kando  aufdeckte.  Das  B.-A.  bemerkt  hierzu  in  seiner  Entscheidung : 
„Dass  derartige,  das  gewdhnliche  Mass  der  Pmatwohltbätigkeit 
weit  ttberschreitende  Beitrage  einer  schon  seit  Ifingerer  Zeit  von  A. 
verzogenen  Familie  lediglich  ans  Menschenfreundlichkeit  und  ohne 
Kebenzwecke  verabfolgt  seien ,  ist  keineswegs  anzunehmen.  Der 
Hergang  in  seiner  Gesammtbeit  erklärt  sich  viehnehr  durch  das  he- 
streben,  die  Familie  N.  wenig'^tens  dem  llnsseren  Scheine  narh  von 
öflfentlicher  nnterstützung  so  lan<j;('  frei  zu  halten,  bi.s  die  2jährige  Frist 
verstrichen  sein  wurde." —  Ein  j^'ari/  ahnlicher  Fall  in  Kutsch,  v.  23 .  A\n\\ 
1881,  XTII  S.  ir»,  —  Der  Beigeordnete  T.ange  teilte  in  seinem 
Referat  tur  den  pommerschen  Städtetag  von  1876  unter  anderen 
einen  Fall  mit,  wonach  eine  Dorfgemeinde  einen  Mann  kontraktlieh 
gegen  Znsicherung  einer  Hitgift  von  15 — 20  Thlr.  verpflichtete, 
eine  Untersttttsongsempfilngerin  zu  heiraten  und  dann  mit  ihr  den 
Ort  zn  verlassen.  —  Bei  Gelegenheit  der  säcbs.  Armenstat.  von 
1880  stellte  sich  heraus,  dass  in  200  F&ilen  265  Personen  seitens 
der  Gemeinde  des  Unterstützungswohnsitzes  an  anderen  Orten  ohne 
"Wissen  der  dortip-en  Armenbe!f?^rde  direkt  unter<^tiUzt  wurden,  was 
ziemlich  zweitellos  auf  die  Al>siclii  der  Abschiebung  deuten  möchte. 
\gl.  a.  a.  U.  Jahrg.  28  S.  15  und  52  a. 
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Eine  Art  System  für  sich  bildet  die  Behandlung  des 
Q^indea  und  der  Liohiiarbeiter  in  Bezug  auf  Dienst-  und 
Arbeitskontrakte;  es  wird  nämlich  von  vornherein  eine  Id^- 
zero  als  die  zweijährige  Dauer  des  Dienstes  oder  der  Arbeit 
vereinbart,  und  der  betreffende  Dienstbote  oder  Arbeiter  Vor 
Ablauf  der  zwei  jiihri<<on  Frist  aus  dem  Armenverbande  wieder 
entfernt.  Doch  ist  diosos  System  soinom  Wrspn  nach  nur 
anwfndbar  fiir  Gutsbezirke,  die,  hnv  i-  der  Krwerb  des  T^nter- 
ütiitzungswohnsitzes  in  ihnen  vuliendct  ist,  den  zuziehenden 
Iri<li\  iduen  gegenüber  ein  umfriedetes  Privatbesitztum  bilden, 
aus  dem  sie  beliebig  wieder  zu  enttcrncu  das  Haufirecht  des 
Qutsbesitsers  ist  Durch  eine  derartige  Entfernung,  die  nur 
im  uneigentlichen  Sinne  „Abschiebung*  ist,  werden  besonders 
die  benachbarten  ländlichen  Gemeinden  geschädigt 

Das  vonual.  yreuss.  O.-irib.  hatte  iu  cuucm  Erk.  v.  6.  Juli 
1855  (Strieth.  Arch.  Bd.  19  S.  35)  das  Engagement  eines  ländlichen 
Tagelölmers  durch  die  Gutsherrschsft  als  einen  Akt  der  aosdrtlck- 
lichen  Aufnahme  als  Gemeindemitglied  im  Sinne  des  §  1^  des  Ges. 
von  1842  erachtet:  eine  so  unhaltbare  Auffassang,  dass  sie  sowohl 
TOn  Seiten  der  Verwaltungsbehörden  energisch  znrflckgewiesen,  als 
auch  von  Seiten  des  O.-Trib.  selbst  in  einem  späteren  Erk.  vom 
16.  Juni  1858  (a.  a.  0.  Hd.  28  S.  325)  aalgegeben  wurde.  V^. 
hierüber  auch  v.  Flott  well  I  S.  107.  — 

Stüve,  Wesen  und  Verfassung  der  Landgemeinden  in  Nieder- 
sachsen und  Westfalen,  1851,  bemerkt  S.  198.  dass  die  liilduug  su- 
genanntcr  Gutsgemeiudeu  in  Bezug  auf  da&  Domizil  der  Verleihang 
einer  Exemtion  gleich  m  achten. 

Aas  der  Katar  dieser  „Abschiebong"  folgt,  dass  sie  nicht  wie 
diejenige  seitens  der  Gemeinden  snm  ArmenstreitTerfohren  flUircn 
kann  ;  man  findet  daher  hierüber  nichts  in  der  bondesamtliches 
Judikatur.  —  Ausdrückliche  Klagen  in  dieser  Beziehimg  sind  aas- 
gesprochen worden  bei  Verhandlung  der  Varnbül ersehen  Anträge 
im  Reichslage,  wo  namentlich  bemerkt  wurde,  dass  getlissentlich 
Dienst-  und  Arl)eiiskontrakte  auf  die  Dauer  von  23  Monaten  ab- 
geschlossen würden. 

Die  ländlichen  kleinen  Gemeinden  hesitzcn  ihrcr^oits 
wieder  ein  Mittel,  Zuzug  abzuwehren  bczw.  die  ZuzUglinge 
wioder  zu  entfernen,  in  der  gcgcn8oiti;i:on  Vorcinbanm^  der 
Einwohner,  dem  Fremden  kein  Unterkommen  bezw.  keine 
Arbeit  zu  gowälircn. 

Im  Vorstellend  (Ml  sind  die  HauptfUlle  der  eigentlichen 
positiven  Ab.schiebung  angedeutet.  Eine  vielleicht  grössere 
und  für  den  Zustand  der  öffentlichen  Armenpflege  gewiss  bei 
weitem  mehr  einschneidende  Bedeutung  kommt  der  nc^tiven 
Abschiebung,  dem  Nichtsichkttmmem*'  zu.  Es  sind  dies  die 
zweifellos  unendlich  hUungen,  obgleich  im  einzelnen  sehr 
schwer  nachweisbaren  FäUe^  in  denen  der  Armenverband  auch 
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l>'-ziifrlieh  seiner  eigenen  Angeliöri<i^en  hei  objektiver  Erkenu- 
barkeit  der  Hiill'>l<o(liiri"tigkeit  iiiclits  tliut  ihr  zu  steuern,  ein 
Verhalten,  das  eng  u»it  den  für  Annciizweeke  zu  (iebotc  steiien- 
<ieu  Mittehi  zujiaiumenhftngt  und  in  dein  sich  am  deutlichsten  die 
ungerechte  oder  zu  schwere  Belastung  ausspricht.  Ini  allge- 
meinen ist  auch  besttglich  der  Absehiebung  die  Wahrnehmung 
zu  machen,  dass  das  Interesse  an  dem  einzelnen  Armenpflege- 
&Ue^  das  Bemühen,  ihn  sich  fernzuhalten,  ein  um  so  grösseres 
ist,  je  mehr  die  Leistungsfthigkeit  des  Armen  Verbandes  eine 
Iferinge,  die  Verpflichtung  zur  Armenlast  eine  willkürliehe  ist. 
Aus  letztf'rem  Ümstande  erkliirt  .sieh  naiiKM^tlich  aueli ,  dass 
Abschiebungen  von  Durchreisenrlen  und  von  Iremdcn  Kranken 
aueh  in  grossen  Stödt^m  vorkommen  während  es  im  (d)rifr«'n 
vorwiegend  die  kleinen  Gemeinden  sind,  in  denen  ein  solehef» 
Verhalten  beobachtet  wird. 


4.  Kostspielige  Anenpflege  für  fremde  ReehnoD/^. 

§  96. 

Mit  grossem  Nachdruck  wird  von  den  Gedern  der  Reichs- 

Sesetzgebung  betont,  dass  eine  ihrer  ttbelsten  Wirkungen 
arin  Destehe,  dass  die  Armenpflege  theurer  geworden  sei  und 
zwar  vornehmlich  deshalb,  weil  den  Ortsarmenverbänden  dio 
Landarmen  verbände  als  Tr.'iger  der  Armenlast  koordinirt 
worden  seien.  Diese  k^^nnton  auf  <ler  einen  Seit»-  ilirer  ganz(;n 
Vi^HasHung  m^h  den  ihnen  unniirtelbar  zugewic-scneu  Aut"gal)eü 
der  Armenpflege  nicht  mit  geringen  Mitteln  genügen,  wie  die 
Ortsarmenverbände,  und  auf  der  andern  Seite  wirtschafteten 
die  Ortsarmenvcrbände,  denen  Landarme  zugewiesen  worden, 
^r  Rechnung  der  Landarmenverbände  teurer,  als  wenn  ea 
sich  um  Ortsarme  handelte. 

Von  der  Erörterung  des  ersten  Vorwurfs  wird  an  dieser 
Stelle  abzusehen  sein;  es  ist  unzweifelhaft,  <lass  die  wesent- 
lichsten Aufwandszwecke  der  Landarmenverbände:  Unterhal- 
tung von  Irren-,  Sieehen-,  Blinden-  n.  s.  w.  Anstalten,  in  der 
That  s<'hr  crlicljliehe  Aut'wendun,i,^<  n  bcanspruelH  u ;  die<<  ist 
aber  k<'ine  Ei^rontümlichkeit  des  Laiidarmenwesens,  tiomltMn, 
wie  oben  nachgewiesen,  eine  «lurchgehendci  zu  beobachtend«',  uit' 
dio  bessere  Einsicht  in  das  Wesen  der  Armenpflege  gegrün- 
dete Erscheinung;  die  grösseren  Gemeinwesen  wirtschaften 
überall  teurer,  aber  in  der  R^el  auch  besser,  als  die  kleineren. 
Da  kann  es  sich  nur  um  die  Frage  handeln,  wi(^  weit  im 
Interesse  der  allgemeinen  Finanzlage  eine  Einschränkung  des 
Aufwandes,   im  Interesse  der  Armenpflege  eine  Erhöhung 


>)  Vgl.  hierüber  die  AnMihruugeii  in  174. 
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wünsch en}«wert  erscheint.  Diese  Fragis  soll  au  anderer  btcUe 
zu  beantworten  ver&uclit  werden. 

DaiLregcn  ist  liier  von  Bedeutung  der  zweite  Punkt.  Zu 
seiner  liegründung  wird  angeführt,  da^s  ein  OrLsarmeu verband, 
der  für  Rechnung  des  Laudarmenverbandes  Arme  verpflege, 
kein  Interesse  daran  habe  zu  sparen  und  mit  sehr  genauer 
Unterscheidung  von  Ortsarmen  und  Liandarmen  für  letztere  reich- 
lichere  Aufwendungen  mache  ab  für  erstere.  Hiergegen  ist  nun 
vor  allem  —  selbst  wenn  die  Richtigkeit  des  Vorwurfes  aner- 
kannt wtirde  —  zweierlei  einzuwenden.  Erstens,  dass  die  Ge- 
fahr dann  ganz  allgemein  überall  da  vorliegen  würde,  wo 
grössere  allgemeine  Mittel  zu  speziellen  örtlichen  Zwecken  zur 
Verfiigting  stehen.  Zweitens  dnss  die  Gefahr  nicht  aufLandarme 
beschränkt  bleibt,  sondern  ebenso  in  Ansehung  aUer  derjenigen 
Fällf  ubwaltet,  in  denen  überhaupt  aus  anderen  als  den  eigenen 
Mittehi  gewirtschaftet  wird :  vor  allem  also  in  Ansehung  der- 
jenigen Unterstützungen ,  für  welche  ein  Ortsaxmenverband 
dem  anderen  zur  Erstattung  verpflichtet  ist. 

Dass  die  Gefahr  vorliegt  und  Fälle  der  bezeichneten  Art 
vorkommen,  kann  allerdings  nachgewiesen  werden.  Im  abngen 
ist  für  diejenigen  Fälle,  in  denen  nicht  positiv  ein  pflicht- 
widriger Aufwand  nachgewiesen  werden  Kann,  zu  berück- 
sichtigen,  dass  der  Armenaufwand  nicht  blos  örtlich  und 
zeitlich,  sondern  auch  in  Betrcfl'  der  unterstützten  Personen 
ein  sehr  verschiedtnier  ist  und  verschiedener  sein  muss,  je 
nach  Alter,  Geschlecht,  übcriiaupt  je  nach  dem  Grade  indivi- 
dueller Hülfsbedürf'tigkeit.  In  der  Literatur  wird  nun .  m 
lange  über  Ann*'ngesetz;;ebung  geschrieben  worden,  über- 
wiegend die  Aieuiung  vertreten,  dass  jede  Annen  Verwaltung, 
welche  au  dem  Ertblge  der  Armen[)nege  nicht  unmittelbar 
flnanziell  beteiligt  sei,  teuer  und  verHehwriub  risch  wirtschafte'). 
Speziell  bezüglich  des  Verhältnisses  der  Land-  und  Ortsannen- 
verbände giebt  Adickes  sehr  wertvolle  und  aiujfüLrliche 
Nachrichten,  aus  denen  ersichtlich  wird,  dass  in  der  That 
Fälle  vorgekommen  sind,  in  denen  Landarme,  die  in  Orts- 
armenverlAnden  untergebracht  waren,  teurer  verpflegt  wurden, 
als  die  Ortsarmen. 

Vgl.  A dickes  I  S.  754.  Besonders  in  Idem  Verw.-Bericht 
für  WestpreoEsen  1878 --79  treten  solche  Ungleicbmässigkeiten 
hervor.  —  Ebenso  wird  in  der  Rheioprovins  und  in  Humover 
hierttber  geklagt.  In  dem  neuesten  Yerw.*^Bericht  der  Provinz 
Sachsen  (fttr  1883—84  und  1884—85)  wird  S.  96  bemerkt: 
„Die  Yerwaltung  hat  sicli  der  Wahmebmmig  nicht  verschliessen 
können,  dass  einzehie  Armen  verbände ,  welche  schon  seit  Jahren 
Beihttlfen  aus  Laudarmeufonds  erhalten,  sehr  geneigt  sind,  den  die 


1)  Üia-uber  noch  näher  unten  §  109. 
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öffentliche  Fürsorge  anrufenden  Ortsarmen  recht  hohe  Untorstützungen 
zuzubilligeu,  weil  sie  als  gewiss  annehmen,  dass  die  l'rovinz  diese 
rnterstütznnrren  gemäss  $  3G  Cr.  v.  8.  März  1871  ganz  oder  fast 
gaDZ  auf  Landarmeufonds  uhernelimen  miiss.**  In  der  S.  242  näher 
bezeichneten  Publikation  „Die  ländliche  Arnienptlege  nnd  ihre  Ueform'* 
sind  auf  S.  164 — 166  die  Aeusserungen  einiger  Laadurmeu verbände 
mUgoteilt,  welche  sich  in  ihnlieher  Weiee»  sam  TeQ  In  sehr  scharfen 
AosdrnckeD,  anasprechen.  —  In  manchen  Landannen  verbinden  sind 
solche  Wahrnehmungen  dagegen  nicht  oder  nnr  vereinielt  gemacht 
worden.  Sachsen  hob  sogar  1877—78  entgegen  der  neuestens  aus- 
gesprochenen Rttge  lobend  den  Eifer  der  Ortsamienverbände  hervor^ 
auf  thunlichst  billige  Unterstatsnng  der  Landarmen  Bedacht  zn 
nehmen. 

In  Bezug  auf  die  Ortsarmenverbände  Unter  einandei:  sind 
FaUc  dieser  Art  namentlich  den  Entscheidungen  des  Bundes- 
amts f.  d.  U.  zu  entnehmen ;  (lI*'soll>*'n  beweisen,  dass  der  Vor» 
wui*f  durcliaus  nicht  ganz  unbegründet  ist.  Abgesehen  von 
einigen  <'xnrbitanten  Liquidationen,  welche  die  unterste tzenden 
den  verptiiL-litcten  Orti^arnionverhHnden  zugehen  Hessen,  findet 
sich  eine  niclit  unerhehUi  lH'  Z.ilil  \  .»n  Aufwendungen,  die  ent- 
weder an  lind  lur  sich  zu  hohe  oder,  wenn  auch  der  llüllVlcistung 
entsprechend,  in  Ansehung  der  letzteren  überflüssig  waren. 
Besonders  bemerkenswert  sind  die  FttUe,  in  denen  das  Be- 
dttrfniss  der  Unterstützung  gegenüber  arbeitsfllhigcn,  aber 
arbeitsscheuen  Personen  nicht  hinreichend  geprüft  und  ohne 
Anwendung  von  Zwangsmassregeln  Unterstützung  verabfolgt 
wurde. 

Vgl.  z.  B.  Entsch.  v.  26.  Febr.  und  5.  Febr.  1876,  VII  S.  36.  — 
Der  klagende  O.-A.-Y.  hatte  45  M.  monatliche  Miete  für  einen 
gewöhnlichen  Arbeiter  liquidirt,  während  der  Sachverständige  höchstens 
6  M.  Itkr  angemessen  erachtele.  In  dem  andern  Falle  12  M.  — 
Aehnlich  auch  XIII  S.  79.  —  IM  or  unnötigen  Aufwand  für  Be- 
gleltnng  von  Kranken  vgl.  Entsch.  v.  i  ;.  März  und  23.  Oktober  1880, 
XII  S.  201.  --  Für  ärztl.  Gebühren  Xlll  S.  100.  —  Für  Kranken- 
pflege XIV  S.  58,  XV  S.  iM.  XVI  S.  57  n.  a.  m.  —  Wegen  \vu'h\- 
fertiger  Unterstützung  ai  ljcil- fälliger  Personen  vgl.  Entsch.  v.  2.  Dezem- 
ber 1882,  XV  S.  r,4.  V.  22.  November  1884,  XVII  S.  77.  —  Da- 
gegen XV  S.  51,  dass  unter  Umständen  trotz  vorhandener  Arbeits- 
fähigkeit Armenpflege  notwendig  werden  könne. 

Im  allL'«'in('infMi  sind  es  ant'h  liier  wieder  die  kleinen  V^er- 
bilnde,  Ix  i  (ieneu  «lerartij^e  Fülle  vorliegen.  In  Fiill.  ii,  an 
denen  gröö.seru  Gein«'iii(lcn  lieteiüjjt  sind,  handelt  es  .">ich  durch- 
gehends  nicht  um  die  Liquidation  hülierer  Kosten,  als  wie  sie 
flir  die  eigenen  Angehörigen  aufgewendet  worden,  sondern 
nur  um  den  Versuch,  gegen  das  Tarifsystem  anzukämpfen 
und  neben  den  tariftnttssigen  Sätzen  noch  besondere,  dem 
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wirkliclinn  Aufwand  iniir»*f;tlir  entsprechende  Kosten  erstattet 
zu  erhalten.  Dieser  W'i\iuch  ist  deshalb  sehr  elmrakteristisch. 
weil  er  wie«leriun  beweist,  wie  sehr  ge^en  dies«*  VrrpflichtiuijL,' 
zur  Krankenpfle^i;e  gegenüber  allen  durchreisenden  Kranken 
als  eine  der  grössten  \\  iliküriichkeiten  des  Gesetzes  reagirt 
"wird^. 

Dass  die  Fälle  kostspieligerer  Wirtschaft  eine  erheb- 
liche Bedeutung  im  Verhttltnias  zu  den  Gesamintaufwendungen 
der  (öffentlichen  Armenpflege  einnehmen,  mOchte  trots  alledem 
SU  bezweifeln  sein.  Man  muss  daran  denken,  dass  es  vor 
allem  die  grouen  Stttdte  sind,  welche  nichtortsangehörige  Per- 
sonen zu  unterstutzen  haben,  und  dass  die  Amenpfl^e  in 
kleinen  Annenverbänden,  selbst  wenn  diese  einen  Unterschied 
zwischen  Orts-  und  Landarmen  machen  sollten,  in  allen  Fällen 
noch  wesentlielt  hinter  dem  I )iirch8chnitt8aut"wan<l  der  i4;rösseren 
Yerhände  zurückljleibt.  üeberdies  ist,  wie  unten-)  nachzu- 
weisen sein  wird,  das  zifFermässige  Verhältnis«  von  Landarmen 
und  Ortsanuen  kein  solches,  um  die  Unterstützung  von  Land- 
armen durch  Ortsannen viüljiLude  zur  Tlauptsaeli(;  zu  maclien. 
Was  aber  den  Vorwurt'  nach  der  Kicluung  hin  betritt,  dass 
all  dies  eine  Folge  der  Reichsgesetzgebung  sei ,  so  wird  man 
darauf  mit  dem  einfachen  Hinweis  erwidern  können,  dass^  so- 
weit er  begründet  ist,  er  für  jede  Armengesetzgebung  be- 
gründet ist)  in  welcher  ein  Erstattungswesen  irgend  welcher 
Art  zugelassen  ist,  und  dass  speziell  in  Baien  II  Verpflich- 
tung des  Staates  zur  Erstattung  des  Aufwrandes  fUr  heimatlose 
Personen,  sowie  die  gegenseitige  Erstattxmgspflicht  der  Hei- 
matgemeinden dieselben  Gefahren  heraufbeschwört 


')  Es  sind  z.  B,  die  Falle,  in  denen  eine  besondere  Krätzkiir  er- 
forderlich gewesen  ist.  bekanntlich  häutigsten  bei  den  vatrirendm 
Elementen.  Vgl.  Entsch.  X  S.  ö4,  XÜ  81,  XIII  S.  102  und  unten 
§  174. 

«)  §  100. 
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6.  Kapital. 

Soziale  Wirkungen. 

§  97. 

Der  »Scheidung  der  Wirkungen  der  Amicn-  und  Wirt- 
scIiatYsi^^esctz^^ebung  in  finanzielle  und  soziale  kommt  eine 
rinzijiielle  Bedeutung  nicht  zu.  im  Grunde  genommen  «»ind 
Q&nzpolitifiche  £r\\'ägungen  zugleich  immer  sozialpolitische, 
wirken  die  aas  ihnen  erwachsenen  Gesetze  auf  die  sozialen 
VerhJÜtnisse  so  gut  wie  auf  die  finanziellen  zurllck.  Von 
sozialen  Wirkungen  kann  daher  auch  hier  nur  in  einem 
engeren  Sinne  gesprochen  werden,  insofern  als  gewisse  Wir- 
kungen der  Gesetzgebung  als  in  hervorragendem  Masse  so- 
ziale hervorzuheben  sind. 

Schon  bei  Betrachtung  des  allgemeinen  Standes  und  der 
Verteiluntr  der  Araicnlast  ist  des  Vorwurfes  gedacht  worden, 
das«?  die  Erleichterung  der  Freiz1i;^n'gkeit  bei  gleichzeitig  aii- 
t^eitiger  DurchtUhrung  der  öffentlichen  Armen pflecre  <las  Zu- 
und  Abströmen  der  ärmeren  Volkökla.st?<'U  Ixfonh^re  und 
hierdurch  sowohl  die  Armut  im  allgemeinen  sowie  die  unge- 
rechte Belastung  der  betroffenen  Armen  verbände  gesteigert 
werde.  Mit  Bezug  auf  die  sozialen  Wirkungen  der  Reichs- 
gesetzge'hung  wird  nun  dieser  Vorwurf  wiederholt  und  vor 
allem  betont,  dass  durch  die  Gestattung  des  fireien  Zuges  und 
die  Gewährung  eines  überall  gleichartigen  Anspruches  auf 
Unterstützung  der  sittliche  Zustand  der  Bedürftigen  wesentlich 
verschlechtert  würde;  es  komme  femer  jenes  wesentlichste 
Moment  fruchtbringender  Aimenpflege,  die  vorbeugende  und 
individualisirende  Behandlung  des  einzelnen  Armen ptlegefalls 
in  Fortfall,  weil  der  zur  Unterstützung  gänzlich  fremder,  in 
einer  vnraussichtlich  dauernden  Verbindung  mit  ihm  nicht 
verbleibender  Personen  verptiichtete  ^Vrmenvcrband  weder  die 
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faktische  Möglichkeit  zu,  nocli  das  Interesso  an  einer  derar- 
tigen BehanrlhiTi^^  habe.  Vor  allem  aber  uiachtcn  sich  die*?e 
})f^iflon  Uobr'l.stiinde  bemerkbar  bei  der  von  der  R«'ieh8;i:e^ftz- 
gtjbung  neu  gescliairrncn  Kategorie  der  Laudarinen ,  \\  ek-he 
aus  jeaer  auch  iinch  so  kurz  dauernden  Verbindung  mit  einem 
Ortsanncnverbaud  gelöst  und  mit  dem  Anspruch  auf  die  viel 
reieliliciieren  Mittel  des  Landannenverbandes  ausgestattet  seien. 
Und  da  hier  jede  vorbeugende  und  individualisirende  örtliche 
Armenpflege,  das  Imzaumhalten  der  Bedürftigen  gttiizlich  an* 
möglich  sei,  so  bilde  das  Landarmenwesen  nicht  bloe  eine 
Veranlassung  unrationeller  Armenpflege,  sondern  es  befördere 
geradezu  die  Zuchtlosigkeit  einer  ohnehin  unter  heutigen 
Verhältnissen  dem  ßettem  und  Landstreichen  in  hohem  Masse 
zuneigenden  Bevölkerung. 

Soweit  die  Ge^er  der  Reichsgesetzgebunir  auch  Freunde 
der  Heimatgesetzgeljung  sind,  weisen  sie  zugleich  darauf  hin, 
dass  solche  Zustände  nicht  eintreten  könnten  da,  wo  jedes 
Individuum  mit  einer  Heimat<xenieindn  in  dem  Verhältniss 
dauernder,  mir  durch  den  Erwerb  einer  neuen  Heimat  ru 
lösender  Verbindung  stehe,  wo  das  L:indarnienwcson  ebeu^ju 
unbekannt,  wie  die  schnelle  Anknüjifun";  uml  die  schnelle 
Beendigung  des  Angehörigkeitüverhältuisae?»  unniögiicli  sei. 
Nur  angesichts  eines  solchen  Verhältnisses  habe  der  Anspruch 
auf  Unterstützung  Sinn  und  Berechtigung;  nur  gegenüber 
einem  HeimatangehOrigen  besitze  die  Gemeinde  das  notwendige 
Interesse  an  guter  Armen])flege  und  die  Möglichkeit  dieselbe 
durchzuführen. 

Im  einzelnen  ist  folgendes  hierttber  zu  bemerken. 


1.  Der  Anspruch  des  Armen  auf  Unter  st  ützon^. 

§  98. 

Der  Vorwurf y  dass  die  Reich sgcsetzgebung  dem  BedUrf^ 
tigen  einen  Anspruch  auf  Annenhttlfe  gewähre,  beruht  aui 
einer  freilich  ziemlich  alten  Verwechselung  des  staatlichen 
Interesses  an  der  öffentlichen  Armenpflege  und  des  VerhAl^ 

nisses  des  einzelnen  Individuums  zu  dem  verpflichteten  Armen* 
verbände.  Schon  die  Entwürfe  und  Vorverhandlungen  zu 
dem  preussischen  Gesetz  von  1842  l>etontcn  das  Interesse, 
welelios  der  Stajit  an  Aufreehterhaltung  der  öffentlichen  (  Ord- 
nung und  Abwendung  gemeiner  Hofahr  habe;  hirM-dun  h  zur 
Ein-  und  Durchi'uhrung  der  «iü'cntlichen  AniitMij)liege  genötigt 
bestelle  er  öffentlich-rechtlielu'  Orirnne  dersclln-n .  di«-  ihm 
gegenüber  zur  Unterstützung  b 'düi-t'tiger  ludivi.iuen  ver- 
pflichtet seien;  ein  Anspruch  des  Aruien  solle  dadurch  in 
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keiner  Weise  begründet  werden  :  eine  Meinung,  die  in  §  33 
des  desetzes  ihren  gesetzlichen  Ausdruck  fand.  Ebenso  sjiriclit 
ij  1  des  Gesetzes  vom  6.  Jnni  1870  es  aus,  dass  Rechte  und 
PflichteTTi  auf  Grund  dit-ses  Gesetzes  nur  zwischen  Arnien- 
verbändeii  begründet  werden;  und  §  63  fügt  liinzii,  dass  dem 
Armen  kein  im  Rechtswege  verfolgbarer  Anspruch  auf  Unter- 
■Stützung  zustehen  soU^).  Weil  nun  aber  die  Armenpflege 
schliesslich  doch  an  Niemandem  anders  als  an  dem  einzelnen 
Indiyiduum  bethätigt  werden  kann,  so  yermochte  weder  das 
preussische  noch  das  Reichsgesetz  irgend  welcher  Bestimmungen 
m  entbehren,  welche  das  Individuum  zu  einem  ver))flichteten 
Armenverbande  in  persönliche  Beziehung  setzen ;  sie  bedurften 
nntivendijz:  der  Feststellung  individueller  Merkmal-',  in  welchen 
die  gewimsehte  Hezieliunpr  7M  8aeh*2:einässeni  Aiisdrnuk  kommen 
konnte.  Und  weil  nun  weiter  diese  Merkmale  ( Auientlialt,  Ge- 
burt, Verehelichung)  ganz  ähnliche,  ja  zum  Teil  dieselben  sind, 
wie  diejenigen  der  eigentlichen  Heimatgesetzgebung,  so  nimmt 
hei  ihnen  die  Verwechselung  ihren  Anfang ,  indem  der  hier 
in  Bede  stehende  Anspruch  des  Staates  an  seine  Glieder  auf 
"Gewährung  der  ArmenhUlfe  mit  dem  durch  Heimaterwerb  be> 
gründeten  Anspruch  identiüzirt  und  aus  diesem  Anlass  ein 
privatreelitlicher  Anspruch  des  Individuums  unterstellt  wird: 
eine  Auffassung,  die  durch  den  leicht  missverstilndlichen  Aus- 
druck „Unterstützung-s Wohnsitz"  noch  einige  Nahrung  erhült. 
In  Wahrheit  aber  soll  damit  nieht  ein  .subjektives  Recht  de» 
Unterstützten  jsreschaffen ,  sondern  lediiXÜeli  ein  Massstiih  ge- 
setzt worden,  mittels  dessen  über  den  Kopf  des  Individuums 
hinweg  nach  gewissen  Aeusserungen  seiner  Existenz,  nämlich 
seinem  Verbleiben ,  die  ArmenUst  auf  die  verschiedenen  Ver- 
bände verteilt  wird.  Es  handelt  sich  also  vom  rein  theore- 
tischen Standpunkt  aus  lediglich  um  ein  Öffentlich-rechtliches 
Prinzip  in  Ansehung  d  r  Armenpflege  und  um  ein  finanzielles 
Prinzip  in  Ansehung  der  Armenlast. 

Das  Ges.  v.  81.  Dezember  1842  führte  lediglich  den  Titel 
»Gesetz  ttber  die  Verpflichtang  zor  Armenpflege**  and  bezeichnete 
den  Aufenthalt  mit  keinem  andern  als  dem  Namen  „Aafenthalt**. 

Erst  in  dem  Ges.  vom  21.  Mai  1855  Art.  1  heisst  es:  „Die  Ver^ 
pflichtung  des  Ortsarmenverbandes  zur  FOrsorgc  für  oinon  Armen 
(der  Unterstützungs  Wohnsitz)"  —  womit  ein  dem  französischen 

domicilo  (!o  seconrs  narhgcbilfleter  Ausdruck,  wenn  auch  zunächst 
nur  pareuthetiscb,  zum  ersten  Male  angewendet  wurde,  —  lu  dem 


')  Ihre  Ueber<"iiieiti!iiTTi!uig  hiermit  erklärton  —  mit  AiiPnnhm*»  des 
rheinischen  Landtages,  der  selbst  eine  derartige  V^erDtiichtung  dem  Staate 
gegenüber  für  gefährlich  erachtete  —  die  sämmtUcueu  über  den  Gesetz- 
entwurf befi-agten  Landtage.  Vgl.  das  Material  tm  Entstehangs- 
geechichtc  bei  Arnold  S.  C^^. 

*)  Vgl.  oben  S>.  140  wegen  der  Stalluiig  der  Keichstagskommissioo. 
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had.  Oe?.  vom  5.  Mai  1870  wird  dieser  Ausdruck  geflissentlich  zur 
Bezeichuuug  des  oen  gescbaöenen ,  aaf  die  Aufeutballädauer  ge* 
gründeten  Verhältnisses  gebraucht.  —  Flottwell,  nach  dessen 
grundlegenden  Aibeiteu  gerade  iu  dieser  Frage  ein  AIi&&ver&täudui&& 
nicht  melir  hfttte  mkommeii  soHod,  polemiairt  Betar  naehdrttckHch 
gegen  jede  AiudmckBireiBe,  welehe  einen  sabjektiTen  Anspruch  dM 
Individwune  beseichnet,  wie  „Annendomizil,  Untent-Wohnnts  jl  b.  w.**, 
und  schl&gt  den  Ausdruck  „Fflrsorgepflicbt  bezw.  vermögensrecht- 
liche Fürsorgeverpflichtung  der  Gemeinde**  vor.  VgL  1  S.  64,  auch 
S.  7;  A  dick  es  I  S.  7C^9  ff.  Uebrigcns  gebraucht  auch  das 
B.-A.  f.  d.  II.  häutig  den  An  firnck  ^Heimat'',  ohne  freilich  damit 
etwas  anderes  als  U.-\V.  zu  lueiDca. 

Keclit  gul  wird  der  Charakter  des  sog.  Reclits  auf  rnterstützuug. 
bei  A  Schrott  S.  154 ff.  mit  Bezug  aut  die  englische  Aiitieiiptiege  dar- 
gelegt und  namentlich  betont,  dass  ein  solches  Recht,  selbst  wenn 
es  formell  durch  die  Gesetzgebang  anerkannt  wflrde»  ans  den  in  der 
Natur  der  Armenwesena  liegenden  Gründen  nie  die  Bedentong  eine» 
zivilrechtlichen  Anspruches  erlangen  könnte. 

Nun  will  freilich  auch  hier  der  theoretische  Standpunkt 
gegenüber  dem  wirklichen  Leben  nicht  so  sehr  viel  bedeuten. 
Denn  in  der  Praxis  wird  es  dem  Armen  ziemlich  gleichgttlti^ 
sein,  o1>  il^m  eine  Untersttttzong  gewährt  oder  vorsagt  wird,  weu 
ein  (jffV'ntliches  Interesse  im  konkreten  Falle  vorliegt  oder 
nicht  vorliegt,  oder  weil  ein  persönlicher  Anspruch  an  den 
Amienvcrband  begründet  oder  niclit  bogrüiulot  ist;  auch  wird 
der  Untcrsrhied,  ob  ihm  f^in  klagbar*  «  Recht  eingeräumt  ist, 
oder  bei  vt  rweigertcr  Unterstützung  nur  die  Beschwei-de  im 
Verwaltungswege  zugebissen  ist,  keinen  sond«!rlichen  Kinfluss 
uul'  die  Stellung  des  Armen  zu  dem  verpflichteten  Verbände 
ausüben.  Für  die  vorübergehende,  der  Beseitigung  eines  gegen- 
wärtigen Notstandes  dienende  Httlfeleistung  kommt  überhaupt 
Klage  wie  Beschwerde  zu  spät^  wenn  der  verpflichtete  Armen- 
verband säumig  gewesen  ist;  und  was  andere  x\rten  der  Unter- 
stützung ( insbesondere  dauernde)  betrifft,  so  wird  ein  Mensch  von 
dem  durchschnittlichen  Bildungsgrade  des  Armen  sich  wohl  kaum 
ein  zutroffondns  Bild  von  den  Kompntriizoii  der  Gerichts-  und 
der  V'crwaltuiigöbehurdcn  machen  köinien^);  er  hat  vielmehr, 
soweit  man  di^s  aus  allgemeiner  Erfahrunir  beurt«;ileu  kann, 
eher  noch  Vertraiu^n  zu  dem  kostenlosen  Bescbwcrdi^vertabren, 
als  zu  der  gericbtlicheu  Prozedur,  für  welche  er  Küsten vor- 
schuss  zahlen  oder  das  Armenrecht  nachsuchen  muss.  Und 
schliesslich  würde  es  praktisch  doch  auf  nichts  anderes  heraus- 
kommen können,  als  auf  eine  örtliche  Sacl) Untersuchung^ 
deren  weder  die  "("Verwaltungsbehörde  noch  das  Gericht  ent- 
raten  können,  und  bei  der  dem  Gutachten  der  örtlichen  Pflege- 


')  Hierauf  maoht  auch  Richert  ä.  32  anfinevkMUD. 
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Organe  die  vornehmste  Bedeutunjr  ziiknininen  muss,  also  oben 
derjfii)L;-(Mi,  welche  die  TTntcrstiitzuii^'  ans  ii"*?(md  oinom  Gnmde 
al)ic<'l«'hnt  ('der  in  ciiiüm  dem  Armen  nielit  znreielienfl  ürbclici- 
nenden  Umfange  geleistet  haben,  JJiesc  Tliatsaelie  wird  sehr 
schlagend  durch  da«  Beispiel  der  niecklenburgiächen  Gesetz- 
gebung crwiej^en ,  meines  Wissens  der  einzigen ,  welche  dem 
Armen  ein  klagbares  Recht  auf  Unterstützung  zugestand. 
Dieses  Recht  sollte  nflmltch  bei  den  Landgerichten  nur  erst 
geltend  gemacht  werden  dürfen ,  nachdem  durch  die  Ortsge- 
richte die  Hülfsbedürftigkcit  und  das  Mass  der  Unterstützung 
summarisch  festgestellt  worden,  mit  andern  Worten:  nachdem 
der  Beklagte  selbst  festgc^5tellt  hatte,  <>b  ein  Anspruch  wider 
ihn  tliat;*.Hcfilich  begründet  sei.  Und  hierin,  in  (h-r  Stellung, 
welche  der  einzelne  Annenvorband  dem  Bedürltigen  gegenüber 
einnimmt,  liegt  in  Wahrheit  der  Schwerpunkt  dar  ganzen 
Frage.  Wenn  ein  Aniien\  erband  die  bei  ihm  nacligesuchto 
Unterstützung  ganz  oder  zum  Teil  versagt,  so  giebt  es  hierfür 
nur  zwei  Grfinde:  er  versagt  die  Unterstützung,  weil  er  die- 
selbe nicht  gewähren  kann  oder  nicht  gewähren  will.  Er 
kann  OS  nicht,  weil  und  soweit  ihm  die  Mittel  fehlen;  er  will 
es  nicht,  weil  er  dt  n  Unterstützung  Nachsuchenden  nicht  für 
bedürftig  hält.  Das  Können  ist  Sache  der  finanziellen,  das 
Wnllen  oder  Nichtwollen  Sache  der  verwaltun^'^^t^M  hnisclien 
T^eistungsfilhigkeit.  Nun  sieht  man  leicht  ein,  wchin  es  fidiren 
nuisö,  wenn  diese  beiden  Fiihigkeiten  in  anderer  Kombination 
erscheinen,  wenn  ein  änanzicll  Icistungaftihiger  Armenverband 
einer  sorgsam  prüfenden  Armen  Verwaltung  entbehrt  und  um- 
gekehrt, oder  wenn  ein  finanzieU  leistungsun&higer  Verband 
eine  gute  Armenverwaltung  besitzt  und  umgekehrt  Beispiele 
für  Armen  verbände,  bei  dtmen  je  eine  dieser  vier  möglichen 
Kombinationen  stattgefunden  hat,  sind  in  genügender  Zahl 
bekannt»  Es  sei  erstens  an  die  an  Stiftungen  reichen  Orte 
erinnert,  wolclie  Dfrlürftigf*  und  NiehtbedürftiLre  zu  Unter- 
stützung>eni])rän^ern  niacliten,  wie  (>twa  Ueberlingen .  zwei- 
tens an  Orte  mit  sehr  reielien  Mitteln,  welche  durch  streng 
zentralisirende  Verwaltung  Missbrauch  zu  verhüten  suchten, 
wie  etwa  Lidieck,  drittens  an  Orte,  welche  mit  verhältniss- 
mässig  spärlichen  Mitteln  gut  zu  wirtschaften  sich  bemühten, 
wie  etwa  Elberfeld ,  und  viertens  an  Orte ,  in  denen  Mangel 
an  Mitteln  mit  völligem  Mangel  des  Verständnisses  für  die 
Bedürfnisse  der  Armenpflege  Hand  in  Hand  ging,  wie  vor 
allem  die  ländlichen  Gemeinden  des  Ostens, 

Diese  Beispiele  betreffen  die  Zeit  vor  Emanation  des 
Reichsfresetzes  nnd  iieziehen  sich  auf  preussische  und  nicht- 
]»reussisehe  Orte.  Was  hat  nun  das  Keichsgesetz  liicran  ge- 
iindert  V  Sind  sSmmtliche  AmienverbUnde,  die  ja  vm  Gesetz 
prinzijtiell  gleichgej-tellt  sind,  inzwischen  an  finanzieller  und 
vcrwaltungstechnischer  Fähigkeit  einander  gleich  geworden? 

For«chang«n  (27)  VI.  4.  —  M&naterWrg.  18 
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Beispiele  dafiir.  dass  dies  nicht  der  Fall,  sind  in  den  vorher- 
gehenden Abschnitten  ebenfalls  in  hinreichender  Anzühl  vorge- 
nlhrt  worden.  Der  Zustand  hi  heute  derselbe,  wie  vor  zwssmg 
Jahren ;  es  besteht  noch  heute  eine  kaum  glaubliche  Un^eich- 
mässigkeit.  verursacht  durch  Ueberfluss  und  Mangel  der  Mittel, 
durch  Fähigkeit  und  Unf^lhigkeit  der  Armenvcrwaltung  in 
den  verschiedenen  Verbänden.  In  Wahrheit  ist  also  ein  An- 
spruch dt 'S  Armen  auf  Unterstützung  —  wenn  ein  solcher 
mit  Recht  unterstellt  werden  könnte  ^  nicht  oder  doch  nur 
insoweit  verwirklicht  worden,  als  es  schon  früher  doi-  Fall  war. 

Noch  deutlicher  erhellt  der  wahre  Sachverhalt,  wenn 
man  nun  zur  Vergleichunp^  die  ältere  Heimat^^esetzirohuiig, 
insbesondeio  die  ge^enwftrtij^  noch  geltende  bairische  i»etrach- 
tet.  Art.  ü  Abs.  I  det»  bairischen  Armengesetzes  von  lBt>9  be- 
ginnt mit  den  Worten:  „Der  Anspruch  auf  öffentliche  Ar- 
menuuterstützung  beschränkt  sich"  ...  In  ArL  10  Abs.  III 
heisst  es :   Arbeitsfilhige  Personen  haben  keinenAnspruch 

auf  öffentliche  Armenuntersttttzimg*'  Dem  Wordaute 

nach  wird  also  jenes  alte  Recht  des  Heima^enossen  auf  Ver^ 
sorgung  ausdrücklich  anerkannt  In  der  That  ist  dies  aber 
nur  dem  Wortlaute,  nicht  dem  Sinne  gemäss.  Die  Motive 
des  RegierungÄentf\'urfc8  heben  ausdrücklich  hervor,  dass  dem 
Bedürftigen  ein  Recht  auf  Armenuntersttitzunj^ , 
welches  im  Wege  des  Streites  zwischen  ihm  und  der  be- 
treffenden OinKMiid"  verfolgt  werden  könne,  nicht  zustehen 
solle.  Riedel  benierkt  hierzu'),  dass  die  Ht^'ichtunfi::  <lieser 
Thatsache  nicht  blos  in  Bezug  auf  die  Kuuipetenzre;;ulirnn^, 
sondern  auch  namentlich  deshalb  wichtig  sei .  weil  e-  im 
Interesse  der  öffentlichen  AnucnpHcgc  lie^e,  bei  den  Iluife- 
auchendcn  das  Bewusstsein  rege  zu  halten,  dass  sie  nicht 
um  ihretwillen,  sondern  aus  Rücksicht  auf  das 
Gemeinwohl  unterstützt  werden,  und  eben  des- 
halb die  Unterstützung  nicht  zu  fordern,  son« 
dern  zu  erbitten  haben. 

Ebenso  wird  in  der  sächsischen  Heimatgesetzgebnng  ein 
„Anspruch"  des  Heimatgenossen  anerkannt;  aber  es  werden 
gleichzeitig  Bestimmungen  erlassen,  welche  das  ernsthafteste 
Bestreben  zeigen,  vor  allem  einen  „Anspruch"  des  Armen 
nicht  zuzulassen^),  so  dass  sieh  auch  hier  dieser  Ausdruck 
nur  fds  eine  Reminiscenz  aus  dem  altmi  lieimatrecht  <larst«'llt 
und  nichts  anderes  b«»df'ntet,  als  dass  der  Sta^t  an  jeden  Hei 
matbezirk  die  Ant'oid.  runn-  öffentlicher  ArmenfUrsorge  im 
Interesse  der  AU^^cnieinheit  stellt,  aber  die  Kosten  derselben 
nach  Massgabe  der  individuellen  Zugehörigkeit  zu  den  ein- 
zelnen Bezirken  auferlegt.   Das  Gleiche  gut  fUr  die  übrigen 


^)  S.  73  Aom.  3  zu  Art  6. 

*)  Vgl.  besondeta  §  1—7.  27'-81.  184  ff.  der  Annenordtiiiiig  von  1840L 


.  ij  .  ..cd  by  Google 


VI.  4 


275 


lleiuiiitgetsctzgebungen  inii  Au.siialmie  der  eben  erwähnten 
mecklenburgischen  Singularität  So  drilckt  sich  überall  denn 
die  Tendenz  aus,  dem  in  sich  gesclilossenm  Verhältniss  von 
BecKten  und  Pflichten  der  Hetmatgenossen  das  höhere  Staats- 
intercssc  Überzuordnen  und,  ganz  wie  es  in  Preussen  1842 
geschehen  war,  die  privatrcclitliche  Verpflichtung  zur  Armen- 
unterstützung in  die  öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  zur 
Amionpflegc  umzuwanrleln. 

Ahor  ebenso  wie  in  Preussen  wnd  ^ep:enwärtig  im  Geltun^s- 
gel)ieT  des  Gesetzes  üijer  den  Untcrötützuni^swohnsitz  diese 
Vurschriften  die  erheblichsten  Ungleichmässigkeiton  nicht  zu 
hindern  vermochten ,  ebenso  blieb  die  Durchführung  der 
öffentlichen  Armenpflege  in  den  Gebieten  des  Heimatrechts 
und  gegenwärtig  in  Baiem  eine  örtlich  nach  Massgabc  der 
Armeomittel  und  der  Fähigkeit  der  Armenverwaltung  ver- 
schiedene und  in  hohem  Grade  ungleichinässige.  Auch  dies 
ist  im  Vorhergehenden  durch  mannig&ltige  Nachweisungen  näher 
dargethan  worden. 

Man  eT'kennt  also,  dass  der  ^'•eg:en  die  Reichs;^e8etz^el)ung 
erhobene  ^'()r^vurf,  sie  schafi*e  einen  Anspruch  des  Annen, 
ebenso  unriehtig  ist,  wie  die  demselben  entgegengesetzten  Ein- 
wendungen berechtigt  sind,  dass  die  in  Betreff"  dieses  Punktes 
erlassenen  Gesetzesbestimmungen  im  Reich  und  in  Baiern  im 
Chnmde  auf  ganz  denselben  theoretischen  Grundlagen  beruhen. 

Aber  dennoch  mahnt  gerade  diese  theoretische  Ueberein- 
stimmung  zur  Erwägung»  ob  nicht  dem  Vonvurfe,  wenn  er 
etwas  anders  gefasst  und  an  der  richtigen  Stelle  erhoben 
würde ^  eine  gewisse  Bedeutung  zukäme;  wenn  man  ihn 
nUmlich  so  ausdrückt,  dass  auch  sclion  die  Verpflichtung  der 
Annenverbände  ge^enilb'T  dem  SUiate  eine  G<falir  in  sich 
berge,  indem  diireh  sie  dem  MüssigSfilnger  und  Versehwcnder 
so  gut  wie  dem  Schwachen  und  Kranken  Versorgung  unter  allen 
Umständen  gjirantirt  wird,  und  daher  das  an  einem  Orte  mit 
reichen  Mitteln  und  etwas  lässiger  Armen  Verwaltung  sich  auf- 
haltende Individuum  doch  thatsAchlich  so  gestellt  werde ,  wie 
Jemand,  dem  ein  Anspruch  auf  Unterstützung  ausdrücklich  zu- 
gestanden wird.  Mit  dieser  Massgabe  ist  der  Vorwurf  allerdings 
gerechtfertigt;  nur  trifft  er  dann  nicht  mehr  das  Armengesetz 
selbst,  sondern  die  zu  seiner  Ausführung  erlassenen  Bestim- 
mungen und  deren  tlt  itsäeldiehe  Ausführung.  Es  ist  mit  andern 
Worten  ein  Vorw  urt .  der  gegen  die  A'erwaltung  des  Armen- 
wesens,  gegen  Art  und  Mass  der  Unterstützung  erhoben  wird. 
Die  hierfür  in  Betraelii  fallenden  Momente  —  insbesondere  das 
weitaus  wichtigste  des  Arbeitszwanges  gegenüber  bedürftigen 
arbeitsfiihigen  Individuen  —  werden  unten  zu  erörtern  sein.  Hier 
ist  nur  noch  des  Zusammenhanges  wegen  darauf  hinzuweisen, 
dass  ganz  allgemein  die  schAdliche  Wirkung  jeder  Öffentlichen 
Unterstützung  und  Gesetzgebung  von  den  Anhängern  der 

18* 
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aiisschliessond  freiwilligen  ArmeiipHege  behaubtet  wird.  Wie 
weit  diese  Behauptung  begründet,  was  lur  una  wider  dieselbe 
auzuilihreu  ist,  wurde  bereits  oben  18—23)  näher  dar- 
gelegt. 

2.  Das  LandarmenweBen. 

Heftiger  als  gegen  irgend  eine  andere  aus  dem  preussi- 
schcn  Armonrcc'ht  übernommene  Institution  sind  die  Angriffe 

fegen  das  Landarmen wesen ;  doch  sind  dieselben  zum  grösseren 
'eil  nur  ein  anderer  Ausdruck  der  bereits  anderweit  ge- 
maeliten  Angriffe,  insofern  sie  dem  wirtschaftliciien  A'^cjui- 
valcut,  der  Kostspieligkeit  der  Armenpflege  in  Bezug  auf 
Landarme,  dem  sog.  An.s]jruch  des  Armen  auf  Unterstützung 
und  einigen  melir  untergeordneten  Punkten  gelten.  Dagegen 
empfängt  der  Vorwurf,  dass  das  Individuum  durch  das  System 
des  UnterstUtzuneswohnsttzes  von  dem  festen  Qrunde  der 
engeren  Gemeinschaft  losgelöst  werde,  in  Bezug  auf  das  Land- 
armenwescn  einen  gewissermassen  neuen  und  eigentümlichen  In- 
halt, indem  hierin,  in  dem  vollstilndii^en  ^Mangel  jeder,  selbst 
der  abgeschwächten  Zugehörigkeit  des  Unterstütmngswohn- 
sitzes,  die  verderblichste  Konsequenz  dieses  Systems  erblickt 
wird ,  welches  mit  seiner  geflissentlichen  Zerstörung  des  Cra- 
nieiiulelebens  Landstreichen,  Bett(^ln  und  wirtschaftliche  Zucht- 
losijLckeTt  notweuflig  zur  Folge  habe.  Denn  nur  die  engere 
Gemeinschaft,  deren  treuestes  Abbild  die  Heimat  sei.  kiuine 
im  Stande  sein,  durch  Zucht-  und  Vur]jeugungsnia.s>regeln  die 
zu  ihr  gehörigen  Individuen  sittlich  und  wirtöcliaftlich  zu  be- 
einflussen und  zu  kraftigen ;  an  einem  Orte,  wohin  der  Land- 
arme gehöre,  fehle  es  aber,  weil  nur  der  Ort  des  Unter- 
sttttzuDgswohnsitzes  zur  Wiederaufiiahme  und  dauernden  Dul- 
dung eines  BedOrftigen  verpflichtet  sei,  wfihrend  der  Landarme 
im  I^ezirke  des  Landarmenverbandes  entweder  direkt  durch 
die  LandarmenbehOrde^  em  zur  individuellen  Armenpflege  un- 
fllhiges  Organ,  unterstützt  oder  einem  Ortsarmenverbande 
zugewiesen  werde,  mit  dem  er  in  keinem  inneren  Zusammen- 
hang'e  stehe,  der  ein  finanzielles  oder  sonstiges  Interesse  an 
seinem  Kr^-ehen  nicht  habe.  'SXoW  nun  dieser  Zustiind,  ver- 
bunden mit  der  an  jedem  Orte  garantirten  .Anneuhülfe,  den 
zur  Arbeit  nicht  willigen  Elementen  .sehr  zusagend  sei  und 
die  wirtscliaf'tlichen  und  sozialen  Verhältnisse  leichtfertiges 
und  niiissigcs  L^miieiv.it.'heii  olmeliin  sehr  begünstigten,  so 
nehme  die  Zahl  der  Landarmen  immer  mehr  zu,  verschlimmerten 
sich  die  mit  ihrer  Existenz  verbundenen  Uebelstände  mehr 
und  mehr.  Einer  der  Hai4*tgegner  glaubt  behaupten  zu  dürfen, 
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dass  man  durch  das  Gesetz  von  1870  den  grösston  Teil  der 
vermögenslosen  BcM)lk(M'img  zu  Landarmen  degradirt  habe 

Die  Klarstellung'  des  Landanni'n>v.  spns  in  BozAig  auf  s«M'ne 
linanziello  Bedeutung'  ist  in  anderem  Zusaniinriihange  versucht 
\v(>rden;  «'s  zei^t«'  sirli,  da.s8  vom  Standpunkt  der  ^^creehten 
Verteilung:  der  Annenlast  die  Uebernahnie  der  Fürsorge  für 
nicht  genu'indegehörigc  Mitglieder  durchaus  angemessen  ist 
und  dass  dieser  Einsicht  Bicn  auch  die  Heimatgeeetzgebung 
niemals  verschlossen  hat  Auch  wurde  dargelegt,  dass  die 
Schaffung  von  Ortsannen  und  Landarmen  als  (jualitativ  ver- 
schiedenartig berechtigter  Subjekte  der  öffentlichen  Armen- 

?flege  nicht  im  Sinne  des  Gesetzes  liegt,  dass  viebnehr  die 
luweisung  der  Armenlast  an  Orts-  und  an  Landarmenver- 
l>;inde  nacli  Massgabe  gewisser  von  dem  Verbloibon  des 
Individuums  liergenommener  Merkmal«'  nur  der  gcrei  htercn 
Verteilung  der  Armenlast  dienen  und  ebenfalls  eine  aus- 
scldiesslich  tinanzuulitische  Bedeutung  haben  soll.  Weder  ist 
eine  Erhöhung  des  Ortsarmen,  noch  eine  Degradation  des 
Landarmen  dadurch  beabsichtigt,  dass  in  dem  einen  Falle  der 
Ortsarmenverband,  in  dem  andern  der  Landarmenverband  die 
Kosten  der  Armenpflege  bezahlt  Wenn  Jemand  durch 
Leistungen  der  Armenpflege  degradirt  wird ,  so  wird  er  es  in 
dem  einen  Falle  so  gut  wie  in  dem  andern.  Auf  diesen  theo- 
retiselien  »Stiindpunkt  der  R'-ielisgesetzgebung  ist  im  übrigen 
liier  nicht  nochmals  einzugehen. 

Nun  soll  aber  auch  hier  so  wenig  wie  oben  der  Ilaupt- 
nachdruck  auf  den  theoretischen  Standpunkt  gelegt  w<  i-den. 
Auch  hier  ist  von  vornherein  anzuerkennen,  dass  die  Vur- 
M'ürfe  durchaus  berechtigt  sind,  sobald  sich  ergiebt.  dass  das 
Gesetz  bei  der  praktischen  Handhabung  einen  von  inm  eigent- 
lich nicht  gewollten  Sinn  erhalten  muss,  wenn  sich  ergiebt, 
dass  die  finanzielle  Wohlthat,  welche  den  Ortsannenverbänden 
durch  Entlastung  erwiesen  werden  soll,  idx  rwogen  winl  durch 
schwere  Nachteile  anderer  Art,  welche  der  Gesammtlieit  durch 
das  Landarmenwesen  zmrefügt  werdr'u.  Dass  sittb'ehe  Folgen, 
wie  die  von  den  G<':gn"  rn  des  Landannenwesens  behaupteten, 
ids  derartige  schwere  Naeliteile  erachtet  worden  müssten,  oed.arf 
aber  keines  weiteren  Nachweises.  Nur  wird  man  sich  bemühen 
müssen,  anders  als  wie  es  durchweg  von  Seiten  der  Gegner 
gc>schieht,  Uber  allgemeine  Behauptungen  hinauszugeUngen 
und  wenigstens  einiges  thatsächltche  Material  zu  suchen, 
aus  welchem  Grund  oder  Ungrund  jener  Vorwurfe  gefolgert 
werden  kann Denn  obwohl  es  an  vollständigen  Nachrichten 

Waentig  S.  27;  Lutluirdt  S.  4".  ti'.  Seydol  gebraucht  in 
seiner  eystcmatiscnen  Darstellung  iitiiner  deu  weuig  giücklicbcii  Ausdruck 
„Landarmut". 

-)  Man  Ifs.'  nach,  was  Luthardt  und  Waentig  auf  der  eintii, 
Adickes,  der  Verteidiger  des  Lapd^nnenweaeiis,  auf  der  audem  bcite 
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auch  hier  fehlt  und,  um  nach  rückwärts  zu  vergleichen,  immer 
tchlon  wirf] ,  «triebt  es  doch  »miu'  Kcihe  von  Zahlen  und  Tliat- 
.saclien,  welche  die  in  Frage  ^tchendeu  Zuätändt)  einigermafisen 
aulzuklären  vermögen. 

§  100. 

Ik'hcr  die  Zahl  der  Landarmen  und  den  Umfanf^  der  tiir 
sie  zu  iMachenden  Aut'weudungen  mögen  die  iblgenden  ^ach- 
Weisungen  orientiren. 

Bei  der  Zählung  im  Königreich  Sachsen  1880  stellte  sich  das 
Verhältniss  der  Landarmen  auf  1962  von  überhaupt  36  301  Selbst- 
unterstüt/tpn  —  5.40  "  n*  hierbei  war  aber  der  Anteil  der  einzelnen 
Bezirke  ein  sehr  verschicdf^nnrtiLrer :  es  entiieleu  auf  die  Amtshaupt- 
nianuschaften  Dresden  und  Leipzig  11  und  1^^  "  q,  während  in  an- 
dern, vornehmlich  in  den  zur  Kitibhauptiauiinschaft  Zwickau  ge- 
hörigen Amtähauptmaunschai'teu  die  Landarmen  weniger  als  2".  o  der 
öffentlich  Untenttttzten  betrogen.  Vgl.  a.  a.  0.  Tab.  20.  21.  —  Die 
Statistik  des  D.  V.  ergab  1880  in  40  Städten  auf  126422  Selbst- 
nntersttttzte  8  343  Landarme  =  6.60  ^/a,  ein  Verhftltniss,  welches  dem 
Ergebniss  für  Sachsen  insofern  zu  entsprechen  scheint,  als  bei  der 
Vereinsstatistik  nur  Städte,  also  Ortaarmen verbände  mit  sehr  star- 
kem auswärtigen  Zufluss,  beteiligt  waren.  Vgl.  a.  a.  0.  Tab.  IS; 
auch  die  im  Stat.  Jahrb.  der  Stadt  Berlin  f.  IRRH  S.  222  mit- 
geteilte Tabelle.  —  Ausweislich  der  Erhebung  der  rro\inz  Hanno- 
ver für  1879  zur  Ermittelung  des  gesammten  Ärnieuaut  wan  les 
(dem  Verw.-Bericht  fiii-  1881  beigefügt)  wurde  in  den  Ortsanuen- 
verbänden  der  Landdrosteibezirke  die  in  der  folgenden  Tabelle  an- 
gegebene Zahl  von  Orts-  nnd  Landarmen  nnterstdtzt  nnd  wurden 
hierbei  die  gleichfalls  aus  der  Tabelle  erhellenden  Aufwendungen 
gemacht.  Die  Nachweisung  umfasst  den  weitaus  grössten  Teil  der 
Landarmen,  da,  wie  der  Verw.-Bericht  S.  33  ergiebt,  unmittelbar 
durch  den  L.-A.-V.  nur  eine  sehr  geringe  Zahl  von  Personen  im 
Landarmenhause  untergebracht  war.  — 


^  thataSchlich^  Material  beibringen.    Während  letzterer  —  vgl  be- 

sonderfi  S.  T.'^H  ff.  und  S.  746  —  aus  allen  ir<xend  ziiglinglichen  Quellen 
schöpft,  beguügeii  aicb  jene  mit  einigen  ganz  düri'tigeu  Angaben  über  das 
Wachsen  der  Armenlast  in  Sachsen  und  Baden  für  die  Zeit  von  1874  bis  187S, 
bezw.  von  1872  bis  187S,  ohne  zu  bcrfieksiehtigen,  daes  diese  Staaten  vor 
allem  mit  d'  m  üeberpnngp  zu  dein  Landannen wesen.  sowie  mit  dem  all- 

Semeinen  wirtacliaftlicheu  Niedergange  nach  1Ö73  zu  kämpfen  hatten. 
LUch  ist  das  in  diesem  ZuBammenliaoge  wichti^^te  Moment,  nftmBch  das 
Verhältnis«  der  Zahl  der  Ortsarmen  zu  derjenigen  der  Landarmen .  so- 
wie» dns  VorhSltniss  do«  o-esammten  Aufwandes  der  OrtpannenvcrbUiuic 
zu  dem  gesammteu  Auiwand  der  Landannenverbände,  gar  nicht  berührt. 
Vgl.  bei  Lnthardt  S.  58.  Waentig  S.  21. 
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Landdrostei- 

Von  Orli'armeinTPrbärdIpn  der 
ProTinz  Hannuver  wunlcn  durch 
eitrcntlicli«  HaoMnuKnpflepe 
(Untenttttevag  tod  Armen  in 
llumi  W«kBBafMi)  «ainittttrt 

Von  OrtMmBMn«r)»|&den  der 
Pxorint  Hahmtw  murdtD  fOr 
il*  AfliratHato  Amtnvlkf« 

bezirk 

ilW|MMIMIlt 

davon  dam  Land» 
ttimimrbMd« 
mgahfiriff 

in  Oinm 

A 
«• 

dSfOB  aoa  Eraats- 
Maliiag*!!  des 
LaadarmflBTtr- 

Landes 

MMk 

5  »56 

131 

4SI  376 

13  018 

Hannover  .... 

11014 

261 

624093 

36509 

fiSldesheim.  .  .  . 

9605 

106 

557  796 

9518 

XAoiCibiiiig  .... 

7063 

216 

616234 

32886 

OsnaMok.  .  .  . 

5514 

184 

363897 

20709 

4876 

160 

558655 

25487 

48S08 

1058 

3202050 

138119 

Nach  Ausweis  der  am  1.  Juli  d.  J.  iu  den  Einzelstaaten  ab- 
zuschliessenden  Reichsannenstatistik  wurden  im  Kalenderjahre  1885 
innerhalb  des  preussischen  Staatsgebietes  von  0  r  t  s  a  r  m  e  n  - 
verbändtii  509  333  Familieahaapter  und  Kinzelstehende ,  Ii  u 
419  525  mitunterstützte  Angehörige,  zusammen  929  458  Persuntn, 
von  L  an  darmeny  er  bänden  18857  Selbst-  nnd  5524  Mit- 
nnteretfltzte,  im  Ganzen  23881  Peraonen  xm  Wege  der  öffentlichen 
Annenpflege  itnterstfttzt  Die  Gesammtsahl  der  Unter  stutzten 
betrug  hiemach  953  339  oder  3.87  o  der  am  1.  Dezember  1880 
nnd  3*66  *^/o  der  nach  den  vorläufigen  Ergebnissen  der  Yolkszfthlnng 
am  1.  Dezember  1885  ermittelten  ortsanwe^enden  Bovölkonin?. 

Was  die  Art  der  Unterstützung  anbetnlii ,  so  wurden 
von  den  Ortsarmen  verbänden  152  851  Selbst-  und  3;i  T*.«:^  >Iit- 
unterbtützte,  zusammen  186  644  Pcrsoucu  in  einer  Anstalt,  dagegen 
357  082  Selbst-  und  385  732  Mitunterstützte,  zu^aHlMten  742  814 
Personen  in  ihrer  eigenen  oder  in  einer  fremden  Wohnung  verpflegt, 
so  dass  20.08  7o  der  Unterstatzten  Anstaltspßege  nnd  79.92  ^/a 
offene  Pflege  genossen;  bei  den  Ortsarmenverbänden  von  Städten 
betrog  der  Anteil  der  Anstaltspflege  21.26,  bei  denen  von  Land- 
gemeinden 20.21,  bei  denen  von  Gutsbezirken  nur  7.73  und  bei 
den  gemischten  Armenverbänden  19.07  "  o  der  Unterstüt/.ten.  Von 
Seiten  der  Landarmen  vorb;)  n  d  e  wurde  an  8lM)8  Selbst-  und  81 
Mitunierstiitzten,  also  zusammen  an  bySl*  i'ersonen  Anstaltspflege,  an 
9  449  Selbbl-  und  5  1 4')  MitunterstlUzten.  also  zusammen  an  14  892 
Personen  ofiene  Armenpflege  geübt,  so  dass  hiei  die  geschlossene 
Pflege  o7.64  *^,ü,  die  ofiene  62.36  "  ü  der  Uuterstülzteu  umfasste. 
Tgl.  Stat.  Korr.  d.  Prenss.  Stat  Bor.  v.  3.  Juli  1888:  DasHuupt- 
ergebniss  der  Armenstat  f.  Prenssen  1885. 
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la  andrer  Weise  drückt  sich  das  YerbältniBs,  für  das  leider 
weitere  direlcte  Angaben  Aber  die  Zahl  der  Land-  nnd  Ortsannen 
nlcbt  zn  Gebote  stehen,  dnrch  die  Ausgaben  far  beide  Eategüriea 
ans.  Anch  hier  sind  nur  vendnzelte  Angaben  vorbanden;  am  um- 
fassendsten wieder  ans  Oldenbnrg,  worttber  sich  die  folgende  Tabelle 
verhält 

Im  Herzogtani  Oldenburg  fOrossherzogtum  ohne  Lttbeclt  nnd 
BirkeofeldJ  betrugen  die  Ausgaben; 


im  Jahre 

u.  '1fr  Gemeinden 
für  ort  liehe  Aruien- 
pflege 

Mark 

b.  der  Lui)darmen- 
verbände  für  laiid- 
ariuc  Pei'soneii 

Mark 

die  Ausgabe  m  b 
in  Froxent  der 
Geaammtansgabe 

1H73 

558  742 

2  800 

0.49 

1874 

542832 

5721 

1.04 

1875 

549878 

12647 

2.29 

Zusammengestellt  ans  Tab.  XY  nnd  XX  bei  EollmaDn  S.  245 
nnd  272.  —  Hierin  sind  die  Ausgaben  der  Stadt  Oldenburg  mi 
des  Amtes  LandwQhrden,  welche  zugleich  Orts-  und  L.-A.-V.  bilden, 
nicht  inbegrilfen.    Doch  sind  anch  hier  einige  Amtsverbande 

(welche  in  0.  als  L.-A.-Y,  fnngiren)  wihrend  aller  drei  Jahre  ohne 
jede  Ausgal)e  für  Landarme  geblieben,  während  andere,  besonders 
die  mit  den  grösseren  Stüdteo  besetzten  Aemter  Oldenburg,  Varel« 

Jever  und  Stollhaum  verlmltnissmjissig  luUiere  Betnlge  fzusammen 
etwa  drei  Viertel  der  ganzen  AusL^afie)  aufzuwenden  hatten. 

Ausweislich  der  p^fULt  nanaieii  preuss.  Stat.  betniL'<^n  im  ,lahrc 
1885  die  (iesamnitaulsvendungen  der  Ortsarmenverbände  49.3  Mill. 
Mark,  der  Laudarmeuverbände  5.6  Mül.  M. 

Hält  man  alle  diese  Zahlen,  welche  sich  auf  sehr  ver- 
schiedenf  Zeiträume  (1873-1875,  1880,  1883,  l^'^^i  l.pzi-ehon, 
zusammen,  so  wird  man  in  ihnen  ein«'  I liniloutun^  auf  das 
richtige  Verhühiuss  der  Laadarmen  zu  den  Ortisaranin  Huden, 
das  in  pirössercn,  dem  Zuflüsse  staik  ausgesetzten  Oi-meinden 
und  Ijczirkon  5 — 10  "  o,  in  kleineren  0  —  5  ''  o  betragen  möchte. 
Doch  ist  hierbei  zweierlei  zu  beachten.  Erstens  liegt  den 
Landarmenverbänden  in  ihrer  eigentttmlichen  Stellung  die 
unmittelbare  Fürsorge  fUr  gewisse  Kategorien  der  Armenpflege, 
sowie  die  Beihttlfe  an  nnvennOgende  Ortsarmenverbltnae  ob; 
die  Angaben  ttber  die  diesbezüglichen  der  Ortsarmenpflege  EU 
gute  kommenden  Aufwendungen  sind  in  den  Nacbweisungeu 
des  gesammten  Aufwandes  für  das  Laiifhirmenwesen  mit  ent- 
halten. Und  zweitens  geben  die  NaclnN  oisungen  der  Land- 
armenverbände  inmier  die  positive  und  vollständige  Ausgabe 
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fiir  allo  rliejnnii^^en  an,  die  keinoni  ( >rtöannenver1jaiu]e  an- 
gehören, wahrend  der  aus  ö  t  t  e  ii  1 1  i  c  h  e  n  Mitteln  ^^eniachto 
Aufwand  der  UrtsarmenverbHnde  aus  den  vcrschiedcnartigHten, 
niehri'aeh  dargelegten  Gründen  durehau.s  niclit  immer  der  Zahl 
der  OrUarmen  zu  entsprechen  braueht.  Eine  richtige  Berech- 
nung, wenn  «ie  überhaupt  möglich  wäre,  würde  zweifellos 
einen  geringeren  Anteil  der  Landarmen  ergeben,  als  wie  vor- 
stehend angenommen. 

§  101. 

Gleichwohl  würde  auch  dieser  Anteil  noch  beträchtlich 
genug  sein,  um  das  Landarmenwesen ,  sofern  es  die  behaup- 
teten ttblen  Folgen  wirklich  haben  sollte,  bedrohlich  erscheinen 
'  zu  lassen.  Nur  muss  man  bei  Erwägung  derselben  berück- 
sichtigen, dass  das  Wneh.sen  des  Aufwandes  für  das  Land- 
annen wesen  an  und  fUr  sicii  natürlich  ist  und  der  Absicht 
des  Gesetzes  entspricht,  <lie  Ortsarmen  verbände  zu  entlasten, 
und  dass  die  Gefahr  erst  da  beginnt,  wo  die  Aufwendungen 
ganz  ausser  Vciliältniss  anschwellen  oder  eben  Jene  F  dgen 
eintreten')-  Vur  allem  wird  es  sieh  also  um  die  Nach  Weisung 
eines  derartigen  Zusammenhanges  handeln. 

Wenn  nun  in  dieser  Beziehung  zunächst  das  Fehlen  einer 
engeren  Gemeinschaft  betont  wird,  welcher  der  Landarme  zu- 
gewiesen werden  könnte,  so  beruht  dies  auf  einer  Verwech- 
eelung  der  Verpflichtung  zur  Armcnlast  und  der  Verpflichtung 
zur  Duldung  des  Aufenthaltes.  Denn  diese  beiilcn  stimmen 
nur  in  dem  einen  Punkte  überein,  dass  in  jedem  Falle  der 
Ortsarmenverbaud ,  weleher  zjir  Uuterstiltziiiiii-  »Midp^fUtig  ver- 
])flichtet  ist,  auch  das  unterstützte  Individuum  bei  sieh  auf- 
nehmen muss;  im  übrigen  uuterselieiden  e>ich  gerade  darin 
von  r»inander,  dass  j  e  d  e r  Ortsarnienverband  zur  üuldiing  des 
jVufentiialLs  verpflichtet  ist  —  auf  Grund  des  Freizügigkeits- 
gesetzes aber  nur  der  Armenverband  endgültig  die  Ar- 
menlast tragen  muss,  welchem  das  Individuum  als  Ortsarmer 
angehört  —  auf  Grund  des  Untersttttzungswohnsitzgosetzes  — . 
Kur  eine  Ausnahme  besteht  hiervon,  und  zwar  bezüglich  der- 
jenigen Individuen,  die  aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer 


')  Das  rapide  Anwachsen  der  LandarmenJast  (oft  in  1  big  2  Jalu  en  um 
das  tl<nt]ielte)  zeigt  sich  ledigli«  Ii  in  den  Gebieten,  die  früher  die  Einrich- 
tUDg  aes  Landanueu Wesens  nicht  Uattca.  während  die  prcuä&iBcheu  Pro- 
vinzen eine  bd  weitem  langsamere  Zmunme  zeigen.  Uebriffens  rind  auch 
luer  die  mannigfachsten  EinflOsae  deatlich  erkennbar.  Beispielsweise 
gehen  die  in  den  meisten  IVovinzen  in  den  Krieprsjahrpn  1870  und  1871  sehr 
erheblich  gesti(^eQeu  Betri^  in  den  tolgenden  Juhreu  um  den  dritten 
bb  vierten  Teil  zurück«  um  erat  in  der  Zeit  nach  d«n  wirtBehaftlichen 
Rückschlace,  vor  allein  in  den  Jahren  1876  und  1877  die  frühere  Höhe  zn 
erreichen  Yn^r.w.  zu  übuiBchreiteD.  Vgl.  die  liei  Adickea  I  7<i(>— 745 
mitgeteilten  Zahlen. 
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mir  vorübergeiic'iiden  Arbeitsunfähigkeit,  unter-stützt  werden 
müssen  (vi  5  des  Gesetzes  über  die  Freiziip'gkcit).  Es  hat 
also  der  Unistand,  dass  ein  T.nndarmenverbaiul  die  K<»st<'n  der 
Unterbtütziing  trilgt,  absolut  keinen  Einlluss  auf  das  Ver- 
bleiben des  unterstützten  Individuums,  sofern  nicht  jene  eine 
Ausnahme  vorliegt;  weder  steht  dem  Landarmenrerbande  daa 
Recht  solchen  Individuen  den  Aufenthalt  anzuweisen^  noch 
irgend  einem  Ortsannenverbande,  ihnen  den  Aufenüiait  zu 
versagen;  hierüber  bestimmt  lediglich  die  freie  EntBchliessang 
dessen,  der  vorübergehend  unterstützt  wird. 

So  besteht  denn  ein  sehr  erheblicher  Unterschied  zwischeu 
vorübergehend  und  dauernd  Unterstützten ,  der  für 
unsere  Frnge  insofern  besondere  Bedeutung  gewinnt,  als  regel- 
ma^ssi^  die  er-stov^n  mit  den  jünj^eren  Altersklassen  (15— -30 
Jahre)  identisch  sind*),  während  dauei-nde  Unterstützung  regel- 
mässig nur  für  ganz  jugendliche,  ganz  alte  oder  für  sieche  und 
gebrechlielie  Personen  nötij^  wird. 

Kun  leuchtet  aber  ein,  dass  es  gerade  diese  jüngeren 
Altersklassen  sind,  für  welche  sittlich-schädliche  Wirkungen 
der  Geset2sgebung,  wie  plan-  und  zuchtloses  Umherschweifen, 
geftirchtet  werden  müssen,  während  jene  aus  dauernden  Ur- 
sachen Bedürftigen,  sie  seien  welchen  Standes  sie  seien,  durch 
ihren  körperlichen  oder  geistigen  Zustand  ohnedies  meistens 
verhindert  sind,  sich  frei  zu  bewegen. 

Wird  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  welchen 
Wert  der  Besitz  einer  festen  Heimat  als  eines  Ortes  hat,  der 
an  dem  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Wohh'  s.-incr  Angi^ 
hörigen  intercssirt  ist  und  durch  iSTassregeln  der  Zueht  und 
der  Vorbeugung  auf  dieselben  einwirkun  kann,  .so  crgielit 
sich,  dass  bei  fortbestehender  Freizügigkeit  auf  diejenigen 
Personen  eben  nicht  eingewirkt  werden  kann,  welche  der 
Zucht  am  meisten  bedürften,  und  dass  hierbei  die  Frage  nach 
dem  verpflichteten  Armenverbandc  ganz  gleichgültig  ist.  Und 
diese  Betrachtung  filhrt  zur  Erkenntniss  des  wahren  Inhaltes 
der  hierher  treffenden  Vorwürfe:  genannt  ist  das  Land- 
armenwesen  als  Ursache  schftdlicher  Zustände,  gemeint 
aber  ist  die  Freizügigkeit,  welche  in  dem  g^enwärtig 
zugelassenen  Umfange  es  verhindert,  dass  die  un rulligsten 
Elemente  der  Bevölkerung  in  der  Freiheit  der  Kiederlassimg 
und  der  AN'anderung  beselirankt  und  einem  bestimmten  Orte 
zuir<^wiesen  werden,  bezw.  aus  jed^m  andern  als  dem  Hei- 
matorte ausgewiesen  werden  können. 

Und  weiter  führt  diese  Betrachtung  auch  zugleich  zum 
Erkennen  dessen,  was  es  mit  der  Zuchtlosi^rkeit ,  mit  d«Mn 
Betteln  und  Laiitl>treicheu  als  Folge  des  Lam  lärmen  Wesens 
auf  sich  hat.    Denn  auch  hier  findet  eine  ganz  ähnlicht^  Ver- 


Vergl.  oben  8.  247. 
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wechHching  statt  Dem  LandarmenyerbaDde  fallen  im  Bedttrf- 

tigkeitstallc  zur  Last  diejenigen,  welche  keinem  Ortsamien- 
verbande  durch  Unterstützungswohnsitz  angehören;  keinen 
ünterstiltzungswohnsitz  haben  diejenigen,  die  selbst  (nach  voll- 
endetem 24.  Lebensjahre)  oder  deren  Familieidiaupt  (Eltern, 
Ehemann)  an  keinem  Orte  sich  mindestens  zwei  Jahre  lang 
ununterbrochen  aufgehalten  haben.  Maugel  eines  derartigen 
Aufenthaltes  deutet  auf  einen  Mangel  der  Sesshaftigkeit  und 
mangelnde  Sesshaftigkeit  wiederum  deutet  auf  die  Neigung 
zum  Vagiren.  Und  so  erweisen  sich  schliesslich  die  vom  Land- 
arme n  verbände  zu  untersttitsenden  Personen  als  identisch  mit 
eben  jenen  vagirenden  Elementen  der  Bevölkerung,  an  welchen 
sittliche  Schttaen  vor  allem  wahrnehmbar  sind,  mit  den  Bettlern 
und  Landstreichern.  Al)er  diese  Identität  ist  nicht  nur  nicht 
eine  Fol^'^e  des  Landarmenwesens,  sondern  umgekehrt  das 
Landarmenwesen  eiiu'  lvonse(juenz  der  durch  vollkommene 
Freizügigkeit  gestatteten  freien  Bewegung,  insofern  als  die 
Gesetzgebung  die  Ortsannenverbände  von  der  Armenlast  ftlr 
die  ihr  entfremdeten  vagirenden  Elemente  befreien  will.  So 
bildet  auch  hier  die  Klage  tiber  die  Gestattung  weitgehendster 
Freizügigkeit  den  wahren  Inhalt  der  gegen  das  Landannen- 
wesen gerichteten  Vorwürfe. 

\^'e8entlich  mit  veranlasst  sind  diese  Verwechselungen  offen- 
bar auch  dadurch,  dass  an  die  in  Preussen  schon  lange  vor 
Emanation  des  Gesetzes  von  1842  ]>estehende  ]>rovinzielle  oder 
kommunalstlindische  Verpflichtung  zur  Unterbringung^  der 
Landstreicher,  Bettler  und  Arbeitsscheuen  in  Arbeitsanstal teu 
die  VerpHichtuag  zur  Tragung  der  Landarmculast  angeknüpft 
und  auch  in  den  neuen  Provinzeft  den  Landarmenverbänden 
zugleich  die  Fürsorge  für  das  Korrigendenwesen  übertragen 
wurde').  Denn  wenn  auch  selbstverständlich  der  Landarme 
nicht  mit  dem  Korrigenden  identisch  zu  sein  braucht  und  auch 
änsscrlich  in  einer  etwa  beiden  Kategorien  dienenden  An- 
stalt von  letzterem  getrennt  gehalten  wird,  so  beruht  die  Zu- 
sammenstellung beider  doch  nicht  auf  ganz  «usserlichen  Gründen. 
Nur  ist  der  innere  Zusammenhang  nicht  darin  zu  suchen,  dass 
derselbe  korporative  Verband  zu  ihrer  Unterhaltung  verpflichtet 
ist,  sondern  darin,  dass  Mangel  an  Sesshaftigkeit,  cler  den 
Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes  zur  Folge  hat,  häutig 
auch  zum  Betteln  und  Landstreichen  und  damit  schliesslich 
in  die  Korrigendenanstalt  fUhrt 


Die  Motive  sn  §  88  des  preuaBiBchen  AosfllluriiiiffBgeMtBes  vom 

Marz  1871  bemerken,  dass  diese  V erpflichtong ,  welcni'  teils  in  ge- 
ringerem, teils  in  weiterem  Umfange  replementamüssig  in  den  alten  Pro- 
vinzen bestanden  habe,  der  Rechtegleicliheit  wegen  auch  in  den  neuen 
Provinzen  einzuführen  Bei.  —  Die  Reglements  haben  regelmiesig  die 
Ueberschnft:  Reglement  Uber  die  Einrichtung  des  Landsimen-  imd  Kor- 
rigendenwesens.   Vgl.  auch  Adickes  1  S.  776. 
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Dios  ergiebt  sich  auch  aus  einer  guten  Nacbwrisung, 
welche  der  L.-A.-V.  der  Provinz  Sachsen  seinem  letzten  V<  r~ 
M'nhiingöbericht   beijijet\igt   hat  fÄTilagc  TT  fies  Bericht!«  für 

i  84,  1884/85).  Von  den  in  den  Jalir-  ii  18S3  84  und  1SS4  85 
in  die  ArbcMtsanstalten  zn  Z<Mtz  und  Gro.ss-Salze  rin^<'liet"Mten 
1G07  und  1170  Kiirrigendeii  waren  938  und  588  ohne  Unter- 
stutzungäwohnsitz ;  es  ist  aber  bemerkenswert,  dass  nac  l»  «lern 
Herkunftsorte  bctiaclitct  von  den  aus  der  Provinz  Sachsen 
selbst  stammenden  Individuen  ein  bei  weitem  kleinerer  Teil 
ohne  UntersttttzungBwohnsttz  war,  ab  von  den  aus  den  übrigen 
preuBsischen  Provinzen  und  deutschen  Staaten  stanunenden. 


§  102. 

Schlagender  noch  als  diese  aus  der  Natur  der  Saclie  und 
dem  Sinne  des  Oosetzes  entiir.mmenen  Ar^uiiif^Tit"  <1nrfT»-n 
NachweisungcTi  sein,  welche  direkt  auf  das  Jjt-ttei-  un«i  \  aga- 
bundcnwesfMi  bezuglich  sind  und  dio  Unabhängigkeit  des?;«'lb«'U 
von  dem  bestehenden  armenrechtiichen  System  ausser  allen 
Zweifel  stellen. 

Von  den  zahlreichen,  nicht  sehr  zuvt  rlässigen  Nachriclitcn 
aus  älterer  Zelt  sehe  ich  ab.  Die  in  der  Zeit  nach  der  Re- 
formation in  England  y  nach  dem  Dreifisigj ährigen  Kriege  in 
Deutschland  eingerissenen  Zustände  ungeheuerer  Verwilderung 
und  Zuchtlos igkeit  dulden  wegen  ihrer  eigentümlichen  Ursachen 
keine  Vergleichung  mit  den  heutigen  Vt^rhältnissen. 

Vor  allem  sind,  wie  in  dem  geschichtlichen  Ueberbiick 
ausgeführt  wurde,  das  Vorhandensein  einer  starken  Staats- 
gewalt und  der  Umschwung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
MnmPTite,  welche  zu  Kurie  des  vorigen  Ixvw.  am  Anfange  diesem* 
Jahrhunderts  eine  vollknnnnene  Aenderung  in  diesen  Ver- 
hältnissen bewirkten ,  indem  von  der  meist  negativen  Hettid- 
gesetzgebuni,''  zu  positiver  Armengesetzerfbung  vorgeschritten 
wurde.  Inuncrlun  })ewci6t  dir  iin^clii-ucre  Zahl  der  Bettel- 
ordnungen jius  dem  17.  bis  18.  Jaiirhundert,  welch  ein  furcht- 
bares Uebel  man  zu  bekämpfen  hatte. 

Vergleichbar  und  von  besonderem  Werte  sind  dagegen  die 
Kachrichten  aus  Ländern,  in  welchen  die  Heimatgesetzgebung 
geölten  hat,  insbesondere  aus  Baiern.  das  vor  187n,  wie  oben 
näher  dargelegt,  eine  die  Freizügigkeit  sehr  beschränkende 
Gesetzgebung  besass. 

Es  wurden  nun  in  den  verschiedenen  Distrikten  Bai  e ms  auf- 
gegriffen : 
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Id35^ 

1847—48 

1860-61 

Bettler 

Vagan- 
ten 

liettler 

Vagan- 
ten 

Bettler 

Vagan- 
ten 

9408 

»746 

4800 

9423 

4521 

11348 

3141 

4812 

3672 

5220 

2555 

4913 

5Sil5 

9607 

6920 

9904 

Oö77 

3916 

4794 

3996 

6719 

2511 

8889 

3IitCeIfinuikeii  .  .  . 

2664 

4134 

8840 

3860 

1890 

2013 

4026 

6186 

3548 

8206 

1842 

1149 

Unterfranken    .  .  . 

2068 

1  745 

1  937 

1354 

2  24Ö 

2  256 

3225 

4476 

3915 

7187 

2  148 

3  990 

31865 

40108 

34810 

43839 

27116 

35240 

M  aküw  ic  zka  \),  dessen  Darstellnug  die  vorstehenden  Zahlen  ent- 
nommen sind,  bemerkt  hierzu,  dass  die  Zahl  der  Aulgegriftenen 
ziemlich  genau  den  Bewegungen  der  konskribirten  Armen  und  mit 
diesen  den  Schwankungen  der  Getreidepreise  folge;  sie  ist  am 
höchsten  in  den  Tbeaerangijahren  1846/47  und  1852/58  ond  am 
niedrigsten  in  den  anf  letztere  gefolgten  wohlfeilen  Jahren  1858 
bis  1861.  Ganz  ebenso  nimmt  in  der  Zeit  nach  1871  gleichzeitig 
mit  dem  in  ganz  Deutschland  beobachteten  Sinken  nnd  Wachsen 
der  Bettelei  und  des  Landstreiehens  auch  in  Baiern  die  Zahl  der 
wegen  dieser  Vergehen  ahiroHrtpilton  Individuen  isTfl  und  1874 
sichlhar  ah.  um  in  den  folgenden  .Uiliren,  inshcsondere  1877,  um 
den  dritten  Teil  der  ls76  abgeurteilten  Falle  zu  steigen.  Vgl.  die 
bei  A dickes  1  y.  778  mitgeteilten  labeilen. 

In  Oldenburg  wurden  wegen  Bettelei,  Landstreicherei  nnd 
miordentlicher  Lebensweise  bestraft: 


1865:  o42 
1866:  393 
1867:  614 


1868:  838 
1869:  786 
1870:  987 


1871:  960 
1872:  681 
1873:  516 


1874: 
1875: 


616 

529 


Hier  zeigt  sich  iil«'»  ein  ehr  deutliches  Anschwellen  unmittelbar 
nach  den  beiden  Kiicgeu  an  I  der  Einfluss  de«  Ges.  betr.  die  Frei- 
zügigkeit und  die  Aufhebung  des  l'asszwanges  von  1867;  doch  nimmt 
die  Zahl  offenbar  unter  der  Einwirkung  günstiger  wirtschaftlicher 
Verhältnisse  seit  1871  wieder  ab.  Vgl  Kollmann  Tab.  XI 8.  201  und 
Text  S.  92.  — 

In  der  vortrefflichen  Untersuchung  über  die  Arbeitshäuser 
(Korrigendenanstalten)  von  v.  Wintzingerode  ist  die  Zahl  der 


<)  S.  ä85.  Vgl  aneh  die  Notizen  bei  Sehank  S.  15. 
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zur  Nachliaft  auf  Grund  des  §  362  Str.-G.-B,  eingelieferten  Personen 
angegeben  anf: 

1874        1882  1883 
I.  in  Preassen  10869     27459  27776 

II*  in  den  übrigen  deutschen 
Staaten  ausser  Elaass-Lo- 

thringen  1999      3035  8943 

Vgl.  thncks.  d.  D.  Y.  1884  Nr.  9  Tab.  S.  15.  — 

In  einer  vom  L.-A.-V.  Hannover  aufgestellten  Statistik  des 
Yagabunden-  and  Bettel wesens  werden  die  nachfolgenden  P>estrafungen 
wegen  Vergehens  gegen  ^  3G1  Nr.  3.  4.  5.  7.  8  des  R.-Str.-G.-B. 
in  preuss.  Ob  er  landesgerichts  bezirken  nachgewiesen: 
1877:  8841R.  1878:  103293,  1879:  12Ü742,  1880:  130511, 
1881:  U7  3r.4. 

Seit  1883  niaclit  sich  eine  etwas  rückläufige  Bewegung  bemerk- 
bar. Vgl.  Stat.  Nachrichten  über  das  Bettel-  und  Vagabunden- 
weeen  in  der  preass.  Monarchie  und  den  Kacbbantaaten  der  Prov. 
Hannover  1874  bis  1883,  herausgegeben  von  der  proTinzialstftnd. 
Yerwaltang. 

In  Berlin  betrog  die  Zahl  der  Bettler  nnd  Landstreicher 

1882:  32805 
1888:  27665 
1884:  21077; 

vgl.  amtl.  Veröffentlichungen  des  Polizei-Präsidiums. 

Es  wurden  femer  wegen  Betteins  nnd  Landstrefchens  bestraft  in : 

Ghgt.  Hessen  Badcu  ivgr.  äachseu 
1881:  10978  12453 

1882:    9800  12115  11727 

1888:    6247  9890  11098 

1884:    4007  6952  Personen. 

Vgl.  lütteiL  der  grossh.  hess.  Zentralstelle  vom  Januar  lSd6 
Nr.  852.;  Stat  MitteU.  Aber  das  Ghgt.  Baden  1885  Bd.  4  Nr.  14; 
Zeitschr.  des  E.  Sächs.  Stat.  Bnr.  Jahrg.  29  S.  197. 

Die  neuesten  Verw.-Bericlite  der  preussischen  Prov.-Verbände 
sprechen  fast  durchweg  ihre  Befriedigung  über  die  ganz  ersichtliche 

Abnahme  der  Einliefemngen  von  Korrigenden  ans.  So  Branden- 
burg, Ber.  für  1h84 — 85  S.  27:  die  Zahl  der  Einlieferungen  betrug 
1700  gegen  2707  des  Vorjahres;  Schleswig-Holstein  desgl.  S.  8; 
Ostpreussen  für  das  Kal.-Jahr  1885  S.  16;  Pommern  für  1884—85 
S,  4  n.  a. 

So  vollziehen  «ir-li  nlso  Erscheinungen ,  dio  fWr  das  wirt- 
.scbattliclir  sittliche  VVohlergobon   dw  (To^aninitheit  von 

höchster  iiuibMiunii;-  sind,  in  auf-  und  abt>tt'igeiider  Bewegung 
unter  der  Hornschaft  dos  Hoimatrochts  wie  untor  der  des 
UnterstUtzungswohnsitzes ,  vor  Einführung  der  allgemeinen 
Freizügigkeit  und  nach  derselben. 
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Sucht  man  nach  den  Ursachen,  wch-he  die  Erscheinungen 
veraulasöcn,  ao  hat  man  freilich  auf  diesem  Gebiete  mehr  als  auf 
irgend  einem  aaden  n  Anhiö8,  vorsichtig  zu  sein,  um  nicht  zu 
falächen  Schlüssen  zu  gelangen.  Dass  auch  dua  voUstilndigste 
Verzeichniss  d«r  Bettler  und  Landstreicher  nicht  entfernt  alle 
dahingehörigen  Fälle  aufwebt,  steht  ausser  Zweifel.  Was  hier^ 
bei  individuelle  Momente,  insbesondere  die  grössere  oder  ge- 
ringere Aufmerksamkeit  der  PoliseibehOrden,  die  grossere  oder 

feringere  Hflrte  der  Gerichte,  vor  allem  aber  der  Umfang 
es  Almosengebens  in  einzelnen  Orten  und  Bezirken  für  Ein- 
fluss  üben,  lässt  sich  schlechterdings  nicht  ermosson.  Vielfach 
bedeutet  ein  Heraut'i^i  lum  der  hezügliclien  Ziffern  nur  das 
Eintreten  schärferer  Kontrole  und  umgekehrt,  wie  auch  das 
Verschwinden  der  Vagabundage  aus  einzelnen  Bezirken  i>ft  nur 
anzeigt,  dass  die  Einwohnerschaft  derselben  sich  zu  gemeinschaft- 
liehw  eneigischen  Massnahmen  verbunden  hat  Immeriiin  darf 
zweierlei  behauptet  werden:  einmal,  dass  im  wesentlichen  das 
Vagabundenwesen  von  dem  armengesetzlichen  System  unab- 
hängig ist,  und  dass  von  allen  auf  aen  wahrnehmbaren  St^md 
desselben  einwirkenden  Momenten  die  Lage  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  die  erste  Steile  einnimmt 

I.  Sehr  lehnreich  ist  in  dieser  Beaehnng  die  ehen  erwähnte  ban- 

Döversche  Statistik  S.  5  if.«  in  welcher  nehen  den  Fällen  der  Haft- 
strafen die  Fälle  angegeben  sind,  in  denen  ausserdem  auf  Ver- 
weisung an  die  Landespol iz ei behörde  erkannt  ist.  Diese  Fälle  be- 
traffen  regelmässig  30  bis  40  '^/o  in  den  0.-L.-G.-T?ezirken  Königs- 
berg und  Stettin,  5  bis  10  in  den  Rf^/irkni  Kassel  und  Köln, 
1  oder  darunter  in  den  kleineren  thuruigischen  Staaten.  — 
Ueber  die  ganz  verschiedenartige  Festsetzung  der  Dauer  der  Deten- 
tion macht  V.  Win Lziu gerode  a.  a.  0.  S.  11  u.  12  bemerkens- 
werte Mitteilungen.  —  Treffend  macht  Böbmert  darauf  aofmerk- 
sam,  dass  bei  den  eigentlichen  Yerhrechen  die  Interessen  der  Ver- 
letzten oder  das  höhere  Staatsmteresse  eine  genauere  Ermittelong 
der  Personen  und  des  Thatbestandes  TerbUrgten,  während  das  Publi- 
kum sich  durch  Betteln  selten  direkt  v.  i  l  tzt  füldte,  oft  sogar  zur 
Begünstigung  der  Bettler  gegenüber  der  Behörde  geneigt  sei.  Vgl. 
a.  a.  0.  S.  201.  —  Sehr  ausführlich  und  mit  sehr  zahlreichen  Be- 
legen bei  Duchatel-Nav  ille  S.  102  fT..  S.  I«i7:  ..Aus  diesen 
nattJrlicheii  Flindemissen.  die  sich  dem  Vollzüge  der  Gesetze  gegen 
das  Rettehvoseii  enigeeenst eilen,  folgt,  dasB  das  Auflmren  der  Bet- 
telei immer  uur  ein  teil  weises  oder  ein  bcheinbares  oder  nur  auf 
gewisse  Zeit  dauerndes  sein  kann.** 

Kenerdings  bat  sich  der  prenss.  Minister  des  Innern  veranlasst 
gesehen,  die  Behörden  anf  die  vorhandenen  Missst&nde  anfhierksam 
zu  raachen:  vgl.  den  Zirk.-Erl.  v.  22.  Oktober  1885  (Min.-Bl. 
8.  237)  betr.  Regelang  der  Festsetzung  der  korrektio- 
nellen  Nachhaft  nach  allgemeinen  Grundsiltzen. 

1.  Es  wird  darin  betont,  dass  die  Festsetzung  der  Nachliaft  oft 
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mechanisch,  ohne  individiialisirende  Momente  erfolge,  während  die 
Erfolge  der  Detention  wesentlich  von  der  ^eitliclien  Begrenzung  mit 
Rücksii^lit  auf  die  Individualität  abhingen.  Die  Landräte  und  Polizei- 
Behörden  sollen  daher  bei  Eiureichuug  der  gerichtlichen  Akten  au 
die  Begiening  sich  möglichst  aas  eigener  Eeimtiiiss  hier&ber  gat* 
achtUch  ftnssern.  Ebenso  soll,  fslls  die  DetentioDsdaiier  abgekOnt 
werden  soU,  ein  motivirtes  Gkitachten  der  oberen  Beamten  der 
Eorr.-Anstalt,  einBchliesslich  des  Anstaltsgeistlichen,  beigelegt  werden. 

2.  Es  wird  den  Polizeibehörden  empfohlen ,  den  Detiniiien 
auch  nach  ihrer  £ntlassung  beizustehen;  letztere  sollen  daher  bei 
ihrer  Entlassung'  tiber  die  Wahl  des  ktlnftigen  Aufenthalts  befragt 
und  hiervon  der  betr.  Orts- Polizei bchörde  Mitteilung  gemacht  werden. 
Doch  soll  Jemand,  der  vorher  anderweitig  Arbeits- 
gelegenheit findet,  hieran  nicht  g  e  Ii  i  n  d  e  r  t  werden. 

II.  lieber  den  sehr  geringen  Einfluss  der  Arnieugesetzgebung 
auf  diese  Zu^ianJc  -]>rechen  sich  viele  Behörden  aus  So  bemerkt 
der  Verwaltungsbeiicht  der  Pro v.  Hannover  für  1881  S.  28:  „Das^ 
lediglich  die  Gesetzgebung  die  Schuld  an  den  vorhandenen  Uebeln 
trage,  dürfte  von  unbefangenen  und  nicht  von  Parteirlicksicliten  be- 
herrschten Beobachtern  kamn  noch  behauptet  werden,  nachdem  kon- 
statirt  ist,  dass  auch  unter  der  Herrschaft  der  bfüriscfaen  Geseta- 
gebung  gleiche  Kalamitäten  wie  in  den  dem  Reichsrecht  ganz  nntei^ 
worfenen  Staaten  hervorgetreten  sind."  Der  bereits  angefahrte 
Verw.-Ber.  ftlr  Schleswig-Holstein  bemerkt  S.  8. :  „Die  in  unserem 
vorjährigen  Berichte  ausgesprochene  Vermutung,  dass  die  Abnahme 
tler  Zahl  der  Korrigenden  fortdaueni  werde,  hat  sich  bestätigt- 
Der  Durchschnittsbestand  ging  von  1028  im  Jahre  18S2 — 83, 
936  im  Jahre  188o — im  vertlossenen  Jahre  auf  8äS  (s2l:> 
Männer  u.  29  Weiber)  herunter,  und  bellet  sich  die  Gesammtzahl  der 
Detentionstage  auf  312  438  gegen  372  438  im  vorhergehenden  Jahre. 
Am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres  war  die  Zahl  der  DeCinirten 
1008  gegen  1048  am  Schlosse  des  vorhergehenden  Jahres,  Dass 
von  der  seit  1882  stattfindenden  Verminderung  der  Korrigenden- 
zahl  auf  die  Abnahme  der  Yagabondage  geschlossen  werden  kann, 
erleidet  keinen  Zweifel  und  wird  durch  die  Angaben  der  Polizeibehörden 
und  Gerichte  vielfach  bestätigt.  Auch  hat  sich  der  allgemeine  Cha- 
rakter der  Korrigenden  geändert,  wie  daraus  hervorgeht,  dass  mit 
deren  Verminderung  die  Zahl  der  Rückfälligen  sich  vernielirt,  so 
dass  angenommen  werden  kann,  dass  der  bessere  Teil  der  Land- 
streiclier  Beschäftigung  gefunden  hat.  und,  wie  es  tbatsaclilich  er- 
kennbar, in  /unehmendem  Grade  ein  unverbesserliches  Gesindel  die 
Korrekliüusanstalt  bevr.lkert.  Ob  und  in  welchem  Masse  hieraui  die 
Arbeiterkolonien  und  ^  erpÜegungsstalioncu ,  oder  nur  die  Besserung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eingewirkt  haben,  kann  zwdfelhaft 
sein,  da  wenigstens  in  unserer  Provinz  jene  Einrichtungen  erst  nach 
bereits  eingetretener  Abnahme  der  Korrigenden  getroffen  sind  und 
sich  das  Vagabondentnm  mit  mehr  als  75  aus  den  anderen  Pro- 
vinzen und  dem  Auslande  rekmtirt.*' 
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Ohne  nuD  verkennen  m  wollen,  daas  em  Uebel  um  nichts 

weniger  ein  Uebel  bleibt,  wenn  es  auch  sefaon  frttber  in  stärkerem 
oder  schwächerem  ^fa^cp  vorhanden  war,  möchte  ich  doch  noch 
einige  AoiiBseningen  anfüluen,  die  sich  auf  eine  mehr  als  50  Jahre 
znrttckliegende  Zeit  beziehen  und  deutlich  genug  erweisen,  dass  man 
es  hier  mit  Missstaiulen  zu  thun  hat,  die  vor  allem  den  Eigentüm- 
lichkeiten der  nieüKchlichen  Katar  entspringen,  überdies  aber  von 
miendlich  vielen  im  einzelnen  kaum  nachweisbaren  Momenieu  ab- 
hängig sind.  Gegenfther  Fonn  und  Inhalt  der  heute  laufe  werdenden 
Klagen  mOehte  der  Worüant  der  betreffenden  Aenaaernngen  beachtens- 
wert aein* 

So  schreibt  Ebera,  einer  der  kenntnissreichaten  Schriftsteller 
Ober  dos  Armenwesen,  mit  besonderer  Beziehung  auf  Brealan  im 
J.  18  2;^:  ^l)er  grßsste  und  der  wichtigste  Vorwurf,  den  man  der 
g^enwärtigen  Zeit  zu  macheu  geneigt  ist,  ist  der,  dass  die  Religio- 
sität und  daher  die  Sittlichkeit  in  steter  Abnahme  begritien  <;ei 

(S.  328)   In  den  neuesten  Zeiten  hat  man  besonders  darüber 

geklagt)  dass  die  Neiguug  zum  Trunk  und  zu  verwandten  Genüssen, 
zum  Tanz  und  zu  anderen  Öffentlichen  Lustbarkeiten  bedeutend  zu- 
genommen (8.  355)   Die  Klagen  fib^  schlechtes  Geamdel 

hört  man  allgemebi  nnd  immer  die  alten:  Mangel  an  Anhänglich- 
keit an  die  Herrschaft,  Untreae,  Arbeitaschen  nnd  LttderHchkeit 
(S.  360)  ....  Man  bemerkt  anch  bei  uns,  wie  jetzt  in  der  Welt 
aberhanpt,  einen  Geist  des  Egoismus  nnd  der  Genusssucht,  ein  Stre- 
ben, um  die  eigene  —  selbstische  —  Existenz  festzustellen  und 
eine  daher  rührende  Teiliiahmlosigkeit  gecren  das  "Wohl  Anderer  und 
selbst  gegen  ötrentliche  Verhältnisse,  welche  zu  vielen  Klagen  Anlass 
geben  und  das  Gute  und  ^Sittliche  mannigfach  hemmen."  (S.  365.)  — 
Doch  bemerkt  Ebers  im  Eingange  dieser  Betracliiuug  in  IJezug  auf 
die  Neigung  der  Menschen,  das  Gegenwärtige  immer  mit  trübsten 
Blicken  an  betrachten:  „Der  Irrtum  also,  in  seiner  Zeit  die  mo- 
laliachen  üebel  YoUkommen  entwickelt  und  ausgebildet  —  in  der 
Yeigangenheit  aber  nut  dem  sanften  und  mildernden  Dämmerlichte 
der  verstrichttnen  Zeit  umnebelt  zu  erblicken,  liegt  ebenso  in  der 
Katur  des  menschlichen  Geistes,  als  in  ihm  der  Keim  der  Hoffnung 
ffir  ein  erneutes  und  besseres  Leben  fest  begründet  erscheint.'^ 
(S.  328.)  - 

Und  B  eis  1er  schreibt  1831:  „Dahin  gehören  die  Klagen  in 
allen  Ständen  über  zunehmende  Nahrungslosigkeit,  ein  st^ts  wach- 
sender Andrang  unbeschäftigter  Handwerksgesellen,  ohugeachtet  so 
viele  uiitei  dem  Schutze  der  neueren  Gesetze  zur  Ansässiguiachung 
gelangt  sind,  ein  alle  Erwerbsmittel  weit  ttberachreitender  Luxus  in 
den  mittleren  und  unteren  Elaasen  des  Volkes,  eine  unglaubliche 
Sittenlosigkeit  der  unteren  Klassen  des  Volkes,  namentlich  des  6e* 
sindee,  eine  bedeutende  Zunahme  der  Bettler  und  Landstreicher, 
eine  beunruhigende  Vermehrung  der  Polizeiftbertretungen,  der  Ver- 
gehen und  der  Verbrechen,  ohngeachtet  überall  eine  wohlorganisirte 
Gensdarmerie  oder  andersbenannte,  zu  demselben  Zwecke  errichtete 
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Corps  ohne  Vergleich  mehr  für  die  öffentliche  Sicherheit  leisten, 

als  die  frtüieren  Einrichtangen ;  endlich  ein  allgemeines  Unbebageo. 
eine  laute  Unznfriedeoheit  der  Völker,  die  nahe  daran  sind,  an 
allem  irre  zu  werden  imd  an  jeder  Wendung  zum  Bessern  zu  ver- 
zweifeln. Diese  Erscheinungen  sind  nicht  neu,  ihre  Ent- 
stehung geht  auf  20  bis  30  Jahre  zurück,  aber  sie  treieu  täglich 
entschiedener  hervor  und  die  Frage  wird  immer  dringender:  Was 
bat  mau  gethan  und  was  ist  zu  thuu  bei  diesen  geschichtlich  be- 
gianbigten  Symptomen  der  Stutenaiiflflnng?*' 
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7.  Kapitel. 

Andere  Wirkungen, 

§  103. 

Nur  der  Vollständigkeit  halber  und  ganz  kurz  mOchte  ick 
noch  der  Vorwurfe  erwähnen,  welche  der  Beichsgeset^ebung 
mit  Bezug  auf  Kasuistik,  Vielschreiberei  u.  s.  w.  gemacht 
werden.   Denn  einmal  ist  dieses  gewiss  keine  fägentttmlich- 

keit  des  Reichsgesetzes,  sondern  jeder  Armengesetzgebung, 
welche  in  irgend  welcher  Weise  die  Unterstützungspflicht  an 
f^'m  bostimmtes  Angchöngkcitsverlililtniss  anknüjift;  und  auf 
der  andern  Seite  sind  bei  jeder  grnsseren  Armenvcrwaltung 
schriftliche  Aufzeichnungen  irgend  welcher  Art  notwendig,  die, 
auch  ohne  dass  Verankiisun;]^  vorh'egt,  das  Augehörigkeits- 
verhMltniss  zu  prüfen,  ein  unifaiif^reiches  RegiHterwesen  er- 
fordeiTi.  Fortfallen  könnten  die  durch  Beziehung  zu  anderen 
Armenrerbänden  veranlassten  Korrespondenzen,  sowie  die  Er- 
mittelungen bezQglich  des  tJnterstlltzungswohnsitzes  nur,  wenn 
jeder  Amenverband  si^echterdings  zur  Unterstützung  aller 
oei  Eintritt  der  Bedürftigkeit  in  seinem  Gebiete  aufhaltsamen 
Individuen  verpflichtet  M-tlrde  und  auch  keinerlei  Ausgleichung 
nach  oben  hin  stattfitnde.  Würde  beispielsweise  diese  un- 
bedingte Verpflichtung  dps  Aufenthaltsortes  zwar  anerkannt, 
aber  ftlr  einen  nach  gewissen  Momenten  limitirten  Betrag  von 
Seiten  des  Stnntf^s  oder  eines  grösseren  Verbandes  Ersatz  ge- 
leistet ,  (»der  fände  ganz  allgemein  zwischen  allen  Annenver- 
bÄuden  des  R^'irhes  eine  Verrechnung  der  von  ihnen  ge- 
machten Aufwiünlungen  zum  Zwecke  gerechter  Ausgleielmng 
statt,  80  würde  aucli  hierzu  ein  ausserordentlich  ausgedehntes 
Schreibwerk,  vielleicht  umfangreicher  als  das  gegenwärtige, 
notwendig  sein.  Hier  wird  doch  in  der  Tbat,  soweit  es  sich 
nicht  um  ganz  unntttze,  durch  bureaukratiscbe  SachbeBandlung 
veranlasste  Weiterungen  handelt,  die  zu  beseitigen  nicht  Aaf- 

19* 


Digitized 


292 


VI.  4 


gäbe  des  Gcsetzos,  sondern  der  Vonvaltiiii^  ist,  nur  die  ma- 
terielle 6eite  der  Amicn Gesetzgebung  eutseheidcnd  .sein  können. 

Etwiuj  andei.s  liegt  es  mit  dem  Vorwurfe  der  durch  viel- 
ialtige  Kasuistik  hervorgerufenen  Rechtsunsicherhtiit  Es  Iflsst 
sich  nicht  verkennen  und  wird  im  einigen  frappanten  Bei- 
spielen noch  unten  zu  betrachten^)  sein,  dass  die  Rccht- 
B|>recliaiie  des  obenteil  Gerichtshofes  in  Armenstreitsadien 
wiederholt  geschwankt  hat^  and  dass  es  an  and  für  sich  sehr 
schwer  ist,  in  Angelegenheiten ,  weldie  eine  sofortige,  nach 
Ahlauf  einiger  Zeit  nicht  mehr  mögliche  Untersuchung  an 
Ort  and  Stelle  erfordern,  vom  grünen  Tisch  aas  zu  entächeid(.>n. 
Aber  wenn  dies  ein  unleagbfures  Uebel  ist^  so  wird  es  doch 
ein  notwendiges  zu  nennen  sein,  weil  dem  einzelnen  Armen- 
verbande  die  letzte  Entscheidung  in  eigener  Snclie  ni»  lit  wohl 
anvertraut  werden  kann.  Nur  den  Missbrauch,  eine  unnütz»' 
Wortkhiuberei ,  eint;  dogmatiseh-starro  Judikatur  würde  man 
ernsthaft  zu  beklagen  haben,  ihr  durcii  mogiichbt  klare  Fassung 
des  Gesetzes,  iliirch  Wahl  geeigneter  Persönlichkeiton  ent- 
gegenwirken mtisscn. 

Wenn  speanell  der  Heimatgesetzgebung  die  Wifkung  zu- 
geschrieben wird,  die  Streitigkeiten  za  vermindern,  so  ist  da- 
gegen zu  bemerken,  dass  hierfür  weder  die  Erfahrung  spricht, 
noch  auch  die  wirkh'che  Sachlage;  denn  wenn  niclit  die  Heimat- 
gesetzgebung  sieh  auf  einen  einzigen  Grund  des  Heimat- 
erwerbes beschränken  will,  nämlich  den  der  Verleihung  durch 
eine  nicht  anfechtbare  Entscheidung  der  Gemeinde,  so  bietet 
jedes  «nndore  Verhältniss,  ganz  abgeseh(;n  von  den  Heimatlosen, 
nicht  mindere  Veranhissung  zu  Weiterungen:  namentlich  also, 
wenn  ein  Anspruch  auf  Verleiliung  auf  Grund  gewisser  That- 
sachen  eingeräumt  wird  und  auch  gegen  den  \\'illen  der  Ge- 
meinde durchgesetzt  werden  kauji.  Ausserdem  handelt  es  sich 
gar  nicht  allein  um  die  Ennittelung  der  Heimat  und  des 
Unterstützungswohnsitzes,  sondern  ebenso  häufig  um  Anlass 
und  Betrag  einer  für  Rechnung  einer  andern  Gfemeinde  ge- 
währten Ünterstützung,  die  Streit  verursacht.  Kurz,  darin 
unterschei(k't  sich  die  Heimat  von  dem  ünterstützungswohnsitz 
nicht  Wirklich  fortfallen  würden  diese  Streitigkeiten  nur, 
wenn  die  Aufenthaltsgemeinde  unbe<lingt  zur  UntersttttEUOg 
ohne  Anspruch  auf  Ersatz  verpflichtet  würde. 

Ueber  die  besfigUcheD  Klagen  ans  älterer  2üi  aus  Anlass  der 
HeimatgesetzgeboDg  vgl.  namoitlich  Dachatel-KavUle  S.  94  ff.; 
Aschrott  8.  20;  Riedel  I  Moleitang  a.  a.  In  Bezog  auf  die 
gegenwärtige  Gesetzgebung :  Rocholl  II  S.  17;  Wittgenstein  II; 
Flesch  S.  12;  Luthardt  S.  dS  o.  a.   Aaf  dem  im  Text  dsr- 


*)  V'gl.  uamentUch  diu  Judikatur  über  die  Beiiaudiuug  des  §  uud 
der  80g.  annenieehtlichenFaimliengemeiiiflchaft  unten  §  149  und  g  189. 191. 
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gelegten  Standpunkt«  Loening  S.  887.  Ein  allerdings  sehr 
koiBplinrter  Fall  von  nnnOtiger  Vielaclmsibereit  Bechteirrtllniem 
und  Kosten  wird  in  der  D.  Gem.-Z.  1877  S.  134  mitgeteilt.  — 
Wenn  im  übrigen  die  Gem.-Z.  in  einem  neueren  Artikel  1885  S.  201 
in  den  bei  ihr  üblichen  starken  Ausdrücken  von  „Hypothesenschwalm 
und  Federfnchserei,  meist  nur  Juristen  verständlich,"  spricht,  so 
möchte  sie  sich  doch  über  den  bei  Dnrchfühnmi:  iiires,  an  andrer 
Stelle  (oben  ^  16)  mitgeteilten  Systems  notwendigen  Bedarf  an 
Papier,  Tinte  und  Federn  im  Innern  der  Gemeindeverwaltung,  wie 
au  Korrespondenzmaterial  behufs  Erstattung  der  Yeräicherungsbeträge 
einer  gelinden  Tänaohiing  hingeben.  — 

Ueber  die  Zahl  der  Streitigkeiten  im  ganien  Geltungsgebiete 
des  U.-W.  ▼erspricht  die  Armenstatistik  fbr  1885  einige  An&ehlflsse. 
Das  bisher  bdcannt  gewordene  Besoltat  für  Preussen  ergiebt,  dass 
1885  an  Klagen  von  den  Ortsarmenverhänden  der  Städte  2625, 
▼on  denjenigen  der  Landgemeinden  1023,  von  denen  der  Outsbezirke 
163,  von  den  gemischten  Ortsarmen  verbänden  141.  von  den  Land- 
armen verbünden  endlich  98,  im  ganzen  4050  Klagen  mit  Streit- 
gegenständen im  Gesammtwerte  von  368  325  Mark  erhoben  wurden. 
Vgl.  Stat.  Korr.  d.  Zeitschr.  d  prenss.  stat.  Bur.  vom  3.  Juli  18S6. 
Ueber  die  Entscheidungen  des  li.-A.  f.  d.  H.  giebt  das  Zentralbl.  f. 
d.  D.  R.  seit  1881  regelmässige  Nachwelsnngen;  vgl.  Jahrg.  1886 
S.  16,  1885  8.  20,  1884  8.  15,  1883  S.  49.  Danach  atellte 
eich  die  Zahl  der  Entseheidnngen 


in 
Landes- 
Bsehen 

in  interterritor.  bacheo,  und 
swar  in  denen  in  L  Imrtani 
entschieden  hatten 

prenss.  |  würtpmb. ,  BÜehs. 

Behörden 

über- 
hanpt 
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Sachen 
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27 

11 

68 

495 
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44 
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Die  Reformbestrebungen 


Vorbemerkung. 
§  104. 

Für  die  Darstellun::  des  Details  der  Reformbcstrebungon, 
(leren  Inhalt  im  allgemeinen  schon  oben  an^ed^utct  wurde 
11).  lässt  eich  eine  vollkommen  betriedisj^ende  Keihenfolge 
iiielii  austindig  machen.  Bei  dem  oft  uiilussbaren  Zusanimen- 
haug<'  idih'v  Enscheinung  mit  der  andern  lassen  sieh  die  ein- 
zelnen Klagen  und  Vorschlüge  sehr  wohl  an  der  einen  wie 
an  der  andern  Stelle^  im  AnscLlufis  an  die  eine  oder  die  andere 
Eiiirichtang  darstetten;  oft  sind  Wiederholungen  kaum  zu 
▼ermeiden.  Nun  erscheint  aber  die  Stofleinteilung,  die  nie 
ohne  Bedeutung  ist,  bei  einer  Materie  wie  die  vorliegende 
um  so  wichtiger,  als  nur  die  zweckmässige  Sonderung  des 
Uberaus  mannigfachen  Materials  Ueberstcht  and  EJarheit  ge- 
währen kann.  Von  allen  Einteilungsprinzipien  mochte  daher 
schlif^sslieli  dasjenige  am  nioisten  geeignet  ersclieinen,  diesem 
Zwecke  zu  di^^Mion .  welches  die  natürliclie  Entfaltung  des 
Stoffes  am  leichtesten  ermöglicht,  eine  Frn'jfe  aus  (hw  andern 
sich  entwickeln  lÄsst  i)i<'sem  (jesichtsj^iukte  entsprechend 
ist  die  Darstellung  angeordnet.  Den  Klagen  über  gewisse 
Wirkungen  der  Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung  sind 
die  Besserungsvorschll^e  angeschlossen ,  nnd  von  diesen  in 
absteigender  Keihenfolge  diejenigen  zuerst  behandelt,  welche 
eine  Aendnung  der  ganzen  Gesetzgebung  beabsichtigen, 
wfthiend  die  Darstellung  von  EinzelvorschUgen  xuletast  folgt 
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8.  Kapitel 


Oer  Staat  als  Träger  der  Armenlast 

§  105. 

In  der  bisherigen  Darstellung  ist  das  bei  uns  geltende 

a Stern  als  das  der  öffentlichen  oder  gesetzlichen  Armenpflege, 
sr  wohl  auch  der  Zwangsarmenpflege  beaeichnet  worden. 
Es  sollte  damit  ausgedrückt  werden,  dass  die  Verabreichuqg 
des  zum  notdürftigen  Lebensunterhalt  Erforderlichen  im  öffent- 
lichen Interesse  geboten  ist  und^  wo  nötig,  mit  Zwang  gegen 
die  von  der  Gesetzgebung  bezeichneten  Organe  herbeigeführt 
werden  kann.  "Oiesr's  Zw^Tiffserfserz  ist  wie  jndos  Oesetz  ein 
Akt  der  Staatsgewalt;  ihre  Beiugniss,  die  Rechts(>nhiu!i<r  zu 
gesüdten,  ist  die  Quelle,  aus  der  auch  die  Armi  iige8eiz;;''lifiug 
fliesst.  Der  Inhalt  deröclbeu  hat  damit  an  und  für  sich  nichts 
zu  thun.  Der  Zusammenhang,  welcher  zwischen  der  Rechte- 
quelle  und  dem  Erzeugnis«  der  Reclitsordnung  besteht,  dass 
nämlich  die  letztere  zur  Verwirklichung  der  im  Staatsgebiet 
anerkannten  Grundsätze  fllhren  soll,  eigiebt  sich  fllr  alle 
gesetzgeberischen  Akte. 

Doch  ist  ein  anderer  Znsammenhang  denkbar.  Der  Staat 
kann  seine  Anordnungen  unmittelbar  ausnlhren  und  unmittelbar 
den  mit  Ausführung  derselben  verbundenen  Aufwand  über- 
nehmen wollen,  wie  er  es  beispielsweise  in  Ansehung  des 
äusseren  Schutzes  —  MilitMrwosen  —  und  des  Rechtsschiitzf^s 
—  Justizwesen  —  tliut.  80  ist  es  auch  denkbar,  dnss  er  die 
öffciitliclie  Amienptle^o  unmittelbar  und  auf  seine  Ko.stt'ii  zur 
Auötuhrung  hriiigt.  In  solchen  Fällen  handelt  es  sich  nur 
um  die  Erwägung,  ob  das  Wesen  der  betreffenden  Veranstal- 
tungen das  unmittelbare  Eingreifen  des  Staates  notwendig 
oder  nützlich  erscheinen  Ifisst,  oder  ob  ihr  Wesen  eine  ad- 
ministrattve  oder  finanzielle  Beteiligung  des  Staates  ganz  oder 
zum  Teü  ausschliesst. 
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Unter  den  MöglichkeiteDy  die  Armenlast  gerecht  zu  yer- 
teilen,  ist  auch  die  immittelbare  Uebemaluue  derselbeii  durdi 
den  Staat  mannig^Bch  erwogen  tind  von  einigen  Seiten  mit  posi- 
tiven Vorschlägen  zu  ihrer  Ausführung  unterstützt  worden. 

Nicht  nur  in  neuerer  Zeit:  schon  in  der  Mlt^'ren  deutschen 
armenreehtliehen  Literatur  und  Gesetzgebung  und  ebenso  in 
ausserdeutöchen  Ländern  ist  der  Gedanke  wiederholt  au%e- 
taucht,  sind  mehr  oder  minder  umfassende  Versuche  seiner 
Verwirklichung  gemacht  worden. 

§  106. 

Die  bekanntesten  Projekte  dieser  Art  sind  die  Akte  der 
französischen  gesetsgebenden  Versammlung  von  1793.  £s  ist 
nicht  überflüssig,  sich  kurz  den  Gang  der  bezüglichen  Gesetz- 
gebung, der  sie  vorbereitenden  Schritte  und  ihr  späteres 
Schicksal  ins  Gedächtniss  zu  rufen 

Vor  allem  ist  bemerkenswert,  dass  von  einer  Erklärung 
der  Armenlast  zu  einer  Stiiatslast  zunächst  keine  Rede  ist. 
Die  Constituante  ernannte  1789  das  comit^  pour  Textiuction 
de  la  mendiciti^y  welches  in  sieben  Berichten  die  Ergebnisse 
sehr  gründlicher  und  sehr  sachkundiger  Untersuchungen  nieder- 
legte. Dasselbe  glaubte,  dem  Geiste  der  damaligen  Epoche  ent- 
sprechend, in  dem  Stande  der  Landwirtschaft  den  Grund  der 
ArmutBZUStände  zu  erkennen,  und  stellte  als  eine  allgemeine 
Maxime  auf,  dass  die  Arbeit  die  einzige  Hülfe  sei,  welche  ein 
weises  Regiment  d<'m  arluMtsftlhigen  Menschen  geben  könne; 
aber  selbstverständlich  dürfe  Arbeit  von  Stoatswegen  nur  den- 
jenieren  verschafft  werden,  welche  absolut  ausser  Stande  seien, 
j?ich  äulche  selbst  zu  verschaffen.  Weil  es  aber  gefälirlich 
sein  und  auf  die  Enttaliung  der  Arbeitskräfte  geradezu  lähmend 
wirken  würde,  wenn  die  Behörde  die  Stelle  der  Vorsehung 
bei  jedem  einzelnen  Arbeiter  verstthe ,  so  mllsse  sie  sich  im 
wesentlichen  darauf  beschränken,  Arbeitsgelegenheit  im  all* 
gemeinen  zu  eröffnen,  Erwerbsquellen  zu  erschliessen  und 
zugänglich  zu  machen')« 


M  Die  Dai-stellung  dieser  Verhältnisse  ist  meist  eine  sehr  ungenaue. 
Block  bei  Emmmchaus  8.  602  begnügt  sich  mit  einer  kurzen,  nichts 
tnflüllieDden  Bemewiiag;  ebenso  Luthardt  S.  30;  Germershansen 
and  Lammers  gehen  ear  nicht  auf  dieselben  näher  ein.  Eine  wenn 
snch  nicht  erschöpfende,  aber  den  historischen  Gang  der  bezüglichen 
£Dtwickliuig  Uariegende  Dsntellniig  hat  eist  Reitsenstein  III 
&  ld6  ff.  gebracht.  —  Das  Material  ist,  soweit  es  überhaupt  sndbig» 
lich  ist,  bei  >t  mini  er,  Histoire  de  Tassistance  publique  Paris  15^6, 
zum  Teil  wörtlich  mitgeteilt  Aus  der  letztgenannten  Publikation,  zum 
Teil  Im  Ansehlniw  an  Reitsenstein,  ist  die  Daratellung  im  Teite  ge- 
schöpft; vgl.  Monnier  8.  457  ff. 

A.  a.  O.   5^.  464:     .,C'e8t    par  une  influence  gi-nerale  que  le 

{^ouvemeuient  duit  agir;  son  Intervention  doit  etre  indirecte;  il  doit  etre 
e  mobil  da  traTsil,  msas  £yiter,  pour  suul  diTe,  de  le  paraStre.** 
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VI.  4 


Wie  man  sielit,  gelit  da»  Komitee  hier  nicht  üljer  «He 
Erörterung  allgemeiner  "wirtseliaftspolitischer  Frag<'n  hin.ius. 
Erst  in  seinem  letzten  Bericlite,  unter  dem  Drucke  der  »Stim- 
mung, welche  die  National verbamnilung  und  das  Volk  be- 
hemckte^),  gelangte  es  sa  poflitiven  Vorschlägen,  die  man 
ebeoBOgut  als  Konsecjuenz  jener  Erwägungen ,  wie  als  strikte 
Verneinung  der  dann  ausgesprochenen  Grundsätze  ansehen 
kann.  Es  wurde  ftlr  die  Unterstützung  arbeitsfähiger  Anner 
dui'ch  Gewährung  von  Arbeit  (Errichtung  ö£fentlicher  Arbeits- 
werkstätten) die  Auswerfung  eines  Betrages  von  5  Mill.  L. 
beantragt.  Gleichzeitig  Avmvb»  :mr})  das  Verhältnis?  des  Staates 
711  <lon  iibrip'n,  d.  h.  den  nielit  arbeitsfähigen  Armen  dargelegt. 
Das  Komitee  verwarf  unbedingt  das  System  der  örtlichen  Anuen- 
last,  welches  die  Gemeinden  und  Departements  nötigte,  sich 
im  Interesse  ihrer  Finanzen  der  Armen  durch  Gewalt  oder 
List  SU  entledigen,  und  damit  ähnlich  wie  TOrher  in  England 
grosse  Härten  gegen  die  Armen  selbst  und  obendrein  das 
fortwährende  Steigen  der  Armenlast  zur  Folge  haben  müsse 
Es  erklärte  yielmehr,  dass  alle  diese  Uebelstände  verschwinden 
bezw.  vermieden  werden  würden,  wenn  man  aus  der  öffent- 
lichen Armenpflege  eine  nationale  Sache  (charge  nationale) 
machte  und  die  liierauf  zu  ^•er^^'p^Hlenden  Mittel  aus  den  all- 
gemeiii^  n  Staatsmitteln  eutnaiime*^).  Die  voraussiclitlichen  Auf- 
wendungen wurden  auf  rund  51,5  Mill.  Livres  veranschlagt, 
wovon  27.5  Mill.  für  nicht  arbeitsfiihige  Arme,  3  Mill.  für 
Unterdrückung  des  Bettels  enttallen  sollen. 

Der  Beachtung  auch  für  die  gegenwärtigen  deutschen 
Reformbestrebungen  besonders  wttrdig  und,  wie  sich  an  mehreren 
Stellen  zeigen  wird,  der  praktischen  Verwirklichung  f)lhig 
sind  nun  weiter  von  den  Vorschlägen  des  Komitees  diejenigen» 
welche  die  Art  der  Verteilung  der  Staatsmittel  an  die  Ge- 
meinden und  Departements  regeln  wollen*).  Unter  Abst«and- 
nahme  von  einem  früher  ;ins<Tesprochenen  Gedanken,  die 
sämmtlichen  llospitälor  und  KStittungen  zum  Nationaleigen  tum 
zu  erklären,  wird  vielmeiir  vorgeschla^i^en,  die  P^inkünfte  hier- 
von den  Gemeinden  zu  belassen  und  bei  der  Kepartition  der 
Staatögelder  in  Anrechnung  zu  bringen.    Im  übrigen  soll  die 


1)  Als  die  Beriehte  vorgelegt  wurden,  war  bereits  in  der  Konstitatioii 

von  1791  der  Grund^ntz  nn^n;«  >]n-ocben  worarn  :  II  sera  cn't'  et  orgmü^''-  tin 
Etablissement  geuürai  de  sccours  public  pour  elever  les  enfants  abaniionD^. 
soulaffer  les  pauvres  iufirmes,  et  founur  du  travail  aus  pauvres  valides 
qni  n  auraient  pas  pu  s'en  procurer."    Monnier  S.  459  Anm.  1. 

Die  Bericlitf  ^^x^mplifiziren  sehr  oft  England,  vor  dessen  dnmaU 
^a  sehr  schlimmen  Zustanden  man  grosse  Furcht  zu  haben  schien.  —  Em 
mt  aber  in  hohem  Orade  bemerkenaweit,  daas  in  den  BericfataD  ünmer 
die  Sorge  ftir  die  Armen,  nicht  die  fttr  die  Qemrinden  in  erster  Linie  steht. 
»)  Monnier  S.  470. 

*)  Monnier  S.  476;  auch  Keitzenstein  III  S,  441. 
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lt«'l>ai  litioii  in  ilcr  Art  ertblgen,  dass  nach  dem  ISIassstabc  der 
Bcvülkcnina  .  der  Steuerkraft  und  des  Flächeiiinhidts  ein  be- 
stimmter iJetrag  für  jedes  Departement  ausgeworfen  und  von 
diesem  an  die  einzelnen  Bezirke  verteilt  wira.  Auch  soll  bei 
der  V^rteilun^  noch  ausserdem  die  Höhe  der  Preise  der  Unter- 
haltsmittel in  den  einzelnen  Departements  berOcksichtigt  werden, 
weil  andernfalls  von  einer  wirklichen  Ausgleichung  nicht  die 
Rede  sein  könne.  Auch  wird  bezüglich  der  Untersttltzung 
arbeitsfUhiger  Armer,  die  nur  durch  Gewährung  von  Arbeit 
znlüssig  sein  soll,  vorgeschlagen,  das  Departement  selbst  zu 
eiiK'in  noch  zu  bestimmenden  Massst^ibe  711  LeistiniüfTi  uns 
eigenen  Mitteln  heranzuziehen,  um  leicluterti^e ,  die  Grenzen 
ihrer  Bedürfnisse  überschreitende  Ansprüche  zu  verhüten. 

Diese  Vorschläge  sind  von  der  alsbald  aufgelösten  Kon- 
stituirenden  Versammlung  nicht  mehr  beraten  worden.  Da- 
gegen nahm  die  Gesetzgebende  Versammlung  dieselben  wieder 
auf  und  betraute  ein  comit^  des  secours  publics  mit  den  bezttg- 
liehen  Arbeiten.  Auch  die  von  diesem  im  wesentlichen  in 
Anlehnung  an  die  früheren  gemachten  Vorsehinge  gelangten 
zunächst  nicht  zur  Ausführung.  Erst  in  den  folgenden  beiden 
Jahren  wurden  drei  Gesetze  erlassen'),  welche  dadureli  ihr 
ei^^entiiniliehes  Gepräge  erliielten,  dass  sie  die  rinanziellen 
Fra^'^f'Ti  inmicr  mehr  in  den  Hintergrund  drängten  und  die 
Persunliehkeit  des  Armen  zum  Gegenstände  eines  Rimiliehen 
Kultus  machten,  der  kaum  noch  mit  eigentlicher  Wuhlfahrts- 
und  Wirtschaftspflege  zusammenhing.  Die  am  14.  Juni  1793 
promulgirte  Verfassung  hatte  den  Satz  aufgestellt:  „Les  secours 
publics  soDt  ime  dette  sacr^e.  La  soci^t^  doit  la  subsistance 
aux  citoyens  malheureux,  seit  en  leur  procurant  du  travail, 
soit  en  assurant  les  moycns  d'exister  h  ceux  qui  sont  hors 
d'^tat  de  travailler.'^  Wurde  die  Verfassung  aueli  vier  Monate 
später  wieder  aufgehohen,  so  blieb  dieser  Satz  doch  Ausdnick 
der  herrschenden  Stimmung,  die  noch  wiederholt  zinn  Vor- 
ischein  kam,  bis  sie  gemässigteren  Erwägungen  Platz  machte. 
Man  findet  sie  wieth'r  in  der  Einrichtung  des  livre  de  bien- 
faisance,  in  welcher  alle  über  60  Jahre  alten  Ackerwirte  und 
Viehzüchter  mit  dem  Anspruch  auf  eine  jährliche  Rente  von 
160  Livree  eingetragen  werden  sollten;  sie  ist  der  Anlass  zu 
dem  Dekret  vom  11.  Juli  1794,  welches  das  Vermögen  aller 
Armenanstalten,  Hospitäler  u.  s.  w.  zum  Nationaleigentum 
erklttrte.  So  wurden  in  der  einseitigsten  Weise  alle  Konse- 
quenzen jenes  humanen,  in  den  Berichten  des  eisten  Komitees 
mehr  angedeuteten  als  ausgesprochenen  Grundsatzes  geznc^en, 
bis  der  Emst  des  wirklichen  Lebens  den  Utopien  Einhalt 
geb'  t.  Es  erfolgte  eine  rückliiutige  Bewc-rung.  welche  zunächst 
zu  der  Rückgabe  des  Vermögens  an  die  ihrer  Rechte  ent- 


1)  Monnier  S.  489. 
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aetBten  Anstalten  drängte  und  es  ])c wirkte,  dass  die  ttbrigen 
Gesetze ,  mit  Ansnahme  einiger  auf  das  Bettelwesen  beztlg;- 
liehen  Bestimmungen;  tiberhaupt  nicht  ins  Leben  traten Der 
weitere  Verlauf  der  Gesetzgebung,  der  hier  nicht  int"rf--^irt, 
zeigte,  dass  man  die  Notwendigkeit  begriffen  hatte ,  nur  da« 
Mögliche  zu  wollen^), 

§  107. 

In  Deutsc'liland  ist  inn  dem  französischen  ähnlicher  Wt- 
such  nur  einmal  —  in  Baiern  —  gemacht  worden.  Riedel 
bemerkt  hierüber^):  „Am  22.  Februar  1808  crgiiig  nämlich  eine 
Verordnung,  worin  das  bisherige  Prinzip  der  gemeindlichen 
Aimenpilege  aufgegeben  und  die  Annenu^ege  ftlr  eine  »Staats- 
Anstalt  der  Wohlthätigkeit«  erklärt  wird.  jDiese  Staatsanstalt 
löst  sich  in  eigne,  durch  das  ganze  Königreich  verteilte  Armen- 
institute auf  und  zwar  in  der  Art,  dass  jeder  Distriktspolizei« 
bezirk  für  sich  ein  solches  Institut  erhält.  Jedes  Armemnstitut 
erftlllt  seine  Zwpckf»  flurch  ein  Armenverpflegiinprshaus  und 
ein  ArmenbeschättT Pungshaus  oder  durcli  Verabreichung  von 
Verpflegungsbeiträgen  an  die  nicht  zur  Aufnahme  in  eines 
dieser  Häuser  geeigneten  Armen.  Die  Mittel  zur  Bestreitung 
der  Bedürfnisse  der  Armeniustitutc  sollen  zunächst  aus  den 
Renten  des  Fundirungsvermögens  und  eventuell  aus  dem  sog. 
Eigttnsungsvermögcn  entnommen  werden;  das  erstere  bildet 
sich  aus  dem  Oesammtvermögen  der  bestehenden  Armen- 
stiftnngen  und  neu  anfiillenden  ^^3rmächtniss6n,  dann  aus 
der  quarta  paupcrum  und  aus  den  Zinsen  herrenloser  Landes- 
anleinen  und  itapitalien;  das  Ergänzungsvennögen  aber  be- 
steht aus  den  unstandi'-rf^n  freiwilligen  Beitnl^en,  ans  den  zur 
augenblicklichen  Verteilung  bestimmt(*n  A'ennächtnissen,  aui» 
den  Strafgeldern  und  den  Armensteuern,  welch  letztere  je 
nach  den  Bedürfnissen  des  speziellen  Distriktsarmeninstitute 
als  Beischläge  der  im  Distrikte  zur  Erhebung  gelangenden 
Staatssteuem  erhoben  werden.  Was  endlich  den  Vollzug  be- 
trifft,  80  ist  solcher  durchgehends  in  die  Httnde  der  Staats- 
beamten gelegt,  indem  die  Verwaltung  des  Fundirungsver- 
mögens den  allgemeinen  Stiftungsadministrationcn  überwiesen 
ist,  während  alle  übrigen  Geschäfte,  namentlich  die  Herstellung 
der  Armenkonspekte,  dann  die  Qualifikation  der  Armen  und 
die  Verwendnn^  der  zu  laufenden  Ausgaben  verfligbaren 
Mittr-I  von  den  1  )istriktsi>olizeibeamten  }>es()rgt  werden. 

Die  vorstehend  skizzirte  Organisation ,  weiche  ohnehin 


^)Monnier  5>.  -19-1  gebraucht  bezüglich  dieser  Gesetzgebung  die 
sehr  bezeicbuenden  Worte;  eile  toinba  paisiblement  e«  desuetude. 
*)  Reitzeastein  III  S.  153. 
*)  Anneiigesetegebimg  &  5. 
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nie  vollständig  ins  Leben  trat,  vennoclito  sicli  ebensowenig 
w\g  die  übrigen  organischen  Verfügungen  jener  Legislatur- 
pcrioflo  einzubürgern  und  ward  eben  deshalb  schon  nach 
wenigen  Jahren  (duich  die  V.  v.  17.  November  1816)  auaser 
Wirksamkeit  g^etzt." 

Die  in  dem  gescIuohtUchen  Ueberblick  erwfihnte  lieber^ 
nähme  von  Dorfomen  auf  die  fUratüche  Kanunerkawe  in  An- 
halt gehört  nicht  hierher weil  es  sich  dabei  nicht  um  dne 
prinzipielle  Uebemahme  der  Kosten  der  Annenpflege  auf  den 
&taat^  sondern  nur  um  eine  etwas  regellose  Hülfeleistong  an 
unvermötrende  Gemeinden  handelte,  die  im  übri!?oTi  £]:rund- 
sätzlich  zur  Armenpflege  verpflichtet  blief)on.  Immerhin  ist 
auch  in  diesem  Zusammenhange  zu  betonen,  dass  die  Ver- 
waltung der  Kammerka8se  von  dem  System  der  ungeregelten 
Zuschüsse  sehr  bald  zurückkam. 


§  108. 

Was  nun  die  prinzipielle  Stellung  zu  der  Frage  der  8taats- 
«rmenkst  angeht ,  so  ist  vorab  festeustellen^  dass  die  tther- 
wi^ende  Meinung  die  Verpflichtung  des  Staates  zur  Uebemahme 

<lcr  gesammten  Armenlast  aus  theoretischen  Grttnden  an^kennt, 

-aber  von  der  Verwirklichung  derselben  aus  praktischen  Gründen 
nichts  wissen  will*).  Die  theoretische  Begründung  gipfelt  in 
zwei  Momenten:  erstens,  die  öff*entliche  Armenpflege  nabe  es 
mit  Beseitigung  der  Armut  lediglich  ans  Oründen  der  öfFent- 
lichen  Sicherheit  und  Sittlichkeit  zu  thun,  welche  aufrecht- 
zuerhalten Sache  des  Staates  sei,  und  zweitens  sei  durch  Gewäh- 
rung der  Freizügigkeit  innerhalb  des  ganzen  Staats-  (Reichs-) 
^ebiets  an  Stelle  der  früheren  engeren  Heimat  das  Gcbammt- 
Vaterland  ab  wirtschaftliche  Heimat  getreten;  dem  entspreche 
die  Pflicht  dieser  grösseren  Heimat,  auch  fUr  ihre  Angehörigen 
in  gleicher  Weise  wie  frtther  die  engere  Heimat  zu  soi^n. 
Diese  Formel,  mittels  welcher  die  Reichstagskommission  den 
neu  geschafl'enen  Verhältnissen  gerecht  werden  zu  sollen  glaubte^ 
ist  in  der  Folge  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  von  Freunden 
und  Gegnern  der  Reichsgesetzgebung  wiederliolt  und  nns  ihr 
die  Verpflichtung  de.^  Reiches  zur  Tragung  der  Armcnlast 
gefolgert  worden,  nur  e])en  mit  dem  Unterschiede,  dass  ein 
Teil  und  zwar  der  bei  weitem  grösste,  mit  der  theoretischen 
Forniulirung  sich  begnügte während  der  andere  die  äussersten 

V)  Oben  §  40  S.  129.   Lammers  S.  4  sShlt  diMen  FUl  sa  den 

nUleu  der  StaAtsannenlast. 

*)  Auch  schon  in  der  älteren  Literatur:  namentlich  Mo  hl  I  S.  322; 
Va  hl  kämpf  S.  67  u.  a. 

3)  Vgl.  die  AaafBhraogen  der  Reichstaxrskonunission  über  das  wirt- 
«cbaftlichc  Apquivalent,  namentlich  die  Wencning,  mit  wflcher  die  ^schein- 
liare  Folgerung",  dass  der  Staat  die  Arincniaät  übcruchmen  müsse,  &b- 
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Konsequenzen  zog  und  verlangte,  dass  eine  solche  Verpflichtung 
auch  wirklich  gesetzlich  geordnet  und  vollkommen  durchgeführt 

werde. 

Alb  erster,  welcher  in  dieser  Beziehung  positive  Vor- 
schläge machte,  ist  Wittgenstein^)  zu  nennen.  Wenn  die 
Armenlast,  so  folgert  er,  in  Wahrheit  eine  Staatslast  sei,  so 
mttsse  der  Staat  (das  Reich)  auch  wirklich  Emst  mit  der  Ueber^ 
nähme  dieser  Last  machen  and  ans  Staats- (Reichs-)  mittdn 
die  Kosten  des  Armenwesens  aufbringen.  Den  einzelnen  ört- 
lichen Organen  (Gemeinden  und  Gutsbezirken)  soll  die  Aus- 
übung der  Armenpflege  verbleiben;  aber  fortfallen  soll  Unter- 
stützungswohnsitz und  Erstattungsanspruch;  die  Freiztigi^''keit 
werde  erst  dann  ihre  volle  Verwirklichung  und  Bedeutung 
erhalten.  Die  technisclie  Ausflihrung  des  Gedankens  denkt 
Wittgenstein  sich  in  folgender  Weise: 

„Am  Schlüsse  jedes  Jahres  hat  jede  Gemeinde  der  vorge- 
setzten Behörde  anzuzeigen,  wie  viel  Personen  in  dem  be- 
treffenden Jahre  von  ihr  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  verpflegen 
gewesen  sind,  und  zugleich  die  Zahl  derVerpflegungstage  an- 
zugeben. Hiemach  wird  unter  Bertlcksichtigung  der  Ein- 
wonnerzahl  in  jedem  Bundesstaate  (Regierungsbesirk)  die 
durchschnittliche  Zahl  der  Verpflegungstage  fes^estdlt  Oe- 
meindcn,  welche  eine  höhere  Zahl  von  Verpflegungstagen, 
als  nach  ihrer  £inwohnerzahl  auf  Gnmd  obigen  Durchschnitts- 
betrages  auf  sie  entfallen  würde,  aufzuweisen  haben,  werden 
aus  der  Statskassc»  mit  ....  (50  Pfennigen?)^)  für  jeden 
Verpflegungstag  entschädigt  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  es 
sich  dabei  um  Krankenpflege  oder  um  (n'ne  sonstige  Unter- 
stützung handelt.  Bruchteile  von  Tagen  werden  als  volle  Tag«; 
berechnet,  dagegen  bleibt  unentgeltliche  Unterbringung  im 
Ortsarmenhause  u.  s.  £,  ohne  dass  damit  ein  besonderer  Auf- 
wand verbunden  ist^  ausser  Ansatas.** 

Der  Wittgensteinsche  Vorschlag  ist  meines  Wissens  im 
ganzen  unbeachtet  geblieben.  Nur  einer  Kritik  ist  zu  er- 
wähnen, welche  die  Deutsche  Gemeinde-Zeitung*)  an  demselben 


feiehnt  wird;  oben  S.  146.  Auf  deiuBelben  Standpankte  stehen  Adickes 
S.  281;  A.  Wagner,  Gnmdle^ung  S.  476.    Adiekes,  der  Hanpt- 

vertreter  dieser  lUcotan^,  faast  auf  S.  291  den  Kern  seiner  Erörterungen 
dahin  zusammen,  dase  uie  Belastung  der  Gemeinden  mit  der  Armenpflege 
insu  weit,  aber  auch  nur  insoweit  gerechtfertigt  sei,  als  dies  durco  me 
Unentbehrlichkeit  einer  Zwangsarmenpflej^e,  die  Untauglichkeit  grOeeerer 
Verbände  zur  Annenpflege  und  dir  Notwendigkeit  eines  finanziellen 
InteresBes  der  Gemeinden  an  den  Kesultaton  ihrer  ArmenpHcge  bedingt 
ist,  dass  aber  im  übrigen  das  Keicli  bezw.  interimistisch  die  Einzelstaaten 
die  allein  berufenen  Träger  der  Armeulast  seien. 
M  Augsb.  Allgem.  Ztg.         Nr.  267. 

^)  Der  parenthetiacbe  Vonchlag  rührt  ebenfalls  von  Wittgen- 
stein her. 

<)  Jahfg.  1877  Nr.  41  8.  161. 
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ttbte;  dieselbe  ist  in  hohem  Grade  charakteristisch  dafür,  wie 
schwer  es  ist,  Fehler  asu  Termetden,  deren  Begehung  man  einem 
Andern  yorhAlt:  die  Gemeindezeitung  verwirft  nämlich  im 
Interesse  der  Staatsfinanxen  und  der  Örtlichen  Armenuflege 
den  W.8chen  Vorschlag,  macht  aber  selbst  an  einer  früheren 
Stelle  ausfuhrlich  motivirte  Vorschläge,  die  im  Grunde  auf 
nichts  anderes  als  eine  solche  Staatsannenpflege  hinauslaufen 

Einen  ähnlichen  Vorschlag,  wie  Wittgenstein,  m-uhto 
mehrere  Jahre  später  R  o  c  Ii  o  11  nur  dass  er  deiiöclbcu 
wesentlich  besser  und  umtassendtir  begründete,  als  jener  es 
in  drei  Spalten  der  Augsburger  Zeitung  zu  thun  vermocht 
hatte.  Auch  Bocholl  geht  von  der  Ansicht  aus,  dass  dem 
Staate  die  Armenlast  obli^e  und  er  dieselbe  direkt  tiber- 
nehmen mOsse:  er  erwartet  von  solcher  Uebemahme  bessere 
Armenpflege,  Fortfall  einer  unerauicklichi  n  kasuistischen 
Rechtsprechung  und  vor  allem  gerechte  Ausgleichung  der  Be- 
lastung. Die  Ausftihrung  will  er  ebenfalls  in  der  Art  bewerk- 
stclHf^^t  wissen,  ^l;ls^^  ü.'icliträ^^llch  jeder  Armenv('rl)nTi<l  Arn  Be- 
trag seines  Aufwandes  angebe  und  denselben  aus  Suiatsniitteln 
ersetzt  erhalte.  Doch  ist  das  Detail  seiner  Vorschlage  etwas 
anders,  als  das  der  Wittgensleiuüchcn.  Wahrend  jener  die 
Unterstiitzungstage  und  das  Verhältniss  ihrer  Gcsammtzahl 
zur  Gesammtzahl  der  Einwohner  zu  Grunde  legen  will,  wünscht 
RoehoU  eine  Berechnung  des  Gesammtaufwandes  für  die 
Zwecke  der  öffentlichen  Armenpflege  im  Verhältniss  zur  Ge- 
samnitsteuerkraft  Dies  Verhältniss  wird  durch  folgende 
Gleichung  ausgedrückt:  Wie  sich  die  gesammto  Steuerkraft 
des  Staates  zu  der  gesammten  Armenlast  verhält,  so  soll  sich 
die  Steuerkraft  des  einzelnen  A rmen Verbandes  zu  X  verhalten; 
X  ist  dann  der  auf  den  einzelnen  Verband  entfallende  Anteil 
an  der  Gesanimtlast.  Was  somit  <b'r  ein/.idne  zu  viel  ver- 
wendet hat,  erhält  er  aus  Staatsmitteln  verjrütet,  was  er 
weniger  verwendet  hat,  niuss  er  an  die  Staatskasse  zuzahlen. 

Endlich  ist  noch  ein  Vorschlag  von  S überschlagt)  zu 
nennen,  der  die  Uebemahme  der  Armenlast  seitens  des  Staates 
bezüglich  derjenigen  Personen  wünscht,  welche  „in  Folge 
von  Alter  oder  dauernder  Krankheit  oder  In  Fol^c  von  Ver- 
stümmeliuig  dauernd  arbeitsunftlhig  sind".  lieber  die  Art  der 
Aufbringung  der  hierzu  nötigen  Mittel  findet  S.  sich  mit  der 
Bemerkunp^  ab,  unser  Staat  sei  ja  reich"!  An  einer  andern*) 
Stell«'  wird  von  demselben  noch  ein  Kcfonnvorsehlai;-  gemacht: 
es  soll  das  höchste  Mass  der  von  einem  Armenvcrbaude  für 


')  Die  Vorschläge  sind  ein  wenig  älter  als  der  Witteenstcinsche 
Aafoatz.  Sie  befinden  sich  im  Jahig.  1877  Nr.  31—84  und  aind  oben 
ansftthrlicher  mitgeteilt  worden.   YgL  %  16. 
KochollU  S.  21  ff. 

«)  S.  75. 

*)  S.  87. 


806 


VI,  4. 


Armenpflege  zu  entrichtenden  Summe  auf  die  Hälfte  des  Be- 
trags der  von  diesem  Orte  entrichteten  direkten  Staatssteuem 
festgesetzt  werden.  An  diesem  Masse  würde  die  subsidiäre 
Verptiiehtung  des  Landannen7erbandes  bezw.  des  Staates  zu 
bemessen  sein. 

§  109. 

Von  allen  dioseii  Vorschlägen  haben  allein  die  Rocholl- 
ßchen  in  der  Literatur  Bnachtuiig  gefunden,  sind  aber  von 
keiner  S^itc  ;Kce|>tirt  \M)r(lcn.  Ucbrigens  gelten  die  dair^^ü'-n 
gehend  geinaeliten  Bedenken  auch  für  die  Pläne  Wittgcubtciii» 
und  8ilbcrc»chlagä. 

Uebereinstimnicnd  sind  die  Vordcliläge  nun  zunächst  au» 
einem  Gesichtspunkte  verworfen  worden.  Man  fürchtet  von 
der  Erschliessung  einer  solche  im  Verhältniss  su  der  Leistung»- 
fllhigkeit  der  Armenverbttnde  unerschOpflidien  Steuercjuelle 
den  allernachteiligsten  Einfluss  auf  die  Uebung  der  Öffentlichen 
Armenpflege  in  sitüicher  wie  in  finanzieller  Beeiehung ;  man 
flirclitet  insbesondere,  dass  die  einzelnen  Armenverbftnde  ohne 
jede  Berechnung  wirtschaften  würden»  wenn  sie  wüssten,  da^s 
sie  den  über  ihre  Steuerkraft  hinausgehenden  Aufwand  ohne 
weiteres  ersetzt  erhalten  bezw.  das,  was  sie  ihrer  Steuerkraft 
<^'!it sprechend  zu  wenig  aufgewendet  haben,  haar  herauszalilen 
niussten;  in  sittlicher  Beziehung  besorgt  man,  das«  eine  solche 
üble  Wirtschaft  darauf  hinauslaufen  niöehte,  Anne  zu  schaffen, 
wo  es  solche  noch  nicht  giebt,  eine  Art  Staatspensionftre, 
oder  zum  mindesten  die  Veranlassung  sein  würde,  vernünttige 
Kassregeln  gegen  das  Aufkommen  und  Umsichgreilbn  der 
Armut  zu  yemachlässigen  und  so  die  Armut  förmlich  gross* 
zuziehen 

Eine  vernünftige  Bemessung  der  Ausgaben  sei  vielmehr  nicht 
anders  zu  erwarten,  als  wenn  der  Terausgabende  Arroenverband 
ein  eigenes  finanzielles  Interesse  an  dem  Masse  derselben  habe, 
d.  h.  den  ganzen  oder  einen  nicht  im  voraus  begrenzten  TeU 
derselben  aus  eigenen  Mitteln  aufbringe.  Solle  ohne  dieses 
das  Mass  des  Aufwandes  mit  dem  wirklichen  Bedüriniss  in 
dauerndem  Einklang  erhalten  werden,  so  könnte  das  Reich 
biv.w.  der  Staat  sich  nicht  entbrechen,  die  Ausgaben  des  ein- 
zelnen Annenverbandes  aufs  sorgsamste  zu  kontroliren ,  in 
die  Verwaltung  einzugreifen,  kurz  eine  Bevormundung  hci-zu- 
stellen,  welche  bei  den  eigentttmlichen  Verhältnissen  der 
Armenpflege,  besonders  angesichts  des  Vorwiegens  ehren- 
amtlicher  Elemente  in  der  Armen  Verwaltung,  ebenso  unertrSglidi 
wie  unzweckmässig  sein  wtlrde. 

M  Vgl.  DuchMel-Naville  S.  311  ff.;    Muhl  S.  822;  Vahl- 
kampt  iä.  79^  Liuäiugen  S.  69;  Lammers  S.  Iti;  Adickes  1  S. 
Zill  BT,  Verbeasemngeii  der  OrtiUelien  Anaeopflege,  in  D.  GeoL-Z.  ras 
18.  August  1881;  Kambli  S.  115  und  Tiele  aodeie. 
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Auch  wttrden  sehr  viele  Privatkräfte  und  Mittel  weg* 
&Uen,  die  unter  anderen  Umstttnden  snr  Linderung  der  Ar- 
mut und  des  Unglücks  zusammenwirken;  Stiftungen  für 
Annenzwecke  würden  seltener,  und  die  Rechte  und  Interessen 
einer  grossen  Zahl  von  (remoinden  und  Anstalten,  die  in 
grösserem  oder  poringcrom  ^fasse  mit  Stiftnnp:on  ausgestattet 
sind,  würden  durch  den  Einzug  dersellMii  oder  woniji^stens 
durch  die  Umlage  der  allgemeinen  Arnionsttuerii  nacli  dem 
gewölinlichen  Bcüteucrungsmasssüibe  in  lioheni  Cirad«'  verletzt*). 
Jedenfalls  dürfen  diese  Einwände  für  aich  allein  als  durch- 
schlagend erachtet  werden.  Ueherall  wo  Uber  das  ßedürfniss 
hinaus  reichliche  Armenmittel  zur  Verftlgung  standen,  wurde  die 
sichere  Erfahrung  gemacht,  dass  die  Armutszustände  dadurch 
eher  verschlimmert  als  verbessert  wurden^  und  überall,  wo 
örtlichen  Verwaltungen  eine  grosse  allgeroeinc.  nicht  von  ihnen 
allein  dotirte  Kasse  zur  Verfiignng  stand ,  hat  man  die 
N'igung  zu  leichtfertigerer  Wirrschaft  beobachten  können*). 
Älaii  darf  diese  Thatsache  als  notorisch  hetrachtfn ;  ^'\>^  wird 
diiri'h  eine  grosse  Zahl  von  Mftnnern  bezeugt,  di«'  all«  ii  Partei- 
richtungen an^i'hören.  vor  allem  auch  Holchcn.  denen  im  übrigen 
der  Gedanke  einer  8taatshülfe  für  lokale  Bedürfnisse  «lurchaus 
nicht  unsympathisch  ist^). 

Ein  anderer  Einwantl  kann  noch  mit  Recht  gegen  dicöo 
Vorschlttge  erhoben  werden :  dass  nämlich  eine  Verminderung 
der  Schreiberei  und  Kasuistik  davon  nicht  zu  erwarten  stehC 
Auf  dem  Papier  Iflsst  sich  der  Ausdruck  «C^esammtarmenlast" 

sehr  gut  an.  Wie  dieselbe  aber  in  Wirklichkeit  berechnet 
werden  soll,  durfte  schwerer  zu  sagen  sein.  Man  denke  an 
die  Berechnung  bei  Armenverbänden,  in  denen  Naturalver- 

pflegung  überwiegt,  und  hei  solchen,  in  donon  sehr  ausgedehnte, 
von  der  otfcntlichen  ArmenjtHeg«»  zwar  unaMiHnirii^^e,  im  übrigen 
aber  auf  den  Stand  der  Annenlast  sehr  erhehiieh  einwirkende 
Privatmildthätigkeit  und  »StiftungsarnienpHege  getibt  wird. 
Selbst  eine  ganz  mechanische  Umrechnung  würde  in  dieseu 


M  riiemnf  macht  Schiiz  S.  CA.  (35  in  sehr  /.utrfrtVTuif'r  Wfist'  auf- 
merksam. —  Es  sind  dies  Ubimeus  zum  l'eil  die&elb«ii  Gründe,  die  eanz 
•ligemein  gegen  eine  gesetsliene  Annenpflege  vorgebtacht  weiden.  vgL 
oben  §  20. 

«)  Vgl.  aber  oben  §  96  S.  207. 

'i  Aosaer  den  in  Anm.  1  S.  306  angeführten  b^nders  noch 
Behifffe,  Die  OrnndaittM  der  Steuerpoliäk,  1880,  S.  648,  aber  auch 

8.  630  wegen  Zentralientioii  der  Ven^ichemng;  Sc  hm  oll  er  in  seinem 
Jahrl».  18M1  H.  3  S.  444  u.  a.  —  Vomehmli<  h  aus  diei^cn  rSriinden  ist 
auch  der  l^öO  von  Disraeli  gemachte  Vorschlag?,  in  England  die  Kosten 
des  Amienw^ens  zur  Staatslast  zu  erktSren ,  ab^lehnt  worden.  V(^. 
h<  i  Af^chrott.  der  im  übrigen  mit  einem  pohr  leicht  missverstämllicheo 
AuBdruck  England  als  das  klassische  Land  der  ^Staatdannenpflege"  be> 
seiehnet,  obwohl  damit  nur  „gesetzliche  Armenpflege*'  gemeint  Ist»  — 
S*  148* 

20» 
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Fällen  schlechterdings  unmöglich  sein^  von  dem  Apparat  ganz 
zu  geflchweigen,  der  nötig  sein  würde,  um  zwischen  rund  80000 
Annenverbänden  die  gewünschte  Ausgleichsberechnung  her* 
beizofUhren 

§  110. 

Wie  wichtig  nun  auch  die  vorstehenden  Einwendungen  sind, 
welche  im  Hinblick  auf  die  sittliche  und  finanzielle  Seite  der 
öffentlichen  Armenpflege  erhoben  werden,  so  lässt  sich  doch  nicht 
verkennen,  da«H  es  im  Grunde  nur  äussere,  das  Wesen  der 
Sache  nicht  berührende  Hcdcnkcn  sind,  welcli  '  der  Umwand- 
lung der  Armenlafit  zur  Staatsarmenlast  entg(  ^engestellt  wer- 
den. Will  man  konsequent  sein,  so  muss  man  in  der  That 
darauf  denken,  mit  allen  Mitteln  dem  theoretisch  als  richtig 
erkannten  Ziele  zuzustreben  und  durch  geeignete  Massregel^ 
vor  allem  durch  Einführung  einer  wirksamen  Au&icht,  die 
Uebemahme  der  Last  auf  das  Reich  zu  ermöglichen;  es  ist 
nicht  wahrscheinlich,  aber  es  ist  wohl  denkbar,  dass  sich  die 
gefürelitefn  Uebelstiinde  durch  zwecken  t.s|)recliende  Vor- 
keiiruii;;*  II  wurden  vermeiden  oder  vermindern  lassen. 

I  )iese  Konsequenz  der  Theorie  darl*  man  —  wenn  anders 
sie  nicht  zur  Spielerei  werden  Holl  —  nicht  gering'- an.schla^'en ; 
sie  bedeutet  soviel  wie  Verwirklichung  des  Gedankens  der 
SLaaLaarmcnlast  nach  Lage  der  VerhiUtnisse,  sie  bedeuu*i  niclit 
Zurückweisung  des  Prinzips,  weil  es  als  solches  auf  unrichtigen 
Voraussetzungen  beruht  Dieses  letztere  Moment  wird  in  der 
neueren  annenrechtlichen  Literatur  fiftst  gar  nidit  berück* 
sicbtigtj  weil  die  Annahme,  dass  die  Armenlast  an  und  für 
sich  eine  Staatslast  sei,  überwiegt.  Dagegen  geht  in  der 
Literatur  der  vierziger  und  fünfziger  Jahre  die  Auffassung 
überwiegend  dahin,  dass  die  Armenlast  nicht  blos  der  Nütz- 
lichkeit halber  der  Gemeinde  übertragen  sei,  sondern  deshalb, 
weil  diese  ihrer  Natur  nach  der  berufene  Träger  der  Arninnla^t 
d.  h.  derjenigen  Last  sei,  welche  aus  der  Unterstützung  der 
mit  ihr  verbundenen  Gcnieindegeno.ssen  entspringt.  Schtiz 
weist  darauf  hin,  dass  die  Geineinden  selbständige  Korpora- 
tionen flir  sich  und  zugleich  die  Grundlagen  des  Stajits Vereins 
sein  soDen ^  und  Stahl  bemerkt  bezüglich  der  Unterstützungs- 
pflicht der  Gemeinden^:  ^Dies  hat  überall  seinen  futen 
mneren  Grund,  wo  die  Gemeinde  nicht  blos  eine  willküruche, 
nach  Zweckmfissigkeitsgründen  abgezirkelte  Landesabteilnng, 


1)  Dies  wird  namentlich  gut  dargel^  in  einer  Abhandlung  „Die 
Aimensteoer''  (anonym)  in  Conr.  Jahrb.  1881  H.  6  S.  586. 
*)  S  73 

^)  S.  417.  —  Ganz  ähnlich  Brntor  S.  399;  Bitzer  I  S.  12  €\ 
ähnlich  auch  Riedel,  Armenges.  Eiulutung  S.  10. 
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sondern  ein  durch  Greschichte,  Zuaammenloben^  insbcsoiulere 
durch  geinoinsaiiie.s  Vcrmügen  in  sich  abcregrenztcs  Gaiizoö  ist." 

Ein  btnkter  Beweis  dafür,  daüü  der  Gemeinde  diese  Stel- 
lung noch  gegenwärtig^  zukomme,  ist  freilicli  nicht  iiu)«^dieh. 
Ks  iät  iSache  der  Autiahöuiig,  ub  nutu  die  Gemeinde  nach  wie 
vor  als  einen  in  sich  geschlossenen  politischen  Verband  be< 
trachten  y  nach  wie  vor  von  den  Interessen ,  welche  sie  mit 
dem  Reich,  dem  Staat,  den  Provinzen  yerbtnden,  die  ihr  eigen- 
tümlichen OrtUchen  Interessen  unterscheiden  wÜl,  deren  Ver- 
wirklichung aus  Mitteln  der  Gemein  Wirtschaft  zu  geschehen 
hat,  weil  es  eben  schlechthin  örtliche  Intere.^scn  sind»  Znr 
Begründung  dieser  auch  hier  zu  vertretenden  Autfassung  muss 
zunächst  auf  dasjenige  verwiesen  werden,  was  über  die  Stel- 
lung der  Gemeinde  zu  der  Armenlast  und  das  Mass  und  die 
Orilnde  dieser  Belastung  an  anderer  Stelle  ausgeführt  ist;  es 
muss  darauf  hingewiesen  werden,  in  welcher  Weise  di(*  Ver- 
teilung der  Bevölkerung  in  kleinere  und  grössere  Bezirke 
sich  gegenwärtig  vollzieht  In  Wflrdigung  der  hierftlr  in  Be- 
tracht kommenden  Momente  wird  man  vorläufig  noch  nicht 
SU  besorgen  haben .  dass  die  Gemeinde  durch  fremde  Zu- 
zttgler  in  eine  lediglich  zu&llige  Gemeinschaft  von  Aufenthalts- 
genossen aufgelöst  würde;  es  besteht  umgekehrt  in  einzelnen, 
sein*  beträchtlichen  Teilen  des  Ostens  snwold  Nord-  wie  Süd- 
deutschlands eirif^  Staifnation,  welclie  die  Zuführung  frischer 
Elemente  zur  Belebung  des  Gemeinwesens  dringend  wünschen 
lilsst.  Wer  auf  der  anderen  Seite  die  Orte  und  Bezirke  ins 
Auge  fasst,  in  welchen  die  am  wenigsten  sesshafte  Bevölkerung 
■am  lebhaftesten  ab-  und  zuströmt,  die  Städte  und  die  west- 
lidiOT  BezirkOi  der  wird  sich  der  Einsicht  nicht  verschliessen 
können,  dass  in  diesen ^  wie  Elberfeld,  Barmen,  Krefeld,  Bo- 
chum, Essen  und  vielen  andern,  der  regste  Gemeinsinn  seitens 
der  Bürgerschaft  gerade  gegenüber  den  Verhältnissen  sich 
bethätigt  hat,  mit  denen  die  Armenpflego  in  erster  Linie  zu 
thun  hat,  ein  Gern  ein  sinn,  welcher  durch  das  Ab-  und  Zuströmen 
der  Bevölkerung  elier  gefestigt  als  gelockert  worden  ist. 

Mit  einer  solchen  Auffassung  ist  es  wohl  vereinbar,  dass 
gewisse  Gegenstände  der  Armenpflege  von  grösseren  Ver- 
hiinden  ül)ernommen  werden,  mit  wek  hen  die  örtliche  Annen- 

i»tiege  nicht  in  unmittelbarer  Beziehung  steht:  wie  etwa  die 
•"ürsorge  für  Heimatlose,  Landstreicher  u.  s.  w.;  aucli  selili«>sst 
diese  Auffassung  die  Gewährung  von  Beiluüfen  an  unver- 
mögende Ortsarmenverbände  nicht  aus,  die  sich  in  einem  ähn- 
lichen Notstande  befinden,  wie  das  einzelne  bedürftige  Indi- 
viduum, dem  die  Gesammtneit  Hülfe  leisten  muss,  Namendich 
liegt  es  auch  im  Sinne  solcher  Aufifassiing,  der  Örtlichen 
O^einschaft  durch  zweckmässige  Umbildung  und  Vereinigung 
eine  kräftigere  Grundlage  zu  geben,  als  es  gegenwärtig  viel- 
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fach  der  Fall  iöt\).  Wohl  aber  bchlicdüt  diese  Auffassung 
aus  die  Bereitstellung  von  Reichs-  oder  Staatsmitteln  in  un- 
beatinmiter  Höhe^  die  ioweit  zur  Verwendung  gelangen  sollen^ 
wieweit  sie  zureichen,  von  Mitteln,  welche  statt  von  der  engeren 
Gemeinschaft  von  dem  obersten  politischen  Verbände  au%e* 
bracht  sind. 

Aber  selbst  wenn  man  diese  Aufifossung  nicht  teilte  selbst 
wenn  man  unser  Gemeindewesen  in  chaotischer  Auflösung  be- 
griffen erachtet,  kann  dio  ErwMfrung  der  dadurch  goschatlenen 
Zustünde;  iiouh  immer  nicht  zu  dem  Wunsclie  fuhren,  die 
Armenlast  durch  Gesammtausgleich  zu  <'rleichterii.  Nichts  is^t 
trügerischer  als  jene.s  auf  den  ersten  Lilick  so  übcniu^  blendende 
Argument  von  der  wirtschaftlichen  Gesammtlieiniat. 

Kitlitig  ist  freilich,  dass  jeder  Ort  im  Reichsgebiete  lU-u 
Eeichsangehörigen  zugänglich  sein  soll,  und  jeder  an  jedem 
Orte  sich  auf  heimischem  Boden  soll  fühlen  dürfen.  Aber 
welcher  Gebrauch  wird  denn  hiervon  ^macht?  Weder  ver- 
teilt sich  die  Bevölkerung  in  gleichniässigen  Proportionen  über 
das  Reich,  noch  ist  Wohlstand  und  Armut  in  gleichem  Masse 
an  jedem  Punkte  des  Reiches  anzutreffen.  Und  weiter  ist 
diese  freie  Gestattung  der  Niederlassung  doch  zunächst  nichts 
weiter  ;ds  <'ni<»  Bf'fugiiiss.  die  Niemandem  einen  Aufwand  irp'  iid 
welcher  Art  zu  verursachen  lirauciit.  Der  Aufwand  wird  t  rst 
erforderlich,  wenn  der  Anziml«  r  bedürfti^r  wird.  Und  dies 
ist  die  Kehrseite  der  Medaille.  Die  Uebernahme  der  Gesaramt- 
armenlast  auf  das  Reich  bedeutet  höchst  positive  Leistungen 
aus  Beiträgen  sämmtliclier  Kuiclisangehörigen :  derjenigen,  die 
im  Osteii,  und  derjenigen,  die  im  Westen  wohnen,  derer,  die 
von  dem  Besitze  einer  wirtschafUichen  Gesammtheimat  Gebrauch 

Semacht,  und  derer,  welche  es  nicht  gethan  haben,  jener  endlich, 
eren  Wohnorte  von  der  Arbeitskraft  der  Zuziehenden  Vor- 
teile gehabt,  und  jener,  deren  Wohnorte  durch  dauernde  Aus- 
wanderung mehr  und  mehr  wirtschaftlich  zurückgegangen  sind. 
Nicht  genug  an  diesen  schwerwiegenden,  meist  durch  die  geogra» 
phische  Laf::e  ^^csrhaffonon  natürlichen  Nacht»''!»'!!,  soll  nun  den 
davon  beti'oftenen  Personen  auch  noch  zu^^cmutet  werden,  eiii'^n 
gleich  gross(»n  Anteil  an  der  Armenlast  zu  tra^ren,  wie  ihre 
günstiger  »ituirtcn  Mitmenschen,  m.  a.  W.  V  orteile  zu  bezahlen, 
welche  jene  allein  genossen  haben.  Wie  schwer  diese  Liüjt  auf  die 
ärmeren  Landesteile  drücken  würde,  geht  aus  der  oben  liar- 
elegten  Thatsacbe  hervor,  dass  ihr  ohnehin  auf  den  Kopf 
er  unterstützten  wie  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  gegen* 
ttber  den  wohlhabenden  Landesteilen  sehr  viel  niedrigerer 
Armenaufwand  dennoch  einen  sehr  viel  höheren  Anten  an 
ihren  Gesa  nun  taus<^aben  nimmt,  als  es  dort  der  Fall  ist,  und 
dass  sowohl  absolut  wie  relativ  die  Zahl  der  Untersttttsten 


1)  Vgl  hierüber  unten  §  131  ff. 
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bei  diesen  eine  sehr  viel  kleinere  ist  als  bei  jenen.  Selbst 
wenn  man  also  dem  wirtschaftlichen  Aequivalent  gegenüber 
dem  einzehien  Armen  verbände  nicht  das  entscheidende  Gewicht 
beilegen  will,  den  Sprung  zur  Statuirung  eines  wirtscliafdichen 
Aequivalents  seitens  sämmtlichor  Reichseinwolmfr  pe^cnüber 
dem  Gesaumitvaterlande  wird  man  dovh  nicht  machen  koanen, 
ohne  den  Thatsachen  einfach  Gewalt  anzuthun. 

Meinss  Erachtens  ignorirt  man  zu  Gunsten  theoretischer  Schluss- 
folgeningen  die  historische  Gestaltung.  Die  Fürsorge  für  Arme  und 

Kranke  ist  ihrer  ersten  Bethütigung  nach  Sache  der  kirchlichen 
Gemeindeo  gew^en;  noch  heute  baut  sich  die  pohtische  Armen- 
gemeinde  in  England  vollkommen,  in  Dentschhmd  zum  Teil  auf 
dieseiH  Grunde  auf.  Mit  dem  Versiegen  der  kirchlichen  Gcmeiiuie- 
armenpriege  in  Deutschland  trat  die  engere  Lebcnsgemeinschatt, 
Gutsherrschaft  —  Gilde  —  Zunft  u.  s.  w.,  au  deren  Stelle,  um  in 
der  weiteren  Entwkkehmg  von  dem  unterstell  politischen  Selbst?wwal- 
tnngskörper  —  der  Gemeiode  —  teflweise  ersetzt  za  werden.  Die 
Pflicht  zur  Hälfe  m  schwachen  und  kranken  Tagen  erwuchs  da,  wo  der 
Schwache  und  Kranke  in  guten  und  gesunden  Tagen  als  Glied  der  Ge- 
meinschaft gewirkt  hatte.  Das  ist  der  Sinn  des  Gemeinde-Heimats-  und 
-Bürgerrechts.  Ihn  hat  die  junge  Lehre  und  üebung  der  Freizügig- 
keit im  Grunde  seines  Wesens  nicht  geändert;  noch  ist  der  Simi 
des  Untersttitzungswohnsitzes  kein  anderer,  als  das  Individuum  nach 
allenfalls  zutreffenden  Merkmalen  —  über  deren  Richtigkeit  ja  ge- 
stritten werdeu  kann  —  da  anzuknüpfen,  wo  es  wirtschaftlich  zu 
Hause  ist.  Der  Notnagel  des  Landarmeuwesens  und  der  bairischcu 
Heimatlosigkeit  beweist  lüergegen  so  wenig,  wie  die  nngebenere 
Bettlerplage  des  17.  uid  18.  Jahrhonderts  gegen  das'  strikteste 
Bflrgerrechtssystem  beweist. 

Es  ist  nicht  bloe  eine  Frsge  der  Opportnnitftt,  ob  der  Staat 
oder  die  Gemeinde  die  Armenlast  tragen  soll;  tief  in  Uirer  histo- 
rischen  Entwickelnng  liegt  die  natOrliche  Yerpflichtnng  der  letzteren 
begrflndet. 

Mit  Unrecht  berufen  sich  die  Vertreter  des  ersteren  Stand- 
punktes, namentlich  A  d  i  c k  e  s ,  auf  den  Vorgang  des  preuss.  Land- 
rechts. Wenn  es  in  §  1  Tit.  19  T.  II  heisst:  „dem  Staate  kommt 
es  zu,  für  die  Ernährung  und  Verptiegung  derjenigen  Jiürger  zu 
sorgen,  die  -ii  h  ihren  Unterhalt  nicht  selbst  verschaffen  und  den- 
selben auch  vuii  andern  Privatpersonen ,  welche  nach  besonderen 
Gesetzen  dazu  verpllichtet  sind,  nicht  erhalleu  kouiien",  so  ist  dies 
nur  ein  anderer  Ausdruck  für  die  Anordnung  der  „ gesetzlichen  Armen- 
pflege**,  wie  deutlich  ans  den  folgenden  Paragraphen  erhellt,  in 
welchen  die  Verpflichtang  der  Korporationen,  Gemeinden,  Grund- 
herren  n.  s.  w.  ausgesprochen  wird.  In  $  16  wird  sodann  bestimmt, 
dass  Arme,  deren  Versorgung  nach  obigen  Grundsätzen  Niemandem 
obliegt,  durch  Vermittlung  des  Staates  in  Landarmenhäusern  unter- 
gebracht werdeu  sollen.   Von  Ueberoahme  der  gesammten  Armen- 
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laBt  ist  also  nicht  entfernt  die  Bede.  Die  allerdiogB  mittfentiiid- 
liche  Ausdrocksweise  des  §  1  entspricht  der  das  I^aiidxecbt  flberhanpt 

beherrschenden  Yorstellung  TOn  der  Staatsallmacht;  sie  hat  spftler 
eine  authentische  Interpretation  durch  die  Kabinetsortlre  vom 
22.  Dezember  1836  erfahren,  in  welcher  zur  Behebung  etwaiger 
Zweifel  ausdrücklich  ausgesiirochen  wird .  dass  ein  Kegress  der 
Kommunen  an  die  Staatskasse  wegen  Autweudoogen  für  heimatlose 
Anne  nicht  ötatthnden  soll. 

§  ui. 

Freilich  ist  auch  jene  theoretische  Erwü^une  betreflb 

Staat8anii('n])flon:e  flir  die  Praxis  der  Armenpflege  so  lange  von 
ähnlicher  Bedeutung  wie  der  Name  des  Armenpflege-Systems,  als 
ihr  keine  wcitero  praktisrlio  Folpfo^n^egeben  wird.  Aber  die  Gefahr, 
die  wir  immer  inclir  zu  bc^urguii  Grund  li  ilx  ii,  liegt  nicht  so 
fern :  nämlirli  mit  Staats-  oder  Reicbsmitteln  den  Kommunen  zu 
beliüii,  süitt  sit  auf  eigene,  feste  FUsse  zu  btelluii,  namentlich 
in  einer  Weise  zu  helfen,  die  eben  so  halb  tmd  auf  uusichem 
Ghrundlagen  beruhend  ist,  wie  diese  ganze  Konstroktion,  welche 
die  Armenlast  aus  inneren  Gründen  als  Staatslast,  aus  äusseren 
Gründen  als  Gemeindelast  erklärt:  esistdieUeberweisnng 
Ton  Reichsmitteln  an  die  Einzelstaaten,  von  diesen  an  die 
grösseren  Verwaltungsbezirke,  von  diesen  wiederum  an  die 
einzelnen  Annenverbände  nach  einem  im  voraus  bestimmten 
Mfissstabo.  Hierin  liogt  ein  unendlich  bedeutsamer  Unter- 
schied gegenüber  den  »Subventionen,  welche  den  (  )rts;irnien- 
verbänden  ans  Mitteln  der  Landarmenverbände  ofb  r  den 
letzteren  ans  Staatsmitteln  zu  Teil  werden ,  und  von  denen 
noch  ausführlicher  zu  sprechen  sein  vvird^j.  diesen  handelt 
es  sich  um  Beihiüfe  zu  den  Lasten,  als  deren  berufene  Träger 
die  Ortsannenverbände  erachtet  werden:  bei  jenen  ergänzen 
umgekehrt  die  Ortsarmenverbände  soviel  an  der  Armenlast, 
als  aus  Zweckmässigkeitsgründen  ,  ihr  berufener  Träger  — 
das  Reich  —  aus  eigenen  Mitteln  nicht  decken  kann  oder 
nicht  decken  will. 

Bei  den  Subventionen  ist  lediglich  das  individuelle  Be- 
dtirfniss  des  einzelnen  unvermögenden  Ortsarm*'nvorl>ande8 
entscheidend;  bei  der  Ueberweisung  wird  von  vorniicrein  allen 
Verbünden  in  der  voraus  bestimmten  Weise  i^cliolfun.  Nimmt 
die  Ueberwei.-suug  die  Form  der  ganziieticn  oder  teilweisen 
üeherlassung  bestimmter  staatlicher  Steuern  an  die  Gemeinden 
an  (namentlich  Grand-  und  Gebäudesteuer) ,  so  ist  dies  nicht 
mehr  im  eigentlichen  Sinne  Ueberweisungy  sondern  grund- 
legende Aendemng  der  Kommunalbestouerung,  welche  die 
Kommunen  selbständig  macht  und  dem  Gedanken  der  Reichs- 


^)  Vgl.  hierflber  unten  §  IdO. 
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annenlast  widerspricht;  erfolgt  die  Ueberweisuug  nach  dem 
indtvidaelieii  Bedttrfhias,  dann  wird  sie  Subvention,  was  sie 
ebenfiüls  in  O^nsatz  zu  dem  Gedanken  der  Beichsannen- 
laat  bringt 

Diesem  Gedanken  entspricht  viehnehr  immer  nur  die 
Behandlung  aller  Armenverb  ftnde  von  ganz  gleichen  Gesichts- 
punkten aus.    Roch  oll  ist  konsequent  genug,  dies  durch 

Bcincn  Vorsehlag  »mü^t  MllfCfni^'inoTi  Ans^'-If'iclnint!:  nacli  Mass- 
galx'  Staatsstcuorkratt  zum  Ausdruck  zu  bringen.  A(jhu- 
lich  auch  Schiiffle'),  der  als  allgemeinsten  Massstab  flir 
die  Ueberweisuug  von  Ueichsmitteln  die  Landessteuerhaupt- 
fciunnuen  an  direkten  Abgaben  beflirwortet.  Nicht  kou^eciueiit 
dagegen  ist  A  d  i  c  k  o  s  -) ,  der  S  c  h  ä  f  f  1  e  gegenüber  bemerkt,  dass 
das  Reich  als  berufener  Träger  die  in  den  einzelnen  Distrikten 
wirklich  vorhandenen  Annenlasten  bei  der  Bemessung  der  Do- 
tationen zum  Zweck  der  Armenpflege  berücksichtigen  müsse. 

Neuerdings  ist  nun  anf  Antrag  des  Abg.  v.  lluene  für  Preussen 
diese  Bahn  der  Ueberwei-iniLü  n  von  Keichsmitteln  betreten  in  dera 
Gesetze,  betr.  die  Ueberweisung  von  Beträgen,  welche  aus  laiidwirt- 
schal'tlichen  Zöllen  eingekeu,  an  die  Kommunaiverbände,  vom 
14.  Mai  1885.  —  Ihm  zufolge  sollen  die  auf  Onmd  des  §  8  des 
B..G.  vom  15.  Juli  1879  auf  PreoBsen  ent&llenden  Anteile  ans 
dem  Erlrage  der  Getreide-  and  TiehsöUe»  abzaglich  eines  Betrages 
▼on  15  Mill.  Mark,  den  Kommmalverbänden ,  nnd  zwar  den 
Kreisen,  Uberwiesen  werden.  Die  Verteilang  erfolgt  zu  zwei 
Drittein  nach  dem  Massstabe  der  in  den  Kreisen  aufkommenden 
bezw.  fingirten  Gmnd-  und  Gebäadesteuer,  za  einem  Drittel  nach  der 
ZiYilbevölkemng.  Bis  znm  Erlasse  eines  die  Verweivlnn{?s7wecke 
regelnden  G^etzes  sind  die  überwiesenen  Summpn  zur  Erfüllung 
ßolcher  Auffraben  zu  verwenden,  für  welche  seitens  der  Land-  und 
Stadtkreise  die  Mittel  durch  Zuschläge  zu  den  direkten  Staats- 
steoern  oder  durch  direkte  Gemeindesteuern  aufgebracht  werden. 
In  denjenigen  Landkreisen,  in  welchen  die  überwiesenen  Suiiiineu 
diese  Verwendung  nicht  finden,  können  die  nicht  verwendeten  Be- 
trige  1-  zur  Entlastong  der  Scbnl^  bezw.  engeren  Kommonalver- 
bftnde  lunsiehtlich  der  Sehallastsn,  2.  zur  Gewährung  von  BeihOlfen 
an  die  OrtssrmeiiTerbftnde,  insoweit  nicht  die  Landarmenverbftnde 
dazu  veipflichtet  sind*  verwendet  werden. 

IHeMs  Gesetz  ist  das  Beispiel  dessen,  wohin  die  iosserste 
Konseqnenz  des  Gedankens  der  Ueberweisung  führen  kann.  Wenn 
man  von  dem  angesetzten  Massstab  —  es  waren  nicht  weniger  als 
acht  auf  den  Massstab  bezügliche  Anträge  ein<?e'janf!cn  —  auch  ab- 
sieht, weil  dieser  schliesslich  in  irgend  einer  Weibe  te-t;je^teilt  werden 
mosste,  so  bleiben  doch  noch  zwei  in  hohem  Grade  bedenkliche  Punkte : 


>)  A.  a.  0.  8.  58a. 
1  S.  820. 
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die  Ueberweisnng  gänzlich  imbestimmter  Erträge  und  die  Unbe- 
stimmtlieit  der  YerweDdangaswecke.  Die  erstere  stellt  die  Wirk- 
Bunkeit  des  Gesetzes  auf  gänzlich  ansicberen  Boden.    Die  zweite 

hat  zar  Folge,  dass  nicht  denjenigen  Zwecken  vor  allem  gedient 
wirdf  welche  man  im  Auge  hatte,  nämlich  der  Entlastung  der 
Kommunen  von  Schnl-  \md  Armenaufwand,  weil  die  Kreise  in  keinem 
organischen  Zusammenhang  mit  der  Schnl-  und  Armenverwaltung 
stehen  und  ihre  auf  Zuschlügen  beruhenden  Einnahmen  meist  zu 
örtlichen,  namentlich  Wegebauzwecken  u.  ähni.  verwenden. 

Dass  diese  Bedenken  begründet  sind,  beweist  die  gegenwärtige 
Gestaltung.  Während  als  wahrscheinlicher  zur  Ueberweisung  ge- 
langender Betrag  bei  der  Beratang  die  Stimme  tob  20  Ißll,  Mk. 
angenommen  wurde,  belftnft  sich  in  Wahrheit  der  in  diesem  Jahre 
xnm  ersten  Male  fOr  1885/86  zur  Verteilung  gelangende  Betrag 
anf  etwas  Aber  4  Hill,  M.  Bei  der  Berechnung  der  Anteile  an 
diesem  Gesammtbetrage  wurde  zu  Grunde  gelegt  die  Bevölkerungs- 
zahl nach  der  Volkszählung  vom  Dezember  1885  nebst  dem 
Sollauf  kommen  des  Etatsjahres  1885,86  rinschliesslirb  der 
fingirt  veranlagten  Grundsteuer  und  Gebäudeöteuer.  E&  erhalten 
demnach  der: 


Kegicningsbezirk  Mark 

Königsberg   141  819 

Gnmbiimeii   85150 

Danzijx   73436 

Marieuwerder   94  563 

Berlin   284  322 

Potsdam   174132 

Frankfiurt  a.  0   145  7G9 

Stettin   108987 

KSsUn   64909 

8ti«l«md   43096 

Poßeo   125  627 

Bromberg   74623 

Breslau.   223521 

Lieguitz   186112 

Oppeln   151021 

Magdeburg   169  528 

Merseburg   170  697 

Erfurt   57  010 

bchlcBwig   227  837 


ilegiertmga  bezirk  Mark 

Hannover   73  630 

Hlldesheim   75824 

Lüneburg   64  0S7 

Stade   5')  029 

Osnabrück   87  942 

Aurich   39  187 

Münster   69  608 

Miuden   6ö978 

Arnsberg   140649 

Kassel   112103 

Wiesbaden   122  279 

Koblenz   78917 

DliBseldoif   228994 

Köln   119  0:30 

Trier   80  570 

Aachen   8u740 

Sigmaiingen                  .  8800 


aiuamniai  400211$ 


Erwagt  man,  dass  in  Preussen  der  Autwand  für  Volksschulen  nach 
der  letzten  Aufstellung  71.0  :\Till.  Mark  ^)  und  der  Aufwand  der  Orts- 
armenverbüude  nach  der  neuesten  Statistik^)  4\K'^  Mill.  Mark  be- 
trug, und  dass  diese  Aufwendungen  bei  der  Ueberweisung  erst  iu 


<l  Vgl.  ZeitBchr.  d.  preuss.  stat  Bor.  £rg.-H.  Xi  Dio  öffsntlkliea 
Voikäschulen  in  Preusseu  1878. 

Hauptergebnisse  der  A.-St  fltr  Preussen  1885.  In  der  itat  Koir. 
der  Z.  d«  pr.  stat  Bur.  vom  3.  Juli  lb86* 
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zweiter  Linie  stehen,  so  ei keimt  man,  liass  für  diese  wichtigsten 
Aufgaben  der  Koniiaunen,  deren  Last  vor  allem  die  Reform  wünsche 
hervorgerufen  hat,  so  gut  wie  nichts  geschieht,  die  Hülfe  kaum  ein 
Tropfen  auf  den  heissen  Stein  ist. 

Bezüglich  der  Verwendungszwecke  dürfte  aber  nichts  bezeich- 
nender sein,  als  die  Kotlage,  in  welche  durch  sie  die  Aufsichts- 
behörden verwtst  mirden.  Gleich  nach  firlass  dea  Gesetzes  wurde 
hierttber  offisite  geschrieben^),  dasa  die  Anaftthmng  im  Sinne  dea 
Gesetzes  insofeni  nicht  geringe  Schwierigkeiten  bereite,  als  der 
Hauptsweck  der  üeberweisung,  die  Erleichterung  der  Armen-  nnd 
Schultaaten,  schwer  zu  erreichen  sei,  weil  den  Kreisen,  den 
Trägern  der  Üeberweisung,  eine  Wirksamkeit  auf  diesem  Gebiet 
nicht  oMietre  .,?^ollen  daher  die  Kreise  die  ihnen  überwiesenen 
Beträge  wirksam  zur  Erleichterung  dieser  Lasten  verwenden,  so 
wird  gleichzeitig  deren  organische  Einordnnn^  in  das  System  der 

Schul-  und   Armenverwaltung  erfolgen   mubbtu  Sodann 

werden  die  Direktiven,  welche  den  Kreis-  und  Gemeiudeaufsichts- 
behörden  bezüglich  der  ihnen  obliegenden  Prüfung  der  Kreis-  und 
Gemeindebescbltlsse  wegen  Verwendung  der  Ueberweisungsbeträge 
sor  Erleichtenmg  der  Schnl-  und  Annenlasten  zn  geben  sind,  feet- 
znatellen  sein.  Bei  dem  Mangel  eines  organischen  Znsammeohanges 
der  Kreise  mit  dem  Schnl-  nnd  Armenwesen  wird  es  freilich  schwer 
sein,  geeignete  Grundlagen  ftr  eine  positive  Einwirkung  der  Auf- 
aichtsbehürden  zu  gewinnen,  vielmehr  in  der  Hauptsache  TOrzu- 
schreiben  bleiben ,  in  welchen  FäU«n  sie  die  Genehmigung  ver- 
sagen sollen."  — 

Vgl.  hierüber  auch  v.  Rei tzen stein,  Kommun -Finanzwesen, 
hl  Schönbergs  Handb.  2.  Aufl.  Bd.  3  S.  682 ,  sowie  Deutsche 
Gem.-Z.  1885  S.  104.  132,  die  sich  in  alinlichem  Sinne  aus- 
sprechen. Auch  haben  bereits  einzelne  Verwaltungskörper,  so 
namentlich  der  10.  westfälische  Städtetag  ata  12.  Juni  1886  be- 
schlossen, dass  ^ne  Aenderung  dea  Gtosäzes  notwendig  sei,  dass 
insbesondere  statt  schwankender  Summen  ein  bestimmter  Betrag 
flberwiesen,  und  dass  die  Üeberweisung  an  die  Gemeinden,  nicht  an 
die  Kreise  erfolgen  mOsae.  —  Letzteres  meint  auch  Schmoll  er, 
Theorie  und  Praxis  der  deutschen  Steuerreform,  in  seinem  Jahrb. 
1881  H.  3  S.  445. 

Es  ist  jedenfalls  als  kein  glückliches  Zusammentreffen  zu  be- 
zeichnen, dass  gegenwärtia;  das  auf  ganz  anderen  Gründen  beruhende, 
nicht  i»enug  zu  fördernde  Hestrrben,  das  Reich  durch  eigene  Ein- 
juihiuen  auf  eiLrene  Füsse  zu  stelleu,  und  der  nicht  minder  berechtigte 
NVuiibch,  die  Koimnuiien  augemessen  zu  entlasten,  mannigfach  ver- 
quickt mit  höheren  politischen  und  sozialen  Gesichtsjiunkten  auf 
der  einen,  mit  kleinlichen  Parteiinteressen  auf  der  anderen  Seite, 
gleichzeit^  in  den  Parlamenten  ?erhandelt  werden  mttssen.  Nicht 
dasa  sie  ganz  ausser  Znsammenhang  atflnden  —  gewiss  nicht;  aber  sie 


>j  Abgedniekt  hi  d.  D.  Gem.-Z.  1885  S.  228. 


Digitized  by  Google 


316 


VI.  4. 


werden  in  einen  tendenziösen  Zngammenhang  gebracht,  dcD  sie 
ncherlich  nicht  haben. 

Wie  schon  an  anderer  Stolle  hervorgehoben  wurde,  kann  im 
Bahmen  dieser  Arbeit  anf  diesen  Pnnict  nicht  weiter  eingegangen 

werden.  Wegen  der  Literatur  dieser  in  den  letzten  Jahren  ausser- 
ordentlich häufig  behandelten  Erage  die  bri  Schmoller  a.  a.  0. 
S.  121  nachgewiesenen  Schriften,  namentlich  auch  Gneist.  Die 
deutsche  Finanzreform  durch  Regulirung  der  Gemeiudesteuem,  und 
ausserdem  noch  A  dickes  I  S.  820  tf. ;  Schäffle  a.  a.  0. 
S.  579  ff. ;  Gerbt  fei  dt,  Ein  Finanzreformplan  für  d.  D.  K.. 
Berlin  1881. 

Wegen  des  prenee.  Ueberweisongsgesetses  vgl.  die  Aasgabe 
von  Herrfnrth  und  Noell,  Berlin  1886,  woselbst  das  Material 
vollständig  mitgeteilt  und  eine  knrze  Beorteilnng  des  Gesetzes  bei- 
gef&gt  ist 


.  k)  i.cd  by  Google 


Anhang. 


Direkte  StaatehUlfe  bei  ausserordentlichen  Notständen. 


Nicht  identipi'h  mit  Uebernahme  der  Armenlast  im  allgo- 
meint'ü  und  Aiit'rkennung  des  iStaates  als  berutonon  Trütr^'rs  der- 
selboi)  ist  die  lllilfeleistnng des  Staates  und  die  Aiu'rkeiiiiuii^- einer 
VerptiielltaH^?  des  iStaatcö  zur  lliilfeleistung  iu  einzelneu  Fällen. 

Es  giebi  Umütände,  die  unvorhergesehener  Weise  einzelne 
oder  bestimmte  Klassen  von  Einwohnern,  einzelne  oder  eine 
grössere  Zahl  von  Bezirken  in  eine  Notlage  versetzen,  aus 
welcher  sich  zu  befreien  die  Mittel  der  einzelnen  Ortlichen 
Gemeinschaften  absolut  unzureichend  sind,  weil  ebcni  diese 
Umstände  sie  nahezu  aller  Mittel  zur  Selbsthttlfe  beraubt 
haben.  Hierher  gehören  vor  allem  schädliche  Xaturerei^^iiisse: 
Ueberschwemmungen,  Feuersbrünste ,  UagelschAden,  Epide- 
mien U.  d.  w. 

Ueber  die  Notwendigkeit  einer  Staatshülfe  in  solchen 
äussersten  Fällen  bestehen  im  wesentlichen  keine  Meinungs- 
verschiedenheiten. Siegel  bemerkt  bezüglich  des  inneren 
Grundes  derselben  sehr  zutreffend^): 

„Die  Stäatshttlfe  geht  aus  dem  tiefen  Bewusstsein  und 
der  Üeberzeugung  der  GesammtbevOlkerung  hervor,  dass  im 
Leben  der  Verunglückten  ein  bedeutender  Teil  ihres  eigenen 
Lebens  ruht:  denn  der  wirtschaftliche  Ruin  von  grosserer 
Ausdehnung  vermindert  die  Produktion  und  Konsumtion  und 
damit  die  Arbeits-  und  Steuerkraft,  er  entwertet  den  Ln- 
mobiliarbesitz,  er  boeinträehtii^t  den  Kredit,  er  !iat  ansteckende 
Krankheiten,  wodurch  ucanze  (le;^^enden  ^jfctahrdet  werden,  im 


Verhalten  mttsste  daher  die  wirtschafüiche  Existenz  des  Staates 
bedrohen,  weshalb  es  als  Pflicht  desselben  angesehen  werden 
muss,  im  eigensten  Interesse  helfend  einzutreten.**  Und  weiter') 
bemerkt  er :  ^Dieselbe  (die  direkte  Staatshülfe)  i^t,  wie  sie  im 
öffentlichen  Interesse  geleistet  wird,  so  auch  ein  allgemeines 
Opfer,  sie  erheischt  eine  Erhöhung  der  Gesammtausgaben  zu 
Gunsten  einzelner  Teile  des  Ganzen  —  seien  es  erweiterte 


')  Siegel,  lieber  Staatshülfe  bei  wirtschaftlichen  Nofständen,  in 
Tab.  Zecbr.  f.  d.  ges.  St.-VV.  Jahrg.  18^2  Bd.  3^  vgl.  auch  Mo  hl. 

P^W.  Bd.  1  S.  2S5  UQd  446. 

*)  S.  5  a.  a.  O. 
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Verbände  (Gemeinde-,  Kreisverbände  und  dergl.),  seien  es  ein- 
zHno  Rewohiit  r.  Doshalb  muss  bei  der  Frage  über  die  Zu 
Wendung  der  SUuitsunt'^rsttitzung  als  Ritlitsclinur  die  im  liii<  r- 
essp  der  Allgenieinlicit  gebotene  Abwendung  eines  drnh<  iidun 
oder  bereits  eingetretenen  i\»tt.stan(b'>  t'est^^rhalten  werdon,  ohne 
dass  solchem  von  Seiten  der  zunaehbt  Pflichtigen  und  der 
Privatwohlthätigkeit  mit  Erfolg  gesteuert  werden  kann." 

In  diesen  Worten  »t  treffend  der  Charakter  der  Staate- 
httlfe  bezeichnet;  sie  sielt  ab  auf  Beseitigung  von  Znstttuden, 
nicht  blos  weil  sie  ihrer  Natur  nach  Kotstände  sind,  sondern 
weil  andere  Hulfsmittel  zu  ihrer  Beseiti^'ung  nicht  vorhanden 
oder  nicht  zur  Verfügung  gestellt  worden  sind.  Sie  ist  also 
gleichfalls  subsidiär  wie  die  öffentliche  Armenpflege*). 

Als  weiteres  Erforderniss  wird  gemeinhin  aufgestellt,  das.s 
die  Hülfe  eine  einmalige  und  nnenrartot«'  sei,  also  nicht  I^Iittel 
ein  für  alle  Mal  und  im  voraus  zur  Verfügung  gestellt 
werden 

Mit  Aufstellung  dieses  Ki  luid«  rni.^ses  ist  vornehmlich  der 
Punkt  bei*ührt,  der  oben  GegeiistiUid  der  Betrachtung  war: 
dass  es  im  Interesse  der  Staatsfinanzen,  wie  im  Interesse  einer 
nach  richtigen  Grundsätzen  getlbten  Armenpflege  liege,  den 
Selbsterhaltungstrieb  der  von  ünglttcksfilllen  Betroffenen  rege 
zu  erhalten ;  sie  sollen  auf  Hülfe  nicht  rechnen  dOrfen. 

Hieraus  folgt  aber  endlich  ein  drittes  Erfonb  rniss :  das 
einer  gerechten  und  vorsichtigen,  die  Verhältnisse  der  EmpfHnger 
individuell  berücksichtigenden  Verteilung  der  Staatsmittel,  wenn 
möglich  unter  der  Bedingung  der  Rückerstattung,  oder  g^n 
Gewäll run^  von  Arbeit. 

Auch  hier  wird  die  Staatsgewalt  »l'-n  Zusaniiii'-nhang 
des  Notstiindcs  mit  seiner  Ursache  nu->'  i  Acht  lassen  dürfen. 
Gegentiber  Katurcreiguissen ,  die  schieciuerdings  von  mensch- 

M  1.  Zur  Ueberwindunp:  der  augenblickHcben  Notlage.  Hierzu  sind 
zu  rochnen:  die  Mittel  £ur  BeBcbaffung  der  absolat  notwendigen  Lebenau 

bedürfhiase  .  .  . 

5.  sar  Bestreituüg  eines  Teils  des  in  Folge  der  Notlage  erhöhten 

Armenaufwandes,  d.  n.  wenn  ilu-  Iii*  r/.u  iTfr>rücrlichen  Mittel  von  Jen 
Pflichtigpu  nicht  aufcrnbraolit  werden  können  ond  die  Httlf^>ediizftigen 
an  dem  Xotwendicsten  ,Mau|jel  leiden. 

6.  Keliufs  Erhaltung  Einselner  im  Haus-  und  Nahrungsstande,  wom 
bf i''pielswei.''C  die  Bewillipm.::  mn  Mitteln  für  Wiederaufbau  ihre:-  zer- 
Btörten  Hiinser,  fUr  Anschatlung  von  Saatgut,  Saatkartofteln  und  Futter 
aar  Beibchaltnog  des  Viehs  gehören;  vgl.  Sieg<;l  a.  o.  0.  S.  8. 

-)  Siegel  a.  a.  O.  S.  8;  auch  recht  gut  oei  Ducbatel  -  Na  ville 
S.  31:'..  Heispiele:  die  preus.".  Notstand^presetzc  während  des  letzten 
Jahrzehnts,  aus  Anlass  der  äturmfiut  der  Ostsee,  vom  24.  April  l"<7ä. 
6e8.-S.  8.  18.5;  Hochwaamcbäden,  vom  22.  Juli  1876,  Ge8.-8.  8.  294; 
Ueberschwemmunt;  und  Blinemte  in  Oberschleaien,  vom  3.  Febtilftr  Ix'iO, 
Ges.-S.  S.  17;  H(K!hwa88er  im  Kbein^eluet,  vom  21.  Januar  1^-:^. 
Ge8.-b.  S.  3;  Hochwasser  im  Weicbseigebiet,  vom  14.  Juli  1886,  Ge6.-ä^. 
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lieber  Willkür  unabhängig  und  regelmässig  auch  der  Ver- 
aicherung  nicht  zug^glich  .sind^  wird  sie  unbesorgt  die  Mittel 
gewähren  können,  den  früheren  Zustand  durch  Wiederaufbau 
zerstörter  Wohnungen,  durch  Verteilung  von  Kleidung,  Saat 
kom  u.  s.  w.  wo  möglich  wiederherzustellen.  Anders  lie^^^t  üs 
da,  wo  der  Notstand  mit  den  wirtsehaftliehen  VerhiUtnisöen 
enger  zusammenhängt  oder  wo  gar  der  Niedergang  einer  In- 
dustrie direkte  oder  indirekte  Folge  der  staatlichen  Gesetz- 

Sebung  ist  Hier  ist  auf  das  ernsteste  zu  erwägen,  ob  nicht 
ie  Unterstützung  eines  notleidenden  Beziri^es  geradezu  die 
Natur  eines  allgemeinen  Lohnzuschusses  annehmen  und  damit 
in  ganz  anderer  Weise,  als  es  die  Unterstützung  eines  ein- 
zelnen Individuums  thun  kann»  die  Lohnverhältnisse  auf  das 
erhebliehste  verschieben  und  namentlich  ü])erlebte  industrielle 
und  Betriebszustände  zum  Schaden  n  u  h  d^r  Px  wnlmer  auf- 
recht erhalten  würde').  Es  steht  freilich  nichts  im  Wege, 
auch  hier  das  Gesammtvaterland  als  die  wirtschatüiehe  Heimat 
der  Gesamratheit  zu  betrachten  und  so  Alle  für  Einen  ein- 
stehen zu  heissen.  Anhänger  dieser  Meinung  zu  bekehren, 
ist  hier  nicht  der  Ort 


1)  Vgl.  wegen  dieoer  Fragen,  beaoiidsis  wesen  Arbeitnadiwds  unten 
§  213—215.  Die  Teaermunpoliiei  gehört  nieEt  hierher;  vgl.  B5nne, 
Staatsiecht  §  S02  S.  188. 


.  k)  i^  .d  by  GoqoL 


9.  Kapitel. 

ROckkehr  zur  Heimatge$etzgebung. 

?5  113.  . 

In  auspfcsprochenen  Gegensatz  zu  denjenigen  ^  welche 
durch  Uebertragung  der  Armenlast  auf  den  St^uit  dem  an- 
geblich gelösten  Zusammenhang  zwischen  Individuen  und  Ge- 
meinden Rechnung  tmfjcn  wollen,  tr('t<'n  dicjeni^'cn ,  welche 
difse  LüsLiii^  zwar  ebcnfaila  als  vorhanden  jinnehnien ,  aber 
aU  so  unheilvoll  beklagen,  dasH  ihnen  vor  allem  an  einer 
Wiederherstellung  eines  solchen  Zusammenhanges  liegt.  Schon 
die  Betrachtung  der  hierüber  laut  gewordenen  Klagen  zeigt, 
dass  von  einer  grossen  Zahl  von  Beurteilem  der  geltenden 
Gesetzgebung  immer  wieder  die  Vorzüge  des  Heimatsystenis 
betont  werden  und  diesem  die  Fähigkeit  zu.  energischer  Bin- 
dung dei-  auseinanderstrebenden  Elemente  zuerkannt  wird, 
ihren  Ausdruck  in  Bezug  auf  die  Refonn  der  Armengesetz- 
gebung findet  diese  "Nf^inung  in  Wünschen  und  Vorschlägen, 
welche  die  Rückkehr  zimi  TTcimatsysteni  eniufelden,  von  ihr 
Beseitigung  der  weseiitliehsten  Ufbelstiinde  ernoffen.  Vorzugs- 
weise sind  Angehörige  der  süddeutsehcn  und  mitteldeutschen 
Staaten  Vertreter  dieser  Meinung:  Luiliardt  (Baiera), 
Marschall  (Baden),  v.  Varnbttler,  Sarwey  (Würtem- 
1>^S)>  Waentig  (Sachsen)  — doch  sind  neuerdings  auch  aus 
Norddeutschland  Vorschlüge  dieser  Art  in  die  GäTentHchkeit 
getreten  (Elvers,  Germershausen,  v.  d.  Goltz,  Deut- 
sche G em.- Zeitung).  Das  Wesentliche  ist  immer,  dasa 
die  Heimat  bezw.  der  Unterstützungswohnsitz  nicht  frliher 
verloren  werden  sf)ll,  als  bis  eine  neue  Heimat  bezw.  ein  neuer 
ünterstUtzuii^swoliiisit/  ei-wurbcn  ist.  Auf  die  hierbei  mass- 
fifebonden  Fristen  wird  ;4'crinf(<'r<'s  (u-wicht  ^'"eleirt.  Die  einen 
enintehlen  die  5  und  10  Jahre  des  bairisclu'n  Gesetzes,  die 
anJern  2  oder  3  .Jahre;  auch  wird  von  einigen  die  Verlust- 
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firist  länger  zu  bemessen  gewünscht  als  die  Erwerbsfrist. 
Zweierlei  wird  hiervon  erhofft:  die  Beseitigung  des  Land- 
armenwesens und  die  feste  Verknüpfung  des  Individaums  mit 
einer  Gemeinde  aul'  der  einen,  gerechtere  Verteilung  der 

Armonlast  auf  der  andern  Seite.  Um  auch  wieder  die  ethische 
lieHputimt:-  der  Heimat  zum  Ausdruck  zu  bringen,  wird  die 
Wiedereintuhrun^  des  Wortes  „Heimat"  an  Stelle  des  Wortes 
„Unterstiitzungswuhnsitz"  eniptohlen. 

S  11*. 

£8  bedurfte  an  dieser  SteUe  keines  erneuten  Eingehens 
auf  dieses  System,  dessen  Wesen  oben  darzulegen  versucht 
worden,  wenn  es  sich  um  weiter  nichts  handelt^  als  um  die 
altgemeine  Wiedereinführung  seines  obersten  Grundsatzes,  dass 
die  einmal  erworbene  Heimat  nicht  früher  verloren  w^erden 
kann  ,  als  l>is  f'iiie  neue  Heimat  erwtjrben  ist.  In  dieser  Be- 
ziehung wurtle  bereits  nachgewiesen,  dass  die  Arraenlast  in 
Baiern  tr<»tz  dieses  Grundsatzes  aus  gleichen  Gründen  wie  im 
übrigen  Deutschland  gewachsen  ist  und  dass  Ungerechtigkeit 
in  der  Verteilung  derselben  dort  so  wenig  vermieden  werden 
konnte  wie  hier;  es  seigte  sich,  wie  viele  gute  GhrOnde  für 
die  schnellere  WiederlosTosung  der  Annenlast  sprechen  und 
wie  hart  unter  Umständen  die  Belastung  einer  Gemeinde  in 
Ansehung  solcher  Angehörigen  ist,  welche  lange  von  ihr  ab- 
wesend gewesen  sind,  ohne  anderswo  eine  Heimat  erworben 
zu  haben.  Auch  ergab  sich,  dass  sich  durch  blosse  K«^setzliche 
Anerkennung  des  Heiiuatprinzips  noch  keine  leistungsi^higcn 
Arnienverbände  scharten  lassen  und  dass  eine  sittliche  Ein- 
wirkung der  Heimatgemeinde  gerade  bezüglich  der  ihrer  am 
meisten  bedürftigen  Elemente  nahezu  unmöglich  ist,  so  lange 
die  Freizügigkeit  im  gegenwärtigen  Umfange  gestattet  bleibt 
und  nur  die  dauernd  Hüfinbedürftigen  in  ihrer  Aufenthaltsfrei' 
heit  beschrankt  werden  können. 

Dieser  Einsicht  hat  sich  denn  auch  die  überwi^ende 
Mehrsahl  derer,  welche  das  Heimatprinsip  wieder  zu  Ehren 
irebracht  wissen  wollen,  nicht  verschlossen  und  ihren  diesbezüg- 
lichen Vorschlägen  weitere  auf  Aendennig  der  Gesetzgebung 
abzielende  Vorschläge  hinzugelegt.  DieselVxTi  hiiuI  m\  D'^tail 
sehr  verschieden  und  halten  sich  nur  zum  Teil  in  den  Grenzen 
der  eigentlichen  Armengesetzgebung.  Dahin  gehören  vor  allem 
diejenigen,  welche  die  Herstellung  leistungslahiger  Verbände 
durch  Zusanunenleguug  mehrerer  oder  aller  Ortsarmenverbände 
desselben  grosseren  Verwaltungsbesirks  als  Voraussetzung 
jeder  Reform  betrachten,  und  diejenigen,  welche  neben  der 
prinzipalen  Bdastung  der  Heimatbesirke  eine  Heranziehung 
der  vorhandenen  grösseren  Verbände  empfehlen.  Ein  nicht 
geringer  Teil  legt  dagegen  den  Hauptnachdruck  auf  die 
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Aenderuiig  der  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  die  wirtBchaftliche 
Freiheit.  Von  diesen  wiedenmi  haben  die  einen  nur  die  un- 
gerechte Belastung  der  Gemeinden  im  Auge  und  wollen  diesen 
geeignet^  Mittfl  an  die  Hand  ^n'bcn,  sicli  nicht  gewollten  Zu- 
zuges zu  erw»'hr<'n,  wiilirend  di»'  anderen  mehr  die  sittliche 
Seite  d<'s  Heimatv<'rliältni>s<'.s  bt'tonen,  welcher  sio  durch  Be- 
scliniiikuiig  d<  r  Individuen  in  ihrer  freien  Bewegung  gerecht 
werden  zu  können  meinen. 

In  gewissem  Sinne  neu  ist  von  alledem  nur  der  Gedanke, 
leistungsfähige  Verfoltnde  zu  schaffen,  neu  insofern,  als  es  auf 
eine  obligatorische  SchaAung  derselben  im  Gegensatse  zu  der 
auch  gegenwärtig  von  der  Rcichsgesetzgebung  im  weitesten 
Umfange  gestatteten  fiÜLultativen  Vereinigung  von  Ortsarmen- 
verbänden zu  einzelnen  oder  allen  Aufgaben  der  Armenpfl^e 
abgesehen  ist.  Bei  drn  übrigen  Vorschlägen  handelt  <  s  *tich 
dagegen  nur  mn  Bekanntes,  um  \Vieder}»elebung  von  Kin- 
rithtungen .  wrlclH'  die  neuere  Gesetzgebung  beseitigen  zu 
müssen  geglaubt  hatte,  namentlich  also  um  Aufsuchung  eines 
gereihten  Korrelats  zwischen  Annenlast  und  wirtschaftlicher 
P^reiheit  durch  Beschränkung  der  Eheschliessuug ,  der  Frei- 
zügigkeit, des  Gewerbebetriebes  u»  a.  m.  an  Stelle  des  durch 
den  Unterstützungswohnsitz  geschaffenen  sog.  wirtsehafdichen 
Aequivalents. 

Dass  nach  fUnÜBehnjähriger  Anwendung  eines  Systems 
ziemlieh  vollkommener  Freiheit  die  Neigung  zu  derartigen 
Beschränkungen  wieder  erwachen  würde,  liess  sich  bei  dem 
Gegensatz,  der  von  jeher  zwischen  Staats-  und  gemeinde- 
bürgerlichen Interessen  obgewaltet  hat,  nicht  wohl  anders  er- 
warten. Doch  darf  nicht  verkannt  werden,  dass  di*»  rück- 
laiitige  Bewegung  ihre  Greiij^en  findet  an  der  selbst  hol  ilireii 
lebhaftesten  Parteigangern  f<  stgewurzelten  Anscliauung,  dass 
ein  völliges  Zurückbringen  des  Individuums  in  den  Stand  der 
wirtschamichen  Unfreiheit  nicht  blos  unter  heutigen  Ver- 
hältnissen  unmöglich,  sondern  auch  unzweckmässig,  ia  schädlich 
sein  würde,  v.  Marschall,  dessen  Klagen  über  das  herrschende 
System  wohl  als  der  kräftigste  Ausdruck  der  Missstinimung 
gelten  können,  bemerkt^):  „Vollständige  Freizügigkeit  muss 
allerdings  herrsciHMi,  jedem  Deutschen  muss  gestattet  sein,  sich 
in  jedwedem  Orte.  (1er  ihm  gutdfinkt,  autzuhalten,  Gewerbe 
da  zu  betreiben  und  sein  Brot  zu  verdienen.  Wenn  ihm  die> 
aber  an  dem  gewählten  Orte  nicht  gelingt,  wenn  er  den  Ort 
deshalb  wechselt  und  wechselt  ohne  Erfolg,  wenn  er  —  durch 
eigne  Schuld  und  wohl  auch  durch  Mitschuld  seiner  Au- 
gehörigen und  seiner  Umgebung  —  körperlich,  geistig  und 
moralisch  in  die  Lage  gekommen  ist,  nicnt  mehr  durch  freie 
Selbstbestimmung  für  sich  sorgen  zu  können,  wenn  er  dem 
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"V  agabunJoii-  uacl  Bettlerlebeii  vcrftlllt  uiidfdieäeü  zuletzt  so 
weit  treibt,  dass  die  Polizei  vor  den  Missständen  uiid  Uu- 
^elegenheiten,  welche  er  überaU  herbeiführt^  die  Augen  nicht 
mehr  zu  schliessen  vermag:  dann  muss  alsbald  ohne  weitläufige 
Untersuchung  in  klarer  Weise  ein  Ort  vorhanden  und  be- 
zeichnet sein,  wohin  er  verbracht  werden  kann,  ein  Ort,  der 
verpflichtet  ist,  ihn  aufzunehmen,  mit  dem  Notwendigsten  zu 
Vvirsehen  und  üborhau]it  dasjonrp^e  zu  tlnm,  was  unvh  möglich 
ist,  um  ihn  zu  eim  in  geordneten  Leben  zurüekzutühren.'" 

So  richten  sieli  denn  Wünsche  und  Vorschläge  zunäch.st 
nur  gegen  jene  Klassen  von  Personen ,  welche  durch  Umher- 
schweifen und  Müssiggang  am  meist«  n  das»  Gemeinwohl  schä- 
digen. Weil  es  aber  nicht  genügt,  lediglich  die  eine  Seite 
der  Missstände,  nämlich  den  bereits  eingetretenen  Zustand  der 
Zuchtlosigkeit  ins  Auge  zu  fassen,  ohne  auf  Verhütung  der- 
aelben  beim  Entsteheu  bedacht  zu  sein,  und  weil  es  einleuchtend 
ist,  dass  der  Grund  der  Verarmung  und  damit  des  wirtschaft- 
lichen und  sittlichen  Herunterkommens  bereits  ;relegt  wird, 
wenn  sieh  Jemand  ohne  genügend  gesicherten  Nalirungsstaud 
ir:;endw()  niederlässt,  wenn  er  sich  ohne  di(?  Gewissiieit  eine 
F.niiilie  erhalten  zu  können,  verehelicht  -  -  so  führt  die  mit 
uem  Wunsche  nach  jener  einen  Beschriiukung  der  Vagabundage 
eingeleitete  Gedantenreihe  unvermerkt  zu  einer  Erwägung 
der  übrigen  dem  ältem  Heimatrecht  eigentümlichen  Be- 
schränkungen. Man  lenkt  die  Aufinerksamkeit  wieder  auf 
den  Zusammenhang  der  Armut  mit  der  BevOlkerungsvermeh- 
rung  durch  Zuwanderung  und  Geburten  bei  nicht  vermehrten 
Erw'erbsgelegenheiten,  d.  h.  auf  die  Uebervölkerung  als  Quelle 
<ler  Armut,  und  hat  sofort  wieder  die  alten  Mittel  bei  der 
Hand,  die  Ieiclitsiuni«^e  Kinderzeugun*j:.  das  leichtsinnige  Auf- 
suchen uu'j'ewi.sser  Krvvorbsgelegenheiten  y.n  verliüten,  die  Ge- 
meinden gegen  die  durch  ebendieselben  Din^e  verursachte 
Armenlnst  zu  schützen.  Der  Oedanke  des  Kinzugsgeldes,  des 
Isaehweiseü  gesicherten  Erwerbästandca  Uuicht  wieiler  auf;  die 
Befugniss  zur  Verehelichung  und  zum  Gewerbebetrieb  an 
andere  als  die  bestehenden  Voraussetzungen  zu  knttpfen  wird 
Ton  neuem  gewünscht  —  dies  alles  aber  ohne  das  Prinasip 
der  Freizügigkeit  als  solches  antasten  zu  wollen. 

Diesen  Wünschen  gegenüber  nehmen  die  Gegner  aller 
derartiger  Beschränkungen  überwiep:cnd  den  Stand])unkt  ein, 
die  wirtschaftliche  Freiheit  des  Individuums  als  ein  natürliches 
Recht  zu  erachten  und  etwaige  Beschränkungen  derselben  nur 
insoweit  zuzulassen,  als  es  im  staatlichen  Interesse  notwendig 
geboten  erscheint;  sie  verwerfen  daher  jede  andere  Besi  hiiin- 
kung  als  diejenigen  des  Zivil-  und  Strafrechts,  iusbesundere 
aber  die  Beschrankung  der  wirtscluittlichen  Freiheit  aus  ledig- 
lich wirfschalUichen  Gründen.  Diesen  Standpunkt  wird  man 
nicht  teilen  können,  obwohl  er  die  Persönlichkeit  vor  Willkür 
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sicherer  stellt,  als  jener  andere,  von  dem  aus  man  zu  jeder 
erdenklichen  Beschränkung  gelangen  kann.  Denn  will  man 
konsequent  sein,  so  mnss  man  alles  den  sich  seihst  regulirenden 
Kräften  der  Natur  überlassen,  darf  zivil-  oder  strafrechtliche 
Be-schränkungen  so  wenig  eintreten  lassen,  wie  wirtschaftliche : 
rin  ■  KnTis(H|iif»nz,  die  in  Wahrheit  !iipTii:ni(l  zu  ziehen  wagen 
würde.  Auch  ist  einn  solche  Scli^-idung  von  l^rliirlich  syste- 
matischer Bedeutung,  weil  es  iu  letzter  Lini«-  doch  inimt-r  nur 
auf  einen  und  denselben  Grund  hinauskuinmen  kann :  Be- 
»chräiikuiig  der  Persönlichkeit  im  Interesse  der  Gebanmiiiicit. 
Welches  aber  das  wahre  Interesse  der  letsteren  sei,  darüber 
entscheidet  nicht  nur  die  Natur  der  Sache  und  die  Meinung  der 
zur  Gesetsgebung  berufenen  Faktoren,  sondern  vor  allem  auch 
die  wirtschaftliche  und  politische  Lage  des  Staatsganzen, 
welche  gewisse  Massnahmen  nötig  macht  oder  sie  scnädlich 
oder  Uberflüssig  erscheinen  lassen  kann.  Wenn  unter  anderem 
das  Interesse,  welches  der  Stnat  an  dem  Gedeihen  seiner 
Glieder,  der  Gemeinden,  haben  muss,  besser  gesichert  erscln  nit 
durch  Kräftigung  des  Gemeiudelebens  und  diese  wied«  runi 
nicht  denkbar  ist  ohne  eine  gewisse  Abschliessung  derselben 
gegen  Zuzug  vermögensloser  Personen,  sowie  ohne  Hinderung 
der  Bedürftigen  an  vorzeitiger  Verheiratung,  so  wird  die  Be- 
schränkung der  Niederlassungs*  und  VerehelichuiigBireiheit 
ebensowohl  gerechtfertigt  sein,  wie  die  Beschränkung  des 
Aufenthalts  in  Sicherheit»-  und  sittlichkeitspolizeilicbem  Inter- 
esse, wie  sie  gegenwärtig  reichsgesetzlich  zugelassen  ist  Es 
ist  das  Kennzeichen  des  Doktrinarismus,  dass  er  von  all- 
gemcinon  Gesichtspunkten  ausgeht,  die  ftir  alle  Zeiten  Gültig- 
keit haben  sollen,  in  Wahrheit  aber,  weil  sie  mit  keiner  Zeit 
in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehen,  der  Gegenwart  »o 
wrnig  wie  d(M'  Ver^^an^enheit  gerecht  werden.  Aus  diesem 
Grunde  beansprucht  nun  freilich  dai>äclbe,  was  von  der  exü'em 
freiheidichen  Richtung  gilt,  nicht  mindere  Geltung  auch  für 
die  entgegengesetate,  auf  Beschränkungen  mann^&cher  Alt 
ausgehende  Richtung,  sofern  sie  fsa  ihrer  Begründung  eben 
auch  nichts  anderes  als  die  Natur  der  Sache  anzuführen  ver- 
mag. Denn  wie  jene  mit  den  Kräften  der  Natur  und  der 
ihr  unterworfenen  Menschen  allzusehr  rechnen^  so  rechnen 
diese  viel  zu  wenig  mit  denselben,  indem  sie  aus  dem  Zu- 
sammen wirk  fMi  der  wirtschaftlichen  und  moralischen  Kräfte 
ein  einta(  Im  s  Ii«  chenexempel  machen.  Sie  erwarten,  dass  mit 
dem  Verbote  der  leieiitsinnigen  Eheschliessung  auch  die  leicht- 
sinnige Kijiderzeugung  aufhören,  dass  mit  der  Hinderung  der 
freien  Bewegung  die  Gefahr  unsicheren  Erwerbsstandes  fort- 
fallen werde,  ohne  die  menschlichen  Scbwächoi,  SinnKcbkett 
und  Lflderlichkeit^  vor  allem  aber  die  gesellscnafüicken  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  hinreichende  Erwägung  zu 
stehen.    Damit  ist  schliesslich  ebensowenig  anzufangen  wie 
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mit  starrem  IndividualismuB.  Worauf  es  in  Wirklichkeit  an- 
kommen muss,  das  ist  auch  hier  wieder  nicht  die  Untersuchung, 
welche  Folg;en  die  Gesetzgebung  im  äussersten  Falle  haben 
kann  —  also  nicht,  ob  bei  völliger  wirtschaftlicher  Freiheit  ein 
völliges  Chaos  der  Bevölkerungsbewegung  und  imigekehrt  bei 
völliger  Unfreiheit  jede  Willkür  mön-lieh  und  an  und  für  sich  denk- 
bar ist  — .  sondern  vielmehr,  welche  Fol^^en  der  Gcsetzgel)Uiii;' 
als  w a  Ii  1- s e h e i n  Ii c h  zu  betrachten  sind.  Nicht  was  geschehen 
kann,  sondern  wa»  nach  menschlicher  Voraussieht  geschehen 
wird,  falls  das  Gesetz  Freiheit  giebt  oder  Beschränkuugou 
auferlegt,  das  wird  au  prUfieii  sein.  Als  wesentlicher  Teil  der 
durch  diese  Prttfune  erwachsenden  Aufgabe  ist  die  an  anderer 
Stelle  versuchte  Belenchtane  des  allgemeinen  Zusammenhanges 
gewisser  Thatsachen  mit  den  Erscheinungen  des  wirtschä- 
liehen  Lebens  zu  betrachten.  So  wurde  insbesondere  der 
Einfluss  nachgewiesen ,  welchen  die  geographische  Lage  der 
Wohnbezirke  und  die  al1<r''ineinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
auf  Kichtun<r  und  Ausdeiinung  der  Wanderungen  ausüben^) 
und  wie  individuell  verschieden  sich  trotz  benachbarter  Lage 
und  gleichartiger  Gesetzgebung  die  Verhältnisse  in  den  ein- 
zelnen Verwaltungsbezirken  gestalten.  Dies  alles  wird  auch 
hier  im  Auge  zu  behalten  sein.  Im  übrigen  soll  die  Be- 
trachtung nicht  weiter  erstreckt  werden  ^  als  wie  es  die  im 
Folgenden  mitzuteilenden  positiven  RefonuvorschlJige  erheischen. 
]tfassregeln,  die  auf  vollständige  Abschliessung  der  Gemeinde 

f »richtet  sind,  wie  sie  Schubler  vor  SO  Jahren  noch  alles 
mstes  vorschlagen  und  begründen  konnte,  werden  heute  von 
keiner  Seite  mehr  in  Erwägung  gezogen. 

SchQbler  hat  immer  die  beiden  schon  oben  (§  18)  erwähnten 
Gemeinden  Komthal  und  Wiliielmsdorf  im  Auge  und  geht  davon 
ans,  dass  jede  Gemeinde  dieselbe  Stellung  habe,  wie  ein  Privat^ 
verein,  der  nach  Belieben  Mitglieder  aufnehmen  und  ansstossen 
könne.  Hierauf  baut  Schübler  ein  wunderliches  System  von 
Beschränkungen,  das  sofort  nach  seinem  Erscheinen  Scliüz  zu  der 
Bemerkung  veranlasste,  dass  ein  solches  System,  ernsthaft  durch- 
geiulirt,  einfach  zur  glcbae  adscriptio  zurückführen  würde.  Neuer- 
dings ist  mir  nur  eine  derartige  von  der  Gem.-Z.  Jahrg.  1882  S.  279 
zitirte  AensBerung  der  Polit.  Wocbensehrift  bekannt  geworden ,  der 
zufolge  sich  der  Arbeiter  bei  der  glebae  adscriptio  jedenfalls  sehr 
yi»\  wohler  befonden  habe,  als  bei  der  gegenwärtigen  Freiheit. 

1.  Die  Beschrinknngeii  der  Freizügigkeit. 

§  115. 

Unter  den  vielen  AeusBenniL''<^n  über  die  Sehädlichkoit 
den  Landannen  Wesens  und  der  Freizügigkeit  und  den  Wünschen 
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nach  Aenderung  der  besüglichen  Gesetzgebung  findet  man  im 
allgemeinen  sehr  wenige  positive  Fonnulirungen.  Unter  diesen 
wenigen  dürfte  die  von  v.  Marschall  —  so  skizzenhaft  die- 
selbe ist  —  insofern  die  meiste  Bedeutung  beanspruchen,  als- 
sie  den  Sinn,  wcklu  r  mit  dem  Heiiiiatprinzi})  verbunden  sein 
soll,  am  deutliclisten  zum  Ausdruck  brinoft.  Nnc-lidoni  v.  Marschall 
in  den  iii^  1 — 3  die  Merkmale  des  Heimaterwerbes  angegeben 
hat  (5jähriger  Aufenthalt  nach  vollendetem  24.  Lebensjahre), 
ilLhrt  er  m  §  4^)  fort:  „Soweit  einem  Notleidenden  die  er- 
forderliche Unterstützung  nicht  aus  anderen  WoUthfttigkeit»- 
quellen  zufliesst,  ist  seine  Heimatsgemeinde  verpflichtet, 
HtÜfe  zu  schaffen,  den  Hülfsbedürftigen  in  besondere  Obhut 
zu  nehmen  und  demselben,  beziehungsweise  der  hülfsbedürftigen 
Familie,  denjenigen  unentbehrlichen  Unterhalt  zu  gewahren,  d^n 
dieselben  mit  eigener  Arbeitskraft  nk  lit  zu  erwerben  vermögen.* 

Zwei  Worte  sind  in  di  seni  Paragraphen  beachten sw»>rtr 
die  Worte  „Notleidender''  und  „in  Obhut  nehmen".  Bei  tiüeh- 
tiger  Betrachtung  ergeben  sie  freilich  einen  anscheinend  gan» 
bekannten  und  geläufigen  Inhalt:  die  Verpflichtung  einer  Ge- 
meinde 2ur  Fürsorge  mit  der  Massgabe,  dass  dies  die  Heimat- 
gemeinde ist  Sieht  man  aber  näher  zu,  so  findet  man,  dasa 
ihr  Inhalt  ein  viel  weitergehender  ist  und  diese  zwei  Worte 
die  ganze  Frage  der  Freizügigkeit  nebenbei  mit  erledigen. 

Man  erinnert  sich,  dass  die  wichtigste  Unterscheidung  des> 
Freizligigkeitsgesctzes  diejenige  zwischen  vruMibcrgehcnd  und 
dauernd  Hlilfsbedürftigon  ist  und  dass  nur  die  letzteren  in 
Ansehung  ihres  Aufentiialtes  b<'sehränkt  werden  dürfen  und 
dass  gerade  damit  die  Möglichkeit  genommen  ist,  auf  die  am 
meisten  zuchtbcdürftigeu  Elemente  durch  Zurück  Verweisung 
an  die  Unterstützungsgemeinde  einzuwirken.  Indem  hier  nun 
ohne  jede  Untmcheidung  ganz  allgemein  der  Ausdruck  „Not- 
leidender* gebraucht  wlrdy  und  die  Uebemahme  jedes  Not- 
leidenden in  die  „Obhut"  der  Gemeinde  g»:fordert  wird,  soD 
die  Möglichkeit  sittlicher  Einwirkung  ganz  allgemein  fUr  alle 
Bedürftigen  hergestellt  und  so  daa  finanzielle  tmd  wirt- 
schaftliche Interesse  der  Heimatgemeinde  an  dem  Ergehen 
ihrer  AngohririL^-cn  energisch  geueekt  werden.  Nun  versteht 
man,  was  mit  den  \\'ürten  gemeint  ist,  dass  „in  klarer  Weis^> 
ein  Ort  v<u'handen  sein  müsse",  an  den  Jemand  „ohne  weit- 
läutige  Untersuchung"  verbracht  werden  kann,  wenn  er  körper- 
lich, geistig  und  moralisch  in  die  Lage  gekommen  ist,  nicht 
mehr  durch  freie  Selbstbestimmung  fkbr  sich  soigen  zu  kOnnen; 
man  begreift,  dass  so  beschaflPene  Individuen  daran  erkennbar 
sein  sollen,  dass  sie  ausserhalb  der  Heimat  „notleidend**  werden. 

Es  bedarf  keiner  weitläufigen  Darlegung,  dass  eine  solche 
Ausdehnung  des  Begriffs  „notleidend"  jede  Art  von  Frei* 
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Engigkeit  illttsoriflch  machen  würde.  Denn  niemals  bat  sich 
eine  Gemeinde  des  wohlhabenden  Zuzuges  erwehrt;  es  sind 
immer  die  Notleidenden ,  welche  beschrttnkt  werden  sollen, 
nnd  gerade  difsjenigen  Klassen ,  welche  am  ersten  notleidend 
werden  können,  machen  am  häufigsten  von  dem  Reelite  der 
Freizügigkeit  Gebrauch;  gerade  ihretwegtii  ist  <ler  beziiglielie 
nesf'tzjreVnmfrsapparat  in  Bewegung  gesetzt.  Kine  soIcIk^  !>•'- 
stuiiinungj  wie  sie  v.  ^larsehall  tomiulirt,  wirklich  und  ernst- 
haft durchgeftihrt ,  würde  die  Zurückverweisung  der  Orts- 
tremden in  die  Heimatgemeide  selbst  bei  unverschuldeter  und 
gänzlich  vorübergehender  Bedürftigkeit,  also  insbesondere  auch 
in  Krankbeitafiülen  gestatten,  was  —  soviel  ich  beurteilen 
kann  —  auch  die  Absicht  v.  Marschalls  nicht  ist.  Die  Be- 
grilbbestimmuDg  muss  also  notwendig  eine  engere  sein  und 
deutlich  zum  Ausdruck  bringen^  welche  Personen  in  Wahrheit 
gemeint  sind. 

8  116. 

Es  giebt  nun  znnrlehst  eine  Klasse  von  Individuen,  be- 
züglich deren  eine  Ueselininkung  der  freien  Bewcirung  von 
allen  Seiten  gewünselit  wird,  ohne  dans  irgend  Jemand  darin 
eine  Verkiuzung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Freiheit  er- 
blickt. £s  sind  dies  die  im  eigentlichen  Sinne  vagirenden 
Elemente  der  Bevölkerung,  welche  durch  eigene  Verschuidung 
in  den  Stand  der  Bedürftigkeit  geraten  sind. 

Die  Zahl  der  positiven  Vorschläge,  welche  im  Anschluss  an 
das  Heimatprinzip  vornehmlich  im  Hinblick  auf  diese  Klasse  ge- 
macht werden ,  ist  ebenfalls  eine  geringe.  Am  zutreffendsten 
dürfte  Zill  er  die  wesentlichen  Punkte  fommlirt  haben.  Auch  er 
wünscht,  dass  eine  Stelle  vorhanden  s<n*,  an  welehe  die  vagiren- 
den Elemente  behufs  dauernder  ii,inwirkung  gewiesen  werd<'n 
können,  und  bezeichnet  als  diese  Stelle  die  Heimat;  aber  er  will 
unter  Aufrechterhaltung  der  Freizügigkeit  im  allgemeinen  Be- 
HehrUnkungen  derselben  nur  für  diejeni^^en  Personen  eintreten 
Lassen,  welche  sich  als  faul,  arbeitsscheu  und  liederlich  erwiesen 
haben.  Um  diese  l^Jerkmale  erkennbar  zu  machen ,  schlägt 
er  die  Einführung  von  Legitimationsscheinen  iUr  alle  vor,  die 
im  Umherziehen  Arbeit  suchen,  und  will  die  Legitimation  den- 
jenigen versagt  wissen,  welcne  in  den  letzten  drei  Jahren 
wiederholt  wegen  Landstreichens  bestraft  worden;  wer  ohne 
Legitimation  betroffen  wird,  soll  wogen  Landstreichens  bestraft 
werden ;  wer  wiederholt  wegen  Betteins  und  Landstreichens 
bestraft  worden  ist,  soll  der  Heimat  auf  deren  Kosten  zu- 
geführt werden  können ;  der  Gemeindevorstand  d»'s  Heimat- 
bezirks soll  solchen  Personen  einen  Bezirk  vorsehreiljen  können, 
aus  dem  sie  sich  nicht  entfernen  dürfen.  Von  diesen  Ma^s- 
regcin  verspricht  sich  Zill  er  vor  allem  den  Ertblg,  dass  die 
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lieiiiiatbchörde,  auf  deren  Kobten  die  Zuführung  stattündeii 
müsste,  den  Antrieb  erhalten  wtlrdc,  „sich  ihrer  Aiigehörigon 
ansunehmen,  sie  vom  Umherstromern  abeuhalten". 

Zill  er  in  seinem  Anfsatz  in  der  Deutschen  Gem. -Zeitung  I880 
S.  192.  197  und  gauz  ebenso  io  seinem  liet'erat  für  den  ihüruig. 
St&dtetag  vom  Oktober  1879:  „Mit  welchen  Mitteln  ist  das  Land- 
streiehen  zq  bekftmpfen?^  —  Bttrgermcister  Hirsch berg,  Meissen: 
Das  Landstrsichertom,  Beferat  zum  sSebsischen  Gemeindetage  in 
Bautzen  am  20.  nnd  21.  Jnni  1884,  empfiehlt  neben  Torbengenden 
Massregeln  and  Arbeitsgewährnng  Beschränkung  der  unbedingten 
Wanderfreiheit  durch  das  Erfordemiss  polizeilicher  Legitimation,  am 
besten  durch  Arbeitsbuch.  --  Von  den  Vorständen  des  scblesw.- 
holst  Z  e  n  t  r  a  l  V  e  r  b  a  n  d  e  s  gegen  Bettelei  ti  ti  d  V  a  g  a  - 
bondage,  des  Verbandes  rae eklen  bürg.  Herbergs- 
V  er  eine  u.  a.  ist  unter  dem  15.  November  1882  der  Erla^^s 
eines  Aufrufs  beschlossen,  in  dem  unter  anderen  auch  der  Wunsch 
ausgesprochen  wird,  dass  angesichts  des  regelmässigen  Mangels  von 
Lcgitimaticmspapieren  bei  den  bilfesnchenden  Beisenden  darauf  hin- 
gearbeitet werde,  dass  durch  die  Gesetsgebang  allen  demjenigen, 
die  ausserhalb  ihres  regelmftssigen  Wohnsitzes  dem  Erwerbe  nach- 
gehen, die  Fuhrung  von  Legitimationspapieren  (WanderbOdier, 
Arbeitsbücher  oder  dergl.)  vorgeschrieben  wird.  —  Ebenso  Baecker 
in  einer  Zuschrift  an  die  D.  Gem.-Z.  1879  S.  42,  sowie  eine 
anonyme  Zuschrift  an  dieselbe  1877  S.  121  (weiche  selbst  aber 
dies  Mittel  fttr  ungehörig  und  verfehlt  erachtet). 

Auch  die  würtemi».  Petition  erachtet  die  Einführung 
einheitlicher  Legitimatiouspapiere  für  ein  dringendes  Bedürfniss.  — 
Sehr  vielseitig  ist  diese  Frage  in  dem  D.  V.  f.  A.  u.  W.  in 
den  Verhandinngen  1881,  Stenogr.  Ber.  S*  115  ff.,  behandelt  worden. 
Der  Beferent  Bockelmann-Kiel  stellte  n.  a.  die  These:  „Die 
arbeitsnchenden  Beisenden  mflssen  durch  Gesetz  yerpfiichtet  werden, 
Arbeitsbücher  zu  führen'^,  und  bemerkte,  dass  hionn  kein  Eingriff 
in  die  Freizügigkeit  liegen,  sondern  dem  Missbrauch  der  freien 
Bewegung  durch  solche  Individuen,  die  gar  nicht  die  Absicht  haben, 
ihre  Arbeitskraft  zu  verwerten,  vorgebeugt  werden  solle.  Aus  diesem 
Grunde  werde  auch  gerade  von  den  besseren  Elementen  unter  den 
Keisenden,  den  Handwerkern ,  die  Einführung  solcher  Bücher  gc- 
wtinscht.  welche  sie  von  den  eigentlichen  Vagaijuiiden  sichtbar 
schieden.  „Selbstverständlich  mussten  nach  Einführung  der  Arbeits- 
bttcher  alle  Beisenden  unerbittlich  angehalten  werden,  solche  Aus- 
weise zu  ffthreo,  und  diejenigen,  die  sich  derselben  entledigt  haben, 
weil  die  Beschaffenheit  ihrer  Person  aus  denselben  deutlich  erkenn* 
bar  ist,  müssten  den  Vagabunden  gleich  behandelt  werden."  In 
ähnlichem  Sinne  sprachen  sich  Landrat  Elvers  (S.  145),  Ober- 
bürgermeister Ziller  (S.  161)  aus.  Direktor  Knops  (Siegen) 
ging  noch  weiter  und  wünschte  der  Bockclmannschen  These  hin- 
zuzufügen: „alle  ohne  Tiegitimation  Hetroffene!>  ?^nissen  vorerst 
direkt  in  ihre  Heimat  zurückbetordert  werden",  und  ferner:  „dass 
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«in  bestimmtes  Alter  festgesetzt  wird,  wuruber  hinaus  nicht  mehr 
gewandert  werden  darf  (d.  h.  um  Arbeit  zu  suchen);  keinesfalls 
aber  darf  die  Behörde  einem  als  Müsäiggunger,  Bettler  etc.  bekannten 
Ifeoaehen  flise  LegiUmatioii ,  die  211111  Wandern  berechtigt,  ans- 
eteUen**.  —  Die  Yerhandlungen  endeten  znnftchst  ohne  meterieUen 
Bescblnfls,  indem  die  Ueberweisong  der  Antrige  an  den  Zentral- 
naeachnss  zur  Beriehteratattong  an  den  niehaten  Kongresa  beachloaaen 
worde  (S.  190). 

Demnächst  wurde  die  Frage  in  den  Verhandlungen  des  nftehaten 
Kongresses  1882  in  einem  weiteren  Umfange  wieder  aufgenommen 
und  die  gesammte  Revision  der  Armengesetzgebung  zur  Erörterung 
gezogen.  Die  sorgfältigen  Referate  von  Elvers:  Der  Unter- 
stützungswohnsitz  und  das  Landarmenwesen  mit  Rücksicht  auf  die 
vagahondirende  Bettelei,  und  von  Germershausen:  Vorschläge 
zur  iieform  der  Armeugesetzgebung .  sprachen  sich  beide  im  Sinne 
der  UeimatgesetzgebuDg  aus,  wobei  sie  den  Uauptnachdruck  auf  die 
an  anderer  Stelle  noeh  an  besprechende  Heratellnng  leistnngsihhiger 
Verbände,  sowie  die  Einfthrnng  Ton  WanderbQchem  nnd  Legiti- 
mationsbOGheni  legten;  irgl«  Stenogr.  Ber.  S.  88t.  —  EUers 
schlag  n.  a.  die  These  vor:  „allen,  die  ausserhalb  ihres  Unter- 
stütznngswohnaitzes  dem  Erwerbe  nachgehen,  ist  die  Führung  von 
Wanderbüchem  vorzuschreiben",  und :  „jeder,  der  sich  der  Wander- 
freiheit unwert  gemacht  hat,  muss  gezwungen  werden  können,  an 
dem  Orte,  an  welchem  er  seinen  Unterstützungswohnsitz  hat,  «lauernd 
zu  bleiben^  (S.  147).  —  Diese  Thesen,  welche  nur  ein  allgemeiner 
Ausdruck  seiner  Ansicht  sind,  formuhite  Elvers  näher  in  den  sehr 
detailüi  ten  Bestimmungen  seines  Entwurfes  zur  Abänderung  des 
Gesetzes  Aber  den  ünterstAtsangswohnsiti  (3.  135)  nnter  dem  Ab- 
aehnitt:  «^on  der  Verpffiehtong  war  Fuhmng  von  Wanderb&cbem.* 
Hiervon  sind  die  materiell  wichtigen  Beatimmnngen  in  §  7  ent- 
halten, welcher  folgendennassen  lautet*):  „Ein  Wanderbuch  soll 
in  der  Regel  denjenigen  nicht  erteilt  werden:  1.  welche  mit  dem 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  bestraft  sind,  f&r  die  Dauer 
dieser  Strafe,  2.  welche  wegen  der  im  §  361  Str.-G.-B.  vorgesehenen 
Ueliei  tretungen  oder  auf  Grund  von  13  und  14  di^es^)  Ge- 
setzes mit  Freiheitsstrafe  beie,La  sind,  w  ihreml  zweier  .Jahre  nach  ver- 
btisster  Strafe.  8.  welche  aui  (uuul  vnn  17  dieses^)  Gesetzes 
wegeil  Arbeitslosigkeit  in  die  lleimat  zurückgewiesen  sind,  während 
eines  Jahres  nach  ihrer  Zorttekweisnng,  4*  welche  ein  ihnen  firOber 
erleiltea  Wanderbneh  nicht  In  Gemissheit  des  §  9  dieses')  Gesetaes 
an  die  FdlizeibebMe  sarOclEgeliefert  haben  und  einen  unverschnl- 
deten  Terlnst  nicht  nachioweisen  vermögen,  wtthrend  zweier  Jahre 
nach  ihrer  BftckMr  an  den  Ort  des  Unterstützungswohnsitzes. 
Wenn  aolchen  Personen  vm  besonderer  Umstände  willen  ein  Wander* 
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buch  erteilt  werden  soll,  ist  hierzu  die  Genebmigong  der  oberea 
Verwaltungsbehörde  erforderlich/ 

Geriuershau&cn  schlug  folgende  diesbezügliche  Aenderungea 
vor^):  „Wer  amerhalb  seiner  H^at  im  Umhersteben  Arbeit 
sDcbt,  bedarf  eines  dnrcb  den  Landrat  ansiostelleaden  Legitimations^ 
Scheines.  Üieser  kann  •  .  •  .  versagt  werden,  wenn  der  Inhaber 
des  Legitimationsscheines  wiederholt  wegen  Betteins  bestraft  worden, 
oder  wenn  für  denselben  der  Heimatsverband  anderen  Armen  ver- 
bänden verauslagte  Unterstützungen  hat  erstatten  müssen." 

Mit  einigen  Mass^aben  schlössen  sich  der  Anschauung  von 
Eivers  an  Graf  v.  Wintzingerode,  Huzel,  Elben,  die 
eine  Legitimation  der  Arbeitsuchenden  ebenfalls  für  ein  dringendes 
BeUürfniss  erachteten.  Zu  eiuem  materiellen  Beschloss  kam  es 
wiederum  nicht.  Vielmehr  wurde  die  Frage  auch  dieses  Mal  wieder 
dem  Zentrslansschoss  zor  Prafung  überwiesen.  —  In  den  folgenden 
Jahren  ist  es  an  einer  ementen  £r5rtening  der  Frage  nicht  mehr 
gekommen.  Im  Zasammenbange  der  Yerbandlnngen  Uber  die  Armen* 
Statistik  erklärte  1883  der  Amtshauptmann  v.  Welch  sich  eben- 
falls für  die  Einftthmng  des  Legitimationszwanges;  vgl.  Stenogr. 
Ber.  1883  S.  22. 

Otto  Held.  Die  bestehende  Organisation  und  die  erforder- 
liche R^rgaiiisation  der  preiissischen  Polizeivenvaltung,  Berlin  1SB6, 
meint  S.  2r) :  das  Gesetz  uber  das  Passwesen  vom  12.  Okt.  1867 
bedürfe  einer  Ausführungsbestinirnung  insofern,  als  festgestellt  werden 
müsse,  was  als  eine  polizeiliche  Legitiuiaüuu  im  Sinne  des  §  3  an- 
zusehen ist,  da  Arbeitsseheine  and  HlOlitärpässe,  die  in  den  Herbergen 
leicht  kftnflich  zn  haben  seien,  als  solche  nicht  gelten  kfinnten^ 
Positive  YorschlSge  madit  Held  Jedoch  in  dieser  Beziehnng  nicht. 

§  117. 

So  sehr  nun  die  vorstohendon  Vnrschltlg<»  in  ihrer  auf 
Unschädlichmachung  schädlicher  Kkin* nt«'  fjforiciitcten  Tendenz; 
der  allseitigen  Sympathie  sicher  sein  können ,  su  wird  doch 
die  Beistimmung  zu  denselben  an  die  w(\s»Mitliche  Voraus- 
setzung geknüpft  werden  müssen,  dass  die  lleimatgemcinde, 
welcher  die  Vagabunden  angefahrt  werden  sollen,  die  Fähigkeit 
zur  wirtschaftlichen  und  sittlichen  Hebung  des  betreffenden  Indi- 
viduums, sowie  ein  wahrhaftes  Interesse  an  dem  Wohlergehen 
desselben  besitze;  Das  Vorhandensein  dieser  Vorausset/. un^^ 
wird  aber  aus  mannigfachen  Gründen  bezweifelt.  Ks  wird 
namentlich  angefUhrt,  dass  mit  dem  blossen  Rücktransport  und 
dem  (jr<'1)ot<',  einen  bestimmten  Bezirk  nicht  zu  verlassen,  noch 
nichts  geiii  n  sei,  die  sittliche  Einwirkung  vielmehr  erst  dann 
beginnen  könne,  wmn  der  Arbeitsscheue  der  Arbeit  zujjeführt, 
der  Zuchtlose  der  Zucht  unterworfen  werde.  Beides  aber  könne 


')  S.  161. 


VI.  4. 


331 


nur  ^^esfhehen.  wenn  Arbeit  und  hinreichende  Verans taltun p^on 
zur  Aulbicht  vorlianden  seien.  In  dieser  Beziehung  habe  muu 
nun  vor  allem  daran  zu  denken,  dass  die  hier  gemeinte 
MenachenklasBe  da  am  liebsten  sich  aufhalte  oder  umher- 
schweifend sich  bewege,  wo  sie  am  leichtesten  und  von  den 
Organen  der  öffentlichen  Sichr-rhrit  möglichst  unbemerkt  Be- 
friedigung ihrer  Bedürfnisse  erlangen  könne.  Es  liege  also 
in  der  Natur  der  Sache,  dass  Jemand,  der  in  kleinen ,  be- 
sonders ländlichen  Gemeind -n  7j\  Hausn  sei,  sich  eher  aus 
diesen  fort  auf  die  Wander«ciiatt  mache,  als  Jemand,  der 
in  einer  grossen  Stadt  ü'eboren  sei,  obwohl  im  übrigen  noch 
viele  andere  Momente  (naiiientlich  die  Neigung  der  Bevölkerung 
zum  planlosen  Almosengeben)  hierbei  mitwirkten.  Aber  jeden- 
falls Könne  es  keinem  Zweifei  unterliegen,  da^s  die  kleineu 
ländlichen  Gemdnden,  besonders  im  Osten,  wenn  sie  zur 
Wiederaufnahme  aller  derjenigen  genötigt  würden,  die  wegen 
mangelnder  Sesshaftigkeit  eine  neue  Heimat  nicht  hätten  er- 
werben können,  'im  Verhältniss  sehr  viel  stärker  in  Anspruch 
genommen  werden  würden,  als  die  grossen  Städte. 

Nun  wird  hierin  gerade  von  seinen  AnliMngern  ein  Vor- 
zug des  Systems  erblickt,  weil  nur  in  kleinen  (Gemeinden  die 
gewünschte  unmittelbare  Einwirkung  möglich  sei.  Ganz  be- 
sonders wird  in  diesem  Zusammenhange  der  Gegensatz  von 
„perbonlichur"'  und  „sachliclier"  CJemeinwirtschaft  betont.  Die 
erstere  sei  in  Gemeinden  zu  findet]^,  in  welchen  jeder  Ein- 
wohner genau  die  Lebensschicksale  und  die  Yermögensver- 
hlütnisse  des  anderen  kenne,  in  welchen  von  jedem  genau 
gewusst  werde^  wer  von  ihnen  in  der  Gemeinde  geboren  und 
wer  ihr  später  zugewandert  ist  Dort  könne  im  voraus  über- 
sehen weraen,  auf  welche  Zahl  von  leistungsfähigen  Ein^ 
wohnern  die  Amienlast  sich  verteile,  welches  Mass  von 
Leistungsftihigkeit  die  Einzelnen  besitzen,  unrl  t  lienso  könne 
von  jedem  Einwohner  beurteilt  werden,  für  welehr  Personen 
und  in  welcher  Weise  für  dieselben  zu  sorgen  sei.  (ianz  anders 
in  grossen  Gemeinden,  Dort  kenne  Einer  den  Andern  nicht ; 
gemeinüarae  Zwecke  würden  befriedigt  aus  Mitteln  der  Go- 
•  meinschafl,  die  sich  eine  von  ihr  abgesonderte  Vertretung  ge- 
schaffen; eine  Kenntniss  der  Steuerkraft  der  Einzelnen  auf 
Grund  ))ersönUcher  Bekanntschaft  der  Einzelnen  unter  einander 
sei  unmöglich.  Auch  habe  der  Einzelne  in  der  grösseren  Ge- 
meiiule  kein  Interesse,  auf  seine  Schultern  allein  eine  Last 
zu  nehmen,  welche  der  Gemeinschaft  obliege;  er  übe  Armen- 
pflege, wenn  er  sie  nielit  um  die  Mölie  seiner  Besteuerung 
zu  mindern,  sondern  aus  uneigennützigen  Motiven.  Fii  l  eben- 
so könne  das  Gemeinwesen  selbst  die  Arinen|>tlege  nicht  in 
enger  Fühlung  mit  seinen  einzelnen  Angehörigen  erhalten, 
nicht  die  Rückwirkung  des  einzelnen  Pflegefalles  auf  die  Fi- 
nanzen im  allgemeinen  im  Auge  behalten. 
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Ebenso  ergäbe  sich  für  das  Verblltniss  der  Gemeinde  su 
dem  einzelnen  Annen,  daas  ein  unmittelbar  persönlicher  Ein- 
fluss  nnr  in  den  kleineren  Gemeinwesen  geübt  werden  könne. 

Hier  werde  ein  Individuum  nicht  leicht  unterstützt  werden, 
das  nicht  wirklich  bedürftig  sei;  hier  werde  ebensowohl  ein 
gewisses  Schamgefühl,  aus  den  gemeinsamen,  oft  sehr  spär- 
lichen Mitteln  leben  zu  müssen,  nls  die  Gewisshcit .  niclits 
ausser  im  dringenfl.^t«'n  Notfallf  zu  erhalten,  den  ]ji  <liii'ttiicen 
anspornen,  seine  Kräfte  soweit  irgend  möglich  anzusirengen 
und  der  Armenpflege,  wenn  irgend  anfänglich,  fernzubleiben. 
Umgekehrt  könne  in  grossen  Gemeinden,  wo  eine  lediglich 
sachliche  Verwaltung  herrsche,  ein  Individuum  weit  eher  seine 
Verhältnisse  Terheimlichen  j  auch  fehle  ihm  hier  der  S|»oni,  den 
die  en^e  Verbindung  mit  jedem  einzelnen  G^emeindeemwohner 
geben  Könne,  sowie  die  Empfindung,  dass  er  ihren  höchst  be- 
schränkten Mitteln  bei  Inanspruchnahme  der  Armenpflege 
gegenüberstehe. 

Hiergej^en  wird  imn  Folgendes  eingewendet.  Gerade  weil 
bei  i)ersöniicher  Wirtschaft  das  Interesse  der  Gemeindever- 
waltung Hand  in  Hand  gehe  mit  dem  Interesse  der  einzelnen 
das  Gemeinwesen  bildenaen  Personen,  werde  die  Armenptiege 
auch  lediglich  nach  persönliclien  Rücksichten  getibt,  hart  oder 
mild,  gut  oder  schlecht,  in  engster  Abhängigkeit  von  dem* 

guten  Willen  und  dem  Vermögen  des  Gemeinwesens;  hier 
elfe  wohl  der  eine  durch  Uebemahme  eines  Htdflosen  in 
sein  Haus,  dort  der  andere  durch  Gewährung  von  Ifahlzeiten 
und  dergl.  mehr;  aber  wo  schlechter  Wille  die  Ursache  mangdn- 
der  Mittel  oder,  wie  es  überwiegend  der  Fall,  Mangel  an  Mitteln 
die  Ursache  des  schlechten  Willens  sei,  da  nähmen  auch  alle 
Gemeinde(Mnwohner  einmütig  an  kümmerlichster  liehandlun^r 
des  Bedürftigen  Teil,  seien  seiner  Unterbringung  in  die  berüch- 
tigte Armcnkatlie  froli  oder  überliessen  ilin  völlig  seiner  Not. 

Aut  il«*r  anderen  Seite  leuchte  ein,  dass  dieüc  enge  per- 
sönliche Beziehung  selbst  in  kleinen  Gemeinden  doch  nur  von 
Einfluss  auf  das  Verhalten  des  Bedürftigen  sein  könne,  wenn 
imd  soweit  sein  beaw.  das  Verhalten  der  Gemeinde  tlberhaupt 
den  Zustand  der  Bedürftigkeit  zu  Termindem  oder  zu  ver- 
hüten geeignet  sei,  also  vor  allem  nicht  in  Fällen,  wo  die 
Armut  auf  anderen  Gründen  als  eigener  Verschuldung  beruhe. 

Noch  ein  anderer  (iei^ensatz  sei  hierbei  wirksam:  der 
Gegensatz  von  Geld-  und  Naturalwirtschaft.  In  ^^r''s«;en  Gemein- 
den gäbe  es  fast  keine  Vf'nnögensleistung,  welch»  fh'r  Bürger 
dem  Gemeinwesen  anders  als  in  Geld  zu  machen  hätte;  in 
jenen  anderen  Gemeinden  seien  es  überwiegend  Naturalien, 
welche  die  Einwohner  unmittelbar  produzirten,  von  denen  sie 
lebten  und  welche  sie  da»  wo  die  Fürsorge  für  einen  ihrer 
Mitbürger  nöti^  werde,  so  weit  mOglich  auch  als  Armenhfilfe 
gewfthrten.   Mit  diesem  Umstand  hinge  eng  zusammen ,  dass 


VL  4. 


383 


NaturalverpHe^amg  solclien  kleinen  GeTnciTulen  sehr  viVl  Ipichter 
lalle  und  sie  zu  allen  grösseren  Veranötaliungen  der  Arux  ii  stiege, 
wie  vor  allem  Anstaltspflege,  tinanziell  wenig  oder  gar  mein  iUhig 
wären. 

S  118. 

Das  Zutreffende  der  vorstehenden  beiderseitigen  AnsfÜh- 
Hingen  lässt  sich  nicht  wohl  verkennen.  Ihnen  gegenüber  w  U-d 
eiy  darauf  ankommen,  zu  prüfen,  unter  welchen  Umstiüi(lo]i  die 
Vorteile  einer  persönlichen,  die  Nachteile  der  sachlichen  Ge- 
meinwirtschaft zu  erwarten  stehen  und  nnigekehrt  Eine 
Grenze,  welche  Gemeinwesen  der  ersten  und  zweiten  Art 
scharf  von  einander  scheidet  Iftsst  sich  selbstverstHndlich  nicht 
ziehen.  Nur  ganz  allgemein  kann  man  sagen ,  dass  bei  einer 
gewissen  Grösse  eine  persönliche  und  bei  einer  gewissen  Klein- 
heit der  Gmeinde  eine  rein  sachliche  Gemetnwirtschaft 
schlechterdings  undenkbar  ist.  Stellt  man  die  147  ländlichen 
Gemeinden  Preussens  mit  weniger  als  15  Köpfen  Wohn* 
bevölkerung  seiner  Hauptstadt  Berlin  gegent&her  und  bewegt 
sich  von  diesen  Aussersten  Punkten  aufwärts  und  abwärts,  so 
wird  man  zu  einem  Punkte  gelangen,  wo  die  Gegensätze  sich 
treffen  und  sich  ausgleichen;  vor  und  hinter  demselbeo  wird 

Genieinden  begegnen,  in  welchen  die  Geldwirtschatt,  und 
s(»lchen.  in  welchen  die  Naturalwirtschaft  noch  überwiegt;  und 
ebenso  wird  man  Gemeinden  antreffen,  in  welchen  die  persön- 
liche Gemein  Wirtschaft  in  eine  sachliche  tiberzugehen  aniängt 
und  lungekehrt.  Zugleich  wird  man  des  ungeheueren  Gegen- 
satzes inne,  der  sich  auch  hier  wieder  unter  dem  Namen  „Ge- 
meinde'* verbirgt  y  ein  Gegensatz,  den  das  Gesetss  ausser  Acht 
lässt^  wenn  es  alle  Gemeinden  als  Träger  der  Armenlast  und 
Organe  der  Armenpflege  qualitativ  gleichstellt,  den  aber  auch 
die  Gegner  des  Gesetzes  völlig  ausser  Acht  lassen,  wenn  sie  die 
Interessen  aller  Gemeinden  an  und  die  Fähigkeit  zu  guter 
ArmenpHege  als  gleu-h  voraussetzen. 

Prüft  man  dagegen  in  Beachtung  dieses  Gegensatzes,  d.  h. 
in  IVachtung  der  im  Vorstehenden  bezeichneten  für  den  Zu- 
stand der  Armenvervvaltungen  massgebenden  Momente,  die 
gegnerischen  Meinungen,  so  erkennt  man,  dass  der  Vorwurf, 
wie  er  von  Luthardt,  Marschall  u.  A.  erhoben  ist,  in 
seiner  allgemeinen  Fassung  unbegründet  ist. 

In  der  That  vermag  selbst  eine  Gemeinde,  deren  Thore 
nie  einen  Fortztigler  entlassen,  nie  einem  Zuzügler  sich  er- 
schlossen haben,  gegenüber  den  Zustttnden  gänzlicher  Erwerbs- 
uni)ihigkeit  doch  absolut  nichts  anderes  zu  thun,  als  eine  Ge- 
meinde» in  der  Znznp'  und  Abzug  sehr  rege  sind.  Ebenso 
kann  sie  vorübergeheiuler  ErwerbsunfUhigkeit  durch  Krankheit 
doch  nicht  anders  vorbeugen,  als  durch  Aufmunterung  oder 
Zwang  zxir  Versicherung,  eine  Massregel,  die  in  Baiern  seit 
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langer  Zeit  und  gegenwärtig  im  gaii/.oii  Reiche  allen  Personen 
gegenüber  stattfindet,  welche  in  einem  bestimmten  Arbeits- 
oder Dienstverhältnis»  stehen,  gleich^tiltig,  ob  sie  seit  der  Ge- 
burt oder  erst  seit  einer  Woche  am  Arbeits-  oder  DteoBtorte 
aufhaltsam  sind. 

Anders  dagegen  steht  es  freilich  mit  den  Fällen  der 
eigentlichen  Bedürftigkeit,  d.  h.  mit  dem  Mangel  an  Unter- 
haltsmitteln im  allgemeinen.  Bei  Beurteilung  des  liier  <»b- 
"waltenden  Sachverhaltes  sind  aber  vor  allem  die  bereits 
oben  (im  Zusammenhange  der  r»etraclitung  des  wirtschaft- 
lichen Aequivalents)  näher  dargt  le^n n  wirklichen  Gestaltungen 
zu  beachten.  Wie  es  sich  als  durclinus  n  illkiii  liche  Behauptung 
herausstellte,  dass  überwiegend  Personen  unterstützungsbedürftig 
werden,  welche  nicht  mehr  als  zwei  Jahre  an  einem  Orte  aufhalt- 
sam gewesen  sind,  so  ist  die  hieran  geknilpfte  zweite  Behauptung 
ebenso  willkürlich ,  dass  diese  vom  Gesetz  gegebene  Frist  die 
Ortsarmenverbände  zu  ganz  äusserlicher,  nur  der  dringendsten 
Not  abhelfender  Armenpflege  veranUsse.  Welches  sind  denn 
diejenigen  Orte,  in  denen  eine  humane,  umsichtige  und  vor 
allem  individualisirende  Annenpflege  stattfindet?  Die  kleinen 
Gemeinden  und  Bezirke,  die  sich  getrost  dieser  Aufgabe  hin- 
geben dürften,  ohne  durch  Schaaren  von  pEindringlinj^en'' 
darin  gestört  zu  werden,  oder  diejonicren  Gemeinden,  M<  klie 
mehr  als  alle  anderen  dem  Zuzüge  au.>^esetzt  sind  und  gerade 
deshalb  in  einer  vom  edelsten  Genieinsinu  erfüllten  Weise  ein 
längst  und  vor  allem  in  den  Lftndem  der  Heimatgesetzgebung 
obsolet  gewordenes  System  von  neuem  belebt  haben,  wie  Elber- 
feld, Krefeld  u.  a.  m.?  Nicht  erst  aus  der  Zeit  nach  1870,  sondern 
aus  der  Blatezeit  der  Heimatgesetzgebung  datiren  die  Klagen 
über  den  jammervollen  Zustand  der  ländlichen  Annenpflege: 
nirgends  sind  traurigere  Verhältnisse  in  der  Armenpfleg«»  auf- 
gedeckt worden,  als  in  England,  welches  sich  zur  Zt-it  der 
b  rühmten  ilcfonn  von  1834  im  Besitz  sehr  sti*euger  Heimatä- 
besliniinnngen  befand  * 

Gerade  die  kleineu  Verbände,  in  fb'ueii.  wie  zuzugeben  ist, 
ganz  vorzugsweise  eine  persönliche  Einwirkung  auf  den  Armen 
möglich  ist,  haben,  wie  auch  gegenwärtig,  es  von  jeher  an  vor- 
beugender wie  an  helfender  Armenpflege  viel&ch  fehlen  lassen. 

Kehrt  man  hiemach  zu  dem  in  Rede  stehenden  Punkte, 
zu  der  sittlichen  Einwirkung  der  Heimatgemeinde  auf  die 
arbeitsfähigen  Personen  zurück  und  stellt  sich  den  wirklichen 
Verlauf  vor,  wenn  solch  ein  liederliches  und  arbeitsscheues 
Individmnn  auf  Kosten  der  Gemeinde  von  irgendwoher  in  die 
Heimat  /uriUktrnns])ortirt  und  unter  den  bessernden  Einfluss 
der  Heiniatgeuieinde  gestellt  werden  soll,  so  wiid  man  kaum 
die  Meinung  unterdriu  ken  können ,  dass  es  um  die  als  not- 
wendig erachteten  \  uraussetzungen  sittlicher  Einwirkung  nicht 

Vgl.  unten  §  200.  m 
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2UUI  besten  iKJStellt  sei.  An  nützlicher  Arbeit  fehlt  es  aller- 
meistens;  nicht»  andercü  als  dieser  Maugel  ist  die  Veranlassung 
«der  auf  Ausgleichung  der  Erwerbsgelegenheiten  gerichteten 
Wirtachafib^fesetsggebung  gewesen.  £9  wurae  oben  nacngewiesen, 
-dass  Arbeitsmangel  seor  viel  leichter  anf  dem  Lande  als  in 
j^tlldten  und  in  indtistriellen  Bezirken  eintritt,  und  mehr  noch, 
dass  in  einer  grossen  Zahl  der  ländlichen  Oemeinden  der  Er* 
werbs-  und  Nahrungsstand  der  ^esammten  Einwohner  ein  der^ 
artiger  ist,  dass  er  kaum  zu  ihrem  eigenen  Unterhalte  aus- 
reicht. Ist  nun  also  k(»!ne  oder  keine  ausreichende  Arbeit  für 
den  Ileiinkolir  Tiden  zu  haben,  so  muss  seine  und  eventuell 
auch  seiner  Familie  Versorgung  wiederum  aus  (U-nieindemitteln 
beschafft  werden,  was  alle  die  in  Hinsicht  der  tinanziellen 
Leii<tung8nnföhigkeit  der  grössten  Zahl  dieser  Gemeinden  lier- 
vorgehobenen  Bedenken  von  neuem  wachruft.  Dazu  kommt, 
dass  die  Heimatgemeinde  —  bei  ernsthafter  Durchführung  des 
^Svstenis  —  die  sehr  erheblichen  Trausportkosten,  die  sidi  so 
on  erneuern  würden,  als  ein  Bttcktransport  nötig  wird,  baar 
SU  bezahlen  hätte,  während  die  Verpflegung  noch  allenfaUs 
in  natura  gewährt  werden  könnte.  Zunächst  wUrde  also  vom 
rein  finanziellen  Standpunkt  aus  unter  solchen  Verhältnissen 
die  immer  wiedeikehrende  und  aus  den  Geltungsgebieten  des 
älteren  ITeimatrechts  am  meisten  bezeuji^c  Abschiebung  wieder 
Äng«'b<>Ti  und  sich  —  da  bei  Diireliffihntng  des  Sy?>tfMns  die 
Heiniatbereclitif^nn^''  solbst  .seitens  tU-r  Gemeinde  nicht  ab- 
geschüttelt werden  könnte  —  durin  ilussiern,  dass  die  Gemeinde 
sich  hüten  würde,  den  Vagabunden  zu  intemiren,  und  von 
diesem  selbst  in  ihrem  Voriiaben  aut's  beste  unterstüLzL  werden 
würde »). 

Aber  auch  den  Fall  gesetzt —  den  Ziller,  Luthardt, 
Marschall  u.  A.  ins  Auge  fassen  und  auf  den  noch  zurück- 
Bukommen  ist  — ,  die  Kosten  für  die  vagabundirenden  Elemente 
würden  aus  den  Mitteln  grösserer  Verbände  ganz  oder  zum 
Teil  gedeckt  werden,  so  ist  doch  von  vornherein  eines  klar: 
•ein  Mensch,  der  so  weit  gekommen  ist,  dass,  wie  Marschall 

Mohl  bemerkt  Pol.-W.  Bd.  3  S.  19;^  Anm.  4  in  dieser  Beziebuus: 
„Mir  nnd  Fälle  bekannt,  in  welchen  Gemeindevonteher  ^efthrliche  Land- 
streicher absichtlich  entwischen  Hessen,  weil  sie  fürchteten,  dieselben 
möchtfiTi  in  Erraaiipelung  eines  näheren  Heiraatrechts  ihnen  zug«'teilt 
werden,  ja  sogar  Fälle,  in  welchen  Vaganten  eine  beträchtliche  Summe 
Oeldes  gegeben  wmde  unter  der  Bedingung  einer  eebleunigen  Flacht  ans 
dem  Ortägeilingnisse.''  Mohl  fordert  nun,  um  die  Möglichkeit  der  Intra^ 
nimng  durchzuset'/»ni,  ebenfalls  Ziiweisung  jedes  Vagabondon  nn  eine 
nach  gewissen  Merkmalen  zu  beätimmende  Heimat^emeinde,  wiil  hierbei 
aber,  um  ungerechte  Betsstong  za  vermeiden,  das  Moment  des  Aufenthalts 
besonders  berücksichtigt  wissen;  aber  auch  für  diesen  Fall,  meint  er,  sei 
eine  Beihülfe  aus  der  alle"^fr!0!uen  Staatskasse  notwendig,  weil  „es  ein- 
leuchtend sei,  dass  sonst  häuiig  die  Gemeinden  die  Au&icht  auf  die  Eui- 
gcgrenxten  nur  nschlliBsig  maea  nnd  selbst  deren  Heromsiaheo  be- 
günstigen wlliden*;  a.  a.  0.  3.  197. 
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es  ausdrückt,  „die  Polizei  vor  den  Missstäuden  und  Ungelegen- 
heilen,  welche  er  überall  herbeiführt,  die  Augen  nicht  mehr 
zu  scnliessen  vermag''  y  ist  keinem  Gemeinwesen  ein  schätz- 
barer  Genosse ,  am  wenigsten  demjenigen,  welchem  er  ala 
seiner  Heimat  Ehre  und  Wohlstand  nätte  bringen  sollen 
und  an  Stelle  dessen  Unehre  gebracht  und  Kosten  verursacht  hat» 
Mit  andern  als  unfreundlichen  Gesinnungen  wird  und  kann 
er  dort  gar  nicht  empfangen  werden.  Und  nun  sollen  eben 
dieselben ,  die  er  geschädigt  hat  und  durch  seine  Existe  nz 
Wf'iter  schädigt,  ilm  bessern,  ihn  sittlich  heben.  Ist  anzu- 
nehmen, dass  sie  ihm  ein,  wenn  auch  noch  so  geringes  Ge- 
meindeamt übertragen,  wie  es  zuweilen  unbescholtenen  Orts- 
armen gegeben  wird  ?  Ist  anzunehmen,  dass  ihn  ein  Einwohner 
aus  freien  Stücken  in  seinen  Dienst  nehmen,  oder  dass  er  da^ 
wo  wirklich  ein  tttchtiger  Gemetnsinn  lebt,  In  den  Kreis  der 
ehrbarm  and  redlichen  Männer  gezogen  werden  wird?  Ge- 
wiss wird  dies  alles  nicht  geschehen.  Die  Gemeinde  wird 
froh  sein,  dies  Mi^lied  baldmöglichst  wieder  los  zu  sein. 
Aber  auch  diesen  Fall  eesetzt,  dass  eine  Gemeinde  —  ich 
habe  zunRchst  immer  noch  die  kleinen,  mit  persönlicher  AN  irt- 
schaft,  im  Auge  —  das  Interesse  und  den  sittlichen  ijn-t 
besiUse,  ihren  Angehörigen  zu  einem  ordentlichen  Lrbens- 
Wandel  zurückzuführen ,  wie  würde  sich  dazu  dieser  Ange- 
hörige verhalten  V  Entweder  ist  er  so  verwahrlost,  dass  keine 
Besserungsmassregel  bei  ihm  verschlägt,  kein  sittliches  GefUhl 
mehr  zu  wecken  ist,  oder  er  besitzt  einen  Rest  von  Scham- 
gefühl,  der  ihn  zur  Besserung  filhig  macht  Für  die  An- 
geh<Vrigen  der  ersten  Kategorie  giebt  es  nur  einen  ntttz- 
fichen  Aufenthaltsort  —  die  Zwangsanstalt;  iUr  diejenigen 
der  zweiten  giebt  es  keinen  schlimmeren  als  denjenigen 
Ort,  wo  sie  belicimatet  sind,  wo  ihre  VerAvandten  und 
engeren  Genossen  leben .  wo  jeder  kleinste  Feldtritt  ebenso 
wie  die  Umstände  allgemein  bekannt  sind,  unter  denen  der 
HeinuitgenoööC  in  die  Heimat  zurüekgektlirt  ist  Ein 
in  diesem  Gegenstand  sehr  gründlicher  Schnfti^ti^ller  be- 
merkt sehr  zutreffend*):  „Nicht  allein  dass  die  Verachtung" 
und  die  Schmach,  die  ihn  dort  fast  unvermeidlich  trifft,  die 
sittliche  Erhebung,  die  Wiedergewinnung  des  Selbstrertrauena 
und  der  eigenen  Schätzung  fast  unmöglich  machen  und  an  die 
Stelle  besserer  Regungen,  die  die  Frucht  der  Busse  und  der 
Sinnesänderung  sein  sollen ,  Bitterkeit  und  Menschenhass 
pflanzen,  so  wird  es  ihm  dort  auch  weit  schwerer  als  irgend- 
wo anders  werden,  sich  redlich  zu  erniilirf  n,  und  wenn  er  die 
besten  Vorsätze  hätte,  auch  nur  sein  ben  zu  fristen.  Denn 
Misstrauen  verschliesst  ihm  die  Thür  und  verkümmert  ihm 
die  Gelegenheit  zum  Unterhalte  auch  durch  die  gemeinste 
Arbeit;  ist  er  gar  Künstler  oder  Handwerker  und  kann  als 

<)  Vahlkampf  8.  25. 
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solcher  seinen  Erwerb  nur  in  Städten  finden,  wie  soll  er  es 
anfangen  sich  in  dem  Dorfe  zu  ernähren,  dem  er  durch  Hei- 
mat anj^'»'lH>rt ?  Ein  solcher  Mensch,  der  an  einem  Orte,  wo 
seine  Verirrung  und  seine  Strafe  nicht,  wie  in  seiner  Heimat, 
gleich  einem  Brandmal  an  seiner  Stirn»'  steht,  sicli  redlich 
torthringt  und  Vertrauen  und  Frnuul»  erworben  haben  würde, 
kann  durch  die  Allgewalt  des  Hungers  zu  neuen  Vcrbreclien 
getrieben  werden.^  — 

Hierbei  ist  besonders  zu  beachten,  dass  Leute  dieser  Art 
nicht  mit  der  Polizei  allein,  sondern  meist  auch  mit  dem  Straf- 
richter wiederholt  Bekanntschaft  gemacht  haben. 

Anders  als  in  solchen  kleinen  Gemeinden  liegen  nun  die 
Verhältnisse  in  grösseren,  in  denen  lediglich  oder  überwiegend 
die  sachliche  Genif^inwirtschaft  vorherrseht ,  ein  persönliches 
Kennen  der  einzelnen  Glieder  nicht  wohl  niugiicii  ist.  Iiier 
wird  entweder  durch  Zwangsanstalten  anf  den  Van'ahnndeu 
eingewirkt  oder  er  findet,  sofern  er  frei  und  im  Erwerbe  un- 
gehindert ist,  niclit  schwerer  Arbeit  als  ein  anderer  Mensch 
seines  Standes,  soweit  überhaupt  Arbeit  vorhanden  ist  Diese 
Punkte,  Zwangsmassregeln  gegen  arbeitsscheue  Personen  und 
Verschaffung  von  Arbeitsgelegenheit,  werden  weiter  unten 
Gegenstand  ei n-  henderer  Besprechung  sein*). 

Es  werden  ferner  noch  folgende  Einwendungen  erhoben: 
Wenn  man  aus  der  Internirung  des  Vagabunden  nicht  eine 
Freiheitsstrafe  für  das  ganze  Leben  machen  wolle,  so  werde  doch 
notwendig:  ein  Zeitpunkt  koimnen  ,  wo  die  Heimat  ihn,  falls 
er  fortziehen  wolle,  aneli  inrtzieiuin  lassen  müsse.  Und  wenn 
die  bisher  gemachten  Erfahrungen  nicht  tänsditen,  .su  wurde 
der  Fortgezogene  nach  einiger  Zeit  wiederum  auf  der  Land- 
strasse sein,  wiederum  bestraft  werden,  wiederum  zurUcktrans- 
portirt  werden,  bis  endlich  Alter  oder  Krankheit  ihn  in  die 
SUasse  der  dauernd  Erwerbsun&higcn  gelangen  liessen.  Nament- 
lich aber  wird  das  gewichtige  Bedenken  erhoben,  ob  man  denn 
auch  nur  halbwegs  sicher  sein  dürfe,  gerade  diejenigen  zu 
fassen  und  der  Zucht  zu  unterwerfen,  die  ihrer  am  meisten 
bedürften.  Abgesehen  von  den  sclion  o1)en  (8.  287)  hervor- 
gehobenen 1  Entstünden,  vor  allem  der  nntreheuren  Un^leich- 
niiissigkeit,  die  in  der  Autmerksanik«^it  der  Beh<>rilen  wie 

in  der  Ke{'!jts})rechung  der  Geriehte  in  Bezu;^  auf  Ergreifung 
und  Be.stralung  d«'r  PK'ttler  und  Landstn  ielier  besteht,  wird 
hier  noch  die  vielfach  bezeugte  Thatsache  betont,  dass  es  in 
allererster  Linie  die  Neulinge  im  Wanderieben,  die  ehrlich 
W<indemden  seien,  welche  den  Behörden  in  die  Hände  zu 
fallen  pflegten,  während  die  gcilbten  Landstreicher  ihnen 
äu?<serst  geschiekl  auszuweichen  verstünden.  Und  hierin  — 
nicht  in  der  Nichtbestrafung  Schuldiger,  sondern  in  der 

')  Vpl  ^  107  tK  und  213-216. 
For9Clionir('Ti  {K)  VI,  4.  -  M&n>U'rb<'rg.  22 
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Bestrafung  Nichtschuldiger  oder  minder  Schuldiger  liege  eine 
weitere  sehr  ernste  Gefahr  dip-scs  Systems.  0 el^;enttiches 
Betteln  wogen  ehrlicher  Arbeitslosigkeit  sei  immer  vorge- 
kommen und  werde  immer  wloder  vorkommen;  ehrltebes 

Waiiflorn  zum  Suchen  von  Arbeitsgelegenheit  sowie  zur  Au«- 
bil(iuii<^  in  seinem  Gewerbe  wr^rde  selbst  von  Gegnern  unbe- 
schränkter Freizügigkeit  warm  eiii|)f<>hlen.  Aeusscrlich  habe 
nun  das  Ga])enheit»chen  mit  dem  vom  Gesetze  verpüiu«'ii  Betteln, 
das  Wandern  mit  dem  Landstreichen  eine  sehr  leicht  zu  ver- 
wechselnde Aehnlichkcit;  für  die  feineren  Unterschiede  mochten 
die  geübten  Augen  des  grossstädtischen  Kriminalbeamten  oder 
eines  Distriktsgensdarmen,  aber  nicht  diejenigen  des  Oemetnde- 
dieners  oder  Ortsschulsen  geschickt  sein.  In  wirtschaftlich 
ungünstigen  Zeiten,  in  Bezirken,  wo  planloses  Almoseogeben 
einmal  nicht  ausgerottet  werden  könne ,  wiederholt  wegen 
eines  Verhaltens  bestraft  zu  werden,  das  Betteln  und  Land- 
streichen genannt  wird,  sei  auch  für  arbeitslustige  Menschen 
bei  strenger  Gesetzeshandhabung  sehr  leicht  mH^Hch.  Sei  dies 
aber  einmal  geschehen,  so  solle  der  Bestrafte  in  die  Heimat  ge- 
wiesi'H  werden.  w<»  Manj^el  an  ehrlicher  Arlx-it  und  unfreimd- 
lichster  Empfang  ihm  gevvijjä  .srien .  während  der  ^eiilite 
Kenner  der  Landstrasse  sein  Gewerbe  ruhig  weiter  betreihe. 
Und  weit  entfernt,  diesen  Uebelstand  zu  verringern,  würde 
man  ihn  durch  die  Wiedereinführung  von  Legitimationspapiereu 
wesenütch  erhöhen.  Hier  wttrde  —  wiederum  die  emsthafte 
Durchführung  der  Massregel  vorausgesetzt  —  jedem  Arbeit- 
geber die  Legitimation  sehr  bald  von  grösster  Bedeutung  sein; 
er  würde  olme  sie  keine  Arbeiter  mehr  beschäftigen.  80  ver- 
lockend die  Aussicht  aber  an  und  für  sich  jedem  Freunde 
ehrlicher  Arbeit  erscheinen  müsse,  durch  diese  Massregel  die 
guten  von  den  »chlechten  Elementen  erkennbar  zu  sondern, 
sn  bestehe  auch  hier  das  erhehlieli^t«'  l^edenken.  ob  die  Er- 
teiliuiL'"  oder  \'ersagung  der  Legitimati. >n  immer  identisch  s*mu 
möchte  mit  })ernmnenter  Arbeitfsehtui  oder  untadelhafter  Ar- 
beitslust, wenn  die  Gründe  zur  Erteilung  und  Versagung  von 
so  vielen  zufälligen  Momenten  abhängig  seien.  Wer  stellte 
denn  die  Legitimationen  aus?  Die  Ileimatbehörde.  Man  er- 
wäge, welch  ein  Anreiz  filr  die  kleinen  Gemeinwesen  besteht, 
durch  Erteilung  eines  Legitimation  spapieres  sich  die  unwill- 
kommenen Genossen  wieder  vom  Halse  zu  schaffen Und  in 


^)  Dies  wird  unter  auderem  in  der  würtemb.  Erhebung  Über  die 
Unterstützung  arbeitslos  amberziehender  Penonen  in  den  Würtemb.  Jahrb. 
f.  St.  u.  L.  1ST9  S.  245  ff.  hervorgehoben.  Von  3o  Oberäntem  (alüo 
mehr  Ah  der  Plälfte  aller  Oberiimter)  wurde  emstliche  Klage  eefUhrt  über 
das  leichtfertige  Erneuern  von  Legititnationspapieren  durCD  die  Ortä- 
behördeo.  —  In  Btiem  ist  aus  dlssem  Gntnde  dordh  eine  EatschUeamnic 
des  HiniBteriDms  vom  19.  Oesember  1862  besondere  Aufmorkaamkeit  bS 
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grossen  Gemeinden  mit  guter,  aber  rein  sachlicher  Polizei- 
verwaltung ^  wie  sollen  da  die  Voraussetzungen  für  Gewäh- 
rung und  Versaffung  anders  als  aus  Stro&kten  geprüft 
werden?  Und  welch  ein  Kriterium  diese  Strafakten  bieten, 

das  wisse  raan  ans  vieltllltiger  Erfahrung.    So  dränge  steh 

die  ernste  Frage  auf,  ob  die  Beschränkung  d^  i-  wirklich  ver- 
koinmenon  Individuen,  denen  man  dadurch  doch  nicht  aus- 
reii'liond  biMknminfn  kfinnii.  nicht  zu  tonor  Ix'zahlt  soi  mit 
der  Gefahr,  (h^n  elirlit-hcii  Arb<Mt«;r  in  seinem  Fortkomnicu 
durch  Behördemvillkür  aufs  orhehlieh^te  zu  beeintr;ichtij]:en. 

Endlich  wird  noch  darauf  hiiigewiej^t^n,  dass  Le^^Limatiua.^- 
papierc,  Wander-  und  Arbeitsbttchor  gewerbsmässig  schon 
letzt  vielfach  geMscht  werden  und  die  Fälschungen  durch  den 
Legitimationszwang  geradezu  grossgezogen  werden  wttrden. 

.  I.  Die  vorstehenden  Gesichtspunkte  sind  namentlich  in  den 
erwähnten  Verbandlongen  des  D.  Y.  von  Wehr,  v.  Saucken- 
Tarputschen  a.  a.  0.  S.  175  ff.«  Sejrffardt  S.  197  ff.,  R5- 
stel  S.  200  it,  Lndwig-Wolf  S.  225  hervorgehoben.  Conrad 
S.  190  meinte,  dass  man  mit  diesem  zweifellosen  Rflckschritt  auf  der 
Bahn  de:  !  r  izagigkeit  sehr  vorsichtig  sein  müsse;  man  dürfe  jeden- 
falls kein  Urteil  über  das  Verhalten  des  Arbeiters,  sondern  nur  That- 
sarhen  in  die  Wanderbücher  aufnehmen,  wie  die:  wo  und  wann  und 
wie  lanijje  Jernan  1  gearbeitet  hat.  —  Uebri^^ens  ist  das  Material 
hier  iiictit  zn  erschöpfen.  Es  ist  namentlich  noch  auf  die  folgenden 
Paragraphen  und  den  Abschnitt  über  Zwangsmassregeln  gegen  Arme, 
unten  §  197  ff.,  zu  verweisen.  —  Wer  sich  über  die  eigentümliciio 
Natur  des  Vagabondeowesens  unterrichten  will,  findet  eine  sehr  an- 
scbanliclie,  aus  dem  Leben  geschöpfte  Schilderang  deaaelben  in  der 
lesenswerten  Schrift  von  D.  Rocholl  (nicht  ideotisch  mit  dem 
Verfasser  des  Systems):  Dunkle  Bilder  aas  dem  Wanderleben, 
Aufzeichnungen  eines  Handwerkers,  Bremen  1885.  R.  meint  S.  184, 
dass  die  Verhältnisse,  welche  Yagabondcn  her?orbringen,  wohl  nie 
?anz  anfhi>ren  worden  und  Bessernn^  nnr  in  den  positiven  Massre^xeln 
zur  Rotttiug,  in  der  negativen  des  Anfhorens  planlosen  Alniosen- 
gebens  trefanden  werden  könne.  Gec;en  unverbesserliche  Stromer 
seien  strenge  Strafen  nötig.  Auch  bei  Muhl,  P -W.  Bd.  3  S.  190  ff. 
findet  raan  diesbezügliche  sehr  wertvolle  Xachweisangen,  namentlich 
über  das  ältere  Ga-incr-  und  Bettel wesen. 

Sehr  bemerkenswert  erscheinen  mir  die  Mitteilungen  über  diese 
YerhAltnisse  in  Russland,  weil  sie  in  Anbetracht  der  grossen  Ver- 
schiedenheit der  dortigen  und  der  deutschen  Zustände  besser  als 
alles  andere  beweisen,  das>  gleiche  Ursachen  fiberall  gleiche  Wir- 
kungen haben.  In  dem  Berichte  einer  1377  vom  Minist,  d.  Innern 
ernannten  Kommission,  welche  cur  Untersuchung  und  Orörternng 

Ausstellung  der  Legitimationspapiere  empfohlen;  den  Ortspalizeibehörden 
ist  eiae  Zuatändiglteit  jtur  AuMtellung  von  Reisepapieren  nicht  ein- 
göriamt,  welche  vielmehr  den  Distriktebehörden  obliegt. 
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speziell  der  Bettlerfrage  niedergesetEt  worden,  wird  bemerkl,  das» 
alle  von  der  Verwaltnig  ergriffenen  BepreeuTinaffregetai,  wie  das 
Verbot  den  Bettlern  Fftsee  in  die  Haaptst&dtc  aaszufertigen ,  das 
Einsperren  ins  Gefängnies  und  Rttcksenden  per  Sebub  in  die  Heimat, 
sich  machtlos  erwiesen  hätten.  Insbesondere  wird  mit  Bezog  auf 
die  h'tzttrpTianntp  Masfregel  hervorgehohcn.  <1ass  die  Bettler  in  ihrem 
Heimatort  .inpolaiiL^t  dort  meist  keine  llulte  fänden  und  ihre  Zu- 
flucht wieder  zum  Betteln  nähmen.  —  ^  gl.  v.  Buxhövden,  Die 
Armenpflege  Eusslands,  in  Sdimoilers  Jahr)».  1886  H.  3  S.  112  fl;. 

II.  Was  die  l*aischung  von  [.egitiniatiurk-^papieren  betrifft,  so 
sind  auch  schon  gegenwärtig  die  Klagen  hierüber  ganz  allgemeiii. 
—  Bei  der  schon  erwähnten  wttrtemb.  Erhebung  yon  1878  wnrde 
anch  TOn  der  Mehrzahl  der  Oberbnter  mitgeteilt,  dasa  die  Zahl  der  . 
gar  nicht,  oder  mit  nngentt  gen  den  oder  gefftl  achten  Papieren 
versehenen  nnterstfltzten  Personen  überwiege.  —  Sehr  beachtens- 
werte, der  Praxis  entstammende  Wahrnehmimgen  sind  bei  Roch  oll 
a.  a.  0.  mitgeteilt,  namentlich  über  Art  nnd  Umfang  der  mannig- 
fachen Manipulationen  behufs  Ausführung  der  Fälschung.  hält 
mindestens  vier  Fünftel  aller  Legitimation^^papiere  für  falsch.  Vgl.  be- 
sonders das  Kap.  I  S.  61  ff.:  «Der  Kundf  und  seine  Fl  ebbe."* 
Flebbe  ledeutet  in  der  Vagaboi;densj>rache  Legitimationspapier". 

Das  R.-Str.-G.-B.  bedroht  derartige  Fälschungen,  welche  vor- 
genoDimen  sind,  „um  Rehördeii  oder  Privatpersonen  zum  Zweck 
seines  besseren  Fortkommens  oder  des  besseren  Fortkommens  eines 
andern  zn  tinschen*',  mit  Haft  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  ISO  Hark; 
§  868.  ElFcra  hat  wohl  Recht,  wenn  er  diese  Straf bestimmong 
dem  wirklichen  Yagabonden  gegenüber  für  sehr  geringfügig  h&lt ; 
Tgl.  S.  119.  Er  ist  der  Meinung,  dass  solche  F&lle  dnrcbaua  der 
UrkundenfUlschung  gleichstünden,  und  schlägt  seinerseits  Zuchthaus* 
strafe  bis  za  3  Jahren,  im  Falle  mildernder  Umstände  Gefängniss* 
strafe  vor.  —  Uebrigens  möchte  die  Gefahr  der  Fälschung  bei  all- 
gemeiner Finfiihrnng  der  Wanderbticher  und  ähnlicher  Legitimationen 
doch  w(dd  durch  Herstellung  gleichmässiger ,  gut  erkcnnlar  ge- 
machter Formulare  vermindert  werden  können.  Dies  meint  auch 
Elvers  S.  120,  auch  ^ohl  a.  a.  0.  S.  209  Anm.  22. 

§  119. 

Um  eine  scliJirfcrc  Verfolgung  und  härtere  Bestrafung 
ficr  Bf'ttlor  und  Vnp'nVninflon  zu  orTiviglichen .  wird  nocli  <li«? 
Zentralisation  dor  .luf  si(j  heziiglichen  Porsonalnaihrichten  an 
einem  Orte  oniptohlen.  Nanicntlidi  wird  betont,  da.^^s  die 
Mehrzahl  zu  pmz  ^eringfütrisren  Strafen  aus  §  361,  1  Str.-O.-B, 
venirtcilt  wunii;,  weil  mau  ihre  Vor>trat"eü  nicht  kenne^  idn'r 
ihre  Persönlichkeit  nichts  Genaues  wisse.  Wäre  dagegen  ein 
Ort  rorhandon,  an  welchem  alle  Nachrichten  znsammonfltfaixn], 
so  werde  allen  Behörden  die  Möglichkeit  geboten,  aicli  hin* 
reichend  zu  informiren,  abgesehen  davon,  dass  bei  dem  engen 
Zusan  mcuhange  des  Bettler-  und  Vagabunden wesens  mit  knnni* 
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ZuwiderliiiiKllungen  auch  die  Entdcckun;^:  schwererer 
»Straftliatcn  sehr  viel  orloichtcrt  werden  würde.  Ziller  hHlt 
den  Heimatort  für  um  besten  geeignet,  um  ;db  Mittelpunkt 
zu  dienen  —  a.a.O. — ,  w&hrend  ChuchuPj  wohl  mit  lischt 
auafUhrt,  dass  zu  einer  derartigen  Zentralisation  nur  ein  Ort 
geeignet  sei,  dessen  Merkmale  unveränderlich  seien;  dies  sei 
unter  allen  Umständen  der  Geburtsort.  Doch  scheine  es 
unzweckmtlssig,  jede  einzelne  Ortsp  dizeibohörde  mit  der  Re- 
gistcrfUhrung  zu  beauftragen,  sowohl  um  die  Naelirichten  nicht 
zu  sehr  zu  zersplittern  als  auch  wegen  UnzuverUlssigk<'it  des 
Pers>n;ds.  Dage;^cn  t'niptV'lilr  sich,  die  8taatsanwalt.sch;irt  Ihm 
demj 'in"i,^<^n  Landgericht,  in  dessen  Br^zirk  der  Geburtsort  der 
l)eh*''tl't']i(l  u  Person  belefr"n ,  als  allgemeine  Strafkontrolbe- 
hörde  hinzustellen.  Es  würden  liicrlier  also  Nachrichten  über 
alle  Bestrat'uagea,  namentlich  auch  üb  ^r  diejenigcm  wegen 
Uobertretungon  aus  §  361  und  362  zu  richten  sein^).  —  Con- 
rad wirft  im  Anschlu)»s  an  die  Besprechung  derartiger  Vorschläge 
zur  Kontrole  der  Vagabunden  die  Frage  auf,  ob  sich  nicht 
ein  in  fisrlin  zu  fahrendes  alphabetisches  Generalbuch  noch 
mehr  empfehlen  würde,  in  welches  alle  Personen,  die  wegen 
Verbrechen  und  Veigehen  bestrafk  worden ,  mit  den  Vaga- 
bunden T^u^ammen  verzeichnet  würden,  ohne  dass  die  Kosten 
erheblich  über  die  Ersparnisse  des  gegenwärtigen  Hin-  und 
H^r^^ch  reib 2ns  zur  Feststellung  des  Thatbestandes  hinausgehen 
würdf^n  ^'). 

Jedeni'alls  könnte,  wenn  man  praktisch  der  Sache  näher 
treten  wollte,  nur  von  Registern  bei  einer  grösseren  Behörde 
(Liiudratsamt,  Regierung,  8taatsanw.il tschaft  u.  s.  w.)  die  Rede 
sein,  weil  nur  diese  zu  zuverlässiger  Führung  im  .Stande  wiire; 
auch  würde  abgesehen  hiervon  die  Zersulitterung  in  der  That 
eine  so  grosso  sein,  wenn  man  den  einzelnen  Heimatgemeinden 
die  Führung  auferlegte,  dass  sie  den  ganzen  Zweck  vereitelte. 
Umgekehrt  dürfte  die  Idee  einer  Zentralisation  im  grossen 
Stile  praktisch  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stossen; 
das  Matf^rial  würd  '  bis  zur  Unübersehbarkeit  anschwellen,  die 
hierauf  bezügliche  Thätigkeit  einschliesslich  der  Korrespondenz 
behufs  Auskunftserteiiung  ein  ausserordentlich  grosses  Beamten- 

')  Zum  Kampf  gegen  Lnnd-Jtreiclier  uad  Bettler,  Kassel  1881. 

*)  Es  ist  lüeraa  zu  bemerken,  dan  die  Einrichtaog  von  Stnfrei^iBteni 

bei  den  Staatsanwaltach aftnn  durch  ßeechluss  des  Bundesrats  vom  10.  Juni 
]y>!2  —  vjfl.  Zentralblatt  f  <].  T).  R.  —  für  das  Gebiet  des  ganzen  Reichs 
mit  der  Alassgabe  angeordnet  ist,  dasi*  alle  Strafurteile,  welche  wegen  Ver- 
brechen oder  verg^en  erganpcen  skid,  der  Staatsanwaltschaft  desjenigen 
Landgericht-i  mitj^i^teilt  wenL^n,  in  des^oii  neziik  der  Geburtsort  der 
hetr  Person  belegen  ist.  Ist  der  Gehn rt.s.»rt  nicht  zu  ennittclu  oder  aus.'ier- 
h.ilb  Deutschlands  gelegen,  so  sind  die  .Mitteilungen  an  das  Reichs- 

ittstisamt  so  richten;  vgl.  Uber  das  Detail  and  die  vorgeschriebenen 
i'oroiulare  a.  a.     .  ^owie  die  Ausf.-Verf.  des  prens.  Jostismui.  Tom 
12.  Juli  1SS2.  J.-M.-BI.  I8d2  S.  200  ff. 
S.  41. 
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personal  und  ausserordentlich  grossen  Kostenaufwand  er- 
fordern. 

Vm  ein  un^M  i  ihres  Bild  von  dem  mutmasslichen  Umfange  der- 
artiger Aufzeichnungen  zu  geben,  sei  auf  die  neueste  Veröffent- 
lichung in  der  Stat.  d.  D.  Beichs,  II.  F.  Bd.  18:  ErimiB&l- 
Statistik  f.  d.  J.  1884,  verwiesen.  Es  sind  ihr  snfolge  im  Jahre  1884 
von  deutschen  Gerichten  auf  Yemrteilnng  lautende  Entscheidungen 
geftllt:  ttherhaupt  420  637  mit  Bezug  snf  340181  Angeklagte;  von 
einem  Verurteilten  war  die  That  begangen  in  381440,  von  mehreren 
in  39  197  Fällen.  —  Ucber  die  Zahl  der  Bestrafungen  wegen  Dettelns, 
Landstreichens  n.  s.  \v.  (^5  tj61,  3.  4.  5.  7.  8)  entne!imr  ich  den 
von  der  Prov. -Verwaltung  Hannover  gesammelten  Statist.  Nach- 
richten über  das  Bettel-  und  Vagalioudenwesen  in  der  pi-eussi^chen 
Monarchie  und  den  Nachbarstaaten  der  Provinz  Hannover  1874 
bis  1883  folgende  Angaben.  Ks  wurden  verurteilt  wegen  der  ge- 
nannten Uebertretungen : 

1^77  1878         1«79         mO  1881 
a)  in  Preussen    .    b8  418  103  293    126  742    130  511    147  354 
h)  in  den  Nach- 
harstaaten  der 
Provinz  Han- 
nover ...       —  29748     35494     34196  41612 

Nicht  uachgewieäeu  bind  die  Bestrafungen  in  den  süddeutschen 
Staaten;  aher  ancb  ohne  diese  handelt  es  dch  um  150 — 200000 
Bestrafungen,  wobei  die  zum  Teil  sehr  milde  Handhabung  der  Ge- 
setze auf  der  einen,  die  notorische  Unfassbarkeit  vieler  Vagabunden 

auf  der  andern  Seite  zu  berücksichtigen  ist. 

Hierin  dürfte  noch  eine  weitere  ausserordentlich  grosse  Schwierig- 
keit für  die  Registerführung  auch  bei  den  Staatsanwaltschaften  liegen. 

Der  in  dieser  Klasse  sehr  fibliche  Gebratich  von  Spitznamen,  welche 
den  Familiennamen  oft  ganz  vergessen  machen,  die  gefli'^sent liehe 
Verheimlichung  des  letzteren,  zuchtloses  Aufwachsen  ohne  Kennt niss 
der  Eltern  nnd  des  Geburtsortes  u.  s.  w.,  das  sind  Momente.  Nseiche 
eine  Personalkuntrüle  Uberaus  erschweren,  so  wünschenswert  die* 
seihe  an  und  für  sich  sein  mag.  —  Vgl.  noch  Ober  die  schon  im  vorigen 
Jahrhundert  abliebe  Führung  von  Gaunerlisten  bei  Mo  hl  S.  218. 

g  120. 

Kr-lirt  man  miinnclir  nach  Aussclu-irlim;:;  der  in  den  vor- 
stehenden Pai'u^rajdit'n  hetraclitctcn  lv.«t''i;(»rio  dr-r  Vagabunden 
zu  den  „NotleidiMidtür  im  uUgenieineii  zurück,  um  zu  «-"rwägen, 
wie  w  eit  bezüglich  ilirer  eine  engere  V^crbindung  mit  der  Heimat 
hergestellt  werden  soll,  so  ergiebt  sich  das  Eine  sofort  zur 
£vid  enz,  dass  von  allen  hier  in  Betracht  &llendcn  Individuen 
es  vor  allem  eine  Klasse  von  Personen  ist^  aufweiche  die 
Heimat  die  gewflnschte  Wirkung  ausQben  mtisste:  diejenigen 
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nftmlich.  wi'khe,  ohne  arbeitsscheu  zu  sein,  durth  die  Aus- 
sicht auf  Erwerb  von  der  heimatlichen  iScholle  fort^L-lockt  auf 
fremdem  Boden  unterstützungsbedürftig  werden,  wenn  sie  den 
erhofl^en  Erwerb  nicht  finden.  Nur  bezüglich  ihrer  bedttrtte 
es  einer  Einschränkung  der  Freizügigkeit  ^  weil  bei  allen 
übrigen,  deren  Unterstützung  aus  anderen  Gründen  als  „wegen 
einer  nur  vorübergehenden  Hülfsbedürftigkcit"  notwendig  wird, 
die  RückTerweisung  an  den  Ort  ilires  Unterstützungswohn- 
sitzes —  an  dessen  Stelle  die  Heimat  zu  treten  haben  würde  — 
ohnehin  zulässig'  ist. 

Die  »Miif  Möglichkeit  der  sittlichen  Einwirkung  besteht 
nun  darin ,  das»  die  arbeitsfähigen  Personen  am  Fortziehen 
und  Autr^iK  lu  n  von  Erwerbsgelegenheit  durch  die  Heimat- 
behörde gehind  ort  werden ;  sie  ist  in  Ansehung  der  Vagabunden 
im  vorhergehenden  Paraprraphen  betrachtet  worden;  bo/.ii-Ucli 
anderer,  unbescholtener  Personen  wird  sie  gegen wiirtiic  von 
keiner  Seite  ernsthaft  in  Betracht  gezogen.  Zur  Erwägung 
bleibt  also  nur  die  andere  Möglichkeit,  durch  Zu  rück  Ver- 
weisung des  Fortgezogonen  in  seine  Heimat  auf 
denselben  sittlich  einzuwirken.  Hierin  würde  denn  in  der 
That  —  abgesehen  von  der  Behandlung  der  Vagabunden  — 
die  wesentlichste  Bedeutung  des  Heimatprinzips  zu  suchen 
sein;  es  kommt  nur  darauf  an,  die  Merkmale  festzustellen, 
durch  welche  erkennbar  gemacht  wird,  dass  eine  Person  zu 
der  hier  gemeinten  Kato^nrie  <]^ehört.  Hier  geben  nun  die 
Vertreter  des  Hoimntprinzips  als  allgemcinstps  M«*rknial  an, 
dass  Jemand  aus^serhalb  seiner  Heimat  „ notleiden«  1"  ^«  wrirdon 
ist,  und  das  „Notleiden"  wiederum  wird  auf  das  Merkmal  *l<  >s 
Empfanges  von  Amenunterstützung  für  sich  oder  seine  An- 
gehörigen verstellt 

^Vas  ist  abor  A  rm  e n  u  n  te r s  tü  t z  u  n g?  Gewährung 
von  Hülfe  aus  öllViitlicheu  oder  privaten  Mitteln?  Kon- 
sequent rauss  man  antworten:  Beiacs.  Denn  der  Zufall, 
ob  ein  Notleidender  von  einer  Privatperson,  von  der  kirch- 
lichen Gemeinde,  von  einem  Verein,  aus  einer  Stiftung  oder 
aus  der  Gemeindekasse  unterstützt  wird,  kann  doch  nicht 
wohl  darüber  entscheiden,  ob  Jemand  in  einen  Zustand  ge- 
langt ist,  der  seine  Untlihigkeity  sich  durch  eigenen  Erwerb 
vor  Not  .sicher  zu  stellen,  erweisen  soll.  Ja,  man  wird  nicht 
einmal  den  Umstand  entscheiden  lassen  dürfen,  ol)  oino  Unter- 
stützung wirklich  empfnn«ren  oder  ob  sie  nur  nacligtsucht 
und  ihre  Gewftlirun^^  al)^■el<'hnt  oder  ob  endlieh  nachträglich 
auf  dieselbe  von  Si  itcn  der  Bedürftigen  verzichtet  worden  ist; 
wo  es  sich  um  sittliche  Hebung  des  Armen  handelt,  ist  er 
selbst  nicht  mehr  im  Stande,  ein  Urteil  über  seinen  Zustand 
und  die  Zweckmässigkeit  oder  Notwendigkeit  einer  Armen- 
httlfe  abzugeben. 


844  VI.  4. 

Das  bair.  Gesetz  rechnet  weh  das  „Xichtnachsochen  von  Unter- 
Btfitzung"  zu  den  Yoraussetzungeu  des  Heiinaterwerbs.  Die  Beicbs- 
gesetzgebung  schliesst  ausdrücklich  die  Zu  rück  Verweisung  wegen 
blnsser  Befürchtung  der  Verarmung  aus  und  lässt  die  Versagnng 
der  Fortsetzung  des  einmal  begonnenen  Aufenthalts  nnr  zu,  wenn 
vor  vollendetem  Erwerb  des  Unterstützuugswohnsitzes  sich  die  Not- 
wendigkeit einer  öffentlichen  Unterstützung  offenbart  4  und  5  des 
Freizügigkeitfagesetzesj.  —  Die  i  rage  ist  übrigens  neu  rdings  mehr- 
fach erörtert,  oh  nicht  die  Aiisweistmg  schon  im  Falle  eines  objek- 
tiven Kotstandes  ganz  nnahhtogig  von  Nachsuchen  und  Empfang 
einer  Unterstatzong  zulftssig  sein  soll.  In  diesem  Sinne  hat  der 
pommerscbe  Städtetag  vom  7.  Oktober  1876  eine  Resolution  gefasst, 
„dass  §  4  des  Freizügigkeitsgesetzes  dahin  deklarirt  werde,  dass  es 
zur  Begründung  der  Ab-  resp.  Ausweisung  gleichgültig  sei,  ob  der 
Anziehende  Unterstützung  bezieht  oder  iiirlu".  Der  Gegenbewds 
für  den  ,.Nichtbesitz  der  erforderliehen  Krälie  könne  nicht  durch 
einfachen  Verzicht  des  Unterstützung  bucheudeu  erbracht  werden** 
Dos  seien  objektive  Momente. 

AA'eiter  wird  man  fragen  müssen:  wie  gross  und  wie  be- 
schaffen mu88  die  Unterstützung  sein,  um  die  in  Rede  stehenden 
F«d^en  zu  haben.  Soll  licr-  its  Oowillining  von  Schulunter- 
richt für  die  Kinder.  VerabtMli^iuit:  von  Brciinniaterial ,  ein- 
malige Krankon  pfleu«  ■ ,  odor  erst  eine,  wenn  aucli  nicht 
dauernde,  ab<  r  docli  <  ih '1)11(1  ic  und  einen  gewissen  Betrag 
übersteigende  Unterstützung  diese  Folgen  haben?  Und  an 
dickem  Punkte  beginnen  denn  nun  wieder  jene  Schwierigkeiten, 
zu  deren  erneuter  Erörterung  jede  Armen-  and  Wirtschaft«- 
gesetzgebung  immer  und  immer  wieder  genötigt  war  — 
Scliwierigkeitony  die  für  das  Reich  schliesslich  zur  strengen 
Scheidung  zwischen  dem  Zustande  dauernder  und  vor- 
über g  e  h  o  n  d  o  r  Bedürftigkeit  geführt  haben ,  wobei  das 
Sdiwergewicht  nicht  auf  das  äiisserlicbn  Moment  oiner  mehr 
oder  weniger  von  Zufjillen  al)li;in.i;iüon  1  liilfeleistunii:.  sondtTn 
auf  die'  Mass  und  Art  der  Uiiterstüizung  bedingenden  Ursachen 
der  Bedürftigkeit  geleert  w«»rden  ist. 

Warum  aber  —  so  wird  von  den  VerteidiL^ern  dos  Heimat- 
recbts  gefragt  —  wird  denn  diese  Unterseljeidung  gemacht, 
warum  s(dl  dem  Heimatberechtigten  die  Möglichkeit,  »inen 
sittlichen  Halt  in  der  Heimat  wiederzugewinnen,  nicht  mög- 
lichst bald  zu  Teil  werden,  warum  soll  er  erst  gänzlich  verarmen 
mUäsen?  Auf  diese  Frage  wird  nun  von  der  anderen  Seite 
vor  allem  mit  dem  Hinweis  auf  die  Thatsachen  geantwortet, 
welche  in  Wahrheit  die  Ursache  gewesen  seien,  die  Be- 
selu'änkungcn  der  Freizügigkeit  immer  und  inuner  wit^ier 
zu  erörtern.  Wenn  man  niiher  auf  alle  jene  nnz.'tbli^*>n  Er- 
ürternnii:en  eingebe,  um  zu  erfahren,  welehen  Gewinn  für  die 
sittliche  Hebung  der  Armen  man  sich  von  der  erleichterton 
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Ausweisung  bodtirfti^rr  Personen — also  bereits  wegen  Nicht- 
zahlung vuu  Sc'liulgelJ,  üll'eutlicheu  Abgaben  u.  ».  w.  —  ver- 
sprochen hab^  80  sttclio  man  allerdinsB  vergeblich  nach  einiger 
Auf  killrang  bterttber;  man  nehme  wahr,  daas  hiervon  überhaupt 
nicht  die  Rede  sei  und  daas  die  eifrigsten  Vertreter  einer  mög- 
lichflt  erleichterten  Zuriickverweisang  von  fast  nichts  anderem 
gesprochen  hätten,  als  von  dem  Interesse  der  Aufenthalts- 
genieinde,  nicht  von  verarmten  oder  der  Verarmung  nahen 
Klemonton  ln'imG:csucht  zu  werden  —  oder  wenn  licim^^esucht, 
ßifh  ilirer  l>;ildnir)<^'lichst  entle(li^'«Mi  zu  kr»nnen.  Der  Menschen 
aber.  w<'!eli<*  ?His^"<-u  iesen  werdun  sollen,  und  ihres  Verbleibeus 
sei  nie  oder  nur  ganz  beiläutig  gedacht  worden. 

Vgl.  bierQber  vor  allem  die  AnsfOhrongen  von  Flottwell, 
namentlich  I  8.  41  ff.  —  Bei  der  Yerhandlang  aber  die  preass. 
Kovelle  vom  Mai  1855  im  preoss.  Herrenhanse  lämpfte  Graf  Arnim* 
Boitzenburg  gegen  die  Regierungsvorlage  an,  welche  bereits  „die 
Notwendigkeit  einer  öffentlichen  Fntersttttznng"  als  Grund  der  Rück- 
vcrwcisung  zulassen  wollte,  und  stellte  seinerseits  den  später  durch 
alle  Stadien  der  Gesetzgebung  beibeliallenen  Antrag,  die  Rück- 
Verweisung  nur  daini  für  zulässig  zu  erklären,  wenn  sich  vor 
Ablauf  eines  Jahres  ergiebl.  ^dass  der  Ncuanziebeude  in  einem 
solchen  Zustande  der  Verarmung  sich  befindet,  welcher  die  Öffent- 
liche Unterstatnmg  desselben  notwendig  macht*^.  Er  bemerkte 
hierztt  unter  anderem:  ^Ich  möchte  aber  doch  darauf  aufmerksam 
machen,  dass  in  den  Vortrftgen,  die  wir  bisher  gehört  haben,  sehr 
viel  über  das  Interesse  der  Armeuverbflnde,  sehr  viel  über  die  Un- 
billigkeit) die  man  dieser  oder  jener  Gemeinde  aosiaut,  gesagt 
worden;  aber  ich  habe  vergeblich  gehorcht,  ob  ich  nicht  anch  ein 
^Vort  darüber  hörte:  was  wird  nach  ilicsem  Artikel  aus  den  Armen, 
wie  befinden  sich  denn  die  Menschen  dabei?  und  es  erscheint  mir 
doch,  dass  dies  auch  einer,  und  nach  meiner  Meinung  der  wesent- 
lichste Punkt  bei  jeder  Armenpflege  ist."  (Stenogr.  Bericht  der 
I.  Kammer  über  die  Sitzung  vom  20.  Februar  1855.)  —  Fl  Ott  well 
teilt  in  diesem  Zusammenhange  noch  einen  Beschlnss  des  schlesischen 
St&dtetages  von  1863  mit,  der  dahin  lautete,  dass  der  Zustand  der 
Verarmung,  welcher  zur  Zurtlckweisung  berechtige,  als  vorhanden 
angenommen  werden  mttsse.  „wenn  die  Notwendigkeit  einer  öffent- 
lichen Unterstützung,  z.  B.  Gewährung  von  Freischule,  auch  nur  in 
einem  einzelnen  Falle  hervorgetreten  ist".  Hierzu  bemerkt  Flott- 
well (a.  a.  0.  S.  49):  ..Nnr  eins  will  der  Verfasser  hier  konstatiren. 
Für  ihn  war  bisher,  wie  er  wiederholt  offen  bekennt,  der  Ausdruck 
Heimatrecht  ein  juristisches  und  logisches  llatsel  und  erst  als  ihm  der 
Wortlaut  jener  menschenfreundlichen  Resolution  in  authentischer  Form 
vorlag,  da  stand  es  klar  und  verständlich  geschrieben:  das  Heimat- 
recht des  deutschen  Arbeiters  ist  das  Hinauswer- 
fungsrecht  in  den  Hftnden  seiner  Bürgermeister.* 

Wie  sehr  man  lediglich  diesen  Standpunkt  des  Gemdnde- 
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interessefi  Im  Auge  hat,  bewiesen  unter  anderem  aneh  die  Verband- 
langen  aber  das  prenss.  Anafttbrangsgesetz  Ton  1871.  So  war  ea 
bebplelsweise  ein  festatehender  Grmidsatz  der  prenss.  Yerwaltong, 

das  Niederlassangsgesetz  von  1842  dabin  auszulegen,  daas  der 
Nachweis  stattgefandcner  Insolvenz  eines  Neuanziehenden  zur  Ent- 
richtnng  öffentlicher  Abgaben  oder  der  Kosten  de?  Flementar-Sclml- 
unteri  icbts  seiner  Kinder  allein  noch  nicht  zur  Zurückweisung  eines 
Nenanziehenden  hinreichend  sei.  Gleichwohl  hielt  die  Regierung 
es  nicht  für  überflüssig,  in  ihrem  Entwurf  zum  Ausluhruugsgesetz 
ein  Alinea  3  des  §  1  aufzunehmen ,  in  welchem  dieser  Grundsatz 
ausdrücklich  ausgesprochen  wurde.  Passelbe  ging  in  das  Gesetz 
nicbt  ftber,  nacbdsm  ein  sebr  lebbafter,  in  beiden  Hioseni  des 
Landtags  und  in  allen  Lesungen  wieder  aufgenommener  Kampf  um 
dasselbe  stattgefunden;  erst  als  der  Minister  erkl&rt  batte,  dasa 
dieser  Grundsatz,  der  sich  nach  Lage  der  Gesetzgebung  von  seibat 
verstflnde,  nach  wie  vor  befolgt  werden  solle,  wurde  von  Seiten 
des  Abgeordnetenhauses  auf  das  Alinea  o  verzichtet.  —  Vgl.  das 
Material  bei  Arnold  S.  48—51;  auch  stenogr.  Ber.  der  Sitzungen 
des  Abgeordnetenhauses  S.  17^. 

Der  Vollständigkeit  halber  ist  hier  noch  des  Vorschlags  der 
l).  Gem.-Z.  zu  gedenken,  mit  welchem  sie  ihr  oben  dargelegtes 
(§  16)  System  des  Hülfskassenwesens  statt  Armenpflege  zu  ergänzen 
sucht').  Sie  wfll,  dass  den  Gemeinden  zur  Sicherung  der  Httlfs- 
kassen  gegen  zu  starke  Belastung,  sowie  zur  Belebung  des  Heimat- 
gefühls die  folgenden  Rechte  eingeräumt  werden: 

Art.  10.  Hat  der  betreffende  Ortsfremde  nicht  selbst,  oder 
haben  nicht  die  für  ihn  event.  Verpflichteten  diese  Beiträge  an 
seine  Ilülfskassc  geleistet,  so  ist  er  solche,  bei  Vermeidung  der 
Ausweisung,  sofort  an  die  tVcnide  Aufenthaltsgenieiude  zu  zahlen 
verpflichtet,  welche  dieselben  stets  bis  Ablauf  des  Knienderjahres 
an  die  bezügliche  UnterstOtzungswohnsitz-  oder  Geburtsheimats- 
gemeinde  frei  abzuführen  hat. 

Art.  13.  Jede  Gemeinde  oder  jeder  örtliche  Armcnverbaud 
sind  die  Zurückweisung  aller  derjenigen  von  ihnen  abwesenden 
balfsksssenpflicbtigen  Angeh()rigen  in  ihren  Bezirk  von  der  jeweiligen 
Aufenthaltsgemeinde  derselben  zu  fordern  berechtigt,  welche  ent- 
weder selbst,  oder  für  welche  Privatverpflichtete  nicht  pOnktllcb  die 
fälligen  EasBenbeitrftge  geleistet  haben  (Nr.  H),  oder  aber,  welche 
über  die  von  ihnen  geleisteten  Kassenbeiträge  hinaus  wahrend  ihrer 
Abwesenheit  die  Unterstützung  ihrer  HäUskasse  in  Anspruch  ge* 
nommen  haben. 

„Dadurch  nun  aber  —  meint  die  Gem. -Zeitung  — .  dass  man  ver- 
mittels des  Hülfskassenwesens  die  vorsorgliche  eigene  und  jur- 
son liehe  Unterstützungsptiege  einführt  und  die  Gemeinden  nur 
zum  Vollstrecker,  Aufsebo-  und  eventuellen  Haftpflichtigen  derselben 
macht,  fällt  das  Bedttrfniss  der  Uebertragung  der  materiellen 
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ünterstütztingslast  von  der  Geburt sgenieinde  auf  eine  fremde  Aufent- 
haltsgemeinde vollständig  fort,  man  wird  die  völlig  veränderte  und 
ncae  formijUc  Lnterstützongslast  für  immer  bei  der  Geburtsgemeinde 
belassen  können  und  die  dauernde  neue  Auienthaltsgemeinde  nur 
mit  der  te^lweiKD  Gewliiftseiitlastiing  der  Geburtsgemeinde  für  die 
iMlmische  HOlftkassenpfficht  des  fremden  ZnzUglers  za  betrauen 
baben  ....  wobei  wir  noch  bemerken,  dass  wir  also  form  eil 
den  „Ünterstfitzungswobnsita*  der  bisherigen  Gesetzgebung  bei- 
bebalten,  indess  ihm  lediglich  mit  Rücksicht  auf  die  vorgedachte 
Gescbftftsentlastnng  der  Geburtsgemeinde  lÜDSichtiich  der  Uttlfs* 
kassenpflichten  eine  materielle  Bedeutung  verleihen." 

Wie  sich  der  Verfasser,  der  das  Gesetz  über  den  Unter- 
stützungswohnsitz als  unversiegliche  Quelle  von  „Hypothcsenschwalm 
und  Federfuchserei"  bezeichnet,  die  praktische  Ausführung  der  von 
ihm  vorgeschlagenen  Organisation  denkt,  ist  mir  unerfindlich.  Aus- 
weisung wegen  rückständiger  Leistungen  an  die  Hülfskasseu  über- 
triift  noch  die  wegen  Schulgeldbetreiung. 

§  121. 

Dürfe  —  so  wird  nun  von  den  Gcgnuru  derartiger  Be- 
schränkungen weiter  ausgeführt  —  schon  dieser  Umstand 
einigermassen  misstrauisch  machen  gegen  den  Wert  einer 
Heimat^  die  r<^hnässig  erst  aus  Anlass  der  Aasweisungsfrage  in 
Erinnerung  gebraclit  werde,  so  sei  auch  die  Betrachtung  der  v  er- 
hnltnlssc;  wäche  den  Ausgewiesen  M  rwarteten,  nicht  geeignet 
dies  Missiranen  zu  verringern.  Es  frage  sich  also:  was  wird 
aus  solchem  Menschen?  Hierauf  wird  nun  von  der  andern 
Seite  erwidert:  Er  hat  den  Heimatort  wieder  aufzusuchen, 
muss  nötig:enfalls  dahin  ziirüek^ewiesen  werden.  „Dort  habe 
er  -  wenigstens  der  Regel  nach  —  .seine  Familien  Verbin- 
dungen, seine  alten  Freunde  und  Bekannten,  dort  können 
seine  Jugenderinncrunjjren  wieder  anflehen  und  mit  ihnen  viel- 
leicht manches  Gute;  dort  rindet  er  nicht  nur  kalte  Unter- 
sttitzuDg,  sondern  am  ersten  noch  wohlwollendes  Mitgefühl/ 
Dort  habe  er  ein  Heun,  eine  Heimstfttte  in  dem  guten  alten 
Sinne  dieses  ausschltessUch  deutschen  Wortes^). 

Ohne  den  sittlichen  Wert  der  Heimat  Terkennen  zu  wollen, 
entg^nen  hierauf  wieder  die  Vertreter  der  anderen  Meinimg, 
dass  es  wohl  vorkommen  möge,  dass  ein  aus  der  Heimat 
Fortgezogener  zu  ihr  zurückkehrend  dort  Anknüpfungen,  viel- 
leicht auch  Ziispnieli  und  Hülfe  finde,  dass  dieses  aber,  wenn 
nberhanf>t,  nur  für  die  Angohörigon  eines  Standes  gelte, 
der  mit  lifwusstsein  die  hiirg«'rliehon  Beziehungen  seiner 
Glieder  unter  einander  ptlegte.    Diejenige  Klasse,  die  hier 

1)  So  ▼.  Marschall  II  S.  18;  gaiis  ahnlUsh  Lnthardt  S.  45, 
Waeatig  S.  18,  Varnbüler  a.  a. 
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hauptftiiclilich  in  Frage  koiiiiii-^,  habe  sich  einer  salchcu  Heimat 
nicht  zu  getrösten.  Wer  aus  den  niederen  Ständen  die  Heimat 
verlassen  habe,  um  aosserhalb  ihres  Bezirkes  Erwerb  and 
Nahrung  sa  linden,  wer  nur  zur  Rückkehr  genötigt  werde, 
wenn  körperliehe  oder  geistige  Erwerbs unf^&higkeit  ihn  nicht 
mehr  als  nützliches  G^liecl  einer  Gemeinschaft  erscheinen  Hessen, 
der  finde  auch  in  der  Heimat  den  alten  festen  Grund  nicht 
mehr,  der  sei  in  der  Heimat  nur  ein  überzähliges  Maul,  (bis 
auf  Geraeinkosten  gefuttert  werden  müsse.  WoIcIm*  Oe^in- 
nun^j^en  solle  man  denn  von  Arnienvcrwaltungen  in  Bezu;jr  auf 
ihre  auswärtigen  ArTin-n  erwarten,  die  .sthon  ftlr  ihre  ort?*- 
an webenden  höchstens  das  Notdürftige,  oft  auch  dieses  nicht 
einmal  thäten?  E-«  könne  angesichts  der  —  (in  den  vi>rher- 
gohenden  Abschnitten  erörterten)  —  wahren  Saehhige  keineui 
Zweifel  unterliegen^  dass  die  Neigung,  sich  bedürftiger  Heima^ 
genossen  zu  entledigen,  immer  bestanden  habe  und  dass 
andererseits  die  Neigung  zur  Wiederaufnahme  fortgezogener 
Armer  sehr  gering  sei  und  ohne  den  Zwang  der  gesetzlichen 
Heimat  gewiss  nicht  erfolgen  würde. 

Und  hierin  liegt  auch  meines  Erachtens  der  springende 
Punkt.  Man  lese  die  Verliaudlungen  über  diesen  Punkt 
im  Roirlista;j:e  und  im  l>i;utsehen  Verein,  man  hetraelite 
die  Begründun^^  der  Vorschläge  in  der  ges  imnit-jn  Literatur 
und  versucli*'  auch  nur  eine  einzige  Arnims  rung  zu  finden, 
die  darauf  hindeutete,  man  erwarte  von  deui  R**durftigen 
selbst,  dass  er  den  innigen  Wunsch  Iiab^n  werde,  zu  seiner 
„Heimstätte"  zurückzukehren.  Zwang  und  wiederum  Zwang, 
Einführung  von  Massregeln,  deren  Abschaffung  man  lus 
eine  Errungenschaft  der  deutschen  Einheit  nicht  froh  genug 
begrüssen  zu  können  meinte  —  das  ist  es,  worauf  die  Vor- 
sehläge abzielen,  wovon  man  sich  die  „sittliche"  Hebung  des 
Bedürftigen,  die  Wiederankniipfung  einer  „sittlichen",  festen 
Gemeinschaft  verspricht.  Das  öefulil,  was  zu  diesen  Vor- 
schlägen hindrängt,  soll  in  seiner  Bedeutung  gewiss  nicht 
unterschätzt  werden.  Ks  ist  kein  Zweifel,  dass  in  oinem  Teile 
namentlich  der  süddeutschen  I^;völkerung  noch  durcliaus  eine 
starke  Eniptindung  für  die  „Heimat"  in  ihrer  eigentündicluMi 
geschichtlichen  Bedeutung  bewahrt  wird.  Und  Gefühle  und 
Emplindungen  sind  weder  in  Zahlen  noch  in  Daten  messbar; 
ein  ju  gewichtigen  Faktor  bihlcn  sie  bei  aller  gesetzgeberischen, 
bei  aller  Yerwaltungsthätigkcit.  Ohne  das  warme  Leben  der 
inneren  Empfindung  würde  das  Öffentliche  Leben  zum  dürren 
Formalismus  erstarren.  Aber  lässt  diese  Empfindung  sich 
durch  Gebot  und  Verbot  erzeugen?  ist  wirklich  Zwang  und 
zwar  Zwang  gegenüber  den  wichtigsten  B  >fugnlss  n  ,b.r  Per- 
sönlichkeit im  Stande,  in  den  ohnehin  durch  die  Not  des 
Leljens  von  hartem  Zwange  getroffenen  Personen  Liebe  zu 
einer  Gemeinschaft  aufzuwecken^  der  sie  und  die  ihnen  fremd 
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gewurden?  Dieser  Täuschung  sollte  mau  sich  docli  nicht 
liingeben;  ein  Verhältnis»,  das  wehCDtliuIi  nur  auf  eimm 
Zwangsgesetz — heisse  es  ünterstützungswohnsitz-  oder  Heiniat- 
geseiz  —  bertüiti  iet  keines,  das  den  Namen  einer  sittlichen  Ge- 
meinschaft verdiente  oder  rechtfertigte.  Gesichtspunkte  anderer 
Art,  wirtschaftliche  und  politische,  mögen  bei  derartigen  Ge- 
setzen entscheidend  sein;  es  m.ig  mit  vollem  Bcwusstsein  das 
Gemeinwesen  abgeschlossen  oder  dem  Zuasuge  frei  g^acht 
werden:  ein  sitilidirs  Vcrhnitniss  aber  kann  immer  nur  durch 
freiwillige,  an  grösseren  Zwcckon  sich  bcthfitigende  Hingebung 
;;eschaffen  wordonj  so  gut,  wie  die  gesetzliche  Armenpflf'ge  erst 
dauu  eine  &ittliche  Bedeutung  für  das  Verhältni^ss  der  Uuter- 
stützungsgenieinde  zu  dem  Ijuliuftigen  erlangt,  wenn  sie  von 
wirklicher  Bannherzigkeit  geleitet  wird.  Es  wird  duch  wohl  mit 
Becht  darauf  hingewiesen  werden  können ,  dass  der-  sittlichen 
Wirkung  der  Heimat  auf  die  Gemüter  auch  gegenwärtig  nichts 
im  Wege  steht,  da^s  die  Freizilgigk<Mt  zwar  das  Verlassen 
der  Heimat  gestattet,  wohl  auch  betordert,  aber  nicht  gehietet, 
und  dass  der  starke  Gebrauch,  der  t«  il\^  eise  von  ihr  gemacht 
wird,  kein  Beweis  ist  für  einen  hohen  Grad  des  Wohlbehagens, 
das  die  Fortzieheoden  in  der  Hein)at  empiundcn  haben. 

§  122. 

Weiter  wird  nun  auch  in  diesem  Zusammenhange  auf  die 
Notwendigkeit  der  Beschäftigung  des  zurttckvcrwiesenen  Armen 
verwiesen.  So  wird  namentlich  für  den  Fall,  dass  ein  festeres 
Anschliessen  an  die  Heimat  durch  die  Gesetzgebung  ein  stär- 
keres Heimatbewussfs.  ii]  auf  Seiten  der  Fortziehenden  und  im 
8chosse  der  Gemeinde  in  Wahrheit  zu  erzeugen  vermöchte, 
die  Frage  gestellt,  ob  mit  diesem  Bewusstscin ,  ja  mit  der 
wohlwollendsten  Aufnahme  geniii:"  trnsclu^hf'n .  nb  damit  das 
einzige,  was  drr  Arbeitst)lhige  sucJit-  ,  u<  wahrt  sei,  das  einzige 
was  ihn  sittlich  heben  und  veredeln  kiinne,  nämlich  Arbeit? 

7  ♦ 

Wolle  man  den  Älut  haljen,  jemanden,  der  wegen  voriib<^rg<'heu- 
den  Erwerbtemangels  an  fn-mdem  Orte  unterstützt  werde  oiler  zu 
öffentlichen  Leistungen  zeitweilig  unfähig  sei,  an  einen  Ort 
zu  bringen^  in  welchem  er  formell  zu  Hause  sei,  aber  thatsäehlich 
die  Erwerbsverhältnisse  viel  schlechter  kenne,  als  an  dem 
Orte  seines  gewöhnlichen  Aufenthaltes?  ^^^  l  ll<  der  Heimat- 
ort, der  vor  allem  w^en  Mangels  an  Arbeit  v^n-lassen  worden, 
geradi»  in  dem  Moment  Erw<'H»sirelegonheit  bieten,  in  Avelelwm 
es  auch  anderwärts  daran  fehle y  Und  wenn  es  nun  an  Arbeit 
f'lih'.  Tind  der  Zuriickvi-rwicsene  wolle  von  neut^n  sein  llt-il 
.III  1)  <  niil-  ni  Orte  vorsuclien.  wordr  ihn  die  (Jenirinde  zuriick- 
liaheu,  wenn  «ic  anilernfnlls  nur  Aussirht  luihc,  ihn  in  ArUHMi- 
lürsorge  nehmen  zu  müssen,  —  werde  .sieh  der  Arbeitsfähige 
zurückhalten  lassen  ^  um  nun  aus  einem  vorübergehend  ßo- 
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dttrfti<^<Mi  ein  dauernd  Bedürftiger  zu  werden?  Wüitie  nicht 
das  vorgosclilageue  Mittel  gegen  Verarmung  selb:st  wieder 
eine  C^uelle  derselben  werden? 

Die  Beantwortung  dieser  emstea  und  fUr  die  wirt- 
schaftUcbe  Lage  jedes  Landes  entscheidenden  Fragen  sei 
freilich  zum  guten  Teil  von  der  Anschauung  über  die  all- 

gemeinen  Voraussetzungen  vrirtschaftlichen  Gedeih ^ms  ab- 
ängig  und  insofern  eine  Konsequenz  der  individuellen  poli- 
tischen und  ökonomischen  'Richtung ,  (ib^'r  die  einmal  nicht 
gestritten  worden  könn^.  Aber  schlii'sslieli  *i:Jibf^  es  doch 
eine  aus  uutrüp^lichnr  Krtuhruii«;  gewonnene  Erk<'iiiiiinss ,  die 
man  nicht  wolil  auf  deduktivem  W<'j]^e  wieder  beseitigen  könne. 
Wenn  in  deutschen  und  ausserdeutschen  Ländern  in  Zeiten, 
welchen  die  unsere  gesammton  Produktionsverhultnisse  um- 
gestaltende* Dampfkrat't  noch  unbekannt  war,  und  in  Zeiten, 
welche  ohne  Dampf  und  Elektrizität  nicht  mehr  denkbar  sind, 

Sleichmilssig  dieselben  Wahrnehmungen  über  die  Wirkungen 
es  Abschliessungs Systems  in  Bezug  auf  den  Erwerbsstand 
der  Bedürftigen  gemacht  worden  seien,  wenn  jede  Gasetz- 
gebung  nach  mannigfaclicn  8 eli wankungen  und  rückläufigen 
Bewe^j^ungen  schliesslich  doch  zu  keinem  anderen  Ergebniss, 
als  dem  dtT  Gestattung  möglichst  weitgehender  wirtschaftliehor 
Freiheit  ^^elan^te,  so  dUrfe  man  doch  wohl  annehmen,  dass 
dies  wed(;r  r  in  Zufall,  noch  dass  die  Wahrnehmunp^en,  welche 
hierzu  Verauhissuog  gäben,  lediglich  subjektiver  Natur  seien. 

I.  Vgl.  Med ic US  S.  303,  der  die  Gefahren  einer  lange  bleiben* 
den  Heimat  gerade  in  der  Möglichkeit  der  schlieaslichen  Zurück- 
verweisang  an  einen  Ort  erblickt«  in  dem  der  Zarückgewiesene  zwar 
formell  heimatberechtigt  ist,  im  übrigen  aber  am  schwersten  an 

Arbeit  gelangt  und  einer  schlechten  Armenpfleire  gegenübersteht.  - 
Ebenso  betont  Bitzer  I  S.  117  ff.  die  äusserlich  formale  Ver- 
bindung des  Ueimatberechtigten  mit  der  Heimat  gegenüber  der- 
jenigen, welche  zwischen  dem  lokalen  Verbände  und  einem  lani^e 
in  (iemselhpn  wohnhaften  Individuum  besteht.  —  Ganz  ähnlich 
V  ah  l  kämpf  S.  10  ff.;  Flott  weil  a.  a.  0.;  Stüve  a.  a.  O. 
S.  157  :  -Während  er  (der  lie  lürftige)  in  der  ersten  (der  Aufenthalts- 
gemeinde)  ein  zu  rettendes  Glied  war,  ist  er  in  dieser  (der  Heimat- 
gemeinde) eine  blosse  Last." 

Schäffle,  Die  GrundsHtze  der  Stenerpolitik.  Tübingen  1880, 
bemerkt  S.  617:  „Üie  Selbstvermeiduug  der  Not,  die  innere 
Waadennig  nnd  die  Aaswaaderang  ist  der  anderen  Wirkung,  der 
Yerarmung,  j^denfiiUs  Torsnziehen.  Answandernngsfreiheit, 
Freizügigkeit  nnd  Erwerbsfreiheit  sind  daher  im  wesent- 
lichen vorzfkgliche  Schatzwehren  gegen  Yerarmang  und  hoffanngs* 
loses  Verkommen.  Sie  sind  eigentliche  Sicherheitsventile  gegen 
Unzufriedenheit,  Gewähren  gegen  weiteres  Ausarten  des  Daseins- 
kampfes in  Verbrechen  and  Masaenverarmang.  Keine  sozialpolitische 
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Massnahme  darf  auf  Verneinung  dieser  Hechte  ausgehen.  Man 
darf  mit  Gewalt  nur  ihren  rechts-  und  sittenwidrigen  Misshrauch 
▼erhindeni,  soll  aber  mit  po«itira  Hasnregeln  d«s  rechten  Gebraaeh 
dieser  Freiheiten  fördern.*' 

Einen  äusserst  frappanten  Beleg  dafttr,  dass  die  Abwehr  der 
Annnt  dnreh  Arbeit,  soweit  sie  überhaupt  möglich  ist,  am  ehesten 
noch  am  Aufenthaltsorte,  namentlich  in  städtischen  Gebieten  ge- 
echehen  kann, bietet  die  baiiische  Armenstatistik,  in  welcher  regelmässig 
angegeben  ist,  wie  viele  von  den  Unterstützten  arbeitsfähig  waren. 
Hier  ergiebt  <ich  nun  für  die  Gesammtlieit  der  3!^  nnmittclbaren 
Städte  auf  der  einen,  für  die  nn^rnyuntiieit  der  die  übrigen,  nament- 
lich also  die  ländlichen  Gebiete  umfassenden  Bezirksämter  folgen- 
des Verhältniss.  Es  waren  von  je  l'><>  üntersiützten  vorübergehend 
unterstützte  arbeitsfähige  Personen 

1Ö71  im  im  1874  1875  1876  1877  1878  1879  1880 

aj  iu  den  uumtttel- 

bax«n  SfSdten  .  8.4  S.4  8.5  4.8  5.2  5.7  7.8  9.7  aS  8.7 
b)  in  den  BenrksF 

ämtem ....   11.0  10.2  9.3    9.1    9.4    9.5  10.3  10.8  12.1  12.2 

Tgl.  a.  a.  0.  1882  S.  284  und  285.  — 

Anch  ist  beachtenswert,  dass  diejenigen  Erwerbsthätigkeiten, 
welche  ein  zeitweiliges  Arbeiten  ausserhalb  der  Wohngeraeinde  be- 
dingen, durcli  Erschwerung  der  Freizüo^igkeit  ganz  besonders  leiden 
und  die  betreffenden  H(?imatfipm*'inden  mit  beschäftigungslosen  Ar- 
beitern geradezu  überschwemmt  werden  würden.  Ich  habe  hier 
insbesondere  diejenigen  Arbeiter  im  Auge,  welche  im  Summer  auf 
auswärtige  Beschäftigung  gehen.  Der  Umfang  derartiger  Thätigkeit 
erhellt  einigermassen  aus  der  Differenz  zwischen  den  Ergebnissen 
der  im  Winter  (1.  Dezember  1880)  vorgenommenen  Yollozählnng 
und  der  im  Sommer  (5.  Jnni  1882)  vorgenommenen  Berafszählniig, 
welche  fflr  einige  Staaten  nnd  Landesteile  sehr  erheblich  war. 

S.  Tabelle  S.  852. 

Vgl.  Berufsstatistik  m  „Statistik  des  Deutschen  Reiches"  X.  F. 
Bd.  2,  1884,  Einleitung  S.  8,  wo  auf  diese  Verschiebungen  aus 
Anlass  auswärtiger  Erwerbsthätigkeit  während  des  Sommers  hinge- 
wiesen ist.  Die  exorbitante  Ziffer  bezttglieh  Lippes,  welche  aber 
11  ®/o  der  gesammten  Bevölkerung  beträgt,  veranlasste  mich,  hier- 
über einige  nähere  Erkundigungen  einzosiehen .  auf  die  mir  seitens 
eines  mit  den  Verhältnissen  genau  vertrauten  Gewerbetreibenden  in 
Detmold  die  nachstehende  Auskunft  /ULdng: 

„Als  wichtigster  Erwerbszweiir  tür  lias  Fürstentum  ist  —  neben 
der  Landwirtschaft  und  dem  Handel,  die  auch  iu  den  obigen  An- 
gaben nicht  mit  berücksichtigt  sind  —  das  Zieglergewerbe 
anzusehen.  Dasselbe  wird  in  der  eigentümlichen  Form  ausgeübt, 
dass  alljährlich  im  I'rUhjahr  Tausende  von  männlichen  Arbeitern 
ins  Ausland  reisen,  um  anf  den  daselbst  belegenen  Ziegeleien  Back- 
steine, Dachziegel,  DrainrOhren  nnd  sonstige  Ziegelwaaren  herzustellen 
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Die  ItorafM)i1««f       6.  Jsni  1882 


mehr 


weniger 


als  die  Volks7-"ililuii>;  vom  1.  I'»-2.  l.v^r) 


Berlin  

Provins  Sachsen  .  .  . 

Provinz  Westfalen  .  . 
Provinz  Rheinland  .  . 
K?^nic^pich  Sachsen  .  , 
Sachsen- Koburg-Gotba . 

Anhalt  

Renas  j.  L.  

Bremen*  ....... 

Hamburg  

Ptovina  Westprenssen  . 
Ptovins  Pommern.  .  . 
ProviM  Schlesien  .  .  . 
Lippe-Detmold  .  .  .  . 
Elsass-Lothringcn  .  .  . 


84615 
80672 

25  430 
34  503 
42Ü17 
3  395 
4200 
1854 
8498 
12647 


81617 
22  822 
37  780 

112S9 
27  090 


und  im  Herbst  mit  dem  erworbenen  Verdienst  in  die  Heimat  zurück- 
zukehren. Wie  aus  einer  Landesverordnung  vom  20.  Februar  1680 
hervorgeht,  hat  dies  Auswandern  schon  seit  mehreren  Jahrhunderten 
stattgefunden  nnd  ist  es  antai  i^licb  diis  Grasmühen  und  Torfstechen 
in  Holland  gewesen,  womit  die  i.eute  sich  Verdienst  verschafft  haben 
und  wonach  sie  Hüllands-  oder  Frieslandsgänger  genannt  wnrden. 
Späterhin  haben  sie  dann ,  wohl  gerade  von  den  lloUandcrD,  das 
Ziegelarbeiten  gelernt  nnd  verrichten  nun  heate  nur  noch  dieses* 
Das  Arbeitsgebiet  erstreckt  sich  nicht  nar  auf  sftmmtlicbe  deutsche 
Staaten,  sondern  aach  anf  Dänemark,  Schweden,  Korwegen»  Oester^ 
reich-Ungam  nnd  Rnssland;  die  Zahl  der  answandemden  Arbeiter 
beläuft  sich  im  letzten  Jahrzehnt  auf  10—12  000  jährlich.  Da  der 
Verdienst  drs  einzelnen  Arbeiters  auf  2 — 300  Mark  kommen  kann, 
so  crüiebt  sich,  dass  das  Gewerbe  für  T.ippe  mit  seiner  relativ 
hohen  Ilevölkerunp  von  grösster  Hedeutung  ist,  wenigstens  so  Utniie, 
als  es  im  T.andc  selbst  an  industriellen  Etablissements  zur  aus- 
reichenden Beschäftigung  und  Ernährung  der  Bewohner  fehlt. 

Die  Ausübung  des  Gewerbes  geschieht  ilerart,  dass  die  Arbeiter 
in  Kotten  unter  Leitung  eines  Meisters  zusammen  arbeiten  nnd  die 
Vermittlung  der  Arbeit  durch  sogenannte  Ziegelagcnten  geschiehL 
Während  diese  Verhältnisse  bis  zum  Jahre  1869  durch  geeetasliche 
Vorschriften  geregelt  waren,  hat  die  damals  erlassene  Beichsgewerbe- 
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Ordnung,  wie  auf  so  vielen  anderen  (jebieieii,  so  auch  hier,  volle 
Freiheit  der  Bewegung  eintreten  lassen.  Ueber  die  Wirkungen 
dieser  Massregel  amd  die  Alemungeu  noch  geteilt:  Thatsache  ist, 
4asB  die  ZaU  der  Arbeiter,  wie  auch  der  Verdienst  deneltien  be- 
deutend zugenommen  hat;  indeaien  kann  das  andi  anf  Bechnnng 
4er  fetten  siebziger  Jabre  kommen:  denn  mit  dem  Kiedogang  der 
wirtsebafUichen  Yerbftltnisse  ist  auch  hier  schon  wieder  ein  Bftck- 
schlag  eingetreten,  wenigstens  hinsichtlich  der  Höhe  des  Verdienstes. 
Jedenfalls  hat  sich  das  BedQrfniss  nach  Wiederherstellung  einer 
festen  Organisation  bemerkbar  gemacht  und  schon  im  Jahre  1875 
zur  Gründung  des  „Lippischen  Ziegler- Vereins"  geführt,  der  landes- 
iierrlich  bestätigt  und  mit  Korporationsrechten  versehen  ist.  Der 
Verein  sucht  die  Interessen  der  Arbeiter  nach  allen  Seiten  hin 
wahr/uueliuien,  und  beuie  kiaiiken-  und  Sterbekasse,  aus  der  in  der 
Jcnrzen  Zeit  ibree  Bestehens  bereits  52000  Mark  zur  Verteilung 
iselaogt  sind,  bietet  wenigstens  nach  dieser  Seite  hin  die  Oewihr 
«asreiebenden  Scbntses.  Ob  nicbt  nach  Analogie  der  Fabrikinspek- 
toren auch  fflr  das  Ziegelgewerbe  die  Ernennung  eines  besonderen 
Aufsicbtsbeamten  zweclanissig  erscheint,  müssen  wir  dahingestellt 
^in  lassen;  jedenfalls  verdient  das  Gewerbe  seinem  Umfange  und 
seiner  Bedeutung  nach  die  gr5s55te  Beachtnncr  und  Pflege." 

11    Sehr  Ich i reich  ist  der  Stand  dieser  Frage  in  England, 
w  elches  seit  dtiii  Gesetze  Karls  II.  (16tj2)  ein  ausserordentlich  könst- 
liches  Ileiiiiatsystein  ausgebildet,  vielfach  geändert,  schliesslich  aber 
mehr  und  mehr  eingeschranki  hat.  in  dem  Gesetze  von  1662  wird 
-die  Znrtlcksendung  von  Personen,  die  sich  in  einem  Besitztum  ton 
weniger  ab  10  PAind  Sterling  Wert  niedergelassen  haben,  binnen 
40  Tagen  nacli  der  Niederlassnng  gestattet^  sofern  sie  nickt  ftr  die 
Scbadlosbaltung  der  Kircbspiele  genOgende  Bflrgschaft  leisten,  oder 
sofern  sie  nicht  in  denselben  durch  Geburt,  durch  eigene  Wirtschaft 
<oder  durch  ein  Lichr-  oder  Dienstverh&ltniss  während  eines  Zeit- 
rauraes   von  mindestens  40  Tagen  eine  gesetzliche  Niederlassung 
erworben  haben.    Nachdem  man  dieses  System  —  noch  erschwert 
durch  die  Einführung  der  Heimatsclieine  —  durch  mehr  als  hundert- 
jährige Anwendung  zu  erproben  Gelegenheit  gehabt  hat,  waren 
Freunde  und  Gegner  der  englischen  Armenpflege  in  dem  einen 
Punkte  einig:   in  der  Verwerfung  der  geltenden  Ueimatgesetz- 
gebung.  Das  Geeets  Georgs  IL  (1795)  leitet  seine,  auf  Bessening 
der  Zostftnde  gericbteten  Beslimnrangen  mit  den  Worten  ein:  „ Viele 
fleisstge  Arme,  die  von  den  Kirchspielen  n.  s.  w.,  in  denen  sie 
lebeut  SU  untersttttzen  sind,  allein  ans  Mangel  an  Arbeit 
<dort,  würden  an  anderen  Plätzen,  wo  genügende  Beschäftigung  za 
haben  ist,  sich  und  ihre  Familie  erhalten,  ohne  dem  Kirchspiele 
zur  Last  zu  fallen.    Ks  wird  ihnen  aber  nicht  gestattet,  findorswo 
2U  wohnen,  unter  dem  Vorgeben,  dass  sie  mutmasslich  dem  Kirch- 
spiele, in  das  sie  gehen,   um  dort  Arbeit  zu  erhalten,  zur  Last 
fallen  würden,  oh  wohl  die  Arbeit  dieser  armen  Personen  in  vielen 
•  Fällen  sehr  vorteilhaft  für  dieses  Kirchspiel  sein  mag.'' 

Fondtoogeo  (27)  VI.  4.  —  MüMterberg.  23 
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Seit  dem  Erlöse  dieses  Gesetzes  geht  die  Tendenz  mf  Be> 
eeitigung  der  Schranken ,  die  praktisch  zwar  schon  frtther  vielfach 
erfolgt  war,  ihren  erheblichen  gesetzlichen  Ausdruck  aber  erst  1846 
in  der  sogenannten  Peels-Act  fand.  Durch  sie  wurde  unterschieden 
zwischen  der  Irremovability  d.  h.  dem  Ausschluss  der  Zurückweisung, 
nach  einer  bestimmten  Zeit  und  dem  eigentlichen  Settlement,  d.  h. 
dem  Anspruch  auf  Verpflegung  mneihalb  des  Armenverbandes  in 
Folge  eines  dieses  Recht  begrttndenden  Titels.  Damach  sollten 
nicht  «iBweiebar  sein  Personen,  die  sich  5  Jahie  innerhalb  de» 
Kirchspiels  aufgehalten  hatten,  sowie  Kranke  und  durch  besondere- 
UnglttcksfiUle  Bedürftige  nur  dann,  w«m  festgestellt  werden  konnte, 
dass  eine  dauernde  Erwerbsonfthi^eit  dadurch  hervorgesufen  wor- 
den. Die  Fristen  wurden  dann  später  wesentlich  herabgesetzt,  1861 
auf  3  Jahre,  1865  auf  1  Jahr,  wobei  der  an  anderer  Stelle  zu  er- 
wähnpnden  Erweiterung  der  Armrnvcrbände  durch  Zusammenlegung 
mehrerer  Kirchspiele  insofern  besondere  Bedeutung  innewohnte,  als 
<ler  AiifLiiihalL  in  einem  dieser  Kirchspiele  die  Irremovability  für 
den  ganzen  Verband  herstellte.  L>ie  eigentliche  Heimatgesetzgebung 
bUeb  zwar  formell  zu  Recht  bestehen,  wurde  aber  deraitig  durch 
die  Yorbeseichneten  Ansnahmen  nnterbrodien,  dass  ihr  praktisch 
nur  noch  ganz  geringe  Bedeutung  zukommt. 

Eine  Einr^tnng,  die  nnserm  Landarmenwesen  entspräche^ 
kennt  England  nicht;  die  einmal  erworbene  Heimat  bleibt  bis  zos» 
Erwerb  einer  neuen  in  Kraft. 

Gegenwärtig  ist  die  Frage  wiederum  Gegenstand  vielfacher 
Erwägungen.  Nachdem  die  Uebelstänr^c  mich  der  noch  bestehenden 
Aufenthaltsbeschränkungen  gerade  im  Hinblick  auf  das  Armenwesen 
wiederholt  betont  worden  waren,  setzte  das  Parlament  187G  eine 
besondere  Kommission  zur  Untersuchung  der  laws  of  settlement  and 
removal  nieder.  Nach  geschehener  Sachuntersuchung  sprach  sich 
die  Mehrzahl  ihrer  Mitglieder  für  ganzliche  Aufhebung  aller  Be- 
schränkungen aus,  wfthr^d  von  i^derer  Seite  mit  Blicksichi  auf 
das  Zuströmen  von  Irland  die  zu  fürchtende  Belastung  der  grösseren 
Seepl&tze  hervorgehoben  wurde.  Dem  entsprechend  einigte  sich  die 
Kommission  auf  Abschaffung  der  Ausweisung  in  England  mit  Aus« 
nähme  einiger  Seeplätze  und  Annäherung  der  schottischen  Gesetz- 
gebung, in  der  die  Ausweisungsfrist  5  Jahre  beträgt,  an  die  eng- 
lische. Gesetzliche  Folge  ist  diesem  Beschluss  bisher  nicht  tr<^<je>*"n 
worden.  Der  neueste  Schriftsteller  über  diesen  Gegenstand  bemerkt 
aber,  dass  an  vielen  Orten  schon  praktisch  ijar  kein  Gebranch  von 
der  Ausweisung  gemacht  werde ,  in  anderen  die  vulligc  Aufhebung 
derselben  nur  eine  Frage  der  Zeit  und  die  öffentliche  Meinung 
hierauf  seit  langem  vorbereitet  sei.  —  Vgl.  Aschrott  an  ver* 
schiedenen  Stellen.  Namentlich:  S.  16,  26,  146,  162  ff.  und  S. 
165  Anm.  2,  wo  die  Aensserungen  einer  Anzahl  hervorragender 
praktischer  Armenpfleger  mitgeteilt  sind;  unter  andere»  wurde  von 
dieser  Seite  her  bemerkt,  dass  gerade  gegenüber  den  grossen  See- 
städten auf  die  zu  erwartende  Mehrbelastung  keine  Rücksicht  za 
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nehmen  sei,  weil  gerade  diese  die  Arbeit  der  Zuziehenden  am 
meisten  aiisnatzten  and  die  grossen  Städte  in  jeder  Hinsicht  sehr 
▼iel  leistnngsfUiigdr  seien  als  die  kleineren  oder  als  die  ländlichen 
Bezirke» 

§  128. 

Tm  Anschluss  an  das  Vorstehende  ist  noch  der  Wieder- 
einfllihniii^;  der  Heimatscheine ^)  zu  eredenken,  welelie  gleich- 
zeitig mit  Durchführung  des  Heimat]»i  inzips  gewünscht  wird. 
Es  ist  dies  eine  Bescheinigung  der  Heimatgemeinde,  dass 
eine  Person  in  ihrem  Heimatbezirke  heimatgehiJrig  sei,  » 
die  im  älteren  Heimatrechte  die  Bedentang  hatte,  die  Frei- 
zügigkeit insofern  zu  erleichtem,  als  kein  Grund  vorlag,  den 
mit  einer  Heimat  ausgestatteten  Ortsfremden  aus  Besorgnisa 
künftiger  Verarmung  zurückzuweisen.  Auch  war  es  in  einigen 
Staaten  zulHssi^^  den  blossen  Aufenthalt  demjenigen  zu  ver- 
sagen, der  niciit  im  Besitze  eines  Heimatscheines  sich  befand. 

Ygl.  besonders  wegen  Sachsso  oben,  nnd  die  Uebersicht  hei 
Schflz  S.  80—85. 

Die  bairischc  Gesetzgebung,  der  zufolge  nochgegenwärtig  Hei- 
matsrhrinc  erteilt  werden  können,  hat  lediglich  die  erstere  Bedeu- 
tung und  verbietet  eine  Ausweisung  von  Personen,  dcrtu  Heimat 
zweifelhnft  und  streitig  ist,  ehe  die  Heimat  solcher  Personen  aus- 
gemittelt  und  ihnen  eine  vorläufige  Heimat  angewiesen  worden.  Doch 
ist  auch  diese  Bedeutung  nach  Einführung  des  Freizügigkeitsgesetzes, 
das  ganz  bestimmte  Merkmale  znr  Yersagung  des  Anfenthalts  anf- 
stellt,  erheblich  abgeschwächt.  Vgl.  Art.  21  n.  22  des  Heimatgesetses 
von  1869  nnd  Nr.  YIII  der  Yollzogs-Instr.  vom  29.  Jnni  1869, 
mitgeteilt  bei  Riedel  S.  253  ff. 

Im  Geltnngsgebiet  des  6.  Uber  den  U.  -  W.  sind  Ueimatscheine» 
sowie  Reverse,  in  welchen  von  Seiten  eines  Armenverbandes  die  Ver- 
pflichtung iü  prnommen  wird,  etwa  entstehenden  Armetvmfwand  für 
einten  Fortu'izogenen  auch  dann  zu  ersetzen,  wenn  er  in  dem  den 
Revers  aufstellenden  Armen  verband  den  ünterstüt/ungswolmsitz 
durch  Abwesenheit  verloren  hubeu  sollte,  schlechthin  unverbindlich, 
weil  durch  das  U.-W.-G.  zwingendes  Hecht  geschaffen  ist.  Vgl. 
Entsch.  des  Bundesamts  f.  d.  H.  YIIIS.  2,  IX  S.  131.  —  In  Baden 
hatte  das  Gesetz  ?om  5.  Mai  1870  noch  die  nrkondliche  Yerlftogerang 
der  Fristen  zagelassen.  Vgl.  oben  S.  123.  —  BezQglich  der  hannover- 
schen Heimkehrscheine  vgl.  bei  Wohlers  S.  9  Anm.  sn  §  10.  —  Eine 
gewisse  untergeordnete  Bedentnog  haben  die  Heimatscbeine  noch  in 
Bexng  auf  die  Niederlassung  in  einem  Bundesstaate,  dem  der  sich 


M  Marschall  I  S.  1"  in  ^  1  seines  Entwurfes:  „Jeder  Keltbs- 
auKcbörigc  muss  in  irgend  einer  Ortsgemeiode  Heimatrecht  besitzen  und 
sich  Uber  diesen  Besitz  urkundlich  ausweisen.'^  Luthardt  S.  53; 
Varnbüler  a.  a. 
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Niodprlassende  nicht  anf?eln>rf .  ^Da  bei  der  Niederlassung  der  Nachweis 
des  ßuDdesindigenais  gelordert  werden  knnn ,  und  dieser  Nachweis 
am  sichersten,  leichtesten  und  vollständigsten  dnrch  Vorlegung  eines 
UcHiiutscheines  d.  h.  einer  iiescheinigang  daitibcr,  dass  der  Vor- 
legende im  Besitze  der  preoss.  Untertanen-Eigenschaft  sich  befindet, 
geftUurt  werden  kann,  so  erscbeint  die  Erteilung  von  Heimatschdoen 
auch  nach  der  norddontschen  Geietigebang  weder  bedeatongsloa, 
noch  onznlfissig.''  Reskr.  vom  81.  Janoar  1869^  Preoss.  Miniat- 
Bl.  d.  inneren  Yerw.  S.  53;  desgl.  vom  27.  Jnni  1868,  ebenda 
S.  237.  —  Das  im  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  1881  S. 
22  mitgeteilte  Formular  für  Ileimatscheine  bezieht  sich  auf  Deutsche, 
die  im  Auslande  befindlich  sind  21  des  Ueichsgesetzes  vom  1. 
Juni  1870)  and  hat  mit  der  Ueimatgesetzgebang  nichts  zu  thuu. 

Zugleich  mit  dem  Hcimatprinzip  in  die  deutsche  Armen- 
und  Wirt8chaftsL'-«^s(*tzp:<'1»iniLr  wieder  cingcftihrt,  würden  die 
Heiniatschein»',  naeh  Meinung  ihrer  Beftlrworter,  es  vor  allem 
bewirken,  das.s  k<ine  Oomeinde  sich  scheuen  wlirde,  den- 
jenigen bei  Mich  aut'zuuchnien,  dessen  Htninat  urkundlich  fest- 
steht und  dasss  gleichzeitig  bei  ao  klarer  Sachlage  da»  Schreib- 
werk sehr  erbeblich  vermindert  werden  und  sich  nur  auf  die 
Ueberaendung  der  Liquidationen  an  die  Heimafgemeinde  su 
beschränken  nahen  wiUrde. 

Kbenso  wie  in  dem  Oedanken  der  festen  Heimat  liegt 
auch  in  der  formellen  Ergänzung  desadben  durch  Einführung 
▼on  Heimatscheinen  etwas  sehr  VeriUhrerisches.  Die  Evideni 
der  Beaiehungen  des  Individuums  su  der  Untersttltaungsge- 
meinde  erscheint  unbestrmtbar  und,  wenn  eben  doch  einmal 
ohne  Heimat  oder  UnterstUtzungswohnsitz  nicht  ausaukommen 
ist,  für  die  verwaltungstechnische  Behandlung  der  auswärtigen 
Annensaehen  fiiLsserst  wertvoll.  Aber  es  schetiit  «-hen  auc-li  nur. 
Bei  nälierer  Betracbtuiif^  wird  man  zunächst  daran  (M-iini<Tt,  das^ 
die  Verpfliehtuii;^  des  Annen  Verbandes  zur  vorläufigen  Unter- 
stützung durch  die  Heimatverhältnisse  sowie  aueh  insbcKonderc 
die  so  sehr  wesentliche  Krankenhülfe  gegenüber  gewissen  Per- 
aonenklassen  ohne  Anspruch  auf  Ersatz  unberührt  bleibt.  Deu 
Abschiebungen,  die  —  wie  oben  nachgewiesen  —  gerade  an- 
gesichts dieser  Verpflichtungen  am  zahlreichsten  sind,  wttrde 
durch  die  Heiraatsehcinc  also  aueli  kein  Ziel  gesetzt  werden. 
Dagegen  würde  die  Freizügigkeit,  welche  doch  auch  nach 
Ansicht  der  Vertreter  des  Heimatprinzi^)s  ungeschmälert  bleiben 
soll,  schwere  Einbusse  erleiden.  ^^  ill  man  nämlich  ncM?h 
irgend  einen  aiel'M'ii  Erwerb  der  Heimat  als  den  durch 
Geburt  zulassen.  s<'i  es  nun  durch  fünf-  oder  zelinjähri;4<n 
Aut'cnthalt.  sei  es  kraft  des  Gesetzes  odor  auf  Grund  erzwin^- 
barer  Verleihung  seitens  der  Gemeinde,  »u  ist  die  letztere 
auch  immer  interessirt,  diesen  Erwerb  in  irgend  welcher  Weise 
zu  hindern ;  der  Heimatschein  wttrde  also  zwar  gogeu  die  an- 
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niittnll)aro  Al)Wf>isnnf^  der  Niederlassung,  nicht  aber  gegen 
Erschwerungen  dfs  woitcp'i)  AnfcTithalts  schützen.  Ausserdem 
aber  würden  die  Ifcini.'itL^  uieindün  sich  in  aller  Weise  hüten, 
einen  Ileiinatscliein  auszustellen,  der  sie  auf  ganz  ungewisse 
Zeit  urkundlich  verpflichtete. 

Die  Frage  wurde  auch  bei  Beratung  des  Gesetzes  vom  6. 
Juni  1870  in  der  R^chstagikonimiflslon  ansfUhtiich  erörtert,  da 
der  Entw.  des  Bundesrats  eine  Bestimmung  enthielt  der  su- 
folge  die  urkundliche  Verlängerung  der  Frist  für  Verlust  des 
U.-W.  nicht  über  10  Jahre  hinaus  seitens  des  bisher  verpflich- 
teten Armenverbandes  zulilssig  sein  sollte.  Es  wurde  dagegen 
geltend  ir^  nuicht,  d.iss  das  ganze  Institut  geschaffen  sei,  formell 
Verwirruii;:,  materiell  stärkste  SchädTp^ung  der  Freizügigkeit 
zu  brwiikrii.  Vor  alhnii  wiirdc  die  Abzugsgemeinde  für  da.i 
Tragen  <5ines  so  langen  Risikos  Kautelen  fordern  j  so  dass  an 
Stelle  der  beaeitigtcu  Kinzugsgelder  ein  Institut  der  Abzugs- 

feldcr  treten  würde.  Insbesondere  wurde  auf  die  traurigen 
Erfahrungen  exemplifizirt,  die  man  mit  den  Ueimatscheinen 
in  England  and  im  Kanton  Bern  gemacht  habe^).  Im  Reichs- 
tage kam  man  auf  den  C^^nstand  nicht  zurl&ck* 

2.  Anderweite  BesehrSnkitiigeii. 
§  124. 

Wie  in  dem  Ueberblick  Uber  die  geschichtliche  Entwicklung 
dargestellt  is^  wurde  in  der  älteren  Heimatgesetzgebung  di<'  Nie> 
derlassung  ausser  durch  die  Ausweisungsbefugnisse  der  Gemein- 
den Tioeh  in  mannigfach  anden?r  Weise  beschränkt  und  erschwert, 
namentlich  dureli  die  Erforderniss«'  des  guten  Leumundes,  des 
gesicherten  Erwerbsstandt^s  in  suhjektiver  und  des  Vorhanden- 
seins von  Erwerbsgelegt'idieit,  insbesondere  Nichtüberftillung 
des  betreft'enden  Oewerbes  in  objektiver  Pxziehung.  Der 
x*Jachweis  dieser  Erforderuis^e  sollte  entweder  durch  den 
Nachweis  eines  gewissen  Vermögensbesitzes,  die  Zahlung  eines 
Niederlassungsgeldes  (Aufnahmegebühr,  Einzugsgeld  u.  dergl.) 
erbracht,  die  Entscheidung  über  Zulassung  und  Versagung 
der  Niederlassung  ganz  in  die  Willkür  der  Gemeinden  ge- 


1)  Da  die  strenge  englische  Ueiinalgesetzflrebung  von  1G62  (Gesetz 
Kar!^  !!.)  zu  engherzigster  Abßclilipffnng  der  Kircliepiele  cefiihrt  hatte, 
so  sollte  durch  ErteUoug  von  Heimatecheinea  die  freiere  Bewegung  ge- 
IMert  werden.  Der  £nolg  aber  war  dn  entgegengesetzter,  indem  nua 
die  Kircbspielsbeamten  den  tüchtigsten  Arbeitern  Hcirnatscheine  nicht 
aasstellten,  um  diese  nicht  im  Stunde  der  HulfsKtHltiiftigkcit  zurilck- 
zuerhalten  und  umgekelirt  durch  Erteilung  von  Heimatscheineu  ihre 
liederlichen  Arbeiter  wenigstens  für  eine  ^it  los  zu  wotlen  suchten. 
Vgl.  Krips  18.  10.5ff.,  Aschrotr  S  is"  tr.  IMmt  ähnliche  Wirkungen 
der  sog.  Wobositzacbeine  im  Kantun  Bern  vgl.  Kambli  S.  57  fi*. 
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stellt  oder  der  Boschwerde  an  die  StaatÄhoiiördo  iinterworfnn 
sein.  Ebenso  wurde  die  Ehcschü«  .-.•>ua^  erschwert,  indem  mau 
sie  nur  angesessenen  Bürgern  oder  solchen  Personen  gestattete, 
die  sich  über  die  Fähigkeit  sur  Ernfthrung  einer  Familie  in 
ähnlicher  Weise,  wie  in  Bezug  auf  die  Niedertassung,  durch  Veiv 
mögensbesitz  u.  s.  w.  ausweisen  konnten;  auch  wurde  die 
Elu'inilndigkeit  an  das  Erreichen  eines  bestimmten  Alters  (30« 
25  Jahrn  u.  s.  w.)  geknüpft.  Die  Entscheidung  konnte,  sofern 
sio  iiiclit  ganz  in  den  ITilndon  der  Gemeinde  lag^  durch  die 
«Staatsbehörde  abgeändert  werden. 

Die  auf  Wiodereinftlhrun«jf  <\<'<  H<MMK'itprinzipes  gerichteten 
Bostivhungcn  vorhehlen  dem  natürlichen  Zusammenhang  aller 
dieser  Veranstaltungen  entsprechend  sich  nicht,  dass  der  Schutz 
der  Gemeinden  gegen  unwiilkonnnenen  Anzug  erst  ein  voll- 
kommener sein  kann,  wenn  zu  den  im  vorhergehenden  Ab- 
schnitt besprochenen  Massregoln  einige  jener  anderen,  dem 
älteren  Heimatrecht  entnommenen  hinsutreten.  Aber  auch  hier 
ist  zu  konstatiren,  dass  diese  Meinung  sich  in  sehr  gemässigten 
Grenzen  hält  und  dass  sdbst  diejenigen,  die  am  weitesten 
hierin  gehon,  nicht  Uber  ein,  an  dem  älteren  Rechte  gemessen, 
sehr  gelindes  Mass  hinausgehen.  Gelegentlich  kommen  wohl 
AeusserungcTi  vor.  wie  die,  dass  „ein  Zurückgreifen  auf  ein- 
zelne der  früheren  formal  -  rechtlichen  Beschränkungen  der 
Freizügigkeit  schwerlich  ganz  zu  vemieid<m"  ,  und  dass  von 
soh'lien  „die  Erhöhung  von  Einzugsgelderii  am  meisten  zu 
erwägen''  sein  wiirde  (Wagner,  G.  8.  476).  Aber  eine  ernst- 
liche Empfehlung  des  Erfordernisses  des  Leumundes,  des 
Vermögensnachweises  und  ähnlicher  Voraussetzungen  der 
Niederlassung  ist  von  keiner  Seite  ausgesprochen  woraen,  ge- 
schweige dass  positive  diesbezügliche  Vorschläge  gemacht 
sind.  Hiervon  bildet  nur  eine  Ausnahme  das  Recht  der  £he> 
Schliessung.  Dieses  ist  auch  neuerdings  wieder  der  Gegen- 
st-md  mannigfaelier  Wünsche  und  Bcsserungsvorschlägo  ge- 
wesen, die  einen  zu  breiten  Raum  in  der  Literatur  einnehmen, 
um  sie  vollständig  übergehen  zu  können.  Von  ihnen  wird 
daher,  der  mehrfach  angedeuteten  Al^sielit  entspreelu^nd ,  die 
Erörterung  in  den  Grenzen  der  positiven  Keiorm Vorschläge 
zu  halten,  noch  etwas  eingehender  zu  sprechen  sein*). 


')  In  der  älteren  Literatur  wird  über  Lcumundszcueniss,  Vennögens- 
nachweifl,  Einzugsgeld  u.  8.  v.  ausserordentlich  ausfohriicn  und  mit  fpromr 
Sacbkonntniss  gehandelt,  namentlich  in  den  an  Mnterial  sehr  rrichen  Ar- 
beiten von  8chüz  und  Wem  her,  die  sich  im  Sinne  selu*  geuiäasigter 
Beschränkungen  aussprechen,  von  Rrics,  welcher  sehr  weit  in  Zulassung 
Ton  Beschränkungen  geht,  Ton  Vahlkampf  und  Medicut,  die  r<m 
aUen  demrttppn  VorausBetzungen  so  wenig  wie  mi'crlich  wissen  wolle». 
Alle  dies«  Arbeiten  datiren  aus  den  vierziger  und  iunfziger  Jahrea. 
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3.  Beschräakimgeu  der  fihesehliessang 

§  126. 

Ftlr  (las  Deutsche  Reich  (einschh'csslieli  Elsass-Lothringens 
4ind  ausschliesslich  Jiaicriiij)  ist  das  Gesetz  vom  4.  Mai 
1868  (B.-G.-Bl.  8.  149)  massgebend.  Dasselbe  wurde  zunächst 
Är  dais  €kltangsgebiet  des  Kordd.  Bondea  erlaaBen  und  durch 
^ie  oben  enrähnten  Vertrllge  (vgl.  S.  170.  171)  auf  Hessen 
^ttdlich  vom  Main^  auf  Baden  und  WOitembeig,  sowie 
•durch  Ges.  v.  8.  Januar  1873  auf  Elsass-Lothringen  ausge- 
dehnt —  §  1  desselben  bestimmt: 

„Bundesangehörige  bedürfen  zur  Eingehung  einer  Ehe  oder 
7M  der  damit  verbundenen  GrUndung  eines  eigenen  Haushaltes 
weder  df  s  Besitzci»,  noch  des  Erwerbes  ein^r  rTomoindoangehflng- 
keit '  <  ^  emeinde-Mit«;lied.schnft)  oder  d^s  Mniwohiierrechts,  nocli 
-der  Genehmigung  der  Gemeinde  (Gntslierrschaft)  oder  des 
Armenverbandes,  noch  einer  obrigkeitlichen  KrhiuUui^s. 

Insbesondere  darf  die  Befugniss  zur  Verelielichung  nicht 
beschränkt  werden  wegen  Mangels  eines  bestimmten,  die 
Orossiährigkeit  ttbersteigenden  Alters  oder  des  Nachweises 
«iner  W  ohnung,  eines  hinreichenden  Vermögens  oder  Erwerbes^ 
wegen  erlittener  Bestraiungy  bösen  Ruft,  vorhandener  oder  zu 
befürchtender  Verarmung  ^  bezogener  Unterstatzung  oder  aus 
hinderen  polizeilichen  Gründen.** 

Das  AI.  2  ist  erst  durch  die  Reichstags-Kommission  hinzu 
gefügt  und  im  Reichstage  amondirt  worden;  es  erschien  zweck- 
mjlssiger,  eine  woinö^rlich  vollständige  Aufzählung  zu  geben, 
um  gar  keinen  Zweifel  zu  lassen,  dass  alle  p o  1  i  z  e  i  1  i  c  Ii  e  n 
(im  Gegensatz  zu  den  zivilrechtlichen)  Beseliränkungen  autge- 
hoben sein  sollen.    Vgl.  8teno;:?r.  Ber.  8.  107. 

Für  Baiern  bestehen  gegenwärtig  die  oben  (S.  III)  mit- 

feteilten  BeschrÄnkungen  der  Eheschli<^sung,  deren  Zulässig- 
eit  im  einseinen  Falle  die  DistriktspolizeibehOrde  nach  An- 
hdrung  der  Gemeinde  zu  entscheiden  hat,  wtthrend  in  der 
bairischen  Pfalz,  wie  gleich&lls  mitgeteilt  (oben  S.  114),  die 
fbr  das  rechtsrheinische  Baiem  geltenden  Beschränkungen  nie 
bestanden  und  auch  g^enwltrtig  nicht  bestehen.  Im  übrigen 
gilt  für  das  ganze  Reich  das  Reichsgesetz  vom  6.  Febr.  1875, 
betreffend  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  der 
Eheschliessnii'T,  welches  das  Alter  (\or  Kheniündigkeit  auf  das 
:20.  Jahr  für  Mäuner,  das  16.  für  Frauen  festsetzt. 

§  126. 

Von  den  Beschränkungen  der  Niederlassung  unterscheiden 
:slch  die  der  Eheschliessung,  abgesehen  von  anderem,  in  einem 

^)  Ueber  die  ältere  Uesetzgebung  vgl.  oben  8.  105  tF.,  uauentüch 
Mher  die  Ubelkridcheu  Uebersichten  bei  Schüz  S.  80— S6. 
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sehr  wichtigen  Punkte.  —  Während  nämlich  bei  den  ersteren 
der  Staat  nur  das  Interesse  hat,  seinen  Einwohnern  die  Er- 
wcrbsm^^glichkeiten  zu  erlciclitern  die  vorhandene  Bevöl- 
kerung angeme-Hsen  zu  verteilen,  kommt  bei  den  letzt*^reii 
noch  das  äuös»ei>jt  wichtige  Interesse  an  X'ermehning  oder 
Verminderung  der  Bevölkerung  im  allgemeinen  hinzu,  dio 
nUtdich  oder  gef^rlioh  «du  kann  auch  ohne  die  Besiebung 
der  Einzelnen  zu  einer  bestimmten  Gemeinde.  Vennehrt  sicE 
nämlich  die  Bevölkerung  derart,  dass  selbst  bei  weitgehender 
Freizügigkeit  im  ganzen  Staatsgebiet  eine  Uebervölkerung  ein- 
tritt, oder  vermindert  sie  sich  umgekehrt  derart,  dass  das  all- 
gemeine wirtschaftliche  Gedeihen,  die  Heeresstärke,  die  Steuer- 
einnahmen u.  8.  w.  bedroht  werden,  so  ist  der  Stallt  unmittel- 
bar interessirt,  der  Vennehrung  entgegenzuwirk  ri  der  sie  zu 
fordern.  Erst  in  zweiter  Linie  kommt  dann  das  Interesse  der 
Armenverbände  in  Betracht,  welche  allerdings  im  Hinblick 
auf  die  Armcnlast  nur  durch  die  ihrem  Willen  entzogene 
Vermehrung  bedroht  erscheinen  können. 

Da  nun  die  Eheschliessung  als  solche  zunXchst  nur  di» 
bereits  vorhandenen  Menschen  beiderlei  Geschlechts  verbindet 
und  daher  an  und  für  sich  weder  Vermehrung  noch  Vermin- 
derung bedeutet,  so  ist  es  nicht  diese,  auf  welche  etwaige 
Beschränkungen  abzielen,  sondern  ihre  natürliche  Folge:  die 
Kinderzeugung.  Vorljot,  Beschränkung  oder  Erschwenmg 
der  Eheschliessung  bedeuten  also  ihrer  wirklichen  Absicht 
nach:  Verbot,  Beschränkung  oder  Erschwerung  der  Kind  t- 
zeugung.  Es  ist  von  \\  iciitigkeit  sich  dieses  als  die  Absicht 
jeder  bezüglichen  Gesetzgebung  vor  Augen  zu  halten,  um 
statt  der  Frage,  ob  grössere  oder  geringere  Freiheit  der  Ehe- 
schliessung zweckmässig  sei,  gleich  die  richtige  Frage  au 
stellen,  ob  die  Vennehrung  oder  Verminderung  der  Kmder- 
zeugong  durch  solche  Massr^eln  erreicht  wird,  und  welche 
weitere  Folgen  hieraus  erwachsen  können.  Auch  hier  kann 
es  sich  selbstverständlich  um  die  erscliöpfende  Behandlung 
der  seit  Malthus  nicht  zur  Ruhe  gekommenen  Frage*)  nicht 
haTulf'hi.  Nur  die  vr)m  Standpunkt  des  Staats-  und  des  Ge- 
mcindeinteresses  vorgebrachten  Behauptuut,^*  u  ,  sowie  die  sie 
erhärtenden  thatsäcluicheu  Wahrnehmungen  werden  kurz  zu 
betrachten  sein. 

Von  denjenigen,  welche  Erschwerungen  und  Beschrän- 
kungen der  ^eschliessung  befürworten,  wird  geltend  gemacht,, 
dass  je  weniger  Ehen  geschlossen,  um  so  weniger  Kinder  ge- 
zeugt würden;  vor  allem  würde,  wenn  man  vor  Gestattung 
der  Eheschliessung  einen  Kachweis  erforderte,  welcher  die 
Fähigkeit  des  eheschliessenden  Mannes  zur  Ernährung  einer 
Familie  darthäte,  die  Erziehung  tind  der  Unterhalt  der  zu 

1)  Vgl.  die  Aom.  oben  S.  184. 
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erzeugenden  Kinder  sichergestellt  »ein;  statt  eines  in  Not  und 
Verkommenheit  aaftrachsenden  zahlreichen  nnd  in  geometrischer 
Progreesion  sich  vermdirenden  Proletariats  worden  eine  ge- 
ringere Anzahl  Kinder  gehören,  diese  weniger  zahlrebhen 
aber  wohl  versoigt  und  an  ntttzlichen  Glieaem  des  Staats, 
und  des  engeren  Qemeinweeens  herangebildet  werden.  Waa 
die  Feststellung  der  als  notwendig  au  erachtenden  Voraus- 
8etzun;j:en  der  Ehoschlicssiin^  ;mgehe,  so  sei  dies  Sache  der 
Gesetzgebung;  aber  der  Gemeinde,  welcher  schliessÜcli  doch 
im  Falle  der  Verarmung  der  Fannlie  der  am  meisten  positive 
Nachteil  in  Gestalt  der  Armenlast  erwüchse,  müsste  die  Ent- 
scheidung über  Gestattung  oder  Versagung  der  Eheschliessung^ 
oder  im  Falle  diese  Entscheidung  der  Staatsbehörde  obliegen 
sollte,  ein  Einspruchsrecht  gegen  dieselbe  anstehen. 

K  fies  II  giebt  S.  323  ff.  ein  in  sehr  düsteren  Farben  L'chaltCDes 
Bild  der  Folgen  der  Freiheit  der  Ehescliliessung  bei  „der  gegen- 
wärtig (1853!)  herrschenden  Unsittlichkeit"  und  emjitieblt als  Voraus- 
setzung für  GcsUitung  der  EhescUliessong  ein  Guthaben  in  der 
Sparkasse,  eine  Beteiligung  an  den  Untersttltzungsanstalten  fOr 
SraakbeitB^  und  SterbeflUle  sowie  ftbr  die  Zoit  eines  höheren  Altera 
anfsustellen.  Er  will  mit  Absicht  die  lediglich  dem  Gemeinwesen 
zu  gute  kommenden  Leistungen,  wie  Einsogsgeld,  Ttaug^fthr,  Ab* 
gaben  und  dergleichen  mehr  als  Voraussetzungen  beseitigt  winea^ 
die  einem  dem  Arbeiter  nicht  verständlichen  Zwecke  dienen,  und 
an  deren  Statt  die  gedachten  Erfordernisse  stellen .  die  in  erkenn- 
barer Weise  lediglich  den  Nutzen  des  betreffenden  Individuums  be- 
zwecken. —  Ganz  ähnlich  fordern  auch  Scheffle,  Kapitalismus  und 
Sozialismus  S.  G89  ff.  und  Mario,  Weltökonomie  Iii  iS.  84  ff.,  dass 
eiae  erzwungene  Wiltwen-  imd  Kiuderversicherung  der  Trauung  vor- 
hergehe. —  Vgl.  Boscher,  System  §  258  Anm.  4.  —  Schüz,  der 
Im  ttbrigen  die  Bedenken  gegen  alle  derartige  Msswegeln,  wie- 
sich  sogleich  noch  efgeben  wird,  teilt,  bemerkt  S.  89:  »Wer  nicht 
im  Stande  ist,  dicu'enige  ErwerhsflUiigfceit  nachzuweisen,  die  unsere 
jetzige  Gesetzgebung  verlangt,  und  wer  an  sittlichen  Mftngeln  leidet, 
wie  imsere  Gesetze  sie  zdchnen,  wer  auf  Armenunterstfltzung  An- 
spruch gemacht  hat,  wird  mit  Recht  von  der  Einfrehunp  einer  Ehe, 
bis  ni  einer  wahrscheinlichen  Aenderung  der  Verhältnisse,  aus- 
geschlossen.* 

Aehnlirh  auch  Mo  hl,  P.-W  .  der  neben  pnter  Volkserziehung 
doch  auch  die  positive  iCrschweruiiu'  ile^  Heiratcus  m\d  dicserhalb 
Heranfsetzung  des  Alters  der  „Eheniuiidi^kcii  und  das  gäii/liche  Ver- 
bot der  Ehe  für  alle,  welche  sich  nicht  mit  Wahrscheiolichkeit 
Uber  die  Fähigkeit,  ihre  Familie  zn  erhalten,  ausweisen  kennen'*, 
fordert.  Er  verspricht  sich  blerTon  auch  den  Yorteil,  dass- 
«muDche  zu  Iftngerem  Wandern  oder  Dienot  dadurch  veranlaast. 
würden,  was  ihnen  fftr  ihr  ganzes  Lehen  nur  nfltilich  sein  konnte.*' 
Tgl.  Hohl,  P.-W.  I  8. 118  ff. 
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Neuerdings  sind  zasammen  mit  den  Klagen  über  die  Folgen  der 
Freizügigkeit  auch  wieder  Klagen  über  den  leichtfertigeil  und  ia 
junreifem  Alter  erfolgenden  von  Ehen  und  über  die 

Stellung  'Irr  ])ierj?egon  schutzlosen  und  gleichwohl  zur  Aimenlast 
verpflichteten  ü einbinde  laut  geworden.  Doch  findet  man  unter  den 
Vorschlägen  zur  Aendenmgder  Gesetzgebung  nur  selten  einen,  m  dem 
l)estiTnmte  Forderungen  in  Ansehuug  des  Einspruchsrechts  der 
Oemeinden  gestellt  sind.  —  In  ganz  allgemeiner  Weise  klagen 
V.  y  a  rn  b  tt  l  e  r  in  der  mehrerwftlmten  Reichstags  verhandlang,  L  n  t  • 
liardt  S.  16,  Böttinger  in  Deutsch.  Qem.*Z.  1878  S.  121,  an 
dessen  AnsfiUiffQngen  die  Redaktion  der  Oem.-Z.  einige  Bemerknngeii 
^Igemeinerer  Art  anknüpft  und  Heraufsetzuug  des  Alters  der  Ehe» 
mOndigkeit  fordert.  Positiver»  obwohl  auch  wenig  erschöpfend,  v. 
Marschall  in  seinen  beiden  kleinen  Schriften.  Sein  Entwurf 
^ines  Abänderungsgesetzes  IS.  16  enthält  folgenden  §  6:  .Ein 
Gemeindean gehöriger,  der  sich  zu  verehelichen  beabsichtigt,  hat  von 
dieser  Al>sicht  der  Gemeindebehörde  Anzeige  zu  erstatten.  Diese 
ist  berechtigt,  gegen  die  Eingehung  der  Ehe  Einsprache  zu  erbebcu, 
wenn  der  Betreffende  keinen  genügenden  Kahrungszweig  hat,  son- 
dern sich  selbst  nor  mit  Hilfe  zufälliger  oder  von  einer  fiffantUcben 
Kasse  geleistet  werdender  UnterstQt2ungen  dnrchznbringen  vennsg; 
^enn  er  keine  Wohnung,  nicht  den  Besitz  der  notwendigsten  Hans- 
-gerftte  nnd  die  zur  Ausübung  seines  Berufes  erforderlichen  Werk- 
zeuge oder  die  zu  deren  Anschaffung  nötigen  Geldmittel  nachzuweisen 
im  Stande  ist.  Est  wenn  diesen  Erfordernissen  genügt  ist,  darf 
•die  Heiratserlaubuiss  erteilt  werden." 

Als  sehr  bemerkenswert  ist  hervorzuheben,  dass  von  den  direk- 
ten Interessevertretungen  trotz  vereinzelter  Klagen,  die  sich  gelegent- 
lich in  städtischen  Verwaltungsberichten  finden,  Wünsche  nicht  ge- 
wassert, Vorschläge  in  Beziehung  auf  Ehebeschränkungen  nicht  gemacht 
-sind}  ohwohl  es  sonst  an  mannigfachen  Wünschen  nnd  Yorschlftgen 
anr  Aendemng  der  Armen-  nnd  Wirtaehaftsgeectzgebung  von  Seiten 
•der  StidtetagOy  Prov.  •  Landtage  n.  s.  w.  nicht  fehlt;  anch  in  den 
Yerhandlongen  des  Dentschen  Y«  f.  A.  n,  W.  ist  dieser  Punkt  nicht 
erörtert  worden. 


§  127. 

Von  Seiten  der  G  egner  der  polizeilichen  Ehebeschräiikmigen 
-werden  namentlich  zwei  Gründe  geltend  gemacht  Erstens 
•aei  die  mit  ihnen  verbundene  Verminderung  der  Zeugungen 
keine  sehr  erhebliche ;  diese  Minderung  werde  aber  auf  der 
.andern  Seite  durch  die  in  Ländern  mit  strengen  Ehe- 
beschränkungen unwiderleglich  nachgewiesene  Vermehrung  der 
unehelichen  Geburten  wettgemacht.  Denn  da  man  nur  vennö- 
j^end  sei,  die  Menschen  an  der  1»*Lritimon  chGlIclu'n  Verbindung, 
nicht  aber  an  der  illegitimen  VuUzieUung  des  Beischlafes  und 
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dessen  Folgea  su  hindern  und  der  Trieb  hierza  eben  unauB- 
rottbar  sei,  so  fördere  man  durch  Eheerschwerungen  die 
Sittenlostgkeit  und  wirke  auf  Erzeugung  eines  nidit  blos 
vermögenslosen,  sondern  auch  eines  familienlosen,  der  Sterb- 
lichkeit und  der  Liederlichkeit  im  höchsten  blasse  ausgesetzten 
Oeschlechtes;  dies  widerspreche  jedenÜEÜls  dem  höheren  Staats- 
interesse. 

Was  das  Vcrhältniss  zu  der  Annengemeindcr  lietreftc,  so 
sei  die  ohne  ihr  Zuthun  zulästiige  Vermehrung  ihrer  Bevölkerung 
unter  gewissen  Umständen  allerdings  nicht  ohne  Härte:  aber 
einmal  habe  man  keinen  Grund  anzunehmen ,  dass  derartige 
Fälle  übermässig  häufig  vorkämen,  und  iweitens  spreche  gegen 
die  Zulassung  des  Einspruches  die  durch  yielfache  Er&hrung 
bestätigte  Thatsache,  daiss  die  Gemeinden  ihr  Einspruchsrecht 
in  der  willkürlichsten,  durch  keine  Staatsaufsicht  sicher  zu 
stellenden  Weise  missbrauchten.  Hierin  liege  aber  ein(;  un- 
erträgliche  Beeinträchtigung  der  persönlichen  Freiheit ,  die 
ihren  einnn  Ausdruck  in  der  Freizügigkeit  und  Gewerbefrei- 
heit, iliron  andern  in  dem  Rechte  finden  müsse,  an  dem 
Orte  der  Nit  dorlassung  eine  Vjhot  zu  schliessen. 

Insbcs'  iulrre  erschien  den  Faktoren  der  Reichgesetzgobung 
eine  derartige  Ordnung  dieser  Angelegenlieit  als  eine  not- 
wendige Konsequenz  einer  einheitlichen  wirtschaftlichen 
Oesetzgebung,  üm  so  mehr,  als  in  den  verschiedenen  Bundee- 
«taaten,  deren  Gebiet  dem  freien  Zuge  geöffnet  worden,  sehr 
ungleiche^  zum  Teil  äusserst  beschränkende  Bestimmungen  in 
Ansehung  der  Eheschliessung  bestanden.  „Dass  hierdurch  — 
ao  bemerken  die  Motive  —  die  Vorteile  der  persönlichen  Frei- 
zügigkeit, namentlich  flir  die  nrbeitenden  und  i^e\v<'rl>treibenden 
Klassen,  wesentlich  verkümmert,  }:i  liiUiti^?  ganz  illusorisch 
werden,  dafUr  liefern  den  überzeugenden  Beweis  die  seit  dem 
Bestehen  des  Freizügigkeitsgesetzes  beim  Bundeskanzleramte 
eingegangenen,  überaus  zahlreichen  Beschwerden  Bundes- 
angehöriger darüber,  dass  ihnen  am  Orte  ihrer  Niederlassung 
wegen  nicht  zu  beschaffender  Einwilligung  ihrer  Heimats- 
behOrde  oder  aus  anderen  Gründen  die  Heiratserlaubniss  ver- 
weigert und  dadurch  in  nicht  seltenen  Fällen  ihre  ganze  wirt- 
schaftliche Existenz  in  Frage  gestellt  wird." 

Von  der  andern  Seite  wird  hierauf  erwidert,  dass  der 
Einwand  wegen  der  Vennehrung  der  unehclieluMi  Kinder 
„sicherlich  unbegründet  sei,  sobald  es  nur  offenbar  ist,  dass 
die  getroffenen  Massregeln  nicht  die  Unterdrüekung  der  arbeiten- 
den Klassen  abzwet  ken"  (Kries),  und  dass  der  Willkür  durch 
gute  Aut sieht  üiid  möglichst  unzweideutige  Festsetzung  der 
zulässigen  Beschränkungen   gesteuert   werden   kOnne.  Im 


und  ohne  Sicherheit  des  Erwerbsstandes  geschlossen  würden, 
nicht  vieler  besser  als  die  Konkubinate,  und  die  aus  solchen 
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Verbindungen  hervorgegangenen  Kinder  nicht  viel  besser  als 
die  nnekeKc^en. 

I.  Schüz,  der«  wie  schon  bemerkt,  sich  nicht  estschliessen  will,, 
die  Ehebeschränkungen  ganz  fallen  sn  lassen,  bemerkt  (1851 1)  bier- 
ttber  an  verschiedenen  Stellen: 

„Es  ist  unleugbar,  dass  es  wünschenswert  wäre,  wenn  jede 
Familie  wenigstens  mit  jenem  kleinen  Fonds  von  Vermögen  beim 
Beginn  ihres  Ilauswesens  sich  ausgestattet  sähe,  der  hinreichte  zum 
Ankauf  eines  kleinen  Gnindstucks  oder  Wohnhauses,  oder  einige 
Hülfe  böte  in  Krankheit  und  sonstigem  Unglück.  Allein  nachdeia 
in  unseren  Staaten  Tansende,  ja  Millionen  von  Menschen  fast  kein 
Capital  als  ihre  persönliche  Kraft  und  Geschicklichkeit  besitzen^ 
nachdem  nnsore  gewerblichen  VerfaUtnJsse,  die  Abschaffung  der 
Frobndienste,  der  fabrikmSssfie  Betrieb  der  Gewerbe  n.  s.  w.  das 
Dasein  einer  grossen  Zahl  von  LohnarbeiterB  aller  Art  snm  nnnm* 
gängliehen  Bedflrfhiss  machen,  so  hiesso  es  die  Katar  unserer 
socialen  Znstände  völlig  verkennen,  wollte  man  von  dieser  Menschen- 
klasse.einen  VermGgensnachweis  fordern,  der  geradezu  unmöglich  ist.** 
(S.  42  und  43  )  „Die  tägliche  Erfahrung  spricht  dafür,  dass  häufig 
Menschen  von  einem  beträchtlicheren  Vermögen  .  i^l'^  je  <Üe  Gesetz- 
gebung verlangen  knnn,  zu  Grunde  gehen,  während  andere  ohne 
Vermögen,  aber  ausgerüstet  mit  Kenntnissen,  Beharrlichkeit  und 
Kredit  sich  emporschwingen."  (S.  44.)  „Es  kann  freilich  darüber 
kein  Zweifel  sein,  dass  die  KrwerbsfiLhigkeit  und  etwa  ein  kleiner 
Vermogens-Besitz  noch  keinen  gesicherten  Nahrungsstand  giebt,  da::s 
vielmehr  dieser  zugleich  wesentlich  bedingt  ist  dnreh  die  Möglich- 
keit, die  Erwerbskrftfte  nQtzlich  anzuwenden.  Allein  verlangt  mao 
anch  den  Nachweis  der  Erwerbsgelegenheit  oder  macht  man,  wie 
in  Baiem,  die  Concession  snr  Ansässigmachong  mit  Gewerbebetrieb 
oder  Taglohn- Arbeit  von  der  Gewerbsgelegenheit  und  von  der  Rück* 
sieht  auf  die  bereits  vorhandenen  Meister  oder  Arbeiter  abhängig, 
so  wird  den  Gemeinden  ein  neues  Mittel  in  die  Hand  gegeben, 
Ansässigmachungen  und  Uebersiedelungen  im  höchsten  Grade  zn 
erschweren,  der  Willkür  Thür  und  Thor  gcötlnei,  und  anch  hier 
den  Staatshehördeii  l  ei  Hecursen  eine  niemals  genügend  zu  lösende 
Aufgabe  gestellt.  J  >a>^  aber,  wenn  das  Recht  der  Verehelichung  iu 
die  Willkür  der  Gemeintlen  gelegt  wird,  diese  in  Zweifels- Fällen 
rcgelaiässig  dagegen  entscheiden,  dies  hat  überall  die  Ertahrung 
gezeigt,  und  dass  in  solchen  Zweifels  «Fällen  die  Staats -Behörden 
Bedenken  tragen  mikssen,  im  Recnrswege  gegen  die  Ctemeinden  iii 
erkennen,  wenn  das  £ntscheidnng8-Becht  der  letiteren  einen  Sino 
haben  soll,  liegt  anf  der  Hand.**   (S.  48  nnd  55.) 

lieber  den  unerträglichen  Missbranch  des  Einspruchs^  nnd 
Vemgungsrechts  der  Gemeinden  in  Baiem  vgl.  Riedel,  Kommentar 
zum  Heimatgesetz  S.  27  und  35.  Insbesondere  bemerkt  derselbe 
aber  das  Gesetz  von  1834 ,  das  die  Uberale  Gesetzgebung  von  1825 
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fast  ganz  beseitigte*),  S.  88:  „Yergleicbt  man  die  Beetimmimgen 

des  ersteren  mit  denjenigen  des  Gesetzes  von  1825,  so  ergiebt 
sich  diesen  gegenüber  eine  ausserordentliche  Krscbwerang  der  An- 
sässigmachung  und  Verehclichnug  und  intolgedessen  auch  des 
Heimaterwerbes  iu  der  fremden  Gemeinde;  flenn  abgesehen  von  der 
wesentlichen  Erhöhung  des  Steuerrainimums  wird  die  Ansässigmachung 
in  einer  Reihe  von  l  allen  von  dem  guten  Willen  der  Gcmüiude  ub- 
liftngig  gemacht,  und  ftberdies  durch  die  EinrAomung  des  Be- 
«ehwerdereebta  an  dto  fl&mmtlicheii  Betheiligtoi  eine  Qoelle  der 
vielftltigsten  Chikanen  eröffnet  Das  Geaets  worde  desbialb  anch 
schon  im  Jahre  1834  bei  den  Berathungen  in  der  Kammer  der 
Abgeordneten  von  der  Minorität  auf  das  lebhafteste  bekämpft." 

Vgl.  femer  Medicns  S.  302;  £ber8  S.  258  und  256; 
Boscher,  System,  15.  Anfl.  §  258  u.  a.  m. 

II.  Wegen  des  Verhältnisses  der  unehelichen  zn  ckn  elielichen 
Geburten  giebt  SchUz  S.  53  für  die  ältere  Zeit  tolgeude  labeUe. 
«Während 

in  Frankreich   1  aoaserebel,  Geburt  anf  12,30  eheliche 
kommt,  ,  Preassen       ^        „  n    13,49  „ 

„  Würtemberg  „        n  »      »     7,69  „ 

„  Sachsen        «        »  »      »     6,5  , 

„  Baden  »        i,  »      »     5,6  „ 

«0  kommt  »  Baiem         n       «i  »      «     6,98  , 

dagegen  bei  freierer  Oeselsgebnng  im  bairisehen 

Rhein-KTeiae  nnr  1  anseerehel.  Gebort  auf  9,10  eheliche, 

ond  während  iu  eiiieiu  bairisehen  Landesteil  die  Zahl  der  ausser- 
beliehen  Kinder  von  1824—34  unter  der  Herrschaft  einer  frei- 
sinnigeren Gesets^bang  20939  war*  stieg  sie  bei  strengerer 
Oesetigebnng  von  1884 — 39  anf  28480."  — 

Ex  fügt  folgende  Bemerkungen  hinzn:  „Wohl  tritt  gegen  diese 
Tenaehmng  der  unehelich  Geborenen  eine  beträchtliche  Min* 
derung  der  ehelich  Geborenen  ein;  es  wäre  aber  ein  schwerer 
Irrtnm .  darin  einen  Gewinn  für  die  Gesellschaft  zu  erblicken. 
Wenn  in  vielen  Gemeinden  5  bis  G  .lahre  lang  kein  frohes  Hoch- 
zeitsfest gefeiert,  wohl  aber  die  stille  Teilnahme  an  betrtibten 
Tanfen  der  zahlreichen  in  sogenannten  Gewissens- Khcn  erzeugten 
Kinder  in  Ansprucii  genommen  wird;  wenn  der  Landmann  keine 
Magd  mehr  findet,  wofern  er  nicht  zugleich  die  Verpflegung  ihrer 
2,  8,  4  ansserehelichen  Kinder  mit  ttbernimmt;  wenn  sein  Knecht, 
4es  Gewerbsmanns  GehOlfe,  dringende  Arbeii  liegen  lassen  mnss, 
weil  er  in  Alimentations-  nnd  Entschidignngsklagen  ?or  die  Be- 
hörde beschieden  ist ,  «  .  .  wenn  ans  Leuten ,  welche ,  wäre  ihnen 
die  Ansässigmachung  nicht  versagt,  als  ordentliche,  fleissige,  ehrbare 
Familien -Väter  sich  und  die  Ihrigen  ernähren  könnten,  ein  Heer 
von  Proletariern  gebildet  wird,  welche  die  Gerichte  nnd  Polizei- 
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Behörden  uDaufhörlich  behelligen,  wenn  den  Gpmpindpn  eine  immer 
unerträglichere  Bürde  in  dem  Unterhalt  so  vieler  Herabgekomraener 
znr  Last  fällt,  so  ist  dies  kein  Zustand,  der  zur  Nachahmong  au- 
reizt;  und  der  unfehlbar  eintritt,  wenn  das  Verehelichungs -  Recht 
der  Willkür  der  Gemeiuden  anheimgegeben  wird.**  —  Ganz  ulinlich 
nnd  sehr  drastisch  Talilkainpf  S.  60;  Hedicas  S.  301  n.  A. 

Die  Motive  zn  dem  Rdcbagesetz  von  1868  führen  m: 
^  Einen  nnwiderleglicben  Bewds  hierfttr  (für  die  Znnahnie  der  un- 
ehelichen Geburten  im  Yerhältnise  zur  Gesammtziffer)  liefere  die 
Statistik  von  Mecklenburg,  von  "Würtemberg  und  von  BaienLi  wo, 
je  weiter  die  Gesetzgebung  in  polizeilichen  Beschränkungen  des 
Hechts  der  Verehelichung  vorgeschritten  sei,  und  je  strenger  die 
Praxis  diese  Vorschriften  gehandhabt  habe,  desto  mehr  die  Zahl 
der  unehelichen  Geburten  gestiej^en  sei,  indem  namentlich  in  Baiern 
in  den  7  Provinzen  auf  der  rechten  Rheinseite,  wo  Beschränkungen 
der  Befugniss  ^ur  Verehelichung  bestehen  und  im  Laufe  der  Zeit 
noch  geschärft  worden  sind,  der  Procentsatz  der  unehelichen  Ge- 
barten vierfiich  so  hoch  ist,  als  in  der  linksrheinischen  Provint, 
der  Baierischen  Pfftls,  wo  solche  Beschränkungen  entweder  gar 
nicht,  oder  nar  in  einem  geringeren  Umftnge  bestehen."  Tgl. 
Sten.  Ber.  Bd.  2  S.  105;  vgl,  aach  Laves  S.  199. 

Bezüglich  der  Wirkungen,  welche  die  uneheliche  Geburt  abt, 
bemerkt  Vahl kämpf  S.  61:  „Es  ist  gewiss,  dass  nichts  im 
gleichen  ]\Iasse  dir  Bürgschaft  für  zukünftiges  Ungltick,  Elend  und 
moralisches  Verdei  ben  in  sich  schliesst,  als  das  Unglück  der  unehe- 
lichen Geburt.  Sie  haftet  wie  ein  Fluch  an  dem  31enschen;  sein 
Eintritt  in  das  Leben  wird  nicht  freudig  begrfisst,  sein  Dasein  ist 
ein  Unglück  für  die  Mutter  ;  Uberall  zur  Last  and  ein  wandelnder 
Yorwaxf  entbehrt  er  der  zfirtlichen  Liebe,  det  freundlichen  Nach- 
sicht, der  geschwisterlichen  AnhAnglichkeit ,  der  ernsten  väterlichen 
Leitung,  des  ganzen  Familienlebens  .  .  .  Die  Folgen  geben  sich  von 
selbst  ...  es  genOgt  auf  die  Zahlen  der  Kriminalstatistik  hinzu* 
weisen.  •  •  .  Darum  kann  die  geringere  Produktivität  des  ausser- 
ehelichen  Geschleclitsumganges  für  uns  keine  Beruhigung  gewähren. 
Das  Laster  und  dns  Verbrechen  gehen  fifVentlicher  durch  das  Lelien, 
als  die  Tugend,  und  das  böse  Beispiel  wirkt  sicherer  als  das  gute; 
eine  Staatsmassregel  aber,  die  /um  sittlichen  Verderben  erzieht,  hat 
keinen  Anspruch  auf  Glauben  au  ilire  innere  Güte." 

Inwiefern  uneheliche  im  Verhältuiss  zu  ehelichen  Khadern  grösse- 
rer Sterblichkeit  unterliegen,  ist  neuerdings  Gegenstand  besonderer 
Aufmerksamkeit  geworden.  Die  grössere  Sterblichkeit  der  enteren 
innerhalb  des  ersten  Lebensilahres  steht  ausser  allem  Zweifel.  Vgl. 
speziell  Uber  die  fttnfjfthrigen  Beobachtungen  während  der  Jahro 
1877—82  in  Preussen  v.  Fircks  in  der  Zeitschrift  des  preuss. 
statistischen  Bureaus  1885  S.  94  ff.  Danach  überlebten  von  je 
1000  ehelichen  Kindern  einschliesslicli  der  Todt-irbornen  durch- 
schnittlich 776,  von  je  lOno  unehelich  Geborenen  <i;iL:e^en  nur  615 
das  erste  Lebensjahr.    Schon  vor  der  Geburt,  sowie  während  des 
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ersten  Lebensmonates  starben  von  den  unehelichen  Kindern  be* 
tr&ehtlich  mehr  als  von  den  ehelichen.  Vgl.  namentlich  auch  die- 
lehrreichen  dem  Teste  vorangestellten  graphischen  Barstellnngen. 

§  128. 

Ein  Punkt,  der  bei  Erörterung  dieser  Frage  gerade  m 

ihrer  Beziehung  zum  ArmeTuvcson  wnf'r  heachtet  wird  und 
der  (loch  eine  gro.ssf  Bedeutung  besitzt,  iüt,  guTi/ ahgesehen  von 
dem  Verhältniös  der  ehelichen  und  unehelichen  Geburten,  die 
Zunahme  und  Abnahme  der  (Jeburten  überhaupt.  Es  vt  rhiilt 
sich  damit  ähnlich,  wie  mit  den  \\  undcrungen  und  den  diese 
beherrschenden  Gesetzen. 

Werden  nämlich  polizeiliche  Ehebeschiankungen  nicht 
auferlegt,  so  liegt  selMtverständlich  die  Befugniss  zur  Ver- 
ebelicbung  lediglich  im  Willen  der  Individuen;  nur  yemünftige 
Einsicht  in  die  Folgen  unvernünftigen  oder  ilbereilten  Handelns, 

nameiitlieh  also  bei  MAnnem  das  Bewusstsein  ihre  Familie,  bei  le- 
digen Mädchen  das  Bewusstsein  ihre  unehelichen  Kinder  ernähren 
zu  müssen  (bei  letzteren  kommt  noch  die  Furcht  vor  der  Schande- 
hinzu),  kann  dann  wirksam  der  Kinderzeugung  entgegenwirken. 
Das  Vorhandensein  Sdlcher  iliuib-rnngsgründf  wird  nun  durch- 
aus unterschätzt.  Mag  man  es  nun  Einsieht,  ökonomibcheii 
Zwang.  Naturgesetz  oder  sonstvvio  nennen:  lässt  sich  die 
konstante  Erscheinung  beobachten,  dass  die  Zahl  der  Kho- 
schliessungen  sowie  die  Zahl  der  Geburten,  der  ehelichen  wie 
der  unehelichen  y  unabhängig  von  der  Gesetzgebung  zunimmt 
und  abnimmt  je  nach  Lage  der  allgemeinen  wtrtschafUichen 
und  der  besonderen  örtlichen  Verbfiltnisse  eines  ganzen  Staates^ 
einer  Provinz,  einer  Gemeinde.  Ungünstige  Verhältnisse- 
kommen  dann  namontHcb  noch  in  starker  Auswanderung  und 
grösserer  Sterblichkeit  zum  Ausdruck.  Es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  dcrjeuige  Teil  der  Malthussclien 
Sätze,  der  einen  gewissen  Ausgleich  zwischen  der  Bevölkerung 
und  der  Erworbsgelogenbriton  im  Sinne  hat,  durchaus  richtig 
und  durc  h  uuumslossliche  Erfahrung  bestätigt  ist.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  würde  sich  daher  namentlich  noch  begrün- 
den lassen,  dass  polizeiliche  Erleichterungen  und  Erschwerungen 
der  Eheschliessung  ebensowenig  das  Hauptmotiv  zu  vermehrter 
oder  verminderter  Kinderzeugung  abgeben,  wie  Erleichterung 
und  Erschwerung  der  Niederlassung  ftir  den  I'mfang  der* 
Wanderungen  und  der  Besshaftigkeit  entscheidend  sind. 

In  Prenssen,  obwohl  es  stets  die  liberalste Ebegesetzgehnng 
ftlr  den  Bereich  der  ganzen  Monarchie  besessen  hat,  tritt  dennocl» 

der  Gcizensatz  des  Ostens  und  Westens  auch  in  der  Häun<^- 
keit  der  ehelichen  und  unehelichen  Geburten  hervor;  letztere  sind 
Im  Osten  sehr  viel  zahlreicher.  Vgl.  die  erwähnte  Pablikation  voik 
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V.  Firck8,  namentlich  die  kartographische  Darstellong  4  aof 
Tafel  3. 

Sehr  charakteristische  ZaUea  bieten  besonders  noch  Baden 
und  Wflrtemberg,  in  denen  konstant  seit  den  letzten  sehn  Jahren 
•die  Zahl  der  Ehescbttessiingen  nnd  Geborten  abnimmt.  In  Baden 
betrog 


Jahr 

die  Bevölkenmg 
in  Millionen 

die  Zahl  der 
Geboronen 

dftTon 

nnehelieh 

ZaUderEhe- 
Khlieamiigen 

nb^oliit  in  lOöO 

1871 

(1870)  1^1 

54.6 

6^ 

18.2 

1874 

81.1 

5.1 

18.0 

1875 

(1875)  1.507 

62.9 

4J 

18JB 

im 

68.2 

4.7 

12.3 

1877 

61.9 

4.5 

11.4 

1879 

59.4 

4.3 

10.5 

1881 

(1880)  1.570 

57.2 

4.4 

10.0 

1882 

56.1 

4.4 

10.1 

1888 

54.6 

4^ 

lOiS 

In  den  einzelnen  Kreisen  zeigen  sich  merkbare  Verschiedenheiten 
in  den  Ziffern  der  ehelichen  and  der  unehelichen  Gebarten,  nament- 
lich sehr  viel  höhere  Zahlen  in  den  sOdlichen  als  in  den  nördlichen. 
FOr  die  4  den  Landeskommissftren  unterstellten  Benrke  ergiebt 
«ich,  dass  anf  100  Geborene  im  ganzen  oneheliche  entüsllen : 


1871 

1876 

1880 

«4 

y 

14.4 

9.7 

9.8 

lao  ^ 

12.9 

8.9 

ao 

8.0 

5.8 

6.1 

9.8 

6.7 

6^ 

Zusammengestellt  aas  den  betreifenden  Jahrgängen  des  StatisüscheD 
Jahrbuchs  des  (hossherzogtnms  Baden. 

Ganz  besonders  merkwürdig  ond  lehrreich  ist  der  Sachstand 
in  Wttrtemberg  wegen  des  vielfachen  Wechsels  der  Gesetzgebung,  der 
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liort  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  stattgefunden  hat.  Nachdem 
durch  General -Kp<2krii>t  vom  1.  Oktober  1R07  im  Interesse  der 
BevölkeruDgsvermehruug  alle  HeiratsbeschräiikuDgen  auigehoben  wor- 
den, kehrte  man  durch  Art.  43  des  Börgerrechts-Gesetzes  von  1833 
zu  den  vor  1S07  gültig  gewesenen  besc  liruukendeu  Bestimmungen 
zurück  und  gestattete  das  Erfordemiss  des  Ffthigkeits-  oder  Yer- 
mdgensnachweieeB  in  einigen  bestimmten,  aber  ziemlich  willkftrlich 
bezeichneten  FäUen,  wobei  es  dann  im  allgemeinen  bis  rar  Beichs- 
gesetsgebnng  verblieb.  Vgl.  die  gute  Darstellnng  bei  Schftz  S.  26  ff. 
und  Bitzer  I  S.  235  ff.  —  Es  stellte  sich  nun  das  Yerhältniss 
der  Geborenen  zor  Bevölkerong  (wie  1 :  V  berechnet)  in  den  Perioden : 


Krdae 

1812—1852 

1846-1856 

1858-1888 

24.9 

26.6 

24.5 

24.8 

26.8 

28^ 

27.2 

27.7 

24.8 

24.0 

24.7 

25.1 

25.0 

26.8 

24.5 

Ueberbaapt  betrug  die  Volksvermehrung  in  den  Erieg^jahren 
1812—17  (also  bei  gleichzeitiger  völliger  Freiheit  der  EheschUennng) 
0.22  ^/o,  dagegen  1817—27:  1.05  ^/o.  Dann  folgte  in  den  Jahren 
1842—45  wieder  eine  Abnahme  (namentlich  in  den  Jahren  1850 — 52 
wirtschaftlicher  Missstand  in  Folge  der  Kartoffelkrankheit  und  in- 
folgedessen ausserordentlich  starke  Auswanderung  nach  Amerika), 
wonächst  in  der  Periode  1855 — 67  wieder  eine  ersichtlinhp  Zu- 
nahme eintrat.  Vgl.  die  ausgezeichnete,  allseitig  eindringende 
Darstellung  des  Fiuanzrat  Knil  in  den  Wtirtemh.  Jahrbüchern  für 
Statistik  und  Landeskunde:  Beitrag  zur  Statistik  der  Be?ölkerung, 
Jahrg.  1874  Th.  I  S.  1  ti.,  namentlich  die  Tabellen  I  und  VI  S.  6 
und  12.  S.  80  ff.  verbreitet  sich  KuU  über  die  Ursachen  des 
natttrlichen  Yolksrawacbses,  die  er  namentlich  in  der  Yerteilong  des 
Grundbesitzes,  der  BevOlkemngsdichtigkeit  o.  s.  w.  erblickt  — 
Uebrigens  sind»  wie  die  spftteren  PahUhationeny  zuletzt  Jahrg.  1884 
S.  280.  ergeben,  die  Geburten  seit  1876  stetig  zurückgegangen; 
ihre  Ziffer  in  den  Jahren  1875  und  76  lässt  deutlich  die  Nachwirkung 
der  gtinstigen  ^virtschaftlichen  Verhältnisse,  in  den  folgenden  Jahren 
den  Niedergang  erkennen.    Ks  fanden  statt  Gebarten  (in  1000): 

1^73:  84.9        1879:  84.0 

1875:  88.4        1881:  79.7 

1876:  80.2        1883:  75.5. 

Ebenso  zeigt  im  Königreich  Sachsen  das  Verhältnis?  dor  Khe- 
b(  liliessnngen  zu  den  Geburten,  insbesondere  den  unehelichen  Geburten, 
deutlich  den  Einfluss  der  guten  und  schlechten  Jahre.    Es  wurden 

Forfcbaiig«D  (27)  Vi.  4.  —  Münsterbeig.  24 
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Ehen 

Kinder 

davon 

geschioBMn 

geboren 

tmehelich 

1872 

26053 

1H73 

119  126 

16  601 

1875 

1876 

lai  817 

16575 

187S 

24797 

im 

180750 

16592 

1881 

25881 

1882 

181064 

17845 

Tgl.  V.  Stadnitz,  die  rätsdhaftliche  SteUmig  des  KOnig- 
reicbs  Sachsen  im  Deotscheti  Reiche:  Zeitschrift  des  sSchs.  stftt. 
BöT.  1884  S.  46.  —  Im  allgemeinen  noch  zu  vergl.  Mayr,  Die 
Gesetzmässigkeit  im  Gesellscliaft^leben  S.  229  iL  and  2B5  ff., 
wo  der  Einflass  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  anf  die  Zahl  der 
Geburten  und  der  Eheschliessungen  betrachtet  ist.  Namentlich  der 
S.  2r.r.  /itiite  Aussprucli  Henna  uns:  „Die  Zahl  der  in  einer 
Penode  geschlossenen  Eheu  drückt  die  Hoffnung  aus,  welclie  zu 
dieser  Zeit  in  Bezug  auf  das  ökoiiouiibche  (ledeihen  einer  Familie 
im  Laude  bestand,  und  zwai'  desto  deuiUciier,  je  grösser  die 
Freiheit  des  Erwerbsbetriebes  iu  einem  Lande  ist" 

Zusammenfassende  Schinssbetraebtnng. 

§  120. 

Erwägt  man,  wie  sich  die  Verhältnisse  im  allgemeine 
nach  Durclifillirung  des  Heimatprinzips  gestalten  würden,  so 
hat  man  noch  oin  Moment  zu  berücksiehtTp^on,  das  im  {ganzen 
wonig  beachtet  wird:  Hass  njiTulich  der  SystcmweehsL-l  irgend- 
welche ücbf'ri;aii;^öbes>timmungen  nutwendig  maclit.  Die 
gros.sc  Vorliebe  für  dieses  Prinzip  hat  die  Mtihrzalil  seiiiur  Ver- 
teidiger GS  überselien  lassen,  dass  /uuachst  ganz  ausserordent- 
lich schwierige  Zustände  durch  den  Uebergang  gescliafiren 
werden  würden.  Man  hatte  sämmtLiche  in  dem  Moment 
dieses  Uebei^anges  landarmen  Personen  in  irgend  welche 
Beziehung  zu  einer  Heimatgemeinde  zu  setzen,  was  selbst- 
verständlich nur  durch  eiur  „Zuweisung"  geschehen  könnte 
wie  sie  in  Ansehung  der  heimatlosen  PtTsonen  in  jeder 
Hcimatgosotzgebung  vorgesehen  ist.  Ks  mtissten  bestimmte 
Merkniali'  der  Zuweisung,  etwa  letzter  T^ntorstfUzung»- 
wohnsitz,  letzter  xVut'enthalt ,  eventuell  Ort  der  Geburt,  der 
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Verehelichung  u.  s.  w.  festgf^setzt  worden.  BezUglicii  der 
zi!g*ewiescn(?n  Indiviflucn  niü.srite  ein  giö.s.sorer  Verband  —  üi 
Baiern  ist  dies  der  iStaiit  —  die  Anaeulajit  üo  lan^e  tragen, 
bis  das  betreffende  Individuum  wieder  durch  Aufenthalt,  Ver- 
leihung !!•  8.  w.  eine  Heimat  erworben  hfttte;  begäbe  sich  das- 
selbe wieder  auf  die  Wanderschaft,  so  würde  die  Heimat  den 
etwa  aufwärts  erwachsenden  Amienaufwand  zu  erstatten  und 
äieh  dieserhalb  an  den  grösseren  Verband  zu  rcgressiren  haben. 
Dieser  grössere  Verband  aber  könnte  nicht  ohne  weiteres  der 
liftudiirmcnverband,  oder  —  da  dieser  Begriff  fortfallen  mUsste 
—  der  der  lleimatgemeiude  zuniichöt  übergeordnet'-  Verljund 
sein,  weil  dann  einzelne  Vcrbändi  ,  insbesondere  die  nstliclittii, 
ganz  ungerecht  belastet  werden  würden;  es  uiüijbteu  viehnt'hr 
die  Bezirke  des  Betretenö  oder  des  letzten  Aufenthaltes;  vielleicht 
auch  der  Staat  selbst  sein,  die  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit 
die  frühere  Landarmenlast  vorlttnfig  zu  übernehmen  hätten. 
Ganz  besondere  Schwierigkeit  würden  die  interterritorialen 
FttUe  machen,  also  wenn  die  Heimat  in  einem  andern  Bundes- 
staate anzuweisen  wäre  als  in  dem,  welchem  die  Ijast  zunächst 
verbliebe. 

V.H  genügt.  d?r«sp  Möglichkeiten  anzudeut«*n ,  um  einen 
Begritf  von  den  Foi^ccn  zu  geben,  die  eine  System- 
,nnd«'niiig  in  dieser  Beziehung  bringen  niüsste.  Man  gewinnt 
einen  noch  genaueren  Einblick  in  die^t'lben,  wenn  man  die 
Vorschläge  von  Elvers*)  betrachtet,  einem  der  wenigen^  welche 
diesem  Punkte  ihre  Aufmerksamkeit  geschenkt  haben.  Auch 
er  hält  die  Operation  für  eine  sehr  schwierige,  die  nur  mit 
der  äussersten  Kraftanstrengung  aller  beteiligten  Oigane  des 
Staates  und  der  Gemeinde  gelingen  kann.  ^Die  Leitung  der- 
selben* —  fuhrt  er  aus  —  „würde  dem  Reiche  z  i  t<  hen  müssen 
und  am  besten  durch  besondere,  für  eine  gewisse  Zeit  ernannte 
Reichskommissnrien  erfolgen,  da  in  vielen  Fällen  Entscheidunp^t  ii 
nötig  sein  werden,  deren  Wirksamkeit  über  das  Gebiet  (Mues 
einzelnen  Landes  hinausgehen  Tiiiissten.  Diese  Konnnis.sarien 
niüssten  befugt  sein,  auf  Grund  .>unnnarisidier  Untersuchungen 
EnLsclu  idungen  zu  treffen,  die  vurliiulig  für  alle  Teile  ver- 
bindlich wäi'en,  aber  demnächst  im  ordentHchen  Verfahren 
vor  den  Heimatsgericht^  einer  Bevision  unterliegen  könnten. 
Diese  Reichskonmitssarien  mttsston  mit  allen  Mitteln  ausgestattet 
werden,  die  nötig  sind,  um  Aufschluss  über  die  Vergangenheit 
der  einseinen  Vagabonden  zu  erhalten,  und  namentlich  niüsste 
man  auch  gegen  diese  den  erforderlichen  Zwang  üben,  damit 
sie  wahrheitsgetreue  Angaben  ü1«m'  ilire  Vergangenheit  machen. 
Man  dürfte  auch  vor  strengen  ISIitteln  nicht  zunickschr^^cken 
und  sie  namentlich  in  ein  Zwangsarbeitsliaus  mit  scharfer  Zuelit 
fUr  so  lange  einsperren,  bis  sie  die  ertbrderlichen  wahrheits- 
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gemUssen  Aii^^aben  niaciicn ,  sofern  man  unsere  Landfitrasäcn 
von  dem  Gesindel  hotV»'i«'n  will.** 

Wenn  anders  man  der  Ansiciit  ist,  da^s  das  Laiidanuen- 
wesen  ein  so  ungeheueres  Uebel  ist,  dass  man  es  um  jeden 
Preifl  los  werden  mnas,  wird  man  am  Ende  auch  vor  einem 
80  mühseligen  Verfahren  nicht  zurückschrecken  dürfen  und 
einige  Jahre  heilloser  Verwirrung,  sowie  eine  ie  nach  Um- 
ständen 10,  20,  30  Jahre  dauernde,  sehr  verwickelte  Geschäfts» 
behandlung  bezüglich  der  ehemals  Landarmen  in  den  Rauf 
nehmen  müssen.  Ausserdem  wird  man  aber  die  Zuweisung 
in  denjenigen  F<*lllpn  bofzubolialton  linbnn ,  in  «l'-nr-n  nnvh 
Baiem  sich  nielit  aiidcrs  /u  lirltV'n  weiss:  in  den  Fällen  d<'r 
oi^^entlichen  lIeiniatlofii,irk<n'T  hrl  FindliiijL^cn ,  nicht  ver- 
neiunuiigüfahigen  Irren  und  Gt;l>recIiHeli('n  und  vor  allem 
bei  Deutschen,  die  ihre  Heimat  durch  Aubwandenmg  verloren 
haben  und  heimatlos  nach  Deutschland  zurückkehren.  Auch 
würden  Kosten  in  Betracht  gezogen  werden  müssen,  deren 
I^t  man  unmöglich  nach  zubilligen  Merkmalen  den  Gemeinden 
auflegen  kann,  also  Kosten  flir  Beerdi^img  unbekannter 
Leichen  und  namentlich  für  Ausländer,  die  cnner  inlttndischen 
Heimatgemeinde  nicht  angehören  können.  Ich  erinnere  daran^ 
dass  "  wie  oben  nachgewiesen  worden  —  in  Baiern  sehr 
viel  niclir  <  )esterreieher  al«  Preussen,  in  Preussen  sehr  viel 
mehr  Russen  als  Baiern  aufhaltsam  sind  Für  alle  die  iuer- 
aus  erwachsenden  Kosten  müsste  also  <lueli  irp^end  ein  pMinserer 
Verband  -  wie  es  gegenwärtig  der  Landarmenverband  thut  — 
eintreten. 

Ja  noch  mehr ;  auch  die  unbedingten  Vertreter  des  Heimat- 
prinzips  können  sich  des  Gefühls  nicht  erwehren,  dass  es  doch 
unter  Umstttnden  sehr  hart  sein  könnte,  die  Heimatv  erbände 

auch  bezüglich  soh  her  ihn<-n  angehöriger  Personen  zu  belasten, 
die  thatsächlich  durch  lange  Abwesenheit  ihnen  entfremdet  sind, 
ohn<^  dass  sie  anderswo  ein«^*  lloimat  erworben  haben.  So 
schläft  \-.  Ma  rsehalP)  di<*  Kini-iehtnnir  einer  Landes(Krichs)- 
unterstüt/.un;^skasse  V(ir,  .,A\<']ehc  den  Gemeinden  diejeni;,^;!! 
Lasten  abnelinien  soll,  die  ihnen  liei  iranz  strenger  Befulguüg 
obiger  (irundsätze  «»bliegen  würden,  aber  w^en  besonderer 
Verhältnisse  nach  Billigkeit  nicht  zugemutet  werden  können*'. 
Luthardt  hält  die  Erleichterung  der  Aimenlast  für  die 
Heimatgemeinde  in  Ansehung  entfremdeter  Heimatgenossen 
für  geboten  und  meint,  dass  diesem  Erfordernisse  durc  Ii  «  inen 
angemessenen  Zuschuss  ans  Mitteln  eines  grösseren  Verbandes 
genügt  werden  könnte.  Waentig,  der  allerdings  daran  ver- 
zweifelt, das  TIeimatprinzip  wieder  hergestellt  zu  sehen,  mnelit 
den  —  vielen  gewiss  selir  syinpathischen,  von  seinem  Stand- 
punkte aus  aber  ungeheuerlichen  —  Vorschlag,  das  Land- 

v.  Marschall  I  S.  7;  Luthardt  8.  »W:  Waentig  S.  40. 


VL  4. 


873 


armenwescn  dadurch  zu  beseitigen,  dass  jeder  Ort»urmcn- 
verband  für  den  Fall,  dass  ein  Untcrstützungswoluisitz  nicht 
vorhanden  oder  nicht  njieliweiabar  ist,  dio  definitive  Ver- 
soi'giuiirspflicht  bezüglich  aller  in  seinem  Bezirke  aui'hältlicheii 
untcrbtutzun^dbedUrltigcn  Individuen  liahi  n  > 

Dass  dieselben  Schriftsteller  im  übrigen  den  sehr  frucht- 
biircu  Gedanken  der  Beteiligung  grösserer  Verbände,  sowie  die 
Ausbildung  freiwilliger  Armenpflege  in  wanner  und  sach* 
licher  Weise  betonen  —  ein  Punkt,  auf  den  ausführlich 
zurückzukommen  ist  —  möchte  ich  gleich  hier  bemerken,  um 
nicht  in  den  Verdacht  einseitiger  Hervorhebung  bedenklicher 
Funkte  zu  geraten. 

Und  bedenklich  im  Sinne  des  Heimatprinzips  erscheinen 
nicht  sowohl  die  Vorschläge  selbst,  sondern  die  sie  veran- 
lassenden Erwägungen  im  hohen  Grade,  weil  sie  deutlich 
zeigen ,  dass  man  ein  rechtes  Vertrauen  zu  der  sittliehen 
Wirkung  der  Heimat  nicht  hat,  sich  auch  nach  ihrer  Wieder- 
herstellung von  der  Vorstellung  hcimatentfrcuideter  Genossen 
nidit  woä  losmachen  kann.  Nimmt  man  hinzu,  dass  un- 
widerl^lich  nachgewiesen  ist,  wie  sehr  auch  in  Iiändem  der 
Heimatgesetzgebung  das  Betteln  und  das  Landstreichen  ge- 
blüht hat  und  noch  bluht,  so  wird  man  billig  Bedenken  tragen, 
«U  die  «Schwierigkeiten  einer  Systemfinderung  durchzumachen, 
um  schliesslich  ohne  das  Landarmen wcsen  eben  da  anzulangen, 
wo  Avir  m  i  t  demselben  uns  befunden  haben. 

In  letzter  Linie  wird  man  in  dem  gegenwärtig  so  stirk  her- 
vurtretenden  Bediirfniss,  das  Individuiun  mit  einer  Heimat  zu 
verknüpfen,  t>der  hesser:  in  dem  durch  keinen  fremden  Willen 
gehemmten  Gebrauche  der  Freiheit  zu  hindern,  —  nichts 
anderes  erkennen  kOnnen  als  eine  durchaus  berechtigte 
Beaktion  gegen  Missstttnde^  deren  Vorhandensein  niemand  zu 
leugnen  wagen  wird.  Aber  abgesehen  davon,  dass,  wie  an 
vielen  Stellen  gezeigt  wurde,  diese  Missstände  seit  Anfang  des 
Jahrhunderts  und  zwar  immer  mit  dem  Zusatz  beklagt  werden, 
gegenwärtig  seien  sie  am  unerträglichsten,  so  hat  sich  auch 
fast  immer  die  B«'trachtung  ihrer  Ursachen  auf  das  Znn.lchst- 
liegende,  auf  —  man  kann  es  nicht  anders  nennen  - —  einen 
Sündenbock  gerichtet,  der  für  alles  verantwortlich  gemacht 
werden  soll.  Und  immer  sollte  diesem  Sün  Icnbucke  gegen- 
über —  es  mochte  nun  die  wirtschaftliche  Freiheit  oder  die 
Unfreiheit  sein  —  alsbald  die  Gesetzgebung  in  Bewegung 
treten  und  den  doch  oft  sehr  schnellen  Wechsel  in  der  An- 
schauung dieser  Dinge  zu  ebenso  schnellem  Ausdruck  bringen. 
Es  giebt  keinen  Staat,  der  hierftlr  ohne  Beisniel  g<1  Hoben  wäre. 

Wir  sind  nunmehr  wieder  an  einem  Wendepunkte  ange- 
langt und  man  wiLrde  die  Signatur  unserer  Zeit  verkennen, 
wollte  man  anneinnen,  dass  ihr  die  Wiedereinführung  der 
Heimat  oder,  was  der  wahre  Kern  der  Sache  ist,  die  Be- 
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flchrUnkungcn  der  Frt  izüpgkeit,  aus  Vorliebe  für  die  grOsst- 
mögliche  individuelle  Freiheit  zu  schwer  fallen  würden.  Dies 
wird  sich  unter  Umständen  nicht  abwenden  lassen.  Man 
kann  dem  gogentibor  nichts  weiter  thun,  als  anf  d(?n  Ve'rlaut 
dieser  Dinge,  wie  ihn  die  (leschiehtc  lehrt,  hinweisen  nnd 
davor  warnen,  durch  zu  kriittiges  Vorgehen  iregen  die  wirk- 
lielioii  Schaden,  namenth'cli  das  Vagabundentum  und  industriell 
vcnlurlincö  ProleUiriat,  nicht  über  das  Ziel  hinauszuschicjjseii 
und  zu  verschlimmern  statt  zu  verbessern.  Und  solch  eine 
Verschlimmerung  wäre  die  Rückkehr  zum  Heiraatsystem  mit 
allen  seinen  Konsequenzen^  die  man  sieben  nrnss,  wenn  man 
ganze  Arbeit  thun  wtU.  Denn  in  Ansebung  der  bierber 
treffenden  Massregeln  ist  die  einzelne  ebne  jede  Bedeutung ; 
nur  von  allen  zusammen,  von  Beschränkung  der  freien  Be- 
wegung, von  unnachsichtlichem  ZurUcktransport  der  vagirenden 
Elemente,  von  strenger  Abscbliessun^  der  Gemeindcm  u.  s.  w. 
kann  eine  ganze  und  volle  Wirkung  in  der  gewünschten  Weise 
erwartet  werden. 

Aber  in  Wahrheit  ist  Besserun^^  nicht  möglich  durch  alle 
dicbc  negativen,  sondern  lediglich  durcli  ix'sitive  Thätigkeiten. 
Man  züchtige,  strafe  und  bessere  die  Vagal)uiiden ;  man  fessele 
die  Arbeiter  an  die  Scholle,  indem  man  ihnen  Arbeit  zu 
schaffen  sucht,  man  lenke  die  Gemüter  auf  den  Wert  der 
Heimat,  indem  man  für  menscbcnwardige  Zustünde  in  der 
Heimat  sorgt. 

Was  aber  die  Armenpflege,  dieses  notwendige  Uebel, 

betrifft,  so  muss  man  sich  wobl  bUten,  aus  einem  Prinzip, 
welches  schon  das  bairiscbe  Gesetz  von  1868  mit  dürren  Worton 
und  in  bewusstem  Gegensätze  zu  dem  Gesetze  von  1825  als 

ein  le(li;^dich  finanzielles  liezeiclineto,  ein  sittliches,  die  nüch- 
terne VerptiichtimL'*  zur  Kostendf'cknni»"  zur  (frundlnge  eiiu»s 
gemütv^ollen  Eniptindens  zu  machen.  Auch  liit-r  sind  andere 
Kräfte,  die  es  zu  erwecken  gilt,  und  die  am  scheuesten  vor 
dem  Zwange  zurück w<M'chen. 

Noch  bedarf  es  eines  kurzen  Wortes  über  einen  Wunsch, 
der  zusammen  mit  dem  Verlangen  nach  der  Heimat  hervor- 
^treten  ist,  dea  Wunscb  nacb  Wiedminftlbrung  des  Wortes 
„Heimat*  statt  des  nttcbtemen  -Untersttttzungswobnsitzes*. 
In  diesem  Wunscbe  b^egnen  sieb  last  sfimmdicbe  Anbänger 
der  ersteren.  Man  wird  gegen  denselben  nichts  Erbeblicbes  ein- 
wenden und  ibn  nocb  durcb  die  thatsrtchliche  Erwägung  unter- 
stützen können,  dass  er  ans  dem  Spracbgebrauche  des  Volkes 
so  wenig,  wie  aus  der  Judikatur  auch  in  Norddeutschland 
versclnnmden  ist.  Nur  mnss  dios'-s  Wort  nichts  aiul<  rp,s  b<v 
zeichnen  sollen,  nis  was  sich  darunter  verbirgt;  und  man  winl 
"Niemanden  lUx  i  rcdt  n  k?1nnen,  dass  ein  Armenverband ,  der 
„Heimat"  genannt  wird,  innerlich  verschieden  sei  von  dem- 
jenigen, der  durch  Erwerb  des  Unterstützungswolnisitzes  zur 
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Trauung  der  ArmonUiBt  verpflichtet  ist.  Am  besten  freilich 
würaen  sich  für  dies  rein  finanzielle  Verhtfltniss  rein  sachliche 

Ausdrücke,  wie  „Fiir.sorgepflicht,  vermögcnsreclitliche  Fürsorge- 
verpfiichtiing  der  GeiiK  inaen'*  empfehlen;  noch  das  preossische 

Gesetz  von  1842  enthi(!lt  keine  anderen.  Es  stammt  aus 
der  Zeit  einer  gewissen  Nüchternheit,  der  man  aber  weder 
den  Vorwurf  mncli^Mi  kann,  schnelle  Entschlüsse  gereift,  noch 
die  Dinge  auders  genannt  zu  haben,  als  wie  sie  wirklich 
hiessen. 

Vgl.  über  die  Nomenklatur  oben  S.  271. 

In  den  Schriftsätzen  im  Armenstreit  verfahren  tiniiet  man  na- 
mentlich seitens  der  kleineren  Armenverbande  den  Aasdruck  ^Hennat* 
ansserordentlich  häufig  für  „Unterstützungswohnsitz"  angewendet. 
Kbenso  gebraucht  das  Bundesamt  f.  d.  H.  die  Ausdrücke  ganz 
promiscue.  Auch  das  preussihclje  Obertribunal  bediente  sich  — 
für  Prenssen  allerdinp  ohne  jeden  Grand  —  dieser  Ansdraeksweise, 
and  nannte  z.  B.  in  dem  Erk.  t.  21.  April  1856  (Strieth.  Arcb. 
Bd.  21  S.  101)  das  Gesetz  aber  die  Aafnahme  nen  anziehender  Per- 
sonen von  1842  „Heimatgesetz**.  Ein  MinisC-Beskr.  vom  28.  August 
1861  nahm  aber  Yeranlassong  aaszusprechen,  dass  dies  Gesetz  kein 
Heimatgesetz  sei,  sondern  nur  nach  gewissen  Kriterien  die  Ver- 
pflichtung zur  Armenpflege  regele.  —  Vgl.  hier7n  die  Polemik  von 
Flott  well  1  S.  58  ff.  Die  neueren  diesbezüglichen  Wünsche  bei 
Luthardt  S.  55;  Waentig  S.  12;  Elvers  S.  114  u.  a.  -  In 
der  Rcichstagskommission  hatte  ein  Mitglied,  das  im  übrigen  auf 
dem  Standpunkt  des  preussischen  Systems  stand,  vorgeschlagen, 
den  Kamen  «Heiinat*'  beizabehalten.  Es  wurde  darauf  entgegnet, 
dass  der  Name  des  vorliegenden  Bechtsverhftltnisses  zwar  an  sich 
nebensächliche  Bedentang  habe,  dass  es  aber  nicht  rfttlich  erKbeine, 
als  den  terminus  technicns  die  Bezeichnang  „Heimat**  zn  wihlen, 
weil  man  in  Altpreussen  diese  Bezeichnang  nicht  Terstehen,  in 
den  übrigen  Territorien  mi ssverstehen  werde  ;  denn  gerade  in  den 
letzteren  verbinde  man  mit  dem  Begriff  „Heimat"  den  bestimmten 
Pegritf  ^der  Unterstützungsptlirht  des  Geburtsorts',  einen  Begriff, 
den  iiacli  dem  Sinne  der  Mehrheit  das  vorliegende  Gesetz  radikal 
beseitigen  solle. 


10.  Kapitel. 

Die  Bildung  bezw.  Beteiligung  grösserer  Verbände  als 

Träger  der  ArmenlasL 

§  130. 

Die  Erkenntniss  y  dass  die  umfassendate  und  zugleich 
finanziell  leistungsfkhigBte  bttigerltche  Gemeinschaft^  der  Staat, 
2ur  Uebemahme  der  Annenlaat  nicht  berufen  sein  kann,  weil 
er  zu  zweckmässiger  Amionpfloge  ausser  Stande  ist,  und  die 
fernere  Erkenntniss,  dass  die  engste  bürgerliche  Gemeinschaft, 
die  nonioiiuio.  nicht  unter  allen  Umständen  die  Arnienlast  tra-j-  ^i 
kann,  weil  sie  finanziell  leistungsunikhig  ist,  fiilirt  von  selbst  zu 
der  Erwägung  einer  mittleren  Bildunf^,  die  zutrl'  ich  den  tinan- 
ziellen  und  den  verwaltiin;4:.st('chnisclK'ii  Anl'U .Ir-runsren  der 
Arni«'npH«'ire  f^erecbt  \\<-nlcii  kann.  Lä.sst  man  von  einem  Ge- 
daukeiigaiigo  ab,  der  in  seiner  starren  Einseitigkeit  die  äusser- 
sten  Konsequenzen  ziehen  will,  dort  in  der  Staatsarmenpflege, 
hier  in  dem  auflscbliesslichen  Heimatprinzip  gipfelt^  so  bemerkt 
man,  dass  es  einen  Punkt  giebt,  wo  die  Uebernamne  der  Armen- 
last auf  den  Staat  aufhört  ge&hrlidi  su  werden^  und  wo  die 
Gemeinden  an&ngen  leistungsfilhig  zu  werden.  Das  entere  ist 
der  Fall,  wenn  die  eigentümliche  Natur  gewisser  Armenpflege- 
ftlUe  eine  willkürliche  oder  verschwenderische  Behandlung 
ausschlie.sst,  und  das  zweite  ist  der  Fall,  wenn  mehrere  Ge- 
meinden sich  verbinden,  um  die  Armenlast  besser  tragen  zu 
könTien,  ohne  dass  hieruuter  die  Armenpticge  selbst  leidet. 
Bildungen,  welche  eine  derai-tige  mittlere  Linie  ein)in)ten, 
sind  in  verschiedener  Weise  möglich.  Mehrere  Gem<  imlen 
können  in  Bezu^  auf  die  gesummte  Amienlast  zu  einem  ge- 
meinschaftlichen Bezirke  vereinigt  werden  und  hierbei  |e  nach 
Umstttnden  gleichzeitig  einen  einheitlichen  Bezirk  fOr  Erwerb 
und  Verlust  des  Untersttttzungswohnsitzes  bezw.  der  Heimat 
bilden  (Gesammtarmonverbllnde).    Oder  sie  können 
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sich  zu  vielen  oder  einzelnen  Zwecken  der  Armenpflege  ver- 
ein!ir'*n.  In  allen  diesen  Fällen  liandelt  »58  »ich  um  Sonder- 
biliiungen,  die  nicht  notwendig  mit  den  örtliclion  und  poli- 
tis(  h<'n  Oronzen  der  sich  vereinigenden  Gemeinwesen  Uherein* 
fctimnion  müssen. 

flrund sätzlich  verschieden  hiervon  ist  die  Uehernahme 
der  jViuuinlast  bezw.  gewisser  Teile  derselben  von  Seiten  der 
den  Gemeinweaen  unterster  Ordnung  übergeordneten  Ver- 
waltungsbesiike,  welche  ohnehin  eine  stSndige  Vereinigung 
aller  zu  dem  Bezirke  gehörigen  Gemeinwesen  hilden  und  ab 
aolche  von  vornherein  gewisse  Funktionen  in  Ansehung  ge- 
meinschaftlicher Zwecke  haben. 

Die  Bildung  bezw.  die  Bi;teiligung  grösserer  Verbände 
an  den  Lasten  der  Armenpflege  ist  keinem  Staatswesen  fremd; 
sie  nimmt  in  Frankreich  so  gut  wir  in  Baiorn  eine  bedeutende 
Stelle  ein,  und  kommt  in  dem  Landarmenwesen  der  Reiclis- 
gesetzgebung  zum  Ausdruck,  obwohl  grosse  Verschiedenheiten 
in  Bezug  auf  ISIas-s  und  Art  im  einzelnen  bestehen.  Vor- 
schläge, die  in  dieser  Richtung  sich  bewegen,  eröffnen  Jalier 
keinen  neuen  Gedankenkreis.  Gleichwohl  bilden  dieselben 
nach  allgemeiner  Meinung  den  wertvollsten  Inhalt  der  gegen- 
wärtigen Refoimbestrebungen.  Und  nicht  allein  darum,  weil 
sie  dem  Doktrinarismus  der  entgegengesetzten  Strömungen  wirk' 
lieh  mögliche  und  lebensfllhige  Besserungsmassregeln  entgegen- 
stellen, sondern  auch  weil  sie  ihren  Schweri>unkt  In  die  Unter- 
suchung derjenigen  Aufgaben  verlegen  ^  welche  die  Gemein- 
wirtschaft überhaupt  erfüllen  kann,  und  wie  die  Mittel  zu  ihrer 
Erfüllung  beschafii  werden  können. 

Wenn  ich  ss  unternehme,  im  Folgenden  die  verschiedenen 
Gesichtspunkte,  von  welchen  die  bezüglichen  Vorschläge  ausgehen, 
darzulegen,  so  mochte  ich  doch  vorher  bemerken,  dass  eine  er- 
schöpfende Darstellung  nicht  wohl  möglich  ist.  Aus  zwei  (rründen: 
einmal  bewegen  sich  neben  den  vorherrschenden  Ge  hiiikeiiiii  liiungeu 
noch  eine  Zahl  mehr  oder  minder  verwickelter  Kombuiütiunen  her, 
wie  es  bei  mittleren  Meinungen  immer  der  i^'ali  ist;  so  wollen  die 
einen  Fristen veränderongen  filr  Erwerb  and  Verlust  des  Unter- 
sttttzungswohnsitsesy  wenn  gleichzeitig  gewisse  Lasten  ?om  Staate 
ttbemommen  werden;  andere  wollen  das  Heimatprinzip,  aber  nor, 
wenn  ganz  oder  tu  zwei  Dritteln  oder  zur  Hftlite  in  den  einzelnen 
Untersttttsnngsftllen  den  ttn?ermögenden  Gemeinden  Bei  hülfe  gewfthrt 
wird  n.  s.  w.  Dies  alles  kann  und  braucht  nicht  mitgeteilt  zu 
werden.  Wesentliche  Kombinationen  wird  man  nicht  wohl  aber* 
gangen  finden. 

Zweitens  aber  —  und  dies  fällt  schwerer  ius  Gewicht  —  ist 
es  unmöglich,  bei  Erörterung  der  einzelnen  Massnahmen  ausreichen- 
des Material  zur  Begründung  und  Beleuchtung  heranzuziehen,  weil 
es  an  solchem  Material  zur  Zeit  felilt.  Hierüber  noch  an  dieser 
Stelle  zwei  Worte.    Es  verhält  sich  um  dcai  xiiuieriai,  das  hier  in 
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Betracht  fällt ,  im  wesentlichen  anders,  als  wie  mit  dem  bezüglich 
der  einzelnen  Gemeinden.  Wenn  fttr  diese  die  Leistung?fnhif!keir  oder 
-unfäliif.'ke!t  zu  untersuchen  war,  so  mochte  man  sich  an  einiger- 
massen  zutretenden  Beispielen  und  Einzelangabeu  genttgen  lassen, 
um  von  den  einen  auf  den  Zustand  der  anderen  zu  schliessen.  Das 
genügt  aber  hier  nicht.  Worauf  es  hier  ankommt,  ist  gerade  das 
Gesammtbild  ganzer  Provinzen,  der  Staaten  and  des  Reiches.  FOr 
eine  Ansgl^ehmig  der  geeammten  und  die  Erlefcbtemiig  der  M- 
lichen  Armenlaet  ist  es  sehr  wichtig  so  wissen,  wie  die  gesammte 
Armenlast  beschaffen  ist. 

Leider  ist  in  dieser  Beziehung  von  der  Rmchsarmenstatistik 
i&r  1885,  welche  die  Finanzen  der  Laadarmenverbftnde  mit  nmfiuetr 
kein  genflgendes  Besultat  zn  erwarten,  weil  sie  Tersfinmt  hat,  die 
Fragen  nach  Ausgaben  und  Einnahmen  nach  massgebenden  Ge- 
sichtspunkten, insbesondere  in  der  Richtnng  zu  gliedern,  dass  der 
Aufwand  fttr  eigentlirli  landarme  Personen  und  für  andere  Armen- 
ptiegezwecke  gesondert  nachgewiesen  wird.  Wie  wichtig  dies  ist, 
braucht  nicht  näher  dargelegt  zu  werden.  Es  ist  dies  um  so  mehr 
zu  bedauern,  als  die  Finan/statibUk  der  Laudarmenverbainle  der- 
jenige Teil  der  ganzen  Erhebung  ist,  der  wirklich  zuveila>Mg  sein 
könnte,  weil  die  Nachrichten  von  Yerwaltungskörpern  zu  erfordern 
sind,  die  ein  dnrcbans  geordnetes  Bechnnngswesen  fthren  and  anr 
Erteilung  dieser  Nachrichten  sehr  wohl  im  Stande  sind.  Man  luam 
nnr  den  Wonscb  aossprechen,  dass  eine  derartige  Erhebung  recht 
bald  nacligehoit  und  gleich  auf  mehrere  Jahre  erstreckt  würde.  Es 
könnten  mit  allerleichtester  ^lülie  durch  ein  einmaliges  Ansschreiben 
Angaben  für  alle  vorhergehenden  Jahre  bis  zur  Gegenwart  erlangt 
werden.  Wollte  man  sich,  um  allzugrossen  Umfang  der  Publikation 
zu  vermeiden,  auf  einige  .lahrgange,  vielleicht  von  ffinf  zu  fUnf 
Jahren  beschränken,  so  würde  ein  selir  zutreflendes  und  brauchbares 
Material  in  kurzer  Frist  hergestellt  werden  können.  Vgl.  hierüber 
noch  meine  Abhandlung  in  Conrads  Jahrbuch  f.  N.  u.  St.  188G 
S.  481. 

Ich  habe  selbst  einen  Versuch  gemacht,  durch  Ausschreibeu 
ein  grösseres  Material  zasammenzosehttflFen,  habe  aber,  trotzdem 
mir  in  zuvorkommendster  Weise  sowohl  gedruckte  Berichte  wie 
schriftliche  Angal>en  zugesendet  wurden,  hiervon  doch  schliesslidi 
Abstand  nehmen  mflssen;  denn  abgesehen  davon,  dass  nicht  flberall 
meinem  Wunsclie  nach  Uebersendnng  von  Angaben  entsprochen 
wurde ,  ist  auch  die  Durcharbeitung  und  Zusammenstellung  solch« 
Materials  für  den  Frivatniann  ein  selbst  mit  Opfern  an  Zeit,  Mnhe 
und  Geld  nicht  durchfiihrbares  Unternehmen.  Das  ist  und  kann 
nur  Sache  der  Zentralbehörde  sein. 

Auf  einzelne  Punkte,  deren  Klarstellung  im  Wepe  der  St^iti- 
stik  uimmgänglichcs  Bedürfniss  ist,  habe  ich  an  den  einschlägigen 
btellen  hingewiesen. 
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1.  Bildung  ^sserer  Heimatbexirke. 

§  131. 

Die  Bildung  von  OrtsanuenverblUidea  durch  Zusammen- 
legung  von  mehreren  Gemeinden  oder  mehreren  Gut8bezirken 
hczw.  GeTiieinden  und  Gutsbezirken  ist  durch  §  3  des  Reichs- 
gesetzes  vom  ü.  Juni  1870  p^estnttet.  Die  einzelnen  JSt;i;u«'n, 
denen  die  Zusammensetzung  und  Einrichtung  der  Arni(?n- 
verbMndc  obliegt,  haben  von  der  Hefugniss  des  8  insolern 
Gebniuch  gemacht,  aU  üie  ilirerüeitb  die  näheren  Normen  für 
den  Fall  einer  solchen  Bildung  aufstellen,  das  Beibehalten 
bestehender  GesammtarmenverlSlnde  anordnen,  im  übrigen 
aber  von  jedem  Zwange  zu  derartigmi  Bildungen  Abstand 
nehmen.  Wo  neue  Gesammtarmenverbände  geschaffen  Werden 
sollen,  ist  die  Beteiligung  der  einzelnen  Glieder  an  Verwaltung 
und  Kosten  durch  ein  auf  freier  Vereinbarung  beruhendes 
Statut  zu  regeln. 

Das  Charakteristische  dieser  Verbände  ist,  dass  sie  in 
Bf^zup;  auf  die  öffentliche  Armenpflege  ganz  und  gar  an  die 
Stelle  der  einzelnen  Glieder  treten,  und  innbesondere  in  Bezug 
auf  Erw  erb  und  Verlust  des  Un terstützungswohnsi tzos 
einen  einheitlichen  Bezirk  bilden.  1  )ies  unterscheidet  sie  von 
jeder  anderen  Vereinigung  zu  einzelnen  Zwecken,  welche  nach 
aussen  d.  h.  im  Vcrhältniss  zu  dritten  Armen  verbänden  ohne 
jede  Bedeutung  ist,  sowie  von  den  Landarmenverbttnden,  welche 
zwar  auch  unmittelbare  Trüger  der  Armenlast  sind,  die- 
selbe aber  nicht  nach  Massgabe  des  Untersttttssungswohnsitzes^ 
sondern  gerade  beim  Mangel  eines  solchen  zu  ttbemehmen  haben. 

Vgl.  Preuss.  Ausf. -Gesetz  9  —  15.  Die  näheren  Normen 
betreffen  besonders  den  Massstab  fOr  Aufbringang  des  Armenauf- 
wandes,  aber  den  sehr  lebhaft  gestritten  wurde.  Man  einigte  sich 
schliesslich  im  Wege  des  Kompromisses  auf  einen  gemischten  Modus, 
nach  Massgabe  der  Klassen-  und  Einkommensteuer,  der  halben  Gewerbe- 
und  der  halben  Gmnd-  und  Gebäude-Steuer.  Das  Material  ist 
sehr  vollständig  mitgeteilt  bei  Arnold  S.  545  ff.  —  Von  bestehenden 
Gesamratarmenverbänden  kamen  die  in  Schlesien  (mit  Ausnahme  der 
Oberlausitz):  Rittergüter  und  Gemeinden  —  in  Neuvorpomraeni 
und  Rügen:  aus  Ortsebnfteu  und  (Uitsbezirken  gebildete  Kirchspiele 
—  in  Ilaunover;  aus  landiiclieii  Gemeiiidrn  gebildete  Samnitszemein- 
den ,  in  Betracht.  Ausserdem  nicht  küuuuuuale  Verbaude  (kou- 
fessionellej  in  Schleswig- Holstein  und  Hannover,  die  bei  der  Um- 
bildang  in  gesetzHche  ArmenTerbftnde  insoweit  anfrechterhalten 
werden  sollten,  als  sie  mit  den  kommanalen  Grenzen  ttbereinstimm- 
ten.  —  Sachsen  §  1  liess  es  bei  der  geltenden  Organisation  bewenden, 
welche  in  §  SO  der  Armenordovng  Ton  1840  nnr  Ober  die  Asso- 
ziation mehrerer  Heimatbezirke  zu  gewissen  gemeinsamen  Zwecken 
bestimmt.  —  WOrtemberg  Art.  8  gestattet  die  Yereinigong  mehrerer 
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Teilgeineinden  und  die  VereiniguDg  mehrerer  Gemeinden  eines  Ober- 
amtsbezirks  (Gesetz  Uber  die  Verhältnisse  der  zu&ammeag^tzten 
Gemeinden  vom  17.  September  1853.)  Ebenso  Sachsen -Weimar 
§  5,  Hecklenbnrg-Strelitz  §  2,  Braanschweig  §  4  und  die  meisten 
andern.  In  Oldenburg  nur  für  die  Fieekoiis-  and  die  Landgeoieln- 
den  Ahrenaböck  (Fstt.  Lübeck),  welche  einen  einheitlicben  Orts- 
Armenverband  bildet  —  revidirte  Gemeinde-Ordnnng  vom  30.  Mai 
1876  Art.  69  §  2. 

Der  Charakter  der  Gesammtannenverbiinde  als  Heimat  verbände 
ist  mehrfach  Gegenstand  der  bundesamtlichen  Entscheidung  ge- 
wesen. Vgl.  bes.  Eütsch.  vom  7.  April  1873  II  S.  53  und  vom 
25.  Mai  1878  X  S.  42  in  Bezug  auf  die  hannüverschen  Amtsueben- 
anlagevcrbände.  —  Auch  die  vom  3.  November  1877  IX  S.  81,  wo 
umgekehrt  ausgeführt  ist,  dass  die  Abmachung  zwischen  den  den 
OesammtannenTerband  bildenden  Gntsbezirken  und  Gemeiaden,  ge- 
wisse Kosten  allein  zn  tragen ,  nach  aussen  hin  gleichgültig  sei ; 
passiv  legitimirt  ist  allein  der  Gesammtannenverband. 

W&a  nun  die  wirkliche  Gestaltung  betrifit,  so  ist  —  so\*id 
bekannt  —  nirgends  von  der  Befugnis^  der  Vereinigung  trei- 
willig  Gebrauch  gemacht  worden.  Nur  in  den  eben  genannten 
Staaten  haben  sich  die  bereits  bestehenden  Oeeammtamen- 
verbände  erhalten'). 

Neuerdings  ist  der  Gedanke,  dieBildung  derartiger  grösserer 
Armenbezirke  durch  gesetzgeberische  Akte,  d.  h.  abo  im 
Wege  des  Zwanges,  h<rb  ei  zuführen,  lebhalt  hervorgetreten, 
und  ('l)ensowoh]  von  Anhängern  wie  von  Gegnern  der  Reiehs- 
gesetzgebuni,'  Ix'tiirwortet  worden.  Die  letzteren  lialten ,  wie 
schon  erwiilmt.  nur  in  diesem  Falle  die  Durelifiilirung  des 
Heiniat})rin/ip8  für  möglich,  während  die  ersteren  das  Ilaupt- 
g»'wieht  auf  die  erhöhte  Leistungsfkhigkcit  der  grösseren  Be- 
zirke legen,  ohne  das  Prinzip  des  Unterstützungswohnsitzes 
aufgeben  zu  wollen'). 


')  Vgl.  vor.  Aiini.  und  di«^  i)reus8.  Min.-Instr.  zum  Ausführuugs-^esets 
vom  11.  April  1H71  zu  §  Ü-  lö.  —  Uezii^licb  Würteinbergb  erklärte  der 
Minister  Oes  Innern  in  der  Sitsuii^  der  K.  d.  Standesbetren  von 
1.  Juni  \><^S,  dass  Vereinigungen  ^  mi  Teilgemeinden  zu  Gesammtarmen- 
vorbäuden,  auf  welche  hinzuwirken  durch  Miu.-Instr.  vom  SO.  Mai  1870 
die  Behörden  angewiesen  worden  wftren,  so  gut  wie  gar  nicht  m  Stande 
gekommen  seien.  -  Für  Preussen  ergiebt  dii'  > tat.  Korr.  vom  2.  Juh  lS>i>6, 
Hauptergebniase  der  Armenstatistik  fUr  1885,  dass  von  inflgesammt 
Ortsannenverbänden  nur  3383  gemischte  sind. 

*)  Die  Frage  ist  im  ^blick  auf  die  Reform  der  Annenpflege  in 
all^cnieinen ,  und  auf  die  Arinengf^sctzgebun;^  insbesondere  auf  I  i 
Koiif^ress  des  D.  V.  1882  in  den  drei  ausführlichen  von  Serffanlf. 
Elvers  uud  Germershausen  verfassten  Referaten  und  den  darauf 
folgenden  Verhandlungen  allseitig,  wemi  auch  etwas  kursorisch  erörtert 
worden.  Die?*  ist  das  wertvollste  Material.  —  Ausserdem  Im  ^  nders 
Gneis t.  Die  preuss.  Kreisordnune ,  Berlin  1870,  namentUch  ^.  lül  S-, 
femer:  Die  Verhandlungeu  beider H&user  des  Landtag  inPreusscu;  vgl. 
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Zur  Beprllndung  der  Notwendigkeit^  solche  Verbände  zu 
schaffen,  wird  vor  allem  auf  die  notorische  Leistungsnnlahig- 
keit  einor  sehr  ;iTossen  Zahl  von  Ortsannon verbänden  hin- 
gewiesen und  geltend  t^'^acht,  dass  dies«'  niemals  im  btiinde 
sein  würden,  den  Antord»'run,iren  dr-r  öfiVntlieh''n  Armenpflege 
fllr  sich  allein  zu  genügen,  während  vun  ihnn-  Vereinigung  zu 
grösseren  Verbänden  sicli  eine  bei  weitem  wirksamere  Armen- 

Sflege  erwarten  lasse.  Auch  wird  hervorgehoben,  wie  sehr 
ie  Abschiebung  abnehmen  würde,  wenn  sich  die  Armenlast 
von  vornherein  auf  grössere  Bezirke  verteilte,  und  wie  die 
Zahl  1  r  Landarmen  sich  vermindern  würde,  weil  schon  der 
Aufelt -halt  auch  nur  in  einem  der  zum  Gesammtarmenver- 
band  gehörigen  Bezirke  zum  Erwerbe  der  Heimat  i)ezw.  des 
T'iiterstützungswohnsitzes  in  dem  Gesammtarmenverbande  und 
nur  die  Abwesenheit  von  jedem  derselben  zu  ihrem  Verluste 
führen  würde 

In  Anseliung  der  Grösse  der  zu  bildenden  Verbände  sind 
die  VorsÄrhlüge  im  einzelnen  sehr  verschieden.  Während 
8eyffardt  in  Anbetracht  der  sehr  erheblichen  individuellen 
Verschiedenheiten  die  Bestimmung  des  Umfanges  dem  Er- 
messen der  hierzu  berufenen  Behörde  Überlassen  will  und  nur 
um  einen  Aidialt  zu  geben,  eine  Zwischeninstanz  zwischen 
den  Gemeinden  und  den  zunächst  übergeordneten  Verwaltungs- 
bezirken (Kreise)  empfiehlt,  bezeichnet  (ineist,  sowie  aucli 
Germershausen  die  Kreise,  Friedrieh  die  Gerichtsamts- 
bezirke  als  angemessen"  Tfeimatbezirke;  Klvers  und  Asch- 
rot  t  emi»tehlen  ganz  allueiuein  Verbände,  die  leistunjrsfUhig 
sind  und  von  denen  der  eine  dem  .'indern  mii^dieiist  an 
Leistungsfähigkeit  gleiclikummt,  in  besonderer  Bezugnahme 
auf  die  englische  Armengesetzgebung. 

Vgl.  Seyffardt  II  S.  3ü;  Gneist  S.  152;  Germers- 
hausen S.  160;  Friedrich,  Einleitung  S.  IV ;  Elvers  S.  141; 
Aschrott  S.  385.  Von  ftlteven  Scbriftstellem  geben  Merkmale 
fOr  Abgrenzung  der  Heimatbezirke  Dacbatel-KayiHe  S.  112: 
„Giebt  man  der  Heimatsberechtigong  viel  Örtlichen  Umfang,  so 
bleibt  mehr  Gleichheit  in  den  Arbeitslöhnen;  man  erleichtert  dem 
Arbeiter  die  Mittel  seinen  Unterhalt  zu  verdienen;  man  entfernt 
von  ihm  einen  Teil  des  viel-  und  mannigfachen  Drucks,  den  er  er- 
leiden muss;  niRii  verteilt  die  Last  der  Tnxe  gleichmäsFii'er .  man 
entzieht  die  Armen  den  Verwahrungsma^«- pLn  ln  der  einzelnen  Orte; 
man  vermindert  die  Streitigkeiten  der  Koiimiunen."  Kries  charak- 

die  Torietzte  Anmerkung.  —  Bemerkenswert  anch  Fried  rieb.  Einleitnng 
8.  IV  und  neuerdings  Asehrott     Auf  alle  disae  ist  im  Text  rarück- 

zttkoramen. 

^)  Auch  die  preuss.  Min.-Iustr.  vom  10.  April  1871  (zum  Auaflihrungs- 
gesets  Tom  8.  M%n  1871)  betont  diese  Gesichtspankte. 
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terisirt  ganz  allgemein  II  S.  341 :  «IHe  Doinizilgemeindeii  sollen  die 

Kreise  zusammenfassen,  in  welchen  sieb  das  Angebot  von  Diensten 
und  die  Nacbfrage  danach  im  allgemeinen  das  Gleidigewicht  haiten  . . . 
Den  Umfang  derselben  nicht  zu  klein  abzugrenzen,  wird  ebensosehr  im 
Interesse  der  Arbeitsuchenden  als  der  Arbeitgebenden  liegen.  Den 
Arbeitern  kann  es  nur  erwünscht  sein,  wenn  sie  auf  einem  möizlicbst 
grossen  Gebiet  völlig  ungehindert  lohnende  Beschäftigung  und  wohlfeile 
Wohnungen  suchen  dürfen  und  dabei  innerhalb  dieses  Gebietes 
gegen  eine  uberniassitje  Konkurrenz  sich  geschützt  üiiden," 

Gep^en  die  Sclialiung  solcher  Verbünde  werden  vcrücliie- 
dciic  Einwendungen  orhoben.  In  Ansehung  ihrer  kommunalen 
Eigenschaft  wird  von  einer  derartigen  Zusanunenieffung  die 
Desorganisation  der  Gemeinden  gefürchtet'),  sowie  davor  ge- 
warnt,  Mittelglieder  zwischen  Gemeinde  und  Sjreis  cinzn- 
schiehen,  da  sich  im  allgemeinen  die  diesen  Körperschaften 
fkbertragenc  Verwaltangsthiltigkeit  bewährt  habe  2),  Wenn 
man  die  Aufgabe  ernstlich  ins  Auge  fassen  wolle ,  so  müssjo 
ni;ni  überhaupt  die  Leistungsfähigkeit  der  komniunnlen  Ver- 
])aii(l(  untersuchen,  und  wenn  eine  Reform  in  dieser  Be- 
ziehung erfolgen  solle,  dieselbe  sogleich  auf  alle  GeKt^n-^täiide 
des  Gemeinwesens  erstrecken  —  was  aber  nicht  Saeln-  der 
Armengesetzgebung,  sondern  der  kommunalen  Reform  sei. 
Ausserdem  wird  eingewendet,  dass  auch  durch  ein  solches 
Zusammenlegen  bei  dem  geringen  Einkommen  der  einzelnen 
kleinen  Gemeinden  noch  immer  keine  lelstungsfohige  grössere 
Gemeinde  geschaflfen  werden  kOnne,  Vor  allem  aber  wild 
geltend  gemacht  und  für  Preussen  von  v.  Wintzingerode 
und  V.  Rei tz enstein,  von  Wielandt  für  Baden,  von 
Huzel  fiir  WiirtemlxTg  bezeugt,  dass  gegen  eine  solche  Ver- 
schmelzung eine  sehr  grosse  Antipathie  in  deu  Gemeiuden 
selbst  bestehe^). 

Ein  liedeiiken  schliesslich  hat  die  hier  vorf::t'sehla^ene 
Reform  mit  der  Uebernaiimc  der  Armen  last  aul"  deu  »Staat 
gemein:  das  Bedenken  kostspieliger  Wirtschaft  aus  gemein- 
schaftlichen Mitteln.  In  Ansehung  dieses  letzteren  Punktes 
wird  insbesondere  von  £]vers  und  Aschrott  auf  die  Not- 
wendigkeit gehöriger  Aufsicht  hingewiesen. 

§  133. 

Von  den  Erfalirungen,  die  in  Bezug  auf  Gesammtarmenver- 
bände  gemacht  worden,  sind  verhältnissmflasig  wenige  öffentlich 


V.  Miaskowski  a.  a.  O.  S.  64. 
^)  V.  Reitzeustein  iit  allen  seinen  diesen  Punkt  berQlursfiden 
Arbeiten,  namentlich:  I  8.  29.  II  S  152. 

A.  a.  0.  S.  00.  Auch  Joll^-  ä.  5.  6  meint,  dass  die  freiwillige 
Vereinigung  nicht  wahrscheinlich  sei;  sitdi  hält  ^  „die  gesetzlfehe  Ver> 
bindang  von  Gemeiiiden,  lediglich  damit  die  eine  der  anderen  lauten  tih 
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Ijokiinnt  gegeben.  Nur  die  Berichte  von  Gruiii brecht  und 
L  i  n  8  i  n  g  e  n ,  sowie  die  ältere  Darstellung  von  S  t  ü  v  c  bringen 
Nachrichten  über  d'w  Verhältniase  in  Ostfriesland,  denen  zu- 
folge in  der  That  die  Armenpflege  dort  eine  sehr  kostspielige 
ist.  Erst^'nr')  bemerkt:  „Di^  Kirchspielvorstiinde  stehen 
dem  Annen  terner  und  verfügen  über  Gelder,  die  ihnen  aus 
weiten  Kreisen  zur  Disposition  gestellt  werden.  Die  Folge  ist 
eine  mehr  oder  weniger  verschwenderische  Armenpflege  ge- 
wesen, wdche  die  Ansprüche  der  Armen  in  quali  et  quanto 
fortwährend  gesteigert  hat^  Stüve,  dessen  Ausführungen 
sowohl  wegen  eindringendster  Sachkenntniss  als  auch  des- 
wegen bemerkenswert  sind,  weil  sie  sich  auf  eine  weniger 
bewegte  Zeit  als  die  jetzige  (1851)  nnd  sehr  enge  Verhältnisse 
beziehen  —  St  live  oetont,  das«  bei  Bildung  grösserer  Armen- 
verbände der  einzelne  zu  ihm  gehörende  kleinere  Bezii  k  dafür 
zu  s'>rLr<'n  habe,  dass  wirklich  arbeits-  und  erwerbsfähige 
3\M*s(tneii  ihre  Kräft«*  auch  wirklich  verwendeten,  wozu  nicht 
sowohl  finanzielle  Upter,  als  eine  gewisse  Aufmerksamkeit 
und  Thätigkeit  seitens  der  Gemeinde  gehöre.  „Die  Nach- 
barn —  meint  er  —  können  ohne  sonderliche  Milhe  einerseits 
den  Trägen  überwachen,  andererseits  aber  auch  den  harten 
Hausherrn  oder  Arbeitgeber  veranlassen,  dass  er  seine  Pflicht 
thue.  Blähen  dann  Fälle  übrig,  wo  die  Gemeinde  dies  nicht 
Termagy  .  .  .  dann  ist  es  an  dem  gi'össeren  Verbände  hinzu- 
zutreten und  durch  Verwendung  oder  Bewilligung  dem  Uebcl 
abzuhelfen."  Und  weiter  unten:  ^Ueberall  maeht  sich  in  den 
Gf  III. Inden  ein  Dranj^  nach  Verkleinerung  der  Annen  verbände 
^flf  iid;  dieser  Dran^  ist  das  Mittel,  zweckmässigen  Anord- 
nungen Einsran^^  zu  verschafTen." 

Mit  den  vorstehenden  Bemerkungen  berührt  Stüve  ehi 
Moment,  das  bei  den  jüngsten  Erörterungen  ziemlich  unbe- 
achtet geblieben  ist:  die  Fähigkeit  zur  eigentlichen  örtlichen 
Armenpflege  auf  Seiten  der  ^mnenverblnde.  Es  ist  selbst- 
verständlich,  dass,  so  lange  man  an  der  gesetzlichen  Armen- 
pflege festhält,  das  einzelne  Glied  des  Gesammtarmenver- 
oandes  nach  wie  vor  Organ  der  vorläufigen  Unterstützung 
sein  und  den  hierfür  notwendigen  Aufwand  ersetzt  erhalten 
würde,  soweit  ihm  nicht  gewisse  Arm<'!i|)fl*"_r"f;illo  —  insbe- 
sondere Kranken-,  Waisen-,  GebreehHelien])H(';i:e ,  sowie  die 
Sorge  f\ir  arb<'it>sebeue  Personen  —  dureli  |::t'iH<'insame  An- 
stalten überhaui)t  abgenonmien  werden.  Nun  bildet  gerade 
die  vorläufige  FUröorge  durch  Arbeitsbeschaffung,  sowie  die 


nehme,  für  e'mo  Massre^ol  von  so  >  erletzendcr  Härte*  wie  »e  der  Staat 
nur  in  der  uussersteu  N'ot  ergreifen  darf**. 

>)  Grnmbrecht  8.  106;  Linein^en  S.  S2:  »  •  .  ;  wo  Jeder  fnr 
die  AniK  n  seinem  Orts  aas  dem  gemeinsamen  t^ckel  einen  thunlichst 
grosBen  Antheil  zu  erringen  bestrebt  «rar." 
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^emeiiieainti  Fürsorge  der  Geiutnudeiiniwulmer  durch  Natural- 
verpflef^ng  altersachwachor  oder  vorübergehend  bedürltiger 
Personen  eine  Art  der  üiiterütUtzung,  die  keine  wesentlichen 
Kosten  macht  and  doch  sehr  ntttsuich  und  zweckmässig  Ist. 
Man  darf  aber  nach  den  bisherigen  Erfiüirungen  annemnen, 
dass  die  Gemeinde  in  solchen  Fällen  es  vorziehen  wfirde, 
baare  Unterstatzungen  zn  gewähren,  wenn  sie  dieselbe) i  von 
dem  Gesaninitverbande  erstattet  erhielte^  und  in  allen  den  Fällen, 
wo  sie  aucli  ohne  fremde  Hülfe  etwas  ausrichten  könnte,  dies 
unterlassen  würde,  weil  sie  an  ihren  cijs^enen  Finanzen  keinen 
NutzPTi  da\'»n  }i;it.  Auch  ist  zu  erwägen,  «iass  <j;erade  in 
Anscliun«^'  (lor  in  laiidUclion  OoTiitM'nflon  überwie^iMKien  Natiiral- 
uiiterstiitzmigen  die  M-hoii  ])oi  I »c.spnx'lmn^^  der  StaatsariiHMi- 
pflc^^^c  lu'i'vorgehobene  Schwierigkeit,  ja  UniiKiglichkeit  einnr 
Veranselilammg  derselben  in  Geld  die  gegenseitige  Abreclmung 
sehr  erschweren  oder  in  Bezug  auf  diesen  Teil  des  Aui- 
wandes  unmöglich  machen  wttrde. 

Gleichwohl  ist  dies  zweifellos  kein  Punkt  ^  an  dem  der 

fanze  Vorschlag  zu  scheitern  brauchte;  man  kann  sehr  wohl 
ie  gemeinsamen  Veranstaltungen  erheblich  ausdehne,  bei* 
spielsweise  die  so  sehr  schwer  fallenden  haaren  Erstattungen 
nach  auswärts,  die  Krankenpflege  u.  u. ,  und  dennoch  die 
Fürsorge  ftlr  Personen,  denen  lediglich  Olxlach  und  Nahrung 
zu  gewähren  ist,  bei  der  einzoliKMi  Oenn'inde  belassen. 
Es  würde  noeli  immer  tler  sehr  s<-1iw<m'  wie<j^nnrle  Vorteil  blei- 
ben, dass  eine  j4;rosse  Zahl  von  (ieniein<len  einen  einhfitlichen 
Heiniatbizirk  bilden  nnd  zu  den  kostspieligsten  Veranstal- 
tungen der  Armenptleg(;  leistungstlihiger  sind.  Auch  dart" 
man  annehmen,  di\&s  eine  energischere  Handhabung  der  Auf- 
sicht,  als  sie  bisher  üblich  gewesen,  viele  üebelstände  ver- 
hindern könnta  Hierauf  komme  ich  noch  in  einem  anderen 
Zusammenhange  zurück^). 

Auch  den  Umstand ,  dass  die  Bildung  der  Glesammtver^ 
bände  im  Wege  des  Zwanges  erfolgen  müsste  und  zunächst 
grosser  Antipathie  bege^^nen  würde,  wird  man  ftlr  keinen 
durchschlagenden  Grund  halten  dürfen,  dieselbe  abznlehnen. 
Schliesslich  sinrl  alle  Veranstaltungen  dieser  Art  Zwangsakt«^, 
welche  dan  als  rielitiü;  Erkannte  durchznfllhren  bestimmt  sind. 
Hier  kann  nur  die  Meinung  des  ( resetzgebera  als  der  ma^ 
gebenden  Instanz  entscheidend  sein. 

S  134. 

Dagegen  kommt  dem  letzten  Einwand,  dass  die  Zu* 
sammeni^ung  überhaupt  nur  wtlnschenswert  sei,  wenn  fsfe 

MVgl.  auch  die  Bemerkangen  von  Kfichler  im  D«  Y.  a.  a.  O.  S.  57, 
Oisf  Wintzingerode  S.  ^  und  unten  §  216  ff. 
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:sich  auf  alle  Ocf^enständt?  dos  Gomeindewcsens  erstreckte,  und 
l^nz  allgemein  leistungsfähigi.'  Kommnnalkörper  achaffie,  wo 
«a  an  denaelbeu  fehlte,  grosse  Bedeutung  zu. 

Eb  mOcht«  sweekmtoig  sein,  bem  Mf  diesen  Einwand  niber 
-eingegangen  wird,  einen  Blick  anf  die  bexflgliche  engliacbe  6e« 
aetzgebiing  zu  werfen;  sie  ist  die  einzige,  welche  dererdge  Ver* 
•einigongen  planvoll  durchgeführt  hat  md  auf  welche  von  einigen 
der  oben  genannten  Schriftsteller  vorzugsweise  hingewiesen  wird. 
Die  öffentlirhp  Armenpflege  in  England  ruht  von  Alters  her  auf 
den  Kirchspielgemeinden,  bei  welchen  sie  bis  heute  verblieben  ist  : 
Gesetze  Heinrichs  Ylll.  von  1535,  der  Elisabeth  von  I6ul 
(das  noch  heute  grundlegende),  sowie  die  grosse  Koditikation  vom 
14.  August  1834;  vgl.  Aschrott  besonders  S.  8.  10.  54. 
Auch  in  England  trat  die  Leistungsunfäbigkeit  vieler  Kirchspiele 
—  wobei  aber  noch  einige  andere  Umstände  ala  in  DentacUand 
nlUpielten  —  schon  früh  bervor;  sie  wurde  snnicbat  durch 
^e  Besttmmting  zn  beseitigen  gesncbt,  daaa  für  arme  Kirebsplele 
Ton  andern  Kircbapielen  derselbai  Hnndertschaft  beaw«  derselben 
Orafschaft  zur  Armenlast  beizutragen  sei,  eine  Bestimmung,  welche 
•der  bei  uns  ttblichen  BeihUlfe  an  unvermögende  Ortsarmen?er^ 
bände  entspricht  (ItiOl).  Der  Gedanke  eigentlicher  Vereinigung 
tritt  dann  [zuerst  1723  im  Zusammenhang  mit  dem  für  England 
später  so  bedeutungsvoll  gewordenen  Arbfit^ltausprinzip  hervor,  in- 
tern die  Verbindung  mehrerer  Kirclis])irle  zur  Errichtung  von 
ArbeitshÄusern  gestattet  wird.  1782  wird  durch  die  sogenannte 
Oilbert's  Act  bereits  die  Vereinigung  mehrerer  Kirchspiele  zu  ge- 
meinaamer  Annenverwaltung,  mit  welcher  die  Errichtung  eines  ge- 
neliisamen  Arbdtahanses  ?erbii]ideii  war,  zugeiaseen.  Die  EinfUimng 
dea  Oesetiea  in  den  einielnen  Kirchspielen  —  dessen  ttbrige,  sehr 
tiefgreifende  Yorschriften  hier  nicht  iateressiren  —  wurde  von  der 
Znatimmang  von  '/a  der  Stenersabler  abhingig  gemacht. 

Sehr  viel  weiter  ging  die  grosse  Reformakte  von  1834.  Bei 
gleichzeitiger  provisorischer  Errichtung  einer  obersten  Armenbehörde 
gib  sie  dieser  die  Befugniss,  so  viele  Kirchspiele,  als,  dieselbe  fttr 
xweekmftssig  hielt,  für  die  Zwecke  der  Arme&verwaltung  zu  einem 

Armenverbande  (u  n  i  o  n)  zwangsweise  zu  vereinigen,  wobei  aber  jedes 
Kirchspiel  die  Kostpn  für  seine  Armen  gesondert  tragen  sollte.  Ausser- 
dem sollte  von  den  iirtlu  heii  Armenbehrirden  ff^nardians)  mit  Zu- 
stimmung der  obersten  liehorde  angeordnet  werden  dürfen,  dass 
die  Union  in  Bezug  aut  ilie  Niederlassung  als  ein  Bezirk  be- 
liandelt  werde,  in  welchem  Falle  die  Armenausgabeu  gemeinschaftlich 
zu  bestreiten  siud.  Und  endlich  sollte  es  zulässig  sein,  dass  die  Kireb- 
apiele  der  nnion,  sofern  sie  in  derselben  Oraäebaft  and  onter  der 
Jurisdiktion  desselben  Friedensrichters  belegen  sind,  bezflglich  der 
Erbebmig  der  Armenstenern  als  ein  Kirchspiel  zu  bdiandeln  sind. 

Yon  den  im  Vorstehenden  angedeoteten  MAgliehkeiten  der  Ver- 
einigung wnrde  von  der  Zentralbehörde  ein  znnftchst  sehr  vorsieh- 
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tiger,  den  verschiedensten  Ri^cksirhton  Rechnung  tragender  Gebrauch 
gemacht.  Namentlich  galt  es,  die  Verbände  gross  genug  zu  gestalten, 
um  sie  leistungsfähig  zu  machen,  nicht  zu  gross^  om  die  persönliche 
Kenntniss  und  Kontrole  tlber  die  Ein/ellieiten  der  lauieudeu  Ver- 
waltung  za  gefährden.  Die  ränmliche  Ausdehnung  der  Bezirke, 
sowie  die  ToraaBsichUiche  Höhe  der  Annenlasten,  du  Yorhaaden- 
Sehl  oder  der  Haogel  eines  Arbdtsbanses  war  zn  berftcksichtigen. 
Vgl.  Asch  rot  t  S.  66  vnd  S.  177. 

Es  kann  hier  auf  das  Detail  nicht  näher  eingegangen  werden. 
Ueber  den  weiteren  Verlauf  dieser  Gesetzgebung  ist  zu  bemerken»  daae 
sie  ihren  wesentlichen  Abschluss  fand  durch  die  1865  erlassene  so- 
genannte Union-Cb?irf?enbil!ty  Act.   An  Stelle  des  Kirchspiels 
wurde  der  Armenverband  zum  alleinigen  Träger  der 
A  r  m  e  n  1  as  t  ge m  a  ch  t.    Der  Zentralarraenbeliörde  wurde  gleich- 
zeitig die  Bet'ugniss  eingeräumt,  auf  Antrag  vuu  ^  lo  der  Steuerzahler 
die  Teilung  grosserer  Kirchspiele  oder  die  Vereinigung  abgesondert 
gelegener  Teile  eines  Kirchspiels  mit  dem  benachbarteu  Kirchspiele- 
zwecks Herstellung  geeigneter  ArmenTerbftnde  anzoordnen.  Noch  mehr 
erweitert  wurden  diese  Befngnisse  durch  die  Gesetzgebnng  von  1879^ 
1880—1882,  durch  welche  die  Behörde  ein  naheza  nnbeschrUnkte» 
Recht  erhielt,  Annenverbände  durch  Auflösung  bezw.  Zusammenlegung 
TOB  Kirchspielen  auch  ohne  vorherigen  Antrag  der  Grundeigentümer 
neu  zn  formiren,  zwei  oder  mehrere  Armenverbän(^e  für  einzelne  Zwecke 
der  Armenfürsnriio  zu  vereinigen.    Nur  wenn  im  ersteren  Fall  *  lo 
der  Grundeigentümer  widerspricht .  soll  es  der  Bestätigung  des 
Parlaments  bedürfen.    Vgl.  Asciirott  S.  103  ff.  und  128  tf.  — 
Die  Verschiedenheiten  der  einzelnta  Verbände  sind  sowohl  in  Bezug 
auf  die  Armenlast,  wie  auf  die  Grosse  und  Seelenzahl  sehr  betrachi- 
liehe.   Im  ganzen  giebt  es  gegenwärtig  649,  von  denen  die  Uehr- 
zahl  15—60000  Einwohner  hat;  doch  sind  8  mit  ttber  200000,  4 
mit  unter  8000  vorhanden.    Nur  darin  sind  alle  gleichartig,  dass 
Jeder  Verband  sein  eigenes  workhouse  hat  A.  a.  0.  S.  183. 

Man  wflrde  nun  aber  die  Entwicklung  dieser  Seite  der  eng- 
lischen Armengesetzgebong  nicht  verstehen  ,  wenn  man  einseitig 
das  Werden  und  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Gesammtverbände 
betrachtete.  Zwei,  ja  eigentlich  drei  Punkte  pind  f  ?.  die  daneben 
ins  Auge  zu  fassen  sind:  vor  allem  die  Stellung  der  Aufsichts- 
behörde und  die  Regelung  des  Heimat  rechts ,  endlich  auch  die 
Bedeutung  der  Verbände  als  kommuiiakr  Körper.  Wie  es  über- 
haupt die  englische  Gesetzgebung  cbarakterisirt,  schrittweise,  man 
darf  sagen,  experimentell  vorzugehen,  so  hat  sie  auch  neben  all- 
mählicher Zulassung  des  Eingreifens  seitens  der  Zentralarmen* 
behdrde  behufii  Schaffung  geeigneter  Verbftnde  diese  BehArde 
selbst  aus  den  geringen  Anfängen  einer  Kommission  zur  Unter- 
suchung des  Armenwesens  in  eine  feste  und  ständige  Behörde  mit 
weitreichenden  Aufsichts-  und  Verwaltungsbefugnissen  allmählich 
umgebildet;  und  gleichzeitig  ist  eine  wohlgeordnete,  höchst  lebendig 
¥firkende  Zwischernnstanz  zwischen  den  lokalen  Armeubehörden  und 
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dem  Zentnlamt  geschaffen  und  entwickelt  worden »  die  f&r  Dnreh- 
fUmmg  und  Erhaltung  gleichmässiger  Gnmdfltttse  mit  bestem  Erfolge 

Sorge  trägt').  Zweitens  besteht  neben  dem  eigentlichen,  <1em  dent- 
sehen  ähnlichen  Heimatrecht  die  Vorschrift,  dass  ohne  Rücksicht 
auf  die  Heiniatzü^e^mripkeit  die  Ausweisung  aus  dem  Aufenthalts- 
orte nur  erfolgen  darf,  wenn  innerhalb  des  ersten  Jahres  eine 
Hülfsbedlirftigkeit  hervorL'etieteii  ist.  Es  ist  also  das  strenge 
Heini:iti crht  in  seinen  Wirkungen  auf  den  Verbleib  der  Individuen 
voUKomnien  abgeschwächt  und  ein  ähnliches  Verhältniss  geschaffen, 
wie  es  in  Baiem  seit  Einführung  des  Reicbgesetzes  über  die  Frei- 
zügigkeit besteht.  Die  Heimnt  hat  yomefamlich  nur  noeh  eine 
finanzielle  Bedeutung  in  Bezug  anf  Entattnng  etwaiger  Aufwen- 
dung^ 

Endlich  aber  hat  die  Armengemeinde  in  England  für  die 
Kommunal  Verwaltung  eine  nur  aus  ihrer  historischen  Entwicklung 
verständliche  eigentümliche  Bedeutung.  Denn  obwohl  sie  einerseits 
mit  dem  kirchlichen  Gemeinwesen,  aus  dem  sie  hervorgegangen, 
riiciit  mehr  identisch  ist  nnd  sich  andrerseits  mit  rh  m  massgebenden 
Itülitischen  Verwaltungsbezirk  nicht  immer  deckt,  so  ruht  dennoch 
in  England  der  Schwerpunkt  der  lokalen  Verwaltung  in  der  Armen- 
verwaltung, welcher  allmählich  andere  Gegenstände,  vor  allem  Schul- 
und  Wegewesen,  Gesundheits»  und  Registerwesen  asgeechlossen  wmrdtti 
sind.  Dieser  Umstand  macht  noeh  gegenwftitig  die  Armenstener  za 
einer  oft  unertrftglicben  Last»  weil  auch  die  Bedflrfhisse  für  die  zu- 
letzt genannten  Zwecke  nach  dem  Armensteuerfuss  durch  Zuschläge 
gedeckt  werden  und  die  ohnehin  unrichtige  Grundlage  der  Armensteuer 
nodi  mehr  yerschieben.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  durch  das  auf  der 
Besteaemng  vom  Grundertrage  bemliondc  Syctem  ein  '^ehr  iirf^'^or  Teil 
des  Nutzens,  den  die  gute  englische  Armen  Verwaltung  mit  sich  bringt, 
illusorisch  gemacht  wird.  Vgl.  Aschrott  S.  225  ff.  und  auch 
V.  Reitzen  stein,  Kommunal  -  Finanzwesen  in  Scbönbergs  Hand* 
buch  III  S.  619. 

Und  dies  dürfte  vor  allem  der  Punkt  sein,  welcher  die  in 
Ansehung  einsdtiger  Schaffung  Ymi  kommunalen  Sonderverbänden 
geltend  gemachten  Bedeoken  als  sehr  berechtigt  erechdaen  lässt. 


§  184. 

Mit  Aiisnalune  jenes  Teils  von  Nürdwestdeutat  hland ,  in 
welclicm  auch  ^eg^enwärtig  die  auf  der  Grundlage  dvö  Kirch- 
spiclb  aul'gcbauteii  Geöammtiirmcii verbände  noch  vorhanden 
smdf  ist  in  Deutschland  nicht  die  Kirchengemeinde ,  sondern 
die  politische  Gemeinde  dieOrondlagc  eines  alle  kommunalen 
Recnte  und  Pflichten  in  sich  begreifenden  Gemeindetebena 
gewesen  und  geblieben.   Unter  diesen  Rechten  und  Pflichten 


>)  Vgl.  hierüber  unten  |  220. 
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nimiat  die  Armenunterstütziing  insofern  eine  bedeutende  Stelle 
ein,  als  sie  dem  altgewohnten  Verhältniss  der  heimatgenda- 
sischen  Zugehörigkeit  eine  bfsonrl  inhaltrnicho  Bcstätigun^r 
giebt.  Während  aber  di«^  für  die  Ri rchengemeinde  wesf'Tit 
lieh  ste  Aufgabe,  christliche  Gresinnung  durch  Werke  zu  bethäti^eii. 
alliiiähh'cli  zu  einer  weltlichen,  übonvii^gnnd  polizeilichen,  der 
kirchlichen  Gcmciuschaft  in  diesem  Ma^sse  fremden  Armonpfleg.' 
überleitete  und  so  eine  starke  Heterogen ität  der  kirchlichen 
und  weltlichen  Armengemeinde  zur  Folge  hatte,  blieb  der 
deutschen  Heimatgemeinde,  auch  nachdem  das  heimadlcbe 
Verhflltniss  in  jenem  älteren  Sinne  erhebliche  Einbusse  ge- 
litten hatte,  diese  wichtige  Verpflichtung  zur  Armenpflege  als 
eine  öffenÜich-reclitlielie  Funktion,  welcho  weder  mit  dem 
Wesen  noch  mit  der  Fähigkeit  der  politischen  Gemeinde  in 
Widerspruch  steht. 

Da  mithin  die  Koniniunal-Armcn[)iief^e  in  Deutschland 
mit  den  Veranstaltungen  der  örtlichen  Sicherheits-  und  Sittlich- 
keitspflege auf  der  einen,  mit  der  allgemeinen  Wohlfahrts- 
pflege auf  der  andern  Seite  aufs  engste  verknüpft  erscheint, 
80  kann  man  nicht  wohl  diese  eine  Funktion  ohne  weiteres 
aus  dem  Rahmen  der  allgemeinen  kommunalen  Angaben 
herauslosen,  besondere  Verbünde  hierfUr  schaffen,  die  weder 
in  historischem  noch  natürlichem  Zusammenhange  stehen,  und 
deren  einzelne  Glieder  an  den  Veranstaltunjj^en  der  andern 
gar  kein  Interesse  haben.  Es  käme  hierbei  weiter  in  Be- 
tracht, dass  solche  Vereinigunpff^n,  wenn  sie  richtig  funktioniren 
sollen,  niclit  nach  d^ni  ]>oliti.s(hen,  oft  willkürlichen  Abgren- 
zungen, sondern  nacli  doni  örtlichen  Bedürfnis«  sich  richten 
müssten,  dass  es  also  sehr  zweckmässig  schoinon  konnte,  ein- 
zelne Gemeinden  verschiedener  Verwaltungsbezirken  zusammen- 
zufassen^) ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  zu  verschiedeneu  Kreisen, 
Provinzen,  ja  selbst  zu  verschiedenen  Bundesstaaten  gehören. 

Man  würde  der  bestehenden  Verbindung  der  Gemeinden 
mit  den  genannten  höheren  Verwaltungsbezirken  ein  Zwischen- 
glied einfügen  müssen,  das  aus  dem  Rahmen  der  Verwaltungs- 
organisation herausfiele  und  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten 
verursachen,  den  gewohnten  Zusammenhang  zerreissen  würde ; 
und  ;rerade  in  dieser  Beziehung  wird  man  sich  durch  das  Beispi'^1 
Enirlands  w;irn*Mi  lassen  müssen,  wo  die  Zusaninn'nle^iinjx  zu 
Ot'sanuntaruiinverbänden  zum  Teil  unter  Nichtbeachtung  der 
Graföchaftsgrenzen  durchgeführt  ist. 

Nach  einem  Berichte,  welchen  ein  selüot-coinmittee  on  Boundarie?. 
of  Parishes,  Unions.  ('onntips  u.  s.  w.  im  Jahre  1873  erstattete, 
darchschiüttcn  von  den  649  bestebeodeii  Annenverbänden  181  die 


Man  denke  beispie  1» weise  an  die  oldenburgiscben  «i^nklaven 
Irübtek  und  Biikenfeld,  an  die  preusstaehen  in  Thttiingen  und  Oldeobuig» 
an  die  batrisefaen  in  der  Pfala  u.  a.  m. 
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Graf  Schaftsgrenzen  und  la*;Gn  viele  Armenvcrb&nde  in  3  Grafschaften. 
VlM.  A  Schrott  S.  67  Anm.  1  und  S.  12;J  Anm.  2.  —  Eben- 
da >ell)e  bemerkt  S.  07 :  „Durch  diesen  1"  ehicr,  dessen  ganze  Trag- 
weite >ich  erst  später  zeigte,  als  man  eine  Reihe  anderer  Zweige 
der  Lukal Verwaltung  auf  die  liabis  der  Armeuverbande  stellte,  ward 
eine  Verwirrung  in  der  gesanimten  Lokalverwaltung  des  Landes 
hervorgerufen,  an  deren  Beseitigung  man  heatmtage  mit  grosser 
Hobe  nnd  grossen  Opfern  arbeitet,  weil  sich  dieselbe  der  ftr  er^ 
förderlieh  gehaltenen  Xenoiganisation  der  Lokalverwaltiing  als  ein 
bis  jetzt  onflbersteigbares  ffindemiss  entgegenstellt.'^  y.  Reitsen- 
stein  bemerkt  I  S.  27  :„  ...  nur  bei  der  vollen  Bemessung  ihrer 
Zuständigkeit,  wie  ihn  die  Gesetzgebung  der  Staaten  des  europäischen 
Kontinents  im  allgemeinen  ausgebildet  hat.  vermag  die  Ortsgemeinde 
ihren  Beruf  als  eines  Regulators  der  gesaminten  L<'l<al Verwaltung  zu 
erlüileu;  durch  Auflösung  derselben  in  Spezialurganismen  würde 
dieselbe  jener  Eigenschaften,  vermöge  deren  sie  die  Ciruiullage  der 
selfgovemementalen  Institutionen  bildet,  weseniHch  entkleidet  werden. 
Es  würde  damit  die  Bahn,  auf  der  sich  die  Entwicklung  der  eng- 
lischen kommonalen  Organisstion  in  den  letzten  Jahren  in  ihrem 
29acht«il  bewegt  hat,  betreten  nnd  Jener  Znstand  nnwirtschaftUchen 
Aaseinandergehens  der  wirtschaftlichen  Zweige  der  örtlichen  konmrn- 
nalen  Verwaltung  angebahnt  werden,  wie  er  in  England  die  in 
neuerer  Zeit  ebenso  von  den  leitenden  Staatsmännern,  wie  von  der 
öffentlichen  Meinung  des  Landes  immer  mehr  gewürdigte  dunkle 
Kehrseite  der  dortigen  selfgovemementalen  Einrichtungen  bildet/ 

Würde  man,  um  diesen  UebolbtiHKl  /m  vermeiden,  den 
vonSevffardt  besonders  nachdrücklich  betonten  und  zweifel- 
los wicLtigsten  Gesichtsjpunkty  nur  das  individuelle  Bedllrfnisa 
bei  etwaiger  Zusammenlegung  entscbeiden  zu  lassen,  aufgeben, 
und  nach  Gncists  und  Germershausens  Vorschlag  die 
Kreise  —  beide  haben  die  preussischen  im  Auge  —  oder 
nach  Friedrichs  Vorschlag  die  Gerichtsamtsbezirke  —  F. 
meint  die  sächsischen  —  als  Gesammtarmenverbände  konsti- 
tnir^'u ,  s<»  hätte  man  ywnr  den  Vort'Ml,  TTfiTuatLezirke  von 
getiügciid  jrrdssf'm  Unitaii;;e  zu  erhalten;  aber  alle  die 
anderen  erhotittn  \'nrtei](;  wtinlen  unzweifelhaft  m  Wegfall 
kommen.  Es  winden  nämlich  dann,  mit  Ausnahme  der 
preussisclien  Pro vinzial verbände  (ledoch  ohne  Ostpreussen) 
und  des  Königreichs  Sachsen,  welche  gegenwftrtig  jo  einen 
Landarmenverband  bilden,  die  übrigen  neu  zu  schaffenden 
Heimatbezirke  den  bisherigen  Landannenverbänden  ent- 
sprechen. In  Ostpreussen,  wo  noch  gegenwärtig  die  Kreise 
die  Funktionen  des  Landarmen  Verbandes  haben,  würden  sie 
vollkommen  identisch,  in  Wtirtemberg,  in  welchem  die  Ober- 
ämter als  L.-A.-V.  fungiren,  eher  noch  grösser  sein  .  von  den 
kleineren  Staaten,  die  ohnehin  kleiner  sind  als  die  preussischen 
Kreise,  also  namentlich  den  beiden  Lippe,  den  beiden  Reuss, 
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<leu  beiden  Schwarzburg,  sowie  W'a Irl *>ck  und  Mecklenburg- 8 tr«^- 
lit?:  jranz  zu  gcsciiwrigon.  Um  dif  immer  sosehr  betonte sittliclie 
Einwirkung  auf  die  Armen  zu  enuuglichcn,  müsste  also  den  G«*- 
meinden  di)ch  wieder  die  Fürsorge  fUr  die  einzelnen  Individuen 
übertragen  werden,  obwohl  dieae  nicht  bei  ihr,  sondern  in  dem 
GesMumtarmenvermuide  beheinuitet  sind.  Wahrachdnlicli  würde 
eine  so  heschaffsne  Etniichtong  nicht  blos  die  UebelBtände  dee 
Landarmen  Wesens  nicht  verringern,  sondern  umgekehrt  diegmnae 
öffentliche  Armenpflege  diesen  Uebelstttnden  in  verstänctem 
3Ia0se  zufuhren.  Uobrigens  ist  hierbei  noch  hervorzuheben,  dass 
es  zur  Konstituirung  der  Kreise  als  Gesammtarmrnvorbände 
eines  Reichsgesetzes  bedürffn  würde.  Wie  ol>en  dart'^If^pTt  wnrdf^, 
sind  andere  als  aus  (remeinden  und  Gutsbezirken  be^itchende 
Vereinigungen  als  unmittelbare  TrHger  der  Arnienlast  nach 
liegen  wärt  i  gor  Liige  der  Gesetzgebung  nicht  statthaft. 

Vgl.  oben  S.  158.  Dies  muss  überhaupt  im  Auge  behalten  werden, 
düss  CS  sich  hier  immer  om  die  unmittelbare  Uebemabnie  der  Arnien- 
last handelt.  Von  den  zahlreichen  Versuchen  und  Möghchiieiien, 
die  Ortsarmenverbärule  durch  AbnahiHc  gewisser  besonders  belasten- 
der Kategorien  von  ArmenpHegefdllen  zu  eutlasteo,  wird  unten  zu 
bandeln  sein. 

Die  Grosse  der  preosaschen  Kreise  bewegt  sich  regelmässig 
zwischen  50 — 60000  Einwohner.   Hiervon  machen  nur  die  Kreise 

der  Provinzen  Hannover  ond  Hessen  -  Nassau  eme  AosDahme,  die 

flberwiegeod  zwisclien  20 — 10  000  Einwohner  zShlen.  Dagegen  fin- 
den sich  erhebliche  Ueberschreitaugen  dieser  Ziffer  namentlich  in  den 
an  grosse  Städte  gprenzcndcn  ländlichen  Kreisen,  sowie  in  den  be- 
deutenden Industriebezirkon.  So  zählen  nach  der  neuesten  Volks- 
zählung vom  1.  DezLiiil  er  1885  die  KreibL  Niederbamim  147  747, 
Teltow  163  145  (Brandenburg).  Waldenburg  117  668,  Oppeln 
115809,  Beuthen  131  922,  Kattowitz  105  354.  Ratibor  130  2ö5 
(Schlesien),  Dortmund  134229,  Hagen  135  359  (Westfalen),  MiiUl- 
heim  a.  Ruhr  151 846,  Essen  186  III,  Solingen  115443,  Gladbach 
188400,  K61n(Land)  189519,  Saarbracken  124867«  Aachen  III  209 
<BheinpTOvinz).  Die  Hohenaollernschen  Oberiünter  liaben  eine  dnrch- 
achnittliche  Einwohnerzahl  Yon  15000.  Vgl.  die  TOrlinfigen  Er- 
gebnisse der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1885  für  Preusseo, 
herausgegeben  vom  Statistischen  Bureau.  —  Ueber  die  Amts- 
gerichtsbezirke vgl.  Pfafferoth,  Jahrbuch  der  «leutschen 
Gerichtsverlassu n für  18SG,  licymann  1886,  S.  51,  wo  die  durch- 
schnittliche Zahl  der  Eingesessenen  eines  Amtsgerichts  für  jeden  Ober- 
landesgerichts -  Bezirk,  und  S.  76  ff.,  wo  für  die  einzelnen  Amts- 
gerichte die  Zalil  der  Gerichtseingesessenen  angegehen  ist.  Abgesehen 
von  den  durch  grosse  St&dte  beeinflussten  Oberlandesgerichts- 
Bezirken  (Hamburg,  Berlin,  Breslau,  Stuttgart  n.  a.)  gebt  die  Zahl 
durchschnittlich  nicht  aber  20000  hinaus;  am  niedrigsten  Kassel 
mit  10810  und  Rostock  mit  12780,  im  einzelnen  aber  doch  sehr 
verschieden. 
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§  185. 

Was  nun  aber  auch  von  den  im  Vorstehenden  *  ntw  ickclten 
Oesichtspuukten  aus  sich  gegen  die  Bildung  von  Sonder- 
^ememden  und  grösseren  Heimatsbezirken  sagen  lässt,  und 
wie  schwer  aach  gerade  die  dagegen  geltend  gemachten  Be> 
denken  ins  Gewicht  fallen »  weu  sie  von  den  gründlichsten 
Kennern  des  kommunalen  Wesens  herrllhren,  so  lässt  sich  doch 
-die  Meinung  nicht  abweisen,  das»  etwas  geschehen  müsse  und 
dass  man  mit  diesbezüglichen  Reformen  nicht  wohl  bis  zur 
Durchführung  einer  oft  erörterten,  viel  ersehnten,  aber  nach 
Lage  der  Verhältiiisse  nicht  in  naher  Aussicht  stehenden  all- 
gemeinen konirrüinulen  Rt;torm  warten  könne.  Nur  muss  man 
dabei  im  Augr  behalten,  da^ss  dies  Bedürfniss  bei  weitem  nicht 
für  alle  Genieinden  vorliegt  und  von  vornherein  von  jeder  ge- 
nerellen Re;<i'lung  Abstand  genommen  werden  müsste.  Aueli  ist 
CS  durchaus  nicht  das  Moment  der  LeistungsfUhigkeit  allein, 
welches  zu  dieser  Erwägung  veranlasst:  derLeistungsun&higkeit 
würde  auch  in  solcher  Weise  nicht  ttWall  abgeholfen  werden 
können.  Vielmehr  ist  es  ein  anderes  Moment,  das  in  der 
Literatur  fast  immer  nur  ganz  beiläufig  berührt  worden  ist  und 
gleichwohl  wichtiggenugerscheint;  um  diebesondereAulmerksam- 
keit  zu  erwecken:  es  ist  dies  das  V^erhältniss  der  unmittelbar 
benachbarten  Gemeinden,  deren  politische  Abgrenzung  weder 
mit  der  natürlichen  noch  mit  der  sozialen  Abgrenzung  not- 
wendig zusammenikllt,  und  deren  BevölkorTmi::  unter  dem 
Schutze  vollkommener  Freizügigkeit  unautiiorlicli  sich  mit 
einander  vennisclit,  ohne  dass  EintlüHse  hierfür  massgebend 
sind,  welche  im  übrigen  <lie  Bevölkerungsbewegung  bestimmen 
und  einen  Ausgleich  im  Sinne  des  wirtschaftlichen  Aetj^ui- 
ralents  zur  Folge  haben.  Umgekehrt  w^ird  dieser  an  sich  — 
wie  darzulegen  versucht  wurde  —  höchst  gesunde  Gedanke 
hier  zu  einer  Art  Eanrikatur,  insofern  als  ein  ganz  scharfer 
Oegensatz  von  Wohngemeinde  und  von  Arbeitsgemeinde 
«ich  herausbildet;  während  die  Arbeit  der  umwohnenden  Be- 
völkerung in  Wahrheit  sehr  häufig  der  Nachbargemeinde  zu 
gute  kommt,  ist  nach  dem  nivellirenden  Prinzip  des  Unter- 
8tützungswohnsit'/es  <d)(»nso  gut  wie  n-uAi  dem  der  Heimat  die 
Wohngemeinde  zur  Armenversorgung  verpflichtet. 

Zwei  Arten  iiMchbarh'cher  Gemeinschaften  sind  es  nun 
vor  alb'Tn ,  die  iaerbei  in  Betracht  fallen :  die  grossen  Städte 
und  die  ihnen  henaehbarten  Vorstädte  und  Landgemeinden, 
«ofern  sie  besondere  kommunale  Körperschaften  bilden,  und 
<He  Gutsbezirke,  die  von  L m  Ii^emeinden  umgeben,  dem 
Verbände  einer  derselben  uiciit  angehören.  Hier  wird 
unter  Umständen  die  durch  die  Gesetzgebung  geschaffene 
günstige  Lage  mit  Bewusstsein  ausgentltzt  und  von  den 
Beteiligten  auf  Anziehung  einer  fluktuirenden  Bevölkerung^ 
4Üe  fUr  sie  arbeitet,  und  gleichzeitige  Ansiedelung  derselbea 
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in  den  benachbarten  rTf>nTrnKl»Mi  hingewirkt.  In  '^vns«>n 
Städten  g^eschieht  dies  treilicii  iiitlit  direkt,  weil  die^>  ciniack 
unmöglich  wäre;  dort  unterstützt  die  Gemeindeverwaltung^ 
mciöt  nur  indirekt  die  Neigung  der  Arbeiter,  in  der  weniger 
kostspieligen  Umgegend  zu  wohnen,  indem  sie  für  gute  und 
billige  Verbindungen  mit  der  Stadt  Sorge  trifft. 

Dagegen  steht  es  auböer  Zweifel,  dass  Gutsbezirke  durch. 
Abbrechen  bezw.  Nichtemchtung  von  Arbeiterwobnungen^ 
durch  Verbot  eines  über  die  geaetslichen  Fristen  sum  Erwerb 
des  Unterstützungswohnsitzes  ninausreichenden  Aufenthaltes  *\ 
durch  Abechluss  kurser  Dienstkonti  ikte,  mit  Bewusstsein  sich, 
der  gesetzlichen  FUrsorgepflicht ,  die  mit  gutem  Bedacht  an 
den  mit  Arbeit  Verbundenen  Aufenthalt  geknüpft  ist,  zu  ent- 
ziehen suclien.  Ueberden  Schaden,  w«^le]ien  hierdurch  die  Wohn- 
gemeinden erleiden,  ist  allerdings  Zuverlässiges  nicht  bekannu 

Einige  ganz  dürftige  Zahlen  weisen  bezüglich  Berlins  daraoT 
bin,  dass  hier  ein  arges  Misswfaftltaiss  vorliegt  Unter  den  Laad- 
gemeinden,  welehe  unmittelbar  und  ohne  jeden  merkbaren  üeber- 
gang  an  das  Weiehbild  Berlins  sieh  anschUeisen,  nad  Rixdorf  und 

Scfaöneberg  die  einzigen,  für  welche  in  der  preass.  Finanzstatistik 
▼on  1883  84^)  spezielle  Zahlen  mitgeteilt  sind.  Hier  ergiebt  sicik 
nun  das  Folgende: 


Es  hatten 

JSiowohiier 

Ausgabeu 
für 

Armenpflege 

auf  den  Kopf  der  Beitt^ 

keiTing  entfielen 

an  direkten  an  G»  nieinde- 
8taate8teuera  abgabcu 

in  Mark      |       in  Muk 

8chöiiebexg  .   .  . 
Rixdorf  .... 

11 180 
18  729 

s  624 
42300 

8.95 

3.78 

Schöneberg  also  mit  seiner  geringeren  Einwohnerzahl  hatte  eine 
mebr  als  doppelt  so  starke  Stn;its??teuerkraft  nls  Hixdort;  aber  es 
erhob  einen  geringeren  Betrag  an  Gemeindeabgaben  und  ^^  endete 
den  fünften  Teil  von  dem  für  Armenpflege  auf,  was  Rixdorf  auf- 


M  \'gi.  oben  §  95.  —  Als  eine  der  Wirkungeu  der  sog.  PeelVAct 
von  1846,  welche  eine  Erleichterung  der  Freizügigkeit  besweckte,  aber 
at;ch  krinrn  Unterschied  zwischen  Arbeits-  und  Dieustort  ninc!ite,  wird 
hervorgehoben;  „Dieser  offenbare  Fehler  des  Gesetzes  wurde  von  vieien 
Fabriknerren  und  Grossgrun^besitzern  schuell  erkannt  und  rridiKeKit 
ausgenützt  Die  Fabrikberren  errichteten  Arbeiterwobnnnffen  in  benach- 
barten Kirch?*p5rlen ;  r^ie  GroBsjjnindbesitzer  pm  bton  nach  Kräften  die 
Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  in  ihrem  Kirchspiele  zu  verhiodenir 
ja  et  wird  sogar  berichtet,  dass  sie  vorhandene  Arueitwwobiiinigal  mV 
Drechen  liessen."  Vgl.  Aschrott  8.  76. 
A.  a.  0.  i^. 
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weod^tB.  Di«fle  Zahlen  bestätigen,  was  jeder  mit  den  Verhältnissen« 
Rekannte  weiss,  dass  Schöneberg  ein  vorgeschobener  Posten  des 

Berliner  Westens  mit  teilweise  sehr  wohlhabender  Bevölkerung  ist,, 
wahrend  Rixdorf  vorwiegend  von  unbemittelten  Arbeitern  bevfilkert 
ist,  die  dort  wohne  n  und  in  Berlin  zur  Arbeit  gehen.  Daa  ist 
also  ein  ganz  nnzweifelhaftes  Missverhältniss. 

Dieses  Anwachsen  der  Vorstädte  und  Nachbargemeinden  hält 
mit  dem  Wachsen  der  grossen  btädle  gleichen  Schritt,  wie  auch  die 
oeneite  Yolkaifthlimg  ergiebt.  Von  Städten  weisen  die  grösste  Zu- 
nalune  der  BeyAlkenug  von  1880  aaf  1885  auf: 

Lndwigshafen  (Mannheim)  um  42  ^/o 
Charlotteobnrg  (Berlin)  -  40  ^/o 
Ottensen  (Hamborg)  -  d2Vo 
Undenatt  (Leipzig)  -   26  ^/o. 

Vgl.  Denteebe  Bnndaebaa  f.  Oeogr.  q.  Stat  Jahrg.  8  S.  177.  — 
Speziell  dae  koloeeale  Wachstum  der  am  Berlin  angrenzenden  l&nd- 
licben  Gemeinden  mag  ans  folgenden  Angaben  erhellen.  Es- 
zählten: 


die  Gemeinden 

1885 

1880 

ZoDabme  roa 

im  bis  85 

in  Prozent 

liebtenbeig  

15  842 

12626 

85.5 

Nea-WeiMensee  

7805 

8888 

87.8 

ReiniekendoTf .  ..... 

7216 

5127 

40.8 

Pankow   

5  061 

3  769 

34.3 

.Scböneberg  

1.5  904 

11  180 

42.3 

Groes-Lichterfdde  .   .  •  • 

5  900 

4  049 

45.7 

ftiedenaa  •  

2187 

1802 

64.1 

Vgl.  a.  a.  0.  S.  7.  — 

In  Ansehnng  der  Gntebezirke,  die  T<Nr  allem  im  Osten  der^ 
prenssisehen  Monarchie  in  Betracht  fallen,  lässt  sich  annehmen^ 
dase  zum  Teil  noch  grossere  Iffissverh&ltnisse  obwalten,  die  vor 

allem  durch  die  eigentümliche  Natur  derselben  zu  erklären  sind. 
Denn  die  Gntsbezirke  sind  in  erster  Linie  nmfriedete  Privatbesitze- 
gen,  ans  denen  jeder  nach  Hansrecht  ausgewiesen  werden  kann, 

sofern  er  nicht  den  ünterstützimgswobnsitz  erworben  liat ;  erst  in  dero 
Momente  des  Erwerbes  wird  der  Gutsbezirk  Träger  der  öfleiitlich- 
rechtlichen  Verpflichtung  zur  Armenlast,  als  welcher  er  den  eigentlich 
kommunalen  Körperschaften  koordinirt  ist  Vgl.  hierzu  oben 
S.  264. 

Ueber  die  Eiuwohuerzalil  der  Gutsbezirke  ist  durch  die  Be* 
vOlkemngsstatistik  bekannt,  dass  sie  in  sehr  angleicher  Weise  he»- 
T51kert  sind  und  sehr  angleichen  Ümfang  haben:  ?on  15808  Gnts- 
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bezirken,  die  gegenwärtig!  in  Prens'^en  gezählt  wcrlen.   hahon  54 
TTiehr  als  looo  Einwohner  (darunter  LaurahUtte  und  Antonienhütte 
im  Kreise  Kattowitz  mit  91 9^^  \md  4040  E.\  257  zwischen  500  nnd 
1000.  7210  zwischen  100  und  oHi)  u.  s.  w.  bis  herab  zu  1153  liut?- 
öezirkeu,  welche  eine  AVohnbevölkcrung  von  15  Personen  haben  (da- 
runter 50  mit  je  4,  30  mit  je  3),  und  116,  welche  anbewohnt  sind. 
Vgl.  ZeitBekr.  d.  preui.  »tat  Bor.  1885,  Stat  Korr.  8.UI.  IMe  Zahl 
•derGaUbesirket  welche  flelbsUndige  OrtflanneiiTerblEnde  bilden,  beMgt 
gegenwftrUg  11 860.  Vgl.  a.  a.  0.  1886,  Stat  Korr.  t.  8.  JalL  — 
Dagegen  ist  Ober  ihre  Finanzverhältnisse  so  gat  wie  nicbta  bekannt. 
In  der  preuss.  Fin.-Stat.  fdr  1883/84  wird  hiertkber  S.  261  be- 
merkt:   „Bei  den  Gutsbezirken  sind  die  Ausgaben  und  Einnahmen 
Ifommnnaicr  Xatur  so  untrennbar  mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  rnvat^s irtschaft  verbunden,  dass  nicht  nur  deren  ziffermiissiizo  Aus- 
sonderung, sondern  selbst  nur  eine  überschlägliche  bchatzung 
sich  als  eine  Unmöglichkeit  erweist"    Aehnlich  schon  Preuss.  Stat. 
V.  1849  lid.  4  S.  429.   —  Es  wäre  jedenfalls  von  hohem  Wert, 
in  dieser  Beziehung  eingehendere  örtliche  Untersuchungen  auzu- 
-stellen,  namentlich  darüber,  wieviel  Individoen  in  der  Wobngemeinde 
der  Armenpflege  anhdmfallen,  die  in  den  Naehbarbesirken  zur 
Arbeit  gehen,  ich  kann  aaf  diese  Art  örtlicher  Untersnchnng,  die 
ich  in  meiner  Abliandlung  über  Armenstatistik  in  Conrads  Jahrb. 
1886  H.  6  S.  435  ff.  aosftthrUcli  dargelegt  habe,  hier  nicht  näher 
eingehen.    Es  scheint  mir,  als  wenn  nberhaupt  eine  örtliche  Unter^ 
suchung  gerade  der  Verhältnisse  in  den  Gutsbezirken  auch  in  Hin- 
jsicht   auf  kommunale   Reform   ausserordentlich  wertvoll ,   ja  die 
eigentliche  Vorbedingung  einer  durchgreifenden  kommunalen  Reform 
:6ein  würde. 

Wttrde  man  im  Verfolg  derartiger  Untersuchungen  zur  Auf- 
deckung vorhandener  Missstände  und  ihrer  Ursachen  kommen, 
80  würde  meines  Erachtens  in  diesem  einen  Punkte  das  Bedenken 
bezüglich  der  Seliaflriin«!^  besonderer  Bildungen  ohne  allgemeiner»' 
kommunale  Umbildung  gegen  die  Notwendigkeit  einer  AhhültV 
in  Bezug  auf  die  Arm(mpflege  zurücktreten  und  mindestens  ein 
Versuch  mitSchaO  üug  grosserer  Heimat-  und  Armenpfle^ebczirke 
gemacht  werden  müssen.  Dreierlei  hätte  man  hierbei  zu  beachten. 

Erstens  mttsste  in  Ansehung  der  Zusammenlegung  Zwang 
4peQht  werden  dürfen:  eine  Befugniss,  die  durch  die  Landes- 
.gesetzgebung auszusprechen  wäre;  von  der  Befugniss  dttrÜte 
aber  kein  aDgemeiner,  sondern  nur  ein  besonderer  Gebrauch 
ttherall  da  gemacht  werden,  wo  die  Verhältnisse  dies  erfordern 
4md  ermöglichen.    Zweitens  müsste  ein  allgemeiner  Armen- 


>)  Die  ReiobagesetzKebuMg  ist  hienu  nicht  kompetent,  weil  es  sich 
vm  Fragen  der  inneren  Verwaltimg  handelt.  Die  allgemeine  Ermächti- 
ffong  zur  Bildung  von  Gesammtarmenverbänden  ist  ja  b»Teiti»  dur^h  ^  H 
des  Gesetze  vom  6.  Juni  löTu  erteilt   VgL  die  Bemerkuog  oben  S.  37^. 
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fbnda  errichtet  werden,  zu  dem  sämmtUclie  Verbände  beizu- 
tragen hätten  uihI  aus  dem  der  Aufwand  der  einzelnen  Verbände 
diesen  ersetzt  würde;  es  würde  sich  um  ein  Verff\lir<'n  handeln, 
wie  (\:is  von  R  o  c  Ii  o  11  und  Wittgenstein  für  die  gesammte 
Annenhist  vorgeschlagene,  bei  dem  eine  preg^enseitige  Ab- 
rechnung Htattfindet,  so  dass  einzelne  Verliaiide  zuzuzahlen, 
andere  etvNiu»  lierauszubekommen  hätten.  Doch  würde  es  sich 
zur  Verhütung  von  Missbraucb  empfehlen,  die  einzelnen  Ver- 
bftnde  einen  Teil  des  Aufwandes  ohne  Ürstettung  tragen  zu 
lassen  —  ein  in  London  zur  Anwendung  gekommenes  System, 
auf  das  ich  noeh  ausführlich  surttckkomme — unten  §  167  — ^. 
Drittens  aber  mflsste  die  Verwaltung  und  Aufsicht  eine  der- 
artige sein,  dass  sie  den  gesammten  Bezirk  ohne  Mtthe  zu 
tibersehen  vermag  und  durch  ein  geordnetes  Rechnungswesen 
Art  und  Mass  der  Verwendungen  zu  kontroliren,  sowie  auf 
zweckmilssige  und  wohlfeile  Armenpflege  hinzuwirken  im  Stande 
ist.  Auch  hierauf  komme  ich  uoch  zurück.  Vgl.  unten,  be- 
sonders §  224. 

Es  Hesse  sieh  von  solchen  Massregeln  für  einen  eng«?r 
umgrenzten  Bezirk  sehr  wohl  gerechtere  Verteilung  der  Armen- 
last, bessere  Armenpflege  und  Verhinderung  der  Abschiebung 
erwarten. 


2.  VereiBigitiigen  zu  euuelnen  Zwacken  der  Armenpilege. 

§  136, 

Die  Vereinigung  mehrerer  Ortsannenrerbände  zur  Uebung 
der  gesammten  Armenpfl^e  sowie  zu  einzelnen  Armenpflege- 
zwedken  ist  ebenfalls  aurdk  die  Reichsgesetsgebung  gestattet 
Siennleracheidet  sichrechtlich  von  demOesammtarmen  verbände 
dadurch,  dass  sie  nicht  gleichzeitig  einen  Heiroatbezirk  bildet  und 
dass  nach  aussen  hin  jeder  der  an  der  Vereinigung  teilnehmenden 
Ortsarmenverbände  der  verpflichtete ,  aktiv  und  passiv  legi- 
timirte  Tr^fr^r  der  Armenlast  bleibt  Th?itsfic]ilich  würde  eine 
solche  Vereinigung,  sofern  sie  die  gesammte  A  i-mcnptlege  um- 
fasste,  in  ihrer  Wirkung  dem  Gesammtarmenverbande  fast  gleich- 
stehen ,  weil  sie  den  einz<ilnen  Verband  von  der  alleinigen 
Fürsorge  lur  Personen,  die  ihm  durch  Heimat  oder  Unter- 
stutzungswohnsitz  angehören,  entlasten  würde.  Aus  diesem 
Gründe  werden  denn  auch  gegen  die  Bildung  solcher  Ver- 
einigungen fthnliche  Bedenken  erhoben,  wie  gegen  die  Geaammt- 
annenverbftnde ,  insbesondere  das  Bedenken  wegen  Verviel- 
fiütigung  der  mit  der  Armenpflege  befassten  kommunalen  Gr- 


^)  Doch  sind  alle  Bildungen,  weiche  nicht  auf  dem  Grunde  der  Ge- 
aeindeTerfsastuig  benhea,  aQadraadiehaQqgeschlosBSD.  VgL  oben  S.160. 
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ganismen^).  Und  aus  demselben  Gnui  l«  ist  s  wuiil  zu  er- 
klären, dass  —  mit  »  iiu  r  einzigen  weitci  iiiü' zii  nennenden  Aua- 
uuliiue  —  Vereinigungen  dieser  Art  nirgends  vorkommen. 

Dagegen  sind  Yereinigungon  zu  einzelnen  Zwecken  häufiger; 
dieselben  sind  namendlcD  durch  zwei  MissstKnde  TmolaMt 
worden :  «nmal  die  Leistongsanfilhigkeit  der  kleinen,  vor  allem 
der  ländlichen  Gemeinden  und  zweitens  das  Vagabundenunweaen» 
Wie  es  einleuchtet,  dass  vereinigte  Kräfte  finanziell  leistungs- 
fähiger sind^  als  die  einzelne  Kraft,  so  ist  es  auch  klar,  daaa 
egcn  das  Vagabuiidircn  —  ein  Verhalten,  dessen  Name  bereits 
en  Aufenthalt  an  verschiedenen  Orten  andeutet  —  dor  Scliutz. 
nur  ein  wirksamer  sein  kann,  wenn  ihm  an  allen  Orten  gleich- 
mässig  Widerstand  geleistet  wird.  Meist  sind  es  diese  beiden 
Gesichtspunkte  zusammen,  welche  fürdieVereinignngmassj^rebend 
gewesen  sind;  doch  überwiegt  bald  der  eine,  bald  der  andere. 
Das  Moment  der  Leistungsunfähigkeit  Uberwiegt  bei  den  sog. 
Bezirksarmenhfluserni  das  der  Vagabundenbelütonpfiuig' 
beiden  Arbeits- undKaturalyerpfl  egungs  Stationen, 
Die  Darstellung  dieser  ^  >  i  .mstaltungen,  die  im  Folgenden  ge- 
sondert zu  geben  sein  wird,  mchöpft  das  Mass  dessen,  was 
auf  dem  Wege  der  Vereinigung  zu  Sonderzwecken  geleistet 
worden  ist,  bezw.  zu  leisten  gewünscht  oder  voigeschlagen  wird. 

a.  Die  Besirksamenhiaser. 

Die  Frage  ist  abgssehoi  toii  der  Erörterung  im  allgemeiDeD 
Znsammenhaage  des  Armenweseiis  Gegenstand  sehr  eingebender  nnd 
ÜBSt  durchweg  sehr  vortrefflicher  monographischer  Darstelliing 
worden.  Dies  gilt  namentlich  von  den  folgenden  Arbeiten:  Leh- 
mann,  Zur  Frage  des  sächs.  Armen wesens,  1858.  —  Bitze r, 
Die  Bezirksarmenhiiuser  im  Königr.  Sachsen,  1864.  —  Ii  all* 
bau  er,  Zur  Frage  des  sächs.  Armenwesens  und  der  Selbstver- 
waltung: ländlicher  Gemeinden  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den 
Armen versorgungsvercin  der  Amtslandscbaft  Meissen,  1868.  — 
R  e  n  t  z  s  c  h  bei  Emminghaus  S.  1 91  fF.  —  B  ö  h  m  e  r  t,  Zur  Statistik 
der  sächs.  Bezirksarmenanstahen,  in  der  Zeitschr.  des  k.  sächs.  stai, 
Bar.  Jahrg.  29  S.  151  ff.,  vgl.  auch  Jahrg.  28  S.  41  ff.  —  Drei  Referate 
Ar  deBD.V.  f.  A.  u,  W.,  und  swar  1888:  Ladwig-Wolf,  Ueber 
die  Frage  der  ArmenbeschftftiguQg,  nebst  zwei  Anhängen:  I.  Tabel- 
larische  Zusammenstdlung  der  MitteilnngeB  Uber  die  sur  Beschif- 
tigung  Armer  im  Reich  bestehenden  Anstalten.  II.  Die  Bezirks- 
Armenhäuser  und  die  Bezirks-Arbeitsanstalten  im  Königr.  Sachsen; 
Drucks.  Nr.  3,  Stenogr.  Ber.  S.  36  ff.  —  1885:  Ziller,  üeber 
die  Einrichtung  von  Bezirks-  (Kreis-)  Armenhi^n«=ern :  Drucks. 
Xr.  9.  —  Huzel,  Beriebt  Aber  die  Frage  der  En  ichtung  von 
Kreis-  oder  Bezirksarmeiihäusern,  nebst  2  Anlagen;  Drucks. 
Nr.  10,  Stenogr.  Ber.  S.  73  ff. 

s)  Vgl.  namentlich  Beitzenatein  a.  a.  0. 
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§  137. 

Der  Begrift'  der  „Leistungsunftlliigkeit"  ist  in  Bezug  aut* 
■die  hier  in  Kede  stehenden  Veranstaltungen  in  einem  etwas 
enf^eren  Sinne  als  dem  einer  „gans  allgemeinen  Leistongsunfldiig* 
kett**  zu  verstehen.  Muss  es  sich  nämlich  hei  den  Ansahen  der 

Armenpflege  immer  darum  handeln,  die  hedttrftigen  Individuen 

in  der  ihnen  angemessensten  Weise  zu  untorstützen,  vor  allem 
<daB  Mass  der  noch  vorhandenen  Arbeitsfähigkeit  richtig  aus- 
zunutzen, 80  setzt  die  Verwirklichung  dieses  Grundsatzes  zweierlei 
voraus:  einmal  da.s  Vorhandensein  von  Arbeitsgeleg<'nheit  und 
ferner  die  Möglichkeit,  die  Unterstützung  Suchenden  zur  ArVieit 
anzuhalten^).  Arbeitsgelegenheit  ht  nun  meist  in  kleineren 
Oemeinden  nicht  vorhanden  und  eben  deshalb  die  Möglichkeit 
eine  sehr  geringe,  die  Gewährung  der  Unterstützung  von 
Arbeitsleistung  abhängig  zu  machen.  Dies  führt  entweder  dazu, 
<die  Armen  gänzlich  zu  vernachlässigen  oder  sie  ohne  Bflcksicht 
Auf  ihre  Würdigkeit  zu  unterstützen.  Der  Erfolg  ist  in  heiden 
Fällen  ziemlich  der  gleiche,  nämlich  körperliches  und  morali- 
sches Herunterkommen  der  Bedürften:  da  die  ungenügend 
Unterstützten  gezwungen  werden,  durch  Betteln  sich  das 
Fehlende  anderweit  zu  verscliaffi'ii,  während  die  arbeitstahlgen 
Unterstützten  zum  Müssiggang  und  zur  Zuchtlosigkeit  geradezu 
verführt  werden.  Eine  besondere,  fast  in  allen  kleinen  Ge- 
meinden wiederkehrende  Erselieinungsfonn  einer  derartigen 
Armenpflege  sind  die  Annenhäuser,  in  denen  die  Angehörigen 
jeden  Alters  und  Geschlechtes,  arbeitsfähige  und  arbeit'5uiitähige 
Personen  zusammengepfercht  werden,  lieber  den  unwürdigen 
Zustand  dieser  Häuser,  die  vielfSMsh  als  „Brutstätten  des  Lasters 
und  der  Verkommenheit^  bezeichnet  werden,  herrscht  bei 
4dlen  Sachverständigen  nur  eine  Stimme-). 

Diese  mit  der  Kegelm ässtgkett  einer  Naturerscheinung  be- 
«obacliteten  Zustände  fUhrten  nun  zu  der  £rwägung,  ob  es 
nicht  möglich  sei,  durch  Arbeitsveranstaltungen  in  grösserem 
Massstabe:  auf  der  einen  Seite  bei  jedem  Arbeitsfähigen  die 
Gewährung  *'h)ov  Unterstützung  von  vorgängiger  Arbeits- 
leistung abhängig  zu  machen,  und  auf  der  anderen  Seite  für 
die  wirklich  Arbeitsunfähigen  einen  menschenwürdigen  Auf- 
enthalt herzustellen.  Und  weil  derartige  Veranstaltungen  selbst- 
verständlich wieder  von  dem  Vorhandensein  genügender  finan- 
'zieller  Leistungsfähigkeit  abhängig  waren,  so  gelangte  man  dazu, 
die  Vereinigung  mehrerer  Verbände  zu  den  vorbezeichneten  Zwe- 
cken ins  Auge  zu  fassen,  welche  fUr  grössere  Bezirke  Anstalten 
errichten,  in  denen  die  Armen  untergebracht  und,  soweit  sie  zur 
Arbeit  filhig  sind,  zum  Arbeiten  angehalten  werden  können«  Bezirk 


))  Aosfihrlicher  hiexQber  unten  §  197  ff. 
*)  Vgl.  hierttber  näher  oben  S.  Ml 
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in  dem  hier  p^empinten  Sinne  ist  aber  nicht  notwendig  identisch 
mit  dem  |>oliti.sehen  kleineren  oder  grösseren  Verwaltungs- 
bezirke. .Sündern  bedeutet  lediglich  ein  mehr  oder  minder 
grossei»  Gebiet,  innerhalb  dessen  die  Vereinigung  mehrerer 
Armenverbftnde  in  Bezug  auf  die  gmiannten  Zwecke  statt- 
findet Besirksarmenhans  ist  im  engeren  Sinne  der  technische 
Ausdruck  für  derartige  den  gemeinschaftlichen  Zwecken 
dienende  Anstalten  geworden. 

§  138. 

In  Deutschland  sind  die  ältesten  Bezirksarmenhäuser  in 
Ostfriesland  und  Selileswip^-Holstein,  also  eben  da  zu  tin- 
den,  wo  GesaiDiiitariiiunvcrbände  bestehen  oder  bestanden  haben 
und  die  Uebiuif;  gemeinschaftlicher  Armenpflege  eine  alt- 
gewohnte ist  oder  war.  Vor  allem  sind  in  Seldeswi^- Holstein 
in  den  vierziger  Jahren  derartige  Anstalten  errichtet  und  so 
bewährt  gefunden  worden,  daas  man  mit  ihrer  Einrichtimg  fort- 
f&hrt  und  gegenwärtig  etwa  80  in  sfimmtlichen  Kreisen  der 
Provinz  bestehen.  Dieselben  sind  ihrem  Wesen  nach  Armen- 
pflegeanstalten ^  in  denen  ein  Zwang  zum  Eintritt  sowie  zum 
Verbleiben  nicht  besteht  Es  wird  ihnen  der  Erfolg  nach- 
gertihmt,  dass  nach  ihrer  Errichtung  die  Zahl  der  Unter- 
stützung suchenden  Armen  abgenommen  und  sich  die  An- 
stalten als  Mittel  bewährt  hätten,  wirklich  Bedürftige  von  den 
MUssiggäogem  zu  scheiden^). 

§  139. 

Ausser  den  genannten  sind  diesbezügliche  Veranstaltungen 
in  grösserem  Massstabe  und  über  das  ganze  «Staatsgebiet  verbreitet 
nur  im  Königreich  Sachsen  vorhanden.  Dieselben  werden  in 
der  Kegel  als  Muster  angestellt  und  sind  in  der  Literatur 
Gegenstand  vielfältiger  eingehender  Darstellung  geworden.  In 
der  That  sin  1  sie  in  zwei&cher  Richtung  beachtenswert:  ein- 
mal weil  sie  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  der  gemeinschaft- 
lichen Zwecke  aufweisen,  und  zweitens,  weil  sie  nicht  als  ein- 
malige Schöpfung  der  Staatsbehörden,  sondern  unter  dem 
Druck'*  der  erhcblidisten  Missstände  durch  freiwillige  Vei*eitt*- 
thätigkeit  allmälilic  !i  entstanden  und  fortentwickelt  sind. 

§  80  der  sächsischen  Armenordnung  vom  22.  Oktober  1840 
empfahl  bereite  die  Assoziation  mehrerer  Heimatbezirke ,  „um 
die  Ausfuhrung  von  Massregeln  zu  lohnender  Beschäftigung 


»)  Vel.  die  steuogr.  Verlmudl.  des  D.  V.  188o  S.  80.  81.  —  Die  An- 
gaben in  Uuzels  Keterat  a.  a.  O.,  der  nur  29  Anstalten  nennt,  sind  wäh- 
rend der  Verhandlung'  durch  den  Landenat  t.  Graba  in  der  im  Text 
angegebenen  Weise  richtig  gestellt. 
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arbeitsfflhiV^'i*  Ainien  aucli  für  kleinere  imd  Jtrmere  Ortschaften,, 
denen  es  iür  sich  allein  an  den  l\iorzu  erfonlt'rnclioii  "Ntitt*'!?! 
fehlt,  ftlr  welche  aber,  zur  möglichsten  Venuinderung  der 
Arnuit  und  Unterdrückung  der  Tiirht  nur  ihnen  selbst^  sondern 
vui  jiclinilieli  auch  den  benachbarten  Orten  lästigen  Bettelei, 
solche  Veranstaltungen  am  aller  nötigsten  sind,  zu  erleichtern'*. 
Doch  sollte  die  BuduDg  grosserer  Annendistrikte  zu  diesem 
Zwecke  „vorerst  nur  versuchsweise  auf  eine  gewisse  Anzahl 
Jahre  mit  Vorbehalt  der  Aufkündigung  und  Verlängerung 
auf  anderweite  Fristen  erfolgen"  89  a,  a.  O.),  was- 
ttberhaupt  der  auch  in  der  Vollzugsinstruktion  zur  Armen- 
ordnung ausdrücklich  ausgesprochenen  Meinung  des  Gesetz- 
^rcbors  entsprach,  dnss  es  sich  nur  um  den  Hinweis  und  das- 
Empfehlen  solcher  Veroiniirini«?rTi  handeln  könTite.  wo  ein  Be- 
dUrfniss  hierzu  vorhanden,  jeder  Zwang  aber  lern  bleiben  sollte. 

AVie  aber  die  Krkenntniss  der  Uebelstandc  i'egelmässig 
der  Auüiiidiuig  und  Aiinendun^  etwaiger  Heilmittel  er- 
heblich vorauszueilen  pHegt,  so  blieb  auch  der  30  a.  a.  O. 
zunächst  ohne  praktische  Folgen.  Erst  die  Notstände  am 
Ende  der  vierziger  Jahre  und  die  mit  ihnen  wieder  stärker,, 
vielfiich  unerträglich  werdende  Bettlerplage,  sowie  die  Be- 
lästigung der  Landgemeinden  durch  arbeitascheue  Anne, 
führten  zu  mannigfacher  Erwägung  der  Abwehr,  und  damit 
zur  ernstlichen  Aufnahme  jenes  Gedankens  planmässiger 
Vereinipmg.  Hieraus  entstanden  denn  zunächst  ganz  frei- 
willij^c  Vereinigungen  von  Landgemeinden  und  Ritterguts- 
bcHitzern  zu  Bezirksarmenvereinen,  df^ren  bis  Anfan^r  1857 
im  ganzen  63:  1417  Ortschaften  bezw.  liittergüter  umfassend^ 
gegründet  wurden. 

Um  aber  das  gemeinschaftliche^  schon  in  seinen  AuiUugen 
als  sehr  nützlich  erkannte  Vorgehen  nicht  wieder  hem 
Herannahen  besserer  Zeiten  erschhäTen  zu  lassen^  wurde  von 
einigen  Seiten  zur  öffentlichen  und  allgemeineren  Verhand- 
lung der  dtesbezUglic  ben  Fragen^  insbesondere  der  Frage  der 
zwangsweisen  Beschäftigung  der  arbeitsscheuen  Armen,  ge* 
drangt.  Es  fanden  Versammlungen  statt,  deren  Ergebnis» 
die  Regierung  zur  Einbringung  eines  Gesetzentwurfes  (vom 
27.  Ai)ril  185R)  veranlasste,  bei  welchem  davon  ausge- 
gangen wuixlc,  daüs  notwendig  die  Grundlage  der  freiwilligen 
Yereinijrungen  beizubehalten,  diesen  aber  statt  der  hiisberigen, 
wesentlri  ii  negativen  Richtung  ein  mehr  positiver  inlialt  und 
dadurch  zugleich  eine  gewisse  Garantie  der  Dauer  zu  geben 
sei.  Der  Oesetisentwurf  sah  daher  neben  geeigneten  Veran- 
staltungen zur  Abwehr  des  Bettels  die  Gründung  gemein- 
schaftlicher Armen-  oder  Arbeitshäuser  sowie  ge- 
meinschaffcKche  Massregeln  behufs  Kindererziehung,  Kranken- 
pflege,  Gründung  von  Sparkassen  und  Bethulfen  an  unver- 
mögende Ortskassen  in  geeigneten  Fällen  vor.  Jedenfalls. 
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sollte  die  IVsL  li;lt'ti;^uiig  der  arbeitsftlhigen  Annen  das  iniiulcste 
Muäö  dessen  darsteiieii,  was  die  Vereinigiaigeii  zu  leisten  Lätten^ 
4im  vom  Staate  als  „Bezirksarmen vereine"  im  Sinne  des  Ge- 
setzes anerkannt  zu  werden.  Und  zwar  sollte  diese  Anerkennung 
nicht  bloa  eine  formelle  Bedeutung  haben^  sondern  den  Vorständen 
>der  Vereine  die  höchst  wichtige  Befugniss  zu  Diszipliiuuniuas- 
regeln,  namentlich  aber  daaa  gewfthren,  Zwang  zur  Arbeit 
•olme  Daswlschenkimflt  der  PoliseibehOrde  eintreten  su  lassen. 

Der  Entwurf  kam  nicht  zur  Verabschiedung.  Vielmehr 
machten  sich  damals,  ganz  ähnlich  wie  in  England  gegenüber 
dem  Workhonae-System  erhebliche  Bedenken  gegen  die 
Ortlndung  von  Bezirksarbeitshäusem  geltend,  die,  ebenso  wie 
m  jenem  Lande,  darin  gipfelten,  dass  die  Anstalten,  wenn 
^ie  zweckmässig  sein,  insbesondere  die  Individuen  naeh  Alter 
und  Geschlecht  getrennt  halten  sollten,  sehr  kostspielig  sein 
wüi-den,  um  so  mehr,  da  man  hieneben  der  eigentlichen 
Korrektionsanstalten  nieht  würde  entbehren  können.  Auch 
sei  der  Wert  der  Ansukbarnienpflege  ein  sehr  bedingter;  in- 
dividueU  bessernde  Massregeln  vermlSge  nur  die  eigendiche 
Ortsarmenpflege  m  treffen;  auf  deren  Verbesserung  hinni- 
wirken  müsse  das  Ziel  sein. 

Die  Regierung  beschränkte  sich  nunmehr  darauf,  die 
Missstände  der  G^meindearmenhäuser  zu  kennzeichnen^)  und 
4Us  Hauptgrundsätze  für  Verbesserung  der  örtlichen  Amien- 
verwaltung  aufzustellen:  die  Verhütung  des  Missbrauohs  der 
Armenhäuser  zur  Unterbringung  arbi'itsseheuer  Personen, 
sowie  die  Fürsorge  für  die  in  den  Armenhäusern  befindlichen 
Kinder  und  Schutz  derselben  gegen  V^erwahrlosung.  lui  übrigen 
bezeichnete  sie  die  strengere  lokale  Aufsicht  als  einen  Ge^^en- 
■stand  der  Regierungsthätigkeit,  während  sie  bezüglich  der  Ver- 
einsbildung nichts  anderes  thun  zu  können  vermeinte,  als  die 
l)6reits  vorhandenenVereinigungenzurNachahmung  zu  empfehlen. 

Hier  bewährte  sich  nun  in  der  That  die  Kraft  eines  guten 
und  ntttzlichen  Beispiels,  indem  seit  1860  von  neuem  Bezirks* 
annenvereine  siph  zu  bilden  und  stufenweise  sich  weiter  zu  ent* 
wickeln  begannen.  Der  erste,  110  Gemeinden  und  Rittergüter 
In  den  Gerichtsamtsbezirken  Oschatz,  StrehU  und  Riesa  um- 
fassend, errichtete  ein  Arbeits-  und  Armenhaus  zu  Strehla ;  ilnn 
folgte  das  Geriehtsamt  Taucha  mit  erweiterten  gemeiuschaftliehen 
Z weckt 'u;  der  18(>I  gegründete  Verein  der  Amtslantlsehaft 
Meissen  umfasste  schlechthin  alle  Annen pflegez wecke.  Um  gleich 
di<*  Angaben  über  den  gegenwärtigen  Staiul  dieser  Bewegung 
vorweg  zu  nehmen,  so  sei  bemerkt,  dass  zur  Zeit  30  Bezirks- 


M  Vgl.  nnten  §  203.  —  Namentlich  die  offiBaenBriofe  dei  Gerichts^ 
amtmanns  Friedrich;  vgl.  Bitzer  II  S.  34. 

Erlass  an  die  Kreiadirektionen  vom  30.  Oktober  1861;  v^L 
fiitser  n  8.  86. 
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anstalten  bestehen ,  an  denen  rund  80  o  der  gesammtcn  Be- 
völkerung des  Königreichs  Sachsen  beteiligt  sind^).  Von  diesen 
.sind  17  von  freien  \'orf'inigungcn  mehrerer  Gemeinden  ge- 
gründet worden^),  vviihroiid  13  von  amtlichen  Bezirk '^vorbän- 
den der  Amtbhauptmannschatten  errichtet  wurden;  7  der  ersten 
Art  sind  später  ehentalls  in  d(tu  Besitz  der  letzteren  über- 
gegangen, so  diiss  ^egenwiiiti^  «las  Verhältniss  sich  auf  10 
und  20  stellt.  Doch  ist  dies,  wie  hervorgehoben  werden  uiuss, 
kein  qualitativer^  sondern  lediglich  ein  quantitativer  Unter- 
echied:  der  Beztrksverein  der  Amtsliauptmannsehaft  umfasst 
nämlich  sttmmtliche  au  letzterer  gehörige  Gemeinden,  der  freie 
Verein  nur  eine  den  politischen  Grenzen  nicht  gen«iu  ent- 
sprechende Zahl ;  der  Charakter  der  Freiwilligkeit  wird  da- 
durch nicht  berührt  Die  Anstalten  bieten  Unterkunft  fUr 
rund  4000  Personen.  Im  einzelnen  schwankt  die  Belegfilhig- 
keJt  zwischen  50  und  25i)  hisMsscn;  100 — 200  bilden  den 
Dun  hschnitt^).  In  Bezii^  aut  die  Kinwohuerzahl,  welche  au 
tleu  einzelnen  Vercini^ain^^'ii  Ijetinligt  ist,  bestehen  ebenfalls 
grosse  Verschied*  uhciteu.  Nur  die  freien  Vereine  bewegen  sich 
n«icli  überwiegend  in  denjenigen  Ziffern,  die  man  bei  ihrer 
Grtindung  nicht  glaubte  übersclireiten  zu  sollen,  d.  h.  zwischen 
10000  und  60 000 Einwohnern^),  während  die  amtlichen  Bezirks- 
vereine  entsprechend  der  Bevölkerung  der  Amtshauptmann- 
schaften zum  Teil  sehr  viel  höhere  Ziffern  zeigen  '^).  Doch  hat 
man  hierbei  Buberücksichtigeni  dasses  nicht  allein  auf  die  Zahl 
der  £inwohner,  sondern  auch  auf  die  Dichtigkeit  der  Bevölke- 
rung ankommt. 

Ihren  Zwecken  nach  dient  mit  einer  Ausnalime  (Treuen) 
jede  dieser  Anstellten  zur  zwangsweisen  Unterbringung  arbeits- 
sclunier  Indiviilueu  und  mit  zwei  Ausnahmen  (Sorpi  und 
iiilbcrs(h)rt')  zugleich  zur  Versorgung  aiin  iiaiuitähiger  Persunen. 
Die  mei.->ten  Ansudten  nehmen  auch  obdachhfse  Familien  auf; 
20  durselbcu  dienen  auch  als  Siechen-,  10  al»  Kranken-,  5  als 
Irrenhäuser.    17  Anstalten  befassen  sich  ausserdem  noch  mit 


Ba  Bö  hm  er  t  «od  tuur  28  Anatalteii  veneiclmet  (bis  eiiischlieBs- 

lieh  I.  März  1883);  vgl.  S.  153.  —  Es  sind  luz wischen  2  —  in  Fr  )hnau(.;\jin»- 
beig)  und  Olbemhau  (Marienberg)  hinzugekommen;  vgl.  Huzel  S.  41. 

^)  ."^ämmtliche  von  freien  vereinen  gegründete  Anstalten  sind  in 
der  Zeit  Üb  1870  errichtet  Sdt  1878  siiid  nur  noch  flolche  tob  aoitlieben 
Beiirksvereiucn  gCCTÜndt^t  hrzw.  ubernommni  Avorrlen 

^)  Vgl.  zum  Vorsteheiidi'ii  die  Hemerkuntr  bei  Bühmcrt  S.  l->2, 
namentlich  aber  die  vortrefi'iich  angeordneten  Tabellen  ebenda  S.  164  Ü\ 
an»  denen  in  bequemster  Uebersieht  die  bunte  Mannigfaltigkeit  der  Ge- 
8taltuni^^pi]  in  den  eiiuseliiea  Besuksveieinen  enicbkUui  ist  Namentlich 
Hubr.  .>,  ü  und  10. 

*)  Vgl  Bitzer  116.  2.  —  Am  niedrigsten  Mittelberwigsdoif  für 
10  706  Einwohner,  am  höchsten  fiilbendorf  flr  112866.  Vgl.  Böhmert 
&  153. 

'^)  Zwischen  50  und  200000  Einwohner:  Zeitachr.  deä  sächs.  etat  Bur. 
Jahrg.  28  S.  46. 

T«nc3ii»gra  (27)  VI.  4.  —  MdattMrbarf.  2f» 
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Kindererziehung  und  Kiiiderbessorun^^.  Auch  nehmen  elniu''- 
Anätnitcn  auch  Selhstzahler,  andere  Pensionäre  von  Q^meindeii 
ausderhidb  des  Bezirkes  auf*). 

§  140. 

A  l !  «Ml  Zwecken  der  Armenpflr'gf  dient,  wie  f^i  hon  benn-rku 
nur  der  Ut^zirksveroin  der  A  m  t  s  1  u  n  d  ä  c  Ii  a  1 1  (nicht  der  AmU- 
haui)tmanu;schaft)  Meiösen^).  Er  ist  1862  gegründet  und  ver- 
einigt sänuntliche  im  GerichtsamtBbezirke  MeisBen  einbezirkten 
Ortachaften,  Rittergüter  und  von  dem  Gemeindeverbeaide  ezi- 
mirten  Grundsttlcke  zu  einem  gemeinschaMichen  ArmenverBor- 
gungaverbanddy  jedoch  ohne  den  Bestand  der  Heimatbezirke  als 
solcher   zu   berühren^).     I)a«^eg6n  bilden  die  sämmtlichen 
Heimatbezirkt;    „in   allen  die  Armen  Versorgung  betrefFendeu 
Angelegenlieiten  dor^«  .stalt  einen  Verband,  dass  in  allen  hier 
einschlnir^'ndcn    Ik'zi(;liuiigcn .    mögen   sie   dem   Gebiete  der 
Arnienptl »■;;'<!   oder   der  Arim'iipolizei  angehören,    ein  Unter- 
äcliied  zwischen  den  eiiizeliii'ii  Ifeimatbezirken  fernerhin  nicht 
gemacht  wtü-den  tlarf  und  (his.>  uaracutlich  auch  der  für  den 
Zweck  der  gemeinschaftlicheu  Armenversorgung  erforderHche 
Geldbedarf  von  der  Gesammtheit  der  Heimatbezirke  au&n- 
bringen  ist''  *),   Fttr  die  Zwecke  der  Armenpflege  ist  der  Be- 
zirk in  22  Distrikte  eingeteilt ,  deren  Leitung  in  die  Httnde 
der  Distrikt^armtinvereine  gelegt  ist;  diese  wiederum  bilden 
eine  örtliche  Abteilung  des  Verwaltungsrates,  dem  die  Ober- 
leitung und  die  ausschliessliche,  oder  an  die  Zustimmung  ein« 
Verwaltungsausschusses  gebundene  Rcschlussfassung  über  die 
wichti*;'8ten  Ofi^onstände ,  namentlich:  die  Ueberwachiin«f  der 
Distriktslcitmigen,  die  Aufsicht  über  arbeitsscheue  Individuen, 
die  Rechnungsführung  u.  s.  w.  zusteht 8ehr  benn'rk'^nv 
wert  erscheint  die  Bestimmung  über  die  Einlieferung  arbeits- 
scheuer, Unterstützung  nachsuchender  Individuen  in  die  Bezirka- 
anstalt    Dieselbe  soll  vom  Verwaltungsrat  auf  Antrag  de< 
betreffenden  Distriktsvereins  und  sofera  Ermahnungen  de»* 
selben  fruchtlos  geblieben  sind,  verfügt  werden  kf^nnen.'  b 
diesem  Falle  soll  au  das  Oerichtsamt  Anzeige  erstattet  werden, 
das  auch  seinerseits  Nachricht  giebt,  wenn  es  ein  IndiWduniD 
in  die  Zwangsarbcitsanstalt  abgehen  lUsst'*). 

Die  Armenfürsorge  ist  übrigens  zunächst  eine  lokale,  die 


')  Böhmcrt  S.  1."::.  l'l. 

*)  Vgl.  bei  Hallbauer.  Der  au^erord^tUcU  wertvoUen  kleinen 
Schrift  sind  Statuten,  Kostenrechnungen  o.  dexgl.  beigefti^.  Ueber  die 
neuere  Entwickelun^  vgl.  die  sKcba.  Annenstatistik:  a.  a.  0.  Juiig.S^  S.41  ^ 

^)  ^  1.  2  des  Statuts. 

^)     a  des  Statuts. 
^  4  £  des  Statuts. 

*)  §  7d  des  Stattits. 
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in  geeigneten  Fällen  im  Einvernehmen  mit  den  ttbergcord- 
neten  Ina  tanzen  in  VereinsanstaltspHegc,  namentlich  auch  für 
«rbeitaunfilhige  Personen;  umgewandelt  werden  kann ;  die  eigent- 
lich vorbeugende  Armenpflege  liegt  ausserhalb  der  Vereins  thätig- 
keit.  Der  Vereinskasse  messen  die  Bestände  sftnimdieher  Orts- 
kassen zu  — jedoch  ausschliesslich  der  örtlichen  Stiftungen, 
welche  nach  wie  vor  von  den  Ortsamienbehörden  zu  verwalten 
sind  — ;  ausserdem  bestehen  die  hauptsüchlichsten  Einnahmen 
in  den  Annonaiüagen,  welche  zu  *  4  nach  den  St<Miorein- 
heiteu  und  zu  *  4  nach  der  Koplzalil  aller  nach  dem  (tcscIz 
beitragspflichtiger  Einwohner  des  Amtsbezirks  aiifgebraciit 
werden  Die  Unterverteilung  im  Inneren  des  Heimatbezirkes 
ist  Sache  des  letzteren. 


Die  Erfahrungen,  weicht;  man  mit  den  Hezirksanstalteu 
gemacht  hat,  sind  im  allgemeinen  günstigt;.  Gleich  im  Hi*- 
ginne  ihrer  Thätigkeit  wurde  berichtet,  dass  manche  in  der 
örtlichen  Armenpflege   tief  eingewurzelten,   unausrottbar  er- 


verschwunden seien,  insbesondere  die  Zahl  der  Untersttttzung 
suchenden  Individuen  steh  bei  ErOfihung  des  Armenhauses 

ausserordentlich  vermindert  und  mit  dem  Eintritt  gehöriger 
Aufsicht  die  Bettelei  fast  ganz  abgenommen  habe').  Es  sind 
dies  also  ähnliche  Erfahrungen,  wie  man  sie  in  Schleswig-Holstein 
und  auch  in  anderen  Gebieten  mit  Arbeitsanstalten  gemacht 
hat^).  Ausserdem  wurde  der  andere  wesentiiche  Zweck  der 
Ven'infgung,  die  Entlastung  der  ITeimatbezIrke  und  die  ll«'rbei- 
filhrung  besserer  örtlicher  Armenptiege,  vielfach  in  über  Er- 
warten günstiger  Weise  erreicht.  Insbesondere  wird  in 
Ansehung  des  Amtsverl »audc«  Meissen  das  Erreichen  der  letzt- 
genannten Zwecke  mit  deni  gleichzeitigen  Bemerken  hervor- 

Sehoben,  dass  die  von  manchen  Seiten  befürchtete  Erhöhung 
es  Gesammtaufwandes  nicht  eingetreten  sei  ^).  Gerade  mit  Rack- 
sicht  auf  diese  Erfolge  wurde  aber  von  einer  Ausdehnung  des 
Vereins  auf  den  Bezirk  der  ganzen  Amtshauptmannschaft  Ab- 
stand genommen^),  weil  man  fürchtete^  dies  gemeinschaftliche 
erfolgreiche  Wirken  durch  Erweiterung  der  räumlichen  Grenzen 
zu  schädigen. 

^)  Es  ist  eine  Aeaderuog  des  Steuerfussea  dahin  beabsichtigt,  dasa 
ein  Drittel  nsch  HoBsi^be  der  SteueEeinheiteii,  zwtä.  Drittel  nach  Ver^ 
hlOtniss  der  Einkommensteaer  aii&eliiacfat  weraien.  Vgl.  a.  a.  0.  8.  42. 

»)  V^l.  ßitzer  S.  f;6. 

»)  Vgl.  hierüber  unten  ä.202  ff. 

*)  Uallbauer  S. 26.  ZeitBchrift  dessftcha.  statBur.  Jabnr.  28S.42. 


Durch  BeschliisB  der  GeneTalvexsatnnilung  vom  la.  Juni  1877, 
a.  a.  O.  S.  4^ 


§  141. 


durch  einen  Zauberschlag 


26* 
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§  142. 

In  den  übrigen  Staaten  linden  sich  ähnliche  Veranital- 

tungen  nur  in  geringem  Masse In  Pr^  ussen  sind  —  ab- 
gesehen von  Schleswig-HoisU'in  und  Osttrie.sland ,  die  oben 
f^riKiTint  wurden  —  neuerdings  für  Kr('i>^e  Tapiau  und 
Aiicnsiein  (OstjtreuBsenj  Armen-  und  ArheiUsh;iu.s«.'r  naeh  sucli- 
sischeni  Vnrhild  eingerichtet  wurden.  Für  die  Kheinpruvinz 
ist  ein«'  Landanuenanstalt  zu  Trier  mit  liaum  iiir  40()  Personen 
eingerichtet,  die  Laudai'me  und  zugleich,  je  nach  dem  vor- 
handenen Raum,  auch  Ortsanne  und  PrivatpÜeglinge  aufaimmu 
Ausserdem  sind  in  fünf  Provinzen  (Pommern,  Brandenburg, 
Sachsen,  Hannover,  Westfiden)  mit  den  provimdellen  Korrek- 
tionsanätalten  Landarmenanstidten  verbunden,  die  gleichfalls 
neben  Landarmen  auch  ortsariue  Personen  aufiiehmen.  In 
Wartemberg,  dessen  BedUrtiiiss  Air  derartige  Anstalten 
Bitzer  nacli  sehr  eingehender  Untersuchung  schon  vor 
20  Jahren  festp:est<  llt  hatte-),  findet  sich  prleichwold  heute  n<<eh 
erst  eine  «nnzige  Bezirksai'niennrheitsanstidt  —  die  zu  Göp(»ingen 
nach  sächsischem  Cluster  eingerichtete.  In  «i(;n  uhrigen  »Staaten 
kommen  dieselben  ebenfalls  nur  ganz  vereinzelt  oder  gar  nicht 
vor.  Die  badischen  Kreiöauätaltcn  dienen  nur  ci'wcrbbunfaingen 
Personen.  Nur  in  Sachse n-M ein i ng e n  sind  unter  dem 
Einflüsse  Zillers,  eines  der  gründlichsten  Sachkenner,  Be- 
asirksarmenhäuser  in  den  Kreisen  Sonneberg  und  Meiningen 
entstanden,  denen  ähnliche  Erfolge  wie  den  sächsischen 
nachgerühmt  werden. 

§  U3. 

Die  Bildung  ähnlicher  Vereinigungen  wie  der  sächsischen 

ist  unter  den  anderen  Möglichkeiten,  &leichterung  der  Armen- 
last und  Besserung  der  Armenpflege  zu  erzielen,  ebenfalls  und 
gerade  in  der  neuesten  Zeit  sehr  lebhaft  erörtert  und  Uber- 
wiegend eni|>f'dden  worden.  Namentlich  ist  dem  Deutschen 
Verein  f.  A.  u.  \X.  die  Anre«rung  zu  den  mehrerwähnten 
gründlichen  Reff  raten  zu  danken.  Eine  Diskussion  hat  bisher 
nur  in  sehr  Ixgrenztem  Umfange  stattgefunden  und  zu  tlcm 
Ergebniss  gcfidirt,  die  Frage  der  BezirksarmcnhMusor  an  die 
im  Herbst  1885  wegen  der  Reform  der  ländlichen  Arni<  n 
pflege  eingesetzte  Kommission  zu  verweisen,  wobei  sich  die 
Versammlung  im  Prinzip  fUr  die  Errichtung  von  Bezirks- 
armenhäusem  au.^>inach^). 


Die  folgenden  Angaben  aus  Hu z eis  Koferat  Ani,  j|  S.  .*^2  ff 
^)  Dieser  Untersuchung  verdankt  die  inehrgemuinle  Arbeit  ihre  Eut- 
atchuug.   VgL  8.  67  ft.  besonders  am  Schluss. 

SteDogr.  Ber.  8.  8B.   Vgl.  auch  oben  die  BemerkiiiigeD  auf  S.  8tfL 
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Aach  diese  Referate  und  die  denselben  angeschlossenen 
Verhandlungen  gehen  von  denselben  G^sichtspunKten  aus,  die 
s.  bei  der  Bewein»:  im  Königreich  Sachsen  massgebend 
waren.  Doch  ist  <las  Moment  der  Leistungsun^igkeit,  dem 
iMMii  bei  Betrachtung  der  ländh'chen  Amenpflcge  vorwiegend 
Rechnung  getragen  hatte,  etwas  zurückgetreten  gegen  das 
andere  Moment:  die  gemeinsame  Abwehr  der  Vagabtmden- 
plage.  Und  im  Anschhiss  hieran  ist  denn  auch  gleicli  ein- 
gehend die  Frage  nach  Umfang,  Ort  und  ZuliUsigkcit  der 
Zwangämajss  regeln  gegen  arbeitsscheue  Personen  erörtert 
worden,  die  uiii  jener  anderen  in  notwendigem  Zusammen- 
hange steht. 

Aber  gerade  diese  Erörterungen  machten  die  Grenze  er- 
kennbar, bis  ÄU  der  mit  den  hier  in  Rede  stehenden  Veran- 
staltungen vorgegangen  werden  darf,  wenn  ihr  Erfolg  nicht  ernst- 
lieh  gefährdet  werden  soll.  Hierauf  ist  noch  mit  einigen  Worten 
einzugehen.  Das  Bedenken  wegen  Verteuerung  der  örtlichen 
Annenpflege,  das  auch  hier  wieder  geltend  gemacht  wird, 
braucht  nicht  nochmals  erörtert  zu  werden.  Nur  möchte 
gegenüber  den  Erfolgen  in  Sachsen  und  insbesondere  denen 
in  Meissen  darauf  hinzuweisen  sein,  dass  dieselben  keinen 
ganz  richtigen  Massstnb  für  die  Verhitltnisso  in  anderen 
Staaten  geben.  Die  im  llers^en  I  )eutschland8  wohnende,  sehr 
dichte  Bevölkorunj^-  dieses  kleinen,  günstig  gelegenen  und 
Wf»hlhabendeü  Landes  bringt  der  Armenpflege  ein  sehr  viel 
besseres  Verständniss  entgegen,  als  es  in  den  am  meisten  ver- 
nachlftssigten  (östlichen  Gegenden  der  Übrigen  Staaten  zu  er- 
warten ist;  dies  ist  umsomehr  der  Fall,  als  gerade  die  zen- 
trale Lage  Sachsens  und  das  Vorwiegen  industrieller  Thätigkeit 
daselbst  di«'  Ursache  eines  sehr  starken  Zuzuges  ist,  der  drin- 
gend Abwehr  erheischt 

Vgl.  V.  Studnitz.  Die  wirtschaftliche  Stellung  des  K/^nigr. 
Sachsen  im  i).  lieich,  in  Zeitsobr.  dos  sädis.  stat.  Hnr.  1884 
S.  42.  —  Mit  Ansnahmo  der  Hansestädte ,  die  in  dieser  Be- 
ziehung aber  nicht  wohl  in  Betracht  fallen  können,  hatte  Sachsen 
die  grösste  Bevölkeruugsdichtigkeit,  nuiulich 

1875 :  184.18   1880 :  198.28  Einw.  auf  den  qkm, 
wählend  das  Bdch  ,  :    79.05      »  :  83.69  „ 

Preossen  ^  :   73.92      «  :  78.33    «   zählte.  — 

Auf  2  972  805  ortsanwesende  Bevölkerung  hatte  Wuchsen 

a)  2  760  354  Einheimische, 

b)  175  413  Augehörige  anderer  deutscher  Staaten, 

c)  37038  Ausländer, 

die  absolut  grtisseste  Zahl  zu  b,  da  Preossen  nur  163390  Ange» 
liOrige  «anderer  deutscher  Staaten  hatte,  relativ  in  Sachsen  6^/o,  in 
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Preussen  0.6  ^  o.  Vgl.  S.  44.  —  Auch  hat  Sacbsen,  ausser  Bremen, 
das  diebteste  EisenlMbiiDetz ,  auf  je  1000  qkm  136.2  km  bot* 
maler  Spurweite  gegen  57.5  In  Preussen.   Vgl.  S.  72.  — 

Auders  verlifllt  es  sich  mit  einigen  Wünsclicn  \mi\  Be- 
donkeiij  die  in  Bezug  auf  dir  hir-r  in  KMc  stohonden  Bilduiifren 
gerade  aus  Anlass  praktischer  Erfahrung  laut  geworden  sind 

Man  hat  nMmlieh  folgende  WahrnehmuiigeTi  gemacht. 
Die  natürliche  Nötigung  gegen  arbeitsbchcue  Perooneii  mit 
einigem  Zwange  vorzugehen,  in  Verbindung  mit  dem  Umstände, 
dass  die  Bezirksannenanstaltcn  regelmässig  auch  Korrektion*- 
zwecken  dienen,  Lat  eine  vielfach  so  strenge  Behandlung  der 
Anstaltsinsassen  zur  Folge  gehabt,  dass  der  Unterschied 
zwischen  den  eigentlichen  Korrektionären  und  den  wegen 
Dürftigkeit  in  der  Anstalt  aufhaltsamen  Personen  nicht  blos 
verwischt,  sondern  die  letzteren  geradezu  in  schlimmere 
Lage  versetzt  wurden,  als  die  ersteren.  Es  wird  bemerkt  das» 
diese  Behandlung,  statt  bessernd  zu  wirken  und  das  Indivi- 
duum womnp;lich  wieder  auf  eigene  FUsse  zu  stellen,  den  um- 
gekehrten Erfolg  und  nun  erst  recht  Arbeitsscheu  und  Un- 
fUhigkeit  zur  Selbjsterhaltnnjr  zur  Folge  habe. 

Es  wird  femer  Ijeklagt,  dasis  die  Anstalten  zum  Teil  r.n 
grossen  Umfang  hfttten,  so  dass  eine  individuelle  Behandlung 
nicht  mehr  stattfinden  könne,  und  ebenso,  dass  der  Bezirk ,  am 
welchem  die  Zuführungen  in  die  Anstalten  erfolgten ,  ein  zu 
grosser  sei,  so  dass  die  Zuführung  oft  erhebliche  Schwierig- 
keiten mache.  Vor  allem  aber  —  wird  schliesslich  hervor- 
gehoben —  sei  zwar  in  dem  Bezirke  selbst  eine  gewisse  Ein- 
heit hergestelll^  aber  weder  herrsche  Uebereinstimmung  in  den 
VerwaltungsgrundsÄtzen  der  einzelnen  Bezirke,  noch  seien  die 
Bezirke  gleiehmässig  über  das  ganze  Land  verbrciteL  Ofme 
dU'^f  )»eiden  Voraussetzungen  aber  sei  das  W'^rk  nur  halb 
getlian.  Auf  der  einen  Stelle  würden  die  Arbeitswilligen 
mit  den  ArbeitsscheiuMi  auf  gleiche  Stufe  gestellt,  während 
auf  einer  anderen  die  ßi-liandlung  beider  Kategorien  eine 
unzureichende  sei;  und  während  hier  der  wachsame  Bezirk 
von  Bettlern  und  Landstreichern  befreit  würde,  sammelten  sich  in 
den  minder  wachsamen  und  denjenigen  Gebieten,  wo  es  ganz 
und  gar  an  schtttzenden  Veranstaltungen  fehle,  dieselben 
um  so  schneller  wieder  an,  ale  Vagabunden  immer  eine  sehr 


')  Alle  Gesichtspunkte  erschöpfeiKi  und  für  Beurteilung  der  vor- 
Uegenden  fVsge  imentbehrltch  smd  neben  den  echen  genanuteD  Arbdten 

vor  allem  die  von  Höhmert  a.  a.  O.      157  ff.  zusammengestellteo, 

„"Wünsche  und  Erfulirungen"  tiberechriebenoii  Meinung8äus?emneen  f»pit*»ns 
der  sämmtUchen  Vorstände  der  sächsischen  Bezirksarmenan&tahen.  Vgl 
insbesondere  den  Beriebt  von  Sorga  3.  160  nnd  Stollberg  (Reg.-Kat 
Behrifsch)  S.  161. 

A.  a.  0.  S.  163. 
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ferne  Witterung  daför  hätten  ^  wo  es  etwas  zu  holen  giebt 
oder  nicht. 

Aus  diesen  Gf'sit'lits{»uiikt«^n  werflon  v(»r?*ohifflene  For- 
«lerungen  gestellt.  Es  wird  nniuentlicli  die  eriihtliclie  Scliei- 
ilung  zwischen  eigentliclien  Vagabunden  und  nur  p^lofrontlich 
arbeitü-  und  obdachlosen  Personen  und  die  Wahrung  des 
Charakters  der  Bczirksanstalt  als  eigentlicher  Armenpflege- 
anstalt  gefordert^).  Es  werden  femer  folgende  Massnahmen 
als  tmerlAssUch  bezeichnet,  die  in  dem  Gutachten  des  Regierungs- 
rats Behrisch  gut  fonnulirt  sind'^): 

„1)  Errichtung  von  dergleichen  Anstalten  im  ganzen 
Lande  und  zwar  in  grossen  Htädten  von  diesen  allein,  im 
übrigen  je  von  den  amtshauptmannschaftlichon  Bezirken  mit 
Beitritt  der  darin  gelegenen  Städte  mit  revidirter  Stfldte- 
ordnung.  die  eine  dergleichen  Anstalt  aus  pijj^cnoii  Mitteln 
nicht  errichten ;  2)  gleiche  Ausdehnung  des  Zweckes  dieser 
Anstalten;  3)  gleiche  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
bezw.  gleiche  Verfassung  für  siimmtliche  Anstalten  und  dazu 
4)  Stellung  der  Bezirksarmenanstalten  unter  staatliche  Kontrole 
d.  h.  unter  die  Kontrole  einer  S^ntralsteUe.** 

Behufs  Erreichung  dieser  Zwecke  wird  die  Erfüllung 
verschiedener  Vorbedingungen,  'Reiche ,  wie  reichsgesetzliche 
R<'gelung  der  Zwangsmassregeln  gegen  Anne,  die  Witnler- 
eini^hrung  von  Legitimationspapieren,  des  Heimatprinzips 
u.  a.  mehr,  bereits  erörtert  sind  oder  noch  zu  erörtern  sem 
werden,  als  notwendig  oder  wünschenswert  bezeichnet 

Arbeits-  und  MataralTeqpfle^nngsstatlonen, 

Die  Literatur  Uber  diesen  Gegenstand  ist  neuerdings  sehr  an- 
geschwollen. Doch  finden  sich  gerade  hier  viel  dilettantiacbe, 
obenhin  urteilende  Darstellongen  und  Vorschlftge.  Als  unentbehr- 
lich sind  zu  bezeichneo :  H  u  z  c  1 ,  Das  System  der  kommunalen 
Natural  Verpflegung  armer  Reisender  zur  Bekämpfung  der  Wander- 
betfelei.  1883,  und  Evert.  Die  Entwicklung  drr  Naturalveipfle- 
gungsstationen  und  Arl>citerkolonien  in  Preusseu,  iu  Zoitschr.  d. 
preu««.  «stat.  Bnr.  ISbo  S.  207  ff.,  der  eine  sehr  gründliche  und 
objektive  Darstellung  des  gegenwärtigen  Standes  giebL 

§  144. 

Lediprlich  den  zweiten  Gesichtspunkt,  die  Bekämpluug 
des  X  ii^aljundenwesens,  fassen  diejenigen  Bestrebungen  ins 
Augfj  welche  im  »Sinne  der  am  Ende  des  vorigen  Abschnittes 

Besonders  auch  Ziller  in  seinem  KeliTat  und  in  den  stenogr. 
Vcrhandl.  S.  83. 

«j  A.  a.  O.  8.  162. 
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mitgeteilt  "1  Bedenken  eino  Be-sserunjj;  dr-r  Zu^tiind*'  nur  von 
strenger  Sclioiduns^  und  vorschiodeiior  r>('liaii(lliiii<^  der  zucht- 
losen und  ehrbaren  EleiniMiti*  und  t:l<  i(  h25eiti^er  Krsti*eckung 
der  hezüc^lifh«»ii  Massregehi  auf  grössere  Gebieti*  erwarten. 
Vor  allem  soll  es  .sieh  darum  handeln,  die  im  ehrliclicn  Suchen 
von  Arbeit  auf  der  Wanderung  begriffenen  Pcröonen  in  an- 
gemessener Weise  zu  unterstützen  und  ihinni  Arbeit  naclizu- 
weisen.  Dieser  Zweck  wird  zu  erreichen  geglaubt  durch  Ein- 
richtnng  von  Stationen,  an  denen  Verabfolgung  von  Unter- 
haltsmitteln,  sowie  Nach  Weisung  von  Arbeit  stattfindet  Hierbei 
hat  die  firfalu  ung,  dass  Geldspenden  häuHg  zur  Vorschafiiing 
von  anderen  als  den  unentbehrliehen  Nahrungsmitteln,  nament- 
lich von  Branntwein  verwendet  werden  und  die  Müssiggänger 
in  erhebllelirni  Masse  anlocken,  dazu  ^^efidirt.  womöglich  nur 
NaturalverpÜegunL'  und  Ohdaeli  zu  gewähren,  wfthrend  die 
vielfncli  auftretende  »Scliwierigkeit,  geeignete  Arbeit  nachzu- 
weisen und  die  (rewissheit  zu  erlialten,  dass  die  angebotene 
Arbeit  wirklich  aufgesucht  wird,  zur  Einrichtung  von  Arbcits- 
veranstaltungen  an  Ort  und  Stelle  geführt  hat.  Die  plan- 
mässige,  über  lediglich  Ortliche  Veranstaltungen  der  ^nzdnen 
Gemeinden  hinausreichende  Einrichtung  von  dergleichen  Statio- 
nen erreicht  ihren  Höhepunkt  in  den  Na  turalverpfl  egungs- 
bezirken  und  in  den  Arbeiterkolonien. 

Die  Grundsätze,  die  hierbei  zu  befolgen  sind,  hat  in  einer 

dem  gegenwärtigen  Stande  der  Fram^  entsprochenden  Weise 
die  k( uisti tili rende  Versammlung  des  Zentralvereins  fllr  deutsche 
Arl)i  iteikol(inien  und  zur  Bekämpfung  der  Wanderbettelei 
gut  foi  nuilirt.  Was  für  unsere  Frage  —  die  Zusammenfassung 
mehrerer  ( n-meinden  —  namentlich  interessirt,  sind  die  folgen- 
den Grundsatz«':  ^I)ie  Naturalverpfliegungsstationeii  bild<»n  die 
unerlä-ssliche  Grundlage  zur  Bek;inii)fnng  der  Wanderbettelei  .  .  . 
Die  Einrichtung  derselben  geschieht  am  zwrckniiissigsten  duixdi 
nicht  zu  kleine  Kommunalverbände  (Kreise,  Oberämter  u.  s.  w.). 
welche  mit  einander  in  Verbindung  stehen.  Die  Stationen 
sind  in  solcher  Entfernung  anzulegen,  dasa  der  mittellose 
Wanderer  keine  Veranlassung  zum  Betteln  hat,  aber  auch  die 
Stationen  nicht  missbrauchen  kann.  Mit  der  Verpflegung»^ 
Station  ist  möglichst  eine  Arbeitsnachweisestelle  zu  verbinden. 
Wenn  Gründe  zur  Verweigerung  der  Unterstützung  (Trunken- 
heit. Frechbett,  Arlyelt-^verwcigernng  u.  s.  w.)  vorliegen,  so  ist 
der  br'trert'endf  Keisende  nieht  lediglieh  fortzuschicken,  sondern 
gegen  ihn  die  Mitwirkung  der  Polizei  in  Anspruch  zu  nehmen."^ 

Sämmtliche  Grandsätze  sind  abgedruckt  bei  Evert  3.  214  ff. 

Ganz  ähnlich  in  der  Delegirtenkouferenz  der  Vertreter  der  Kreis- 
und  Stadt  vereine  für  innere  Mission  vom  2.  Mai  IBSl :  r^T)9S 

Vagantentum  wird  wirksam  nur  bekämpft  werden,  wenn  nicht  blos 
io  den  einzelneu  Gemeindeu  und  Bezirken  *  sondern  im  ganzen 
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Lande  ein  planmussiges.  in  den  Giundzüiien  übereinstimmendes  Ver- 
fabreo  zur  Aiiweiiduug  koiumt  ....  Zui  Aubgleiciiuiig  imter  deu 
in  reneidedener  betroffflnen  Gem^dea  empfiehlt  sich  die 

üebertragung  des  AofwandaB  durch  grossere  Gemeindeverbftnde  oder 
besser  noch  dmreh  Bezirksyerbftnde."  —  Vgl.  aoch  die  bei  Hnzel 
mitgeteilten  Thesen  des  UezirksTereins  za  Nagold  Nr.  7  S.  70; 
Bearksstat.  des  Oberamtsbesirks  Tübingen  Nr.  3  S.  95. 

Die  Deputirtenversammlung  des  grossen  Schweizer  Gewerbe- 
vereins be?chloss  folgende  Resolutionen:  das  Einwandern  fremder 
mittelloser  und  nicht  gehörig  legitimirter  Haudwerksburschen  an 
der  Grenze  zu  verbieten ,  fremde  Bettler  sofort  abzuschieben :  im 
'W  iederholungsfälle  mit  Arbeitszwang  zn  bestrafen  und  darauf  zu 
dringen,  dass  auch  in  den  Nachluii blauten  solche  abgeschobene  In- 
dividuen nicht  wieder  auf  freien  ¥u&&  gesetzt,  souderu  in  ihre  Hei- 
mat abgeschoben  werden,  —  Vgl.  die  Mitteilung  in  Deatsche  Geni.-Z. 
1882  S.  60. 

Die  Arbeiterkolonien  haben  in  Verbindong  mit  den  Ver* 
pflegungsstationen  nnr  die  Bedeutung,  besonders  gross  angelegte 
Arbeitsyeranstaltungen  zu  sein.  £s  ist  selbstverständlich,  dass  sie 
immer  nur  im  Stande  sein  können ,  eine  verhältnissmässig  geringe 
Zahl  von  Arl»eit?iic]iPiulen  zn  beschäftigen,  und  dass  bei  der  eigen- 
tümlichen Na  tut  ihrer  Vorbedingungen  von  einer  netzartigen  Aus- 
dehnung ilerselheii  nhvi  grossere  Gebiete  nicht  wohl  die  Kede  sein 
kann.  Aul  die  \  ielunstrittene  Frage  der  Zweckmässigkeit  der  Ar- 
beiterkolonien kann  ich  hier  nicht  näher  eingehen.  Sehr  gewichtige 
Bedenken  sind  in  den  S.  406  Anm.  1  bezeichneten  Berichteu  der 
sächsischen  AnstaltsTOrstinde  niedergelegt.  —  Vgl.  aoch  die  Bern, 
bei  Flesch  S.  6,  ganz  besonders  aber  Dachatel-Kaville,  wo 
dn  sehr  umfiusendea,  die  Zeit  ans  dem  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
betreffendes  Material  aus  allen  Staaten  zusammengetragen  and  benr^ 
teilt  ist,  Kap.  ZI  S.  163  ff. 

§  145. 

Ebenso  wio  es  bi  i  dun  Bezirksanstaltcu  im  Könijj^reich 
Sachsen  der  Fall  war,  ist  nun  auch  in  Bezug  auf  Natural- 
v'or|)tle;j^ungs.st;it!  iicn  und  Arbeitcrkulouicii  der  Anfanjj:  durch 
freio  Veroiuijtliäiixkeit  geiuacht  worden,  welcliu  zum  Teil  leb- 
haft durcli  die  Yerw^tungslcörper  höherer  OrdntiDg  sowie 
durcli  die  Staatsbdidrden  ermuntert  und  untersttttst  wurde. 
Es  ist  bemerkenswert,  dass  die  Zahl  der  Naturalverpfl€|;ungs- 
Stationen  sich  in  Preussen  von  1884  auf  1885  nahezu  verdoppelt 
hat  (von  595  auf  915)  und  die  Beteiligung  der  Kommunalver- 
bftnde  an  denselben  iu  einigon  Provinzen  um  das  zehnfieiche 
gestiegen  ist. 

Die  Einrichtung  von  Naturalverpflegungsstationen  wird  neuer- 
dings auch  durch  den  preuss.  Min.  d.  Innern  empfohlen.  Vgl.  Min.- 
Bl.  f.  d.  i.  V.  1885  S.  48.  Doch  soll  zur  Anlegung  derselben 
den  Gemeinden  gegenüber  kein  Zwang  bestehen.  Ebenda  S.  47,  vgl. 
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auch  Stolp,  Arcli.  f.  Verwaltungs-Recht  Bd.  11  S.  loi.  — 

Afhnlich  in  Baden  —  vgl.  Stallst.  Mitteilungen  des  iih/A.  Baden 
1880  — s:;  Bd.  3  S.  430  —  und  Würtemberg  —  vgl.Würt.  J.  f.  St. 
u.  Ldskde.  Jahrg.  1879  S.  245  flf.  —  Ucbrigens  hat  sich  gerade 
hier  eine  Verbindung  mit  den  religiösen  Veranstaltungen,  wie  vor 
allem  den  Herbergen  zur  Heimat,  als  nfitzlich  erwiesen.  Vgl.  z.  B. 
die  YerbaDdlongen  der  Kreiasynode  Berlin -Land  vom  25.  Juni  1885 
fiber  das  Proponendnm  des  EonsiBtoriuma :  Die  Fürsorge  fftt  die 
wandernde  BeTölkenmg  mit  besonderer  Berficksichtigang  des  Her- 
bergBwesens.  —  Ueber  die  Ansbreitong  der  Natural  Verpflegungssta- 
tionen in  Preussen  vgl.  bei  Evert  die  instruktiven  Tabellen  S. 
212  u.  215  und  <lie  kartograph.  Darstellungen  hinter  S.  222.  Die 
stUrk<:fp  Zunahme  zeigen  Ostpreusson  und  Pommern,  wo  1884:  4  bezw. 
2  Kreise  mit  :-.l  bezw.  4  Stationen  versehen  waren,  währPTid  188r>: 
22  bezw.  24  Kreise  1U4  bozw.  71  Stationen  eingericlitet  hatten. 
Ganz  dürftig  ist  die  Beteiligung  in  Westpreussen  und  Posen,  am 
stärksten  in  Sachsen  und  Westfalen.  —  Das  Verhältniss  der  von 
Vereinen  und  Privaten  anterhaltenen  Stationen  stellt  sich  zn  den 
aas  öffentlichen  Mitteln  unterhaltenen 

1884:  141  za  488 
1885:  148  „  706. 

Rege  Vereinsthäügkeit  tritt  namentlich  in  Ostpreussen,  Schlesien 
nnd  Rheinland  hervor«  Man  sieht  aber  ans  den  Zahlen,  wie  die 
Idee  sehr  bald  bei  den  öffentlichen  Körperschaften  Anklang  und 
demgemAsB  üntersttttzong  gefunden  hat 

Die  lif'teiligung  8<'it«'ii>  öH'rntliehcr  Kürpei-schaftcn  findet 
cMitwcdur  in  der  Woisc.  sUüt,  diian  jede  Gemeinde  pines  be- 
stimmten Bezirkes  sich  zur  Naturalunterstützung  und  Arbeits- 
gewährang  besw.  Nachwetsung  nach  vereinbarten  Grundsätzen^ 
aber  aus  eigenen  Mitteln  verpflichtet ,  oder  dasa  sich  mehrere 
Gemeinden  zur  Errichtung  von  Stationen  verbinden  und  die 
Kosten  hierfür  aus  ^•imeinscbaftlichen  Mitteln  aufbringen. 
Auch  geht  die  Gründung  von  Stationen  vielfach  direkt  von 
den  Venvaltungskörpern  mittlerer  Ordnung  (Kreis,  Oberamt 
II.  H.  ^y.)  .iTis  ,  wriLei  dieselben  die  Kesten  atis  cipfenen  Mitteln 
Vif^streitfii !  '  der  eben  diese,  wie  auch  die  Provinzialverbünde 
oder  der  ►'^t^uit  gewiihreii  Jieihülfen  zu  diesen  Zwecken.  Eine 
Entlastung  der  einzcdnen  Gemeinde  lindct  unmittelbar  also  nur 
in  den  letztern  Fällen  statt,  während  mittelbar  das  Fortbleiben 
arbeitsscheuer  Personen  flür  jede  Gemeinde  danu  schon  ein  Ge- 
winn ist,  wenn  sie  auch  nur  durch  gemeinsainea  Vorgehen 
dazu  bestimmt  wird,  ihre  eigenen  Mittel  zur  Bekämpfung 
der  Vagabunden  plage  aufzuwenden. 

Was  die  Wii  ksandveit  der  Stationen  betrifft,  so  läset  sich 
heute,  wo  die  Einrichtung  noch  vorhitltnissmiissig  sehr  jung 
ist,  ein  Urteil  nicht  wohl  abgeben.  An  dieser  Stelle  muss  die 
Bemerkung  genügen,  dass  gegenwilrtig  die  Gründung  bezw. 


Digitized  by  Googl( 


VI.  1. 


411 


weitere  Unterhaltung  derselben  durch  Bezirksverbftnde  von 
der  überwiegenden  Zahl  von  Schriftstellern  und  Verwaltungs- 
beamten  empfohlen  wird.  Doch  fehlt  es  nicht  an  Stimmen, 
welche  das  Uebel  auch  in  solcher  Weise  flir  unausrottbar 
halten  and  von  der  Einrichtung  der  Stationen  die  Herbei- 
lockung  von  arbeitsscheuen  Personen  befUrchteUj  welche  dann 
anjTpblich  arbeitsuchend  von  Station  zu  Station  ziehen,  um 
ül)«'rnll  Unterstützung^  zu  empfan^^cn.  Namentlieh  werden 
immer  und  immer  \viti<ler  zwei  Erschfimm^^cTi  Ix  toiit,  nn  denen 
alle  Bemüliungen  schliesslich  wieder  zu  Schaiideu  würden: 
erstens  die  völlig  ungleichiniissige  jiülizeiliche  und  gerichtliche 
Behandlung  und  Bestrafung  der  Bettler  und  Landsti'eicher 
and  zweitens  die  g.m«  nnttberwindtere,  durch  viele  Uomente 
genährte  Neigung  der  Bevölkerung,  planlose  Almosen  m  geben. 

Dir  liichtigkeit  der  vorstehend  mitgeteilten  Bedenken  läöst 
sicli  um  so  weniger  verkennen,  als  ftir  sie  eine  unendlich 
reiche  Erfahrung  spricht  Gleichwolü  wird  mau  den  neu  er- 
wachten Bemühungen  Zeit  gönnen  müssen,  sich  zu  entfalten 
und  weiter  zu  bewähren;  namentlich  wird  sich  zu  zeigen 
haben,  ob  die  im  Anfange  immer  sehr  starke  Anspannung 
gemeinschaftlicher  Kräfte  eine  nachhaltige  sein  wird* 

Der  Weg,  den  die  Staatsbehörden  bisher  eingeschlagen 
haben,  durch  Hinweis  und  Aufmunterung  die  freie  Thiitigkeit 
hervorzurufen,  scheint  der  vorläufig  am  meisten  saehent- 

sprechende.  Durch  ein  zwangsweises  Eingreifen  wttrdc  man 
vmiutlich  sehr  viel  freiwillige  Thättgkeit  unterbinden  und  die 
wesentlichsten  Erfolge  (l«>r  Stationen,  die  hauptsächlich  von  dem 
guten  Willen  der  Beteiligten  abhängen,  sehr  abschwächen. 

Vgl.  oben  S.  287,  ausserdem  bes.  noch  Huzel  Ö.  5  9; 
Chuchul,  Zum  Kampfe  gegen  Land si reicher  und  Bettler,  1881. — 
Die  Oeutsche  Oem.-Z.  berichtet  wiederholt  von  Aeusserungen  verschie- 
dener Verwaltungsbehörden,  welche  die  Anlegung  von  Terpflegungs- 
stationen  fär  schädlich  erklären,  weil  sie  das  Yagabnndentoni 
geradezu  grossariigen,  ond  BeBsemng  hanptsäcbltch  doeh  nur  von 
Hebung  des  allgem.  wirtschaftlichen  Kotstandes  zu  erwarten  stünde. 
Vgl.  die  Mitteilungen  in  Jahrg.  1879  S.  20,  1882  S.  171,  1883  8. 
154,  1885  S.  121  u.  a.  Jedenfalls  thnn  hierbei  sehr  viel  die  in- 
dividuellen Verhiiltnisse.  In  Würtemberg  und  Baden,  wo  1878  und 
1882  eingehend«^  Erhebungen  Über  diesen  Punkt  stattfanden,  ergab 
sich,  dass  von  tinigen  Bezirken,  z.  R  Kehl,  in  welchen  sich  sftmmt- 
liche  Gemeinden  des  Amtsbezirks  zur  Hefoigung  gemeinschaftlicher 
Gmndsiitze  verbanden  hatten,  der  Erfolg  als  ein  günstiger  bezeich- 
net wurde,  während  audi  re  dagegen  wegen  gänzlicher  Erfolglosigkeit 
ihrer  Bemühungen  auf  Fortsetzung  derselben  verzichtet  hatten.  — 
Die  Klagen  äber  das  planlose  Almosengeben  sind  ahei'  ganz  all« 
gemein.   Bei  W&rtemberg  heisst  es:   «Ein  dauernder  Erfolg 
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wäre  nur  dann  zu  lioffeii,  wenn,  was  erf;ihi*uugsmässig  nicht  der 
Fall  sei,  das  Publikum  sich  zu  konsequenter  Mitwirkung  und  zur 
Unterstützung  der  Bemühungen  der  Polizei  herbeilassen  würde", 
und  bei  Baden:  „Die  hcuipuaciiliche  Sclnvierigkeil  scheint  darin 
zu  liegen,  dass  die  Bcvulkeruug  nicht  von  der  Gewohnheit  abgehen 
mag,  au  Bettler  und  Vagabunden  unmittelbar  milde  Gabeu  auszu- 
teüeiL'  —  Vgl.  die  anf  der  voiigen  Seite  angefllhrtea  Pablikatloatti. 
Ob  hiergegen  Strafe  gegen  die  Almoeengeber  schätzen  kOBne,  wird 
fast  aoflnahmBloB  von  allen  SachkimdtgeD  verneint,  sowohl  ans  prak- 
tischen wie  aus  moralischen  Gründen.  Neuerdings  ist  Tereinzelt 
dieser  Versnch  durch  den  Landrat  des  Kreises  Guhrau  unter- 
nommen worden.  Derselbe  veröffentlichte  eine  Bekanntmachung,  in 
welcher  bemerkt  wird,  es  sei  zu  seiner  Kentitniss  gelangt,  dass 
anc})  nach  di  r  Errichtnitg  von  Natural  -  Vp!  jiilegungsstationeu  im 
hiesigen  Kreise  den  armen  Heißenden  und  Beulern,  anstatt  dieselben 
auf  die  nächste  Station  zu  verweisen,  Almosen  und  Gaben  verab- 
folgt würden.  Da  hierduich  der  Erfolg,  welcher  von  der  Ein- 
richtung der  Yerpiiegungsstationen  auf  Kosten  des  Kreises  erwartet 
sei,  wesenUieh  beeintrichtigt  werde,  so  habe  er  (der  Landrat)  mit 
Znstimmnng  des  Kreisausschnsses  eine  Polizeiverordn&ng  erlassen, 
welche  besagt :  „Das  Verabfolgen  von  Almosen  an  nicht  ortsaage- 
hörige  Bettler  ist  verboten.  Zuwiderhandelnde  fallen  in  eine  Geld- 
strafe bis  zu  9  Mk.  event.  verhältnissmässige  Haft."  Diese  Ver- 
ordnung trat  mit  dem  1.  August  1886  in  Kraft.  Ganz  ähnlich 
auch  die  neuerdings  ergangene  Verordnung  des  Landrates  des  Kreises 
Heizen. 


3.  Die  Beteiligung  i;rösserer  Verbände  an  der  Armeulast, 

§  146. 

Wie  schon  im  Eingange  dieses  Abschnittcä  hervorgehoben 
wurde,  bestellt  der  grinulsätzliehc  Unterschied  zwischen  Sonder- 
bildungim  zur  Uel)un^  ^eiiieinsclwiftlicher  Arni»Mi])tle*ct^  nnd 
der  Beteiligung  hesti^hender  LCi"(">sserer  Verl)an(l('  an  der 
Annenla«t  darin,  das  erstrrr  nur  die  ArmenpHc^e  zum  (  Jogen- 
staudc  haben,  wahrend  die  letzteren,  organisch  iu  die  politische 
GrundverfasüUiig  eingefügt,  überhaupt  Zwecke  verfolgen, 
w^ohe  der  äwnh  sie  dargestellten  grösseren  Gemeineonalt 
von  Wert  und  nur  durch  deren  grossere  Mittel  erreichbar 
sind.  Zu  diesen  Zwecken  kann  unter  anderen  auch  die 
Armenpflege  gehören. 

In  diesem  Betrac  lit  inacht  dagegen  die  Eigensehaf^t  des 
grösseren  Verbandes  als  Körperschaft  mittlerer,  böbei"t;r  oder 
bödister  Ordnung  keinen  Unterschied^  ob  der  Staat  unmittel- 
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bar  (ifl'-r  durcli  seine  Prnvin/en  odor  Kreise  sich  an  tler  Ar- 
Tiieiilast  beteiligen  soll ,  i.st  leUiglich  eine  Frage  der  Zweck- 
niäsNigkeit,  weiche  die  Uebim«^  der  einzelnen  l^)iiiides8fouiten 
verscliieden  beantwortet  hat.  Speziell  die  ihnen  durch  das 
Reichsgesetz  vorgeschriebene  Beteiligung  durch  Uebemahme 
der  Landamenlast  erfolgt  in  einigen  aerselben  mmiittelbar 
durch  den  Staat  in  anderen,  vor  allem  in  Preussen,  durch  die 
Provinzen;  doch  fungiren  in  Ostpreussen  noch  gegenwärtig 
die  Kreise  als  Landannenverbttnde;  ebenso  verhält  es  rieh  mit 
anderen  Aufwendungen  im  Interesse  der  Armenpflege. 


«  147. 

Gegenwärtig  werden  die  P'nnktioneii  drr  T- a  ii  d armen V  er- 
bände  von  folgenden  VerwaUungskorpern  ausgeübt'): 

1.  Preussen:  u.  Pr  o  v  i  n  z  i  a  1  bezirk  e ,  vertreten  durch 
die  proviiizialbtaDdifcche  \  crwaiiung ;  Westpreussen  —  JJraudenburg 
(ohne  Berlin)  —  Pommern  —  Sachsen  —  Schlesien  (ohne  Breslau)  — 
Posen  —  "Westfalen  —  Hannover  —  Rheinprovinz  —  Schleswig- 
Holstein  (ohne Lanenburg). -  b.  Regiernngsbexirke,  vertreten 
durch  die  kommunalständiseheYerwaltimg:  Kassel  —  Wiesbaden')  — 
Sigmaringen.  —  c.  Kreise:  Die  19  Kreise  der  Prov.  Ostpreussen ^) 
-  das  Herzogtom  Lauenbnrg.  d.  Stadtgemeinden:  Berlin, 
Breslau,  Königsberg  i.  Pr. 

2.  Sach^^en:   Der  Staat  unmittelbar. 

3.  W  11 !  t  e  m  b  e  r  g :   I  >}  '  04  Oberamtsbezirke. 

4.  Baden:   Die  11  Kreise. 

5.  11  essen:   Die  IB  Kreise. 

6.  Mecklenburg-Schwerin:  \         q.    .    _  -aaiu- 

7    c«.w.««  w        «.  }  ^  Staat  nnmittelbar. 

7.  Sachsen- W  emi  ar:  j 

8.  M  e  eklen  barg- Strelitz:  Der  Stargardsche  Kreis 
das  Fttrstentnm  Ratzeburg. 


M  Ich  gebe  liior  eine  kurze  Auf'zsihhnig ,  weil  iti  dnr  Uremtur  diu 
Angaben  über  die  L.-A.-Verbäode  noch  häuiig  in  Anlehuiiug  an  altere 
Werke,  Dsmoitlieh  Roch  oll  s  System,  gemacht  werden  und  daher  nieht 
mehr  ganz  zntrpfTen.  Der  VerwaltniTp^beamte  findet  in  dein  in  Heymanns 
Verlag^  erscheinenden  Taachenkalcnder  für  Beamte  unter  anderm  im  An- 
hange Nr.  17  eine  vollständige  Uebersicht  der  L.-A.-Verbände  und  der 
tat  vertretenden  Behörden.  In  der  Ausgabe  des  Ges.  v.  6.  Juni  1870 
von  Krech,  die  1"*^^  erschien eii.  i.^t  die  Aenderun^  bezüglicb  Frank- 
furt a.  M.  —  Tgl.  folgende  Anmerkung;  —  noch  nicht  berücksichtigt. 
Sonst  ist  die  Naebweisong  gleiebfalb  enäifipfend  mid  rareiliasng. 

Gans  neuerdings  ist  Frankfurt  a.  M.,  das  bisher  einen  L.-A.-V. 
fiir  «ich  bildete,  mit  dem  kommunalständifichen  Verbfinde  Wiesbaden  ver- 
schmolzen worden:  Gesetz  vom  ä.  Juni  und  Verordniuig  vom 
10.  HS»  1886. 

*)  Daneben  besteht  der  L.-A.-V.  der  Provinz  Ostpreussen,  dem  aber 
nur  die  Verwaltunj^  der  Landarmen-  und  Korrektinre'an'^talt  Tapiau  ob- 
U^t  Die  eigeuthche  Landarmen  last  (d.  lu  für  Peräoiicn  ohne  Unter- 
stotmiigswohnBitK)  tiiigt  der  Kreis. 
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nnmittelbar. 


Der  Staat  unmittelbar. 


9.  Oldenburg:  a.  Herzogtum  Oldenburg:  Die  12 
yerwaltuogsftmter,  und  zwar  die  Aemter  Varel  und  Jever  ein- 
schliesslich der  gleichnamigen  Städte;  dagegen  bilden  die  Stadt 
Oldenbnig  sowie  das  Amt  LandwUhrden  (Gemeinde  Deedesdorl) 
Landarmen  verbände  für  sich,  —  b.  Fttrstent.  Lübeck,  c.  Fflrstent. 
Birkenfeld  biKien  je  einen  f  :in 'lärmen verband  für  sich.  -- 
Braunschweig:  Der  :Staat  unmittelbar. 

11.  b. -Meiningen:  Die  4  Kreise. 

12.  S. -Altenburg: 

13.  S-Koburg. Gotha:  [  ^^^^ 

14.  Auhult: 

15.  Schwarzburg-Sondershausen: 

16.  Schwarzburg-Rudolstadt: 

17.  Wal  deck:  Die  4  Kreise. 

18.  Beuss  &.  L.: 

19.  Reuss  j.  L: 

20.  Schaumburg-Lippe: 

21.  Lippe: 

22.  Lübeck: 

23.  Bremen: 

24.  Hamburg: 

§  148. 

Die  Mö^^lichkoiton  der  Beteiliguug  an  der  Armenpfl^e 
seitens  der  grösseren  Verbände  sind  sehr  mannigfaltige.  Mit 
Ausnahme  der  grundsätzlichen  Vorschrift,  dass  nur  Gemeinden 

und  Giitsb(!zirke  als  Organe  der  Örtlich«  n  Annenpflege  zu- 
lässig sind^  hindert  die  Keichgesetzgebung  keine  Art  der  giinz- 
lichen  oder  teilweisen  Uebemalmie  der  Armenlast;  ja  selbst 
der  Erstattung  sitmmtlichcr  Kosten  der  örtlichen  Amienpflegi: 
seitens  der  tTrHsseren  Verbünde  st^-lit  iiicht.s  entgegen,  sofern 
hierdurch  mir  iiicht.s  an  der  vorläuli:; 'h  FilrsorgepHiclit  und 
an  den  Kechtsverhältuissen  der  Ortsai'iueuvcrbände  nach  au^h 
sen  geändert  wird. 

Nach  grösseren  Gesichtspunkten  geschieden  sind  es  nun 
namentlich  drei  Richtungen,  in  welchen  sich  eine  solche  Be- 
teiligung bewegen  kann.  Es  ^olgt  die  grundsätzliche  Uebor» 
nähme  der  Armenlast  für  einzelne  Individuen,  weil  diesdben 
keinem  Ortsarmenverbande  zugehören  ^  dies  ist  die  Land- 
armenlast  im  engeren  Sinne;  sie  wird  erweitert,  irenn  die 
Fälle  der  Nichtzugehörigkeit  durcli  gewisse  Bestimmungen, 
wie  etwa  durch  V^  rlvfirzung  der  Verlustfristen  und  Ver- 
längerung der  ErwerbsiVisten  für  den  Unterstlltzungswohnsitz 
vermehrt  wenlen,  sie  wird  verringert  in  den  umgekelirten 
Fällen. 

Es  kann  zweiten«  aus  dem  Gesiclitspunkte  der  Leistungs- 
unfähigkeit  des  einzelnen  Ortsarmenverbandes  diesem  eine 
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Bei  hülfe  in  Höhe  seiner  ganzen  oder  eines  Teiles  Beiner  Annen- 
last gewälirt  werden. 

Es  kann  drittens  aus  den  GesR'lit:s])unkten  j^rMiereller  Ent- 
lastung auf  der  einen  und  Ijcsserer  Fürsor^^e  auf  der  anderen 
Seite  die  L'-  bernahrae  ganzer  Kategorien  von  hedürftigen  Indi- 
viduen ohne  Kücksicht  auf  die  Leis^tungstahigkeit  des'  Orts- 
armenverbandes im  eiuzeliica  Falle  8tjittlindi?n. 

In  aUen  Fällen  aber  bt  die  Beteiligung  ausserdem  in  der 
Weise  möglich,  dass,  um  das  Interesse  der  Ortsarmenverbände 
an  der  örtlichen  Annenpfl^e  wachzuhalten ,  nur  ein  mehr 
oder  minder  grosser  Teil  der  Annenlast  übernommen  und 
nach  gewissen,  allgemein  im  voraus  oder  besonders  im  ein- 
zelnen Falle  festzustellenden  Sätzen  der  Ortsarmenverband  zur 
Mittragung  der  Armenlast  verpflichtet  bleibt. 

Den  vorstehend  angedeuteten  Gesichtspunkten  schliesst 
sich  die  uachtblgeude  Darstellung  an. 

1.  Die  Erweiterung  der  Landarmenlast. 

§  149. 

Eine  Vermehrung  der  Landarmen  lediglich  durch  Ver- 
kürzung der  Fristen  für  Verlust  des  Ü.-W.  wird  von  keiner 
Seite  gewünscht.  Auf  die  Wirkungen,  welche  Friständerungen 
überhaupt  auf  den  Umfang  des  Landarmenwesens  üben  können, 

komme  ieh  unten  zurück. 

It;  diesem  Zusammenhange  ist  viflni'-lir  mir  der  Wunsch 
zu  n«'nnen.  den  Nacliweis  der  Landarmcuei^enschaft  in  einigen, 
die  Ortsarmenverbände  besonders  beschwerenden  Fällen  zu 
erleichtern. 

Es  band  elt  sich  hierbei  um  die  Voi'schrift  des  j  30 1> , 
Wucher  zur  Erstattung  von  Armenpflegekosten  ,,wenn  der 
Unterstützte  keinen  Unterstiltzungswohnsitas  hat**,  den  Land- 
armenverhand  verpflichtet.  Der  Nachweis  des  mangelnden 
U.-W.  liegt  selbstverständlich  immer  einem  Ortsarmenverband«^ 
ob,  da  ein  solcher  die  vorläufige  Unterstützung  zu  gewähren  und 
vom  Landarmenverbande  Erstattung  zu  fordern  hat.  Nun  giebt 
es  aber  eine  Anzahl  Fälle,  in  denen  der  Nachweis  gar  nicht 
zu  führen  ist,  weil  überhaupt  keine;  That^aelien  ermittelt 
■werdi'u  kttnncn ,  aus  welchen  dt:r  U.-W.  «>iler  der  ^^angel 
eines;  s^lehen  festgestHlt  werden  kann;  dicb  rindet  nanirntlii  h 
statt,  wenn  es  sich  um  unbekannte  Leichen  oder  unbekannte 
lebende  Individuen  handelt,  die  wegen  jugendlichen  Alters, 
wegen  eines  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechens  nicht 
vemehmungsfllhig  und  anderweit  nicht  legitimirt  sind,  also 
vor  allem  um  ausgesetzte  Kinder,  schwerkranke,  taubstumme 
und  geisteskrank«?  Personen,  sowie  um  Landstreicher,  die  ab- 
sichtlich  ihre  Aufenthaltsverhältnisse  nicht  näher  angeben 
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wollen  oder,  weil  sie  eö  wirklich  niciit  wiö&cii,  nicht  angeben 
können. 

Obwohl  nun  in  ullen  diesen  FüHen  der  OrtsannenTerband 
ausser  Stande  ist,  irgend  welchen  Nachweis  zu  führen,  ja  selbst 
nur  pi  prüfen ,  ob  das  betreffende  Individuum  ilnn  selbst  an- 
gehörig ist,  hat  doch  das  Bundesamt  f.  d.  H.  im  Beginn© 

seiner  Tli.lti^jkeit  den  Grundsatz  ausgesprochen  und  lange 
Zeit  festgehalten,  dass  dem  O.-A.-V.  der  ganz  strikte  Beweis 
der  Negative  obliege^).  So  heisst  es  an  einer  Stelle:  ^Iii 
Er\^'Jip:nng ,  dum  nach  R.-O.  30  dem  O.-A.-V.,  der  eineu 
L.  A.-V.  in  Aiis]»rueli  nehmen  will,  der  Nachweis  oblie^rt. 
dass  der  Unterstützte  keinen  U.-W.  hat  —  dass  dieser  Nach- 
weis nicht  von  dem  Klüger  erbracht  ist  —  dass  ihm  derselbe 
auch  nicht  mit  Bttcksicht  auf  die  um&ssend  angestelten 
Nachforschungen  und  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten 
der  Beweisführung  erlassen  werden  kann,  welche  sich  aller- 
dings dann  ergehen  müssen,  wenn  es  sich,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  darum  handelt ,  die  Heimat  eines  taubstummen  und 
blödsinnigi'U  Individuums  festzustellen  .  .  .  '")/' 

Und  an  ein^T  anderf^n  Stelle,  wo  gleiclj/.<'itij;'  die  zur 
Fassung  des   ij  iiilii-cndcn  Rpi("hstnL'>vrrliandlun^''en  ire- 

würdigt  wri'(]<'ii,  wird  ausgelührt:  „Bei  uiilx-kanntcn  }*<m-- 
sonen  un<l  Leichen  ist  ein  S(>lelier  Nneliwrjs  oi't  nielit  zu 
führen.  Allein  den  durch  die  mangelnde  Bewi  isführung  ent- 
stehenden Schaden  trägt  stets  der  Beweispflichtige  und  es 
liegt  darin  kein  Grund,  von  der  Verteilung  der  Beweislast 
den  Landarmenverbftnden  gegenüber  abzugehen  ^).^ 

Diese  Auslegunßr  der  Öesetzesvorschrifk  durch  voUkom> 
mene  Gleichstellung  des  öffentlich-rechtli  Ii  i  Verhältnisses  der 
Armenpflege  niit  anderen  rein  privatrechtlichen  Verhältnissen 
hat  nun  sehr  lebhafte  Bedenken  wachgerufen  und  zu  mannig« 
facher  Erwägung  geehrt,  wie  dem  Uebelstande  abzu* 
helfen  sei'*). 


»)  Man  vergl.  die  Entsch.  in  I  4r>.  114,  II  57,  Ul  (iT.  G9,  IV  51.  52, 
V  82,  VI  52.  53,  VU  7«.  79,  VllI  %. 

-)  Entscheidung  vom  30.  NoTembcr  1<77,  VlIl  S.  9tf. 

^)  EntscheiduDg  vom  21.  September  187S,  X  S.  86. 

*)  Vereiii2elt  hat  hieranf  schon  nach  Kmanation  des  Beichsgceetzes 
Herge  in  seinem  Aui^atz  ,,Ueber  das  öffentliche  Armenpflegermjt^  in 
Rehrends  Zeitschrift  Bd.  6  S.  100  ff.  Aufmerksam  gemacht.  Lebbaftor  Ut 
die  Bewegung  erst  unter  dem  EmHuss  der  bundesamtlicheu  Kechtsprecbuug 
geworden.  Seit  Ende  der  sielnnger  Jahre  bildet  diete  Frage  einen  Gegen- 
stand der  Verhandlung  auf  fa^t  allen  StUdte-,  Provinziallandtagen  u.  ?.  w. 
So  der  pommerache  Htädtetag  vom  7.  Oktober  \f^liy,  ih^r  ober- 
echlesische  vom 24.  September  1H77,  der  rheinische  vom  21.  .lum  1^79, 
der  westf&lische  vom  19.  Mai  1882;  Konferens  der  Landes- 
direkteren  vom  V'>.  Novrmber  1883.  In  deniBelbeu  Sinne  Petition 
des  Vorstandes  des  ostpreusaischen  landwirtschaftlichen  Zen- 
tralvereins, desgleichen  der  A rm en verband e  vonBiskupitz  und 
Buda  aji  den  Keichstag;  vgl.  lien  2.  Bericht  der  Petitionskommiseion 
vom  4.  Mm  iK>^  und  den  14.  Bericht  vom  8.  Februar  1876  und  viele 
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Es  wurde  liierbei  insl>*'sitinl(^re  lTn<rr'rochtigkeit  der 
Belastung  in  zwcit'acher  Hin  i  In  lior\  orgr]i  )i)en :  einmal,  dass 
überhaupt  nur  oine  ganz  zutallige  Vorknuplung  der  hier  ge- 
meinten Individuen  mit  dem  vorliiati^  unterstützenden  Annen- 
verband voriianden  sei  und  einzelne  Besirke  wegen  ihrer  Lage 
4in  FllUsen  oder  Kasten,  sowie  an  Hauptverkehrsstrassen  von 
aolcken  Zofklligkeiten  noch  ganz  ausser  Verhältniss  betroffen 
wttrden  Zweitens  aber  sei  es  dann  nicht  mehr  der  Besitz 
«Ines  U.-W.,  welcher  den  Ortsarmenverband  zur  definitiven 
Trapjung  des  Aufwandes  verpflichte,  sondern  der  in  vielen 
FäHch  nnmön^liclie  Beweis  des  Mnn<?ols  eines  Sdlcli^Mi.  Es  werde 
also  den  ()rtsarnienverl)änden  zu  der  vorl!iuti<i;en  TTnterstüt- 
zunji^spriiclit,  die  aueli  im  ErsUittungsfalle  ohnehin  unberju*'ni 
sei ,  noch  die  end^^^idtige  Tragung  deü  Aufwandes  auferh\u:t, 
v'nm  unter  Liusständcu  sehr  lange  dauernde  und  gerade  in  An- 
sehung der  hier  in  Frage  stehenden  Fälle  sehr  kostspielige 
Verpmchtung.  Eine  solche  zu  begründen  habe  aber  offenbar 
nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzes  gelegen,  welches  die  Orts- 
■armenverbände  gerade  von  zufälligen  Verpflichtungen  habe 
befreien  und  jedenfalls  nicht  die  endgültige  ITebernahme  der 
Armenlast  da  habe  auferlegen  wollen,  wo  die  NichtVerpflichtung 
-des  vorläufig  unterstützenden  Armenverbandes  zwar  feststehe, 
4lberein  etwa  andenveit  vövIiandenerlT.-W.  nicht  zu  ermitteln  s«'i. 

Aus  allen  diesen  Gründen  wird  der  Wunsch  ausgesprociien, 
•daüs  geradezu  im  30^'  die  Ausdehnung  der  Verpflichtung  des 
Landarmenverbandeg  aut  l^■r:>üllen  ausgesprochen  werde,  deren 
Ü.-W  .  iiiclit  zu  ermitteln  sei,  oder  dass  zum  mindesten  eine 
authentische  Interpretation  darttber  veranlasst  werde,  dass  eine 
■solche  Ausdehnung  im  Sinne  des  Gesetzes  liege. 

Gegen  den  mit  diesen  Wünschen  verbundenen  Sinn  sind 
von  keiner  Seite  Einwendungen  erhoben  worden.  Doch  hat 
man  von  einigen  Seiten  davor  gewarnt,  die  Erstattung  in 
derartigen  Fällen  allzusehr  zu  erleichtern,  um  die  Ortsarmen- 
verbände, in  deren  Händen  schliesslich  allein  die  Untersuchung 
über  die  Personalverhältnisse  liege,  nieht  zu  allzuoberliach- 
licher  Sachuntersuchun;,'-  und  Vernehmung;  zu  verleiten.  Im 
Deutsehen  Verein,  wo  dieser  Einwand  gut  und  mannigfach 
begründet  wurde,  stellte  daher  Herse  den  Antrag,  im  üe- 
setze  die  Uebeniahme  der  Kosten  auf  den  Landarmenverband 
nur  auszusprechen  in  Bezug  auf  „unbekannte  Leichen,  auf 
Blinde,  Irre,  Taubstumme  und  solche  Personen,  deren  genaue 
Vernehmung  in  Folge  eines  körperlichen  oder  geistigen  Ge- 

andere.  —  Ausführlich  und  allseitig;  wurde  der  Ge^^enstand  im  Deutschen 
V.  f.  A.  und  W.  1>«S2  auf  Antrag  de?  Stadtsekret&rs  Drapo  (Hannover; 
verhandelt;  vgl.  rttenogr.  Bericht  Ö.  70  flf.  —  Auch  der  sächsische 
Gemeinde tae  von\  12.  n.  18.  Oktober  1877. 

1)  Namenüich  angeschwemmte  Leichen;  vgl  Drape  and  ElTera 
a.  O.  S.  75. 

Fortcbmimes  (2^1  VI.  4.  -  Mansterberg.  21 
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brechen»  unmöglich  ist".  Dagegen  emp&hl  Graf  Wintzin- 
gerode statt  dessen  den  Wortlaut  Personen,  deren 
IJ.-W.  angewandter  Mühe  unerachtet  seitens  der  Ortsannen- 
verbände nicht  2U  ermitteln  ist".  In  dieser  Fassang  wurde 
der  Antrag  Drape  schliesslich  auch  angenommen^). 

Ausserdem  iN^irde  dem  Antrage  ein  Zusatz  beigefügt,  In- 
halts dessen  seitens  des  Kongresses  den  Landarmenverbflndf»n 
die  freiwillige  Uebeniahme  jener  Kosten  empfohlen  wunl»  -|. 
Obwohl  nun  der  \'erwirkliclmng  dieser  Wünsche,  wie  auch 
dureliwep^  anerkannt  wird,  eine  grosse  tinanzielle  Bedeutung: 
nicht  zukommt,  60  lä^st  sich  doch  ihre  Berechtigung  nicht 
leugnen.  Wer  in  der  Schaffung  der  Landarmenverbändc  ein 
Mittel  gerechter  Ausgleichung  der  Armenlaat  erblickt ,  wird 
den  Wunsch  nur  teilen  kOnnen,  die  Ortsaimenyerbftnde  soviel 
als  irgend  angänglich  von  sufhlliger  und  willktbrltcher  Armen- 
last zu  befreien. 

Uebrigens  ist  in  Bezug  auf  die  Dringlichkeit  der  Ange- 
legenheit zu  bemerken,  dass  gegenwärtig  die  Sachlage  insofern 
etwas  verändert  ist,  als  das  Bundesamt  f.  d.  H.,  wie  es  scheint^ 
unter  dem  Einfluss  der  nianni;^facli  huit  gewordenen  Klapr^^n 
Veranlassung  genonunen  hat,  von  seiner  starren  Bewcwtbecrie 
abzugelien.  Seit  1879  ist  seine  Praxis,  ohne  dass  ein  W  echsel 
der  AutYassung  ausdrücklich  ausgesprochen  worden  ist,  eine  er- 
sichtlicli  mildere;  es  wird  den  Aussagen  der  Unterstützten 
mehr  Glauben  geschenkt,  der  ikrwerb  eines  neuen  U.-W.  nicht 
vennutet,  wenn  der  erste  nachweislich  verloren  ist  und  die  Um- 
atände  auf  wechselnden  Aufenthalt  schliessen  lassen.  So  heisst  es 
tn  einem  £rkenntniss  vom  5.  November  1881  ^) :  „  .  .  .  und 
es  ist  nicht  der  geringste  Anhalt  dafür  vorhanden,  dass  er 
irgendwo  einen  anderen  (d.  h.  U.-W.)  envorben  haben 
könnte."  Diese  Wortfassung  ist  charakteristisch  ^eprenüber 
dem  früher  auip's teilten  Erforderniss.  dass  er  ihn  (den  U.-W.) 
nicht  anderswo  erworben  haben  kann.  So  wird  auch  iu 
einer  Kntsch.  vom  T.April  1883  aus;4('s|iruchen '*) :  «...  da  nicht 
abzugehen  ij>t,  wo  N.  bei  seinem  llerumvagabundiren  einen 
U.-W.  erworben  haben  soll,  den  er  bis  zum  Eintritt  seiner 
Verpflichtung  nicht  hätte  verlieren  können.** 

Gleichzeitig  haben  auch  verschiedene  Landarmenverbttnde 
teils  stillschweigend,  teils  durch  ausdrücklichen  Beschlusa  der 
veränderten  Auffassung  Rechnung  getragen,  so  dass  von  ihnen 
die  Kosten  für  unbekannte  Leichen,  Findlinge,  Taubstumme 


')  Vgl.  a.  a.  O.  S.  75.  76.  86. 
2)  Antrag  Elvert  S  77. 
")  Entscheidung  Xiii  i>U. 

')  Entscheidotig  XV  S.  93;  vgl.  auch  neuestens  XVII  S.  III.  112 

Entifu  lu  idini^'f n  v  n  !'ebru:ir  n.  2.  Mai  l^'^''.  -  -  l'ebrigeiif  wird  8ch*»n 
oinmn)  früher,  in  der  Kntscheidung  vom  SO.  November  1877,  IX  S.  97 
vereinzelt  der  Grundsatz  freierer  Würdigung  aufgestellt. 
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u.  B.  w.  den  Ortsarmenverbänden  erstattet  werden,  wenn  diese 
nachweise,  dass  es  ihnen  angewandter  Mulie  ungeachtet  nicht 
möglich  gewesen,  die  Persönlichkeit  des  Unterstützten  oder 
den  U.-W.  desselben  nachzuweisen^). 

2.   BeihQli'e  au  leistau^sunfähige  Armenverbäude. 

§  loO. 

Ganz  allgemein  beätinunt  §  59  dos  Oes.  v.  6.  Juni  1870: 
^Ist  ein  Armenverband  zur  ZalilmiL''  der  ihm  endgültig  aufer- 
legten Kosten,  laut  Bescheinigung  der  ihm  vorgesetzten  Be- 
hörde, ganz  oder  teilweise  aaeser  Stande,  so  hat  der  Bundes- 
staat, welchem  er  angehört,  entweder  mittelbar  oder  unmittelbar 
für  die  Erstattung  zu  sorgen.**  Obwohl  diese  Vorschrift  nicht 
Howohl  zu  Gunsten  leistungsunfähiger  Verbünde,  als  wie  im 
Interesse  der  Armenpflege  und  zur  Sicherung  d(!r  Erstattung 
vorläufiger  Unterstützungen  gegeben  ist,  involvirt  sie  doch 
eine  Vrrpfliclitung  der  Bundesstiiaten  zur  Bcihülfe,  und 
gilt  nicht  nur  von  Orts-,  sondei'n  nuofi  von  Landarmen- 
verbiinden,  obwohl  bei  letzteren  natur^^'nia.ss  nicht  leicht 
Leistungsunfilhigkeit  aus  Anlass  einzelner  Wrptlieliiunpfen  ein- 
treten wird .  Dieselbe  ist  daher  auch  in  Ansehung  der 
letzteren  fast  in  keinem  der  deutschen  Bundesstaaten  vorge- 
sehen')« 

Die  Verpflichtung  zur  Beihttlfe  an  unvermögende 
Ortsarmenverbändeist  durchweg,  wo  sie  ausdrücklich  aus- 

rochen  worden,  den  Landarmenverbänden  auferlegt.  Die- 
selbe erfolgt  durch  Gewährung  haaren  Geldes  oder  durch  Bereit- 

.stellung  von  Pflegestellen  in  den  Anstalten  des  Landarmenver- 

bandcs,  ofme  oder  gc^on  ormässigte  Ver^rütung  oder  pnnst  in  ge- 
<M;L,nif'ter  Weis«*.  Kcgehniissig  koH  die  (Jewährung  der  Beihülfe 
von  dem  Ermcsseu  des  Landarmcnverbaudes  abhängen,  zu 

')  So  die  Provin/.  Brandenburg  durch  ausdrücklichen,  den  Lande»* 
direkter  ermächtigenden  ßeschluss,  der  Provinziallandtag  von  Sachsen  u.  a. 

Bei  den  Verhandlungen  im  D.  V.  teilte  Oberamtinann  Huzel  mit, 
dass  in  seinem  0.>A.-Besirk  der  swei  Drittel  der  Kosten  über- 

nehme, wenn  rirr  Nachwei  (!<  r  !  nndaimeDqoalit&t  nicht  genügend  g^efert 
worrlcii  ae'i.    Vgl.  u.  ji.  ( ).  S.  sil 

Auch  die  ßuutlearegierung  iat  diesen  Wüuacheu  L'onoigt,  wie  der 
Entwurf  von  1877  bewdst  Es  war  in  demselben  ein  Zusatz  zu  §  SO  in 
Aussicht  genommen:  .  .  .  _woiin  der  Unterstfitzte  keinen  Unter^rüt zungs- 
Wühnsitz  uat"  —  „oder  wenn  8ich  ein  solcher  nicht  ermitteln  lä8«^t~. 

*)  Nur  Baden  §  S3  verpflichtet  die  Staatskasse  rar  Erstattung  der 
Kosten  der  Kreisamicnpflege,  wenn  und  soweit  <iie  hierflir  «rforderBcheu 
Umlagen  mehr  nh  '  Kreuzer  von  lUO  Gul^lt-n  1  -  trupeii.  Laut  (Jesetx 
vom  1.  März  lö&4  betr.  die  Kosten  der  Laniiaruieuptiege  iet  für  die 
Budgetperioden  ISüi — B5  und  1886—87  tine  Bauscbsumme  im  Gesammt» 
betrage  von  480000  Mark  den  U  Kreisen  sur  Vexf&gung  gestellt 

27* 
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wolchcm  der  hetroffende  O.-A.-V.  ^^»^hört;  doch  ist  gegen 
dessen  VerfUguiip:  Beschwerde  zulässig.  fil)or  welche  die  hcSheren 
Behörden,  so  in  Preussen  der  Provinzialrat.  in  WtirteniWrg  da.« 
Ministerium  des  Innern,  in  HeHsen  der  Administrativjustizhot 
u.  s.  w.  end^lti^  <  ntscheiden 

Bejjtininite  Merkmale  der  Leistuugsunlalugkeit  sind  mit 
einer  einzigen  Ausnahme  nicht  in  den  Gesetzen  angegeben. 
Es  wird  viehnehr  in  mehr  oder  minder  genaaen  Auadrficken 
aasgesprochen,  dasB  ein  Ortsarmenverhand  ^leistongsanfilhig 
sei,  wenn  er  den  ihm  obliegenden  Verpflichtungen  zu  genügen 
unvermögend  sei"*),  „wenn  seine  Ucberlastong  anerkannt 
worden  ist"®),  „wenn  er  haushälterischer  Armenpflege  unge- 
achtet überlastet  ist"  '*),  „wenn  er  ohne  Geßlhrdung  des  Nah- 
ninf:;'sstando.-i  seineu*  Angehörigen,  b^iehentlich  ohne  ein*» 
aiissoronlcMitliclH;  Uo})orlastimjj:  nicht  im  Stande  ist,  den  gesetz- 
lichen Anfurilcrungen  <ler  AniMMiftflege  zu  genügen**^)  u.  s.w. 
Die  eine  Ausualnne  «rilt  t'iu  «las  Fürstfentum  Birkenfeld,  da.-* 
für  sich  einen  L.-A.-V.  bildet  und  zur  Gewäiirung  von  Zu- 
schüssen an  einzelne  Ortmrmenverbände  verpflichtet  ist,  «welche 
durch  die  Ausgaben  der  Armenpflege  so  sehr  beschwert  sind, 
dass  letstere  30  ^/o  der  Gesammtsteuer  sltmmtlicber  zum  Ar- 
mendistrikt gehörenden  Gemeinden  übersteigen"^). 

Die  ForÜasBung  jedes  bestimmteren  Merkmales  ist  mit 
BewusBtsein  und  aus  guten  Gründen  geschehen.  Es  wird 
al1p:omein  anerkannt,  dass  man  den  sehr  individuellen  Ver- 
hältnissen der  einzf  Innn  (^nneinden  doch  durch  keinen  all^^o- 
meinen  Massstab  gcreclit  werden  könne')  und  dass  auf  der 
andern  Seite,  wenn  das  Ueberschreiten  eines  g-pwrssen  Steuer- 
baU<'s  als  Merkmal  festgestellt  würde,  ein  In  »hör  Steuersatz 
harte  und  sparsame,  ein  niedriger  leicht  verschwenderische 


Vgl.  PreuMen  }  d6  AnsfahnmaweBetz  and  §  42  des  Gesetzes  ▼on 

1,  August  (Zuatändigkeitsgesetz);  WUrt.  Art  25 ;  Hessen  Art.  7  u,  s.  w. 
Vgl.  im  übrigen  die  zuverläuigen  Nachweisungon  bei  Krech  unter  B 

8.  ö7  ff. 

•)  Preussen  §  86. 
3)  S.-Weimar  §  7. 
*)  Oldenburg  §  2. 
f')  Anhalt  §  22. 

«1  Art.  9f  des  Gesetzes  vom  J>.  Mftn  1876. 

'')  Dies  betonen  bfsond'  rs  die  Motivo  zum  preussi^rluMi  AusfUhmiifi 

f csctz,  denen  sich  das  Abgtiordnetenhauti  auschloas;  die  Kommission  de^ 
lerrenhauses  machte  noeb  darauf  aofinerksam,  daes  es  hier  keinen  «h- 
«olnten  Massstab  geben  könne  und  ch  genügen  miuse,  wenn  die  Ver> 

1)flegmig  des  Armen  seinen  heimatlichen  Verhältnissen  entsprechend  inöc 
ich  sei;  vgL  über  das  Material  bei  Arnold t  xu  §  30  »S.  632  ff.  —  J>>r 
preusaiache  9.  Pro vinirial land tag  (184.5)  hatte  a.  Z.  ein  niebt  sum  €reMtz  g^'- 
wordenes  Amendement  zu  §  Ii  des  Gesetzes  von  l'<42  beschlossen,  da*s 
eine  Gt'rncinde  insoweit  ala  zur  Verpflofrnng  ihrer  Armen  Unvermögen»! 
zu  erachten  sei,  als  sie  die  direkten  StnatBabgaben  nicht  zu  leisten  ver- 
möge. Arnoldt  bemerkt  hierzu  s.  636,  dass  dieser  Onmdaata,  aoweit 
ihm  bekannt,  in  der  preuasischcn  Praxis  befolgt  werde. 
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AniuMipfle^e  herbeillühren  könne;  e.s  koiiinie  vielmolir  allfs  auf  den 
('in/t  liien  Fall  und  das  sachverstilndim^u  Ermessen  der  hcH'  Tulen 
Behörde  an.  Siegel  meint  liierüber:  „Bei  der  Fostet-izung' 
der  Grösse  der  Beihülfen  au  tlio  Gemeinden  und  d«  r  Moda- 
litäten, unter  welchen  solche  bewilligt  werden,  miiasen  die 
ökonomischen  Verhältnisse  genau  untersucht  werden.  Es  sind 
das  Gememdevermögen ,  die  Steaerkapitalien,  die  bisherigen 
und  mutmasslichen  Gemeindesteuern,  die  Leistungsfilhigkeit 
der  Bewohner,  die  GrOsse  des  erlittenen  Schadens  und  des 
BfMljirfes  in  Betracht  xu  ziehen.  Um  ermessen  zu  kOnnen^ 
ob  die  eine  Gemeinde  vor  der  andern  eine  grössere  Berück- 
sichtigung verdient,  mUssen  ihre  Verhältnisse  genau  gegen 
einander  abgt'wogen  werden')." 

In  drr  Tliat  wird  unter  den  Mö^'liclikeiten  der  Entlastung 
der  Ort*>armen verbände  die  GewUlirun«^  direkter  Beihülfen 
immer  nur  das  äussenste,  mit  Vorsicht  anzuwendende  Mittel 
sein  können.  Dass  diese  Autfassung  dem  gegen wÄrtigen  Stande 
der  öffentlichen  Meinung  entspricht,  geht  daraus  hervor,  dass 
Vorschläge,  die  Beihttlfe  an  bestimmte  Merkmale  zu  knüpfen, 
oder  ihr  eine  grössere  Bedeutung  als  bisher  zu  geben,  —  ab- 
gesehen von  (len  auf  Btaatsamienpflege  abzielenden  oben  er- 
örteren Vorschlägen  —  von  keiner  Seite  gemacht  worden  sind. 
Allerdings  wird  ebensowenig  gewünscht,  diese  letzte  Zuflucht 
den  Ortsarmenverbänden  ganz  zu  verscidiessen,  so  lange  über- 
hau] >t  die  Uebung  öffentlicher  ArmenpÜege  gesetzlich  vorge- 
schrieben ist^). 

3.  Die  nnHiittelbare  TVhernahme  der  Fürsorge  für  gewisse 

Klassen  von  Bedürftigen. 

L   Die  Försorge  für  Gebrechliche. 

A.  Im  allgemeinen. 

S  151. 

Schon  gegenwärtig  besteht  ebenso,  wie  fiir  alle  anderen 
Arten  der  Beteiligung  an  der  Armenla.st,  aneh  die  Uebung 
unmittelbarer  Fürsorge  seitens  der  |rr?^ssoren  Verbände,  Aber 
sie  besteht  ganz  Uberwiegend  nicht  als  obligatorische,  sondern 

»)  Si(-^'cl  S.  15  Anni.  4;  panz  älmlich  Jolly  B.  33. 
')  Man  vergl,  die  Ö.  24ö  mitgeteilten  Zahlen,  um  sicli  der  ebenda 
be^wocbeiieii  Tbateaebe  su  erinneni,  wie  sehr  ein  einzelner,  anTorlier* 

gesehener  Fall  den  ganzen  (icnioindehHUslialt  umwerfen  kann.  liier  mafj 
noch  aly  boponder?«  charakterietischtr  Belec  angclülirt  werden,  dass  lt^2 
dem  aus  2  Höfen  mit  29  Bewohnern  bestehenden  O.-A.-V.  Probien,  Amt 
Oldenstadt,  seitens  des  Provinsdal Verbandes  Haimover  eine  Bdhlllfe  von 
monatlich  15  Mark  fiir  f  in  altes,  arbeitsunfällig» Ehepaar  gewährt 
werden  musste.  In  dem  Verwaltungsbericht  für  10b4  ist  di^  Beibülfe 
nicht  mehr  aufgeführt. 
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sds  fakultative  und  sie  erstreckt  sich  auch  in  dem  einzeLnea 
Staate  nicht  innerhalb  aller  seiner  Verwaltungsbesirke  auf 
die  gleichen  G^nstände  und  in  gleichem  Umfang.  Regel- 
mitssig  ist  die  Befugniss  zur  unmittelbaren  Uebemahme  in 
Bezug  auf  Geisteskranke,  Taubstumme,  Blinde  und  Sieche 
gewtthrt;  und  regelmässig  ist  eine  derartige  Uebemahme  aU 
Aufgabe  der  Landarmenverbände  bezeichnet 

Vgl.  Preussen  §  81.  Es  ist  eine  Befugniss,  keine  Verptlich- 
tuiig  der  Uebemahme;  auch  ist  dieselbe  auf  die  im  Text  genannten 
Klassen  beschränkt  Die  Reg.-Vorlage  hatte  ganz  allgemein  dem 
Landarmenverbande  die  Befugniss  gewährt,  einzelne  Zweige  der 
Armenpflege  zn  flbemehmen,  wogegen  im  Abg.*Han8  geltend  ge* 
macht  wurde,  dass  eine  solche  allgemeine  Befogniss  sich  nicht 
empfehle,  weil  sie  das  Prinzip  des  Gesetzes  dorchlöchere ;  vielmehr 
solle  dieselbe  auf  die  Fälle  beschränkt  bleiben,  für  die  ein  prak- 
tisches Bedürfniss  vorliege.  Aus  diesem  Grunde  wurde  die  Befug- 
niss zur  Krankcnfiirsoiijc  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Vf^l.  (i^s 
Material  bei  Arnoldt  b.  (>13.  —  In  den  übrigen  Staaten  ganz 
ähnlich  wie  in  Preussen.  —  Eine  ausdrückliche  VerpHiclitung  zur 
Erstattung  der  Kosten  der  Verpfleguug  und  Heilung  hülfsbedürftiger 
Geisteskranker  und  der  zum  Schutz  der  öffentlichen  Sicherheit 
gegen  dieselben  getroffenen  Haasregeln,  sowie  der  Kosten  des 
Unterrichts  nnd  der  Ansbildnng  hOlfebedQrfdger  tanhstmnmer  nnd 
blmder  Kinder  seitens  des  Landarmenverbandes  besteht  fttr  das 
Filrstentnm  Birkenfeld:  Ges.  v.  28.  März  1876  Art  9  ^  ^  ^  fthnlich, 
aber  nui  für  Fälle,  die  Anstaltspflege  erfordern,  im  Fürstentnni  Lü- 
beck: Key.  Gem.-0.  y.  aO.  März  1876  Art  74'  *.  —  Auch 
Anhalt  §  28. 

Da  nun  in  keinem  Süuitc  andere  Ver\valtu.ngökürper  als 
Landarmenverbändc  fungiren,  als  die  der  politischen  Verfas- 
sung entsprechenden  grösseren  Bezirke,  so  Ist  die  unmittel- 
bare Beteiligung  an  der  Armenlast,  soweit  sie  von  ihnen  geubt 
wird,  überall  organisch  in  die  Aufgaben  der  allgemeinen 
Staats-)  ProyinsEisI-y  Amts-,  Kreisverwutung  eingeftlgt 

Dies  Yerhflltniss  ist  kein  zu&Uiges  und  nicht  erst  durch 
die  Notwendigkeit,  Landarmenverbftnde  zu  schaffen,  begründet 
worden.  Vielmehr  ist  die  Anknüpfung  solcher  Fürsorge  an 
derartige  Verbände  sehr  alt  und  hat  ursprünglich  mit  dem 

Armen  Wesen  als  solchem  nichts  zu  thun.  Denn  zwei  Auf- 
.ü:aben  hat  die  öffentliche  Gewalt  in  Bezug  auf  die  vorgenannten 

Porsonenklaf^son  zu  erfüllen,  nwh  wonn  sio  nicht  bodilrftig 
sind:  die  der  Sic  her  hcits  po  lizei  und  die  der  Erzi  ehung. 

Die  ältere  Anschauung  behandelte  geisteskranke  Personen 
überhaupt  nicht  aus  dem  Gesichtpunkte  der  Bedürftigkeit, 
sondern  aus  dem  der  Gemcinget)ihrlichkeity  gegen  deren  Folgen 
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ebenso  wie  gegen  Gewaltthat  der  Staat  seine  l^ürger  sicher 
-zu  stellen  hat'). 

Umg^ekehrt  waren  flir  die  Behandlung  körperlich  gebrech- 
licher Personen  zunächst  gar  keine  anderen  Geatchtspunkte 
.aU  die  der  Armenfürsorge  massgebend;  diejenigen  taul> 
4Stummeny  blinden  und  siechen  Peraonen,  welche  bedttritig 
-waren,  mussten  so  gut  wie  andere  mittellose  Personen  im 
Wege  der  Armenpflege  unterstützt  werden. 

Gegenwärtig  uerrscht  eine  beinahe  vöHijLj:  veränderte  Auffas- 
sung. Nur  noch  bei  den  g  e  m  e  i  ii  e  f  ii  Ii  r  1  i  c  Ii  e  n  Irren 
kommt  das  Moment  der  (ifVeiitliclien  Sicherheit  in  Betracht,  und 
nur  noch  bei  mittclluscn  lern-  und  arbcittiunl'ahig»  ii  Ge- 
brechlichen dasjenige  der  Armenfürsorge.  Im  übrigen  über- 
wiegt bei  geistig  und  körperlich  Gebrechlichen  der  Gesichts* 
punkt  der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  bei  taub- 
stummen und  blinden  Personen  der  Gesichtspunkt  der  Unter- 
richtspflege'). Es  wird  als  Verpflichtung  der  öffentlichen 
Organt^  erachtet,  allen  geistig  und  körperlich  Gebrechlichen  — 
zunächst  unabhängig  von  ihren  Vennögcnsvorhältnissen  —  die 
ihrem  Zustande  entsnrocliende  Behandlung,  und  allen  h'rnfilhigen 
Personen  —  ebenfalls  unabhängig  von  ihrem  körperlichen  Zu- 
stande und  ihren  Vermögensverhältuissen  —  den  notwendigen 
Unterricht  zu  Teil  wcrdi  n  zu  lassen.  Aber  das  eine  wie  das 
andere  ist  bei  der  eigentümlichen  Natur  der  geistigen  und  kör- 
perlichen Zustände  dieser  Personenklassen  nicht  im  Rahmen  der 
für  alle  übrigen  Menschen  üblichen  Behandlung  möglich ;  es  ge- 
nügt für  geisteskranke  und  sieche  Pmonen  nicht  immer  der  Auf- 
i  ithaltineigenerWohnung,  für  Taubstumme  und  Blinde  nicht  der 
Unterricht  in  den  öffentlichen  Schulen.  Es  bedarf  daher  für 
alle  diese  besonderer  Veranstaltungen:  der  Irren-  und  Idioten- 
anstjüten  für  gewisse  Klassen  von  Geisteskranken,  der  Siechen- 
anstalten  ffir  k<)rj)erlii:li  sehr  schwer  Leidende,  der  Taub- 
stummen- und  Blindenanstalten  fiir  jugendliche  taubstumme 
und  blinde  Personen,  die  nach  eigentümlicher  Methode  erzogen, 
unterrichtet  und  beschäftigt  werden.  Weil  aber  Veranstal- 
tungen dieser  Art  die  Mittel  einzelner  Gemeinden  regelmässig 
übersteigen,  so  ist  von  vornherein  die  Mitwirkung  eines  grösseren 
Verbandes  notwendig,  welcher  Irren-,  Taubstummen-  u.  s.  w. 
Anstalten  errichtet,  verwaltet  und  sie  den  der  Anstaltspflege 


*)  Sehr  gute  Details  und  überaus  reiche  Literaturangaben  über  die 
älteren  Aaffassungeii  b«  Bebandtmifr  -von  Cteisteskranken  und  die  modernen 

Anwehten  bei  Gerando  Bd.  a  S.  451  ff.  und  Uhlhorn  Bd.  2  S.297. 

•)  So  wird  auch  ganz  knn  < >kt  in  den  systematischen  Darätellangen  die 
Fürsorge  fUr  Jüranke  und  Uebrcchiiche  unter  den  Gegenständen  der  „Medi- 
-zinalpolizei'',  diejeni^  fUr  Blinde  und  Tanbstamme,  soweit  sie  nicht  unter 

■die  eben  (fenannten  füllt,  bei  den  ..Unterrichtsanstalteu"  abjjjehandelt. 
Vgl.  Mohl.  P.-^\■.  Bd.  1  S.  22'>  tmd  von  Ntnieieu  v.  Könne,  Das  Staats- 
recht der  preus^iscben  Monarchie,  4.  Autl.,  S.  277  und  S.  701. 
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bedürftigen  Personen  zur  Yerftigung  stellt^,  und  zwar  gegesa 
Entgelt  ans  deren  eigenen  Mitteln,  bezw.  bei  Mittellosigkeit  atts- 
den  Mitteln  der  Gemeinde ,  unter  UmstKnden  auch  ohne  fint- 
gelt, d.  h.  also  aus  den  Mitteln  des  grösseren  Verbandes  selbst. 

Und  in  diesem  Zusaaunenhange  macht  sich  der  Gesichts- 
punkt der  Armenpt'lep;e  gleitend.  Denn  alle  diese  AnstilteDy. 
welche  im  In tcrcsso  aeröffentlichen  8ic  herheit,  der  Gesundheit,  de» 
Unterricht«  lierzustellen  sind,  können  gleichzeitijr  auch  im 
Interesse  der  Armenpflege  nutzbar  g^emacht  werden,  indem 
alle  Personen,  für  welche  Anstaltspttege  notwendig:  ist,  sofern  sie 
jrleielizeitig  bedürftig  sind,  unentfc eltlich  aiifgenumiuen  werden. 
Und  vveil  andererseite  der  eine  solche  Anstaltspflege  erfordernde 
Zustand  doppelt  unerträglich  und  ge&hrvoU  tür  mittellose  Per- 
sonen ist  so  erklärt  es  sich,  dass  von  der  Befugniss  zur  Ueber- 
nahnie  der  unmittelbaren  Fürsorge  fUr  diese  Kategorien  ein 
mehr  oder  minder  umfassenderGebrauch  gerade  seitens  der  Land- 
annen verbünde  und  im  Zusammenhange  mit  der  Annenpflege  ge- 
macht worden  ist,  und  dass  auch  gegenwärtig  unter  den  Reform- 
bestrebungen die  Vorschlage  erscheinen,  die  Für«irü;e  f\ir 
Geisteskranke,  Sieche,  Tauh^tm^nne ,  JMinde  unmittelbar  auf 
diese  ^^russeren  Ver]){tnde  zu  übernahmen, 

Tni  iibrif,^en  f  rden  diese  Vorschlüge  vornelnnbeh  be- 
gründet durch  den  JLiüvsci»  aul  die  Leistungsunfähigkeit  der 
kh  ineu,  die  Leistungsfäliigkeit  der  grösseren  V^erbände  in  Be- 
zug auf  dmrtige  Anstaltspflege.  Es  wd  weiter  geltend  gemacht^ 
dass  gerade  Pnegefidle  dieser  Art  äusserst  kostspielig  seien  und 
ohne  allen  Zusammenhang  mit  Leistungen,  die  im  Sinne  des  wirt- 
schafdichen  Aequivalents  als  Gegnl  istung  des  BedttrftigeD 
gelten  könnten,  gauE  zufHllig  durch  !Naturvorgänge  und  ander© 
der  Willkür  entzogene  Umst»*lnde  veranlasst  würden,  den  einzelnen 
Ortsnnnenverband  willkürlich  und  zuftillig  bclastcTid.  Endlieb 
wird  iiervnr<r*'b<)bpn,  dass  bezüglich  aller  dieser  Falle  das  Be- 
denken nicht  ubwalte,  welches  man  gegen  die  Arnien})tlege  durch 
grössere  Verbände  im  allgemeinen  mitKeeht  erhöbe,  das  Bedenken 
zu  kostspieliger  \\'irtschaft.  Fälle  dieser  Art  seien  nicht  von  der 
Willkür  des  Einzelnen  oder  der  Gemeinde  abhängig,  könnten 
nicht y  weil  reichliche  Mittel  vorhanden  seien,  künsdich  ge- 
schaffen werden;  die  Prüfung  und  Behandlung  dieser  Zu* 
stftnde  hünge  von  technischen  Merkmalen  ab,  die  im  allge- 
meinen deutlich  erkennbar  seien  und  weder  mis^d*  nt  t  noch 
missbraucht  werden  k^uinten,  wie  etwa  die  Merkmale  der  Be- 
dürftigkeit oder  der  Arbeitslosigkeit  bei  körperlich  gesunden 
Personen. 

Noch  unterscheiden  sich  die  in  der  Sache  auf  dasselbe^ 
Ziel  geriehtt'teii  Vorschläge  darin,  dass  von  der  einen  Seite 
nur  die  weitere  Ausbildung  der  bestehenden  Einrichtungen 
bczw.  die  niüglichst  umfai>äende  Uebernahnie  der  unmittelbaren 
Pttrsorge  empfohlen  wird,  während  von  Anderen  gewünscht 
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wird,  diese  Uebernahme  obligatorisch  zu  machen.  Nur 
die  letztere  Matisnalime  wtlrde  zu  ihrer  Verwirklichung  einer 
Aenderung  der  Gesetzgebung  bedürfen,  während  die  fakul- 
tative Uebernahme  auf  Grund  der  geltenden  Gesetzgebung  nur 
weiter  auszubilden  wäre 

§  152. 

Ueber  die  Kichtigkeit  der  zur  Begründung  dieser  Vor- 
schläge aufgestellten  Behauptungen  besteht  keine  ^loinungs- 
verscIiM^d'-nheit.  Man  ist  über  die  Nützlichkeit  dahin  zielender 
Bestrebungen  einig;  und  nicht  blos  das  Beispiel  der  T.and- 
arnienverbUnde ,  sondern  mehr  noch  die  Thatsache,  dass  in 
allen  zivilisirten  Staaten  ähnliche  Veranstiiltungcn  getroffen 
sind,  lehrt  die  Notwendigkeit  derselben*).  Anders  freilich 
Bteht  es  mit  dem  Umfange  der  Veranstaltungen  und  mit  der 
Frage,  ob  man  von  der  fakultativen  Uebernahme  daisu  über- 
gehen soll,  dieselbe  obligatorisch  su  machen.  Mehr  als  hei 
allen  anderen  Reformvorschlägen  macht  sich  in  dieser  Besiehung 
der  Mangel  an  statistischem  Material  geltend.  Denn  während 
bei  der  Erwägung,  ob  >leimat  oder  Unterstützungswohnsitz  den 
Vorzug  verdiene,  ob  kleine  Armen  verbfinde  besser  wirtschaften 
als  grossf\  iniTM-d'Miklieli  die  allgemeine,  auf  die  Natur  der  Sache 
^•«'gründete  Anschauung  und  Erfahrung  mithelfen  konnte,  den 
Aussehlag  zu  geben,  mangelhafte  Zahlen  zu  ergänzen,  so  ist 
dies  bei  der  vorliegend« -n  Frage  schlechterdings  unmöglich.  Bei 
dieser  handelt  es  sich  in  der  That  in  erster  Linie  um  Zahlen- 
angaben, die  durch  Anschauung  und  Erfahrung  weder  ersetzt 
noch  ergttmKt  werden  können.  Doch  sind  hiermit  nicht  die  An- 
gaben über  den  bisherigen  Aufwand  der  Landarmenyerhttndc^ 
gemeint,  von  denen  oben  gehandelt  wurde*);  diese,  die  sich 
olni*  sonderliche  Mühe  auch  nachträglich  erbringen  lassen^, 
könnten  doch  nur  sagen,  was  geschehen  ist,  nicht  was  ge- 
schehen soll.  Es  handelt  sieh  vielmehr  um  genaue  Angaben 
über  Zahl  und  Art  der  bedürftigen  Personen,  deren  Versorgung 
den  Landarmenverbänden  bei  Uebernahme  der  mehrgenannten 
Kategorien  obliegen  würde.  Diese  \'<'rl)ande  müssen  im 
Stande  sein,  sich  ein  Bild  davon  zu  machen,  wie  vieler 
und  wie  grosser  Anstalten  es  bedürfen  würde,  um  im  Sinne 
wirklich  zureichender  Versoigung  allen  körperlich  und  geistig 
gebrechlichen  Personen  die  ihrem  Zustande  entsprechende- 

Vi  Die  tlinfsiichliih  einmal  geschehene  Uebernahme  der  unmittel- 
baren Fürsorge  begründet  an  und  für  sich  noch  keine  rechtliehe  Ver- 

Sflichtun^  zur  Fortsetzung  gegenüber  dem  Ortsarmenverbande;  diese  liegt 
urchaus  in  der  Willkur  den  L.-A.-VerbaDdefl.   Vgl.  Entscheidoiiir  TOm 
2&  Oktober         XIII  8.  68. 

*)  In  Frankreich  sbd  die  Depaitements,  in  £ngland  die  Gra&cbafteik^ 
xnr  Irrenpflege  verpfUehtet 
•)  Vgl/8.  378. 
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Pflöge  und  Erziehung  zu  gewähren.  So  lauge  dies  nicht  der 
Fall  ist,  kann  von  einer  allgemeinen  freiwilligen  Uebernahme 
der  ix'zUglichen  Lasten  nicht  die  Rede  sein,  der  ohligatnrischen 
^nnz  zu  geschweigen.  Je  %vciii;i;»'r  das  Prinzi{>  so!})st  in  Zweifel 
jL::ez(";4en  wird,  um  ao  .sorgfältiger  müssen  die  thatsächlichen 
Grundlagen  hergestellt  werden,  auf  denen  seine  Verwirk- 
lichung beruhen  soll. 

§  153. 

An  statistiBchen  Erhebungen  bezüglich  dei-  Gebrechlichen  fehlt 
-es  an  und  für  sich  nicht,   bi  Prenssen  werden  schon  seit  An- 

fftDg  dieses  Jahrhunderts  Nachrichten  über  Gebrechliche  eingezogen, 
regelmässig  besE.  Tauhstummcr  und  Blinder  seit  1831,  bezüglich  der 
Irrenanstalten  seit  1851.  Vgl.  speziell  Prcuss.  Stat.  1849  Bd.  I 
•und  1875  IUI.  XXX.  Die  neuesten  Nachweisungen,  die  sich  auf  die 
Volkszählung  von  1881  beziehen,  in  Bd.  XLVI  S.  120  und  speziell 
Bd.  LXIX  1883.  Vgl.  überhaupt  noch  die  Utbeibicht  in  Zeitschr. 
1885  S.  14.  —  Baiern.  Namentlich  Heft  XXXV  der  Beitr.  z. 
bUL.  d.  Konigr.  Baicrn  \ou  G.  Mayr:  Die  VerbreiLuug  der  Blind- 
heit, der  Taubstummheit,  des  BlGdsinns  nnd  des  Irrsinns.  —  Sachsen. 
Die  Stat  der  Gebrechlichen  von  1834  bis  1875:  Zeitschr.  Jahrg.  28. 
—  Baden.  Uebersicht  der  HeQanstalten  für  Tanbstomme  nnd 
Blinde,  nnd  Irrenanstalten  in  Stat.  Jahrb.  f.  d«  Ghzt.  Baden  (regel* 
m&ssig  im  Anschluss  an  die  für  das  Reich  zu  machenden  Erhebon- 
gen),  zuletzt  1882  Bd«  15  S.  149.  —  Das  weitaus  Beste:  Die  Irren- 
und  Siechenzählung  im  Ghzt.  Hessen  v.  J.  1880,  in  Beitr.  z. 
Stat.  d.  (ih/t.  Hessen       2:3  H.  2. 

Aber  alle  diese  Erhebungen  sind  mit  einer  Ausnahnje  ledig- 
lich für  die  Zwecke  der  allgemeinen  Verwaltung,  insbesondere 
im  Hinblick  auf  die  öffentliche  Gesundheitspflege  angestellt;  für  die 
-speziellen  Zwecke  der  Armeupflege  in  dem  hier  gemeinteu  Sinue  ist 
nicht  viel  darans  zn  lernen.  Die  Ausnahme  bildet  Hessen,  welches 
dnrch  seine  eben  genannte  Erhebong  einen  emsthaften  Versuch  zu 
-einer  Statistik  der  Gebrechlichen,  die  zagleich  arm  sind,  gemacht 
hat,  nachdem  die  Provtnziallandtage  die  Antrftge  ihrer  Anaschftsse^ 
Provinzial-Siechenhäuser  zu  erbauen,  w^en  nnznreichenden  that- 
sächlichen Materials  abgelehnt  hatten.  Dieser  Yersuch  ist  so  vor* 
trefflich  geglflckt,  bringt  ein  so  reiches  über  alle  Punkte  aufklären- 
des Material,  dass  er  unbedeiiklirh  als  Vorbild  ähnlicher  Er- 
hebungen dienen  kann  und  eine  etwi«  ausführlichere  Dari^ung 
Hier  bei  demselben  befolgten  Grundsätze  ic<  htfertigt. 

Es  wurde  nämlich  1880  von  der  Autuuhnie  der  Gebrechlichen 
4)ei  der  Volkszählung  abgesehen  und  eine  besondere  Zählung  durch 
Aerzte  —  namentlich  die  beamteten  —  angeordnet,  denen  beholf  lieh  zn 
sein  Behörden  nnd  Vereine  aafgefordert  worden.  Die  Absicht  war, 
-die  Ansbreitnng  der  Sinnes-,  Körper-  nnd  GeisteamSngel  gründlich 
2u  erforschen  und  gleichzeitig  im  Interesse  der  Armenpflege  diese 
«rheblichen  Ursachen  in  ihrem  Znsammenhange  mit  den  Wirtschaft- 
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liehen  Vcrhiiltnissen  d^'v  Betroft'encn  zu  untersuchen.  Hierzu  be- 
diente innn  sich  nun  tolu'under  sinnreicher  Kategorien.  Man  unter- 
schied zunächst  8  Gruppen:  1.  erworbene  chronische  Geisteskrank- 
heit, 2.  angeborene  Geistesstörung,  'i.  Kretinismus.  4.  Epilepsie, 
b.  Taubstummheit,  6.  lilindhet,  7.  Yerkrilppeluug ,  Lulunuug  uud 
AbBchea  erregende  Krankheit,  8.  Siechtam  (unter  Ansschlass  von 
Lnngentnberknlose  nnd  Altensehwäcbe).  Innerhalb  dieser  Gmppen 
irarden  die  Individuen  wieder  nnterschieden  nach  Geschlecht,  Alters- 
Iclassen,  Zivilstand,  Art  der  Pflege  nnd  Arbeltsfthigkeit.  Von  den  so 
aufgefundenen  Personen  wurden  weiter  abgesondert  diejenigen,  die  aU 
in  dOrftigen  Verhältnissen  lebend  bezeichnet  werden,  diejenigen,  die 
ans  fremden  Mitteln  (Gemeinde;  Kreis;  Staat;  Stiftungen)  unter- 
stützt werden.  Und  endlich  wurde  bezüglich  sämmtlicher  Personen 
festgestellt,  oh  sie  zur  Aufnahme  in  eiue  Anstalt  (jualitizirt  seien, 
und  speziell,  welche  davon  in  dürftigen  Verhältnissen  lebten  oder 
unterstützt  wurden. 

Da  das  Vorstehende  nur  auf  solche  erstreckt  werden  sollte, 
die  ausserhalb  dner  Anstalt  sieh  befanden»  so  wurden  ausserdem 
eilflnzende  Erhebungen  bezüglich  der  Anstaltsinsassen  angestellt. 

Dies  alles  nun  durch  die  denkbar  besten  töar  solche  Arbeit  geeig- 
neten Kräfte  —  die  Aerzte  —  aufs  sorgfältigste  ansgeflkhrt,  wurde  aufs 
vorsichtigste  von  der  Zentralstelle  bearbeitet  nnd  ergab  ein  Bild 
der  Zustände  in  Hessen,  welches  die  etwaigen,  für  diese  Kategorien 
nicht  so  sehr  erheblichen  Mängel  der  nur  einmaligen  £rbebnng 
durch  nahezu  vollkommene  Zuverlässi'jkeit  ausglich. 

Die  Tabellen  ind  ausserordentlich  übersichtlich.  Zunächst  wird 
in  Tab.  I  die  Gesamnitzahi  der  Gebrechlichen  in  jeder  Kategorie  in  4r 
iiubiiken:  1.  nach  Altersklassen  (0  6;  6  15;  15  30; 
30—45;  46-  60;  über  60)  —  2.  Zivilstand  (ledig,  verheiratet, 
▼erwittwet);  3.  Art  der  Pflege  (im  eigenen  Haushalt;  in 
ihren  Familien;  bei  Dienstherrschaften;  bei  fremden  Privatpersonen; 
in  Gemeinde-  u.  s.  w.  Anstalten);  4.  Arbeltsffthigkeit  (arbeite* 
fähig;  teil  weis  arbeitsunfähig;  völlig  arbeitsonf&hig;  Kinder,  deren 
Arbeitsfähigkeit  sich  noch  nicht  feststellen  lässt)  —  gegliedert 
und  für  jede  der  8  Kategorien ,  gesondert  nach  Altersklassen  und 
Geschlecht,  die  Vennögensverhältnisse  sowie  etwaige  Unterstützung 
rin^  ötientlichen  Mitteln  nachgewiesen.  In  Tab.  TT  wird  dnriiestollt, 
^velche  von  den  in  Tab.  I  Kühr.  2 — 4  nachgewiesenen  i'ersonen 
sich  zur  Aufnahme  in  eine  Anstalt  qualitiziren,  welche  wiederum 
von  diesen  als  in  dürftigeu  Verhältnissen  lebend  bezeichnet  und 
welche  aus  öffentlichen  Mitteln  unterstützt  werden.  Tab.  I  bezieht 
sich  auf  die  Provinzen,  Tab.  II  auf  die  Kreise. 

Es  sei  gestattet,  abgesehen  yon  den  weiter  unten  im  einzelnen 
zu  verwertenden  Ergebnissen  schon  hier  einige  Zahlen  mitzuteilen, 
welche  Vtesser  noch  als  Beschreibung  Art  und  Inhalt  der  Erhebung 
kennzeichnen.   Es  ergaben  sich  im  ganzen 
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KfiakhdtduitegorieD 

ahsc^ut 

auf  100  000 
Einwohner 

1.  erworbene  chroti.  (icisteekraDkheit 

6Ö6 

71 

2  Aiureboreiie  GeiBtfiwtöruiiff.  .... 

115:3 

123 

190 

20 

590 

63 

746 

80 

689 

66 

f.   VCWUppCLuDJ^y  Ij&niDUIlg  umi  AD~ 

sehen  erregende  Krankheit  .... 

1262 

185 

952 

102 

1 

6148 

657 

Weiter  ergab  Bicb>  dase  von  1275  Idioten  (angeborene  GestOrt- 
beit)  160  Ittr  Idioten-,  600  fttr  Siechen-,  12  fttr  Irrenaostalteii 

(|oa1ifizirt  erachienen,  während  —  abgesehen  von  122  in  Staatsanstalten 
befindlichen  —  nur  62  in  der  einzigen  für  Idioten  vorhandenen  Anstalt 
untergebracht  werden  konnten.  An  den  190  Kretinen  war  der  Kreis 
Ile}>]  enheim  mit  65  beteiligt.  Bei  den  88^>  Taubstummen  (14:)  in 
Auötalten)  ergab  sich,  dass  sie  überwiegend  arbeitsfähig  waren  und 
in  der  Familie  lebten;  überdits  war  nur  etwas  über  die  HUlfte  in 
dtlrftigen  Verhältnissen.  Von  den  60G  Blinden  waren  414  in  duri- 
tigeu  YerliüUuissen ;  von  diesen  wurden  205  untersluuu  Zur  Aa- 
staitspflege  qualifizirt  ersefaienen  342,  und  zwar,  vaa  sehr  bemerkene- 
wert  ist,  nur  28  Ar  Blinden-,  aber  814  fOr  Siecbenanatalten.  In 
sehr  tranrigem  Znstande  befanden  sieb  dieVericrttppelten:  TOn  1562 
lebten  989  in  dOrftigen  Verhältnissen,  waren  844  teilweis,  54S 
völlig  arbeitsunfiihig ,  erschienen  673,  und  zwar  608  in  dürftigen 
Verhältnissen  lebende,  zur  Aufnahme  in  eine  Anstalt  qualifizirt. 
Der  Bericht  bemerkt  ausdrücklich ,  dass  man  bei  dem  Aussprechen 
der  Qualifikation  wesentlicli  aucli  ^nbjektive  Momente  der  Dürftig- 
keit, insbesondere  auch  den  Mangel  häuslicher  Pfiigi  in  Betracht 
gezogen  habe.  Unter  anderen  fanden  sich  70  gebrechliche  Indi- 
viduen in  Armenhäusern  mit  anderen  Personen  zusammengepfercht; 
die  Fürsorge  für  sie  war  eine  so  dürftige,  dass  sie  überwiegend  vom 
Bettel  zu  leben  genötigt  waren.  Im  ganaen  erschienen  nuid  8000 
Personen  zur  Anstaltspflege  qualifizirt»  daromer  1676  nnbemittelte. 
Untersttttzong  erbielten  davon  999  —  zum  Teil  in  allerdUrftigstor 


Jedoch  mit  Ausschluss  von  Lungentuberkulose  upd  Altersschwäche, 
die  man  fortgelaifen  hatte,  um  die  ^tegorie  „Siechtum*  nicht  zu  sehr 
au  beacbweien. 
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NVeise  — ,  während  677  ganz  ohne  Unterstützung  blieben.  Der 
i^earbeiter  der  Erhebang  hält  für  raiudestßns  ^/s ,  also  für  rund 
1000  Gebrechliche  die  Anstaltspflege  für  ein  dringendes  Bedürfnlss. 

Ks  leuchtet  nun  ein,  dass  nur  derartige  Zahlen,  wie  sie  das 
ErgebnisB  der  Yorstehend  besprocbeneo  Erhebang  rind,  die  Yer- 
mltongen  ttber  das  Torbaiideiie  Bedürfiiiss  unterrichten  können,  und 
•dasB  derartige  Erhebongen  nie  onnmgin^icheB  Erforderniss  sn 
beieichnen  sind.  Daee  ftr  die  Ennittelnng  der  hier  in  Bede  stehen- 
den Momente  die  neueren  Yersuche  eigentlicher  Armcnstatistik  nicht 
^nareichen,  habe  ich  in  meiner  Abhandlung  a*  a.  0.  S.  414  ff.  nach- 
zuweisen versucht.  Will  man  hiergegen  einwenden,  dass  Hessen 
wegen  seines  kleinen  Umfanges  solche  Statistik  inj^ehen  könne, 
Preussen  aber  nicht,  so  sei  es  gestattet,  mit  einem  Hinweise  auf 
■eine  in  ihrer  Bedeutung  wohl  unterschätzte  Thatsache  zu  antworten : 
<iie  Thatsache  nämlich,  dass  verschwindend  wenige  gebrechliche 
Personen  ausserhalb  der  Provinz  sich  befinden,  in  der  sie  geboren 
sind,  was  mit  ihrer  erschwerten  Bewegungsiaiiigkeit  auf  der  eiuen 
lud  der  in  Ansehnag  ihres  Zostandes  verminderten  Erwerbsgelegen- 
heit auf  der  andern  Seile  ansaramenhftogt.  Diese  wenigen  sind 
regelmässig  wohlhabende  Personen,  die  in  gaten  answflrtigen  An- 
attdten  nntergebracht  sind  nnd  far  die  Anfgaben  der  Armenverwal- 
tong  in  geringem  Masse  interessirea;  namentlich  ist  dies  bei  Geistes- 
knmken  der  Fall.  Wenn  man  also  davon  aosgeht,  dass  der  Land- 
armenverband  im  allgemeinen  ein  genügend  grosser  Bezirk  ist,  uin 
leistungsfähig  zu  sein  und  die  üngleichmässigkeiten  in  der  Beinstang 
der  einzelnen  zu  ihm  gehörigen  Ortsarmen verbände  auszugleichen, 
m  wird  man  mit  einer  Erhebung,  weiche  sich  auf  den  Bezirk  des 
Laudarmenverbandes  beschrankt  und  dnher  von  jedem  derselben 
nach  Gelegenheit  angestellt  werden  kaiui ,  das  in  diesem  Bezirk 
vorhandene  BedUrfniss  vollständig  aufdecken  können,  ohne  dass,  wie 
in  Folge  der  Wandemngen  gesander  Menschen,  eine  Tersdd^nng  des 
TerhSltnisses  durch  Ans^  nnd  Einwanderung  der  Gebrechlichen  m 
beihrchten  stflnde.  Fttr  Prenssen  ergab  siä  1875  folgendes  Ter- 
hältnias: 

S.  Tabelle  S.  430. 

Vgl.  Prenss.  Stat  XXX  8.  135  ff.  Ganz  AhnUch  in  LXIX 
S.  8  ff.  —  Aach  für  Baiem  wurde  dieselbe  Wahrnehmung  gemacht. 
Vgl.  a.  a.  0.  S.  296  Tab.  TII. 

Neben  ihrer  allgemeinen  Absicht,  die  Zuntändo  der  Ge- 
brecWichen  klarzustellen,  erscheint  die  hessibehe  Erhebung 
noch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  besonders  lehrreich, 
insofern I  als  sie  darauf  hinweist,  um  wie  sehr  verschiedene 
Momente  es  sich  bei  der  Hulfelostong  an  Gebrechliche  handelt, 
dass  insbesondere  die  Gletchstellong  aller  Eatefforien  in  Bezug 
auf  unmittelbare  Uebemahme  der  Fürsorge  nicht  gerechtfertigt 
ist  Dies  möchte,  unter  Benutzung  des  anderweit  zu  Gebote 
stehenden  Materials,  noch  kurz  zu  betrachten  sein.  Doch  ist 
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Es  waren  geboren 


Taub- 
stumme 


Blöd- 
sinnige 


Insiiuijge 


1.  in  der  Zählgemeinde 

2.  in  anderen  Gemein- 
den dea  ZfthUEreiaea 

8.  in  Kreisen  der  Zftbl- 
provinz  

4.  in    der  Zühlprovinz 
(ohne  nähere  Angahei 

6.  au&serhalb  der  Zähl- 
provin2   


fmännL 

fmännl. 
\wetbL 

{männl. 
weibl. 

fmännl. 

^  weibl. 

j  luäniil. 
I  weibl. 


6602 
5764 

2431 
8000 

1959 

2131 

m 

ca.  öiH) 


7598 
6920 

2383 


2124 

289 
161 

ca.  oOO 


11685 
10864 

3010 
2879 

2  255 

1  yoi 

371 
266 

ca.  450 


3440 
8928 

1296 
169B 

4214 
4159 

4f-w 
474 

ca.  750 


es  im  lijilimen  dieser  Arbcu  und  nach  Beschaffenheit  des  ge- 
saiuinteii  Materials  iiielit  wohl  möglieh ,  viel  mein  als  An- 
deutiuigen  zu  geben. 


B.    Im  einzelnen. 
Mm  OeUtesloraBke. 
§  IM, 

Mit  der  Erfoncbong  der  Zahl  und  der  ZnstiUide  der  Geute»> 
lowiken  hat  man  sich  schon  sehr  frOb  beschäftigt«  ZoTerltaiger 
Ut  dieselbe  erst  seit  einigen  Jahren  geworden,  seitdem  man  b^ 
gönnen  hat,  sich  im  Anscbloss  an  die  YolksxUilimg  des  Zählblatt- 
systems zu  bedienen. 

Die  S.  426  genannten  Publikationen  enthalten  auch  vollstän- 
dige Angaben  über  Geisteskranke.  Ausserdem  namentlich :  Dr.  J.  A, 
Ii.  Koch.  Zur  Statistik  der  Geisteskranken  in  Wilrtemberg  und  der 
Geisteskranken  überhaupt,  in  d.  Wtirt.  .Tahrb.  f.  Stat.  u.  T..  1878 
H.  III:  oiieutirt  auch  im  Eingang  über  die  bis  dahin  gemachten 
Versuche  einer  Irrenstaiisiik.  —  Dr.  K  o  1 1  in  a  n  n ,  Die  geisteskranke 
Bevölkerung  im  Grossherzogtum  Oldenburg'  nach  den  Ergebnissen 
der  Volkszählung  von  1880,  Berlin  1S83;  orieutirt  ebeulalls  ein- 
leitongsweise  ttber  die  bisherigen  Aufnahmen. 

Die  Yergleicbuug  neuerer  Ergebnisse  mit  filteren  Zahlen  mnsa 
daher  mit  grosser  Vorsicht  geschehen.  Gleichwohl  wird  die  aberall 
nachgewiesene  Yermehmng  der  Geisteskranken  nicht  lediglich  anf 
Rechnung  der  besseren  Erbebungsmethode ,  sondern  auch  mannig* 
facher  anderer  Einflüsse,  namentlich  der  veränderten  Erwerbsver> 
hältnisse  und  der  starken  geistigen  Aufregungen  der  moderneu  Zeit 
zu  setzen  sein.   Vgl.  Aber  die  Gründe  der  Zunahme  der  Geistes- 
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kranken  Prof  L  u  d  w  i  g  M  e  y  e  r  in  der  Deutschen  Rundschau  IBSö/Se- 
Nr.  2;  auch  Jollv.  G(  sundheitswesen,  in  Schftnbcrgs  TTandb.  Bd.  S 
S.  845.  —  Die  preassische  Zählung  von  1880  crgiebt  die  Inkorrekt- 
heit sofort;  es  wurden  60  345  Geisteskranke  gez.lhlt,  was  eineVer- 
mehning  von  20 '';o  gegen  1871  bedeutet,  während  die  Bevolkciiings- 
vennehrung  nurlO^^/a  betrug.  Vgl.  a.  a.  0.  LXIX  S.  XXXVIII.  — 
Wegen  SAchaea  a.  a.  0.  S.  21.  —  Wttrtemberg  a.  a.  0.  S.  28  ff.— 
In  Oldenburg  sebeint  cU»  Yerbältniss  gttnatiger  za  sein.  Vgl.  a.a.O. 
T.III.  —  Ueber  die  Gesammtzahl  der  Geisteskranken  in  den  euro* 
Püschen  Staaten  giebt  Koch  eine  tabeHariscbe  Uebersichty  der  ich 
die  folgenden  Zahlen  entnehme: 


Land 

Jahr 
,der 

ZÜduiig 

Geiateakraoke 

davon  in  Heil- 
anstalten 
unterji^ebracht 

Ver- 
pflegte 

absolut 

auf 
100  000 
Einw. 

absolut 

atif 
100  000 
Eanw. 

nuf  loO 
Kranke 

1871 

6>t>43 

223 

11760 

48 

21 

Baiern  

1871 

12029 

248 

2  368 

49 

20 

Würtembecg  .... 

1875 

7  758 

422 

1570 

83 

20 

1875 

6  091 

221 

2574 

93 

42 

1873 

8974 

268 

980 

66 

25 

England  und  Waieö  . 

1871 

69  019 

30.J 

42  442 

175 

61 

1872 

87  9t;8 

244 

102 

43 

Belgien  

8  240 

168 

6  032 

123 

73 

Niederlande  .... 

1876 

5  747 

158 

8  959 

106 

68 

Vgl.  a.  a.  0.  S.  48.  —  An  einer  anderen  Stelle  giebt  Koch  eine 
Uebersicht  der  vorhandenen  Anstalten  im  Verhältniss  zu  den  Ein- 
wohnern, d.  h.  wieviel  Irre  auf  1000  Einwohner  in  A^istalten  unter- 
gebracht sind.  Danach  ergiebt  sich  folgende  Rangordnung:  Schott- 
land 1.95,  England  und  Walea  1.75,  Irland  1.56,  Belgien  1.2& 
u.  a.  w*  Von  dentsehen  Staaten :  WQrtemberg  0.88 ,  Baden  0.66^ 
Baiem  0.49»  P^renssen  0.48.  Vgl.  a.  a.  0.  S.  201. 

§  155. 

Speziell  ftlr   luisorc  Zwecke  intcrcssirt  das  Verhältnis» 
clor  Krankenzahl  zur  Zahl  der  in  Anstalten  Ver])flegten.  Man 
bemerkt,  wie  viel  mehr  in  England,  Holland  und  Belgien  in 
dieser   Beziehung    gesebobon    ist  gegenüber  den  deutseben 
Staaten  mit  Ausnalime  Sacbsena,  wobei  noch  zu  berück- 
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sichtigen  ist,  das«  unter  den  Anataitsiitleicliiigon  eine  sein* 
gi'Oöse  Anzahl  vennögender,  auf  eigene  KoBten  lebender  l'er- 
sonen  befindlich  ist.  Was  die  bedürftigen  Geisteskranken 
angeht,  so  kann  man  sich  hierüber  bei  dem  gegenwärtigen 
i5tande  des  Materials  nur  in  Vennutungen  ergehen* 
Die  heflsische  Erhebung  gieht  folgende  Zahlen: 


davon  quaiifizirt  für 


Irren- 


Idioten-  Siechen 


anstalten 


davon  in 
bodürf- 
tipen 
Verhalt 
niaeen 
lebend 


ausser* 

dem  in 

An- 
stel Ten 
behöd- 
Uch 


1.  Irrsinnige  .... 
(erworbene  Geistes- 

gestörtheit) 

2.  Idioten  

(angeborene  CtaieCee- 

gett&rtheit) 

'3.  Kietinen.  •  .  .  « 
4  Epil^iliker«  •  *  • 


666 

1153 

190 
590 


148 


12 


1 
4 


ItiO 

21 


312 

600 

117 
207 


321 

649 

117 
208 


6»5 


122 
4» 


Bei  der  wUrtembergischen  Zalikiug  wurden  etwas  äusücr- 
Uch  unterschieden  ^) :  „wohlhabende  —  wenig  vermögliche  " 
-arme''.   Hierbei  ei:gab  sich  folgendes  Verhältniss: 


Idtotett 

li'ue 

zn- 
flainmfin 

in 

Proxent 

der  üe- 

sammt- 
sahl 

hiervon  in  An- 
stalten 

Idioten  |  Irre 
Prozente  der  Vat^ 
mögenskategorien 

irohlbabeiide  .  .  . 

820 

1194 

2014 

28.3 

4.15 

20.85 

wenig  YermSgliehe 

1180 

1147 

2887 

32.6 

2.68 

81.01 

1542 

1244' 

3786 

39.1 

8.88 

88.71 

-unbekannt .... 

268 

386 

681 

Eine  an  anderer  Stelle  über  die  ZaU  der  abgelehnten 
■Gesuche  um  Aufnahme  in  eine  Irrenanstalt  gemachte  Mitteilung 
-ergiebt,  dass 

1879  von  351  Oesuchen  142  -  40  «/o 

1880  ^    332       ,        169  =  51  „ 

1881  «    437       „       182  =  42  « 


1)  A.  a.  0.  8.  126.  223. 
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absclila^Hicli  beschieden  wurden  und  zwar  durchweg  wegen 
Platziiianji^cls ,  hiluHg  nur  wegen  ^langels  eines  für  den  be- 
ütiiiimteu  Kiaüken  gccigueteu  Phitzcä^).  Die  Verteilung  der 
nicht  in  Anstalten  befinoliehen  Geisteskranken  in  Würtemb«  rg 
zeigt  die  nachstehende  Tabelle'): 
Von  inflgesanunt 


3810  Idioten 

3Ö49  Irren 

abflolnt 

ProacDt 

alMolnt 

Prozent 

betiodeu     »ich  ausserhalb 

3597 

100 

2763 

100 

davon :   in  AitersvencatgODffh 

119 

5.79 

160 

4.89 

128 

3.40 

94 

3.40 

756 

10.17 

281 

16.80 

2008 

saoo 

1619 

56.90 

171 

8.70 

248 

6.57 

376 

12.12 

335    ;  11.18 

Aehiiliehes  ergi«'bt  sich  tVir  llcsücn  und,  soviel  darüber 
bekannt,  auch  für  die  anderen  8t«uiten.  Ueberall  ist  ganz 
überwiegend  der  Aufenthalt  in  der  Familie^).  Dass  dieser 
Aufenthalt  nicht  identisch  ist  mit  sorgfältiger  oder  ttberhatint 
zweckmässiger  Behandlung,  bedarf  keines  Nachweises.  Es 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  es  vor  allem  die  Be- 
(Ti'irfti^f'u  sind,  welche  unter  dem  Mangel  geeigneter  Fürsorge 
in  ihrer  Familie  am  empfindlichsten  zu  leiden  haben,  während 
für  wohlhabende  Kranke  von  ihren  Familien ,  sofern  der 
Aufenthalt  im  Ilausf  nicht  thunlich  erscheint,  häufig  auch 
weit  entfernt«'  rciioinmirte  Anstalten  auffresueht  werden. 

In  der  zuletzt  aufgenommenen  ijtatistik  der  preuss.  Irren- 
anstjdten*)  finden  sich  austulnliche  Nachrichten  über  die  Rhein- 

Srovinz,  in  welchen  die  wichtige  Beobachtung  mitgeteilt  wird, 
ass  die  Kranken  aus  den  der  Irrenanstalt  benachbarten  Be- 
zirken in  grösserer  Zahl  geheilt  entlassen  würden,  als  die  aus 
entfernteren  Bezirken  stammenden,  weil  die  entfernt  gelegene 
Anstalt  meist  zu  spät  benutzt  werd«\  Dies  trifft  jedenfalls 
die  mittellosen  Familien  und  Gemeinden,  welche  die  Koston 


»)  Vgl.  Medizinal-Ber.  für  1^79-81:  Würt.  Jahrb.  1^^^4  S.  158. 
2)  Koch  a.  8.  O.  S.  185. 

■^1  K  «>ch  a.  a   (  ). 

•i  Fiir  die  Jahre  1>77.  7^.  79  Bd.  ^6  (lib2)  Bericht  S.  1. 
foncbungen  (27)  VI.  4.  —  ^ünatorberg.  28 
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auch  »It^s  bl(js.seii  Trausportes  ächeueii  und  mit  dem  Vorhandeu- 
beiii  dorai  ti^or  Eiurichtungeu  wenig  vertraut  sind,  am  härtesten. 

Das«  mr  wohlhabende  Familien  die  Entfernung  kein 
Hinderniss  bildet,  zeigt  unter  anderem  die  Thatsache,  daaa  in 
wttrtembergischen  Irrenanstalten  von  tnsgesanunt  1570  Insassen 
10.96  Vo  Ausländer  waren »).  — 

Aus  allen  diesen  Thatsaclien  wird  m;in  den  Schluas  ziehen 
k?5nnen,  dasa  in  Bezug  auf  Geisteskrankheit  noch  gegenwärtig 
die  den  Armenvcrhrlnden  ohlic;^(>ndon  Pflidif'Mi  vielfach  vi^r- 
säumt  werden,  und  dass  daht-r  die  Förderun;^: ,  die  Kfir-'rge 
für  Geisteskranke  unmittelbar  auf  grössei'e  V^erbaudo  zu  uber- 
nehmen, sovvolil  im  tinanzieUen  Interesse  der  Ortsarmenver- 
bUnde,  wie  im  ulfontlichen  Gesuadheitsinteresse  durchau^s  ge- 
rechtfertigt erscheint.  Eine  andere  Frage  ist,  ob  in  allen 
Fällen  die  Versorgung  durch  Unterbringung  in  eine  Anstalt 
wird  geschehen  müssen  und  ob  es  zweckmässiger  ist,  die  Ver* 
mehrung  der  Privatanstalten  zu  fordern  oder  oem  wahrschein* 
liehen  Bedttrfhiss  durch  Errichtung  öffentlicher  Irren-  und 
Idiotenanstilten  zu  genügen.  Eine  allgemein  zutreffende  Ant- 
wort ist  hierauf  niclit  wohl  ni'ludich.  Sehr  viel  winl  immer 
von  (\*'m  Zustande  der  Pri\'atirri'nanst:dt<Mi ,  sowie  davon  ab- 
liiinj^en,  ob  dieselben  im  Stande  sind,  die  Nachfra^^e  zu  h<»- 
Iricdij^^n,  ein  Zustand,  diu*  freilich  gegenwärtig,  selbst  uutur 
Hinzu/.ahhmi^  der  öffentlichen  Anstalten,  nirgends  in  Deutsch- 
land auch  nur  annähernd  erreicht  wird.  Auf  absehbare  Zeit 
wird  daher,  wie  es  auch  der  herrschenden  Verwaltungspraxis 
entspricht,  mit  Vermehrung  der  öffentlichen  Anstalten  für* 
Geisteskranke  weiter  vorzugehen  sein. 

In  Preussen  betrug  die  Zahl  der  Irreuaustalten  1875  und 
187 'J  :  üflfentliche  46  bezw.  66,  private  72  bezw.  93.  Vgl.  a.  a.  0.  — 
Fflr  WQrtemberg  giebt  der  genannte  Med.-Bericht  eine  sehr  gate 
üebersicht.  Es  bestehen  dort  3  Staats*  und  12  PrivatirrenanstaUeiL 
Die  Frequenz  betrag  in  der  Periode  1863/82: 

S.  Tabelle  S.  435. 

Es  ist  bemerkenswert,  wie  nach  der  am  1.  März  1875  erfolgten 
ErötinuDg  der  Staatsirreuaustalt  zu  Schüssen ried  die  Zahl  der  Krankeu 
in  den  PrivatanstaUeti  zunächst  erheblich  abnimmt. 

§  156. 

Im  einzelnen  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den  mit  ange- 
borener Geistesschwüclie  behafteten  (Idioten)  und  den  geistes- 
krank gewordenen  Individuen  i  Trr sinnige).  Besttglich  der 
ersteren  wird  von  Koch  die  Ansicht  ausgesprochen,  daas,  soweit 
sie  bildungätUhig  seien,  sie  der  Unterbringung  in  besondem  Er- 

1)  Koch  a.  a.  O.  S.  192. 
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4d5 


Jahr 

Zahl  der  Pfleglinge  in  den 

mamaieB 

StaatsanBtaltai 

Rrivatanstalten 

1864 

290 

319 

609 

187a 

360 

660 

1020 

1S75 

408 

744 

1152 

lö76 

574 

GÖ7 

1231 

löH 

777 

566 

1348 

167d 

805 

m 

1419 

1879 

786 

711 

1497 

1880 

779 

752 

1531 

1881 

788 

824 

1612 

1882 

889 

751 

1690 

ziehungs-  und  Bildungsanstalten  bedtlrften,  und  soweit  Hie 

bildungäunfkhig,  in  Bewalir-  und  Beschftftigungsanstalten  unter- 
gebracht wertlen  miUsten.  Ueberhaupt  erscheine  die  Anstalts- 
ptlege  der  hülflosen  Lage  geraae  snkln'r  Personen  noch 
mr>]\v  L  Ijoten,  als  bin  den  Irren.  Beziiji^lich  der  irrsinnigen 
bind  (ii<*  prilsiuuiiv  heilbaren  und  dio  unheilbaren,  sowie  die 
unschildlichcn  und  die  gemeingetahrlichen  zu  unt(ir.schi'id»ai. 
Für  orsterc  wird  allgemein  die  Aufnahme  in  eine  Anstalt  ge- 
boten erachtet;  bei  ihnen  ist  die  Hauptsache  rechtzeitige  Auf- 
nahme und  rechtsettige  Eudassung»  UnheilbarOi  aber  unschftd- 
liehe  Irre  kOanen  dagegen  besser  in  Familien  verpflegt  werden. 
Doch  macht  Koch  darauf  aufmerksam,  dass  hier  sehr  hUuHg 
Heblose  und  verständnisslose  Behandlung  in  Familien  ao  schäd- 
lich wirke,  dass  die  Unterbringung  in  einer  Anstalt  vorzu- 
ziehen sei').  Bezüglich  der  gemelngefilhrlichen  Irren  vei*steht 
o«;  sich  von  selbst,  dass  sie  zu  intcrniren  sind.  Es  i^t  aber 
anzunehmen,  dass  die  .i^egenwärtig  be-it-^hnnfb^n  ölVt^ntlii-h^n 
und  privaten  Anstalten  zusammen  norh  nicht  einmal  für  die 
gemeingeßlhrlichen  Irren  ausreichend  .sind. 

Die  würtembergisch»i  Krlu'bung  weist  132  Idioten  und 
713  Irre  als  gemeingefährlich  nach;  doch  sind  nur  solche 
gezählt,  die  positiv  als  gemeingeföhrlich  bezeichnet  worden. 
Dies  sind  3.46  besw.  18.06  ^/o  der  Gesammtzahl.  Da  nun 
überhaupt  1152  Irre  sich  in  AnstaltspHe^e  befanden,  so  ist 
Koch  der  Ansicht,  dass  jedenfalls  mehr  gemeingefithriiche 
Irre  vorhanden  und  die  Anstalten  nicht  ausreichend  seien 


')  A  a  O.  S.  20>  tf.  Vgl.  aucli  wegeu  Hessen  a.  a.  O.  8.  7.  —  Tn 
der  äUeieii  Literatur  aiad  die  Klagen  hierüber  sehr  häutig.  Vgl. 
Gerando  Bd.  3  S.  451  C 

*)  Vgl  a.  A.  O.  S.  180  und  Tabelle  S.  228. 

2S* 
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In  Oldenburg  befanden  sich  von  077  GeiHteskraiikcii  287 
in  AiiäUiltcn:  80  in  der  Suuii.sanstalt  Welmen,  173  in  der 
nur  dem  Zwecke  der  Absunderung  im  Sieherbeitsinteresse 
dienenden  Staatsanstalt  Blankenburg,  34  in  Privatanstalten. 
Bezüglich  der  Übrigen  wird  bemerkt,  dass  sie  unscbSdlich 
seien  und  meistenteils  leichteren  Beschäftigungen  nachgeben').^ 

Ob  es  nach  allem  bei  der  gegenwärtigen  Sachlage  zweck- 
mässig ist,  die  Uebernabme  der  gesummten  Irrenpflege 
seitensder  grösseren  Verbiln  »1  ('  »bligatorisch  zu  ma^ 
eben  oder  die  weitere  Entwickelung,  die  überall  diesem  Ziele  zu- 
8trel»t,  abzuwarten,  li.lnfrf  nicht  allein  von  dci*  AufVassuriL'' ab.  die 
man  bezüglich  der  Driji^'h'rl  ik'  it  der  Angelegenheit  he;j:t.  Ein  zum 
Teil  der  Abhülfe  drin^'^«'iu]  Ix  flürtriger  Missstand  liegt  zweifellos 
vor,  Missbrauch  seiuii.s  «l'-r  Armenverbilnde  ist  bei  der  Natur 
dieser  Pflegelalle  nicht  walir.scheinlich  —  aber  auf  der  anderen 
Seite  stünde  von  einer  Anordnung  der  obligatorischen  Ueber- 
nabme zu  befilrcbten,  dass  es  ebenso  gehen  würde  wie  mit  der 
gesetzlichen  Armenpflego  überhaujit,  d.  h.  dass  durchaus  nicht 
überall  der  Aufwand  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  i»ich  be- 
messen, sondern  vor  allem  die  zur  Verftigung  stehenden  Mittel 
über  das  Mass  des  Aufwandes  entscheidend  sein  würden.  Welche 
ausserordentlichen  Mittel  aber  allein  ftir  diesen  einen  Zweck 
der  Armenpflege  bei  emsthafter  Durchführung  erforderlich  «ein 
würden,  Ittsst  sich  aus  den  vnrsteliendon  Angaben  einiger- 
massen  schliessen.  Jedenfalls  wird  man,  wie  seh*>u  oben  dar- 
gelegt, nicht  ohne  im  P>esitz  ;ienauercn  Materials  zu  sein, 
sich  endgültig  entscheiden  könnt  ii. 

Jelly  a.  a.  0.  S.  84G,  giebt  an,  dass  die  blossen  Anlage- 
ko^tpu  einer  Anstalt  ungefähr  ^^00  Mark  auf  den  Pflegling  be- 
tragen, so  dass  allein  für  die  Wohnung  eines  Irren  der  jährliche 
Aufwand  sich  auf  15n  Mark  stellen  würde.  —  In  dem  würtem- 
bergischen  Medizinal  -  Bericht  a.  a.  0.  ist  sehr  sorgfältig  unter 
thunlichster  Berücksichtigung  aller  in  Betracht  komnitudeu  Umstände 
der  Durcbscbnittsaufwand  für  die  einzelnen  Kraukon  in  den  SU;a6- 
aostalten  Schnsseoried,  Winnenthal  und  Zwiefalten  berechnet.  Der- 
selbe Letrog  in  den  Jahren  1879/80,  1880/81,  1881/82  fttr  die 
Kranken  I.,  IL  and  III.  Klasse  in 


SchmeeBried 

Winnenthal 

Zwiefalten 

L 

978 

848 

864 

1024 

992 

978 

n. 

710 

690 

707 

888 

812 

799 

848 

768 

WID 

III. 

466 

462 

415 

547 

541 

529 

526 

4T7 

419 

*j  Vgl.  a.  a.  O. 
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Der  zu  zahlende  Verpflegungssatz  betrug  dagegen  in  Schnssen- 
ried  und  Winnenthal  1.  1260,  II.  760,  III.  440  Mark,  in 
Zwiefalteii ,  das  nur  Kranke  TT.  und  III.  Klasse  aufnimmt,  480 
und  Mark.     Hiernach  ergeben  sich    für   die  I.  Klasse  in 

Schussenned  und  Winnenthal,  für  die  II.  Klasse  in  Schussenried 
TJeberschüsse ,  während  in  allen  drei  Austalten  för  die  unteren 
Klassen  sehr  erhebliche  Zuschtlsse  nötig  werden ;  vgl.  Tabelle 
S.  179.  —  Meyer  a.  a.  0.  S.  127  meint,  dass  für  Deutschland 
doe  einmikUge  Ausgabe  von  800  Hill,  und  eine  jährliche  Mehraus- 
gabe von  80  Mill.  Mark  nOtig  sein  wfirde,  «m  in  annähenid  so 
guter  Weise,  wie  in  England,  fftr  die  Geisteskranken  zn  sengen. 


Wegen  der  Literatur  vgl.  oben  S.  420.  Die  preuss.  Nach* 
Weisungen  von  1880  sind  sehr  gut  und  in  manchen  Beziehungen 
vollständig.  Namentlich  die  Uebersicht  über  die  vorhandenen  An- 
stalten, deren  Emrichtong,  Verwaltung,  Finanzverhältnisse  u.  s.  w« 

Eb  wurden  gezählt  Taubstumme  in 


Mayr  a.  a.  0.  S.  307  Tabelle  X  (gueUenangaben  S.  313) 
giebt  eine  Uebersidit  ftr  das  Deutsche  Beieh,  die  aber  auf 
minder  genasen  Zihlnngen  beruht,  wie  die  der  4  an^eftthrten 
Staaten,  and  die  ich  daher  nieht  mitteUe. 

Der  Zustand  der  Taubstummen  ist  von  dem  der  Geistes- 
kranken nicht  nur  in  Ansehung  der  Ursache,  sondern  aach 
nach  vielen  anderen  Riohtangen  hin  verschteden.  Der  bemer- 
kenswerteste Unterschied  betrifft  Alter  und  Arbeitsfähig- 
keit der  Taubstuniincn.  Dieselben  gehOren  nAmlich  Uber- 
wiegend den  jugendlichen  Altersklassen  an,  und  sind  über- 
wiegend arbeitsßlhig.  Dies  ist  eine  durchgeliends  beobachtete 
Erst'lieinung.  In  Bainrn  wiirdon  schon  1840  von  2897  Taub- 
stunnnen  23t^8  als  von  (ioljurt  an  taubstumm  ermittelt  Nach 
der  letzten  Zählung  tinttielcn  auf  die  Altersklassr'n  von  1 — 5 
Jahren  :  101;  6—10  :  628;  11—15  :  587,  zusanmien  etwa  32  "  o, 
wobei  aber  zu  beaclitcn,  diiaa  die  Kinilttelung  fUr  das  erste 
Lebensjalir  ausserordentlich  schwierig  ist*). 

M  Ganz  ähnlich  in  den  ftbrigen  Stuten.  —  Wegen  der  Arbeits- 
fiihic-keit  v^'l.  irnrientlich  Hessen,  wo  die  Taulwtiimmen  als  überwiegend 
arbeitsiahig  eriuitt«it  wuzdea  und  von  889  nur  149  der  Aufnahme  in 
eine  Anstelt  bedfiiftig  enefaienen.  —  In  Ptbümi  worden  41.8  ^/o  mSiiii* 
liehe,  78.2^/0  weibliehe  als  ohne  bestuninteii  Beraf  ermittelt. 


b*  Tanbttaauae. 

§  157. 


Baieni 

Sachsen 

Hessen 


1871:  4  348 
1875:  1648 
1880 :  889. 
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§  158. 

Wo  die  Taubstummen  nicht  einem  bestimmten  Berufe  an- 

SehÖren,  leben  sie  meist  in  der  FamOie.  Von  Hülflosigkeit, 
ie  eine  besondi  i  Fürsorge  nötig  macht,  ist  daher  nicht  ent- 
fernt bei  aUen  die  Kede.  Soweit  sie  nicht  anderweit  krank 
sind — in  welchem  Falle  sie  aber  nicht  speziell  Taubstummen- 
ftlrsorge  beanspnichen  V)  — ,  bestellt  ihnen  gegenüber  die  Haupt- 
aufgabe darin,  sie  nach  iMnss  ihrer  Fähigkeiten  rechtzeitig  aus- 
zubilden und  sie  iiUr  einen  Beruf  vorzubereiten.  Hierzu  dienen 
Einzelunterricht  —  Unterricht  in  der  \  olksschule  —  vor  allem 
aber  Lehranstalten,  die  entweder  zugleich  Detentionsanstalten 
(Internate^  sind  oder  sich  auf  Erteilung  von  Unterricht  beschrän- 
ken (Eztemate).  Gegenwärtig  geht  das  Bestreben  dabin,  die  In- 
ternate in  Extemate  zvl  verwandeln^  da  man  von  dem  Verkehr 
der  Taubstummen  mit  derAussenwelt  bessere  Resultate  erwartet 

Vgl.  die  lieiiH  ikungen  für  Preussen  a.  a.  0.  S.  XXIX. 

Im  ganzen  gab  es  1875:  37  Anstalten  mit  2851  Insassen 

1880:  44  „  „  2742  „ 
1882:  52       „        „   3792  » 

Am  1.  Januar  1883  bestanden:  mit  Zöglingen 

I.  rruviuziai-  und  dergl.  TaubstummenanstaUeu  31 

a)  Extemate  24  1619 

b)  Intsmate  7  528 

II.  Taubstunmen-Sehnlen  4  28$ 

III.  PriTataostalten  16 

a)  Extemate  6  a38 

b)  Internate  10  586 

Vgl.  a.  a.  O.  Tabelle  23  und  S.  XXX.  FOr  Hessen  bemerkt 
der  Bearbeiter  a.  a.  0.  S.  IT,  dass  mangels  des  Untemcbtsswanges 

noch  etwa  ^/s  ebne  YorbereitiiDg  zum  Selbsterwerb  in  dd<  Alter 
der  Erwachsenen  eintrete.  —  In  Sachsen  befanden  sich  1875  in 
Landesanstalten  151,  in  Privatanstaiten  112,  in  Familien  1875 
Xaabstumme. 

Hier  wird  man  aber  allerdings  das  Verlangen  stellen  mtlBsen, 
dass  die  Aufgabe  obligatorisch  gemacht  und  jeder  taub- 
stummen  jugendlichen  Person  diejenige  Ausbildung  zu  teil 
werde^  die  sie  zu  späterer  Erwerbsthäti^^keit  geschickt  macht. 
In  dieser  Beziehung  scheint  mir  das  Gesetz  vom  28.  Mttra  1876 


*)  In  Preussen  wurden  1880  ermittelt  Penonen 

«upl' i.  h  Mind  und  taubstumm:  107 
taubötuium  und  geistesknuik :  lOöl 
blind,  taabstamm  und  geisteekraak:  67; 
vgl  A.  a.  0.  S.  37.  —  Von  den  in  Hessen  ennittdten  889  Tsabstninnien 
encbienen  84  für  Siechenanstalten  qnalifizirt. 
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(Art.  9^)  fiir  das  Fürstentum  Birkenfelcl  den  richtigen  Weg 
zu  trefien,  wenn  es  bestimmt,  dass  der  L.  A.-V.  v<-r| »fliehtet 
ist:  ^die  Kosten  des  Unterrichts  und  der  Aubbütiung  hülfo- 
bedürftiger  taubsiuiDiiK  r  Kinder"  zu  erstatten  M. 

Dagegen  liegt  es  bezüglu  li  der  Uebernahiiic  anderen  ftir 
Taubstumme  erwachsenden  Armenaufwandes  genau  so,  wie 
bei  dem  Aimenaufwand  überhaupt;  er  ist  den  Individaell^ 
Umständen  entsprechend  zu  leisten ,  macht  aber  im  flbrieen 
keine  Mehraufwendungen  notwendig ,  die  eine  besondere  Be- 
lastung des  Ortsarmenverbandes  zur  Folge  haben. 

g  159. 

Noch  auf  einen  anderen  Punkt  sei  bei  dieser  Gelegenheit 
hingewiesen.  Die  Ursachen  der  Taubheit,  welche  bei  Per- 
sonen ganz  jugendlichen  Alters  ja  regelmässig  Stummheit 
zur  Folge  hat,  sind  im  ganzen  noch  nicht  hinreichend  auf- 
geklärt. Aber  es  darf  ;ils  ausser  Zweifel  stehend  eraclitct 
werden,  dass  die  liberwiegeiide  Zahl  der  Fälle  von  Taubstunun- 
heit  von  Krankln  iten  im  zartesten  Kindesalter  herrühren  und 
dass  dieselben  um  so  geringer  au  (treten,  je  besser  es  um  den 
allgemeinen  Gesundheitszustand  und  die  Massregeln  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  bestellt  ist 

IMes  leuchtet  sofort  ein,  wenn  Tnan  das  Verhältniss  in  vor- 
hirdencn  Bezirken  vergleicht.    &o  befanden  sicli  in  lYenssen  unter 
iuuuOO  Kinwohnern  'iaub^iumme  im  Alter  von  15—20  Jahren  in 

Westpreassen  111.22 

Posen  68  6 

Ostpreussen  60.5 

Pommern  60.6 

o.  s,  w.  abwärts  bis 

Sachsen  17.3 

UohenEollern  17.8. 

Es  sind  also  wieder  die  östlichen  Provinzen,  die  viel  schlinimerc 
Zustände  zeigen.  —  Dieselben  Unterschiede  wurden  bereits  184y 
l)Cohaehtet.  Der  Dcarbciter  bemerkte  dort,  dass  im  Osten  die 
Gegenden  in  liezug  auf  Krankheiten,  welche  Taubstummheit  ver- 
ursachten, viel  verwahrloster  seien  als  im  Westen.  Dieselbe  Wahr- 
nehmung noch  viel  schärfer  1871:  XXX  S.  134.  —  Ganz  ähnlich  in 
Baiem.  Mayr.  der  diesem  i'ankte  seine  besondere  Aufmerksamkeit 
zuwendet,  weist  nach,  dass  die  Taubstummheit,  von  geringem  Um- 


*)  Wie  viel  hier  noch  zu  tbon  ist,  beweisen  die  Bemerkungen  ftir 
Preussen  a.  a.  0.  S.  29  ff.  —  In  WcstprensseD  befanden  deh  1879:  1101 
taubstumme  Kinder,  von  denen  203  in  Anstalten,  218  in  Ortnehnlen,  6äO 
ohne  Unterricht  waren. 
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fiauge  im  Süden,  nach  Norden  hin  stetig  wachse.  Doch  bringt  ihn 
diese  Thatsache  zunächst  auf  die  Vermutung,  dass  im  Norden  die 
Fürsorge  für  die  Kinder  eine  bessere  sei  als  im  Süden  ;  o>  würde 
dann  nämlich  die  aus  der  schlechteren  Fürsorge  resultirende  eu  inn«* 
Kindersterblichkeit  im  Süden  zur  Folge  haben,  da&s  eine  en  -  ^ 
Zahl  mangelhaft  organisirter  Kinder  hinwegsreraflfl  würde,  waint  ii  i 
diese  im  Norden  zwar  am  Lehen  erhalieu  blieben,  aber  taubstuiüiii 
wttrden  (a.  a.  0.  S.  28).  Das  ist  doch  nicht  ganz  unbedenklich. 
Für  PreoBsen  ergiebt  sich'  wenigstens,  dass  im  Osten  auch  die 
Kindersterblicbiceit  dsrchschnittlicb  eine  sehr  viel  höhere  ist  als  im 
Westen.  Doch  kommoi  hierbei  viele  andere  Momente  in  Betracht. 
Yergl.  V.  Fircks,  Die  Zeit  der  Geburten  und  die  Sterblichkeit 
der  Kinder  während  des  1.  Lebensjahres,  in  Z.  des  prenss.  stat.  Bar. 
1885  S.  93  ff.,  namentlich  die  anschauliche  graphische  DarsteUnng 
Tafel  1. 

Welcher  Aufwand  fiir  Taubstummenpflegc  in  Fortfall 
kommen  würde,  wenn  filr  Verhtttung  der  Taubstummheit 
durch  bessere  ärztliche  Pflege  gesorgt  wtirde,  liUst  sich  kaum 
cnnessen.  Jeflenfalb  ist  die  S«irge  für  Krankenhülfe  nach 
dI«v<or  Richtung  hin  eine  äusserst  wichtige,  noch  vielfach  v«'r- 
iiaclilässigte  Aufgab^.  Hierauf  kann  an  dieser  Stelle  nicht 
weiter  eingegangen  werden. 


c.  Blinde. 
§  160. 

Mit  den  Bünden  verhftlt  es  sich  gerade  umgekehrt  wie 
mit  den  Taubstummen.   Regelmässig  ist  Blindheit  nicht  an- 

geboren,  sc»ndern  erworben ;  und  wie  Taubstummheit  die  Folge 
von  Kranklirit  im  zarten  Alter  zu  sein  pHegt,  so  ist  diese 
regelmässig  die  Folge  anstrengender  Berufsarbeit  oder  einer 
körperlichen  Disposition,  die  erst  in  höherem  Alter  den  Ver- 
lust des  Sehvermögens  bewirkt. 

Wegen  der  Literatur  vgl.  oben  S.  426,  auch  die  Abhandlang 

von  Magnus  in  Conr.  Jahrb.  f.  Kationalök.  und  Statistik  1884 
N.  F.  IX  S.  9(>:  „Die  offizielle  Blindenstatistik"  und  Kersch- 

banmer.  Die  Rh'nden  de?  Herzogtums  Salzburg,  iielist  Bemerkungen 
übt  !  die  Verl)reituiiL:  und  über  die  Ursachen  der  Blindheit  im  all- 
gemeinen, ^Viesbadeli  1886. 
£s  wui'deu  gezählt  iu 

P»m«An  /  ^^70:  22  677 
^"«"  1  1871:  22  978 
Baiem  1871 :  3  998 
Sachsen  1875:  2064 
Hessen      1880:  606 

Wegen  der  Angaben  für  das  Deutsche  Reich  vgl.  bd  Mayr 
a.  a.  0.  Tahelle  X  8.  807  und  die  Bemerkung  auf  S.  437.  . 
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Die  siiiiehmeDde  Blmdenhftafigkeit  im  hfiberen  Alter  erhellt  eelir 

gut  ans  den  bei  Mayr  S.  12  ff.  berechneten  Tabellen,  in  denen 
namentlich  anch  die  Altersklassen  der  Blinden  mit  denen  der  übrigen 
Bevölkerung  ?ergUchen  werden.  So  entfallen  auf  die  Alters- 
klassen: 


Blinde 

vou  Jahren 

m 

-  — 

absolut 

auf  jr  10  000 
f^woimer  der 

^^A—        A  *A  

betr.  Alters- 
Uasse 

In  ftoMum#  Hat 

Geeamintzahl  d. 
Blmden 

1—  5 

64 

1.11 

1.6 

6-10 

115 

2.34 

2.9 

11-20 

203 

2.36 

5.1 

21-30 

253 

3.25 

6.3 

31-40 

252 

3.80 

6.3 

41—50 

379 

6.83 

9.5 

$85 

10^ 

ia.4 

61—70 

704 

19.5 

71-80 

m 

9!L80 

24.9 

81-«) 

874 

206.70 

9.4 

Uber  90 

29 

374^ 

0.7 

Auf  der  anderen  Seite  sind  Blinde  im  jugendlichen  Alter 
nur  in  sehr  beschränk ttMii  Masse  für  eine  Erwerbsthiiti^'kcit 
vorzubilden,  und  sind,  w.i^  am  schwersten  ins  Gewicht  fällt, 
fast  aiisTiahmslos  fremder  iliüfe  bedürftitr.  Immerhin  gehört 
flif  Ausbildung  ihrer  geistigen  Fähiykoiien  zu  den  Auf- 
gaix  11  des  «ffcntÜLlien  Unterrichts,  dem  in  diM'selben  Weise 
wie  bei  jugendliclicn  taubstummen  Personen  Kochuung  getragen 
werden  muss.  Dieser  Teil  der  Blindenfürsorge  würde  also 
ebenfalls  obligatorisch  sein  müssen. 

Im  jifanzen  sind  Blindenan.stjdten  sehr  viel  seltener,  als 
Taubstummenanstalten  und  jedenfalls  in  geringerem  Masse  vor- 
handen, als  das  BedUrfhiss  erfordert  In  Preussen  befanden 
sich  1880  niirdOd  —  3.5®/o  aller  Blinden  in  Blindenanstalten  — 
1888  war  Plats  f)lr  962  Insassen  —  in  Sachsen  1875:  197 
=,9^/o,  in  Hessen  17  3'*  o.  —  Die  überwiegende  Zahl,  über 
HO^'Oy  sind  in  Familien  aufhaltsam. 

Wegen  der  Fürsorge  filr  nicht  arbeitsfHhige  und  sugleich 
mitteUose  Blinde  gilt  dasselbe  wie  fUr  Oeisteskranke.  Bei 
Uebernahme  der  unmittelbaren  Fürsoiige  würde  ee  sich  um  sehr 
erhebliche  Mehraufwendungen  handeln,  denen  an  genügen  die 
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Landarmcnverbände  nicht  ohne  weiteres  im  Stande  sein  würden. 
Aach  hier  bedürfte  es  vortr?nigiger  genauer  Krforschiin^;  M- 

Selbstverständlich  wiinli  auch  bezüglich  der  Blindei» 
rechtzeitige  ärztliche  Hülfe  sehr  viel  thun  können^). 

a«  81ec1ie. 
§  161. 

Das  Material  ist  hier  völlig  unzureichend.  Einiges  kann  man 
ans  der  Statistik  der  Krankenanstalten  nnd  der  Krankheitsarsachen 
entnehmen.  Spezielle  Besiehnng  zun  Annenwesen  bat  nur  die 
hessische  Erhebung. 

Für  den  Zustand  des  Siechtams  können  keine  so  genauen 
Merkmale  angegeben  werden,  wie  fUr  die  andern  Kategorien ; 
es  wirken  hier  sehr  viele  Umstände  zusammen. 

Wesentlich  ist  jedenfalls  im  Gegensätze  zu  jenen  durch 
ein  bestimmtes  körperliches  Gebrechen  verursachten  Zuständen 
auf  der  einen  umt  zu  einnualiger  Krankheit  auf  der  andern 
Scftp,  d.iss  es  sich  hier  um  ein<'n  dauoriHl  «mi  Schwach  p- 
uiul  Krankheitszustand  haiulelt,  welcher  die  Arbeitslalii;Lr- 
keit  ausschliesst.  Sieche  Personen  sind  immer  auf  fremde  HiUto- 
lei^tun^^  nnd  sofern  sie  unvermögend  sind,  auf  die  Leistungen 
der  Armenpflege  angewiesen.  Die  Hülfe  kann  in  ausreichender 
Weise  nur  durch  sorgsame  körperliche  Pflege  gewährt  werden, 
wie  sie  im  Hause  unter  sehr  günstigen  Verhältnissen,  im  übri- 
gen aber  nur  in  besonderen  Anstalten  möglich  ist 

Es  ist  wahrscheinlich,  dass  gegenwärtig  die  Siechenpflege 
noch  zum  grossen  Teile  unzureichend  ist  und  dass  eine  sehr 
grosse  Zahl  siecher  Personen  sell)st  der  notdürftigsten  UtÜfe 
entbehrt.  Gerade  weil  dieser  Zustand  nicht  an  so  genauen 
Merkmalen  erkennbar  ist,  entledigen  sich  viele  Annenverw.'d- 
tungen  siecher  Personen  durch  blosse  ^i(>wnhrnng  einer  Bei- 
hülfe, durch  Unterbringung  in  Armenhäubcrn  u.  s.  w.,  oder  sie 

^)  Eiiicii  Anhalt  riebt  aucli  hier  die  hessische  Erhebung.  Von  den 
589  ausserhalb  einer  Atistalt  befindlichen  Blinden  waren  nur  31  ganz, 
140  teilweise  arbeit8fahi^^  'M9  ganzlich  arbeitsutlQUiig,  davon  414,  als» 
etwa  zwei  Drittel,  in  diiiffi^m  Verhältnissen;  von  diesen  \\iedemm  wur- 
den 205,  also  nur  die  ilUlt'te,  unterstützt.  Zur  Aufnahme  in  Anstalten 
qaalifisnrt  erschienen  342  nnd  zwar  nur  28  tiir  eigentUche  Blinden-,  314 
fdr  Sieebenanstalten;  von  diesen  wiederom  winden  885  als  in  dfiff- 
tigoi  Verhältnissei»  leitend  bezeichnet. 

In  Preussen  wurden  Ib71:  22  97b,  1080:  22  677  Blinde  gezühlt} 
die  Aoiiahine  betrS^  1.8%,  wahrend  die  Be^Ölkerongsensahme  in  dem 
gleichen  Zeitabschnitt  10.6  ^'o  ausmacht.  Hierbei  fällt  noch  in  Betracht, 
nass  die  zweite  Zählung  sebr  viel  sorgiältiger  war,  als  die  en«te  Der 
Bearbeiter  dieser  Statistik  glaubt  daher  die  Hauptursache  der  Abnahme 
in  der  sorgfältigeren  Behandlung  der  Neugeborenen,  Emchtiing  von 
ophthalmologischen  Lehrstühlen  o.  e.  w.  suchen  xa  mliSMii.  A«  a.  O.  &  8. 
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kttmmern  sich  gar  nicht  um  sie.  Die  hessische  Erhebung  hat  in 
dieser  Beziehung  ein  ii]>eraus  trauriges  Bild  entrollt,  dem  die 
Zustünde  in  vielen  Gebieten  des  Deutschen  Beichs  wahrschein- 
lich auch  noch  nicht  einmal  entsprechen. 

Es  Warden  in  Hessen  gezählt  aosserbalb  daer  Anstalt: 


davon 

im 
ganzen 

dürftigen 
Verhflt- 

nissen 
lebend 

onterstUt/t 

zur  Aofiiabme 

in  eine 
,Siet'bo!iaugtait 
qiialitizirt 

590 

282 

71 

207 

VeilurQppelte  .... 

1562 

989 

357 

673 

952 

804 

486 

775 

Insgesammt  worden  überhaupt  von  2906  Gebrecbllehen  23  Vo 
unterstützt»  hiervon  im  eigenen  Haushalt  lebend  331 ,  bei  fremden 
Personen  untergebracht  481,  lieber  die  Art  der  Pflege  wird  mit- 
geteilt, dass  dieselbe  bei  den  ersteren  in  1 42  Fällen  sich  als  dürftig, 
ärmlich,  schlecht  oder  gar  nicht  vorhanden  herausgestellt  habe. 
Von  den  bei  fremden  Personen  untergebracbten  waren  die  bemittelten 
^sehr  OTt"  bi'^  „genügend"  verpflegt,  desgleichen  321  unbemiuelte; 
dagegen  war  die  Fliege  bei  97  unbemittelten  ^dürftig"  bis  |,schlecht'*, 
bei  23  fehlte  sie  gänzlich. 

Hierbei  ist  aber  zu  beachten,  dass  Altersschwache  ausdrücklich 
von  der  Zählang  ausgenommen  war,  obwohl  man  annehmen  darf, 
dass  mit  geringen  Ansnahmen  ^  Meoscb^  der  das  75.  Lebens- 
jahr flberschritten  hat,  nicht  wohl  ohne  fremde  Hälfe  anskonunen 
kann.  Um  eine  Andentnag  davon  zn  geben,  nm  welche  Zahlen 
es  sich  dabei  handelt,  mag  an  die  auf  S.  222  mitgeteilte  Tabelle 
erinnert  werden.  In  der  Statistik  des  Deutschen  Vereins  bildeten 
Unterstützungen  wegen  hoben  Alters  über  lo  u  aller  ünter- 
stütznngen;  vgl.  Druek«;.  1885  Nr.  1  S.  28.  Hei  der  Volkszählung 
von  1880  worden  ermitielt  Personen  im  Alter 

von  75—  80  Jahren  347  0u8 


80—  85 
85—  90 
90—  95 
95—100 
über  100 


132  558 
35120 
6  569 
1056 
406. 


vgl.  Statistik  des  Deutschen  Reiches  Bd.  LVII  Teil  II  S.  131.  Wenn 
hierbei  auch  die  Zuverlässigkeit  der  Altcrsaugaben  im  eiozelnen  keine 
grosse ,  namentlich  die  Zahl  der  mehr  als  100  Jahre  alten  Indivi- 
dnen  eine  zweifellos  nnrichtige  ist,  so  wird  doch  kein  Zwofel  be- 
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stehen,  dass  es  sich  jedenfalls  um  sehr  alte  Leute  handelt,  welche 
hier  nachgewiesen  sind;  vgl.  die  Bedenken  heziiglich  der  Zuverlässig* 
keit  der  Zahlen  bei  Mayr,  Gesetzmässigkeit  i.  G.  S.  161. 

Man  hat  sich  diese  Angaben  noch  durch  die  au  anderer  Stelle 
gemachten  Angaben  über  die  Zustände  der  ländlichen  Armenpflege 
zu  ergänzen:  vgl.  oben  S.  242. 

Hier  bietet  sich  den  Landarmen verbäJiden  eine  AutV.ibe, 
deren  Uebernahme  im  Intereiiue  der  Annenpflejsre  nobr  vvün- 
sclienswert  eraclieint.  Die  Uebernabnie  birgt  aus  dem  Ge- 
sicbtspuiikte  des  Missbrauchs  seitens  der  Ortsaruienverbände 
keine  erheblidie  Gto&hr^),  während  auf  der  andern  Seite  diese 
Verbände  zur  Beschaffung  der  kostspieligen  Pflege  überwiegend 
ausser  Stande  und  dementsprechend  in  der  Beschaffung  der^ 
selben  nach  wie  vor  nachlüssig  sein  werden.  Freilich  liegt  es 
aucli  hier  mit  der  obligatorischen  Uebernahme  ebenso,  wie 
in  den  andern  Fällen.  Kein  Landannenverband  dürfte  in  ab- 
sehbarer Zeit  zur  Herstellung  der  notwendigen  Anstalten  im 
Staude  sein. 

Sehr  viel  kann  auch  iiier  rechtzeitige  ärztliclie  Behandlung 
thun.  Auch  ist  hier  auf  die  Bedeutung  der  Fabrikgesetz- 
geV)ung  hinzuweisen,  weil  mit  vielen  Fabrikthätigkeiten  Siech- 
tum unausbleiblich  verbunden  ist,  wemi  uicht  genügende 
Schutzmassregeln  dagegen  getroffen  werden. 

IL    Die  Fürsorge  für  Kranke. 

§  162. 

Die  diesbezüglichen  Vorschläge  sind  wegen  der  engen  Ver- 
bindung des  Kiankeuaufwandes  mit  einigen  anderen  Veranstaltungen 
an  anderer  Stelle:  unten  §  172  ü.,  im  Zusammenhange  mit  diesen 
behandelt. 

III.   Die  Fürsorge  f ür  j ugendliche  Fersoneu. 

§  163. 

Auch  b(M*  der  Fürsorgf'  fiir  arme  Kinder  ist  es  nicht 
;?11oin  der  G(^s^eIlts|)Tlnkt  dnr  Bewahrung  vor  leiblichem  Mangel, 
w  eicher  Art  und  Umfang  der  notwendigen  Massregeln  be- 
stimmt 


*)  Jolly  ineint  zwar  S.  31,  dass  die  Uebernahme  der  Siechen  bei 
der  Dehn]jarK«it  des  Begriflfo  die  Gemeinden  stark  in  Versuchung  fuhren 
würde,  Personen  zu.  übprwcisen,  deren  Untrr''tfifzunjj  nicht  notwf»udi^ 
ist.  Dies  Bedenken  wird  von  anderen  nicht  geteilt,  in  der  That  dürtVe 
„Siechtum"  von  Sacbventfindigen  doch  leicht  zu  erkennen  sein ;  und  dasä 
der  fasere  Verband  ohne  sachverständige  Prfifuog  nr  Uebemalmie 
■chreiten  wird,  lAast  «cb  nicht  wolü  annehmen. 
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Es  sind  vor  allem  auch  7 i <■  Ii  1  iche  und  gosuiidhcit- 
1  i  c  h  (•  Kiicksichten,  welche  daneben  wesenth'eh  in  Betracht  fallen. 
Die  Erkenntniss  dart'  heute  als  eine  allgemeine  gelten,  dass 
nicht  allein  die  Uarndierzigkeit,  sondern  ebensowohl  das  öffent- 
liche Interesse  die  möglichst  beste  körperliche  und  sittliche 
Pflege  der  bedürftigen  Kinder  gebietet ,  weil  nur  durch  Er- 
haltung der  Gesundheit,  durch  Gewöhnung  an  Sitte  und 
Ordnung,  durch  Unterweisung  in  einem  Nahrungszweige  der 
künftigen  Armut  wirksam  vorgebeugt  werden  und  eine  künftige, 
sehr  viel  schwerere  tinanaidle  Belastung  und  sittliche  8chär 
digung  durch  gegenwärtige  und  rechtzeitige  Aufwendungen  zu 
den  vorbezeichneten  Zwecken  nbfj:ewendet  werden  kann.  Da 
es  aber  auch  in  dieser  ]>t'zi( 'hun;^  ausser  Zweifel  steht,  dass 
den  an  sie  zu  stellenden  Ansurüchen  die  überwiegende  Zahl 
von  Ortsarmen  verbänden  nicht  oder  nicht  voiikonuuen  ge- 
wachsen ist,  so  wird  ;iuth  hier  die  gänzliche  oder  teilweise 
Uebernahme  der  Fürsorge  auf  grössere  Verbände  empfohlen. 

?j  104. 

Um  sich  über  die  ^Notwendigkeit  auf  der  einen,  über  die 
ZulUssigkeit  einer  solchen  U<*bernahme  auf  der  and(^rn  Seite 
klar  zu  werden,  muss  nirm  die  in  B(  traeht  fallendni  Kategorien 
nach  gewissen  persönlich*Mi  3I«'rkmaleii  imtrrsi-heiden,  einem 
objektiven  und  oineni  subjektiven.  1  >a.s  objektive  Merkmal 
l>iid«*t  dir  Ii  ül  fs  bed  ürftigk  ei  t.  die  darin  zum  Ausdruck 
kenimt,  dass  entweder  Personen,  weiche  eine  natürliche  VerpHich- 
tung  zur  Erhaltung  ihrer  Kinder  haben,  nicht  vorhanden  sind, 
oder  dass  dieselben  die  zur  Erhaltung  notwendigen  Mittelwegen 
eigener  Bedürftigkeit  nicht  aufwenden  kOnnen  oder  mit  vor- 
sätzlicher Verletzung  ihrer  natürlichen  Pflicht  nicht  aufwenden 
wollen.  Das  subjektive  Merknnd  bildet  der  si ttli che  Zu- 
stand ,  d.  h.  eine  durch  Mangel  an  nnterhaltsmitteln  oder  durch 
schlechtes  Beispiel  oder  durch  Mangel  an  Aufsicht  hervor- 
gerufene Verwahrlnsnn^.  Qualitizirt  wird  dieselbe  noch  durch 
Verübung  strafbarer  1  iandlungen.  Diese  Merkmale  treffen 
nicht  notwendig  zusanini«  n :  namentlicii  sind  Kltorn  verwahr- 
loster Kinder  durchaus  nieht  immer  in  einem  Zustiinde,  welcher 
das  Killtreten  der  öffentlichen  Armenpflege  erheischt;  im  all- 

femeinen  aber  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  Bedttrftig- 
eit  meist  die  Ursache  der  Verwahrlosung  ist. 

Die  Beachtung  dieser  Merkmale  führt  nun  zu  folgender 
Klassifikation:  1.  Gänzlich  verwaiste  (vater-  undnuitter- 
lose)  Kinder,  2.  verlassen«  ,  3.  verwahrloste,  4. Kinder, 
deren  Verwahrlosung  durch  Begehung  einer  8  traft  hat 
zum  Ausdruck  gekommen  ist.  —  Alle  diese  sind  in  ihrer  eigenen 
per^nn  bedürftig.  Dagegen  sind  hnlltvorwniste  fvater-  oder 
mutterlose),  sowie  die  Kinder  bedürftiger  Jbiltern  in  der  Person 
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der  letzteren,  bezw.  dcö  überlebenden  ElterntiiiU  bedüiUi^.  Der 
Natur  der  Sache  nach  fallen  hier  vaterlose  eheliche, 
sowie  alle  unehelichen  Kinder  am  stärksten  in  Betracht 
In  Ansehung  der  Armenfürsorge  für  jugendliche  Personen  ge- 
hören diese  aber  nicht  hierher;  sofern  den  betreffenden  Eltern 
um  der  Kinder  willen  geholfen  werden  soll,  so  ist  all  das  su 
erwägen )  was  in  Ansehung  von  Unterstutzungen  überhaupt 
gilt;  es  ist  also  namentlicli  die  Arbeitsfähigkeit,  die  Zaiil 
d*^r  KindtT  u.  s.  \v.  nach  iiidividunlisin'nden  Gruiirlsjttzen  zu 
berik'k.^iohti^^on.  Im  Falle  der  Leistungsmirähigkeit  des  ver- 
pflichteten Aniienverbandes  hat  sich  Mass  und  Art  der  Bei- 
nüHe  nach  den  im  allgemeinen  zu  befolgenden,  an  anderen 
«Stollen  betrachteten  Grundsätzen  zu  richten. 

Bezüglich  der  verwahrlosten  Kinder  walten  gemischte 
Gesichtspunkte  ob.  Der  Schutz  gegen  Verwahrlosung  und 
namendtcb  gegen  die  in  diesem  Zustande  begangenen  Straf- 
handlungen  gehört  zu  den  die  Polisei-  und  die  Strafrechts- 
pfl^e  umfassenden  Aufgaben  der  Staatsgewalt,  welche  Zwangs- 
niassr^eln  gegen  verwahrloste  Kinder  zu  treffen  und  den 
hierftir  cnt.st<'h<'ii(len  AiitVaiifl,  ebenso  wie  für  Korrektionüre 
und  Slnil'liiii;»*,  zu  ti;i^^«'n  hat.  obwohl  es  wahrsehpinlich  ist, 
dass  die  bei  weit'Mii  überwie^^«»nde  Zahl  derartiger  Kinder 
andernfalls  der  Annen{)il<';^<^  zur  Last  fallen  würde,  ebenso 
wie  die  Korrektionärc  und  Sträflinge  thun  wiirdt  ii .  wenn 
sie  im  Stande  der  Freiheit  wären,  llieniut"  konune  ich  so- 
gleich noch  mit  einigen  Worten  zurUck, 

Dagegen  qualtfiäirt  sich  als  ein  Akt  der  unmittelbaren 
ArmonfUraorge  diejenige,  die  für  bedürftige  gänzlich  ver- 
waist»' und  verlassen e  Kinder  notwendig  wird.  Aber  auch 
diese  beiden  Kategori«Mi  können  nicht  nach  ganz  gleichen  Ge- 
sichtspunkten behandt'lt  werden.  Nur  bei  den  ersteren  ist  e* 
sichnr.  d  i>s  din  Untfrstützuni^  koinn  Riu'kwirkung  auf  di«^  7ai 
ihrer  Erhaltung  verptiichteten  Eltern  üben  kann  —  dio  F.ill  '. 
in  denen  Eltern  in  der  Gewissheit,  dass  für  ihre  Kinder  ge- 
sorgt werden  wird,  sich  das  Leben  nahmen ,  wird  man  ausser 
Betracht  hiösen  köimen  — ,  während  jedi'  Fürsorge  für  ver- 
lassene Kinder  eine  mittelbare  Unterstützung  der  abwesenden 
Eltern  und  einen  sehr  starken  Anreiz  für  diese  bildet,  die 
Vernachlttsstgung  ihrer  natürlichen  Pflicht  forizusetzen. 

Und  dies  ist  der  Punkt,  welcher  Air  die  etwaige  lieber- 
nähme  der  Kinderfürsoi^e  auf  grössere  Verbände  als  be- 
sonders bedenklich  gelten  muss.  Sobald  die  einzelnen  Oru- 
armenverbändo  nichts  weiter  mehr  zu  thun  haben,  als  die 
Tli  it>,u'Ii'*  ilor  Verlassung  festzustellen,  um  die  Pflicht  zur 
Fiirs' )!;:;  •  \'.ni  sich  auf  d'Mi  ^rrtsseren  Verbfind  zu  übertragen, 
würd'.'  ilmeu  der  slärksti'  Anreiz  fehlen,  dem  Verbleibi'u  uii'i 
df-m  Verhalten  «ler  g<'u'issoidosen  Eltern  ihre  Autniorksaui 
keit  zuzuwenden  und  —  wovon  noch  unten  §  203  ft\  zu  sprechen 
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ist  —  duivli  Zwan^^-smassregein  sie  zti  ilirt^r  Pflicht  ziiritckzu- 
tuhren;  dies  '  Tliati^''kf^it ,  die  gegenwärtig  in  Ansehung  der 
damit  verbundenen  SchN\  i  »nfi^keiten  sehr  viel  zu  wilnschen 
übrig  lässt,  würde  dann  ga«iz  oder  grosstonteüs  eingestellt  wer- 
den, und  die  Unterlassung  aut'ö  übeUte  auf  die  Bevulkcrung 
zarUckwirken.  Und  aus  ganz  demselben  Grunde  erscheint 
Auch  die  voUstftiidige  Deckung  des  Aufwandes  für  verwahr- 
loste und  straf&lUige  Kinder  aus  den  Mitteln  eines  grösseren 
Verbandes  nicht  zweckmässig.  Denn  bei  dem  hier  bestehenden 
engen  Zusammenhang  zwischen  doi-  Armut  und  dem  Zustande 
der  Sittlichkeit  ist  es  dem  verptiichteten  Ortsarmen vtjrbande 
sehr  leicht,  Verwahrlosung,  ja  selbst  Strafthaten  der  Kinder  — 
naniendicli  Forstdieljstahl  —  nachzuweisen  und  so  der  Annen- 
last sich  zu  tiutledigen. 

Unji^efflhrlich  ist  «laher  nur  die  Ueljr  riiahnie  der  Fürs  orge 
für  Vollwaisen,  während  in  allen  andern  Fällen  eine  Hiian- 
zielle  Beteili«^ung  «los  Ortsarmcnverbandcs  durchaus  notwendig 
erscheint.  Weil  aber  auf  der  andern  Seite  die  in  der  F^iirj^orge 
für  jugendliche  Personen  erwachsende  unendlich  wichtige 
Aufgabe  eine  Hülfe  aus  grösseren  Mitteln  in  vielen  Fftllen 
dringend  erfordert,  so  möchte  sich,  wenn  irgendwo,  gerade 
fUr  diesen  Zweig  der  Armenpflege  das  im  folgenden  Ab- 
achnitte  zu  besprechende  System  der  quotenweisen  Beteiligung 
empfehlen. 

Aber  noch  einen  wesentlichen  Faktor  wird  man  berück- 
aichtigen  müssen.  Gerade  die  Kinderfürsorge  bildet  einen 
ausserordentlich  wesentlichen  Teil  der  Privat-  und  der  Stif- 
tungsarmenpflege. Die  Aufnahme  verwaister  Kinder  in  die 
Familie,  die  Unterbringung  in  Waisenhäuser  ist  glücklicher- 
weise keine  Seltenheit;  es  bestehen  nusserordentlich  grosse 
und  zahlreiche  Waix'nstiftungcn ,  Schutz-  und  Rettungsan- 
stalteu  u.  8.  w.  Ks  wird  daher  die  Erlci*  lit«'run^  der  Arnien- 
last  in  Bezug  auf  Kinderfürsoi*ge  durch  lieihidfe  oder  durch 
Uebernaliüie  mit  sorgfHltijicer  Berücksichügun«^'"  der  lokalen 
Hülfsmittel  zu  geschehen  liabcn,  und  gerade  hier  die  private 
Ulilfe  zu  beförtlern  und  anzuregen  sein. 

§  165. 

1.  Jolly  S.  31  empliehlt  die  Uebertragung  der  UntcrstiUzuug 
von  Waisen  an  einen  grösseren  Verband,  ohne  eine  genauere 
Begriflfsbestiinmung  zugeben.  Adickes  1  S.  SO-t  emptiehlt  die  Be- 
teiligung grösserer  Verbände  an  der  Erziehang  der  armen  Waisen, 
unehelichen  ond  verlassenen  Kinder.  Ziller  II  S.  8  empfiehlt 
ehie  solche  Uebemahme  bezüglich  vater-  und  mutterloser  Kinder;  vgl. 
■auch  7.  Reitsenstein  I  S.  32,  Loening  S.  918  ond  die  sogleich 
%ü  nennenden  Arbeiten  des  Dentschen  Vereins.    Sebr  beachtens- 
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wert  auch  uoch  gegen>vai ug  Goraudo,  desseu  gaiuei  ^vveilci  Band 
von  der  ArmeokindeipHege  bandelt. 

IT.  Mehr  den  sittliehen  Geilelitspimkt  als  den  finanziellen  bertdc- 
siclitigen  die  dem  Beatichen  YereiDe  angehörenden  1884  nnd 
1885  erstatteten  Berichte.  Ohly,  Die  Ffiraorge  für  verwaiBte, 
verlassene  und  verwahrloste  Kinder,  Dmcks.  1^84  Nr.  4,  legte 
ebenfalls  die  oben  versuchte  Klaseifikation  zu  Grande  und  gab 
Über  Art  und  Umfang  der  Fürsorge,  namentlich  auch  in  Reztig 
rtuf  die  Frage.  ol>  Anstalts-  oder  Kostpflege  vorzuziehen,  nusltihr- 
liche  Nachrichten,  ro  r  ;  rlie  referirle  über  die  Zwangserziehung 
verwahrloster  Kinder  uacli  dem  preuss.  üesetz  vom  1;».  März  1878, 
Uruck?;.  1H,S4  Nr.  5.  — Die  Verhandlungen  gingen  aber  derartig  spe- 
ziell auf  die  Fragen  der  Behandlung  verwahrloster  Kinder  uhi 
die  Möglichkeit,  dieselben  zwangsweise  ihren  Liiein  /m  ent/ichcü,  ein, 
dass  die  Erörtemngen  1884  nicht  zu  Ende  geführt  werden  konnten 
nnd  der  G^enstand  nochmals  nnter  Beschrftadning  anf  diesen  einen 
Pnnkt :  die  Fflrsorge  für  verwahrloste  Kinder  nnd  jagendliche  Per« 
aonen,  welchen  noch  keine  Uebertretnng  der  Strafgesetze  zur  Last 
fällt,  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  wurde.  Ohly,  weicher  wiedemm 
das  Referat  hatte  -  Dmcks.  18v^5  Xr.  &  — ,  sprach  sich  Ittr,  der 
Korreferent  Eberty  —  ebenda  Nr.  6  —  gegen  Zwangsmassre^'cln 
(ohne  d;is  Kriterium  der  Strafthat)  ans.  Die  Frage  wurde  auch  iü  den 
Verhandlungen  selbst  —  stenopraphischer  Bericht  1^84  S  tv.  und 
1885  S.  13  ff.  —  aufs  violseiti!?ste  erörtert  und  das  \  urlian(iensem 
eines  dringenden  praktiselien  liedürinisses  konstatirt.  Die  Obly&cheu 
Thesen  gewannen  die  ]M;ijoritat ;  von  der  Gegenseite  wurde  nament- 
lich die  völlige  Lnbeslinuutheit  des  Begriffs  der  „Verwahrlosung** 
als  Ablehnungsgrund  geltend  gemacht. 

Hier  kann  anf  die  Frage  nicht  n&her  eingegangen  werden.  Nur 
soviel  sei  in  Ansehung  des  armenrechtlichen  Gesichtspunktes  bemerkt» 
dass  von  mehreren  Seiten  die  Wahrnehmung  mitgeteilt  wnrde,  dass 
schon  die  Znlässigkeit  der  Zwangserziehung,  deren  Kosten  in  Preussen 
die  Provinziul verbände  tragen,  von  kleineren  Verbänden  vielfach 
ausgenützt  werde,  um  die  Amienfürsorge  los  zu  werden  ;  der  Nachweis 
irgend  einer  feld-  oder  ff>rs1iioli7eili(  hcn  Uebertretung  sei  sehr  leicht. 
Die  /wnnL'ser/ieliung  liurcli  Unterbringun»^»  in  eine  Familie,  in  einft 
Erziehungs-  oder  liesserung'^niistalt.  tritt  nach  dem  preussischen  Goset/e 
vom  18.  März  187Rin  Beziehung  auf  Kinder  von  mehr  als  und  we- 
niger als  12  Jahren  ein,  wenn  dieselben  eine  strafbare  Haudlurti^  bu- 
gangen  haben»  und  die  Unterbringung  uni  Kücksicht  auf  die  Beschaffen- 
heit der  strafbaren  Handlung,  auf  die  Persönlichkeit  der  Eltern  nnd 
anf  deren  übrige  Lebensverhältnisse  znr  Yerfalttong  weiterer  sittlicher 
Verwahrlosung  erforderlich  ist  —  Die  Kosta  der  Einliefemng  nnd 
der  ersten  Ausstattung  fällen  dem  Ortsarmenverbande  des 
Untersttttznngs Wohnsitzes  zur  Last»  alle  übrigen  den  yro- 
vinzial-  nnd  kommnnalständischen  Verbänden  (welche 
gleichzeitig  als  Landarmenverbände  fungiren).  Die  Verbände 
sind  befugt,  zur  Bestreitung  der  Kosten  die  ihnen  aus  der  Staats- 
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kasse  gewährten  Renteu  and  Fonds  zn  verwenden.  Sie  erhalten 
4m  m  der  Staatskasse  einen  Zoschass  in  Höhe  der  Hilfte  der 
ihnen  obliegenden  Ausgaben. 

Die  Denkschrift  betr.  den  Schnti  jugendlicher  Personen, 
£rg.-H.  XY  z.  Zeitscbr.  des  preuss.  stat.  Bnr.  bringt  folgende 
nähere  Kaehweisnngen  über  die  Personalien: 


Zahl  der  rom 
1.  Oktober  1878 
bu 

Hiarfm  watw 

iiit«r|«bndtt 

Provinten 

30.  S*pt.  188-2 
Sur  ZwangH- 
erzi«bQiig 
beikimniMn 

haapk 

in 

Familien 

dtraa 

Koni- 
rottaal- 

■fcriten 

1 

in 

I'iivat- 

iUWl* 
«nt* 

• 

absolat 

^ f 
auf 

lOOuOO 

188S 

an- 
flUlt«a 

159 

8 

ioi 

'^VeBtpreu88eQ  .... 

183 

13 

1 1ii 
l  io 

1  o 

Berlin  

215 

19 

yö 

429 

19 

393 

25 

91 

277 

_ 

451 

29 

420 

7 

413 

Posen  •  •     «  •  •  >  ■ 

298 

17 

255 

218 

37 

— 

866 

22 

827 

69 

84 

674 

Sachsen  

449 

19 

424 

108 

188 

182 

Schleewig-Holstehi  .  . 

268 

28 

254 

186 

68 

407 

19 

892 

187 

205 

Westfalen  

325 

10 

310 

5 

305 

Hessen -Nassau  .... 

578 

37 

653 

112 

441 

676 

17 

639 

77 

562 

HohenzoUem  .... 

2 

8 

2 

1 

1 

Ö306 

19 

0006 

1135 

314 

2277 

76 

Bb  Ende  März  1885  waren  im  ganzen  9528  Kinder  nnter- 
gebracht;  der  Zuwachs  1884/85  betrug  1814  =  24  Vo,  was 
namentlich  damit  zusammenhing,  dass  viele  Gemeinden  anfftnglich 
der  Meinung  gewesen  waren,  sie  hätten  selbst  die  Kosten  der 

Zwangserziehung  zn  tragen,  und  erst  darch  die  Behörden  auf  den 
die  Kostenlast  den  grosseren  Verbänden  zuweisenden  §  12  auf- 
merksam gemacht  worden.  Der  Aufwand  betrog  in  ganz  Preosaen: 

überhaupt 

1884/85  bis  30.  Mäiz  1885 

Miii.  Mark 

aos  Eommnnalmitteln  0.689  2.286 
n  Staatsmitteln         0.689  2.273 

Die  Yerpflegungskosten  stellten  sich 

nwMÜitt^  (37)  Tl.  4.  -  MAiwtMlMrc.  29 
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a.  in  Familien  am  niedri^^stcn  76  Mark  (Westfalen)  102(Foiiimcm) 

am  höclisten    250   „     (FraDkf.a.M.)  213  (Berlin) 

b.  in  Anstalten  am  niedrigsten  143  «    (Ostprenaeen)  163  (Posen) 

am  höchsten  860  „  (Laaeabiug)8a6(Schlesw^Hobt.)» 

Tgl.  die  Uebersicht  im  prenss.  Min.-Blatt  f.  d.  i.  Terw.  188S  S.  254. 

In  diesem  Zusammenhange  mag  auch  noch  bemerkt  werden, 
dass  gegenwftrtig  die  lebhafte  Neagong  besteht,  die  Kinder  tu 

Einzelpflege,  womöglich  sehr  weit  von  dem  AnfeDthaltsorte  der 
Eltern  oder  Verwandten  entfernt  unterzubringen,  nm  den  schädlichen 
Kintiuss  der  letzteren  niöglicbst  zu  paralysiren.  Doch  verhindert 
dies  nicht,  dass  trotzdem  die  Zahl  der  in  Armenhäusern  mit  ihren 
erwachsenen  Angehörigen  oder  mit  fremden  Personen  zusaüuneu. 
untergebrachten  Kinder  eine  sehr  beiiächtliche  ist;  vgl.  die  An- 
gaben oben  S.  244.  Ueber  den  Wert  der  Familien-  gegenüber  der 
Anstaltspflege;  namentlich  aacb  die  geringere  Kostspieligkeit*  der- 
selben, vgl«  besonders  das  zaerst  genannte  Referat  von  Ohlj. 

in.  (Jeber  den  Umfang  des  ans  der  etwaigen  Uebemabme  der 
Kmderfftrsorge  den  grösseren  Verbänden  erwachsenden  Aufwandes  llsst 
sich  kanm  aach  nur  eine  Vermutung  aussprechen,  sowohl  weil  es  f&r 
den  grössten  Teil  Deutschlands  an  hinreichenden  Nachweisnngen  feblt^ 
als  auch  weil  hier  unendlich  viele  und  wechselnde  Einflüsse  wirk- 
sam sind;  namentlich  gilt  dies  von  der  Zahl  der  verlassenen  Kin- 
<ler,  die  sehr  wesentlich  von  den  wirtschnfflirben  Yerhältnisson 
der  Eltern,  auch  von  der  grösseren  oder  geriiitiei :  n  Autmerksamkeit 
der  Armenverwaltnnuen  abhängt,  rrbrigens  bilden  in  der  Gesammi- 
zahl  der  bedürftigen  Kinder  die  Vollwaisen  regelmässig  den  kleinsten 
Teil,  z.  B.  in  iierliu  rund  20  o,  während  80  ^  i»  aus  anderen 
Grftnden  (Yerlassung,  Krankheit,  Freiheitsstrafe  der  Eltern)  der 
Armenpflege  anheimfallen ;  vgl.  die  erwftbnte  Denkschrift  8.  6. 
In  England  wurde  bei  35  282  in  Anstalten  untergebrachten  Armen* 
kindem  folgendes  YerhiltniBs  wahrgenommen:  Waisen  25  ^/o,  ehe* 
liehe  Kinder,  deren  Vater  noch  lebte  88%,  verlassene  Kinder 
20%,  uneheliche  22%;  vgl.  Aschrott  S.  832  Anm.  2. 

Vollständige  Zahlenangaben  Uber  die  unterstützten  jugendlichen 
Personen,  aber  ohne  nähere  Klassifikation  liegen  nnr  für  Baiera 
vor.  Vgl.  a.  a.  0.  —  Danach  worden  durch  die  öffeutlicbe  Armen» 
pflege  unterstützt: 


voUstäudig 

nur  dineh  Seholgeld 
und  Lebimittsl 

1871 

13  200 

38  000 

1875 

18600 

84700 

1879 

15600 

87000 

1881 

U800 

87600 

1888 

17100 

88200 
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Die  mehrerwähnte  Statistik  der  Provinz  Hannover  giebt  die 
Zahl  der  in  einer  Taubstummen-,  Blinden-,  Idioten -Erziehungs- 
anstalt (Rettungshaus,  Waisenhaus)  untergebrachten  Personen  für 
1879  auf  1028,  der  unehelichen,  verlassenen,  verwaisten  u.  s.  w. 
Kinder  In  Familienpflege  anf  4588  an. 

Die  Üebernahme  bezw.  Beteiligung  grösserer  Verbände  an  der 
KinderfftrsDrge  ist  eine  sebr  veracbiedenartiget  aber  Im  ganzen  eine 
znr  Zeit  noch  sehr  unbedeutende.  Namentlich  in  Preossen.  Soviel  be- 
kannt, besteht  ftür  die  Provinz  Schlesien  der  sogenannte  Oberschlesische 
Waisenfonds,  dessen  Einnahmen  1884:  7892  Mark,  die  Ausgabea 
T^'^O  Mark  betrugen;  vgl.  Vorlage  für  den  XXXT.  Prov.-Landtag, 
iJiucks.  Nr.  2  Anl.  L.  —  Für  die  Provinz  Sachsen  besteht  die 
Landwaisenanstalt  Langendorf,  deron  Bestand  am  1.  April  1885 
45  Mädchen  im  Internat,  77  Knaben  im  Externat  betrug;  vgl. 
Terwaltungs- Bericht  für  1883  84  und  1884  85  S.  63.  —  In  dem 
unter  Verwaltung  des  Provinzial  -  Verbandes  Pommern  stehenden 
Waiaenhaos  Stargard  wurden  1884/85:  18130  Mark  vereinnabmt, 
12550  Marie  yeraosgabt:  vgl.  Yerwaltungs-Berlcht  ftr  1884/85 
S.  257.  —  In  Ostprenssen  beteiligt  sieb  an  der  Sebröderscben  An« 
stall  zur  Erziehung  verwahrloster  (nicht  von  dem  Gesetze  v.  13.  M&rz 
1878  betroffener)  Kinder  das  Landesdirektorium  mit  einem  Beitrage 
von  5400  Mark,  die  Regierungen  von  Königsberg  und  Gumbinnen 
mit  einem  solchen  von  3ö00  Mark;  vgl.  die  Denkschrift  a.  a.  0. 
Anl.  X. 

Der  kommunalst.  Verband  von  Nassau  besitzt  den  sehr  erheb- 
lichen Zentralwaisenfonds ,  dessen  Verniöt'en  am  31.  März  1870 
über  1  Mill.  Mark  betrug;  vgl.  die  Augaueu  bei  A dickes  1  8, 
805.  Ebenda  noch  einige  andere  Angaben  f&r  das  ttbrige  Deatach- 
land. — In  Wlirtemberg  sind  die  Leistangen  offenbar  am  erheblicbsten. 
Dort  besteben  die  8  Staatswaisenbftnser  in  Stuttgart  —  Ochsen- 
bansen  —  Markgröningen,  die  anfolge  den  Kachweisiingen  von 
Camerer  a.  a.  0.  S.  73:  02!  Zöglinge  verpflegten. 

Auch  ftber  die  sehr  viel  erheblicheren  PrivatTeranstaltungen 
und  Stiftungen  zum  Besten  jugendlicher,  namentlich  verwaister  Per- 
sonen besitzen  wir  keim  rrscbö])fendeu  An^abpii.  Vieles  JEinzelne 
in  ilen  städtischen  Verwaltiinfrs-Berichten.  Sehr  wertvolles  Material 
enthalt  in  Bezug  anf  den  Schutz  jugendlicher  Personen,  ausser  den 
Verhandlungen  und  JJrucksachen  des  Deutschen  ^  ereins  f.  A.  n. 
W.,  die  schon  erwähnte  Denkschrift  betr.  den  Schutz  jugendlicher 
Personen,  die  ans  Anlass  des  am  15.  Jon!  1883  m  Paris  abgehal- 
tenen internationalen  Kongresses  Ton  Preossen  anagearbeitet  nnd 
im  Ergflnznogsbeft  XY  zor  Zeitschrift  des  preossiacben  atatiatiacben 
Bureaus  1883  erschienen  iat:  insbesondere  ttber  Rettangsanstalten,, 
deren  im  ganzen  179  bestanden,  wovon  2  dem  Staate,  13  andereik 
öflfentlichen  Korporationen .  die  übrigen  Privatvereinen  gehörten. 
Hiervon  9G  nur  evan^eliscli ,  12  nur  iiatholisch,  14  gemischt,  30 
konfessionslos.  27  nnbokannt. 

Be2i^ich  Wiirtembergs  giebt  Abschnitt  1  nnd  2  der  von 

29» 
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Kamerer  aufgestellten  Armenstatistik  eine  erschöpfende  Ueberaicht 

bis  einschliesslich  1875. 

lY.  In  Frankreich  ist  die  Fürsorge  für  bedürftige  Kinder 
8aclic  des  Departcmeiits;  die  gesetzlich  zulässige  Heranziehung  der 
Genieiiulen  zu  derselben  ist  unterblieben;  vgl.  die  Bemerknns  S.  176. 
Bekuunllich  hatte  das  erst  verhältnihbiniissig  spät  abgekumtiiene  und 
aach  gegenwärtig  noch  lebhaft  diskntirtc  »System  der  tonrs  (Dreh- 
ladeu  am  Findelhaus,  iu  welche  ein  Kind  hineingelegt  werden  kann, 
ohne  dais  die  hnneinlegende  Penon  vom  Innern  dee  Htases  wahr- 
genommen wird)  die  anehelichen  Gebarten,  sowie  die  Einderan»- 
setzongeo  in  hohem  Masse  befördert').  Ohne  direktes  Eingreifen 
der  Geisetzgebnng  sind  dieselben  allmählich  —  die  leisten  1870  — 
yerschwunden  und  an  ihre  Stelle  Aufnahmeboreaux  getreten,  die  in 
sehr  individualisirender  Weise  die  Personalverhältnisse  der  auf- 
zunehmenden Kinder  feststellen  und  auf  dipse  Weise  ihrer  Fürsorge 
den  Schutz  des  Geheimnissos  entziehen.  Die  der  Annen]  fle^o  an- 
heimfallenden Kinder ,  e  n  f  a  n  t  s  a  s  s  i  s  1 6  s ,  werden  in  4  Urupj^en 
unterschieden:   1.   les  e.   treu  v es   (mit    unbekannten  Eltern); 

2.  les  e.  abandonnös  (mit  unbekanntem  Aufenthalt  der  Eltern); 

3.  les  orp  he  lins;  4.  les  e.  secourus  chez  Icurs  parents. 

Die  Ziffern  der  3  ersten  Gmppen  (anmitteibar  Unteratfttste) 
ergaben: 

trouv^i       aband.        oiph»  total 

1861  42194  261&6  9716  1  78066 
1882        1565      48159      9388  1  59112 

Diese  Zahlen  zeigen  das  kolossale  Heruntergehen  der  c.  truuves 
seit  AbschaflEhng  der  tonrs.  Zu  diesen  59112  direkt  durch  die 
hospices  eraogenen  Kindern  treten  die  enf.  sec.  chez  1.  par.,  deren 
Zahl  1871:  30894,  1882:  47464  betrag. 

Ton  den  ersten  drei  Qrappen  werden  jetzt  aach  die  meisten, 
wenn  angänglich,  sofort  in  auswärtige  Pflege  (campagne)  gegeben  — 
eine  Massregel,  deren  Zweckmässigkeit  sofort  in  der  sehr  viel  ge- 
ringeren Sterblichkeitsziflfer  merkbar  wurde;  vgl.  Statistique  de 
la  Fnnice.  NoaveUe  s^rie.  Tome  XII.  1882  (erschienen  1885). 
S.  LXiV, 

V.  Enjzland.  Während  früher  dem  etwas  schablonenmassigen 
Arbeitshausprinzii»  gomäss  die  Kinder  mit  ins  Arbeitshaus  wan- 
dern mussteu,  wenn  die  Kitern  genötigt  waren,  dasselbe  aufzusuchen, 
ist  man  gegenwärtig  davon  gänzlich  zar&ckgekommen  nnd  versacht, 
soweit  die  Mittel  nnd  die  vorhandenen  Einrichtnngen  daza  liin- 
reichen,  die  Kinder  der  bedenklichen  Atmosphftre  des  workhoose 
zu  entziehen  nnd  sie  in  besonderen  gemeinschaftlichen  Anstalten 
oder  in  aaswftrtiger  Kostpflege  unterzubringen.  Gegen  die  entere 
Art,  die  sogenannten  district  achools,  gewöhnlich  von  mehreren 

')  Die  Literatur  über  die  französuicbon  Findelhäuser  ist^ausscrordent- 
lich  gross.  Von  älteren  vgl.  namentlich  Ger  and  o  Bd.  2  S.  10801; 
li^egenwärttg  v.  Reitzenstein  Iii  &  172  ff. 
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Armcnverbänden  gemeinschaftlich  errichtet,  hat  nun  das  Bedenken 
erhoben,  dass  viele  sittlich  verwahrloBte  Kinder,  in  einer  solchen 
Anstait  zoeammen  untergebracht,  dort  gegenseitig  auf  einander 
schlechten  Einflnss  ttbten.  Gegen  die  Kostpflege,  das  boarding- 
ont-sy Stern,  macht  sich  besondora  das  Bedenken  geltend,  daas  <Üe 
Armenkinder  besser  gestellt  werden,  als  die  Rinder  freier  Arbeiter, 
und  dass  damit  gewissennassen  auf  das  Verlassen  der  Kinder 
seitens  der  Eltern  eine  Prämie  gesetzt  wird. 

Als  interessante  Spezialität  darf  hier  noch  das  sogenannte 
Cotta ge  System  angemerkt  werden,  dem  zufolfre  die  Kinder  in 
besonderen  cottages,  die  mit  je  einer  Arbeiterfamilie  besiedelt  sind, 
untergebracht  und  erzogen  werden:  ein  System,  von  dem  man  sehr 
gute  Erfolge  gehabt,  aber  in  sehr  geringem  Masse  Gebrauch 
gemacht  hat,  weil  die  Kosten  desselben  sich  ansaerordentlich 
hoch  stellen. 

Die  Kosten  der  Armenkinderpflege  tragen  die  einseinen  Annen- 
verbände.  In  London  beteiligt  sich  der  Common -Poor- Fond  an 

den  Ausgaben  für  arme  Kinder.  Der  Anteil  des  letzteren  betrag 
1882  bei  2.17  Mill.  £  Gesamm  tauf  wand  für  die  öffentliche  Armen- 
pflege in  London  und  überhaupt  888000  ^  Ausgaben  des  C.  P.  F. : 
160000  vgl.  Aschrott  Kap.  4  §  4  ö.  318  ff.  —  Im  ganzen 
befanden  sich  Kinder  unter  16  Jahren: 

am  1.  Januar  1883    am  1.  Juni  IBbS 

a)  in  Armenanstaiten         58  488  54  040 

b)  aasserhalb  derselben     210  276  199471  

zusammen   268  764  25a  511 

Es  ist  hieran  an  bemerken,  dass  die  Zählungen  in  England 
an  jedem  1.  Januar  und  1.  Jnni  stattfinden  und  alle  von  der 

Armenpflege  auch  nur  mittelbar  unterstützte  Personen  mit  um- 
fassen, also  namentlich  ancli  die  bei  ihren  Eltern  befindlichen  Kinder; 
vgl.  Aschrott  Tabelle  ä.  427. 

4.  Die   unmittelbare   Uebeniahme   der   Fürsorge  seitens 
l^dsserer  Verbände  unter   »rleiclizf^tiffer  6eteibgii]i|if  der 
Ortsarmeuverbäude  an  der  Ärmenlast. 

§  166. 

Ebenso  wie  sich  die  grösseren  Verbände  an  der  den 
Ortsarmenvf»rl»!Hulen  uimiittelbar  o]ili*'L'""Tid«M!  \ niiciiptlege,  im 
Falle  der  LcMstiiugüUiitkhigkeit  der  letzteren,  diiri  li  I^eiljülfc  zu 
allen  oder  zu  einzelnen  besonders  belastenden  Autwendungen 
beteiligen  können,  ebeiiöo  können  aneh  uni^^pk ehrt  die  Ortdannen- 
verbände  an  den  Kosten  beteiligt  bleiben,  vveleho  den  grüäöeren 
Verbänden  aus  der  unmittelbaren  Uebemahme  der  Fürsorge 
in  gewissen  Fällen  erwachsen  wurden.  Dies  kann  einen 
doppelten  Zweck  haben:  einmal ,  um  die  Armenlast  flbr  die 
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grösseren  Verbände  nicht  zu  gross  zu  macheu,  zweitens  aber 
—  und  dic^f'r  Zweck  ist  w^'^^riitlicher  —  um  die  Ortsarmen- 
vorl>:iiKlo,  deren  Mitwirkun;^  und  Kuntrolc  bei  keinem 
AruicnpHp^cfalle  entbehrt  werden  kann,  an  der  zweckmäsaij^en 
und  möglicliüt  sparsamen  Behiuidhui^jj  des  einzchieu  Falles  zu 
interpssiren ,  was  nicht  wohl  audors  nln  durch  ihre  Hnaiizielle 
Beteiligung  erreicht  werden  kann,  in  Deutsclilaud  iöt  ein 
derartiges  System  der  quotenweisen  Beteiligung  weder  ge- 
setzlich geordnet  noch  auch  durch  die  Praxis  zu  allgemeinerer 
Oeltung  gelangt.  Was  in  dieser  Beziehung  geschieht,  heruht 
auf  einzelnen  Veranstaltungen  und  Veretnharungen ,  die  in 
mannigfaph  verschiedener  Weise  von  einzelnen  Verwaltungen 
getroffen  worden  sind« 

Ein  B«ispiel  sehr  sweckmtaiger  Beteiliguug  giebt  die  Krei*- 
armeo-  und  Krankeaanstalt  za  Flrankenthal  in  der  PfUs.  Die  von 
den  einzebien  Gemeinden  filr  die  iboen  angehOrisen  PflegUnge  zu 
leistenden  Beiträge  sind  je  nach  der  steaerlichcn  Belastung  ver* 
schieden,  so  dass  Gemeinden  ohne  Umlagen  50  Pf.,  mit  Umlagen 
bis  zu  50  "  u  der  Gesammtstcner  35  Pf.,  desgleichen  bis  zu  100  **  o 
30  Pf.,  die  übrigen,  sofern  sie  nicht  als  ganz  arm  zu  betrachten 
sind,  20  Pf.  tätlich  zu  /nlilrn  haben.  1879  betrug  der  Durch- 
s«  hiiittsaufwaud  für  den  Pliegling  73.4  M. :  vgl.  Adickes  S,  ^vnl. 
wo  noch  andere  Beispiele  mitgeteilt  sind.  Uebrigens  besteht  ganz 
allgemein  eine  I-lrleichtenrng  für  die  bairischen  Gemeinden  darin, 
dass  die  Verptlegungssätze  in  den  meisten  bairischen  Krankeu- 
anstalten  um  Vs  bis  Vi  niedriger  gestellt  werden,  sofern  dieselben 
von  Organen  der  öffentlichen  Armenpflege  za  erstatten  sind;  vgl. 
in  Zeitschrift  des  bair.  stet  Bar.  13  S.  145 :  Die  YerpflegongssftUe  in 
den  Krankenbtasem  der  St&dte  Baiems. 

In  den  würtembergischen  Staatsirren anstaiten  beträgt  der  v(u 
inländischen  Gemeinden  für  Kranke  III.  Klasse  za  zahlende  Betrag 
240  Mark;  derselbe  wird  unter  besonderen  Umständen  auf  170  Mark 
ermässigt.  Dazu  kommen  die  soL:mannten  StoatspHeglinge,  für 
welche  die  Staatskasse  190  Mark  zahlt ;  der  liest  ist  von  der  ver- 
pflichteten Gemein« le  zu  erbringen.  1882  gab  es  433  derartiger 
Pfleglinge;  vgl.  Medizinal- Bericht  in  den  Wtirtemberg.  Jahrb. 
1884  8.  183  und  wegen  der  Verpflegungssätze  oben  S.  436.  Für 
die  städtische  Armenkinderpfiege  in  Karlsruhe  wird  von  der  Kreis- 
kasse  ein  Zoscboss  YOn  35  H.  fUff  jedes  Kind  gewährt ;  der  Staat 
zahlt  selbst  170  Mark  Kostgeld  fttr  elternlose  Kinder  nnd  70 
Pflegegeld  an  die  Matter  für  vaterlose  oder  aneheliche  Kinder; 
vgl.  Die  Groash.  badische  Haupt-  und  Besideozstadt  Karlsruhe  in 
ihren  Massregeln  fhr  Oesnndheits-  und  Bettnngsweseo,  1876,  S.  190, 

§  167. 

Um  80  lebhafter  hat  sich  bei  dnr  unleugbaren  Betleutunjk:, 
welche  einem  solchen  System  zukommt,  die  Aufmerksamkeit 
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-denjenigen  Ländern  zugewendet,  in  welchen  eine  derartige 
Beteiligung  durch  das  Oesetz  vorgeschriehen  ist:  es  sind  dies 
namentlich  Frankreich,  England  und  Belgien.  In  Frank- 
reich^) sind  es  die  grundsätzlich  den  Departements  obliegenden 
Kosten  der  Irrenpflege,  an  denen  die  Gemeinden  nach  be- 
stimmten vom  Generalrat  festzusetzenden  Normen  beteiligt 
werden .  v.  R  e  i  t  z  c  n  s  t  e  i  n  giebt  als  im  allgomeinen  mass^ 
gebende  i>kala  die  folgende  an.    Es  haben  beizutragen: 

Gemeinden  mit  einem  Betrage  der  ordentlichen  Einnahmen 

von  100  000  Franken  und  mehr  33 

,     ,     50000  ,  \,  ^  2b  , 

«     20  000  «  «  „  20  „ 

5000  ,  »  ,  17  , 

2500  ,  ,  „  14  „ 

1000  «  ,  „  10  « 

von  weniger  als      1000  „  5  „ 

Ein  Departement,  dasjenige  der  Orme,  lässt  die  Ge- 
meinden vollständig  frei^). 

In  England  sind  für  die  Hauptstadt  besondere  Be- 
stimmungen getroffen ,  durch  welche  die  innerhalb  derselben 
bestehenden  einzelnen  Armenverbände  für  die  wesentlichsten 
Armenpflegezwecke  zu  einem  Gesammtverband  vereinigt  wur- 
den, aus  dessen  Mitteln  (Metropolitan  Common  Poor  Fund)  die 
Ton  dem  einzelnen  Verbände  fttr  jene  Zwecke  geraachten 
Aufwendungen  erstattet  werden '^). 

Hierbei  sind  nun  zur  Abwendung  missbräuchlicher  Aus- 
nutzung der  gemeinsamen  Mittel  folgende  Massregeln  ge- 
trofli'en  "*) : 

1)  für  die  Erhaltung  von  Armen  Uber  16  Jahre  in  den 
Arbeitshäusern  oder  in  Asylen  zahlt  der  gemeinsame  Fonds 

für  den  Tag  und  fllr  den  Kopf  5  Pence. 

2)  Die  Zentralbehörde  stellt  für  jede  Anstalt  die  Maximal- 
zahl der  in  ihr  aufzunehmenden  Personen  fest   Soweit  diese 


.  1)  Vgl.  r.  Beitxenstein  III  S.  219.  Bei  der  den  Departements 
obliegenden  Waisenpflege  ist  die  Heranziehung  der  Gkxndnden  unt^ 
bUebeo.   Vgl.  hierüber  a.  a.  O.  8.  224  und  oben  S  176. 

•)  Vgl.  a.  a.  0.  S.  220.  Iö77  stellte  sich,  abgesehen  von  Ersatz- 
leistungen der  Familien  and  BeiMgon  der  Hospitäler,  der  Genunmtaaf- 
waiid  für  die  Irrcnpilege  seitens  der  Gemflindea  aof  4.170,  der  Departe- 
meota  auf  '.♦.07.')  Mill.  Franken. 

•)  Vgl.  Aachrott  S.  108  ff.  und  i5.  370  ff.  Es  sind  die  Metropolitan 
Poor  Act  von  1867  und  die  M.  P.  Amendment  Act  Ton  1870.  —  im 
ganzen  sind  80  Armenvorbiinde,  von  dcnon  13  aus  einzelnen,  17  aus 
mehreren  Kirclisuielen  bestehen,  vereinigt  Die  w^entlicbsten  Zwecke 
des  Gesainmtverbandes  sind  Fürsorge  vür  Geisteskranke,  Fieber-  und 
Pockenkranke,  Aitnenkinder,  Obdachlose,  armenärztliche  Hülfe.  —  Der 
g»»?!immte  Armenaufwand  Londons  betrug  1882:  2.2  Mill.  davon 
wurden  0.884  Mill.  ~  40.7  ^  o  aus  dem  Comm.  P.  Fund  bestritten. 

*)  A.  a.  0.  S.  112. 


Digitized  by  Google 


9 


456  VL  4. 

Zahl  überschritten  wird,  uiitcrbli  ibt  für  die  überschüssige  Zalii 
eine  Zurückzahlung  aus  dem  gememaamen  Fonds. 

3)  Wenn  die  lokalen  Annenbehörden  in  der  jedesmal 
laufenden  halbjährlichen  Rechnungspcriode  irgend  eine  wich- 
tige  Anordnung  der  Zentralbehörde  zu  erfüllen  untorla?^sen 
haben,  so  hat  letztere  das  Recht,  die  Auszahlung  der  dem 
betreffenden  Besirke  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  zustehenden 
Beträge  zu  susncndiren  und,  falls  der  Anordnung  auch  während 
des  folgenden  Halbja]H*<'s  nicht  Folge  geleistet  wird,  die  Zah- 
lung gänzlich  zu  verbieten 

In  B  elgien  ist  die  Beteiligung  grösserer  Verbände  am  iim- 
fassendstiMi  und,  was  fiir  die  deutschen  Verhilltnisse  am  beach- 
tenswertesten, im  engen  Anschluss  an  die  Bestimmungen  üb<*r 
den  UnterstUtzungswohnsitz  ganz  aUgemein  durch  die  Armen- 
gesetz^ebung  ausgesprochen').  Der  UnterstQtKungswohnsitK 
wird  in  einer  Gemeinde  auch  dort,  sofern  er  nicht  schon 
durch  Geburt  entstanden  ist,  durch  fünfjährigen  an- 
unterbrochenen Aufenthalt  nach  erlangter  Gross  jährig- 
keit  erworben;  und  nur  in  diesem  Falle,  also  nicht  lilos  in 
Folge  einer  gleich  lange  dauernden  Abwesenheit,  geht  er 
wieder  verloren.  Ausliinrb  r  stehen  den  Inländern  in  dieser 
Beziehung  gleich.  Findlinge  von  unbi  lvfinnten  Eltern  ,  \  er- 
lassene Kinder,  Waisen,  Gei.strskrauke  und  Taubstumme,, 
deren  UnterHtützungsvvohnäitz  nieht  zu  ermitteln  ist,  haben 
iltren  UnterstUtzungswohnsitz  in  der  Gemeinde,  auf  deren 
Gebiet  sie  gefunden  wurden. 

Bezüglich  der  vorlAufigen  Unterstützung  und  ihrer  Er- 
stattung bestehen  gans  ähnliche  Bestimmungen,  wie  in  der 
Reichsgesetzgebung.  Auch  ist  die  vorläufig  unterstützende 
Gemeinde  die  Ausweisung,  die  erstattungspflichtige  die  Ueber> 
fühning  der  Unterstützten  in  ihre  eigne  Fürsorge  zu  fordern 
berechtigt.  Aber  es  besteht  insofern  ein  ausserordentlieb  er- 
heblicher Unterschied  zwischen  der  Keie-hsgesetzgebung  und 
dem  belgischen  Gesetze,  indem  letzteres  ganz  allgemein  vor- 
selireibt:  „Der  vorläufig  unterstützte  Anne  wird  in  die 
Gemeinde  seines  Unterstützungswohnsitzes  übergeführt,  wenn 
diese  darauf  anträgt."  (Art.  33.)  Die  UeberfÜhrung  muss  nur 

*)  Man  muss  hierbei  im  Auge  behalten,  dass  der  Zeutralbehürde 
sehr  wtitgehende  Befugnisse  zur  Anordnung  und  Kontrole  geeigneter 
Mapsrcgdn  eingeräumt  sind,  und  (las8  die  Unterbrinpnng  der  Armen  Ith 
einem  workbouse  als  die  regelmässige  Art  der  Armenrursorge  gelten  soll. 
—  Der  Haiz  von  5  Pence  beruht  auf  genauen  Berechnungen  der  Aul- 
wendungen in  den  vcrsclüedenen  Bezirken,  die  swiachen  4 — 6  sh.  für  die 
Wr»(  lie  schwanken.  Bei  einer  Erstattung  von  5  Pencc  hat  aho  jeder 
iie/irk  einen,  der  mehr  oder  minder  sparäam  geführten  Verwaltung  ent- 
sprechendeD  Teil  des  Aufwandes  selbst  m  tnren.    Vgl.  n.  a.  O.  S.  113. 

Gesetz  vom  14.  März  1876  über  den  (Jnterstützungswohnsitz,  ab- 
ged nickt  bei  Jelly  S.  34 ff.,  der  auf  die  Bedeutungen  desselben  hinweiat 
und  die  Nachahmung  empfiehlt. 
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verschoben  werden ,  wenn  der  Zustand  des  Bedürftigen  es- 
erfordert  Im  Übrigen  i  st  ein  Unterschied  bezüglich 
(lauernder  und  vorübergehender  Bedürftigkeit 
nicht  gemacht 

Um  nun  bezüglich  derjenigen  Personen,  die  zwar  einer 
Gemeinde  durch  Unterstutzungswohnsitz  formell  angduh  ig  er- 
achtet  werden,  thatsttchlich  aber  nur  durch  den  Zufall  der 
Oeburt  oder  der  Auffindung  mit  ihr  verknüpft,  oder  durch 
lange  Ab^voscnbcit  ihr  ontfromdct  sind,  —  eine  goreohtere- 
VertPÜung  der  Armenlast  eintictcn  zu  lassr  n,  wird  <\n\  Ge- 
meinden der  ftir  solche  Personen  erwaciisendc  Armenaulwand 
nach  gewissen  Massgaben  zum  Teil  vom  Staate,  zum  Teil  von 
der  Provinz,  in  gewissen  Fällen  aber  aus  einer  gemeinschaft- 
lichen Kasse  erhtiittet.  Die  gemeinschaftliche  Kasse  wird  in 
jeder  Provinz  aus  Beiträgen  sämmtlicher  Gemeinden  gebildet. 

Es  gelten  hieHÜr  im  einzelnen  folgende  Bestimmungen: 

a.  bezüglich  der  Abwesenden:  Wenn  der  Bedürftige 
abgesehen  von  vorübergehender  Anwesenheit,  langer  als  fünf 
Jahre  ununterbrochen  freiwillig  von  der  Gemeinde  seine» 
Unterstlitzungs Wohnsitzes  abwesend  gewesen  ist,  fallen  drei 
Viertel  der  Kosten  seiner  Unterstützung  der  gemein* 
schaftlichen  Kasse  zur  Last  Diese  Batragsleistung  hört 
auf,  wenn  sieh  der  Bedürftige  wieder  fünf  Jahre  lang  unter 
Erfüllung  der  Bedingungen,  an  welche  der  Erwerb  des  Unter- 
stütz m^^^swohnsitzes  geknüpft  ist,  in  der  Gemeinde  aufgehalten 
hat  (Art.  6). 

h.  bezüglich  der  Findlinge  u.  s.  w. :  Von  den  Kosten 
ihrer  Untersttitzung  w^erden  drei  Vierteile  vom  Staat 
und  von  der  Provinz,  welcher  die  Gemeinde  angehört,  zu 
gleichen  Teilen  getragen. 

Wenn  der  Unterstützungswolinsitz  ermittelt  wird,  kann 
von  ihm  Krsatz  für  die  letzten  fünf  Jahre  vor  der  Anzeige 
(welche  innerhalb  der  in  Art.  26  und  27  bezeichneten  Frist 
zu  machen  ist)  gefordert  werden.    Die  gegen  die  Gemeinde 


Staat  nicht  geltend  gemacht  weiden  (Art.  3). 

C  bezüglich  der  Gebrechlichen:  Die  Kosten  ftir  die 
Unterstützung  der  Geisteskranken,  der  Blinden  und  der  Taub- 
stummen sind,  abgesehen  von  den  in  Art.  3  erwähnten  Fällen,, 
zu  drei  Vierteilen  von  der  gemeinschaftlichen 
Kasse  zu  übernehmen. 

Dies(i  Beitragsleistung  wird  aber  nicht  mit  der  in  Art.  & 

vorgeschriebenen  verbunden  (Art.  25). 

d.  bezüglich  der  Ausland  er:  So  lange  sie  keinen 
Unterstützungswohnsitz  erworben  haben ,  fallen  die  Kosten 
ihrer  Unterstützung  dem  Staate  zur  Last  (iVrt.  4j. 


eingetretene  Verjährung  kann 


die  Provinz  und  den 
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§  108. 

Wie  man  steht,  steht  das  belgische  Gesetz,  trotz  seines 
Kamens,  der  Heimatgesetzgebung  sehr  viel  näher,  als  der 
JBeichsgeset^ebung.  Es  deckt  sich  mit  der  ersteren  in  Bezug  auf 
4ie  Uebernamne  der  Kosten  für  Auslttnder  und  Personen,  die 
einem  Unterstützungswohnsitie  zugewiesen  worden  sind.  Dar- 
über hinaus  aber  macht  es  einen  enerj^^ischen  Schritt  dem  Land- 
amienwesen  entgegen  und  nimmt  den  Gemeinden  die  Lust 
für  eiitfVem'l<'t<*  GenosscTi  und  lür  l'f  rennen,  deren  Behandlung 
eine  Ijr.soniiers  ko8t8])ieli^^<'  ist,  zum  grössten  Teile  ab.  Man 
-wird  diesen  Weg  nicht  anders  «U'un  als  einen  glücklichen  be- 
zeichnen können;  er  kommt  den  Wünschen  aller  Teile  ent- 
gegen, wie  sie  in  den  vorstehenden  Abschnitten  dargelegt 
aind.  Inabesondere  aind  ea  auch,  wie  schon  an  anderer  SteUe 
erwähnt,  die  Vertreter  des  Heimatprinzipes,  welche  für  den 
Fall  der  Wiedereinführung  desselben  eine  ähnliche  Beteiligung 
■der  grösseren  Verbände  für  Personen  in  Vorschlag  bringen^  die 
lange  von  der  Heimat  abwesend  gewesen  sind  und  ihr  dennoch« 
solange  sie  noch  keine  neue  Heimat  erworben  haben,  zur 
Last  fallen*).  Auf  der  niulern  Seite  ist  der  Gedanke  auch 
denjenigen  sympathisch,  welche  hauptsächlich  in  der  Teil- 
nahme grösserer  V(  r])juide  an  der  Armenpflege  das  Besser uii^s- 
mittel  erblicken  und  bei  genügender  Entlastung  der  Urt«ianuen- 
voibiinde  nichts  gegen  die  Wiedereinführung  des  Heimat- 
prinzips einzuwenden  haben.  Insbesondere  darf  noch  betont 
werden,  dass  auf  diese  Weise  ein  Mittelweg  gefunden  werden 
könnte,  das  bairische  und  das  Reichsrecht  za  Terelnigen. 

Auf  die  Höhe  der  Quote  würde  nicht  gar  ssu  viel  ankom- 
men ;  es  brauchten  nicht  durchaus  zu  sein,  es  könnten  eben- 
sogut  *  5  oder  */8U.  s.  w.  sein.  Nur  würde  man  hierbei  erwU^^en 
müssen,  ob  es  sich  empfiehlt,  dem  belgischen  Gesetze  gleich, 
von  vornherein  für  alle  Fülle  eine  bestimmte  Quote  festzu- 
setzen, oder  ob  es  nieht  zweckmässiger  sein  machte,  zu  be- 
stimmen, dass  zwar  nicht  mehr  als  ein  bestimmter  (^uotenieil 
von  den  Gemeinden  beigesteuert  werden,  im  übrigen  aber  die 
Bemessung  des  Beitrags,  Uhnlich  wie  in  Frankreich,  der  reg- 
lementarischen Festsatzung  des  grösseren  Verbandes  über- 
lassen bleiben  soll.  Es  wflrden  dann  besser  die  Unterschiede 
■sswischen  Stadt  und  Land  gewahrt,  die  örtlichen  und  steuer- 
lichen Verhältniase  des  einzelnen  Verbandes  besser  berück- 
sichtigt werden  können.  Namentlich  aber  würde  man  den 
verschiedenen  Kategorien  der  PflegefäUe  sehr  viel  mehr  ge- 
recht werden  können.  Es  brsteht  eine  erhebliche  Verschieden- 
heit zwischen  gänzlich  verwaisten,  zwischen  nur  vaterlosen 
oder  nur  mutterlosen  Kiudern;  ebenso  ist  zu  unterscheiden 


>)  Vgl.  ohen  &  873. 
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zwischen  jugendlichen  Taubstummen  und  Bfinden,  welchen 

Unterricht  und  Erziehung  zu  Teil  werden  muss,  und  den 
übrigen  Taubstummen  und  Blinden;  es  wurde  oben  nach- 
gewiesen, das8  für  bedürftige  erwaclisene  Taubstumme  keine 
.•(n'lere  Armenftmorp^e  cinziitrt'ten  hat,  als  fUr  andere  be- 
dürttige  Persuncii,  wiihrond  tur  Blinde  untor  allen  Um- 
ständen fremd«*  Tlülfc  erforderlieh  ist.  Auf  der  andern  Seit»* 
kann  man  die  i^UDii.sirung  da  ganz  fortlasüeu,  wo  die  obli- 
gatorische ücburiiahme  der  Fürsorge  die  Befürchtung  ver- 
schwenderischer Behandlung  nicht  wachruft  oder  wo  bie,  wie 
eben  bei  den  jugendlichen  Taubstummen  und  Blinden,  als 
eine  andere  Erscheinungsform  der  Unterrichtspfl^e  auftritt 
Wiederum  cmptiehlt  sich  w^en  des  eigentümlichen  Charakters 
der  Krankenpflege  durchaus  eine  Abstufung  in  ."Ihnlicher 
.Weise,  wie  sie  die  Anstalt  zu  Prankenthal  durchgeführt  hat. 
Kurz:  man  wird  den  individuellen  Verhältnissen  sehr  viel  ge- 
rechter werden,  w^  iin  man  von  einer  im  voraus  ganz  allgemein 
festgestellten  Quotisirung  absieht. 

Im  übrigen  erseheint  das  Prinzip  dieser  u  o  t  i  - 
sirung  so  sehr  dem  Stande  der  sachverständigen  Meinungen 
entiipreehend,  dass  es  als  eins  der  w esen  tl  i c h »  te  ii 
Mittel  gelten  darf,  die  Armenlast  gerechter  zu  ver- 
teilen, gleichgültig  ob  die  Wiedereinrahrung  des  Heimat- 

Erinzins  damit  verbunden  wird  oder  nicht.  Dieser  Punkt 
edarf  noch  einer  kurzen  Betrachtung. 

Das  belgische  Gesetz  lAsst  der  Bestimmung  des  ange- 
geftihrten  Art.  33  gemäss  die  Ausweisung  des  Bedürftigen 
ohne  Rücksicht  auf  den  Charakter  der  Bedürftigkeit  zu;  es 
kommt  also  in  Wahrheit  auf  denjenigen  Zustand  hinaus,  den 
die  Vertreter  des  Heimatpn'nzips  im  Auge  haben  und  der, 
wie  oben  nachgewicäcu,  aclileehterdings  im  Widersprueh  steht 
selbst  mit  den  miissigsten  Anspriiehen  in  Bezug  auf  die  Frei- 
zügigkeit. Wiu'de  in  der  Tiiat  den  Gemeinden  die  Aus- 
weisung neu  angezogener  Personen  vor  vollendetem  Erwerbe 
des  Untersttltztugswohnsitzes  schon  bei  Verabfolgung  einer 
kleinen  vorttbergehenden  Unterstlltzung  zugestanden ^  so 
biesse  dies  wieder  den  unleidlichen  Krieg  zwischen  den  Ge- 
meinden heraufbeschwören,  unter  dem  schliesslich  die  Ge- 
meinden so  gut  wie  die  Bedürftigen  selbst  leiden.  Die  sitt- 
lichen Wirkungen  der  Heimat  würden  auch  mit  diesem 
System  nieht  errr^ieht  werden  können.  Heimat  oder  Uuter- 
stützungswohnsitz  blieben  aueh  hierbei  das,  was  sie  seit 
langen  Jahren  in  Baiern  wie  im  Reiche  sind:  ein  finan- 
zielles Prinzij). 

Erkennt  uian  die  Richtigkeit  dieser  Schlussfolgerung  an, 
80  wird  man  zu  der  Er^ä^ung  geführt,  ob  man  nicht  ^eich 
mit  einem  Sprunge  Uber  emen  Teil  dieses  kleinlichen  Hin- 
und  Herrechnens  Ton  ein  paar  Pfennigen  zwischen  den  Orts- 
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annenverbänden  hinwegkomiuen  und  das  hier  besprochene 
System  benulzen  konnte,  um  vorübergehenden  Unter* 
sttltzungen  ganz  und  gar  aus  der  Beihe  der  erstattungspflich- 
tigen Aufwendungen  zu  streichen,  und  die  vorläufig  unter- 
stützenden Ortsarmenverb.*ind<*  durch  quotisirto  Reihtllfe  für 
etwa  ])i«'raus  entspringende  UnbiUigkeiten  schadlos  zu  halten, 
im  übrigen  aber  den  ganzen  Apparat  iimstündlirlior  Ermitte- 
lungen auf  die  Fälle  d  a  u  r  n  et  w  B  d  ü  r  f  t  i  k  t*  i  t  zu  be- 
schränken. Dass  diese  Erwä^un^  nicht  das  Ergebnis.s  einer 
willkürlichen  Betrachtungsweise  bildet,  beweist  die  Thatsache, 
dass  derselben  von  einer  grossen  Zahl  von  Fachmännern 
(u.  a.  V.  Reitsenstein,  Adickes,  Joll^)  gerade  in  An- 
lehnung an  das  System  der  quotisirten  Beteiligung  Folge  ge- 
geben ist  Hierauf  wird  im  Zusammenhange  mit  einigen 
anderen  Vorschlagen  im  folgenden  Abschnitte  nJlher  ein- 
zugehen sein^). 


I)  Vgl  unten  §  181  ft. 
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11.  Kapitel. 

Aenderung  einzelner  Gesetzesbeetimmungen. 

§  169. 

Neben  den  im  |Vora(ehenden  dargelegten  Vorschlägeo, 
•die  auf  systematische  Reformen  in  p^nsserem  Umfange  abzielen^ 
bcwcp^en  sich  eine  An-zahl  vnn  ße88erungsvorschL'ip:cn ,  dit; 
loflitriK'J?  einzelne  1' unkte  des  geltenden  Systems 
betretfen,  im  übrigen  dieses  selbst  unberührt  lassen  wollen. 
Dies  gilt  namentlich  von  FristverUnderungen ,  Ausdehnung 
oder  Beschränivuii^  des  §  29,  Verschärtung  der  Zwangsmass- 
regeln  gegen  arbeiUöcheue  Arme  u.  a.  m.  Doch  ist  die  Zahl 
-derjenigen,  die  von  einzelnen  Aenderungen  Besserung  er- 
warten, eine  verhaltnisamftasig  geringe;  meist  geht  mit  der- 
artigen Wünschen  der  Wunsch  systematischen  Aushaus  oder 
sjBtematischer  Umgestaltung  der  Keichsgesetzgebung  Hand  in 
Hand,  so  dass  die  Verwirklichung  jener  auch  die  Venvirk- 
lichung  dieser  zur  Voraussetzung  hat  und  umgekehrt.  Die 
iiauptsächlichsten  Vorschläge  sind  die  folgenden: 

■ 

1.  AenderoDfir  der  Fristen  für  Erweru  nad  Verlast  des 

tÜDterstlltciiiigswohnsitMS. 

§  170. 

Schon  als  das  Gesetz  Uber  den  ünterstlitzungswohnsitz 

beraten  wurde,  machten  sich  in  Ansehung  der  Fristen  für 
Erwerl)  und  Verlust  d«>s  U.-W.  die  verschiedensten  An^^  hten 
geltend.  Der  Kntwurt'des  Bundesrates  liatte  die  l^'rij^t 
tur  Erwerb  und  W  rhist  gleichmflssig  auf  fünf  Jahre  imunter- 
bruchenen  Aufenthalt»  und  desgleichen  Abwesenheit  be- 
messen, und  wollte  den  Lauf  dieser  Fristen  mit  vullendctcni 
24.  Lebensjahre  beginnen  lassen. 
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In  der  Reichstagskommission  wurden  mehrere  An- 
trttge  gestellt,  die  Altersgrenze  auf  das  21.  Lebensjahr  herab- 
zusetzen •  und  die  Fristen  auf  1,  2,  5  Jalire  zu  bemessen. 
Die  Konimission  entschied  sich  fllr  das  24.  Lebensjahr  und 

die  Frist  von  3  Jahren  mit  folgender  Motivirung:  das  Alter 
von  24  Jalir«Mi  fiitsprecho  dem  früheren  proussischen  Oross- 
jährigkeitstenin II,  iniisso  aber  ans  inneren  Gründen  auch  jetzt 
noch  fUr  mass-i  IxmkI  erachtet  werden,  weil  cr^t  mit  diesem 
Lebensalter  diu  wirtfithaftliche  Selhstiindigkeit  eiiugeriua!?s»»n 
sichergestellt  sei.  Bei  der  Wahl  zwischen  den  verschiedenen 
Fristen  des  proussischen  Rechtes  und  denen  der  anderen 
Bundesstaaten  habe  es  zweckmässig  geschienen,  von  Koi^ 
mirung  besonderer  FVisten  für  gewisse  Personenklassen  (Dienst- 
boten  u.  s.  w.)  und  ebenso  von  einer  Qualifikation  des  Aufent- 
halts durch  Abgabenzahlung  während  dieser  Fristen  abzusehen, 
weil  diese  in  (hm  einzelnen  Gebieten  höchst  verschieden  sei, 
auf  dem  Lande  oft,  in  den  Gutsbezirken  immer  felile;  bei 
Ft"^t]);dtnnii:  einer  (^»ualiHkation  sei  eine  einheitlieiie  Regelung 
uninoglich.  Für  iWc  Dauer  der  Fristen  könnten  nur  Oppor- 
tun ität«^^rün  de  enlselieidend  sein;  sie  dürften  nicht  zu  lan^ 
sein,  um  nicht  die  Landarmen  zu  vermehren,  nicht  zu  kurz, 
um  nicht  zu  schnell  die  Ortsarmenverbände  zu  belasten;  als 
richtiges  Mittel  erschiene  eine  Dauer  von  3  Jahren. 

£n  Reichstage  wurden  die  in  der  Kommission  gesteUten 
Anträge  zum  Teil  wiederholt  Fttr  lange  Fristen  (die  Abgeord- 
neten  Schleiden,  Ackermann,  Wedemeyer)  wurde  das 
Interesse  der  Gemeinde  geltend  gemacht,  die  ein  Individuum 
kennbn  lernen  und  die  Abwehrungsmöglichkeit  behalten  müsse, 
wenn  ihr  dio  Arm^nlast  nnfc^ebürdet  werde;  auch  werde  die  Ver- 
mehrunj^  (b'r  Vagabondage  erschwert;  endlich  sei  der  1''*^^'T- 
gang  zu  den  bisherigen  ausscrpreussischeu  Fristen  ein  leichtert  r. 
Zu  Gunsten  kurzer  Fristen  (v.  Saltzwedell,  Hirsch, 
Frieden  thal)  wurde  namentlich  angefilhrt,  dass  der  Orts- 
armenverband möglichst  bald  für  den  Bedürftigen  interessirt 
werden  müsse  und  es  im  Interesse  guter  Armenpflege  Hege» 
dass  möglichst  wenige  Personen  landarm  wttrden.  Bezüglich 
der  Altersgrenze  behauptete  ein  Teil  (Hirsch,  Stephani, 
Ackermann),  dass  der  Zeitpunkt  der  wirtschaftlichen 
Selbständigkeit,  namentlich,  fUr  die  weibliche  Bevölkerung, 
schon  mit  dem  2L  Lebensjahr  erreicht  sei,  während  ein  anderer 
(Fried (Ml  thal,  v.  Puttkamer  :ds  Bevnlhn.lchtigter  des 
Bundesrats)  das  24.  Lebensjahr  liierttir  nia.«<sgeb<'nd  erachtet**. 
Zur  Annaiimc  gehmgten  schliesslich  d  ;i  s  2  4.  L  e  b  «■  n  s  j  a  h  r 
und  2  Jahre  für  Erwerb  und  Verlust  des  Ünter» 
Stützungswohnsitzes. 

In  weiteren  Kreisen  ist  die  erneute  Erörterung  dieser 
Fragen  zunächst  durch  einen  Entwurf  des  Bundesrats 
von  1877  wieder  angeregt  worden,  der  die  Herabsetzung 


Digitized  by  Google 


VI.  4 


der  xVltersgrenze  auf  das  21.  Lebensjahr  und  der  Frist  für 
£rwerb  und  Verlust  auf  1  Jabr  beabsichtigte;  doch  wurde 
demselben  keine  gesetzliche  Folge  gegeben.  Die  nächste  Ge- 
legenheit 2ur  (öffentlichen  Meinungsäusserung  boten  sodann  die 
AntrUgc  Varnbttler  und  Genossen  im  Reichstage  1881,  so- 
wie die  Verhandlungen  des  Armenpflegerkongresses  von  1881 
und  1882.  Ausserdem  haben  aber  auch  sehr  viele  einzelne 
Verwaltungen,  sowie  Stlidtetap:o,  Delegirtenkonferenzen  und 
ähnliche  Vereini}4:uiiL'^«'n  \'er;inlassung  genommen ,  sich  über 
diese  Fragen  auszusprechen  ' ). 

Es  ist  nicht  wohl  möglicli,  aber  auch  ohne  wesentliches 
Literesse,  alle  Aenderungsvor^chliige  einzeln  autzuzalilun  und 
durchzugehen.  Denn  keiner  derselben  hat  zu  den  Bestim- 
mungen der  verschiedenen  bundesstaatlichen  Gesetzgebungen 
und  den  bei  Beratung  des  Reichsgesetzes  gewünschten  Fest- 
setzungen etwas  wesentlich  Neues  hinzuzufügen  vermocht,  Weil 
in  der  That  jede  denkbare  Kombination  schon  vordem  irgend- 
wie versucht  worden  war.  Die  Bedeutung,  welche  den  Frist- 
setzungen als  Bestandteil  d(T  Annengesetzgebung  überhaupt 
zukommt,  habe  ich  an  anderer  Steile  darzulegen  versucnt 
(oben  82). 

Nach  gewissen  OesicJit.^jKUikten  lassen  sich  diese  Aeusse- 
rungen  und  Vorschläge  nun  in  vier  Gruppen  sondern, 
deren  jeile  einem  bestimmten  Standjjunkt  entspricht. 

Diejenigen  erstens,  welche  die  kurzen  Fristen  für  einen 
Hauptbelastungsgrund  der  dem  Zuzug  am  stärksten  ausge- 
setzten Gemeinden  erachten,  emfehlen  lange  Erwerbs- 
fristen*). 

Zweitens  wünschen  diejenigen,  welche  von  der  langw 
Dauer  der  Erwerbsfristen  die  stärkere  Belastung  der  Abzugs- 
iremeinden  fiireliten,  die  II  e  rabsetzung  der  Alter sgrenze 

U  n  d  d  e  r  E  r    c  r  b  s  fr  i  s  t 

Diejenigen  tl  ritt »» n s,  welche  prinzipiell  dem  Ileimatsystem 
zugeneigt  sind,   wiuischeu,  sofern  dieses  nicht  zu  erlangen,. 

1)  Vel.  oben  8.  18  ff.  und  die  fol^nden  Anmerlraiigen.  —  Unter 

dem  2?^.  Febr.  1879  hatte  der  preuss.  Mimsfer  des  Iiinoru  ein  Zirkular  an 
die  Annenverwaltungen  erlassen,  in  dem  unter  anl-noni  auch  um 
Aeossening  über  die  Fristen  und  die  Alter^enze  erbucht  wird. 

*)  Namentlich  St&dte  nnd  stftdtisohe  Interessen vertretnn- 

fcii:  so  die  Deleg-irtcnkonferenz  der  grösaeren  Städte  Badens  vom  23.  Juli 
877;  die  vereinigten  hessiBchen  Staate  vom  26.  .lanuar  1878  u.  a.  m. 
Vgl.  die  Mitteilungen  Uber  diese  und  viele  ähnliche  Aeasserungen  in  der 
V.  Gem.-Z.  187s  s.  36,  1877  S.  119;  ausserdem  1877  S.  71.  77.  97.  III,  118. 
Ul\  mn  S  47  206;  1882  S.  167;  1883  S.  135.  283;  1885  8.  125  o.  B.  w. 

Nauieutiicb  ländliche  Interessenvertretungen,  so  die 
Petition  des  Vontandes  des  ostpreuseischen  UindwirtaehafrUehen  Zentral* 
Vereins  zu  Königsberg  und  die  Petition  von  Mitgliedern  der  Gemeinde 
Su!|  keim,  fiber  welche  der  Bericht  der  Keichstagskommi«t?ion  für  Petitionen 
Vom  4.  Mai  1880  zu  vergleichen;  Heschluss  des  preussischeu  Landi^s- 
okonomiekoUei^oinB  in  der  Sitztuiffvom  22.— 25.  Ostober  1877;  Antrag 
dea Abgeordneten  Graf  Stolbeig imReicfaslage  1881, Dmclie. Nr.  137 u. a. m. 
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Pristbestimmungen,  welche  eine  demselben  älmliche  Wirkung 
üben,  namentlich  längere  Fristen  für  '1  <m  Verlust 
aIs  für  den  Krworb  des  Untorstützungswohn- 
öitzes,  so  (Inss  Jemand,  der  bereits  lHni!:«'re  Zeit  von  d«T  (lO- 
nieinde  des  irüheren  ünterstützungswuhiKsitzts  abwe^t^nd  ist, 
nicht  mangels  des  Neuerwerbes  sofort  Landanner  wird,  sondern 
noch  einige  Zeit  den  alten  Unterstützungswolmsitz  behalt*). 

Diejenigen  viertens,  welche  die  Einführung  des  Ueünat- 
prinzips  wUnschen,  halten  überwiegend  die  b airische  Frist 
von  fünf  Jahren  zum  Erwerbe  der  Heimat  für  an- 
gemessen;  einige  wollen  auch  die  Qualifikation  durch 
Abgabenzahlung  hinzutreten  lassen'). 

§  171. 

Als  leitender  Gesichtspunkt  für  Feststellung  von  Frist- 
bestimmungen wird  immer  die  den  Erscheinungen  des  wirk- 
lichen Le})ens  entsprechende  Wa  h  rs  c  h  e  t  n  Ii  c  }i  k  ei  t  gelten 
müssen.  Hierfür  ergab  sich  nun  bei  Betrachtung  des  wnrtschaft- 
Jichen  Aequivalents^),  dass  in  den  mittleren  Altersklassen,  so 
viel  sich  erweisen  Ittsst,  die  Hülfsbedürftigkeit  regelmässig 
nach  mehr  als  fiinfjfthrigem,  meist  erst  nacli  zehn-  und  zwanzig- 
jährigem Aufentlialt  «intritt,  im  jüngeren  und  im  höheren 
Lebensalter  dagegen  Unteratützung  oft  schon  nach  kurzem 
Aufenthalt  nötig  wird.  Diese  Watoiehmungen  weisen  darauf 
hin,  dass  die  Unzweckmttssigkeit  der  reichsgesetzlichen  Frist* 
bestimmungen  zum  Teil  darin  liegt  ^  dass  sie  ganz  allgemein 
Air  alle  Fälle  gelten  sollen,  während  sie  dem  wirklichen  Leben 
nicht  in  Bezug  auf  alle  Fälle  entsprechen ,  und  dass  jede 
anderweite,  ebenfalls  zu  allgemeiner  Geltung  bestimmte  l^est- 
,setzung  ebenso  ujizweckmitssig  sein  würde.  Man  wird  also, 
wenn  man  nicht  wieder  friielitlose  Beniiihungeu 
anstellen  will^  die  einzeinen  Fälle  scheiden 
müssen. 

Zunächst  wird  man  also  die  mittleren  und  sesshaften 
Altersklassen  ganz  ausser  Betracht  lassen  können,  für  deren 
Wohnsitzverhältnisse  die  fünfjährige  Frist  dieselbe  Bedeutung 
haben  würde,  wie  die  zweijährige.  Dagegen  sind  die  jungen 
und  die  alten,  sowie  diejenigen  Personen  in  Betracht  zu  ziehen, 
welche  regelmässig  weniger  als  zwei  Jahre  an  einem  Orte  zu 

*)  Antrag  Ger  wie:  Erwerb  8  Jahre,  Verlust  ^  T. :  Antrag  Str'^it: 
Verlustfrist  immer  6  Jahre:  im  Reichstage  16^1,  Drucks.  Nr.  166.  171; 
V.  d.  Goltz,  Droeks.  d.  D.  V.  1885  Nr.  8.  —  Auch  sehon  bei  Beratung 
des  Geeetzes  im  Reichstage  hatte  Miquel  auf  dit  wahrscheinliche  Ver- 
tnehrunp:  dr>r  r.andarmeu  durch  QleichateUang  der  Lrwerba-  und  Yeriivt* 
firisten  hinge  wieiien. 

*)  V.  Varnbttler  und  Gmven  im  Reichstage  1881,  Dradct. 
Nr.  124;  Qom.-Z.  ISSO  S.  206,  1883  S.  135,  1885  S.  12d  und  an  anderen 
Stellen:  Luthardt  S.  64:  RIv^m?  S.  133;  G ermerahauaen  8.35 
12 — ijähngc  Fiist  mit  AbKiibeiizahiiiug/  u.  a.  m. 

3)  Vgl.  oben  S.  212  #. 
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bi«'ii)cn  i)Hc;xen  und  in  Folge  der  kurzen  VerlustfrUt  aUbald 
landarm  w.Tflrii. 

Bei  Krn.igung  der  einzelnen  AenderungsvorschlUge  ist  es 
nun  von  grossem  Interesse  zu  betrachten,  von  welchen  Seiten 
dieselben  Widerspruch  und  Beifall  erfahren  haben.  Eä  waren 
nlmlich  und  sma  noch  gegenwärtig  vor  allem  die  Stildte  und 
die  Vertreter  stAdtiscker  Interessen,  welche  den  Fristherab- 
Setzungen  energisch  widersprechen,  und  es  waren  nnd  sind 
vor  alI«MTi  die  Vertreter  ländlicher  Interessen,  denen  keine 
Frist  kurz,  keine  Altersgrenze  niedrig  genug  erscheint 

Und  in  der  That  wird  man  nicht  fehl  gehen,  wenn  man  an- 
nimmt, flasH  jede  H<'rabsetzung  der  Frist-  und  Alr<^rs^ronze  vor- 
nehmlich zu  Lasten  (hsr  Städte  sein,  jede  VcrlJlngerung  der  Er- 
werb««- und  Verlustlrist'^n  namentlich  die  ländlichen  Gemeinden 
tr>?ti'en  würde,  weil  zu  den  einen  starker  Zuzug,  von  den 
andern  starker  Abzug  stittfindet.  Namentlich  würden  hier  die 
jugendliehen  Altersklassen  schwer  ins  Gewicht  lallen,  wenn  die- 
selben anstatt,  wie  gegenwärtig,  mit  26  Jahren  den  selbstän- 
digen Erwerb  desUntersttttzungswohnsttzes  zn  vollenden,  bereits 
mit  22  Jahren  dies  zn  thnn  im  Stande  wären,  ünn^ekehrt 
wttrden  ebendieselben  gänzlich  flir  die  Armenlast  der  Zuzugs- 
gemeinde in  Fortfall  kommen,  wenn  di(i  Frist  auf  5  Jahre 
erhöht  würde,  weil  sie  dann  erst  mit  vollendetem  29.  Lebens- 
Jahre  einen  selbständigen  UnterstUtzungswohnsitz  erworben 
haben  könnton. 

Ob  man  sich  nun  in  der  einen  oder  anderen  Riehtun^:  ent- 
schf-idtMi  soll,  wird  im  wesentlichen  von  der  Meinun;^:  al))i;ini::en, 
die  man  iiher  dies  sjunzo  Snchverhältüi^s  hat,  davon  also,  ob  man 
glaubt,  dass  durch  die  längeren  Fristen  eine  engere  Beziehung  zu 
der  Abzugögcnu'inde  geschaffen  werden  und  das  Bewusstsein,  erst 
nach  fünf  Jahren  oder  schon  nach  einem  Jahre,  nach  vollendetem 
24.  oder  21.  Lebensjahre  den  Unterstatzungswohnsitz  zu  er- 
werben, die  Arbeitsuchenden  vom  Wandern  zurückhalten  kann, 
ob  man  endlich  glaubt,  in  der  durch  die  anderweite  Fristsfjtzung 
geschaffenen  Verteiluni:  d  r  Armenlast  der  Gerechtigkeit  mehr 
6<'niige  zu  thun  als  bisher.  Dies  alles  ist  mehrfach  er- 
örtert worden.  Der  hier  vertretenen  Meinung  entspricht  es 
frr«ilirh.  von  dnn  Fri?;t;lndcrun.iren  koine  w?rt'^ehaftlich<»  ofler 
sillliche  Hessei-un.i;  zu  erwarten,  untl  im  Sinu'^  d'"s  tinanziellen 
Prinzips  hauptsächlich  Leistungsfähigk«'it  d*'r  Armenvcrbiuid«» 
iin'l  di«'  ihnen  o])liegcu<len  Aufgaben  als  entscheidendes  Moment 
ins  Auge  zu  lassen.  Üies  bedeutet  so  viel,  als  die  Verlängerung 
der  Frist  für  ein  Mittel  erachten,  die  L  ist  noch  ungerechter 
m  machen,  als  sie  ohnehin  ist,  die  kleinen  leistungsunÜthigen 
Verbände  mit  Aufwendungen  zu  beschweren,  deren  Erstattung 

')  Vgl.  die  vorigen  Anmefktingeii. 

(«7)  VI.  4.  -  Mtaftiv^rg.  SO 
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ihnen  ganz  bcsondors  schwer  ftUt  Weil  aber  nicht  verkannt 
werden  kaun^  dass  man  auf  der  andern  Seite  nicht  wohl  den 
grösseren  Gemeinden  die  ganze  Armenlast  gerade  in  Anaehnng 
aller  zuziehenden  Personen  aufbürden  kann,  so  wird  man  zu 
der  bereits  am  Ende  des  §  168  angedeuteten  und  im  Nachstehenden 
weiter  zu  verfolgenden  Emftgung  gefilln  t,  die  Unterscheidung 
von  vorübergehender  und  dauernder  Hültsbodürftigkeit  auf  der 
einen  Seite,  die  Heranziehung  grösserer  Verbände  auf  der  andern 
Seite  nocli  in  weiterem  Umfange  ftlr  die  Verteilung  der  Armen- 
last nutzbar  zu  machen. 


2.  Aendernn^  der  VorBchrifteB  in  Bezug  auf  die  Erstat- 

tviig  von  UnterstfitKnngen. 

A.   Die  Kosten  der  Krankenpflege, 
a.   Im  allgemeinen« 

§  172. 

Unter  KrankenpHege  ist  im  Sinne  der  armenrechtlichen 
Verpflichtung  ganz  allgemein  diejenige  ITnIt'eleistntiL'"  zu  ver- 
stehen, die  crewälirt  wird,  um  ein  Individuum  in  d« n  Ziu^und 
der  Gesundheit  zurückznversetzen ;  sie  unterscheidet  .'^icli  von 
der  oben  besprochnen  B^ürsorge  für  Gebrccldiche  dadurch, 
dass  sie  nur  dem  Zwecke  der  gesundheitlichen  Fürsorge  die^t, 
währ^d  in  jenen  Fällen  es  sich  um  gleichzeitige  Untere 
Stützung  auch  in  Beziehung  auf  Unterkommen,  Ver^egun^ 
u.  s.  w.  handelt,  und  femer  dadurch,  dass  dort  ein  Zustand 
dauernder  Bedürtitigkeit,  hier  zwar  sehr  verschieden  geartete,  aber 
lediglich  vorüli  rofdiende  Gesundheitsstörungen  beseitigt  wer- 
den sollen  und  <las.s  hierzu  durchaus  nicht  immer  erhebliche 
und  kest8pielin;e  Hülfeleistungen  erforderlieh  sind.  Neben  An- 
staltsjiflege  konnn«'n  namentlich  noch  ilrztliehe  Ratsch lä^re,  Vcr- 
abt'olgnntr  von  Arzm-imitteln,  Gewährung  vr»n  stärkend «^uLiebeuS' 
mittein  (  Wein,  Milch,  Fleisch  u.  s.  w.)  in  Betracht. 

Ftir  die  Frage  einer  Entlastung  der  Ortsarnn  n verbünde 
liegt  also  das  Sachverhältniss  anders,  als  bei  der  Ptlege  der  Ge- 
brechlichen, weil  es  sich  nicht  notwendig  immer  um  Aufwendungen 
handelt,  welche  dte  Kräfte  selbst  eines  kleinen  Annenverbandea 
übersteigen.  Man  darf  also  nicht  ganz  allgemein  die  Kranken* 
pflege  zu  den  am  schwersten  belastenden ,  eine  Besserang  er- 
fordernden Angaben  der  öffentlichen  Am  i  jiflege  rechnen, 
sondern  muss  genauer  zwischen  den  einzelnen  Kategorien  unter- 
scheiden, wie  es  in  der  Literatur  auch  überwiegend  geschiehu 

Man  erinnere  sich,  dass  sich  ein  Unterselnrd  des  Alter» 
gerade  in  Bezug  auf  vorüberge  hende  Erkrankungen  gegen- 
über den  Gebrrehlichen  auf  der  einen,  den  Bedürftigen  im 
aUlgemeinen  auf  der  andern  Seite  bemerkbar  machte,  und 
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flass  bei  den  jugendlichen  Altersklassen,  welche  vorübergehend 
httlfsbedUrftig  werden,  der  Uberwiegend  grösste  Theil  es  durch 
Krankheit  wird.  Und  weil  nun  weiter  vornehmlich  Angehörige 
dieser  Alterskhxasen  es  sind,  welche  als  Tagearbeiter,  Gewerbs- 
gehUlfen,  Dienstboten  atisserhalb  ihres  Geburtsortes  Erwerb 
suchen,  so  bildet  k(in<-  Art  der  Htilfeleistunf^  in  höherem 
Masse  den  Gegenst^md  der  Erstattung  von  einem  AnnfMiver- 
band  zum  andern  als  die  Kranken pflp^r<*.  Und  weil  witderum 
der  Zuzug  von  auswärts  im  wesentlielien  nach  den  Städten 
und  Industriebezirken  statttindet,  so  üind  es  diese  vornehudich, 
welchen  erstattet  werden  muss,  —  die  kleinen,  namentlich  die 
Iflndlichen  Armenverbände,  welche  erstatten  müssen.  Gilt  nun 
hierbei  im  allgemeinen  das,  was  von  Leistungsfähigkeit  und 
Leistungsunfilhigkeit  der  Armen  verbände,  von  umständlichen 
Ermittelungen  und  Vielschreiberei  wegen  geringfligiger  Be- 
trfip:e  u.  8.  w.  zu  sagen  war,  so  hebt  sich  doch  als  derjenige 
Punkt,  der  in  beiden  Beziehungen  eine  Besoiidorheit  dieses 
Zweiges  fler  Armenpflege  bildet,  die  A  n  s  t  ;i  1 1  s  k  r  a  n  lo- n - 
pflege  h(;rau.s.  An  sie  knüpfen  sich  wesentlielic  und  ('i;i;ciurnii- 
liche  Beschwerden,  deren  Gegenstand  sowohl  die  allgemeine 
VerpHichtung  jedes  Ortsarmenverbandes  zur  vorläufigen,  sowie 
die  spezielle  Verpflichtung  des  Dienst-  und  Arbeitsurtes  zur 
endgtutigen  KrankenfUrsorge  ist,  wobei  namentlich  die  im 
ersteren  Falle  massgebende  Spezialvorschrift  des  §  80  hervor> 
gehoben  wird,  die  Erstattung  nur  nach  einem  gewissen  Tarif 
fordern  zu  dürfen.  Beide  Verpflichtungen  bilden  beabsichtigte 
Ausnahmen  von  der  im  Übrigen  durch  das  Reiehsgesetz  fest- 
gehaltenen Norm,  die  Erstattung  seitens  des  endgültig  verpflich- 
teten Armenverbandes  in  dem  Umfange  der  wirklichen  Aufwen- 
dung des  vorläufig  unterstützenden  Verl  »aiides  eintreten  zu  lassen. 
Ihnen  gelten  daher  auch  in  erster  Linie  die  im  folgenden  zu  be- 
sprechenden Reformvorschlttgc,  weicht;  in  dem  eben  angedeuteten 
Sinne  auf  gänzliche  Beseitigung  der  Erstiittun^;  in  d«'n  Fällen  der 
Knuikenliidfe  abzielen.  Doch  bedarf  es,  bevor  auf  die  Vorschläge 
näher  eingegangen  wird,  noch  einer  kurzen  Betrachtung  der  ge- 
nannten beiden  Gesetzesbestimmungen. 

Das  ErstattuDffs-  Bad  Tarifwesea. 
§  178. 

§  30  Abs.  2  bestimmt;  „l>ie  Hüh'>  d'-r  /m  «Tstattenden 
Kosten  richtet  sich  nach  den  am  Ort  der  stattgehabten  Unter- 
stützung über  das  Mass  der  öffentlichen  Unterstützung  gelten- 
dt  n  Grundsätzen ,  ohne  d  a  s  s  dabei  die  a  11  g  e  ni  einen 
V^erwaltungskosten  der  Armenanstalten,  sowie  be- 
sondere Gebuhren  für  die  Hülfeleistung  fest  remunerirter 
Annenärzte  in  Ansatz  gebracht  werden  dürfen/ 

30* 
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Abs.  3:  «Für  solche  bei  der  öffentlicheii  Unt<  i  uitznog 
häufig  vorkommenden  Aufwendungen,  deren  täglicher  oder 
wr)clientlicher  Betrag  sich  in  Pauschquanten  feststellen  Iftsst 

(z.  B.  Vfrpflcf^inf^ssÄtzr'  in  Kranken-  oder  Amu-nhMuseni), 
kann  in  jedem  Bundesstaate  entweder  für  das  ganze  Staats- 
gebiet gleichmJissig  oder  bezirkaweise  verschieden  ein  Tarif 
aufgestellt  und  öffentlich  bekannt  gemacht  werden ,  dessen 
Sätze  die  Erstattungsforderung  nicht  tibersteigen  darf." 

Die  Generalkosten  hatte  bereits  das  premsiscfae  Gesetz  ?on  1842 
ausser  AnsaU  so  lassen  verordnet.  In  den  Entw.  des  BondeBrats  war 
diese  Bestimmung  nicht  Qbergegangen.  Die  Rcichsta^^s-Konuniaaion 
nahm  dieselbe  wieder  anf.  Dagegen  wurde  die  Stelle  wegen  der 
„Armenärzte",  sowie  der  ganze  Abs  3  erst  auf  Antrag  der  Abgeord- 
neten Presch  bezw.  v.  l'nruli  -  Homst  in  dor  zweiten  und  dritten 
Lesung  im  Eeichstage  anu«  u  Hi  iiirii.  Die  Kommission  hafte  sich 
für  die  von  ihr  beschlossene  Fassung  aus  der  Erwägung  heraus 
entschieden,  dass  man  zu  sehr  grossen,  den  zur  vorläufigen  Fürsorge 
verpflichteten  Armenverhumieu  sehr  schädlichen  Ungleichheiten 
kommen  würde,  wenn  man  für  die  Erstattung  nicht  den  wirklichen, 
sondern  den  im  Bezirke  des  endgültig  verpflichteten  Yerbandea  ttb* 
liehen  Aufwand  massgebend  sein  liesse.  Namentlich  wurden  die 
schon  in  der  Kommission  gestellten  Antrftge  anf  Tarifirang  abgelehnt, 
weil  die  BefBrchtnng  vorhaoden  sei,  dass  dann  in  vielen  FAUen  der 
wirkliche  Aufwand  nicht  erstattet  .vn  len  oder  dass  die  Armen« 
pflege,  indem  sie  sich  den  geringeren  Tarifen  anbequeme,  schlechter 
werden  würde. 

Als  nun  im  Reichstage  hierauf  zurückgekommen,  und  die 
spöt'T  in  das  Gesetz  übergegangenen  Anträge  wiederholt  wurden, 
sprachen  sich  die  Abgeordneten  v.  Unruh-Bomst,  Stephani, 
V.  S  c  h  w  e  r  i  n  -  P  u t  z  a  r ,  v.  P  u  1 1  k  a  iii  e r .  v.  .1  a  g  o  w  iür  die 
Annahme  aus,  weil  1)  eine  sein  grobse  Harle  in  der  unterschiedslosen 
Erstattung  an  grosse,  teuer  wirtschaftende  Armenverbände  seitens 
kleiner,  leistungsnnGUiiger  Gemeinden  liege,  2)  wegen  grosser  Schwie- 
rigkeit der  Berechnung  und  unnützer  Schreiberei,  3)  weil  allgemeine 
Tarife  eine  gewisse  Ausgleichung  brichten  und  weil  es  4)  eine  Ter* 
lockung  zu  kostspieligen  Einrichtungen  sei,  wenn  gewusst  wttrde,  dass 
alles  erstattet  werde.  —  Dagegen  führten  die  Abgeordneten  Graf 
Kleist  und  v.  Henning  ans:  1)  dass  Nichterstattung  yon  Auf- 
wendungen für  zugezogene  Personen,  an  denen  die  Aufenthaltsgcmcinde 
gar  kein  Interesse  hnbo.  ebenfalls  eine  grosse  Härte  sei,  2)  dass 
die  Arnicnptlege  (iarunler  leiilen  würde,  l)  dass  kostsj)iclige  Kin- 
richtungen  nicht  zu  i»efürchten  seien,  weil  keine  Gemeinde  ilire 
Kraukcnhauäcr  u.  s.  w.  mit  liucksichl  auf  Fremde,  sondern  nach 
Massgahe  des  einheimischen  Bedürfnisses  euuichtete. 

Die  Aufstellung  der  Tarife  ist  Sache  der  Landesgesetzgebung; 
auch  sind  die  Tarife  nur  wirksam  zwischen  Annenverb&nden,  welcha 
demselben  Bundesstaat  angehören,  sofern  sie  nicht  durch  Tereiii* 
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barung  über  tin?  Gebiet  mehrerer  Bundesstaaten  erstreckt  werden. 
Soweit  al«:o  kein  Tarif  aufgestellt  ist,  darf  der  wirkliche  Aufwand 
unter  Ausschluss  der  allgemeinen  VerwaUungskosten  li«iuidirt  werden; 
auf  der  andern  Seite  braucht  aber  da,  wo  Tarife  gelten,  nicht  aus- 
drücklich bewiesen  zu  werden,  dass  die  laiifhöhe  durch  den  wirk- 
lichen Aufwand  erreicht  worden  ist;  die  Sätze  desselben  sind 
Pauschal*,  nicht  Idazimalsätze;  vgl.  denZirknlar-Erlassdes 
preoss.  Mimsterinms  des  Innern  vom  28.  April  1871. 

In  Prenssen  werden  die  Tarife  von  dem  Ministerimn  de» 
Innern  nach  Anhdmng  der  Provinzial-Yertretung  bezw.  der  Kommanal- 
landtage geregelt  (§  35  A.-G.).  Der  ältere  Tarif  vom  21.  August 
1871  fMin.-Bl.  S.  249)  ist  aufgehoben  durch  den  Tarif  vom  12. 
August  1  87  8  (Min.-Bl.  S.  259).  welcher  die  früheren  Grundsätze 
beibehiUt  und  nur  die  Kostensätze  erhöht: 

\)  f(ir  erkrankte  und  erwerbsunfähige  Personen  über 
14  Jahre  für  Ortschaften: 

a)  in  den  beiden  höheren  Servisklassen     ^0  Pf. 

b)  in  den  drei  niederen  ^  60  Pf. 

2)  für  Arzt  und  Arzneimittel  20  Pf. 

3)  extra  können  berechnet  werden: 

die  Kosten  für  Kleidung, 

erhehliche,  besonders  motivirte  Mehraufwendungen 
(mit  Ausschluss  des  Pauschquantums) 

besonders  auch  fOr  Pmonen,  die  noch  nicht  14  Jahren  oder  nicht 
völlig  arbeitsunfähig  sind. 

Würtemberg  hat  von  seiner  gleichartigen  Befngniss  in  Art. 
24  bisher  keinen  Gebrauch  gemacht.  —  Für  Sachsen:  Verordnung 
vom  15.  Juni  187G,  abgedruckt  in  Zeitschr.  des  sächs.  slat.  Bur. 
Jahrgang  28  S.  42.  Ohne  l  iiterschied  der  Grösse  der  Orte  betragt 
in  Krankheitsfällen  der  Satz  für  Personen  tlber  14  Jahre:  1  3Iark, 
darunter:  60  Pf.  Besondere  Berechnung  des  Mehraufwandes  iu 
•  Verwuniiungsfalleii  oder  bei  besonders  schweren  und  ansteckenden 
Krankheiten  ist  nachgelassen.  —  Von  den  übrigen  Staaten  haben  nur 
Sachsen-Weimar,  Sachsen-Meiningen,  Anhalt,  Scbwarz- 
burg-Rudolstadt,  Waldeck,  Keuss  ft.  L*)  beide  Lippe 
Tarife  aufgestellt. 

Wo  keine  Tarife  gelten,  soll  nach  konstanter  Judikatur  des  B.>A. 
f.  d.  H.  die  besondere  Berechnung  aller  einzelnen  Lieferungen  mit  Aus- 
schluss der  allgemeinen  Verwaltnngs- Kosten  die  Regel  bilden,  wobei 
namentlich  zu  prüfen  ist,  ob  eine  Lieferung  wirklich  erfolgt  ist.  und 
wenn  erfolgt,  ob  dieselbe  notwendig,  ev.  ob  der  dafür  geforderte  Preis 
angemessen  war;  vgl.  namentlich  die  Entscheidung  vom  80.  Juni 
1885  XVII  S.  118.  Auch  Eger,  Komm.  S.  166  und  die  kürzere 
Zusammenstellung  bei  Wohlers  S.  96. 


1'  V-1.  Servi.'^kl.- r;.-<.  V.       .\ugU8t  1-7^^.  HOBl.  S.  243  und  die 
Verordnungen  v.  22.  Febr.  Ib^l  und  9.  Mai  m2,  KGBl.  S.  35  u.  57. 
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§  174. 

Von  den  Befürchtungen,  die  man  bei  I^cratung  der  Tarif- 
antriige  geäussert  hatte,  haben  sich  nun  diejenigeo  als  unb^grttndet 
erwiesen,  welche  von  den  Tarifen  einen  Einfluss  auf  den  Zustand 

der  Kratikenanstihcn  erwarteten.  \\'eTiigsten.s  findet  man  nirgends 
die  Wahrni'hmiini;  ausgesproelien ,  dass  sicli  ein  Armen  verband 
durch  sie  veranlasst  gesfmen  liahe,  umfangreichere  Veranstiltungen 
zu  treffen,  als  sie  ohiieliin  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesund- 
heitspflege zu  treffen  waren. 

Dagegen  sind  weder  die  vorläufig,  noch  die  endgültig  ver- 
pflichteten AnnenTerbände  durdi  die  T«ri&  aufinedengeslellt,  wdl 
die  ersteren  —  es  sind  dies  namentlich  grössere  Gemeinden  mit  guten 
Anstalten  —  nicht  entfernt  den  Aufwand  ersetat  zu  erhalten  be- 
haupten, den  sie  ihrerseits  machen  müssen,  und  weil  die  letzteren 
^  es  sind  dies  namentlich  die  kleinen  Gemeinden  —  die  Nötigung 
zu  jeder  selbst  geringen  baaren  £<r8tattung  schwer  empfinden. 
Rs  wird  daher  auch  ausgesprochen,  dass  es  mit  der  im  Reichs- 
tage voraus>;esetzten  Ausgleichung  ähnlich  ])estellt  sei,  wie  mit 
der  Ausgleichuni'"  des  Armenaufwandes  überhaupt ,  so  dass 
zwar,  nacli  grösstiim  Bezirken  gerechnet,  eine  st)ictie  t;uiitfinde, 
aber  die  ungereclitc  Belastung  des  einzelnen  Armen  verbau  des 
dadurch  nicht  verliindert  würde.  NamentHch  wird  hier  noch 
beklagt,  dass  die  Ausgleichung  nicht  nach  gewissen  wirtschaft- 
lichen Grundsätsen,  wie  etwa  nach  Massgabe  des  Wirtschaft* 
lich^  Aequivalents  stattfinde,  sondern  dass  zufidlige  äussere 
Momente,  namentlich  der  Besitz  einer  guten  Anstalt  und  die 
Lage  des  Armenverbandes  an  der  H^rstrasse,  i\lr  die  Frequeos 
seiner  Krankenanstalten  entscheidend  wären. 

Ygl.  hierzu  die  Ausfahrniigen  oben  S.  246 — 249.  Die  Klagen  sind 
sehr  zahlreich,  namentlich  seitens  der  Städte.  So  meint  Frankfurt  a. 
M.,  dass  wohl  keine  sndere  Stadt  so  sehr  wie  sie  durch  die  Freizügig- 
keit betroffen  worden  sei,  wegen  ihrer  Lage  als  preussische  Grenz- 
station gopcn  dn«;  Ausland  und  wegen  ihrer  Nachliarschaft  mit  Baieni. 
Vcrwallungs-liericht  für  1881  82.  —  Aclnilirh  klagt  Friedeherg  i.  K. 
mit  dem  Hinweis,  dass  es  an  der  grossen  iieci  Strasse  liege,  die  sich 
vonBerhu  nach  Königsberg  i.  Pr.  ziehe  und  dass  deshalb  sein  Kranken- 
haus in  ungebührlicher  Weise  frequentirt  werde.  VcrwaUuugs-Berichi 
für  1882  83.  —  Aebulich  Kreuznach,  Anklam  in  den  Vcr\valtung5- 
fierichten  fttr  1882/83  u.  a.  —  Nach  einer  bei  A dickes  S.  796 
fflr  Altona  gegebenen  Berechnung  wUrde  sich  1879/80  die  Erstattnngs- 
summe  (bei  1.50  Mark  wirklichen  Aufwands  fttr  den  Verpflegungs- 
tag)  auf  22  846  Mark  gestellt  haben«  w&hrend  tarifgemftss  (1  Mark 
pro  Tag)  nur  15  231  Mark  erstattet  wurden.  —  Frankfurt  a.  M. 
scbätzte  in  dem  Vcrwaltungs-Behcht  fttr  1881/82  seinen  diesbezflg- 
liehen  Verlust  auf  50  o. 

'^Tit  Bezug  auf  den  Eiuliuss  <b  i  A  agabondage  machte  man  iq 
Wuriemberg,  in  Hessen  und  ganz  neuerdings  in  Berlin  die  Wahr- 
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nebiiiuni:.  Uuss  die  erheblichen  Schwankungen  in  der  Freijuenz  der 
Kraukeuanstalten  mit  der  Zu-  bczw.  Abnahme  der  Verbreitung  der 
Krätze  und  anderer  H;iut-  uud  Liueiulichkeitskraukheitt-ü  uuler  den 
2 «reisenden  Vaganten  ziuanunenhäDgen.  Es  befanden  sich 
nftmlicb  in  wflrtembergischen  Krankenanstalten 

im  ganzen      speziell  an 
Verpflegte  Erfttze  erkrankt 

1878  24  977  4820 

1879  27  700  6726 

Ygl,  Würtembergische  Jahrbücher  1884  S.  233.  —  In  den  Beitr-  zor 
StAt.  des  Grossh.  Hessen  Bd.  23  Heft  2  wird  dieselbe  Wahrnehmung  betr. 
febris  recurrens  mitgeteilt.  —  Zufolge  dem  Verwaltungsbericht  betr.  das 
städtische  Krankenhaus  zu  Moabit  für  1884  85  gehörten  1995  d.h.  ca. 
50  ^/ü  aller  aulgenommenen  Kranken  dem  vagaltondirmdcn  Proletariat 
an.  —  Vgl.  ausserdem  die  Verhandlungen  der  iiiebrtach  genaunten 
Städtetage,  sowie  die  Zuschrift  aus  Hannover  in  der  Deutschen 
Gemeinde- Zeitung  1877  S.  157:  Das  Tarilwesen.    Ein  Notschrei. 

Am  unzweif^'^ntiirHtrn  kommt  die  Wirkung  des  Erstattimgs- 
wesens  gerade  in  Ivrankenpflegefällen  in  der  Abachiebung 
zum  Ausdruck,  welche,  wie  oben  dargelegt  wurde,  bei 
keinem  andern  Zweige  der  ArnienpHege  in  gleichein  Masse 
-wahrzuneiiiuen  ist.  Namentlich  ist  es,  die  Uebernalime  der 
vorläufigen  Furaorge,  vor  der  sich  die  Armen  verbände  auch 
hti  bebtnnter  OrtumgehOrlgkdt  des  Krankea,  nicht  «i  dessen 
Vorteil ,  ängstlich  zu  hüten  suchen').  Dem  entsprechend  hat 
«eh  denn  auch  ebe  rdcfae  Kasuistik  bezüglich  dieses  Punktes 
entwickelt:  hesonders  auch  darüber,  was  neben  dem  Tarif  Uqui* 
dirt  werden  darf  und  was  unter  Verwaltungskosten  zu  verstehen 
ist  Obwohl  im  einzelnen  ohne  Interesse,  macht  dieselhe  jeden- 
falls ei^iehtltch,  dass  möglichst  versucht  wird,  neben  den  Tarif- 
gebühren  noch  etwas  herauszudrücken^). 

€.   Die  Yerpflichtttug  des  Dienst-  und  Arbeitsortes  zur  Krankeu- 

fUrsorge. 

g  175, 

Schon  in  der  lüteren  Heimalgeeetzgebung  bestand;  abgesehen 
Ton  der  Verpflichtung  des  Aufenthaltsortes  zur  YCNrlttoflgeD  Fürsoige, 
«ine  gewisse  Verpflichtung  zur  Krankenfttrsorge  ohne  An- 
■aprnch  auf  Eostenersatz.  Am  weitesten  ging  hierin  Sachsen^ 
welches  allgemein  39  A.-O.)  anordnete,  dass  durchreisende 
Kranke  mangels  geeigneter  Hülfe  aus  Privat-  oder  Korporations- 
tnitteln  AirHechnung  der  örtlichen  Annenkasse  verpflegt  werden 

Vgl.  üben  §  95. 

*)  Vgl.  namentlich  s.  v.  ^Tarife*'  im  Sachregister  der  amtliehea  Eat» 

^cheidungeu;  es  ist  eine  der  am  häu£gäteu  behanddteu  Materien. 
Aach  Eger  S.  106  Anm.  110;  Wohlera  100. 
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sollen;  nur  der  Ersatzanspruch  ufgen  die  privatrechtlich  ver- 
pflichteten Angehörigen  des  Exanken  wird  yarbehalten.  Dae- 
selbe  gilt  ynm  Dienstboten  (mangels  einer  Veq>flichtiing  der 
Dienstherrschaft)  und  von  Personen,  welche  wegen  zu  verrich- 
tender Geschttfte  oder  aus  irgend  einem  andern  Grunde  an  einem 
Orte  sich  temporär  aufhalten,  ohne  daselbst  heimatgehörig  au  sein 
(§  47  A.-O.).  Baiem  verpflichtet  die  Dienst-  und  Arbeitsgemeinde 
ziir  Krankenpflege  auf  dio  D:mor  von  90  Tagen  in  Ansehung 
der  Dienstboten  —  Gewerbsgehüiten  —  Lehrlinge  —  Fabrik- 
öder  anderer  Lohnarbeiter').  De^sgieichen  Baden  und  zwar 
aucli  ftir  Handarbeiter  auf  die  Dauer  von  8  Wochen. 
Preussen  hatte  etwa^  unbestimmt  füi*  „Personen,  welche  als  Dieiibt 
boten,  liandwerksgehülfen  u.  s.  w.  in  einem  festen  Dienstver» 
hilltniss  stehen  ,  .  eine  gleiche  Verpflichtung  auf  die  JOanar 
von  drei  Monaten  festgesetzt  —  §  82  aes  Oeselzes  von  1R42  — 
Dies  „u.  B«  w.**  bezielit  sich  auf  S  2  des  Gesetzes,  in  welchem 
als  Personen,  die  einer  dreijährigen  Erwerbsfirist  für  den  U.•^^^ 
bedürfen,  aufgezählt  sind:  „Dienstboten^  Haus-  und  Wirtschafts- 
beamte,  Handwerksgesellen,  Fabrikarbeiter  u.  s.  w.".  I)as  Gesetz 
von  1855  beseitigte  das  Woi-t  fost"  und  nanntf^  folgende  Per- 
sonen:  «  ..•  die  als  Dienstboten,  Gewerbegeh  Ulfen,  Gesellen, 
Lehrlinge  u.  s.  w.  in  einem  Dienstverhältniss  stehen".  —  Aehn- 
liche  Bestimmungen  galten,  wie  in  dem  geschichtlichen  Ueber- 
blick  nachgewiesen,  last  in  allen  Staaten. 

Das  Reichsgesetz  (§  29)  nennt  vierKUissen  von  Personen:  „die 
im  Gesindedienst  stehen  —  Qewerb^efattlfen  —  G^eseUen  — 
Lehrlinge" ,  und  verpflichtet  den  Dienst-  und  Arbeitsort  in  Aih 
sehung  ihrer  zur  Krankenhulfe  fUr  die  Dauer  von  6  Wochen» 
Schwangemdiaft  ab  solche  gilt  nicht  als  Krankheit 

Diese  Klsssifizimng  ist  im  bewnssten  Gegensätze  zur  prenss. 
Gesetzgebung  erfolgt;  vgl.  Eger,  Beitrag  zur  Erlftoterung  de» 
deutschen  Armenpflegerechts,  in  Gmehots  Beitragen  Bd.  18 
S.  726,  auch  Kommentar  3.  181.  Der  Entwarf  des  Bundesrats 
enth&lt  eine  derartige  Bestimmung  noch  nicht.  Im  Reichstage  wurde 
sie  von  Miqnel  im  Hinblick  auf  die  Ueberlastang  der  an  der  grossen 
Heerstrasse  belegenen  Orte,  von  Grombrecht  wegen  ihres  Aasnahme- 
charakters bekämpft.  Dniregen  betonten  v.  Sclnverin - Put/ar,  v. 
Saltzwedell  und  v.  Hemung,  dass  diese  Orte  aiicii  viel  bevorzngter 
und  leistungsfähiger  seien,  un  l  durch  diesen  raragrai)heü  sehr  vielen 
Streitigkeiten  und  unnützem  Hm-  und  Ilertrausportiren  vorgebeugt 
würde.  Die  Dauer  von  6  Wochen  hielt  man  fUr  genügend,  um  die 
Krankheit  als  eine  nicht  dsnemde  kenntlich  zu  machen ;  vgl.  Sten. 
Ber.  n  S.  948  ff. 


')  Art.  11  des  Ges.  v.  Ifc69.  Schwuii^erscbatt  und  Geisteskrankheit 
sind  su^eaclitowen,  —  Baden,  Gesetz  t.  1870  §  24  deegl 
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§  176. 

Man  erkennt,  dnss  gegenwnrtif^  der  hilialt  dor  aus  2!'  vnt- 
springeiiden  Verptliclitun'^  gegenüber  der  früheren  einzebtaatlichen 
Gesetzgebung  ein  zif mlicli  beschränkter  ist;  namentlich  sind  os^ 
die  „Lohn-  und  anderen  Handarbeiter",  die  das  Keiehsgesetz  nicht 
mitbegreift,  eine  Klasse,  die  ohne  Zweifel  sehr  erhebÜch  ins  Ge- 
wicht Im  Übrigen  bleiben  schwangere  EVnauensperBoneD^ 
femer  dte  Angehörigen  der  in  §  29  bezeichneten  Personen  und 
endlich  alle  oiejenigen  ausgenommen  ^  welche  nicht  in  einem 
Dienst'  nnd  Arbeitsverhältniaa  stehen,  namentlich  also  alle  durch» 
reisenden ,  sowie  die  am  Orte  aufhaltsamen  zeitweilig  erwerbs- 
losen Personen. 

Was  sonach  die  praktisclie  Bedeutung  des  ^  20  betrifft,  so- 
ist  dieselbe  zweifellos  keine  weittragende.  Gerade  Sulnv anger- 
schaft ist  bei  weibliehen  Pei*sonen  eine  überauR  häutige  Ä  or- 
anlassung  der  Annen fürsorge^)  —  und  kaum  durcli  irgend  eine 
andere  Kategorie  werden  die  Krankenhüuser  größerer  Orte  in 
so  hohem  Masse  in  Anspruch  genommen,  wie  durch  durch' 
reisende^  und  eigentlich  vagfrende  Personen').  Es  kommt  hinzu,^ 
dass  die  Klassifizirung  des  §  '20,  trotz  anscheinender  Genauigkeit 
des  Ausdrucks,  und  namentÜch  die  thats<tchliche  Feststellung»  ob 
Jemand  in  Dienst  oder  Arbeit  gestanden  hat,  den  dauernden 
Anlaas  zu  Streitigkeiten  zwischen  den  Armenverbfinden  bildet^). 
Dagejrcn  darf  als  ziemlich  zweifellos  gelten,  dass  die  Beschrän- 
kung des  -!*.>  auf  die  darin  genannten  Personen  nntor  AnsschKiss 
ihrer  Angehörigen  nicht  erheblicii  ist ,  weil  die  vor  Erwerb  d(^3 
Unterstiitzungswohnsitzes  der  Krankenpilege  bedürt\ig  werdenden 
IriilivMueu  regelmässig  jUngere  Menschen  sind,  die  noch  keine 
Angehörigen  haben 

Inzwischen  ist  nun  diese  Angelegenheit  in  ein  anderes  Sta- 
dium gelangt  durch  die  Qesetse  ttber  die  Kranken-  und  Unfidl- 
▼ersicherung  Es  sind  dadurch  alle  gegen  Gehalt  od^  Lohn 
beschäftigten  gewerblichen  Arbeiter  der  obligatorischen,  die 
Tagearbeiter  und  die  land-  und  forstwirtachafUioien  Arbeiter  der 
fakultativen  Krankenversicherung  unterworfen  und  ein  Anfang 
gemacht  worden,  die  Armen fllrsorgc  durch  Versichenrng  zu  ersetzen, 
namentlich  die  vom  Zuzüge  am  stärksten  betroüenen  industriellen 
Bezirke  zu  entlasten. 

Vgl,  die  Ausführungen  oben  15  ff.  Ein  Urtci!  tiber  den  Um- 
fang der  Entlastung  lässt  sich  gegenwIUrtig  noch  nicht  abgeben. 


>)  Vgl.  die  S.  24>^  mitgetheilten  Zahlen. 

^1  Vpl.  die  Antraben  auf  S.  471. 

')  Vgl.   Eirer  a.  a.  ().;   WittgensteiD,   Kommentar   S.  168^^ 
Adicket  I      797.    Von  Entscheidungen   nameotlich  I  S.  88,  V 

7  3  fF.,  neuestens  XV  S.  sn.  XVII  S.  m.  10-  u.  a.  m. 
*)  V^d.  (lio  Aufhüben  und  Tab'  U.'ii  oben  225. 
^)  Vgl.  die  Zitate  oben  Jj.  02  Anui.  1. 
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Im  Etat  der  Amendirektion  BotUd  wurde  nit  RHekslelit  anf  den 
EinflaBB  der  ErankenTersicliening  der  Voranschlag  für  Kur-  und 
Terpflegongskosten  fftr  1886  87  von  858000  Mark  anf  790000 
Mark  herabgesetzt.  Doch  ist  hierbei  zu  beachten,  dass  in  Folge 
<Ier  Versichening  auch  Beträge  in  Fortfall  kommen ^  die  sonst  onter 
^Erstattungen  seitens  der  Verpflegten'*  vereinnahmt  wurden.  —  Dass 
von  der  fakultativen  Versicherung  kein  erheblicher  Gebrauch  gemacht 
wird,  zeigte  die  geringe  Zahl  der  auf  Grund  des  Hülfs Ii assen- Gesetzes 
von  1876  in  Norddeutschland  errichteten  Kassen.  Auch  Lewald» 
der  in  Schmollers  Jahrbni  Ii  18S5  lieft  4  S.  73  flf.  eine  gute  Uebcr- 
sicht  des  Standes  der  Ki  anKeukas^en  giebt,  bemerkt  S.  91,  dass 
in  den  rein  ländlichen  Bezirken  die  Yersichening  ziemlich  seltea 
sei,  weil  dort  die  Berahrong  der  Industrie  mit  der  Xjandwirtscbaft 
noch  nicht  stattgefonden  habe,  meistens  noch  Natvralwirtscbalt 
überwiege. 

d.  Hie  RefonuTorbchläge« 
§  177. 

In  unmittelbarer  AnknUpftin^  an  die  Pflicht  zur  Kranken - 
vereicheruog  und  in  Würdigung  ihrer  wirtscbafUichen  Not- 
wendtgkeit  und  Nfitslichkeit  hat  sich  non  eine  nicht  geringe  2iahl 
vonScnri^telleroyeranlasst  gesehen,  ganz  allgemein  auszusprechen, 
da.ss  die  Aufenthaltsgemeinde  zur  KrankenftJraoige  ver 

? »fliehtet  werden  solle,  weil  hierdurch  ein  heilsamer  Zwang  gegen  die 
lemeinden  zur  •  Errichtung  von  Krankenkassen  geübt  werden 
könne;  sofern  flle^selbtt  untfrlieBScu,  wtirde  die  allgeraein** 
VerpBichtun;.^  zur  Kranken für-sorge  einp  Art  Ötrate  der  Nacli- 
lä«sigkeit  bilden'  ).  Da,s  i«t  zum  Teil  gewiss  richtig.  Es  v  ie  l 
abor  hierbei  übersehen,  dass  die  N'erwirkliclmng  dieses  Gedankt  us 
aus  verwaltungstechnischen  und  liaau/iellen  Gründen  bei  anderen 
als  in  ^tem  Dienstverhältniss  stehenden  Arbeitern  sehr  schwierig, 
Tielfach  geradezu  unmöglich  ist  und  dass  in  Bezug  auf  die  er- 
werbslosen und  namentlich  die  wandernden  Personen  überhaupt 
<lurch  Versicherung  nichts  geändert  werden  kann,  so  dass  eben 
dieselben  Kategorien ,  die  von  der  Bestimmung  des  §  29  aus- 
.genommen  sind,  auch  ausserhalb  der  obligatorischen,  zum  Teil 
auch  ausserhalb  der  fakultativen  Krankenversicherung  stehen 
bleiben  müssen  Ans  diesen  Gesichtspunkten  al>o  die  Aufcnt- 
haltsgemeinde  zur  nllgeraeinen  Krankeninr^^orLce  zu  verpflichten, 
würde  zwar  eine  andere  Verteilung  der  Armenhist  zur  Folge 
haben,  aber  gewiss  keine  gerechtere,  als  die  bisherige. 


')  Sclinii  Ki  u's  lial  dies  ^clir  kliir  dar^ndoj^t,  v^d.  II  S.  HO? 
ausserdem  besondcrB  Iteutsctie  Gem.-Zeit.  au  vielen  Steiieiii  uameutUch 
l^öO  S.  20ü  und  die  oben  S.  59  geiianuteu. 
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§  178. 

E^nen  anderen  Weg  hat  der  .^chon  meliiücli  er wabate  Ent- 
wurf des  BuDdesrats  von  1877  eingeschlagen,  indem  er  den 

t 29  auf  «Fabrik-,  Und-  und  foritwirtBchaftliche  Ar- 
eiter*  aiudehnt  und  die  Dauer  der  Verpflegung  von  sechs 
Wochen  auf  drei  Monate  erhöbt,  sich  also,  was  in  Ansehung  der 
ReohtaeiDheit  beacLt«  nswert  ist,  ganz  auf  den  Boden  der  bairischen 
Gesetzgebung  stellt  Selbstverständlich  würde  eine  derartige  Erwei- 
terung des  ^  29  die  städtischen  und  industriellen  Bezirke  am  stärksten 
troffen,  weshalb  sich  denn  auch  mit  sehr  pjosser  Melirlieit  die  Ver- 
treter städtischer  Interesspn  gegen  dieselbe  austresprochen  haben  ' 
Was  .sieh  zu  Gunsten  einer  solchen  Erweiterung  sagen  lämi,  ist 
namentlich  der  schon  von  Kries  liervorgehobene  Gesichte | »unkt, 
da^  die  (iemeinden  mit  starkem  Zuzug  von  der  Arbeit  dt  r  Zu- 
ziehenden sehr  erhebliche  Vorteile  hätten  und  daher  auch  den 
Kachteil  etwas  vermehrter  KrankenfUrsorge  tragen  mttssten. 
Gegen  die  E«rweiterang  laset  sich  aber  wiederum  noch  einwenden, 
dass  damit  für  die  Kategorie  gerade  der  lästigsten  Fälle  —  der 
Krankenpflege  der  durchreisenden  und  erwerwlosen  Pm>nen  — 
anch  niohtB  geändert  werden  wttrde. 

S  179. 

Von  der  Mdnung  ausgehend,  dass  die  Versuche,  welche  sich 
nur  auf  Erweiterung  des  §  29  beziehen,  weder  die  Uebelstände  des 
Erstattongs«,  namentlich  des  Tarifwesens  au  beseitigen^  noch  anch 
sonst  eine  hinreichende  Entlastung  und  Ausgleichung  au  bewerk- 
stelligen vermöchten,  betritt  eine  Reihe  anderer  und  gerade  der 
namhaftesten  Schrifteteller  einen  dritten  Weg,  indem  sie  zwar  eben- 
fidls  vorschlagen,  die  Aufenthaltsgemein  de  ganaal  Igem  ein 
zur  Krankenfiirsorge  zu  v<'r]>nichten,  aber  gleichzeitig 
die  Erstattung  des  Auf  Nv;indes  fUr  o  r  ts  fr  cm  d  e,  dem  Versichcrungs- 
zwange  nicht  unteHiegcude  Personen  dem  Land  arm  enverband 
des  vorläufig  verpfiet2:onden  Ortsarmenverbande^»  aufzuerlegen. 
Mit  Rücksicht  daran!,  dasa  die  letzteren  gegenwilrtio^  vielfach  und 
liiit  Kecht  darüber  klagen,  dass  ihnen  ein  mehr  oder  weniger 
willkürlich  normirter,  oft  unter  der  Hälfte  des  wirklichen  Auf- 
wandes verbleibender  Vopflegungsaats  erstattet  werde,  soll  die 
Erstattung  seitens  des  Landannenverbandes  höher  sein  und  sich 
mindestens  nach  den  fUr  die  letate  Klasse  in  den  einzeben 
Krankenhäusern  bestehenden  Sätzen  richten.  Vor  allem  soll 
anch  die  Eigenschaft  der  Verpflegten,  als  Arbeiter,  Dienstbote 
u.  8.  w.y  keinen  Unterschied  machen,  und  jeder  Fall  der 

I)  Vgl.  ausser  den  ä.  463  Aimi.  2  angeführten  noch  die  Erkiäruug 
der  Stedt  Leipzig  in  Gem. -Zeit  1878  8.  12.  —  Doch  woide  auf  dem 
rhein.  Städtetw  vom  21.  Juni  1879  der  Antrag  auf  Aufhebune  des  §  29, 
sowio  auf  die  im  Test  mitgeteilte  Erweitemog  mit  46  gegen  46  iSümmen 
abgelehnt. 
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vorübergehenden  Krankenpflege  mit  der  angegebenen 
MaBSgabe  hierher  gerechnet  werden.  Es  soll  mit  andern  Worten 
weder  der  §  29  in  Besag  auf  einige  Personenklassen  ervireitert,  noch 
die  Krankenversicherung  über  das  Mögliche  liinaus  anszudohnea 
versucht,  sondern  29  aufgehoben  und  durch  eine  rei(  !vsiresetz- 
liche  Bestimmung  ersetst  werden,  welche  den  voi-ütekenii  dar- 
gelegten Inhalt  hat 

Nur  zwei  Punkte  werden  aU  Bedenken  erregend  erachtet. 
E&  ist  aelir  wohl  möglich,  ja  wahrscheinlich,  dass  an  Stelle  der 
bisherigen  unerquickfichen  Streitigkeiten  der  Qemdndeti  unter 
einander  diejenigen  swndien  den  Verpflegungsgemeinden  and  dem 
grOeaereii  Verbände  treten  würden,  w^n  in  jedem  einselnen  FaDe 
daigethan  werden  mttsste,  dass  eine  verpflegte  Person  weder  ver- 
sichernngspflichtig,  noch  der  Aufenthaltagemeinde  durch  Unter* 
stiitzungswohnsitz  angehörig  gewesen  iat;  es  würde  sich  dann 
bald  «'ihnlich  gestalten  wie  in  den  Fällen,  in  denen  es  sich  um 
Findlinge,  unbekannte  Leichen  u.  s.  w.  handelt,  nur  dass  die 
Krankenpflegefälle,  die  sehr  viel  zahlreicher  sind,  auch  sehr  viel 
zahlreiclierc  Ermittelungen,  Sehreibereien  u.  s,  w.  nötig  ujaclien 
wiu'den  'j.  liüolge  dessen  wurden  die  Abschiebungen,  die  gegen- 
wärtig in  keinem  Falle  so  liäufig  sind  wie  in  dem  vorläufiger 
Krankenillrsorge ,  nicht  abneiuneOi  sondern  sidi  nur  Tennehren. 
Hiergegen  wird  non  empfohlen,  die  Beweidast  in  Ansebung 
dieser  Fälle  ebenso  su  erlmchtem,  wie  es  in  Bessug  auf  dio  eben 
genannten  allseitig  gewltoflcht  wird*). 

Vielleicht  würde  e»  noch  mehr  vorzuziehen  sein,  wenn  Ge- 
meinden, die  eigene  Krankenhäuser  haben,  eine  nach  bestimmten 
Grundsätzen  berechnete  allgemeine  ^^ergtltung  gewährt  würde, 
so  dass  ct^va  ein  Viertel  oder  dif  Hilltte  des  gesammten  Spezial- 
aut'wandes  ersetzt,  oder  liir  eine  bestimmte  Anzalil  von  Ver- 
pflegungstagen Ersatz  gidei.stet  würde.  Gegen  di»*  Abschiebung, 
die  auch  dann  n>ch  vorkommen  möchte,  wird  man  »icli  ahet 
nicht  wohl  anders  als  durch  bessere  Aufsicht  und  wirksamere 
Straftnassrcgeln  helfen  können,  worauf  noch  unten  mrOcksu- 
kommen  ist*). 

Zweitens  wird  noch  das^  von  einigen  Seiten  auch  schon  in 


Adickes  8.  796  wttide  gerade  darin  ebien  grossen  Vonog  er- 
blicken, dass  die  Erstattung  seitens  desjenigen  Laiidann< nvr-rbandes  er- 
folgte, dem  der  vorläufig  unterstutzende  Ort«*armen verband  angehört:  „e» 
würde  alsdann  auch  zugleich  das  grosse  Besultat  erreicht,  dass  in  alleu 
Fällen  der  Verpflegung  erknmkter  ortilreinder  Personen  die  mühsame 
Ermittlini^'  dos  Unleistüfzungswohnsitzes  unnötig  würde".  Das  scheint 
mir  eine  contradictio  in  acyecto.  Uass  eine  Person  ortsfremd  ist,  be- 
deutet doch  nichts  anderes,  als  dass  sie  keinen  UntentHtsuugswokiintz 
hat;  die  Feststellung  dieses  negatiTen  Resultats  bedarf  aber  eDeusowoU 
der  vorpangi«ren  ErmittelungcTi  ^vio  dnf«  positive,  daas  eüi  Unteretötamigs- 
wohnsitx  am  Aufenthaltsorte  erworben  ist, 
>)  Vgl.  oben  §  149. 

*)  Vgl.  unten    216  ff.,  nsmcntüch  §  224  uud  §  220. 


Digitized  by  Google 


VI,  4. 


477 


Rozu£r  nuf  die  schwereren  GesundheiLfi-siöruiigen  hervorgehobene 
Homeut  1)1  tont,  dass  in  vielen  Fällen  der  vorübergehend  Er- 
krankte m  der  Fftmilie  genügende  Hülfe  ünden  kanu  und  dima 
^rade  dieser  Zweig  der  Armenpflege  einen  die  öffentliche  Fürnoi^ 
sehr  erbeblidi  entlaBteodeii  Zweig  mlwilliger  Liebeitfafitigkett  bildet 
Eb  wird  davor  gewarnt,  dmä  aUan  unbedingte  Uebemahine 
der  Anstaltspflegekoeten  nicht  die  Veranlaasting  zu  geben »  due 
leichtere,  mit  geringer  ärztlicher  Hülfe  oder  mit  Gewährung  von 
Arzneimittehi  im  Hause  heilbare  Fälle  der  Anataltspfle^e  über- 
wiesen werden.  Sowohl  das  Pflichtbewusstsein  auf  Seiten  der 
Armenverbände  ^vic  auf  Seiten  der  bedürftigen  Kranken,  als 
Auch  die  Oencif^heit  von  jjiivatiT  Seite  zu  hclfon.  würdo  dadurch 
verringert  werden.  Die  tolge  hiervon  würde  aber  die  Vermeh- 
runs^  des  >va<  hsuciiena  von  AnstaltspHe^e  und  die  mit  dieser  un- 
ausbieibHch  verbundene  Vermehrung  des  gesummten  Aufwandes 
sein.  Hiergegen  wird  naaieiulich  die  Beteiligung  des  grösseren 
Verbandes  nach  dem  oben  besprochenen  System  quotirter 
Beiträge  empfohlen^). 

§  180. 

In  geringem  Masse  sind  schon  gegenwärtig  KrankenpHegekostea 
TOn  grdeseren  Verbänden  übernommen.  Doch  trifft  die  Bemerkung 
von  A  dickes,  dass  dies  insbesondere  bei  den  hannöverschen 
Nebenanlage  verbünden  der  Fall  sni.  nicht  za.  Von  dem  gesammten 
AuiVand  der  Amtsneljenanlagekassen  im  Betrage  von  3J7  227  Mark 
trafen  1879  nur  3G06  Mark  auf  79  in  Krankenhäusern  verpflegte 
Personen  (hiervon  allein  62  Personen  und  241)6  Mark  im  Amt 
Linden),  während  in  Hannover  überhaupt  7140  Personen  mit 
einem  Auiwund  von  223  321  Mk.  in  ivraukenhäusern  verptlegl 
wurden.  Aus  der  Nebenanlage  werden  yielmebr  hauptsächlich 
Unterbrmgungea  in  Irren-,  Siechenanstalten  n.  8.  w.,  am  die  es 
eich  hier  nicht  handelt,  bestritten.  Vgl.  die  dem  Verwaltungs- 
Bericht  der  Pro?inz  Hannover  iBr  1880/81  beigefügte  Statistik 
ftr  1879. 

Anders  steht  es  mit  Bezirks**,  Kreis-,  Distrikts*  und  ähnlichen 
Krankenanstalten,  welche  von  dem  grösseren  Verbände  selbst  errichtet 

nnd  den  Gemeinden  nach  «gewissen  Massgaben  zur  Verfügung  gestellt 
"«werden.  So!rhpr  Anstalten  giebt  es  eine  grössere  Zahl.  —  Nachweisungen 
Über  Krankenanstalten  werden  aus  allen  deutsehen  Rundesstaaten  auf 
Veranlassung  des  Keicbs  gegeben.    Es  ist  bemerkenswert,  dass  bei 


^)  Vgl.  §  166  und  oametitlicb  noch  Adickes  1  8.  795,  v.  Keitzen- 
Stein  I  S.  3ö,  Jolly  S.  24  ff.,  Loening  S.  889  u.  a.  Wie  ich  einem  Zitat 
der  Gem.-Zeit.  1880  S.  47  entnehme,  hat  auch  die  Hoschersche  Zeitschr.  für 
freiwillige  Gericht^bnrkrir  i Würtemhei^),  welche  im  übrigen  die  liilrk- 
kebr  zur  Heimat  wuimcht,  vorgeschULgeD,  fUr  die  Unterstützaug  der  duk- 
tnireodfln  Bevölkenin^  durch  ue  Anftntfaaltsgemeäidc  im  iVdle  Torttber^ 
gehender  Htflfsbedflrftigkeitoder  Krankheit  den  Bezirks-  oder  Kreisrerhaad 
eintreten  zu  tasBen* 
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den  r>ei atuiigen  über  die  Zweckmäss;igkeit  einer  solclicn  Anstaiis- 
statistik  für  das  Ueich  auch  betont  wurde,  dass  es  von  Interesse 
sei,  angesichts  der  Gesetze  betr.  Freizügigkeit  uiid  Untersttitzuugs- 
wohnsitz  zu  wissen,  ob  zureichende  Anstalten  and  in  urelcher  Zahl 
in  den  Gemeinden  Torhanden  Beien»  dies  namentlich  im  Hinbliek 
anf  Ueberbfirdang  der  st&dtiBchen  Anstalten ;  vgl.  hierttber  die  Kach- 
weisnngen  in  Bd.  LXY  der  prenssischen  Statistik,  woselbst  auch  eine 
historiscbe  Uebersicbt  der  frtttieren  prenssischen  Anfnabmen  gegeben 
ist,  Einleitung  8.  I  ff. 

Ueber  den  gegenwirtigcn Stand  inPrenssen  vgl.  dießemerkon- 
gen  inZeitschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1885  S.  15.  Von  einem  Krankenhans- 
lexikon ist  der  I.Teil,  welcher  „gleichsam  ein  Grnndbiirh  des  in  Preussen 
vorhandenen  Besitzes  nn  solchen  Anst«alteu,  welciic  Kranlcp  zur  Hei- 
lung, Sieche  zur  Versorgung,  Blinde  und  Taubstumme  zur  Ausbildung 
aufnehmen'*,  bilden  soll,  herausgegeben  vom  preussischen  statistischen 
Bureau,  bearbeitet  von  Dr.  Gutt Stadt,  lft85  erschienen;  vgl. 
die  ausfuhrliche  Inhaltsbesprechung  a.  a.  0.  1885  S.  148.  Der 
erwftbnte  Bd.  LXY  enth&lt  die  letzte  (1888)  erschienene  Kach- 
weisung  der  Heilanstalten  im  preussischen  Staat  Dir  die  Jahre- 
1877 — 1879.  Für  die  einzelnen  prenssischen  Provinzen  er- 
gab sieh  die  folgende  Zahl: 


PioviiuEen 

der  Anstalten 

der  Betten 

158 

61^0 

217 

12155 

80 

8  079 

2484 

m 

11812 

94 

4818 

98 

8671 

127 

5  497 

150 

6  2.">8 

110 

5  458 

254 

15  681 

1628 

76248 

Nach  den  Inhabern  unterschieden  befanden  sich  1879  allgemeine 


Krankenanstalten  im  Besitze: 


a)  von  politischen  Gemeinden 

b)  von  Keligionsgemeinden  . 
und  zwar 

11  Ansf alten  evangel.  Gemeinden 
2)  Anstalten  kathoL  Oem^den 


Qberb&apt 


450 
119 

26 
89 


BsttoB 

18  642 
4843 

1285 
3411 


daroti 

III  L  ;t  iitl 
g«5 mei nd  u  u 

15  SSO 
48  871 


Digitized  by  Google 


VI.  4, 


479^ 


trtxrhanpt 
Zahl  Beiteo 

c)  von  relig.  Orden  u.  Genossenschaften 

t)  evangelisebe   48     2  868 

^  katboUaehe   5(3      2  827 

d)  von  gewerb  1.  Genossenschaften    34      1  744 

e)  von  milden  Stiftungen  ....  106  3dbö 

f)  von  PriYatunternelimern  .  .   .  987  48898 

Hierzu  treten  norh  hauptsächlich  für  die  Landgemeinden  1 
Bezirks-  und  12  Kreisanstalten;  vgl.  S.  133  Tabelle  12.  Man  hat 
hierbei  immer  im  Auge  zu  behalten,  dass  es  sich  um  sännntliche 
Kranke,  Bedürftige  und  Selbstzahler,  handelt.  —  Alles  in  allem  er- 
scheint die  Zahl  sftmmüieher  Heilzwecken  dienenden  Anstalten  (?od 
Privatanstalten  wurden  solche  mit  mehr  als  10  Betten  gezählt)  bei 
rund  26.5  Blüll.  Einwohner,  die  1880  gezählt  wurden,  nicht  sehr 
erheblich. 

Fflr  Baiern  vgl.  die  auf  S.  68  mitgeteilten  Tabellen. 

Fttr  Würtemberg  zuletzt  im  Hedizinal*Bericht  fflr  1879/81«, 
in  Wfirtembergischen  JahrbQchem  1884  S.  280  ff.  Danach  be- 
standen 1881:  125  allgemeine  Krankenanstalten;  dasn  48  Heil- 
und  Pflegeansialten  fttr  besondere  Zwecke,  1 5  Irrenanstalten,  9  Mili- 
tär-Lazarethe,  zusammen  199  Anstalten  mit  insgesammt  8520  Betten 
und  87  944  Verpflegten;  vgl.  S.  241  Tab.  III  und  Spezialttbersicht 
S.  242  Tab.  IV. 

Für  Sachsen.  Zeitschrift  d.  sächs.  stat,  Bur.  Jahrg.  '27  (1881 ) 
S.  208.  Bestand  am  1.  T>e7cmber  1880:  131  Heilanstalten  mit  0400 
Betten,  davon  91  mit  ööentlichem,  24  mit  privatem  Charakter  und 
16  Militär-Lazarethe;  in  Städten  105,  in  Dörfern  26. 

Für  Baden  Statistische  Mitteilungen  Bd.  3,  1880'83,  S.  82.. 
Die  badischen  Kraniienanstalten  1879: 

a)  107  Anstalten  mit  ÖffentlichemCharuiiter  mit  3837  Bettei» 

b)  3      „        „   privatem  „  64  „ 

Bemerkenswert  ist  von  kleineren  Staaten  namentlich  Mei- 
ningen, das  ausser  seinen  an  anderer  Stelle  erwähnten  Kreisarmen- 
hänsem  auch  2  Kreiskrankenhänser  zu  Hildburghausen  und  Bettel- 
heeken  besitzt  Ausserdem  hatte  Meiningen  1882:  10  Offentltche 
nnd  2  private  Anstalten  mit  243  und  71  Betten;  vgl.  Mein.  Stat. 
Bd.  1  S.  359,  Bd.  2  S.  51. 

Ueber  die  fär  die  Armenkrankenpflege  massgebenden  Ge- 
sichtspunkte noch  heute  zutreffend  Hohl,  P.-W.  Bd.  1  S.  240  ; 
namentlich  auch  der  Hinweis  auf  die  grössere  Wohlfeilheit  der 
Hauskrankenpflege  durch  Arzneigewährung  in  Anmerknng  2  S.  241. 

Speziell  gegen  Verhütung  der  die  Armenpflege  besonders  bela^^tenden 
Krätzkrankheit  (vgl.  oben  S.  471)  eniptiehlt  die  Deutsche  Gemeinde- 
Zeitung  1885  S.  39  die  polizeiliche  Untersuchung  der  Herbergen», 
in  denen  eine  Ansteckung  erfolgt  ist. 
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in  Land  - 
geiB«iadeik 

9  586 

16  5S3 

18  1059 

35  815 

4  830 
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fi.    Die   übrigen  Kosten  für  vorläufige  Unter- 
stützungen. 

§  181. 

In  Verfolgung  des  im  Vorstehenden  entwickelten  Gedanken- 
ganges, einen  Tcu  der  ArmralMt  (vorabergidiende  Kmnkenfllr' 
4orge)  dem  Eratattungsrerhilltniss  der  OrtsarmenyerbSnde  su 
«ntasiehen,  wird  nun  water  erwogen,  ob  nicht  in  dieser  Beeiehong 
jille  Fülle  au^gesohteden  werden  konnten,  in  denen  es  sich  über- 
haupt nur  um  eine  vorübergehende  Hülfs bedUrftigkeit 
handelt.  Ja  Jl^nige,  die  in  den  Erstattungen  von  Ortsarmenverband 
zu  Ortsarinenverband  den  Mauptmissstnnd  der  Arraen^esetzgebiin;^ 
erblicken,  wollen  noch  weiter  gehen  und  überhaupt  jede  Er-tottun^ 
seitens  der  Anin'uverbände  ansji^eschlossen  wissen.  Jedoch  sina 
hier  zwei  Richtungen  zu  unter.scheiden :  die  eine,  welche  ganz 
allgemein  die  Aufenthaltsgemeinde,  ohne  irgendwelchen 
liückgriflf  zuzuluä>en,  zu  jeder  Art  von  Unterstützung  verjjiiichieü 
will ;  die  andere,  welche  den  vorläufig  unterstützenden  Ortsarmeu- 
Terband  wegen  der  Erstattong  wiedemm  an  einen  grosseren 
Verband  verweisen  will 

So  schon  Kau  8.  420,  der  bei  einer  augenblicklichen  liiilf- 
losigkcit  eines  Auswärtigen  einen  anderen  Ersatzauspruch  aU  den  aa 
den  Bedürftigen  selbst  oder  seine  Familie  ausschliessen  will.  —  Neuer* 
dings  Emminghans  1,  EinteUung;  v.  Reitzenstein  I  S.  04; 
Wittgenstein  J  S.  32. — t.  Saacken-Tarpatscben  meinte 
in  den  Verhandlangen  des  Deutschen  Vereins  1881  S.  300,  dass 
dieser  Weg  jedenfalls  allen  Erschwerungen  vorzuziehen  sei.  — 
Anch  Waentig  hält  die  definitive  Verpflichtung  des  Ortsannenver- 
bandes, in  dessen  Bezirk  die  HülfsbedQrftigkeit  hervortritt,  für 
besser  als  die  hisherifze  ReijGlunf^  —  eine,  wie  schon  erwähnt,  von 
seinem  Standpunkte  aus  ungeheucriirlip  Ansicht.'  Auf  dem  Stand- 
])unkte  lediglich  territorialer  Verptiichtung  stehen  selbstverständlich 
auch  diejenigen,  welche  die  Uebernahnie  der  Armenlast  auf  den 
Staat,  sowie  die  gänzliche  Beseitigung  ilcr  gesetzlichen  Arrnenprieu'e 
wünschen.  —  Ratzinger  S.  58t>  spricht  geradezu  aus:  ^der 
natürliche  Unterstfitznngswohnsitz  ist  die  Aufentbaltsgemeinde*'  —  wo» 
bei  er  allerdings  von  gewissen  anderen,  hier  nicht  nftber  sn  betrach- 
tenden Voranasetzungen,  namentlich  Regelang  des  Arbeitsrechts,  der 
Handwerkerverh&ltnisse  nnd  anderweiter  Organisation  der  Armen- 
pflege, ausgeht.  —  Lammers  in  Nordwest  v.  29.  Mai  1881  spricht 
sich  in  Anknüpfung  an  die  YarnbUlerschen  Anträge  fikr  Uerabseteung 
der  Frist  zum  Erwerbe  des  UnterstUtzungswohnsitzes  aus  und  meint 
dann  weiter,  dass  mnn  allmjihlieh  „durch  bessere  Verteilung  der  auf- 
erlegten Last  über  Orts-  und  Lan^l-Annenverbände  einerseits,  durch 
bessere  praktische  Araienptiegc  ainli  i '  t  seits  dahin  gelangen  wird, 
den  ganzen  wirisciiaftswidrigeu  Kuckschub  .  .  .  mit  allen  daran 
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hängenden  ^Veitli^ut]gkeiteu ,  Streitereien  und  Kosten  völlig  auf- 
zugeben". In  iilinliclieni  Sinne  A  dickes  I  S.  798,  welcher  die 
AusweisuTi^'sbetugniss  den  'jrö^seren  Verbänden  übertragen  will. 

In  diesem  Zusammenhange  dürfte  auch  nocli  folgende  Acusserung 
von  Kries  (I  S,  336).  der  im  übrigen  ein  Anhänger  strengerer  Uei- 
matgesetzgebung  ist,  liemtiktnswert  sein:  „Der  Verfasser  erkennt  in- 
dess  gerne  an,  dass  die  Erfahrung  weiser  ist,  als  das  2sachdcukeu 
einzelner  Menschen  und  dass  die  scheinbanten  GrQnde  der  Theorie 
oft  dnrch  die  Praxis  scUagend  widerlegt  werden.  Er  kann  deshalb 
den  in  Irland  gemachten  Versuch,  die  Armenpflege  ohne  den  Begriff 
der  Heimat  dorchzufübren ,  nur  als  einen  sehr  dankenswerten  be- 
zeichnen, der  die  aufmerksamste  Beachtung  verdient,  Nvenngltich  er 
nicht  im  Stande  ist,  denselben  als  einen  durch  den  Erfolg  bereits 
gokrrjnten  oder  auch  nur  als  einen  Erfolg  versprechenden  znr  Nach- 
ahmung zu  empfehlen.^ 

8  182. 

Was  nun  den  ersten  Fall  angeht,  so  wird  seine  Behand- 
lung wesentlich  davon  abhiinixon  müssen,  wir»  man  es  mit  den 
Kosten  dor  Krank('n]ill<'f^r  zu  hnltt'n  ^tMlenkt.  !  <'s  itmiiz  üher- 
wi('g«'n(l  vorrihi-nrchcinlr  Unterstützungen  .sind,  wciciic  <l«'n  jün- 
geren Aiteröklasscn  ^^ewührt  werden  und  von  diesen  wiederum 
Krankenpflege  mehr  als  die  Hälfte  aller  Fälle  beträgt,  so  blieben, 
bei  andcnvciter  Regelung  des  Aufwandes  für  letztere,  in  der  im 
vorstehenden  Paragraphen  angedeuteten  Welse ,  in  der  That 
nur  die  einmaligen  Gaben  in  Fällen  vorübergehen- 
den Notstandes  (namentlich  Beherbergung  —  Brennmate- 
rialien —  Kleidung)  tlbrig.  Diese  aber  fallen,  ohn  eganz  gering- 
fügig zu  sein,  doch  bei  keiner  Armenvenvaltung,  namentlicn 
nicht  bei  den  kleinen,  erheblich  ins  Gewicht  und  könnten  von 
jedem  Ortsanrnn verbände  olme  Mfihe  getragen  werden,  so- 
bald die  anderweite  Entlai>tung  durch  die  Beteiligung  grösserer 
Verbände  einigermassen  durchgeftihrt  ist. 

Man  vgl.  s.  B.  die  folfi  Tirlcn.  den  betreflf^enden  Verwaltungs- 

Berichten  entnommenen  Zahlen  für  Rerlin,  wo  gewiss  in  dieser  Be- 
ziehung sehr  hohe  Anforderungen  gestellt  und  erfallt  werden  können. 
Es  betrug  der  Aufwand : 


für  die  gesammte     insg^imint  für 
Armen-  uod  Kranken-     die  offene 
pflege  AnnenpÜege 

Almoseu.  und 
Pflegegelder 
(dauernd) 

Extraunter- 
etützungen  (vor- 
übergehend) 

1884i'85    7  972  SRO 
1883  84    7  673  001 
imm  7324672 

2  Sm  761 
2  746  fi99 
2626865 

2  607  246 
2  492  666 
2384096 

2.59  514 
254  033 
242769 

1 
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Das  Verhältniss  stellt  sich  also  konblant  so,  dass  die  Auf- 
wendungen der  offenen  Armenpflege  ziemlich  den  dritten  Teil  des 
jjesammten  Aufwandes  und  von  rliesen  wiederum  die  sogenannten 
Extraunterstiitzungeu  den  /eluiten  Teil  bilden.  Vergleicht  man 
hier/u  die  in  80  mitgeteilten  Tabellen  über  die  Aufenthall^d.u^:T 
der  Unterstützten  am  Orte  der  Unterstützung,  so  erkennt  man,  dass 
es  sich  auch  für  Berlin  um  weniger  als  1  ^  o  seiner  GeeanunUns- 
gaben  Iiandeln  wQrde,  wenn  die  Erstattung  ffir  die  Torttbergebenden 
an  Ortsfremde  gewährten  Unterstfltznngen  aoageschlossen  bliebe. 

Für  die  Verwaltuiij^"  würde  sich  ii])erdies  der  ausser- 
ordentliche Vorteil  er^rolM  ii.  dass  nicht  iihir  jedes  ^«'ring- 
iu^ige  Objekt  ebenso  uni^iaudliclie  Erniittelungcu  sUittzutiiidcu 
brauchten ,  wie  über  einen  kostapieligen  Fall  dauernder  Be- 
dürftigkeit Auch  wird  man  es  fUr  keinen  Nachteil  halten 
können,  wenn  dadurch  die  leichtere  Verabfolgung  von  ein- 
maligen Gaben  seitens  der  öffentlichen  Armenpflegeorgane  ver- 
iiiiii<l<  rt.  seitens  der  frei>villigen  Liebesthätigkeit  erh*)ht  würd«': 
denn  bei  keinem  Zweige  der  Armenpfl^c  kann  durch  frei- 
willige Thiitigkeit  mehr  geleistet  werden,  als  gerade  bei  vor- 
übergehenden Verlegenhotteii  und  Notstilnd«*n,  die  einen  lang- 
daiicrnflfMi  und  kosts))ieIi,i;en ,  die  Privatniittel  meist  über- 
8t»'i::<'n<lt'n  Aut'wiuid  nicht  erfordern  iiiul  der  Abhidf«'  durch 
Obdachgcw  ■ihruug,  Kleidung'.  Naturalien  (8peiseanstalteii), 
Zehrgeld  u.  s.  w.  durchaus  zugänglich  sind. 

Will  man  einwenden,  dass  die  vorübergehenden  Unter- 
stützungen überhaupt  in  Wegfall  kommen  wtErden,  wenn  die 
Armenverbände  keinen  Ersatz  Air  dieselben  erhielten,  so  ist  zu 
entgegnen,  dass  für  grössere  Armenverwaltungen  mit  rein  sach- 
licher Gemeinwirtschaft  und  durchgf'bi Meter  Annenverwaltung 
ein  so  geringfügii^cr  Gegenstand  überhaupt  nicht  zu  der  Er- 
wägung veranlassen  kann,  ob  ein  Ortsangehöriger  oder  ein  Orts- 
fremder unterstützt  wird,  und  dns>  in  kleinen  Gemeinden,  wie 
wiederholt  dargelegt,  es  überwiegend  Naturalien  (Ueiii.'ZTiu:. 
Kahrung,  OlKlacli  u.s.w.)  sind,  womit  Hülfe  geleistet  wird  und 
dass  diase  Hülfe  iu  den  meisten  Fällen  der  dauernden,  txnwz 
gewiss  aber  in  denen  der  vorübergehenden  Ücdürfiigkeit  auch 
gegenwärtig  schon  weit  mehr  den  Charakter  der  Privatuiild- 
thätigkeit,  als  den  der  öffentlichen  Armenpflege  trägt. 

Anlangend  die  Merkmale,  durch  welche  eine  Unterstützung 
als  vorübergehende  gekenuKeichnet  wird,  so  hat  man  der  Kürze 
wegen  vorgeschlagen,  einen  bestimmten  Geldbetrag  oder  eine 
bestimmte  Zeitdauer  der  Unterstützung  festzusetzen,  und  nur 


')  Welche  Arbeit  hieraus  erwächst,  ma^  man  daran  f^rkonnc!).  da-^ 
die  in  Berlin  gewahrten  ExtrauuteratUtzungeu  au  nicht  fortJauiend  unter- 
stfitzte Peraonen  1884'85  in  28510,  1883'84  in  2d8K3,  1^82^  in  23430 
Portionen  venbfoigt  worden. 
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das,  was  darüber  hinaus  ist,  wie  bisher  zii  behandeln^),  da- 
gegen was  sich  innerhalb  des  Betrages  oder  der  Zeitdauer  hält) 
unerstattot  zu  lassen.  Dofli  cr.sclieint  dies  nicht  zweckniiissig. 
Die  froTLiuc  Herechuun«::  voriUicr^-eheiKler  Unterstützmm*'!!  'st 
(abgeseiieii  von  Anstill tsptit'^i")  tiiüKT  :3ehr  schwierig  und  daiior, 
wenn  sie  erfolgt,  meif^t  willkürlich,  wie  die  Entsclieiduugen 
des  B.-A.  f.  d.  II.-)  zur  Genüge  beweisen.  Es  lässt  sich 
•  ausserdem  mit  voller  Bestimmtlieit  annehmen,  dass  die  Anueu- 
verwaltungcn  bestrebt  sein  würden,  die  Dauer  der  Unter- 
stützung dadurch  zu  verlAngern,  dass  sie  dieselbe  ^  die  sie 
sonst  auf  einmal  gegeben  haben  wUrden,  in  mehrere  Teile 
zerlegen.  Hier  kann  vielmehr  ebenso  wie  bei  den  Fest- 
setzungen im  Freizügigkeitsgosetz  nur  eine  Scheidung  zwischen 
vorübergehender  und  dauernder  Hültsbedürftigkeit 
stattfirithMi.  Man  muss  sich  mit  dem  Merkmal  begnügen,  dass 
dem  Zustand  diT  «  ni  'n  ndin'  der  andern  durch  die  Unter- 
stützung hat  ab<4:(5iiulteii  worden  sollon®). 

Würden  auf  diese  Weise  die  ganz  vorüb  ugehendcn  Hülfe- 
leistungen durch  Uebcrnahme  seitens  der  Aufenthaltsgcmeinde, 
sowie  die  kostspieligsten  und  besondere  Veranstaltungen  erfor- 
dernden Fälle  der  d.iuernden  Färsorge  durch  Uebernahme  bezw. 
Beteiligung  seitens  der  grösseren  Verbände  aus  der  Reihe  der 
erstattungspflichtigen  Leistungen  der  öffentlichen  Armenpflege 
entfernt,  so  bliebe  den  Ortsarmenverbänd^'u.  in  welchen  Jemand 
den  Uuterstützungswohusitz  besitzt,  in  der  Hauptsache  nur 
noch  die  Hausarmenpflege  in  den  Fällen  dauernder 
Bedürftigkeit.  Diese  nun  pfanz  o1)Misf>  zu  l)eli;ind*'ln,  wie 
die  vonib  M'geli  Mid 'H  Unt 'rstiit/.uni^en,  wiirde  den  allerdings 
öehr  bedeutenden  Vorteil  haben,  dass  damit  auch  ille  letzte 
Anwendung  des  ITnt  rstützunj^swohnsitzes  in  Fortfall  käme 
und.  abo^nsehen  von  der  Arm  juulloige  der  grösseren  Verbände, 
nur  noch  die  Aufenthaltsgemeinje  als  unterstützungspflichtiger 
Armenverband  in  Bdtracht  fiele.  Lässt  sich  nun  auch  aus  dem 
Gesichtspunkte ;  dass  die  Aufenthaltsgemeinde  im  allgemeinen 
den  Vorteil  von  starkem  Zuzug  hat,  diese  Regelung  wohl  be- 
fdrworten^)  und  ist  auch  kaum  anzunehmen,  dass  die  dann 

*)  V.  Reitzenstein  a.  a,  O.  —  Jolly  a.  a.  ü.  giul»!  deu  Betrag 
von  •>  Mark  zur  Erwägung  auheim  — Es  kann  hier  an  den  Art.  13  des 
bair.  0RS(!t/(i5  erinnert  wraen.  welclier  den  Er.-;at/an!«prtich  i\n  die  }Ieun;it- 
Kemelade  ausschliesäl,  gotem  rerdoueo,  die  wabreud  ihres  letzten  Aufont- 
haltas  in  der  Qeineinde  Ümlagen  entrichtet  haben,  Knmkenhulfe  oder 
UntenC&tzung  zur  Bestreitang  des  LebensanteriiaUes  nicht  über  die 
Dauer  vnn  11  Tagen  ge^rährt  worden  ist 

^}  Vgi.  uutoQ  S. 

*)  Welchen  Einfiius  derartige  Unterat&tsran^n  auf  den  Erwerb  des 

Unterstlitzutigswohnsitzos  bobalten  oder  f(;ruerhin  üben  sollen,  wird  etwas 
weiter  unten  noch  kurz  zu  betmchten  sein.    Vgl.  S.  4^6  ff. 

*]  Jolly  S.  5  bemerkt:  „Hat  die  Uenrelung  der  Unter-stützungs- 
pflicht  eine  Verschiebang  der  natürlichen  Verteilung  der  Bevölkerung 
und  dumit  der  Ann?nlast  nntwendig  im  Gjfatge,  so  ist  eine  Kegelang, 

31* 
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iinch  verbleibenden  Fälle  sohr  ziililreich  sein  würden,  so  lässt  sich 
doch  die  Ik'tiirchtuiig  schlechterdings  nicht  altucisesn,  dass  bei 
Anfhebunj?  jefh'r  länger  dnuernden  Verknüpfung  des  Indivi- 
duuiua  mit  einem  Armunvcrbande  die  AutV'nThaltügeiiieiiide 
bestrebt  sein  würde,  dies  lediglich  durch  Auientlialt  und  für 
die  Dauer  des  Aufenthalts  hci^estellte  VerpflichtungBrerhält- 
niB8  möglichst  bald  zu  lösen  oder  möglichst  wenig  zu  hononren, 
m,  a.  W.  dass  eine  solche  Regelung  die  Abschiebung  in  ganz 
besonders  hohem  Masse  befördern  oder  die  Leistungen  der 
örtlichen  Annenpflege  viell'acli  noch  mehr  heruntenl rücken 
würde,  als  es  schon  jetzt  der  Fall  ist  Hiergegen  wird  nun 
die  Beteiligung'  irnisserer  Verbände  auch  n^)  (b'osen  Fällen 
empfohlen.  >s.nneiitlirli  Adiikos  weist  daraiit  iiin,  dnss  «^s 
sieh  dfK'li  mir  um  Kostrnersatz  liaiidle  und  •■•«;  i;lt' ich^rtiiii::^ 
sei,  'dj  (lifscr  von  einem  Orts-  oder  cint-m  Lundai'incuvci-baihlc 
gelcisti't  werde,  wenn  er  überliaupt  nur  geleistet  werde.  Kr 
tibersieht  aber,  dass  die  Gefahr  der  AbschiebuDg  dadurch 
nicht  gemindert  wird;  denn  nur  dem  Ortsarmenverbande 
würde  die  Erstattung  zu  Teil  werden,  der  nicht  zugleich 
Armenyerband  des  UnterstUteungswohnsitzes  ist;  ein  solcher 
ist  also  sehr  daran  interessirt,  Personen  abzuschieben,  die 
bei  ihm  UnterstUtzungswohnsitz  haben  und  untersttttzongs- 
bedürftig  werden* 

§  183. 

Zwischen  diesen  Vorschlägen  bewegt  sich  eine  mittlere 
Meinung,  welche,  nach  Erledigung  der  vorautgeflihrten  FnUe 
in  der  dara:elep:ten  Weis.'.  ]i"züglich  der  ül»rigen  —  als'i  der 
Fälle  dauernder,  aber  nur  Hau8armeiip{l(>^^('  erturderiider  B«> 
dürftigkeit  —  das  Verhältniss  der  Armenverbände  zu  ihren 
Anprehörigen  zu  befestigen  wünscht,  und  d.ahcr  Einführung 
des  lleimatprinzips  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  der  Fristen 
für  den  Heimaterwerb  eraptiehlt  Es  würde  also  derjenige 
Armenyerband  zur  Unterstützung  bezw.  zur  Erstattung  ver- 
pflichtet sein,  dem  der  Bedürftige  nach  gewissen  Massgaben 
(Aufenthalt,  Geburt,  Verehelichung,  Auihiuime)  angehört,  und 
diese  Verpflichtung  nicht  vor  Erwerb  eines  neuen  Unter- 
Stutzungswohnsitzes  (oder  Heimat)  erlöschen.  Das  Landarmen- 
wesen  wünle  dann  nnhezu  verschwinden  und  das  Heimat- 
prinzip feinp  schlimmsten  Nachteile  vorlori  ii  linben.  Auch 
wird  noch  an;;<!tührt,  dass  damit  eine  Anjiiiherung  an  Baiern 
geben  wür»-,  welche  das  Aufgelien  des  bairischen  Reservats  und 
einheitliciie  Jit  .stiminungen  für  ganz  Deutsehland  ernioglit  iite. 

Was  an  dieseni  Vorschlage  sympathiHch  berührt,  ist  na- 
mentlich der  Umstand»  dass  die  Fürsorge-  und  Uebernalime- 

welche  zu  einer  Ko^teniiberwül/uii^  von  armen  Gemdnden  auf  lostntigs- 
i'äfaige  führt,  ledenfalls  noch  die  relativ  beste.*^ 
Naiiu-ntlich  v.  Kcitzen stein  I  S.  35. 
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verpflichtun;^  nach  Massgabc  flor  Heimatgesetzgebung  auf  ge- 
■vvissc  Fülle,  und  zwar  auf  diejenigen  bcschrilnkt  Meiben  goll, 
in  denen  ein  Scliade  in  Bezug  auf  die  Ervverbsvprliiiltjiisse 
durch  eine  Zurii('kver\veisung  nicht  wohi  antroriclittu  werden 
kann,  weil  e«  sich  um  dauernd  Bedürftige  liaadelt;  auch  ist 
die  Beseitigung  des  Landanuenwesens  und  die  Erlangung  der 
Rochtseinheit  gewiss  nicht  zu  unterschätzen.  Man  wird  aber 
auch  die  Bedeutung  einer  solchen  R^elung  nicht  überschätzen 
dürfen.  Wenn  die  an  verschiedenen  Stellen  mitgeteilten 
Angaben  nicht  täuschen,  so  würde  mit  dem  Fortfall  der 
Erstattung  für  vorübergehende  Unterstützungen  überhaupt  nur 
noch  eine  sehr  geringe  Zahl  von  Btdttrftigen  verbleiben,  die 
nach  kurzem  (weniger  als  fünfjährigem)  Aufenthalt  in  der- 
sen)en  Gemeinde  unterstützungsbedürftig  werden ;  bezüglich 
ilirer  dürfte  die  Fristerhöhung  sehr  wenig  ändern,  d.  h.  ziem- 
lich gleichgültig  sein.  Dagegen  würde  man  die  eigentlich 
Landarmen  (Heimatlosen)  auf  diese  Weise  auch  nur 
formell  beseitigen,  und  dadurch,  dass  man  die  alte  Heimat 
verpflichtet  bleibt  Iftsst,  bis  eine  neue  erworben,  bezüglich 
dieser  Kategorie  denselben  Zustand  ungerechter  Lastvertei- 
lung  herbeifiihron ,  wie  er  durch  die  kurzen  Fristen  und  das 
System  des  üntersttitzungswohnsitzes  eben  vennieden  werden 
sollte.  Die  gewünschte  sittliche  Einwirkung  würde  auch  durch 
diese  Massregol  nicht  «  rreicht  werden. 

Nainontlich  aber  wird  man  nicht  verp^-essrn  dürfen,  dass 
die  Rückkehr  zum  Heimat])rinzij) ,  wenn  sie  ohne  zwingende 
Notwendigkeit  und  ohne  voraussielitlich   erhebliche  Krfolfre 
nur  um  des  lieben  Friedens  willen  ge.schehen  soll,  den  Anfang 
zu  einer  im  allgemeinen  nicht  heilsamen  Umkehr  zu  dem 
von  dem  grössten  Teile  Deutschlands  seit  lange  verlassenen 
System  bedeutet.    Die  Entwicklung  der  Armenpflege,  der 
.sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhiltnisse  gebietet  aber  nicht 
Umkehr,  sondern  Vorwärtsbewegung,  nr;xani8chen  Ausbau  der 
vorhandenen  Bildungen,  möglichste  Scheidung  der  wirtschaftlich 
tliHtigen  und  der  nnthätiirf^n,  arlieitsunwilligen  Elemente,  möp^- 
lieliste  Freiheit  d^r  ersteren ,  angemessene  Hesi  hräid^nn^-  der 
letzteren.  Dies  alles  würde  durch  die  Rückkehr  zum  llcimat- 
prinzip,  wie  immer  und  immer  wieder  betont  werden  mnss, 
nicht  gefördert,  sondern  gehenunt  werden;  nicht  sofort  zwar 
und  nicht  durch  die  gewünschte  teilweise  R^elung,  aber 
dies  wttre  der  Beginn.    Es  handelt  sich  hier  doch  wohl  um 
«in  prmc^püs  ohsia^). 


<)  Vgl.  hierzu  nameDtlieh  ooeh  §  129. 
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3.  Aeuderiiiigeii  Iii  Bezug:  auf  tlie  Voraussetzuu^en  lies 
Frifitenlaufs  fttr  Erwerb  uud  Verlast  des  Unterst fit£nB|;s* 

Wohnsitzes. 

•«  Fortfallen  der  Terllfecr^lieiideB  Untersf tttimm^ea  bei  ier  Frlit- 

berecluiviig« 

?i  184. 

Nicht  auf  Aencienmg  der  Fristen  selbst,  sondern  auf  Um- 
gestaltung der  Voraussetzungen  ihres  Beginns»  und  üire.^  Vrrlanfe 
zielt  eine  Reihe  von  anderen  Vorschlä^rcn  ab.  Die  einen  ^v^^schea 
Erschwerung,  die  anderen  Erleichterung  dieser  Vorauasetzungen, 
Erleichterung  bezw.  Erschwerung  der  Ausweisungs- 
befugnisB,  Die  extremste  Meinung  der  einen  Richtung  will  die 
Abweisung  des  NeiuunieheDden  schon  sdassen.  wenn  ein  äjektker 
BedUrftigkettBEUStand  vorliegt*),  d.  h.  auch  ohne  dass  eine  Unter- 
stützung nachgesucht  oder  gewährt  worden  ist,  —  die  der  anderen 
Richtung  wünscht  die  Ausweisungsbefugniss  gänzlich  au&ahebeD* 
Eini.e:e  sind  der  Ansieht,  dass  der  Lauf  der  Frist  mm  Erwerbe 
des  Un tei'stützuTicrswnlmsitzes  erst  beginnen  dürle,  nachdem  die 
ohzeiiirlie  Meldung  es  der  Gemeinde  ermöglicht  hat,  sich  über 
en  Zu.stiind  des  Nenanzieh enden  zu  unterrieht(»n -K  —  wäliremi 
andere,  ebenso  wie  es  das  preussische  Gesetz  voü  1842  festjre- 
setzt  hatte,  die  polizeiliche  Meldung  ülr  sich  zum  Erwerbe  de& 
UnterstlllasungswohnsitaBes  genügen  kssen  wollen. 

Zum  Teil  stehen  diese  VorBdilige  unabfallDgig  von  anderen 
da,  zum  Teil  dienen  sie  sur  Eligänzung  der  anderweit  geregeltes 
Verpflichtung  zur  Armenfürsorge.  Letzteres  ist  namentlich  der 
Fall  bei  denen,  welche  die  Erstattungen  seitens  der Ortsarmen- 
▼erbiinde  ganz  ibrtf;ülen  lassen  wollen  Flir  diejenigen,  welche 
die  unbcdm£:t('  Vcr])flichtung  der  Aufenthaltsp^<'meinf1e  empfehlen, 
ist  der  unl»i;tlingte  Fortfall  der  Ausweisungshetugniss  die  selbst- 
verstiindliche  Konsequenz;  diejenigen,  welche  d^n  [^'^^;sen  ii  Ver- 
bänden die  P^stattungsverbindlichkeit  auflegen,  ^^  (•lleli  aurli  di- sen 
die  Beurteilung  überlassen,  ob  im  geeigneten  i  alie  eine  Zui  uek- 
yerweisung  an  den  Armenverband  des  UnterstUtzungswohnsitzes 
stattfinden  soll'). 

In  Ansehung  desjenigen  Teils  der  Vorschltfge,  der  auf 
schwerungen  des  Erwerbs  des  U.-W.  abzielt,  ist  wiederum  su  he- 
merken,  dass  dieselben  lediglich  von  städtischen  Inter^senver- 
tretungen  ausgehen  und  einen  ähnlichen  Sinn  wie  die  Fristerhö« 
hun^i^en  haben.  Nach  der  voraufgegangenen  Darstellung  wird  es 
nicht  nötig  sein,  dieselben  im  einzeloen  n&her  zu  untersuchen  j  so 

V)  V^].  oben  S.  344. 

*)  Ein  in  der  Gemeinde-Z.  \>^^2  S.  hu  mitgeteilter  Beschluss  der 
Armenkoinmiesion  in  Hannir  —  Beschlass  der  ver^nigten  hesaischen 
Städte  V.  26.  Januar  1»78  u.  a,  in. 

')  Vgl.  die  Anfuhrungen  oben  S.  477  Anm.  1. 
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unzweifelhaft  alle  diese  Wünsche  riiclit  Ausdruck  der  Sorge  um  das 
wirtschaMche  Fortkommen  der  Anziehenden,  sondern  der  Be- 
fürchtang  imgebttlirlicher  BehuBtang  der  Anzugsgemämdeii  sind, 
80  iiiiBweifellukft  wird  auch  die  Neigung,  ihnen  zu  enteprechen, 
davon  abhängen,  welches  Intereofle  man  rar  wichtiger^  innliwiondorc 
ob  man  die  BetschrUnkungen  der  ersteren  durch  Gemeindewfllkür 
für  minder  nachteilig  erachtet,  als  die  etwas  stärkere  Belatstong 
der  letzteren.  In  der  Praxis  würde  freilich  die  Beachränknng 
wohl  nur  mittelgroesen  Gemeinden  zu  gute  kommen,  in  denen 
es  möglich  ist,  den  Einz'^lnm  zu  kontroliren.  In  grösseren  Si-idtcn 
ertiilirt  die  Armenvcrwaltunt;  *  hcnsowcnig  von  aem  Anzüge  der 
einzelnen  Individuen,  wie  sie  regelmässig  nicht  im  Stande  ist, 
sich  über  den  Zustand  derselben  frtiher  zu  vergewissern,  als  bis 
dieselben  ihre  Hülfe  in  Anspruch  nehmen.  Whü  die  Ausweisungen 
angeht,  so  wird  von  der  dicübeztiglichen  Befugniss,  tjoviel  be- 
kannt, gegenwärtig  ein  sehr  geringer  Gebrauch  eemacht^),  was 
namentlich  in  grosseren  Qemeinden  mit  den  eben  bemerkten  Um- 
stttnden  Ettsammenhängt.  Gann  besonders  scheaen  die  aur  lieber- 
nähme  verpflichteten  Gemeinden  die  Kosten  des  Transportes  und 
die  Sorge  für  Beschaffung  eines  Unterkommens. 

Die  natürliche  Entwickelung  der  hier  in  Frage  kommenden 
Verhältnisse  kann  in  der  That  auch  keine  andere  sein,  als  die 
AusweisungsbefugnisB  nielir  und  mehr  zu  besclirünken ;  ihrer 
gänzHchen  Aufhebung  würtle  die  Armengetietzgebung  nicht  im 
Wege  stehen,  da  der  Unterstiitzun^swohnsitz  auf  die  finanzielle 
Kegelung  der  Unterstützungsptiicht  beschränkt  bleiben  kann^). 

§  185. 

Im  Anschluss  an  das  Vorstehende  ist  noch  der  Vorschlag 
zu  nennen,  die  Berechnung  des  Fristenkufes  zum  Erwerb  des 
Unterstützungswohnsitzes  dadurch  zweckmässiger  zu  gestalten, 
dasB  Yorttbergehende  Unterstützungen  überhaupt 
ganz  ausser  Betracht  bleiben. 

Gegenwärtig  bestimmt  §  14  al.  1 :  „Der  Lauf  der  zweijährigen 
Frist  ruht  wälirend  der  Dauer  der  von  einem  Armenverbande 
gewährten  Ofientlichen  Unterstützung.^  Dies  Alinea  war  in  dem 
Entwurf  des  Bundesrats  nicht  enthalten  und  wurde  in  der  Reiehs- 
tagökommission  hinzugeftigt,  weil  der  Gesichtspunkt  des  wirt- 
schaftlichen Ae^|nivalfnt8  ck  fordere,  flass  während  der  Zeit,  wo 
die  Thiltigkeit  und  smiiit  fhr  wirtschattliche  Vorteil  aufhöre,  auch 
nicht  Rechte  gegen  den  unicrstiitzenden  Armenverband  erworben 
würden.  Im  Reichstage  beantragte  Graf  Eulen  bürg,  die  Re- 

1)  Adickes  ist  aiwh  dieser  Meiniuig,  vgl.  S.  798.  —  In  Berlin  wird 
sehr  selten  zur  Aiisweisong  geschritten,  fast  nur,  wenn  es  der  er- 
i^tnttungspfltclitigo  Armen  verband  verlangt.  Vgl.  auch  die  unten  §  188 
bis  191  mitgeteilten  ÜJitscheidungen. 

Vgl.  hierüber  die  AusfUhranjten  oben  §  120^  nsBientliefa  auch  die 
Bemerkungen  Ober  den  Stsud  der  frage  in  England,  oben  S.  d58. 
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S'ieniogBVorlage  wieder  berEtutellen;  die  BevollmJlchtieten  zum 
undenatfT.Puttkamer  und  Hof  mann,  föbrten  aus,  dass  wenn 

jede  Unterstützung  schon  ein  Rohen  herbeifUhre,  es  jedem  Armen- 
▼erbande  sehr  leicht  mlfglich  sei,  durch  Verabreichung  kleine 
gelegentkicher  UntentUtzungen  den  Erwerb  des  üntersttttaungs- 

wohnsitzes  hinauszuschieben,  abgcselien  von  dor  schwierigen  Be- 
rechnung bei  den  meist  kleinen  vorüberi^ehenden  Hülfelcistimgen; 
der  Bundesrats-Entwurf  stelle  konsequent  nur  den  Fall  der  aan- 
ernden  Bedürftigkeit  auf,  bei  dessen  Vorliandensein  e.s  sich  t^beii 
verstünde,  dass  der  endgttltif::  verpflichtete  Armenverband  er- 
statten und  den  Bedürftigen  in  eigene  Fürsorge  übernehmen  müsse; 
in  diesem  Falle  werde  durch  den  Antrag  auf  Uebemahme  der 
Fristeolauf  unterbrochen  r§  14  al.  2).  Dagegen  filbrte  O rum- 
brecht auB)  dasB  bei  derartieer  Regelung  der  ArmenTerband 
sehr  viel  häufiger  eine  vorllbergehende  Unterstützung  als  dauernde 
hinstellen  würde,  und  Miquel,  dass  dann  der  ohnehin  vieler 
Deutung  Muse  §  5  des  Freizügigkeitsgesetzes  noch  mehr  zur 
Abseiiir'biin*r  ncnutzt  MPrdf^n  würde.  Der  Reichstag  entschied 
sich  im  Sinne  der  letztgeciachten  Ausftihrtmgen. 

Das  [Bundesamt  f  d.  H.  h;dt  denn  auch  streng  diesen 
Unterschied  zwischen  Ruhen  und  Unterbrechen  der  Frist 
fest,  und  stellt  als  allgemeinen  Grundsatz  auf,  dass  für  das, 
was  nach  Art  und  Zeitdauer  als  vorübergehende,  was  als  dauernde 
Unterstützung  zu  gelten  habe,  kdne  vorbestimmten  Katq^rien 
angestellt  werden  konnten,  sondern  hieraber  nach  Massgabe 
der  thatsächlichen  Verhältnisse  au  urteilen  sei.  Dem  entsprechend 
ist  das  Bundesamt  zu  einer  (übrigens  nicht  sehr  reichnaltigen) 
Kasuistik  gelangt,  bei  der  es  freilich  nicht  ohne  arge  WiUkür- 
liohkeiton  abgeht. 

Aiisn  ei  mittel  werden  als  auf  1  lag  (tlera,  au  dem  sie  ver- 
abfolgt worden),  sogenannte  Extraunters  tützungen  als  auf 
1  Monat  gewahrt  angesehen:  vgl.  VI  S.  72  und  73,  XIV  S.  25, 
XV  S.  25.  Bei  EleidungsstOcken  wird  eine  Berechnung  nicht 
untemoounen,  sondern  nur  negativ  ausgesprochen,  dass  die  durch 
ihre  Verabfolgang  gewahrte  Untersttttznng  nur  als  ausserordentliche 
Unterstützung  von  kurz  vortlbergehender  Dauer  erachtet  werden 
könnte  und  daher  im  konkreten  Falle  den  Erwerb  des  Unterstützangs- 
wohnsitzes  nicht  gehindert  hätte:  vgl.  VI  S.  73,  X  S.  20,  XVII 
S.  22.  — K  r an  kenjvflege  wird  nacli  der  Hauer  der  Verptleiumcrv- 
taiie  berechnet:  vgl.  XVI  S.  15  u.  a.  —  NNO  mehrere  derai'Hge 
L'att'rsttitzungen  gleichzeitig  vorkomnua,  wird  zusammengerechnet; 
z.  B.  Kleider  -}-  Geld  -\-  Arzuemnttel  u.  s.  w.  vgl.  namentlich 
VI  8.  73  und  XVII  S.  22.  Bie  nnterstatzungsfreien  Zeiträume  wer 
den  dann  ebenfalls  zusammengerechnet:  vgl.  XV  S.  18  u.  a. 

Das  ist  nun  doch  alles  sehr  willkürlich.  Wenn  Jemand  3  Mark 
als  Extraonterstatzung  erhUt,  so  kommt  1  Monat  in  Abrechnung, 
obwohl  sehr  hftnfig  eine  solche  kleine  Gabe  nur  der  Beseitigung 
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eines  augenblicklichen  Notstandes  dienen  soll:  woim  Tomaud  Arznei 
für  3  Mark  erhält,  die  ihn  für  längere  Zeil  gesund  macht,  wird  1 
Tag  abgerechnet.  Kleider  niussien  eigentlich  für  so  lange  Zeil 
gewährt  gelten,  aU  sie  pretrageu  werden  können  u.  s.  w.  Selbst 
bei  Anstaltb  -  iüaiikeiiiiliege,  wo  die  Berechnung  am  meisten  sinn- 
gemäss ist,  wird  bei  Erkrankung  der  ganzen  Familie  zu  gleicher 
Zeit  nur  die  Dauer  der  gleicbzeitigeii  Verpflegung  berechnet,  wah- 
rend, wenn  mehrere  Fandlienmitglkder  nach  einander  krank 
werden,  die  Daner  der  verschiedenen  Yerpflegungszeiträome  zusam- 
mengerechnet und  demgemäss  für  die  Person  des  Familienhanptes 
im  ganzen  berechnet  wird. 

Will  man  zu  der  vorgeschlagenen  Uebemahme  der  vorttber- 
gehenden  Unterattttaingea  durch  me  Anfeathaltagemeinde  schrmteo, 
00  wird  man  auch  die  ADrechnung  derselben  rar  den  Fristenlauf 
in  Wegfall  kommen  lassen  können.  Die  Gefidu*  einer  missbräucfa- 
Üchen  Benutzung  zur  Abschiebung  wird  man  nicht  in  höherem 
Masse  an  tochten  haben,  als  wie  ea  bei  dieser  Uebemahme 
selbst  zu  erwarten  steht.  Namentlich  in  grösseren  Stedten  ist 
es  weder  üblich,  noch  moghch,  einzelne  Personen  in  dieser  \\  eise 
im  AuL'e  zu  b«^halten  und  sie  durch  wiederholte  Unterstützung 
EU  dauernd  Üedürftigen  zu  stempeln.  Gegen  die  ISIissbräuche  in 
kleineren  Gemeinden  giebt  es  überhaupt  kein  anderes  Mittel,  als 
vernünftige  Verteilung  der  Armenlast  und  bessere  Aufsicht. 

Fttr  den  Fall  einer  derartigen  Aeoderung  wttrde  man  das 
al.  1  dea  §  14  ganz  fortfaUen  lassen,  und  dem  Wortlaute  des 
§  5  des  FrdaO^gkeitBgeseteee  entsprechend  featsetzen  mUsMo, 
daes  die  Frist  zum  £rwerbe  und  Verluste  dea  Unter- 
stützungswohnsitzes  nur  ruhen  beaw.  (durch  den  Antrag 
auf  Uebemahme)  unterbrochen  werden  soll  wenn  und  so- 
lange eine  Unterstützung  „aus  anderen  (iründen, 
als  wegfn  einer  nur  vorüber  uhenden  UUltsbedUrf- 
tigkeit  notwendig  geworden  ist'^. 

§  31,  der  von  der  Uebemahme  bandelt,  hat  ebenfalls  diesen 
Wortlaut.  In  der  Reichstagskonimission  wurde  eine  andere  Fassung 
erwogen,  namentlich,  ob  sich  nicht  der  positive  Ausdruck  „dauernde 
Arbeitsunfähigkeit"  oder  diis  Kriterium  einer  gewissen  Dauer  (3 
iVIonate  war  beantragt  worden)  besser  empfehle.  ^lan  nahm  hiervon 
Abstand  und  beschloss  die  negative  Fassung  in  der  Annahme,  dass 
sehr  wohl  erkannt  werden  kuiiute,  dass  es  sich  nicht  blos  uia 
vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit  handle.  Im  Beichstage  fand 
hierüber  eine  IHskn&sion  nicht  statt.  —  Das  B.-A.  f.  d.  H.  nimmt 
dauernde  Hftlfsbedttrftigkeit  an,  „wenn  eine  Person  that* 
sftchlich  noch  onterstotzt  und  ein  bestimmter  naher  Zeitpunkt,  mit 
welchem  die  Bedarf tigkeit  aufhören  werde,  sich  nicht  absehen  lässt*: 
vgl.  Entscheidung  vom  23.  Juli  1883  XT  S.  107;  ausserdem  X 
S.  139,  XII  S.  141,  XVI  S.  141  u.  a. 
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1k  Spesfell:  Ber  TolksscMuitenrieht  als  Öffentliche  Iraiem* 

uterstütsniif. 

§  186. 

In  Ansehung  der  Wirkungen,  weiciie  der  Empfang  von 
Armenunterstützung  auf  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstützunes- 
wohnsitzes  übt,  besteht  gegenwärtig  eine  sehr  erhebliche  Ün- 

fleichheit  bezüglich  des  Volksschul unterrichte.    In  einigen 
kndesBtaaten  ^Ot  derselbe  als  Untersttttsung,  in  anderen  mäi^ 
in  einigen  nur  in  gewissen  Beziehungen. 

Für  Preusseu  bestimmt  Art.  21  der  preussiscben  Yerfassong: 
^Fttr  die  Bildung  der  Jugend  soll  durch  <yifentUche  Schulen  g«* 
nttgend  gesorgt  werden^,  und  Art.  25 :  ^Die  Mittel  sur  Errichtung, 
Unterhaltung  und  Erweiterung  der  öffeutiichen  Schulen  werden  von 
den  Gemeinden  und  im  Falle  des  nachgewiesenen  Unvermögens 
ergftoznngsweiee  vom  Staate  aufgebracht.  Der  Staat  gewährleistet 
demnach  den  Volksschullebrern  ein  festes,  den  Lokalverhältni^^sen 
angemessenes  EinkoDinien.  In  der  öttent liehen  Volksschuie 
wird  der  Unterriclif  uii  en  t  tie  1 1 1  ich  erteilt."  —  Vgl.  über 
Wesen  und  Begriff  der  Volksschule,  sowie  über  das  Detail  v.  Rönne, 
Prenfsisches  Staatsrecht  Hd.  4  §  394  ff.  —  Die  preussische  Ver- 
wakuugb-i'raxis  ist  in  Ansehung  des  Charakters  des  VoUcsschulunter* 
richts  keine  tther^nstimmende.  Wiederholte  Uinisterialresfcripte 
(vom  6.  Mftrz  1852  Min.-Bl.  S.  44;  vom  4.  Mai  1859  S.  170; 
vom  31.  Mai  1864  S.  122)  sprechen  ans:  dass  die  Kosten  des 
notdürftigen  Elementarunterrichts ,  soweit  dieser  zu  den  unerläss- 
lichen  Bedürfnissen  der  Elrziehnng  gehöre,  Kosten  der  öffentlichen 
Armenpflege  seien.  Dagegen  nahm  das  vormalige  Obertribunal  an, 
dass  eine  solche  VerpHichtung  den  Armenverbänden  nur  durch  Ve- 
sonderes  Gesotz  auferlegt  werden  könne  mid  nicht  in  der  durch 
das  Gesetz  von  1842  aulerlegten  Pflicht  /m  Arnientürsorge  ent- 
lialten  sei:  Entscheidung  vom  2B.  Mai  IsHo,  Bd.  54  S.  ^49  ff". 
Vgl.  über  das  Material  bei  Amol  dt  S.  470.  —  In  Berlin  wurden 
schon  18'i7  die  Armenschnlen  von  der  Amenverwaltung  abgelöst 
und  mit  der  stadtischen  Schnlverwaltung  vereinigt;  vgl.  Schwahe 
bei  Emminghans  S.  70,  der  namentlich  betont,  dass  dies  dem  schon 
im  Allgemeinen  Landrechte  ^)  enthaltenen,  in  Art  25  der  Verfassung 
wiederholten  Grundsatz  entspreche,  die  Befreiung  von  Schulgeld 
nicht  als  Armenunterstützung  anzusehen.  —  Bei  Beratung  des 
preussiscben  Ausftihrungs-Gesetzes  von  1871  wurde,  wie  schon  oben 
(S.  34r>)  erwjtlint,  festgestellt,  dass  Gewährung  von  Schulgeldbe- 
treiung  in  keiueui  Falle  (also  auch  bei  längerer  Dauer)  zur  Aus- 
weiMuijj;  berechtige.  Ein  hierauf  beziiiiliclies  al.  4  des  §  1,  welches 
die  Kegierungs- Vorlage  eniluelL,  wurde  iiiii  dem  Hinweis  gestrichen, 
dass  hierüber  sich  schon  das  Freizügigkeits-Gesetz  verhalte.  Im 
übrigen  wurde  ein  Antrag,  die  Verpflichtung  zur  Gewfthrung  freien 

I)  Vgl.  die      12  ff.  Th.  Ii  Tit  12. 
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Elementarunterrichts  auch  an  arme  Kinder  auszusprechen,  abgelehnt, 
um  diese  wichtige  Frage  nicht  nebenher  zu  erledigen.  Vgl. 
Drucks,  des  Abg.-U.  Nr.  109.  —  Da£  in  Art.  26  der  Verf.- 
Urk.  verheisseDe  Gesetz  Aber  Regelung  des  ganzen  Unterrichtswesens 
ist  bisher  noch  nicht  erschienen. 

Ftlr  Baiern  bestimmt  das  Gesetz  vom  10.  November  1861, 
dase  die  Gemeindebehörden  Unbemittelte  Tom  Schidgelde  ganz  oder 
teilweise  befreien  können;  wenn  das  Schulgeld  dem  Lehrer  als 
Gehaltsütel  zugewiesen  ist,  so  hat  die  Gemeinde  den  Ausfall  zu 
ersetzen.  Die  Zahlung  von  Schulgeld  für  arme  Kinder  durch  die 
öffentliche  Armenpflege  ist  nach  Entscheidungen  des  Verwaltungs-6e- 
ricbts  Bd.  2  S.  191  als  öffentliche  Armenunterstütznng  im  Sinne 
des  Gesetzes  anzusehen;  vgl.  Ober  das  Material  bei  Riedel, 
Kommentar  zum  Armengesetz  S.  94  Anm.  10  -  Gemfiss  der  In- 
struktion vom  14.  Mai  1)^70,  betr.  die  Armenstatistik,  sind  in  »üp 
Nachweibungen  als  dauernd  Unterstützte  auch  namentlich  iIk  jenigen 
jugendlichen  Personen  aufzunehmen,  für  deren  Erziehium  uni  Aus- 
bildung die  öffentliche  Armenpflege  Sorge  trätrt,  und  zwar  ohne 
Uücksicht  darauf,  ob  die  Fürsorge  lediglich  in  der  dauernden  Be- 
freiung vom  Schulgelde  oder  in  der  Bezahlung  der  Erziebungs-  und 
Lehrkosten  Überhaupt  besteht;  vgl.  Zeitschrift  des  bair.  stat  Bur, 
1882  S.  261.  — 

Fflr  Wttrtemberg  ordnet  die  Instr.  vom  30.  Mai  187S 
(Reg.-Bl.  S.  207)  an,  dass  der  Schulunterricht  zwar  auch  zur  FOr- 
Borgepflicht  der  Gemeineren  gehören,  jedoch  hieraus  kein  Erstat- 
tongssnspruch  erwachse  soll,  da  arme  Kinder  nach  Art.  21  Abs.  4 
des  Gesetzes  vom  29.  September  1886  durch  die  Ortsbehörden  von 
Bezahlung  des  Schulgeldes  üreizolassen  sind. 

Fttr  Sachsen  bestimmt  der  in  Kraft  erhaltene  §  50  der 
Armenordnnng  von  1840,  dass  fttr  schulpflichtige  Kinder  armer 
Eltern,  wo  nicht  besondere  Annenanstalten  bestehen,  das  Schulgeld 
nach  der  Hälfte  des  gewöhnlichen  Satzes  aus  der  Armenkasse 
za  bestreiten  ist.  Nach  dem  Gesetz  betr.  Volksschulen  vom  2«».  April 
187?^  liegt  die  Unterhaltung  von  Volksschulen  besonderen  Srhul- 
(zemoinden  ob,  denen  die  Erstattung  zufliesst.  —  Wo  besondere 
Arnienschulen  bestehen,  fällt  nach  dem  allgeim'iiien  Grundsatz  des 
1$  30  des  Reichsgesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  die  Er- 
stattung fort,  weil  diese  nur  allgemeine  Yerwaltungskosten  ver- 
ursachen. Im  übrigen  ist  die  genannte  Hälfte  reine  Armenunter- 
Stützung,  die  auswikrtigen  Armenverbftnden  zu  erstatten  ist  und  den 
Fristenlauf  beeinflusst.  Dies  ist  wiederholt  Yom  B.-A  f.  d.  H.  er- 
kannt worden;  vgl.  Entscheidnng  XY  S.  71  und  S.  74,  sowie 
XVII  S.  29  und  S.  32;  auch  Wittgenstein  I  Anmerkung  zu 
§  50  a.  a.  O.  — 

Fttr  Baden  bestimmt  §  54  des  Gesetzes,  betr.  den  Elementar- 
unterricht vom       j^*"  ^^?^m. '  »Das  Schulgeld  wird  für  Kerh- 

19.  Februar  1874  " 
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nung  der  Gemeindekasse  in  vierteljährliclicn  Katen  erhoben.  Die  Be- 
treffnisse der  Unvermoglichen  hat  der  zu  deren  Unterstützimg  ver- 
pHichtete  Armenverbaiid  je  nach  dem  Grade  ihrer  Unvermöglich- 
keit  ganz  oder  zu  bestimmten  Teilen  zu  bestreiten."  —  Auch  hier  hat 
das  B.-A.  f.  d.  H.  erkannt,  dass  eine  derartige  Zahlnng  als  Akt  der 
öffentlichen  Armenpflege  ta  erachten  sei;  vgl.  Entseh.  XVI  S.  27. 

Im  ftbrigen  hat  aber  das  Bundesamt  wiederholt,  namentUeb 
mit  Bezng  anf  Scbnltinterricht  entschieden,  dass  das  Bcdiir&iiB 
der  Armenpflege  von  vornherein  feststehen  müsse,  und  dass  der 
misslangene  Versuch  der  Einziehung  der  Schulgelder  und  die  nach- 
trägliche Al'Sf'tvung  der  Betrüge  als  „nncinziehbar'*  wegen  .,Unver- 
möglichkeit"  ihnen  niclit  den  Charakter  der  (»ffentlichen  Aruien- 
unlerstützuüg  gebe,  den  sie  nicht  von  vornherein  gehabt  hätten; 
vgl.  namentlich  die  Entscheidungen  XV  S,  70  (3  Fälle),  XVI  S.  26 
und  X\ll  S.  2ü  (2  Fülle). 

Im  Reichstage  wurde  gclegentUcb  ansgesprochen,  dass  die 
geringfügige  nnentgeltliche  Gewfthrong  von  Lehrmitteln  aas  Öffent- 
lichen Kitteln  an  schulpflichtige  Kinder  als  eine  den  Vfttem  ge* 
gebene  Armenuntenttttznng  nicht  aufzufassen  sei;  vgl.  1874  Drucks. 
Kr.  170,  Stenograph.  Her.  S.  1162.  —  Diese  Ansicht  erscheint 
aber  nach  Lage  der  Gesetzgebung  unrichtig,  weil  es  hierbei  ledig- 
lich auf  die  Landesge^et /gebung  und  die  tbatsächlii'hen  Verhältnisse 
ankommt.  Die  Geringfügigiieit  macht  an  and  für  sich  keinea 
Unterschied. 

§  187. 

Wenn  man  Dun  auch  über  die  öffentlich-rechtliche  Natur  der 
Verpflichtung  zur  Oewithrung  you  Sdiuiunterricfat  varBchiedeiMr 
Meinung  sein  kann,  so  wird  man  doch  allein  aus  der  verfassungs- 

niit.ssigen  VerheissuDg  uneDtgeltlichen  Unterrichts,  so  lange  die 
Kosten  hierfür  nidit  schlech^in  auf  die  Staatskasse  übcniommeu 
M-enlen,  nicht  folirf^'rn  dürfen,  diiss  die  Gewährung  desselben  keine 
Armenunterstütz  III  darstcUe.  Man  verwechselt  hierbei  ebenso, 
wie  es  von  Vielen  lunsielitlich  der  Annenpflege  gesehielit,  die 
diesbezügliche  gesetzliche  Verpflichtung  gegentiber  dem  »Staat 
und  die  Erfüllung  derselben  im  einzelnen  Falle  seitens  der 
einzelnen  Gemeinde.  Wo  andere  Gemeindeeinwohner 
Schulgeld  besaUfiD,  ist  die  Be&eiung  hiervon  oder  die  Erslatbmg 
an  die  Schalgemeinde  aus  der  Armenkasse  awdfellos  eine  positive 
Leistung  aus  Anlass  individueller  Bedürftigkeit 

Gleichwohl  sollte  dieser  Umstand  nicht  hinderlich  sein,  ebenso 
wie  das  Reicluigeaetz  den  Armenverbänden  andere  Lasten  (na* 
mentlicb  die  aus  §  29)  positiv  auferlegt  hat,  auch  positiv  von 
Reich.s wegen  auszusprechen :  die  Gewährung  von  unent- 
geltlichem .Sc Ii ul Unterricht,  bezw.  die  Bezahiun<: 
von  Schulgeld  für  dürftige  Personen  gilt  nicht  als 
öffentliche  Armenunterstützung.  Es  würden  daiaii  die 
ganz  ungerechtfertigten  und  vor  allem  sehr  unglcichmäsöigen  Wir- 
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kungen  in  Fortt'all  kornrncn,  welche  durch  diese  Leistungen  gegen- 
wärtig auf  den  LkIuI"  der  Fristen  geübt  werden.  Denn  dir  Armen- 
verbUnde,  die  eigentliche  Armenschidon  besitzen,  lallen  gegenwärtig 
diese  Wirkungen  ganz  fort,  wilhreiui  in  andern  der  Erwerb  bezw. 
V'erluöt  des  Unterstützungswohnsitzes  so  lange  gebindert  werden 
kaim,  als  der  SchidimteiTicht  dauert ,  unter  Umständen  also  so 
lange,  als  in  einer  Familie  schnlpflicbtige  Kinder  Torhand^  sind. 
Dieser  Zustand  filiirt  insbesondere  zu  einem  erheblichen  Wider- 
spruch zu  ^  T)  des  Freiziigigkeitsgesetses,  weldies  wegen  dauern- 
der Bedürftigkeit  die  Ausweisung  zulässt^  während ,  wie  mehr- 
fech  dargelegt  worden,  die  gesetzgebenden  Faktoren  die  Nicht- 
entrichtung  von  Abgaben  und  die  Tlofrciung  von  Schulgeld  als 
AusweiBungsgründe  nicfit  anerkennen.  Vor  allem  aber  ersc-h«*int 
e8  der  gegenwärtig  allgvinein  nnerkanuten  Orundsätze  über  die 
Notwendigkeit  des  Volksschuluuterriehtr.  niclit  \vürdig,  diese  vor- 
nehmste Veranötiiltüug,  die  ein  Staatswesen  gegen  künftige 
Verarmung  und  Erwerbslosigkeit  treffen  kann,  in  eine  Reihe 
mit  denjenigen  Aufwendungen  zu  stellen,  welche  die  bereits 
eingetretene  Armut  wieder  su  beseitigen  bestimmt  sind^). 

In  der  Literatur  ist  dieser  Punkt  meines  Wissens  fast  gar 
nicht  erörtert.  Gutes  Material  bringt  äpeziell  mit  Bezug  auf  Armeu' 
schulen  ein  dem  brandenburgiBchen  Städtetag  von  1879  vom  Borger- 
msister  Mertens  erstatteter  Bericht.  Derselbe  legte  auf  Grand  aos^ 

führlicher  statistischer  Nachweisungen  dar,  dass  ?on  91  branden- 
bnrgischen  Städten  64  keine  besonderen  Armen-  und  Freiscbnlen 

hätten,  und  dass  sich  da.  wo  diese  noch  vorhanden,  die  Beseitisnmg 
derselben  empfehle.  Der  Städtetag  stimmte  dieser  Meinung  zu. 
Im  übrieen  ist  zu  bemerken,  dass.  abgesehen  von  dem  Unten?chiede 
zwischin  Volksbehulcn,  in  denen  wo  nötig  unentgeltlicher  Unterricht 
erteilt  wird,  und  eigentlichen  Armenschulen  die  Aufwendungen  aus 
Gemeindemittelu  den  stärksten  Anteil  zur  Unterbaitang  der  Volks- 
schnlen  beitragen.  —  In  Preussen  stellte  sieh  1878  das  Yer- 
bUtniss  folgendermasBen: 


Es  betrogen 

die 

Gesammt  Aufwendungen 
1 


Von  den  Gesammtanf» 

Wendungen  waren 
persönliche  I  sai  lilicbe 

2  a 


m  Miii.  Mark 


dieselhen 


iu  % 


Staatsgebiet  ....  101.017 
StXdte   48.899 

Land  07.118 


71.584 
81.782 

39.801 


29.483 
18.166 
17.317 


71 

72 

70 


29 
28 

30 


^)  Bekanntlich  hatte  Karl  d.  Gr.  m  Bezug  auf  den  Schulunterricht 
angeordnet,  dais  derselbe,  damit  alle  Kinder  der  Pfarrei  dieser  Wohl- 
tbat  geniessen  und  keines  wei^on  Armut  ausbleibe,  unentgeltUch  erteilt 
wtürde.   Vgl.  die  Anm.  bei  Katzinger  S.  233. 
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Speziell  für  das  St  ellcnfin  kommen  betrug: 


der  Gcs;uiiuita.at- 
watid 

Davon  entfielen  anf 

E  1  ri  L  ■!  II  1 1« 

T»u  Schal-, 
Kircb^n-  n. 

Ue3ii''iriili-. 
(fOt-^l'.'  i  rl . 

und  Patro« 

in  Mill.  Mark 

1 

2  i 

8  ! 

4 

M 

»1 

4 

in  Mill  Mark 

Stu:it-igebiet  ();^.04T 

34.^40 

2! 

55 

12 

Stiidte,    ;  '2'.).0<>4 

7.2:.7 

1 .1  isr, 

l!t.04> 

1.G13 

25 

Land  .   .  34.042 

5.719 

6.492 

1&.792 

6jm 

«1 

Vgl,  das  öffentliche  Volksachulwesen  in  Preussen ,  bearbeitet 
von  Petersilie,  in  £rg.-H.  X  (1882)  zur  Zeitsclirift  des  preoss. 
fitat.  Boreaus. 


c.  Speziell:  Die  «rmenreehtitelie  Famliiea^emeinsehaft. 

!^  188. 

Abgesehen  von  der  Wirkung,  welche  die  Verabfolgun^  von 
Unterstützung  im  Falle  dauernder  Bedürftigkeit  auf  den  Fristen - 
lauf  l)oi  Erwerb  und  Verlust  de.s  Uuterdtiltzangswohnsitzes  übt, 
kommt  noi'li  die  andere  sehr  wesentliche  Wirkung  in  Betracht, 
dass  im  Falle  des  Eintritts  dauernder  Bedürfll^keit  vor  vollen- 
detem Erwerb  des  Unter!^tüt?:iingsvvühnsit  s  Ii'  Ausweisung  des 
Bedürftigen  erfolgen  darf.  Zur  Uebern  iliuie  des  Bedürftigen 
ist  in  solchen  Fällen  der  zur  Kostenerstattung  verpflichtete  Ar- 
menverbaod  ▼erpfliohtet  (§  31  und  32  des  Grasetses). 

Oline  Mtthe  Tollziefat  sich  nun  die  Regelung  des  Verhältnisses 
da,  wo  es  sich  um  zwei  Ortsarmenverbiinde  und  um  einen  einselneQ 
Fall  dauernder  Bedürfti*;keit  handelt.  Dagegen  ergeben  sich 
ganz  eigentttmliche  Schwierigkeiten  in  folgenden  FäUen.  Wenn 
ein  Individuum  bei  Eintritt  der  dauernden  Bedürftigkeit  keinen 
TT Ti  t  er a  t  ü  t  z u n  s  w 0  hnsitz  besitzt,  so  i^t  derfenige  Land- 
arm c  n  v  e  r  b  a  n  d  ( «]^f>m;ls3  §  30)  zur  Kostenerstattung  verpflichtet, 
in  dessen  Px-zirk  die  llUlfsbcdürftigkeit  hervorgetreten  ist.  Falls 
mm  das  Individuum  sich  aus  dem  Bezirk  dieses  L  mdarmen- 
vcrbandea  entfernt  und  von  seinem  audcrweiten  Aufenthaltöurte 
-wieder  unterstutzt  werden  muss,  weil  es  noch  nicbt  an^jehM 
hat,  bedürftig  zu  sein»  so  ergiebt  sich  die  Frage,  ob  der|eiuge 
Landannenverband  sur  ferneren  Kostenlast  Terpflichtet  ist,  der 
beim  Eintritt  der  Bedürftigkeit  hierza  verpflichtet  war, 
oder  ob  hierüber  lediglich  der  zeitweilige  Aufenthalt  ent* 
Bcheidet.  Insbesondt  re  fragt  es  sich,  ob  bei  Bejahung  der  ersten 
Alteniative  auch  bei  einem  Lindarmenverband  von  einer  Ver- 
pflichtung zur  Ueberoahme  gesprochen  werden  kann. 


Digitizeu  Lj  vjüOgle 


VI.  4. 


495 


Noch  kompliiirter  wird  der  SachTerbalt|  wenn  die  Bedürf- 
tigkeit nicht  in  Anaehung  eines  einzelnen  selbstttndigen  Indivi- 
duums oder  einer  zusammenlebenden  Familie  Torhanden  ist,  son- 
dern wenn  eine  Familie  oder  ein  oder  mehrere  unselbständke 
Angehörige  unterstützt  werden  müssen,  wdl  und  so  lange  mr 
Familieniiaupt  abwesend  ist. 

^tuss  nach  ganz  allgemeinen  und  im  übrigen  niclit  ani;e- 
loclitenen  Grundsätzen  ein  F  a  m  i  1  i  e  d  Ii  a  u  | » t  als  b  e  d  ü  r  t't  i  g  gel- 
ten, welches  ausser  Stande  ist,  seine  Familie  ohne  fremde  Htllfe 
zu  unterhalten,  so  erscheint  es  konsequent,  das  Familienhaupt 
ancli  dami  als  untersttttst  ansuaehen,  wenn  die  (Intorsttltsung 
nur  seinen  Angehörigen  gewährt  wird,  und  aus  diesem  Grunde 
auch  die  Folgen  der  Untersttttzung,  nämlich  Ruhen  bezw.  Unter- 
brechen der  Fristen  zum  Erwerb  des  UnterstUtaungswohnsitaes 
fUr  das  FamiHenhaupt  ebenso  eintreten  zu  lassen ,  als  wenn  es 
mit  seiner  Familie  zusammenlebte.  Diese  Folgen  erscheinen  nun 
aul  den  ersten  Hlick  nur  mit  der  gewöhnlichen  Wirkung  ausge- 
stattet, den  Erwerb  bezw.  den  Verlust  des  Unterstüt/ungswolm- 
ßitzes  innerhalb  des  OrtScirmen Verbandes  des  Autentluiltes  für 
das  Familienhaupt  wie  für  die  Familie  zu  hindern ;  es  verbindet 
eich  aber  mit  ihnen  eine  andere,  weniger  erwünschte  Wirkung, 
wenn  es  sieh  um  mehr  als  die  bbsse  Kostenerstattung,  nimlidi 
um  die  Üebernabme  in  eigene  Ftirsorge  handelt  Wdl 
nämlich  derjenige  Armenverband  zur  Uebernahme  verpflichtet 
ist,  in  welchem  der  ünterstutzungswohnsitz  durch  die  Gewährung 
von  Unterstützung  an  einen  FamiÜenangehörigen  auch  für  das 
Familienhaupt  erhalten  bleibt,  so  zieht  nicht  das  letztere  durch 
seine  wirtschaftliche  Th.lttgkoit  an  einem  rinderen  Orte  seine  An 

fehörigen  nach  sich,  sondern  umgekcln^t  zieht  der  Angehörige  das 
*amilienhaupt  an  den  Ort  des  Unterstützung» Wohnsitzes  zurück. 

8  189, 

Zu  unerwarteten,  ja  man  darf  sagen,  zu  wahrhaft  über- 
raschenden Gestaltungen  fUhrt  aber  die  konsequente  Durchführung 
dieses  Grundsatzes,  wenn  deijenigc  Landarmenverband  zur 
Uebernahme  verpflichtet  erachtet  wird,  in  dessen  Bezirk  die  We 
dürftigkeit  irgena  eines  Familienangehörigen  zum  ersten  Male 
hervorgetreten  ist.  In  diesem  Falle  bleibt  nilmlich  nichts  übrig, 
als  den  erstmalig  verpHichteten  L mdarinenverband  zxi  di;r  dau- 
ernden Fürsorge  und  Uebernahme  der  ganzen  Familie  zu  ver- 
pflichten. Würde  also  beispielsweise  ein  im  Bezirke  des  Landarnien- 
vcrbaadcö  A  von  einer  fortziehenden  Familie  /urückgelasscues 
fiand  von  diesem  in  dauernde  PHcgc  genommen,  so  übernähme 
er  damit,  so  lange  diese  Ffleffe  dauert,  auch  die  Verpflichtunfi^ 
zur  Uebernahme  der  ganzen  Familie,  deren  einzelne  Gheder  si<£ 
in  den  Bezirken  B  und  C  befinden,  und  deren  Haupt  während 
dieses  Zeitraums  einen  Unterstützungswohnsitz  nii^^en<k  erwerben 
kann,  weil  es  als  dauernd  bedürftig  zu  erachten  ist;  wttrde  also 
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ein  anderes  Kind,  oder  iVw  Khofrau,  oder  der  Ehemann  in  (\cn 
Bezirken  B  oder  C  inzwiscli»  n  krank  oder  sonst  unrerstützun«js- 
beilürftig,  so  niüsste  gloichwohl  der  Landarmenverband  A  die 
Kurkosten  erstatten.  Abgesehen  von  diesen  A\'irkungen  für  Jeu 
ArmenTerband  flbt  fexnet  du  solcher  Zasammenhaiiif  auch  ent- 
scheidenden EinflusB  auf  das  Verbleiben  des  FanuKenhauptes 
und  seiner  Familie.  WeO  das  erstere  in  der  Person  eines  seiner 
Angehörigen  fWi  dauernd  unterstützt  zu  erachten  ist^  kann  et 
überall  zurückgewiesen  werden,  ausser  von  demjeni^^en  Orte, 
welchen  der  verpflichtete  Landarmenverband  ihm  innerhalb  seines 
Bezirks  zum  Aufentlialt  rn^wf-ist. 

Ffir  flif  Praxis»  habeti  nun  derartige  Fälle  eine  besondere 
Bedeutung  erlangt,  naelideni  die  Rechtsprechung  des  lUindt  s;inits 
f.  d.  H.  (las  Kintret*  n  der  vorbezeichneten  Wirkungen  Lanz  kon- 
stant ausge.>prochen  und  ohne  Unteröcheidung  zwisichen  Ort»-  und 
Landarmenverbänden,  zwischen  einzelnen  Personen  und  Familien 
dementsprechcnde  einheitliche  Grundsätze  fUr  alle  diese  Fülle 
der  armenrechtlichen  Familiengemeinschaft  aofge- 
stdlt  hat 

Diese  Grundsätze,  die  >Yichtig  genug  sind,  um  vollständig  mit- 
geteilt zu  werden,  sind  im  Zentralblatt  des  Deutschen  Eeicbs  188$ 
8.  83  wie  folgt  füTinn'irt  und  zusammengestellt : 

Die  a r  m  k!  n  r  c  c  Ii  1 1  i  c  h e  F a iii  i  Ii e n g e  ni  e i n s c h a ft  nach 
der  Judikatur  des  Bundesamts  für  das  Ueimatwesen. 
I.  Zur  Familie  im  urmenredit liehen  Sinne  ixehören  alle  diejeniiien. 

welche  an  den  Unter&tützungawuhubitz-Veihaituisscn  des  Faiuilien- 

hauptes  teilnehmen,  mag  letzteres  einen  Unterstützungswohnsitz 

haben  oder  landarm  sein. 

1.  Familienglieder  sind  danach 

a)  die  £hefrau  während  der  Dauer  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft; 

b)  die  ehelichen  and  den  ehelichen  gesetzlich  gleichstehen- 
den Kinder  his  znm  zurückgelegten  24.  Liebensijahr  nebst 

Ehefrau  und  Kintlern; 

c)  die  in  die  Ehe  gebrachten  ehelichen  und  ausserehe- 
Jiehen  Vorkinder  der  Ehefrau  nebst  den  ihre  Unter- 
st ützungswohnsitz- Verhältnisse  teilenden  Personen  (Ehe- 
frauen, eheliche,  Stiel-  u.  s.  w.  Kinder). 

2,  Nur  in  einigen  Beziehungen  gehören  zur  armenrechtlichen 
Familie 

a)  die  in  Besag  auf  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
statzungswohnsitzes  selbständige  Ehefrau; 

b)  in  Bezug  auf  den  Vater  diejenigen  Kinder,  welche  den 
Unterstützungswohnsitz  der  selbattodigen  Mutter  teilea. 

3*  Nicht  zur  Familie  irehörcn 

a)  die  rechtskräftig  gcs<incdene  EhePrnu  und  die  vor,  ihr 
iM  /iiL^lich  der  Uuterstützungswohnsitz  -  Verhaltnisse  ab- 
hängigen Personen; 
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b)  eheliche  a.  s.  w.  Kinder  nach  zurflckgelegtem  24.  Lebens- 
jahre and  die  von  ihnen  abhängigen  Penonen* 

U«  Die  Faniiliongemcinscbaft  entsteht 

1.  mit  der  Eheschliessung  für  die  Ehefrau  und  die  bis  dahin 
ihre  Unter^tnt/nnf'^wohnsitz-Verhaltiiisse  teilenden  Personen 
—  sell'^t  wLiiii  Armenpticge  unmittelbar  oder  mittelbar  be- 
reits  fiiigeirelen  war; 

2.  mit  der  Gebart,  Adoption,  Legitimation  für  die  Kiinltr- 
III.  Familienhaapt  and  Familienglieder  bilden  eine 

Personeneinheit. 

Daraus  folgt: 

1.  die  Unterstützung,  welche  einem  landarmen  Familien - 
haupte  gewährt  wird,  bestimmt,  so  lange  sie  andauert,  den 
fttrsorge  Pflichtigen  Landarmen  verband  fttr  alle 
Famllienglieder,  wenngleich  diese  in  einem  anderen 
Landarmenverband  hftlfsbedarftig  werden; 

2.  die  Unterstützung,  welche  einem  Familiengliede  gewährt 
wird,  gilt  als  dem  Familienhaupte  gewährt: 

a)  dieselbe  bringt  für  das  Familienhaapt  den  Lauf  der  znm 
Erwerb  und  Verlust  des  Unterstütznngswohnsitses  fftbren- 
den  Fristen  zum  Stillstand; 

b)  sie  bestimmt  den  f!\rsor«iepflic!itigen  Landarmen  verband 
auch  für  das  Faniilieubaupt  und  andere  Familienglitder, 
welche  während  der  Dauer  dieser  Unterstützung  an  an- 
dern Orten  hülfsbedtirftig  werden. 

In  den  hier  aufgeführten  Beziehungen  gelten  aach  die  unter  I 
^r.  2  bezeichneten  Personen  als  zur  Familie  gehi^rig. 

3.  Die  üebernahme  der  Familienglieder  kann  nicht  ohne  die 
des  Familienhanptes  verlangt  werden ,  falls  auch  letzteres 
sich  im  Bezirk  des  vorläufig  nnterstfltzenden  Armenverban- 
des befindet 

In  der  snb  3  hervorgehobenen  Beziehung  gelten  die  unter  I  Kr. 

^  aufgeführten  Personen  nicht  als  zur  Familie  gehörend.  - 

Die  bezüglichen  Entscheidungen  des  Bundesamts  sind  gleichfalls 
im  Zentralblatt  für  1883  S.  58,  Ul  und  328  ausführlich  mit- 
geteilt. —  In  der  amtlichen  Sammlung  der  Ent-^rbeidungen  eine 
grosse  Zahl  von  derartigen  Erkenntnissen:  nacii  1883  namentlich 
XVI  S.  122  (3  Fälle)  und  XVli  Ö.  113  (2  Fälle). 

190. 

Oegen  die  vorstehenden  Grundsrltzc  wird  zweierlei  <in- 
gcwoTidct:  erstens,  das«  der  auf  die  Landnriuenverbände  be- 
zügliche Teil  auf  einer  falschen  Auslegung  (h'<  Oesetzes 
benibe,  und  zweitens,  dass  die  dem  Gesetz  entsprechende 
Zulassung  der  Aii-\\  'isung  eine  unnütze  Hiirte  enthalte.  In 
der  ersteren  Ilezii  Laug  sei  daher  eine  vor  solcher  Auslegung 
eicherstellende  Fassung  des  Gesetzes,  in  der  zweiten  eine  die 

Forachoosen  (27)  VI.  4.  —  ManaUrberg.  32 
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AuKweiHun^  ernchwerende  Bestimmung  notwendig^).  Hierüber 

ist  Folgeudes  zu  bemerken  : 

Erstens:  Die  Au^leguntj:.  welche  dris  Bundesamt  dea 
30—32  in  Ansehun^ir  der  LaTi  larmenverl  ande  giebt,  dürfte 
in  der  That  auf  einem  Irrtum  beruhen,  und  zwar  auf  demselben, 
welchen  die  Reicbstagskommission  in  Bezug  auf  das  wirtschaft- 
liche Aequivalent  beging,  indem  sie  Orts-  und  Landarmen- 
yerbllnde  nierbei  etnaoder  vflllig  gleichstellte ,  wAbreod  in  Wahr^ 
heit  nur  bei  ersteren  von  einem  solchen  Aequivalent  die  Rede 
sein  kann.  Denn  die  Verpflichtung  aum  Eostenersatz  ist  bea- 
beiden  Verbänden  eine  grundsittzheh  verschiedene.  Zur  vor- 
l.'infii^en  Untcrstützunir  ist  jeder  (Jrtsximnenverbfind  ganz  un- 
abhängig von  der  detiüitiven  Verpflichtung  zur  Armenlast  vrr- 
pflichtet;  er  hat  sich  wegen  Ko.stencmatz  zunächst  an  den 
Armenverbaiul  des  Unteretützungswohnsitzes  zu  halten.  Fj-st 
wenn  sicii  ergiebt,  dass  ein  solcher  AruKiivcrband  nicht  vorhan- 
den ist,  soll  der  Landarmenverband  subsidiär  eintreten  und 
swar  derjenige,  „in  dessen  Beairk  sich  der  Unterstütate  bd  Ein- 
tritt der  Hm&hedürftigkeit  befimd*". 

Das  Oesetz  stellt  also  in  Gegensatz  zu  dem  rechtlichen 
Sichbefinden,  d.  h.  dem  Unterstützungswohnsitz  —  das  that- 
sächliche  Sichbetinden,  d.  h.  den  zeitweiligen  Aufenthalt  Mit 
anderen  Worten:  über  die  Verpflichtung  zum  sub- 
sidiären Kostenersatz  entscheidet  derjenige  räum- 
liche B e z ir k ,  in  w e i c ii e m  sich  il  e r  einzelne  P f  1  e g e f a  1 1 
zugetragen  liat,  wobei  es  gerechtfertigt  sein  mag,  dass 
der  Landarmenverband  auch  noch  zum  Kostenersatz  verpflichtet 
bleibt,  wenn  der  Bedtirftige  seinen  Aufenthalt  in  den  Bezirk  eines 
anderen  lAndarmenvearbaades  legt,  ohne  dass  er  au^ehört  bat, 
unterttlltsungsbedflrftig  an  sein').  Dagecen  einen  anderen,  in 
seiner  Veranlassung  von  dem  ersten  völlig  verschiedenen  Fall 
nur  deshalb  ein-  und  demselben  Landannenverband  zur  Last 
legen,  weil  dieser  erste  seiner  FQrsos^  unterliegt,  heisst  den 
eigentlichen  Sinn  des  Gesetzes  verkennen  una  die  poHzei- 
licne  Verptticlitunfr  zur  Armenfiirsorge  mit  der  vermnnjens- 
rechtlichen  VerpÜichtung  zur  Tragung  der  Armenlast  ideutitiziren. 

^)  Vgl.  Seydel  S.  592  c;«  «^en  die  damals  eben  beja^nnende  Judikatur 
des  B.-A. —  Eine  »ehr  klare  DarlcgUDg  findet  tnsn  in  einer  Anonymen  Ab- 
handlung in  Deut^clie  Gem.-Z.  1»<8  b.  69.  —  Ueber  die  polizeifiche  und 
die  Vermögensrecht  liehe  Bedeutung  der  Armengesetzgebunff  überhaupt 
Flott'wefl  I.  —  Die  Armenkommittkm  in  Hanau  empfiehlt  Aeoderanr 
der  §§  14—27  in  der  Richtung,  dass  unter  gewissen  Voraussetzungen  ilurcfi 
Unterstützung  von  Angehörigen  nicht  auch  das  Fainiltenimnpt  gelbs^t  aU 
unterstützt  zu  betrachten  sei,  weil  hierdurch  die  AnatuverUunde  oft  für 
Personen  fUrsorgepflichtig  würden,  welche  längst  von  ihnen  abwesend  sind, 

-)  Dies  bfispic-lswoiso  in  den  Enfff'h  XVI  S.  122  und  XVII 
S.  113  der  Fall,  die  davon  handeln,  dass  Jeuiaud  vun  mehreren  Laud- 
armenverbünden  wegen  Krankheit  verpflegt  werden  muss  und  es  sichi 
heranaatellt«  dass  diese  Kranlvlieit  nur  tiusserlich  diskontinuirlich  zur  Kr- 
soheintiQg  gekommen  ist,  während  sie  thataächUch  fortdauernd  dieselbe 
blieb. 
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Konsequenter  Weise  dürfte  nicht  der  Aufenthalt  des  Ange- 
hr»rit:en  cntsclicidend  sein ,  der  unterstützt  wird .  sondern  umge- 
keitrt  trerade  der  des  Familienhauptes,  welches  der  eigentlich 
Unterstützte  ist.  T'nd  wenn  das  eine  bedürftige  Olied  die 
ganze  Familie  na(  )i  .sich  zieht,  statt  dass  die  umgekelirte  Folge 
eintritt,  so  ist  die  Meinung  des  Gesetzes,  dass  unselbständige 
Angehörige  den  Untersttttzaiuswohnsitz  ihres  Familienhauptes 
teilen,  in  gani  unrichtiger  Weiae  TeraUgemeinert,  weil  dem 
Landannenyerband  gegenüber  nicht  der  Untersttttsungswohnsitz, 
sondern  eben  der  Mangel  eines  solchen  entscheidend  sein  soU')* 
Es  lasst  sich  gewiss  nicht  verkennen,  dass  hierdurch  die  eigen- 
tümliche Natur  der  LandannenverbUnde  als  ergänzender  Trtfger 
der  Armenlast  verkannt  und  beeinträchtigt  wird. 

?j  191. 

Sehwerwiegender  noch  sind  die  Finwendungen  in  Bezug 
aut  die  Zurück V er weisnn  <r.  Denn  die  fälschliche  Belastung 
eines  Landarmen  verbanden  ird  seine  gesummten  Finanzverhalt- 
nisse nicht  sonderlich  beeintiusiHen ;  dagegen  ist  die  Ausweisung  eine 
Massre^ely  die  den  Bedürftigen  selbst  und  unter  Umstünden  sehr 
hart  inSL  Man  hat  sich  hierbcd  an  vergegenwärtigen ,  dass  ea 
sich  nicht  allein  oder  audi  nur  in  der  Bauptsache  um  Personen 
handelt,  die  ihre  Familien  böavnllig  YcrlaBsen  haben  ^  diese 
sind  leider  am  schwersten  zu  fassen  — ,  sondern  sehr  viel  öfter 
um  solche,  die  gerade  aua  lobenswerten  Gründen  sich  von  ihrer 
Familie  getrennt  haben,  um  auswärts  Arbeit  zu  suchen. 

Folgende  in  den  Entseheidungen  des  Bundesamtes  behandelte 
Fälle  scheinen  mir  liieriur  charakteristisch  zu  sein.  In  der  Entschei- 
dung vom  11,  z!  iiibcr  188<)  handelt  es  sieli  um  Ausweisung 
eines  Maurers  nek^t  l  amilie;  es  war  unter  anderem  aueli  von 
dem  Ubernahmeptlichtigea  Armcnverbande  behauptet  worden,  dasa 
dersdbe  nebst  seiner  Frau  am  Anfenthaltsorte  schon  wieder- 
holt Verdienst  gefunden  habe,  den  er  am  Orte  des  UnterBttttznngs- 
wohnsitxes  kaum  zu  erwarten  habe.  Das  Bundesamt  glaubt» 
aber  diesen  Ausftlhrungen  nicht  beitreten  zu  sollen  und  gab  dem 
Antrage  auf  Ausweisung  statt  —  In  der  Entscheidung  vom 
20.  November  1878  X  S.  139  wird  die  Behauptung  des  ver- 
klagten Armen  verband  CS  W.,  dass  die  N.  „in  W.  keine  oder 
nur  weniir  lohnende  Arbeit  finden  werde,  und  in  W .  weder 
auf  treundiieiien  Fnipt  in-  noeh  auf  genügende  Unit  rstutzung 
zu  rechnen  habe"  ,  mit  dein  Bemerken  zurückgewiesi-n ,  „d;is.s 
ein  erheblicher  Nachteil  im  Sinne  des  ^  56  nicht  schon  darin 
Hegt,  wenn  an  dem  bisherigen  Aufentiialtsorte  die  Erwerbe- 

*)  So  oamentlich  auch  Seydel  S.  'i92  und  Anm.  5.  —  In  dießem 
^inne  hatte  auch  das  siich?'.  Ministorium  des  Innern  mch  w'tPtlrrholt  ent- 
hchiedeo:  gerade  gegen  dessen  Auffassung  wendet  sich  die  Lritsch.  von» 
la  Febr.  1883  iu  XV  8. 100,  wo  die  Gründe  für  die  Praxis  des  B.  A.  unU^r 
Berufung  attf  die  frühere  konstante  RechtspreebiiDg  noehmaU  darge- 
legt aino* 

82« 
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Verhältnisse  günstiger,  insbesondere  die  Löhne  hoher  sind, 
wie  dies  meistenteus  in  Stildten  gegenüber  dem  pbtten  Lande 

zu  sein  pflegt  —  und  zwar  um  so  weniger,  als  ein  Minder* 
erwerb  'b's  Hülfsbcfbirftigcn,  sosvoit  er  nicht  flurch  die  jr'^rin^rere 
Hölie  der  Ausgaben  für  Wohnuii^sniipff;  und  I.ohr  nsmittel  aus- 
gvjilu'hen  wird,  von  dem  Armen  verband,  weicher  das  Kecht 
eif^ener  Fürsorge  iu  Ansprucli  nimmt,  durch  einen  ent- 
sprechend höheren  Zuschuss  aus  Armenni  itt«  ln 
ausgeglichen  werden  muss" !  —  In  der  Kntscheidimg  vom 
l.  Dezember  1883  XVI  S.  143  handelt  es  sich  um  ein  Dienst- 
mädchen und  ihr  w^n  unzurdchenden  Verdienstes  der  Matter 
dauernd  bedürftiges  Kind;  der  AufenthaltBort  hatte  die  Ueber- 
fUhrung  der  Mutter  mit  dem  Kinde  abgelehnt,  weil  entere  im 
Gesindedienst  stehe,  und  gemeint,  nur  letzteres  sei  bedürftig ;  da- 

fegen  Üihrte  das  Bundesamt  aus:  „die  Mutter  selbst  sei  in  der 
*erson  üires  Kindes  untentQtEungsbedürftig  gewordeo;  das  öffent- 
lich-rechtliche V'erhältnisszum  unterstützenden  Armenverband  wirke 
;iber  derart,  dns  es  auch  das  G esindeverh.tltniss  löse;  es  hätte  daher 
die  Mutter  eventuell  zwangsweise  ti*ansportirt  werden  müssen". 

Man  sucht  vergeblich  nacli  einem  tielereu  Zweck  derarti;i(T 
Ausweisungen;  ihre  Durchfiihrung  ist  lediglich  eine  formalistische 
Folge  des  Gesetzes  Besonders  bemerkenswert  erscheint  auch 
hier  wieder  das  Verhalten  der  verpflichteten  Armenverbände,  die 
Mch  gegen  die  Uebernahme  wehren,  obwohl  sie  im  ttbrigcn 
ihre  finanzielle  Verpflichtung  nicht  bestreiten.  In  der  That  wird 
man  der  naiven  Versicherung  des  AnnmTerbandes  W.  Qliuben 
schenken  können:  der  Emp&ng  der  N.  wird  gewiss  kein  sehr 
fireundlicher  gewesen  sein.  Auch  hier  spricht  also  das  wohl- 
verstandene Interesse  der  Bedürftigen  gegen  die  Zulassung  einer 
harten  Massrejj^el,  welche  die  Betroffenen  schädigt,  ohne  dem 
vorläufig  unterstützenden  Armenverbande,  der  seinen  Aufwand 
erstattet  erhiilt,  zu  nützen. 

Es  ist  hier  an  die  sj§  55.  r>f>  des  Rcichsj^e.setzes  zu  erinnern, 
welche  die  Beschränknns^  (h  r  Ausweisungsbctugniss  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen,  namentlich  auch  (Linn  zulassen,  „wenn 
die  Ausweisung  mit  erheblichen  Härten  und  Nachteilen  für  die 
Auszuweisenden  verbunden  sein  würde**.  Es  wäre  durchaus 
wünschenswert  dass  von  dieser  Befugniss  auch  seitens  des  Bun- 
desamtes ein  dem  Sinne  des  FreizUgigkeitsgeeetzes  entsprechen- 
der Gebrauch  gemacht  würde,  so  dass  also  Ausweisung 
arbeitsfähiger,  unbescholtener  Personen  in  keinem 
Falle  stattfinden  dUrüte.  . 

d«  Speziell:  Festsetzung  einer  Altersgrenze,  von  \tclchi>r  ali  Er- 
werb und  Terlust  des  Ünterstüttuafswehnsitses  alcht  aekr  sn- 

ISsslg  sM. 

§  192. 

Noch  ist  eine  kurze  Bemerkung  notwendig  über  diejenigen 
Personen,  welche,  bereits  im  arbeitsun&higen  Alter  stehend,  ilrai 
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bibiierigen  Aufenthalt  verküöen,  um  nach  Orten  mit  guten 
Armenanstalten,  besonders  nach  grossen  Städten  zu  ziehen.  Zweifellos 
kommen  diese  Fälle  nicht  ganz  selten  vor,  wie  die  an  anderer 
Stelle  V)  mitgeteilten  Zahlen  ersehen  lassen;  auch  sind  sie  die 
einzigen,  bei  denen  in  der  That  nicht  wähl  Ton  einem  wirt- 
schaftlicben  Aequivalent  die  Bede  sdn  kann.  Man  hat  daher 
vorgeschlagen,  eine  Altersgrenze  —  GO  oder  55  Jahre  —  fest- 
zusetzen ,  über  die  hinaus  ein  neuer  Unterstützungswohnsitz 
durch  Aufenthalt  nicht  mehr  soll  erworben,  der  bi.sherifi;e  durch 
Abwesenheit  nicht  mehr  soll  verloren  werden  können;  selbst- 
ver<t;iTi(llieh  soll  auch  in  diesen  Fällen  die  Rückweisunga- 
betugniss  der  Armenverbäntle  nicht  beschränkt  werden. 

Vom  Standpunkte  der  gerechten  Verteilung  der  Armenlast 
liiast  sich  hiergegen  ebensowenig  etwas  sagen,  wie  vom  St^md- 

Sunkt  der  Bedürftigen,  die  an  dem  einen  Orte  so  gut  wie  an 
em  andern  erwerhmm^hig  und  bedürftig  sind«  Ist  man  der^ 
sdben  Meinung,  wie  der  Abg.  Streit,  der  im  Reichstage  sein 
Mitgefühl  mit  solchen  armen  alten  Leuten  aussprach,  ^die  in  ihre 
Heimat  nicht  zurückkehren  dtlrften,  an  fremdem  Orte  ihre  Tage 
yertraaem  mtlssten",  eo  wird  man  sogar  ein  gutes  Werk  zu  tkun 
glauben  dürfen,  indem  man  solche  einschränkenden  Bestimmungen 
tritlt.  Allerding^s  dürfte  diese  ^feinimg  nicht  allseitig  bestätigt  wer- 
den; (  ine  unzweiteihafte  Erfahrung  spricht  vielmehr  dafür,  dass 
Leute  dieser  Art  nur  fortj.,ehenj  wenn  (^s  iluien  in  der  Meiniat  uner- 
triiglich  schlecht  geht,  und  dass  sie  lieber  auf  jede  Unterstützung 
verzichten,  ehe  sie  dorthin  zurückkehren  Ein  anderer  häufiger 
Grund  des  Forttiehens  ist  fllr  alte  Leute,  dass  ihre  Kinder  an 
anderem  Orte  wohnen  und  sie  gerne  mit  ihnen  zusammenleben  und 
sich  durch  Kinderwartung,  Hausaufsicht  noch  nützlich  machen 
wollen;  auch  ülllt  bei  diesem  Zusammenleben  den  Kindern  die 
Unterhaltung  der  Eltern  sehr  viel  leichter,  ab  wenn  von  einem 
auswärtigen  Armenvcrbande  Unterstützung  gewährt  und  von 
den  Kindern  in  baarem  Oelde  wieder  eingezogen  wird. 

Diese  M'>n  lichkeit,  sich  in  der  eigenen  Familie  noch  nützlich  zu 
machen,  sollie  man  wenn  angünerlich  nicht  erschweren.  Auch 
wird  ni:in  die  von  suiehen  alten  Leuten  druliende  .Mehrbelastung 
nicht  zu  hoch  anschlagen  dürfen.  Wenn  andererseits  Städte  wie 
Berlin,  Breslau,  Frankfurt  a.  M.  u.  a  wirklich  etwas  stSrkm 
Belastung  erhalten,  so  sollte  billig  auch  in  £rwägung  gezogen 
werden,  wie  viel  wohlhabende  ältere  Leute  nach  solchen  Städten 
ziehen,  die  Orte,  an  denen  sie  berufsthätig  gewesen  sind,  in 
ihrem  Wohlstände  vermindernd,  die  Orte,  in  denen  n'm  die  Frucht 
ihrer  Arbeit  geniessen,  in  ihrem  Wohlstand  erhöhend. 

')  V^l.  oben  8.  219-223;  uamentlich  die  Tabelle  für  Berliu. 

*)  Die«  iBt  eine  oft  gemachte  Wahrnebinting,  vgl.  Flottwell  l 
S.  »M.  Adickes  S.  773.  —  Ebendasselbe  ist  mir  von  AnnenkonwiiB» 
eionsvorstehem  in  Berlin  wiederholt  versichert  worden. 
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Zwangsmassregeln  gegen  Arme  und  gegen  Armen- 

Verwaltungen. 

Das  Weseu  der  Anaeuverwaituii^  im  ali^enuMucu. 

§  193. 

Wie  immer  beschaffen  die  AimengeeetegebuDR  und  die  Yer- 
besserungen  derselben  um  mö^,  cCurllb^  sind  Freunde  imd 
Ckigner  einig,  dass  der  wesentiicbste  Erfolg  derselben  von  ihrer 
Ausführung  und  Anwendung  abhänge,  dsfis  ein  schlechtes 
Oesetz  und  gute  Verwaltung  noch  immer  besser  seien,  als  ein 

futes  Gesotz  und  schlrclite  Verwaltung.  Und  in  der  That  wird 
iese  Meinung  —  die  in  gewissem  8innc  für  alle  Verwnlttni^- 
tbätigkeit  gelten  kann  —  ganz  besonders  in  Ansehung  der 
Armcnvervvaltung  berechtigt  sein,  weil  auf  kein(;m  Gebiete  mehr 
als  auf  diesem  n)enschliche  Schwächen  aul  leiten  der  Gebenden 
imd  auf  Seiten  der  Nehmenden  geeignet  sind,  das  vom  Gesetze 
OewoUtc  geradezu  zu  vereiteln. 

Vieles  Dahingehörige  ist  schon  in  den  voraufgehenden  Ab* 
schnitten  ausf\ihrlicher  dargdtt^t  oder  angedeutet  worden.  Es 
zeigte  sich,  in  welchem  Masse  £s  Vorhandensein  von  ^litteln  die 
Uel  mng  der  ArmenpHego  beeinflusst,  wie  schndUch  ihr  rebermass 
ebenso wold,  als  ein  Mangel  derselben  wirken  kann.  Aut  die  nahe 
Bezieliung  des  Armt  uwesens  zu  allen  Erscheinungen  des  wirtschaft- 
iielien,  sozialen  und  politischen  Lebens  wurde  hingewiesen  und  der 
Gefahr  gedacht,  die  aus  falscher  Behandlung  der  Annut  als  eines 
peröünlich  verdchuldeteu  Zuötandes  erwachsen  kann,  Hobald  ledig- 
lich sachliche,  vor  allem  wirtschaftliche  Ursachen  dieselbe  herbeige- 
führt haben,  und  wie  umgekehrt  die  unbedachte  Hfllfeleistung  gegen- 
über der  verschuldeten  Armut  gefährlich  sein  muss.  Auch  auf  die 
Uebergänge  wurde  aufmerksam  gemacht,  die  sich  leise  und  unmerk- 
lich von  unverschuldeter  Erwerbelosigkeit  zum  Vermögens verluat, 
von  diesem  zur  Arbeitsscheu  und  zur  Liederlichkeit  bilden. 
Doch  ist  diese  reiche  Mannigfaltigkeit  seelischer  und  körperlicher 
(jtlücks-  und  Leidcnszustände  durch  einige  Formeln  zu  er- 
sclniptcn  so  wenig  möglich,  ^^ie  die  Begriffe  ArbeitsOihigkeit 
und  Aibeltsuufähigkeit,  dauernde  und  vorübergehende  Bedürttig- 
kt'it  allen  Möglichkeiten  gerecht  werden  können .  welche  iiu 
wirklichen  Leben  den  Eintritt  der  Armenpflege  veraalaüsen.  Nach 
Erwerbsart  und  Lebensgewohnheit,  nach  moralischer  und  körper- 
licher Begabung  bt  jeder  Bedürftige  von  dem  andern 
individuell  verschieden,   bedarf  jeder  diejenige 
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o  Ii  andlung,  welche  den  seine  Bedürftigkeit  veran- 
lasbcnden  individuellen  Umstünden  eatsp rieht. 

Dies  ist  nun  vun  g;in/.  besonderer  VViclitigkeit  und  Schwierigkeit 
in  Ansehung  derjenigen  Armen,  welche  nicht  in  äusaerlich  er- 
kennbarer Weiae  ~  Krankheit,  körperliche  oder  geistige  Ge- 
brechen —  bedürftig  sind,  namentlich  abo  dann,  wenn  mannigfoche 
femer  U^nde  Einflüsse,  wie  die  wirtschaftlichen  Verhutntsse 
im  allgemdnen,  Wohnungsnot,  Lebensmittelteuening ,  sowie 
lediglich  innere  Momente,  wie  Arbeitsscheu  u.  s.  w.,  auf  den 
Zustand  der  Bedürftii^keit  bei  ganzer  oder  teÜwciscr  Arbeits- 
fiihijxkoit  des  Einzelnen  und  seiner  Angehörij^^fni  finwirk^'n. 
Wiilirend  dun  Fällen  der  crsteren  Art  durch  eine,  liirer 
ganzen  Natur  nach  niehi  leicht  zu  missbrauchende  Verpflegung 
in  besonderen  Anstalten  abgeholfen  werden  kann  und  imiss,  ist 
in  allen  anderen  Fällen  die  Unterstützung  in  der  Wohnung  an 
und  für  sich  ausreichend,  aber  daneben  strenge  und  daumde 
Beaufsicl)ti*^ung  der  UnterstUtaten  unamgänglich  notwendig. 

Eine  derartige  Aufsicht  zu  üben  ist  aber  nur  möglich,  wenn 
eine  ^^enttgend  grosse  Zahl  von  Personen  vorbanden  ist,  welcbe 
als  Armenpfleger  hierzu  fhhig  und  Willens  sind;  beides  werden 
sie  nur  sein ,  wenn  die  Zahl  der  ihnen  unterbreiteten  Fälle  eine 
geringe  ist,  so  dass  dit-  Sachuntersuchung  bei  Beginn,  die  fort- 
dauernde I Beobachtung  bei  Fortdauer  der  Unterstützung  seitens 
des  ArmcnpHegcrs  ohne  sonderliche  Mühe  erfolgen  kann.  Dies 
führt  in  Armenverbänden,  deren  Umfang  zu  gross  ist,  als  dass 
der  Gemeindevorstand  hierzu  in  Ansehung  sämmtlicher  Unter- 
stUtzungpBfillle  ohne  weiteres  im  Stande  ist,  sur  Verbindung 
der  freiwilligen  und  obligatorischen  Armenpflege 
durch  ehrenamtliche  Beteiligung  gemeinnützig  ge- 
sinnt erPersonen,  denen  ihre  l^erufsbeschäftigung  so  vid  Zeit 
übrij?  lässt,  um  einige  wenige  Fälle  in  der  vorbezeichneten  Art 
gründlich  zu  behandeln.  \A  esentlich  ist  hierbei  die  Einteilung 
des  von  dem  OrU*armen  verbau  de  gebildeten  Gebiets  in  I^t^zirke 
und  Quartiere,  denen  der  einzelne  Armenijtie;^^er  vorstellt;  bei 
äusserst  starker  Beleiii^nmg  freiwilliger  Kräfte  und  nicht  zu 
grosser  Ausdehnung  dcö  Gebiets  kann  die  Teilung  so  weit  gehen, 
dass  jedem  i'degcr  nur  eine  bestimmte  geringe  Zahl  von  Wohn- 
stätten oder  von  Fällen  (2—4)  zugewiesen  wird. 

Um  die  Verbindune  der  einzelnen  Teile  unter  einander  nicht 
zu  verlieren,  namentlich  also  zur  Aufrechterhaltung  gleichartiger 
Grundsätze  und  zur  Ueberwachung  der  Armen  (damit  dieselben 
nicht  durch  Quartierwechscl  der  Aufsicht  sich  entziehen  oder 
doppelte  Unterstützung  erhalten)  ist  auf  der  andern  Seite  eine 
Zusammenfassung  der  PHe«rebezirke  notwendij^,  die  Schaffung 
eines  Zentr.iljtimktes,  an  welchem  Nachrichten  über  die  einzelnen 
Unterstiit/.iingsfälle  und  die  Art  ihrer  Behandlung'  zusammen- 
strömen, von  welchem  Rat,  Anweisunirund  thatsiiehliche  Belehrung 
über  den  Sachstand  an  die  l'iieger  auögehen  können.  Zwischen 
^ie  Zentralstelle   und   den   einzelnen    Pfiegebezirk  können 
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Zwischenglieder  (BeEirksvenammluDgen  u.  dergl )  eingctchoben 
werden. 

Auf  dos  Detail  kann  an  dieser  Stelle  ni»  lit  n:ilier  eingegangen 
werden.  Ueber  (lie  N  o  t  w  e  n  d  i  k  e  i  i  der  1  n  d  i  v  i  d  u  a  l  i  s  i  r  u  n  g 
hat  in  der  Tlieorie  niemals  Zweifel  bestanden;  nnr  die  Praxis 
littt  desben  zu  häufig  yergessen,  oder,  wenn  nicht  vergessen,  aus  Nach- 
lässigkeit, Pflichtwidrigkeit  u.  s.  w.  nicht  darauf  geachtet.  Da  aber 
jede  Verkennnng  der  allein  richtigen  und  Yemflnftigen  Grnnds&txe 
durch  planloee  oder  willkttrliehe  Armenpflege  ebensowohl  zur  Ver* 
wilderung  und  Znchtloeigkeit  der  armen  Bevölkerungt  wie  zur  Aber- 
massigen  Anspannung  und  schliesslich  zur  völligen  Unzulänglichkeit 
der  für  Armenzwecke  erforderlichen  Mittel  unerbittlich  hinfülirt,  so 
giebt  es  einen  Höhepnnkt,  nach  dessen  Erreichung  das  Gemein- 
wesen seiner  Misswirtseliaft  sich  inne  wird  und  zu  lieilsamcr  Armen- 
}iHege  zuruek/ukehren  versucht.  Hierbei  kommt  man,  sozusagen  von 
selbst,  auf  die  (irumlsatze  der  Individnalisininp;. 

Da-s  letzte  Beispiel  dieser  Art  bot  Elberfeld,  wel(he>  1852 
'seine  bürL'erliche  Armenpflege  von  drund  aus  reformirte,  die  btadt 
zum  ülIiüIu  der  Aussenarmenpflege  in  Quartiere  teilte^ 
deren  jedes,  nach  Hausnummern  örtlich  abgegrenzt,  seine  eigene 
Armenpflege  haben  sollte;  der  einzelne  Armenpfleger  sollte  in  der 
Regel  nicht  mehr  als  4  Armen  (Einzelstehenden  oder  Familien- 
hftuptem)  seine  Fflrsorge  widmen.  Durch  diese  Reform  wurden  so 
vortreffliche,  in  dem  verbesserten  Zustande  der  Armen,  wie  in 
ausserordentlicher  Verminderung  der  Armenpflegekosten  zum  Aus- 
druck gelangende  Erfolge  erzielt,  dass  das  Beispiel  Elberfelds 
Gegenstand  der  aufmerksamsten  Beachtung  wurde  und  sein  Sy>tera 
vielfach  geeignet  ers<'hien,  die  Zustande  des  Annenwe?ens  auf  prak- 
tischem Wege  ihrer  Hesserun^'  zuzufübren  ;  vgl.  hierüber  namentlich 
Seyffardt,  Die  Ueiurm  des  Armenwcbens,  1874.  mit  sehi-  wert- 
vollen eigenen  Gedanken;  Laniniers  bei  Eniinin^haus  S.  81^ 
der  nur  Nachrichten  ans  den  Ver\\aliungsberichten  und  der  Armen- 
urdnung  bringt;  Loening  S.  891;  iJerthold,  Die  otiene  Armen- 
pflege der  Stadt  Elberfeld  im  Juni  1881 ;  ganz  neuerdings  noch 
der  Abschnitt  „Die  Elberfelder  Armenpflege"  in  dem  vonBöhmert 
herausgegebenen  Werke:  Das  Armen wesen  in  77  deutschen  St&dten, 
Dresden  1886,  S.  49  ff.  Dort  sind  eine  Menge  Berichte,  Zahlen* 
angaben,  sowie  Anweisungen  und  Formulare  für  die  Armenpfleger 
mit  abgedruckt.  —  Kurz,  aber  sehr  zutreffend  sind  die  Orundzflge 
des  Systems  gezeichnet  von  Roestel  in  einem  auf  dem  IX.  bran- 
denburgisclien  Städtetage  vom  1^.  Sepienibei-  18^2  ueiialtenen  Vor- 
trage: Praktische  Erfahrungen  mit  dem  elberfelder  Armenpfleee- 
System.  —  Neuerdings  Neuordnung  nach  elberfelder  Muster  ni 
Frankfurt  a.  M.,  Armenordnung  vom  1.  April  188J^  —  vergL 
Venvaltungs  -  Bericht  —  und  in  Gotiia,  Armenordnung  vom 
16.  Februar;  vgl.  Emiiiinghaus  in  Nordwest  1885  S.  li'J  u.  a.  iü. 
In  der  Deutschen  Gemeinde -Zeitung  bildet  das  elberfelder  System 
ein  stehendes  Thema. 
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Selbstverständlicli  ist  dasselbe  nicht  für  jedes  Gemeinwesen 
brauchbar,  nicht  für  jedes  nutwendig;  nicht  brauchbar  da,  wo 
es  an  gemi):enden  olirenanitlichen  Kräften  fehlt,  nicht  notwendig,  wo 
der  Gemeinde  vorst  and  ohnedies  Wohlliahende  und  Bedürftige  genau 
kennt.  Leberhaupt  daif  man  es  nicht  schablonenhaft  nachahmen 
«ollen  ;  mit  RQcksicIit  aaf  die  zn  Gebote  stehenden  persönlichen  und 
tinanziellen  Kräfte,  auf  den  Umfang  nnd  die  Art  der  Bedürftigkeit 
in  seinem  Bezirke  n.  s.  w.  hat  jedes  Gemeinwesen  zu  prüfen,  was 
ihm  am  meisten  entspricht.  Nur  darf  der  Grundgedanke  der  Indi- 
vidoaiisining  weder  in  kleinsten  noch  in  grOssten  Verhältnissen  auf- 
gegeben werden. 

Es  ist  übrigens  kein  gutes  Zeichen  für  den  Stand  der  Armen- 
verwaltungen \m  aligemeinen ,  dass  das  elberfelder  System  dieses 
ausserordentliche  Aufsehen  ( n  e^en  und  dazu  füliren  konnte .  dass 
es  als  das  System  der  iiidividualisirenden  Ariiienptlege  s.chlechthia 
bezeichnet  wird,  withrend  es  sich  docli  lediglich  um  die  Wieder- 
belebung oder  WiedereotdeckuDg  der  rationellen  Grundsätze  handelte. 

'  In  Wahrheit  gilt  diese  Art  der  Arbeitsteilung  als  oberster 
Grundsatz  der  alten  kirchlichen  Armenpflege  schon  —  oder  man 
sagt  besser:  noch  —  in  der  apostolischen  Zeit,  wo  Diakonen 
und  Diakonissinnen  als  Helfer  des  Bischofs  thätig  sind;  vgl.  Ra- 
tz i  n  g  e  r  S.  36,  A'A  und  76 :  U  h  1  h  o  r  n  an  verschiedenen  Stellen,  na- 
mentlich 1  S.  ITiR  lind  171.  Am  Ausgang  der  ersten  Ei»0(he 
(Ende  des  '\.  Jalirhundortsl  l)eganneii  bereits  diese  Grundsätze  ver- 
nachlässigt zu  werden.  die  eigentüinliche  Autl'i's^niiL'  des  Al- 
mosenspeuduiis  als  liusbakt  Uberhaupt  zu  arger  Veikeiuiuiig  des  Sinns 
der  Armenpflege  führt;  Uatzinger  an  vielen  Stellen ;  S.  85 — 92^ 
160  ff.,  233  ff.,  289,  368  und  S.  93  Annu  4  gegen  Em  min  g- 
hans.  —  Yersnche  der  Wiederbelebung  der  Diakonie  im  Sinne 
persönlicher,  höchst  individueller  Armenpflege  sind  später  sehr  häufig 
nnd  eben  immer  dann  gemacht  worden,  wenn  die  Mis&wirtschaft 
alles  Mass  überschritten  oder  aus  andern  Gründen  die  Zustände  des 
Armenwesens  sich  ungewöhnlich  verschlimmert  hatten. 

Einige  sehr  bemerkenswerte  Heispiele  bieten  namentlich :  Die 
schon  S.  80  erwühntc  yperner  Armenordnung  von  1524  und  die 
nürnberger  Armenordnuntr  von  1522,  Ueber  die  Triorität  der 
ki/toren  nnd  den  Streit  liierüber  vgl.  Locning  S.  86o  Anm.  17 
und  die  dortigen  Zitate.  In  Stadt  Braunscbweig  1805  durch 
Johaun  Anton  Leise witz;  vgl.  Bammel  bei  Emmlngbaus 
S.  223.  —  In  Kiel  1793  Gesellschaft  der  freiwilligen  Armen- 
freande;  vgl.  Seelig  bei  Emmlnghans  S.  127.  —  In  Hamburg 
Armenordnnng  vom  3.  September  1788:  Grttndnng  der  allgemeinen 
Armenanstalt;  v.  Melle  S.  64  ff.  —  Die  von  Thomas  Chal- 
mers  als  Geistlichem  des  Kirchspiels  St.  Johns  in  Glasgow  eben- 
dort,  von  Nicholls  in  South  well  ebenfalls  im  Anfange  des  Jahr- 
hunderts unternommenen  praktischen  Reformen;  vfil.  Asehrott 
S.  30  n.  a.  ra.  —  Sehr  bemerkenswi  rt  ^iiul  die  Worte  iil>tT 
das  Almoseiigeben ,  die  Lessing  dem  Derwisch  in  den  Mund 
legt:  Nathan  der  Weise  1.  Aufzug  am  Ende  des  3.  Auftritts 
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§  105. 

Atisser  den  Schranken,  welche  der  Armenpflege  überhaupt 
durch  die  Individirditlt  d"s  RfMliirftigen  gesetzt  sind,  werden 
apL-ziell  der  ö  f  t"p  n  1 1  i  c  h  cii  Ar  in  e  n  p  f  l  c  g  e  noch  Grenzen  gezogen 
durch  ihr  VerhaltaUs  zu  den  anderweiten  Mitteln  der  Arnienptie^.- 
und  durch  ihre  Natur  ala  ötfentlich-rechtliche  Leistung  aus  Mitiela 
der  Gcmeinwirlschaft. 

Nicht  an  erster  Stelle  und  als  vornehmste  Helferin  loll  sie 
der  Bedürftigen  sich  annehmen.  Nm*  wenn  alle  Mittel  erschöpft 
sind,  wenn  kein  Verwandter  und  kein  Freund  dem  BedttH^gen 
Htilfe  bringt,  wenn  die  freiwilUge  Liebeethätigkeit  unzureichend 
oder  aus  inneren  (n  iinden  fern  geblieben  ist,  dann  soll  das  Ge- 
meinwesen eintreten,  seine  Mitgheder  der  äussersten  Not  zu  ent- 
reissen.  Und  weil  sie  nur  dies  und  nicht  mehr  thiin  soll .  hat 
sie  sich  zu  hüten ,  nicht  durch  zu  frühe.s  Eingreifen  die  .\n- 
gehörigen  ihrer  imtUrlichen  Pflichten  zu  entwöhueu,  nicht  die 
lireiwiUig«'  Hülfe  übcrfliböig  zu  machen  ^ ). 

Sie  hat  öioh  femer  stets  vor  Augen  zu  lialten,  dass  sie  mii 
öffentHcben  Mitteln  wirtschaftet,  welche  aus  den  Steuerleistungen 
der  wirtschaftlich  tiitttigen  Gemdndeglieder  fltcssen,  und  dass 
-diesen  gegenüber  keine  Last  härter  orttckt,  als  eine,  die  ohne 
Not  auferlegt  wird. 

So  steht  die  Armenverwaltung  vor  einer  unendlich  schworen 
lind  mühevollen  Aufgabe,  wenn  sie  das  Gesetz  erfüllen  wüL 
weil  nur,  wenn  sie  alTen  diesen  Momenten  genügende  Beachtung 
«ehenkt,  das  Oesetz  in  rechter  Weise  erftillt  werden  kann. 
Denn  dieseä  seibat  vermag  nur  die  Gewähninir  von  Unter- 
stützung zu  gebieten,  den  hierzu  verpflichteten  Armenverban-! 
zu  bezeichnen;  den  Ertblg  zu  sichern  liegt  ausserhalb  seiner 
Machtsphäre.  Der  Erfolg  bleibt  im  wesentlichen  auf  den  guten  Willen 
und  die  Einsicht  der  Gebenden,  auf  die  Zustände  und  daa  Ver- 
halten der  Nehmenden  verstelli  Dem  entsprechend  haben  sidi 
denn  auch  die  Gesetzgebungen  von  jeher  darauf  beschränkt,  die 
Orundzttge  festsustellen ,  indem  sie  die  verschiedenen  Arten  der 
Unterstützung  aufzählen,  die  zum  Eintritt  in  die  ArmenTer* 
waltung  geeigneten  Personen  namhaft  machen. 

Wird  hieran  auch  im  allgemeinen  nichts  zu  ändern  ge- 
wünscht, so  giebt  es  doch  mit  Bezug  auf  den  Ubliclu  n  und 
zweckmässigen  Inhalt  der  Armen i^cset7.gel>nng  zwei  Punkte,  die 
man  der  gesetzHchen  liegelung  in^joweit  lur  besonders  bedürttiLT 
und  zugänglich  erachtet,  als  der  Cliarakter  der  gesetzliefien 
Armenpricge  als  einer  öffentlich-rechtlichen  Verpflichtung  su  \  oü[ 
•einen  Missbrauch  der  Armenpflege  von  Seiten  der  Bediirt'tigen 
unbedingt  ausschliesscn ,  aber  auch  ein  geringstes  Mass  der 
Armenftlrsorge  von  Seiten  der  verpflichteten  Verbände  sicher 
«teilen  muss.  Man  wünscht  daher  gesetzliche  Zwangsmittel 


*)  Vgl.  bierfiber  oben  8.  77. 
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egen  Personen,  die  sich  oder  ihre  Anj^ehörigen  mutwillig  in 

on  ZiistanrUler  Bedürftigkeit  versetzen  und  crlnlten,  sowie  gege  n 
A  r  m  e  n  V  (  r  b  ä  n  d  e ,  die  sich  ihrer  X  erpHichtung  zur  Armen pfleire 
zum  Beiladen  der  Bedürftigen  entziehen  oder  zum  Schaden 
anderer  Armenverbände  entledigen. 

§  196. 

I.  Das  Reichsgesetz  tiberlässt  die  Fesisetzunp^en  über  Art  und 
Mass  der  Unterstützung,  sowie  über  die  Eiiirichtuiig  der  Ver- 
waltung der  Landesgesetzgebung:  §  8  des  Gesetzes  vom  6.  Joni  1870. 
Das  prensBische  AiisftthniDgsgesetz  §  1  zSliIt  Obdach — unentbehr- 
lichen Lebensanterbalt  —  Krankenpflege  —  Begräbnise  auf,  weitere 
Detaillimng,  ausweislich  der  Motive ^  unterlassend,  weil  eine  er- 
schöpfende Kasuistik  unmöglich  sei.  So  auch  schon  in  den  Mate- 
rialien /u  dem  Gesetze  von  1842,  dessen  33  keine  Ansprüche, 
die  über  das  Notdürftige  hinaut:f?ehen ,  /tilässt  :  es  sollen  die 
sehr  individuellen  Verbältnisse  sowohl  personell  wie  lokal  berück- 
sichtigt werden.  Mit  §  33  gleichlautend  (53  des  preussischen 
Ausführungsgesetzes;  vgl.  die  guten  NachwciMingen  über  die  Materia- 
lien und  die  frühere  preussische  Praxis  bei  Arnold  S.  460  11'.  und 
691  ff.  Wegen  Schuluuterricht  vgl.  oben  §  186.  —  Ganz  ebenso 
wie  Preossen  auch  Würtemberg  §  1.  —  Sachsens  Armen* 
ordnnng  zählt  in  §  88  als  Gegenstände  der  Armenpflege  auf  1)  Al- 
mosen, 2)  Krankenpflege,  8)  Kindererziehnng,  4}  Terschaffung  von 
Unterkommen,  5)  gänzliche  Versorgung,  anch  Ausstattung  mit 
Bekleidang  and  Handwerkszeug  für  Waisen,  wenn  sie  als  Lehrlinge 
aofgenommen  werden  f>?59).  —  Baiern  ähnlich  in  Art.  10.  U.  s.  w. 

II.  Die  A  rm  en  ve  r  w  a  1 1  u  n  g  ist  regehnä^siji  Sache  der  Ge- 
meindeverwallung. Doch  gehen  einige  (le^elzgeliungen  speziellere 
Vorschriften  über  die  llestellung  und  Zusammensetzung  der  Anuen- 
behörde.  —  Preusseii  §  2  verweist  ganz  allgemein  auf  die  Vor- 
schriften über  die  Gemeindeverfassung.  Doch  ist  in  §  3  die  Bildung 
besonderer  Armendeputationen  nach  Ermessen  derGemeinde- 
verwaltong  zugelassen.  Jedes  zor  Teilnahme  an  den  Gemeindewahlen 
verpflichtete  Glied  ist  anch  zur  Uebernahme  einer  unbesoldeten 
Steile  in  der  Gemeinde-Armenverwaltung  verpflichtet.  Ortspfarrer, 
deren  Amtsbezirk  sich  über  die  Grenzen  der  politischen  Gemeinde 
erstreckt, gelten  hinsichtlich  des  in  der  auswärtigen  Gemeinde  belegenen 
Kirchspielteils  den  dortigen  Ortseinwohnerii  gleich.  —  In  Haiern 
wird  gemäss  Art.  22  Ii',  ein  besonderer  Arnienpfl  egschaftsrat 
gebildet,  dem  der  (xemeindevorstand,  die  Pfarrvorslan  le ,  der  Vor- 
stand der  israelitischen  Kultusverwaltuug ,  wenn  eine  solche  in  iler 
Gemeinde  besteht,  und  der  Bezirksarzt,  wenn  ein  solcher  in  der 
Gemeinde  seinen  Amtssitz  hat,  als  geborene  Mitglieder,  Vertreter  der 
Gemeindeverwaltung  als  abgeordnete  and  Gemeindebarger  als  gewählte 
Annenpflegschaftsräte  angehören  sollen.  —  In  W  U  r  t em  b  e  r  g  ist  die 
Armenverwaltung  gemäss  Art,  9  ff.  Sache  der  bürgerlichen  Ge- 
meindeverwaltnng.    Der  erste  Ortsgeist  liehe  bezw.  von  jeder 
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Konfession  der  erste,  ist  biiinniberechtigtes  Mitglied  des  Kolle^amfi. 
Aut  Gruud  eioes  Beschlusses  der  bürgerlichtii  Kollegien  koimeu  lu 
allen  Gemeinden  besondere  dem  Gemeioderat  untergeordnete  Depu- 
tationen ans  Mitgliedern  der  bOrgerlicben  Kollegien,  geeigneten  Fall» 
unter  Zoziebnng  anderer  Ortseinwobneri  fOr  die  Yerwaltnng  der  6rt* 
lieben  ArmenpBege  und  ebenso  Kommissionen  für  die  Verwaltung 
einzelner  Zweige  der  Anstalten  der  Armenpflege  gebildet,  aoch  fllr 
einzelne  Bezirke  der  Gemeinde  besondere  Armenpfleger  bestellt  wo^ 
den. —  Sachsen.  Armcnordnunfz;  72  ff.  stellt  den  Grundsatz  auf, 
dass  die  Arnieiipllege  Gegenstand  des  inneren  Genieindehanshaltes 
sei,  dessen  Hesor^ung  der  Genieindeobrigkeit  obliege,  wobei 
es  „weniger  auf  allgemeine  Gleichtonnii'keit  als  auf  verständige 
Berücksichtigung  der  üitlicben  \  eriialiiu&Äe  aiikuiniiie  .  Doch  ^oll 
die  Verwaltung  des  Armenwesens  unter  Mitwirkung  der  Angehurigcü 
des  Heimatbezirks  erfolgen.  Im  Falle  der  letztere  aas  mehreren 
Gemeinden  besteht,  hat  die  betreffende  Obrigkeit  «ans  den  doreh 
Einsicht,  Erfahrang,  Gemeinsinn  and  öffentliches  Vertrauen  aus- 
gezeichneten Bewohnern  des  Heimatbezirks  einen  Armen  verein 
zu  bilden'^.  Dabei  sind  stets  die  Besitzer  der  im  üeimatbezirke 
belegenen  Kittergüter,  die  Geistlichen.  Sclmllehrer,  Vorstände  d«r 
rrivaiwolilthiitigkeitsaustalten ,  Acrzte  zum  Beitritt  aufzufordern. 
IHe  Geraeindevorstände ,  Ortsrichter,  Vorsteher  und  Verwalter  der 
im  Ileiiuuibezirke  bestehenden  mikleu  Stiftungen,  der  Ariinii-, 
Kranken-  und  Waisenhäuser  sind  vermöge  ihres  Amtes  jcdesiual 
Mitglieder  dieser  Vereine,  ialls  der  Ileimatbezirk  durch  eine 
Gemeinde  gebildet  wird,  gilt  bezflglich  Aufforderung  bezw.  Teil- 
nahme der  bezeichneten  Personen  das  Gleiche. —  In  ßaden  wird 
die  örtliche  Armenpflege  gemliss  §  26  ff.  durch  den  Armenrat 
verwaltet,  der  aus  dem  Gemeinderat  unter  Zuzug  des  Ortspfarren 
jeder  Konfession,  des  Armenarztes  oder  in  Ermangelung  eines  soi> 
eben  des  Staatsar/tes.  wo  ein  solcher  seinen  Wohnsitz  hat,  endlich 
der  Polizeilteamten,  wo  die  Lokalpolizei  einer  StaatsstcUe  übertragen 
ist .  gebildet  werden  soll.  Der  Armenrat  kann  tür  die  verschie- 
denen Zweige  und  .\nstalten  der  Armenpflege  aus  seiner  Mute  oder 
aus  der  Zahl  der  selbständigen  Einwolmer  eine  oder  mehrere  Kora- 
njibbionen  bilden  und  tür  einzelne  Bezirke  der  Gcmeiude  besondere 
Armenpfleger  bestellen.   U.  s.  w. 


1.  Zwangsmittel  j:e^en  Arme. 

a.    Zwang  zur  Arbeit  iiu  allgemeiuea. 

§  197. 

Schon  an  zwei  Stellen  —  bei  Betrachtung  des  sogenannteu  x\n- 
spruchs  auf  Unterstützung  und  bei  Darlegung  der  Ursachen,  die 
zur  Einrichtung  von  Beziäsarmenhllusem  geführt  haben  ^  wurde 
darauf  iiingewicsei^,  dass  einige  Gesetsgebungen  einen  Anspruch 
des  arbeitsuntUhigen  Annen  auf  Unterstützung^  andere  nur  eine 
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Verpflichtung  des  Annen verljamics  zur  Unterstutziiiig  gej^enüber 
dem  Staate  dem  Woillaute  nach  anerkennen,  das«  dies  aber  in  der 
Praxis  ganz  auf  dasselbe  herauskomnu,  weil  kein  Gesetz  eine 
ZiTÜklage  des  Armen  gegen  die  Gemeinde  BiiUtoBt  und  eben- 
«owenig  die  Hulfeleistang  an  „arbeitsfiilüge**  Personen  in  FsUen 
bringender  Not  aiuscUieasen  kann^). 

Wird  andererseits  erwogen,  dass  die  Fülle,  in  denen  arbeits- 
fähige Personen  sich  in  dringender  Not  betitKlr  n,  wegen  der  Un- 
bestimmtheit dieser  Begriffe  durchaus  nicht  leicht  von  den  Fällen 
-der  Arbeitsunfähigkeit-^)  unterschieden  worden  kimnen,  inif]  dass 
ein  sicherheits-  und  sittlichkeitspolizeiliches  Interesse  überhaupt  in 
allen  Fullen  mit  zur  Frage  steht,  so  leuchtet  ein,  dass  mit  der 
fi^^etzlichen  Anerkennung  oder  \  iTSMgnng  des  Anspruchs  auf 
Unterstützung  nichts  weiter  als  eine  Art  Instruktion  für  die 
ArmenbehOrde  gegeben  ist,  der  zufolge  arbeitsfilhige  Peraonen 
grundstttelich  auf  ihre  Arbeit  angewiesen  bleiben  sollen.  Kommt 
^  nun  gleichwohl  dazu,  dass  sie  unterstützt  werden  müssen,  so 
handdt  es  sich  viel  mehr,  als  um  Recht  oder  Unrecht  der  Unter- 
stützung, um  die  Frage:  Wie  ist  die  Unterstützung  nach  dem 
Onmdsatze  der  Individualisirung  zu  gewähren,  welche  Art  der 
Unterstützung  ist  den  individuellen  X'^erhiUtnissen 
des  arbeitsfähigen  Bedürftigen  am  meisten  auge« 
messen? 

§  m 

Für  Beantwortung  dieser  Frage  kommen  Tmchiedene  Ge- 
«ichtspunkte  in  Betracht  Es  ist  su  erwttgen,  dass  Jemand,  der 
arbetts&hig  ist,  nur  Armenunterstütaung  nachsuchen  wird,  wenn 
•es  ihm  an  Arbeit  mangelt  oder  wenn  er  die  Arbeit  scheut.  Ge- 
währt man  nun  diesem  eine  UnterstiUzimg  in  ganz  gleicher 
Weise  wie  einem  arbeitsunfähigen  Armen,  so  ist  es  zweifellos, 
dass  der  A  r  b  ei  tsf«  >' ho  ii  e  die  GeleirfTiheit,  ArlK»it  zu  suchen, 
gänzlich  versäumen,  und  der  Arbeitswillig«',  liierdurch  zur 
Nachahmung  verlockt,  sich  gleiclitalls  lieber  auf  diu  Armenpflege  zu 
verlassen  beginnen  wird,  statt,  soweit  irgend  möghch,  seine  Kräfte 
2ur  Anfia«diung  und  Verrichtung  YOn  Arbeit  anzustrengen.  Es  ist 
femer  zu  bedenken,  dass  jede  Unterstützung  an  einen  arbeits* 
fidiiffen  Mensche  am  unzweideutigsten  den  Charakter  des  Lohn- 
^niscnusses  trfigt  und  der  auf  seine  eigenen  Kräfte  angewiesene 

')  Vfil.  oben  §  98.  —  Namentlich  Baiern,  das  in  Art.  f*.  I  des 
(.ieaetzes  von  lj5»>9  von  eiueui  Anspruch  uul  L  uterstütxung  spriclit,  setzt 
sogleich  hinzu:  dass  sich  derselbe  beschrttnkt  „auf  die  Gewaiirung  des 
zur  Erhaltung  des  I^cbcns  oder  der  (icaundheit  lTnentr>ehrlir1ieir,  und  in 
Art,  10  Iii:  „Arbeitefaliige  Pereonen  haben  keinen  Anspruch  auf  ötlent- 
liche  Unterstützung;  die  Armenpfieee  hat  jedoch  auch  solchen  Personen 
in  Fällen  dringender  Not  die  im  Interesse  der  öt)'entlichen  Sicherheit 
oder  Sittliflikei»  ■iu;.'-pnh!iekHeh  unontl>elirliehe  Hülfe  zu  ^rf^wlihrcn." 

Man  denke  namentlich  an  Wittwen  mit  vielen  Kindern,  die  an 
•ich  arbeitifiihig  sind,  deren  Verdiengt  aber  zur  Unterhaltung  aller  Kinder 
nicht  ansretcht.  ^  Vgl.  im  übrigen  oben  S.  77  Anm.  1. 
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Arbeiter  durch  derartiirf  ünterstiitziingen  in  seinen  Lolmverhält- 
nisBLii  wesentlich  beeinträchtigt  winL  So  er^'ebt  sich  gleichsam 
von  selbst  die  Antwort,  dass  die  Unterstützung  an  arbeits- 
fähige Personen  nur  gegen  Arbeitsleistung  stattfinden 
darf,  deren  Gegenstand  die  Annenbehttrde  «n  ermitteln  und 
anzuweisen  hat 

Ueber  die  Richtigkeit  dieses  Qnmdsatzes  besteht  denn  auch 
keine  MeinungByerschiedenheit;  dagegen  sind  über  die  praktische 
Ausfllhrung  und  mehr  noch  über  die  Ausführbarkeit  geeigneter 
IMassregeln  die  Ansichten  sehr  verschieden.  Namenth'ch  \^'ird 
darüber  irestriften ,  ob  und  unter  welchen  ^''()^ul<'5etz!lngen  man 
die  Arbeitsleistung  seitens  des  Bedürttigen  erzwingen,  ob  und 
unter  wdehen  Voraussetzungen  von  dem  Gnmdsatze:  Unter- 
stützung nur  gegen  .Vrbeitfileistuiig  zu  gewähren,  abgegangen 
werden  dtUfe,  endlich  ob  eine  bestimmte  Art  der  Arbeitsgewäh- 
rung  gesetslich  vorauscfareiben  ad. 

Vergegenwärtigt  man  steh,  was  jener  GrundsatE  fttar  die 
Anwendung  im  wirklichen  Leben  bedeutet,  so  erkennt  man,  daas 
^Arbeitsfähigkeit"  ein  ausserordentlich  dehnbarer  und  lelatiTier 
B^riff  ist.  Zwischen  der  Arbeitsikhigkeit  des  in  einer  speziellea 
Kunst  ausL'ebildeten  Handwerkers  und  der  eines  gewönnlichen 
Tagelolinarbciters,  zwischen  der  eines  im  iVTannr-sahrT  stehenden, 
gesunden  und  arbeitswilligen,  und  drr  eines  dt  iii  Alter  nach 
arbeitskräftigen .  aber  durch  liederlichen  Lebenswandel  herab- 
gekommeneu  arbeitsscheuen  Menschen,  und  so  überhaupt  zwischen 
der  Arbeitsfilhigkeit  gesunder  und  kranker,  junger  und  alter 
Personen,  besteben  die  Tstschiedensten  AfastitAingen  in  Art  und 
Mass.  Emen  Arbeits&bfgen  durcfa  Gewttlirung  von  Arbeit  untsr^ 
stutzen,  heisst  also  auch  wieder  vor  allem:  indiridualisiren, 
d.  h,  jedem  diejenige  Arbeit  anweisen,  zu  welcher 
er  durch  seine  Vorbildung  geschickt  und  körperlich 
ftthig  ist. 

Die  Voraussetzung  der  Arbeitsanwrisung  im  allgemeinen 
uud  der  individualisirenden  insbesondere  bildet  aber  wiederum  die 
Bereithaltung  von  Arbeit  im  allgemeinen  und  angemessener  Arbeit 
im  besonderen.  Und  diese  Bereithaltung  wiederum  ist  nur  möglich, 
wenn  Arbeitsgelegenheit  vorhanden  ist.  lind  an  diesMim 
Punkte  Stessen  nun  die  Meinungen  hart  auf  dnander:  denn  luer 
handelt  es  sich  um  nichts  Geringeres  als  um  die  Frage,  ob  die 
Arbeitsgelegenheit,  wenn  sie  nach  Lage  der  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen oder  nach  Massgabe  der  besonderen  Ortlichen  Verhlllt- 
nissc  nicht  vorhanden  ist,  künstlich  geschafei  werden  kann  und 
soll.  Bejahenden  Falles  wird  den  Armen  Verwaltungen  die  Auf- 
gabe gestellt,  für  Arbeit  nnter  allen  l^mständen,  in  allen  Fiillen  der 


Ausdruck  dieses  Verhältnisses  der  Armenbehörde  zu  den  P>edürf- 
tigen  ist  das  sogenannte  Recht  auf  Arbeit,  das  von  jeher 


tragen.    Der  stärkste 
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Dieser  Zusamintiiliaiig  ist  wohl  am  treffendsten  in  den  oben  lOi*» 
liezeichneten  Berichten  des  franzosi^'Chen  comitä  pour  rextinction  de 
la  mcndicite  kluigelegt.  —  Das  preussische  A.  L-R.  stellt  im  Ein- 
gänge des  betreffenden  Titels  (II  19)  die  Sätze  auf:  ^Dem  Staate 
kommt  es  in,  für  dieEroihnuig  and  Verpflegaug  derjenigen  Bürger  zu 
wrgen,  die  sich  ihren  Unterhalt  nicht  selbst  verschaffen  und  anch 
von  andern  Privatpersonen,  welche  nach  besonderen  Gesetzen  dazu 
verpflichtet  sind,  nicht  erhalten  können«*'  (§  1.)  denjenigen,  welchen 
es  nur  an  Mitteln  nnd  Gelegenheit,  ihren  and  der  Ihrigen  Unterhalt 
in  verdienen,  ermangelt,  sollen  Arbeiten,  die  ihren  Kräften  und 
Fähigkeiten  gemäss  sind,  angewiesen  werden."*  (§  2.)  Nach  der 
bekannten  Acnssening  des  Fürsten  Bismarck  (iber  „das  Recht  auf 
Arbeit"  haben  diese  Sätze  dazu  herhalten  müssen,  die  Behauptung, 
zu  recfitlerti'^n ,  dass  das  preussische  Landrecht  ein  solches  Recht 
anerkenne.  Wer  die  etwas  überbchwängliche  Sprachweise  des  Land- 
rechts kennt,  weiss,  dass  dies  nicht  der  F«al!  und  damit  nichts  anderes^ 
gemeint  ist,  als  dass  die  Obrigkeit  und  insbesondere  die  Aimenver- 
waltung  bemüht  sein  soll,  auf  Eröffnung  von  Erwerbsgelegenheit 
im  allgemeinen  hinzuwirken,  nnd  UnterBtfitznng  wo  möglich  nnr 
gegen  Arbeitsleistang  za  gewähren;  es  hrancht  nicht  besonders  her- 
vorgehoben za  werden,  dass  die  preossische  Praxis  diese  Sätze  nie 
anders  aofgefasst  hat.   Es  ist  hieranf  noch  zor&ckzokonunen. 

§  1^ 

Es  darf  nun  nicht  verkannt  werden,  dass  das  Reclit  aar 
Arbeit  in  der  Tbat  das  logische  Schlunsglied  eines  Ordanl^en- 
ganpes  bilden  mmsj  welcher  von  der  Grundlage  der  ge.s(?tziichen 
Armenpflege  ausgeht  Ernsthatt  verwirklicht  führt  da.srielbe  aber 
zu  folpendom  Resultat :  die  A  r  m  e  n  v  o  r  w  a  1 1  u  n  g  wird  die 
Vermittlerin  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer, sie  zieht  die  Arbeitslöhne  ein,  um  sie  als  Armenauf- 
wand  wieder  zn  Terausgaben,  und  legt  aus  der  Armenkasae  so- 
vid  BQ,  als  an  dem  Arbeitsverdienst  zur  Beschafiune  des  nn- 
entbehrliehen  Unterhalt»  fehlt.  Das  onprlingliche  Verhftltnisa- 
kehrt  sich  um:  statt  nur  die  arbeitsfthigen  Annen  von  Idcht- 
t'ertigem  Nachsuchen  von  Unterstützung  surQckzuhnlten  und  ar- 
beitsscheue Personen  zur  Arbeit  zu  zwingen,  welches  der  eigent- 
liche Sinn  des  in  Rede  stehenden  Grundsatzes  ist.  beschafft  die 
Annenverwaltung  allen  Arlx'itsfähigen  Arbeit,  worunter  denn 
die  wirklieh  bedUrtügen  und  die  arbeitsscheuen  Personen  mit 
inbegriffen  sind. 

Bei  Duichtiihninc:  diesi^r  ThStigkeit  in  gi^sserem  jMassstabe 
uiuss  denn  die  Armcnverwaltung  auf  einem  Punkte  anlangen, 
wo  die  frei  gewählte  Arbeit  ernsthafte  Konkurrenz  erhält  durch 
die  als  Ae(|ttivalent  der  ArmenuntenttttzuDg  daigebolene,  wo- 
nach natürlichen  Gesetzen  die  Löhne  der  freien  Arbeiter  um 
ebensoviel  geringer  werden,  als  die  aus  der  Armenkasse  zu  den 
Arbeitslöhnen  der  nicht  freien  Arbeiter  gewährten  Zuschüsse  be- 
tragen.  Dieser  Lohndiuck  hat  wiederum  zur  Folge ,  dasa  die- 
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freien  Arbiiter  (»benfalls  nicht  mehr  ohne  Heiliiilfe  der  Arnion- 
kaseu  zu  exiötiren  vermögen  und  schliesslich  durch  die  Not  ge- 
zwungen, wahrscheinlich  aber  noch  vor  Eintritt  der  äussersten 
Not  durcD  das  Beispiel  der  anderen  verlockt,  sieb  bei  der  Armen- 
Verwaltung  um  Arbeit  und  Lobnsuschuss  bewerben«  Auf  dem 
Gipfelpunkte  dieser  Zustände  ^\  ird,  th(K)reti8ch  gedacht,  die  Ar- 
beitsverschaffung  zum  thatsächlichen  Monopol  der  Armenverwal- 
tung; die  Armenkasse  Ubemiramt  die  Funktion,  aus  den  Mit- 
teln  der  Gcmoinwirtscliaft  die  Löhne  auf  einer  besfininiten  Höhe 
2U  erlialten.  Weil  aber  um  ebensoviel,  als  die  Zahl  der  freien 
Arbeiter  sich  vermindert  und  die  der  unterstützten  sich  vermehrt, 
auch  die  Zahl  derer  vermindert  wird,  welche  Beitr^tge  zu  den 
^litb  hi  der  Geraeinwirtschatt  leisten,  und  die  Zahl  derer  vermehrt 
wird,  welche  von  diesen  Mitteln  leben,  so  kommt  notwendig 
^n  Zeitpunkt,  in  welchem  die  beitragspflichtigen  Mitglieder  des 
Gemeinwesens  nicht  mehr  im  Stande  sind,  die  nötigen  Mittel 
au&ubringen  und  daher  entweder  sich  gl«ch&]ls  für  bedürftig 
«rklftren  oder  aber  auswandern. 

§  200. 

I.  Leider  —  oder  jetzt,  iiaclidem  ein  Jahrhundert  daröber  hin- 
gegangen, darf  man  im  Interesse  der  Nachlebenden  sagen:  glQck- 
licher  Weise  —  ist  die  Geschichte  des  Armenwesens  nicht  ohne 
Beispiel  für  die  Folgen  eines  Systems,  welches  das  Recht  auf 
Arbeit  in  der  Praxis  ver\Yirklicht.  Nicht  eine  der  Konsequenzen, 
die  boeben  als  natürliche,  eine  aus  der  andern  sich  ergebend,  dar- 
zulegen versucht  wurden,  ist  dem  englischen  Armenwesen  unter 
der  Herrschaft  der  sogenannten  Gilbert's*Act  von  1782  erspart 
geblieben. 

Die  wesentlichsten  Bestimmtmgsn  derselben  sind,  dsss  das  lur 
Aufnahme  aller  bedürftigen  Pm)nen  bestimmte  workhoose^)  nur 
noch  arbeitsunfähige  Personen  aufnehmen  solle,  und  dass  den 
Arbeitsfähigen  in  der  Nähe  ihrer  Wohnnntren  eine  geeignete 
Beschäftigung  ausfindig  gemacht,  der  Arbeitslohn  eingezogen  und  zu 
ihrem  Unterhalt  niitverwaudt .  d.  h.  ein  ungenügendes  Er- 
trägniss  aus  der  Armenkasse  ergänzt  werden  solle. 
Eine  eigentümliche  Ausgestakuüfcj  erfuhren  diese  Bestiuiuiungcn  als- 
bald in  einem  zuerst  in  Berkshire  gefassten  und  demnächst  von 
vielen  Seiten  uachgeshmten  Beschluss,  eine  Lohnskala  nach  der 
Höhe  der  Lebensmittelpreise  und  der  Stärke  der  Familie  aufm- 
stellen,  wobei  das  durch  eigene  Arbeit  nicht  su  Erwerbende  als 
Znachuss  (allowance)  gegeben  wurde 

Die  Vorschriften  der  üilbert's-Act,  deren  Einffihrnng  zunSchst  nur 
fakultativ  und  von  der  '/«Stimmung  von  ^  a  der  /nr  Armeusteuer  Ein- 
geschätzten abhängig  gemacht  war,  wurdeu  1796  generalisirt.  Die  mit 


<)  Vgl.  hierüber  noch  uuten  §  203. 
Vgl.  hierüber  auch  namentlich  noch  Kries,  Die  engl.  Armeii- 
püege  8.  10  Anm.  16  und  17. 
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diesem  System  verbimdeiieu  ^lissstände  führten  1882  zur  Einsetzung 
einer  Ivönigliclien  Kommission  zur  Untersuchung  der  Zustände  des 
Armen weseub,  zur  Erstattung  eines  äusserst  umtangreichen  Berichtes 
und  demnächst  zu  der  bekannten  R  e  f  o  r  m  v  o  ji  1  8  :>  4.  liieser  Bericht, 
tler  seitdem  unendlich  oli  und  doch,  wie  das  unaufhörliche  Auf- 
tauchen ähnlicher  Projekte  heweist,  noch  immer  nicht  genug  zitirt 
worden  ist,  deckte  Zustände  auf,  welche  jedes  Ergebniss,  zu  dem 
die  lediglich  theoretische  Schlnssfolgenuig  hinführt,  noch  bei  weitem 
tthertreffen.  Ich  teile  «nige  der  wesentlichsten  Aa^en  im  Anschluss 
an  die  neueste  Arbeit  Uber  das  englische  Armenwesen  (Aschrott 
S.  42  ff.)  nachstehend  mit 

Der  l?erichi  beginnt  mit  den  Worten:  ..Ks  ist  unsere  traurige 
rtlirlit  /AI  hericliten.  da?s  der  Fonds,  welcher  dazu  bestimmt  ist, 
Kmder  und  arbeiistähige  Personen ,  welche  nicht  in  täglicher  Be- 
schäftigung sind,  zur  Arbeit  zu  setzen  und  den  Arbeitsunfähigen 
die  notwendige  Unterstützung  zu  gewähren,  zu  Zwecken  verwendet 
wird,  welche  dem  Buchstaben  und  noch  mehr  dem  Geiste  dieses 
Gesetzes  zuwider  shid  and  die  Moral  dieser  so  sehr  zahlreichen 
Klasse  and  die  Wohlfahrt  der  Allgemeinheit  antergraben.**  Ueber 
die  Art  der  Untersttttzangen  wird  bemerkt,  dass  die  Aafnahme 
arbeitsfähiger  Personen  in  das  workhonse  selten  stattfinde.  Die 
workhooses  selbst  werden  entweder  als  baufällige  Hftnser  geschildert, 
in  welchen  wenige  Insassen,  meist  ganze  Familien,  behaglich  bei- 
sammen wohnten,  oder  als  itrachtvolle  Neubauten .  in  denen  die  In- 
sassen eine  Aufnahme  fänden,  welche  weit  Uber  die  Verhalf nisse 
eines  gewöhnlichen  selbständigen  Arbeiters  hinaubgiuge.  An  Disziplin 
und  geordneter  Beschäftigung  fehle  es  fast  durchweg.  Doch  sei  die 
Unterstützung  aubserbalb  des  workhouse  überwiegend  i  aber  selten 
finde  sie  gegen  BesclAftigung  statt,  weil  diese  einer  kostspieligen 
Aafsicht  bedürftig  sei  and  meist  schlecht  and  lässig  gethan  werde. 
Auch  Untersttttzongen  in  natura  seien  nicht  hftafig;  wo  dies  aber 
durch  Zahlung  von  Wohnungsmiete  oder  Anweisungsscheine  anf 
Kleidnngsstticke  oder  Materialien  geschehe,  seien  erhebliche  Mis.- 
bräuche  im  Schwange,  indem  die  Beamten  (overseers)  selbst  sich 
durch  Handel  mit  schlechten  alten  Häusern  und  durch  Material- 
anweisungen auf  ihre  eigenen  (ieschäfte  zu  bereichern  suchten. 
Die  regelmässige  Unterstützung  habe  in  Geld  und  zwar  in  der  im 
Eingänge  erwähnten  Form  des  Lohnznschusses  (luuli  einer  Skala 
im  Yerhältniss  zur  Kopfzahl)  bestanden,  oder  es  sei  das  sogenannte* 
Ticket-System  angewendet;  letzterem  zufolge  erhielte  der  Arme  einen 
Schein  auf  einen  zu  seiner  iinnahme  bereiten  Gutsbesitzer  oder 
Fabrikherrn,  anf  Grund  dessen  der  letztere  den  Armen  auf  Kosten 
der  Gemeinde  in  der  Art  beschäftigte,  dass  sich  die  Gemeinde  ver- 
pflichtete, die  Differenz  zwischen  dem  verdienten  Lohne  und  dem 
gemäss  der  Skala  von  dem  Arbeiter  zn  beanspruchenden  auszu- 
gleichen. Nach  einem  andern,  häufig  angewen rieten  Systeme  setzte 
die  Gemeinde  fest,  dass  jeder  Steuerzahler  nach  Yerhältniss  seiner 
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Stenei:  eine  bestimmte  Anzahl  armer  Arbeitor  zo  einem  you  tocih 
herein  festgesetzten  Lohne  beschäftigen  sollte;  die  Zateihuig  des 
einzelnen  Arbeiters  erfolgte  durch  das  Loos. 

Abgeselien  von  den  auch  andcr^w^  als  Foltren  leichtfertiger  Unter- 
stützung beobachteten  Erscheinungen,  wie  \Hinehrnn{?  der  Armen 
und  Minderung  des  Ehrgefühls,  sind  es  gc\wsae  eigentiiuiliche  Er- 
scheinungen, die  mau  gerade  hier  wahi'zuucUmen  noch  besondere  Ge- 
legenheit hatte.  Namentlich  ist  es  ein  ausserordentlicher  Lohndruck, 
der  durch  die  aUowances  geübt  wurde,  so  dass  der  Betrag  des 
Arbeitslohnes  Ar  den  freien  Arbeiter  selten  das  naeh  der  Brotshala 
fizirte  Einkommen  überstieg;  nnd  selbst  zn  diesem  Lohne  vermochten 
die  unabhängigen  Arbeiter  oft  keine  Beschäftigung  zn  finden,  weO 
die  Arbeitgeber  befürchteten,  dnrch  ihre  Annahme  noch  mehr  nnbe- 
schäftigte  Arme  zu  schalfen  und  so  die  Armensteuer  noch  mehr 
in  die  Höhe  zu  treiben.  Bei  dem  System,  welclics  zur  Beschäf- 
tigung einer  bestimmlen  Zahl  zugewiesener  Armer  zwang,  war  die 
Entlassung  der  freien  Arbeiter  um  so  mehr  eine  häuhge  Folge.  :üs 
schon  für  jene  oft  das  Arbeitspensum  nicht  znreichte.  Daneben  be- 
förderten diese  Lohuzuschiisse,  die  mit  der  Zahl  der  Köpfe  in  der- 
selben Familie  wuchsen,  die  BeTAlkemngs?ermehruug,  Indern  sie 
eine  f&rmliche  Pr&mie  auf  leichtsinniges  Kinderzengen  setzten. 

Zugleich  geht  mit  der  Yerlottemng  des  bedftHtigen  Teiles  der 
Bevölkerung  eine  Yerringemng  des  Wohlstandes  im  allgemeinen 
Hand  in  Hand.  FUr  diejenigen,  die  auf  der  Grenze  des  Wirtschaft* 
liehen  Verfalles  stehen ,  ist  die  Armenunterstfltzung  bequemer  und 
angenehmer  als  eigene  Arl)cit ;  die  Zahl  derjenigen,  die  zur  Leistung 
der  Armenstener  fähig  sind,  verringert  sieh :  die  Arnienstouer 
wächst  in  ungeheuerem  Masse:  es  werden  folizen de  Zahlen  angegeben: 
1785:  1.912,  180:J:  4.077,  1817:  7.87ü  Mill.  £, 

In  vielen  Bezirken  bleiben  ^anze  Flächen  Landes  unbebaut, 
um  dadurch  die  2^1ung  der  Armensteuer  zu  vermeiden,  die  auf 
dem  Grund  und  Boden  ruhte.  In  einem  Kirchspiele  bietet  man  das 
ganze  Land  den  Armen  an,  die  es  aber  ansschbigen,  weil  ihnen  das 
alte  System  Torteilhafter  erscheint.  Als  eine  vielfach  ausgedruckte 
Ueberzeugnng  wird  berichtet:  „IMe  18-Penny-Kinder  werden  in 
10  Jahren  das  Kirchspiel  aufessen,  wenn  nicht  Hülfe  gewährt  wird." 
I^nd  damit  es  ancli  nicht  an  Wahrnehmungen  über  die  Auffassung 
fehle,  welche  die  arme  Hevulkerung  sich  Uber  „das  Kech'  auf  Ar- 
beit gebildet  hatte,  wird  berichtet,  dass  gerade  au  denjeniiien 
Orten,  wo  das  Armenwesen  am  laxesten  gehandhabt  werde,  Unruhen 
utiil  ZusamraenroUungen  der  Armen,  ja  Brandstiftungen  und  andere 
Verbrechen  behufs  Erzwingung  von  Unterstützung  häufig  vorkänien. 

Die  Reform  suchte  dann  diesen  Zuständen  dnrch  Wiederbelebung 
des  Arbeitshausprinzips  und  Einsetzung  einer  Zentralarmenbehörde 
entgegenzuwirken,  wovon  noch  unten  zu  sprechen  sein  wird. 

IL  Ein  anderes  Beispiel  bietet  namentlich  die  1788  gegründete 
hamburger  Armcnanstalt,  welcher  bei  der  allgemeinen  Be- 
Organisation  auch  die  Aufgabe  zugewiesen  war,  ftlr  Beschäftigung 
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der  Annen  za  sorgen.  „Die  Stifler  sahen  die  Unmöglichkeit  ein, 
sicher  sa  ermitteln,  ob  ein  Armer  seine  Kräfte  verwende,  nm  seinen 
Lebensonterhalt  zn  gewinnen,  ob  es  wthr  sei»  daas  er  keine  Arbeit 
finde,  oder  ob  diese  Angabe  nur  ein  Yorwand  sei.  Um  Unge- 
rechtigkeit zu  yermeideii  sahen  sie  kein  anderes  Mittel,  als  jedem 
Arbeitsfähigen  beiderlei  Geschlechts,  welcher  Arbeitslosigkeit  vor- 
schfitzen  würde,  eine  für  den  Lebensunterhalt  hinreichende  Beschäf- 
tigung zu  geben"  —  vgl.  Gerando  III  S,  10.  In  dem  Berichte 
von  179'J  bemerkte  das  Annen-Kollegium :  „Der  Aermste  in  Ham- 
burg kann  wöchentlich  durch  seine  Arbeit  36  ß  verdienen  oder  er 
erhält  das  Coniplement  dessen,  was  er  nicht  erwtrbiu  kaim,  als 
Almosen.**  Vgl.  ?,  Melle  S.  105.  —  Die  liamburger  Anstalt 
galt  lange  als  Masteranstalt,  nnd  wohl  mit  Recht,  weil  innerhalb 
eines  nicht  za  grossen  Bezirks  längere  Zeit  das  indiyidoalisirende 
System  gat  ind  pfliehttren  geliandhabt  wnrde.  Doch  blieben  die 
KQckschlAge  nicht  ans.  Im  Anfange  des  Jabrhanderts  stand  die 
Anstalt  vor  grossen  Defizits,  zam  Teil  allerdings  mit  veranlasst 
durch  die  französische  Invasion ;  vgl.  hierüber  D  u  c  h  a  t  c  1  -  N  a  v  i  1 1  e 
160  und  das  daselbst  mitgeteilte  Schreiben  des  Mitbegründers 
der  Anstalt  v.  Vo;^ht  aus  dem  Jahre  1832 ;  auch  v.  Melle  S.  110  ff. 
Bei  der  in  den  'JOor  Jahren  erneuten  Reorganisation  wurde  von 
einer  derarugeu  ullgemeinen  Arbeitsveraubtaltung  Abstand  geuummeu. 
Vgl.  T.  Melle  S.  135. 

III.  lieber  einen  einmaligen  Versach  des  Magistrats  za  Glas- 
hütte im  Kri^jahre  1866  berichtet  Rentzsch  bei  Emming- 
bans  8.  189.  Der  Stadtrat  nntemahm  in  Fol|^  der  herrschenden 
Erwerbslosigkeit  eine  Anleihe  und  anterzog  sich  der  Mtthe,  yon 
jedem  dort  Wohnenden  Strobgcflocht.  etwas  niedriger  als  zum  Tages- 
kurse, zu  kaufen  und  setzte  dasselbe  mit  Gewinn  um  Bentzsch 
bemerkt,  dass,  so  bedenklich  das  Mittel  war,  glücklicher  Weise  der 
Krfol«]:  doch  recht  günstig  war.  —  Minder  glücklich  endeten  der- 
artige Versuche ,  die  man  in  den  20er  Jahren  in  Kostock  machte, 
indem  man  Materialien  anschaffte  und  in  zur  Verfügung  gestellten 
Räumen  oder  zu  Ilausc  bearbeiten  Hess.  Mau  \erkautte  mit  Schaden 
oder  stapelte  die  schlechte  Arbeit  aaf  and  schloss  endlich  mit  einem 
starken  Defizit;  vgl.  Wachenhasen  bei  Emminghans  S.  206. 

IV.  In  diesem  Zasammenhange  mag  aach  noch  bemerkt  werden, 
dass  Auswaaderang  als  Folge  hober  Armensteuern  auch  aosser- 
halb  Englands  wahrgenommen  ist.  Im  Anfange  des  Jahrhunderts 
wurden  in  Ostfriesland  seitens  der  Regierung  auf  den  Domanial- 
flächen  Kolonisten  aHLM  -^icdclt ,  die  ^bei  gi^nzlichom  Mangel  eines 
Betriebskapitals  ohn*  K  tnituiss  der  Lokalvcrhaltnis«e  und  ohne 
Kenntniss  des  Ackerbaues  sich  bald  al>  soW'vz  unfähig  zeigten". 
Die  Kolonien  wurden  sodann  mit  den  benachbarten  alten  Gemeinden 
zu  gemeinsamen  Armenvorbändcn  verbunden ,  was  für  letztere  so 
drückend  war,  dass  eine  starke  Aaswanderung  der  wohlhabenden  Leate 
nach  Holland  stattfand,  welche  die  Gebartenzahl  Qberwog  und  eine 
Abnahme  der  BevOlkernng  znr  Folge  hatte;  vgl.  Linsingen  S.  79. 

33* 
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§  201, 

Versucht  man   sich   über  die   (Gründe   klar  zu  werden, 
welche  dazu  führen  können,  aus  dem  an  «ch  richtigen  Qnmd- 
«aatze  der  UnterBtlltzung  durch  Arheitsgewährung  dn  sokli» 
berrbild  bu  machen,  so  erkennt  man  sehr  bald,  dass  die  AtmeD- 
Verwaltung  gefahrlos  nur  dann  Arbeit  gewähren  kann,  wenn  sie 
in  enger  Fühlung  mit  den  Bedürüiissen  des  Arbett^marktes  auf 
der  einen  Seite,  mit  den  Bedürtnissen  der  Armen  auf  der  andern 
Seite  bl(  i^>t.   Denn  bietet  der  Arbeitsmarkt  Gcle^enlieit  zu  freier 
Arbeit   in   hinreichendem  blasse,    so   kann   ea  gar   nicht  vor- 
kommen, dass  erwerböfahige  Peräonen  Unterstützung  nachsuclien ; 
wenn  sie  es  dennoch  thun,  so  ist  dies  ein  Zeichen,  dass  j«ie 
arbeitsscheu  sind  oder  dass  die  Armen  Verwaltung  ihre  Aufgabe, 
das  thatsächliche  Bedüi'fniss  genau  zu  prüfen,  yemachliss^ 
Und  dieses  wird  denn  auch  allgemein  als  der  wahre  und  haupl' 
sächliche  Grund  der  grossesten  Missstttnde  des  Armenwesens  Be- 
trachtet, dass  die  Bedürftigen  seitens  der  Armenyerwaltungeo 
nicht  genügend  beaufsichtigt  und  zurückgehalten,  sondern  gerade- 
zu verlockt  würden,  die  Unterstützung  als  ein  selbstverständ 
liches  Recht  in  Ansprucli  zu  nehmen.    So  wird  denn   Ii'  IV 
traehtung  zu  derjenigen  Aufgabe  der  Armenverwaltung  zurück- 
geführt, von  deren  Darlegung  oben  ansiregangen  wurde,  der  Auf- 
gabe, zu  individualisircn,   und  insbesondere  dann   zu  indivi- 
dualisiren,  wenn  es  sich  um  Personen  handelt,  deren  BedürftiiT- 
keitszustand  schwer  erkennbar  ist.    Und  luei'für  ergiebt  sioi 
dann,  im  Gegensatze  zu  jener  lockeren  und  nachlässigen  Hand- 
habung der  Armenpflege,  als  unverbrüchliche  Regel,  ungerecht- 
fertigtes  Kachsuchen  um  Unterstützung  aufs  strengste  zurück- 
zuweisen, diejenigen  aber,  deren  Unterstützung  gleichwohl  not- 
wendig ist ,   immer  in  dem  Bewusstsein  zu  erhalten ,   dass  es 
fremde  Mittel  sind,  von  denen  sie  leben.    Mit  dieser  Massgabe 
ist  auch  zu  den  Fragen  zurückzukehren,  die  im  Kingange  dieses 
Abschnittes  vorangestellt  wurden.  gejL;en  wen  und  unter  welchenVor- 
aussetzungen  ein  Arbeitszwang  zulässig  sei.   Denn  mit  dit^^ 
Massgabe  handelt  es  sicli  dann  nicht  um  ein  Gelui  unbegrenzter 
Arbeitvorschailung  llir  alle  Arbeitsfähigen,  sondern  um  die  zweck- 
mässigste  Form  der  Unterstützung,  die  unter  Umständen  auch 
durch  Arbeit  geschehen  kann  oder  soll. 

Sehr  zutrefieiui  luhrt  die  preussische  Min.-Instr.  vom  lü.  April 
1871  aus:  Von  der  Befuguiss  des  §  1  al.  2  sollen  die  Anniorff- 
bflnde  nur  geeigneten  Falls  Gebrauch  machen.  Die  Öffentliche  A^ 
menpflege  darf  neben  der  nötigen  Strenge  auch  der  auf  den  eiB- 
zelnen  Fall  Rücksicht  nehmenden  Humanität  nicht  entbehren.  Ststt 
der  Gewährung  von  Unterstützungen  in  Geld,  Lebensmittehi  oad 
Brennmaterialien  wird  daher  die  Unterbrlngtmg  in  öffentlichen  Ar 
nienhäusern  u.  s.  w.  auch  in  Zukunft  keineswegs  die  ein  für  alle 
Mal  zn  befolgende  Kegel  bilden  dUrfen.    Nur  das  verständige  Kr- 
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inesseii  kann,  je  nach  Lage  des  Falles,  darü!»pr  die  Richtschnur  an 
die  Hand  geben,  welcher  Modus  als  der  zwei  kt  iitspiechende,  bei- 
den Kück&ichten  die  gebiilireude  Kechnung  Habende  anzusehen  ist. 

Ton  bttonderem  Interesse  sind  die  dieebexttglichen  Entscheidun- 
gen des  Bandesamts  fttr  das  HeimatweBem  So  wird  in  der 
EDtsebtidiuig  XYII  S.  77  amgefUhrt,  dass  der  nnterstfltzende  Orta- 
ansenverbandf  welcher  gemäss  §  1  des  preussischen  Armengeeetses  die 
Unterstützung  geeigneten  Falls  auch  mittels  Anweisitttg  geeigneter 
Arbeit  gewähren  kann,  eine  solche  gewähren  mnss,  wenn  daza 
Gelegenheit  vorlianden.  Es  hätte  vom  Klüger  bewiesen  werden  müssen, 
dass  es  monatrUmg  an  solcher  Gelecrnheit  gefehlt  habe.  —  Aehn- 
lieh  Entscheid  Uli  LT  XV  S.  49.  Dagegen  XV  S.  51  :  dass  es  auf 
der  andern  »Seite  nicht  Sache  der  Arnienverwaltunsr  sein  kann, 
irgend  eine  Beschäftigung  austimiig  zu  machen,  z.  B.  für  invalide 
Personen,  die  etwa  noch  gewisse  leichte  Dienste  verrichten  können. 

Uebrigens  sei  der  Einwand,  dass  Jemand  arbeitsfähig 
gewesen,  an  und  ftr  sieb  kein  Gmnd  die  Erstattong  aosznschliessen, 
weil  grosse  Kinderaabl,  Mangel  an  Arbeit  n.  s.  w.  sehr  wobl  im 
einzelnen  Falle  eine  Unterstützung  notwendig  machen  können;  Tgl. 
auch  Xi  8.  44  und  XII  S.  44.  Doch  wird  in  XV  S.  54  ansgefllhrt, 
dass  der  yorlänfig  untcrsttltzende  Armenverband  niclit  ohne  weiteres 
jedo  Untersttitzuni:  'gewähren  könne.  Wenn,  wi*'  im  vorliegenden 
Falle,  ein  arbeitsscheuer  Mensch  in  überaus  reichlirlier  Weise  unter- 
stätzt \Yerde,  so  werde  die  Faulheit  erhöht;  der  Armenverband 
hätte  notwendig  Zwangamassregeln  anwenden  und  besten  Falls  vor- 
übergehende einmalige  Unterstützung  —  nicht  dauernde  —  gewähren 
darfen. 

b*   Das  Arbeltshanapffutp. 

202. 

Soweit  nun  dem  Ermessen  der  Arraeiibehörde  anheiiiigestellt 
bleiben  soll,  in  welcher  Form  sie  unterstützen  wnll,  bedarf  es 
keiner  Aenderung  der  Gesetxgebunfc.  Es  wurde  schon  erwähnt, 
dum  und  aus  welchen  Gründen  sicli  die  Gesetzgebungen  auf  die 
Zeichnung  der  Grimdziige  ia  Bezug  auf  Art  und  Mass  der  Unter- 
attttzungen  besehrttnkt  mben.  Dagegen  ist  an  dieser  Stelle  auf  die 
Meinung  derjenigen  einzugehen,  wdcbe  dnerseits  die  Befugnisse  der 
Armenverwaltun^en  zu  yermehren  und  andererseits  dieselben  an 
gewisse  gesetalich  bestimmte  Formen  der  Unterstütmng  gebimden 
wissen  wollen.  Diese  Meinung  geht  davon  aus,  dass  bei  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  ein  Missbrauch  der 
Armenpflege  seitens  der  ärmeren  Hcvölkerung  a.ach  jetzt  durch- 
aus nicht  aiis^schlossen  sei  und  dass  nur  eine  formelle  Be- 
grenzung von  Art  und  j^Iass  dei-selbeu  dagegen  zuverlässig 
schützen  könne.  Es  wird  so  ai^umentirt:  Die  gesetzliche 
Armenptiege  habe  nur  die  Aufgabe,  vor  der  üUöäersten  Not  zu 
scbutzen;  die  Unterstützung  solle  keine  Verbesserung  ^  sondern 
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eine  Verschlec  litt  i  ung  der  Lage  des  Bedlidtigen  sein.  Und  weil 
ej^  «elir  schwer  sei,  zu  unterscheiden  zwischen  der  eigentliihtn 
unverschuldeten  und  der  verschuldeten  Arbeitäl<jsigkeit  und  weil  es 
ierner  sehr  schwer  sei,  zu  wissen,  ob  Jemand  alle  eigenen  Mittel 
oder  Bcnutigen  HtUftqueUen  enchöpft  hAbe,  bevor  er  «ich  ao 
AnneiiTerwaltuiig  wendete,  so  mttwe  man  die  UDterBtHteong 
schon  der  Form  nach  so  wenig  verlockend  wie  mOglich  machen; 
nur  wenn  Jemand  sich  auch  durch  die  unbequeme  oder  nn* 
angenehme  Form  der  Unterstützung  nicht  zurückachrecken  lassen 
sei  anzunohntf'n  ,  dass  er  wirklich  bedürftig  sei.  Wer  aber  be- 
dürftig sei ,  stelle  sich  selbst  das  Zeugnis«  aus ,  dass  er  un- 
vermögend sei,  füi*  sich  selbst  zu  sorgen,  erkliire  sich  ge\^'i.sser- 
massen  ftir  unmtlndig.  Ihn  unter  Aufsicht  zu  nehmen 
und  zu  halten,  ihn  in  massigen  Grenzen  in  seiner  Freiheil 
zu  beschränken,  sei  Pflicht  ui^d  Recht  der  Armenbehörde. 
Nun  könne  aher  diese  Beschrllnkung  wirksam  nur  da  geschehen, 
wo  die  Ueherwachune  wirksam  erfolgen  könne.  Dies  wiederum 
sei  nur  in  einer  geatälossenen  Ansteu  möglich ,  in  weldier  dem 
Insassen  durch  strenge  Hausordnung,  durch  Enferiehung  der  im 
Stande  der  iiVeiheit  ihm  erlaubten  Genüsse  (vor  allem  gesclilecht- 
lieber  Umgang,  Trinken,  Tabak  rauchen)  filhlbar  gemacht  werden 
könne,  dass  er  aus  Armmmitteln  erhalten  worde. 

Weiter  aber  ü^enüge  es  nicht,  den  Eintritt  dieser  l\)lgen 
unter  allen  UmsUinden  von  dem  freien  Willen  de^  Bedürftigen 
abhängen  zu  lassc^n-  arbeitsscheue  und  solche  Personen,  welche 
zwar  arbeitoten,  aber  ihre  Angehörigen  der  iVimeuptiege  aiiiieim- 
fallen  liessen,  milssten  aum  Enitritt  in  die  Anstalt  ge zwangen 
und  nötigenfitUs  hestraft  werden  können. 

Der  Wunsch,  UnterstUtaung  nur  in  geschlossenen  Anatalten 
zu  verabfolgen,  wird  vornehmlich  durch  den  Hinweis  auf  die 
Erfolge,  die  man  in  England  mit  dem  sog.  Arbeitshäus- 
er in  zip  erzielt  habe,  begründet.  Auch  wird  eine  nicht  geringe 
Zahl  von  Armenverwaltungen  in  Deutseh1;md  namhaft  ireniacht, 
welche  mit  Versrigimg  jeder  Unterstilt/unt;  ausserhalb  der  Arinen- 
arbeitsanstidt  eine  wesentliche  V'emiinderung  der  ÜDterstUlzungeo 
und  des  Armenaut  wundes  herbeigetiihrt  hätten. 

§  203. 

I.  Die  Literatur  ftber  diese  Fragen  ist  von  jeher  ^e  sehr  am* 
fangreiche  gewesen.  Namentlich  ist  in  England  die  Fhige  irgend 
welcher  Reformen  des  Armenwesens  stets  in  anmittelbarem  Zusam- 
menhange mit  der  Frage  des  workhouse  bebandelt  worden.  Ueber 
ältere  Literatur  vgl.  Aschrott  S.  25.  Von  neuerer  namentlich 
Fawcett,  Pauperism,  its  causes  and  remedies,  London  187 1,  und 
Pretyinan.  Dispauperization ,  a  populär  treatise  on  I'oor-Law 
Evils  and  their  liemedies,  London  1878.  —  Lin  ie  iu  seinen 
Beiträgen  handelt  im  Abschn.  III  aasf&brlich  vom  englischen  work- 
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house.  —  Das  wertvollste  Material  befindet  sich  iu  Ueu  jährlichen 
Berichten  der  engllsclien  ArmenbehOrden. 

In  Deutschland  ist  die  neuere  Literatur  ttber  diesen  Punkt 
dfirftiger.  Ausser  den  mehrgenennten  Abhandlungen  von  t.  Lin- 
singen S.  87  noch  Kries  I  S.  326,  Rickert  S.  36  ff.,  Huber 
S.  294,  Seyffardt  I  S.  Cohn  S.  49,  Loening  S.  910  u.a. 
Namentlich  aber  die  oben  bei  Besprechung  der  Bezirksarmenhäuser 
genannten  Arbeiten,  vor  allem  die  wichtigen  Berichte  der  Anstaltsvor- 
stände; vgl.  S.  ^^r.l>  und  S.  406  Anm.  1.  Dncrogen  ist  die  ältere 
Literatur  äusserst  reiclihaltip:.  So  ist  besouderis  der  betreffende  Ab- 
schnitt bei  G  e  r  a  n  d  o  8.  Teil  1.  Buch  noch  heute  von  lioliem  Werte; 
ebenso  D  uchatel  -  N' aville  im  2.  Buch  4.  bis  15.  Kap.  S.  113  ff., 
wo  das  umfassendste  thatsftchliche  Material  aus  alleu  Ländern  zu- 
sammengesteUt  ist. —  Mohl,  P.-W.  I  S.  354;  Ebers,  Nachrichten 
ttber  das  Armenhaus  in  Breslau  S.  27  ff.  u.  a.  m.  — 

Ueber  die  Erfahrungen  in  ausser  deutschen  Lftndern 
(abgesehen  von  En^rland)  sind  die  erw&hnten  Mitteilungen  von 
Duchatel -  N av ill e  jedenfalls  das  Vollständigste,  was  wir  be- 
sitzen, und  äusserst  lehrreich.  Ausserdem  vor  allem  die  Schwei- 
gerisc he  Armenstatistik  von  Niederer,  ftlr welche  unter  aüdcr'm 
auch  die  Frage  gestellt  war:  Welche  Massnahmen  werden  gegen 
arbeitsscheue  Unterbtiitzte  ergriffen  und  wie  wird  dem  Bettel  ent- 
gegengewirkt? Die  hierauf  eingegangenen,  mehr  oder  minder  aus- 
führlichen Antworten  sind  unter  den  für  jeden  einzelnen  Kanton 
besonders  gegebenen  Nachweianngen  abgedruckt. 

IL  Spesiell  England.— Bas  Prinzip,  die  arheitsfUiigen  Ar- 

zur  Arbeit  zu  setzen,  ist  fttr  England  bereita  in  dem  Gesetze  der 
Elisabeth  von  1601  ausgesprochen;  nötigenfalls  sollten,  soweit  nicht 
für  Arbeit  anderweit  gesorgt  werden  könnte,  Arbeitshäuser  errich- 
tet werden.  Der  Gedanke  hatte  aber  einer  längeren  Zeit  zu  seiner 
praktischen  Verwirklichung  bedurft ;  erst  1697  wurde  das  erste 
Arbeitsbaus  in  Bristol,  liOo  und  1707  solche  in  Worcester  und 
Plymoutli  errichtet.  Um  auch  den  ärmeren  Kirchspielen  die  Er- 
richtuu!.!:  zu  ermöglichen,  wurde  1 7 2;3  angeordnet,  dass  sie  berechtigt 
beiu  sollten,  in  Verbindung  mit  anderen  Kirchspielen  Arbeitshäuser 
einzurichten,  und  dass  kein  Armer,  der  die  AufioAbme  ablehnte,  An- 
spruch auf  eine  andere  Art  Ton  TJnterstfltzung  haben  sollte.  In 
dieser  letzteren  Bestimmung  tritt  jene  eigentümliche  Biditung  her- 
vor, den  Zwang  des  Arbeitshauses  noch  Aber  die  Arbeitsfähigen 
hinaus  auszudehnen  imd  allgemein  Unterstützung  möglichst  nur  in 
geschlossener  Armenpflege  zu  verabfolgen.  Einige  Zeit  nach 
der  Durchführung  de^  O^dankcns  wurde  in  einer  Anzahl  von  Kirch- 
spielci!.  welrhe  ^^ich  die  baclie  besonders  hatten  angelegen  sein  lassen,  die 
Wahrnelmmng  gemacht,  dass  die  Armenstfuern  erheblich  zurückgegan- 
gen seien.  Dieselben  sollen  nach  einer  Schätzuns:  von  C  o  o  d  e  von 
188  811  ^  in  1650  uut  819000  £  in  1698  gestiegen  sein  und  1750 
wieder  nur  619000  ^  betragen  haben.  In  manchen  Eirchipielen 
mit  guten  Arbeitshäusern  verringerten  sich  die  Armensteuem  um  die 
Hälfte.  Aber  den  dieser  Bewegung  folgenden  Aufschwung  vernichtete 


Digitizeu  Ly  ^oogle 


520 


VI.  4. 


die  planlose  Wohltliätigkeitsübung.  «lie  im  letzten  Viertel  des  vorigen 
Jahrhunderts  die  Annenpflege  nicht  mehr  von  einem  armonpolizei- 
lichen.  sontlern  von  einem  humanitär-sentimentalen  Gesichtspunkt 
autzutnsseu  anfing.  Von  ihrem  ungeheuer! iclisten  Ausdruck,  der  ^f>- 
genannten  Gilbert's-Act  von  1782.  war  vorhin  die  Rede.  Hei  der 
durch  sie  wesentlich  mit  veranlassten  grossen,  schon  mehrfach  er- 
wähnten Reform  von  1834  wurde  denn  auch  den  Arbeits h au >ern 
emeate  Aofmerksamkeit  geschenkt  vnd  das  Arbeitshaosprinzip  tod 
der  Zentralbehörde  konsequent  auszubilden  gesucht,  wobei  dieselbe  je- 
doch auf  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten  in  der  praktischen  Ati  wendung 
stiess  und  insbesondeiT  oft  an  dem  Kostenpunkte  scheiterte.  Denn 
wie  sehr  anch  das  Prinzip  als  solches  der  Verwaltung  erwünscht 
sein  mochte,  so  bedurfte  sie  zu  seiner  strengen  Durchführung  vor 
allem  der  geeigneten  Räumlichkeiten ,  des  geeigneten  Personals  und 
der  Mittel,  dip  einen  zu  unterhalten  und  die  anderen  zu  i)esol(len. 
In  beiden  ikziehungcu  hat  es  eleu  kleineren  Armen verbämleu  häutig 
gefehlt  und  felilte  es  auch  noch .  als  durch  Vereinigung  mehrerer 
Kirchspiele  jeder  Armenverband  wenigsteus  ein  Arbeitsbaus  be- 
schaffen konnte. 

üeber  die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Arbeitshäuser  ist 
zu  bemerken,  dass  für  jeden  Armenverband  ein  workhoose 
Torhanden  sein  muss,  dessen  Yerwahong  nach  einheitlichen, 

der  Zentralbehörde  aufgestellten  Grundsätzen  zu  leiten  ist.  Wesent- 
lich sind  insbesondere  die  Bestimmungen  über  die  Klassifikation 
der  Insassen  nach  der  Arbeitsfähigkeit,  sowie  nach  Alter  und 
Geschlecht.  In  sieben  Abteilungen,  die  nacli  Hedürfniss  in  Unter- 
abteilnn'jen  zerlegt  werden  können,  sollen  1)  arbeitsunfähige  Männer. 
2)  arbeitsfähige  Miinner  und  Knaben  über  16  Jahre,  3)  Knaben 
zwischen  7  und  15  Jahren  und  4) — 6)  dieselben  Kategorien  des 
weiblichen  Geschlechts  und  7)  Kinder  unter  7  Jahren  untergebracht, 
sowie  angemessen  Terptlegt  und  beschäftigt  werden.  Besondere  Ab- 
teilungen bestehen  fOr  Kranke  und  Irre. 

Bie  Hausordnung,  die  vom  master  bezw.  der  matron  of 
workhouse  gehandhabt  wird,  lässt  als  Disziplinarmassregel  24stnn* 
dige  Einzelhaft  und  Schmälerung  der  Kost,  Züchtigung  jedoch  nor 
für  Knaben  zu ;  über  diese  Zuchtniittel  hinaus  unterliegt  die  Be- 
strafung der  Kompetenz  des  Friedensrichters.  Grundsir/lich  soll 
bei  Verabfolgung  von  Unterstützungen  nur  in  ganz  bestimmten  An?- 
nahmefällen  von  der  Verweisung  ins  Arbeitshaus  Abstaml  ge- 
nommen werden  (insbesondere  bei  Männern  im  Falle  von  unvor- 
hergesehener Krankheit,  von  Unglücks-  und  Todesfällen,  bei  Frauen 
anch  noch  nach  Terwittwung  und  Eheveriassong  innerhalb  der  ersten 
6  Monate).  Doch  hat  die  Zentralbehörde  anerkannt,  dass  dies  ftr 
grosse  Städte  nicht  gänzlich  durchfährbar  sei,  und  daher  ausnahms- 
weise Unterstatzung  ausserhalb  der  Anstalt  (out-door-relief),  jedoch 
nur  wochenweise  und  höchstens  zur  Hälfte  in  Geld,  verbunden  mit 
Arbeltszwang  unter  Aufsicht  nachgelassen.  —  1876  fassten  die 
Poor- Law- Conferences  (Zusammenkünfte  der  Armenpflegebehörden) 
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den Bescblon«  das  Verbot  des  out-door-relicf  ganz  ToUstttndig 
durchzufahren,  dem  die  Zentralbehörde  im  Prinzip  beistimmte  V). 

III.  Was  fleut sehe  Anstalten  angeht,  so  ist  an  die  Xach- 
weisnngen  über  »üo  B  ezi  rksarmcn  h  äns  r  r  y.n  rrinnom  (oben 
S.  tf.).  «Iciii  ii  -crade  mit  Bezng  auf  X'ermindeiung  des  Arnien- 
aufwandes  gute  Eriulge  nachgerüiimt  werden.  Linsingen  teilt 
S.  94  t!".  mit,  dass.  als  in  Ostfriej^land  die  stinke  Armenlast 
zur  Errichtung  von  ArbeitshUuBern  geführt  hatte,  die  Zahl  der  Un- 
terstützten sich  merklich  vermindert  hätte.  So  wurden  beispielsweise 
bei  Ertyfoiiog  der  Anelalt  in  GroBBefehn  19  Ifftnner  und  26  Fr&nen 
imierstützt;  zum  Eintritt  in  dieselbe  entschlossen  sich  aber  nur 
I  Mann  and  5  Frauen ;  die  flbrigen  vemioebten  sieb  dnrcbaos  ebne 
'Untersttttsnng  dnrcbzabelfen.  Besondos  gut  b&tten  gewisse  Hass- 
regelu  gewirkt,  die  an  und  fttr  sieb  zweckm&SBg  und  gesundheits- 
fördernd gewesen,  aber  den  Leuten  angewohnt  und  daher  als  arge 
Beeinträchtigung  erschienen  seien.  So  sei  in  Ostfriesland  der  Thee 
ein  allgemeines  Lieblingsgetränk ,  auch  seien  die  Leuto  «jewolint, 
ncter  vielm  Federn  oder  Seegras  zu  schlafen,  und  die  F*  lu  rung  im 
offenen  Ivamin  besonders  zu  bevorzugen;  man  habe  dnher  in  den 
Arbeitshäusern  den  Thee  ganz  abgeschafft,  anstatt  dessen  Koggen- 
kaffee, Milchsuppe  und  dergl.  eingeführt,  den  Leuten  einfache  Decken 
gegeben  und  iu  den  Oefen  geheizt.  — 

Ein  neuerer  Bericht  des  Magistrats  zu  L  i  n  g  e  n  und  ein  Vortrag 
der  Annenkonunission  daselbst  an  den  Magistrat,  der  sieb  auf  die 
Otis  den  Städten  Leer,  Jever  and  Esens  eingegangenen  Naebriebten 
atfltzt,  empfieblt  dringend  die  Erricbtang  eines  Armenarbeitsbaases» 
„insbesondere  nm  die  Arbeitskr&ftigen,  d^e  an  Arbeitsscheu  leiden, 
emstÜcb  zur  Arbeit  anzuhalten  and  ihnen  den  gescblecbtiicben  Um- 
gang zu  entziehen.  Zugleich  kann  es  nur  dadurch  erreicht  werden, 
dass  Hülfsbedürftige ,  die  von  der  Armcnvenvaltun^r  ausreichiTid 
unterstützt  werden,  diese  rnter?ttit7ung  nicht  lediglich  als  Zuschuss 
annehmen  uml  tnrtwälirend  die  Stadt  und  die  L'mgegend  durch 
ihren  Bettel  braudscliatzen."  —  Der  Bericht  ist  vollständig  abge- 
druckt in  Gem.-Z.  1882  S.  33. 

Von  Mein  in  gen  berichtet  Zill  er,  dass  die  strenge  Durch- 
führung des  Armtuhäusb) Sterns  seit  187t>  eine  bereits  1876  wahr- 
nehmbare Yerminderong  des  Annenaaffrandes  zor  Folge  gehabt 
babe.  Die  offene  Armenpflege  wird  dort  aof  gewisse  leiebt  erkenn- 
bare Kategorien  eingescbriakt  (Wusenkinder  —  Araienftrzte  — 
Antnden  —  Beerdigongen  a.  s.  w.)«  wahrend  in  allen  ttbrigen  Fallen 
tlnterstfitzong  in  geschlossenen  Armenanstalten  offerirt  wird,  vas 
einen  ersichtlich  günstigen  Einfluss  auf  die  ArbeiterbeTÖlkeraig  ge- 
bäht hat.    Ziller  in  Gem.-Z.  1881  S.  129. 

Die  Verwaltung  der  Stadt  Oldenburg  berichtet,  dass  dort  am 
1.  August  ein  Armcnarheitshaus  eingerichtet  worden  und  den 

bisher  in  otleuer  i^äege  unterstützten  Personen  mitgeteilt  worden  sei » 

Vgl.  Aächrott  S.  23.  26.  30.  135.  194.  802  C 
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dass  sie  von  mm  an  dort  untergebracht  werden  worden,  woranf  die 
Hälfte  sofort  auf  Unterstützung  verzichtet  habe.  Der  Bericht  nimmt  an, 
dass  in  den  meisten  Fällen  Verwandte  und  andere  Personen  die  Uu- 
terstfltznng  übernommen,  in  anderen  ein  wirkliches  Bedürfniss  nicht 
vorgelegen  habe.  —  Aehnlich  Verwaltungsbericht  für  Osnabrück 
1883  84  u.  a.  m.  Der  t  h  ti  rin  gi  sch  e  StüfUetag  vom  12.  Sept. 
18^2  erklärte  durch  Kesolutiou  die  Finfulirmifj  von  Annenarlieils- 
hiluseru  als  unbedingt  notwendig,  wobei  gegenüber  einigen  iiedeiikea 
sehr  gute  Erfolge  bestehender  Arbeitshäuser  hervorgehoben  wurden. 

§  205. 

Gegenüber  den  Erfolgen,  die  musweifelhaft  dem  Arbeit»* 
hausprinzip  zur  Seite  stehen,  sind  in  England  schon  sehr  früh, 
aber  auch  in  Deutschland  schon  Tor  als  flinfidg  Jahren 

sehr  erhebliche  Bedenken  laut  geworden.  Es  wird  erstens  be- 
hauptet, dnss  die  Armenarbeitshäuser,  welche  trotz  Hausord- 
nung und  Disziplin  doch  immer  nur  Armenanstilten  blieben, 
sicfi  regelmltssij^  nur  sehr  kurze  Zeit  in  ihrer  ripcntfimlichen 
^onderstellmig  behauptt  t« n  und  dann  unter  dem  Kintluss  verschie- 
dener Umstände  entw«d(T  wieder  reine  Armenhäuser,  d.  h. 
lediglich  Wohnstätteu  der  Beduritigeii  ohne  Arbeitszwang  würden, 
oder,  Wiiö  schlimmer  sei,  einer  Stralaud  talt  zum  VerwechBLia 
ähnlich  würden.  Ersteres  sei  besonders  der  1^  all  aus  AnLiss  der 
finanziellen  Yerfaifltnissei  wdl  eine  derartige  Anstalt  sehr  viel 
teurer  wirtidiafte,  als  die  offene  Armenpflege,  letzteres  wegen  der 
nut  dem  Anstaltsaufenthalt  nnaasbleibuch  verbundenen  lmmora> 
litttt  ihrer  Insassen. 

Zweiten  s  bereite  bei  Durchführung  des  Prinzips  in  grösserem 
Ifassstahe  und  in  nachhaltiger  Weise  die  Arbeits  beschaff  ung 
ganz  ausserordentliche  Schwierigkeiten,  sei  in  individueller  Weise 
fast  immer  unmöglich-,  die  üblichen  AnstaitsbeschllftigungeTi,  die 
allerdin^^s  jeder  leicht  lerne,  wie  1  \  derreissen,  Steineklopfen  u.  dtcl., 
hJttteu  (ien  «ehr  schwer  wiegend«  n  Naehteil,  den  wirklich  arbeits- 
lustigen  Armen  den  höchsten  V\  iderwülen  zu  eixegen  und  sie  ge- 
radezu arbeitsscheu  zu  machen,  oder  die  minder  tüchtigen  der 
zweckmässigen  Arbeit  ganz  m  entwöhnen,  so  dass  sie  nach 
ihrer  fktlaasung  gar  nicht  mehr  ordentliche  Arbeit  annehmen 
könnten  und  huä  in  die  Anstalt  zurückkehrten. 

Drittens  aber,  und  auf  diesen  Eänwand  wird  ein  besonderer 
Nachdruck  gelegt,  bilde  eine  in  grosserem  Massstabe  betriebene  An- 
staltsbeschättigung  entweder  eme  von  den  freien  Arbeitern  sehr 
übel  empfundene  Konkurrenz,  oder  sie  entbehre  des  Charakters  der 
lohnenden  Arbeit  überhaupt  und  wirke  dann  ebenso  übel  ftir  die 
floanzen  der  Anstalt,  wie  auf  den  Charakter  der  Arbeitenden. 

Ausserdem  wird  im  allgemeinen  geltend  gemacht,  dass 
in  der  Dureht'iihrung  des  Prinzips,  namentlich  in  dem  Aus- 
einanderr«  issen  dei*  Familie,  eine  grosse  Harte  liege.  Es  wird 
hierauf  von  den  AuhUngem  des  Prinzips  erwidert,  dass  auch 
die  Armen la.st  eine  grosse  Harte  sei  und  es  sich  angesichts  der 
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bei  jeder  zu  laxen  Handhabung  der  Armenpflege  flrohenden 
Missbräuche  durchaus  empffble.  eher  zu  hfirt  als  zu  milde  zu 
sein.  In  Anseiiuug  den  Kostenpunkte«  \viid  entgegnet,  dass  es 
eine  kiirzsichtiiie  Sparöaiukeit  sei.  Jemanden  lieber  in  der  offenen 
Pü^e  unterätuUen  zu  wollen;  allerdings  sei  der  lieirag  liir  den 
Ebusdiieii  geringer ,  als  weon  er  in  emer  Anstalt  zu  unteiv 
halten  w8re;  cUSlr  werde  aber  eben  auch  cUe  Gesammtsabl  der 
üntenttttsten  dne  sehr  viel  geringere.  Und  was  die  Eonkuxrens 
an^e,  so  bestehe  dieser  Uebelstand  in  gewissem  Masse  immer, 
wenn  der  Arbeitszwang  durchgeführt  würde,  namentlich  also 
auch  in  eigentlichen  Straf-  und  Korrektionsanstalten.  Werde 
er  aber  nur  in  dem  liier  L-'emeinten  Sinne,  also  gerade  zur  Ab- 
schreckung der  Arl)('itstahi-(-ii  aii^ipwendet ,  so  könne  er  nicht 
ernatüch  gegenüber  der  treien  imiuäti'ie  in  Betracht  Mlen. 

•  §  206. 

I.  Zunächst  ist  in  Bezug  auf  England  zn  bemerken,  dass  trotz 
des  bestehenden  Verbots,  Unterstützungen  ausserhalb  des  workhoase 
zn  gewähren,  die  Zahl  der  ausserhalb  Unterstfttztsn  doch  sehr  er- 
heblich dicjeiüge  der  Arbeitshaasinsassen  (in-door^paopers)  stets  über- 
stiegen hat  und  noch  Übersteigt:  ein  Verbältniss,  das  sich  in  den 
Zahlen  der  letzten  Jahre  hinreichend  ausdrückt.   Darnach  betrog 
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3.0 

22  515 

82  485 

13.3 

1882 

26065406188874 

604915 

788289 

S.0 

22215 

79957 

18.0 

1888 

26406820|182982 

599490 

782422 

8.0 

21558 

77592 

12.7 

Man  bemerkt,  dass  die  Gesammtzahl  der  Unterstützten  sowohl  im 
YerhAltniss  zor  BsTülkerang  wie  anch  absolot  abgenommen  hat, 
wahrend  der  Anteil  der  im  Arbeitshaase  miterstützten  arbeits- 
fÜhigen  Erwachsenen  kein  sonderlich  grosser  ist.  Diese  Thatsachen 
können  wohl  dahin  gedeutet  werden,  dass  die  Abnahme  der  Gesammt- 
zahl auf  Rechnnnr^  der  Arbeitshäuser  zu  setzen  ist;  im  Ar- 
beitshausc  halten  sich  überwiegend  aibeitsuntahige  Personen  auf. 
weil  arbeitsfähige  durch  dasselbe  lenigehalten  nnd  abgeschreckt 
werden.    Hiermit  würde  die  Thatsache  übereinstimmen,  dass  die- 
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Jenigeo  ArbdtsbftOMr,  die  lediglich  für  arbeitslUiige  Personen  offen 
gehalten  werden,  regelmässig  nar  zur  Hälfte  besetzt  sind. 

Auf  der  andern  Seite  ist  aber  auch  die  Disziplin  in  den  bei- 
den Kategorien  dienenden  Arbeitshäusern  eine  sehr  viel  laxere.  Das 
Kauchen  ist  meist ,  soweit  den  Insassen  das  Material  rhenkt 
wird,  gestattet ,  ebenso  das  Annehmen  \on  liesuch ;  das  Ausgeher., 
ja  selbst  Domino-  und  Kartenspiel,  mit  dem  sieh  die  arbeit=- 
untäbigen  Insassen  meistenteils  die  Zeit  vertreiben,  i&t  zugelassen 
und  me  es  scheint  in  sehr  weitherziger  Weise.  Vgl.  Aschrott 
an  den  angegebenen  Stellen;  iragen  der  Tabelle  S.  422.  — 

II.  lieber  das  breslauer  Armenhaus  berichtet  1823  Ebers 
S.  27  f.,  dass  in  dasselbe  neben  arbeitsunfähigen  alten  Leuten  noch 
die  „Sicheren''  und  ^ Unsicheren''  aufgenommen  werden  wären  :  unter 
den  letzteren  wären  solche  Subjekte  verstanden,  wdche  der  Auf- 
sicht bedurft  hätten  und  nötigenfalls  selbst  durch  Zwang  und  Strafe 
zu  nützlicher  Arbeit  tmueiuilten  worden  wären.  Üip  Anstalt  hätte 
aber  an  zwei  Uebeiu  gelitten,  einmal  einem  ohurhiu  geniigen,  vun 
Jahr  zu  Jahr  sich  verringernden  Arbeitsverdienst.  ..weicher,  UDgeachiel 
sich  die  Armenvcrwaliung  auf  maunigtaUige  ^Vel^>e  für  die  Beschäf- 
tigung dei-  Armen  bemühte,  gegenwärtig  (1823)  fast  auf  nichts 
zOrQckgeftthrt  Ist*  (S.  47),  und  zwdtena  an  gttnalieher  YeikoiniiMnr 
heit  der  Insansen  (S.  298).  Ebers  bemerkt  hierbei,  wie  sehr  die 
unnütze  Arbeit  (Federschlieseen ,  Wollzniifen,  Tretmflhle  n.  a.  m.) 
enntldey  verbittere  und  die  Arbeitsscheuen  noch  mehr  in  Müssiggang 
versenke.  Als  Gegenmittel  bezeichnet  er  die  Gew&hmng  kleiner  Ver- 
dienstanteile, und  vor  allem  einen  nie  ermüdenden  '«Villen 
bei  ;)11en  beteiligten  Organen,  um  die  drei  nötigsten  Tncrcnileu  in 
Armenhäusern:  INMrilifhkeit  —  Ordnung  —  Fleiss.  durchzuinhren ; 
namentlich  sei  auch  Absoiuicrung  aller  Sträflinge  von  den  blos  Armen 
notwendig  (vgl.  die  Vorschläge  S.  310). 

Die  berühmte,  auf  Veranlassung  des  Grafen  Bumford  gegründete 
Arbeitsanstalt  in  München^  welcbeanl.  Januar  1790 ert^fbet 
wurde  und  im  Anfange  unter  sorgflUtigster  Ansucht  mehr  als 
1000  Arme  mit  Spinnen  und  Weben  besch&ftigte,  moaste  aus  Mangel 
an  Mitteln  am  30.  September  1799  geschlossen  werden.  Tgl, 
bei  Duchatel-Naville  S.  159  und  S.  291  and  Gerando 
S.  81,  auch  die  Anm.  5  gegen  N  a  v  i  11  c.  — 

Die  im  Kanton  Schaflfliausen  errichtete  Z  w  a  n  g  s a r  b  e  i  tsa  n st  a  It 
Griesbach,  deren  Insassen  etwa  130  Juchart  mit  zu  bearlH-iteu 
hatten,  wurde  1868  wieder  aufgehoben,  weil  sie  bei  mangel- 
haften Besserungsresuliaten  in  IG  .Taliren  einen  Geldzuschuss  von 
40  00U  Fr.  tui  zusammen  58  Insassen  erfordert  halte,  unter  denen 
31  sich  125  Desertionen  hatten  zu  Sebalden  koMMit  bMa.  Vgl. 
Böhmert  bei  Emmingfaans  S.  474« 

In  Wien  wurde  am  d.  Januar  1883  in  Stelle  der  firflber  be- 
stehenden BeechäftigungBanatalt  für  freiwillige  Arbeiter  ein  Werk* 
haus  errichtet,  das  bestimmt  sein  sollte,  „arbeitsfähigen  Gemeinde» 
angehörigen  von  Wien  die  Gelegenheit  znr  Arbeit  zu  bieten  und 
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sich  somit  mclit  blos  durch  eigene  Kraft  zu  erhalten,  sondern  sich 
auch  die  Mittel  zu  schaffen ,  nach  freier  Wahl  einer  Beschäftigung 
irieder  nachgehen  m  k^tamik'*.  Dieselbe  wnrde  flberwiegend  Ton 
Mftnnern  in  erwerbaJ^räftigen  Jahren  freqneotirt,  deren  Zahl  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  verminderte  1880:  260,  1881:  254,  1882: 
152).  Neben  diesem  gewiss  auf  Rechnung  der  strengeren  Hans- 
nrdnnn^  zu  setzenden  Erfolge  ergiebt  sich  das  nachstehende  finan- 
zielle  Kesultat: 

Die  dnich  Arbeitsertrag  nicht  ge-  Es  betrugen  die 

deckten  Ausgabon  Letnigen:  Vt'r})äej::ung8kosten 
insgosiinimt       Geuieindezuschuas     pro  Ko]>f  ii.  Tag 

1880  :      26  003  fl.  13  972  a.  40.ü2  kr. 

1881:      28470  „  11208  „  87^  „ 

18S2:      38617  „  21813  „  53.85  ^ 

Vgl.  den  Abschnitt:  Sorge  für  Obdachlohc  und  Arbeitslose  in 
Gem.-Verw.  der  Reichsh.-  und  Res.-Stadt  Wien  in  den  Jahren  1880 
bis  1882  S.  992  ff.  nnd  desgl.  flir  1877—1879  S.  889. 

III.  Bezüglich  der  K  o  n  Ii  ur  r  e  n  /  ,  welehe  «lie  Zwangsarbeit  der 
freien  Arbeit  macht,  ist  es  wohl  riclitig,  dass  dies  keine  Eigeuiumlich- 
keit  des  Arbeitshaussystems  ist,  sondern  vornehmlich  auch  bei  Straf- 
nnd  Eorrektionsaastaiten  in  Betracht  fiült  Der  Hauptfehler  liegt 
jedenfalls  darin,  dass  entweder  die  Arbeilen  zn  Schleoderpreisen 
fortgegeben  werden  and  die  B^ehlbeträge  ans  der  Armenkasse  sa- 
geschossen  oder  in  der  That  gänzlich  nutz-  nnd  wertlose  Arbeiten: 
verrichtet  werden»  die  freilich  keine  Konkurrenz  machen,  aber  der 
Annenkasse  um  so  viel  teurer  zu  stehen  kommen. 

Die  Frage  ist  wiederholt  in  der  Petitionskommission  des  preussi* 
sehen  Abgeordnetenhauses  im  Ilinbliek  auf  die  Gefängnissarbeit  er- 
örtert worden,  zuletzt  in  <len  Sitzungen  vom  30.  und  31.  März  188G. 
wobei  insbesondere  die  zahlreich  vorliegenden  Petitionen,  insbeson- 
dere der  Ilaii  hvrrl^^innun^'en,  auf  Beseitigung  bezw.  Beschrankung  der 
G  e  f  ;i  n  g  n  1  s a  r  i>  e  i  t  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen  wurden 
Von  allen  Seiten  wurde  anerkannt,  dass  die  vorliegenden  Beschwerden 
nnr,  insoweit  sie  eine  von  den  einzelnen  Strafanstaltsverwaltungen 
durchgeführte  missbr&uchliche  Ansdehnnng  einseitiger  Gewerbe* 
betriebe  betreffeni  Ansprach  anf  Beachtung  haben,  dagegen  die  Un- 
erlftsslichkeit  einer  nützlichen  und  die  Kosten  des  Strafvollzngs 
wenigstens  teilweise  deckenden  Beschäftigung  der  Gefangenen 
nicht  in  Frage  kommen  könne.  Dem  entsprechend  beschloss  die  Kom- 
mission dem  Abgeordnetenhause  nachstehenden  Antra?  zn  unterbreiten: 
unter  Anerkennung  der  Notwendigkeit  einer  produktiven  Beschäftigung 
der  Gefangenen,  die  Petitionen  der  ixegierung  zur  Krwiigung  in  der 
Kichtung  anf  eine  zweckmässige,  die  freie  P'rwerhstluitigkeit  mög- 
lichst wenig  schädigende  Arbeitsorguiii>aüüu  der  Strafanstalten  zu 
überweisen  und  zugleich  anheimzugeben,  bei  der  öffentlichen  Yerdin- 
gung  der  Gefangenenarbeit  die  Innungen  vorzugsweise  zu  berttcksich- 
Ilgen.  Vgl.  6.  Ber.  der  Komm,  für  Fet.  Drucks.  Kr.  198  8. 1721  ff.  — 
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Bei  der  Beratung  im  Abgeordnetenhuse  (26.  Blai  1886)  beantragte 
der  Abgeordnete  Bachem,  den  Antrag  der  Kommission  so  mbn- 
ändern,  dass  an  Stelle  der  einleitenden  Worte  ^in  Anerkennung 

der  Notwendigkeit  produktiver  Beschäftigung  der  Gefangenen"  gesetzt 

werde  „nntcr  AnerkcDnnn«?  dor  Notwendi^ikeit  einer  dem  Zweck  der 
Strafrechtsprtcge  eiitsprecheadea  Beschal  tiu^  III  lg''.  Mit  diesem  Amende- 
ment wurde  der  Komm.-Antrag  angenommen.  Vgl.  stenogr.  Ber. 
S.  2369  ff.  — 

Aück  bei  der  Beidtuug  des  iiUts  des  Ministeriums  dea  iu- 
nern  vom  6.  Febmar  1886  wurde  diese  Frage  berührt  nnd  yom 
Minister  die  Erklärtmg  abgegeben,  dass  eine  gmnds&tzliche  und 
prinzipielle  Aendernng  des  gegenwärtigen  GeichftItssTstems,  wenn 
ftberhanpt,  so  doch  nnr  schrittweise  möglich  sei.  Y{^.  steaogr. 
Bericht  S.  347.  — 

In  Oesterreich  hat  sich  neuerdings  ein  Agitationskomitee  znr 
Be?eitit!;unfr  der  gewerblichen  Strafhausarbeit  gebildet,  und  eine 
Schrift:  Die  S  t  r  a  f  h  au  sar  b  ei  t ,  ein  Notruf  der  Gewerb- 
t  reibenden,  Wien  1886,  veröiieutlicht ,  deren  letzte  Abschniiie 
S.  24  ff.  gutes  statistisches  Material  über  die  Beschäftigung  der  Sträf- 
linge beibringen.  Es  wird  durt  gefordert .  Ja.-?»  der  Staat  Arbeit 
verrichten  lasse,  aber  nicht  Gewerbe  betreibe,  da  er  hierbei  durch 
Steaerfrdheit,  unvendnslielies  Kapital  n.  s.  w.  in  einer  jedem  freien 
Gewerbe  überlegenen  Lage  sei.  Der  Staat  soll  sieb  vielmehr  auf 
Arbeiten  fftr  die  eigenen  Zwecke  der  Strafanstalten  oder  andere 
staatliche  Korporationen,  wo i unter  auch  die  Armee,  beschränken 
(S.  85).  Dem  gewöhnlichen  Einwände  gegenüber,  dass  auch  durch 
solche  Zwecke  freien  Arbeitern  die  Bescbäftignng  entzogen  würde, 
bemerkt  die  Schrift,  dass  dies  unrichtig  sei,  weil  ja  auch  die 
Sträflinge  unter  allen  Umständen  an  jener  Summe  von  Arbeit  teil- 
nehmen raüssten,  die  innerhalb  des  Staates  geleistet  werden  könne. 
Es  handle  sich  nur  diULiiu,  dass  der  Wert  der  von  den  Sträf- 
lingen geleisteten  Arbeil  nicht  zu  Gunsten  Einzelner  und  durch 
nnnatarliche  PreisdrOckung  nicht  za  Ungunsten  der  Gesanuntheit 
der  fr^en  Arbeiter  wirke.  — 

Setzt  man  hier  ttberatl  statt  ^Staat*^  «Amien?erwaltmig*,  statt 
„Staatsmittel"  „Armenmittel'',  so  liegt  dasselbe  Yerh&ltniss  wie  bei 
den  Armenarbeitshäusern  vor.  Vgl.  liierüber  namentlich  noch 
NaviUe,  der  S.  126  ff.  viel  Material  Uber  die  verschiedensten 
Anstalten  aas  älterer  Zeit  beibringt. 

§  207. 

Will  man  nach  dem  vorbteheud  mitgeteilten  Material,  zu 
dessen  Ei^gänzung  noch  manohe  anderen  Nachrichten,  namentlich 
diejenigen  herbeizuziehen  sind,  die  über  den  Umfistng  und  die 
LeistungsfUbigkeit  der  Armenverbände  gegeben  wurden,  eich 
ein  Urteil  über  den  Wert  oder  Unwert  des  Arbeitshausprinzips 
bilden,  so  wird  man  in  einiger  Verlegenheit  sein.  Unzweifeüiafteo 
£rtblgen  stehen  ebeodso  unzweifelhafte  Uebelstände  gegenüber. 
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Mit  einer  j^ewissen  Regolmässigkeit  kclirt  die  Krcscheinung  wieder, 
dass  die  Handhabung  des  Prinzips  unmittelbar  nach  der  Eröff- 
nung einer  Arbeitsanstalt  eine  sehr  strenge  und  durchgreifende 
ist  und  die  ^'^orminde^ung  der  Unterstützten,  vor  All  lern  das 
Fernbleiben  der  niehtbodarftigen ,  arbeitsschenen  Penonen  zur 
Folge  hat.  Die  zweite  Stufe  ist  dann,  dass  nur  wirklich  arbeits- 
unfähige Personen  in  der  Anstalt  sind,  denen  gegenttber,  da 
scharfe  Disziplin  und  Hau^rdoung  filr  sie  nicht  mehr  so  nötig  sind^ 
allmählich  eine  laxere  Behandlung  eintritt.  In  dem  dritten  Stadium 
wird  d.inn  die  Handhabung  überhaupt  nachlHssig;  man  hat  finan- 
zielle Schwierigkeiten,  erkennt,  dass  die  Unterhaltung  des  Einzel 
ncn  innerhalb  des  Arbeitshauses  teurer  ist  als  ausserhalb;  es 
zieht  sieli  .allmählich  wieder  das  arbeitsscheue  Gesindel  heran 
und  so  fort,  bis  die  Zusfciudc  wieder  so  schliuun  geworden  sind, 
dass  man  sich  auf  Besserungsm  assr^elu,  unter  anderen  auch  auf 
das  Afbeitshausprinzip  besinnt.  aber  es  wird  gleich  yon 

yomherein  der  Anstalt  der  Charakter  einer  Zwangsamitsstätte 
gegeben  und  in  längerer  Gewtfhnun^  vei^essen,  dass  es  eigent- 
Höh  ein  Armenarbeitshaus  sdn  soTly  in  welchem  nicht  der 
Korrektionszweck,  sondern  die  Unterstützung  in  erster  Stelle 
steht 

Alle  diese  Erscheinungen  -^md  nun  so  regelmässig  beobachtet 
worden,  dass  man  auch  b»  i  ihnen  von  natürlichen  Gesetzen 
sprechen  kann.  Und  dieses  dürfte  der  erliri>hchste  Grund  sein, 
von  Jedem  gesetzlichen  Zwange  zur  Einrichtung  von  Arbeits- 
häusern abzuraten.  Mit  England  dürfen  wir  uns  nicht  ver- 
gleichen; wenn  dort  die  Unterstützung  erwerbsfilhiger  Per- 
sonen ausserhalb  des  workhouse  gesetslich  verboten  worden  ist 
and,  wie  es  scheint,  zur  Femhaltnng  der  arbeitsfilhigen  Elemente 
von  der  Armenpflege  in  Iiohem  Masse  beigetragen  hat,  so  liegt  das 
nicht  zum  goingsten  Teile  an  der  vortrefflichen  Aufsicht,  die 
von  der  Zentralbehörde  ausgeht.  Und  gleichwohl  wird  aucli  in 
England  tiber  das  workhonse  aus  vielen  Oriinden  p'klagt,  werden, 
wie  die  mitgeteilte  Tabelle  zeigte,  sein-  viel  nu^hr  arbeitsfähige 
Erwachsene  ausserhalb,  ,ds  innerhalb  des  workhouse  unterstützt. 

Bei  uns  fehlt  es  an  dieser  sehr  wichtigen  Voraussetzung  M. 
Aber  es  besteht  auch  durchaus  kein  gleich mässiges  Bedllrfniss 
für  a  1 1  e  Armenverbände.  Abgesehen  von  den  kleinen  Verbunden, 
Über  deren  Vereinigung  zum  Zwecke  der  Errichtung  von  Ar- 
beitshäusern an  anderer  Stelle  gehandelt  wurde,  besteht  für  die 
grosseren,  die  zur  Errichtung  und  Unterhaltung  eines  Arbeits- 
Sauses  auch  allein  im  Stande  sein  würden,  ein  Bedlirfiiiss  doch 
nur  insofern,  als  sie  den  Zweck,  den  jenes  erfüllen  soll,  nicht 
.'Ulf  andere  Weis*^  orreiolien  können.  Es  ist  schlechterdings  nicht 
abzusehen ,  warum  man  Elb  i  fcld  und  Krefeld  u.  a.  n5tigen 
sollte,  statt  ihrer  <^uartiersj)tleg«'  Arbeitshniispflege  (hinzuführen. 

Lässt  man  die  Gesetzgebung  dagegen  auf  dem  gegenwär- 

))  Vgl  nnteo  §  220. 
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tigen  Stande.  hO  l)leibt  jeder  Verwaltung  die  Möglichkeit,  je  nacli 
Bedurtüiäti,  uacli  ihrer  fioanzieilen  Lage,  nach  Gesinnimg  der 
£hiwobner  und  Gesittung  der  Armen,  neb  haupteAclifich  auf  Ar^ 
bettohaueunterBtUtzung  zu  beecfaränken. 

Zu  vollkommenerer  Durdiführung  des  Prinzips  kann  die  Ge- 
setzgebung nur  insofern  beitragen ,  als  sie  die  Befugnisse  dtf 
Verwaltung  erleichtert,  gewisse  P^sonen,  weiche  Unterettitzuug 
JÜr  sich  oder  ihre  Angehörigen  notwendig  machen,  zur  Arbeit 
zu  zwingen,  nnd  eine  Aufsieht  über  die  Armen  verbände  anordnet, 
welche  der  Verwandlung  les  Arbeitshauses  in  ein  Armenhaus 
oder  in  eine  Strafanstalt  entgegenwirkt.  Hiervon  wird  im  Fol- 
genden zu  huudeln  nein. 

e.    Besehrünkungen  der  iierstaliehen  Freilieit. 

§  208. 

In  Ansehung  der  Personen,  gegen  welche  einArbeitazwang 
gettbt  werden  kann,  gilt  zunäclist  ganz  allgemein  der  von  alienr 
Gesetzgebungen  adoptirte  Grundsatz,  dass  ee  der  Armen verwal* 
tung  freistehe,  die  Unterstützung  nur  gegen  Arbeits- 
leistung zu  gewähren.  So  heisst  es  bei  Prenssen  Abs.  2: 
^(lass  die  ünterstittzTin^  geeigneten  Falls  durch  Unterbringung 
in  einem  Armen-  oder  Kninkenhause ,  sowie  mittels  Anweisung 
der  den  Kräften  des  Hidfsbedürfügeu  entsprechenden  xVrbeii 
aubseiiiitlb  oder  inuerlialb  eines  aolchen  Hauses  gewahrt  werden 
kann".  —  ßaiern  Art.  ü  Abs.  11 :  „Wer  öflfentliche  Armenunter- 
stützuDg  geniesst,  ist  verpflichtet,  sich  zu  einer  semen  Krttften  an- 
gemessenen Arbeit  innerhalb  oder  ausserhalb  einer  BeachSftigungs- 
anstalt  verwenden  zu  lassen**,    Ü.  S.  w. 

In  Fällen  dieser  Art  Iiängt  es  aber  selbstverständlich  von 
dem  Bedürftigen  selbst  ab,  ob  er  die  Armen utlege  überhaupt  in  I>e- 
wegimir  setzen  will  oder  nicht.  Es  ist  daher  von  Wichtigkeit, 
eine  Persion  dem  Arbeitszwange  unterwerfen  zu  können,  wenn  sie 
zwar  nicht  unmittelbar  die  .Armenpflege  am'ut't,  aber  d«  n  VeranstaJ- 
tun^ren  der  Armenpflege  ent;;egen wirkt.  Dies  ist  uameuilich  der 
1-all  bei  Bettlern  und  Landstreichern  und  bei  Personen,  weiche 
es  dazu  kommen  lassen,  dusa  zwar  nicht  sie  seibät,  aber  ihre 
Angehörigen  der  Annenpflege  anheimfidlen.  Der  Staat  bat  ein 
b^rOndetes  Interesse  an  der  Abwendung  solchen  Yerhaltena. 
Denn  wenn  er  die  gesetzliche  Armenpflege  anordnet,  so  will  er 
damit  jeden  Bedürftigen  vor  der  Kotwendigkdt  zu  betteln  sicher- 
stellen. Wer  daher  bettelt  und  wer  die  Armenpflege  unbegründeter 
AYeise  in  Anspruch  nimmt,  handelt  wider  das  Gesetz  und  ist 
wegen  dieser  Zuwiderhandlung:  strafbar.  Dies  ist  ebenfalls  ein 
feststellender  Grundsatz  aller  Gesetzgebunijcn. 

In  iJeutsc bland  bestimmt  über  dusen  (»egenbiand  das 
Keieli  sslrafgesctzbneb  in  den       3i>],  MVZ  Fol^^^entles. 

3G1.    Mit  Hall  wird  bestraft:   .    .  . 

3.  wer  als  Landstreiclier  umherzieht; 
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4.  wer  bettelt  odt  r  KindtT  zum  iiettein  anleitet  oder  aus- 
schickt, oder  l'ersunen,  weiche  seiner  OeAvalt  und  Aui^icht 
untergeben  sind  un<l  zu  seiner  Hau^genossenschaft  ge- 
hören, Yom  Betteln  aheuhiilten  unterlässt; 

5.  wer  sich  dem  Spiel,  Trunk  oder  MiUniggaDg  dergestalt 
hingiebt,  dass  er  in  einen  Zustand  gerät,  in  welchem  zu 
seinem  Unterhalte  oder  zum  TJnterhalt<i  derjenigen,  zu 


der  Hohörde  fremde  Hülte  in  Anspruch  genommen  wer- 
den mu8s; 

7.  wer,  wenn  er  uu«  öffentliclicn  Armenmitteln  dne  Untor- 
sliitzung  empfängt,  sicli  aus  Arl)eits8cheu  weigert,  die  ihm 
von  der  Bt  liörde  angewiesene,  seinen  Krätten  angemessene 
Arbeit  zu  verrichten; 

8.  wer  nach  Verlust  seines  bisherigen  Unterkommens  binnen 
der  ihm  von  der  zuständigen  Behörde  bestimmten  fVist 
sich  kein  anderweitiges  Unterkommen  verschafft  hat  und 
auch  nicht  nachweisen  kann,  dass  er  solches  der  von  ihm 
angewandten  Bemühungen  ungeachtet  nicht  vermocht  habe. 

?;  3C)2.  l>i^^  nac-h  Vorschrift  des  .^01  Nr.  ?, --9  Vrrur- 
tf^ilten  können  zu  Arbeiten  wf  IcIk'  ihreu  Fähigkeiten  und  Ver- 
haltni.ssen  anjreuiessen  sind,  innerhalb  und.  nofem  sie  von  an- 
deren freien  Arbeitern  getrennt  gehalten  werden,  auch  ausser- 
halb der  Strafanstalt  angehalten  werden. 

Bei  der  Verurteilung  zur  Haft  kann  zugleich  erkannt  werden, 
dass  die  verurteilte  Person  nach  verbUsster  Strafe  der 
Landespolizeibehörde  zu  überweisen  sei.  Die  Landespolizei- 
behörde  erhidt  dadurch  die  Befugniss,  die  verurteilte  Person 
entweder  bis  zu  zwei  Jahren  in  ein  Arbeitshaus  tmter- 
zubringen  oder  zu  gemeinnützigen  Arbeiten  zu  verwenden. 

In  ihrer  thatsUchÜchen  \\'irkung  kommen  nun  die  stratgesetz- 


sonenklassen  auf  dasselbe  hinaus,  wie  die  Anwendunj^;  de>  Ar- 
bcitszwanires  bei  freix^nllig  erbete  ner  Unterstützung  für  die  Dauer 
der  letzii  reii.  Der  wesentliche  Unterschied  liei^t  also  darin,  dass 
tlie  Dauer  des  Zwanges  in  dem  einen  Falle  von  dem  V\  dien 
des  Betreflfenden  abhängig  i^t,  in  dem  anderen  nicht;  dass  die 
Beschäftigung  dort  mit  zum  Strafrollzuge  gehört,  hier  nur  ein 
Aequivalent  der  Unterstützung  bildet;  dass  die  Vollstreckung 
dort  in  einer  Strafanstalt,  hier  in  einer  Armenanstalt  zu  erfolge 
hat;  und  endlich,  dass  in  dem  einen  Falle  die  Straf  behörde, 
in  dem  anderen  die  Armenbehörde  den  durch  Arbeit  nicht  ge- 
deckten Mehraufwand  zu  trairen  hat. 

So  zutreffend  und  in  \  k  len  Beziehungen  wichtig  nun  auch 
diese  Unterscheiduni^en  sind,  so  leiiebtet  doch  ein,  dass  der  Zu- 
sammenhang zwischen  li'  ideu  KateLjorien  ein  sehr  inniger,  die 
Grenze  zwischen  ihnen  sehr  schwer  zu  ziehen  ist,  wie  dies  schon 
bei  verschiedenen  Gelegenheiten  hervorgehoben  und  nachgewiesen 

Portcbougea  (27)  Tl.  4.  —  ]IOiut«!i«rff.  Zi 


deren  Ernährun 


die  vorstehend  bezeichneten  Per- 
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wurde.  Für  eine  Armenven%'altung,  die  ihre  Aufgabe  nachläüsig 
erfUUt,  ist  es  daher  ein  Leichtes,  Jemanden  zum  Betteln  n 
Bwingen  und  ihn  dadurch  dem  Strafirichter  anhejm/ugeben ;  aber 
umisäehrt  ist  auch  für  eine  Aimenyerwaltang,  die  ihre  Angabe 
ernst  nimmt,  die  StraQustiz  eine  unwillkommene  Zwiicheninatans 
zwischen  ihr  und  jenen  Individuen,  die  ihren  Bemiüiungen  indirekt 
entgegen  arbeiten;  sie  hat  ihnen  gegenüber  nur  in  den  gesetzlich 
bestimmten  Fullen  die  Möglichkeit,  eine  Strafe  herbeizufiihn^T:. 
mit  welcher  Arbeitszwang  verbunden  ist;  eine  direkte  Einwir- 
kung und  direkter  Arbeitszwang  ist  ilir  versagt 

g  209. 

Die  Regelung  dieses  SacbverUUtnisses  ist  der  LandesgeseU- 
gebung  entzogen  I  nachdem  die  Reichsgesetzgebnng  in  der  ange- 
gebenen Weise  Bestimnnmgen  getroüan  hat.   Es  sind  dadurch  alle 

TOD  ihr  nicht  vorgesehenen  Fälle  der  zwangsweisen  Unterbringung 
in  eine  Arbeitsanstalt  ohne  ger i  r  h  1 1  i  ches  Urteil  aasgeschlossen. 
Dies  gilt  namentlich  von  den  früher  den  preussischen  Ver- 
waltungshehörden  in  Art.  11  14  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1855 
zugestandenen  BeftiL'iiissen.    Dieselben  lauteten: 

Art.  1 1 .  Solclieii  rersoneii.  welche  arbeitsfähig  smd,  gleich- 
wohl aber,  nach  Vcriiiiit  ihn  r  bisherigen  M'oiinunir.  binnen  einer  von 
der  Ortspolizeibehörde  ihnen  gtistellten  Frist  bich  eine  andere  Woh- 
nung nicht  verschafft  haben,  kann,  insofern  denselben  durch  poli* 
zeiiiche  Veraastaltnng  em  Obdach  verschafft  werden  muss,  fflr  die 
Dauer  der  Obdachlosigkeit  der  Aufenthalt  in  einer 
Arbeitsanstalt  angewiesen  werden. 

Axt.  12.  Auch  solche  Personen,  welche  die  Armenpflege 
in  Anspruch  nehmen,  sich  aber  weigern,  für  die  ihnen  ge- 
währte Unterstützung,  die  ihnen  von  der  Oltrigkeit .  sei  e?  ira 
Orte  oder  auswärts,  angewiesene,  ihren  Kräften  angemessene 
Arbeil  u  rd n u n gsm  ji  s s  i g  zu  v err i c  Ii  t  e n  ,  können,  so  Innsze 
sie  der  Unterstützung  bedürfen  und  bei  ilirer  Weigerung  beharren, 
in  einer  Arbeitsanstalt  untergebracht  werden. 

Art.  13.  Lässt  ein  Ehemann  seine  Ehefi-au  — ^  ein  Vater . 
oder  wenn  der  Vater  todt  oder  verschollen  ist,  eine  Mutter  die  ehe- 
liehen»  noch  nicht  11  Jahre  alten  Kinder  —  oder  eine  Mutter  ihre 
unehelichen  Sinder  eben  dieses  Alters,  der  gesetzlichen  Terpflich- 
tung  zuwider,  dergestalt  htilf  los,  dass  diese  Angehörigen  der  Annen- 
pflege anheimfallen,  so  kann  eine  solche  Person,  falls  sie  die  Armen- 
pflege nicht  in  Ansprach  genommen  nnd  deren  Notwendigkeit  nicht 
nacligewiccon  hat,  sobald  der  Versuch  fruchtlos  ge1)lieben  ist,  sie  im 
Verwaltnngs-  oder  geriehtlichen  Wege  zur  Unterstützung  jener  An- 
gehörigen exekutivisch  anzuhalten,  auf  so  lange,  als  das  Be- 
dürfniss  der  Armen  Verpflegung  für  die  Angehörigen 
fortdauert,  in  einer  Arbeitsanstalt  untergebracht  werden. 

Art.  14.   In  den  in  den  Art.  11  bis  18  gedachten  Fällen  er- 
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folift  die  Ueberweisnng  an  die  Arbeitsanstalt  auf  Antrag  des 
Vorstandes  des  Armenverbandes  durch  Anordnung 
des  Landrats.   In  solchen  St&dteu,  die  weder  in  Kommunal-  noch 

in  Pülizeiaiigelegenheiten  der  Aufsicht  des  Landrats  unterworfen 
sind)  oder  die  eine  eigene  Arbeitsanstalt  besitzen,  steht  diese  An- 
ordnung dem  Gemeindevorstande  (Mapistrat,  Bürgermeister)  zu. 

Die  Anordiuui'j  orfoljit  dnrch  sofort  v  o  1 1  s  t  r  e  <•  k  1>  a  r  es 
Uesolut,  gegen  welches  jedoch  der  Rekurs  im  geordneten  In- 
stanzeuzuge  zulässig  ist. 

Die  Kegierungsvorlage  zuiü  preussischen  Austüluuugsgesetz  von 
1871  hatte  die  vorstehenden  Bestimmungen  in  der  Erwägung  fort- 
lielassen,  dass  der  Gegenstand  derselben  durch  die  861  u.  362 
R.  -5tr.-6.-B.  derLandesgesetzgebung  entzogen  sei,  eineErwägung,  welche 
von  dem  Abgeordnetenhause ,  nicht  aber  vom  Heirenhanse  geteilt 
wurde.  Von  letzterem  wurde  hervorgehoben,  dass  die  Artikel  nur 
4ie  Bedeutung  einer  Vollst reckungsmassregel  hätten,  um  das  Indi- 
viduum in  zweckmässiger  Weise  zur  Erfüllung  seiner  Pflicht  zu 
nötigen,  während  ^  ;3t)l  und  362  die  Bestrafung  im  Auge  hielten.  Im 
Abgeordnetenhause  wurde  bemerkt,  dass  wenn  man  die  Artikel  nur 
für  Yerwaltungsmassregeln  halte ,  dies  eine  durch  Einsperrung  er- 
zwungene und  daher  im  Widerspruch  mit  dem  Gesetze  tiber  Auf- 
hebung der  Schuldhuft  stehende  Befriedigung  eines  Zivilanspruches 
aein  wttrde. 

Auch  die  Regierungsmotive  hoben  hervor,  dass  man  den  Er- 
folg der  Einsperrung  doch  erst  sehen  könne,  wenn  der  Betreffende 

wieder  entlassen  werde,  dass  also  praktisch  die  Einaperrung  auf 
4aaselbe  hinauskomme,  wie  die  Korrektionshaft,  Die  Aufnahme 
jener  Artikel  wurde  daher  abgelehnt .  daftlr  aber,  um  die  Zulässig- 
keit  der  Unterstützung  gegen  Arbeitsgewährung  unzweifelhaft  zu 
raachen,  daü  in  der  Kegierungsvorlage  ursprünu^lich  nicht  enthaltene 
AI.  2  des  ^  1  aufgenommen,  und  ausserdem  in  den  (i5~(>7  der  Ver- 
waltungsbehörde (dieselbuu  wie  in  Art.  14  a.  a.  0.1  die  Befugniss 
eingeräumt,  Tersoneu,  welche  ihre  Angehörigen  hülflos 
lassen  (Umlich  wie  Art.  13),  in  einem  vorlftufig  vollstreckbaren 
Resolut  zur  Oewfthrung  der  erforderlichen  laufenden 
Unterstützung  anzuhalten.  Gegen  das  Resolut  steht  elektiv 
Rekurs  an  die  Deputation  f.  d.  H.  (bezw.  die  inzwischen  an  ihre 
Stelle  getretenen  Bezirksausschüsse)  oder  an  das  Gericht  zu.  Ein 
Beschluss  des  Herrenhauses,  in  solchen  Fällen  ein  Kesolut  auf»Ar- 
beitshau*5einsperrung  bis  zu  sechswörhentlicher  Dauer  zuzulassen, 
wurde  aus  den  oben  angegebenen  («runden  vom  Ahgeonlnctenlianse 
gleichfalls  abgelehnt.  Dies  Resolut  bildet  selbstverständlich  nur 
einen  kürzeren  Weg,  einen  Vollstreckungstitel  zu  erlans^en:  ein  an- 
derer Zwang,  als  der  exekutivisehe,  wie  bei  Ueldtorderungcn  uber- 
haupt|  ist  nicht  zulässig.  — 

B^aiern  Art.  44  hat  folgende  Bestimmungen: 
L  (^Personen, welche  öffentliche  Armenuntersttttznng 
gemessen,  werden  mit  Arrest  bis  zu  8  Tagen,  im  RQckfalle  bis 
2U  30  Tagen  bestraft,  wenn  sie  entweder 
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1)  durch  uiigeziemeiui  es  Beiiebmeu  die  dem  Arineiipfleg- 
schaftsrate,  einem  Mitgliede  desselben,  einem  Bezirkspfleger  oder  den- 
jenigen, vüü  welchen  sie  im  Auftrage  des  Armenpflegschaftsrats  Al- 
mosen, Kleidung,  Wolmung,  Kost  oder  Arbeit  erhalten,  gebuhreuae 
Achtung  verletzen  oder  wenn  sie 

2)  LebensmUte),  Heizangsmaterial,  Eleidungsstacke,  Heilmittel, 
Arbeitflstoffe,  Werkzeuge  u.  dergl.,  welche  sie  von  der  öffentlichen 
Armenpflege  oder  einer  öffentlichen  Wohlth&tigkeitsanstalt  empfangen 
haben,  unbefugt  verftussern oder  mutwillig  unbrauchbar 
machen.'' 

(II.  .31  it  Arrest  bis  zu  14  Tagen,  im  Rückfalle  bis  zu  So 
Tagen,  werden  bestraft 

1)  arbeitstlhipre  Personen,  welche  von  der  Armenpllt  iie  Unter- 
stützung beziehen  uder  beausprucbeu,  wenn  sie  die  ihnen  angewiesene 
Arbeit  nicht  verrichten; 

2}  arbeitsfähige  Personen,  welche  innerhalb  Jahresfriat  von 
der  Armenpflege  Unterstützung  beansprucht  oder  bezogen  haben, 
wenn  sie  weder  einer  ihren  Kräften  angemessenen  Arbeit  sich 
widmen,  noch  darzuthun  vermögen,  dass  sie  sich  auf  erUmbte  Weise 
ernähren/) 

Von  diesen  ist  die  eingeklammerte  Nr.  II  durch  das  Reichs- 
Strafgesetzbuch  aufgehoben  ,  währentl  Nr.  1 ,  welches  Oegenstiinde 
behandelt,  die  dort  nicht  geregelt  sind,  gemäss  Art.  5  des  Illinf.-Ges, 
zum  Keichs-Slrafgesetzbuch  iiulreclit  erhalten  ist. 

Für  Saclisen  bestimmt  §  der  Armenoidnung:  ..Diejenigen 
Ai  iiien,  welche  die  ihnen  dargebotene,  ihren  Krufien  und  bunst igen 
Verhältnissen  angemessene  Gelegenheit  zur  Arbeit  ver- 
schmähen, sind,  wenn  nicht  ihre  wirkliche  Unl&higkeit  zur  Arbeit 
erwiesen  ist,  jeder  öffentlichen  Unterstützung  als  unbe- 
dingt unwürdig  zu  erkennen,  fallen  aber  sofort,  als  der 
Arbeitsscheu  und  der  mutwilligen  Bettelei  verdächtig,  der  poli- 
zeilichen Aufsicht  und  den  Massregeln  anbeim,  welche  gegen 
arbeit  SS  e  h  cuo  Arme  und  Bettler  vor'jcschricben  sind." 

Inzwi.scheii  siml  aber  diose  .Massregelu  durch  das  Keichs-Straf- 
gesetzbnch  autgehoben.  Hn/el  meint  zwar  in  seinem  Heterat  iiber 
die  Bezirköunnenliaiiber.  i>ruckö.  des  D.  V.  Nr.  10  S.  2o  Anm., 
tlass  die  Bestimmungen  Uber  Bettler,  ,^wie  es  scheint^  in  Sachsen  als 
Disziplinarstrafen  angesehen  werden,  welche  durch  das  Reichs- Straf- 
gesetzbuch nicht  aufgehoben  seien.  Dieser  Meinung  ist  aber  nicht 
beizutreten.  Da  die  §§  119  ff.  direkt  von  den  Strafen  des  Betteins 
handeln,  sind  sie  zweifellos  in  Fortfall  gekommen.  Dies  ist  auch 
die  Meinung  des  Kommentators  der  sächsischen  Armenordnung, 
Wittgenstein. 

Die  übrigen  dent sehen  Staaten  haben  ähnliche  Bestimmungen, 
die  alle  mitzuteilen  hier  aber  zu  weit  führen  würde. 

§  210. 

Gegenwärtig  ist  also  der  einzige  Weg,  arbeitsscheue  Per- 
onen  zur  Arbeit  anzuhalten  und  FamOienbiiupter ,  die  ihre  Fa- 
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onilien  hUlflos  zurücklassen,  zur  Fürsorge  zu  zwingen,  nur  das 
<ren*chtlic1i  flurL-hzuftlhrend«'  Stnifverfahren  —  bei  der  letzteren 
Kategorie  noch  ei*öt  vor.nisi^tvsetzt,  dass  sie  sich  dui'ch  8pic!.  Trunk 
oder  Müsöiggang  in  einen  Zuötaiid  veidetzt  haben ,  der  sie  zur 
Ernährung  der  Ihrigen  unDihig  macht,  (legrn  bokhe,  die  arbeits- 
fHhig  sind  und  trotz  hinreichenden  Erwerbes  sich  um  ihre  An- 
gehörigen nicht  kümmern,  ist  ein  Einschreiten  gar  nicht  zulässig. 
Bei  dieser  Xiige  der  Qesetzgebung  ist  in  den  letzten  Jahren  dne 
sehr  lebhafte  Bewegung  herrorgdreten ,  die  auf  Ergänzung  des 
R.-Str.-G.-B.  in  Beaue^  auf  jene  Pamüienhäupter,  womöglich  aber 
auf  Wiederherstellung  bezw.  reichsgesetsliche  Ein- 
ft&hrung  der  Art  13 — 15  des  preussischen  Gesetzes 
Ton  1855  abzielt. 

Der  mehrer wähnte  Entwurf  des  Bundesrats  von  1877 
hatte  einen  Gl  a  vorgesehen:  „Falls  arbeitsfähigen  Personen  oder 
deren  nicht  nrl  eitsfäliigen  Angehörigen  öflfentliche  Unterstützung  ge- 
währt werden  musss.  k(»nne!i  die  ersteren  seitens  der  Landesbohordeii 
ira  Verwaltungsstreilvertabreii  zur  Arbeit  imierlialb  oder  ausserhalb 
eines  Arbeitslianses  angehalten  werden."  —  Der  Referent  für  den 
pommerschcn  Städtetag  v.  7.  Okt.  1876  empfahl  eine  Strut- 
1>estimmung  im  Sinne  des  Art.  13  cit.  einzufügen.  Der  Stftdtetag 
beschloss  jedoch,  um  Wiedereinftlhrung  des  administratiTen  Zwangs- 
verfahrens zu  petitioniren.  —  Für  den  vorgeschlagenen  §  64  a  sprach 
sich  eine  grosse  Anzahl  kommonaler  Vertretungen  ans,  so  der  dritte 
oberschl esi sehe  Städtetag,  der  sächsische  Gemeiude- 
tag  von  1877,  der  hannövorscheund  der  rheinische  Städte- 
tag von  187^^.  —  Sehr  ausführlich  wurde  der  Gegenstand  in  den 
Verhandlungen  des  1).  V.  f.  A.  u.  W.  1881  behandelt.  Pelraan- 
K(dn,  der  das  Referat  hatte,  schlug  eine  Strafbestinimung  zur  Er- 
gänzung des  §  301  gegen  Personen  vor,  die  ihre  Familien  absicht- 
lich der  Annenjttiege  auheimfallen  lassen.  1)  rap  e  -  üanuüvtir  bean- 
tragte eine  dem  Art.  13  cit.  ähnliche  Bestimmung.  Der  letztere 
Antrag  wurde  mit  einem  Amendement  Friedenthal,  die  Y erwal- 
tnngsprozedur  mit  Garantien  des  Schutzes  gegen  etwaige  'WillkOr  aus- 
zurttsten,  angenommen  und  beschlossen,  ein  dem  entsprediendes  Er- 
suchen an  die  königl.  Staatsregierung  zu  richten.  Tgl.  Stenogr.  Be- 
richte 1881  S.  191  ff.  —  Auf  diesen  Be^ebluss,  dessen  Mitteilung 
1883  wiederholt  wurde,  ist  seitens  des  Heichskanzlers  ein  Bescheid 
nieht  erfolgt.  Vgl.  "^tonrur.  Ber.  1884  S.  8.  —  Aehnliche  Wünsche 
sind  dann  noch  wiederholt  von  den  versohiedensteu  Seiten  ausge- 
sprocben  worden,  bo  in  den  Verw.- Berichten  von  Erfurt  und 
Duisburg  188o  84,  auf  der  Konferenjj  der  LandesdireU- 
toren  vom  16.  Nov.  1883,  auf  dem  Pro vinziallandtag  von 
Sehleswig-Holstein  vom  ll.Mftrz  1882  und  auf  dem  s&chsi- 
sehen  Gemeindetagvom3/4.  Juli  1882  u.a.m.  Jüugpt  noch  vom 
Abg.  W  eh r  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  yom  6.  Febr.  1886. 
—  Roch  oll  meint,  dass  Betteln  an  und  für  sich  nicht  strafbar  sein 
dürfe,  und  empfiehlt  Aufhebung  der  301.  3.  4.  5.  7.  8  und  362  Str.- 
G.>B. ;  dagegen  liefere  die  bettelnde  Person  den  Beweis,  dass  sie  der 
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Annenpfle<;e  bedttrftig  sei.    Diesen  Thatbestand  der  Notwendi^dt 

des  Eintritts  der  Armenpflege  müsse  die  Gemeinde  feetziutellen  und 

den  Bedürftigen  gewissen  persönlichen  Beschränkungen  zu  unter- 
werfen befugt  sein .  namentlidi  dem  Verluste  de;;  Rechtes  znr  SeIb^t- 
be«timniung  Whov  Aufenthalt  und  Art  der  Beschüttiguns',  sowie  des 
Rechtes  zur  Besiimmuntr  iiber  Aufenthalt,  Ernährung,  Beschäftigung 
und  Erziehung'  der  von  ihm  abliiuigigen  Familienglieder.  Diese 
Rechte  hüllen  auf  die  betreffende  Armenbehörde  übergehen.  Vgl. 
Rocholl  II  S.  48  ff.  und  58  ff. 

Zur  Begründung  <lr'r  vorstellend  mitgeteilten  Wünsche  m*rd 
darauf  liinirrwieaen,  da^s  daa  gerichtliche  Verfahren  immur  »ehr 
umsiaiiillicii.  <dt  erfolglos  und  in  den  mehrgenanntcn  F.lllen  libtr- 
haupt  unzuläasig  aei;  namentlich  sei  dieser  letztere  Umötand  nicht 
allem  ein  Gnmd  ungerechter  finansieller  Belastung  des  Armen- 
yerbandesy  flondera  er  beeiBtrttehtige  weaentlicfa  die  Autoritftt  der 
Behörde  y  die  awar  zur  UnterstatEoiig  Terpflichtety  aber  sa  wirk- 
samem VoigeheD  gegen  diejenigen  ausser  Stande  sei,  welche  die 
Unteretlltzung  nötig  gemacht  hätten. 

Dieses  Missverhältniss  ist  denn  auch  von  allen  Seiten  an- 
erkannt  worden.  Die  Einwendungen,  welche  von  einigen  Seiten 
erhoben  worden,  «ind  mit  einer  Ausnahrae  mehr  formaler  als 
iiachlicher  Natur.  6o  meint  Dr.  Huff^),  dass  eine  neue  Nummer 
dea  ^  eine  neue  Uebertretung  schaffen  wiirde,  deren  Beweis 
ein  auikicroi deutlich  schwieriger  sei,  und  d;i;js  meist,  bis  aieli  heraus- 
gestellt habe,  ob  ein  solcher  Fall  vorliege  ^  die  Verjährung  (von 
drei  Monaten)  eingetreten  sein  werda  Ausserdem  mochte  die 
Strafe,  die  auf  Hät  von  höchstens  6  Monaten  hinausliefe^  doch 
eine  zu  milde  sein.  Von  anderer  Seite  wird  gegenüber  dem 
Wunsche  nach  einer  Strafbestimmung  namentlich  darauf  hin- 
gewiesen, dass  diese  zu  densdben  UmatändUchkeiten  fUhre,  wie 
das  gerichtliche  \^ei'fahren  in  allen  diesen  Fullen;  wenn  man 
hessern  wolle,  müsse  man  vielmehr  ordentlich  dtirrh^reiff  n.  dfn  mit 
der  Sache  praktisch  betrauten  Verwfiltnn-slxhörden  em  wirk- 
sames Zwangsmittel  an  die  Hand  geben,  wie  es  die  preus^sische 
Novelle  1855  that.  Selbstverständlich  solle,  um  der  Willkür  vor- 
zubeugen, das  Verfahren  mit  denjenigen  Garantien  ausgestattet 
werdoi,  die  nenerdmgs  auch  filr  das  pteusüsdie  Vermtungs- 
streitmfahren  gegeben  sind.  Biese  letstere  Manung  dttrfle  £^ 
jenige  sein,  die  gegenwärtig  fast  durchweg  f&ti&lt  wird. 

Doch  sind  gegenüber  den  äusserst  ishlieichen  Aeussening^n 
dieser  Art,  die  ein  Bedtür&iss  nach  Besserung  unaweifelhafl  erkennen 
lassen,  die  Ansftlhrungen  eines  ungenannten  Verfassers  in 
it')hem  Grade  beachtenswert,  der  aus  den  nachst^  hprirlon  <  "rfindcn 
von  den  gewünschten  Veränderungen  abrät^).  Zunächst,  memt  der- 

n  D.  V.  a.  R.  O.  8.  195. 

')  ..Die  Straf-  und  Zwangsmittel  im  Annenwesen''  io  der  Deutsch. 
Gem..;^.  1879  .S.  125. 
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selbe,  biete  ftir  IVeussen  der  (35  des  AusfÜhrungsgesetzes  eine 
!  lanrlliaTif ,  wona4;li  die  Verw^lnnigsbchördcn  durch  Resolut 
priichtvergessene  Familieniiiiupter  zur  Fürsorge  tiir  ihre  Angehö- 
rigen anhalten  dürften;  „anhalten"  heiüöe  aber  nicht  blos 
„auffordern",  sondern  zwingen,  mit  allen  der  üehürde  zu  Ge- 
bote äteheiiden  Verwaltungszwangämaäsregeln  (Geldstrai'e,  iilalt) 
Bwin^pen').  Auaserdem  gewähre  die  armenrocbtlidie  Familien- 
ebhett  den  Änbalt»  das  auswüitige  pflichtreiigesBeiie  FamSien- 
haapt,  das  in  der  Person  seiner  zurückgelassenen  Angehörigen 
untentfltzt  werde,  nach  dem  snr  UntentUtEung  verpflichten 
Armenverbande  zurücktninsportiren  sn  lassen,  dort  ihm  gemäss 
<i  1  Abs.  2  Arbeit  anzuweisen  und^  falls  es  diese  verweigere,  auf 
Grund  der  i^S  361  und  3()2  einzuschreiten. 

Ebenso  wie  dieser  Zwang,  der  sich  auf  die  Zukunft  er- 
strecke, sei  auch  der  aJs  Sühne  der  Vergangenheit  eintretende 
Zwang:  Bestrafung  aus  'MS\  und  302,  durchaus  hinreichend. 
Nur  ein  l  all:  wenn  nämlich  Jemand,  der  arbeite  und  Verdienst 
habe,  geflissenüicb  seine  Familie  der  Armenpfle^  anheim  fallen 
ksse,  —  sei  nicht  vorgesehen  und  mtlsste  tnm  nach  Analogie 
von  ^  361  bestraft  wei9en. 

Im  übrigen  warnt  der  Verfasser,  diese  Dinge  dem  Gericht 
zu  entziehen,  weil  damit  der  Verwaltung  ein  Sporn  genommen 
würde,  das  Material  f\)r  etwaige  Strafanträge  sorgfältig  vorzubereiten ; 
denn  bei  den  formloser  funktionirenden  Verwaltungsbeliörden 
würden  sie  leicht  in  die  GefiLi-  -eiaten,  „sich  mehr  eehen  zu 
lassen  und  lieber  Anträge  aui  Arbeitsliausstrafe  zu  stellen,  als 
zuvor  alle  Mittel  zu  erschöpfen,  um  in  der  That  den  Pflicht- 
vei^geasenen  zu  seiner  Pflicht  anzuhalten". 

Ueberhaupt  rät  der  Verfasser,  der  Versuchung,  durch  Er- 
weiterung der  Maditbefiignisse  der  VerwaltangshehOrden  der 
Armenpflege  anfisuhelfen,  su  widerstehen  und  lieber  aUe  Kräfte 
daniuf  zu  verwenden,  durch  Individoalisirung ,  durch  kraftvolle 
Handhabung  der  schon  jetzt  gebotenen  Mittel  sie  in  sich  zu  heben 
und  EU  vervoUkommnen.  Ueberdies  würde  auch  die  Wiederher- 
stellting  des  Art.  13  fllr  sich  allein  nnrh  nicht  viel  nützen, 
weil  er  zu  ^^oinpr  nurelifidirun«;  »ehr  vip!  Arbeit  und  Kosten  er- 
forderte, welche  die  (»enieinden,  die  von  dm  hisheri^'en  Mitteln 
geringen  Gebrauch  gemacht  haben,  wahi  scheinlii  Ii  aneli  dann 
nicht  aufwenden  würden,  weil  ihnen  damit  die  Unterliaitung  von 
^Arbeitshäusern  u.  s.  w.  obli^e. 

Und  hierin  findet  der  Verfasser  denn  ttberhaupt  die  wesent- 
lichste Schwierigkeit;  sie  liegt  nach  seiner  Ansicht  in  der  prak- 
tischen Dnrchmhrung)  in  der  Notignng,  Arbeitshäuser  m  unter- 

Dies  ist  doch  wohl  sehr  bedenklich  und  widerspricht  durchaus 
dem  äiune  der  preuas.  Uestimiuuug,  die  nur  im  Zusammenhane  mit  den 
VeibaiidlaDgeii  m  §  1  Abs.  2  verstuidlich  ist;  man  wolHe  eben  leine  exe* 
Ctttio  ad  faciendum^  sondern  lediglich  ein  auf  Geldzahlung  geriebtates 
erleichtertee  Verwaltungszwangsverfahren.   Vgl.  S.  öül. 
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lialtf-n,  oder  Aufseher  ftir  ausserhalb  einer  Anstalt  Arbeitende  zu 
stellen,  Arbeit  zu  beschallen  n.  s.  w.  Das  seion  eben  immer 
sehr  schwierige  Dinge,  weiche  einer  sprgtältigen  lokalen  Be- 
liandluni;  bedürften. 

Von  allen  yVrgumenteii ,  die  der  Verfasser  vorgebracht  hat, 
dürfte  das  letzte  in  der  That  die  g^rösste  Bedcutun;;  bej?itzen. 
Wemi  tait  der  EriaubniBSi  die  Bedtürfdgen  zur  Arbeit  zu  zwingeu, 
die  Anwendung  des  Zwanges  gegen  die  wirklich  arbeitsscheuen 
und  pflichtvergessenen  Personen,  wenn  mit  der  Anwendung  des 
Zwanges  zugleich  auch  das  Vorhandenadn  des  Zwangsmitt^ 
nämhdi  der  Arbeit,  gesichert  wäre,  kurz,  wenn  eben  alle  die 
Voran S5?etzungen  zutrrtfen,  die  nach  vielHiltig  und  j^it  bezeugten 
Eriahrnriuen  aller  TJinder  nie  vollständig  und  niemals  dauernd 
Vorhan  d  n  sind,  so  würde  iinbedenklieli  die  kürzeste  Proze<lur 
die  beste,  ein  formloses  Verwaltungsverfahrcn  dem  formellen  Straf- 
verfahren jedenfalls  vorzuziehen  sein.  Doch  möcliten  eben  diese  Er- 
wägungen dazu  führen,  den  von  ansehnlichen  und  ^ut  geleiteten 
Armenverwaltungen  ausgehenden  Wunsch  nach  einer  solchen 
Proaedur  nidit  au  versagen,  weil  dn  Missbraudi  seitens  der 
kleineren  Verbände  aus  den  dargelegten  thatsHchlichen  Gründen 
kaum  zu  befürchten  steht  und  den  einsichtigen  Verwaltungen 
die  richtige  Benutzimg  des  beaetcbneten  Zwangsmittels  wirklich 
gute  Dienste  leisten  kann. 


Anhang. 

D0r  Arbeitsnachweis. 

§  213. 

^^'enn  auch  alles  übrige,  was  die  Frage  der  Arbeiu- 
gewährung  betrifit,  ausserhaU)  des  Rahmens  der  Armengesetz* 
gebunff  und  damit  auch  dieser  Arbeit  liegt,  möchte  es  doch  gattattet 
sein,  Oes  Zusammenhangs  wegen  noch  mit  dnigen  kurzen  Worten 
auf  die  Stellung  der  Armenverwaltung  zum  Arbeits- 
naclnveis  einzugehen.  Wenn  es  auf  der  einen  Seite  un- 
zweifelhaft iatj  dass  eine  Ausdehnung  der  hierauf  ^rerichteten 
Thätigkeit,  wie  sie  in  England  unter  der  Herrschaft  der  f  '.ilbert's- 
Act  sfcittfand.  nicht  die  Aufgabe  der  Armenverwaltung  sein 
kann,  und  wenn  auf  der  andern  Seit*'  die  Unterstützung  durcli 
Arbeitsgewiihrung  als  das  nicht  zu  cntbrhniide  Korrelat  der 
gesetzUchcn  Armenpflege  anzuerkennen  ist,  so  ergiebt  sidi,  dass 
die  Armenverwaltung  einen  mittleren  Weg  einschlagen  muss, 
der  von  den  äussersten  Konsequenmn,  Jedem  oder  Keinem 
Arbeit  anzuweisen,  gleich  weit  entfernt  ist  Nur  muss  sie  hierbei 
die  eminent  wirtschaftliche  Natur  der  Arbeitsverschafiung  nie 
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ausser  Augen  lassen.  Ist  der  Arbeitsmarlct  sr>  ungünstig,  dassarbeits- 
fiihigü  Personen,  selbst  wenn  bie  sich  darum  aufs  ernstlichste  be- 
mühen, Arbeit  nicht  tindm  können,  so  wird  der  ^langel  an  Arbeit, 
welcher  zum  Nachsuchen  von  Unterstützung  iVihrt,  dadurch  kein 
anderer,  dass  die  Sorge  fUr  die  Arbeitsbeschaffung  von  den 
Schultern  des  Individuums  auf  die  der  Obrigkeit  übertragen 
wird.  Eb  eiebt  Arbelt  oder  es  giebt  keine.  Dekretirt  die 
ArmeiiYerwutung  trotz  alledem^  dsm  es  Arbeit  geben  soll,  so 
thut  sie  es  auf  Kosten  der  Steuerzahler  und  der  freien  Arbeiter, 
indem  sie  die  letzteren  aus  der  Arbeit  verdrängt  und  die  ersteren 
höher  belastet  Sucht  sie  dagegen  Torsichtig  und  in  strengster 
Enthaltung  von  der  Rolle  eines  unmittelbaren  Arbeitgebers  die 
wirtseliuftlichen  Verhältnisse  zu  beobachten  und  auszunutzen, 
di«'  Hedürftifi;*  n  '/u  Arbeiten  hinzuführen,  die  nützlich  sind,  ohne 
fm  (If^n  Augenbhek  absolut  notwendig  zu  sein,  so  kauu  sie  ftir 
die  ZusUinde  der  iirmeren  Bevölkerung  wie  für  die  Armen- 
finanzen gleich  gute  Erfolge  erzielen. 

In  die  Reihe  dersriager  Thätigkeiten  gehören  nameiitiich  swm : 
Erstens  dieVeranstalttingyon  öffentlichen  Arbeiten,  die  jedeofidls 
▼oigenommen  werden  müssten,  aber  in  günstigen  Zeiten  verschoben 
worden  sind  und  allenfidls  noch  weiter  verschoben  werden  könnten ;  ' 
denn  dieses  sind  rein  produktive  Anlagen,  welche  dem  ganzen  Ge- 
meinwesen zu  gute  kommen.  Die  richtige  Grenze  hierbei  innezu- 
halten, muss  Sache  der  Umsicht  und  des  Taktes  der  tieinclndf-  und 
der  Arnicnvcrwaltung  sein.  Hierfür  hissen  sich  bcliIeciiterdiiiLrs 
keine  Vorschrilten  aulstelieu.  Uebrigens  vermögen  hier  auch 
die  Staats-,  Provinzial  u.  s.  w.  Verwaltungen,  ohne  oder  im 
Einvernehmen  mit  d  ri  Ariiienverwaltungen,  mitzuwirken. 

Vgl.  oben  112.  Siegel  a.  a.  0.  S.  10  führt  aus: 
.,Ein  Hauptniittel  zur  Entlastung  des  Armenaufwandes  ist  die 
VerdienslverschatVung.  Die  ('enieinden  uml  erweiterten  Verbände 
sollten  jede  sich  darbietende  Geh-iieiiheit  benutzen,  ihre  Annen  mit 
Arbeit  zw  nnter.-;tiitzen ,  sie  sollten  daher  in  Zeiten  der  Not  ilie 
ihnen  obliegeuden  Bauten  ausfüluren ,  vorausgesetzt  dass  solche  als 
notwendig  anerkannt  mid  eine  Garantie  da^fir  gegeben  ist,  dass 
auf  diese  Weise  eine  grössere  Anzahl  NotleideDder  längere  Zeit  Be- 
ecb&ftignng  findet/  —  Vgl.  aoch  die  Denkschrift  aber  die  AnsfÜh- 
nmg  des  preuasischen  Gesetzes  vom  3.  Febmar  1880  betr.  die  Be- 
irüligang  von  Staatsmitteln  zur  Beseitigung  des  durch  die  Ueber« 
schwemmang  and  MiBsemte  herbeigeführten  Notstandes  in  Ober- 
Schlesien. 

An  einer  anderen  Stelle  (8.2^)  bemerkt  derselbe  Schriftsteller: 
„Die  von  dem  Staate  zu  gewährende  Arbeit  wird  in  der  Ver- 
anstaltung öffentlicher  Bauten,  als  Anlf>'jnnfr  von  Eisenbahnen, 
Strassen,  Kanälen,  FlusskorrektioTien,  Aufführung  von  Iloehbauten, 
Arbeiten  in  den  Staatswaldungeu.  Ivultivirung  von  Oedungeu,  Ent- 
nnd  Bewässerungsanlagen  u.  s.  w.  bestehen. 
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Diese  Arbeiten  sollen  jedoch  nur  unternommen  werden,  wenn 
sie  als  notwendig  oder  doch  als  nützlich  anerkannt  sind  und  in 
nicht  lerner  Zeit  ohnedies  hätten  ausgeführt  werden  müssen." 

In  den  YerhandluDgen  des  Deutschen  Vereins  für  A.  und 
W.  1885  ist  dieser  Punkt  ebenfalls  sehr  saclikuiHlig  in  dem  Referat 
von  Ernst  (Elberfehl)  behandelt  worden.  Dort  sind  auch  einige 
{praktische  Fälle  mitgeteilt,  die,  als  der  Beaebtnog  in  hobun 
Grade  wert,  hier  wiedergegeben  werden  mögen. 

„Im  Jahre  1858,  als  in  Folge  der  ?on  Amerika  ansgegaogenen 
allgemeinen  ünanzi eilen  Störung  nnsere  Stadt  an  einer  Stockung  der 
Fabrik-  und  liandelsthätigkeit ,  an  einer  Arbeiulosigkeit  und  Not 
zu  leiden  hatte,  wie  sie  in  dieser  Allgemeinheit  und  Ausdehnung: 
seit  langer  Zeit  nicht  zu  beklagen  gewesen  war,  wurden  behuls  Be- 
schäftigung der  brotlosen  Arbeiter  mehrere  Strassen  retrulirt .  ein 
fcchulhof  durch  Wegräumen  einer  vortretenden  Felswand  erweitert, 
ein  städtischer  Platz  neu  planirt,  ein  der  Stadt  gehöriger  verlassener 
Steinbruch,  welcher  teilweise  noch  zur  Steingewinnung  geeignet  war, 
wieder  aufgedeckt,  ein  oberhalb  desselben  liegendes  Gmndstflek  von 
Schntthanfen  gereinigt  und  in  Aekerland  für  das  mit  sdnen  Omnd* 
stücken  angrenzende  städtische  Armenhaos  umgewandelt.  Es  wur- 
den diese  Arbeiten  nicht  unmittelbar  unter  Leitung  von  städtiscben 
Banbeamten  gegen  Tagelohn  ansgefiahrt,  sondern  sie  waren  Unter» 
nehmern  für  einen  bestimmten  nach  Arbeitsmengen  berechneten 
Preis  unter  der  Bedingung  übertragen ,  dass  die  Zuweisung  der 
zu  beschäftigenden  I^ersouen  der  Armenverwaltung  allein  vorbe- 
halten war. 

Ausserdem  hatte  die  königliche  Eisenbahndirektion .  bereit- 
willigst eingehend  auf  das  Ersuchen  der  Armenvei  waltuug,  schon 
gleich  bei  Beginn  der  Arbeiterentlassungen  eine  Anzahl  der  ihren 
hiesigen  Bansteilen  zugewiesenen  Arbeitslosen  eingestellt  and,  ab 
die  Zahl  derselben  etwa  fünfzig  betrog  nnd  weitere  Arbeitsgelegoi- 
heit  im  Winter  nicht  vorhanden  war,  sich  bereit  erklärt,  eine  zur 
Zeit  nicht  notwendige  grössere  Arbeit  —  Erweiterung  des  Gäter^ 
bahnhofes  und  Bau  eines  zweiten  Geleises  —  zu  unternehmen,  um 
der  Stadt  Gelegenheit  zu  geben ,  der  grossen  Zahl  von  beschäfti- 
gungslosen arbeitsfähigen  Personen  Arbeit  anzuweisen,  auf  welches 
Anerbieten  eingegangen  wurde.  Nach  dem  m'it  der  königlichen 
Eisenbahndirekt ion  errichteten  Vertrage  war  der  Unternehmer  ver- 
pflichtet, ausser  10  bis  12  Prozent  geschulter  Arbeiter  nur  solche 
Personen  zu  beschäftigen,  welche  ihm  von  der  Annenverwaltung 
zugeviesen  worden,  ond  es  hatte  die  Stadt,  om  den  durchweg  un- 
geübten Arbeitern  einen  Tagelohn  von  15  bis  18  Silbergrosdien 
gewähren  zu  können,  einen  Anteil  an  den  Lobnzahlnngeo  zu  tragen, 
war  dagegen  berechtigt,  an  jedem  Tage,  ohne  vorherige  AulkUndi* 
gung,  von  dem  Vortrage  zurückzutreten,  sobald  ihr  die  Massregel 
der  Arbeitsanweisnng  nicht  mehr  geboten  erschien.  Der  der  Stadt 
zur  Last  gefallene  Kostenanteil  hat  insgesammt  1249  Thlr.  18  Sgr. 
betragen. 
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Auf  diese  Weis«  sind  Hunderte  von  arbeitsfähigen  Familien- 
vätern während  einer  monatelangen  Gesch&ftsstockang  vor  dem 

Müssiggange  und  dem  Almosengenuss  bewahrt  und  in  dem  Stande 
erhalten  worden,  ihren  und  ihrer  Familien  Unterhalt  durch  Arbeit 
zu  erwerben,  und  es  ist  durch  alle  Veraiistaltinitjen  zu  diesem 
Zwecke  immerhin  eine  perinpere  Summe  zu  verwenden  gewesen,  als 
wenn  allen  diesen  arheitsfiiliigcn ,  aber  aus  ihrer  gewöhnlichen  Be- 
äcaaUiguüg  entlassenen  und  dadurch  hülfsbedüt  lug  gewordenen  Per- 
eonen  die  eigentliche  Untersttttzung  gereicht  worden  wäre. 

Aehnliche  Massregeln  worden  Ende  1862  ergriffen,  als  in  Folge 
der  lange  anhaltenden  Stocknng  der  BanmwoUeneinf^hr  von  Nord- 
amerika einer  der  ältesten  und  wichtigsten  Zweige  dee  elberfelder 
Gewerbfieisses ,  die  Baumwollengamftrberei  (Türkischrot-Färberei) 
dergestalt  darniederlag,  dass  die  meisten  Arbeiter  dieeer  Betriebe 
entlfissen  werden  musstcn.  Ausserdem  litten  einige  andere  Fabri- 
kationszweige unter  der  Ungunst  der  Zeit  und  namentlich  waren 
viele  Knopfarbeiter  brotlos  geworden.  Die  Stadt  unternahm  wieder 
Wege-  und  andere  Erdarbeiten  unter  den  oben  l>preits  angeführten 
Bedingungen  und  die  königliche  Eisenbahndirekiion  war  wiederum 
bereit,  auf  ihren  hiesigen  Arbeitsstellen  nach  Möglichkeit  arbeitslose 
Färber  and  Fabrikarbeiter  zu  beschäftigen.  Im  April  1869  konnte 
diese  Fttisorge  wieder  eingestellt  werden,  nicht  sowohl  weil  sich 
die  Verhältnisse  in  den  betreffenden  Gewerbszweigen  gebessert,  son- 
dern weil  die  Arbeiter  sich  allmählicb  anderen  Beschäftigongen  za- 
gewandt  und  solche  auch  gefiinden  hatten. 

Durch  die  städtischerseits  beschäftigten  Arbeiter  sind  Steine 
zerkleinert,  vier  Strassen  und  ötTentliche  Wege  mit  einer  neuen 
Steinpackiage  versehen  und  ferner  ein  als  Verbindungsstrasse  viel 
benutzter  und  mit  Häusern  b^etzter  Gartenweg  (die  Distelbecker- 
strasse) verbreitert  und  fahrbar  gemacht  wordeu,  Die  dafür  auf- 
gewendeten Kosten  haben  betragen: 

8725  Thlr.  23  Sgr.    8  Pf.  zur  Luluiung  der  Arbeiter, 

1574:    „  18    „    —    „  zum  Ankauf  von  Steinmaterial, 

410    „  10    «     6    „  an  Fährlöhnen, 

302    »  23    „     6    ,  für  Arbeitsgeräte, 

108    ,  10^     6^  zur  Errichtang  neuer  Einfrie- 

  _dignngcn, 

ZQS.  6122  Thhr.  1  Sgr.   2  Pf.  ' 

Die  Färbereiinhaber  hatten  hierzu  gemäss  einer  Vereinbarung 
tdr  jeden  vuu  ihnen  überwiesenen  Arbeiter  einen  Zu&chu&s  von  täg- 
lich 2  Sgr.  za  leisten;  äberbanpt  betrug  diesor  Znschnss  179  Thlr. 
8  Sgr.  6  Pf. 

Auf  die  Armenpflege  haben  diese  Vorgänge,  welche  unter  an- 
deren Umständen  tief  eingewirkt  haben  wurden,  miht  im  geringsten 
einen  belastenden  Einflnss  gehabt. 

Wie  gesagt,  war  eine  nachhaltige  Besserung  in  den  (ieschäfts- 
verhältnissen  der  Kotgamlärberei  nicht  eingetreten.   Stockungen  in 
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anderen  Fahiikritioiiszweigeii .  iinmrntlich  der  Druckerei  von  Baum- 
wollen warnen  und  der  Band-  (Ivordel-  und  Litzen-)  Fabrikation, 
traten  hinzu  und  luhrten  wieder  zu  eiiu  r  A  oniiehi  uiig  der  Zahl 
der  bescliäflicrungslosen  Arbeiter.  Hatto  bis  dahin  die  königliche 
Eisenbiihndiiektion  durch  Einstellui.:^  iiu  zugewiesener  Arbeiter 
wieder  bereitwillig  ausgeholfen,  sp  brachten  die  Kriegsbefürchtangen 
im  Jahre  1866  und  der  wirkliche  Ausbrach  des  Krieges,  in  Folge 
deseeii  der  GeschftfteTerJcehr  im  Gebiete  des  ZoIlvereiDs  ganz  ins 
8t4>ckea  geriet,  eine  so  grosse  Zahl  von  Arbeitereiitlassoiigeii ,  dass 
andere  Massregeln  notwendig  wurden. 

Die  Stadt  begann  sofort  mit  der  £rbaoang  eines  Strassennetzes 
am  westlichen  Ende  der  Stadt,  demjenigen  Teile  des  Geniiiude- 
gebietes,  welcher  für  die  notwendige  Ausdelinung  der  Stadt  vor- 
ziiL'sweise  geeignet  war.  Es  wurden  zwei  Tarallelslrassen  und  zwei 
sie  durchschneidende  Querstrassen  in  einer  Gesammtlänge  von 
388  KüUii  angelegt  und  chau^seemassi^  ausgebaut.  Aosserdem 
wurden  andere  Strassen  und  Wege  verbessert. 

Durch  diese  Arbdten,  welche  einen  Gesammtkostenanfvasd 
Ton  18  300  Thalern  erforderten,  ist  es  möglich  geworden,  einer 
grossen  Anzahl  von  Personen  —  zeitweise  bis  400  —  mehrere 
Monate  lang  Beschäftigung  zu  gewähren,  die  sie  vor  der  Not- 
wendigkeit bewahrte,  der  Armenpflege  anheimza£sllen.  Zugleich  ist 
durch  die  neue  Strassenanlage  für  die  Stadt  eminent  Nützliches  ge- 
Schaffell  worden.  Die  P>:iulust  bat  sieh  alsbald  mit  Vorliebe  diesem 
Terrain  zugewendet  und  seit  Jahren  schon  ist  daselbst  ein  schön 
bebauter  und  zablreieh  bevölkerter  Stadtteil  mit  einer  Kirche  und 
zwei  stadtiselien  Volksschulen  entstanden,  was  für  das  städtische  Ver- 
mögen um  HO  bedeutungsvoller  ist,  als  bich  unmittelbar  au  den 
bebauten  Teü  ein  grösseres,  teilw^se  sdion  mit  Strassen  durch- 
zogenes st&dtifiches  Grnndstttck  anschliesst,  welches  durch  jene  An* 
läge  in  seinem  Werte  erheblich  gesteigert  w<»den  ist. 

In  Folge  dieser  Massregel  ist  die  Armenpflege  von  der  Arbeiter* 
not  ancb  dieses  Mal  nor  wenig  bßtroifien  worden.^ 

Zweitens  ist  hier  zu  nennen  der  Arbeitsnachweis  im 
engeren  Sinne  durch  Errichtung  einer  Nachweisestelle, 
an  wolrlu  r  Gesuche  von  Arbeitgebern  lun  Arbeiter  und  Gesu<*l!'' 
von  Arbeitnehmern  uiu  Arlx-it  rinandi-r  vormittelt  werden.  Die^r 
Thäti^^keit  hat  ebenfalls  kein  Hed-  i;k'  u,  weil  sie  nicht  im  hr  zu 
Wege  bringen  kann,  als  das  durch  die  Gesuche  um  iVrbeiter 
ausgedrückte  wirtschaftliche  Bedttr&iss  wirklich  erfordert  \  sie  ist 
aber  auf  der  andern  Sdte  von  ausserordentlich  hohem  pi«k- 
tischen  Werte. 

Vgl.  hierüber  Jagielski,  Die  l  eberhand nähme  der  l^etielei 
und  ihre  Bekämpfung,  ein  Beitrag  zur  Organisation  der  Arm^- 
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pflege,  Aufl.  Leipzig  1>^5,  namentlich  S.  9  ff.  n,  S.  28  ff., 
sowie  desselben  lU-terat  für  den  1>.  V.  1885  Xr.  13. 

Auch  zu  vgl.  die  An.sfrdiriniL't'ii  oben  144.  145  über  NLituralver- 
piiegungsstationen.  —  Viellach  liok^t  der  Arbeitsnaeiiweis  in  den 
Händen  von  Privatvereiiien.  die  nur  diesen  Zweck  allein  oder  gleich- 
zeitig Armenpflegezwccke  verfolgen.  Hierüber orientirt  gut  E.  Hirsch  - 
berg,  Der  Arbeitsnachweis,  in  Bl.  f.  Genossenschaftswesen  1886 
Xr.  14.  —  Wohl  die  bedeatendste  derartiger  privater  YeraaBtaltniigen 
ist  das  Stuttgarter  Bnrean  für  Arbeitsnachweis,  dessen 
Hericbte  mir  durch  Gttte  des  Verwalters  Herrn  Falkenstein  za- 
gänglich  gemacht  sind.  Danach  wurden  in  dem  Geschäftsjahr  1885 
bis  1886  im  ganzen  6049  Gesuche  von  Arbeitgebern,  7231  von 
Arbeitnehmern,  im  ganzen  13280  vermittelt.  582  Arbeiter  Warden 
in  auswärtige  Stellen  gewiesen. 

Die  \  ornnfi^errangenen  5  Jalire  lieferten  in  dieser  Beziehung 
nachfolgendes  Eigebuiss: 

^''f'^;.^^^-  1  Gesuche.  .  ''^^^ 
Lehrlings-     /  ,7 

Lehrstellen-  /  •  121 

Unterstützte    .    .    .    .    .    1  130  

Vermittlungen  jcusammen   iiibiö     14  6^3     12  5{<Ü     12^     i'6  '6öi^ 

Ausser  diesen  tbatsächlichen  Vermittlungen  wird  das  Bureau 
von  einer  ungleich  höheren  Zahl  erfolglos  um  Arbeit  oder  Unter- 
stützung Nachsuchender  angegangen,  denen  jederzeit  bereitwilligst 

Uat  erteilt  wird. 

Die  Verwaltini^skoFten  .  die  1885 :  5637  Mark  betrugen,  wur- 
den bi-lior  vdllstandi.:  aus  Einscbreibegebübren ,  Abonnements-  und 
Jahresbeitiagen  gedeckt. 

8  215. 

In  den  in  diesmi  Kapitel  dargelec^ten  Massnahmen  wird 
sich  freilich  die  Thatigkeit  jeder  Anuenvervvaltung  in  Bezug 
auf  ArbeitsTerschafl^g  er»chöpfen  rnUsäen.  Bei  vorsichtiger  Wtlr- 
digung  der  örtlicfaen  und  wirtachaftlichen  Verhttltnisse  wird  sie 
aber  auch  hierdurch  schon  unendlich  viel  nützen  und  bessern 
können.  Sehr  ti^end  bemerkte  bei  den  Verhandlungen  des 
0.  V.*)  ein  praktischer  Annenpfleger :  „Ich  empf*  I  I»  daher 
jedem  Dezernenten  in  Armensachen,  sich  in  erster  Linie  mit 
der  Arbeitsthätigkeit  seines  Ortes  genau  zu  beschuftigen 
und  darin  so  zu  Hause  zu  sein,  wie  im  eigenen  Hanse  Nur  hier- 
durcli  wird  r>  ihm  leicht  werden,  die  meisten  an  ihn  lieran- 
tretcuden  Untrr>tTU7iuigsgesuche  sicher  und  rieluig  zu  entscheiden 
und,  was  dazu  gciiört,  einen  eingehenden  Blick  in  alle  Lebens- 
verhältnisse zu  thun/  —  Im  Übrigen  wu*d  mau  uicht  umhin 
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können .  einem  andern  gründlichen  Kenner  des  Anrien^ve^ens 
beizustiniincn  welcher  sich  gedrungen  fülilte  nach  eingehendster 
Untersuchung   dieses  Punktee  auszusprechen,  daaa  man  Ter* 

Siblioh  in  aben  Lündern  ohne  UnterlMS  FreiBfragen  ttber  die 
ittel  aufworfey  alle  Dttrftujie  angemessen  an  beschmgen:  ,das 
Phiblem  ist  nicht  zu  lOe^  . 


3.  Zwangsmittel  gegen  Armenverivaltnugen. 

§  2ir>. 

Vom  theoretischen  Standpunkte  aus  mag  man  immerhin  die  ge- 
setzliche Armenpflege  als  die  Befolgung  eines  „Zwange^;",  die  frei- 
willige als  Bethätigung  des  ..freien  Willns'*  hinstellen;  w.is 
aber  in  der  Praxis  damit  auf  sieli  hat,  das  ist  wohl  im  Vorh»  r- 
gebenden  zur  Genüge  klargesieilt  worden.  Wie  bei  allem  Thun 
von  Menschen  in  kleinen  und  grossen  Dingen,  ist  auch  ftir  das 
\  erhalten  der  Armenverwaltungen  in  erster  Linie  niciit  das  ent« 
Bcheidendf  was  sie  sollen,  sondern  das,  waa  sie  wollen  and 
was  sie  können.  Und  so  tausendMtig  verschieden  die  gei>ti^en 
und  körperlichen  Kräfte  der  dnzelnen  Menschen  entwickelt  amd, 
ebenso  verschieden  sind  die  Organe  der  Armenpflege  an  geistiger 
und  finanzieller  LeistimgsfHhigkeit.  Freiwillige  Massregeln  werden 
zur  Abwehr  von  Notständen  ergriffen,  weil  Mittel  und  KrAtte. 
Liebe  und  Einsieht  in  einer  Gemeinde  vorhanden  sind  —  Akte 
der  Zwangsanuenpflege  unterbleiben,  weil  es  an  eben  diesen  Vor- 
aussetzungen ganz  oder  zum  Teil  gebricht. 

Der  Mittel,  die  Anforderungen  durchzutuhren ,  welche  im 
allgemeinen  Interesse  an  die  Armenpflege  gestellt  werden 
müssen^  sind  drei.  Erstens  die  Einsicht  zu  fördern,  dass  eine 
eute  Armenverwalftmig  der  wirksamste  Schutz  gegen  die  Folgen 
der  Armut  sd  —  dies  besneht  sich  auf  das  Wollen  und  kann 
lediglich  durch  Ermahnung,  Beispiel  und  vor  allem  durch 
fortschreitende  geistige  Entwicklung  gesdiehen.  Zweitens  die 
Nüttel  zur  Armenpflege  zu  schafien  —  dies  bezieht  sich  auf 
das  Können  und  gesehielit  durch  die  bisher  besproeh^nen 
Mapsregeln,  welehe  auf  gereehte  Vcrt<'ilnn'4  der  Anncnlast  ab- 
zielen. Drittens  die  Leistungen  der  Annenptlege  zu  er/. wir- hd 
—  dies  bezieht  sich  auf  das  Sollen  und  geschieht  durch  direk- 
ten Zwang  gegen  die  Armen  verbände.  Diese  dritte  Thatigkeit 
steht  hier  zur  Fra^e. 

Es  handdt  sich  aber  hierbei  nicht  sowohl  um  die  Er* 
wägung,  ob  ein  solcher  Zwang  zulässig,  sondern  vielmehr, 
ob  er  zweckmässig  und  in  wdcher  Weise  praktisch  durdi- 
Aihrbar  ist,  namentlich  aber,  ob  es  geboten  erscheint,  denselben 
tlber  das  Bestehende  hinaus  zu  erweitm.  Denn  auch  gegen- 
wärtig sind  in  jedem  Staate  Massregeln  voigeeehen,  die  durch 
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die  ArmeDgGbetz^cbung  aui'erlegten  V  erptlichtungou  im  Zwangs« 
Wege  durchzoieteen ;  teils  bewogen  sie  sieh  im  Rahmea  der  lul- 
xemeiDeD  Staats-  uid  Qememdeverwaltung,  ^  tdls  sind  sie  dem 
AnneDwesen  ab  solchem  eigeDtUmliöh.  Wo  die  OfoiUiche  Aimen- 
pflege,  wie  überall  in  Deatschland ,  ein  Zweig  der  kommunalen 
beibstverwaltung  ist,  betreffen  die  Aufsichts-  tmd  Zwangsbefiig* 
nisse  der  den  Gemeinden  vorgesetzten  Behörden  auch  die  ArmeO' 
ptiege,  können  diesbezügliche  Unterlassungen  durch  Ordnungs- 
strafen, Beschränkung  fl^r  selbst'indigen  Verwaltung  u.  s.  w. 
gealmdet,  können  Anordnungen  der  Staatsverwaltung,  Einrich- 
tungen, welclie  der  Annen gesetzgebung  entsprochen,  durch  ge- 
eignete Vollstreckungsliand langen .  nötigenfalls  durch  Tliätigkeit 
Dritter  auf  Kosten  de«  säumigen  Armen  Verbandes  erzwungen 
werden.  Dies  gilt  namentlieli  aucii  von  der  Verptlichtung  zur 
Unterstützung,  deren  Mangel  oder  Unzulänglichkeit  im  ein- 
selnen  Falle  von  dem  Bedttrnißen  sdbst  im  We^  der  Beschwerde 
gerllgt  werden  darf.  Davon  ist  Üer  nicht  weiter  zu  handeb. 

Der  Annengesetzgebung  eigentOmUch  ist  die  Regelung  des 
vermögensrechtlichen  Verhdtnisses  der  Armenyerbttnde  unter 
einander  in  Ansehung  der  Torläu%eD  UntersttttBung  und  der 
endgültigen  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Armenlast.  Diese 
ist  im  Gegensatz  zu  den  formlosen  Massregeln  der  Aufsichts- 
fuhrung  einem  formellen,  durchaus  in  ricn  Grenzen  des  Zivil- 
prozesses sich  bewegenden  Streitverfain  i  ii  unterworfen.  Von 
diesem  ist  an  anderer  Stelle  gehandelt  worden. 

Hiemach  bestehen  also  an  und  fiir  sich  durchaus  zureichende 
Hiilfkni Ittel,  saumige  ^\rmen verbände  im  Inneren  der  Verwaltung, 
sowie  nach  aussen  hin  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  anzulialten. 
Und  wenn  dennoch  ausserord^itlidi  schlimme,  der  Abhülfe 
^drin^od  bedürftige  Zustände  im  Inneren  der  Armenverwaltung  bei 
vielen  Gemeinden  zu  beklagen  sind,  wenn  Abschiebungen,  kost- 
spidige  Armenpflege  auf  fremde  Kosten  u.  s.  w.  im  Verhilltnias 
SU  fremden  Armen  verbänden  immer  noch  in  grosser  Zahl  vor- 
kommen, so  bedarf  es  keines  Beweises ,  dass  entweder  von  den 
vorhandenen  Zwangsmitteln  kein  genügender  Gebrauch  gemacht 
wird  ,  oder  dass  die  Aufsicht^-  und  Spnichbehörden  diesen  Zu- 
ständen gegenüber  grossf  ntfils  überliaupt  ohnmächtig  sind. 
^^'ahr8cheinlicll  wirken  diese  beiden  Momente  meistens  zusammen. 
Was  insbesondere  das  letztere  butrdft,  so  be^iteht  wohl  keiu  Zweifel, 
dass  durch  kein  Zwangsmittel  der  Welt  an  gewissen  Zuständen 
etwas  geändert  werden  kann,  dass  aucli  die  vortrefflichste  Hand- 
habung d^  Aufsieht  einen  finanziell  leistunesunfUhigen  Armen- 
verband nicht  leistungsföhig ,  eine  kenntniasTose  una  engherzige 
Armenverwaltung  nicht  einsichtig  und  grossdenkend  zu  machen 
vermag.  In  dieser  Beeiehnng  ist  nachhaltige  Besserung  nur 
davon  zu  erwiaten,  dass  man  das  Wollen  und  das  Rönnen 
der  Armenverwaltungen  in  der  angedeuteten  Weise  fördert. 
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Dagegen  kt  man  in  Ansehung  des  anderen  Momentes  — 
mangelhafte  Handhabung  der  Aufsicht  —  der  Meinung, 
dass  Bich  diese  sehr  wohl  in  sich  selbst  verbessern  Hess^  wenn  man 
den  Gründen  nachforschte,  die  es  zu  unzureichender  Au6icht 
kommen  liessen,  und  wenn  man  positive  Vcranstaltnngen  trftie, 
welche  eine  zureichende  Au^cht  ermöglichten. 

Insbesondere  meint  man  die  Gründe  darin  suchen  zu 
müssen,  dass  die  Armenpflege  eine  besondere  Aufeicht  erheische^ 
welche  im  Kalniicn  dtr  a  1 1  e  ra  ei  n  e  n  Staats-  und  Gemeindeverwal- 
tung;- nicht  wohl  UKiglich  sei.  Denn  hierbei  werde  die  Aufmerksam- 
keit der  Aufsichtbbehönle  erst  durch  vorkommende  Klagen  und  Be- 
i?Lli\verden  auf  vorhandene  Uebelstilnde  hinfrelenkt,  deren  Kennt- 
niss  auch  ohnedies  wünschenswert  öci  und  nicht  von  dem  Ziil'all 
der  Beschwerde  oder  der  Klage  abhängen  dürfe«  Es  sei  von  grösster 
Wichtigkeit^  fortlai^nd  die  verschiedenen,  das  Armen  wesen  be- 
treffiBn&n  Erscheinungen  und  Veranstoltungen  ttberblicken,  den 
besonderen  Umstilnden  gemäss  einwirken,  nützliche  I^Iassregeb 
gebieten,  schfidHche  hindern  zu  können.  NamentÜch  aber 
müsse  da^  wo  die  Leistungen  der  Armenpflege  zum  Gegen- 
stande einer  öffentlich-rechtUchen  Verpflichtung  gemacht  seien,  <.la- 
f^r  gesor^^t  werden,  dass  in  dem  Gebiet,  ftir  welches  die.se  Pflicht 
bestehe,  nicht  der  eine  Armenverband  dif^'lbe  in  wesentlich 
anderer  Weise  erfüllf; ,  als  der  andere.  Demi  wie  sehr  auch 
der  ein/clnc  Untersuitzungsfall  individuali.sirende  l>chandlung  er- 
fordere, öo  gebe  es  doch  für  die  Annenpflej^e  so  gut  wie  tUr 
jede  menschliche  Thätigkeit  ^iwiA^v  Ke^^^hi  und  Gesetze,  die 
ohne  Gefahr  nicht  missachtet  werden  dürften.  Arbeitsfähige 
nach  gleichen  Grundsätzen  zu  unterstützen  wie  Arbeitsunfäliige, 
sei  ebenso  unrichtig  und  schädlich,  wie  etwa  die  ersteren  ihrem 
Schicksal  gänzlich  zu  überlassen;  Kranke  in  einer  Anstalt  zu 
pflegen,  wo  Hauspflege  genüge^  Kinder  bedürftiger  Eltern  besser 
zu  halten,  als  es  den  Kindern  nicht  unterstütüiter  Eltern  von 
Seiten  dieser  zu  Teil  werden  könne,  sei  ebenso  kostspielig  oder 
schädlich,  wie  der  Mangel  genügender  Krankenpflegevorrich- 
tungen oder  die  gänzHche  ^'e^lachTÄS8^gung  der  Kindererziehung 
eine  übel  angebrachte  ^Sparsamkeit  bedeute.  Alie^  dieses  sei 
vielmehr  zu  beriieksichtigen  im  allgemeinen  staatliehen 
Interesse,  welches  immer  auf  l^rhaltung  einer  arbeiLsrimen 
und  gleichwohl  im  Bedürftigkeitsi'alle  nicht  notleidenden  lie- 
völkerung  gerichtet  sein  müsse,  sowie  im  Interesse  der 
steuerzahlenden  Bürger,  welche  nicht  über  das  Notwen- 
dige  hinaus  belastet  werden  dürften.  Auch  talle  endlich  die 
Gfeichmässigkeit  der  Grundsätze  sehr  wesentlich  in  fietrodit 
fUr  das  Verhältniss  der  Armenverbände  zu  einander,  welche  vor 
Missbrauch  durch  sorglose  und  auf  finemde  Kosten  verschwen- 
derische Armenpflege  sichergestellt  werden  mttssten. 
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§  218. 

Die  auf  HcrK'Mfilhniiig  gleichmiUsicrpr  rJnmdsJltze  und  L'"l'*it'li 
mässiger  Haudliabung  dei-selben  genehteten  positiven  \'orsi  hlaue 
bewegen  sich  nun  durehwos:  in  einer  dem  vorstehend  entwickelten 
Gedankengange  entsprecheudcn  Kichtuug;  sie  uutei'acheideu  sich 
Ton  einander  nur  durch  den  mehr  oder  minder  grossen  Umtang, 
welchen  sie  den  diesbesBO^chen  nea  la  adiaffimdeii  Einrichtungen 
SU  geben  wttnachen. 

ESnige  worden  es  bereits  für  eben  wesentlichen  FertBchritt 
-eraditen,  wenn  der  gewöhnlichen  Au&ichtsb^Orde  regeN 
tnässige  Nachweisungen  und  Berichte  Aber  den 
8tand  der  Armeszahl,  Uber  Art  und  Mass  der  ▼erabreicbten 
ITnterstützunfren ,  über  die  flir  Zwecke  der  Amienpflepre  vor- 
handenen Einrichtungen  und  An>taltf'n  n.  a.  m.  gegeben  würden; 

würde  ihrer  ^feiniuig  nach  inerdurc  Ii  scdion  eine  gewisse 
Cileichniäsbii'keit  erzieit  und  die  Aufsichtsbehörde  in  den  iStand 
gesetzt  werden,  sich  von  der  Th.ätigkeit  der  Amicnverwaltungen 
ein  Bild  zu  machen,  auffallende  Erscheinungen  \valiizuuehmen,  und 
so  zum  Abhelfen,  Einschreiten,  Bessern  dauernde  Veranlassung 
SU  haben.  Andere  gehen  weber  und  wünschen  gleidistttig 
«ine  geeignete  Änfaicht seitens desienigen  Landarmen* 
Ter  b an d  es ,  welcher  im  Unvermögoisralle  gesetslich  zur  BefhOlfe 
an  Ortsannen verbände  verpflichtet  ist.  Am  weitesten  gehen  aber 
diejenigen,  welche  die  JBeaufeichtigung  des  Armen wesens  für  zu 
schwierig  erachten,  um  sie  ein&ch  der  Aa£rioht  Uber  die  anderen 
Gegenstände  der  Gemeindeverwaltung  anzureihen;  sie  fordern, 
da?5s  eine  beHondere  Instanz  L'^'schrtffen  werde,  welcher  die 
reL':elm:i.sjjigen  Berichte  und  Nachweisuii;^^e]i  in  Verbindung  mit  an- 
mmes.senen  unmittelbaren  Nachtbrechun«::en  an  Ort  und  Stelle 
dazu  dienen  öollen ,  fortlaufend  den  Gang  der  Armenverwaltung 
zu  koütroliren,  i^leicliuiassige,  teils  allgemeine,  teils  auf  bestimmte 
Bezirke  beschrünkte  Grundsiitzu  aufzustellen  und  die  Beachtung 
dieser,  sowie  die  Durchführung  der  Armengesetze  und  der  zu 
ihnen  ergimgenen  landemeetzTtchen  Ausführungsverordnungen 
Stt  überwachen.  Mit  andern  Worten:  es  soU  eine  besondere, 
mit  hinlänglichen  Befugnissen  gesetzlich  ausgestattete  Armenauf- 
sicbtsbehörde  geschaffen  werden.  Doch  sind  die  Ansichten 
darüber  geteilt,  ob  sich  eine  solche  Behörde  f\lr  die  einzelnen 
grösseren  Verwaltungsbezirke,  fllr  die  einzelnen  Bundesstaaten  oder 
gleich  flir  das  ganze  Reich  emi »fehle;  auch  wird  erwogen,  ob  im 
h't  /teren  Falle  nicht  das  Bundesamt  f.  d.  H. ,  das  seine  richt«  r 
liehen  Funktionen  im  übrigen  beizubehalten  h.ttte,  zu  einer 
derartigen  Zentralbehörde  (Reichsarmenamt)  umzuschnffen  sei. 
Namentlich  wird  das  letztere  im  Hinblick  auf  die  bereits  mehr* 
fach  eiwaluite  englische  Zentralarmenbehörde  empfohlen. 

ForjchuDgen  (27)  VI.  4.  —  VODcUrberg.  35 
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§  219. 

£8  ist  von  grossem  Interesse  zu  verfolgen,  wie  alle  die- 
jenigen, welche  die  Znst&nde  dea  Armenwesens  and  nnsere  Kennt* 
niss  davon  untersuchen,  za  dem  Schluss  kommen,  dass  wir  noch 
viel  zu  wenig  und  in  zu  wenig  geordneter  Weise  davon  wQssten  and  dsAS 

eine  periodische  Sainniliing  von  Naclnveisen  notwendig,  aber  nur 
daini  Tuitzlicli  sei,  wenn  sie  von  einer  Z  e  n  t  ra  1  s  t  e  H  e  ausginge.  So 
bemerkt  Lammers  in  seiner   beachtenswerten  Abiiaudlunt?  C'eber 
Armenstatistik  iu  Vierteljahrschrift  für  Voll^swirtseliaft  und  Kultur- 
geschichte Bd.  18    1809    S.  57,   dass    eine    private  Vereini- 
gung es  nie  zu  einer  ausreichenden  Armenstatistik  bringen  würde» 
Das  statistische  Interesse  erfordere  vielmehr  „eine  mit  hinlänglichen 
Befugnissen  anagerttstete  oberste  Armenbehörde  filr  Prenssen,  oder  wo- 
möglich gleich  fttr  den  Korddentschen  Bond  nnd  —  dereinst 
ganz  Deutschlniur.  —  Ganz  ähnlich  Hirschberg  in  Deutsche  Revue 
1886  S.  114:  Haben  wir  ein  Reichsarmenamt  nötig?  — der  haupt- 
sächlich die  Erforschung  der  Armenzustände  und  Zentralisation  des 
Arbeitsnachweises  im  Auge  hat,  ntnl  zu  diesem  Zwecke  periodische 
statistische  Nachweisungen  gegenüber   der  Staatsbehörde   für  not- 
wendig hält.  —  Do  eil  geht  gleicii  einen  Schritt  weiter  und  luruert 
unbedingt  Aufstellung  gemeinsamer  Grundsatze  in  der  Armenptiece. 
Seinen  iu  der  bchrit'i  über  die  Reform  der  ArmenpHege  gegebenen 
Anregungen  ist  die  Gründung  des  Deutschen  Vmins  fllr  Armen- 
pflege und  Wohlthätigkeit  zu  danken,  der  in  der  That  sehr  Erhebliches 
in  dieser  Beziehung  leistet;  vgl.  a.  a.  0.  S.  S  u.  47  und  oben  S.  20» 
Roch  oll  II  S.  25.  26  geht  ebenfalls  von  Beachtung  der  ört- 
lich verschiedenen  Armenzustände  aus,  will  aber  die  Thätigkeit 
des  Staates   darauf  beschränkt  wissen,   „nach  grossen  Gesichts- 
punkten  eine   allgemeine  GleicbarUgkeit   herbcizuf(\hren   und  den 
wesentlichsten  Ursachen  der  Armut  abzuhelfen  7u  streben".  I>ie  spe- 
ziellere Aufsicht  niüsste  eigenartig?  konstituirten   und    dem  Piin- 
zipe  der  Selbstverwaltung  entspreeliemlen  Organen  der  Landarmeu- 
verwaltUDg  obliegen.    Ein   vom   rroviuziallaudtage   zu  wählendes- 
Mitglied  der  provinzialstfindischen  Verwaltung  mfisste  das  Recht 
und  die  Pflicht  haben,  die  Örtlichen  Armeneinrichtniigen  und  Aus- 
gaben zu  kontroUren,  Auskunft  yon  den  Behörden  zu  erforderUf 
Berichterstattung  von  den  Behörden  zu  verlangen  und  alljfthrlich  die 
nach  einem  bestimmten  Plane  aufgestellten  statistischen  Zusammen* 
Stellungen  entgegenzunehmen,  auch  Anordnungen  zur  Abhülfe  be- 
stimmter Beschwerden  unter  Yorbehalt  des  Rekurses  an  den  ge- 
sammten  Provinzialausschuss  zu  treffen.  —  Ebenso  empfiehlt  Loe- 
ning  S.  889  den  grösseren  Verbanden,  welche  an  den  Lasten  der 
Armenpflege  teilzunehmen  haben ,    eine  Aufsicht  über  die  örtliche 
Armenverwallung  zu  übertragen.  —  Ebenso  Raiziuger  S.  586. — 
Eine  lesenswerte  kleine  Schrift:  Das  bürgerliche  Armenwesen, 
Luzem  1882,  berfkhrt  ebenfalls  diesen  Punkt  und  hält  fftr  das 
wirksamste  Mittel,  der  schlechten  Verwaltung  der  Ortsarmenbehör- 
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den  entgegenzutreten,   eine  genauere  nod  umfassendere  Ueber- 

wachung  ihrrr  Thatigkeit.  Der  Verfasser  meint .  dass  zu  diesem 
Zweck  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  eine  An  Armeninspcktorat 
hinziicjpfiigt  werden  solle.  Vgl.  S  40.  41.  —  I)er  (iedanke,  dass  das  Bun- 
desamt 1.  d.  Ii.  sich  einmal  behufs  sachlirlier  Aufsicht  und  Leitung 
der  Ariiiouptiejfe  in  ein  Heiclisa  ruienamt  verwandeln  konnte, 
taucht  beiiaulig  in  anderem /usaaimeniiuiigc  bei  Lamm  er  s,  Staats- 
Armeniiflege  S.  10  und  19  nnd  bei  D  o  eil  S.  47  auf,  ohoe  dort  weiter 
ansgefübrt  zu  werden.  Dagegen  hat  neuerdings  Aschrott  in 
seinen  der  Darstellung  des  englischen  Annenwesens  angefügten 
Scblnssbetrachtungen  S.  388  ausgesprochen:  «Das  B.  f.  d.  U.  sollte 
erweitert  werden  zu  einem  Zentralarmenamte  mit  den  Fnnlitionen 
der  englischen  Zentralbehörde''  und  weiter  unten :  „  ....  so  bildet 
eine  ZentralarmcTibchördc  mit  aus^pdolinten  Machtbefugnissen  die 
Voraussetzung  für  ein  einiiuitliclic s  Armeriwesen.  Die  Ein«^etzinig 
einer  Zcnlrahirmenpflefzo  in  Deutsciihuid  sollte  der  ur^to  Schritt  /u 
einer  Keform  sein."  hu  übrigen  ist  die  Frage  nirgends  ausführ- 
licher behandelt  worden. 

Yon  Alteren  Schriftstellern  äussert  sich  Mohl  ebenfalls  sehr 
kurz  in  P.-W.  Bd.  1  S.  415:  ^^Diesen  örtlichen  Annenbehdrden 
sind  teils  zur  Aufsicht,  namentlich  im  Geldwesen  ^  teils  zur  Erhal' 
tung  gleichroässiger  Grundsätze  in  den  verschiedenen  Gemeinden 
und  Bezirken  desselben  Staates,  teils  zur  Uebersicht  Ober  das 
Ganze  liöhere  Behörden  vorzusetzen."  Doch  will  er  das  Ganze  in 
letzter  Instanz  dem  Ministerium  des  Innern  unterstellt  wissen  und 
wendet  sich  namentlich  gegen  Godeffroy,  Theorie  der  Armut 
S.  55  ff.  und  liodz,  Staatswesen  und  Mensclienbilduujj;  Bd.  2 
S.  18  ff.,  welclje  ein  eigenes  Armenministeriuni  wünschen;  er  ist 
der  Meinung,  das  dies  unnötige  Ausgaben  und  mannigfachen  Zeit- 
rerlnst  durch  die  vermehrten  Mitteilungen  uud  Zusammenwirkungen 
veracbiedener  Behörden  zur  Folge  haben  wQrde  -,  auf  der  anderen 
Seite  hält  er  gerade  die  Unterordnung  unter  das  Ministerium  des 
Innern  für  sehr  förderlich,  weil  die  durch  dieses  geübte  Staatathtttig- 
keit  ohnedies  vielseitig  und  tief  in  grosse  Teile  der  gesellschaftlichen 
Gestaltungen  und  der  polizeilichen  Massregeln  eingreife.  —  Raa 
S.  412  rechnet  zu  den  Funktionen  der  Re*rierunjr  in  Ansehung  der 
Armenpflege  auch  „die  Krri  httirj^  piner  i)csonderen  Oberbeliörde, 
welche  die  ganze  Armenptiegc  libcrwacht  und  leitet,  auch  alle 
Zahlenangaben  über  diesen  Gegenstand  sammelt''. 

§  220. 

Von  Mitteilung  der  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Ein- 
richtungen in  Bezug  auf  die  Aufsicht  Uber  die  Gemeütdeverwaltung 
im  allgemeinen  ist  hier  selbstverständlich  abzusehen.  Besonderot 
die  Aufsicht  über  das  Armenwesen  betreffende  Ein- 
richtungen bestehen  in  England  und  Frankreich  in  sehr 
erheblichem,  in  Würtemberg,  Baden,  Baiern  und  Olden- 
burg in  gewissem  Umfange,   iiierüber  kurz  Folgendes: 

35* 
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I.  In  England  führten  die  mehrerwähnten  grossen  Missstände 
vom  Anfange  dieses  Jahrhunderts  znr  Niedersetzung  einer  könig- 
lichen Kommission,  welche  die  Zustände  des  Armenwesens 
und  namentlich  auch  der  Armenverwaltuu-jen  au  Ort  und  St^lie 
2U  untersuchen  hatte  und  einen  sehr  uintiibsenden  Bericht  über  den 
Betund  iibstattete.  «lessen  Folge  das  herühmte  Gesetz  von  1834 
war.  Seine  wichiigate  Neuerung  ist  die  Errichtung  einer  Z eu tral« 
Armenbehörde  —  Poor-law-commiflsioners  — ,  die  znnftcfast  aof 
5  Jahre  gewfthlt  wird  and  zur  Anftftthning,  DnrchfOhrung  und  Koii- 
trole  des  Gesetzes  nnd  seiner  Handhabung  berufen  ist.  Die  com- 
missioneis  —  zanftehst  3  an  der  Zahl  — ^  hervorgegangen  aus  der 
Untersachnngskommission,  dürfen  Verordnongen  and  Keglements  er- 
lassen, wirken  hei  der  Errichtung,  Veränderung  und  Verwaltung 
der  workhouses.  sowie  bei  der  Aufnahme  von  Darlehen  für  diese 
ZvNceke  mit.  Sie  können  mit  Zusnnnnunu:  der  Lokal vertretun.u'  An- 
kaufe, Mieten  u.  s.  w.  von  workhouses  anordnen.  In  Rezug  auf 
die  Vereinigung  von  Kirchspielen  /u  gemeinsamen  Armei: zwecken 
sind  ihnen  neue  und  weittiagende  l>elugnis&e  eingeräumt,  von  denen 
bereits  oben  (S.  885)  die  Rede  war.  Das  Prinzip  des  Arbeils- 
hauses  im  Alteren  Sinne  wird  von  neuem  scharf  betont  und  die 
öffentliche  Unterstützung  Armer  ausserhalb  des  Arbeitshauses  nur 
unter  gewissen,  von  den  commissioners  festzusetzenden  Massnahmen 
gestattet 

So  griffen  die  commissioners  in  alle  Zweige  der  Arnienverwal- 
tung  anordnend  und  beaufsichtigend  imd  mit  so  gutem  Erfolge  ein, 
dass  aus  der  üiifanglich  nur  für  absehbare  Zeit  eingesetzten  Be- 
hörde in  der  i^  oUe  eine  staudige  Zentralleitung  ('r^vu^•h^5 ,  die  weit 
über  den  unmittelbar  vor  Augen  gehabten  Zweck  der  l)urchlVdirung 
und  Kontrole  des  neuen  Armengesetzes  liiuaus  das  ganze  Ar meiiwe^en 
nach  allen  Richtungen  in  den  Bereich  ihrea  Aufeichts-  und  Ver- 
ordnungsrechtes zog.  Die  fflr  englische  Verhftltnisse  ungewöhnliche» 
aber  mit  dem  provisorischen  Charakter  der  Institution  zusammen- 
hängende Stellung  der  commissioners  ausserhalb  des  eigentlichen 
fiehördenkreises ,  welche  sie  der  parlamentarischen  Kontrole  sowie 
der  Abhängigkeit  von  der  Pariamentsmajorität  entzog,  wurde  später 
die  äussere  Veranlassung,  die  mit  den  liefugnissen  einer  iJchörde 
ausgestattete  Kommission  auch  mit  den  äusseren  Zeichen  emer 
solchen  im  Sinne  englischen  Verfassuiigslebens  zu  umkleiden.  Dies 
geschah  1847  durch  ein  Gesetz,  welches  der  Königin  die  Hefugniss 
einräumte,  eine  oder  mehrere  Personen  zu  C  o  m  m  i  s  s  i  o  n  e  r  s  1  o  r  ad  - 
minist  rating  the  laws  forrelief  of  thePoorzu  ernennen, 
denen  die  Inhaber  bestimmter  Staatsämter  (der  PrSsident  des  Staats- 
rats u.  a.)  als  ez  of&cio-commissioners  hinzutreten.  Der  an  erster  Stelle 
ernannte  Commissloner  f&hrt  das  Präsidium ;  er  sowie  dner  der  Se- 
kretäre dürfen  im  Parlament  sitzen.  Auch  diese  neue  Behörde» 
auf  welche  die  Befugnisse  der  bisherigen  Poür-Iaw-coramissionersttber* 
gelten  sollten,  wurde  zunächst  nur  aul  die  Dauer  von  5  Jahren  vorge- 
sehen. In  der  Praxis  bat  sich  dann  die  Sache  insofern  etwas  anders 
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gestaltet,  als  thatsftchlicli  nur  ein  Commissioner  ernannt  umrde  nnd  als 
PrSfiident  fongirte,  die  ex  officio-comiDissioners  geringen  Anteil  an  der 
Yerwaltnng  nahmen,  und  die  Verlängenini^  der  Amtsdaner  immer 
vie'Ur  stattfand,  bis  1867  die  ßehGrde  permanent  erklärt  wnrde. 

Einen  voUkomTnencn  Abscblnss  fand  diese  Einrichtung  durch 
Umwandlung  in  ein  Ministerinm,  dem  im  Anschloss  an  die 
Kontrole  des  Arrnenwesens  allgemein  die  Aufsicht  über  die  Lokal- 
vonvaltung  der  Kirchspielo  und  eiiu'je  damit  verbiindcno  speziellere 
Aufgaben,  wie  Bau-,  Wege-  uud  Ge^iUndheitss^esen  u.  a.,  übertratien 
wurde.  Sein  Name  ist  Local  -  (lovernment-Board.  luimer 
reiclier  und  mannigfaltiger  ssird  die  von  ihm  geübte  Thätigkeit.  Nicht 
nur  um  die  grosseren  Ven^aitungsfragen ,  wie  Bildung  der  Armen- 
verbände,  Röhe  der  Armensteuem,  um  die  Grundsätze  bei  Gewäh- 
mng  von  Unteratätznngen  und  ähnliches  handelt  es  sich  allein;  in 
das  Detail  der  lokalen  Verwaltung,  auf  den  einzelnen  Unter- 
stfttzangsfall  vird,  wo  notwendig,  sorgfältig  eingegangen.  Ein  um- 
fassendes Verordnungs-  und  Aufsicbtsrecbt  steht  dieser  Zentral- 
behörde nieht  nur  gesetzlicli  zu  ,  sondern  es  wird  mit  einem  nicht 
7.U  bezweifelnden  Yerstandniss.  und  was  inelir  ist,  mit  vielem  Takt 
und  in  mass\ oller  \Vei';c  tbat>iir)ilieh  ausLicübt.  Die  1847  erlas- 
sene G  e  n  e  r  a  1  C  0  n  s  «t  1  i  d  a  t  e  d  0  r  d  e  r ,  welche  die  zur  einheitlichen 
Regelung  des  Unterstützungswesens  erlassenen  \  orschriften  zusammen- 
fasst,  erhält  allmählich  eine  grössere  praktische  Bedeutung,  als  das 
Arm  engesetz  von  1834  selbst. 

Die  Kontrole  ist  sowohl  eine  administrative  wie  finanzielle. 
Sie  erfolgt  aber  —  und  darin  durfte  der  Schwerpunkt  ihrer  Be- 
deutung zu  suchen  sein  —  nicht  von  oben  her  durch  scliriftlichen 
bnreaukratischen  Verkehr,  sondern  durch  lebendiges  Wort  und 
eigenes  Anschauen.  Zweier  Kategorien  von  Hülfsboamten  l)edient 
sich  /n  diesem  Zwecke  die  Zentralbehörde:  der  Inspektoren 
und  der  Auditoren. 

Den  Insp elfteren  —  deren  es  pregenwartit:  18  in  ebensoviel 
Inspektionsbezirken  giebt  —  ist  ein  Autgabeidueis  bestimmt,  dessen 
Inhalt  mit  der  Aufzahlung  ihrer  notwendigen  Funktionen  nicht  er- 
schöpft wird.  Wenn  ihnen  vorgeschrieben  ist,  periodisch  den 
Sitzungen  der  LokatarmenbehOrden  beizuwohnen,  desgleichen  die 
workhouses  zn  inspiziren,  auch  die  aus  ihren  Bezirken  an  die 
Zentralbehörde  gelangenden  Eingaben  vorzuverftgen,  Berichte  zu 
erstatten  u.  s  w.,  so  sind  damit  nur  die  Punkte  angedeutet,  um  welche 
sich  das  wirklich  "Wirksame  ihrer  TbiUifrkeit  krystallisirt.  Ihre 
Wahrnebmnngcn  dem  Ministerium,  den  Lokalbehdrden  die  Wünsche 
und  Krit^(  !;liessnnp:en  des  Ministerium?  zn  übermitteln,  dort  pnerpseh 
bei  \  erstus^en  uegen  die  getrotfenen  Anordnungen  einzusciireiten, 
hier  mit  gutem  Uat  und  niUzlichen  Winken  lliilte  /u  leisten,  kurz 
ein  ständiges  und  lebendiges  Mittelglied  zwischen  der  Zeutralinstanz 
und  den  einzelnen  Armenverwaltungen  zu  bilden,  die  von  allen 
Seiten  nach  der  höchsten  Verwaltungsstelle  hin  geleiteten  Erfah- 
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ruDgen  in  die  Einzel  Verwaltungen  zarflckzuleiten ,  das  ist  ilire  her- 
vorragende Aufgabe. 

Die  Auditoren,  für  deren  Thätigkeit  35  Bezirke  abgeteilt 
sind,  haben  lediglich  die  Funktion  von  Rechniingsre\isuren.  Als 
solchen  liegt  ihnen  ob  die  Prüfling  der  Rechnung  der  Armen- 
Verwaltungen,  die  nach  hcstiramt  vorgeschriebenen  l'ormularen,  Re- 
gisteni  \\U'\  BUchern  zu  tiihron  sind.  Aber  auch  hier  handelt  es 
sich  um  mehr,  als  nni  die  blosse  Kontrole  der  llicbtigkeit :  auch  die 
Konlrole  der  Gesetzmu&sigkeii  der  Ausgaben  ist  bache  der  Audi- 
toren. Sie  haben  Beträge,  die  entgc^'eii  dem  Gesetz  oder  den  zu 
seiner  Ausführung  erlassenen  Verordnungen  verwendet  sind,  zu  rügen 
(disallow)  and  dem  betreff«iden  Beamten,  der  fttr  dieselben  per- 
sönlich haftbar  ist,  zur  Last  za  legen.  Gegen  ihre  Entscheidimg 
steht  sowohl  der  gerichtliche  Weg  wie  die  Yerwältnngsbeschwerde 
an  die  Zentralbehörde  oilen^  die  aus  Billigkeitsrücksichten  die  Posten 
passiren  lassen  kann.  1883  wurden  3873  disallowances  gezogen, 
von  denen  die  Behörde  nur  124  kassirte,  daneben  aber  eine  grössere 
Zahl  passiren  Hess. 

Anzumerken  ist  noch,  dass  die  Besoldung  der  Inspckioren  nnd 
Audiloren  aus  der  Staatskasse  erfolgt,  wodurch  die  vollkommene 
Unabhängigkeit  dieser  Organe  von  der  Lukalvcrwaltung  erreidit 
wird.  —  Vgl.  hierüber  A Schrott  an  verschiedeneu  Stellen,  uameai- 
lißh  S.  54  ff.  117.  143.  205  ff.  241  nnd  Anh:  S.  411  ff.  Armen* 
statistisches. 

II.  In  Frankreich  nnterstehen  die  Angelegenheiten  der  Ar* 

nicnpflege  dem  Ministerium  des  Innern;  doch  hat  sich  als 
ein  Organ,  welches  dem  Minister  für  Ausübung  und  Aufsicht  der 
Leitung  zu  (iebote  steht,  die  Generalinspektion  der  Wohl- 
thätigkeitsanstalKMi  herausgebildet. 

V.  Reit z enstein  ^)  bemerkt  über  dieselbe:  ..Die  Aiiv'eb  .ren- 
heiten  der  Arntenpflege  haben  wie  in  Deutschland  so  auch  in 
Frankreich  fast  immer  einen  Teil  der  zum  Ressort  des  Mini- 
steriums des  Innern  gehörigen  Geschäfte  ausgemacht.  In  letz- 
terem vereinigt  sieh  noch  hente  noch  die  gesannnte  Anseht  und 
Leitung;  als  ein  Organ,  das  dem  Minister  fttr  die  Aosübnng  dieser 
Aufsicht  nnd  Leitung  zur  Verfügung  steht,  hat  im  Wege  einer  lang^ 
jährigen  Entwickelung  sich  die  Oeneralinspektion  der 
Woblthätigkeitsanstalten  herausgebildet.  Der  Mangel  eines 
solchen  hatte  früher  wesentlich  dazu  beigetragen,  dass  die  mannig- 
faltigsten Missbrauche  sich  in  die  Verwaltung  der  lokalen  In'^titnte 
oingeschiiclicn  hatten;  die  grosse  Zahl  von  Unregelmässigkeiten,  wie 
bie  durch  ilie  Herichle  zweier  bchut's  ausserordeullicher  In.spekliuü 
und  Feststellung  des  Zustandes  jener  Verwaltungen  in  die  Departe- 
ments entsandter  Beamter  konstatirl  worden  war,  gab  Anlasis.  eiiitn 
Anfsichtsdienst  als  dauernde  Einrichtung  ins  Leben  zu  rufen ;  nach 


>)  Vgl.  IIIS.  228. 


Digitizeu  Lj  vjüOgle 


TL  4. 


551 


-der  Verordnung  des  Ministers  für  Handel  und  Öffentliche  Arl>eiten 
vom  25.  DezemVicr  183o  sollten  1  vom  Minister  ernannte  In- 
spektoren der  1)  t"f  e  n  1 1  i  c  h  e  n  Armenpflege  —  iii^|>ecteurs 
des  Services  de  bienfaisanre  —  sowohl  die  Handhabung  der  Für- 
sorj^e  für  die  untcrstlitzieu  Jünder,  als  den  Dienst  in  den  Hospitä- 
lern und  die  Erfüllung  der  Aufgaben  seitens  ^alllmtliche^  übrigen 
Wohltbätigkeitsaustalten  kontroliren  nnd  sollte  diese  Kontrole  sieb 
•ebensowohl  auf  den  innered  Dienst,  als  aaf  die  Verwaltung  des  Ver- 
jnögens  und  das  Rechnungswesen  erstrecken.  Die  Inspektoren  sollten 
überall  anOrt  nnd  Stelle  prttfen,  ob  die  gesetzlichen  Vorschriften 
beachtet  würden,  nnd  zn  diesem  Behufe  jährlicbe  Bereisungen  der 
Departements  unternehmen.  An  die  Einrichtung  dieses  In- 
spektionsdienstes  schloss  sich  demnächst  (1835  )  die  Bestellung  eines 
(renera  linspektors  der  Irrenanstalten;  eine  Einroihunir 
dieses  lieamton  unter  die  Inspektoren  der  Armenpflege  fand  jedoch 
vorläufig  nicht  statt,  vielmehr  blieb  derselbe  eine  besondere  jenen 

gegenüber  unabhängige  Behörde   Eine   Verordnung  des 

Ministeriums  des  Innern  vom  14.  Jani  1839  speziolisirte  dem- 
nächst die  Obliegenheiten  der  Generalinspektoren;  in  beträchtlich 
•erweitertem  Umfange  wurde  demnächst  die  Behörde  durch  Dekret 
vom  28.  November  1848  neu  organisirt.  Der  Wirkungskreis  der 
■Generalinspektion  lui  fasste  nnnmehr  in  8  Sekttonen  ausser  der  Auf> 
sieht  über  die  Wohlthätigkeits-  and  Irrenanstalten  auch  die  über 
die  Geffingnisse.  Seine  abschliessende  Regelung;  hat  das  Institut 
durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Ilepublik  vom  5.  Dezember  187v* 
erhalten.  Die  AufsichtsbefugniiSe  der  Generalinsi)ektorcn  erstrecken 
sich  jetzt  auch  auf  die  Archive  —  dieselben  schliessen  das,  \vas  in 
Deutschland  Registratur  genannt  wird,  mit  ein  —  und  lübliothcken 
4er  Präfektnren,  Unterpräfektureu ,  Mairien  und  Wohlthätigkeits- 
anstalten.  Das  Personal  der  Oeneralinspektion  nmfasat  in  verechie- 
dener  Klassenabstufung  19  Generalinspektoren,  1  Generalinspektorin, 
2  Httlfsinspektoren  und  4  Anwftrter.  Die  Einteilung  in  Ssktionen 
ist  beibehalten,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  die  Generalinspektoren 
der  Irrenanstalten  mit  denen  der  übrigen  Anstalten  der  öffentlichen 
Armenpflege  eine  Sektion  bilden :  die  beiden  anderen  Sektionen 
haben  die  Aufsicht  über  die  Gefängnisse  bezw.  über  die  Archive 
zum  Gegenstand  ihres  nächsten  Wirkungskreises.  Die  Einteilinig 
hat  jedoili  keineswcL's  mehr  wie  früher  die  Bedeutung,  der  Ver- 
wendung der  Inspektoren  eine  Begrenzung  auf  die  der  Sektion  an- 
gehörigen  Gegenstände  zu  geben,  vielmehr  können  diese  Beamten 
auch  ausserhalb  ihrer  Sektion  zn  Aufsichtsgesch&ften  herangezogen 
werden;  die  zu  grossen  Beschränkungen  zu  beseitigen,  die  dem 
Minister  aus  der  Sektlonseintexlung  bezüglich  der  Disposition  Uber 
•die  einzelnen  Generalinspektoren  erwuchsen,  ist  gerade  einer  der 
Zwecke«  den  die  neue  Organisation  wesentlich  verfolgt;  die  In- 
spektoren treten  sowohl  in  Sektionen  als  im  Plenum  fGoneral- 
versannnlun«:  zur  Heratung  zusammen  ;  in  der  Generalversannnlung 
präsidirt  der  Minister  oder  ein  von  ihm  delegirter  Vertreter,  in  der 
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Sektion  der  Generalinspektor,   den  der  Hiuister  —  jedesmal  für 

2   Jahre  —  mit  dem  Vorsitz  beauftrast  Den  jährlicherr 

Ueibeplaii  setzt  der  Minister  fest,  der  auch  die  au>>erordentlicheü 
Aufträge  erteilt  und  dem  die  General in^pektoren  berichten ;  die 
letzteren  haben  auf  ihren  Kelsen  auf  Beobachtung  der  in  den  Ge» 
seuen,  Reglements  n.  s.  w.  gegebenen  Yondiriften  zu  dringen  vnä 
die  Pr&fekten  von  den  vorgefundenen  Ordnnng^ividrigkeiten  in  Kennt- 
nisB  ZQ  setzen;  selbständige  Anordnnngen  za  treffen  oder  einzn- 
schreiten  sind  sie  —  abgesehen  von  dringenden  Fällen  im  Gebiete 
der  Kassenverwaltung  —  nicht  ermächtigt.  Die  GeneralinspektiOB 
ist  hiernach  ein  technisch  geschultes,  aber  wesentlich  nur  mit  in- 
formativen Funktionen  betrautes  Organ;  sie  kann  namentlich  nicht 
mit  dem  rn(>?-Lu\v-Board  Englands  verglichen  werden,  der  eine 
mit  selbstäiidij^er  Aktion  ausgestattete  Zentralbehörde  bildet.** 

III.  In  Deutschland  ist  es  allein  Würtemberg,  welclies» 
ähnliche  Einrichtungen,  wie  die  eben  genaniuen  Länder  besiui.  Ks 
besteben  dort  die  dem  Mimsteriom  des  Innern  nntersteUte  Armen- 
kommission  nnd  die  kOniglicbe  Zentralleitnng  de» 
Wobltb&tigkeitsvereins.  Die  letztere  ist  die  ftltere  and  auf 
Veranlassnng  der  Königin  Katharina  nach  der  Missemte  von  Idld 
im  Jahre  1817  gegründet  worden.  Es  handelte  sich  dabei  nament- 
lich um  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen  der  ötfentlichen  und 
privaten  Armenpflege;  die  Zentralleitung  sollte  eine  Art  vermir- 
telnder  Stellung  einnehmen.  Zu  diesem  Heluife  wurde  an  irdr-m 
Orte,  an  dem  ein  Kirchenkonvent  ist,  eine  Lokalleitung,  in  jeuooi 
Oberamtsbezirk  eine  0  b  e  r  a  m  t  s  1  e  i  t  u  n  g ,  für  das  ganze  K^^nigreicb 
die  Zentralleitung  errichtet;  diese  alle  sollten  zur  Verhütung  der 
Armut  und  Förderung  nützlicher^  namentlich  auch  vorbeugender 
Armenpflegeeinrichtiugen  mitwirken.  Namentlich  wurde  es  als  die 
—  hier  interessirende  —  Aufgabe  der  Zentralleitnng  bezeichne^ 
sich  von  den  Zuständen  des  Annenwesens  zu  unterrichten» 
ihren  Ursachen  nachzuforsclion,  vorzubeugen,  den  Wohlthätigkeits- 
sinn  im  Lande  zu  beleben,  Erfahrungen  und  Notizen,  die  zur  Kennt- 
niss  der  Armenzustände  und  zur  richtigen  Beliandlun^'  der  Armen- 
lürsorge  nötig  sind,  zu  -ammeln.  die  einzelnen  Wohltliatigkeitsvereine 
und  Leitungen  zu  beraten.  Zu^cliüsse  zu  fj;e\v!\hrpi! .  niUzliche  An- 
stalten zu  unterbtützen .  auch  selbst  solciie  ms  Li  lien  zu  rufen, 
sofern  solche  dem  gunzuu  Lande  zu  gute  kommen  u.  s.  w.  Die 
Geldmittel  werden  teils  durch  Staatsbeiträge,  teils  durch  freiwillige 
Beiträge,  namentlich  seitens  des  königlichen  Hauses,  teils  durch 
Kollekten  und  Yermächtnisse  beschafft  —  Die  Vorschriften  Uber 
die  Verwaltung  der  Zentralleitnng  enthält  das  vom  Ministerium  des 
Innern  bekannt  gemachte  neueste  Statut  vom  81.  Mai  1875.  — 
1818  wurde  aus  Mitgliedern  der  Zentralleitung  zunächst  wegea 
gleichförmiger  Behandlunir  di-s  Armenbeschilftignngs-  und  Indusfrie- 
weseub  die  A  r  m  e  n  k  o  m  m  is  m  o  n  gebildet,  welche  als  Zentraistaats- 
und  Landesliehördo  unter  dem  .Ministerium  des  Innern  —  iremäss 
Instruktion  vom  27.  Juni  Iblö  —  in  Beziehung  auf  das  gesammte 
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ArmenwcBen  die  Stellung  einer  teils  beratenden,  teils  TOlliiehenden. 

Behörde  hat;  sie  steht  in  organischer  Verbindung  mit  der  Zentral- 
leitong  nnd  leitet  namentlich  die  Industrie*  nnd  Beschäftignngs- 
anstiilteii.  Daneben  ist  ihr  die  gegenwilrtig  ziemlich  bedeutungslos 
gewordoiip  Mitv  irknng  bei  der  Handhabung  der  Staatsaufsicht  über 
verwahrloste  Gemeinden  —  Gesetz  vom  24.  Januar  IRnf)  —  in  der 
Art  übertragen,  dass  sie  Massregeln  zur  Hebung  des  sittliclien  nnd 
ökonomischen  Zustande«  solcher  Gemeinden,  soweit  nötig  im  Eiu- 
verständniss  mit  den  Zentralstellen  für  Landwirtschaft  und  Gewerbe^ 
cn  treffen  hat.  ^  Vgl.  Bätxner  Einl.  S.XXYlff.;  Gamerer,. 
Annenstatistik  S.  11  ff.;  Ganpp  in  Marqoardsens  Handbuch 
des  Öffentlichen  Rechts  Bd.  S  8.  240. 

Das  Gesetz  von  1855  bestimmt,  dass  Gemeinden,  welche  der 
erforderlichen  ökonomischen  Grundlage  ermangeln,  insbesondere 
nicht  im  Stande  sind,  den  für  Gemeindezwecke  nötigen  Aufwand 
ohne  Uiitrrstützung  aus  Staatsmitteln  zu  bestreiten  nnd  zugleich  in 
sittlichem  Verfall  sich  befinden,  unter  Staatsaufsicht  gestellt  wer- 
den können.  Es  treten  dann  an  Stelle  des  Ortsvorstehers  l>ezw.  auch 
des  Uatsschreibers  vom  König  bezw.  von  der  Regierung  ernauate 
Beamte.  —  Vgl.  Weinbeimer,  Die  Verwaltung  der  Gemeinden 
in  Wtkrtemberg,  1880;  Ganpp  a.  a.  0.  S.  174  Anm.  6.  —  Eine- 
aasfahrliche  Kachweisimg  tther  die  Zahl  nnd  die  nftheren  Verhält* 
ttisse  der  Gemeinden  ?on  1855  Ms  1875  enthalten  W8rt  Jahrhttcher 
1875  S.  179.  Danach  waren  1855:  89;  1875:  nor  noch  8  Ge* 
meinden  unter  Staatsaufsicht  gestellt. 

Hierher  gehören  auch  noch  die  bis  jetzt  einzig  in  Deutschland 
dastehenden,  rhirch  Mini'-tenalerlass  vom  20.  Oktober  1875  ein- 
geführten überamtsarztlichcn  (i  e  ni  e  i  n  d  e  -  M  e  d  i  z  i  n  a  1  v  i  s  i  t  a  - 
tionen.  In  sechsjährigem  Turnus  sollen  sämnitliche  Gemeinden 
des  Landes  in  Bezu^'  auf  die  örtliciien  sanitären  Verhältnisse  unter- 
snchi  werden;  wo  Uebelbtände  wahrnehmbar  sind,  soll  eine  Ver- 
fügung ZOT  Behehnng  (Rezess)  getroffen  werden.  Diese  Visita- 
tionen Bind  in  Bezug  anf  Armen-,  Kranken-  und  Erziehnngspflege 
von  grosser  Wichtigkeit;  unmittelbarste  Beziehung  znm  Annenwesen 
erhalten  sie  aber  namentlich  noch  darch  die  Untersuchung  der  anf 
dem  platten  Lande  befindlichen  Armenhäuser.  Die  oben  (S.  244) 
mitgeteilten  Angaben  tlber  den  Zustand  derselben  sind  einem  der  lie- 
richte  entnommen.  Uebcr  Absicht  nnd  Bedeutung  der  Visitationea 
spricht  sicli  der  Medizinalbericht   für  aus:   Jahrbuch  1870,. 

IM.  1  2.  Haltte  S.  256.  Nach  dem  1884  erstatteten  Bericht 
(1876  1881  uuitassen<l)  waren  in  dieser  Zeit  l'.»21  Gemeinden 
(W.  hat  1911)  visitirt:  es  waren  jedes  Jahr  rund  oOOO  Uügen,  im 
ganzen  17  518  ergangen,  von  denen  dieHftlfte  sich  anf  die  Scholen 
nnd  etwa  1200  anf  Armenhftnser  bezogen.  Oenanere  Daten  über 
Armenhäuser  enthttit  aber  nur  der  Bericht  tou  1879  S.  261. 

Baden  ist  insofern  hier  zu  nennen,  als  es  in  dem  ihmr 
eigentOmlichen  Institut  der  T. a n  d eskommissär  e  Beamte  besitzt^ 
welche  zwar  ganz  allgemein  der  inneren  Verwaltung,  darunter  ancli 
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dem  Armenweseii  ihre  Thäligkeit  zuzuwenden  haben,  aber  »hv-h 
ihre  eigentünilichc  Stellung  an  das  englische  und  französische  1d- 
spektorat  erinnern.  Dieselben  führen  nämlich  die  unniilielbiire  Aulsicht 
über  die  Amts-  und  Kreisverwaltung  und  stehen  zwischen  dem 
ISIinislerium  des  Innern  und  den  bezeichneten  Verwaltungen  als 
Uülisorgane  des  ersteren.  Von  dem  Inhalte  ihres  Aufgabenkreb^ 
interessirt  hier  namentlich  die  Aufgabe,  „anregend  and  fördernd 
«mzngreifen,  wo  sie  yemacblSssigang  in  der  Pflege  der  InteresM 
der  Kreise  oder  Bezirke  wahrnehmen  oder  wo  diese  Interessen  ihrer 
AVichtigkeit  oder  ihres  räumlichen  Umfanges  lialber  die  I  ürsurge 
der  Staatsregierong  besonders  in  Anspruch  nehmen*^ :  ^  22  Nr.  3 
des  Gesetzes  vom  5.  Oktober  1RG3  betr.  die  Organisation  der  inneren 
Verwaltung.  —  In  der  landesherrlichen  Vollzugsverordiiung  zu  diesem 
Oesetz,  vom  12.  Juli  1864  handelt  Abschnitt  IV  von  den  Landes- 
kommissären. Es  heisst  dort  17:  „Es  ist  vorzugsweise  Aufgabe 
der  Landeskommissäre,  den  Vollzug  der  Verwaliungsgesetze  und  der 
Verwaliungseinrichtungen  im  Geiste  der  Landesverfassung  und  des 
Gesetzes  vom  6.  Oktober  1863  zu  fiberwachen  and  das  Ministeriom 
>des  Innern  —  und,  soweit  es  sie  betrifll,  anch  die  anderen  Mini- 
sterien —  von  den  hierauf  bezüglichen  Zostitaiden  der  ihnen  an- 
gewiesenen Bezirke  in  steter  Kenntniss  zu  erhalten."  ....  §  19: 
^Die  LandeskommissÄre  werden,  wo  sie  es  für  sachdienlich  erachten, 
-nach  eigenem  Ermessen  oder  infolge  besonderen  Auftrags  des 
Ministeriums  des  Innern  periodische  Untersuchungen  der  Ver- 
waltungs7nstände  der  ihnen  unterstellten  Bezirksämter  vornehmen 
und  darüber  je  nach  den  Uniötanden  besonderen  Vortrag  an  das 
Ministerium  des  Innern  erstatten.  Bei  wahrgeiiuininenen  Mängeln 
oder  Missständen  in  der  Amtsführung  eines  Bezirksbeamten  oder  bei 
desfalls  erhobenen  Beschwerden  haben  sie  nach  gepflogener  Unter* 
Buchung  sorgUch  die  nötigen  Anordnungen  zur  AbhOife  sofort  zo 
erlassen.  Im  Übrigen  werden  dieselben  \m  dem  Ministerium  des 
Innern  oder  dem  zuständigen  anderen  Ministerium  die  geeigneten 
En t Schliessungen  veranlassen  und  sodann  für  deren  ordnungsmässigen 
Vollzug,  nötigenfalls  bei  wichtigeren  Gegenständen  durch  Naclischau 
an  Ort  und  Stelle  Sorge  tragen.  "  ....  4j  26:  „'/u  den  Aufgaben  der 
I.'indeskominissäre  gehört  es  ferner,  die  TbätiL'keit  der  Be/irksräte. 
sowie  der  Gemeinderäte  und  Gemeindeausschusse,  und  die  regel- 
jnässige  und  dem  Gesetze  entsprechende  Besetzung  der  Stellen  in 
'diesen  Kollegien  zu  überwachen." 

Rai  er  11  und  Oldenburg  sind  in  diesem  Zusammenhange 
noch  wegen  ihrer  vortrefflichen  i»eriodischen  Arraenstatisiik  zu 
nennen,  über  die  bereits  in  anderem  Zusammenhange  gebändelt 
worden.  —  Vgl.  oben  §  9. 

§  221. 

Um  (Vh'  Frage  beantworten  zu  können,  was  von  den  mit- 
j^eteilten  \or6chiägen,  etwa  im  Anschiiisä  an  anderwärts  be- 
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«tehende  Emrichtungen,  zu  verwirklidien  möglich  und  wttntclienft- 
wert  erscheint,  wird  man  sich  kurz  die  Aufgabe  zu  verlegen- 
^artigen  liaben,  welche  die  gegenwärtig  bestehende  Zentralbehörde, 
daö  Hundesamt  für  das  H eimatw csen,  SU  erfüllen  hat 

Es  Avurdt'  obon  dargele^^tM,  aus  welchen  Antftngen  sich  die- 
sdh»*  f Titwickflt  hat,  wie  an  St<'ll*'  d»*r  zunächst  vorir«*s('hl.'igenen 
f  iniilf)-'m  diplomatischen  Vermittelimg  durch  cmcn  Üunflesrats- 
^iiiss(  liuss  im  Laufe  der  Verhandlungen  ein  an  feste  Formen  gebun- 
den» r,  oberster  Geriehtühof  geschaffen  wurde,  der  als  letzte  Instanz 
in  allen  Streitsachen  entscheiden  muss,  sofern  die  streitenden  Ar- 
menverhflnde  yerschiedenen  Bundesstsaten  angehören,  und  als  letzte 
Instanz  entscheiden  kann,  soweit  sich  die  einzelnen  Bundes- 
staaten seiner  Rechtsprechung  auch  in  Streitsachen  zwischen  ihren 
^genen  Armen  verbänden  unterworfen  haben 

Bei  der  Entscheidung  in  Armenstreit.sachen  handelt  es  sich 
nur)  Tün  zweierlei:  um  die  t ha  t clil i ch e  H  ü  1  fsbed Urft ig- 
keii  und  um  den  hieraus  erwachsenden  ver  mo  gensrecht - 
liclit  n  An  Sprue  Ii.  sofern  ein  anderer  aU  der  endgiUtig  ver- 
pdichtete  Armenverband  die  Unterstützung  gewährt  hat. 

Es  handelt  sich  also  um  eine  Thatf  rage  und  um  eine  Uechtb- 
frage,  deren  Prüfung  der  Entscheidung  vorauszugehen  hat  Für 
die  Stdlung  der  erkennenden  BehOrde  ist  es  nun  wesentlich ,  ob 
Ihr  die  Prüfung  beider  Fragen  obliegt,  oder  ob  die  Thatftage 
anderweit  geprüft  und  als  eine  durch  den  IVozessrichter  nicht 
mehr  abzuändernde  Voraussetzung  der  Termügensfechtlichen  Ent- 
scheidung zu  nnnide  zu  legen  ist. 

Diese  letztere  ( Jestiltung  entspricht  dem  prpMssIschen  Oesetz 
von  1842,  wi^lehes  in  34  bostinimte:  ,,l'el)er  Streitigkeiten 
zwischen  verschiedenen  Armen  verbünden  entseheidet  die  Landes- 
])c»li7.eibehörde.  Betrifft  der  Streit  die  Frage:  welcher  von  diesen 
^  ti  lüiuden  die  Verpflegung  des  Armen  zu  Ubernehmen  habe? 
ho  hndet  gegen  jene  Entscheidung  der  Rechtsweg  statt  ,  .  .  . 
Ueber  den  Betrag  der  Verpflegungskosten  ist  der  Rechtsweg 
nicht  zulässig/  —  Flottwell,  dessen  scharinnnige  und 
.grundlegende  Untersuchungen  die  Kompetenzfrage  zum  Haupt- 

fegenstande  haben  folgert  hieraus,  in  Verbindung  mit  den 
§  2")— 2'.'  dieses  Gesetzes,  dass  die  Thiitigkeit  der  ent- 
scheid e  n  d  e  n  B  e  h  ö  r  d  e  immer  nur  auf  die  Regelung  des  vermö- 
gensrechtlichen Anspruches  gerichtet  sein  durfte;  der  Kochtsweg  sei 

')  Vgl.  oben  >^  '»T. 

")  Dies  ist  Lr<s<hehcn  gelten^  Preussen,  Hessen,  S.-Wcimar.  Olden- 
burg, Braunschweig,  8.- Altenbuig,  S.-Kobuig-Gotba,  Auhalt,  beider  Öchwaiz- 
burg,  Waldeck,  Keuss  j.  L.,  Lippe,  Lübeck,  Bremen  —  dies  ist  nie  bt 
geschehen  seitens  Sachsen.  Wiirtembcrg .  Baden,  beider  Mecklenburg. 
S.-Meiningen,  Reuss  ii.  T...  Sch;itinibiiri:-1  Jppe.  ITnmbura^.  —  Baiem  und 
£l8.*Lothringeu  kommen  hier  selbstverständlich  nicht  in  Frage. 

')  Anneorecht  und  Aimenpolixd;  Tgl.  namentlich  S.  118  ff.  l^. 
168  ff.  231  ff. 
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nur  zulässig  nach  yorausgegangener  landerodheilidiar  Entachd- 
daDg  und  usbedingt  ausgesdiloflseii  ^egen  oie  auf  EHbUung  der 
polizeiiichen  Armenpflege  In  loco  genchteten  ortspolizeilichen  An- 
ordnungen. Aber  auch  nicht  gegen  jede  Entscheiating  der  Landes- 
Polizeibehörde  sei  derselbe  zidässig,  sondern  nur  soweit  diese  die 
aus  dem  Annengesetz  zu  entnehmende  vermögensrechtliche  Ver- 
pflichtung der  Armenverbfindc  betreffe.  Vonnissetzung  der  Ent- 
scheidung des  Prozessrichtors  sei  daher  immer  die  im  Verwal- 
tungswege erfolgte  Feststellung:  „ob  ülHrhaupt  ein  Akt  der 
Armenpflege  vorHe<i:c",  und  ^ob  der  hierin  r  gemachte  Aufwand 
in  Art  und  Umfang  dem  wirklichen  Beduriniss  entspreche".  — 
Dass  diese  Abgrenzung  der  Kompetensen  sachentsprechend  sd^ 
ist  audi  wi«leraolt  durch  Ministerialreskriptc,  sowie  auch  durch 
Entscheidungen  des  yormalieen  Obertribunals  und  des  Gerichte* 
hofee  zur  Entscheidung  der  Kompetenzkonfiikte  anerkannt  worden 
(namentlich  Ph  nar  -  Entscheidung  Bd.  24  S.  253).  Gleich- 
M'ohl  ist  die  Praxis  des  Obertribunals  keine  gleich mässige  ge- 
blieben und  hat  oft  willkiirltcli  flirsf  Grenze  missachtet;  hiergegen 
wend<*t  sich  Flottwe'l  mit  grobser  Seliärfe,  indem  er  zu  den  er- 
wahntf'ii  l  ^olgerimgen  aus  dem  ^^'()^tlaut  des  pn^issischi-n  Oesetzes- 
die  aua  <ler  Natur  der  Sache  sieb  er;;ebenden  .Schliisse  hinzufiigt 
und  Anlaüij  und  Inhalt  der  gesetzlichen  Armenpflege  klarlegt. 
Namentlich  bemerkt  er  m  Bezug  auf  die  Absicht  des  §  34  „i^ 
lag  hierin  selbstredend  kein  Öosses  bureaukratisches  AGsstraueQ 
gegen  die  Befiihigung  des  Ricbterstandes  und  ge^en  seine  Aus- 
sprüche, sondern  der  Gedanke,  das8  der  Richter  m  dem  formell 
geregelten  Prozessverfahren  ja  überhaupt  niemals  eine  objdLtiv 
den  V  erhiUtnissen  entsprechende  Entscheidung  nach  seiner  An- 
schauung zu  flülen  hat ,  sondern  dass  er  oft  ganz  gegen  seine 
innere  üeberzeugung  von  der  vorliand'TU'ii  ^^'irklichkeit  bei 
Fällung  deHl^teils  gebunden  ist  an  die  abgegebenen  oder  unier- 
lasBenen  l^,i klärungin  der  Parteien,  an  mangelhafte  Zeugenaus- 
sagen, Instrumente  u.  s.  w.  Interessen  also,  die,  wie  die  obigen, 
ohne  Gefilhrdung  des  Gesamratwohles  eine  der  objektiven  \\  irk- 
lichkeit  nicht  entsprechende  Entscheidung  nidit  Tertragen,  können 
auch  in  den  Kreis  der  prozessualischen  Entscheidung  nicht  hin- 
eingezogen werden.  Um  also  den  Richter  in  den  Stand  su 
setEen)  darüber  zu  urteilen,  ob  beim  Eintritt  der  öffentlichen 
Fürsorge  ftb*  eine  bestimmte  Person  die  verrfiögensrechthche  Ver- 
pflichtung eines  anderen  Armenverbandes  durch  dreijährigen 
Aufenthalt,  durch  einjährigen  Wnhn^itz  begründet  oder  durch 
dreijährige  Abwesenheit  erloschen  war,  musste  zur  Vermeidung 
von  unauflöslichen  Kollisionen  vorher  festgestellt  werden,  ob  und 
in  welchem  Zeitpunkt  denn  wirklich  das  Bedürfnis«  der  Armen- 
pflege vorgelegen,'' 


»)  A.  a.  O.  S.  172. 
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Dieser  dem  preussischen  Gesetze  zweifettos  eDtsprechende 
Standpunkt  wt  nun  von  der  Rcichsgeaetzgebung  mit  ßewusstaein 
▼erlassen  worden.   Man  wollte  die  That-  una  die  Rechtsfrage 

nicht  gesondert  entscheiden  lassen,  weil  im  Orunde  auch  die  so- 
genannten Recht^fr-igen  des  UnterstützungswoliDsit^es  auf  that- 
sHchliche  Feststellungen  hinauslaufen  und  eine  Scheidung  beider 
sehr  seil  wer  erscheint;  man  glaubte  dem  Rediirfnis.s  der  Praxis 
besser  d.Liiurch  zu  entsprechen ,  dass  man  statt  eines  aus  rein 
juristiöchen  Elementen  gebildeten  Gerichtshofes  eine  gemischte 
Behörde  im  Sinne  eines  Verwaltungsgericbtshofes  Behuf)  und 
daa  ganze  Sach-  und  BechtsmiiJdtniBB  ihrer  K<^itk>n  unter- 
breitete. 

In  dieser  Wdae  hat  denn  auch  das  Bundesamt  für 
das  Heimatwesen  seine  Au&abe  au%e&8St  und  Uberall  neben 
der  Rechtsfrage  auch  die  Thatoage  zum  Gegenstande  selbstän- 
•diger  PrU&mg  gemacht 

Vgl.  nameatlich  die  Eutseh.  vom  21.  November  1B74  and 
27.  Februar  1875,  Y  S.  88  d.  39  und  die  3  FftUe  XIII 
8.  68  flF.  Es  wird  in  den  erstgenannten  ausgeführt,  dass  die  Fest- 
stellung der  Sprachbehörde  wegen  des  Vorhandenseins  der  Ufllfs* 
bedürftigkeit  zwar  die  Bedeutung  habe,  sehr  beweiskräftig  zu  sein» 
iiber  durchaus  nicht  die  Fechtstellung  in  letzter  Instanz  aasschliesse, 
„Pie  Anerkennung  der  HüitsbedurftiKkeit  von  Seiten  der  Auf- 
Sil  iit -lieh  »rde  stellt  die  Notwendigkeit  otfentlicber  ünterstutzungeu 
keineswegs  unwiderni flieh  fest  und  hat  auch  als  Beweismittel  nur 
insofern  Wert,  als  sie  auf  gründiicher  Erörterung  der  Verhältnisse 
beruht." 

Von  denselben  Gesichtspunkten  ist  man  bekanntlich  auch  bei  der 
Bildung  der  Verwaltangsgerichte  unterer  Instanz  ausgegangen,  ins- 
besondere ist  den  durch  das  preassiscbe  Ausfabrungsgesetz  geschaf- 
fenen Deputationen  f.  d.  (jetzt  Bezirksansschttsse)  aasser  der  Ent- 
scheidung in  eigentlichen  Annenstreitsachen  auch  die  Entscheidang 
aber  Beschwerden  gegen  Vernachlässigung  der  Unterstützungspflicht 
übertragen,  so  dass  die  von  Flott  well  beklagte  Zwiespältigkeit 
wegen  Verschiedenheit  der  entscheidenden  Behörden  nicht  mehr 
'WOhl  vorkommen  kann. 

Uebrigens  ist  zu  bemerken,  dass  auch  gegenw;irtif,'  das  Bundes- 
amt unznstandig  ist,  soweit  es  sich  um  die  Orgam^nion  oder  ört- 
iiclie  Abgrenzung  der  einzelnen  Armenverhände  handelt;  hier  be- 
wendet es  endgültig  bei  der  Entscheidung  der  höchsten  landesgesetz- 
lichen Instanz  41).  —  Doch  hat  diese  in  der  Natur  der  Sache 
liegende  und  von  dem  B.-A.  wiederholt  anerkannte  Unzustftndigicdt  das* 
-selbe  nicht  ab^^halten,  in  dem  Erkenntniss  vom  17.  Nor.  1883 
imszuffthren,  dass  die  landesgesetzliche  Instanz  (Depat  f.  d.  H.  zu 
Posen)  sich  nicht  ausreichend  erklärt  hahe,  und  daher  in  diesem 


)  Vgl.  hierüber  oben  S.  1G6. 
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eineii  Falle  das  B.-A.  Uber  die  Zogehörigkeit  eines  Gmndstflcks  zu 

einem  bestimmten  Annenvert»ande  Ii  1  e  entscheiden  müssen.  VgU 
Kutsch.  XVI  S.  lö-i.  —  Dagegen  ebenda  die  Entsch.  vom  26.  Januar 
1884  und  XIV  S.  118  vom  25.  März  1882.  Meines  Erachtens 
ist  die  zuerst  genannte  Entscheidung  irrig  und  gesetzwidrig  und 
führt  zu  der  von  F  1  o  1 1  w  o  1 1  mit  Recht  beklagten  Verwirrung. 
§  41  will  nicht  blos  ausdnu  1  en,  dass  die  landesgesetzliche  inäianz 
unanfothibar  sein  soll,  wenn  bie  sich  geäussert  hat.  «ondern  dass 
sie  sich  äussern  ni  u  s  s ,  falls  eine  Eul&cbeidung  von  ihrer  Aeosserung 
abhängen  soll.  Pas  B.*A.  hätte  daher  diese  Frage  der  örtUcfaea 
Zngehörigkeit  abgesondert  behandeln,  hierflber  eine  amtliche  Ansf 
kanft  erfordern  und  anf  Onind  dieser  Avsknnft  entscheiden  mllssen. 

§  222. 

Was  nun  die  Wirksainkt  it  der  bundesanatlichen  Recht- 
B^rechuDg  betrifft,  so  wird  dieselbe  jedenfalls  in  ihrer  Bedeutung 
nicht  unterschätzt  werden  dürfen.  Ueber  die  Entscheidong  des 
einseben  Fidles  hinaus  dient  ein  bundeaamtltches  Erkenntnis» 
den  AnnenverMnden  als  Richtschniu'  fUr  Gewährung  der  ver- 
achiedenen  Untersttttzungsarten,  weist  sie  von  vornhei-ein  darauf 
hin,  welche  Aufwendungen  Billigung  in  der  letzten  Instanz  finden^ 
welche  nicht  oder  nicht  in  vollem  Rpfnige  anerkannt  werden. 
Gerade  diesem  Punkte  wendet  das  Bunde.^amt  eine  besondere 
Aufmerksamkeit  zu,  prüft  selbstündig  sowohl  di  Berechtigung, 
ab»  aueh  die  Höhe  der  üntersttitzung.  Zweifellos  übt  seine  kon- 
stante Judikatur  einen  erheblichen  Einfluss,  fordert  zweckmässige 
Unterstützungen  und  hält  kostspielige  Aufwendungen  für  llech- 
nung  fremder  Armenverbände  nieder.  Wer  je  im  Armenstreit' 
verfahren  praktisch  thätig  gewesen  ist,  weiss ,  dass,  von  gans 
klaren  Fällen  abgesehen ,  cTie  Berufung  auf  Entscheidungen  des 
Bundesamts  in  den  Schriftsätisen  eine  sehr  grosse  Bolle  spielt* 
Es  darf  hier  auch  an  die  zahlreichen  Entscheidungen  erinnert 
werden,  die  im  Verlaufe  der  vorliegenden  Arbeit  mitgeteilt  sind 
und  von  denen  gewisse  (  iruppen  (z  P>.  bctreffeiid  armeiirecht- 
lieb(  Farnilieiigeraeinachaft  >j  189.  betn  Ii« n  l  Krstattuug  bei  mangeln- 
dem Naehwpis  des  UnterbtützungswohnsiUi  s  §  \4V  u.  6.  w.)  in 
ihrer  Rüekwii  kang  auf  die  Praxis  eine  dem  Gesetze  selbst  nahezu 
gleichkommende  Bedeutung  erlangt  haben.  Hier  besteht  also 
bereits  jetzt  eine  gewisse,  die  Armennflegegrundsätze  wesentlich 
beeinflussende  Thätigkeit  einer  ZentraÜikstanz. 

§  228. 

Zweierlei  fehlt  freiUch :  zunächst  der  geringere  Mangel,  daaa 
die  letztinstanzliche  Entscheidung  bei  einer  Reihe  grösserer  Staaten 
in  den  nicht  interterritorialen  Fällen  dem  Bundesamte  entzogen 
ist;  und  dann  der  viel  wesentlichere  Mangel,  dass  es  erst  eine» 
in  die  letzte  Instanz  getriebenen  Streites  bedarf,  um  einen  Aua-> 
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Spruch  der  Zentralbehörde  zu  erhalten.  Wae  den  ersten  Mangel 
angeht,  so  besteht  gegenwärtig  geringe  Aussiciit  auf  Aenderiing 
des  Sachverhaltnisses ;  ob  der  heftige  Widerstand,  welcher  bei 
der  Beratung  im  Jahre  1870  der  schlechthin  gemeinsamen  höch- 
sten Instanz  cntp:rgen gesetzt  wurde  \),  jetzt  fortfallen  wiircle,  er- 
s<')uMnt  bei  der  geringen  Neiguiiir  f1'*r  Rimdcsstaaten,  der  Landes- 
lioluit  zu  Ouiiöten  der  Rcichshohuit  sich  zu  begeben,  wenig 
wahi-scheinlich.  Meines  Erachtens  müsste  bei  positiver  Reform 
der  Armen^'esL'täsgebung  dieser  Punkt  von  neuem  erörtert  und 
die  Herstellung  der  liechtseinheit  in  dieser  Beziehung  jedenfidls 
▼»Bucht  werden. 

Anders  liegt  es  mit  dem  zweiten  Mangel.  Dieser  eerade  ist 
es,  welcher  zu  überwinden  wfire,  wenn  eine  Zentralbehörde  ge- 
schaffen wfUrde;  ihre  wesentlichste  Au%abe  und  Betugniss  mUsste- 
es  sein,  ohne  einen  Streit  abzuwarten  und  ohne  dass  ein  solcher 
ülKrliaupt  in  Aussieht  stünde,  die  flrundsätze  zu  pHifcn,  nach 
deutu  bei  (lewährung  von  Unterstützungen  in  tien  einzelnen 
Armenverl>änden  verfahren  wird.  Für  diese  Thätigkeit  iJisst  sich 
gegenwärtig,  wo  das  Bundesamt  zur  Prüfung  der  Thatfrage  mit 
berufen  und  in  der  Entscheidung  hierüber  in  hohem  Masse  geübt 
ist,  am  ehesten  eine  Anknüpfung  an  die  bestehenden  Einrich- 
tungen denken.  Aber  man  verfolge  nun  diese  Thätigkeit 
weiter,  denke  sich,  nach  welchen  Grundsfitsen  das  Bundesamt 
vorgehen  soll,  wann,  zu  welcher  Zeit,  in  welcher  Weise,  durch 
welche  Hült'skräfte  u.  s.  w.  —  und  man  wird  sehr  bald  er- 
kennen, dass  die  praktische  Verwirklichung  des  Gedankens  ein» 
ungeheuere,  tiet*  in  die  lokalen  Verhaltnisse  eingreifende  Organi- 
sation erfordeni  würde,  Mhnlich  wie  die,  welche  England  besitzt. 

Aber  das  beuK-rkens werteste  Moment  «ler  f'ni!;lis<']ion  Organi- 
sation ist  nicht  der  gegenwärtige  Stand  derselben,  sondern  ihre 
Entwicklung:  sie  ist  kein  Erzeugniss  eines  einmaligen  gfsctz- 
gebcrischen  Willensaktes;  aus  der  Not  der  Umst^indc  ist  die 
parlamentarische  Erhebung  von  1832  hervorgegangen;  die  Er- 
nehnngsorgane  werden  zur  vorläufigen  Ueberwachung  der  Aus- 
ftihrung  des  neuen  Gesetzes  berufen;  hieraus  erwuchst  eine  zuerst 
rechtlich  unständige,  thatsächlich  stttndige  Behörde;  die  Ent- 
wicklung schliesst  nach  40  Jahren  mit  der  Umwandlung  dieser 
Behörde  in  ein  Armenministeriuni  ab.  Inzwischen  hat  auch  die 
oberste  Leitung  mit  den  lokalen  Behörden  mehr  und  mehr 
lebendi*^!  Fühlung  bekommen ;  Zwischenbildungen,  die  lediglieh 
den  Zwecken  des  Armenwesens  dienen,  sind  entstajiden  und 
entwickeln  sich  in  den  Inspektoraten  und  Auditoriaten.  Und 
mit  diesen  Hülfsorganen  vermag  die  Zentral  Verwaltung  gegen - 
wftrtig  einen  weitgreifimden  und  segensreichen  Einfluss  zu  Üben. 
Zu  den  Wirkungen  der  allgemeinen  Aufncht  und  Vermittelung 

1)  Vgl.  oben  &  165. 
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durch  die  Inspckton-n  wird  in  der  milde  gehandbabten  Recli- 
nungsrevision  ein  wirksamer  Schutz  gegen  Misisljraueh  fxewähr- 
leiötct.  Auf  der  anderen  Seite  wird  durch  ihre  gleichmässige 
Ausführung  im  ganzen  Lande  Einheitlichkeit  der  Rechnuugn- 
Führung  und  die  Möglichkeit  einheitlicher  GesetseBa&wendung 
Richert 

Ebenso  bt  die  Entwicklung  in  Frankreich  und  in  Wurtem- 
ber^  eine  allmähliche.  Es  liegt  nahe,  wenn  man  den  Erfolg 
l^wisser  Einrichtungen  vor  Augen  hat,  zu  meinen,  dass  mit 
gleichen  Mitteln  (ileichcs  erreicht  werden  könnte.  Und  das 
ist  gewiüs  richtig,  sofern  gleiche  Mittel  vorhanden  sind.  Gleiche 
Mittel  heiiüjt  aber  in  ^^'ahrheit:  gleiche  Voraussetzungen  ihi*er 
Anwendung.  Uns  aber  fehlt  es  an  diesen  Voraussetzungen; 
keine  historische  Entwicklung  hat  (namentlich  in  Pnnssen  i  iilm- 
liche  Veranstaltungen  vorbereitet.  Eine  in  Jahrhundertc  langer 
Uebung  gross  gewordene  Selbatverwaltungf  welche  ohne  Sdiaden 
«ine  starke  staatlicfae  Beau^chtiguug  und  Mitwirkung  vertrüge, 
besitzen  wir  nicht;  bei  uns  sind  die  Grenzen  zwischen  Selbst» 
Torwaltung  und  Staatsaufincht  noch  zu  schwankende,  um  nicht 
•einer  wirklich  emsthaft  zugreifenden  Zentralarmenbehörde  zu- 
nfichst  den  Cliarakter  einer  regierenden,  statt  einer  beratenden 
und  mitheUt'iKien  Behörde  zn  ^^eben.  Nicht  die  p;oringste  der 
Voraus.'^etz  11  Ilgen  dürfte  endÜch  das  Vorhandensein  geeigneter 
Beamten  auf  der  einen  —  einer  willftihrigen,  des  Verständnisses 
fähigen  Bevölkerung  auf  der  anderen  Seite  sein.  Denn  eine 
Regelung  des  Armenwesens  von  einer  Zentralstelle  aus  würde 
«ohne  die  lebendige  Vermittelung  durch  die  Inspektoren,  ohne 
-das  ihnen  entgegengebrachte  Vertrauen  beider  Teile  gerade  den 
-entgegengesetzten  Erfolg  haben  —  eine  bureaukratisdie,  ver* 
ständnissloee  Einmischung,  eu  allen  guten  Willen  vemiditendes 
Misstraueo. 

Am  meisten  aber  würde  dies  gerade  der  Fall  sein  da,  wo 
es  dic^ser  Vermittelung  am  meisten  bodtirfto .  in  den  kleinen 
Armen  verbänden,  welche  techniscli  und  tinanziell  den  Anforde- 
rungen der  Armenpflege  am  hiilflobCöLen  gegentiberstehen. 

Unvermittelt  dureii  Gesetz  eine  Zentralbehörde,  ein  Reiehs- 
armenamt  schaffen,  oder  das  Bundesamt  f.  d.  Ii.  zu  eiueui  sol- 
•chen  umgestalten,  wttrde  daher  soviel  bedeuten,  wie  von  oben 
ber,  statt  von  unten  auf  bauoi. 

§  224. 

Dagegen  dürfte  der  andere  N'orschlag,  bei  den  Landarmen* 

verbanden  eine  Art  Armeninspektorat  einzurichten,  ausführbar 
sein  und  Aussicht  auf  guten  Rrfol^^^  «j-ewähren.  Gerade  die  be- 
reits lande.sgesetzlich  in  allen  i^undedstiuitt-n  bt^tehende  Verpflich- 
tung zur  Gewährung  von  Beihülfe  an  unvermögende  Gemeinden 
von  Seiten  der  grösseren  Verbände  würde  sich  als  t::eeigiietes 
Acquivalent  erweisen,  die  Einführung  viner  solchen  Aufsicht  und 
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Vermittelung  zu  erKnchtern.  Eine  reichsgesetzliclie  Kegelung  wäre 
freilich  zur  Zeit  nicht  nniglich.  Vielmehr  wilnle  dies  Sache  der 
LaiKie>ge6etzgebuDg  sein,  welche  eine  solche  Einrichtung  aljer 
nicht  voQ  dem  guten  Willen  der  einzelnen  Landciriuenverwakuu^^eu 
^ibhlingen  lutea  durfte,  sondern  das  ArmaninspdEtorat  Iftnaes- 
gesetsuch  dnfübren,  die  Bedingungen  der  Anstdlong,  den  Auf- 

fabenkreis  a.  s.  w.  fest  normiren  mttsste.  Die  Inspektoren  würden 
ie  einzelnen  Armenverbiinde  zu  bereisen ,  in  einem  bestimmten 
Ttimus  den  Zustand  dersclhon  auch  ohne  äussere  Veranlassung 
zu  untersuchen  haben,  im  Uebrigen  bei  Gelegenheit  des  Nach- 
suchens von  Beihulfe  seitens  der  Armenverb.lnde,  der  Be-^chworde 
übfr  m-mi^^elhafte  Unterstützung  u.  s.  w.  die  betreflFendeu  Armen- 
verbünde  besonders  in  Obiicht  nelimen  müssen.  Es  %vtirde 
Jiuf  die  Verhältnisse  der  Nachbargemeinden,  namentlicli  auch  der 
Gutsbezirke  und  der  Landgemeinden,  des  Autentlialts-  und  des 
Arbeitsortes  u.  s.  w.  zu  achten  sein.  Wo  sich  die  Zusammen- 
legung von  Gemeinden  zu  Gesammtannenverbänden  empfiehlt, 
wird  hierüber  zu  berichten  sein;  nur  die  durch  sorefi&ltiffe  lokale 
JBrmittelaDgen  gewonnene  Kenntni&s  der  QemeindeTerhftltnisse, 
4ind  der  AnnenzustSnde  benachbarter  Gemeinden  wird  es  ermög> 
liehen,  einen  Zwang  zur  Vereinigung  gegen  dieselben  zu  üben, 
•der,  wie  oben  dargelegt,  schon  jetzt  von  einer  Reihe  praktischer 
Armen ]>ri^^c-pr  nach  einer  allgemeinen  Norm  gefordert  wird.  Die 
Inspektoren  würden  in  ähnlicher  Weise  wie  die  englischen  oder 
wie  die  badischen  I^andeskommissare  mit  gewissen  selbständigen 
Befugnissen  auszustatten,  im  Uebrigen  der  Oberleitung  des  Land- 
annenverbandes als  HlÜfsorgane  beizuordnen  sein.  Auch  würde 
4nch  nichts  gegen  Besoldung  deraelben  ans  der  Staatskasse  ein- 
wenden  lassen. 

Daneben  wttrde  als  unerlHsaliche  Vorbedingung  allmtthlicher 

Zentralisation  die  Einforderung  und  Sammlung  von 
Berichten  und  Nachweisungen  über  den  Stand  des 

^Armen  Wesens  zu  treten  h.iben,  wie  es  in  Oldenburg  und 
l'.ai'  rn  bereits  gegenwärtig  der  Fall  ist.  Dies  könnte  sehr  wohl 
von  einer  den  sämmtlichcn  Inspektoren  übergeordneten,  zunächst 
«twa  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  dem  Ministerium  de^* 
Innern  zu  lassenden  Zentralstelle  aus  iingeorduet  und  überwacht 
werden ;  dort  würden  die  Berichte  und  Nachweisungen  zusammen- 
zustellen, nach  gewissen  Grundsätzen  au  verarbeiten  und  zu 
'verö^ituchen  sem.  Selbstverstilndlich  hätte  steh  diese  Zentral- 
atelle  der  Leitung  der  Inspektoren  zunächst  zu  enthalten  und 
«ich  auf  das  Sunimeln  und  Ordnen  zu  beschränken. 

I  )ie8e  Einrichtungen  des  Inspektorats  und  einer  p e r i o  - 
-dischen  Armenstatisti  k  im  weiteren  Sinne,  die  beide  meines 
Kraclitens  als  drinirendes  Hediiriniss  zu  bezeichnen  sind,  ktinnten 
<lann  zunächst  im  Wege  der  praktischen  Uebung,  zu  einer  thatsäch- 
lichen,  und.  wenn  sie  wirklieh  sich  bewährt  hätten,  zu  einer  gesetz- 
lich Z.U  sanktiouiremien  Z(  ntralleitung  tuhren,  welche  gemeinsame 
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OrundsÄtze  auszusprechen  und  ilire  Durchft\hning  zu  überwachen, 
wichtige  Maböiegeln  den  eiu^eliieii  Ai'menvcrbaaden  anzuraten  urnl 
nötigenMls  vorzuschreibeD ,  die  Gesetzgebung  Uber  Armenwesen 
Yorzttbereitea  hättet).  Im  fibrigen  wird  man  vorlftofi^  noch 
zweckmtaig  die  sdion  jetzt  etwa  als  notwendig  empniodene 
weitere  Zentralisation  der  Ptrovineia!-,  Eieis-  und  anderer  Vor- 
stünde der  Kommanalverwaltungen  der  Privatinitiative  Uberlaseea 
k()nnen,  die  bereits  in  dem  Deutschen  Verein  fUr  Armen- 
pflege und  Wohlthätigkeit  ein  ausserordentlich  bedeutendes- 
und  wertvolles  Oiigan  sich  geschaffen  hat 

g  225. 

T'ür  die  Frage  einer  Reichs  -  Zentralbehörde  mittelbar  sehr 
wichtige  Verhandinngen  sind  jüngst  im  Reichstage  ans  Anlass  der 
von  sozialdemokratischer  Seite  vorgeschlagenen  Organisation  v<>!i 
Arbeitsämtern  und  eines  Reic Ii  s arbeit  sani  t  es  geführt  wor- 
den. Die  Vorschläge  (als  ein  Tit.  IX  der  Gewerbe-Ü.  einzufügen) 
wiuischen  die  Errichtung  von  Arbeitsämtern  für  das  Gebiet  des- 
Reichs in  Bezirken  von  200 — 400  000  Einwohnern  und  die  Unter- 
ordnung aller  dieser  unter  ein  Reichsarbeitsamt.  Ihre  Aufgabe 
soll  einmal  Ueberwacbung  der  indastriellen  Betriebe  und  Bericht« 
erstattuDg  hierttber,  und  zweitens  Organisation  des  unentgeltlichen  Ar- 
beitsnachweises bilden.  In  der  zur  Beratung  bierttber  ebgesetsten 
Kommission  wurden  diese  Torschläge  abgelehnt  und  an  Stelle  dessen 
dem  Reichstag  eine  auf  thunlichste  Verkleinerung  der  Fabrikiuspek- 
tionsbezirke  und  auf  Vermehrung  der  Fabrikin^pektoren  abzielende 
Resolution  vorgeschlagen:  Drucks.  1886  Nr.  122.  Im  Reielis- 
tage  wurde  diese  Resolution  angenommen  unter  Ablehnung  de» 
Amendements  Halben,  welches  dem  Wunsch  nach  häutigerer  Re- 
vision der  Betriebsstätten  Ausdruck  gab:  vgl.  die  stenogr.  Ber. 
über  die  Sitzung  vom  15.  März  1886  S.  1506  ff.;  vom  17.  März. 
18S6  S.  1515  flf.  —  Auf  die  Einzelheiten  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden.  Nur  das  möchte  als  svaiiAüiüaubeh  für  die  hier 
vorliegende  Frage  einer  Zentralarmenbehörde  hervorzuheben  sein, 
dass  von  Selteu  des  Vertreters  der  Terbttndeten  Begienmgen  nament* 
lieh  die  mit  der  Errichtung  von  Arbeitsämtern  verbundene  schwere- 
Störung  der  Verwaltungseiurichtungen  und  der  Behördenorganisation 
geltend  gemacht  wurde.  Jedenfhlls  darf  die  weitere  Ausbildung 
des  Fabrikinspektorats,  auf  welche  der  Reichstag  resolvirte,  als  die 
nftherliegende  und  wichtigere  Aufgabe  der  Reichsregiemng  betrachtet 
werden.  Die  Ablehnung  des  Amendements  Halben  ist  bedauer* 

Positive  Vorschlage  für  Aufstellung  genieaisainer  Grundsätze 
macht  Doell,  a.  a.  0.  B.  48.  —  Auf  die  Fmge  des  BedfirfhiMSS  naeh 
ArmeoBtatiBtik  und  nach  aUm&hlieher  Ausbildung  einer  Zentralbehörde  im 
Auschluss  an  eine  vom  Reiche  einzusetzende  Kommission  zur  r^ttfr- 
Buchung  der  Zustände  des  Annen wesens  bin  ich  näher  in  meiner  Abiiund- 
UkDR  „lieber  AmeBBtatiBtik«*  in  Conr.  Jahrb.  1886  S.  878  ff.  namentHch 
S.  441  ff.  eingegangen. 
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lieh,  zeigt  aber  gleichfalls»  wie  weit  ab  wir  auch  hier  noch  von 
vollkommener  Erreichung  des  mit  Schaffung  des  Fabrikinspektorats 
vorgesteckten  Zieles  sind.  Vgl.  liierüber  norh  die  Reichst. -Vcrh. 
\oni  11.  Dezember  1885.  stenogr.  Bei.  291  und  Kister, 
Die  Fahrikinspehtionsherichte  und  die  Aiheiterschutzgesetzgebung 
in  Deutschland,  in  L  onr.  Jahrb.  X.  F.  Bd.  11  S.  393  ff. 

§  226. 

Speziell:  Schutz  gegen  Abachiebunff.  —  Das  mit 
jeder  Armengesetz^ebung  unausbleiblich  verbundene  üebel  der 
Abschiebung ' )  bildet  auch  gegenwärtig  den  Gegenstand  mannig- 
facher Klagen  und  Vorschläge  ssur  Abtildfe.  Namendich  gilt  dies 
von  der  am  häufigsten  ▼orkommenden  und,  wie  mehr&ch  dar- 
gele^  selbst  fUr  grosse  und  leistungsiHhige  Armenverbände  sehr 
lästigen  Abschiebung  von  Kranken. 

Erkennt  man  den  wahren  Grund  hierfUr  in  der  Soige  vor 
der  Arinenla.st.  so  wird  man  nach  dem  Grundsatze  tolle  causam, 
toUis  niorhum  zunächst  an  die  enttVmten  n  Hülfsmittol  denken 
und,  wie  es  die  überwiegende  Zahl  aller  Schriftstelirr  thut,  das 
beste  Heilmittel  in  der  sache:emässen  Entlastung  der  leistuugj»- 
unOihijren  Armenverbände  erbhoken.  Auch  i.st  in  An.sehung  dieses 
Punkten  die  Bedeutung  der  bundesamtlichen  Judikatur  nicht  zu 
^nterschtttzen»  welche,  wie  oben  nachgewiesen,  eine  betrttohtliche 
Zahl  von  Awchiebungs^en  «u%edeckt  und  den  wirklich  ver- 
pflichteten Armenverband  zur  Erstattung  und  Uebemahme  der 
weiteren  Fttrsoige  bezOgllcb  der  abgescnobenen  Personen  ver- 
urteilt hat 

Vgl.  oben  §.  95.  ffier  ist  noch  besonders  hervoRubeben, 
4a8S  das  Bundesamt  in  konstanter  Rechtsprechimg  daran  festgehalten 
hat,  dass  auch  der  Dienst-  und  Arbeitsort,  sofern  die  Voraus- 
setzungen des  §  29  vorliegen,  in  Verhältniss  zu  anderen  Armen- 
verbänden als  definitiv  verpflichteter  Armenvcrhand  gilt .  trogen 
welchen  die  Klage  auf  Erstattung  und  Uebemahme  der  vorlaurigeu 
Fürsorge  ohne  Rücksicht  auf  den  U. -W.  zu  richten  ist.  — 
Vgl.  Euisch.  V  S.  70,  VI  S.  41,  VII  S  54,  VIII  S.  119.  —  Witt- 
genstein, I  S.  171,  spricht  sich  im  Gegensatz  zu  einer  Eutsch.  des 
sftchsischen  Ministers  des  lonom  vom  23.  Januar  1874  in  dem- 
selben Sinne  aus.  —  So  auch  Biedel,  Armenges.  S.  105. 

Gleichwohl  wird  die  Verurteilung  lediglich  nach  Massgabe 
-der  annenreohdlcben  Verpflichtung  um  deswillen  nicht  tttr  aus- 
reichend gehalten,  weil  in  allen  Fttllen  der  Anstaltspflege  —  vor 
4dlem  also  BLrankenpflege  —  nicht  die  volle,  sonaem  nur  die 
tarifmässige  oder  die  E^rstattung  unter  Ausschluss  der  Verwaltungs- 
koiten  geordert  werden  darf,  so  dass  der  verpflegende  Armen- 


»)  Vgl.  hierzu  oben  §  94.  95. 
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verband  doch  noch  erheblichen  Schaden  erieidet^).  Ausserdem 
wird  aber  hervorgehoben ,  dass  die  Erstattung  doch  immer  erat 
nach  vielen  Weiuäuftigkeiten  erfolge,  und  dass  der  Armenw- 
band,  dem  zugeschoben  wttrde,  auch  im  gunstigsten  Falle  die 
Muhe  der  vorläufigen  Unterstützung  behielte.  Vor  allem  aber 
seien  die  meisten  gegen  Abschiebung  Uberhaupt  schutzlos,  weil 
sich  selten  die  dolose  Handlung  ffen  ui  enveisen  laase^  und  wenn 
auch  erweisbar,  überwit'<;end  Tenjr  rgen  bleibe. 

Man  schlMgt  dalier  ^^anz  allgemein  vor,  Vor s t H n  d e  von  Ar- 
menver banden,  sofern  üic  sich  einer  Abscliiebung  scliuldig 
machen,  zu  bestrafen  und  aussei^dem  tur  den  Schaden  per- 
sönlich haftbar  zu  machen-).  Ein  Armen  verband  empfiehlt 
die  Denunziation  bei  der  Staatsanwaltschaft  auf  Grund  dea. 
$  221  des  R-Str.-G.'B.  (Aussetzung  in  htdflosem  Zustande),  voa 
der  er  gelegentlidi  erfoljp^chen  Qebrauch  gemacht  habe").  Eben- 
derselbe strengte  in  einem  anderen  Falle  sehr  gröblicher  Ab> 
Schiebung  die  Zivilklage  gegen  den  abschiebenden  Armen - 
verband  an  und  erstritt  vollen  Kostenersatz*).  Ein  anderer  Vor- 
schlag ht.  dass  von  der  zuständigen  I^'hörde  solle  verfügt  werden 
können,  tlass  eine  durch  Abschiebung  veranlasste  Abwesen- 
heit bei  lierechnung  der  Frist  zum  Erwerb«'  bezw.  zum 
Verluste  des  UnterstUtzungs Wohnsitzes  n  i  c  h  t  g er  e  c  L  n  e  t  werde ''). 

Speziell  gegen  Abschiebung  von  Kranken  wird  empfohlen,, 
den  abschiebenden  Armenverbana  zum  vollen  Kostenersatz, 
namentlidi  also  auch  der  Ver  waltu  n  g  skos  ten  zu  verpffiditen^). 

Von  allen  diesen  Vorschlägen  dürfte  der  letzte  die  meiste  Be- 
achtung verdienen  und  sich  der  gesetzlichen  Regelung  empfehlen. 

')  Vgl.  obeu  §  174. 

-•)  So  Wittffenstein  in  Aupb.  Allgnin.  Zeit  1877  S.  4010  -  ohne 
be-tiimiift<  Formulirung.  —  Doi^gleicMoii  Krauchen  der  ptadtiscben  Kollegien 
in  Dresden  au  das  Minister,  des  limt;rn,  —  vgl.  C»eni.-Z.  1878  S.  4.  — 
Der  Referent  ftr  den  poromentchen  Städtetag  vom  7.  10.  1876  empfalil 
zur  Ergänzung  des  §  28  K.-G.  Fpst^etzun^  t  im  r  Strafe  bis  zQ  800  Marie 
oder  yerhältni9PmH?8i^e  Haft;  auch  solle  die  Beitreiburp  der  711  erstatten» 
den  Kosten  ohne  Weiteres  im  Admioistrativwege  zugelH:4sen  werden. 

*)  Der  Magbtmt  zn  Polzin.  Vgl.  die  MUteilung  der  Gein.-Z.  1874 
B.  267. 

*)  Vgl.  a.  a.  0.  —  Ploftu'.'H  ht  ebenfalls  der  Meinung,  d«?«!  im 
Falle  einer  Verechuitluug  des  Beamten  oder  der  Gemeinde  die  Deiikts- 
klage  (für  Preuesen  A.  L.-R  Tb.  I  Tit  6)  auf  vollen  Schsdeneraats  zn. 
läaug  sei:  I  8.  238. 

^)  JoUy  8.  17,  im  Anschlusa  au  Art.  9  des  iS.  34  abgedmcktei» 
belg.  (ies.  V.  14.  März  1876. 

'  )  Eine  derartige  Bestimmung  hatte  Art.  45  der  Silchs.  A.-0» 
Vgl.  hierzu  die  Bemerk,  v.  Wittgenstein,  Komm.  S.  .31  und  S.  51.  - 
In  di^iem  Sinne  bcschloBö  auch  der  pommersche  StSdtetag  v.  7.  10.  1816 
zn  petitioniren.  ^  Bürgerin.  Bloch  mann  schlügt  guuz  allgemein  in  der 
Gcm.-Z.  S.  234  vor,  §  30  dahin  zu  deklariren,  daas  nnr  die|enigen 
Generalkn?ten  der  Armenpflege  von  der  Eretatturig  aiis^eschlosfcn  meiben, 
welche  in  den  eignen  Anstalten  des  vorläutig  unterstützenden  Armen- 
Tereina  erwachsen  sind. 
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Was  die  anderen  betrifit,  so  steht  schon  jetzt  der  Inanspruch- 
nahme eines  Beamten  und  seiner  Denunziation  wegen  Aussetzung 
zu  treffenden  Falles  nichts  entgeir*"n.  Dagej^en  möchto  man  mit 
einer  Strafandrohung  wohl  weni^^  mehr  ausrichten,  als  die  Lei- 
stungen der  Armenpfleire  da,  wo  sie  ohnehin  hinter  den  gesetz- 
lichen Anl'orderungen  zurückbleiben,  noch  melir  herabzudriicken 
Wohl  aber  möchte  in  dem  llahmen  einer  Einrichtung,  wie  sie 
das  Äsrmentnspektorat  sean  kann,  dneBeBtimmung  zulässig  und 
erwtlntcht  sein,  welche  den  Inspektoren  gestattet,  mftssige  Ord- 
nungssrafen  zu  rerhAngen»  wie  denn  überhaupt  neben  den  Mass- 
regmn  sor  Schaffung  leistungsfähiger  Verbände  und  Herstellung 
ausreichender  VcrnnstaltUDgen  der  Armenpflege  die  Einsetsung 
cr^oigncter  Aufsiclitsorgnne  die  meipte  Bedeutung  flir  das  gesetz- 
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